image 
not 
avallable 











Google 
C 





—— — —, nn — 


Schriften 


des 


Vereins für Socialpolitik. 


XCVl. 
Neue Unterfuhungen über die Wohnungsfrage. 


Zweiter Band. 





Leipzig, 
Verlag von Dunder & Humblot. 
1901. 


Vene Unterfuhungen 


über die 


WVobnungsfrage 


in Deutfchland und im Ausland. 


Herausgegeben vom Verein für Socialpolitik, 


— — — 


Zweiter Band. 


Deutſchland und öſterreich. 


Zweiter Band. 





Leipzig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 
1901. 


HBS5 
-V4 
v, 36985 


Ale Rechte vorbehalten. 


Dormwort. 


Der vorliegende Band behandelt den zweiten Teil des Programms 
(f. Vorwort zum erſten Band, erfte Abteilung) für Deutſchland und Dfter- 
reih: die Beſchaffung von kleinen Wohnungen für die unteren Klafjen, alfo 
die pofitive Eeite der Mohnungspolitif. Seine Herftelung verurfachte 
am wenigiten Schwierigkeiten, da hier feiner der von Anfang an in Ausſicht 
genommenen Bearbeiter verjagt hat. Die ausführlihe Darftellung, melde 
insbejondere die ‚Förderung der gemeinnüßigen Bauthätigfeit unter Abdrud 
der in Betracht fommenden Bedingungen, Formulare u. f. w. darin gefunden 
bat, madt ihn zu einer Art von Handbuch des Arbeitermohnungsbaues, 
geeignet, auch in den Kreifen der Praktiker Verwendung zu finden und eine 
größere Ausdehnung und einheitliche Geftaltung der in Betracht kommenden 
Mapregeln herbeizuführen. 


Freiburg i. B., den 15. Juli 1901. 


Garl Iohannes Fuchs. 


10°000 


Inhaltsverzeichnis 
zun zweiten Band. 


Bormwort. 


Erfter Teil. 


Die Maßnahmen zur Gritellung und zur Förderung des Baues 


gejunder und billiger kleiner Wohnungen. 


Bau von kleinen Wohnungen dDurd Arbeitgeber, Stiftungen, 
gemeinnütige Baugelellfhaften und in eigener Regie der 
Gemeinden. 

Von Profeſſor Dr. H. Albrecht, Groß-Lichterfelde . 


A. Deutſches Reid a 
I. Bau von Heinen Wohnungen durch Arbeitgeber 

1. Staat und Gemeinde ala ae 
2. Brivate Arbeitgeber 

ll. Bau von Heinen Wohnungen duch Stiftungen, gemeinnügige Baugefell- 
ichaften, gemeinnüßige Bereine und Genofienichaften —— 
1. Der Eigenhausbau durch gemeinnützige Vereinigungen 
2. Der Bau von Mietwohnungen durch gemeinnützige Sereinigungen 

III. Bau von kleinen Wohnungen in eigener Regie der Gemeinden . 


B. Öfterreid . De ee dar are 
Anhang. Ergebnifle einer Erhebung über die Ausdehnung der gemeinnüßigen 
Bauthätigfeit in Deutichland . We Var 


Befchaffung der Geldmittel für die gemeinnütige Be 
Von Landesrat Brandts, Diüffeldorf RR : 


I. Begriff der gemeinnügigen Bauthätigkeit; EN bejonderer * 


quellen für dieſelbe 
Il. Die Geldquellen der —— Bauthätigteit im "allgemeinen 


Seite 


m 


36 
41 
46 


49 


6 


87 


89 
111 


VII Inhaltsverzeihnis zum zweiten Band. 


Seite 


III. Die Landesverfiherungsanftalten, die dieſen gleichftehenden Kaffen- 


einrihtungen, fowie die Berufsgenoflenihaften -. »- » =» =» 2.2. ...119 





IV. Beteiligung der Sparfaffen an der Geldbeihaffung für die gemein- 
nützige Bauthätigfeit . 


V. Die preußiſchen — — als Förderer des Krbeitermohnungd- 


weſens, bezw. Die Verwendung von Staatämitteln zu dieſem Zwecke 140 
VI. Anlage des Bermögens von Stiſtungen nnd Armenverwaliungen in 

Arbeiterwohnungen . .» . . i : ET 
VII. Gewährung von Zwiſchenkredit * emeinnützigen — sbau . 145 


VIII. Gentralvereine zur Förderung des Arbeitermohnungsmweiens er '\; 
IX. Weitere Reformziele ET WIE RESTE IEIENE 150 


129 














Förderung der gemeinnübigen Bauthätigkeit durch die 
Gemeinden, 


Bon Überbürgermeifter Bed, Mannheim. . -» » » . ..179 








B. Thätigfeit öfterreichiich-ungarifcher Gemeinden. ’ : 
ll. Teil. Die Aufgaben der Gemeinden gegenüber der gemeinnägigen — 










thätigkeit EEE 
A. Allgemeine Nabnahmen or — im Intereſſe der freien 


Entfaltun emeinnügigen Bauthätigkeit. . . . 218 
B. Förderung der gemeinnügigen Bauthätigfeit durch Berbiltigung 

des Wohnens . : EBD EHEEETZERTEE 
C. Eondervergünitigungen für 

beiondere Bauvereine . 


Förderung des Daues kleiner Wohnungen durd die private 
Thätigkeit auf ſtreng wirtfchaftliher Grundlage. 


Ron Oberbürgermeifter Dr. Adides .M.. 








Bau von Fleinen Wohnungen 
durch Zlrbeitgeber, Stiftungen, gemeinnüßige Baugejfellichaften 
und =Dereine, Baugenofjenichaften und in eigener Regie 
der Gemeinden. 


Don 


* Profellor Dr. B. Albrecht, Groß-Kichterfelde. 


Schriften XCVI. — Bohnungsfrage II. 1 


A. Deuffches Weich. 


I. Bau von kleinen Wohnungen durch Arbeitgeber. 


Es ift anläßlich der legten PBarifer Weltausftellung der Verſuch gemadit, 
auf dem Wege einer Fragebogenerhebung dur die Gemwerbeauffihtsbeamten 
die Zahl der in Deutfchland eriftierenden „Arbeitermohnungen“, d. h. der- 
jenigen Heinen Wohnungen feitzuftellen, die durch Arbeitgeber, gemeinnügige 
Geſellſchaften, Baugenofjenfhaften und verwandte, unter den Begriff der 
Gemeinnügigfeit fallende Einrihtungen für das Mohnbedürfnis der minder- 
bemittelten Bevölferungsflaffen, infonderheit der handarbeitenden Klafjen, 
bereitgejtellt find. Someit ſich die Enquete auf den Bau von Wohnungen 
durch Arbeitgeber bezog, ift nur der inbuftrielle Teil der Bevölkerung in 
Betracht gezogen. Durch diefe Erhebung tft feftgeftellt, daß die Gefamtzahl 
der in Deutfchland von induftriellen Arbeitgebern erbauten Arbeiterwohnungen 
am 1. Dftober 1898 143049 betrug. Das würde, wenn wir die gefamte 
induftrielle Bevölferung im Deutfchen Reich nad) der Berufaftatiftif vom 
14. Juni 1895 zu rund 8 Millionen annehmen — die Betriebe mit weniger 
als 5 Beichäftigten find als hier nicht in Betracht fommend ausgeſchloſſen —, 
rund 18 Arbeiterwohnungen auf 1000 Arbeiter ergeben. In einzelnen 
Provinzen bezw. Bundesftaaten erhebt fi diefe Verhältniszahl um ein be- 
trächtliches über den Durchſchnitt, fo in den preußifhen Regierungsbezirfen 
Oppeln auf 106, Arnsberg auf 60, dem Bezirk Lothringen auf 57, dem 
Regierungsbezirf Trier auf 50, der bayerifchen Oberpfalz auf 47, den Re- 
gierungsbezirfen Dsnabrüd, Hannover, Aurih und Stade auf 40, dem 
Regierungsbezirt Düffeldorf auf 36 u. ſ. w. Wir mollen hier auf Einzel» 
heiten der Erhebung und auf eine Kritif ihrer Ergebniffe nicht eingehen, 
weil von vornherein einleuchtet, daß die bloße Zählung der Wohnungen für 
die Wertung des von feiten der Arbeitgeber zur Löſung der Wohnungäfrage 
Beigetragenen nur eine fehr relative Bedeutung hat. Einen Anhalt für die 
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Beurteilung der Frage, ob das auf dieſem Wege Geſchaffene wirklich als 
ein Beitrag zur Löſung der Wohnungsfrage aufzufaſſen iſt, würden wir erſt 
gewinnen, wenn gleichzeitig feſtgeſtellt werden könnte, daß die Beſchaffenheit 
ſämtlicher gezählten Wohnungen in räumlicher und geſundheitlicher Beziehung 
ſich ſo weit über das Durchſchnittsniveau erhebt, daß ſie den Arbeiter— 
familien für einen angemeſſenen Preis wenigſtens ein gewiſſes Maß von 
Behaglichkeit des Wohnens gewährleiſten. Erfahrungsgemäß entſprechen viele 
von Arbeitgebern aufgeführte Wohnungen aus Gründen, die hier nicht näher 
erörtert zu werden brauchen, dieſer Vorausſetzung keineswegs. Auf der 
anderen Seite wird es aber unendlich ſchwer, ja faſt unmöglich ſein, auf 
dem Wege der ſtatiſtiſchen Erhebung zu Feſtſtellungen zu gelangen, die den 
geſtellten Anforderungen entſprechen. Wir werden uns daher, um wenigſtens 
zu einem allgemeinen Urteil über das zu gelangen, was durch Arbeitgeber— 
fürſorge zur Löſung der Wohnungsfrage beigetragen iſt, auf die Beſchreibung 
der hauptſächlichſten Typen beſchränken müſſen, wobei uns in der Mehrzahl 
der Fälle die eigene Anfhauung den Maßſtab für die Beurteilung an die 
Hand giebt. 


1. Staat und Gemeinde als Arbeitgeber. 


Unter den Großbetrieben, die in Deutfchland durch ihre Wirkſamkeit 
auf diefem Gebiete hervorragen, nehmen eine der erften Stellen die Staat3- 
betriebe ein. Bor allem iſt es die preußifche Bergvermwaltung, 
die namentli im Bereich der Staats» Berg, Hütten» und Salzwerke im 
Saargebiet, in Oberſchleſien und Staßfurt fchon in einer fehr frühen Periode 
ein eigenartiges Syitem der Seßhaftmachung der Arbeiter auf eigenem 
Grund und Boden in großem Umfange und mit dauerndem Erfolg zur 
Durchführung gebradht hat. Die Bemühungen des preußifchen Bergfiskus 
zur Anfiedelung der Arbeiter gehen bis in den Anfang der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts zurüd!. Sie haben ihren Ausgang von der 
unter der Regierung Friedrihs des Großen begonnenen Anlage fisfalifcher 
Hüttenwerfe in Oberfchlefien genommen und find nad der Ermwerbung des 
Saarbrüder Landes auf die dortigen Staatsbergwerfe übertragen worden, 
fpäter auch bei den Staatswerken der Oberbergamtsbezirfe Halle, Dortmund 
und Clausthal in fleinerem Maßjtabe zur Anwendung gelangt. Die Be- 
dingungen, unter welchen den Arbeitern der Staatswerfe Beihilfen in Form 


ı Täglihsbed, Die Beförderung der Anfievlung von Arbeitern der Staats 
Berg⸗, Hütten- und Salzwerke durh Gewährung von Bauvorihüflen und Baus 
prämien jeitens des preußiichen Bergfisfus. Schriften der Centralftelle für Arbeiter: 
Wohlfahrts-Einrichtungen Nr. 1, ©. 98. Berlin 1892. 
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von Baudarlehen und Bauprämien zum Häuferbau gewährt werden, 
find für die verfchiedenen Bezirke beſonders normiert, ftimmen aber in den 
Hauptpunften, jo namentlich in der Höhe der bewilligten Gelbbeträge (bis 
2400 Mark) und der Rüdzahlung von jährlih 10 %/o des Barvorfchufjes 
überein. Während den bauluftigen Arbeitern der oberfchlefifchen Werke vom 
Fisfus eine Bauftelle geſchenkt wird, ift im Saarbrüder Bezirk die Be- 
ihaffung des Grundftüds Sache der Arbeiter und nur an die Bedingung, 
daß dasfelbe innerhalb des fejtgeitellten Baurayons liegen und hypothefenfrei 
fein muß, gefnüpft. Hier fomohl wie in Oberfchlefien muß das Haus ges 
mwifjen baulichen Vorfchriften entfprehen. Der Erbauer muß fi verpflichten, 
das Haus jelbft zu bewohnen — in Gaarbrüden mindejtens zehn Jahre 
nah Empfang der Bauprämie — und von ihm nicht benugte Räume nur 
an Arbeiter der Staatöwerfe zu vermieten. Schank- und Gaftwirtfchaft, in 
Saarbrüden auch offene Ladengeſchäfte dürfen — bier während der erſten 
zehn Jahre — nur mit ausdrüdlicher Erlaubnis in den prämiierten Häufern 
betrieben werben. Zumiderhandlungen berechtigen zur fofortigen Rück— 
forderung der Prämie und des Barvorſchuſſes. Dasfelbe ift nach den ober- 
fchlefiichen Bedingungen der Fall, wenn das Haus im Wege der freiwilligen 
oder notwendigen Veräußerung in das Eigentum einer Perfon gelangt, 
melde nicht zu den Arbeitern oder Betriebsunterbeamten des fisfalifchen 
Werks gehört, oder wenn der Hausbefiger freiwillig oder unfreiwillig — außer 
im Falle der Invalidität — aufhört, Arbeiter oder Beamter des Werks zu 
fein. In Saarbrüden darf während zehn Jahren nad Empfang der Bau- 
prämie die Veräußerung des Haufe nur an einen Bergmann im aftiven 
Dienjt der Königlichen Gruben und nur mit Zuftimmung der Bergwerf3- 
direftion hinfichtlih der Perfönlichkeit des Ermwerbers erfolgen. Das Haus 
darf an den Anfäufer nnr unter denjelben Bedingungen und Verpflichtungen, 
unter denen e3 der Verkäufer befejjen hat, übertragen werden. In einzelnen 
Fällen hat fich der Fiskus das Vorkaufsrecht vorbehalten (Staßfurt). Die 
Rüdzahlung der Barvorfchüfje erfolgt im allgemeinen durch monatliche Zohn- 
abzüge. Zur Sicherung de3 Zweds der Bauunterjtügungen und der Be- 
dingungen ihrer Gewährung werden auf den Bauplat und das Prämienhaus 
die von dem Erbauer übernommenen Verpflichtungen hypothekariſch ein- 
getragen. 

In der Zeit von 1865, in welchem Jahre mit dem hier furz an- 
gedeuteten Syſtem der Anfang gemacht wurde, bis Ende 1899 waren von 
dem Königlich Preußifchen Bergfisfus rund 5056000 Mark zu Bauprämien 
und rund 7300000 Mark zu unverzinslihen Darlehen im Intereſſe der 
Anfiedelung der Arbeiter der Staatsbergwerke aufgewandt. Wie erfolgreich 
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die planmäßige Unterftüung bauluftiger Arbeiter gewirkt hat, geht aus der 
Thatfache hervor, daß 1892 von den Arbeitern der Staatöbergwerfe bei 
Saarbrüden 42°o, von denen der Staatswerfe im Oberbergamtsbezirf Halle 
27%0 und von denen des Bergrevierd Stolberg-Eisleben ebenjo wie unter 
den fiskaliſchen Berg: und Hüttenleuten des Oberharzes 25°, Haugeigen- 
tümer waren. Taeglihsbed hat a. a. O. eine interefjante Überficht über 
den Befiswechfel gegeben, der bezüglich diefer mit ftaatlicher Beihilfe erbauten 
Häufer ftattgefunden hat. Es geht daraus hervor, daß namentlih im Saar: 
brüder Revier und in Staßfurt die Eigentumsverhältnifje fehr jtabile find 
und daß insbefondere ein Übergang der Häufer in den Beſitz von Nicht- 
bergleuten nur äußerft felten vorfommt, ein Beweis dafür, daß das Syſtem 
unter dauernd in ihrer Regelmäßigfeit geficherten Arbeitsverhältnifien und 
bei einer einheimifchen Arbeiterbevölferung, die wie die Bergleute im 
Saarrevier durch Generationen an ihrem Berufe fefthalten, gewiß feine 
Vorzüge hat. 

Dem Beifpiel des preußifchen Bergfisfus ift außer einigen Privat— 
betrieben, von denen weiter unten die Rede fein wird, dad Herzoglid 
Anhaltifhe Salzwerk Leopoldshall gefolgt, defien Arbeitern 
neben unentgeltlihen Bauftellen Hausbauprämien im Falle der Sehhaft- 
madhung gewährt werben. 

Eine vielgeftaltige Bauthätigfeit für ihre Unterbeamten und die in den 
Wagen, Bau und Neparaturwerfftätten befchäftigten Arbeiter hat die 
Königlih Preußiſche Staatseifenbahnvermwaltung feit Jahren 
entwidelt. Bei der Staatseifenbahnvermaltung iſt ausschließlich das Syftem 
des Baue von Wohnungen in Anwendung, die dauernd im Befite ber 
Verwaltung verbleiben und entweder ald Dienftwohnungen oder mietweiſe 
an die Angeftellten und Arbeiter überlaffen werden. Im Bereich der feit 
dem 1. April 1897 zu einer Eifenbahngemeinfchaft vereinigten Königlich 
Preußifchen und Großherzoglich Heſſiſchen Staatseifenbahnverwaltung waren 
am 1. April 1899 rund 30 840 aus Mitteln des laufenden Etats erbaute 
Wohnungen vorhanden. Von diefen waren rund 23760 als Dienit- 
wohnungen an Beamte, und zwar rund 16000 an Unterbeamte, die übrigen 
an mittlere — einzelne (rund 330) an höhere — Beamte überwiejen. 
7080 Wohnungen waren ald Mietwohnungen an Eifenbahnbedienftete ver- 
geben; von diefen entfielen auf die im Betriebe und in den Merfjtätten 
bejchäftigten Unterbeamten, Hilfsbebienfteten und Arbeiter rund 6340. Durch 
Geſetz vom 13. Auguft 1895 iſt ferner der preußiichen Staatöregierung die 
Ermädtigung zur Aufnahme einer Anleihe von 5 Millionen Mark und 
durch drei Nachtragsgejege vom 2. Juli 1898, 23. Auguſt 1899 und 
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9. Juli 1900 von weiteren 15 Millionen Mark erteilt, für welchen Betrag 
in erfter Linie auf Rechnung des Staates Wohnhäufer zum Vermieten an 
in Staatöbetrieben befchäftigte Arbeiter und gering befoldete Beamte ber- 
geftellt werben follen!. Im Bereich der Preußisch Hefftiichen Eifenbahn- 
gemeinschaft war Ende 1899 aus diefen Mitteln an 112 Orten der Bau 
von rund 2570 Wohnungen teild vollendet, teils im Gange oder in Vor— 
bereitung ; hierfür find ald Bauloften rund 9325000 Mark, zum Ankauf 
von Gelände rund 183000 Mark veranfhlagt, während der Wert des für 
den Zweck verwandten, bereit3 im Staatsbeſitz befindlichen Geländes auf 
rund 417000 Mark angenommen ift. Das Mietserträgnis aus dieſen 
Wohnungen beläuft fi auf 4 "io des Anlagelapitald. Auch im Bereich der 
allgemeinen Bauverwaltung und der Bergverwaltung find Wohnungen aus 
ben durch das Gefeh zur Verfügung geftellten Mitteln erbaut. 

Unter den von der Preußifchen Eifenbahnvermaltung erbauten Arbeiter- 
wohnhäufern find, je nad den örtlichen Verhältnifjen, die mannigfaltigften 
Typen zu finden. An einzelnen Orten, fo u. a. in der noch heute ala 
muftergültig anerfannten, in den fiebziger Jahren entftandenen Anfiebelung 
der Hauptmwerfftatt Zeinhaufen bei Hannover ? herrfcht das Fleine Zwei⸗ und 
Vierfamilienhaus vor. In neuerer Zeit haben die fteigenden Bodenpreife 
in größeren Orten und in der Nähe derfelben die Verwaltung in die Not- 
wendigfeit verjegt, au größere Mehrfamilienhäufer zu errichten. 

Ahnlich der preußifchen find auch die bayerifche, ſächſiſche und württem- 
bergifhe Staatseifenbahnverwaltung in bemerfenswertem Umfange mit bem 
Bau von Wohnungen für ihre niederen Bebienfteten vorgegangen. Im 
Bereih der bayerifden Staat3eifenbahnen waren Ende 1899 
teild aus geſetzlichen Krediten, teils aus Etatämitteln bei einem Beftande 
von 39928 Bedienfteten rund 8000 Wohnungen vorhanden, von denen 
1100 auf höhere und mittlere Beamte, 5290 auf Unterbeamte, 866 auf 
Hilfsbedienftete und ftändige Arbeiter und 524 auf MWerfftättenarbeiter ent- 
fielen?. Um einen Ausgleih in der nicht ganz gerechten Verteilung zu 
Gunften der Arbeiter herbeizuführen, hat der bayerifche Landtag neuerdings 


ı Aus denfelben Mitteln fönnen auch Darlehen an Baugenofjenidhaften, deren 
Mitglieder ganz oder zum Teil in Staatäbetrieben befchäftigte Arbeiter oder gering 
befoldete Beamte find, bewilligt werden (f. an anderer Stelle dieſer Berichte). 

® Vergl. Thiele, Die Kolonie Leinhaufen. Schriften der Gentralftelle für 
Arbeiter-Wohlfahrt3-Einrihtungen Nr. 1, ©. 122. Berlin 1892. 

3 Drudfachen der Bayerifchen Kammer der Abgeordneten, XXXIIL Landtags» 
verſammlung, 1. Seſſion 1899, Beilage 35. 
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einer Anleihe von 6 Millionen Mark zugeſtimmt, die in derſelben Weiſe 
verwandt werden ſoll, wie die in Preußen für den Bau von Arbeiter— 
wohnungen zur Verfügung geſtellten 20 Millionen Mark. 

Die ſächſiſche Staatseiſenbahnverwaltung hatte Ende 1899 
teils aus Mitteln des laufenden Etats, teils aus beſonders zu dieſem Zweck 
bewilligten Mitten 4130 Wohnungen hergeſtellt, von denen 3022 als 
Dienftwohnungen an mittlere und untere (einzelne — 55 — an höhere) 
Beamte und 1108 als Mietwohnungen an Beamte und Arbeiter über- 
wiejen waren. Dann wurde von der Ständeverfammlung im aufßerordent- 
lihen Staatshaushaltsetat für 1892/93 ein Betrag von 1500000 Marf 
bewilligt, um an folchen Orten, an denen fih umfangreiche Arbeitäftätten 
mit größerem PBerfonalbeitande befinden, in der Nähe der erfteren Wohnungen 
zu errichten. Weitere 1500000 Mark wurden für denfelben Zwed für die 
inanzperiode 1898/99 ausgejeßt. Aus diefen Mitteln waren big Ende 
1899 505 Wohnungen zum größten Teil vollendet, zum Teil im Bau. 
Der entftandene, bezw. veranfchlagte Baraufwand für diefe Wohnungen be- 
ziffert fih auf 2384900 Mark, der Aufwand für das für den Zweck 
erworbene Bauland auf 218700 Marf, während der Wert des mitver- 
wendeten fisfalifchen Areald auf 63060 Mark angefhlagen ift. Das Miets- 
erträgnis aus diefen Wohnungen beträgt durchſchnittlich 3,9 %/o des Anlage- 
fapitald. Durch den aufßerordentlihen Etat für 1900/1901 find die 
betreffenden Mittel auf 5000000 Mark erhöht. Was die Baumweife der 
Häufer anlangt, fo find in den größeren Städten Etagenhäufer gebaut, bei 
denen aber durch Gruppierung der Wohnungen um zahlreiche Treppenhäufer 
mit möglichiter Abjonderung der Zugänge zu den Wohnungen das Kaſernen— 
artige vermieden ift. Wo irgend thunlih, werden Ileinere Häufer gebaut. 
Die Wohnungen bejtehen in der Regel aus zwei bis drei Wohnräumen. 
Endlih hat aud die Benfionsfaffe für die Arbeiter der jäd- 
jifhen Staatseifenbahnen fih an der Beihaffung von Wohnungen 
für Eifenbahnarbeiter beteiligt. Diefelbe hat, abweichend von dem Vorgehen 
der Penſionskaſſe der Preußiſch-Heſſiſchen Eifenbahngemeinfhaft (f. weiter 
unten), hierzu nicht den Weg der Beleihung von Baugenofjenfchaften ge- 
wählt, fondern e3 vorgezogen, die betreffenden Bauten in eigener Regie 
auszuführen. Im Auguft 1900 ift mit dem Bau eines Wohnhaufes in 
Dresden = Friedrihftabt begonnen, deſſen Koften, einfchließlih des Bau— 
landes, auf 100000 Mark veranfchlagt find. Bei hinreichender Verzinfung 
des Anlagefapitals ſoll demnächſt mit diefer Bauthätigfeit fortgefahren 
werben. 

Für die Unterbedienjteten bei den ſtaatlichen Verkehrsanſtalten in 
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Mürttemberg! — Eifenbahn und Poſt — waren am 31. Mai 1899 
590 Mietwohnungen vorhanden, von denen 450 auf zwei große Bauquartiere 
in Stuttgart entfallen, von denen das eine, die Anfiedelung auf der Prag, 
von welcher damals 250 Wohnungen fertiggeftellt waren, bis auf 500 aus: 
gebaut werden wird. Cine bejchränkte Anzahl von Wohnungen ſteht auch 
für die in den 2ofomotiv- und Betrieböwerkjtätten befhäftigten Arbeiter zur 
Verfügung, eine größere Anzahl ijt im Bau befindlich, bezw. geplant. Ferner 
find für die Arbeiter der ftaatlihen Hüttenwerfe und Salinen mehr als 
300 Mietwohnungen vorhanden. 

Für die Arbeiter der dem Refjort des Königlih Preußiſchen 
Kriegsminifteriums unterftehenden militärfisfalifhen Werfftätten bei 
Spandau, Hanau und Siegburg ftehen rund 500 Wohnungen zur Ver— 
fügung. Unter den neueren Anlagen dieſes Verwaltungszweiged ragt 
namentlih die 200 Wohnungen umfafjende Anfievelung „Hafelhorft“ bei 
Spandau hervor, welche die verfchiedenften Typen von Wohnhäufern enthält, 
bei deren Bau die neueren Erfahrungen, die man hinfichtlich der Einrichtung 
von Arbeiterwohnungen gemadt hat, in jeder Beziehung nutbar gemadt 
find. — Eine Mufteranlage in der Gefamtdispofition wie in der Wahl der 
Grundrifje für die ebenfalls die verfchiedenften Typen daritellenden Wohn— 
häufer ift die 144 Wohnungen umfafjende Arbeiteranfiedelung „Priefer Höhe“, 
bei der dem Refiort des Reihs3-Marineamts unterftehenden Torpedo» 
werfitatt in Frievrihsort?. Bon den 6850 Arbeitern der demfelben Ber- 
waltungszweig angehörigen Kaiferlihen Werft in Wilhelmshaven find 958, 
alſo nahezu 140, in marinefisfalifhen Wohnungen untergebradt. Für 
die Arbeiter der Katferlihen Werft in Kiel find behörblicherfeits Feine 
Veranftaltungen diefer Art getroffen, weil bier durch eine in hoher Blüte 
jtehende Baugenofjenichaft (f. w. u.) dem vorhandenen Wohnungsbebürfnis 
genügt wird. 

Ein mehr und mehr fühlbar werdender Mangel an geeigneten Wohnungen 
für die an fleinen Orten oder auf allein gelegenen Bahnhöfen ftationierten 
Boftunterbeamten, namentlich in den öftlihen Provinzen, hat dazu geführt, 
dab vom Etatsjahre 1897/98 an auch von der Reichs-Poſtverwaltung 
Mittel zur Verbefjerung der Wohnungsverhältnifje der Unterbeamten in den 
Etat eingejtellt find. Die betreffenden Wohnungen werben entweder für 
diefen Zweck angemietet oder im Auftrage des Reichs von Unternehmern 


! Bergl. Trüdinger, Die Wohnungsfrage für die arbeitenden Klafjen in 
Württemberg. Württemb. Jahrbücher f. Statiftif u. Landeskunde 1898, Heft 2. 

® Harms, Die Arbeiterfolonie zu Friedrihsort. Schriften der Gentralftelle 
für Arbeiter-Wohlfahrts-Einrihtungen Nr. 1, S. 108. Berlin 1892. 
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erbaut und angekauft. Aus den Mitteln der Rechnungsjahre 1897—1899 
waren 92 reichgeigene und 78 gemietete, zufammen 170 jolde Dienft- 
gebäude zur Verfügung, in denen fi 411 Familienwohnungen und 39 Stuben 
für unverheiratete Unterbeamte befanden. Für das Rechnungsjahr 1900 
waren ferner bewilligt 43 reichseigene und 43 anzumietende Wohnhäufer 
mit zufammen 206 Familienwohnungen und 6 Stuben für Unverheiratete. 
Der weitaus größte Teil diefer MWohnhäufer find einftödige Doppelhäufer. 
Der Reihshaushaltsetat hat in den vier Jahren bis 1900 für den Ankauf 
folder Dienftwohngebäude 1005000 Mark gewährt; zur Anmietung von 
Wohnungen waren im Etatsjahre 1900 an Halbjahrsmiete rund 9000 Marf, 
an Jahresmiete rund 31500 Mark in den Etat eingeftellt. 

Im Refjort des Königlih Preußiſchen Minifteriums für 
gandmwirtfhaft, Domänen und Forften ftehen feit dem Jahre 
1894/95 der Domänenverwaltung zur Vermehrung und Verbefjerung der 
Arbeiterwohnungen außerordentliche Mittel zur Verfügung, die in den fieben 
Sahren bis 1900 insgefamt die Höhe von 2200000 Mark erreichten, 
wovon allein auf die beiden legten Jahre je eine halbe Million Marf ent- 
fiel. Aus den ordentlichen Mitteln der Domänenverwaltung find in Diefen 
fieben Jahren ſchätzungsweiſe jährlih 200000 Marf zu Erjagbauten für 
abgängig gewordene Arbeiterwohnungen aufgebraht, ſodaß insgefamt etwa 
3600000 Mark für den Bau von Arbeitermohnungen aufgewandt find. 
Für den Bau einer Arbeitermwohnung mit Stall und Zubehör wurden durd- 
Ichnittlih 3000 Mark an fisfalifhen Zufhuß gewährt — die Leiſtung des 
Pächters beträgt etwa 1000 Mark —, fodaß fi alfo die Zahl der in den 
legten fieben Jahren errichteten Arbeitermohnungen auf etwa 1200 berechnet. 
Ferner ftanden der yorftverwaltung feit 189697 an aufßerordentlichen 
Mitteln 300000 Mark „zur verfuchsweifen Beihaffung von Inſthäuſern 
für Arbeiter in den Provinzen Oſt- und Meftpreußen, Pommern, Poſen und 
Schleſien“ zur Verfügung; ald Durchſchnittspreis für eine Forftarbeiter- 
wohnung find 2500 Mark angejett. 

Im allgemeinen wird in neuerer Zeit vom Staate beim Bau von 
Mietwohnungen für Unterbeamte und Arbeiter die jemeilige landesübliche 
Verzinfung des Anlagefapitald durd die Mietseinnahme angeftrebt. Es 
gelingt dabei, namentlich überall da, wo der Baugrund nod zu einem nicht 
zu hohen Sa in Anrechnung gebradjt werden fann, Wohnungen herzuftellen, 
die räumlich ſowohl wie vom fanitären Standpunfte billigen Anforderungen 
entjprehen. Bei der Projektierung und dem Bau werden nah Möglichkeit 
alle Erfahrungen nutzbar gemadt, und fo jtellen namentlid) die neueren 
vom Staate errichteten Arbeiterwohnungen, wenn fie au, was einen ge 


Bau von feinen Wohnungen durd Arbeitgeber, Stiftungen ꝛc. 11 


wifien über das Notwendigfte hinausgehenden Komfort und einen gemwifjen 
befcheidenen Zurus der Außenfeite anlangt, mit den Schöpfungen mander 
privaten Arbeitgeber nicht fonfurrieren können, durchweg gute Durchſchnitts— 
tppen dar. Wenn einzelne Anlagen, wie 3. B. die Anfiedelung Lein— 
haufen und die der Katferlichen Torpedowerkſtatt in Friedrichsort fich über 
diefes Niveau erheben, jo ift darin das Ergebnis einer befonders liebevollen 
Behandlung zu erbliden, die einzelne ausfchlaggebende Perfönlichkeiten der 
PVrojeftbearbeitung und der Durchführung des Gedanfend zugewandt haben. 

Wie der Staat haben auch einzelne Gemeinden in ihrer Eigenschaft 
als Arbeitgeber für ihre Unterbeamten und Arbeiter Wohnungen hergeftellt. 
Eine ſolche Fürforgethätigfeit wird u. a. von den Städten Altona, Caſſel, 
Darmſtadt, Dresden, Eſſen, Frankfurt a. M., Hanau, Heidelberg, Karlsruhe, 
Köln, Königsberg i. Pr., Konſtanz, Mannheim, Nürnberg, Osnabrück, Duedlin- 
burg, Pforzheim, Stettin, Straßburg i. E., Ulm — von den meiften allerdings 
nur in befcheivenem Maße — ausgeübt. Einige weitere Städte haben in 
neuerer Zeit Beichlüffe gefaßt, fih in ähnlicher Weiſe zu bethätigen. In 
einigermaßen ins Gewicht fallendem Umfange tft bis jegt nur Frankfurt a. M. 
bejtrebt geweſen, für feine unteren Beamten und Arbeiter Wohnungen zu 
beichaffen, indem einerjeits etwa 180 Wohnungen für diefelben in eigener 
Regie der Stadt ausgeführt find, andererfeitS mit einer der in Frankfurt 
beftehenden gemeinnügigen Gefellichaften ein Abkommen getroffen ift, dem— 
zufolge fih die Stadt mit 200000 Mark Aftienfapital an dem Unter- 
nehmen beteiligt, wofür ihr das Recht eingeräumt ift, eine entjprechende 
Anzahl der von der Geſellſchaft Hergeftellten Wohnungen für ihre Bedienfteten 
in Anſpruch zu nehmen. 


2. Private Arbeitgeber. 


In der Privatinduftrie begegnen wir in feineswegs vereinzelten Fällen 
einer Art der MWohnungsfürforge, die darauf binzielt, einzelnen, dauernd 
in dem Betriebe thätigen Angeftellten und Arbeitern den Erwerb eines 
fleinen Anweſens, fei es durch unentgeltliche Überlafjung oder durch Ver- 
mittelung eines Baugrundftüdes zu billigem Preiſe, ſei es durch Gewährung 
eines Baudarlehens zu erleichtern. In welchem Umfange und mit welchem 
Erfolge diefe Fürforgethätigfeit geübt wird, läßt ſich ſchwer feftitellen, bier 
fann nur der Verfuch gemacht werden, eine Reihe von Beifpielen aufzuführen, 
in denen diefelbe in größerem Maßjtabe und auf Grund eines ſtatutariſch 
feftgelegten Syſtems in die Erfheinung tritt. Für einen Teil der hierher 
gehörigen Veranftaltungen hat das oben gefchilderte Vorgehen des preußifchen 
Bergfiskus Anregung und Vorbild geliefert. 
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Das von dieſem letzteren durchgeführte Syſtem der Gewährung von 
Bauvorſchüſſen und Bauprämien zur Unterſtützung des Baues 
eigener Wohnungen iſt von allen Privatbetrieben am weiteſten entwickelt von 
der Mansfelder Kupferſchiefer bauenden Geſellſchaft in Eis— 
leben!, nächſt dem Bergfiskus und der Firma Fried. Krupp in Eſſen der 
größte Unternehmer im deutſchen Berg- und Hüttenbetriebe. Als Darlehn 
wird hier in ratenmäßigen Zahlungen, dem Fortfchreiten des Hausbaues 
entfprechend, ein Betrag von 32 Mark für das Duadratmeter bebauter Fläche 
bei einftödigem Bau und von 42 Mark bei zweiltödigen Häufern von der 
Gewerkſchaft gewährt. Das Darlehn wird von feinem Empfang an bis 
zur völligen Tilgung in monatliden Naten mit 3/0 verzinit und vom 
jechften Jahre nah Empfang in monatlichen Beträgen von 10 zurüd- 
gezahlt. Die Gewerkſchaft verlangt nach vierzehntägiger Kündigung volle 
Nüdzahlung, wenn der Darlehnsempfänger die Arbeit auf den gemwerfichaft- 
lihen Berg« und Hüttenwerken freiwillig aufgiebt, und nad vierteljährlicher 
Kündigung, wenn dem Betreffenden die Arbeit gekündigt wird, wenn das 
Trandobjeft an einen nicht auf den Berg: und Hüttenwerfen der Gewerkſchaft 
beichäftigten Dritten übergeht, wenn das Darlehn nicht zum vollftändigen 
Ausbau des Haufes verwendet und das Haus nicht gegen Feuersgefahr ver- 
fihert wird. Zur Sicderftellung wird im Grundbuh eine Hypothek zur 
eriten Stelle eingetragen. Um die Anfievelung der Arbeiter noch mehr, als 
e3 durch Abgabe der Bauftellen zum Selbftloftenpreife und Bewilligung von 
Baudarlehen gefchehen war, zu begünftigen und zu erleichtern, wurden ferner 
zeitweilig (feit 1881) Bauprämien von 300 Mark für Häufer mit einer 
Wohnung und von 500 Mark für Häufer mit zwei Wohnungen bewilligt. 
Nahdem mehrfach Verkäufe prämiterter Häufer an nit dem Werfe an- 
gehörende Perfonen ftattgefunden hatten, wurden feit 1888 Prämien nur 
noch nad) vorheriger zinsfreier Eintragung in das Grundbuch und unter der 
Bedingung fofortiger Rüdzahlung bei einem ohne Genehmigung der Gewerk— 
Schaft vollzogenen Berfauf gewährt. Vom Jahre 1886 an find Prämien 
überhaupt nicht mehr gewährt. Bis Ende 1399 waren ungefähr 900 Häufer 
mit Unterftüung der Gewerfihaft erbaut; die Summe der gewährten Bau- 
darlehen belief fih bis dahin auf 1165296 Mark, die der bemilligten 
Bauprämten auf 109100 Darf. Außerdem hat die Gewerkſchaft rund 
21/2 Millionen Mark für den Bau von Familienwohnungen und Schlaf- 
bäufern für Einzelftehende aufgewandt. 

Planmäßig und in bemerfenswertem Umfange hat ferner feit dem 


' Vergl. Täglichsbeck a. a. O. 
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Jahre 1889 aus Mitteln einer Stiftung von 1 Million Mark die Steingut- 
und Mofaikfabrif von Villeroy & Bod in Mettlach a./Saar fich die 
Sephaftmahung ihrer verheirateten Arbeiter angelegen fein lafjen. Bor: 
bedingung für die Bewilligung eines Darlehns für diefen Zweck ift mindeſtens 
fünfjährige vorwurfsfreie Dienjtzeit, Alter von mindejtens 25 und nicht 
über 45 Jahren, fchuldenfreier Befis eines Baugrundftüds und Anzahlung 
von mindejtens 10°%o der Bau- oder Erwerbsfoften, Verpflichtung des 
Antragjtellers, das Haus felbjt zu bewohnen, wobei Untervermietung ent- 
behrlicher Räume mit Genehmigung der Fabrikleitung nicht ausgeſchloſſen ift. 
Dem Antragjteller fteht e3 frei, den Bau des Hauſes entweder jelbit zu 
vergeben oder der Firma zu übertragen. Im erjteren Falle hat er Bauplan 
und Koftenanfchlag unter Angabe des Unternehmers zur Prüfung und Ge- 
nehmigung vorzulegen. Die Auszahlung des bemilligten Darlehens erfolgt 
in der Regel ratenmweife mit dem Fortfchreiten der Bauarbeiten direlt an 
Unternehmer und Lieferanten. Wird der Bau der Firma übertragen, fo 
übernimmt diejelbe die Anfertigung der Pläne und des Koftenanichlages 
nah Befprehung mit dem Antragiteller und unter Berüdfihtigung feiner 
Wünſche fojtenfrei. Die Ausführung erfolgt zu den Selbftloften. In beiden 
Fällen geht das Haus nad Fertigftellung und Abnahme fofort in den Beſitz 
des Darlehensempfängers über; das erhaltene Darlehen wird durd Ein- 
tragung zur erften Hypothef auf Grundftüd und Haus, bezw. durch Ein: 
tragung in das Grundbuch fihergeftelt. Die Firma fichert fi das Vorfaufs- 
reht zum Selbjtloftenpreis auf die Dauer von fünf Jahren durch Ein- 
tragung desfelben in das Grundbud. Zur VBerzinfung und Abtragung des 
Kapitald werden mindeſtens 5%o desfelben in regelmäßigen Raten bei den 
vierwöchentlichen Lohnauszahlungen eingezogen. Es fteht jedoch dem Haus: 
befiger zu jeder Zeit frei, größere Tilgungen der Schuld vorzunehmen und 
aud von vornherein die ald Beſitz bedungenen 10 %0 der Bauſumme oder 
etwa vorhandenes größeres Vermögen anzuzahlen. Bon den Zahlungen 
werden 300 für Zinfen, der Reft als Amortifation verrechnet. Der Haus: 
befiger verpflichtet fih, das Haus gegen Feuersgefahr auf feine Koſten zu 
verfihern, die Baulichfeiten in gutem Zuftande zu erhalten und alle nötigen 
Reparaturen ftet3 rechtzeitig und nad Aufforderung durch die Firma vorzu— 
nefmen. Bauliche Änderungen find ohne Genehmigung der Firma nicht 
geftattet. Auf Antrag des Hausbeſitzers können ſolche von der Firma aus: 
geführt werben; die Koften dafür werden ebenfo behandelt wie diejenigen 
für den erften Bau. Sofortige Nüdzahlung des Kapital® Tann u. a. ge 
fordert werden, wenn das Pfandobjelt in das Eigentum dritter Perſonen 
übergeht oder wenn der Schuldner wegen Vergehens gegen die Fabrifordnung 
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aus dem Dienfte der Firma entlafjen wird oder wenn er innerhalb der 
erften zehn Jahre freiwillig ausfcheidet. Sit der Hausbefiger nicht in der 
Lage, die in diefem Falle noch fällige Rejtihuld zurüdzuzahlen, jo kann 
die Firma das Haus zum Koftenpreife und gegen Nüdvergütung der über 
die Zinjen hinaus gezahlten Amortifationgquoten zurüdnehmen. Bis Ende 
1899 wurden in diefer Weiſe 324 Häufer mit einem Koftenaufmande von 
948 319 Mark erbaut, bezw. angefauft. Das Bermögen der Stiftung be- 
läuft fich gegenwärtig auf 1217820 Marf. 

In ähnlicher Richtung bewegen fih die Beftrebungen der Firma 
D. Peters & Eo., mechanische Weberei in Neviges bei Elberfeld. Die 
Ermwerbung der von derfelben nad guten Grundrijjen erbauten Häufer ge- 
fchieht in der Weife, daß 8% des Kaufpreifes als Anzahlung geleiftet 
werden. Der Reſt wird mit 5%o verzinft und mit 3%o amortifiert. Von 
der Anzahlung ſowohl wie von den jährlichen Zahlungen wird indejjen von 
der Firma ein Teil in Form einer Prämie vergütet, deren Höhe nad) dem 
Dienftalter des Betreffenden abgeftuft if. Steht das Haupt der Familie 
ein volles Jahr und darüber bei der Firma in Arbeit, jo werden ihm 15 %o, 
bei fünfjähriger Dienftzeit 2000, bei zehnjähriger Dienftzeit 25%, für 
jedes Kind, welches ein volles Jahr und darüber befchäftigt ift, weitere 5 %o 
bis zum Marimalbetrage von 35% vergütet. Bei 250 Prämie vergütet 
alfo die Firma dem Erwerber jährlih 2°%o des Kaufpreifes, fodaß bei 
5%o Binfen und 3%o Amortifation thatfählih die Firma zwei Drittel, 
der Arbeiter ein Drittel zu den Koften des Ermerbes beiträgt. Dem Käufer 
fteht es jederzeit frei, nach ortsüblicher Kündigung von dem Kaufvertrage 
zurüdzutreten; er erhält aladann feine Anzahlung mit Zins und Zinfeszins 
zurüderjtattet, wogegen die außerdem geleifteten Zahlungen als Mietzins für 
die Benutzung des Haufes gerechnet werden und die gutgefchriebenen Prämien 
zu Gunjten der Mohlfahrtsfafje der Fabrik verfallen. Im Falle der Aufgabe 
der Thätigfeit im Geſchäft und im Falle des Todes fteht e8 dem Erwerber, 
bezw. defjen Erben frei, durch Fortfegung der Abzahlungen im vollen Be- 
trage von Sn das Haus zu erwerben, Die bis zum Austritt oder bis 
zum Tode gutgefchriebenen Prämien werden, wenn nad) zehn Jahren das 
Haus durch notariellen Akt in das formelle Eigentum des Käufers übergeht, 
auf die Kaufſumme angerechnet. Bis Ende 1899 erreichten die Amortifations- 
quoten bei 35 notariell verfauften Häufern die Höhe von 94277 Marf, 
bei 16 mit Anfaufsrecht vergebenen Häufern die Höhe von 18 024 Mark, 
insgefamt alſo 112 301 Mark, movon 70 000 Mark auf die Firma ent- 
fallen. 

Bei der Firma Fried. Krupp in Effen beiteht ein im Jahre 1889 
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mit 500 000 Mark dotierter Fonds, der dazu dient, an verheiratete Arbeiter 
und Angeftellte mit einem Jahreseinfommen von weniger ald 3000 Marf 
Baudarlehen zu 3%o Zinfen zu gewähren, um fie in die Lage zu verfeßen, 
ein Haus zur eigenen Benutung zu bauen oder fonft zu erwerben. Jeder 
Darlehnsnehmer kann nad) eigenem Geihmad und Bedürfnis bauen, er ift nur 
gehalten, den Bau- und Zageplan der Firma vorher vorzulegen und den 
Bauunternehmer, der mit der Ausführung betraut werden foll, zu bezeichnen. 
Für die erforderlichen Projektierungsarbeiten werden den Darlehnönehmern 
die technischen Kräfte der Firma unentgeltlich zur Verfügung geftelt. Woraus- 
fegungen für die Bewilligung folder Darlehen find: Anzahlung von min- 
deitens 300 Mark auf das Haus oder das Baugrundftüd aus eigenen 
Mitteln, mindeitens dreijährige vorwurfäfreie Dienftzeit, Vollendung der 
erftimaligen Militärdienftzeit oder Nachweis der Befreiung vom Militärdienft. 
Die Sicherung de3 Darlehens erfolgt durch Eintragung zur erften Hypothef 
auf Grundftüf und Gebäude. Die Berzinfung zu 3 %o und die Rück— 
zahlung des Kapitals beginnt mit dem Zeitpnnft, zu welchem die Wohnung 
bezugsfähig ift; fie wird in regelmäßigen Raten bei Auszahlung des Ver— 
dienftes in der Weiſe bewirkt, daß bei planmäßiger Tilgung das Kapital 
nach 25 Jahren zurüdgezahlt if. Kündigung des Kapitals fteht jedem der 
beiden Teile mit vierteljährliher Frift zu; die Firma hat jedoch ausdrüd- 
lich erflärt, ihrerfeits nur im Notfalle von diefem Kündigungsredhte Ge- 
brauh maden zu wollen. Der zuerſt ausgefegte Fonds war innerhalb 
weniger Jahre vollftändig vergriffen. Seit dem Jahre 1899 werben die im 
Wege der regelmäßigen Tilgung wieder eingehenden Beiträge von neuem 
ausgeliehen, doc wird ſeitdem die Gewährung von Hauserwerbsdarlehen 
auf diejenigen Außenwerke der Fabrik beichränft, deren Arbeiterfchaft in 
ländlichen Gegenden lebt; für ſtädtiſche Verhältniſſe, insbefondere für Eſſen 
und feine nächſte Umgebung, hat ſich die Einrihtung aus verjchiedenen 
Gründen (hohe und zeitweife rafch fteigende Grundjtüdspreife, Tragung der 
Strafenausbaufoften durch den Orundeigentümer, Verbot der Erridtung 
einftödiger, für nur eine Familie bejtimmter Häufer innerhalb des Stabt- 
gebietes 2c.) als nicht recht geeignet herausgeitellt. Die ausgegebenen Dar- 
lehen betragen zur Zeit — wenn von der teilmeife durchgeführten Tilgung 
abgefehen wird — rund 620000 Marf an 185 Angeftellte und Arbeiter. 

Auch einzelne oberſchleſiſche Hüttenwerfe, u. a. die Vereinigte 
Königs» und Laurahütte, die Generaldireftion der Grafen Hendel 
von Donnersmard, ferner der Verein chemiſcher Fabriken 
‚Silefia” in Jda- und Marienhütte haben den Verſuch gemacht, Arbeitern 
die Anfievelung zu erleichtern, ohne, wie es ſcheint, damit günftige Er- 
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fahrungen gemacht zu haben. Die Generaldireftion der Grafen Hendel von 
Donnerömard teilt und auf eine Anfrage in dieſer Beziehung mit, daß ein 
großer Teil der Hausbefigungen in fremde Hände übergegangen fei, ohne 
daß dies die vielen Einfchränfungen und Worbehalte, welche auf den 
Grundftüden eingetragen waren, verhindern fonnten, die Direktion hätte 
denn die letzteren zu Preifen über den thatſächlichen Wert zurüderwerben 
wollen. 

In eigenartiger und umfafjender Weiſe haben neuerdings die Leder: 
werfe von Cornelius Heyl in Worms die Anfiedelung des fehhaften 
Teils ihrer Arbeiterfchaft zu fördern gefuht. Der Inhaber der Firma hat 
zu diefem Zweck ein namhaftes Kapital (100 000 Mark) gejtiftet, und die 
Firma übernimmt gleichzeitig eine Vermittlerrolle zwiſchen den Arbeitern als 
Darlehnsnehmern und der Heffischen Invaliditäts- und Altersverficherungs: 
anftalt als Hypothefengläubigerin, indem fie der letzteren die Verzinfung 
und die geordnete Tilgung der dargeliehenen Kapitalien gewährleiftet. Es 
ift dabei gleichgültig, ob der ein Haus erwerbende Arbeiter durch Neubau 
erſt in den Befit defjelben gelangt oder bereits früher ein eigenes Anweſen 
erworben hat; im legteren Falle wird ihm unter Ablöfung des älteren oft 
unter ungünftigen Bedingungen eingegangenen Schuldverhältnifjes ein neues 
Darlehen unter günftigen Bedingungen vermittelt. Das gejtiftete Kapital 
wird einmal dazu verwandt, geeignete8 Bauterrain zu erwerben, zu par— 
zellieren und für die Bebauung bereitzuhalten, andererſeits dient es zur 
Dedung des Fehlbetrages, der ſich zwifchen der zur erften Stelle eingetragenen 
Hypothek der Landesverfiherungsanfialt in Höhe von zwei Drittel des 
Schätzungswertes des Anweſens und der von dem Hauserwerber zu leiftenden 
Anzahlungsfumme von 200 dieſes Schäßungsmwertes ergiebt. Um aud) 
folchen Arbeitern, die nicht im Beſitz der geforderten Anzahlung find, den 
Hauserwerb zu ermöglichen, tft eine „Hauserwerbskaſſe“ gegründet, in welche 
der Beitretende folange mwöchentlih am Löhnungstage mindeitens 2 Marf 
einzuzahlen hat, bis fein Guthaben die Anzahlungsfumme erreicht hat. 

Zur Zeit hat die Firma die Beleihung von 210 älteren Häufern im 
Betrage von 451400 Mark und von 14 neuerbauten Häufern im Betrage 
von 49270 Mark vermittelt. Vor der Beleihung befinden fich weitere 20 
neue Häufer mit 115000 Mark. Aus den Mitteln der Firma wurden 
58055 Mark zugezahlt. Yon den gewährten Darlehen zur erſter Hypothek 
wurben feit 1897 36900 Mark, von den Darlehen zur zweiten Hypothef 
6240 Mark zurüdgezahlt. Bei einer 1897 vorgenommenen Enquete ergab 
fih, daß von 3561 Arbeitern der Firma 1465 verheiratet waren; davon 
wohnten 852 auf dem Lande, 613 in der Stadt. Von den Landbewohnern 
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hatten 59 %o, von den Stabtbemohnern 11%o, im ganzen von den 1465 
verheirateten Arbeitern 570 — 38/0 eigenen Hausbeſitz. 

Die Silberwaarenfabrif von Brudmann & Söhne in Heilbronn 
hat nad Trüdinger (a. a. O.) die angefammelten Kapitalien ihrer im 
Jahre 1878 gegründeten Fabrikpenfionskaffe im Betrage von 150000 Marf 
wm Bau oder Anfauf von Häufern verwendet und ihren Arbeitern bis zu 
80% des Wertes gegen 4/2 /o Zins und 3—5 %o jährliher Abzahlung 
dargeliehen, mwodurd die Schaffung von etwa 60 Kleinen Anweſen ermöglicht 
it. Ferner bat die Zichorienfabrif von Heinrih Francke Söhne in 
Ludwigsburg an 110 Arbeiter Darlehen zum Erwerb von Häufern im 
Gefamtbetrage von 240000 Mark zu einem Zinsfuß von 2 — 21/2 %/o 
und unter der Bedingung der Abzahlung in wöchentlichen Raten binnen 
zehn bis fünfzehn Jahren gewährt. Einige weitere Beifpiele diefer Art von 
minderem Belang teilt der genannte Verfafler a. a. D. ©. 205 mit. 

Es ift auffallend, daß, während wir in der Lage find, aus dem 
Bereiche der Induſtrie eine immerhin beträchtliche Reihe von Beifpielen der 
Seßhaftmachung von Arbeitern mit Hilfe ihrer Arbeitgeber zufammenzuftellen, 
die gleichen Beitrebungen in der Landmwirtfchaft, die doc der Natur der 
Verhältnifje nad einen ungleich günftigeren Boden für ein ähnliches Vor— 
gehen bietet, bis jetzt kaum Fuß gefaßt zu haben ſcheinen. Wenigſtens 
haben wir, troß dauernder Bemühungen, faum das eine oder das andere 
Beiſpiel ausfindig machen fünnen, das ein planmäßiges Vorgehen in diefer 
Richtung erfennen läßt. Zumeiſt -handelt es fich dabei auch erft um Anfänge, 
die ein Urteil über die Bewährung des eingefchlagenen Weges nicht zulaffen. 

In der bei weitem überwiegenden Zahl der Fälle begegnen wir, mie 
das in der Natur der Sache liegt, im Gebiete der durch Arbeitgeber geübten 
Wohnungsfürforge dem Syſtem der mietweifen Überlaffung der 
Wohnungen an die Arbeiter. Wir haben in der Einleitung bereits 
daranf hingedeutet, daß das von feiten der Arbeitgeber in diejer Beziehung 
Geichaffene mit einem ganz verfchievenen Maßſtabe gemefjen werden muß. 
Die Fälle ftehen feineswegs vereinzelt da, in denen der Entſchluß, Arbeiter: 
wohnungen zu errichten, lediglih einer Zwangslage entjpringt, weil der 
betreffende Arbeitgeber ohne dies für fein entlegenes Werk überhaupt nicht 
die erforderlihe Anzahl von Arbeitern zur Verfügung haben würde. Wenn 
er dabei, wie dies vielfach gefchieht, die Leiftungen auf das Notdürftigite 
beihränft und obendrein noch eine gute Verzinſung des Anlagefapitals 
dabei erzielt, jo wird eine ſolche Darbietung nicht befonders hoch zu be— 
werten fein. Überhaupt wird man bei der Beurteilung der gefamten 
Kohnungsfürforge dieſer Art ſtets im Auge behalten müſſen, ar ein ge: 
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wiſſes egoiſtiſches Intereſſe des Arbeitgebers dabei mit im Spiele iſt, indem 
dieſelbe, wenn nicht unmittelbar, ſo doch beinahe immer mittelbar dem 
Werkbeſitzer Vorteile bringt. Um daher den Anſpruch auf die Bewertung 
als eines Beitrages zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter 
erheben zu können, muß von Darbietungen dieſer Art in erſter Linie ver— 
langt werden, daß die den Arbeitern überlaſſenen Wohnungen räumlich und 
vom hygieniſchen Standpunkte aus über das Notdürftigſte hinausgehen und 
daß ſie fernerhin zu einem Preiſe zur Verfügung geſtellt werden, der im 
richtigen Verhältnis zum Lohn der Bewohner ſteht. In Anbetracht der 
Vorteile, die dem Arbeitgeber aus der Verfügung über einen Stamm gut 
behauſter ſtändiger Arbeiter erwachſen, erſcheint es ferner durchaus gerecht— 
fertigt, wenn ſeitens des erſteren hierfür gewiſſe Opfer gebracht werden, die 
in der Regel darin beſtehen, daß der erforderliche Grund und Boden zu 
einem billigen Preiſe angerechnet wird, daß die für den Hausbau und die 
Verwaltung erforderlichen Kräfte unentgeltlich geſtellt werden und daß ſich 
der Arbeitgeber mit einer geringeren als der ortsüblichen Verzinſung des 
Anlagekapitals begnügt. Da wo die Arbeiterwohnungen außerhalb der 
Ortſchaften zu ſelbſtändigen Anſiedelungen vereinigt werden, kommt zu dieſen 
Anforderungen häufig noch ein beträchtlicher Aufwand an Schullaſten und 
für ſonſtige mit der Anſiedelung verbundene MWohlfahrtseinrichtungen hinzu. 

Der hier vertretene Standpunft ift in der That für eine große Zahl 
von Arbeitgeben, die an der Löfung der Wohnungsfrage mitgearbeitet 
haben, der mahgebende gewefen. In neuerer Zeit fommt noch hinzu, daß, 
im wohlthuenden Gegenjat zu vielen älteren Schöpfungen diefer Art, das 
Beitreben in den Vordergrund tritt, den Anfievelungen der Arbeiter auch 
äußerlich den Anſtrich des Behaglichen und das Auge Erfreuenden zu geben. 
Bei der Anlage der Straßen werden die eintönigen, ſich rechtwinklig kreuzenden 
Straßen vermieden; dur Anlage von freien Plägen wird das Bild belebt. 
An Stelle der Schablone tritt eine größere Mannigfaltigfeit in der ar- 
chitektoniſchen Geftaltung der Einzelbauten. Die neueren Arbeiteranfievelungen 
von Fried. Krupp in Eſſen, der Vereinigten Augsburger Maſchinenfabrik 
und Majchinenbaugejellihaft Nürnberg ftellen u. a. hervorragende Mufter- 
leiftungen in diefer Beziehung dar. Wo Lage und Preis des Grund und 
Bodens es irgend zulafjen, werden den Wohnungen Gärten zugeteilt. Auch 
was die Örundrifanordnung der einzelnen Häufer anlangt, läßt fi ein 
ähnlicher Fortfchritt verfolgen. Manche von den größeren Firmen haben 
eigene Techniker angeftellt, die bei dem Bau der Arbeitermohnungen planvoll 
die gemachten Erfahrungen zu Rate ziehen und fie den örtlichen Berhältnifjen 
anpafjen, und die Heinen Unternehmer werden in die Lage verfeßt, fih an 
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die dadurch gejchaffenen Vorbilder anzulehnen. So ift der Arbeiterwohnungs- 

bau in den legten zehn Jahren auf ein gegen früher weſentlich gejteigertes 

Niveau gehoben worden, und es läßt fich unfchwer eine ganze Reihe von 

Beifpielen anführen, die ald Mufterleiftungen genannt zu werben verdienen. 

Unter den privaten Arbeitgebern jtehen weitaus in erjter Linie, aud) 

wenn mir den Umfang des Gejchaffenen zu der Zahl der von der Firma 

Beichäftigten in Beziehung bringen, die Kruppfhen Werke in Eſſen. 

Die Wohnhausanlagen der Firma! umfaßten bereit? im Jahre 1891 
nicht meniger als 3659 Mietwohnungen mit einer Gefamtbevölferung von 
rund 25000 Köpfen. Bis dahin war für den Bau derjelben der Betrag 
von mehr als 12 Millionen Marf aufgewandt, die der Firma eine Ver- 
ainfung von wenig mehr ala 20 des Anlagefapitals einbradten. Die 
Häufer verteilten fih auf eine Weihe gefchloffener Anfievelungen, die in 
einem SKranze die MWerfe umgeben und je nad) der Zeit ihrer Entftehung — 
die älteften Bauten find bereits in den fechziger Jahren errihtet — und 
dem jeweiligen Bedürfnis die mannigfaltigften Bautypen umfafjen. Außer 
dieſen in Anftedelungen vereinigten Wohnungen ift noch eine größere Anzahl 
zerftreut liegender Häufer von der Firma angefauft und an Arbeiter ver- 
mietet, und mehrere Hundert Wohnungen entfallen auf die außerhalb Efjens 
aelegenen Zehen und Hüttenmwerfe der Firma. Nach diefer Zeit jind dann 
noch Drei weitere Anfievelungen (Alfredshof, Friedrichshof und Altenhof) 
entjtanden, bezw. ausgebaut, bei denen in geradezu idealer Weiſe der Auf: 
gabe entiproden ift, die Wohnungsfrage nicht nur nad) rein praktischen, 
jondern auch nad) fünftlerifchen Gefichtspunften zu löfen. Die Anftedelung 

Alfredshof, mit deren Bau im Jahre 1894 begonnen worden und von 

deren 500 projeftierten Wohnungen jest etwa 230 fertiggeftellt find, zeichnet 

ich dur eine muftergültige Gejamtdispofition aus, bietet ein architektonisch 

wehielvolles, an malerifchen Durcbliden reiches Bild und bejteht durchweg 

aus Cinfamilienwohnungen, die in Einzelhäufern oder zu je zweien, dreien 

oder vieren unter einem Dach, bezw. in Reihenhäufern untergebracht find 

und deren mannigfaltige Grundrifje vortrefflih durchdacht ſind. Bei der 

im Bau begriffenen Anſiedelung Friedrihshof, die nad ihrer Fertigſtellung 

eva 200 MWohnungen umfafjen wird, mußte des teueren Geländes wegen 

der Bau von Einfamilienhäufern wieder aufgegeben werden. Die drei oder 

zwei Gefchoffe Hohen Bauten find indefjen um große gärtnerifhe Anlagen 
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und Spielpläge und in Abjtänden von einander angeordnet, ſodaß der 
Luft reihliher Zutritt gewährt ift. Die vorwiegend aus Einzelhäufern und 
Doppelhäufern beftehende, zur Zeit etwa 150 Wohnungen umfafjende An- 
fievelung Altenhof, in reizvoller Gruppierung am Waldesfaum gelegen, 
bietet den invaliden Arbeitern der Firma und Arbeiterwitwen unentgeltliche 
Unterkunft für ihren Lebensabend. 

Die Badiſcheünili, und SodafabrifinLudmwigshafenaft. 
hatte bei einem Beſtande von 5495 Arbeitern im Jahre 1899 in einer 
Anfievelung in der Nähe der Fabrif 128 MWohnhäufer mit 509 Familien- 
wohnungen vereinigt, die von rund 3000 Perfonen bewohnt wurden. Die 
Errihtung der Häufer erforderte einen Kapitalaufwand von 2,2 Millionen 
Mark, die hier fo gut mie unverzinslich angelegt find, denn die Miete, 
welche für die Arbeiterwohnung mit 1,80 Mark, für die Auffeherwohnung 
mit 2,30 Mark pro Woche berechnet wird, ift fo niedrig bemefien, daß jte 
nicht ausreicht, um die ſich jährlich auf 30 000 bis 40000 Marf belaufenden 
Unterhaltungs- und Reparaturfoften zu deden. Eine meitere umfangreiche, 
in größerer Entfernung von der Fabrik gelegene Anfievelung ift im Bau 
begriffen und wird mit der erjteren durch ein eigenes Bahngeleis verbunden 
werben. 

Die Farbmwerfe vorm. Meijter, Lucius & Brüning in 
Höchſt a. M. haben bei einem Bejtande von rund 3600 Arbeitern 442 Fa— 
milienwohnungen errichtet, melde, ausfchließlih Grund und Boden, einen 
Koftenaufwand von rund 1900 000 Mark erfordert haben. Weitere 
100 Wohnungen befinden fih im Bau. Um zu den eigenen Mitteln Ka— 
pitalien der Invaliditäts- und Altersverficherung zum Zwed des Wohnungs— 
baues aufnehmen zu können, hat die Firma neuerdings ihren ganzen Beltand 
an Arbeiterwohnungen auf eine gemeinnüßige Geſellſchaft übertragen. 

Die Bereinigte Mafhinenfabrif Augsburg und Mafdinen- 
baugejellfhaft Nürnberg hat bei ihrer Zmeiganftalt Guſtavsburg 
in Helfen, die 1270 Arbeiter befchäftigt, eine Anſiedelung von 123 Familien- 
wohnungen errichtet, für deren Bau 616000 Mark aufgewandt find. Für 
die 3665 Arbeiter befhäftigenden Nürnberger Werke der Firma mwird zur 
Zeit mit einem Koftenaufmwande von 2 Millionen Mark eine Anfievelung in 
Giebigenhof bei Nürnberg errichtet, die nad) ihrer Fertigftellung 334 Fa— 
milienwohnungen umfaljen wird. Cine Ermeiterung berjelben auf den 
Umfang von 400 Wohnungen ift in Ausficht genommen. 

Die Elefrizitäts-Aftiengefellfhaft vorm. Schudert & Eo. 
in Nürnberg hat die Form der Genofjenfchaft zu Hilfe genommen, um 
für ihre Arbeiter Wohnungen zu beichaffen, und zwar der Art, daß die mit 
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Hilfe der Gefellihaft begründete und im weſentlichen mit 3"/2 prozentigen 
Darlehen der leßteren arbeitende Genofjenfhaft auf Bedienftete der Firma 
bejchränft iſt, die ihre Mitglievfchaft aufgeben müfjen, wenn fie aus dem 
Dienite derfelben austreten. Die Genofjenfhaft hat unter Zuhilfenahme des 
Kredits der nvaliditäts- und Alteröverfiherungsanftalt für Mittelfranten 
in fürzefter Friſt 280 Wohnungen fertiggeftellt, deren Herftellungsfoften über 
eine Million betragen haben. 

Von weiteren Firmen, die fih, zum Teil ſchon feit langen Jahren, 
den Bau von Mietwohnungen für ihre Arbeiter haben angelegen fein laſſen 
und Muftergültiges in diefer Beziehung gefhaffen haben, mögen noch die 
Alfenfhe Portlandzementfabril in Itzehoe, die Horwaldtswerke 
in Dietrihspdorf bei Kiel, die Wollwäſcherei und Kämmerei in 
Döhren bei Hannover, die Papierfabrif von Kübler & Niethammer in 
Kriebftein in Sadfen, die Augsburger Kammgarnfpinnerei in 
Augsburg, die Süddeutſche Baummollfpinnerei Aktiengeſellſchaft 
vorm. Staub & Eo. in Kuden- Altenftedt bei Geislingen genannt 
werden, mobei wir betonen, daß dieſe Aufzählung nur eine Auslefe des 
Hervorragenditen unter einer Fülle von Gutem darftellt, deſſen lückenloſe 
Borführung und aus den angeführten Gründen nit möglich it. 

Den zum Teil großartigen Zeitungen inbuftrieller Arbeitgeber ift im 
Bereich der gefamten deutfchen Landwirtſchaft bedauerlicherweife ſehr wenig 
Gleichwertiged an die Seite zu ftellen. Es fehlt natürlih nit an Gütern, 
auf denen Arbeiterwohnungen gebaut werden, aber derartige Beftrebungen, 
die als Mufteranlagen hervorgehoben zu werden verdienten und die fyftematifch 
und in größerem Umfange an die Löfung der Frage herangetreten wären, 
find auf dem Lande ungemein ſpärlich vertreten. Beachtenswertes in diefer 
Beziehung ift auf einigen holfteinifchen Gütern geleiftet worden, jo u. a. 
von dem jett verjtorbenen Grafen Holftein auf Waterneverftorf, 
in dem wir gelegentlich eines Bejuches einen Gutsherrn fennen lernten, der 
mit großem Berftändnis an der Löfung der Wohnungsfrage für feine Inſt— 
leute arbeitete. In der Provinz Sachſen hat man neuerdings die Yandarbeiter- 
Wohnungsfrage durch Begründung einer Genofjenfchaft ländlicher Arbeitgeber 
zu löfen verfucht, die mit Darlehen der Invaliditäts- und Altersverfiherungs- 
anftalt kleine Zandarbeiterftellen ſchaffen will, ein Weg, der unter Umjtänden 
zu befriedigenden Ergebniffen führen mag; die in dem befonderen Falle dem 
Unternehmen gegebene Richtung verdient indeffen jchärfite Kritif, die wir an 
anderer Stelle an derjelben geübt haben !. 
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Wenn wir zum Schluß diejes Abfchnittes eine Furze Würdigung des 
durch Arbeitgeberfürforge zur Löfung der Wohnungsfrage Beigetragenen 
verfuchen, fo find dabei die auf die Förderung des Erwerbs von Eigenbefiß 
gerichteten Beftrebungen von dem viel verbreiteteren Syitem des Miethaus- 
baues zu trennen. Auf die Vorzüge und Nachteile des einen wie des 
anderen Vorgehens werden wir im nächſten Abfchnitt noch des näheren 
zurüdfommen. Hier jei nur hervorgehoben, daß das eritgenannte Syſtem 
auf der Seite des Arbeitgebers einen höheren Grad von Uneigennügigfeit 
vorausjegt, indem derfelbe ſich, wenigſtens über einen gemilfen Zeitraum 
hinaus, des Verfügungsrechts über das weſentlich durch feine Unterftügung 
geichaffene Anweſen begiebt. Der Arbeiter wird, allerdings zu einem ver- 
hältnismäßig fpäten Beitpunft, in Bezug auf feine Wohnung unabhängig 
von feiner Brotjtelle. Es läßt ſich ferner nicht leugnen, daß es von hohem 
Werte fein fann, wenn der Arbeiter zum Cigentümer des von ihm be- 
wohnten Haufes wird, wenn er dadurch aus dem Proletariertum gehoben 
wird, Intereſſe an der Erhaltung des Beitehenden und Liebe für die Pflege: 
ftätte feines Familienlebens gewinnt. Aber es würde ein verhängnispoller 
Irrtum fein, zu glauben, daß diefe günftigen Folgen unter allen Umjtänden 
eintreten müfjen. Sie find nur da eingetreten, wo eine ganze Reihe von 
Vorausfegungen zutrifft, auf die wir oben jchon furz hingedeutet haben. 
Sie werden nur eintreten, wenn die Arbeiter fih in auskömmlichen und 
dauernd in ihrer Regelmäßigfeit geficherten Berhältnifjen befinden, wenn ihre 
Lebenshaltung eine ftreng geregelte und jparfame, wenn es ihnen gelungen 
it, ehe fie an den Bau oder den Erwerb eines Haufes herantreten, foviel 
zurüdzulegen, daß fie eine namhafte Anzahlung leiften können, und wenn 
ihnen die regelmäßigen Abtragungen feine unverhältnismäßigen Opfer auf- 
erlegen. Wir haben gejehen, daß unter gewiſſen Berhältnifjen, fo bei der 
relativ ftabilen Lebenshaltung der fisfalifchen Bergarbeiter, zmeifellofe Erfolge 
mit dem Syitem erzielt find, man wird aber jtet3, wo man die Einführung 
desfelben beabjichtigt, auf das forafältigite alle Umitände prüfen müſſen, 
um nicht einen Fehlſchlag zu erleben!. Wenn es ferner im Bezirf der 
fisfalifchen Bergmwerfe, bei dem Einfluß, den dort die Organe der Berg- 
behörden haben, und bei der geringen Zahl der ortsanweſenden Nichtberaleute 
gegenüber den Bergleuten angängig fein mag, daß die Hauserwerber nad) 
Abtragung der empfangenen Bauvorſchüſſe ganz frei mit ihrem Haufe 
halten und walten fünnen, fo dürften ſich die Dinge anderwärts nicht 
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überall jo günftig gejtalten; es wird daher zu erwägen fein, was innerhalb 
der Grenzen des Geſetzes gejchehen fann, um die in das Eigentum der 
Arbeiter übergegangenen Häufer möglichjt lange ihrem Zwed zu erhalten; 
wir werden auch hierauf mweiter unten noch zurüdfommen. 

Die bei weitem häufigite Art der Fürforge der Arbeitgeber für die 
Berriedigung des MWohnungsbebürfniffes ihrer Arbeiter befteht darin, daß 
die erfteren Häufer errichten, deren Wohnungen fie den letzteren mietweife 
überlafien. Diefes Syſtem fließt ohne weiteres die Möglichkeit aus, daß 
die Häufer durch Übergang in Spefulationshände ihrem eigentlichen Zweck 
entfremdet werden. Dem jteht aber auf der anderen Seite der von den 
Arbeitern ſelbſt nicht mit Unrecht vielfach betonte Nachteil gegenüber, daß 
fie ſich durch Übernahme einer folden Wohnung in ein nod viel größeres 
Abhängigfeitsverhältnis zu dem Arbeitgeber begeben, als es das Arbeits- 
verhältnis an ſich ſchon bedingt. Alle die günftigen Einflüffe, welche ge- 
ordnete und der häuslichen Behaglichkeit nicht entbehrende Wohnungsverhält- 
nifje auf die Arbeiterfamilie ausüben, werden illuſoriſch, wenn nicht zugleich 
eine gewiſſe Stetigfeit derfelben gemährleiftet ift; und wenn der Arbeiter 
mit einem Stellenwechjel ohne weiteres auch zu einem Wohnungsmwechfel ge: 
swungen iſt, fann von einer ſolchen Stetigfeit nicht die Rede fein. Das 
ift der Grund, meshalb nicht felten gerade die befjeren Elemente unter der 
Arbeiterbevölferung die private Mietwohnung, die ihnen meniger und 
ichlechtere Räume zu einem höheren Preife bietet, der befjeren ihm von feinem 
Arbeitgeber gebotenen Wohnung vorzieht. Leider iſt diefer Nachteil bei dem 
Spitem, um das es fich hier handelt, unvermeidbar und fann höchſtens da- 
durch in etwas gemildert werden, daß für den Fall der Löſung des Arbeits- 
verhältnifjes dem Mieter eine angemefjene Friſt gewährt wird, innerhalb 
deren er die Wohnung zu räumen hat; dahin zielende Beitimmungen finden 
wir ab und zu in den Mietsordnungen indujtrieller Betriebe. Das Statut 
der oben erwähnten Genofjenfchaft der Arbeiter der Eleftrizitäts-Aftiengefel- 
ihaft vorm. Schudert & Co. in Nürnberg geht darin wohl am meiteften, 
indem es eine jechsmonatlihe Kündigungsfriit für den Fall des Aus— 
ſcheidens eines Mitgliedes aus dem Dienfte der Firma feſtſetzt. 

Immerhin legen die Nachteile, die dem Syſtem als foldem innewohnen, 
die Erwägung nahe, ob es nicht unter Umftänden auch im Intereſſe der 
Arbeitgeber liegt, von dem Bau eigener Arbeiterwohnungen Abjtand zu 
nehmen und fich anderer Mittel zu bedienen, um den gemollten Zweck zu 
ereihen. Es iſt weiter oben bereits des Abkommens gedacht, das die 
Stadtgemeinde Frankfurt a. M. in ihrer Eigenſchaft al Arbeitgeberin mit 
einer dortigen gemeinnüßigen Baugefellihaft getroffen hat, demzufolge der 
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Stadt gegen Übernahme von Aktien der Gefellihaft das Necht eingeräumt 
ift, eine entſprechende Anzahl der von der Gefellfchaft hergeftellten Wohnungen 
für ihre Bedienfteten in Anſpruch zu nehmen. Wir felbjt haben gelegent- 
lich ! ein ſolches Vorgehen befürwortet, das fih u. E. namentlich für größere 
Städte eiqnet, wo erfahrungsgemäß die Schwierigkeiten für den Arbeitgeber, 
ſelbſt Wohnungen für feine Arbeiter herzuftellen, vielfah ins ungemefjene 
wachſen. Nur darf bei einem ſolchen Vorgehen nicht fo verfahren werden, 
wie es fürzlich der Dresdener Spar- und Bauverein gethan hat, der von 
den Arbeitern, die auf Grund eines ähnlichen Abfommens Wohnungen bei 
ihm beziehen, verlangt, daß fie diefelben räumen, wenn fie die Arbeitsjtelle 
aufgeben. Dieſes dem Weſen der Genofjenfhaft durchaus miderjtreitende 
Verfahren macht den wefentlichiten Vorteil, den wir uns von dem Hand— 
inhandgehen des Arbeitgebers mit den Genoſſenſchaften, bezw. mit den gemein- 
nügigen Baugeſellſchaften verſprechen, von vornherein illujorifc. 


I. Bau von kleinen Wohnungen durch Stiftungen, 
gemeinnütige Baugefellfhaften, gemeinnübige Vereine 
und Genoflenfdyaften. 


Die im vorigen Abjchnitt in der dur den Rahmen diejes Berichts 
gebotenen Kürze geſchilderten Beitrebungen mwohlmeinender Arbeitgeber, ihren 
Betriebsangehörigen zu angemejjenen Wohnungen zu verhelfen, haben ſich 
nah zwei Richtungen als nicht ausreichend ermwiefen, dem Notitand auch 
nur in einigermaßen befriedigendem Umfange zu begegnen. Wir haben bereits 
die Gründe Elarzulegen verfuht, weshalb einmal diejenigen, für welche die 
betreffenden Einrichtungen bejtimmt find, nicht unter allen Umftänden einen 
wirflihen und dauernden Nuten aus denfelben ziehen. Dazu fommt aber 
noch das zweite wichtige Moment, daß der Wohnungsnotitand keineswegs 
auf diejenigen beſchränkt ift, die allenfalls aus den durch Arbeitgeberfürforge 
getroffenen Einrichtungen Vorteil ziehen könnten. Ber aller Ausdehnung, 
welche diefe Beitrebungen gewonnen haben, ift doch auch heute noch die Zahl 
der Arbeitgeber, die in wirklich ausgiebiger Weife für die Befriedigung des 
Mohnungsbedürfniffes ihrer Arbeiter geforgt haben, eine verſchwindend kleine 
angefichts der großen Zahl derjenigen, die diefen Dingen völlig unthätig 
gegenüberftehen. Vor allem trifft dies für die meilten großen Städte zu, 
wo in der That, wie wir bereit angedeutet haben, die Schwierigfeiten, auf 
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dieſem Wege den Wohnungsnotſtand zu lindern, ſehr erhebliche ſind. Gerade 
hier, wo der Arbeiter immerhin leichter eine Privatwohnung bekommen kann, 
als in der Umgebung mehr iſoliert liegender Fabrikanlagen, würde ſehr 
leicht der Fall eintreten — und derartige Erfahrungen ſind in der That 
gemacht —, daß die von dem Arbeitgeber mit unverhältnismäßigen Koſten 
bereitgeſtellten Wohnungen von den Arbeitern gar nicht bezogen werden, 
und wer will es dem Arbeitgeber verübeln, wenn er ſich ſcheut, ein der— 
artiges Riſiko einzugehen? Dazu kommt aber, daß breite Schichten der 
Bevölkerung, die pekuniär etwa ebenſo geſtellt ſind wie die Fabrikarbeiter, 
von der Wohnungsnot ebenſo ſchwer betroffen werden wie die letzteren. 
Aus allen dieſen Gründen liegt es nahe, daß man ſeit dem Auftreten der 
Wohnungsfrage bemüht geweſen iſt, noch andere Wege zu finden, dem 
Mangel an kleinen Wohnungen abzuhelfen. Die Geſamtheit der im einzelnen 
jehr verfchiedenartigen hierauf gerichteten Bejtrebungen find wir gewohnt, 
unter dem Namen „gemeinnübige Bauthätigfeit“ zufammenzufafjen, 
infofern jie alle, im Gegenfaß zu der privaten Bauthätigfeit, darauf ge- 
richtet find, ohne die Nebenabjiht des Erwerbs die Wohnungsverhältnifie 
dur den Bau von Kleinwohnungen zu verbefjern. 

Dieje Beftrebungen reichen in ihren erjten Anfängen ziemlih weit — 
bis etwa in die Mitte des verflofjenen Sahrhunderts — zurüd und haben 
gleich von Anfang an zwei verjchievene Wege eingefchlagen, um das ihnen 
vorfchwebende Ziel zu erreihen. Die eine Gruppe hat ihre Bemühungen 
darauf gerichtet, diejenigen, denen die Fürforgethätigfeit galt, dadurch, daß 
fie ihnen die Erwerbsbedingungen fo viel wie möglich erleichterte, zu Eigen- 
tümern eines kleinen Eigenbefiges zu machen, die andere ſah von vornherein 
von diefer gewiß idealjten Form der Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes 
als der Regel nach doch nicht durchführbar ab und bejchränfte fi auf die 
Herftellung von Wohnungen, die fie in eigene Verwaltung nahm und den 
Mohnungsbedürftigen mietweije überließ. 

Es liegt auf den erften Blid etwas Beſtechendes in ber Perſpektive, 
die fih uns eröffnet, wenn es in weiterem Umfange gelänge, den Beſitz— 
lofen durch unfere Fürforgethätigfeit zum Befitenden zu machen und ihn 
der Fülle des Segens teilhaftig werden zu lafjen, der mit dem Begriff des 
„Eigenen Heims“ verfnüpft ift. Das Beftechende diefes Ausblids ver- 
führt auch heute noch, nachdem es an warnenden Anzeichen nicht gefehlt hat, die 
den Vorfichtigen zur Zurüdhaltung mahnen follten, mande fonjt nüchtern 
denfenden Männer dazu, diejes Ziel als das allein erſtrebenswerte der ge- 
famten gemeinnüßigen Bauthätigfeit vorfteden zu wollen. Leider hat die 
Macht der Thatfahen uns darauf hingeführt, daß das Syſtem auch feine 
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Schwerwiegenden Schattenfeiten hat. Von vornherein — und das müfjen 
auch feine eifrigften Vertreter zugeben — ift feiner Durchführung eine ziem- 
lih enge Grenze durch die Preisgeftaltung des Grund und Bodens gezogen. 
Überall da, wo derjelbe den urfprünglihen Aderwert um ein mehrfaches 
überjchreitet, alfo faft überall im Ermweiterungsgebiet der Städte, ift der 
Einzelhausbau,, der die Grundlage für das Syitem bildet, aus einfachen 
finanziellen Gründen unmöglid. Dieſer Einwand läßt fih nicht dadurd 
befeitigen, daß man die Wohnungen der Arbeiter aus dem Innern der 
Städte in die Vororte verlegt. Selbſt bei den beiten Verfehrseinrichtungen 
ift der überwiegende Teil der arbeitenden Bevölkerung auf das Wohnen in 
nächſter Nähe der Arbeitsftätte angewiefen. Es bedarf heute faum noch der 
theoretifchen Erörterung der Gründe für diefe Thatjache, die Erfahrung hat 
genugfam bewiefen, daß es nirgends in nennenswertem Umfange gelungen 
ift, entlegene Anfiedelungen mit großfjtädtifchen Arbeitern zu bevölfern. 
Damit foll die Zweckmäßigkeit derfelben für eine andere Bevölferungsflafie 
und fomit ihre Berechtigung im allgemeinen nicht angefochten werden. Gün— 
ftiger liegen die Verhältniſſe in diefer Beziehung für fleinere Orte und 
ländliche Bezirke, in denen die Bodenpreife fein ausfchlaggebendes Hindernis 
für das in Rede ftehende Anfiedelungsfyitem bilden. 

In zweiter Linie jet der Erwerb und die Erhaltung eines eigenen 
Haufes unter allen Umjtänden eine gewiſſe wirtfchaftlihe Selbftändigfeit 
und eine Höhe des Kahreseinfommens voraus, wie fie nur bei einer fleinen 
Minderzahl der beitgelohnten Arbeiter vorhanden ift. Der Bau des Einzel- 
haufes ift am fich teuerer ald der einer größeren Anzahl unter einem Dache 
vereinigter Wohnungen ; dazu erhöht ſich die Xebenshaltung durch allerlei 
Nebenabgaben, durch Unterhaltungskoften, durch einen Mehraufwand an 
Heizungsmaterial, durch höhere Lebensmittelpreife da, wo die billigen Ein- 
faufsgelegenheiten der Großftadt fehlen. Kurz, die überwiegende Menge der 
minder gut gelohnten Arbeiter ift ohne meitere® von den Segnungen des 
Syſtems ausgefchlojjen, wenn man nicht zu dem fehr bedenflichen Ausfunfts- 
mittel greifen will, ftatt des Haufes zum Alleinbewohnen, foldhe mit zwei 
oder mehr Wohnungen einzurichten, deren Mietertrag den Ermerber eines 
folhen Haufes in die Lage verſetzt, auf Koften Dritter feine eigenen Unkoſten 
herabzufegen. Ein Blid in die im Anhang mitgeteilte tabellariihe Zu- 
fammenjtellung zeigt, daß man fajt durchweg, wo das Syitem zur Durch— 
führung gelangt tft, fi) gezwungen gejehen hat, diefen Ausweg zu wählen. 
Der Erfolg ijt der, daß man an die Stelle des gewerbömäßigen Wohnungs: 
vermieterd eine andere Kategorie von Vermieten fett, die nicht minder 
eigennüßig und oft noch rüdfichtslofer ihre Stellung gegenüber dem Mieter 


Bau von Meinen Wohnungen durch Arbeitgeber, Stiftungen ıc. 27 


ausnugen, weil fie in ihren fleinen Verhältniſſen durch einen Mietausfall 
oder -Rüdftand viel ſchwerer getroffen werben als der fapitalfräftige Groß: 
vermieter. 

Endlich — und das ift faft der ſchwerwiegendſte Einwand gegen das 
Syftem — wird fi der Erwerber eines jolchen Haufes oft mit dem Erwerb 
eine jchwere Laft aufbürden, die ihm die Freizügigkeit nimmt und ihn ver- 
hindert, die ihm durch den Wechfel der Arbeitsftelle gebotene günftige 
Konjunktur auszunugen. Damit find die Grenzen gezogen, innerhalb deren 
das Spitem allein auf die Dauer Erfolge verfpridht: billige Bodenpreife, 
wie fie in ländlichen und hier und da aud in kleinſtädtiſchen Verhältniſſen 
noch vorhanden find; eine hochgelohnte Arbeiterbevölferung bei durchaus 
ftabilen Arbeitsverhältnifien, wie fie 3. B. in Gegenden mit ausgedehnten 
Bergbau gegeben find — mo diefe Bedingungen zutreffen, wird dem Syſtem 
unter Umjtänden das Wort geredet werden können. Wenn man es unter 
Außeradhtlafjung der erhobenen Bedenken unter andersartigen Verhältnifjen 
anwendet, wird man auf die Dauer von Fehlſchlägen nicht verfchont bleiben: 
die anfangs von Arbeitern erworbenen Häufer werden oft fchon nach fürzefter 
Frift in andere Hände übergehen, und fchließlih, wenn aud nicht gleich 
beim eriten Beſitzwechſel, wird fi die Spekulation der Grundftüde bemäch— 
tigen, und die Wohnungen werden dem Zwed, dem fie dienen follen, ent- 
fremdet. Sole Erfahrungen find da, wo die Beobachtungszeit eine hinreichend 
lange iſt, in ausgiebigitem Umfange gemadt. Wir brauchen nur an das 
Beifpiel der Arbeiterbaugefellfhaft in Mülhaufen zu erinnern, das in dieſer 
Beziehung leider befannt genug ift. Aber auch in den Jahresberichten 
jüngerer Geſellſchaften fann man gelegentlich zwijchen den Zeilen lefen, daß 
nicht alles fo gegangen tft, wie man es fich gedacht hatte; in einem der 
legten Jahresberichte des Gemeinnüßigen Bremer Bauvereins fehen wir ſogar 
mit einer gewiſſen Genugthuung darauf hingewieſen, daß mande der von 
dem Verein erbauten Häufer bereit3 mit Erzielung eines Gewinne weiter 
veräußert find! 

Um dieſer ſonſt unvermeidlihen Eventualität vorzubeugen, hat man 
vielen Scharffinn aufgewandt, einen folden Beſitzwechſel nah Möglichkeit 
hinauszufchieben, bezw. zu verhindern. Solcher einfchränfenden Bedingungen 
haben wir bereit3 bei der Beiprehung des Vorgehens der preußifchen fis- 
faliihen Bergvermwaltung gedacht. Manche gemeinnüsigen Baugefellichaften 
find darin noch weiter gegangen. Ohne hier auf Einzelheiten einzugehen, 
wollen wir nur der vortrefflich durchgearbeiteten Kaufverträge des Vereins 
für dag Wohl der arbeitenden Klaffen in Stuttgart gedenken, die dem Verein 
u. a. bezüglich der von ihm veräußerten Häufer das Nüdfaufsreht zu dem 
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urfprüngliden Kaufpreis fihern.! Im einem auf der zweiten General» 
verfammlung des Rheiniſchen Vereins zur Förderung des Arbeitermohnungs- 
wefens gehaltenen Vortrage hat Landrichter Dr. Schöller ? in Düfjeldorf 
in lichtvoller Weiſe auseinandergefegt, welche Handhaben das Bürgerliche 
Geſetzbuch liefert, um ſolche Eigentumsbefhräntungen in rechtskräftiger Form 
grundbuchlich eintragen zu laffen. Es ift dur diefen Vortrag erwieſen, 
Daß damit Mancherlei erreicht werden fann, und es wird Sache der betreffenden 
Vereinigungen fein, ſich dieſe Fingerzeige zu Nutze zu maden, aber wir 
fönnen uns des Eindruds nicht recht erwehren, ob denn ein in diefer Weife 
verflaufuliertes Cigentumsrecht, das dem Inhaber jede Verfügung über jein 
„Eigentum“ nimmt, noch dem Weſen deſſen entfpriht, was wir mit dem 
Begriff des „Eigenen Heims“ verbinden, und ob es nicht im Grunde ge- 
nommen zwedmäßiger wäre, unter diefen Umftänden auf das ganze Scein- 
eigentum zu verzichten und fih zu einem Princip zu befennen, das dem 
Weſen nad dasfelbe ift, bei dem es aber des ganzen umftändlichen Apparates 
von Verträgen und Eintragungen nicht bedarf, die doch in der Praris recht 
häufig verfagen dürften. 

Das Mietjyftem mit den weiter unten noch näher zu fhildernden 
Beihränfungen des Kündigungsrechtes des Vermieters, das wir hier meinen, 
ihließt ja den Bau des kleinen Ein- und Zmweifamilienhaufes unter Ver: 
hältniſſen, mo letzteres finanziell noch möglich ift, feinesmegs aus, und es 
fann an und für fih nur befürwortet werden, den Bau fleiner freiftehender 
Häufer aufrecht zu erhalten, wo immer die Verhältniffe es noch geftatten. Aber 
man jollte fih auch in diefer Beziehung von Einfeitigfeit freihalten, und 
leider fönnen mir gerade einigen der thatlräftigiten Förderer der Arbeiter: 
wohnungöfrage, mit denen wir uns jonft in vielen Dingen eins wifjen, den 
Vorwurf einer gewiſſen Einfeitigfeit in diefer Hinficht nicht erfparen. Um 
Mipverftändniffen vorzubeugen, betonen wir ausbrüdlid — obgleich Dies 
eigentlich nicht hierher gehört —, daß wir felbitverftändlic alle durchführ— 
baren Maßnahmen der ftädtifchen Bodenpolitif, alle Vorfchläge auf Änderung 
der Fluchtlinien- und Baupolizeigefeßgebung, die eine weiträumigere Bebauung 
gewährleiften, mit Freuden begrüßen. Aber wir find auf der anderen Seite 
der Anfiht, daß unter den thatfählih vorliegenden Berhältniffen von 
mander Seite das Einfamilienhaus — ganz abgejehen von der frage, ob 
dasfelbe in das Eigentum übergehen oder nur vermietet werben foll — viel 


! Bergl. E. Pfeiffer, Eigenes Heim und billige Wohnungen. Stuttgart 1896. 
? Zur Frage ded Kaufvertrage® mit Cigentumsbejhränfungen vom Stand- 
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zu einfeitig als das ausſchließliche Jdeal des Arbeitermohnungsbaues hin- 
geitellt wird — unter Umftänden zum Schaden der Entwidelung der guten 
Sache im allgemeinen. Wenn dabei vielfach zur Begründung diefer Forderung 
das Einzelhaus in einen Gegenjat zur „Mietkaſerne“ gejett wird, fo möchten 
wir hier zur Ehrenrettung des auf hygieniſche Grundſätze bafierten foliden 
Etagenbaues feitftellen, daß faum je mit einem Schlagwort fo viel Mißbrauch 
getrieben iſt, wie neuerdings mit dem Begriff der „Mietkajerne”. Wie 
viele der befjer fituierten, ja der beftfituierten Bewohner unjerer Großftädte 
jind denn imjtande, fi den Luxus eines Einzelhaufes gejtatten zu fünnen ? 
Und mie viele von denen, deren Mittel dies allenfalls geftatten würden, 
find aus geſchäftlichen Rüdfihten in der Lage oder auch nur gemwillt, das 
Etagenhaus im Innern der Städte zu Gunften des weit draußen an der 
Peripherie gelegenen Einfamilienhaufes aufzugeben? Wenn aber für alle 
dieje Leute das Etagenhaus unter den heute gegebenen Verhältnifjen als eine 
durchaus angemefjene Behaufungsform angejehen wird, dann vermögen wir 
in der That nicht recht einzufehen, warum denn gerade der fleine Mann, 
der Arbeiter, durhaus auf das Einfamilienhaus hingewieſen werden foll, 
das an vielen Orten weder feinen Gewohnheiten noch feinen Neigungen ent- 
ſpricht. Vorausſetzung ift natürlich, daß das ftädtifche Etayenhaus der viel- 
fach mit Recht beanftandeten Übelftände, der engen luft und lichtlofen Höfe, 
der Anhäufung vieler und mangelbaft gejonderter Wohnungen an einem 
Treppenhaufe und anderer Fehler entkleivet wird, die aber allefamt fein 
untrennbar mit dem Begriff des Etagenhaufes verbundenes Attribut find. 
Eine ganze Anzahl der im Innern unferer Großftädte bauenden Geſellſchaften 
und Genofjenfhaften hat den Beweis erbraht, daß es auch unter den 
heute beftehenden Berhältniffen möglich ift, vieletagige Miethäufer zu er- 
richten, deren Einzelmohnungen bei richtiger Benugung weitgehenden hygienischen 
Anforderungen genügen, während andererfeits: dad mißverjtandene Bejtreben, 
A tout prix dem Einzelhaufe zur Durchführung zu verhelfen, bereits ſoweit 
getrieben ift, daß man, um die an ſich höheren Koften des letzteren herabzu- 
drüden, zu Konftruftionen gelangt ift, die nicht mehr mit den Grundfägen 
gejunden Wohnens im Einklang ftehen. Jeder Hygienifer wird uns darin 
Recht geben, daß das Wohnen in einer ausreihend durdlüftbaren und be 
lihteten, mit Wafferleitung und Kanalifation verfehenen Wohnung im Etagen- 
haufe dem Wohnen im Einzelhaufe vorzuziehen iſt, das aus Sparjamteits- 
rüdfichten nur teilweife unterfellert ift, defjen Wände der atmojphärifchen 
Feuchtigfeit den Durdtritt geftatten, deſſen Entwäfjerungsverhältnifje zu 
wünfchen übrig lafjen — und zu ſolchen Übelftänden hat in der That das 
einfeitig durchgeführte Princip an manden Orten bereits geführt. Das 
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mehretagige Miethaus entſpricht eben, wie die Verhältniſſe heute liegen, dem 
dringenden Wohnungsbedürfnis der Stadtbevölkerung, und es iſt verkehrt, 
demſelben durch einſeitige Betonung eines doch nur unter Ausnahme— 
bedingungen erreichbaren Ideals von vornherein den Stempel der Minder- 
wertigfeit aufzudrüden. 

Wenn wir uns nunmehr furz mit der Frage der Form, unter der uns 
die gemeinnügigen Bejtrebungen auf dem Gebiete des Wohnungsbaues ent- 
gegentreten, bejchäftigen, fo ergiebt ſich in dieſer Beziehung eine große 
Mannigfaltigfeit nebeneinander hergehender Drganifationsformen. Cine 
Anzahl der älteften in Deutjchland auftretenden Vereinigungen dieſer Art 
hat die Form der Aftiengefellfhaft angenommen, die fi in vieler 
Beziehung als ein angemefjener Rahmen für die Bethätigung der hier vor- 
liegenden Aufgaben ermwiefen hat. Im Gegenfat zu den Erwerbszwecke ver- 
folgenden Aktienbaugeſellſchaften befunden die hier in Frage fommenden 
Geſellſchaften ihren gemeinnügigen Charakter dadurch, daß fie die Höhe der 
eventuell zu verteilenden Dividende auf einen mäßigen Prozentjat bejchränfen, 
während darüber hinaus ſich ergebende Überfchüffe zu Nüdlagen, bezw. zur 
Erweiterung des Unternehmens verwandt werden. in der Negel wird ferner 
der größte Teil der Verwaltungsgeſchäfte durch ehrenamtliche Organe über- 
nommen. Gelegentlih bat man in neuerer Zeit verfudt, die in mander 
Beziehung eine DVereinfahung des Geſchäftsganges zulaffende Form der 
Gefellihaft mit befhränfter Haftung an die Stelle zu feßen, 
ohne daß indefjen dies Vorgehen bis jet viel Anklang gefunden hätte. Wie aus 
der tabellarifchen Zufammenftellung hervorgeht, haben verhältnismäßig wenige 
und nicht jehr hervorragende Gejellichaften dieſe Organtifationsform ange- 
nommen. Im Princip arbeiten beide Arten von Geſellſchaften infofern auf 
einer geihäftsmäßigen Baſis, als fie für ihre Gefellfchafter, deren Einzahlun- 
gen das Betriebsfapital bilden, eine, wenn auch mäßige Kapitalsverzinjung 
anftreben und zum größeren Teil heute auch erzielen. In der That hat 
es aber faum eine derfelben dahin gebracht, daß ihre Aktien, bezw. Geichäfts- 
anteile marftgängige Anlagewerte geworden jind. Diefelben befinden ſich 
durchgehends in den Händen gemeinnüßig denfender Kapitalijten, die von 
vornherein auf eine Berzinfung ihrer Anlage nicht rechnen und unter Um— 
ftänden auch bereit find, den Kapitalbetrag zu opfern. Die betreffenden 
GSefellfchaften tragen daher de facto alle mehr oder weniger den Charakter 
von Veranftaltungen, die auf dem MWohlthätigfeitsfinn der beſitzenden Klafjen 
bafiert find. 

Noch mehr tritt dies Moment bei einer Anzahl von Vereinen hervor, 
die zumeiſt als alleinigen, in Ausnahmefällen auch als Nebenzwed neben 


Bau von fleinen Wohnungen dur Arbeitgeber, Stiftungen ꝛc. 3] 


anderen gemeinnügigen Beitrebungen den Bau von Kleinwohnungen verfolgen. 
Hier bilden das Betriebsfapital die ohne Anfpruh auf Verzinfung einge- 
zahlten Mitgliederbeiträge und fonftigen Zumendungen von gemeinnüßiger 
Seite. Während indefjen alle drei genannten Drganifationsformen fich neben 
den von gemeinnüßiger Seite aufgebradhten Mitteln in der Negel in erheb- 
lichem Umfange des Hypothekarkredits für die Crreihung ihrer Zwecke 
bedienen, tritt der Mohlthätigfeitscharafter noch mehr in den Vordergrund 
bei einer Reihe von Stiftungen, die von einzelnen Wohlthätern gemacht 
find und für den Zweck des MWohnungsbaues in. der Regel in der Weiſe 
nutzbar gemadt werden, daß die durch die Vermietung der lehteren aufge- 
brachten Kapitalzinfen immer von neuem wieder dem gemeinnüßigen Zweck 
zugeführt werben, wie wir weiter unten noch an einzelnen Beifpielen zeigen 
werben. 

Bon diefen Beranftaltungen mehr oder weniger fürforglichen Charakters 
heben ſich die von den Wohnungsbedürftigen jelbjt organifierten Genojfen- 
Ichaften ab, deren Entjtehungsgefhichte neueren Datums ift und die, wie 
aus der weiter unten folgenden tabellarifhen Zujammenitellung hervorgeht, 
gerade in allerlegter Zeit einen höchſt erfreulichen Auffhwung genommen 
haben. Die erften Baugenofjenfhaften find in Deutichland bereits zur Zeit 
der Geltung des Geſetzes vom 4. Juli 1868 begründet worden, aber die 
wenigften derſelben vermocten es zu einer gebeihlihen Entwicklung zu 
bringen. Die Hauptichwierigfeit lag gerade bei dieſer Art der Genofjen- 
ſchaften mwohl in der durch das Geſetz bedingten Solidarhaft. Viele der 
damals ins Leben getretenen Baugenofjenfchaften find wieder eingegangen. 
Faft ein Jahrzehnt lang ijt der 1878 von Mitgliedern des Flensburger 
Arbeitervereins ind Leben gerufene Flensburger Arbeiterbauverein der einzige 
gewwefen, der unter dem Zuſammenwirken einer Reihe begünjtigender Umſtände 
über die Schwierigkeiten hinweggekommen tjt, die ſich damals derartigen 
Unternehmungen entgegenftellten. In feinen Grundprincipen fid eng an das 
Vorbild des Arbeiterbauvereins in Kopenhagen anſchließend, hat der 
Flensburger Arbeiterbauverein für alle fpäteren Baugenofjenfchaften die 
Grundlage der DOrganifation feitgelegt. Die Mitgliedſchaft der Genofjen- 
haft wird durch Zahlung eines geringen Cintrittsgeldes und durch 
Übernahme der Verpflichtung erworben, durch kleine, den Einfommensver- 
hältniffen der Arbeiter angepaßte Ratenzahlungen einen Gejhäftsanteil von 
mäfigem Betrage aufzufammeln. Volleinzahlung des Geſchäftsanteils oder 
die Einzahlung in mehreren größeren Raten iſt zuläffig, ebenſo mie die 
Gmwerbung mehrerer Gefhäftsanteile. Die Mitglieder nehmen im Verhältnis 
iu den eingezahlten Beträgen an der dur den Geſchäftsüberſchuß gebildeten 
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Dividende teil. Die Summe der Geſchäftsguthaben bildet das Betriebs— 
kapital, das, unter Zuhilfenahme des Hypothekarkredits ſowie anderer, z. B. 
durch Spareinlagen der Mitglieder, durch Ausgabe von Schuldverſchreibungen zc. 
aufgebrachter Mittel zum Bau von Wohnungen dient. Jedem Mitgliede 
jteht das Bemwerbungsreht um eine der fertiggeitellten Wohnungen zu; find 
mehr Bewerber ald Wohnungen vorhanden, fo entjcheivet das Los. Der 
Flensburger Arbeiterbauverein ebenfo wie die 1886 begründete, fpäter in 
eine Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht umgemwandelte Berliner Bau- 
genofjenfhaft find Vertreter des Syftems des Eigentumserwerbs. 
Das Mitglied, dem durch das Los die Anwartſchaft auf ein Haus zufällt, zahlt 
von da an einen durch die jeweiligen Beitimmungen feftgelegten Prozentfat 
der Heritellungsfoften, in dem eine Amortifationsquote enthalten ijt, die den 
Anwärter nad einer bejtimmten Reihe von Jahren zum Eigentümer des 
Haufe mad. 

Eine neue Phafe in der Entwidlung des Baugenofjenfhaftsgedanfens 
ftellt die ebenfalls noch unter der Geltung des älteren Gefeges im Jahre 
1886 erfolgte Begründung des Hannoverfhen Spar- und Bauvereins dar, 
der ebenfo wie der Flensburger Arbeiterbauverein fpäter in eine Genoſſen— 
ihaft mit befchränfter Haftpflicht umgewandelt wurde. Das Neue des durd) 
denjelben inaugurierten Syſtems bejteht in der principiellen Aufgabe des 
Eigenhausbaues. Um aber ven Mitgliedern die Stetigleit des Wohnens 
zu garantieren, begiebt ſich die Genoſſenſchaft ftatutenmäßig des Rechtes, 
den Genofjen die mietweife überlafjene Wohnung zu fündigen, bezw. den 
Mietpreis zu erhöhen, folange diejelben ihren Verpflichtungen nachlommen 
und die Hausordnung innehalten. Unter diefen Bedingungen bietet aljo 
das Mietſyſtem unter Ausfhluß der Möglichkeit, dak das Haus jemals 
Spefulationsobjeft wird, dem Mieter ein dauerndes Befigreht an der 
Wohnung, ohne ihn felbft zu binden. 

Ihre eigentliche Blüte hat die Baugenojjenfchaftsbemwegung erſt erlangt, 
nahdem durch das Genoffenfhaftsgefeg vom 1. Mai 1889 mit der unbe- 
ſchränkten Haftpfliht das Haupthindernis für die Entwidlung diefer Art 
von Genofjenfchaften gefallen war. Von da an find, mie die tabellarijche 
Zufammenftellung ergiebt, von Jahr zu Jahr zahlreichere Neugründungen 
erfolgt, deren Leiftungen teilweiſe jehr rafch denjenigen der älteren Gejell- 
Ichaften ebenbürtig an die Seite traten und die jene an Zahl bald weit in 
den Hintergrund treten ließen. Wie an anderer Stelle diefer Berichte des 
näheren ausgeführt werden wird, verdanfen fie diefe raſche Entwidlung in 
erjter Linie dem glüdlichen Umftande, daß ihnen in den Invaliditäts- und 
Altersverfiherungsanftalten mit ihren großen Mitteln fapitalfräftige Krebit- 
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quellen erwuchſen. Daher fehen wir die Baugenofjenfchaftsbewegung nament- 
ih da in rafcher Zunahme begriffen, wo ihr, wie in der Provinz Hannover, 
der Rheinprovinz, Schleswig-Holftein, Hefien-Nafjau und einigen ſüddeutſchen 
Bundesjtaaten die genannten Anftalten Verftändnis entgegenbradten. Eine 
andere Gruppe von Baugenofjenfchaften verdankt, wie weiter oben bereits 
angedeutet wurde, der einfichtsvollen Mitarbeit der Penfionsfafje für die 
Arbeiter der Preußiſch-Heſſiſchen Eifenbahngemeinfchaft ſowie der Verfügbar- 
mahung ftaatliher Mittel für den Wohnungsbau ihren Aufſchwung. Cs 
find dies diejenigen Baugenoſſenſchaften, deren Mitgliedfchaft, wie meiſtens 
ihon der Name andeutet, auf Eifenbahn- und fonftige Staatsbedienſtete 
beichränft ift, oder Die doch wenigitens zu einem großen Teil aus ſolchen 
beftehen. Unter den gleichen Vorausfegungen wie in Preußen find aud in 
Bayern eine Reihe von Genoſſenſchaften von Eifenbahnbedieniteten entitanden, 
bezw. im Entftehen begriffen, die fi dem Bayeriſchen Eifenbahnerverband 
angegliedert haben und unter rühriger Zeitung eine raſche Entwidlung zu 
nehmen fcheinen. 

Eine weitere Förderung ift der Genofjenfhaftsbemegung ſowohl wie 
der gemeinnügigen Bauthätigfeit im allgemeinen dadurch zu Teil geworden, 
dab, neben den PVerficherungsanftalten, eine Reihe centraler Organiſationen 
anregend und förbernd auf die Gejamtbewegung jowohl wie auf ihre Ent- 
widlung in einzelnen lokalen Bezirfen eingewirft haben. In eriter Linie 
ift hier die Centralitelle für Arbeiterwohlfahrtseinrihtungen zu nennen, die 
jeit Anfang der neunziger Jahre erfolgreich beitrebt geweſen tft, durd ihre 
Konferenzen und Schriften den Genofjenfchaftsgedanfen zu verbreiten und 
auf Grund eigener dur praftiiche Mitarbeit gemonnener Erfahrungen Rat 
zu erteilen, Mujterpläne zur Verfügung zu ftellen und, wo es erforbert 
wurde, auch dur Halten von Vorträgen ꝛc. direft an der Gründung von 
Baugenofjenfchaften mitzuwirken. Cine ähnlide agitatorifche und beratende 
Tätigkeit bildet auch das Programm des deutſchen Vereins „Arbeiterheim“ 
in Bethel bei Bielefeld. Ferner find im derfelben Richtung zwei ſich über 
ganz Deutichland erjtredende Genofjenichaftsverbände: der Verband der 
Baugenofienschaften Deutſchlands und der Verband der auf ber Grundlage 
des gemeinfhaftlihen Eigentums ftehenden deutſchen Baugenofjenihaften 
thätig, die gleichzeitig die wichtigen Funktionen von Revifionsverbänden für 
die ihnen angeichlofienen etwa hundert Baugenofjenjchaften ausüben. In 
der Rheinprovinz hat feit dem Jahre 1898 der Rheiniſche Verein zur 
Förderung des Arbeiterwohnungsweſens eine umfangreiche und erfolgreiche 
Thätigkeit als Centralftelle für die gefamte gemeinnügige Bauthätigfeit 
ausgeübt, und nad feinem Vorbilde find in neufter Zeit ähnliche Verbände 
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in den Provinzen Heſſen-Naſſau und Schleswig-Holſtein entſtanden. Noch 
weiter hat in dieſer Beziehung der neubegründete heſſiſche Centralverein für 
Errichtung billiger Wohnungen (Victoria-Melita-Berein) fein Programm 
'erftredt, indem er der gemeinnüßigen Bauthätigfeit aud die Beſchaffung 
der Geldmittel erleichtern will. 

Wenn e8 nad) dem Vorftehenden den Anfchein hat, daß der Genofjen- 
ſchaftsbewegung unter den Organifationen, deren Ziel der Bau von Klein- 
wohnungen für die unbemittelten Bevölferungsflafjen it, die Zukunft gehört, 
jo erfcheint es am Plage, mit einigen Worten auf die Gründe einzugehen, 
die gerade diefer Organifationsform die Superiorität vor den übrigen gleich— 
gerichteten Beftrebungen ſichert. Wir möchten dabei vorausfchiden, daß es 
nit unfere Anfiht ift, daß die anderen Drganifationsformen neben den 
Baugenofjenihaften feine Eriftenzberehtigung hätten. Das Arbeitsfeld für 
die Baugenoſſenſchaften iſt zunächſt ein begrenztes. Zur Mitarbeit an ihren 
Beitrebungen eignet fih nur eine Gruppe der Arbeiterbevölferung, die bereits 
eine höhere fociale Stufe einnimmt, ebenfo wie die von den Baugenofjen- 
ſchaften erhobene Forderung an ihre Mitglieder, wenn aud mäßige wöchent- 
lihe oder monatliche Bareinlagen zu maden, bereits eine befjer gelohnte, in 
geregelten wirtfchaftlihen Verhältniſſen lebende Arbeiterflafje vorausſetzt. 
Die Beteiligung einer ſocial und mirtfchaftlic tiefer ftehenden Arbeiter- 
bevölferung erfcheint vor der Hand ausgefchloffen. Darum fehen wir auch, 
daß der Baugenofjenfchaftsgedanfe, troß eifrigjter Bemühungen, unter der 
eigentlichen ländlichen Arbeiterbevölferung faft noch nirgends Fuß gefaßt hat. 
Für diefe tiefer ftehende Bevölferungsklafje ift die mehr fürforgliche Thätig- 
feit der gemeinnüßigen Baugefellfhaften und Vereinigungen nicht zu ent- 
behren, ebenfo mie den in noch weiterem Maße den Charafter von Mohl- 
thätigfeitsveranftaltungen tragenden Stiftungen dauernd ein weites Feld für 
ihre Thätigfeit bleiben wird. Für den auf höherer focialer Stufe ftehenden 
Arbeiter dagegen, infonderheit für den organifierten Arbeiter der Städte 
und fortgefchrittenen Jnduftriebezirfe find die genannten Organifationsformen 
ein veralteter Standpunkt. Er ift nicht gewillt, fidh etwas entgegenbringen 
zu lafjen, was er als halbe Wohlthat empfindet, und ſich auf der anderen 
Seite jeglichen Einflufjes auf die Mitverwaltung zu begeben, mie es bei 
jenen Gefellf haften und Stiftungen die Regel ift. Freilich iſt vorläufig, 
wie die Erfahrung vielfach gezeigt hat, bei der Verwaltung der Baugenofjen- 
Ihaften die Mitwirkung gejchäftserfahrener Männer aus Nichtarbeiterfreifen 
noch unentbehrlih. Aber gerade in diefer Art des Zufammenarbeitens von 
Mitgliedern der verjchiedenften Gejellfchaftsflaffen liegt, wie ebenfalld die 
Erfahrung hinreichend beftätigt hat, eines der widhtigften Momente in der 
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ganzen Bewegung, das fich in den vielfeitigften Richtungen für die wirt- 
fhaftlihe und fociale Hebung des Arbeiterftandes ausnugen läßt. Wir 
gehen ſogar ſoweit, dieſes ethiſche Moment in der Genoſſenſchaftsbewegung 
höher zu veranſchlagen als ihre thatſächlichen Leiſtungen in Bezug auf die 
Frage, die uns hier befhäftigt, die Verbefferung der Wohnungsverhältnifie 
durch den Bau von Kleinwohnungen. Denn wenn wir überbliden, was 
denn nun in Summa dur die gefamte gemeinnüßige Bauthätigfeit ge- 
ſchaffen ift, jo werben wir, wenn wir ehrlich fein wollen, offen eingeftehen 
müfjen, daß das Gefamtrefultat im Vergleich zu dem vorhandenen Notftand 
ein traurig geringfügiges ift, und das wird auch, wenn wir uns in den 
biäherigen Bahnen weiter bewegen, in abjehbarer Zeit faum viel anders 
werden. Für ung, wie für die meiften, die ſich mit diefer Frage eingehend 
beichäftigt haben, fteht feft, daß ohne eine gründliche Anderung der ftaat- 
lichen Wohnungspolitif und ohne ein thatkräftiges Eingreifen der Gemeinden, 
zu dem ja erfreulicherweife bereits die Anjäge vorhanden find, die Wohnungs- 
frage ungelöft bleiben wird. Wir betrachten die gemeinnüßigen Baugejfell- 
fhaften und die Baugenofjenfhaften nur als die Pioniere, die zunächſt 
einmal die Erfahrungen fammeln, auf denen eine Wohnungsreform in 
größerem Stil weiter bauen fann, die durd das Beifpiel anregend wirken 
und den Maſſen der Wohnungsbedürftigen, die in dem jahrelangen 
MWohnungselend faſt Schon den Maßftab dafür verloren haben, was ein ge- 
fundes und behagliches Heim für die gefamte Lebenshaltung bedeutet, erft 
wieder zum Bemwußtfein bringen, woran fie franfen. Wenn fie diefe Miffion 
erfüllen, jo ift damit allein ſchon ihre volle Berechtigung erwieſen. Und 
fie haben in der That fchon einen mwefentlichen Teil diefer Aufgabe gelöft. 
Die öffentlihe Meinung ift bereitS geweckt, wir fehen heute bereits Kreife 
mwachgerüttelt, die noch vor wenigen Jahren jedem Verfuh, in ihre durch 
Gewohnheit geheiligten Rechte einzugreifen, ftarren Widerſtand entgegen- 
jegten. Vielleicht erleben wir es noch, daß auf der Grundlage, die durch 
das raftlofe Schaffen einer kleinen Schar von Pionieren gelegt ift, für die 
Allgemeinheit bejjere Zuftände erwachſen. 

Es verbleibt und nad) dieſem allgemeinen Überblid nunmehr noch die 
Aufgabe, in furzen Zügen eine Aufzählung des Weſentlichſten zu geben, 
mad von der gemeinnüßgigen Bauthätigfeit auf dem Gebiete des Baues 
von Aleinwohnungen thatfächlich geleitet if. Wir haben verſucht, auf dem 
Wege einer Fragebogenenquete, deren Ergebnis wir im Anhange mitteilen, 
die wichtigften hierfür erforderlihen Daten zu jammeln. Hier jollen zu- 
nähft, ebenfo wie es im eriten Hauptabjchnitt unferes Berichtes gejchehen 
it, die hauptſächlichſten Typen ber in der weiterhin folgenden 22 
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ſtellung überſichtlich geordneten Beſtrebungen etwas ausführlicher beſprochen 
werden. 


1. Der Eigenhausbau durch gemeinnützige Vereinigungen. 


Die älteſte heute in Deutſchland beſtehende Baugeſellſchaft, die wohl 
überhaupt die erſte geweſen ift, die den Verſuch unternommen hat, Arbeitern 
den Erwerb eines eigenen Hausanweſens zu vermitteln, ift die vielgenannte 
Mülhaufener Gefellfhaft für Arbeiterwohnungen, die 1853 
von einer Anzahl Mülhaufener nduftrieller ins Leben gerufen und von 
der damaligen franzöfiihen Regierung fubventioniert wurde. Die Gefellfchaft 
hat die Form einer Aftiengefellfhaft. Das Aktienkapital betrug anfäng= 
lid 350000 Franes in Aktien zu je 5000 Francs. NRegierungsjeitig wurde 
ein Zufchuß geleiftet, der dazu diente, die Anlagefoften für die Straßen 
Be: und Entmäfjerung, fowie für verfchiedene gemeinnüßige Anftalten zu 
beftreiten. Was ihre Bauausführungen anlangt, fo ſchuf die Gefellfchaft den 
von vielen Seiten fpäter nachgeahmten fogenannten Mülhaufener Häufer- 
typus, vier unter einem Dad) vereinigte Mohnungen, die durch zwei im 
Grundriß ein Kreuz bildende Wände voneinander getrennt find. Das Syſtem 
ift billig, aber nicht empfehlenswert, weil die Belichtungsverhältnifje min- 
deſtens zweier Wohnungen ungünftige werden müffen und weil feine der- 
jelben quer durdhlüftet werden kann. Die Preife der von der Gefellichaft 
erbauten Häufer, die in der Negel zwei Zimmer, Küche, Dachkammer, Keller 
und Bodenraum enthielten, betrugen anfangs 2200 bis 3000 Francs, fpäter 
ftellten jie jih etwas höher, ſodaß ein Geſamtdurchſchnitt von etwa 
3500 Francs — 2800 Mark herausfam. Von dem Hausanmärter wurde 
eine Anzahlung von 250 bis 300 Francs gefordert; die monatlichen Geld- 
leiftungen wurden fo berechnet, daß eine vierprozentige Verzinfung des 
Anlagefapitald und durd eine Amortifationsquote von 21/2 %o der Kauf: 
fumme die allmähliche Tilgung des Kaufpreifes erzielt wurde. Die Gefell- 
Ihaft hat die bei der Begründung erworbenen ausgedehnten Terrains bis 
zum Jahre 1897 mit 1243 SHäufern bebaut, die einen Wert von 
3480000 Mark daritellen. Bon da an wurde die Bauthätigfeit eingeftellt. 
Sämtliche Häufer haben Käufer gefunden ; der noch abzuzahlende Reſt betrug 
Ende des Jahres 1899 noch 573640 Mark. Der Verlauf, den das ganze 
Unternehmen genommen hat, tft befannt und beftätigt durchaus die Be- 
denken, die gegen das Syftem erhoben find. Viele der urfprünglid von 
Arbeitern erworbenen Häufer find, teilweife durch oft wiederholten Beſitz— 
wechſel, in andere Hände übergegangen, durch vielfahe An- und Aufbauten 
hat eine Ausnugung des Terrains und ein Abvermietungsiyitem Pla ge- 
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griffen, das teilmweife Zuftände bedenklichſter Art herbeigeführt hat. Die 
Leiter des Unternehmens jelbjt fcheinen dasjelbe, wenn dies auch nicht 
offen ausgeſprochen wird, als ein verfehltes anzufehen und haben befchloffen, 
von einer Weiterführung Abjtand zu nehmen. 

Sehr viel günftigere Reſultate hat die 1869 begründete Gladbader 
Aktienbaugeſellſchaft mn M.-Gladbad erzielt, die über ein Aktien— 
fapital von 330000 Mark verfügt. Die Anzahl der bis zum Schluß des 
Sahres 1899 von der Gejellfhaft erbauten Häufer zum Cigentumsermwerb 
betrug 508 im Werte von 1998530 Mark, von denen der größte Teil 
bereits Abnehmer gefunden hatte, 363 den Anmärtern förmlich aufgelafjen 
waren. Die Preife der Häujer variieren zwiſchen 9000 und 2300 Marf. 
Die Art der Eigentumsübertragung, die mit gewiſſen Abänderungen für das 
ganze Syſtem typiſch iſt, ift die, dag dem Kauflujtigen das Haus zunächſt 
unter Anzahlung von mindeftens einem Zwölftel des Kaufpreifes mietmweife 
überlafjen wird. Als Miete zahlt er in monatlichen Raten jährlih 5%o 
des Kaufpreifes und außerdem als Ermwerbsquote foviel, daß feine gefamte 
Sahreszahlung mindeftens ein Zmölftel des Kaufpreifes ausmadt. Sobald 
ein Drittel des Kaufpreifes abgezahlt ift, wird ihm das Haus durd; einen 
notariellen Aft als Eigentum übertragen. Das Reſtkaufgeld wird bei 
gleihen Zahlungsbedingungen in etwa jechzehn Jahren getilgt. Es verdient 
übrigens hervorgehoben zu werden, daß die Gladbacher Gefellihaft neuer: 
dings in erheblihem Umfange neben Häufern zum Eigentumgerwerb auch 
ſolche, die ausschließlich zum Vermieten bejtimmt find, baut; ed waren deren 
Ende 1899 bereits 26 mit 216 Wohnungen errichtet. 

Auf ähnlihen Grundfägen ıft die 1872 begründete Barmer Bau- 
geſellſchaft für Arbeiterwohnungen bafiert, die mit einem Aftien- 
fapital von 750000 Mark arbeitet und Ende 1899 351 Häufer zum 
Eigenerwerb fertiggeftelit hatte. Der Preis verfelben ſchwankt zwijchen 
12500 und 3900 Mark; der Durdhfchnittöverfaufspreis betrug 1899 
5362 Mark. Aufgelafjen waren nad) Zahlung von einem Drittel des Kauf: 
preifes 175, alle übrigen befanden fi in den Händen von Anmärtern. 
Auh diefe Gefelihaft hat in den letten Jahren begonnen, Wohnungen 
ausfhlieglih zum Vermieten berzuftellen, von denen Ende 1899 32 in vier 
Häufern im Werte von 130450 Mark fertiggejtellt waren; weitere fünf 
Miethäufer find in Ausfiht genommen, 

Bon den übrigen Gejellfchaften diefes Syſtems, die eine erhebliche Bau- 
thätigfeit entwidelt haben, nennen wir nod die Gemeinnüßige Bau- 
gefellfchaft in Lüneburg, die Aftienbaugejellfhaft in Rheybdt, 
die in Liquidation befindlide Gemeinnügige Baugeſellſchaft in 
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Hamburg, während wir bezüglich des Weiteren auf die tabellariſche Zu— 
ſammenſtellung am Schluß des Berichtes verweiſen. Unter den Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, die zumeiſt neueren Datums ſind, iſt keine, 
die es bis jetzt zu einer namhaften Bauthätigkeit gebracht hätte. Als in ge— 
wiſſem Sinne hierher gehörig darf vielleicht die 1899 begründete Deutſche 
Anſiedelungsgeſellſchaft, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung mit 
dem Sitze in Berlin betrachtet werden, eine der wenigen gemeinnützigen 
Geſellſchaften, die ſich der Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe der ländlichen 
Arbeiterbevölkerung angenommen haben. Gegenſtand dieſes Unternehmens, 
das auf jeden Reingewinn verzichtet, iſt in erſter Linie die innere Koloni— 
ſation durch Schaffung lebensfähiger ländlicher Anſiedelungen. Sie erſtreckt 
aber ihre Thätigkeit neben den bäuerlichen Beſitzern auch auf ländliche 
Arbeiter im eigentlichen Sinne, denen ſie Gelegenheit geben will, mit be— 
ſcheidenen Mitteln innerhalb der geſchaffenen Anſiedelungen kleine Heim— 
weſen zu erwerben. Über die Erfolge der Geſellſchaft liegen Berichte noch 
nicht vor. 

Mas die Vereinsthätigkeit auf dieſem Gebiete anlangt, fo !iit 
als der ältefte Verſuch diefer Art die von dem bereitö erwähnten Verein 
Arbeiterheim 1886 in der Nähe von Bielefeld begründete An— 
fiedelung „Arbeiterheim“ zu nennen, die heute 141 Anweſen im Gefamtwert 
von 1269847 Mark umfaßt. Diefelbe ift rechtliches Eigentum der von 
Baftor von Bodelſchwingh geleiteten Anftalt für Epileptifhe Bethel“, 
welch’ lettere für das Unternehmen ihren Kredit herleiht und für Kapital 
und Zinfen die Garantie übernommen hat. Die Häufer enthalten zumeijt 
zwei bis drei Wohnungen. Der Erwerber eines Haufes zahlt 500 Mark 
an und hat jährlih 3/20 des Anlagefapitals als Miete und 20 als 
Erwerbsquote zu zahlen. Die Geſellſchaft Hatte ji anfangs ein Vorfaufs- 
recht auf zehn Jahre vorbehalten, hat aber, nahdem fie in Bezug auf 
Beſitzwechſel ſchon jet üble Erfahrungen gemacht hat, das zeitlih un— 
beſchränkte Vorkaufsrecht zum urfprünglichen Erwerbspreife eingeführt. 

Der 1887 begründete Gemeinnügige Bremer Bauverein hat 
neben einigen wenigen Miethäufern bis Ende 1899 430 Erwerbshäufer mit 
einem Gefamtmwert von 1127923 Mark erbaut, von denen 133 formell in 
das Eigentum der Anwärter übergegangen find. Wie ſchon aus dem Um— 
itande hervorgeht, daß die 430 Häufer nur 468 Wohnungen enthalten, ift 
hier, begünftigt durch die Ortsgemohnheit, der Einfamilienhausbau — «8 
handelt fi) vorwiegend um den in Bremen auch bei den befigenden Klaffen 
beliebten Neihenhausbau — verhältnismäßig am reinjten durchgeführt. 

Ein Unternehmen im größten Stil ift die Mitte der neunziger Jahre 
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von dem auch auf anderen Gebieten überaus thätigen Terein für das 
Wohl der arbeitenden Klaffen in Stuttgart begründete An- 
fiedelung „Ditheim”, die Ende 1899 186 Erwerböhäufer mit 558 Wohnungen 
und 86 ausſchließlich zum Vermieten bejtimmte Häufer mit 297 Wohnungen, 
alfo insgefamt 855 Wohnungen umfaßte, die einen Wert von 3461 259 Mk. 
repräfentierten. Hier hat man von vornherein abſichtlich auf den ausfchließ- 
lien Eigenhausbau verzihtet, um in einer größeren Anzahl von Miet- 
wohnungen ein Preisregulierungsmittel zu beſitzen, das die Abvermieter der 
Hauserwerber gegen Mietwucer ſeitens diefer legteren fchügen fol. Wir 
gedachten bereits der gut durchdachten Beftimmungen, die der Verein getroffen 
hat, um den Befigmwechfel der durch Verkauf in das Privateigentum über- 
gegangenen Häufer zu verhindern. Dem Verein ift durch Eintragung in 
das Grundbud das Vorkaufsreht zum urfprünglicen Verkaufswert gefichert. 
Dies Vorfaufsreht tritt auch in Kraft, wenn der Käufer das Haus mit 
mehr als zwei Drittel der Anfaufsfumme mit Hypothefen belafte. Ohne 
Schriftliche Einwilligung des Verkäufers darf das Haus weder durch Anbau 
noch durch Aufbau verändert werden. Unter den fonjtigen bemerfensmwerten 
Einridtungen des Unternehmens ift noch eine Verficherung gegen Mietausfall 
zu erwähnen, die den Hauserwerber gegen die wirtjchaftlichen Nachteile, die 
ihm aus etwaigen Xeerftehen einer Wohnung erwachſen, ſchützen fol. Das 
Abvermietungsſyſtem iſt hier ziemlich weit getrieben, da die Ermwerbshäufer 
durchgehends drei Wohnungen enthalten. Die ganze Dispofition der Anlage 
ſowohl wie die einzelnen Häufer fönnen, auch was die überaus freundliche 
Außenſeite anlangt, als mujtergültig hingejtellt werben. 

Bon den in Deutfchland bejtehenden Stiftungen für Wohnungs: 
zwecke betreibt nur vie Abegafhe Stiftung fürArbeiterwohnungen 
m Danzig, die 1870 mit einem Stiftungsfapital von 60000 Marf be- 
gründet wurde und die heute ein Vermögen von 238161 Mark befitt, den 
Bau von Ermwerbshäufern. Bon den 206 Häufern, die die Gefellichaft 
erbaut hat und die einen Wert von 857985 Mark repräfentieren, find 59 
formell in das Eigentum der Anmärter übergegangen. 

Bon den Baugenofjenfhaften, die ihren Mitgliedern den Erwerb 
von Eigenhäufern vermitteln, haben wir bereitö oben des Flensburger 
Arbeiterbauvereing, feiner Organifation und der Art, wie er die er- 
bauten Häufer in das Eigentum feiner Genofjen übergehen läßt, Erwähnung 
gethan. Derjelbe hat feit feinem Beftehen im ganzen 76 Ermwerbshäufer 
gebaut, in Anbetracht der fleinen Verhältniſſe Flensburgs eine gewiß vecht 
reſpeltable Leiſtung. 

Die ebenfalls bereits erwähnte Berliner Baugenoſſenſchaft, 
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die ſich die Berliner Vororte zum Feld ihrer Thätigkeit erwählt hat, hatte 
bis zum 31. Dezember 1899 in den Vororten Adlershof, Groß-Lichterfelde, 
Hermsdorf und Baumfchulenweg 177 Häufer, teilmeife mit zwei, zumeijt 
mit drei Wohnungen im Werte von 2327044 Mark hergeitellt und am 
1. April 1900 auf Grund eines Abfommens mit der Borfigihen Maſchinen— 
fabrif, die ihre Werfe von Berlin nad Tegel hinausverlegte, die eriten 35 
Häufer einer Anſiedelung in Borfigwalde bei Tegel vollendet. Leßteres find 
Reihenhäufer mit je einer Wohnung im Erdgefhoß und erſten Stod und 
einer Manfardenwohnung. Am 31. Dezember 1899 waren bereit3 105 
Häufer nah Abzahlung von einem Drittel des Wertes an die Ermwerber 
aufgelaſſen. 

Am idealſten unter den Genoſſenſchaften dieſes Syſtems hat der 
Arbeiterbauverein für Gaarden, Kiel und Umgegend, der 
ſeit 1890 in Thätigfeit ift, feine Aufgabe gelöft. Vorwiegend aus Arbeitern 
der Kaiferlihen Werft in Kiel beſtehend, hat derfelbe mit verſchwindenden 
Ausnahmen, die ın die erfte Zeit feiner Thätigfeit fallen, nur Häufer mit 
einer Wohnung hergeitellt, die, zu je zweien neben einander unter einem 
Dad vereinigt (Doppelhäufer), frei im Garten liegen. Solcher Einfamilien- 
häufer waren Ende 1899 über 300 mit einem Herftellungsmwert von rund 
11/2 Million Mark fertiggeitellt. Die Genofjenfhaft ijt im Befit ausge- 
dehnter noch unbebauter Terraing zur Ermeiterung der Anlage, die an einen 
großen, von dem MWohlfahrtsausihuß der Kaiferlihen Werft verwalteten Park 
anschließen, in dejjen Mitte fih ein für die Arbeiter beftimmtes Erholungs: 
haus mit Saal, Bühne, VBerfammlungs- und VBortragsräumen, Lefezimmer ꝛc. 
erhebt. 

In höchſt beachtenswerter Weife hat der Spar- und Bauverein 
in Blumenthal a. d. Wefer dur das Syftem des Eigenhausbaues die 
Aufgabe gelöft, in einem Orte mit halb ländlichen Verhältniffen, in welchem 
in furzer Seit dur) Herausverlegung einer Anzahl von Bremer Fabriken 
eine ftarfe Anfammlung induitrieller Arbeiter ftattfand, der dadurch ent- 
jtehenden Schwierigfeiten Herr zu werden. Derfelbe hat neben vereinzelten 
Miethäufern in den fünf Jahren feit 1894 139 Heimftätten mit zumeift 
zwei Wohnungen gejhaffen, die einen Gejamtwert von 722091 Mark 
repräjentieren. 

Die übrigen Baugenofjenichaften dieſes Syſtems haben an einer Anzahl 
Hleinerer Orte beacdhtensmwerte, aber immerhin bejcheidene Erfolge erzielt. Es 
iſt dabei indefjen zu berüdjichtigen, daß die Mehrzahl diefer Vereinigungen, 
wie die Baugenojjenichaften überhaupt, erit in den legten Jahren ent- 
Itanden find. 
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2. Der Bau von Mietwohnungen dur gemeinnübige 
Vereinigungen. 


Die Vereinigungen, die fih ausfchlieglih auf den Bau von Miet: 
wohnungen bejchränfen und die der Natur der Sahe nad ihren Haupt- 
wirfungsfreis in den großen Städten finden, treten wiederum zuerft in der 
Form der Aftiengefellihaft auf. An der Spige fteht hier die Ber- 
liner gemeinnügige Baugefellfhaft, die, im Jahre 1848 ing 
Zeben getreten, die ältejte der heute in Deutjchland erijtierenden gemeinnügigen 
Bauvereinigungen überhaupt iſt. Nachdem diejelbe zunächſt den Verſuch 
gemacht hatte, Ermwerbshäufer zu bauen, denjelben aber jehr bald als unter 
den Berliner Berhältnifjen erfolglos hatte aufgeben müffen, hat fie nur noch 
größere Miethäufer gebaut, die an kleine Xeute, unter denen der Unter- 
beamtenjtand und der fonjtige fleine Mittelitand vorherrfcht, vermietet werden. 
In den 39 Häufern der Gejellfchaft, die fih auf verſchiedene Stadtgegenden 
verteilen, find 369 Familien untergebradt. Die finanziellen Erfolge der 
Geſellſchaft find lange Zeit hindurch recht ungünjtige geweſen, und erſt in 
neuerer Zeit hat fie ihren Aktionären eine entjprechende Dividende gewähren 
fünnen. Das Aftienfapital der Geſellſchaft beträgt 264600 Mark; der 
Wert der Gebäude beläuft ſich auf 2044 403 Mark. 

Eine zweite in Berlin im Jahre 1888 begründete Aftiengefellichaft, 
der Verein zur Berbefferung der kleinen Wohnungen, hat 
zunädjt den Verſuch gemacht, dem Mangel an Kleinen Wohnungen dadurd 
abzuhelfen, daß er Häujer mit größeren Wohnungen, wie fie im Überſchuß 
vorhanden waren, anfaufte und durch zwedmäßige Umbauten in foldhe mit 
Heinen Wohnungen ummwandelte. Das an fi nicht uninterefjante Erperiment 
bat ſich unter den gegebenen Verhältniſſen bald als nit durchführbar er- 
wieſen, und die Gejellichaft ſah ſich genötigt, ihre Grunditüde mit Berluft 
wieder zu veräußern. Erſt 1899 hat die Geſellſchaft, die über ein namhaftes 
Aktienkapital verfügt, ihre Thätigfeit wieder aufgenommen und auf einem 
großen Blod in Berlin O., der ihr zur Verfügung jtand, zunädjit zehn 
Häufer mit 152 Wohnungen errichtet, die am 1. Dftober 1900 bezogen 
werben fonnten. 

Der im Jahre 1887 mit einem anfänglichen Aftienfapital von 200 000 
Mark, das im Laufe der Jahre auf 600000 Mark erhöht wurde, begründete 
Gemeinnügige Bauverein in Dresden hat Ende der achtziger Jahre 
mit dem Bau großer Miethäufer begonnen und bis Ende 1899 12 Häufer 
mit 233 Wohnungen zu einem Herjtellungspreife von 886 489 Mark fertig: 
geſtellt. Es befinden fi darunter neben Wohnungen von zwei und drei 
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Zimmern in größerer Zahl aus nur einem Raum bejtehende Wohnungen, 
die zu dem billigen Mietpreife von jährlich 84 Marf an alleinftehende Ehe- 
paare und Einzelperfonen vermietet werden, die aber je nad Bedarf auch 
zu einer der daneben gelegenen Mohnungen hinzugenommen werden können. 

Von den drei in Frankfurt am Main beftehenden Aftienbaugefell- 
ſchaften — eine vierte ift am 1. April 1900 eingegangen —, die alle drei 
eine namhafte Thätigfeit entwidelt haben, beanfprudt die 1890 begründete 
Aftienbaugefellfhaft für fleineWohnungen das größte Intereſſe, 
die am 31. Dezember 1899 37 Häufer mit 388 Wohnungen im Werte von 
1691365 Marf in drei großen Blods fertiggeftellt hatte. Das Beftreben 
der Geſellſchaft ift von Anfang an darauf gerichtet gewefen, aud für die 
niedrigft gelohnte Arbeiterflaffe ihren Einfommensverhältnifjen entiprechende 
Wohnungen zu befchaffen, und hat dur forgfältige Berüdfichtigung dieſes 
Gefihtspunftes bei der Durcharbeitung der Wohnungsgrundriffe — die 
Wohnungen enthalten zum Teil nur zwei Räume, von denen der eine gleich- 
zeitig al3 Kochraum dient — mohl in der genannten Richtung von allen 
Baugefelfchaften in deutſchen Großſtädten die weitgehenditen Erfolge erzielt. 
Der Liegenfchaftsbeitand der Gefellfhaft hat im Jahre 1900 dadurd einen 
erheblihen Zumahs erfahren, daß fie die 56 Wohnungen enthaltenden 
24 Häufer der eingegangenen Gefellihaft zur Beihaffung billiger Wohnungen 
übernommen hat; ein weiterer Zuwachs von 8 Häufern mit 112 Wohnungen 
fteht durch die baldige Fertigitellung einer vierten Häufergruppe bevor, und 
endlich hat die Geſellſchaft mit einer Frankfurter Stiftung einen Vertrag 
gefchloffen, wonach fie von derfelben ein größeres Terrain in Erbbau 
übernimmt, das nad) 80 Nahren mit den darauf errichteten Häufern an die 
Stiftung zurüdfält. Es handelt ji hier um einen interefjanten Verfuch, 
der in Deutfchland bisher vereinzelt daſteht. Der Pachtpreis, den Die 
Geſellſchaft zu zahlen hat, entjpricht etwa der Verzinfung eines Kaufpreifes 
von 5 Mark für das Quadratmeter und ift für großftäbtifche Verhältnifie 
jo niedrig, daß die Gefellfhaft bei der Bebauung weſentlich günftigere 
Grundfäße in Bezug auf Baudichtigfeit und Etagenzahl walten lafjen kann, 
als fie die gewöhnlichen Grundftüdspreife in den Großftädten zulaffen. Der 
Ausgang dieſes Unternehmens wird von allen an der Mohnungsfrage be- 
teiligten Kreifen mit Intereſſe verfolgt werden. Die Landesverficherungs- 
anjtalt Hefjen-Nafjau hat ſich einjtweilen bereit erklärt, das Erbbaurecht ent- 
Iprehend den $$ 1012 und 1017 des Bürgerlichen Geſetzbuchs hypothekariſch 
zu beleihen. Von den Abmadhungen, melde die Gejellihaft mit der Stadt 
Sranffurt und verfchiedenen privaten Arbeitgebern getroffen und durch 
welde fie ihr am 31. Dezember 1899 1032000 Mark betragendes Aktien— 
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fapital erheblich erhöht hat, ift bereits die Rede geweſen. Die Gefellichaft, 
die auf einem ihrer Grundjtüde au ein Vereinshaus mit Verfammlungs- 
räumen, Lefezimmer ꝛc. unterhält, gehört zu den beftfundierten und -ge— 
leiteten in Deutfchland. 

Bon den hierher gehörigen Vereinen verdient der Verein für 
Verbefferung der Wohnungsverhältniffe in Münden hervor: 
gehoben zu werden, der, erit im Jahre 1899 begründet, zwar nod) feine 
Bauthätigfeit entwickelt hat, indefjen jüngft an die Ausführung eines 
umfangreichen Bauprojeftes herangetreten ift, das zu 1335 000 Mark ver- 
anfhlagt ift, 268 Wohnungen umfaßt und dur feine Gefamtdispofition 
ſehr bemerkenswert erfcheint. Die Drganifation des Vereins, an deſſen 
Spige ein Vorftand und ein auch Mitgliever aus den arbeitenden Klafjen 
zählender Verwaltungsrat fteht, bietet mancherlei Anlehnungspunfte an die 
genofjenfchaftlihde Drgantfation. Die Mitgliedfhaft wird erworben durd) 
Zeihnung eines zu 32 %o verzinslihen Anteilfcheines von 300 Marl, 
wovon wenigftens 75 Mark anzuzahlen find, der Reft in wöchentlichen oder 
anderweitigen Raten entrichtet wird. Wer die Anzahlung nicht leiften fan, 
wird gegen Zahlung von wöchentlich einer Mark außerordentliches Mitglied, 
um nad Anfammlung des Betrages von 75 Mark in die Reihe der ordent- 
lihen Mitglieder einzurüden. Die fertiggeftellten Wohnungen follen ent: 
iprehend dem Zeitpunkt der Anmeldung und Einzahlung der erften 75 Mark 
an die Mitglieder zugewiefen werden. Wer zehn oder mehr Anteile zeichnet, 
erwirbt für je zehn Anteile eine übertragbare Anwartſchaft. Jedes Mitglied 
it zur Teilnahme an der Mitgliederverfammlung und damit an der Ver— 
waltung des Vereins berechtigt. Mindeftens ein Drittel der Mitglieder des 
Verwaltungsrates befteht ftatutenmäßig aus Wohnungsinhabern. Mitglieder, 
die im Befig einer Vereinsmohnung find, haben außer den Zahlungen auf 
den noch nicht voll eingezahlten Gefchäftsanteil mit 3%. 0/0 verzinsliche 
Spareinlagen zu leiften, die je nad der Größe der Wohnung 5 bis 40 Marf 
im Jahre betragen. Die Gefamtfumme der Spareinlagen beträgt bei einer 
einräumigen Wohnung 200 Mark, bei einer zweiräumigen 700 Mark, bei 
einer dreiräumigen 1200 Mark und bei einer vierräumigen 1700 Mark. Es 
handelt fich bier alfo um ein ganz neues Princip, deſſen Bewährung erit 
die Folgezeit ergeben wird. 

Von den hierher zu rechnenden Stiftungen nennen wir, mehr des 
hiftorifchen Intereſſes als ihrer Bedeutung wegen die 1854 begründete 
Königshausftiftung in Nürnberg, an der fi König Mar mit einem Betrage 
von 10 000 Gulden beteiligte. Die urfprünglihen Baulichfeiten der— 
jelben find fpäter dem Bau des Germanifchen Mufeums zum Opfer ge: 
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fallen. Zur Zeit beherbergt die Stiftung in vier neu errichteten Käufern - 
48 Familien. 

Die 1856 errichtete Berliner Alerandra-Stiftung, die heute 
ein Vermögen von 730000 Mark befigt, ift in die Verwaltung der Berliner 
gemeinnügigen Baugejelli haft übergegangen. In den 21 Häufern derjelben 
mit einem Baumert von 1662388 Marf wohnen 238 Familien. 

Die mit 2 Millionen dotierte Adersſche Wohnungsftiftung in 
Düffjeldorf, die der Verwaltung der Stadt Düfjeldorf unterjteht und 
1887 ins Leben trat, befindet fih zur Zeit im Befit von 22 Häufern mit 
149 Wohnungen im Geſamtwert von 846273 Marl, Die Mieten find fo 
angejeßt, daß eine nur 2,5 progentige VBerzinfung des verbauten Kapitals er- 
zielt wird. Die Mieterträge follen nad den Beitimmungen der Stiftung 
angefammelt und fortgefegt zum Weiterbauen verwendet werben. 

Ein ähnliches Princip liegt einer im Jahre 1888 errichteten Stiftung 
des Leipziger Verlagsbuhhändlers H. J. Meyer zu Grunde, die mit einem 
Kapital von 870000 Mark ins Leben trat. Auch hier werden die Erträg- 
nifje des Kapitals fortlaufend dem Unternehmen mieder zugemwendet, um 
nad Auffammlung der nötigen Neferven den Bau von Wohnhäufern fort: 
zufegen. Die in Leipzig-Lindenau gelegene Anlage umfaßt heute 
52 vierjtöcdige Häufer mit 529 Wohnungen. Die Häufer gruppieren fi in 
drei großen Blods, die nur ftraßenfeitig bebaut jind und deren geräumiges 
innere in fleine Hausgärten aufgeteilt ift, die den Bewohnern zu billigem 
Preife verpachtet werden. Der Herjtellungswert der Anlage beläuft jih auf 
2438519 Mark, Die Mieten find fo billig angefegt, daß eine Verzinfung 
des Anlagefapitald von noch nit 3%o erzielt wird. Eine Erweiterung der 
Etiftung durd eine entjprehende Anlage in Leipzig-Eutritzſch tt, 
nahdem das in Lindenau zur Verfügung tehende Terrain bebaut ift, in 
Ausficht genommen. 

Bon einer Reihe Eleinerer Stiftungen und ſolchen neueren Datums, die 
nod feine Bauthätigfeit entwidelt haben, abgefehen, iſt ſodann noch die 
Abraham Philipp Shuldt-Stiftung in Hamburg zu erwähnen, 
die 1892 errichtet wurde und auf einem durch Straßendurchbruch frei ge— 
wordenen Terrain 15 Häufer mit 195 Wohnungen errichtet hat. Dieſelbe 
trägt einen ausgefprochen fürforglihen Charakter und enthält u. a. die Be- 
ftimmung, daß Mieter, die fünfundzwanzig Jahre in den Stiftungshäufern 
gewohnt haben, von da an mietfrei wohnen. 

Wir fommen endlih zu den Baugenofjenfhaften, die, mit Aus- 
ſchluß des Ermwerbshaufes, fih den Bau von Wohnungen zum Vermieten an 
ihre Mitglieder zur Aufgabe gemacht haben und fi dabei durchweg an das 
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von dem Hannoverfhen Spar- und Bauverein inaugurierte, oben 
näher geſchilderte Syitem angelehnt haben. Was den letteren anlangt, fo 
bat ſich derſelbe finanziell ſehr günftig entwidelt und überragt noch heute 
an Mitgliederzahl fämtlihe in Deutfchland beftehenden Baugenoſſenſchaften. 
Er Hat bis Ende 1899 53 Häufer mit 437 Wohnungen, die einen Gejamt- 
wert von 1369435 Mark repräfentieren, fertiggeftellt. Diefelben find mit 
dem außerordentlich niedrigen Betrage von 411200 Mark hypothekariſch 
belajtet, während der Reſt von weit über einer Million Mark durch Ein- 
zahlungen der Mitglieder auf den Gefchäftsanteil, bezw. durch Spareinlagen 
der letzteren gebedt ift, ein Beweis, was bei intenfiver Beteiligung der 
arbeitenden Klafjen an derartigen Unternehmungen zu erreichen ift. Dagegen 
läßt die eigentliche Bauthätigfeit der Hannoverfchen Genoſſenſchaft mande 
Einwendungen zu; wenigftens fönnen ihre baulihen Anlagen nicht als 
mufjtergültig angejehen werben. 

In legterer Beziehung ijt fie weit überholt von dem 1892 begründeten 
Berliner Spar- und Bauverein, der am 31. Dezember 1899 drei 
aus 21 Häufern bejtehende Gebäudegruppen mit 227 Wohnungen fertig- 
geitellt hatte, zu denen im Laufe des Jahres 1900 noch eine vierte getreten 
ft, die in 9 Häufen 125 Wohnungen enthält. Der Gefamtwert dieſer 
Anlagen beläuft fih auf über 2 Millionen Mark. Die Wohnhausanlagen 
des Berliner Spar- und Bauvereins, die für den Berliner Mietwohnungsbau 
ganz neue Typen gejchaffen haben, jtellen in konſtruktiver und architeftonifcher 
Beziehung wohl das muftergültigite dar, mas zur Zeit auf dem Gebiete des 
gemeinnügigen Miethausbaues geleistet ift, und dies ift um fo bemerfens- 
werter, als gerade in Berlin die höchſten Preife für Grund und Boden (bis 
0 Mark pro Duadratmeter) aufzumenden waren. Noch in einer anderen 
Beziehung ift der Berliner Spar: und Bauverein vorbildlich geworden, indem 
er das genoſſenſchaftliche Leben innerhalb feiner Anftedelungen und darüber 
hinaus zu hoher Blüte entwidelt und auf diefer Grundlage die mannig- 
faltigiten Einreihtungen zur Hebung des mwirtfchaftlichen und geiftigen 
Niveaus feiner Mitglieder gefchaffen hat. 

Ihm reiht fich in mancher Beziehung der ebenfalls 1892 begründete 
Bau- und Sparverein in Hamburg an, der am 31. Dezember 1899 
in vier großen Häufergruppen 382 Wohnungen fertiggeftellt hatte, die mit 
1377 700 Mark zu Buch ftanden. Für einen fünften großen Gebäudelompler 
find die Projektierungsarbeiten bereit3 beendet. Der Hamburger Bau- und 
Sparverein hat bei feinen legten Bauausführungen mit Erfolg den Weg der 
Ronkurrenzausfchreibung eingefhlagen, deren Ergebnis mande braudbaren 
Anregungen für ähnlihe Unternehmungen geliefert hat. 
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Nächſt den genannten haben der 1892 begründete Altonaer Spar- 
und Bauverein, der 1893 begründete Spar: und Bauverein in 
Dortmund, die in demfelben Jahr entitandene Wilhelmshavener Spar- 
und Baugeſellſchaft und der erft 1896 ins Leben getretene Brodauer 
Bau: und Sparverein in Breslau die umfangreidite Bauthätigfeit 
ausgeübt, die 1899 bezw. 33 Häufer mit 278 Wohnungen (Buchwert 
1083 804 Marf), 35 Häufer mit 293 Wohnungen (Buchmert 1032 023 Marf), 
49 Häufer mit 293 Mohnungen (Buchwert 998 306 Marf) und 15 Häufer 
mit 375 Mohnungen (Buchwert 1309712 Mark) fertiggeftellt hatten. Se 
über 100 Wohnungen befaßen zu derfelben Zeit der Wohnungsverein 
in Bromberg, der Bau: und Sparverein in Eflingen, der Dan- 
ziger Spar- und Bauverein, der Göttinger Spar- und Bauverein, 
der Spar- und Bauverein in Duisburg, der Spar- und Bauverein 
in Greifswald, der Spar- und Bauverein für Eifenbahnbe- 
dienftete für©&tendalundlimgegend, der Bau- und Sparverein 
von Eifenbahnbedienfteten in Wilhelmsburg, der Spar- und 
Bauverein in Witten a. d. Nuhr, der Mieter: und Baupverein 
in Karlsruhe in Baden, fomwie einige Beamten-Wohnungsgenofien- 
fhaften, die in der Statiftif mit aufgezählt find. Insgeſamt liefern 
diefe Daten ein recht erfreuliches Bild von der Entmwidlung der noch 
jungen Bewegung. 


II. Bau von kleinen Wohnungen in eigener Regie der 
Gemeinden. 

Die Beiprehung der heute überall im Mittelpunkt der praftifchen Er- 
örterungen ſtehenden Frage der Förderung der gemeinnüßigen Bauthätigfeit 
dur die Gemeinden iſt einem der folgenden Abfchnitte vorbehalten. Die 
principielle Entſcheidung darüber, ob über den Rahmen einer ſolchen fürdern- 
den Thätigfeit hinaus der Bau von Wohnungen für die nicht im Dienite 
der Gemeinden ftehenden Wohnungsbedürftigen zu den Aufgaben der erjteren 
gehört, jteht in fo engem Zufammenhange mit den für unfern Herrn Mit- 
berichterjtatter zu erörternden ‘ragen, daß wir diefem das Worg hierzu über- 
lajjen fünnen. Es jei nur vorweggenommen, daß die Anfichten hierüber 
noch keineswegs geklärt find und daß warmen Verteidigern des Regiebaues 
der Städte innerhalb und außerhalb der ftädtifchen Verwaltungen ebenfo 
überzeugte Gegner gegenüberjtehen. Unjere Aufgabe iſt es lediglich, die 
verhältnismäßig wenig zahlreichen Beifpiele zufammenzuftellen, die von einem 
unmittelbaren Eingreifen der Gemeinden in die Wohnungsfrage Kunde geben. 

Den Vortritt unter den deutjchen Städten hat in diefer Frage Frei- 
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burg i. B. genommen, deren Wohnungsfürforge ein intereffantes, faft alle 
Stadien diefes Zweiges der Wohlfahrtöpflege umfafjendes Bild gewährt!. 
Im Jahre 1864 erbaute die Stadt fieben zweiſtöckige Häufer mit je zmei 
Wohnungen, die fie unter dem Selbitfoftenpreife an Arbeiter verfaufte. 
Heute find diefe Häufer im Beſitz von Fabrikanten und Privatleuten; ihre 
Eigenfchaft als Arbeitermohnungen ift dauernd verloren gegangen. Nunmehr 
erftellte eine Anzahl größerer Fabrifen mit ftädtifcher Unterftügung Arbeiter- 
häufer. Einer im Jahre 1872 gegründeten gemeinnüßigen Aftiengefellichaft 
überließ die Gemeinde ein günftig gelegenes Terrain zum Viertel des wirf- 
lihen Wertes und das Gelände der fogenannten Zwiſchenſtraßen unentgelt- 
Id; auch wurden ihr die Straßen: und Entmwäfjerungsbeiträge erlafjen, 
und e3 wurden zwei Drittel des Baufapitald zu einem niedrigen Zinsfuße 
aus der ſtädtiſchen Sparkaſſe dargeliehen. Die Anlage umfaßt 49 zwei— 
ſtöckige Häufer, die zur Zeit von 147 Familien bewohnt find. Die Abjicht, 
die Häufer in das Eigentum der Bewohner übergehen zu lafjen, wurde von 
der Gejellfchaft aufgegeben, nachdem ſchon beim Verfauf einiger derfelben 
ih ergab, daß die der Arbeiterbevölferung angehörigen neuen Beſitzer die- 
jelben nicht zu halten vermodten. Im Jahre 1885 ging die Stadt zum 
Syftem der reinen Gemeinderegie über. Sie erwarb zunädjt größere Häufer- 
fomplere, darunter das Gelände einer ehemaligen Fabrik, richtete diefelben 
zu Eleinen Wohnungen her und überließ dieſe an unterjtüßungsbebürftige 
Terfonen und Familien. Im darauffolgenden Jahre erbaute die Stadt: 
gemeinde 16, 1889 die gleiche Zahl zweiftödiger Miethäufer ; beide Gruppen 
umfafien 120 Wohnungen. In den Jahren 1897/98 folgten 16 meitere, 
zufammen 48 Wohnungen enthaltende Häufer, im Jahre 1899 meitere 33 
Gebäude mit 99 Wohnungen. Die fämtlihen 267 Wohnungen find jedem 
Arbeiter jeglicher Berufsart ohne Beſchränkung zugänglid. Der Herftellungs- 
preis der zulett erbauten Häufergruppe belief fih auf 610000 Mark, der 
der drei älteren Gruppen auf 629000 Mark. Die Stadtverwaltung be- 
rechnet die Laften aus den 267 Wohnungen auf 5°%o (Binfen 31, ®io, 
Unterhaltungstloften *490, Amortifation Y2%o, Berluft durch Leerſtehen 
14%) — 59565 Mark, die dur die Mieten gededt werden. Während 
bisher das Baufapital von der Sparkafje gegen einen Zinsfuß von 3°. %o 
bergeliehen wurde, ift neuerdings der gefamte Geldbedarf aus ſtädtiſchen 
Anlehensmitteln beftritten. 





I Vergl. Bed, Die Wohnungsfrage und die Beteiligung der Gemeinden an 
der Löſung derjelben. Schriften der Gentralftelle für Arbeiter-Wohlfahrt!-Ein- 
rihtungen Nr. 17, ©. 162. Berlin 1900. 
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Bon der Stadtgemeinde Ulm, mojelbft durch die eigenartigen Ver: 
hältnifje der Feitungsitadt eine hochgradige Mohnungsnot fich entwidelt hatte, 
wurden in der Zeit von 1888 bis 1899 50 Häufer mit 121 Wohnungen 
von je zwei und 26 mit 63 Mohnungen von je drei Zimmern nebjt Kammern, 
Kühe, Keller, Abort, Waſchküche und Gärtchen erftellt. Die Häufer find 
zum Verkauf an verheiratete niedere Beamte, Arbeiter und Eleine Gewerbe— 
treibende bejtimmt. Der Käufer muß das Haus felbjt bewohnen und eine 
Anzahlung von mindeitens 106 des Kaufpreifes von ca. 5000 Marf aus 
eigenen Mitteln, ſowie eine jährliche Annuität von 5/2 %o (3%o Binfen, 
2",20, Abzahlung) leisten. Sobald der Kaufpreis auf 50 %o abbezahlt ift, 
fann der Schuldner die Tilgung einftellen, doch tritt dann der Iandesübliche 
Zinsfuß ein. Die Verkäuferin behält ſich ein dingliches Rüdfaufsrecht vor. 
Ungeadtet diefer Einſchränkung find die Häufer famtlich verfauft, und es 
ift bereitö wieder eine Ermeiterung der Anlage um 38 Häufer in Ausficht 
genommen. 

In Straßburg i. E. hat feit Beginn der 8er-Jahre die ftädtifche 
Armenverwaltung fleine Wohnungen errichtet, von denen 1899 224 fertig- 
geftellt, 24 im Bau begriffen waren. Bon diefen merden 148 zu orte- 
üblihen Preifen vermietet, bei 112 derſelben fann jedoch Ermäßigung des 
Preifes um ein Drittel eintreten, falls die Bewohner zu den durd) die 
Armenverwaltung unterjtügten Perjonen gehören. 70 Wohnungen, die im 
Befig von drei in jtädtifcher Verwaltung befindlichen Stiftungen find, werben 
teild unentgeltlich, teils gegen jehr geringen Zins abgegeben. Ferner find 
jeit dem Jahre 1882 aus Nefervefondsmitteln der ſtädtiſchen Sparkaſſe mit 
einem Koftenaufmand von 548000 Mark 95 fleine Wohnungen errichtet, 
welche zu ortsüblihen Preifen abgegeben werden. Ein Teil diefer Wohnungen 
ift in der Altjtabt in Verbindung mit der Befeitigung alter und ungefunder 
Häufer und einer Straßenermweiterung, welche dem betreffenden Stadtteil in 
erheblihem Maße mehr Luft und Licht zuführt, hergeitellt worden; hierzu 
hat die Stadt einen erheblihen Zuſchuß geleitet. 

In beſcheidenerem Umfange haben neuerdings zwei bayerifche Städte, 
Schweinfurt und Zambredt in der Pfalz, die beide durch eine raſch 
emporblühende Induſtrie zu einem folchen Vorgehen gedrängt wurden, den 
Bau von Arbeiterwohnungen in eigener Negie unternommen. Schweinfurt 
hat ſich dabei dem Beifpiel Freiburgs angeſchloſſen — die in den Jahren 
von 1896 bis 1899 mit einem Koftenaufwand von 192 194 Mark errichteten 
75 Wohnungen wurden lediglih vermietet —, während Lambrecht, ein 
Städtchen von etwa 3600 Einwohnern, ſich das Vorgehen von Ulm zum 
Vorbild genommen und, teilmeife unter Zuhilfenahme von Mitteln der 
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Pfälziſchen Invaliditäts- und Altersverfiherungsanftalt, feit dem Jahre 1897 
eine Reihe von Ermerbshäufern errichtet hat. 

Endlich find nocd zwei hierher gehörige größere Projekte zu erwähnen, 
die, Ende 1899 entftanden, inzwiſchen wohl bereit3 Wirklichkeit geworben 
jein dürften. Einmal hat die Stadt Emden, die dur den Bau des 
Dortmund: Ems-Kanald eine rafche inbuftriele Entwidlung erfahren bat 
und dadurch vor eine akute Wohnungsnot geftellt war, beſchloſſen, zunächſt 
etwa 100 Doppelhäufer in eigener Regie zu bauen, und zweitens iſt die 
Stadt Düffeldorf an ein ähnliches Unternehmen herangetreten, das zu- 
nädjft etwa 150 Wohnungen in größeren Miethäufern umfafjen foll. 

* * 
* 

Einer weiteren Schlußziehung aus dem hier in möglichſter Kürze mit» 
geteilten Thatfachenmaterial wird es faum bebürfen. - Cs folgt daraus, daß 
bei ung in Deutfchland die allermannigfachſten Verſuche vorliegen, dem 
herrihenden Wohnungsnotftand durch Bau von kleinen Wohnungen ent- 
gegenzutreten, Verſuche, die qualitativ in ihrer Gejamtheit ald ein beveutungs- 
voller Beitrag zur Löfung der Wohnungsfrage angejehen werden dürfen. 
Duantitativ fallen fie, angefichts der Größe des Notjtandes, leider nur hier 
und da ausschlaggebend ins Gewicht, im großen und ganzen reichen fie unter 
den obwaltenden Werhältnifien nicht aus, aud nur einen nennenswerten 
Bruchteil des Bedarfs an Heinen Wohnungen zu deden. Dazu fehlt es vor 
allen Dingen an ausreichenden Geldmitteln, fehlt es an mancherlei ſonſtigen 
Vorbedingungen, die für eine weitreichende Entfaltung dieſer Beſtrebungen 
unumgänglich find. Es wird die Aufgabe der folgenden Herren Bericht— 
eritatter fein, die Wege für die Befeitigung diefer Schwierigfeiten darzulegen. 


B. Öfterreich'. 


Während im Deutfchen Reiche, wie aus dem vorhergehenden Abſchnitt 
erhellt, in den letzten Jahrzehnten die mannigfaltigſten, vielfach von Erfolg 





ı Die nachfolgende kurze Darſtellung deſſen, was in Öfterreih an Verſuchen 
vorhanden ift, die MWohnungsverhältniffe der minderbemittelten Klaffen durch den 
Bau von Kleinwohnungen zu verbefiern, ift im weſentlichen ein Erzerpt aus einer 
Abhandlung von E. v. Philippovich. Diefelbe bildet einen Abfchnitt der 
Schrift: „Sociale Verwaltung in Öfterreih am Ende des 19. Jahrhunderts“, die 
anlählih der Parifer Weltausftellung erſchienen ift (Wien und Xeipzig 1900), 
und enthält das einfhlägige Material in folder Vollftändigfeit, daß eine Neu: 
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gefrönten Anläufe genommen find, den Bau von Kleinwohnungen zu fördern, 
ift über die gleichgerichteten Bejtrebungen in Ofterreich nicht viel zu berichten. 
Mas über das Eingreifen von Staat und Gemeinde, über die Bethätigung 
gemeinnüßiger Organifationen und über die gemeinfchaftliche Selbithilfe er- 
hoben werden fonnte, liefert ein äußerſt unbefriedigendes Ergebnis; es ift 
ein faum noch in Angriff genommenes Gebiet der jocialen Fürjorgethätigfeit. 
Umfafjender ijt die Bethätigung der Unternehmerfürforge, doch fehlt es auch 
hier, wie bis zu einem gemijjen Grade auch mit Bezug auf die reichs- 
deutſchen Berhältnifje, an einem zuverläffigen Maßſtabe für die Beurteilung 
der hierhergehörigen Leiſtungen ſowohl in quantitativer wie in qualitativer 
Beziehung, doc geht u. a. aus den Nahresberichten der f. f. Fabrikaufſichts— 
beamten hervor, daß feitens mander, namentlich großinduftriellen Betriebe 
vieles zur Verbeſſerung der Mohnungsverhältniffe der Arbeiter gefchieht. 
Leider find dieſe Berichte der Mehrzahl nach jo aphoriftisch gehalten, daß 
ihnen Details faum zu entnehmen find. 

Bleiben wir, der Einteilung des vorigen Abfchnittes folgend, zunädjit 
bei dieſen letztgenannten Schöpfungen einen Augenblid jtehen, jo finden wir, 
daß, wie bei den in Betracht fommenden reichsdeutſchen Bundesitaaten, auch 
die öfterreihiihe Staatsbahnverwaltung den Wohnungsverhältnifjen 
ihrer Angejtellten und Arbeiter ihr Augenmerk ſchenkt!. Für die Angeftellten 
des Betriebsdienftes find da, wo die Entfernung der Bahnftationen von den 
nächſten Ortichaften zu einem fühlbaren Mangel an Wohnungen geführt hat, 
im Xaufe der Jahre auf allen Linien der öfterreihiihen Staatsbahnen 
Dienjtwohnungen bereitgejtellt, deren Zahl fih am Schluß des Jahres 1898 
auf 330 belief und ih von Jahr zu Jahr vermehrt. Auch für die Unter: 
bringung von Arbeitern find Wohnungen gebaut; die meiften derfelben finden 
fih in ſechs Anfievelungen — zwei bei Gmünd, je eine bei Neu-Sandez, 
Lemberg, Zagore und Stryj — vereinigt. m gangen waren zur Zeit der 
Berichterftattung in 134 Arbeiterhäufern mit Gärten 494, und in 17 
Arbeiterhäufern ohne Gärten 123 Familienwohnungen vorhanden. Die in 








bearbeitung überflüjfig erichien. Xeider erftredt fich die Darftellung nicht auf die 
Arbeitgeberfürforge auf diefem Gebiete. Um dieſe Lücke auszufüllen, ift das, aller- 
dings für die öfterreihifchen Berhältniffe nicht vollftändige Material der Central: 
ftelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen herangezogen. Zu einer befonderen Er- 
bebung in diefem Sinne fehlten dem Berfalfer die Handhaben. Bezüglich einiger 
der in erfter Linie in Betracht fommenden Betriebe (F. M. Hämmerle in Dornbirn, 
Ganz & Co. in Leobersdorf, Öfterreichiihe Waffenfabrik in Steyr, die Prager Be- 
triebe) konnte derjelbe aus eigener Anſchauung berichten. 

ı Vergl. hierzu R. Mayer, Abſchnitt „Öffentliche Betriebe“ in: „Sociale 
Verwaltung in Öfterreih am Ende des 19. Jahrhunderte.“ 
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Rede jtehenden Wohnhäufer find teils aus Mitteln der Staatseifenbahn- 
verwaltung, teils auf deren Jnitiative durd die für das Perfonal beftehenden 
Humanitätsinftitute gegen Übernahme der Zinsgarantie durch die Verwaltung 
erbaut worden. Ausnahmsmeife find ſeitens viefer Inftitute auch Unter- 
nehmern Darlehen zum Bau von Wohngebäuden, die ſodann von der Staats— 
bahnverwaltung gemietet werben, gegen 4/2 progentige VBerzinfung bewilligt 
worden. 

Unter den Brivatbetrieben, die hier wegen ihrer beſonders hervor- 
tretenden Leiftungen Erwähnung zu finden verdienen, nennen wir als 
_ Hauptrepräfentanten des Syftems der Seßhaftmachung der Arbeiter 
aufeigenem Grund und Boden die Baummollipinnerei und -Meberei 
von 5. M. Hämmerle in Dornbirn in Vorarlberg. Diefelbe überläßt 
einzelnen ihrer Arbeiter fleine Parzellen von 0,2—0,6 ha mit ein- und 
zweiltödigen Wohnhäufern und den zu fleiner Viehwirtſchaft geeigneten 
Baulichfeiten zum Preife von 2600—3600 fl. gegen monatlide Raten- 
zahlungen von 20—35 fl. Der Erwerber wird mit der eriten Anzahlung 
fofort grundbuchmäßiger Eigentümer; der jeweilige Reſt bleibt bis zur 
allmählihen Abtragung hypothelarifh eingetragen. Den Käufern werben 
ſowohl in betreff der Berzinfung der Hypothekenſchuld als auch in Hinficht 
der Ratentermine die meitgehenditen Erleichterungen gewährt. Die zwei: 
ftödigen Häufer ermöglichen dem Ermerber, eine der beiden vorhandenen 
Wohnungen zu vermieten. Die vom großen Verkehr abgefchlofjene Lage des 
Betriebes ſowie die Art der Arbeiterbevölferung haben das Vorgehen der 
Firma als ein durchaus zwedmäßiges erfcheinen laſſen. 

Diefelbe Firma hat neben diefen Ermerbshäufern in größerem Um— 
fange Mietwohnungen, gleihfalle in einftödigen Häufen zum Allein- 
bewohnen für eine Familie und in zweiſtöckigen Zmweifamilienhäufern her- 
geftellt, die ſich durch ihre praftifche Bauart und durch gefälliges Äußere 
auszeichnen. 

Zu den Betrieben, die ihren Beamten und Arbeitern den Erwerb eigenen 
Beſitzes erleichtern, gehört fodann die Berndorfer Metallwaren- 
fabrif, Arthur Krupp in Berndorf in Niederöfterreih. jedem 
Beamten oder Arbeiter, deſſen Erſparniſſe hinreihen, einen Baugrund zu 
erwerben, wird in Form eines Darlehens, das in zwanzig- bis fünfund- 
zwanzigjährigen Raten rüdzahlbar ift, die zum Bau eines Wohnhaufes nötige 
Eumme feitens der Firma vorgeftredt. Nach einer Mitteilung von Migerfa 
aus dem Dezember 1899! befaßen um dieſe Zeit 88 Arbeiter, Meifter und 


I Mitteilungen des gewerbehygieniihen Mufeums in Wien Nr. CLXX. 
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Beamte der Werke ein eigenes Heim. Außerdem verfügte die Firma über 
527 Mietwohnungen in 114 Häuſern. 

Im allgemeinen iſt auch in Oſterreich das Syſtem des Mietwohnungs— 
baues das ſeitens der Arbeitgeber bevorzugte. In einzelnen Gegenden, 
in denen ſich noch patriarchaliſche Arbeiterverhältniſſe erhalten haben, begegnen 
wir auch noch der Gewohnheit der völlig mietfreien Überlaſſung der von der 
Fabrik erbauten Wohnungen an die Arbeiter (Hüttenwerke von Friedrich 
von Neumann in Marktl und Spinnerei von Aug. Bräunlich in 
Pottſchach, beide in Niederöſterreich), ein Gebrauch, der ſich namentlich 
in der mähriſchen und böhmiſchen Glasinduſtrie erhalten zu haben ſcheint 
(mähriſche Fabriken der Wiener Firma S. Reich & Eo. und die in ver— 
fchiebenen Gegenden Böhmens gelegenen Glashütten von Joſef Inwald 
in Prag). Von Firmen, die modernen Anſprüchen entfprechende Arbeiter- 
wohnungen gebaut haben und diefelben ihren Arbeitern mietweife überlafjen, 
nennen wir die Eifengießerei- und Mafchinenbau-Aftiengefelfhaft von 
Ganz & Co. in Leobersdorf bei Wien, die in einer gut disponierten 
Anfiedelung, die manderlei Wohlfahrtseinrihtungen, wie Konfumanftalt, 
Kantine, Kindergarten, Bibliothef mit umfaßt, etwa 200 Arbeiterfamilien 
in dreiftödigen Häufern mit zwei- und dreiräumigen Wohnungen untergebracht 
hat. Auch Hier wird auf die Pflege der mitvermieteten Gärten großes 
Gewicht gelegt. Sehr umfangreid find die Wohnhausanlagen der Dfter- 
reihifhen Waffenfabrifsgejellfhaft in Steyr in Oberöjterreich, 
von deren 5—6000 Arbeitern mehr als die Hälfte in Fabrifmohnungen 
untergebradt ijt, die in den mannigfachſten Typen ausgeführt find, an 
breiten Straßen mit gut gehaltenen Vorgärten liegen und zum Teil mujter- 
haft gehalten find. Von meiteren Firmen, deren bezügliche Zeiftungen 
rühmend hervorgehoben werden, über die wir indefjen nicht aus eigener 
Anfhauung berichten fünnen, wären noch zu nennen die Baummoll- und 
Seidenfpinneret und -Meberei von Ritter, Rittmayer & Co. in 
Strazig bei Görz, der Ofterreihifche Verein für demifde und 
metallurgifhe Produftion in Außig in Böhmen, die Witfomwiger 
Bergbau= und Eijenhütten-Gemerffhaft in Witkowitz in Mähren, 
die Ofterreihifche alpine Montangejellfhaft, die bei ihren ver- 
ſchiedenen Betrieben mehr als taufend Arbeiterwohnhäufer befist, u. a, 

Eine Vereinigung von Arbeitgebern zum Zwed der Erbauung 
von Arbeiterhäufern für ihre eigenen Arbeiter ift die im Jahre 1869 mit 
einem Aftienfapttal von 150000 fl., das ſpäter auf 300000 fl. erhöht 
wurde, ins Leben getretene Gefellihaft zum Bau von Arbeiter- 
wohnungen in Prag. Die Gefellihaft trägt infofern den Charafter 
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des gemeinnüßigen Unternehmens, als für die Verzinfung des Aktienfapitals 
eine obere Grenze von 5 %o feitgefegt ift — in der That ift feit dem Jahre 
1875 überhaupt feine Dividende mehr gezahlt — und für den Fall der 
Auflöfung ein ſich ergebender Überfhuß über das eingezahlte Aktienkapital 
wohlthätigen Zmweden zugewendet werden muß. Bei der Vermietung der 
Wohnungen find in erfter Reihe die Arbeiter folder Unternehmungen , die 
zugleich Aktionäre find, und zwar im Verhältnis ihrer Beteiligung zu berück— 
fihtigen. Gegenwärtig bewohnen die Häufer nur Arbeiter und niedere 
Bedienitete der priv. öfterreihifch-ungarifchen Staatseiſenbahngeſellſchaft ſowie 
der beiden Firmen F. Ringhoffer, Maſchinen- und MWaggonfabrif, und 
F. Richter & Co., Baummollfpinnerei, beide in Smidhom. Die Häufer 
der Gefelfhaft find in zmwei Anfievelungen in den Vororten Bubna und 
Smichow gelegen ; fie ſtellen die verſchiedenſten Bautypen dar, enthalten aber 
faft ausfchließlih aus einem Zimmer und Küche beftehende Wohnungen. 
Die Anfievelung in Bubna umfaßt etwa 200, die in Smidom etwa 150 
Wohnungen. Die Wohnungen entiprechen, wie wir aus eigener Anfhauung 
berichten können, keineswegs den Anforderungen, die an eine gute Arbeiter- 
wohnung geftellt werden müfjen, trogdem ift die Wirkſamkeit der Gefellichaft 
für die dortigen Verhältniffe ald ein Segen zu bezeichnen, denn die von 
derfelben erftellten Quartiere find unvergleichlich beſſer als die gewöhnlichen 
Mietwohnungen der Prager Arbeiterbevölferung. 

Was nun die gemeinnützige Bauthätigfeit im eigentlihen Sinne 
anlangt, jo haben zunädjt die territorialen Unfallverfiherungsanftalten, 
die mit der Durchführung des Unfallverfiherungsgefees in Ofterreich be- 
traut find, jeit einigen Jahren begonnen, einen Teil ihrer Fonds zum Bau 
von Arbeiterwohnungen in eigener Regie zu verwenden. Die Führung 
in diejer Beziehung hat die Unfallverfiherungsanftalt für Trieft, Küftenland, 
Krain und Dalmatien in Trieft übernommen, die vom Jahre 1896 be- 
ginnend, auf einem Borortterrain in der Nähe von Trieft nah und nad) 
22 zweiftödige Häufer erbaut hat, deren jedes acht Wohnungen enthält, die 
aus Stube, Küche und zwei, bezw. einer Kammer bejtehen. Jeder Mieter 
erhält außerdem einen 40—50 qm großen Garten. Die Verwaltung der 
Häufer beforgt die Verfiherungsanftalt ſelbſt. Das in der Anlage invejtierte 
Kapital von 700000 Kronen verzinft fih mit 4°/4%o. In gleicher Richtung 
ift die Unfallverficherungsanftalt für Steiermarf und Kärnten in Graz thätig 
gewejen, die im Jahre 1898 mit einem Kapitalaufwand von rund 
200000 Kronen in einem Vorort von Graz fieben zweiſtöckige NReihenhäufer 
mit 44 zwei⸗ und dreiräumigen Wohnungen herjtellte und im Jahre 1900 
an den Bau ebenfolder Wohnungen in Leoben herangetreten ift, für die 
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etwa 400 000 Kronen aufgewandt werden follen. Die Unfallverfiherungs- 
anftalt für Niederöfterreih in Wien hat den Bau einer größeren Wohnhaus: 
anlage in dem Wiener Fabrikvorort Floridsdorf in Angriff genommen. 

In Linz hat die „Allgemeine Sparlaffe und Leihanſtalt auf 
Handpfänder“ fünf dreiftöcdige Häufer mit 70 zweiräumigen Wohnungen 
erbaut. Gemeinnügige Aktienunternehmungen für den Bau von 
Arbeiterwohnungen beftehen in Oſterreich mit Ausnahme ver bereits er- 
mwähnten Mrbeitgebervereinigung in Prag überhaupt nidt. Auch das 
Vereins: und Stiftungsweſen tft nur durch einige ganz vereinzelte 
Typen vertreten. In eriterer Beziehung iſt als der einzige gemeinnüßige 
Verein, der den Bau von Arbeiterwohnungen zum Zwed hat, der Verein 
zur Herftellung von Arbeiterwohnungen in Laibach zu nennen, der 
fieben freiftehende Häufer mit je acht zwei- und dreiräumigen Wohnungen, 
zu deren jeder ein 140 qm großer Garten gehört, erbaut hat. Jeder Mieter, 
der fünfzehn Jahre ununterbrochen im Haufe gewohnt hat, erwirbt das zum 
Teil auch auf feine Angehörigen übergehende Recht der Iebenslänglichen 
unentgeltlihen Wohnungsbenugung. Die Gemährung der lettgenannten 
Wohlthat ift durch eine Schenkung von 140 000 Kronen feitens der Krainifchen 
Sparkaſſe ermöglidt. 

Den reinen Stiftungscharafter trägt die Kaifer Franz Joſeph I. 
Zubiläumsftiftung für Volkswohnungen und Mohlfahrtseinrid- 
tungen in Wien, die ihre Entftehung der Verwaltung des Stabterweiterungs- 
fonds — eines jelbjtändigen, aus der Verwertung ehemaliger öffentlicher 
Grundftüde entjtandenen und für die Errichtung öffentliher Gebäude be- 
fimmten Fonds — verdankt, aus deſſen Mitteln mit Ermädtigung des 
Kaifers im Jahre 1895 500000 Kronen zur Erbauung guter Wohnungen 
für Minderbemittelte gejtiftet wurden. Einen gleichen Betrag widmete die 
Erſte öfterreihifhe Sparfaffe, und durch eine Reihe weiterer Zuwendungen 
wurde das Stiftungsfapital auf 2 Millionen Kronen erhöht. Die Stiftung 
hat ein Terrain von nahezu 50000 qm im XII. und XVI. Wiener 
Gemeindebezirf erworben und auf. demfelben bis jetzt außer zwei Schlaf- 
häufern für Unverheiratete neun Häufer mit 137 zmwei- und dreiräumigen 
Familienwohnungen erbaut. Für die gemeinfchaftlihe Benutzung find eine 
Badeanjtalt, eine Wafchanitalt, Bibliothef und Kinderfpielpläge eingerichtet. 

Ausschließlich für den befjer gejtellten Mitteljtand mirfen der 1871 
begründete Wiener Cottageverein und die 1896 ins Leben getretene 
Ofterreihifhe Heimftättengefellfhaft, die Bauluftigen den Erwerb 
von Eigenhäufern auf Grund von Ratenzahlungen und Sicerftellung des 
Kapitalwertes dur eine Lebensverficherung vermitteln. Die von der lett- 
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genannten Geſellſchaft eingeführte „Hypothefarlebensverficherung” baſiert auf 
der Grundlage, daß jeweild nur der durch die Amortifation noch nicht ge 
dedte Reft des Kaufſchillings durch die Lebensverfiherung gededt wird. Für 
ein Familienhaus zum Preife von 20000 Kronen find 3.8. zu leiften eine 
Anzahlung von 3000 Kronen, an Annuitäten etwa 1100 Kronen, an Ber- 
iherungsprämien bei einem Alter von 40 Jahren 275 Kronen, zufammen 
alfo 1375 Kronen jährlid. Diefe Zahlung entſpricht etwa einer fünf- 
prozentigen Verzinſung des Reftfaufichillings und fichert Tilgung in 30 Jahren. 
Der Cottageverein hat bis 1900 etwa 250, die Heimſtättengeſellſchaft 
40 Häufer gebaut. 

Eine eigentümlihe Bildung halb ftiftungsmäßigen, halb genofjenjcaft- 
lihen Charafters iſt der 1871 gegründete Verein zur Erbauung von 
jamilienhäufern für f. k. Beamte in Wien, der ein ihm gehöriges 
Vereinshaus „Rudolfshof” verwaltet, in welchem Vereinsmitglieder Kleine 
billige und unfündbare Wohnungen innehaben. 

Die genoffenfhaftlide Bauthätigfeit ift in Ofterreich ganz 
unentwidelt.. Zwar wies die „Statiftifche Kontrolllommiffion” im Jahre 
1897 10 Baugenofjenfhaften nad, allein von diefen find mehrere Bau— 
materialiengenofjenfchaften, andere find Erwerbsgeſellſchaften, welche die Form 
der Genofjenfhaft der des Aftienunternehmens vorgezogen haben, und ber 
größere Teil jcheint feine bemerfenswerte Thätigkeit entfaltet zu haben. In 
Wien und Umgebung bilden fich in neuerer Zeit Cottagevereine, die nicht 
ohne Erfolg in dem mittleren Bürgerftande das Syjtem des Wohnens in 
Familienhäufern verbreiten. Baugenofjenfchaften für Arbeiter und überhaupt 
Familien mit Heinem Einfommen find in ſterreich nur in ganz vereinzelten 
Beifpielen vorhanden, fo der 1899 begründete Erjte Spar- und Bau- 
verein von Bedienfteten der k. k. öfterreihiihen Staatsbahnen, 
der im April 1900 mit dem Bau von drei Häufern mit 48 Mohnungen 
in Hüttelödorf bei Wien begonnen hat. Zwei von Staatsbahnbedienjteten 
gegründete Baugenofjenihaften in Zanded in Tirol und Knittelfeld 
in Steiermarf, deren erftere drei, lettere zwei Miethäufer erbaute, wurden 
von der Staatseifenbahnverwaltung fubventioniert. 
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Anbang. 


Ergebnis einer Erhebung über die Ausdehnung der gemeinnügigen 
Bauthätigfeit in Deutichland. 


Die nachſtehende tabellariihe Zufammenftellung ift das Ergebnis einer 
jragebogenerhebung, für welde den Ausgangspunkt das feit einer Reihe 
von Jahren in der Regijtratur der Gentralftelle für Arbeitermohlfahrts- 
einrichtungen gejammelte Material gebildet hat. Diefelbe enthielt zur Zeit 
der Erhebung (Herbſt 1900) Statuten, Jahresberichte und ſonſtige zu— 
verläſſige Mitteilungen über 384 in Betracht kommende Organiſationen, ein 
Material, auf deſſen Sammlung und Laufenderhaltung unter Benutzung 
aller zugänglichen Mittel große Sorgfalt verwandt wird, ſodaß eine an— 
nähernde Vollſtändigkeit gewährleiſtet werden kann. Über einige Dutzend 
weiterer, in neuerer Zeit begründeter, bezw. in der Begründung begriffener 
Vereinigungen lagen Zeitungsausſchnitte und ähnliche nicht genau kontrollier— 
bare Mitteilungen vor. Soweit auf Grund ſolcher nicht zuverläſſiger An— 
gaben feine direkten Auskünfte zu erhalten waren, find bie betreffenden 
Drganifationen außer Betracht geblieben. 

Die 384 Vereinigungen verteilen ſich auf die verſchiedenen vorftehend 
ausführlicher beſprochenen Organifationsformen, wie folgt: 


Gemeinnügige Aktiengefellfchaften . . 47 
Geſellſchaften mit beichräntter Haftung 14 
Vereine mit Korporationsrehten . . 18 
Stiftungen . . 2 2 2.2. 16 

Eingetragene Genofjenfchaften 
a) mit befchränfter Haftpfiht . . 277 
b) mit unbefchränfter Haftpflicht . 12 
384 


Von den eingetragenen Genoſſenſchaften find 17 Beamtengenofjenfchaften, 
die indefjen vorwiegend niedere und mittlere Beamte — in eriter Linie der 
Verkehrsanſtalten — umfafjen, die übrigen 260 ſolche, die zum größten 
Zeil aus Arbeitern beftehen, ohne jedoch Perfonen anderer Berufsflafjen 
auszuschließen. 

Was die örtliche Verteilung der in Betracht gezogenen 384 Vereinigungen 
betrifft, fo entfallen auf: 
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Altiengefel- Baugenofien- 





ſchaften c. schaften Trögelamt 

Preußen 
Provinz Dftpreußen .. 2 2 
5 Weitpreußen 1 4 5 
„ Brandenburg . 5 19 24 
” Pommern . — 7 7 
. Pofen . 1 4 5 
r Schleſien — 11 11 
a Sadin . . 2 14 16 
= Schleswig-Holftein 1 21 22 
u Hannover . 8 25 33 
J Meitfalen . 8 38 46 
Hefjen-Naffau. . 10 13 23 
Rheinprouing . ne rei 67 98 
67 225 292 
Bayern . 3 18 21 
Sadjfen . Ben er —— 6 13 
Württemberg . ». 2.2. 5 9 14 
Baden 1 6 7 
Heſſen . - 4 5 9 
Thüringiſche Staaten . — 7 7 
Difvenburg - - - 22.2. — 2 2 
Braunfhweg - » » 2... — 1 1 
Lübeck u ne . — 1 1 
Bremen . ee re re 1 4 
DaBibien'.. 88 4 6 
Eljaß-Lothringen . 3 4 7 
95 289 384 


An dieſe ſämtlichen 384 Vereinigungen wurde im Herbft 1900 ein 
Fragebogen verfandt, der außer den in der tabellarifhen Zufammenftellung 
enthaltenen 18 Rubrifen noch die Frage nad) der Organifationsform enthielt, 
deren Beantwortung in der Zufammenftellung als Grundlage für die ver- 
ſchiedenen Unterabteilungen gedient hat. Weitere Fragen, deren Beantwortung 
noch wünſchenswert gewefen wäre, find unterlajjen, um die Ausfüllung des 
Fragebogens fo einfadh wie möglich zu geftalten. Der 31. Dezember 1899 
ft ala Zeitpunkt für die Feftftellung der Hauptangaben gewählt, weil fi 
dadurh die Möglichkeit ergab, die meiften Antworten direft aus der leßten 
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Jahresbilanz zu entnehmen, und damit einmal den Beantwortern ihre Arbeit 
erheblich erleichtet wurde, dann aber auch die Richtigkeit der Antworten 
faſt durchweg an der Hand der miteingeforderten letzten Jahresberichte kon— 
trolliert werden fonnte. 

Die Enquete hat das erfreuliche Ergebnis gehabt, daß von den 384 
in Betracht kommenden Fragebogen 281 ſo beantwortet wurden, daß ſie für 
die nachſtehende Zuſammenſtellung verwandt werden fonnten. Über 20 
weitere Vereinigungen, die in der Zufammenftellung durch einen Stern vor 
dem Ortönamen bezeichnet find, fonnten die erforberlihen Angaben den 
zur Verfügung ftehenden letten ahresberichten entnommen, bezw. ander- 
weit befchafft werden, ſodaß insgefamt 301 — 78,38 %/o der vorhandenen 
Vereinigungen in der Zufammenftellung Berüdfihtigung finden fonnten. 
Die verfchiedenen Gruppen der in Betraht fommenden Vereinigungen haben 
fih nicht ganz gleihmäßig an der Beantwortung der ‚Fragebogen beteiligt: 
während von den eingetragenen Genofjenjchaften nur 76,47 %/o geantwortet 
haben, entfallen auf Vereine, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, Aftien- 
gefellfchaften, Stiftungen bezw. 77,77 %o, 78,57 %/o, 87,22 %/o und 87,50 %’o 
beantwortete Fragebogen. Immerhin ift das Ergebnis ein unerwartet günftiges 
und vermag wohl ein annähernd zutreffendes Bild von dem Umfange der 
gemeinnügigen Bauthätigfeit in Deutfchland zu geben, um jo mehr, als von 
den befannteren und dur ihre Bauthätigfeit hervorragenden Vereinigungen 
faum eine in der Zufammenftelung fehlt. Es erfcheint immerhin von 
Intereſſe, bier die Namen der Drtichaften aufzuführen, an welden die in 
der Zufammenftellung fehlenden Vereinigungen beitehen: 

Aktiengeſellſchaften (6): Bielefeld, Bonn, Elberfeld, Hannover, 
Krotoſchin, Solingen. 

Gejellfhaften mit befhränfter Haftung (3): Langenburg, 
Münfter i. W,, Straßburg i. E. 

Vereine mit Korporationsredhten (4): Berlin, Chemnib, 
Dresden, Emmerid). 

Stiftungen (2): Leipzig, Trier. 

Eingetragene Genoſſenſchaften (71): Altenefien, Beet b. 
Auhrort, Brandenburg a. H., Breslau, Bufendorf, Caftrop, Dahle, Dresden, 
Düffeldorf (2), Eifenah, Elbingerode, Emmendingen, Eſſen a. Ruhr (3), 
Eupen, Falkenberg, Fort, Frankfurt a. M. (2), Friedrichsfelde bei Berlin, 
Gmünd, God, Goldenberg, Hamburg, Harburg, Hattingen, Heilbronn, 
Heiligenhaus, Herford, Hoerde, Hohenberg, Ilmenau, Langendreer, Lehrte, 
Leipzig, Lippſtadt, Lübel, Malftatt- Burbah, Meißen, Münden (2), 
Münfter i. W., Neuſtadt a. d. Hardt, Neuftabt bei Pinne, Nürnberg, Ober- 
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mojchel, Oldenburg, Oldesloe, Osnabrück, Diterode a. Harz, Paderborn, 
Poſen, Rothhaufen (Rheinprovinz), Sangerhaufen, Sarftedt, Schwarmftebt, 
Schwelm, Spremberg, Stolp i. Pom., Straßburg i. E., Striegau i. Schl., 
Taptau, Weimar, Wefjelburen, Wiesbaden, Zeit. 

Bon den 301 in der Zufammenftellung berüdjichtigten Vereinigungen 
hatten am Schluß des Jahres 1899 73 noch feine Wohnungen fertig- 
geftellt; es find dies zumeift (65) die in den lebten Jahren entftandenen 
Genofjenfchaften, die erfahrungsgemäß zumeift einiger Zeit bedürfen, bevor 
fie ausreichende eigene Mittel angefammelt haben, um ihre Bauthätigfeit 
beginnen zu fönnen. Der größere Teil derjelben berichtet, daß Häufer im 
Bau begriffen, bezw. Terraind erworben find, um demnädft mit dem Bau 
vorgehen zu können. Von den verbleibenden 228 Vereinigungen waren, 
wie aus der Zuſammenfaſſung am Schluß der Tabelle hervorgeht, bis Ende 
1899 insgefamt 8478 Häufer mit 24075 Wohnungen fertiggeftellt. Bon 
diefen 24075 Wohnungen entfallen — unter der allerdings nicht durchweg 
zutreffenden Annahme, daß die für den Eigentumsermwerb erbauten Häufer 
nicht mehr als je drei Mohnungen enthalten — 13148 auf kleine Häufer 
zu je 1—3 Wohnungen, 10927 auf Häufer zu je 4 und mehr (im Durd- 
ſchnitt je 8) Wohnungen. 

Bon den 24075 Wohnungen find 12 710 ausschließlich zum Vermieten 
beftimmt, 11365 entfallen auf Häufer, die zum Zweck des Eigentumsermwerbs 
erbaut find. Von diefen letteren entfällt der bei weitem größte Anteil 
(8165) auf die Aftiengejellihaften, Geſellſchaften mit bejchränfter Haftung, 
Vereine und Stiftungen, während nur 3200 von Genofjenfhaften eritellt 
find, mwährend von den 12710 Mietwohnungen 5537 von der erjteren 
Kategorie von Vereinigungen, dagegen 7173 von Genofjenfhaften erbaut 
find. Das Schwergewiht der Bauthätigfeit der Genoſſenſchaften liegt alfo 
überwiegend auf der Seite der Erftellung von Mietwohnungen. Das geht 
auch daraus hervor, daß von den in Betracht fommenden 156 Baugenofien= 
ihaften bis jetzt 95 ausfchlieglih Mietwohnungen, 16 gleichzeitig Miet: 
wohnungen und Erwerbshäufer und 45 ausſchließlich Erwerböhäufer erjtellt haben. 

Die verfchiedenen Gruppen von Bereinigungen find an der Erftellung 
der 24075 Wohnungen beteiligt, wie folgt: 

Gemeinnützige Aktiengefellfhaften . . 9101 
Gejellichaften mit beſchränkter Haftung . 406 
Vereine mit Korporationsredten . . . 2494 
Stiftungen - . » 2 2 2.2.0. .170 
Eingetragene Genofjenihaften . . . 10373 

24.075 
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Die Genoſſenſchaften marſchieren alſo, trotz der viel kürzeren Zeit ihres 
Beſtehens, auch in dieſer Beziehung bereits an der Spitze. 

Der Geſamtwert, mit dem die durch gemeinnützige Vereinigungen und 
Stiftungen erbauten Häuſer, ausſchließlich des Grund und Bodens, am 
31. Dezember 1899 zu Bud ſtanden, beträgt 85 528323 Mark. Es be— 
rechnet fi daraus als Durdfchnittspreis für die Erftellung einer Wohnung 
der Betrag von 3550 Mark. Ein weſentlicher Unterfchied ergiebt fih, wenn 
wir die in Häufern mit vier und mehr Wohnungen untergebrachten Wohnungen 
mit den Wohnungen in Heinen Häufern vergleihen. Während die erfteren 
durchſchnittlich 4098 Mark foften, ergiebt ſich für die leßteren ein Durch— 
fchnittöpreis von nur 3090 Mark, ein Durchſchnitt, der für die Wohnungen 
in den zum Eigentumserwerb erbauten Häufern fogar auf 2927 Mark 
herabfinft. Es ift dies ein Ergebnis unferer Statiftif, das zu denfen giebt. 
Im allgemeinen darf angenommen werden, daß ceteris paribus die Bau— 
foften ji ermäßigen, je mehr Wohnungen unter einem Dache vereinigt find. 
Nun ift in unferer Statiftif eine Trennung der Baufoften von den Grund- 
erwerböfoften nicht durchgeführt; wir fünnen im allgemeinen annehmen, daf 
die Häufer mit vielen Wohnungen auf größere und größte Städte mit hohen 
Grundermwerbsfoften, die fleinen Häufer, insbefondere die Erwerböhäufer auf 
fleinere Orte, bezw. Vorortterrains mit niedrigen Bodenpreifen entfallen. 
Aber ſelbſt unter der Vorausfegung hoher durchfchnittlicher Ermwerbsfoften 
für Grund und Boden wird die erhebliche Preispifferenz von faft 1200 Marf 
für die Wohnung faum ganz durch diefen Umftand erklärt, und es drängt 
fih der Schluß auf, daß hierbei die ftärfere Raumausnugung der Er— 
werbshäufer eine Rolle fpielt. Denn, wie ein Vergleih der Rubriken 
14 und 15 der Tabellen ergiebt, begegnen wir nur ganz vereinzelt unter 
den Ermwerbshäufern dem Einfamilienhaus, in der Regel handelt es fih um 
Häufer, die von zwei, drei und fogar mehr Familien bewohnt werden, 
während da, wo ſich die Zahl der Häufer mit der der Wohnungen dedt, 
der Durhfchnittspreis der Mohnungen fi ganz bedeutend über den allge- 
meinen Durchſchnitt erhebt. 


Tabellarifche Sufammenftellung 
der 
Ergebnifje der Bauthätigfeit der gemeinnüßigen Baugefell- 
haften, Bauvereine, Stiftungen und Baugenofjenichaften 
im Deutjchen Reiche 


am 31. Dezember 1899. 
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I. Häuſer ausſchließlich 
“ A, Miethäuſer mit d und mebr 
= Mohnungen 
5 eig Jahr | Zahl der Gefamt⸗ 
& ber jam 31. Der} Jaures⸗ buchwert ber 
a Des xirma hzember 1599 miete einer Dänier 
3 Gruͤn fertig⸗ Wohnung (einschl. 
E | unternebmens gefteilten Grund und 
3 dung zn! Wob- . | Boden) am 
5 Ya nun: [nax.| ınin.f31. Deyember 
gen 1899 
KM | M 4 
— — 
| 2 IsIels el: n 
———— —— —— —— — — — — 
I. Gemeinnützige Aktiengeſellſchaften. 
1PBerlin. . . . PBerliner gemeinnützige 
Baugejellichaft . . . .[1848]| 39 | 369] 600 | 106 | 2.044 405 
2 |Mülhaufen i. E. Mülhauſener Arbeiter- 
Quartiergejellihaft . (18531 — | — | — — 
Sleüdeniheid. . . PBaugeſellſchaft . - - -[ 1854| 15 | 60 132 114 571 
Aldeiltronn . . .[Wohnungsverein . . . .|1856| 25 | 1641288 | 103] 465 000 
5 Frankfurt a. M..|Gemeinnüg. Baugeſellſch. 1860 | 25 | 259456 17111170 705 
6lNRürnderg . . „[Mohnungsverein . . . [1864] 9 | 64300100] 164.073 
7lDarmftadt . - -|Bauverein für Arbeiter: 
wohnungen - . . . .[1866] 10 | 88192171] 255 170 
8 M.Gladbah . Gladbacher Altienbauge- 
iellichaft. - » . - . .[1869| 26 | 216220 | 100| 481350 
9 JAltena i. Weftf. .[Gemeinnüs. Baugeſellſch 1870] - — — — — 
10 JPüneburg . . Gemeinnütz. Baugeſellſch, 1871] — - I - — 
11 PBarmen . . - MWBarmer Baugeſellſchaft für 
Arbeiterwohnungen . .118721) 4 | 5213001210] 130450 
12 Düren. . . . .IDürener gemeinnüßige | 
Baugeſellſchaft -» - -| „ — — —E 
13 [Duisburg . . .[Gemeinnügige Altienbau- 
gejellichaft . de U ı 9 — — 1 — 
14 IFrankfurt a. M.. JBau- und Sparerein. .| „ 37 129021800 2521 932530 
15 [frankfurt a. M.. Geſellſchaft zur Beihaffung 
billiger Wohnungen! | „ u sn] — 
16 IFreiburg i. B. Gemeinnütz. Baugelellih.]) „ 
7 Mülheim a.d. Ruhr Aktienbaugeſellſchaft. . | „ — a — 
18 Rheydt. . . ‚[Aktienbaugefellichait. . .| „ — — 
19 Hamburg. - . BGemeinnütz. Baugeſellſch. 1873] — | — 
20 Kohlſcheid . - a an Li hi 
hilfe? . . . > — — 
21Dresden . . » ‚[Semeinnügiger X Rauverein] 1887 | 12 12231320 | 84 886 489 
22 Berlin. - » . .[erein zur Nerbeflerung 
der Heinen Wohnungen 18855 | — — — — — 
23 Dortmund . . PGemeinnütz. — — 9 701260 1601 212 136 
24 — u Gemeinnütziger Bauverein] „ - — 
25 .[Semeinnüßiger Yauverein| 1 18891 13 | 681156 | 57 14-3 700 


I Der Befik der Gefellihaft ift am 1. April 1900 auf die Aktienbaugeſellſchaft 
2 In Liquidation. 
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sum Vermieten, UI. Häuier zum Eigentumserwerb. 
B. Wiethäufer mit 1 bis 3 — 
| Wohnungen = 
Zahl ber Zahl der am | Heritelungswert = 
| am 31. Des | Jabreäntete | Gefamtbuhwert Ei Dezember des Einzelhaufes Geſamtbuchwert = 
jemder 1899 einer der Käufer 1899 fertige | deinihl. Grund |, ‚der Däufer n 
fertig» Wohnung | (einfhl. Grund geitellten unb Boden) (einig. Grund | 3 
geitellten und Boden) und Boden) © 
Wob- an 81. Degember Woh⸗ | amt —— 3 
Haͤufer nun⸗ max,ı min, 1899 Hüufer nun ⸗ max. min. at ud 

gen 





I gen 











— — — — — — — = — — 1 
— — — — 1243 24861 4800 2000 3480902 2 
| 2 4 240 20 206 — J — — — 3 
— = — — — — nr — — 4 
32 32 498 261 994 — — — — 5 
er — — en — — — = — Ki 
| ER ME DEE WE = u le 7 
— — er — 508 10001 9000| 2300 1998530 
ichw.)* 
— — 37 74 7 ? 240 000 4 
— — — — — 212 2461 5100 3500 950000 110 
(dägungsmeiie) 
— — — | _ — 351 700 | 12 500 3 900 1963456 111 
(ch. }? 
— u — 86 1501 4550 3600 335 500 12 
| (fhm.)® | 
el ln | == => 55 | 121 | 16 500| 4.000 589 732 113 
— — — — — — — — — 14 
| 
— — J— — 24 56] 9840 8 140 2085 S00 115 
49 147 | 342 | 162 534 827 _ — — — — 16 
212— = 18) 68] 18 860: 7 260 192243 | 17 
— — — ee — I14341 252112000 2400 730 000 18— 
BR —— —— 196 250] 4000 3500 735000 | 1% 
ichw }° Nhärıntasmweiie) 
) | | 
7 14 108 21 600 — — 20 
| - 1 -|-— — — — 21 
— | — I — | — — . — | 22 
1? 36 70 | 220 184 000 544 162113 917 6602 475 00 2 
50 130 1 500 | 135 415486 5 27 Y 7 | 105 455 24 


für Heine Wohnungen (Rr. 26) übergegangen. 
3 {hw. — ſchaͤtzungsweiſe. 


Zaufende Nummer 


H. Albrecht. 








I. Häuſer ausſchließlich 


A. Miethäuſer mit 4 und mehr 
TBohnungen 





Si Jahr |" Zahı der Gejamt- 
ber fjam 31. Des Yahres- buchwert ber| 
des Firma zember 1899] miete einer Häuſer 
@rilns fertig Wohnung einſchl. 
Unternehmens geſtellten Grund und 
dung Job» Boben) am 
Häus] „un, Rax. min.j31. Desember 
fer gen 1299 
AH AM SH 





Aachen. . . .[Gemeinnüg. Baugejellich. 

für Aachen u. Burtfcheid] 1891 
Höchſt aM. . Gemeinnütz. Baugeſellſch. 

des Kreiſes Höchſt .| „ 
Neuß .... Gemeinnütziger Bauverein 
Quedlinburg. Pemeinnütz. SON, 

auf Aktien. . . . u 
Um... 0.0. MWohnungsverein z 
Bildeshbeim. . .|Gemeinnüß. Baugefelic. 1895 


234 | 96| 500.000 | 


10 000 


Benrath . . . „[Mftiengelellihait für ge 

meinnüßgige Bauten. .|1895 — —— 
Hilden. . - „[Mktienbaugelellihait. . [18971 — — I — ! — — 
Linn .. . . ‚Mltienbaugelelliaft. z - I—I—!— 


Worms . . . ‚[Mftiengefellihaft zur Er: 

bauung bill. Wohnungen] „ - 1-1 — - — 
Odenkirchen. . ‚[Aftienbaugelellfhaft. . 11888 — — | — — — 
Vierſen ... JAktienbaugeſellſchaft. . J — — — — — 


Heerdt .. . . MPaardter — —— 
Bauverein. . . .[ 1899 


289 2445| 800 289 2445| 800 | 57 19 343 448 | 


9 343 443 9 
II. Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 


Iſerlohn. .. Gemeinnütz. Baugeſellſch. 1890 
Seeftemünde . Ge emeinnügiger Kreisbau— 
vereilt. © - = 2 =. 11894 
Denabrüd . . .[Semeinnüsiger Osna— 
brüder Bauverein 





Büdingen . . ſGemeinnütz. Baugejellich.] 1895| — — — 
Loſſel os -[Bemeinnüß. Baugeiellich.] 1897| 3 | 24 1230130] 101000 
Dieringhaufen Gemeinnütz. Baugeſellſch. 
des Agger- u. Wiehlthals — | -1-| — — 
zPiblar . . . . Gemeinnütz. Baugeſellſch. 24 | 92 1156 | 132] 409 992 
9 |Beiligenftadt 


(Eihsfe) . . Gemeinnütz. Baugeiellich.| 1898 
Hennef a. d. Siegl Gemeinnütz. Baugeiellich.| 1899 
Uerdingen . . Gemeinnütz. Baugelellih.| „ 
Frankfurt a. MſWohnungsgeſellſchaft . .[ 1900 


Frankfurt a. MIN ktienbaugefelihaft für 
Heine Wohnungen . .|1890| 37 | 388] 8312| 120 | 1 691 365 | 
Hameln . . . ſGemeinnütziger Baweren] „ — —I— je — 
Hanat. ... Gemeinnütz. Baugefellfch.| 3 101260 130 33 301 
— 510 992 
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sum Bermieten 
B. ame Il. Häujer zum Eigentumsermwerb, R 
bnungen x 
Herftell 
Kr Yabremiete | Gef wet Ei Das ember des Einzelpaufes — — 
zember 1899 einer der 9 * — (einfhl. Grund äujer es 
mis Wohnung (ui Bas und Boden) (einig Grund | 3 
und Boben) d Boden) «5 
| Wo h⸗ Jam 81. Degember am 3. Desembe = 
'Hänfer! num» | max. | min. 1899 vu — max. | min. 399 er 
| 4 
ss | 
- — 26 
| = 4200| 3950| 285000 |27 
(hägungsweiie) 
| — _ 28 
_ — 29 
u | 
En 276000 131 
F 168 650 |32 
10 — 33 
| 4 157423 134 
=: 107800 |35 
13 — 36 
3 74544 137 
) 50 — 38 
13 44 214 139 
28 — 40 
— ui 41 
| 346 | 716 | 500 |! 100 | 2684033 2000| 13 114 052 
en a = — — 15 * 10 000 267715 142 
Ii-1-|- | * = 45201 8550| 55020 |as 
| I 
I-1-1-|- — 5300| 4400| 311192 4 
— 1 — — — 6 780 4660 32248 145 
> | ei Baia) Men: _ — 46 
— Mn — — — 256 500 147 
— — — — — 34945 149 
— — — — — 7400 150 
— | — — — u — 51 
-— (lo 1 — — — 52 
— | —— | _ _ 15.000 3.480 | 965 020 
Säriften XCVI. — Bohnungsfrage 














| 


66 9. Albrecht. 
I. Säufer ausfhlieglid 
A. Mietbäufer mit 4 unb mehr 
x WBohnungen ar 
E &iy Jabr | Babi der | | Geiamt- 
* der Jam 91. De hres⸗ fbucdmwert ber 
dei ember 1899] miete einer Häuier 
2 Griin« gefeifien Wohnung — 
571 unternehmens Grund und 
3 u⸗ wWoh⸗ max, min, an 
* ” Er ' 1899 
A| MM A 
— — —— 
III. Vereine mit Korporationsrechten. 
53 Bremen . . .. WBerein für Heine Miet— 
wohnungen . 2... 1849| — | — | — _ 
54 [Stuttgart Wohnungsverein . . 1860| 20 | 184|390 142] 903 100 
55 [Stuttgart .[Berein Air das Wohl der | | 
arbeitenden Klaffen . .| 1866| 86 | 297408 | 124 | 1 346 795 
Bethel b. Bielefeld[Arbeiterheim. . - . . - 18861 — | — I — — — 
3 Bremen . . . ‚[Semeinnügiger Bremer | 
Bauverein. -. .... 18871 — | — I — — — 
58 MRemſcheid Gemeinnütziger Bauverein „ I — — — — — 
59 JEmden..... Eigenes Heim.. 1839| — | — I — | — — 
60 JNeumunſter. . .|Berein Arbeiterbund „113 | 88] 156|1 93 210 
1FFrankfurt a. MIBerein Arbeiterheim 18811 — | — — — — 
62 [Soltau (Hann.) .|Bauverein, Heimftätte”!.] „ — — I — — 
63 [Darmitadt . . PBauverein „Daheim“ . .[ 1896 — — — — 
64 [Leipzig » Sellers⸗ | 
bauen. . . .[Berein Oſtheim-Leipzig .| 1898] 6 | 112,208| 52] 480000 
65 Münden. . . .[Bereinfür Berbefferung der 
Wohnungsverhältnifie . 189931 —  — ti — | — — 
66 Siegen. . . . . Semeinnüßigner Bauverein 
„Glückauf“ . 2... = — —- Il —ı7n = 
125 631 [408 | 5212823 105 
IV, Stiftungen. | 
67 Nürnberg . „[Rönigshausitiftung . . [1854| 4 48[260 : 120] 300.000 
68 |Berlin. . . »- » Alerandra:Stiftung - . -[ 1856| 21 2381600 106 | 1 662 388 
69 [Danzig Abeggſche Stiftung für | 
Arbeiterwohnungen . -| 1370| — —— * 
70 Düſſeldorf .  .ISchifferfhe Stiftung . .|1878]| 2 181264 10801 175000 
717Düffeldorf . . .[Mdersihe Wohnungs: | 
IHHUNG = =. 4 1887] 22 1491330 | 108 | 846 273 
12 Röln ..... Gerhard vom Rath— | | 
Stiftung -» - :... 1888, 12 40 120 330 000 | 
73 [Leipzig £indenau|d. 3. Meyer: Stiftung .| „ | 52 529|239 104] 2438 519 | 
74 fleipaig-Reudnig .[Salomon- Stift. . . . . 1891] 7 1211166 62] 615000 
75 JEfſen a. d. R. ‚Krupp Stiftung. . . » . 18921 — —|-— — 
76 [Godesberg . - . Dr. Franz Simonſonſche 
Stiftune 2.2. : 4,8 160 33 117 
771Hamburg. . . ‚Abraham Philipp Schuldt- | 
Stiftung. © 22.20... , | 15 ,195|240 110) 867340] 
18 lEaflel. .. . . Wimmel-Stiftung. . ? 2| 15|252 108 


! Vorwiegend für Arbeiter der Firma Carl Breiding & Sohn. 


145 204 | 


Digitized by Google 
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— 1, 


sum Bermieten. 


B. Miethäufer mit 1 bis 3 


3 ber 
R:, De 
sember 1899 
fertig« 
geitellten 


Woh⸗ 


QSäufer 


nuns 
gen 





18 
| 


1151118 


hnungen 


Jahream iete ee er 


einer 


BWobnung 


max.: min, 


1. 


17 


III Iı 


0 | 140 


u 


216 


ber ufer 


(einfdl. Grund 

und 

am 31. Dezember 
1899 


Boden) 


M 


291 780 


— 


59 500 


- 


289 110 


Woh⸗ = — 
Hauſer nun⸗ wax. | min. 


II. Häufer zum Eigentumserwerb. 





io erg 


| 





gen 





ber am ] Herftellun 
ejember |beö Einze 


(einihl, Grund 
und Boben) 


M 


558 [21 700 7 160 
348 [15244 5500 
468 | 8000 3500 
200 | 9000 6.000 
14 | 2700 2200 
107 [10500 4.000 
10 | 7300 6.000 
ch ne 
1705 [21 700] 2 200 
230 | 14 068 3.000 


ungen Geſamtbuchwert 


äufer 


( einjäl, Grund 


b oben) 


am 3. Degemb 
1899 


2114 464 
1 269 847 


1127 923 


598 873 
30 634 


314.960 
65 800 


5 520 501 


857 985 


| 





Raufende Nummer 





68 H. Albredit. 
J I I. Häuſer ausſchlreßlich 
* A. Miethäufer mit 4 und mehr 
E ..... MBohnungen 
E Si Jahr Sal ber Geſamt⸗ | 
& der fam 31. Desj Jahres⸗ Ibuchmert ber 
des Firma zember 18091 miete einer dãuſer | 
* Grün fertigs Mohnung | (e * 
geſtellten Grund un 
5 unternehmens bung | Wob⸗ Aoden) am | 
3 u 4 max.| min. }31. — 
— ey | nuns 
gen | 
| AM 





i 


INDBremen . . » 
80]Straßbura i. 


V. 


JEugen Kulenfamp- Stiftg.] 1597 
E.|Spad - Stiftung 


.1 1899 


Genofſenſchaften. 


a) Arbeiter-Kaugenoſſenſchaften. 


31München. 
8Flensburg. 
WBerlin. 

S4l* Hannover . - 
851Perne i. Weſtf. 
86Bromberg 
STIEllerbed . 


88Eßlingen. 
8xöln. 


0Harburg. 
1ujAltona.. 
921 Berlin. 


3lEafiel . 
94 Danzig 


HlErfurt . 


96Gõttingen 

971 Bummersbach. 
981Hagen i. W. 
99; Hamburg. 

1001 Baberborn . 


101jReutlingen . 
102]Stenbal 


1 3313 
2 Geno 


Bauverein? 
.Wohnungsverein 
‚[Arbeiterbauverein f. Gaar— 


.IBau- und Sparverein. 
MWohnungs- und Konjum- 


‚(öarburger Kredit⸗, 


‚(Berliner Spar- und Bau: 


; Arbeiterbauverein. 
A Danziger Spar: und Bau: 


‚(Erfte Erfurter Baugenof- 


.4Bauverein . 
18 aus 
.[Baderborner gemeinnüßige 


IBaugenoflenih. Münden | 1871 
Flensburger Arbeiterbausf 1878 


verein . 


. Berliner Baugenoſſenſchaft 1886 


Spar- und Bauperein . e 


.| 1888 
1590 


den, Kiel u. Umgegend 


verein evangel. Arbeiter| „ 
Kon: 


fum- und Yauverein 1891 
JAltonager Spar: und Bau: 
verein. .11892 


verein. 


verein. 


jenihaft für Arbeiter 


und Beantte . 


[Göttinger Spar- und Bau- 


verein. 


Oberbergifche Baugenoffen- 


Ichaft . 
und Sparverein . 


Baugeiellfhaft . 


Baus und Sparverein. .| „ 
Gemeinnütziger Bauverein] „ 







13611600 | 62|7462941 | 
| 
11181080 2| 610.100 
ae 
437 7 * 1369435 
'108|566| 96| 525087 | 
119260 120| 422803 
381 124 207 000 
RL RES] es) Ines: 
278] 300 | 185 | 1 083 804 
227 |570 171 1358 175 
721240 |143| 236 455 
149| 198 | 120 | 362 104 | 
| 
251270138] 105000 | 
OS | 185 | 127 os 314 
65240 |119| 207 012 
282 | 580 150 | 1377 700 
14 240 100 48 000 
10 1 163 37 000 


| 150 


enſchaft mit unbefchränfter Haftpflicht, in der Umbildung zur Genoſſenſchaft 
enſchaft mit unbeichränfter Haftpflicht. 
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sum Bermisten. 1. Häufer sum Gigentumsermwerb. 
B. Wietbäufer mit 1 bis 3 * 
Wohnungen — 3 & 
Zahl der | Bapl der am | Heritelungswert E 
am 81. Des | Jabresmiete Geſamtbuchwert |81. Dezember | des Eingelbaufes Geſamthuch wert 2 
yeırber 1399 einer der Häufer 1899 fertig: | (einihl. Grund * * er % 
fertig» Bohnung | (einfihl. Grund geftellten und Boden) j (einihl. Grund | 3 
gektellten und Boden) und Boden) * 
Bob: |  jam 81. Desember Woh—⸗ am — F 
dauſer nun. | mas. min, Säufer nuns | max. | min. 8 
gen gen 
BEE En EEE NE DE «K | HH HK 
9 10 11 12 18 “| 2 ö— Br ET BR BE — HE HE HEN — 








26 45 I 300 | 120 297 780 
| wa WE De = 
| _ | J 
21 6240 | 10 25 000 
17 | 51 ] 210 | % 161 165 


mit beihräntter Haftpflicht begriffen. 











| 
97 182 8 500 

| 
56 | 120 112000, 3 000 
— | — — — 

| 31130 000 6 450 
25 80 115 000 5 000 


857 985 


ur 


517 312 
2 327 044 
108 169 


1577 661 


700 000 


325 000 


172290 
250 000 





79 
80 


96 


97 
98 
99 


100 
101 
102 





70 H. Albrecht. 





I. Häuſer ausſchließlich 
A. Miethäufer mit 4 und mehr | 








97 
= 2 u Bohnungen | 
E Sit Jahr Jgahl der | Gejamt- 
E ber lam 31. De) Jahres⸗ [budmert ber! 
h des Firma zember 1899| miete einer| Häuſer 
£ Grün] fertig- Wohnung „(Anis 
Unterne n8® geitellien rund unb 
3 ernehme dung Bob: Boben) am 
= Hüus max. min.j$1. Dezember 
- nune ’ e 
er 18% H 
gen 
AM w | 
| 1 2 WM 4 ZuuEE 8 | 
103] Zell im Wiefen- | | 
thal (Baden) .|Zeller Spar: u. Darlehens: | 
faffenverein ! ne 418921 — . — 1 — | — 
1041Bremen. . . . Eifenbahn- Spar⸗ und Bau— 
verein.... 0. 0.118951 1 41260 | 240 18 000 
105’ Celle . . . .[Eeller Bau- u. Sparverein] „ 14 | 601136 111] 144856 


106 Ditterdbah . ‚Spar: und Bauverein. | „ — — — — — 
107Dortmund. . .[Spar: und Bauverein. | „ 35 12931232 | 152110320283 
108I[Eberswalde . ſEberswalder Spar» und | 

Bauverein „ . . . > | 401220 116] 144 903 
109 Frankfurt a. MjFrankfurter Spar: u. Bau- 

verein von Eifenbahn- | 


bedieniteten . . : 8 | 521490210] 320307 
1101Friedberg 1.Heffen]Bauverein „Eigener Herd 

ift Soldes wert". . 1 „ — !_. 1I— | — — 
11UFulda. . . Mpar- und Bauverein. | „ — — 15 
112]®ronau. . . PBauvberein. . . Pe „1 1. = 
113[&uben . . . . Spar» und Bauverein in «al 5 4 | 271330 | 69 s1 000 
114 Magdeburg . .|Spar- und Bawverein. .| „ 4 | 361300 140 163470; 
1155 Oranienburg . .|Begetarifhe Obſtbau— 

folonie „Eden” . . I u 3 | 141400 | 160 87 704 
1161Sankt Johann a. 

Saar. » « Paugenoſſenſchaft — A 7 391360 16241 153687 

117iSorau . . . .[Sprauer Arbeiterheim. £ 6 | 281240 | 100 53000 
1181Stendal . . 4Spar- und Baupverein für 


Etienbahnbedienftete für 


Stendal und Umgegend| „ 17 1021200 107] 289209 
119] Stettin. . . ‚Stettiner Bauverein . .| „ 4 | 721336 , 1321 298 660 | 
1201Wilhelmshaven Wilhelmshavener Spar: 
und Baugeſellſchaft. | „ 49 2931230 | 160 | 998 306 
121HMadhen . . . .JSpar= und Bauperein. 1894| 5 | 371 ? ? 138 637 
122] Blumenthal a. d. 
Meier . . Spar und Bauverein. | „ 2 191150. 60 3139 
123] Bramiche bei 
Denabrüf . .|Bauverein. » » 2.1, tele — 
124Sannitatt . . Allgemeine Bau-, Spar 
u. Bedarfsaenoflenicdaft| „ 51341350: 160 145 709 
1251Gaflel . . . JSpar- und Bauverein. | „, 9 931228 1261 392985 


1268 Imshorn . . PBau- und Sparverein für 
Elmshorn u. Umgegnd| „ [— — | — 
12718efdern. . . Gemeinnützig. Bauverein!! „ —— 


Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht. 
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um Rermieten. II, Häujer zum Eigentumsermerb. 
B. WRietbäujer mit'1.bis 3 * 
Wohnungen Gem Vo 
Babl ber Babl ber am | Herftellungsmwert E 
= 31. Der | Jahresiniete Geſamtbuchwert | 31. Dezeinber 188 Einzelhaufes | Gefamtbuchwert 5 
| sender 1890 einer ber Häufer 1899 fertig- | ceinſchl. Brund der Häufer * 
fertig: Wohnung | teinihl. Grund geftellten und Boden) (einſchl Grund | 2 
geitellten und Boden) unb Woben) = 
| Bob i am 31. Degember Mob: am 31. — * 
Säufer num, | mas. | min. 1899 Häufer. nun, | max. | min. 1899 S 
' gen ‚ gen | 
AM M | A AM M 





— 
— 


— | - 107 


_ — — — | - — — — 108 


— — — — — — — — 109 


— = 18 | 29 [10470 39%0| 115288 1110 





240 : 150 91 589 . — 
— | — — 55 59 112500 2700 257 480 112 


_ — -— I|-|I- 1 - — 11 


— — — — - — — 114 


19 28 700 | 160 130 845 — — — — — 115 





12 24 | 222 216 s5 191 116 


— — 2 8 8500| 8 400 17 000 117 








— — — — 119 


. = 6 | 34 I22500100001 86083 1120 


— — — — — — 121 
2 ling — 139 288 8000 3300 722091 122 


— — — 16 —16 5100: 2460 44 945 123 


= * — 12 12 4500 5 900 Sl 500 126 
— — — 19 19 4700 2800 7300 197 


| 
2 — N — — — — 103 
43 75 300 5 347 300 — — — — — 104 
= — — — — 11 23 5384 59 2832 105 
6 ! 76 108 | 718 160 000 — — — — — 106 





72 H. Albrecht. 





I. Häufer ausſchließlich 
A, Miethäufer mit 4 und mehr | 









































— 

E Bohnungen 

5 Jahr | Kapı der " Welamt: 

* der jam 31. De] Jahres: Ihuchmert der 

= Firma sember 1890] miete einer Häufer 

2 Grün«]| fertig- Mohnung (einichl. 

> bung geftellten Grund und 

= * Boden) am | 

2 Häur zer ar min.}31. Dezember 
ſer 1899 






gen 











1281Gießen. - . WMBaugenoſſenſchaft d. evan- 
gelifchen Arbeitervereins 
129 Hannover = Aleeferd|leefelder Baugenoſſenſch. 
Huſumer Arbeiterbau: 
verein 


„al el250 | 110| 162684 






Bar 








13 2Rreusnad) ISpar- und Bauverein 5 1 | 101180 165 32 150 
133] Botsdanı PBau- und Sparverein für | 






Eifenbahnbedienftete 
Schleswiger Arbeiterbau- 
verein 2 
(Wilhelmöburger S Spar- „und 
Bauverein . 

Bau: und Sparverein von 
Eifenbahnbedienfteten 
Paugenoſſenſchaft Freie 
Scholle“ .. 
JSpar- und Bauverein 


„La! srbıss| 1283| 266 592 





134Schleswig . 








135] Wilhelmsburg 





6 | 241240. — 104 419 





136] Wittenberge 





„I 7! 28|156 120| 84222 







1371Berlin . 






138] Duisburg . » 121 156240 130] 506 940 
139/Geiälingen am 
Steige 
1401Graudenz 
1411Greifswald 
1441PHalle a. ©. 

1431 36ehoe . 









a 2 161223 173 58 057 
r 4 501300 361 107360 
— 19 1151280 921 321 954 
7! 701290 :160| 256 623 


Bau- und Sparverein 
iSpar- und Bauverein 
Spar: und Bauverein 
JSpar⸗- und Baupverein 
Baus und Sparverein für 
den Kreis Steinburg 
1Röln:Nippefer Bau- und 
Spargenoſſenſchaft 

145] Königsberg t. Pr.jAllg. Wohnungsbauverein 
1465 /Kulmbab . . Mulmbacher Bauverein 






4 | 171140 130 41 706 






1441Röln-VWippes . 






. 6 6511200 114| 316891 













r ar a " * “ ” 
14TjXeipzig . PLeipziger Spar und Bau: | 
verein Tr — — — 
148] Mannheim . Spar» und Baupverein 5 4 | 321396 | 168] 157716 









149]Süberhütte (An- 
halt) . . MWBauverein Silberhütte 
1504 Wilhelmsburg ſBau- und Sparverein von 
Eiſenbahnbedienſteten 
1511Witten a. Ruhr Spar» und Bauverein 
152/Wolfenbüttel . 4Spar- und Bauverein 
15 Wiülfel 5. SannoverfSpar- und Baupverein 
1541 Breslau (Brodauer Bau» und ua 
verein 
Baugenoffenichaft 7 "Heine 
Wohnungen 


s | 156 | 150 52 000 






1031294 | 1021| 425 078 





201 140 | 135 58 000 


2 

ö 10 801320 | 170] 517822 
8 
4 

z 5, 461150'740| 151845 







— 


1896 1 15 | 3751360 110 309 712 





1551Frankfurt a. O.. 





4, 5321291 421 117837 
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zum Bermieten. 


II. Häufer sum Cigentumsdermwerb. 
B. Wietbäufer mit 1 bis 8 







































Bobnungen = u — — — ? 

Bahi der 1 Bahl der am | derftellungsmwert BE 

| om 31. De Yabhresiniete | Geſamtbuchwert 31. Dezember |ves Einzelhaufes Geſamtbuchwert = 

sernber 1899 einer der Häufer 1899 fertig» |(einihi. Grund der Häujer = 

ı  fetie- Wohnung | (einihl. Grund geftelten und Boden) einſchl Grund | & 

geftelten und Boben) und Boben) € 

Woh⸗ am 31. Dezember Woh⸗ am — 

Häufer]) nun⸗ 1899 Häufer| nun. | max. | min. : $ 
gen 












| — — — — — 30 | 30 8 700 5 800 142 825 128 
| — J — — — — — — — — — 129 
-I|—-1-|-— ur 23 | 43 | 6000 3740 | 104185 1130 
4 8 180 | 138 21 800 8 16 | 5 800: 5 250 44 000 131 

5 | 11 165 : 140 35 764 — — — — 132 
u eh Sa | u = — — — 133 
—1 300 | 100 9 000 69 99 112600 2880 305 774 134 

| 
4 | 180 26 340 63 721 93900 3600 289 405 135 
830 60 Iss io] asoı I- I — —- — _ 136 
| i 
———— = | = — 137 
4 | 12 260 | 180 49 180 — — — — — 138 
ee ee en st es 18 
— — er — — — — — — 140 
—— = e = er 141 
—— Da Ip - Eee — je 
9 | 14 140 | 100 42 245 31 61 | 4700 3600 140 603 143 
— — —— — 60 | 120 | 7300, 6621 440 000 144 
— — — — — Il! 3 28 025 28 025 145 
— — — — — 14 64 | 11 603) 6 723 106 232 146 
9 22 500 | 120 136 932 38 60 132915 6 500 500 000 147 
(ihäsungsmwerie 

Re | — EN u Be — Ber 148 
18 | 420 | 144 30 000 — 149 
320 1301 187998 | — — | - J 
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I. Häuſer ausfhliegli 
J A, Miethäufer mit 4 und mehr 
F Wohnungen 
ẽ Sik Jahr | Zahl ber Geſamt⸗ 
= j der jam 51, Der] Jahres» [buchwert ber 
un be sirma jember 18:9 miete einer Häufer 
2 Grin: fertig« Sohbnurng leinſchl. 
— Unternebmens geitellten Srund und 
= bung Ion Aoden) an 
= A Wol en) am 
a Hau⸗ WO) max.| min.[#31. © h 
* for | nun« x.| mın,öl. Veremher 


gen 


| 1549 















15618eide i. Holfteindeider Bauverein . . 41896 — 
15710orſt-⸗Emſcher PHorſter Bauverein. . | „ i 4 198 12 000 
158Kaldenkirchen. Gemeinnützig. Bauverein!| „ —i—- l|—- | — 
159]Röln . . Wohnungsgenoſſenſchaft | 

im Geſellenhoſpitium .| „ 2 231696 ' 144] 113000 
1601 ft. onitanz (Spar: und Bauverein. .| „ — — — 
161PPa4ar b. RubrortfSpar- und Bauverein. | „ era — — 
162Mainz Bau- und Sparverein. | „ —4 403388180 198 718 
163Nürnberg Pauverein Schuckertſchet 

Arbeiter? . . » 4— 26 2081265 160 | 897 068 
164 Oberitein POberſteiner Baugenoſſen— 

ſchaftt. 414 7 421150 1201 96443 
16510ldenburg. Mauverein. . » 2.4, ee = 
166] Saarbrüden JSaarbrüder Baugenotien: 

IBRIE, a ara - — I— | — - | 
1671S0eft . jZoejter gemeinnüßiger 

Bauveren . 2 2. .| — — 
16834SſStralſund. PBauverein. 4, 7 721300 1201| 253 701 
16399u1m . JSpar- und Bauverein. | „ 5 201295 1601| 102550 ! 
170] Reifenau (Bauverein des epangeli- 

ſchen Männervereins * — — — — 
171Breslau (Neuer Breslauer Spar 

und Bauverein . . .[1897] 1 1211381932] 27000 | 
172]*Corfchenbroih .|Spar- und Baupverein. | . - — J — — — | 
173] Böppingen JBau- und Sparverein. | „ 3 12 245 555 | 
174]Hanau 45t. Noleph-Bauverein. | „ - - au — | 
175] *Deilbronn (Bau: und Wohnunasgenoi: 

tenichaft Silberau-Geil 

BTDRN: sun er 12 | 44|320 | 228] 175600 | 

(düygsw.) | 

1761Pombruch-BaroplSpar- und Bauverein. | „ 71 381? ? 83 200 
177]* Jena Nenaer Bauaenofienfchaft| „ 3401200! 130| 98000 
178}Rarlärube ı. B. ‚[Dtieter- und Bauverein | 15 1011450, 168 33 791 | 
179 *Laar b. Ruhrortf@vangeliicher Spar» und 

Bauverein . » : x I. - -1 - | — — 
180] Yimburg a.d.Labn]Yimburger Spar: und Bau— 

DEREN u ae a - — — 
18112udwigshafen PBaugenoſſenſch. Ludwigs 

baten und Umgegend | „ — — — — 
182Mülheim a. Rhein Mülheimer Bau- u. Spar- 

aenoflenihaft. . » I, 1 61252 180 30 000 


! Genofienihaft mit unbeihränfter Haftpflicht. 
2 Die Genoſſenſchaft ift auf Arbeiter der Eleftrizitätä-Aftiengefellichaft vorm. 
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sum Bermieten. 1I. Häufer zum Eigentumserwerb. 
B. NRietbäufer mit 1 His $ A 
Wohnungen — — — * 18 
Babl der Zahl der am | Herftellungäwert 5 
= 31. Des | Iabresmiete | Geſamtbuchwert | 31. Degembder | des Einzelyaufes| Felamtbuhwert | = 
yemder 18% einer der Häufer 1899 fertige | (einfht. Grund |, der Häufer * 
fertlg⸗ Wohnung Lieinihl. Grund geitellten und Boden) j(einisl. Grund | > 
geftelten und Boden) und Boden) | = 
Boh- | am 31. Dezeniber | ob» am 31, wejember = 
nei max. | min. 1899 I max. min. 150 * 
Häufer nun⸗ Häufer! nun⸗ * 

gen | gen 
jr) 4 Ss 4 M M 





5500 28452 158 

— — 159 

9000 6 500 142 837 161 

=, li _ 162 
| 

| — - 163 


—— — 164 
11850 4500 116 782 165 


14500 7500 174 324 1665 
9400 65500 166 276 167 
— — — 168 


= — — 169 


23000 23 V00 170 





| 
4 000 Ss 000 l 
l 
| 


en 


1 2 216 9 500 20 15 500 8900 910.00 


13 000.14 000 Sr. 08) 174 


10 100° 6 350 44 SUN IN 


= 11 | 29 





IS 000 7500 78: 000 1-1 


3 9 1 300 | 180 32 000 3 ı 24 


— — — | — — > 1513000 2700 36 735 156 
5 11 5 240 | 156 | - 40.000 — — — — — 157 


2 | 75 1288 | 222 400 000 — 


Schuckert & Co. beſchränkt. 


H. Albrecht. 


— JE 








183Münch.⸗Gladbach Gladbacher 


184]Ried.» Hermädorf, 


Firma 


Spar: 
Bauverein . 


und 


Kr. Waldenbura]Spar- und Bauverein. 


1851*Ohligs . . 
186/*Dualenbrüd. 


187[Rath . 
188Rheydt. 
1881Solingen . . 
1901Stolp i. ——— 
1911Wald . . 
1921 Wandsbek 


193 [Wermeläfirchen 
194 Mitten a. Ruhr 


195/Altenborf . 
196] Bocholt . 
197]B8onn 


198] Dietrichsporf bei 
Reumühlen i. Holft. 


191 Danzig . 
2007 Dorften in Weitf. 
201Dresden 
027Düffeldorf . 
2031Elberfeld 


204 Elberfeld 
205lErfurt . 


206JlErfurt . 
207Euskirchen. 
208] 5lensburg . 


209 Frantenthal 
(Rheinpfals) 


MSpar- und Bauverein. 
Wocholter Bauverein 
JArbeiterwohnungsgenoſ— 


PWohnungsverein 


‚Spar: 
JEiſenbahnbauverein 


JErfurter Spar— 


JBaupverein. : 
Spar» und Bauverein 


ISpar- und Bauverein. 
i Spar- und Bauverein. 
Spar» und Bauverein. 


Bauverein . 


Spar» und Bauverein. 
PBau⸗- und Sparverein für 


Mandsbef u. Umgegend 


Spar: und Bauverein. 
Bau: 


und Spargenojlen- 
fhaft „Eigenheim“ 


ſenſchaft 


Arbeiterbauverein f. Diet— 
richsdorf und Imgegend| 

‚Danzig 
und Umgegend 

Dorftener gemeinnüßiger 
Bauperein . 


Dresdener Spar- und Bau— 


verein 
und Bauverein. 


Spar- und Bauverein. 
und Baus 


verein » » 
MPBaugenoſſenſch. Schmidt— 
ftadt” . 
ſPEus kirchener Bau⸗ und 


Spargenoſſenſchaft 


JSpar u. Baugenoſſenſchaft 


d. Vereins Arbeiterbund 


JPGemeinnütziger Bauverein 


210Gevelsberg (Weſtf.) Bau- und Sparverein. 








I, Häufer ansihliehlid 





A, Miethäufer mit 4 
Bohnungen 
Jahr | Habl der 
der jam 31. Des] Jahres⸗ 
jember 1899; miete einer 
Grüns} fertig Mohnung 
ER ae 
8 | Sau. Woh: 
* nun⸗ iR “X .| ının, 
en 








118971 7 48 12081174 
i 3 381114 % 
.I-|- = 
z 2 12 1230 | 180 
5 4 48 12161115 
A 322 1270 | 180 

DU REN Wen PR 

11898] 2 | 12 1220 | 205 
a 3136 [1156| — 
. 1 ı 22 1336| % 

6 'ı 44 1240 | 180 
| 
ns * | — — | 
- 4 , 28 [230 135 
i aiısl %o 


unb mehr 


Gefamts 
buchwert der, 
Käufer | 
(einfäl. 
Grund unb 
Boben) am 
31. Dezember) 
1899 








136 808 
66 


555 


23 388 
151222 


7 5 044 


47 000 


120 000 


92 000 


180 000 


83 000 
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zum NQermieten, 


B. Miethäufer mit 1 bis 3 


Bahl ber 
om 31. Des 
sender 1599 

fertig= 
geitelten 


Woh⸗ 


Säufer| nun» 





gen 











420 | 300 
| 
—— 
216 
252 | 216 


Wohnungen 















Zahl der am 
Sahreömiete | Geſamtbuchwert | 31. Dezember 





34 495 


Häuſer nun» 


wo | 


all! 


| 


| 





II, Häufer zum Eigentumsermwerb. 


einer der Käufer 1899 fertig- 
Bohrung (einf&l, Grund geftellten 
und ze. 
am 31. Dezember | Mob: 
max, | min. 1899 —* 


gen 









Herſtellungs wert 


bes Einzelbaufes 


(einigl, Grund 
und Boben) 


max, ınin, 


8000: 5 000 


? ? 
7500 4870 
10.000| 7.000 


19 000: 11 000 
4120 4.060 


100. 4 100 


7500 


3000 53200 





Geſamthuchwert 
ber Häufer 
(einſchl. Grund 
und Boben) 
am 31. Dezember 
1599 


50 000 
30 000 
(dägungsmweife) 


41515 


24 343 
120 000 


65 210 


110 496 


77 


Saufenbe Nummer 






195 
199 
20 
201 
202 
204 
204 
205 


205 


IK = 


209 


210 
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I. Häuſer ausſchließlich 
A. Dietbäufer mit 4 und mehr 
oh 


$ nungen Ben 

ẽ Sih Ssahr | Habt ver Gefamt- 

& der Jam 31. Des ahres⸗ jbuhwert der 
des F irma zem ber 18801 m einer äuier 

2 Grüns — Wohnung | leinſchl. 

& Unternehmens bung a | Be m 

5 Käu- un. max,| min,.]sl. — 


jer 








MM 2 
ee EEE] 
2111Glückſtadt . . Glückſtadter Bauverein .| 1898 I(—-1— | — -- 


212. .» . ‚JSpar- und Bauverein. .| „ — — — — 
2131Hadersleben. Mrbeiterwohlfahrtsverein 


f. den Kreis Haderslebenl, 5 201130 1251 61547 
21 — i. Weſtf. JSpar- und Bauverein. 4 | 39 1276 1201 181175 
2tölftempen (Rhein) 16emeinnühig. — :»1-|-1- — — 
21612angenfeld. PBauverein.. . 1-1-1- | — — 
21lTlEiegnig. . ELiegnitzer Wohnungsge⸗ 

noflenidaft » A 3 21 1580| 75] 99867 

218lKüdenicheid . Spar- und Bauverein. A — — — — — 
219 Meldorf. . Meldorf-Ammerwurther 
Yauverein . -» - 4, 17|-1-|— — 
2201 Mühlhauſen i. Th. Mühlhäuſer Spar- und 

Bauverein . . .» I - | — _ — 
221MRuhlheim a. RuhrſSpar⸗ u. Bauverein evang. | 

Bürger und Arbeiter | „ | — iı — | —- — — 
Münden .. ‚Bau und Sparverein bes 

bayer. Erjenbahner-Berb. 

Münden-Dft . .» .4 in | — 
2231Munchen . . ‚Baur und Sparverein des 

bayer. Eifendahner-Berb. 

Münden-Lam. . :»: 1. — | - | - | — 





224Munden (Hann.) Cemeinnütziger Bauveren „ | — — — — — 
225Münfter i. Weſtf.ſBauverein für die Stadt 


Müniter. . » » “ -—ıi—-1l—-ı — - 
226 Nürnberg -. . -|Bau- und Sparverein.. J. BE — — — 
2271Pberurſel a. Zaun Dberurſeler Bau⸗ u. Spar: 

verein . A 4 | 24 200 79 948 

ASchalke. . . ‚(Schalter Spar- und Bau: | 

verein . P — -I1I—- | — _ 
2201Schwerte . . [Schwerter Spar- und Bau. 

verein . . PR — — 1 — — — 
2305iegen . . - Siegener Baugenoſſenſchaft a — a — 
231PTrier. . . ATrieriihe Bauaenofienid.! „ — — — — == 
232]Unna . . . .JSemeinnüßiger Spar» und 

Hauperein . . . " - —1— — — 
2331Volmarſtein . . Spar: und Bauverein. . „I, -1-| — _ 
234 Wetter a. Nuhr Spar- und Bauverein. Bi ı | 11 1260: 153] 50000 
235 Andernach . . . — — | 

tenidaft. . . 1189391 —!—- I —- — — 
2361Arnſtadt i. Thür. Arnſtadter Bauverein. 2 —_ — — 
2371Berlin . . . MBauverein für Arbeiter— 

wohnungen. . » 1, — — — — | 





— —— mit unbeſchränkter Haftpflicht. 


igitized by Google 
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jum Bermieten, 


II. Häufer zum Eigentumdermwerb, 
B, Mietbäufer mit 1 bis 3 


__Bohnungen 7 = 
Sabl ber Sabl der am | örritellungämert = 
am 81. De Jahzesmiete | Geſamtbuchwert | 31. Dezember ſdes Einzelhaufes Sefamtbuchwert E 
seuber 189 einer der Häufer 1399 jertigs | feinil, Grund ber Käufer u 
fertig= Rohnung leinſchl. Grund geftellten und Boden) (einihl. Grund 8 
sejteliten und Boden) und Moben) 5 
Mobs lJam 31. Degember Woh⸗ am — Ei 
Sönter, nun, | max. | min. 1929 Häufer, nun⸗ | max. | min, " 5 
gen gen 
Mi # „KH | Mk 


16 


S 16 2523 | 180 59 000 — — — — — 211 
— — — — — — — — — — 212 
— — — — — ag = = — 213 
— — — — — — — 214 
— — BER — — 3 3 4150 38 350 11 | 850 215 
— — — — — 6 21 1190007 360 52 330 216 
— 1 — — = — — — — — = 217 
— — — — — — — — — 218 
— BER — h; 6 2925 2623 , 297 219 

24 152 | 120 79 300 — — — — — 220 
4 12 180 | 150 36 000 — — — = _ 221 
— — — — — — — — 222 
— — — — — — en = — 223 
— — — — — — — — — 224 


CS. 


11 14 ? ? 46 617 


— — — — — — 





226 


I3000 8000 


7 900 


2500 8300 57000 





— 


3000 500 121200 
* en 14 


14 5 7120 
13 185 


a 1700 











2 3 1 165 | 135 13 000 — — 


80 H. Albrecht. 






















I. Häuſer ausſchließlich 
A, Miethäufer mit 4 und mehr 






















# a Bobnungen — 

E Sig Jahr |" gasi der Gefamt« 
— ber jam 31, De⸗] Jahres⸗ buchwert ber 
= bei zember 1899] miete einer äufjer 

5 = @riins SE Wohnung leinſchl. 

2 | Unternesmens geitellten Grund unb 
3 dung Boden) am 
⸗ min. 


2381*Brunsbüttel. 





JArbeiterbauverein für die 
Gemeinden Brunsbüttel 
und Brunsbütte[l-Epdes 
laterfoog 
JBauverein. . . 
} Semeinnügiger Bauverein 
Spar: und Bauverein. 
JEmmericher Baugenofien- 
fhaft. . . 
Bauverein für Arbeiter: 
wohnungen! . 
„Eintracht“, Baus. Spar- 
verein für Beamte und 
Arbeiter. 
245]*Kreiburg i. B. .|Bauverein . 
24h Fürth . „Mieter: u. Hausbauverein 
2471Fulda PBauverein f. d. Kreis Fulda 
248.Hamburg ‚Honjum- Bau- und Spar: 
verein „Broduftion“ 
249 Herdede . . MBau⸗ und Sparverein. 
2501dirfchberg i. Schl.ISpar- und Bauverein . 
2511Rempten (Bayern IJBau⸗ und Sparverein für 
Berfehrsangehörige . 
j Arbeitermohnungegenof- 
ſenſchaft Köln-Süd . 
Ardeiterwohnungsgenof- 
fenichaft. 
Spar: u. Baugenoflenichaft 
des evangel. Arbeiter: 
vereind 
. Arbeitermohnungsgenoi- 
tenichaft. —— 
PBau- und Sparverein. 
JArbeiterwohnungsgenoſ⸗ 
ſenſchaft. 
PMerſeburger Spar: und 
Bauverein . 
2591Milſpe i. Weftf. Bau: und Sparverein . 
260Misburg b. Hann. Gemeinnütziger Bauverein 
Misburg-Anderten 
JBau- und Sparverein 
Angehdriger ber k. baver. 
Verkehrsanſtalten 







239160lmar i. Elſ. 
240lGronenberg . 
241Dülfen . 
242]Emmerid . 


243]Eppenborf . 
2441Eſſen a. Ruhr 
























252lköln. . . 







25 Köln:Ehrenfeld . 







254Rray 







2551 Krefeld 









256l8ingen . 
257]t Dayen 







258[Merfeburg. . 









26 HReuulm. 






Die Genofjenihaft ift auf Arbeiter der 








1 | 17 1285!150| 70000 








ae] 
So 
5 


200| 100] 53813 


IIgl 
— 
8 
12 
—181 
2 


1 6 |216|204| 28000 


2 | 16 [11,116] 53000 
2 | 12 60 40 000 





Firma Haug & Leonhardt in 
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sum Vermieten. 
B. Bletbäufer mit ı bis 8 






Il, Häufer zum Eigentumserwerb. 































7 

—— Bohnungen 5 

Zahl der Zahl ber am | Herftielungswert i E 

am 31. De- | Zabresmiete | Gefamtbuhmwert | 31. Dezember |ves Einzelhaufes Seſamtbuchwert ẽ 
zember 1800 einer der Häufer 1899 fertig» | (einfhl. Grund der Häufer 

fertig* Rohnung Feiniäl, Grund geftellten unb Boden) (einfhl. Grund | » 

settellten und Boden) und Boben) = 

Sob⸗ lJam 31. Dezember Woh⸗ am 31. Dezember] 5 

Säufer' nun, | max. ; mın. 1899 Häufer nun max, min, 15% = 

gen 






H 





4 077 Ss 154 


— N — — me. = 2 Dr 


1 21135 72 6.000 6 | 22 [15000105001 67500 








— — — 33 | 66 | 2300, 7200| 224499 


5|I ss 1170| 15 26 349 2 4 110100. 3800 13 900 


Eppendorf befchräntt. 
Eäriften XCVI. — Bohnungsfrage IL 6 











82 H. Aldredit. 
I, Säufer ausſsſchließlich 
A. ag mit 4 und mehr 
: Jahr u — 
= U ber 
3 nn der jem 1. Def Yasıes- |sngmert der! 
= des Firma zember 1899] miete einer Häujer | 
Srüns=]| fertig- Bohnung | (einihl. | 
E Unternehmens d geftellten rund und 
= ung Woh⸗ Boden) am 
& a nun: [RaX. R Dezember, 
er | gen 1809 
Ab St | 
ER Zee 


262]Neviged . . 
BINienftebten . . 


.[Arbeiterwohnungsgenof- 


enſchaft 


.]Bauverein db. Elbgemeinden 


bH Pankow b. Berlin Wohnungs-Bau- u. Spar- 


. ee 7 nn 8 € 


266 Rauenitein i. -T 
ei Rorsdorf. 

ß8 Rüttenfcheid 
269 Schleufingen . 
2701 Velbert 


271]Berlin 


verein 
Gemeinnügige Baugeno}: 
ſenſchaft 
Spar- und Bauverein . 
Rorsdorfer Bauverein . 


De BE TE Se Be 


. 8 8 8 RR“ 


.|Spar: und Bauperein. 
.‚[Bauverein . » - 
} Arheitermohnungsgenof- 


fenichaft . 
Brandendburgiide Bauge 
noſſenſchaft 


ua 8 a 8 a“ 


De ee 


2721 BrunsbittellooglSpar-u. Bauverein für den 


273lEdernförde . . 
274 Gdefey » Alten: 


hagen . . 
275)’ Hamburg . 


. „|Bauverein 


Kaifer Wilhelm-Kanal. 


‚[Mrbeiterbauverein . 


De 


. „Meute Baugenoffenigaft 

von 1W0 . 2. ... 

27618tiel. ..... Kieler Bau⸗ u. Sparverein 

2Neuß..... ae. auverein 

278] Oberhaufen . .[Oemeinnütige Baugenoi- 

fenfihaflt. . » 

27NDberrahmede . .[Spar» und Bauverein . . 
2801* Preußiſch⸗ Star- 

gard. . .» . Pr. Stargarder Spar: und 


2811Ratibor — 

232 Ridlingen d. Hann, 
Sthweidnitz. 

i Simmern 


2551Straßburg i. 


2861 Vierſen .. 
287PBohwinkel . . 


.|Spar: und 
.|Semeinnüsiger Bauverein 


E. 


Bauverein 
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Beichaffung der Geldmittel 
für die gemeinnüßige Bauthätigfeit. 


Don 


Landesrat Brandts, Dülfeldorf. 


I. Begriff der gemeinnübigen Bauthätigkeit; Notwendigkeit 
befonderer Geldquellen für diefelbe'. 


Das mir geftellte Thema ſcheint als felbftverftändlich vorauszufegen, 
daß der „gemeinnüßigen“ Bauthätigfeit eine befondere Art der Kapital- 
beihaffung zur Verfügung jtehen müfje. Üblich ijt das allerdings heute allgemein 
in Deutfhland, wie im Auslande. Der Bauunternehmer dagegen, defjen 
Gewerbe es ift, Arbeiterhäufer auf Spekulation zu bauen, zu vermieten oder 
zu verlaufen, iſt angemwiejen auf fein eignes höchſt geringes Betriebsfapital 
— vielfah hat er das nicht einmal, und ift er lediglich die vorgefchobene 
Perſon feines Grundftüdsverfäufers, der „mit Baufapital” verfauft und daher 
der eigentlihe Bauherr ift —, auf Gewährung von Perfonaltredit feitens 
eined Bankhaufes während des Baues, und auf eine möglichſt hohe Hypothef 
feitens einer Hypothefenbant behufs Abſtoßung der Bankſchuld. Könnte es 
nicht die gemeinnügige Bauthätigfeit ebenfo machen und auf alle befonderen 
Wünſche in Bezug auf Geldbeſchaffung verzihten?? Diefe Fragen werden 





’ Aus der Litteratur über diefen Teil der Wohnungsfrage find befonders 
hervorzuheben: 

a) die Schriften der Eentraljftelle für Arbeitermwohlfahrtseinrichtungen zu Berlin, 
Köthenerftr. 23, v. 1892, 94, 99; 

b) die Gefchäftäberichte des Rheinischen Vereins zur Förderung des Arbeiter- 
wohnungsweſens zu Düfleldorf, Adersjtr. 1; 

c) die Wohnungsfrage mit befonderer Berüdfihtigung der Mannheimer Ber- 
bältniffe v. Oberbürgermeijter Beck-Mannheim; 

d) die zwedmäßigere Ausgeitaltung der Grund- und Gebäudeiteuer ald Ge- 
meindefteuer für Städte und Gemeinden mit ftädtiichem Charakter von zur Nieden, 
Reg.-Afi. (Verlag des genannten „Rheiniihen Bereins*). 

e) Aufgaben von Gemeinde und Staat in der Wohnungsfrage. Verlag von 
F. P. Badem in Cöln. 

f) Liebrecht, NReihshilfe für Errihtung Feiner Wohnungen. Herausgegeben 
vom Berein „Reihdmohnungsgeieh”. 

2 Zu vergl. Vortrag des Bankdireftord Thorwart auf der I. Generalverjamm- 
lung des Bereins für förderung des Arbeitermwohnungsmeiend und verwandter 
Beftrebungen zu Frankfurt a. M. 
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vielfach bejaht, ja man geht noch weiter und meint, die gemeinnüßige Baus 
thätigfeit folle nicht nur ihre befonderen Wünſche bezüglih Geldmittel— 
befhaffung, fondern aud) die in den legten Jahren mühſam erfämpften Unter- 
ftügungen feitens der Gemeinden durch Überweifung von billigem Baugelände, 
Zeihnung von Anteilfcheinen der gemeinnütigen Bauvereine, Stundung, 
teilmeifen oder gänglihen Erlaß der Straßenbaufoiten, Bürgſchaftsleiſtung 
für Schulden u. f. w. nicht weiter verlangen, fondern unter denfelben Be- 
dingungen arbeiten, wie die allgemeine Bauunternehmung. a, in den in 
Deutichland beftehenden, zu Gentralverbänden organifierten Hausbeliter- 
vereinen macht fih in den legten Jahren eine zum Teil leidenſchaftliche 
Bewegung gegen die behördlich unterftügten gemeinnügigen Bauvereine be= 
merfbar!. Auf den Generalverfammlungen des Gentralverbandes 1897, 98 
und 99 (Leipzig, Wiesbaden, Elberfeld) wurden entiprechende Nefolutionen 
gefaßt. Die 1898 in Wiesbaden angenommene Refolution hat folgenden 
Wortlaut: 

„1. Der Gentralverband fann nicht einfehen, daß, von vereinzelten 
Fällen abgefehen, eine Wohnungsnot in den Städten bejteht. 

2. Eine Unterftügung der Genoflenjchaften und Baugenofjenjchaften 
aus Reichs-, Staats- oder Kommunalmitteln ift, zumal Baugenoſſenſchaften 
nachweislich nicht in der Lage find, befjere und billigere Mohnungen, als 
Privathausbefiger herzuftellen, abgefehen von den zu 3 gedachten Fällen zu 
verjagen. 

3. Nur fomweit die private Bauthätigfeit infolge Eintritts außer- 
gewöhnlicher Ereigniffe den Bedarf an Mohnungen nicht dedt, erſcheint eine 
Unterftügung von öffentlicher Seite zuläffig. 

4. Wenn aber entgegen den unter 2 und 3 aufgeftellten Leitſätzen 
dennod eine Unterftüßung gewährt werben fol, fo foll diefelbe Jedem 
gegeben werben, welcher Arbeiterwohnungen nad beſonders vom Staat 
zu gebenden Vorfchriften errichten will.“ 

Die 1899er Refolution hat denfelben Wortlaut, nur wird in derſelben 
zu Nr. 3 eine behördliche Unterftügung des genoſſenſchaftlichen Bauweſens, 
welches in erfennbarer Weife im Sinne der Privatwohlthätigfeit ausgeübt 
wird, zugeitanden. 

Eine Petition des Rheinifch » Weiträlifchen Verbandes der Haus- und 
Grundbefigervereine an das Abgeordnetenhaus vom Nahre 1900 ftellte 
folgenden Antrag: 

I Referat des Arciteften R. Zeifel- Elberfeld auf dem Verbandstag des 


Preußiichen Landes-Verbandes ftädtifher Haus- und Grundbefigervereine in Erfurt 
am 7. Auguft 1900. 
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„I. Die Hohe Staatsregierung zu erfuhen, von weiterer Verwendung 
ſtaatlicher Mittel, insbefondere der Fonds der Alters- und Invaliditäts— 
Verfiherungs-Anftalten, ſowohl zum direften Wohnungsbau, ald zur Unter- 
fügung von Baugenofjenfchaften, Baugefelihaften, Spar: und Bauvereinen 
und jonjtigen derartigen Vereinigungen für die Folge Abjtand nehmen zu 
wollen ; - 

2. bei der Hohen Staatäregierung dahin vorftellig zu werben, daß den 
unter 1 gedachten Vereinigungen befondere Vergünstigungen beim Wohnungs- 
bau von Staatswegen künftig nicht mehr zugebilligt werden, auch den Auf: 
fichts behörden aufgegeben werde, derartige Bergünftigungen (mie billiges 
Bauland, Erlaß von Abgaben, Beiträgen und Gebühren, Nachlaß von 
Straßenbau-, Kanaliſations-, Waflerleitungs- und anderen Koften, Gewährung 
von Darlehnen, Vorſchüſſen, Zinsgarantien u. f. w.) durch die Gemeinde: 
Berwaltungen denfelben fürberhin von Amtswegen zu unterfagen ; 

3. der Hohen Staatöregierung anzuempfehlen, da, wo infolge Eintritts 
außergewö hnlicher Ereigniffe die private Bauthätigfeit den Bedarf an Wohnungen 
nicht dede, Unterftügungen zur Beförderung des Wohnbaumefens nur vorüber: 
gehend uud folange zu ‚gewähren, als die hergeitellten Häufer den orts— 
üblihen Ertrag nicht abzumerfen vermögen ; 

4. die Hohe Staatöregierung zu veranlafjen, wenn fie zu den unter 
1—3 genannten Maßnahmen fi nicht bewogen finde, zum mindeften dahin 
zu wirfen, daß die dort gedachten Unterjtügungen Jedem zu teil werben, 
welcher 

a) jetzt ſchon Arbeitermohnungen darbietet und 
b) Wohnungen für Arbeiter und andere fleine Zeute nach bejonderen, 
von den Staatd- oder Kommunal-Behörden zu gebenden Normen 
errichten will, 
endlich 
5. die Hohe Staatsregierung zu erſuchen, eine jährliche Statiſtik des 
Baugenoſſenſchaftsweſens herauszugeben, dur welche — aus den Gefchäfts- 
berichten der jämtlichen Baugenofjenfchaften zufammengeftellt — erfichtlich wird: 
1. wie viel Häufer und Wohnungen fie zur Ausführung gebracht haben, 
2. wie groß die einzelnen Wohnungen find, 
3. welden Mietpreis diefe Wohnungen haben, 

. welhen Standes die Mieter find, 

. wie ftark die Belegung der Wohnungen mit Familiengliedvern und 
Aftermietern iſt, 

. welcher Prozentjag an Wohnungen unvermietet geblieben ift, 

7. wie groß die Betriebömittel und deren Verzinfung find.“ 


I Eu — 


— 
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Im Herrenhauſe wurde dieſe Petition auf das Referat von Ober— 
Bürgermeiſter Schmieding-Dortmund in der Sitzung vom 13. Juni 1900 
abgelehnt. Das Abgeordnetenhaus ging auf dieſelbe garnicht ein, ſondern 
wies ſie in der Sitzung vom 11. Juni ab, weil der Inſtanzenzug nicht 
innegehalten ſei. Auf der Verſammlung des Verbandes der Hausbeſitzer⸗ 
vereine von Rheinland und Weftfalen in Köln am 1. Juli 1900 wurde in 
ähnlicher Weife gegen die gemeinnüßigen Bauvereine Stellung genommen ; 
indes fanden diefelben auch ihre Verteidiger und fo fam denn die folgende 
Refolution zu ſtande: 

„Der Verbandstag fpricht jein Bedauern aus, daß das Herrenhaus 
über die Petition des Verbandes gegen die fernere Unterftügung der Bau- 
genoffenjchaften dur Staat und Gemeinden zur Tagesordnung übergegangen 
ift und daß hierdurch die Petition und deren Begründung nicht Die genügende 
Mürdigung gefunden habe. Der Verbandstag iſt fein principieller Gegner 
der Baugenofjenfhaften, wohl aber der Bevorzugung derfelben aus jtaatlichen 
und gemeindlihen Mitteln. Des weiteren beauftragt der Verband feinen 
Vorftand, in ihm geeignet erfcheinender Weife die in dem Befchluffe des 
Abgeorpnetenhaufes geforderte Entſcheidung des Minifteriums herbeizuführen, 
nad; Erſchöpfung des Inftanzenzuges aber auch erneut eine Petition an den 
Landtag zu bringen, inzwifchen aber an den preußifchen Landesverband 
ſowohl als aud an den Gentralverband den Antrag zu richten, auf die 
Tagesordnung der nächſten Berbandstage im Auguft d. J. die Baugenofjen- 
ſchaftsfrage zu ſetzen und ein geeignetes Vorgehen in derfelben bei Yandes- 
und Neichöregierung, bezw. Landtag und Reichstag zu beſchließen.“ 

Der am 7. Auguft 1900 in Erfurt tagende Landesverband der 
Preußifhen Haus- und Grundbefigervereine nahm ferner folgende Re— 
folution an: 

„Die Baugenofjenfchaften charakterifieren fi als eine neue Gewerbs- 
form zur zinsbaren Anlegung von Kapitalien ſolcher Kreife, welche es nicht 
nötig haben, aus öffentlihen Mitteln unterftüßt zu werden. Cs fann nicht 
anerfannt werden, daß die Wohnungsverhältnifje in den Städten die Unter- 
jtügung der Baugenofjenihaften nötig machen, melde weder befjere noch 
billigere Wohnungen darzubieten in der Lage find, und melde die von 
ihnen gefchaffenen Wohnungen nicht den wirklich MWohnungsbedürftigen, 
fondern einer finanziell und foctal nicht ungünftig geitellten Bevölkerungs— 
tlafje, zum Teil fogar unter jtrenger Auswahl der Parteien zugänglich 
machen. Die Urfahe der Wohnungsnot liegt überhaupt in der übermäßigen 
Belaftung der Hausbefiger, wie fte dur das Kommunalabgabengeje und 
das Bürgerliche Geſetzbuch herbeigeführt worden ift, weil es hierdurch der 
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Privatbauthätigfeit unmöglid gemacht worben ift, Zleine und billige Woh— 
nungen barzubieten und deshalb nah Mitteln gefuht wird, um auf andere 
Weife, „mit Hilfe der Baugenofjenihaften” derartige Wohnungen zu be 
ſchaffen. Eine durdhgreifende Abänderung des Kommunalabgabengejeges im 
Einne der wiederholt diesfeits geftellten Vorſchläge würde nicht allein bie 
Mieten mwejentlich herabzufegen erlauben, fondern auch die Privatbauthätig- 
feit für Erridtung von fleinen Wohnungen ausreichend beleben, was durch 
die Bevorzugung der Baugenofjenfchaften niemals erreicht wird. Der 
Preußiſche Landesverband fpricht daher die Erwartung aus, daß die König- 
liche Staatsregierung und Volfsvertretung bei Wiedereinbringung einer be- 
züglichen Petition ſich ernitlich bejtrebt zeigen, den gerechten Beſchwerden 
der jtädtifhen Haus- und Grundbefiger über die ungerechte und ungerecht— 
fertigte Bevorzugung der Baugenofjenichaften gebührend Rechnung zu tragen. 
Gleichzeitig wird der Gentralverband der ſtädtiſchen Haus- und Grund- 
bejigervereine Deutſchlands erſucht, die Beftrebungen des Preußifchen Yandes- 
verbandes in Sachen der Baugenofjenfchaften zu unterftüßen und aud) bei 
der Regierung und VBolfsvertretung im Neiche entfprechend vorftellig zu 
werden.“ 

Ferner wurde am 10. Augujt 1900 auf dem Gentralverbandstage zu 
Erfurt folgende Rejolution bejchlofjen : 

„Gentralverband molle beichliegen, feinen Vorſtand zu beauftragen, daß 
er unverzüglich eine das gefamte Material in der Baugenoſſenſchaftsfrage 
flar und überfichtlich geordnet enthaltende Schrift durch eine hierzu befähigte 
Verfönlichkeit abfafjen laſſe, welche — ohne tendenziös zu fein — allen auf 
Thatſachen beruhenden Beſchwerden des jtädtifchen Haus- und Grundbejites 
über die ihn fchädigende Ausübung des Baugenofjenfchaftsmwejens und defjen 
Unterjtügung aus öffentlihen Mitteln Ausdrud giebt. Diefe unter Zeitung 
und Mitwirfung des Borftandes des Gentralverbandes herauszugebende 
Schrift ift fämtlichen Mitgliedern desfelben durch die Vorftände der Einzel- 
vereine zugänglich zu machen, außerdem aber an die Vorftände aller in ber 
Baugenofjenfchaftsfrage in Betracht fommenden Behörden zu fenden. 

Aus diefer Schrift iſt ein gebrängter Auszug ald Begründung einer 
Petition anzufertigen, welde vom Gentralverbande, den Landes- und Pro- 
vinzialverbänden und den Einzelvereinen in möglichit großer Anzahl an den 
Reichstag und den Landtag zu bringen iſt und welde die Bitte auf Be: 
feitigung aller und jeder Unterftügung der Baugenoſſenſchaften aus öffent 
lichen Mitteln enthält, falls folche nicht au anderen — in gleihem Sinne 
wie die Baugenoſſenſchaften thätigen — privaten Hausbejigern unter gleichen 
Bedingungen zur Verfügung geftellt werden jollen. 
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Der Verbandödireftor wird zur Entnahme der hierzu erforderlichen 
Mittel aus den Aktiobeftänden des Gentralverbandes ermädtigt und hat 
über den Erfolg diefer Maßnahmen dem nächſten VBerbandstage ausführlichen 
Bericht zu erjtatten.“ 

Eine abweichende Stellung nahm indejjen der Verband der Haus: und 
Grundbefiger in der Rheinpfalz ein. Er ſprach ſich auf feiner Verfammlung 
1899 dahin aus, daß in den nduftrieorten der Pfalz thatfählih Mangel 
an Arbeiterwohnungen fei und es nur gebilligt werden fünnte, wenn Bau- 
geſellſchaften und Genofjenfchaften entjtehen, die diefem Mangel abhelfen. 
Wenn die Gemeinden und Staatsbehörden, ſowie die Verficherungs- 
anftalten ſolchen Baugenofjenfhaften und -Geſellſchaften ihre Förderung 
zuwenden, fo müſſe man das als im allgemeinen nterefje liegend nur 
anerfennen. 

Es ift nicht befannt geworden, ob aud in andern Yändern, namentlich 
ob in Belgien, wo für den gemeinnüßigen Wohnungsbau die meijten Geld- 
mittel aufgemendet worden find, eine ähnliche fcharfe Stellungnahme ftatt: 
gefunden hat. 

Mit der Frage der Rüdwirfung der behördlich unterftügten gemein- 
nüßigen Bauthätigfeit auf die gemerbsmäßige Bauthätigfeit befaßte jih am 
14. September 1900 die Generalverfammlung des Deutichen Vereins für 
öffentliche Gefundheitspflege in Trier (cfr. Zeitfchrift des Vereins, Heft 1 
von 1901: „Die kleinen Wohnungen in den Städten, ihre Beihaffung und 
Verbefjerung“) und am 17./18. Dftober 1900 die Verfammlung der rheini- 
fhen Bauvereine in Cöln (cfr. Bericht über die Berfammlung, herausgegeben 
vom Nheinifchen Verein zur Förderung des Arbeitermohnungsmejens in 
Düfjeldorf, Referat Dr. Weife: „Wie können die Stadtverwaltungen ver: 
anlaßt werden, mehr als bisher bezw. allgemeiner die gemeinnüßigen Baus 
vereine zu unterjtügen ?" und Referat Yandesrat Brandts: „Gewerbsmäßiger 
Mohnungsbau und gemeinnügiger Wohnungsbau.”). 

Endlich wird diefelbe Frage des längeren erörtert in dem preußifchen 
Minifterialerlaß vom 19. März 1901, in welchem es unter Nr. 2 heißt: 

„2. Eine vermehrte Herſtellung kleiner, gefunder und preiswerter 
Wohnungen für die minder bemittelten Klaffen wird von den Gemeinden 
dadurch befördert werden können, daß fie überall dort, wo ungünftige 
Wohnungsverhältnifje beſtehen, den gemeinnügigen Baugejellihaften und 
Baugenoſſenſchaften die thunlichite Unterftübung angedeihen laſſen. Auch 
wird zu erwägen fein, inwieweit und unter welchen Vorausjegungen etwa 
die gleihen Vergünftigungen, die den gemeinnütigen Bauvereinen gewährt 
werden, auch für andere Unternehmer plaßgreifen jollen, die kleine, gefunde 
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und zwedmäßig eingerichtete Wohnungen zu billigem Mietspreife herzuftellen 
beabfichtigen. In Frage kommt für die Unterftügung der Baugenofjenfchaften und 
Bauvereine zunädft der völlige oder teilmeife Nachlaß der Straßen- 
und Kanalbaufojten, jowie die Stundung der zu zahlenden Beträge 
auf längere Zeit. Hierbei empfiehlt es fi), in dem Gemeindebeſchluſſe vor: 
zujehen, daß die nachgelafjenen Beträge dann zurüdgezahlt werden müſſen, 
wenn die Wohnungen zu einem anderen als dem urfprünglichen Zwede ver: 
wandt werden, und daß die entjprechende Verpflichtung als eine dingliche 
Laſt auf die Grundjtüde eingetragen wird. Auch der Erlaf der für 
Prüfung der Baugejude zu entridtenden Baupolizeigebühren 
bedeutet eine erwünfchte Erleichterung. Die Gemeinden vermögen ferner die 
Beitrebungen der Baugenofjenfhaften und gemeinnügigen Bauvereine dadurch 
wirkſam zu unterjtügen, daß fie ihnen den Nat und die Mitwirkung der 
Gemeindebaubeamten unentgeltlich zur Verfügung ftellen. Bei dem erfahrungs- 
mäßig nur geringen eigenen Kapital, das namentlich die Arbeiterbaugenofjen- 
haften in der Regel aufzubringen vermögen, fommt für die Förderung der 
Genojjenfchaften und Vereine vornehmlich in Betradht, daß die Gemeinden 
jelbft Gejhäftsanteile oder Aktien zeihnen und die billige . 
Beihaffung der Hypothefen, insbefondere ſoweit fie über die münbdelfichere 
Grenze hinaus gegeben werden müffen, zu günjtigen Bedingungen hirfichtlich 
Tilgung und Kündbarleit nah Möglichkeit erleichtern. Die Erleichterung 
der Kapitalbefhaffung für die Genofjenfchaften und Vereine wird aud dann, 
wenn die Gemeinde aus eigenen Mitteln zur finanziellen Beteiligung oder 
zur Hergabe von Darlehen nit in der Lage ift, unſchwer in der Weife 
erreicht werden fünnen, daß die Gemeinde bei der Xandesverjicherungsanftalt 
Gelder zu den angegebenen Zweden aufnimmt, für die fie der Verſicherungs— 
anftalt gegenüber Schuldnerin bleibt. Die Verfiherungsanftalten pflegen 
namentlich für die Darlehnsbewilligung an Baugenofjenfchaften und gemein- 
nützige Bauvereine vielfach bejonder3 günjtige Bedingungen zu gewähren, 
fodaß die Gemeinde auch bei Hinzurechnung eines geringen Zinsaufſchlags 
von "is v. H., der zur Dedung etwa entjtehender Werlufte dient, dem Be— 
dürfnis der Bauvereine nah billiger und meitgehender Beleihung ihrer 
Liegenfhaften zu entiprehen vermag. Ferner können die Gemeinden den 
Vereinen die Beſchaffung der Darlehen auch dadurch erleichtern, daß fie für 
diefe, wie dies namentlich mande rheinifche Gemeinden gethan haben, die 
Bürgſchaft übernehmen. In diefen Fällen gehen einzelne Verſicherungs— 
anitalten erheblich über die font übliche Höchjtgrenze der Beleihung hinaus. 
Für die Förderung der Baugenofjenihaften und gemeinnüßigen Bauvereine 
fann endlich unter gewiſſen Vorausfegungen (vgl. Ziffer 4) aud die billige 
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Überlaffung von Gemeindegrumdftüden und die Stundung des Kaufpreifes 
in Frage fommen.“ 

Es mag nit unnötig jein, kurz darzulegen 

1. daß die gemeinnügige Bauthätigfeit einen Anſpruch auf öffentliche 
Begünftigung ſowohl ſeitens der Gemeinden nad den oben genannten 
Richtungen hin, wie feitens öffentlicher Kaflen in Bezug auf Beſchaffung 
der Geldmittel bat, 

2. welche Bedingungen an die Gewährung diefer NWergünftigungen zu 
fnüpfen find, was alfo ald „gemeinnüßgige Bauthätigfeit” anzufehen tft, 

3. daß ein ſchädliches Zurüdgehen und allmähliches Eingehen der PBrivat- 
bauthätigfeit durch die Konfurrenz der gemeinnügigen Bauthätigfeit nicht zu 
befürchten tft. 


Welche Gründe rechtfertigen eine bejondere öffentlicheredhtliche 
Begünftigung der gemeinnüsgigen Bauthätigfeit? 


Es ift eine nicht nur in Deutfchland, fondern in allen Kulturländern 
beobachtete Thatfache, daß an foctal und hygieniſch „guten” und „billigen“ 
d. h. im Verhältnis zum Einkommen der Arbeiter billigen Wohnungen 
allenthalben Mangel ift. In allen Kulturländern giebt es heute eine 
Wohnungsfrage. Db in der That heute die Mohnungsverhältnifie der 
unbemittelten Klafjen fchlechter find ala in früheren Jahrhunderten, oder 
ob heute bei allgemein gehobenem Kulturzuftande in Nahrung, Kleidung, 
Vergnügen, Bildung, geringerer Sterblichfeit u. dgl. der Mangel und die 
Unzulänglichfeit der Wohnungen, ihr Einfluß auf Gefundheit, Sittlichfeit 
und Erziehung des Volkes nur mehr erfannt werden und an die Qualität 
der Wohnung höhere Anſprüche geftellt werden, mag dahin geitellt bleiben. 
Unbejtreitbare Thatfache it, daß auf feinem Gebiete die Produktion hinter 
dem Bedürfnis fo zurüdgeblieben ift, wie auf dem Gebiete der Wohnungs- 
produktion. Die Produktion von Kleidungsftüden, Nahrungsmitteln, Schulen, 
Kranfenhäufern, Werfehrsmitteln hat mit dem wachſenden Bedürfnis einiger- 
maßen Schritt gehalten. Ya, je höher die gejchäftlichen Konjunfturen gehen, 
je mehr Geldmittel in öffentlichen Einrichtungen und in Produftionsanftalten, 
Fabriken etc. angelegt werden, deſto weniger Geld bleibt übrig für fleine 
Wohnungen. In diefem Sinne ift die Mohnungsfrage die Frage guter 
Geſchäftsjahre. Jedenfalls heute ift Thatfahe, dab ſowohl in den alten 
Stadtteilen, in den engen Gaſſen alter Städte — großer und fleiner — es 
eine Menge von hygienifch völlig ungenügenden Wohnungen giebt, die dazu 
noch überfüllt find, daß ferner auch in den neuen Stadtteilen neu fi 
bildender Städte die Wohnungen für Unbemittelte in bedenklichem Maße 
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überfüllt find. In England und Frankreich und vielen alten Städten, 
namentlich alten Feitungen Deutſchlands, liegt. der erftere Übelftand vorzugs- 
weile vor, während in ftarf wachſenden Induftrieftädten der zweite Übelftand 
mehr überwiegt. In erterem Falle müfjen alte Häufer oder gar ganze alte 
Stadtteile abgebrochen werden, um durch neue erfeßt zu werden. An diefer 
Aufgabe feste hauptfächlich die Thätigfeit der englifchen Städte im Wohnungs» 
bau ein, deutſche Städte haben hierin noch wenig geleiftet; zwar find viele 
Straßendurchbrüche gemadt mworden, aber Abbrud ganzer Stadtteile und 
Erfag der abgerifjenen billigen Wohnungen durch neue auf ftädtifche Rech— 
nung gehört noch zu den Seltenheiten. Jedenfalls Wohnungsnot im obigen 
Sinne leugnen, heißt offnen Thatfachen fich verfchliegen. Würde erft allent- 
halben eine gejeglihe Wohnungsinfpektion bejtehen, welche die mangelhaften 
und ungenügenden Zuftände jtatiftifch ans Tageslicht brächte, fo würde das 
Leugnen der Übeljtände, wie es die Hausbefigervereine thun, völlig unmöglich 
fein. Mus der Thatfahe der Wohnungsnot und im Hinblid auf deren für 
die Allgemeinheit nadteiligen Wirfungen aber folgt ohne weiteres die Not- 
wendigfeit eines öffentlichen Eingreifens, um dieſelbe zu bejeitigen. Und 
umgefehrt aus der Thatjahe, daß die Behörden in allen Kulturländern 
Abhilfemittel gegen die Wohnungsnot anwenden, folgt, dat Wohnungsnot 
beiteht. 

‚3 widerjpricht alſo den Thatjachen, wenn die Hausbefigervereine die un- 
genügende Produktion von Arbeiterwohnungen auf einzelne preußijche Gejege 
wrüdführen, insbefondere auf das Kommunalabgabengejeg von 1893, auf 
die Gebäudefteuergefehgebung, oder, wie ed neuerdings geichieht, auf die 
„tolofiale Konkurrenz” der behördlich unterftühten Bauvereine. Denn eine 
Mohnungsnot eriftierte auch vor dem Kommunalabgabengejeg, fie eriftiert 
heute in gleicher Weife in Ländern mit ganz anderer Kommunalabgabengefeh- 
gebung und in Ländern teild mit geringeren. teils mit viel höheren Umſatz— 
iteuern und Gebäubefteuerbelaftungen, wie 3.8. Belgien und Frankreich einer- 
jeits, England anderfeits. Die Gründe find ganz anderer allgemeiner Art. Sie 
liegen in Deutſchland vor allem in der durch die hohen Bodenpreije notwendig 
gewordenen und polizeilich zugelaſſenen Baumeife der großen Miethäufer, die 
nicht an den Konfumenten, fondern nur an den gewerbsmäßigen Hausbeſitzer 
oder Spekulanten verfäuflich find. Man fchaffe die Möglichkeit, kleine Häufer 
von 5000 Mark ab zu verkaufen, jo ift der Wohnungsfrage ein großer Teil 
ihrer Schärfe genommen. So mit Recht Stübben in der deutſchen Viertel- 
jahrsfchrift für öffentliche Gejundheitspflege Band 33 Heft 1 Seite 165. 
Zum Bauen von Arbeitermohnungen muß aljo, wie die Dinge heute liegen, 
befonderer Anreiz gegeben werden, er muß befonders prämiiert werden, und 
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darauf laufen auch alle Vorfchläge des In- und Auslandes hinaus. Auf 
dem Mege des abjolut freien Spield der wirtfchaftlihen Kräfte wird die 
MWohnungsfrage nicht gelöft werben, font müßte fie längjt gelöft fein. 

Der Wohnungsproduftion und richtigen MWohnungsbenugung muß alfo 
behörblich nachgeholfen werden; es giebt eben gemifje Kulturbebürfnifje im 
Leben, melde im Volke gemwedt fein wollen, insbejondere bei den unteren 
Klafien, Bedürfniffe, deren Befriedigung, um das harte Wort zu gebrauden, 
erzwungen werben müflen. Würden fo viele Kinder die Volksſchule beſuchen, 
jo viel Schulhäufer entjtanden fein, wenn wir nidt Schulzwang hätten ? 
Nicht auf dem Wege des freien Spiels der wirtfchaftlichen Kräfte ift die 
Volkskranken-, Unfalle und mvalidenverfiherung ins Xeben - getreten, 
ebenfomwenig Wege- und Kanalbau. Gewiß werden mit jteigenden Löhnen 
die Wohnungen der Arbeiter allmählich etwas befjer, aber die Befjerung 
geht nicht fchnell genug. Dazu fommt, daß die im öffentlichen Intereſſe 
verlangten und daher von Dbrigfeitsmegen meiſt zwangsweiſe eingeführten 
Befferungen — und zwar gleichzeitig für reihe und arme Wohnungen — 
die Unfoften der Wohnungen erheblich gefteigert haben. Wafjerleitung, 
Kanal, Trottoiranlage, die von Stadtwegen bejorgte Gruben- und Straßen 
reinigung und Müllabfuhr, die Flurbeleuchtung 2c., das alles verteuert die 
Wohnung. Es wäre nicht ungerecdtfertigt, einen Teil dieſer Koften jtatt 
durd Gebühren von den einzelnen Hausbefitern durch allgemeine Steuern 
aufzubringen; denn diefe Einrichtungen find zum größten Teil im öffent- 
lichen Intereſſe eingeführt. Ferner belajten diefe Gebühren naturgemäß die 
fleinen Einfommen und demnad die kleinen Wohnungen prozentual ſtärker 
als die großen Wohnungen der Wohlhabenden. Je geringer das Einfommen 
ift, deſſen höheren Prozentfag desfelben nehmen diefe Gebühren hinweg. 
Man follte daher mindeitens alle diefe Gebühren nad der Größe der Moh- 
nungen nad unten hin abftufen: Die kleineren Wohnungen follen die ge- 
ringiten Tarife zahlen. Dadurch würden in diefe Gebühren dieſelben focial- 
politiihen Gedanken getragen, wie in die Gebäudejteuer durch die Veranlagung 
nad dem gemeinen Wert. | 

In derjelben Weife leidet der Bau von Arbeiterwohnungen aud) mehr 
unter den hohen Grundjtüdspreifen, als der Bau von herrfchaftlichen Häufern. 
Bei einem koſtbar gebauten Haufe macht derſelbe Grundftüdspreis eine ge- 
gingere Quote der Gejamtaufwendung für das Haus aus, ala bei einer 
einfachen Arbeiterwohnung. Aus all diefen Gründen hat die vielfah auf— 
geitellte Behauptung !, daß das Bauen von Arbeiterwohnungen, wenn fie 


ı Cf. Goldfhmidt in Deutihe Bauzeitung 1901 Nr. 20; Gejchäftshericht des 
Hamburger Spar- und Bauvereins pro 1900; Abrehnung der von der Stadt Düfiel- 


Beihaffung der Geldmittel für die gemeinnützige Bauthätigkeit. 99 


nicht überfüllt bewohnt werden ſollen, das am wenigſten 
rentable Baugeſchäft ſei, etwas Beſtechendes. Indes allgemein iſt dieſe 
Behauptung nicht richtig. In manchen ſchnell wachſenden Induſtrieorten 
des Niederrheins ſind die Bauunternehmer, welche rechtzeitig Bauland gekauft 
haben, durch das Bauen von Arbeiterhäuſern reich geworden. Auch bei 
bereits geſtiegenen Bodenpreiſen kommt eine recht anſtändige Verzinſung 
heraus, wenn die Arbeiterhäuſer ſo voll gepfropft werden mit Familien, wie 
es vielfach üblich iſt. Selbſt bei weniger dichterer, mäßiger Belegung der 
Häuſer, wie es bei den 94 rheiniſchen gemeinnützigen Bauvereinen, wie 
wohl auch anderswo üblich iſt, verzinſt ſich das hineingeſteckte Kapital immer 
noch durchweg mit mit 4%o!, wobei die Häuſer beſonders gut gebaut find, 
wobei ferner auch noch Referven gemacht und für die Hypothekenſchulden 
jährlich 4Ve—5%o, nämlih 3200 Binfen und 1—1/2%/o Amortifation 
gezahlt werden fünnen. Werden, wie es in der Rheinprovinz vielfach, wenn 
auch nicht allenthalben der Fall ift, feitend der Stadt den gemeinnüßigen 
Bauvereinen noch befondere Vergünftigungen in Bezug auf billigeren Terrain» 
verfauf oder Erlaß von Straßenbaufojten gewährt, fo wird dementjprechend 
au eine größere Gegenleiftung gewährt. Diefelbe befteht meift in dem 
Bau Heinerer Häufer ftatt großer Häufer. In der Regel aber find dieſe 
Vergünftigungen, da fie nur in Anteilnahme an dem Kapitalbefchaffen auf 
reiner wirtjchaftlicher Grundlage beftehen, nicht von Bedeutung auf die 
Bilanz. Dieſe vierprogentige Verzinfung aber genügt der Privatbauunter- 
nehmung und dem Hausbefiger nit, er beanſprucht mit Recht mehr als 
4%. Zinjen, und diefe wird er oft nur erreichen bei bejonders ſtarker Be- 
legung der Häuſer. Würden die rheinifhen Bauvereine ihre Häufer im 
Werte von heute 1900 20 Millionen Mark liquidieren und dem fpefulativen 
Hausbefig übertragen, jo würde bei jtärferer Ausnugung weſentlich höhere 
Verzinfung ald 4,0 herausfommen. 

Nach diefen Ausführungen erfcheint dann, wenn die Produftion von 
Arbeiterwohnungen weſentlich hinter dem Bedürfnis zurüdbleibt, wenn diefer 
Produftionszweig verfümmert, eine behördliche Anregung, ja geradezu eine 
Prämiterung desjelben erforberlih. Die Frage ift nur, foll die behördliche 
Nachhilfe auch dem gewerbliden Wohnungsbau zugemwendet werben, oder 
nur dem gemeinnügigen Wohnungsbau? m erfteren Falle handelt es ſich 
um Subventiongmaßregeln zu Gunften eines beftimmten Gewerbes, nämlid 
dorf für 1 Million gebauten Arbeiterhäufer: Reinfe in der deutſchen Vierteljahrs- 
ſchrift für öffentliche Gejundheitäpflege Band 33 Heit 1 ©. 159. 

Jahresbericht des Rheinischen Vereins zur Förderung des Arbeitermohnungs- 


weiens pro 1900. 
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des jpefulativen Baugemwerbes, in legterem um eine Subvention der Kon- 
fumenten, welchen der gemeinnüßige Wohnungsbau zu gute fommt. 

Die als Prämien auch für den gewerbömäßigen Mohnungsbau und 
MWohnungsbefis wirkenden Mittel, melde in Betraht fommen, find im 
weſentlichen die folgenden: Berbilligung der Anlage- und SHeritellungs- 
foften von Arbeitermohnungen (ganzer oder teilweifer Erlaß der Straßen- 
baufoften und Baupolizeigebühren, Erlaß der Stempelfoften und Umſatzſteuer 
beim Anlauf von Grundftüden behufs Erbauung von Arbeiterwohnungen, 
Abſtufung der baupolizeilihen VBorfchriften je nad der Größe der Häufer), 
fodann Verminderung der jährlihen Abgaben von Arbeiterhäufern (Ber- 
minderung oder Erlaß der Gebäudefteuer von Häufern mit fleinen Woh- 
nungen, ftufenweife Berechnung der Waſſer- und Kanalfoften, fodaß vom 
Arbeiterhaufe die geringften Taren zu zahlen find u. ſ. w.), kurz, hierunter 
fallen alle die Mittel, welche der Baupolizei, der Gemeinde und bem 
Staate zur Verfügung ftehen, ohne eine weitere Gegenletjtung, als 
daß überhaupt gefunde und gute Arbeiterhäufer hergeitellt und daß diefelben 
als folche benußt werden. Die Erleichterungen follen ala Prämien dienen und 
‘gelten, fo lange vorjtehende Vorausfegung erfüllt ift. Indes iſt von diefer 
allgemeinen Art der Unterftügung des Wohnungsbaues, alfo aud) des gewerbs— 
mäßigen, bisher wenig Gebrauch gemacht worden. Auf diefem allgemeinen Boden 
jteht das franzöfifche Gejeß vom 13. November 1894 in Artikel 1 und 5, 
ſowie das belgische Geje vom 9. Auguft 1889 $ 12 und 14 bezüglich der 
Grundfteuer fowie der Thür: und Fenſterſteuern, die Eingabe des Rheinischen 
Vereins zur Förderung des Arbeitermwohnungswejens an das preußifche Mi- 
nifterrum vom 15. Mai 1899, die Brochure von zur Nieden über die Gebäudes 
jteuern, die Gebäudefteuerordnung von Köln vom 9. April 1900 8 4, der 
Beihluß der Stabtverorbnetenverfammlung von Duisburg, betreffend den 
Erlaß der Straßenbaufoften vom 19. April 1898, die Bedingungen für die 
Subventionierung des Baues von Arbeiterwohnungen durch die Stadtgemeinde 
Mannheim unter B, endlich der Stadtverorpnetenbefhluß von Köln, betreffend 
die Mafjerkoften. Diefen Standpunkt teilt, wenn aud nicht ar aus- 
geſprochen, der Beſchluß des internationalen Wohnungskongreſſes in Paris 
1900, indem er der Empfehlung vorgenannter Vergünftigungen den Zuſatz 
gab: „Alle diefe Formen der Nachhilfe müſſen ſtets durch Gefete, welche 
für alle gleich find, aufgeftellt werden“ !. Fraglich ift allerdings, ob diefe 
Art der Unterftügung des allgemeinen Wohnungsbaues ausreichen wird. In 


’ Compte rendu et documents du congrès international des habitations 
à bon marche. Paris 1901, rue de la Ville l’Eveque, Seite 296, question VIII. 
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Mannheim hat fie jedenfalls nichts bewirkt (Bed ©. 38). Eine gewifje 
Anregung werden jolhe allgemeine gemeindliche Erleichterungen der Er- 
bauung von Arbeiterwohnungen auf die Dauer bewirken, zwar nicht nad) 
der Richtung hin, daß die Wohnungen billiger werden, aber daß mehr 
Arbeitermohnungen gebaut werden, weil das Verdienſt aus der Rente folder 
Häufer dadurch etwas höher wird. Die Befürchtungen der Bodenreformer, 
daß ſolche Verbilligungen des Hausbaues nur die Grundftüdspreife erhöhen 
werden, fönnen unter gemwifjen Umftänden zur Wahrheit werden, aber nicht 
notwendig. Denn beim Kauf des Grundftüds fteht noch nicht feft, ob ein 
Arbeiterhaus auf demjelben gebaut wird. Gegenleiftungen in Bezug auf 
Höhe der Miete, Marimalbelegung zc. dürfen allerdings nicht verlangt werden, 
denn ſolche Bedingungen geht die allgemeine Bauunternehmung nicht gerne 
ein, fann es auch im allgemeinen nit, außerdem können fie nur ſchwer 
fontrolliert werden. Die einzige Gegenleiftung dürfte fein Innehaltung der 
wohnungspolizeilihen Vorfchriften. 

Jedenfalls aber, fo lange diefe Mittel nicht allgemein angewandt find, 
ferner jo lange diejelben da, wo fie angewandt find, nicht den gemünfchten Erfolg 
haben, bedarf e3 einer noch weitergehenden Anregung, um die nötige Zahl 
neuer Arbeitermohnungen zu erhalten, nämlich billiges und ausreichendes Gelb. 
Naturgemäß kann aber dies nicht Jedem zur Verfügung gejtellt werden, 
jondern nur demjenigen, der gemwifje Gegenleiftungen übernimmt und das ift 
das, was man im allgemeinen „gemeinnüßigen Wohnungsbau“ nennt, ohne 
daß aber diefer Begriff allgemein in demjelben Sinne gebraucht wird; noch 
weniger iſt derjelbe überall gejeglich firtert'. Derfelbe wird daher auch ver- 
jhieden gehandhabt, wie unten im einzelnen näher dargelegt werden wird. 
Gegenüber den Angriffen aber, die gegen die Unterftügung des „gemeinnüßigen 
Wohnungsbaues” geltend gemacht werben, ijt es doppelt notwendig, daß 
diefer Begriff genau umfchrieben und daß namentlich bei der Kreditgewährung 
der Charakter der Gemeinnüßigfeit genau geprüft wird. 


ı Mit Recht betont Profeſſor Adolf Wagner in „Wohnungsnot und ſtädtiſche 
Bodenfrage“, Berlin, D. Harwitz Nahfolger (Sociale Streitragen Heft XI Seite 11), 
dab leichte Kreditgemwährung an jedwede Art von Grundftüds- und Wohnungs- 
ipefulation das Übel nur vermehre, indem dadurch die Bodenpreife nur erhöht 
werden. Ähnlich äußert fi Adides in dem Verwaltungsbericht der Stadt Frank— 
furt von 1900 Seite XI flgde., indem er an die Kreditgewährung aus der Städtifchen 
Baufaffe erhebliche Gegenleiftungen und Beichräntungen zu knüpfen vorſchlägt: Be— 
leifung nur von Erbbaurecht auf ftäbtiihen Grundftüden, befondere Beitimmungen 
beim Berfaufe des Erbbaurehts, Bevorzugung von Eigenhäufern vor Mietshäuſern, 
Rückkaufsrecht der Stadt nah 30 Jahren, Kontrolle der Benutzung der Häufer. 
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Begriff der gemeinnüsigen Bauthätigfeit. 


Wie die Invaliden-Verficherungsanftalten, die in Deutjchland die Haupt: 
geldquellen für die gemeinnügige Bauthätigfeit find, wie die belgifchen und 
franzöfifhen Sparkaſſen den Begriff der Gemeinnügigfeit zu firieren fuchen, 
ijt in den betreffenden Abfchnitten dargelegt. Hier foll verfucht werden, zu 
einem allgemeinen Begriff der Gemeinnüßigfeit zu gelangen. 

Die Gemeinnüsigfeitt muß fi äußern in finanzieller, bautechnifcher und 
focialer Richtung: Es darf nur ein mäßiger Gewinn aus dem Hausbau, 
der Hausmiete, und dem Hausverfauf gemadt werden, dad Haus muß 
äußerlih arditeftonifche Durchbildung und innerlih eine gute Grundriß- 
entwidlung aufweifen, fodann muß die Wohnung in ihrer inneren baulichen 
Einrihtung und in ihrer Benusung allen berechtigten bygienifchen und 
moralifhen Anfprühen genügen; e8 muß Vorſorge getroffen werden, daß 
die Häufer und Grundftüde möglichſt dauernd der Spekulation entzogen 
werben; es muß ferner die Wohnung nicht nur dem Arbeiter eines einzelnen 
Werkes oder weniger bejtimmter Werke oder weniger bejtimmter Arbeitgeber 
zuftehen, es darf alfo mit der Beendigung des Arbeitsverhältniffes nicht auch 
das Wohnungsreht aufhören. Es muß ferner die Innehaltung diefer Be- 
flimmungen dauernd gefichert und endlich die Kontrolle über die Innehaltung 
diefer Bedingungen leicht möglich fein. 

Hieraus folgt, daß die Herftellung durch Private, insbefondere 
die Herjtellung von Miethäufern durch Arbeitgeber für ihre Arbeiter faum 
den Anfpruh auf Gemeinnüßigfeit erheben fann. Auch der einzelne 
Ürbeiter, der für fi ohne Vermittelung eines gemeinnüsigen Bauvereing 
ein Haus baut, thut, ftreng genommen, nichts Gemeinnüßiges. Indes 
wenn derjelbe fich gewiſſen Beſchränkungen unterwirft, jo pflegt man doch 
die Heritellung des Eigenhaufes durch den Arbeiter ald gemeinnügig zu be= 
zeichnen, weil doch die Zahl der guten und billigen Wohnungen dadurch 
vermehrt wird. Die Kontrolle der zu ftellenden Bedingungen ift ja freilich 
fhwierig, wenn zwifchen dem Arbeiter und der das Geld leihenden Bank 
fein Zwiſchenglied beiteht. 

Diefe Beichränfungen! find: 

a) baulide. Das Haus muß ein wirkliches Arbeiterhaus d. h. ein 
fleines Haus fein für den Eigentümer und höchſtens nod eine Arbeiterfamilie 
ald Mieter. Die Baukoſten dürfen eine gewiffe Höhe, etwa 6000 Mark, 
nicht überjteigen. Die Anzahl der Zimmer muß demnad eine befchränfte 


' Näheres Hierüber in einem Mufterfaufvertrag des Rheinischen Vereins zur 
Förderung des Arbeitermohnungsweiens. 
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fein. jede der bewohnenden Familien muß die erforderlihen Nebenräume 
haben (Abort, Anteil an Keller, Speicher, Wafchfüche). Das Haus muß 
auh in diefem baulichen Zuſtande bleiben, darf alfo nicht vergrößert 
werben. 

b) Benutungsbefchränfungen. Das Haus darf nur zu Wohnzwecken 
dienen und zwar für den Arbeitereigentümer und noch einen Mieter. 

So lange diefe Bedingungen erfüllt find, fann die Gemeinnügigfeit 
als erfüllt angefehen werben. Bei Veränderung der Verhältniffe, alfo 
namentli beim Berfauf muß das VBorhandenfein derfelben neu fonftatiert 
werden. Eventuell werden alsdann die laufenden Begünftigungen jeitens der 
Gemeinde in Bezug auf Steuern u. f. w., die Beleihung zu günftigerem 
Zinsfuß feitens der beleihenden Bank aufhören, die bereits erlafjenen ein- 
maligen Straßenbaulojten nadzufordern fein. Lebteres Rüdforderungsrecht 
wird alfo grundbudlich einzutragen fein. 

Bei Herfjtellung der Häuſer durch Bauvereine jeder Rechts— 
form, Genofjenfchaften, Aktiengefellichaften, Geſellſchaften mit bejchränfter 
Haftung, Korporationen u. ſ. w. ift die finanzielle Gemeinnügigfeit am ein- 
fachſten zu fonftatieren, wenn fie die Beitimmungen des Preußifchen Stempel- 
geſetes vom 31. Juli 1895 $ 5g und des Art. 86 des Preußifchen Aus: 
führungsgefehes zum bürgerlichen Geſetzbuche in das Statut aufnehmen !. 
Eine folde Beichränfung fließt von ſelbſt willfürlihe Mietöfteigerungen 
und größeren Gewinn aus. Befjer wäre die Beitimmung nod, wenn in 
den citierten Geſetzen an Stelle von „unbemittelten Perſonen“ ftände 
„Arbeiterfamilien” und wenn der Schlußfag hieße „der etwaige Überſchuß 
muß wieder im Sinne des Gtatut3 zu gemeinnüßigen Wohnungszweden 
Verwendung finden“. Das geldgebende Kreditinftitut wird im allgemeinen 
ih damit begnügen fönnen, da die obengenannten Beſchränkungen im Bau 
und Benugung — mozu noch die Verfaufsbefchräntung hinzutritt — des 
Haufes ihm gegenüber als obligatorifche gelten, jo daß als Folge der Über- 
tretung lediglih Kündigung der Hypothek und Nachforderung eines gewiſſen 


! Bon Stempelfteuer und Gerichtöfoften find befreit „Aftiengefellichaften, Ges 
nofjenihaften und Gejellfchaften mit beichränfter Haftung, deren durch Statut bes 
ftimmter Zweck ausfchließlih darauf gerichtet ift, unbemittelten Familien geiunde und 
zwedmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder angefauften Häuſern 
zu billigen Preiſen zu verfhaffen, und deren Statut die an die Gefellfchafter zu 
verteilende Dividende auf höchſtens 40 ihrer Anteile befhräntt, auch den Gefell- 
ſchaftern für den Fall der Auflöfung der Gefellichaft nicht mehr als den Nennwert 
ihrer Anteile zufichert, den etwaigen Neft des AnftaltSvermögens aber für gemein: 
nügige Zwecke beftimmt“. 
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Zing-Prozentfages eintritt. Der Bauverein dagegen wird beim Verkauf 
an Arbeiter diefe Bedingungen dinglich machen müfjen durch Eintragung in 
das Grundbuh. Unter dem Abfchnitt „Ihätigfeit der nvaliden: Ver: 
jiherungs-Anftalten“ ift hierüber das nähere ausgeführt. Am einfachiten 
ift der Charakter der Gemeinnügigfeit zu wahren und zu fonjtatieren bei 
folden Häufern, welche nicht ins Eigentum der einzelnen Arbeiter übergehen, 
fondern ſtets Eigentum eines Bauvereins bleiben, deſſen Statuten dem 8 5 
des preußifchen Stempelgefeges entfprehen. Hierbei wird nur darauf zu 
achten fein, daß der billige Kredit nicht dazu dient, den einzelnen Mietern 
ganz befonders billige Wohnungen zu fchaffen, was bei einer Verzinſung 
des eigenen Kapitald mit 4°o unter günjtigen Verhältniſſen wohl möglıd 
wäre. Vielmehr fol Zwed der Genoſſenſchaft fein, den Arbeitern für den 
ſonſt üblichen Aufwand eine geräumigere, bejjere Wohnung zu liefern und 
jo allmählich diefelben an bejjere Wohnungen zu gewöhnen. Es darf alfo 
das Haus nur von der beim Bau vorgejehenen Anzahl von Familien be- 
wohnt werben. 


Weitere Gründe für die Unterjtügung der gemeinnützigen 
Bauthätigfeit. 

Bei Innehaltung diefer Bedingungen aber verdient die gemeinnüßige 
Bauthätigfeit jede Unterjtügung, weil fie die Arbeiter die Wohlthaten einer 
guten Wohnung fchägen, eine gute Wohnung gut benugen lehrt und fo zu bejjeren 
Mohnfitten erzieht, weil fie ferner durch ihre meift mujtergültigen Grundrifje 
und Faſſaden der Privatbauthätigfeit zum Mufter und zur Nahahmung dient, 
weil die gemeinnüßige Bauthätigfeit Sparfamteit und Familienfinn in den 
Arbeiterfreifen anregt und ihre wirtfchaftliche Lage befjert, weil fie infolge der 
Beichränfung ihres Gemwinnes billige und der Steigerung nicht unterliegende 
Mieten fejtfegen fann, und den Arbeitern ein dauerndes Heim bietet, ferner 
weil fie die ganze Mohnungsfrage in Fluß hält und endlih, weil fie für 
die wünſchenswerten weiteren gejeglihen Maßnahmen und für die Maßnahmen 
der Gemeinden in Bauordnung und Baupolizei die erforderlichen Erfahrungen 
jammelt. nsbefondere werden die den Bauvereinen unter der Bedingung 
der Erbauung „fleiner“ Häufer und der Erhaltung der „kleinen“ Häufer 
als jolcher erteilten VBergünftigungen in Bezug auf Straßenbaufoften vor- 
bildlich wirfen können. Denn das was als allgemeines Ziel für alle 
ftädtifchen Häufer von Hygienifern und Technikern angejtrebt wird: meit- 
räumige Bebauung und Schaffung Eleinerer Häufer, mehr Luft und Licht, 
Abjtufung der Berechnung der Straßenbaufoften, der Kanalbeiträge je nach 
der Größe und Zmedbeitimmung der Käufer — ob herrſchaftliche oder 
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Arbeiterhäufer — wird durch die Erfahrungen der Bauvereine als allgemein 
durchführbar bewieſen. An die Abitufung der Straßenkojtenberehnung wird 
fih dann auch leicht die abgejtufte Berechnung der Gebäudejteuer, der 
Waflerkoften ꝛc. anfchließen können. 

Die gemeinnügige Bauthätigkeit thut fo Pionierdienfte für die Löſung 
der Wohnungsfrage überhaupt; ſie ſammelt Erfahrungen für Geſetzgebung 
und Verwaltung; was bei ihr zunächſt verfucht wird, fann ſpäter verall- 
gemeinert werden. 

Was ferner als zu erjtrebendes Ziel jeder Wohnungsreform hingejtellt 
wird!: Ausflug der ungefunden Boden: und Preisipefulation und des 
verteuernden Zwifchenhandels, Trennung des eigentlichen Baugewerbes von 
der Baujpefulation, Befreiung des Bauunternehmerd von der ungejunden 
Spekulation, Überführung und Belafjung des Hausbefiges in der Hand der 
Konfumenten: das leijter heute jchon die gemeinnüßige Bauthätigfeit, indem 
fie die von ihr erftellten Miethäufer in dauerndem Eigentum behält, die— 
jelben aljo aus dem Spefulationsmarlt nimmt, und indem fie die kleinen 
Eigentumshäufer mit den dinglichen verfehrserjchwerenden Beſchränkungen in 
Bau, Benugung und Veräußerung belaftet. Die gemeinnügige Bauthätig- 
feit ſchafft dauernde, leiftungsfähige, nicht jpefulierende Hauseigentümer,, fie 
jhafft Die erforderliche Organijation des Geldes und der Konfumenten, fie 
führt die etwa ihr zufließenden „Subventionen“ mwirkli den Konfumenten 
und nicht der Spekulation zu. Die gemeinnügige Bauthätigfeit iſt bereits 
gejund, Die gemwerbsmäßige Bauthätigfeit ſoll erft gefund gemacht werden. 
Die gemeinnügige Bauthätigfeit vermeidet einen der Hauptkrebsſchäden der 
privaten Bauthätigfeit, wie Adides es in feinem Bortrage in Frank— 
furt a. M. im April 1900 richtig bezeichnete, nämlih „den Zufammenhang 
zwiichen Zand- und Häujerjpelulation und Geldbeſchaffung zum Bauen, be- 
fonders des legten Drittel® oder Viertels. Die Verbindung von nichts— 
befigenden Bauunternehmern mit Leuten, die viel Geld und eine gemifje 
Neigung zum Halsabfchneiden haben, erſchwert den ehrlichen Unternehmern 
die Konfurrenz und verteuert das Bauen“. Die gemeinnügige Bauthätigfeit 
mwirtfchaftet dem gegenüber durchaus folide, fie ift ein ehrlicher, ſolider Bau- 
unternehmer , der feine Bauhandwerker bezahlt und nur baut, wenn er das 
ganze Geld zufammen hat. Es iſt aljo wirkſame Gegenwartspolitif, wenn 
man die gemeinnüßige Bauthätigfeit behörblih anregt, fie fördert, an fie 
ı Adickes im frädtiichen Frankfurter Magiftratäberiht pro 1899 Seite XIX. 
Stübben u. Adides in Deutiche PVierteljahrsichrift für öffentliche Gefundheits- 
pflege Bd. 33 Heft 1 Seite 163 und Seite 186. Brandt im Centralblatt für 
öffentliche Gefundheitspflege. Bonn, 20. Jahrgang, 1. und 2. Heft Seite 20. 
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anfnüpft, mit ihr gemeinfam arbeitet. Einen je höheren Prozentſatz der 
erforderlihen Wohnungen die gemeinnügige Bauthätigfeit liefert, deito eher 
ift das Ziel erreicht. Auf diefen praktiſch-nüchternen Standpunft jtellt ſich 
auch der oben abgedrudte preußische Minifterialerlaß vom 19. März 1901. 

Ein weiterer Grund für die finanzielle Unterftügung der gemeinnüßigen 
Bauthätigkeit ift folgender: Es ift durch die Erfahrung bemiefen, daß 
gemeinnüßige Bauvereine dann nicht entjtehen, wenn nicht innerhalb eines 
Verwaltungsgebietes von der Größe etwa einer preußifchen Provinz ihnen 
als Geldquelle ein banfartiges Inſtitut zur Verfügung fteht, welches zu 
etwas günftigeren ala den allgemein üblichen Bedingungen ihnen das Geld 
zur Verfügung ftellt, auf welches die Bauthätigfeit auch bei ſchwierigen 
Geldverhältnifjen rechnen fann, und meldes endlich der gemeinnüßigen Bau- 
thätigfeit mit Rat und That zur Seite fteht. Umgekehrt aber ift der Zins— 
unterfchied von Ya—®/,%o ausreichend, um zur Anregung zu dienen. Beides 
bemweift hinreichend die Erfahrung in Belgien und in denjenigen deutfchen 
Invalidenverfiherungsanftalten, melde fyftematifh in der Wohnungsfrage 
arbeiten (u. a. Hannover, Rheinprovinz, Hefjen-Kafjel u. f. w.). Ganz gewiß 
fönnte die gemeinnüßige Bauthätigfeit genau diefelben Zinfen zahlen, mie 
die allgemeine Bauthätigfeit, denn der Heine Zinsgewinn wird meift durch 
die üblihen Amortifationsquoten mehr wie wett gemadt. Aber der fleine 
Zinsgewinn regt eben an und bringt allmählich große Neferven hervor, die 
aber wieder dem gemeinnügigen Wohnungsbau zufließen, da fie ja nicht 
unter die Mitglieder verteilt werden dürfen. Würden 3. B. die gemein- 
nüßigen Bauvereine der Rheinprovinz heute liquidieren, ihre Häufer und 
Grundftüde verfaufen, ein ganz bedeutender Gewinn würde herauskommen. 
Aber der Gewinn foll eben nicht verteilt werden, fondern dem gemeinnüßigen 
Wohnungsbau dauernd erhalten werden, und jo einen ftiftungsartigen 
Charakter erhalten. Es werden durch den gemeinnüßigen Wohnungsbau 
jtabile VBerhältnifje gefchaffen und für dasſelbe Geld fann erheblid 
mehr geliefert werden. Darin liegt wieder für die Arbeiter felbft 
der Anreiz, den gemeinnütigen Bauvereinen beizutreten. Dazu fommt, daß 
die allgemeine Bauthätigfeit in der Ausnugung der Räume feinerlei Be- 
ſchränkung, ala höchſtens derjenigen, welche die hier und da erft allmählich 
einfegende Wohnungsinfpeftion verlangt, unterliegt, im übrigen aber fo viele 
Familien und Bewohner in das Haus nimmt, wie es eben geht, um recht 
viel Miete herauszufchlagen, daß dagegen die gemeinnüßige Bauthätigfeit 
gerade der Überfüllung entgegenarbeitet. Sie könnte alfo durch Beijeite- 
jegung diefer Grundfäge leicht mehr Einnahme machen. Aus all diejen 
Gründen ift erfihtlih, daß gewiß die gemeinnübige Bauthätigfeit finanziell 
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ebenjo arbeiten fünnte, wie die allgemeine Bauthätigfeit. Aber gerade das 
fol und will fie nit, fie will und foll mehr leiften. Dazu fommt, daß 
die gemeinnüßigen Bauvereine und insbefondere diejenigen, in welchen 
Arbeitgeber, Arbeiter und Behörden gemeinfam arbeiten und verwalten, ganz 
erheblich zur Ausgleihung focialer Gegenfäße und zur focialen Annäherung 
beitragen. Endlich bahnt die Wohnungsvermehrung durch die gemeinnüßige 
Bauthätigfeit die wirkſame Durhführung der Wohnungspolizei an. Die 
legtere fann nicht durchgeführt werden, wenn nicht für die aus den baulich 
ſchlechten oder überfüllten Wohnungen ausgemiefenen Familien neue Wohnungen 
eritehen. 

Aus principiellen Gründen werden nun gegen diefe „Subventionen“ 
der gemeinnügigen Bauthätigfeit Einwendungen erhoben; es wird gewarnt, 
diefelben nur vorfihtig anzumenden!. Die Warnungen find berechtigt. 
Indes diejelben find nicht von großer Bedeutung, weil der Begriff „Ver: 
günftigungen“ nicht überall gleihmäßig angewendet wird. Auch Adides hält 
die Anregung zu privater und genoſſenſchaftlicher Thätigfeit, die perſönliche 
Mitwirfung der Bürgermeijter und Stabtbaumeifter mit gemeinnüßigen 
Bauvereinen, fomwie die finanzielle Mitwirkung der Gemeinden an den ges 
meinnügigen Bauvereinen auf jtreng wirtfchaftliher Grundlage für durch— 
führbar und bebvenfenfrei. Eine ſolche perfönliche und finanzielle Mitwirkung 
der Gemeinde an den Beitrebungen der gemeinnüßgigen Bauthätigfeit (ins— 
beiondere aljo Gewährung von II. Hypothefen zum Selbitfoftenpreis, Garantie 
für Hypothefen gegenüber einer geldleihenden Banf) wird in den allermeijten 
Fällen völlig genügen, eine folde Mitwirkung ift eine ſehr wirkſame Sub- 
vention und ausreichend zur Anregung und Ermutigung der gemeinnüßigen 
Yauthätigkeit. Die übrigen, in manden Gemeinden üblichen Formen der 
Subvention — wie Erlaß von Steuer und Stempellajten, von Straßen: 
foften — find nit jo wejentlih. Teilweifer Erlaß von Straßenkoiten beim 
Bau fleiner Häufer, ſowie Anpafjung der heute durchweg auf große Häufer 
zugeihnittenen baupolizeilihen Vorſchriften — maffive Treppenhäufer, 
Steigungsverhältnis, Breite der Treppen, Flurbreite u. f. w.? — an kleine 
Häufer fann man ſchon nicht mehr Subvention nennen, weil als Gegen- 
leiftung gegen diefe Subvention eben der Bau kleiner Häufer verlangt und 
geleiftet wird. 

Aber felbit gegen diefe Arten der Mitwirkung der Gemeinden an der 
gemeinnügigen Bauthätigfeit werden in manden Stabtvertretungen Bedenken 


' Adides an den citierten Stellen. 
® Cf. Stübben an der citierten Stelle S. 165 fa. 
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erhoben. Die Worte „Privilegien“, „Subventionspolitif” zu Gunften einer 

Klafie der Bevölkerung find indes nicht durchichlagend. Denn öffentliches Ein— 

greifen in wirtfchaftliche Verhältnifje ijt in diefem Sinne ſtets Subventions— 

politif. Staat und Gemeinde greifen recht oft dur fcharfe Subvention 
ein. Die ganze Eiſenbahnfrachttarifpolitik ift ein ſolches Eingreifen; Schußzölle 
auf Eifen und Getreide, Zuderausfuhrprämien find ſehr jtarfe Subventionen 
zu Gunften einzelner Erwerbszweige. Ferner alle Gemeindeeinrihtungen 
fommen jchließlih immer vorzugsweife einer bejtimmten Bevölkerungsklaſſe 
zu gute. Städtifhe Hafenanlagen und Handelsſchulen mit ftädtifchen Zu: 

ſchüſſen dienen zunächſt nur dem Handelsſtande, Volksſchulen dienen im 

wejentlihen der ärmeren Bevölferung, höhere Bildungsanftalten, ſtädtiſche 

Theater und Konzertfäle der befjer gejtellten Bevölkerung. Hiernach märe 

alfo ſelbſt eine Subventionierung des Baues Feiner Wohnungen nichts Un: 

geheuerliches, ſelbſt wenn die Subvention in ihrem Effekt fi teilte zwiſchen 
dem Produzenten und dem Konfumenten. 

Die oben angeführten Gründe rechtfertigen neben der Mitwirkung der 
Gemeinde an der gemeinnüßigen Bauthätigfeit die Notwendigfeit einer be- 
fonders gearteten öffentlichretliden, mit Ausjhluß von Gewinn arbeitenden 
Voltshypothefenbant für die gemeinnügige Bauthätigfeit. Mangels einer 
befonderen Bant haben die deutſchen nvalidenverfiherungsanftalten zum 
großen Teil diefe Aufgabe übernommen. Eine foldhe Bank muß folgenden 
Anſprüchen genügen: 

1. Es muß ficher fein, daß überhaupt Geld immer zu haben iſt, auch 
dann, wenn font das Geld teuer ift; die gemeinnügige Bauthätigkeit 
muß nicht genötigt fein, bei allen möglichen Banken auf Sude nad) 
Geld zu gehen. 

. Etwas billigerer Zinsfuß als der übliche behufs Anregung ; derjelbe 
muß aber jelbftrevdend fo hoch fein, daß die ausleihende Banf feinen 
Schaden erleidet. 

3. Amortifationgzwang behufs Ausgleichs des billigen Zinsfußes und 

behufs Beſchaffung von Neferven. 

4. Unfündbarfeit des Darlehens, jo lange die Gemeinnügigfeit gewähr— 
leijtet ift, al3 Gegenleiftung gegen den Amortifationszwang und im 
Intereſſe der Ständigfeit der Finanzierung und der Mieten. 

5. Beleihung bis zu mindeftens 70 %o des Wertobjektes. 

6. Anleitung der gemeinnüsigen Bauvereine durch Lieferung von Statuten, 
fahgemäßen Bauplänen ꝛc.; hierdurch wird die geldgebende Banf 
nicht nur der wirtjchaftliche ſondern aud) der ſachverſtändige, fociale 
Mittelpunft der gemeinnügigen Bauthätigfeit ihres Bezirke. 
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Hat der gemeinnügige Wohnungsbau dem allgemeinen 
Wohnungsbau jhädlihe Konkurrenz gemacht oder bedroht er 
feine Leiftungsfähigfeit? 

Sp befürdten die Hausbefiger und jo wird auch von manden Stabt- 
vertretungen und Socialpolitifern befürchtet. Durch Thatfachen läßt ſich 
diefe Behauptung bis jett nicht bemeijen und ob die Befürdtung in der 
Zufunft eintritt, fann fein Menſch wiffen. Für Belgien gilt eher das Gegen- 
teil als erwiefen. Dort find in einem Lande von ca. 6Ye Millionen Ein- 
wohnern mit großer induftrieller Entwidlung in 10 Jahren feitens der 
Sparfafje 30 Mil. Fred. größtenteils zu 3 %o dem gemeinnüßigen MWohnungs- 
bau zugeführt worden; man hat nie etwas davon gehört, daß dort die all- 
gemeine Bauthätigfeit fih von den Arbeiterwohnungen zurüdgezogen hätte. 
Es giebt nicht einmal Hausbejigervereine, melde gegen die gemeinnüßige 
Bauthätigfeit und die Thätigkeit der Sparfafje agitieren. 

Für Deutfchland find die Anfänge noch zu neu, fie fönnen noch garnicht 
wirken. Außerdem aber find im Verhältnis zum Gefamtbedarf die Leiftungen 
der gemeinnütigen Thätigfeit fo gering, daß fie garnicht in Betracht fommen 
innen. Die rheinifche Verfiherungsanftalt führt feit wenigen Jahren jähr- 
ih etwa 4 Millionen Mark dem gemeinnügigen Wohnungsbau zu; das 
bedeutet, da die Beleihung der Verficherungsanftalt durchweg zu ?s er- 
folgt, eine Gejamtfapitalanlage im gemeinnügigen Wohnungsbau von 
ca. 5 Millionen Mark. Hiermit fönnen etwa 1500 Wohnungen A 4000 Mark 
hergeftellt werden. Kann das bei den vielen alten fchlehten Wohnungen, 
die allmählih verſchwinden müfjen, und bei einer Zunahme der Be- 
völferung von jährlich ca. 100 000 Perfonen überhaupt in Betracht fommen ? 
Es bleibt eben für die privaten Bauunternehmer der weitaus größte Teil 
u deden. Aber jelbft wenn man nicht den Durdhfchnitt zu Grunde legt, 
fondern beftimmte Städte befragt, in welchen die gemeinnütige Bauthätigfeit 
älter ift und Erhebliches geleitet hat 3. B. Duisburg, Frankfurt, Rheydt, 
Gladbach, Barmen, Hannover u. ſ. w., jo wird nicht bewieſen werden fünnen, 
dad durch die Thätigfeit der gemeinnütigen Bauvereine die allgemeine Bau— 
thätigfeit fih vom Arbeitermohnungsbau zurüdgezogen hat. Das Gegenteil 
bemeift M.-Gladbah, eine Stadt von heute — 1900 — 58000 Ein: 
mohnern. Hier hat die gemeinnügige Aftienbaugefelihaft in 27 jähriger 
Thätigfeit 508 Häujer für 1005 Familien mit ca. 5500 Perſonen hergeitellt. 





! Stübben a. a. O. S. 163; Referate von Picot in actes du congr&s inter- 
national des habitations A bon marche. Bruxelles. Hayez 1897, &. 403 —414, 
ſowie in compte rendu du congr£ös international des habitations ä bon marche. 
Paris rue de la Ville-l"Eveque 1900. ©. 268. 
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Dieje Gefellihaft beherbergt aljo nahezu ein Sechstel der ganzen Arbeiter- 
fchaft. Trogdem hat in M.-Gladbady die Bauthätigfeit ſich nicht von den 
Arbeitermohnungen zurüdgezogen, der Wohnungsmangel iſt dort, obſchon die 
Bevölterung fich ſtark vermehrt hat, — von 1890 bis 1900 von 49628 
bis 58014 —, nicht größer, eher geringer, ald anderwärts. Es ift eben 
hierbei zweierlei zu beachten. Einmal haben die gemeinnüßigen Bauvereine 
erft eingefegt, als die Not bereits groß war, als die Privatbauthätigfeit 
bereit3 verfagt hatte, ſodann verfennen die Hausbejigervereine vielfach die 
Tendenz der gemeinnüßigen Bauvereine. Letztere bauen ausſchließlich für 
„Arbeiter“. Erſtere aber haben als Mitglieder weniger die Eigentümer von 
„Arbeitermohnungen” als vielmehr von Wohnungen des „Mitteljtandes”. 
Diefe fönnen doch nicht durch die gemeinnüßigen Bauvereine gefchädigt 
werden. Endlich ift es eine offenfundige und allenthalben beobachtete That- 
fadhe, daß die Mieten in den legten 5—10 Nahren, aljo gerade in der 
Zeit, in welcher die gemeinnügige Bauthätigfeit in Deutjchland eingefegt 
bat, allenthalben zur großen Freude der Hausbefiger gejtiegen find und zwar 
ganz ohne Unterfchied, ob gemeinnügige Bauvereine in den betreffenden 
Städten eriftieren oder nicht, und namentlich ohne Unterfchied, ob es ſich 
um die Mieten alter, abgenuger, jchledhter oder um die Mieten neuer guter 
Häufer handelt. Diefe Thatſache allein jchlägt alle Behauptungen von 
Schädigungen der privaten Hausbefiter zurüd. 

Indes iſt auch nicht zu befürchten, daß bei weiterer Entwidelung des 
gemeinnüsigen Wohnungsbaues fi das Bauunternehmertum vom allgemeinen 
Wohnungsbau zurüdziehen wird. Der Grund ift auch jehr einfah. Das 
Baugewerbe — Bauunternehmer, Ziegelfabrifant ꝛc. — will arbeiten und ver- 
dienen. Arbeiterwohnungen aber find immer nötig und deshalb wird der 
Unternehmer, wenn er feine andere lohnendere Beichäftigung hat, jih ganz 
von jelbjt dem Arbeiterwohnungsbau zuwenden. In den legten Jahren 
allerdings jtodte der Arbeitermohnungsbau!; aber lediglich deshalb, weil die 
Bauunternehmung in anderen Objeften — Fabriken ꝛc. — lohnendere Be- 
Ihäftigung fand, weil fie bei den Kreditinitituten nicht mehr das nötige 
Hypothefengeld für Arbeiterhäufer fand und weil Löhne und Materialpreife 
hoch jtanden. Das eigentlihe Baugewerbe follte eher den gemeinnüßigen 
Wohnungsbau dankbar begrüßen; denn bei ihm iſt es der einfache Beauf- 

! Genau diejelbe Beobahtung wurde in England gemadt. Roftand und 
Picot wollten das an der angeführten Stelle auf dem Kongreß von 1900 auf das 
Eingreifen des Londoner Grafſchaftsrats zurüdführen, die Sade wurde aber von 
David Waterloo Seite 267 ganz richtig aufgeklärt. Ebenio Frhr. von Oppenheimer, 
„Die Wohnungsnot und Wohnungsreform in England.“ Leipzig 1900, Seite 124. 
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tragte, der für feine Arbeit glatte Bezahlung findet und fih um bie Ver— 
wertung des Objekts nicht mehr zu befümmern braudt. Durch den gemein- 
nügigen Wohnungsbau wird die Produktion vermehrt und das Baugemwerbe 
bat fo viel mehr lohnende Beſchäftigung. 

Ebenjo kann der ſtädtiſche „Grundbeſitzer“ von vermehrter Bauthätig- 
feit und namentlid von der foliven Bauthätigfeit gemeinnüßiger Vereine 
nur Nuten haben. Denn je mehr gebaut wird, deito mehr folide Käufer 
für feine unbebauten Grundftüde giebt es, deſto ſchneller kann er feine 
Grundjtüde verkaufen. Anders liegt die Sache allerdings beim „Haus- 
befiger” , der mit dein Bauunternehmer und mit dem Grundbeſitzer nicht 
notwendig identiſch ift. Ihm zieht möglicherweife ein foliver Mieter aus, 
der eine Bauvereinswohnung bezieht. Liefert aber der Hausbeſitzer eine 
gute Wohnung, fo wird er fofort Erfah haben. it fein Haus ein altes, 
ſchlechtes mit veralteten Einrichtungen, jo kann er möglichermeife feine 
Wohnung vorübergehend leer haben. indes bei dem ſtets und überall 
vorhandene Mangel an fleinen Wohnungen wird auch fogar die alte fchlechte 
Wohnung bald vermietet fein. Erft wenn einmal ein Überfluß an guten 
Heinen Wohnungen eingetreten fein follte, wird der Hausbeſitzer vielleicht 
Schaden haben. In demjelben Augenblide aber wird die Wohnungspolizei 
die ſchlechten alten Wohnungen unterdrüden fünnen — mas fie bis jet 
in Deutichland megen des Mangel an Erfagwohnungen nicht fonnte — 
und dann ift fofort wieder Mangel. Die Erfahrung in anderen Ländern, 
felbit in Frankreich mit feiner faum wachſenden Bevölkerung beweift, daß 
ſtets Mangel an Eleinen, guten und billigen Wohnungen ift. 


II. Die Geldquellen der gemeinnübigen Bauthätigkeit 
im allgemeinen. 


Wenn in größerem Umfange auf gemeinnützigem Boden Arbeiter: 
wohnungen entitehen follen, ift dreierlei erforderlich. 

Erſtens ift notwendig Geld, zu billigem Zinsfuß und in coulanter 
Weife den gemeinnügigen Beitrebungen dargeboten. 

Zweitens müfjen in denjenigen Drten, in welden dad Bedürfnis 
nad guten, billigen Arbeiterwohnungen bejteht, Organe, hilfsbereite Hände 
fein, welche die gemeinnüßigen Beftrebungen ins Leben rufen, ſowie das 
zur Verfügung ftehende Geld in finanziell vorfichtiger und ſocial richtiger 
Meife zur Verwendung bringen. Als folde Organe fommen in Betradt: 

die Gemeinden und Kreife, 
die gemeinnügigen Baugefellichaften und Baugenofjenfhaften jeder 
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Rechtsform, möglichſt unter finanzieller Beteiligung der Ge— 
meinbe !, 

die öffentlihen Sparkaſſen und genoſſenſchaftlichen Darlehnskaſſen, 

die preußifchen Specialkommiſſare ald Organe der Rentenbanfen. 

Drittens ift erforderlih, daß für einen räumlich nicht zu großen 
Bezirk, etwa von dem Umfang einer preußifchen Provinz, eine freie Ver- 
einigung aller Intereſſenten des Arbeiterwohnungsweſens, alfo: der gemein- 
nüßigen Bauvereine, der ftaatlihen und kommunalen Behörden, ſowie ber 
geldgebenden Behörden fich bilde, welche die Wohnungsbewegung in ihren 
Bezirken in Fluß zu halten hat. 

Mas die Geldbeihaffung anlangt, fo müſſen felbftverjtändlich Die 
gemeinnügigen Bauvereine aus eigenen Mitteln eine finanzielle Grundlage 
für ihre Thätigfeit haften, fie bebürfen aber außerdem nod Geld von 
anderer Seite. 

Nun würde es ſowohl zur dauernden Erhaltung der Häufer gemein: 
nüßiger Bauvereine für ihren urfprünglichen Zweck, als aud) zur Bereinfahung 


1 Die Frage, ob für Bauvereine die Form der Aftiengefellihaft oder der ein- 
getragenen Genofienichaft das befjere jet, ift auf der Hauptverfammlung der Gentral- 
ftelle für Arbeitermwohlfahrts-Einrichtungen 1899 des längeren erörtert worden. 

Die Genoſſenſchaft hat: 

a) für fich leichtere Vergrößerung des Kapitals, indem durd Zutritt von Ge- 
noffen oder Übernahme weiterer Gefchäftäanteile ohne weitere Beſchlußfaſſung ſich das 
Kapital vergrößert, während es bei der Aftiengefellichaft Hierzu eines befonderen 
Beichlufies bedarf; 

b) dagegen ift bei der Genofjenichaft gefährlich die Kündbarfeit der Geidäfts- 
anteile, namentlich wenn es ſich um Genofjen mit vielen Gefchäftsanteilen handelt. 
Praktiſch ift diefe Gefahr allerdings noch nicht gemorden. Um diefelbe zu vermeiden, 
ift es befler, daß der einzelne Genoſſe an Stelle der Übernahme vieler Geſchäfts— 
anteile das Geld auf Übligationen giebt, melde für eine Reihe von Jahren un- 
fündbar find. 

c) Bei der Genoflenichaft können die Arbeiter bei der Verwaltung felbft mehr 
mitwirken. Bei der Altiengefelichaft ift der Anteil für den Arbeiter zu hoch, ſodaß 
er nicht leicht Aktionär werden fann, Allerdings können im Auffichtsrate einer 
Attiengeiellihaft auch Arbeiter fiten, die nicht Aktionäre find, und es kann ihnen 
alſo auf diefe Weiſe eine Mitwirkung gefihert werden, der Arbeiter wird bier aber 
ſtets das Gefühl haben, dab er nicht gleichberechtigt fei. 

d) Andererjeitö find Arbeiter allein in der Regel nicht imjtande, die Ge- 
Ichäfte einer Baugenofjenichaft zu führen und finanziell genügend auszubauen. Dazu 
reichen weder ihre Geldmittel, noch ihre Geichäftstenntnifie aus. 

Im allgemeinen neigt man heute aus ethiihen Gründen zu der Genofienichaft, 
beitehend aus Arbeitern, Arbeitgebern, ſonſtigen wohlhabenden Leuten, Arbeiter: 
freunden und Bertretern der Gemeinde. 
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des Gejchäftsverfehrs der Vereine felbft am beiten fein, wenn die im 
Schlußabſchnitt verlangten öffentlihen Volkshypothekenbanken eingerichtet 
würden. Da indejjen dieſe Beitrebungen bisher einen praftifchen Erfolg 
noch nicht gehabt haben, fo ift vorläufig noch das Augenmerk auf die jet 
bereit3 zugänglichen Geldquellen zu richten. Als ſolche kommen befonders 
in Betracht die Landesverfiherungsanftalten und fonftigen als Träger der 
Invalidenverſicherung zugelafjenen befonderen KRafjeneinrichtungen (Eifenbahn- 
Penſionskaſſen, Knappſchaftskaſſen), die gefeglihen Berufsgenoffenfchaften, 
die Penfionskaſſe für Beamte und Arbeiter der preußifchen Staatsbahn- 
verwaltung, der in Preußen ſeit 1895 entjtandene fogenannte 20 Millionen: 
fonds, Die preußischen Rentenbanken, die öffentlichen Sparkaſſen und der im 
bayerifchen Zandtage bemilligte 6 Millionenfonds, die privaten Verficherungs- 
gejellihaften und Hypothefenbanten, Stiftungen. Alle diefe Geldinftitute 
beleihen Arbeiterhäufer gegen Hypothekenbeſtellung. Die Preußifche Eifen- 
bahnpenfionsfafje, der Preußifhe 20 Millionenfonds, und der Bayerifche 
6 Millionenfonds kommen indes für die „gemeinnügige” Bauthätigkeit faum 
in Betraht, weil diefe Geldquellen mejentlih nur den eigenen Arbeitern 
und Beamten zuftehen, der Staat alfo in feiner Eigenfchaft als Arbeitgeber 
die Geldmittel zur Verfügung ftellt. 

Einige Bauvereine haben die erforderlichen Gelder durh Ausgabe von 
Schuldverſchreibungen, Aufnahme von Anleihen bei Arbeitgebern 
oder durh Annahme von Spareinlagen aufzubringen geſucht. Schuld- 
ideine, die auf den Namen lauten müſſen, weil das Bürgerliche Gejegbud) 
die Ausgabe von inhaberpapieren verbietet bezw. an die landesherrliche 
Genehmigung fnüpft, jind u. a. in Berlin, Kafjel, Erfurt und Köln aus- 
gegeben worden. Für den Geldgeber, der einem Bauverein ein größeres 
Kapital anvertrauen will, bietet, abgefehen von der feiten Verzinfung und 
von der allerdings befchränften Beweglichkeit des eingelegten Kapitals, eine 
Schuldverſchreibung natürlich eine viel größere Sicherheit als ein Geſchäfts— 
anteil. Denn im alle des Konfurfes tritt der Beſitzer der Schuld- 
verihreibung als Gläubiger auf, während derjenige, der durch Übernahme 
einer großen Zahl von Gefchäftsanteilen die Genoſſenſchaft unterſtützt hat, 
nicht nur fein Kapital von vornherein verlieren fann, fondern auch nod 
außerdem in Höhe der übernommenen Gejchäftsanteile für die Verbindlich- 
feiten der Genofjenihaft haftet. Für die Genofjenihaft hat die nad 
einem von vornherein feſtgeſetzten Plan zu amortifierende Schuldverfchreibung 
gegen den Gefchäftsanteil den großen Vorteil, daß das zum Betriebe not- 
wendige Kapital nicht zur Unzeit gekündigt werden kann, falls die Ge- 


nofienihaft ihren Verpflichtungen nachkommt. Die Berliner Baugenofjen- 
Shritten XCVI, — Bohnungsirage II. 8 
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haft hat ein 4 prozentiges zu 105 rüdzahlbares Anlehen in Höhe von 
Mt. 100 000 bei der Deutfhen Bank aufgenommen. Dafür murben 
Teilverfchreibungen von Mf. 1000 und 500 mit Zingcoupons und Talons 
ausgegeben, rüdzahlbar mit 1 Prozent Amortifation zuzügli der er- 
fparten Zinfen innerhalb 42 Jahren. Das Anlehen ift auf erite und 
zweite Hypothefen des Grundbefites der Berliner Baugenofjenihaft auf- 
genommen. Die Deutjche Bank ift Pfandhalterin und da die Genofjenfchaft 
Häufer hertellt, welhe in das Eigentum der Genofjen übergehen, jo iſt in 
der Pfandurkunde bedungen, daß beim Übergang eines verpfändeten Haufes 
in den Befiß eines Genofjen entweder gleichartige Grunditüde in Pfand 
gegeben werden oder außerordentliche Einlieferungen von Schuldverfchreibungen 
zur Vernichtung gefchehen müffen. Der Berliner Spar: und Bauverein hat 
Schuldverfchreibungen zum Betrage von 250000 Mark ohne hypothekariſche 
Sicherheit ausgegeben. Diefe Schuldverfchreibungen haben folgenden Wortlaut: 


Schuſdverſchreibung 
des 


Berliner Spar: und Baupvereins 
eingetragener Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht. 


Serie I Nr. __ — 


über 
Eintaufend Darf deutſcher Reichswährung. 


Das Darlehn wird dem umftehend benannten Gläubiger mit jährlich vier 
vom Sundert in halbjährlihen Zielen am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres 
verzinft. Die Rüdzahlung des Darlehns erfolgt bis jpäteftend den 2. Januar 1925. 
Schuldnerin ift berechtigt, das Darlehn jederzeit mit dreimonatlicher Frift zu 
fündigen; fie ift verpflichtet, vom 2. Januar 1901 ab von den Schuldverfchreibungen 
Serie I, welche zufammen 250 000 Marf betragen, jährlich mindeftens 10 000 Marf 
zu tilgen. 

Im übrigen gelten die umftehend abgebrudten Bedingungen. 


Berliner Spar- und Bauverein 


eingetragene Genoffenfchaft mit beichränfter Haftpflicht. 


Die Schulbverfhreibung Serie Ar. —  - lautend über 1000 Mark wird hier- 
durch ausgefertigt ſſſſſeeee RERSETERLSEESSDRE 
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mit dem Befunden, daß der Betrag diefer Schulbverfchreibung mit Eintaufend Mark 
beute gezahlt worden ift. 


DEttie: De Sue 


Berliner Spar- und Bauverein 
eingetragene Genofjenihaft mit beſchränkter Haftpflicht. 


Bedingungen, 


unter denen umſtehende Schuldverfhreibung ausgegeben tft. 


51 


82. 


ps 
cu 


S 4. 


85. 


56. 


Auf Grund des von dem Vorſtande und dem Aufſichtsrate des Berliner Spar— 
und Bauvereins, eingetragene Genofſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht, in 
gemeinjhaftliher Sigung am 20. Mai 1898 gefaßten Befchluffes werden 
250 Stüd auf den Namen lautende Schuldverihreibungen Serie 1 über je 
1000 Marf, zufammen 250 000 Marf, ausgegeben. 

Der Berliner Spar» und Bauverein, eingetragene Genoſſenſchaft mit befchränfter 
Haftpfliht, führt eine Lifte, in welde die Darlehnögeber und deren etwaige 
Rechtsnachfolger eingetragen werden. Die Eintragung eines Rechtsnachfolgers 
erfolgt auf Antrag desjelben, und ift nur dann zuläffig, wenn bei Stellung 
des Antrags die Schuldverjchreibung und die die Rechtsnachfolge ausmweifenden 
Urkunden — ſchriftliche Übertragungserflärung (Geffion), melde auf ber 
Schuldverſchreibung zu bewirken ift, Teitament, Erbſchein oder dergl. — mit 
vorgelegt werden. Die Umfchreibung auf den Namen des Rechtsnachfolgers 
ift gleichzeitig mit der Eintragung in die Lifte von der Schuldnerin auf der 
Schuldverihreibung zu vermerken. Zur Geltendmadhung der Rechte aus dem 
Darlehndvertrage ift der Schuldnerin gegenüber nur derjenige legitimiert, der 
in der Lifte und auf der Schuldverichreibung als Gläubiger eingetragen ift. 


. Der Betrag der Schuldverjchreibung wird mit jährlid vier vom Hundert in 


balbjährliden Zielen am 2. Januar und 1. Juli verzinft. Die Zinfen werden 

gegen Einlieferung der der Schuldverfchreibung beigefügten Zinsſcheine 

bei der beutfchen Gentralgenoflenfchaft, eingetragene Genoffenfchaft mit 
beſchränkter Haftpflicht, zu Berlin 

zahlbar geitellt. 

Der Schuldverfhreibung find halbjährlihe Zinsicheine bis zum 1. Juli 1908 

und eine Zinsleifte beigegeben. Die Ausgabe neuer Zinsfcheine erfolgt gegen 

Rüdgabe der Zinsleifte bei der Deutſchen Centralgenoſſenſchaft, eingetragenen 

Genoſſenſchaft mit befchränkter Haftpflicht, in Berlin. 

Die Zinsicheine verjähren mit Ablauf des vierten Jahres, welches auf das— 

jenige Jahr, in weldem fie fällig geworden find, folgt. Die angemwiefenen 

Zinſen verfallen damit zu Gunften des Refervefonds der Schuldnerin. 

Die Berzinfung des Schuldbetraged hört mit dem Tage auf, an weldhem die 

Schuldverjchreibung zur Rüdzahlung fällig wird. Mit der Schuldverfhreibung 

müſſen die zu derſelben ausgegebenen Zinsicheine, die nach dem Fälligkeitstage 

der Schuldverfchreibung fällig werden, zurüdgegeben werden. Der Betrag ber 

etwa fehlenden Zinsſcheine wird behufs ihrer demnächſtigen Einlöfung an dem 


Kapitalbetrage der Schuldverſchreibung gekürzt. 
8 * 
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$ 7. Die Tilgung der in diefer Schuldverfchreibung anerfannten Schuld erfolgt bis 
ipäteften® den 2. Januar 1925. Alljährlih, beginnend mit dem 2. Januar 
1901, muß mindeftens der fünfundzwanzigfte Teil der Schuldverfchreibungen 
der Serie I vernichtet werden. 

Eoll die Schuldverfhreibung vor dem 2. Januar 1925 vernichtet werden, 
fo ift der aus ihr Berechtigte von der Schuldnerin fhriftlich, unter Feſtſetzung 
einer Frift von mindeftens 3 Monaten, aufzufordern, die Schuldverjchreibung 
nebit Zinsleifte und laufenden Zinsſcheinen zur Einlöfung einzureichen. 

$8. Die Rüdzahlung der Schuldverichreibungen erfolgt bei der Deutfchen Central- 
Genofienichaft, eingetragenen Genoflenichaft mit beſchränkter Haftpflicht, zu 
Berlin. 

8 9. Für Kapital und Zinſen haftet der Berliner Spar- und Bauverein, eingetragene 
Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht, mit feinem ganzen Vermögen. 


Der Beamtenmognungsverein zu Kafjel hatte Ende 1899 Schuldfcheine 
zum Betrage von 184000 zu 3 Ta Prozent und 200000 zu 4 Prozent im 
Umlauf. Es befteht feine Pfandhalterfhaft und die Tilgung gejchieht 
jährlih mit 5 Prozent der Geſamtſchuld durch Auslofung oder Einlöfung 
von Stüden, die von Gläubigern zur Nüdzahlung angeboten werden. Der 
Schuldner hat fi das Recht vorbehalten, mit vierteljähriger Kündigung die 
Sculvverfchreibung jederzeit aufrufen zu fünnen. Seit 1894 werden feine 
Schuldverfhreibungen zu 4 Prozent mehr ausgegeben, fondern nur noch zu 
3 "2 Prozent, und von den erjteren wurden fogar ME. 40 000 zurüdbezahlt. 
Der Vorjtand erklärt, daß er bei der Unterbringung feiner Schuldverfchreibungen 
niemals auf Schwierigkeiten geftoßen fei, obgleich er fi mit der Ausgabe 
von Profpeften auf engere Kreije bejchräntt habe. Hier ruht alfo die Sicher- 
heit der Schuldverfchreibung ausjchließlid in dem Vermögen des Vereins 
und in der Solidarhaft feiner 600 Mitglieder, die bis jegt etwa ME. 480 000 
an Gefchäftsanteilen angefammelt haben. Auch die Baugenofienihaft in 
Erfurt hat Anteilfcheine mit zwanzigjähriger Amortifation ausgegeben. Auch 
fie teilt mit, daß ihre Schuldverfhreibungen leiht und ohne aroße Kojten 
zu begeben gemwejen feien. Der Vollitändigfeit wegen erwähnt jeien nod) die 
Schuldverſchreibungen der Kolonie DOftheim bei Stuttgart, von denen 
Mi. 836000 zu 3 Prozent umlaufen. Geklagt wird, daß die Auslofung 
der Schuldverfchreibungen unter Teilnahme eines Notar alljährlich wieder: 
fehrende und nicht unerhebliche Kojten verurfahe, was diefe Geldquelle 
verteuere. 

Bezüglih der Aufnahme von Spareinlagen und der Anfammlung 
von Geihäftsanteilen ift der Bau- und Sparverein in Hannover zu erwähnen, 
der ſchon Ende 1896 neben Mi. 523000 Mitgliederguthaben Spareinlagen 
von ME. 546000 angefammelt hat. Auch die Berliner Baugenofjenfchaft 
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befaß Ende 1898 Mi. 200 000 Mitglieverguthaben und 109000 Spar: 
einlagen. Der Bau: und Sparverein in Hamburg verlangt, daß jedes 
Mitglied dem Verein mit 32 Prozent verzinsliche Vorfchüffe gewähren muß, 
und zwar ME. 10 jährlich, fofern ihm eine Wohnung noch nicht übermwiefen 
it, und Mk. 10—40 jährlih je nah der Miete der ihm übermiefenen 
Wohnung. Dieſe Vorſchüſſe können während der Mitgliedſchaft nicht zurüd- 
verlangt werden und die Genofjenihaft hofft auf diefe Weiſe ein volles 
Drittel ihres Anlagefapitals durch Spareinlagen der Mitglieder anzufammeln. 
Diejes Vorgehen erjcheint durchaus nahahmenswert, Wer eine Wohnung hat, 
fol durch erhöhte Beiträge den übrigen Genofjen auch zu einer ſolchen verhelfen. 
Dem gegenüber madt die Verwaltung des Berliner Bau- und Sparvereins 
geltend, daß die Mitglieder der Baugenofjenjchaften im allgemeinen fo große 
Erſparniſſe den Genofjenfhaften nicht überantworten fünnen. In Berlin 
hält man 30 Pfg. in der Woche ſchon für die höchfte Leiftung und daß in 
der That die Spareinlagen gegenüber den fonftigen Verpflichtungen der Bau- 
genoſſenſchaften nur eine untergeordnete Rolle fpielen, zeigt die Statiftif der 
56 Genofjenfchaften, welde dem Verbande der deutichen Baugenofjenfchaften 
angehören. Dieſe weiſt bei 3 Millionen Gefchäftsanteilen und ME. 452 000 
angefammelten Wejerven Mi. 12200000 Hypothekenſchulden und nur 
2 Millionen andere DVerbindlichfeiten auf, ſodaß alfo, wenn mir leßtere 
ſämtlich als Spareinlagen rechnen, dieſe nur den fehlten Teil der Hypothefen- 
ſchuld betragen. Ein Bedenken gegen die Spareinlagen liegt auch darin, 
daß fie in kürzerer Friſt zurüdgefordert werden fünnen. Wenn einmal ſolche 
Kündigungen in größerem Maße ftattfinden, fo fann die Genofjenfchaft in 
erhebliche Verlegenheit fommen, umfomehr ala die NRüdforderungen wahr: 
icheinlich gerade in foldhen Zeiten eintreten werden, wo die Baugenofjenihaft 
anderes Geld am ſchwierigſten bejchaffen fann. 

Der Berfuh, Gelder von Arbeitgebern heranzuziehen, fei es 
indem man diefe ald Mitglieder aufnimmt oder fie als Darlehnsgläubiger 
angeht, ijt in einer Reihe von Städten und zum Teil auch mit Erfolg gemadt 
worden. In der Rheinprovinz find bei nahezu allen Baugenofjenfchaften die 
Arbeitgeber ald Mitglieder und Zeichner von Anteilfcheinen erheblich beteiligt 
und gerade dieſes Zuſammenwirken hat fi fehr bewährt. In Berlin hat 
ein Induſtrieller eine namhafte zweite Hypothek auf ein Grundftüd des 
Bau- und Sparvereind übernommen und als Gegenleiftung das Recht er: 
halten, eine entiprechende Anzahl von Wohnungen für feine Arbeiter in 
Anſpruch nehmen zu dürfen. In Folge einer gleichen Abmachung find von 
der Berliner Baugenoſſenſchaft 35 Häufer gebaut worden, welche Borſigſchen 
Arbeitern zur Verfügung geftellt wurden. Bis jett aber iſt noch feines 
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diefer Käufer von den Arbeitern erworben worden, weil diefe den Wohnungs- 
betrebungen noch ferne ftehen und ſich nicht damit befreunden können. Die 
Aktiengeſellſchaft für Kleine Mohnungen in Frankfurt hat ſich an die Arbeit- 
geber mit der gleichen Aufforderung gewandt und ihnen für je ME. 3000 
Aftienzeihnung das Recht eingeräumt, einen ihrer Arbeiter als Mieter in die 
Gefelfihaftshäufer zu bringen. Von diejer Aufforderung haben bis Ende 
v. %8. nur die Stadtgemeinde und zwei Yabrifen Gebraud gemadt. Der 
Dresdener Bau: und Sparverein bejtimmt, daß der Mieter innerhalb 
Monatsfrift zur Räumung der Wohnung gezwungen ift, wenn er das Arbeits- 
verhältnis bei dem betreffenden Fabrikanten, der Geldgeber ift, gelöft hat. 
Ein ſolches Verfahren kann aber Ffeinesfalls empfohlen werden, weil fich 
dasfelbe fomohl im Widerfpruche mit dem Weſen einer Genofjenfchaft be- 
findet, als auch dabei der gemeinnüßige Charakter des Unternehmens voll- 
ftändig verloren geht. Der Düffelvorfer Spar: und Bauverein hat daher 
die folgende zweckmäßige Beitimmung in fein Statut aufgenommen: 

„Arbeitgebern oder fonftigen Kapitaliften, melde der Genoſſenſchaft 
billiges Geld als Hypothek geben, fann vom Auffichtsrate das Recht ein- 
geräumt werden, eine Reihe von Arbeitern, melde Genofjen fein müfjen, 
als Mieter vorzufchlagen, aud ohne daß fie ſechs Monate Mitglied find. 
Diefe Wohnungen find von der allgemeinen Verloſung ausgeſchloſſen. 

Es darf höchſtens jedesmal ein Viertel der Wohnungen in denjenigen 
Häufern, für welche der Geldgeber die zweite Hypothet gegeben hat, begeben 
werden. Nah Eintritt der betreffenden Genofjen in die Genofjenfhaft und 
in die Miete regeln fih die Nechte derfelben an die Mohnung lediglich 
nad den Beftimmungen der Genofjenfchaft. Insbeſondere können fie nicht 
deshalb aus der Miete entlaffen werden, meil das Arbeitsverhältnis mit 
dem Geldgeber beendet iſt. 

Nah Ausscheiden des betreffenden Genofjen aus der Miete oder aus 
der Genofjenfchaft tritt das Recht des Geldgeber8 auf die betreffende 
Mohnung wieder in Kraft. 

Die Hypothef muß mindeftens auf fünf Jahre feſt gegeben merben. 
Nach Ablauf diefer Zeit tritt zweijährige Kündigung ein.“ 

Auf Grund diefer Beftimmung hat ein Arbeitgeber eine II. Hypothet 
von 30000 Marf zu 3/2 */0 Binfen gegeben. 

Bon den obenbezeichneten Hypothefen-Geldquellen follen nun hier befonders 
behandelt werden die Landesverficherungsanftalten und diefen gleichitehenden 
bejonderen Kafjeneinrichtungen, die öffentlichen Sparkaſſen, preußifchen Renten- 
banten, die Stiftungen und fonitige öffentliche Beranjtaltungen. 
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II. Die fandesverfiherungsanftalten, 
die dieſen gleichſtehenden Rafeneinrichtungen, 
Sowie die Berufsgenoflenfdaften. 


In den Verhandlungen focialer Vereinigungen wurde bisher ſchon jtets 
mit Recht betont, daß aud dem Gebiete des Arbeitermohnungsweiens eine 
führende Aufgabe den nvaliditäts- und Altersverficherungsanftalten des— 
halb zufalle, weil der Invaliditäts- und Altersverficherung nahezu 20 %o 
der Gejamtbevölferung des Deutichen Neihs unterliegen und weil ferner 
infolge der gefeglichen Berfiherungsmethode die Verfiherungsanftalten große 
Kapitalien zur Dedung ihrer Verpflichtungen anfammeln und verwalten 
müfjen. 

Diefe beiden Umſtände weifen die Verficherungsanftalten von ſelbſt 
darauf hin, innerhalb des Rahmens der gefeglichen Beitimmungen und un- 
befchadet ihrer geſetzlichen Verpflichtungen gegenüber den Werficherten die 
angefammelten Kapitalien in einem focialen Sinne zu verwalten. Die 
Rapitalien jollen in der Form von Darlehen wiederum denjenigen Kreifen 
zu ihrer wirtichaftlichen Hebung zufließen, für melde fie aufgebracht find. 
Die Anjtalten find gejeglih Wolfsverfiherungsanftalten; fie follen auch 
Volkshypothekenbanlen fein. Hierzu bietet das Invaliden-Verſicherungsgeſetz 
vom 13. Juli 1899 die Grundlage. 

In dem dort maßgebenden $ 164 ift die Beitimmung enthalten, daß 
die Verfiherungsanftalten ihr Bermögen bis zu einem Viertel „in Grund- 
ftüden“ anlegen fönnen. Someit die Mündelficherheit überfchritten wird, 
it Genehmigung des Neichsverficherungsamts erforderlih. Neu dagegen 
it die ausdrüdliche geſetzliche Beſtimmung, daß Vermögensanlagen über die 
Mündelficherheit hinaus für ſolche VBeranftaltungen, welche ausſchließlich 
oder überwiegend derverfiherungspflidtigen Bevölferung 
zu Gute fommen, mit Genehmigung des Garantie-Verbandes fi bis 
wur Hälfte des Vermögens erftreden dürfen. Und zwar ift diefe Hinauf- 
rüdung der höchftzuläffigen Grenze einer ſolchen Kapitalanlage in den Motiven 
zum Invalidenverſicherungsgeſetz damit begründet worden, daß man hierdurd) 
denjenigen Wünſchen habe entgegenfommen wollen, welche ſich insbejondere 
auf eine größere Beteiligung der Verfiherungsanftalten an den Be- 
trebungen zur Berbefferung der Wohnungsverhältniffe 
der Arbeiter richten. In der Reichstagsfommiffion hatte man fogar 
von einer Seite einen Schritt weiter gehen wollen und die Aufnahme 
folgender Beftimmung in das Geſetz vorgeſchlagen: 
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„Das Neichsverfiherungsamt fann anordnen, dab ein beitimmter 
Teil des Vermögens in bypothefarifchen Darlehen von gemeinnüßigen 
Baugefellichaften angelegt wird.” 

Damit hätte auf diejenigen Verficherungsanftalten, welche ſich diefem 
Zweige der Arbeiterfürforge entweder überhaupt noch nicht oder doch nur in 
geringem Maße zugewendet haben, unter Umftänden zwangsweiſe eingemwirft 
werden fönnen. Der fraglihe Antrag ift freilich abgelehnt worden, allein 
feinesmegs deshalb, weil man etwa mit der Tendenz des Antrages nicht 
einverjtanden geweſen wäre, fondern ausfchließlih aus dem Grunde, weil in 
dem Antrage eine unzuläffige Beſchränkung des Selbitverwaltungsrechtes der 
Berfiherungsanftalten lag und fonftige bedenkliche Konſequenzen binfichtlich 
der Verantwortung für die Vermögensanlagen daraus folgen konnten. 

Nur wenige BVerficherungsanftalten find in der Beleihung von Arbeiter- 
wohnungen noch zurüdhaltend. Nicht nur in der Höhe der zur Verfügung 
geitellten Summe, fondern auch in der Art der Gefchäftsgebarung ift in 
den legten Jahren ein großer Fortſchritt zu fonftatieren. Während bis zum 
Schlufje des Jahres 1896 von den 31 Verficherungsanftalten zu dieſem 
Zwede ausgeliehen waren 12 Millionen Mark, betrug diefe Summe Ende 
1900 bereit? 69 Millionen Mark. Die meilten Verficherungsanftalten 
haben allgemeine Grundfäße für diefen Gefchäftszweig aufgejtellt, welche 
als Anlage 1 nad Rubriken geordnet, auszugsweife mitgeteilt find. Einzelne 
beſonders ausführliche Anleitungen und Grundfäte der Verficherungsanftalten 
aus neuerer Zeit find in Anlage 2—4 abgedrudt. Zu diefen Grundfägen 
ift im einzelnen zu bemerken: 

A. Zugelaffene Darlehnsempfänger. Die meilten Ver— 
jiherungsanjtalten haben mit Recht nur gemeinnüßige Unternehmungen be- 
ltehen. Von großer Bedeutung ift es, wenn die Verficherungsanitalten nicht nur 
Unternehmungen zur Beichaffung von Familienwohnungen beleihen, ſondern 
auch Hofpize zur Unterbringung von unverheirateten Arbeitern auf gemein» 
nüßiger Grundlage, Denn es genügt nicht, das Koftgängerwefen polizeilid) 
zu verbieten, man muß auch pofitive Einrichtungen ſchaffen, um die Maſſen 
der unverheirateten Arbeiter gut zu logieren. 

Einige Verfiherungsanitalten (darunter Weimar, Pommern, Sadjen: 
Anhalt, Hannover, Arbeiterpenfionsfaffe der Königl. ſächſ. Staatsbahnen, 
Mürzburg, Pfalz, Oldenburg, Baden, Württemberg, Oberfranfen und Braun: 
ſchweig) geben auch Darlehen an einzelne Verſicherte. Daß dies nicht 
allgemein gejchieht, liegt an der den Anjtalten aus der Prüfung vieler 
Einzeldarlehen erwachſenden großen Arbeitslaft und der überaus erfchmwerten 
Möglichkeit einer Kontrolle. In der Rheinprovin;, mo ebenfalld einzelne 
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Arbeiter nicht beliehen werden, hat dies zur Bildung einer befondere Art 
von Bauvereinen geführt in Gummersbah, Hennef und Simmern. Diefe 
Vereine bauen nicht jelbjt, ſondern find lediglich Kreditvermittelungsitellen 
‚zwifchen dem bauenden Arbeiter, der fofort Eigentümer wird, und der 
Verficherungsanftalt. Diefe Vereine thun alfo genau dasfelbe, wie die 
belgijhen Societes de Uredit, Sie nehmen den Darlehnsantrag des 
Arbeiters entgegen, helfen ihm mit Bauplänen, bürgen der Verficherungs- 
anftalt jolidarıfch für die Hypothefarfchuld des Arbeiter, ziehen die Zinfen 
ein u. ſ. w. In einzelnen Fällen bilden aud die Gemeinden jelbft oder 
die öffentlihen Sparkafjen diefe Vermittelungsitellen, jo 3. B. die Kreis— 
Iparfafjen Aachen und Düren, die Sparfafjen in Küpperjteg, Saarmellingen. 
Auch einzelne Gemeinden find als Vermittelungsjtellen eingetreten, 3. B. 
Aldefert, Ralterherberg, Müllenbach, ebenjo einzelne Sparfafjen in der Provinz 
Hannover. DBereinzelt, 3. B. jeitens der Anjtalten Hefjen-Kaffel, Hannover, 
Darmftadt, Allgemeiner Knappfchaftsverein zu Bodum, Würzburg, Oldenburg, 
Württemberg, Oberfranken und Braunfchweig werden aud Arbeitgebern 
Darlehen, zur Erbauung von Arbeiterwohnungen bewilligt. Die Anſtalt 
Oberfranken giebt auh Bauunternehmern Hypotheken. 

Alle Berfiherungsanitalten bejtimmen jedoh, daß die zu erbauenden 
Häufer ausfhlieplid oder überwiegend für verficherungspflichtige Arbeiter 
beitimmt jein müfjen und daß in erjter Linie gemeinnüßige Unter- 
nehmungen belieben werden follen, d. h. alfo Unternehmungen, welche von 
Kreifen oder Gemeinden, Bauvereinen, Spar: und Darlehnsfafjen ins Leben 
gerufen worden jind. Für dieje Stellungnahme iſt der Gedanke leitend, daß 
die mit den Mitteln der Anjtalten errichteten Wohnungen ihrem Zwecke, 
ald gute Arbeiterwohnungen in billiger Preislage zu dienen, möglichit 
dauernd erhalten bleiben jollen. Auch iſt diefe Stellungnahme im Hinblid 
auf den fajt allgemein unter dem üblichen bleibenden Hypothefenzinsfuß, 
fowie deshalb gerechtfertigt, weil zur Beleihung des gefamten, alſo aud) 
des privaten auf Erwerb gerichteten Wohnungsbaues weder die Geld- 
mittel noch die perjönlihen Kräfte der Verficherungsanftalten ausreichen. 
Eine Anftalt in Süddeutichland (Bayreuth) teilt zwar mit, daß der 
Ausdrud „gemeinnügiger Wohnungsbau” in Süddeutjchland fremd ſei, in- 
defien hat fie in ihren Beleihungsgrundfägen ebenfalld die Hergabe von 
Geldern an gemeimnügige Baugeſellſchaften vorgeſehen. Auch in Württem- 
berg ift der gedachte Ausdrud nit üblich, die Anjtalt hat jedoch zur 
Vorausfegung der Beleihung gemacht, daß die Unternehmungen in gemein- 
nüßiger Weife dem Wohl des Arbeiterjtandes dienen, von Erzielung eigenen 
Gewinnes abjehen und für Verwendung der dargeliehenen Kapitalien zu 
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dem bezeichneten Zwecke die erforderliche Gewähr bieten, ſowie daß die zu 
beſchaffenden Arbeiterwohnungen nach Lage, Solidität, Bauart, Zahl und 
Beſchaffenheit der Räume billigen Anforderungen in Beziehung auf Geſund— 
heit und Sittlichkeit entſprechen. Die Anſtalt glaubt, daß mit der Be— 
zeichnung gemeinnütziger Wohnungsbau ſich die Beſtrebungen der in Württem— 
berg in ziemlicher Anzahl gegründeten Bau- und Sparvereine, Wohnungs- 
genofjenichaften, Vereine zum Wohl der arbeitenden Klaffen 2. im 
wefentlichen deden. 

Mas unter „gemeinnügigem Wohnungsbau“ zu verftehen ift, wird von 
feiner Verficherungsanftalt erläutert. Einige derfelben, 3. B. die Allgemeine 
Knappjchaftspenfionsfafje in Freiberg i. ©., die Arbeiterpenfionsfafje der 
Sächſ. Staatsbahnen in Dresden, die Verfiherungsanftalt in Augsburg, 
halten die Gemeinnügigfeit dann als gewahrt, wenn die betr. Korporationen, 
Vereine ꝛc. gefunde und billige Wohnungen für die Arbeiterbevölferung be- 
ſchaffen. Die meijten Anftalten verlangen aber außerdem die Auferlegung 
von Beichränfungen dergeitalt, daß die Mieten eine mit dem Herftellungsmert 
der betr. Häufer übereinftimmende Höhe nicht überfchreiten dürfen und daß 
fonjtige Beſchränkungen fejtgelegt werden, damit die Käufer der Spekulation 
entzogen bleiben. Dieſe Beſchränkungen find zum Teil Bebauungs- und 
Benugungsbefchränfungen, zum Teil Veräußerungsbefchränfungen. Es wird 
hierüber in fummarifcher Form nod weiter unten Näheres mitaeteilt werden. 
Die Verfiherungsanftalt Hefien-Naffau zu Cafjel macht zur Bedingung, daß 
die Verzinfung der Geſchäftsanteile bei Baugenoſſenſchaften 2c. nicht höher 
ift, als der von der Anftalt für ihre Darlehen feitgefegte Zinsfuß. Die 
Anftalt Baden hat folgende Beſtimmungen für ihre Darlehnsnehmer fejtgefegt: 

„Der Darlehnsnehmer hat von einem während 50 Jahren vom Tage 
des Darlehensvertrages ab beabfichtigten Verkauf der Berficherungsanitalt 
mindeftens 14 Tage vor Vollzug des Kaufvertrages mittelft eingejchriebenen 
Briefes Nachricht zu geben. Die Verficherungsanftalt hat ein Vorkaufsrecht 
entweder zu dem im Darlehensvertrag feitgeitellten oder aber zu dem von 
Dritten gebotenen Kaufpreife. Wird die Anzeige verfäumt oder dem Vorkaufs— 
recht entgegengehandelt, jo hat der Darlehnsnehmer an die Anftalt den Betrag 
zu vergüten, welchen fie aus dem angeliehenen Kapital erreicht hätte, wenn 
die Anlage zu 4'/2®/o ftatt zu S’/a9/o erfolgt wäre.” 

Die Landesverfiherungsanftalt Hannover verlangt zwar nicht, daß Die 
von ihr beliehenen Unternehmungen einen gemeinnügigen Charakter tragen, 
doch macht fie den Bauvereinen beim Verkauf von Häufern an Arbeiter die 
Auferlegung meitgehender Beſchränkungen ihren Käufern gegenüber zur Be- 
dingung. Dieje Beichränfungen find folgende: 
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„Der Genofjenjchaft bleiben folgende Rechte an der Erwerbshausparzelle 
vorbehalten: 

1. Für die erften 30 Jahre nach der Auflafjung der Parzelle an den 
Anwärter das Wiederfaufsredt. 

Zur Sicherung diefes Rechts ift fofort bei der Eigentumsübertragung 
zu Guniten der Genofjenihaft gemäß $ 883 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
eine Vormerfung zur Erhaltung des Anſpruchs auf Auflafjung der PBarzelle 
im Grundbuche einzutragen. Db die Genofjenfhaft von dem Wiederfaufs- 
rechte Gebrauch machen will, bejtimmt zunädft der Genofjenihaftsvorftand ; 
giebt derjelbe eine dahin gehende Erklärung ab, fo fteht dagegen den Be- 
teiligten die Berufung an die Generalverfammlung der Genoffenichaft zu, 
deren Entſcheidung endgültig ift. Als Regel foll dabei gelten, daß das 
MWiederfaufsreht nur dann auszuüben ift, wenn eine der Genoffen- 
Ihaft niht angehörende Perſon Eigentumsredte an der 
Barzelle erworben hat oder erwerben foll. 

Ermwirbt ein Genofje ſolche Eigentumsrechte, fo ift er auf Verlangen 
der Genofjenichaft verpflichtet, die dem Wiederkaufsrecht entjprechenden Ver— 
bindlichfeiten des urfprüngliden Käufers unter Fortbejtand der eingetragenen 
Vormerfung auch perfönlich zu übernehmen. Macht die Genofjenfchaft vor 
dem Wiederfaufsrehte Gebrauh, jo hat fie ald Miederfaufspreis den 
Schätzungswert der Parzelle zu zahlen. 

In Ermangelung gütlider Vereinbarung wird diejer Wert durch drei 
Schäter ermittelt, von denen jede Partei je einen ernennt, während ber 
dritte ald Obmann von den beiden Ernannten gewählt wird; zu fchägen ift 
der gemeine Wert der Parzelle zur Zeit des MWiederfaufs. 

2. Das Vorfaufsreht, fraft defjen die Genoſſenſchaft unbefchabet 
des Wiederkaufsrechts in allen Berfaufsfällen gemäß SS 1094 fg. des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs zum Vorfauf berechtigt fein fol. Dasfelbe ift zu Gunften 
der Genofjenfchaft als dingliches Recht im Grundbudhe einzutragen. 

3. Das Recht zu verlangen, daß ohne jchriftlihe Genehmigung des 
Genofjenfchaftsvorftandes weder auf dem Grundftüd vorhandene 
oder noch zu erridtende Gebäude anders als zu Wohnzwecken 
verwendet werden dürfen, noch fonft das Grundftüd zu anderen 
Zweden benußt werden darf als zu dem Genofjenfhaftszwede: gute und 
billige Arbeiterwohnungen zu befhaffen. Diejes Recht ift zu 
Gunften der Genofienichaft als beſchränkte perfönliche Dienftbarkeit (Bürger: 
liches Geſetzbuch SS 1090 fg.) im Grundbude einzutragen. 

Gegen Berfagung jener Genehmigung jteht den Beteiligten lediglich 
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die Berufung an die Generalverſammlung zu, deren Entſcheidung end— 
gültig iſt.“ 

Ferner übt die Anſtalt gegenüber den Bauvereinen eine fortgeſetzte 
Kontrolle aus. 

Die Landesverſicherungsanſtalt „Rheinprovinz“ erachtet die Gemein— 
nützigleit der Bauvereine dann als gegeben, wenn deren Statuten den An: 
forderungen entjprechen, welche das Preußifche Stempelgejeg vom 31. Juli 
1895 und das Preußifche Ausführungsgefe zum Bürgerlichen Gejegbud in 
Art. 86 an die Gewähr von Stempel- und Geridhtöfojtenfreiheit knüpfen. 
In der Nheinprovinz haben alle gemeinnügigen Bauvereine ihre Statuten 
diefem geſetzlichen Wortlaute angepaßt. Durd eine derartige Beitimmung 
ward nicht nur die finanzielle, ſondern auch die fociale Seite des gemein: 
nüsigen Wohnungsbaues injofern geregelt, als die betr. Bauvereine fein 
Intereſſe an der möglichft hohen Verwertung ihrer Mietshäufer haben und 
infolgedejjen weder eine Spekulation, noch eine Steigerung der Mietöpreife 
bei jtarfer Wohnungsnadfrage jtattfindet. Sofern es fih um kleine Häufer 
handelt, welche zum Berfauf an die Arbeiter beftimmt find, verlangt die 
Verfiherungsanftalt Rheinprovinz die Auferlegung gewiſſer dinglicher Be— 
Schränfungen, um dem Haufe feinen Charakter als gutes Arbeitermohnhaus 
möglichit dauernd zu erhalten. Dieſe Beichränkungen, welche dem Muſter— 
faufvertrag des Rheinischen Vereins zur Förderung des Arbeiterwohnungs- 
wejend entnommen wurden, find folgende: 

1. bauliche, d. h. der Eigentümer darf, namentlich bei zufammen- 
hängenden Bauten desfelben Vereins, Aufbauten u. f. w. ohne Genehmigung 
nicht vornehmen. 

2. Benugungsbeichränftungen: nur Arbeiterfamilien und nur eine 
beftimmte Anzahl dürfen das Haus bewohnen. 

3. Veräußerung sbeichränfungen: Verkauf nur an Arbeiter, eventuell 
unter Fixierung des Kaufpreife® oder Beteiligung des Bauvereins an einer 
Quote de3 Gemwinnes beim weiteren Verkauf, ſowie Vorbehalt des Wieder: 
kaufsrechts. 

Dieſe Beſchränkungen werden als dingliche (SS 497 — 503 und 
1099—1093 Bürgerl. Gef.B.) in das Grundbuch eingetragen. 

Die Verfiherungsanftalt für das Großherzogtum Heffen zu Darmitadt 
rechnet — übereinjtimmend mit der rheinischen Anftalt — zu den gemein- 
nüßigen alle Bauten, die von Korporationen (Vereinen, Gejellihaften, Kom— 
munalverbänden) oder Arbeitgebern zur Beihaffung gefunder Arbeiter: 
wohnungen — unter Verzicht auf Unternehmergemwinn und auf eine höhere 
als 4 prozentige Dividende — hergeitellt werden. Auch find im Großherzogtum 
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Heilen Baugefellihaften und -Genofjenfhaften unter denſelben Voraus— 
fegungen, wie in Preußen, von Zahlung der Stempel- und Gerichtögebühren 
befreit, indefjen ift abweichend von den preußischen Gefegen weiter beftimmt, 
dab „wenn die Gejellihaft oder Genofjenihaft, Gemeinde oder Stiftung 
eine von ihr erworbene Liegenfchaft ganz oder zum Teil für andere ala die 
oben bezeichneten ftatutarifchen Zwecke veräußert oder verwendet, die bei der 
früheren Ermwerbung oder Belaftung außer Anjat gebliebenen Gebühren und 
Stempelbeträge nadträglih zu entrichten und daneben die für das neue 
Rechtsgeſchäft vorgefchriebenen Gebühren und Stempelbeträge anzufegen find.“ 
(Gejeg vom 4. Juni 1894.) 

Sn Oldenburg befteht auf Grund Gefeges vom 11. Januar 1897 
die Befreiung von Stempelabgaben und den Gebühren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit unter genau denjelben Borausfegungen wie in Preußen. 
Die Landesverficherungsanftalt verlangt jedoch von den ihrerfeits beliehenen 
Bauvereinen ꝛc. nicht die Aufnahme gleicher Beftimmungen in ihre Statuten. 
In Baden gewährt das Berfehrsjteuergefeg vom 6. Mai 1899 dem gemein- 
nügigen Wohnungsbau die Befreiung von der Verkehrsſteuer (Umſatzſteuer 
mit 21/2 %/o des Kaufpreifes). Die betreffende Beitimmung (8 33) ent- 
ipriht im Wortlaute genau der oben mitgeteilten Stelle des preußifchen 
Stempelgejeges. 

Hiernach ftehen alſo nahezu ſämtliche Verfiherungsanftalten auf dem 
Standpunkte, daß unter gemeinnügigem Mohnungsbau zu verjtehen iſt: die 
Erridtung von Häufern für Arbeiter dur Korporationen und Bauvereine, 
oder durch die Arbeiter ſelbſt für ihren eigenen Bebarf, und daß Gewähr 
dafür gegeben werden muß, daß die Häufer ihrem Zwecke möglichſt dauernd 
erhalten bleiben. In der Feſtſetzung der zu diefem Behufe aufzuerlegenden 
Beihränfungen gehen aber die Anfichten auseinander. Wenn auch natur= 
gemäß die Befchränfungen nit zu weit gehen follen, fo dürfte es doch 
richtig fein, Vorſorge zu treffen, daß ſowohl die dauernd im Belite 
von Bauvereinen 2c. bleibenden Mietshäufer nicht ſchließlich Spefulations- 
objefte werden — dies geſchieht dur Aufnahme von Beftimmungen in das 
Statut, wie foldhe in Preußen, Gr. Heſſen und Oldenburg für die Stempel: 
und Gerichtsgebührenfreiheit vorgefehen find —, als aud durch Feitiegung 
von Beichränfungen der Hausermwerber in der von den Verficherungsanitalten 
Rheinprovinz und Hannover gejchehenen Art. 

B. Bei dem meift niedrigen Zinsfuß, den die Verficherungs- 
anftalten gewähren, iſt die Verpflichtung zu einer bejtimmten Amorti— 
fationgquote von 1 biß 1/2 ®o durchaus angebradt. Die Berfiherungs- 
anftalten find fchon deshalb genötigt, auf eine allmählihe Rüdzahlung zu 
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dringen, weil fie unter Umftänden das Kapital für ihre Nentenverpflihtungen 
nötig haben fönnen; für die Bauvereine ift die allmählihe Tilgung zweck— 
mäßig, weil fie zur Sparſamkeit in laufenden Ausgaben und zur Gorge 
für hinreichende Einnahmen zwingt und weil auf diefe MWeife für die Bau- 
vereine nach einer Neihe von Jahren freies Vermögen, bezw. für den 
Arbeiter-Eigentümer ein freies Haus entfteht. Bei 3%0 Binfen und 1/2 %o 
Amortifation ift bei ſtets gleich bleibender Zahlung von 4"/a'/o jährlich die 
ganze Schuld in 38 Jahren getilgt. 

C. Die Kontrolle über die gemeinnügige Art der Benutzung der 
beliehenen Wohnungen wird von der Verfiherungsanftalt als Gläubigerin 
gegenüber den gemeinnügigen Bauvereinen eine andere fein, als für bie 
gemeinnügigen Bauvereine gegenüber ihren Käufern bezüglich der ins Eigentum 
einzelner Arbeiter übergegangenen Häufer. 

Für die Verfiherungsanftalt ald Gläubigerin des Bauvereind wird im 
allgemeinen die Beftimmung genügen, daß die Kündigung des billigen 
Darlehens erfolgt, wenn dem gemeinnüßigen Zweck des Unternehmens zu— 
widergehandelt wird. Als derartige Verftöße gelten: Benugung des Haufes 
zu anderen Zweden als zum Bewohnen durch Arbeiterfamilien, alfo 3. B. 
zu gewerblichen Sweden, oder durch andere als der Verficherung unter- 
liegende, bezw. diefen focial aleichtehende Perfonen, — mobei das Aus- 
fcheiden aus der Verfiherung aber nicht unbedingt einen Kündigungsgrund 
abgeben follte; ferner Bewohnung durch mehr Familien als urjprünglich 
auf Grund der Baupläne vorgefehen, alfo Überfüllung des Hauſes; Erzielung 
einer zu hohen Miete ſeitens des Arbeiter-Cigentümers, wobei allerdings 
ein PVorjchreiben einer beftimmten Miete feitens der Verficherungsanftalt 
über das Ziel hinausfchießen dürfte, endlich Verfauf des Haufes durch den 
Bauverein an Arbeiter zu erheblich höherem Preis ala dem Selbitloftenpreis. 
Wenn mande Berfiherungsanftalten in derartigen Vorfchriften ziemlich weit 
gehen, jo hat das darin feinen Grund, daß diefelben die Darlehen unter 
Verzicht auf Kündigung bingeben, fie aljo alle möglichen Eventualitäten 
vorherfehen und in den Vertrag aufnehmen müfjen, die fie trogdem zur 
Kündigung berechtigen. Alle Eventualitäten, die eine Kündigung des Dar- 
lehns trogdem münfchenswert machen, vorherzufehen,, ift indes unmöglich, 
und fo lafje man lieber die unbedingte Unfündbarfeit fallen. Es genügt 
dann die Beitimmung, daß die Verfiherungsanitalt das Recht halbjährlicher 
Kündigung hat, wenn nad ihrem Ermefjen der Charakter der Gemeinnüßig- 
feit nicht hinreihend gewahrt bleibt. Die Verficherungsanftalt muß dann 
nur jih auf dem Laufenden halten über die Gejchäftsgebarung der Bau- 
vereine durch perfönliche Einfihtnahme der beliehenen Häufer, dur die 
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Jahresberichte und Bilanzen und vor allem durch einen Bericht über die 
Bewohnung jedes Haufes nad etwa folgendem Schema: 


























i = Anzahl 
Lage des | Eigentümer [per lien, Stand Zahl Miets⸗ 
des weelche des Familien⸗der Familien— 
in dem Haufe] hauptes mitglieder ertrag 


” 5 
Haufes | Nr.| Haufe Den 





Die Erftattung dieſes Berichts mird den Bauvereinen nicht allzu 
ſchwer jein und nötigt fie außerdem zur Gelbtfontrolle. Findet die Ver— 
fiherungsanftalt in der Benußung des Haufes etwas nit in Ordnung, 
jo ıft Kündigung des Darlehns oder, wenn man meiter gehen will, die 
Erhöhung des Zinsfußes auh für die Vergangenheit — fo 3. B. die 
Verficherungsanftalt für das Königreich Sachſen — tet das geeignete 
Mittel zur Abjtelung. Iſt das Darlehn der Verſicherungsanſtalt zurüd- 
gezahlt, jo Hat fie feine Anrehte mehr auf Beriht und Einficht- 
nahmen; namentlih dürfte eine weitergehende dingliche Belaftung des 
Haufes über das berechtigte Inrereſſe der Berfiherungsanftalt hinausgehen. 
Sie hat allerdings mit ihrem billigen Gelde geholfen, das Haus herzu- 
ftellen ; folange fie ihr Geld auf dem Haufe ftehen läßt, dient es aber aud) 
gemeinnrüßigen Intereſſen, mit der Zurüdzahlung des Geldes aber iſt ihr 
Intereſſe erlojchen. 

Anders liegt die Sache zwifchen den Bauvereinen und dem Arbeiter, 
der durch ihre Vermittelung Eigentümer eines Haufes geworden ijt. Der 
Bauverein hat ein nterefje daran, daß die mit dem Darlehn der Ber- 
fiherungsanftalt und mit feinem Kapital und feiner Arbeit gefchaffenen 
Häufer dauernd, oder wenigjtens für eine Neihe von Fahren, ihrem Zwede 
erhalten bleiben. Der Bauverein kann die erforderlichen Beichränfungen 
dem Bedürfnis anpafjen und ihre Innehaltung fontrollieren. Die Be- 
ſchränkungen find als dingliche ing Grundbud einzutragen. 

D. Die Beleihbungsgrenze beträgt bei einer großen Zahl von 
Verfiherungsanftalten *°3 des Bau- und Platzwertes, eine Beleihung, 
die im allgemeinen genügt. Cine folche Beleihung wird in der Regel 
gleihlommen einer Beleihung zu mindeſtens 70—75 0 der Selbſtkoſten. 
Eine noch höhere Beleihung käme einer Zahlung der ganzen Bau- und 
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Terrainfojten recht nahe, und eine ſolche zu verlangen, ift unbillig, focial 
bedenklich, praftiih faum durchführbar, finanziell auch ſchwer zu rechtfertigen. 
Denn die Verfiherungsanftalten fünnen und follen die Arbeiterhäufer nicht 
allein bauen, bezw. ganz bezahlen, aus finanziellen und aus foctalen Gründen 
nicht. Die Mitwirkung muß für diefe Sade, wie bei allen anderen focialen 
Beitrebungen, eine allfeitige fein. Diefe Beftrebungen müfjen auch lofal 
von unten herauf fommen und von lofalem Intereffe getragen fein. Gerade 
die gemeinnügige Produktion von Wohnungen tft ein Gebiet, auf weldem 
Arbeiter, Arbeitgeber und Gemeinde einträchtig zufammen wirfen fünnen und 
follen. Die Arbeiter allein können felbftredend nicht das legte Drittel, bezw. 
Viertel der Koften allein aufbringen. Arbeitgeber, Arbeiterfreunde und die 
Gemeinden müfjen dazu helfen. In der Rheinprovinz geichieht es jo, und 
mit der Beleihung bis zu ° a des Wertes, der in der Regel höher ift, als 
die Selbitkoften, ift man völlig zufrieden. Daß in fleineren Bezirken, bei 
völliger Verfagung der Mitwirfung von Arbeitgebern, Arbeiterfreunden und 
Gemeinden, die VBerfiherungsanftalten unter Umftänden auch meiter gehen 
fönnen, foll damit nicht geleugnet werden. Es bedarf dann allerdings einer 
äußerft eingehenden und öfteren Kontrolle der Verhältniſſe der Bauvereine, 
die nad den heutigen Einrichtungen und Aufgaben der Verficherungsanftalten 
doch mindeſtens recht ſchwierig ift. 

Wenn die Verfiherungsanftalten und SKaffeneinrihtungen auf diefe 
Weife nur eine Quote, etwa 20°%o ihres Vermögens, den gemeinnügigen 
Bauvereinigungen zur Verfügung ftellen, fo iſt damit fchon ganz Er— 
hebliches geleiſte. Sie fünnen damit diefelbe Aufgabe erfüllen auf 
diefem Gebiete, welche die preußische Central: Genofjenihaftsfafle auf dem 
Gebiete des Merjonalfrevits für das Genoſſenſchaftsweſen erfüllt. Es 
würden dann für das Deutfhe Reich im Jahre 1900 bei einem Ber- 
mögen der Verficherungsanftalten und Kafjeneinridtungen von etwa 
850 Millionen Mark zur Verfügung geftanden haben etwa 175 Millionen 
Marf, eine Summe, melde jährlid nm etwa 20 Millionen Mark 
wächſt. 

Die Berufsgenoſſenſchaften könnten dem Arbeiterwohnungsbau 
in derſelben Weiſe Geldmittel zuführen wie die Verſicherungsanſtalten; denn 
im S 110 des Geſetzes betr. die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze 
vom 30, Juni 1900 iſt beitimmt, daß die Berufägenofienfchaften einen 
Teil ihres Vermögens (und zwar bis zur Hälfte) im nicht mündelficherer 
Weiſe anlegen können. Es iſt hierbei namentlich auch an die Beleihung 
von Arbeiterwohnhäufern gedacht. Die hierfür in Betradht kommenden 
Rejerven der Berufsgenofjenichaften betrugen am Schluſſe des Jahres 1899 
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138 Millionen Mark. Die Berufsgenofjenfhaften fönnen jet alſo, gerabe 
wie die Verficherungsanftalten auch über die Hälfte des Wertes der Objefte 
beleihen. 


IV. Beteiligung der ISparkaflen an der Geldbeſchaffung 
für die gemeinnübige Bauthätigkeit. 


In fait allen Kulturftaaten iſt man in den letten Jahren beftrebt, die 
in den öffentlihen und privaten Sparfafjen gejammelten Spargelder der 
Arbeiter und der Eleinen Leute dem Wohnungsbedürfnis derfelben, ins- 
befondere dem gemeinnügigen Wohnungsbau mieder dienftbar zu machen. 
Es iſt eine eigentümlihe Beobachtung, daß man überall denjelben Gedanfen 
wiederfindet, nämlich: dem erjten Zweck der Sparkafjen, der Entgegennahme 
der Erjpamifje, als zweiten gleichwertigen Zwed hinzuzufügen: die Spar- 
gelder durch die Form der Anlage denjenigen Bevölferungsflafien wieder 
zuzuführen, aus denen fie hergefommen find, und zwar in erjter Linie zur 
Befriedigung des MWohnbedürfnifjes. Sehr gut ift diefer Gedanke ausgedrüdt 
in einem Referat, welches der Präfident der Sparkaſſe in Bordeaur, Roftand, 
für den Kongreß für billige Wohnung in Bordeaur 20.—22. Dftober 1895 
geliefert hat!. „Wir haben fonftatiert, daß die verjchiedeniten Länder ſich 
begegnen in der dee, daß es für die Sparfafjen eine moraliſche Ver— 
pflihtung ift, einen Teil der Volfserfparnifje in dieje Kreife zurüdfehren zu 
laſſen und jedenfalld die Gewinne der Sparfafjen wieder denjenigen zu gute 
fommen zu laſſen, welche fie verurjacht haben, und daß eine der Haupt- 
Zwedbeftimmungen für diefe Anlagen fein muß die DVerbefjerung der 
Arbeitermwohnungen.” 

Im Auslande hat ſich die Litteratur mit der ndienftitellung der 
Sparfaffen mehr bejhäftigt als in Deutjchland, weil die Anlage der Spar- 
fafjengelder im Auslande meiſt gejeglich beſchränkter ift als in den meisten 
deutihen Staaten und namentlih eine Anlage in Arbeiterwohnungen nur 
ſehr minimal zuläffig ift, während nad den meiften deutſchen Gejeßgebungen 
die deutfhen Sparkaſſen heute bereits einen erheblihen Teil ihres Ver— 
mögens in Arbeitermohnungen anlegen fünnen. Die Frage der Beteiligung 
der Sparfafjen aber ift in Deutjchland deshalb nicht jo afut geworden, weil 
die Invalidenverfiherungsanitalten in Deutſchland feit dem Jahre 1890 in 
immer vermehrter Weife ihre Beitände dem gemeinnügigen Wohnungsbau 
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zur Verfügung geſtellt haben, ſodaß die Beteiligung der Sparkaſſen bier in 
den Hintergrund treten fonnte. 

Die frage der Beteiligung der Sparfafjen ' wurde zuerft weitläufig be- 
handelt auf dem internationalen Wohnungsfongreß in Paris vom 29. Juli 
1889. Auf die Vorträge von Rafallovih, Noulliet und Rojtand beichlof 
der Kongreß, „daß die Rejervefonds der Sparkafjen hauptfählih als Geld- 
quelle anzufehen feien” und fprad den Wunſch aus, „daß das Gejeh ge- 
jtatten möge, gegen die nötigen Garantien aud einen Teil ber Spar- 
gelder zur Verfügung zu jtellen für die Erbauung von Arbeiterhäufern, 
fodaß hiermit die Kapitalien der kleinen Sparer wieder für die nutzbar 
gemacht würden, melde fie hervorgebradt haben”. Diejer Beihluß hatte 
hauptſächlich die franzöfifhe Gefeßgebung im Auge, nad welcher die Spar- 
faflen in der Anlage ihrer Mittel gefetlic außerordentlich befchränft find. 
Des weiteren wurde dann auf dem nationalen Arbeiterwohnungsfongref 
in Bordeaur 1895 auf den Vortrag von Roftand befchlofjen, „es jei 
mwünjchenswert, 

1. daß die Sparkaſſen freier würden in der Anlage ihrer Gelder, 

2. daß, wenn die Sparkaſſen nicht freier gejtaltet würden, wenigſtens 
dann nad) der Richtung vorgegangen werden müfje, wie fie das belgijche 
Gefeg vom 29. Auguft 1889 eingefchlagen habe, daß demnad die caisse 
des d&pöts et consignations die Verpflitung haben folle, mit den Spar- 
fafjendepots und Refervefonds Arbeiterwohnungen zu beleihen.“ 

Auf dem folgenden internationalen Kongreß für das Arbeitermohnungs- 
weſen 1897 in Brüjjel wurde dann über die großartigen Erfolge der 
belgiſchen Sparfafje berichtet. 

In Deutfchland hatte bereits im Jahre 1895 der deutfche Sparfafientag 
fih mit der Frage beſchäftigt und folgende Rejolution beſchloſſen: 

„Soweit ein Bedürfnis zum Bau von Arbeitermohnungen vorliegt, ift 
den Sparfafjen die Gewährung von Darlehen zu diefem Zwede zu empfehlen. 
Es wird für gerechtfertigt gehalten, die Beleihungsgrenzen bei folden Dar- 
lehen weiter zu ziehen, als bei anderen Darlehen, doch nur eine begrenzte 
Summe für diefen Zmwed zu gewähren.“ 

Seit dem Fahre 1895 hat dann die Berficherungsanftalt Hannover 
einen neuen Verfuh gemacht, die Sparfaffen in die Beleihung von Arbeiter- 
wohnungen hineinzuziehen, indem fie den Sparkaſſen ihre Geldmittel zur 
Verfügung jtellte, um in einzelnen Orten Arbeiterhäufer zu beleihen. Die 
Frage iſt dann mweiterverfolgt worden in den Verhandlungen der Centralſtelle 
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für Arbeiter-Wohlfahrtseinrihtungen 1899 und endlid in dem Rheiniſchen 
Verein zur Förderung des Arbeiterwohnungsweſens in feiner General- 
verfammlung im November 1899. 

Das einzige Land, in dem eine Beteiligung der Sparkaffen in großem 
Stile durchgeführt ift, ift Belgien, und zwar war dies deshalb möglich, 
weil dort eben nur eine Sparfafje erijtiert. Für Frankreich wäre eine 
ähnliche große Beteiligung der Sparfafjen indirekt dadurd möglich, daß die 
Sparfafjen verpflichtet jind, jomohl die Einlagen wie den gejetlichen Reſerve— 
fonds an die vom Staat verwaltete caisse des depöts abzuliefen. Im 
übrigen ift die heutige Beteiligung der Sparfaffen im In- und Auslande 
nur eine jehr vereinzelte. Die einzige, die einiges geleiftet hat, ift die 
Sparkaſſe in Straßburg, welche bis zum 31. März 1895 für 483 000 Mark 
jelbft Arbeiterhäufer gebaut hatte. Im übrigen find dann nur noch thätig 
gewefen die Sparkafjen in Dresden, Bremen, Linz (Öfterreih), Mai- 
land, Turin und in Bologna, fowie in befonderer Weiſe die Sparfafje 
in Genf. 

Das Eintreten der deutichen Sparkafjen würde einheitlicher, großartiger 
und mwirffamer fi entfalten fünnen, wenn entweder auf freimilligem oder 
auf gefetgeberifhem Wege die Sparkafjen eines bejtimmten Bezirks, fei es 
des Regierungsbezirks oder der Provinz, dahin geführt werden Fönnten, 
einen Teil ihrer Depots und ihrer Refervefonds einer Gentralfaffe zuzuführen, 
welche alsdann ihrerfeit3 diefe Fonds dem gemeinnügigen Wohnungsbau 
nad einheitlihen Grundfäten zuführtee. Denn es ift allerdings für die 
einzelne Sparlafje jchmwierig, die Bedingungen der Beleihung und die Voraus- 
jegungen der Gemeinnügigfeit jo genau zu firieren und durchzuführen, mie 
dies notwendig erfcheint; außerdem werben bei manden Sparfafjen Gelder 
überflüfftg fein, die an Ort und Stelle dem Wohnungsbau nicht zugeführt 
werden fönnen, die aber an anderer Stelle jehr nützlich verwendet werden 
fönnen. So würde dur eine folche Gentraljtelle des Regierungsbezirf3 oder 
der Provinz ein angemefjener Ausgleich ftattfinden. Eine ſolche Gentralftelle 
würde auch die notwendigen tehnifchen und Verwaltungskräfte zur Verfügung 
haben, wie es für eine Beleihung im größeren Stile notwendig ift und mie 
es die belgifche Sparkaſſe auch hat. Es würden dann allerdings die heutigen 
befchräntenden Borfchriften in der Anlage der Gelder befeitigt werden müffen. 
Soll durd die Sparfafjengelder, fei es der einzelnen Sparkaſſe, jet es einer 
ſolchen Ausgleichsjtelle, Erheblices im Wohnungsbau geleiftet werden können, 
fo müßte geftattet fein, 

1. daß bie Nefervefonds und ein Teil der Einlagen von der Vorſchrift 


der mündelficheren Anlage befreit werden, 
9* 
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2. daß, wie in Preußen bereits vorgefhrieben, die jährlichen Über- 
fhüfje zu gemeinnüßigen Zmweden zu werwenden find. Als ſolche wären 
insbefondere anzufehen Verwendung zu Wohnungszwecken. 

3. daß demnah ein Teil der Nefervefonds und der Einlagen frei, 
etwa in Akltien, Anteilfcheinen oder Obligationen gemeinnüßiger Bau- 
geſellſchaften oder im jelbiterrichteten Arbeiterhäufern, angelegt werben 
fönnte. 

Für Preußen, wo das Sparfafjenwejen durch das Sparkaffenreglement 
vom 12. Dezember 1838, die Allerhöchfte Verordnung vom 26. Juli 1891 
und durch Minifterialreffripte geregelt it, würde ji die Sade dann mie 
folgt geitalten: 


1. Innerhalb des Rahmens der gegenwärtigen Borjchriften. 
Zunädjft wird zu unterfcheiden jein 
I. binfihtlih der Geldmittel der Sparkaſſen zwiſchen 
a) den Spareinlagen, 
b) den Rejervefonds, 
e) den Überſchüſſen. 
II. Hinfihtlid des Verwendungszwedes derſelben zwijchen 
a) allgemeinem Wohnungsbau, 
b) gemeinnügigem Wohnungsbau, 
ce) dem Bau von Eigentumshäufern des Bürger: und Arbeiter: 
itandes, in welchen der Schuldner jelbit allein oder mit höchſtens 
zwei anderen Familien zufammenmohnt. 


A, Verwendung der Spareinlagen. 

Soweit die Sparkaſſen ihr Vermögen in Hypothelen anlegen — Ende 
1897 waren in Preußen 1368 Millionen, in der Rheinprovinz allein 
247 Millionen Mark in Hypothefen auf ftädtifhe Grundftüde angelegt, 
wovon indejjen wohl nur der kleinſte Teil auf Arbeitermohnhäufer entfällt —, 
follen fie Hypothefen auf eigentliche Arbeiterwohnhäufer befonders begünftigen, 
ohne zwifchen den gedachten drei Kategorien des Wohnungsbaues (II a. b. c.) 
einen Unterſchied zu machen. 

Die Begünftigung fann bejtehen: 

a) bei der Konkurrenz mehrerer Hypothekengeſuche in einer vorzugsmeifen 
Berüdfihtigung der Hypothefengefuhe auf Arbeiterwohnhäufer überhaupt, 

b) in einer ratenmweifen Auszahlung des Darlehns je nad dem ort: 
fchreiten der Bauten, 
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e) in einer möglichſt günjtigen Regelung der Zins- und Rückzahlungs— 
bedingungen (vgl. Miniftertalerlag vom 19. Dezember 1893. I B 8123). 

Hierbei ift darauf zu achten, daß die Begünftigungen, und namentlid) 
etwaige Zinsbegünftigungen nur dann eintreten, wenn wirklich gefunde, 
billige und baulich gut eingerichtete Arbeiterwohnungen hergejtellt werben, 
ferner daß diefe Begünftigungen nur folange beftehen bleiben, folange die 
Häufer diefen Charakter behalten. Die Entſcheidung darüber, welche Häufer 
den geftellten Anforderungen entjprehen, wird in der Praris nicht ſchwer 
fein. Die Häufer gut geleiteter gemeinnüßiger Bauvereine werben ſchon auf 
Grund der Satungen diejer Vereine meift diefen Anforderungen genügen, 
jedenfalls dann, wenn diefelben, wie dies in der Rheinprovinz allgemein 
Gebraud ift, die Betimmungen des 8 5g des Stempelfteuergefeges vom 
31. Juli 1895 und des Artifel 86 des Preußifchen Ausführungsgejetes zum 
Bürgerliden Gejegbuh enthalten. Indes auh für den allgemeinen 
Wohnungsbau wird es nicht ſchwer fein, gemwifje allgemein durchführbare 
Normalvorſchriften aufzuftellen. Als ſolche feien des Beifpield halber die 
folgenden erwähnt: 

a) Die Vergünjtigung fann nur folden Häufern zu gute kommen, 
welchen auch jeitend der Gemeinden bejtimmte andere Erleichterungen in 
Bezug auf Straßenbaufojten, Baugebühren oder Gebäubdejteuer gewährt werben. 

Als Anhalt für den Erlaf folder Beitimmungen fann dienen der Be- 
ſchluß der Stadbtverordnetenverfammlung zu Duisburg vom 19. April 1898, 
fomwie der Beihluß der Baufommiffion zu Duisburg vom 10. Offober 1899 
und der S 4 der Grundjteuerorbnung der Stadt Köln vom 9. April 1900, 

b) Die zu beleihenden Häufer müfjen bejtimmten baulichen Anforde- 
rungen entjprechen, melde diefelben als gut eingerichtete Arbeitermohnhäufer 
tennzeihnen. Als Anhalt für den Erlaß folder Beftimmungen können 
dienen die Beleihungsbedingungen der Zandes - Verfiherungsanftalt Rhein- 
provinz S 3, melde lauten: „Die zu beleihenden Gebäude müfjen durch die 
Zahl und Art der zu den einzelnen Wohnungen gehörigen Räume billigen 
Anforderungen in Bezug auf Gejundheit und GSittlichfeit entiprechen. Vor: 
zugsweife werden fleine Häufer für eine bis zwei Familien beliehen. Bei 
Beleihung von größeren Mietshäufern muß jede Wohnung für fih ab- 
gefchlofjen fein und die nötigen Nebenräume (Abort, Anteil am Keller u. ſ. mw.) 
enthalten. Jede Wohnung hat in der Regel aus wmindeftens 3 Räumen 
zu” bejtehen.“ 

e) Diefen bauliden Bedingungen werden nad; Bebürfnis auch gewiſſe 
Benugungsbefhränfungen hinzuzufügen fein. Insbeſondere können je nad) 
den örtlihen Bebürfnifien wahlweiſe folgende Bedingungen gejtellt werden: 
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Das Haus darf nur zu Mohnzweden für Arbeiterfamilien und diefen 
focial gleichitehenden Perfonen dienen — Koftgänger dürfen ohne Ge 
nehmigung der Sparfafje nit gehalten werden — in dem Haufe darf fein 
Gewerbe oder Wirtichaftsbetrieb, fein Verkauf geiftiger Getränte ftatt- 
finden — u. ſ. m. 


d) Bei der Beleihung von Cigentumshäufern des Bürger- und Arbeiter: 
ſtandes wird bei den Zinsvergünftigungen unter Umftänden es fih auch 
empfehlen, um diefe Häufer thunlichit der Spekulation zu entziehen, daß, 
entweder für immer oder auf beitimmte Zeit, denfelben dinglide Bau- und 
Benugungsbefchränfungen auferlegt werden, melde im Grundbuch einzutragen 
find. Während die Bedingungen a bis e nur obligatorische Wirkung haben, 
äußern die in diefer Form aeitellten Bedingungen ihre Wirkung aud dann 
noch, wenn das Darlehn der Sparfafje getilgt ift. Als ſolche Beſchränkungen 
fünnen je nad den örtlichen Bebürfnifien wahlweiſe in Betracht kommen 
etwa die folgenden: 


Der Eigentümer darf ohne Genehmigung der Sparfaffe auf dem 
Befigtum Feine Neubauten, An- oder Aufbauten vornehmen —; in dem 
Haufe dürfen nur Familien von Arbeitern oder diefen focial gleichitehenden 
Perfonen und zwar nicht mehr ald 2 (— 3) Familien wohnen —; Koſt— 
gänger dürfen ohne Genehmigung der Sparfafje nicht gehalten werden —; 
in dem Haufe darf fein Gewerbe oder Wirtfchaftsbetrieb und fein Verkauf 
geistiger Getränfe ftattfinden —; u. f. w. 

Se nad) dem Grade der Begünftigung wird die Sparfajje die Be- 
dingungen der Beleihung jtufenmweife mildern oder verfchärfen; jedenfalls 
aber wird fie ſich durch periodische Bejichtigungen der beliehenen Objekte zu 
überzeugen haben, daß die gejtellten Bedingungen aud erfüllt werben. 

Bei dauernder Verlegung der Bedingungen wird fie je nad Befund 
die Hypothek fündigen oder wenigitens die Begünftigungen einziehen. Indes 
wird die Handhabung der Bedingungen ſowohl wie die Kontrolle über die 
Innehaltung derfelben in der Praxis eine nicht zu fcharfe fein dürfen, da 
fonit es leicht eintreten fann, daß von dem Anerbieten der Sparkaſſen fein 
Gebraud gemacht wird. Die zu Icharfen Vorausſetzungen des öfterreichifchen 
Gefeges vom 9. Februar 1892 haben zur Folge gehabt, daß von dem Gejet 
in der Praris fajt gar fein Gebrauch gemadt worden iſt. Die Hauptfadhe 
muß eben fein, daß dem Wohnungsbau und namentlid; dem gemeinnütigen 
Wohnungsbau mehr Geld zufließt und daß durch die Einwirkung der Geld 
gebenden Behörde — hier alfo der Sparfafle — gut eingerichtete und 
‚ billige Arbeitermwohnungen eritehen. 
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B. Anlage des NRejervefonds. 


Auch der Rejervefonds wäre dem Wohnungsbau zu einem beftimmten 
Teil zugänglich zu machen. 

Nah den bisher gemadten Beobadhtungen haben die Sparkaſſen ihren 
Refervefonds in Rüdfiht darauf, daß derfelbe jederzeit realifierbar fein foll, 
regelmäßig in Wertpapieren angelegt. Wenn auch nicht zu verfennen tft, 
daß diefe Anlage dem Zwede des Reſervefonds am meijten entjpridt, fo 
fünnen doch mohl gegen die Anlage eines Teiles desjelben in Hypotheken 
begründete Bedenken nicht erhoben werden. Der Nefervefonds der öffent- 
lihen Sparfafjen ftand Ende 1897 in Preußen mit 312 Millionen, in der 
Rheinprovinz allein mit 51 Millionen Mark zu Bud. Wenn hiervon ?/s 
in Papieren angelegt werden, jo dürfte dies vollftändig genügen, da einer- 
feit3 nach menſchlichem Ermefjen der Fall nicht eintreten wird, daß die 
Sparkaſſen damit etwaige Deficits nicht deden fünnen und andererfeits, wenn 
diefe Kalamität wirklich einmal eintreten follte, die Sparkaſſen während der 
Verwendung der eriten ?/a des Nefervefonds genügend Zeit haben, bis zum 
eintretenden Bedürfnis auch das dritte Drittel flüffig zu maden, fei es 
durh Kündigung oder durch Abtretung der Hypotheken. 

Wenn aber !/s des von den Sparfafjen aufgefammelten Reſervefonds, 
alio über 100 Millionen Mark in Preußen beziehungsweife in der Ahein- 
provinz 17 Millionen Mark, in Arbeiterhäufern angelegt werden, fo ijt dies 
eine jehr anſehnliche Summe, die große Bedürfniffe auf dem in Rebe 
jtehenden Gebiet befriedigen fann. Der Zinsfuß für die aus dem Neferve- 
fonds ſtammenden Darlehen wird mit Rüdfiht darauf, daß der Zinsfuß 
der Wertpapiere, in denen der Rejervefonds ſonſt angelegt tft, in der Negel 
unter dem allgemeinen Öypothefenzinsfuß fteht, gleichfall8 niedriger, als der 
letere fein dürfen. Indeſſen erfcheint es empfehlenswert, dieſe Darlehen, 
da bei denfelben diefe Zinsvergünftigung erheblicher fein kann und mird, 
ald bei den Darlehen aus den Spareinlagen (oben A), nicht dem allgemeinen 
Rohnungsbau (cfr. oben la) zuzumenden, fondern nur dem gemeinnüßigen 
Wohnungsbau, fomwie eventuell noch dem Bau kleiner Eigentumshäufer 
(IIb und e). 

Als Gegenleiftung für diefe Zinsbegünftigung wäre jedoch gleichzeitig 
für diefe Darlehen außer den oben unter A erwähnten Bedingungen nod) 
eine weitere Bedingung hinzuzufügen, nämlid eine Amortifationsverpflictung 
für mindeftens 1". %o jährlih, um die gedachten Schuldner auf dieſe Weife 
zum Erwerb eines eigenen feinen Vermögens anzuhalten und um eine troß 
der Abnugung des Haufes gleichbleibende Sicherheit der Hypothek zu ſchaffen. 


136 Brandts. 


C. Verwendung der Jahresüberfhüffe, 

Durch die Jahresüberfchüffe, die fich für das Jahr 1897 in Preußen 
auf 33 Millionen, in der Rheinprovinz auf 6,2 Millionen Mark belaufen, 
fann, fomweit diefelben nicht zur Anjammlung des vorgefchriebenen Nejerve- 
fonds erforderlich find, der Bau von feinen Wohnungen und insbefondere 
der gemeinnügige Wohnungsbau (fiehe oben IIb) mwefentlich gefördert werden. 

Eomeit in den betreffenden Orten gut geleitete Baugenofjenfchaften oder 
fonftige gemeinnüßige Bauvereine beftehen, dürften die Gemeinden am beiten 
thun, wenn fie in erfter Linie diefe mit den Sparfafjenüberfhüfjen unter: 
ftügen, da die Vereine am meiften Bürgfchaft dafür bieten, daß die gemachten 
Zumendungen aud dauernd dem beabfichtigten Zwecke erhalten bleiben und 
die Vereine ftet3 einen mehr öffentlichen Charakter haben. Dementfprechend 
fönnten die verfügbaren Überſchüſſe Verwendung finden: 

1. zur Übernahme von Anteilen von Baugenofjenfchaften und fonjtigen 
gemeinnüßigen Bauvereinen, 

2. zur Gewähr von Zinszufhlägen auf die von derartigen Genofjen- 
haften und Vereinen bei der Sparkaſſe gemachten Einlagen (eventuell 
würde für diefe Einlagen von vornherein ein höherer Zinsfuß zu be- 
- willigen fein), 

3. zum Ankauf von Gelände, das an die Vereine oder eventuell an 
einzelne Arbeiter behufs Errichtung von kleinen Wohnungen zu billigem 
Preife abgegeben wird, 

4. zur Gewährung von bypothefariihen Darlehen über die Mündel- 
ficherheit hinaus, 

5. zur Gewährung von Amortifationsbeihilfen bei unverfchuldetem 
Zahlungsunvermögen der Schuldner, 

6. zur Zahlung von Prämien an Arbeiter, 

a) für pünftlihe Zins: und Rüdzahlungen, 

b) für befonders gute Inftandhaltung der Häufer und Wohnungen, 

7. zur Erridtung von Arbeitermohnhäufern, die entweder an Arbeiter 
verfauft oder vermietet werden u. ſ. w. u. ſ. mw. 


D. VBermittelung von Darlehen der Landesverſicherungs— 
anftalten. 

Eine weitere Form zur Förderung des in Rede ftehenden Zweckes ijt 
für die Sparfafjen infofern gegeben, als jie — ſoweit ihre eigenen Kapitalien 
zur Beleihung von Häufern mit einen Wohnungen nit ausreichen — die 
Vermittelung von Darlehen der Landesverficherungsanftalten übernehmen in 


Beſchaffung der Geldmittel für die gemeinnügige Bauthätigkeit. 137 


der Weiſe, daß die Anftalten an die Sparfafjen größere Einzahlungen machen, 
welche legtere als Darlehen auf Arbeiterwohnhäufer verausgaben. Diefes 
Verfahren iſt in der Provinz Hannover und in der Aheinprovinz bereits 
praktiſch geworden. 

Allerdings wird es nötig fein, daß die Sparfafjen zur Beitreitung der 
erwadhjenden Vermwaltungsfoften bei Verausgabung der Gelder der Ver- 
fiherungsanftalten einen etwas höheren Zinsfuß feitfegen, als die Anftalten 
der Sparfafjen anrehnen. Ein Auffchlag von etwa "so ift deshalb fehr 
wohl gerechtfertigt, aber auch ausreihend Vielfach aber werden die Spar: 
faffen, namentlich zweifellos gemeinnüßigen Unternehmungen gegenüber, 
auf einen folden Zinsauffchlag verzichten fünnen. Gerade die hier vor- 
geichlagene Vermittlerthätigfeit der Sparkaffen ift geeignet, die Sparkaſſen 
allmählich an die vorzugsmweife Berükfichtigung des Arbeitermohnungsbaues 
zu gewöhnen. Haben die Sparfaflen zunächſt einmal mit dem Gelde der 
Verfiherungsanftalt den Arbeitermohnungsbau unterftügßt, fo werden jie 
almählih in Ddiefen Anlagen eine durchaus ſichere und gleichzeitig focial 
gute Verwendung auch ihrer eigenen Mittel erfennen. 


E. Anderung der Statuten der Sparkaffen. 

Einer Thätigfeit der Sparfafjen in vorgedachter Weife ftehen allerdings 
zum Teil die Kajjenjtatuten entgegen. Insbeſondere gilt dies hinfichtlich 
des Höchitbetrages der Einlagen, namentlih für die Einlagen der Ver— 
fiherungsanjtalt, der verfchiedenartigen Berzinfung der Einlagen, der Höhe 
der Amortifation ꝛc. Es würde deshalb eine entfprehende Anderung der 
Statuten vorzunehmen fein. Am zmwedmäßigiten erjcheint es, für ven 
Arbeitermohnungsbau befondere Beitimmungen in die Statuten aufzunehmen, 
in welchen die hier vorgefchlagenen Maßnahmen für zuläfftg erflärt werden. 


F. Auffidtsbehörde. 

Zwar ijt zu erwarten, daß eine große Anzahl von Sparfafjen von 
felbit infolge der vorjtehenden Anregungen zur Förderung des Arbeiter: 
wohnungsweſens ſchreiten wird, nichtsdeftoweniger wird es der Sache doch 
weſentlich dienlich ſein, wenn die Aufſichtsbehörden den Sparkaſſen ihres 
Bezirks ein Vorgehen in der gedachten Weiſe empfehlen würden. 

Um feſtzuſtellen, inwieweit die Sparkaſſen dieſer Anregung folgen und 
um einen ſummariſchen Überblick über dieſen Verwaltungszweig zu erlangen, 
ift eö ferner erwünſcht, daß die Sparkaſſen den Auffihtsbehörden über ihre 
diesbezügliche Thätigkeit und die hierbei gemachten Erfahrungen alljährlich 
einen Bericht erftatten. 
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2. Die Sparfajien fünnten erheblich mehr leijten, wenn folgende 
Anderung der beitehenden Vorſchriften einträte. 


A. Änderung des Minifterialerlaffes vom 24. Februar 1899 
I B 307. 


Nah dem Minifterial- Erlaß vom 24. Februar 1899 I B 307 ift die 
Kreditgemährung feitens der Sparkaſſen an eingetragene Genofjenfchaften 
mit befchräntter Haftpflicht nicht angängig. Für die Kreditwürdigleit einer 
Genoſſenſchaft ift es indeſſen nicht ausschlaggebend, ob diejelbe mit un- 
beſchränkter Haft, beziehungsmweife Nachſchußpflicht befteht, es fommt viel- 
mehr auf die Zahlungsfähigkeit der in den Genofjenfchaften vereinigten 
Perfonen an. Wenn mithin unbemittelte Perfonen eine Genofjenihaft 
gründen, fo ift die unbefchränfte Haftpflicht illuforifh, während eine Ge- 
noffenjchaft mit befchränkter Haftpflicht, welcher gutjituierte Perſonen an- 
gehören, bei weiten kreditwürdiger iſt. Aber auch abgejehen hiervon iſt 
nit einzufehen, warum einer Genofjenihaft mit bejchränfter Haftpflicht 
PVerfonalfredit nicht ſollte ohne befondere Sicherheit einzuräumen fein, 
nachdem diefe Genofjenfhaftsart geſetzlich zugelafjen worden ift. Solange 
eine folche Genofjenihaft in folider Weiſe verwaltet wird, ift feine Gefahr 
vorhanden, im ‘Falle einer Kataftrophe aber bietet die überhaupt vorhandene 
Haftpflicht immer noch eine Sicherheit, wie ferner auch die Leitung der Ge- 
nofjenfchaft, Auffihtsrat und Vorjtand, in diefen Fällen in der Negel mit 
ihrem ganzen Vermögen haftbar bleiben. Auch die Preußifche Central- 
Genoſſenſchaftskaſſe arbeitet mit Genofjenfchaften mit bejchränfter Haftpflicht, 
und zwar mit dem bejten Erfolge. 

Zur Beichaffung der Baugelder während des Baues ift es fehr er- 
wünſcht, daß diefen Bauvereinen die Möglichkeit verfchafft wird, mit den 
Sparfaffen in Geihäftsverbindung zu treten, weshalb es ſich empfiehlt, den 
gedachten Minifterial - Erlaß dahin abzuändern, daß auch Genofjenfchaften 
mit beſchränkter Haftpflicht unter den gleichen Borausfegungen wie denjenigen 
mit unbefchränfter Haft- oder Nachſchußpflicht feitens der Sparkaſſen Kredit 
ohne befondere Sicherheit gewährt werden fann. Das wäre für die Bau- 
vereine die bejte Geldquelle für die Beichaffung des Zwiſchenkredits während 
des Baues und vor Auszahlung der Hnpothefengelver. Cine Gefahr dürfte 
gänzlih ausgeſchloſſen fein, wenn der Kredit nur zuläffig erflärt würde bis 
zu 's der Gejfamthaftiumme und feinesfalls über den Betrag der bar ein- 
gezahlten Gefchäftsanteile hinausgehen dürfte. 
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B. Gejeglihe Anderung in Bezug auf die Beleihungsgrenze. 

Die Beleihungsgrenze, welche nad der Kabinetsordre vom 26. Juli 
1891 für Hypothefen auf ſtädtiſche Grundjtüde die Hälfte des Wertes be- 
trägt, ift zu niedrig, weil ein in diefer Grenze bleibendes Darlehen in der 
Regel nicht ausreiht. Soll von den Sparkaſſen wirflih mit Erfolg auf 
dem Gebiete des Arbeitermohnungswefens gearbeitet werden, fo iſt es dringend 
geboten, daß diefelben auf Arbeiterwohnhäufer Hypothefen bis zu mindeitens 
zwei Drittel ihres Wertes ausleihen dürfen. 

Hierbei ift aber vorzubehalten, daß eine Beleihung über die Hälfte des 
Wertes nur dann zuläffig fein fol, wenn: 

a) die Ortsbehörden die Richtigfeit der aufgejtellten Taxen bejtätigen, 
damit der Gefahr einer zu hohen Bewertung nad Möglichkeit vorgebeugt 
wird; 

b) der Bauzuftand der beliehenen Häufer von Zeit zu Zeit revidiert 
wird ; 

c) eine Mindeftamortifation vorgejehen wird; 

d) nur neue Käufer beliehen werden. 

Von dem gefamten Hypothefenbeitande der Sparkaſſen foll jedoch nur 
eine Quote, etwa Ys, über die Mündelficherheit hinaus bis zu °/s des 
Grundftüdsmwertes begeben werden. 

Eine derartige Überfchreitung der Mündelgrenze dürfte dann ganz un- 
beventlich fein, wenn bei Ermittelung des Beleihungswertes ver in Betracht 
fommenden Objekte ein jachgemäßes Verfahren beobachtet wird. Es dürfte 
ih empfehlen, hierbei nicht nur die Tare ald maßgebend gelten zu lafjen, 
fondern aud die wirklichen Herjtellungstoften, welche nachzuweiſen wären, 
den Nutzungs-, beziehungsmweife Mietwert, jowie die Summe der Feuer— 
verfiherung des haftenden Grundftüds in Betracht zu ziehen und als Be- 
leihungswert den ungefähren Mittelſatz aus diefen Faktoren feitzufegen. 
Damit dürfte eine ziemlich verläßliche Grundlage für die Beleihung geſchaffen 
werden und aldann eine Hypothek von ?/a des Wertes noch eine ausreichende 
Sicherheit bieten. Auch im Falle eines Zwangsverkaufs wird menſchlicher 
Vorausſicht nah, und wenn nicht ganz befondere Umftände, welche eine 
bedeutende Entwertung des betreffenden Grundftüdes herbeiführen, eintreten, 
die Kauffumme die Höhe diefer Hypothek erreichen. Dies umfomehr, als 
die Hypothek ſich infolge der Amortifation ftetig mehr der Mündelgrenze 
nähert. Diefe wird z. B. bei Beleihung zu */s des Wertes und bei 
einem Zinsfage von 3120 und 1/2 Yo Amortifation in 14 Jahren 
erreicht. 


140 Brandts. 


V. Die preußifhen Generalkommilfionen als Förderer 
des Arbeiterwohnungswelens, bezw. die Verwendung von 
Staatsmitteln zu diefem Zwecke. 


In Preußen bejtehen feit Anfang diefes Jahrhunderts in fat allen 
Provinzen unter dem Namen „Generalkommiſſionen“ Staatsbehörden, 
welche für das landwirtſchaftliche Auseinanderfeßungs- und Zufammenlegungs- 
verfahren, ſowie für das Meliovrationswefen von der größten Bedeutung 
und mit großem Erfolge thätig find. Durd das Gefeg vom 7. Juli 1891 
ift diefen Behörden eine wichtige neue Aufgabe zugeteilt worden, nämlich 
die Bildung von kleineren „Rentengütern“, bäuerlichen Befigungen, deren Kauf: 
preis zum Hauptteil in einer auf feiten des Verkäufers unfündbaren Geld» 
vente beiteht. Der Staat erleichtert die Bildung folder Rentengüter einmal 
dadurd, daß er durch die „Rentenbank“ dem Verkäufer den der Kaufrente 
entiprechenden Kaufpreis in Staatspapieren — Rentenbriefen — auszahlt 
und gegen den Erwerber diefelbe Summe als unfündbare Amortiſations— 
Rentenſchuld einträgt. Sodann ftellt der Staat auch die Arbeitskraft feiner 
Beamten — nämlich der Beamten der Generalfommiffion und ihrer örtlichen 
Drgane, der Speciallommifjare — in den Dienft der Sade; die General» 
fommiffion foll unter thunlichfter Berüdfihtigung der Wünſche des Verkäufers 
und des Käufers alle Gefchäfte, die mit der Bildung des Nentenguts zu- 
fammenhängen, von Staatöwegen ausführen, 3. B. Vermefjung, Auslegung 
eines geordneten Wegenetzes, Aufnahme der Rentengutsfaufverträge u. |. w. 
Die Tendenz der Nentengutögefeggebung liegt genau in derfelben Linie, wie 
das belgische Arbeiterwohnungsgefeg vom 9. Auguft 1889: Bermehrung 
von Mohnungen für kleine Leute. Nur bezieht ſich das preußifche Geſetz 
auf Wohnungen ala Zubehör von kleinen landwirtfchaftlichen Betrieben, das 
belgifche Gefeg auf Wohnungen für Arbeiter ohne diefe Befchränfung. 

Insgefamt find auf Grund des Gefetes vom 7. Juli 1891 bis zum 
Ende des Jahres 1897 mit ftaatlicher Hilfe geſchaffen worden 7104 Renten— 
güter von in Summa 77283 Hektar Land. Der Kaufpreis und der Tar- 
wert dieſer Rentengüter betrug 60 Millionen Mark; hiervon übernahmen 
die Rentenbanfen 42 Millionen, während der Reft von den Käufern ander: 
weitig gebedt worden ift. Die Rentenbanfen können beleihen bis zu drei 
Viertel der Tare. Die Nentenfchuld wird verzinft je nach dem Gelditande 
mit 31/2 %/o oder mit 4/o, amortifiert mit "eo, wodurch die Schuld in 
60%, bezw. in 56"'2 Jahren getilgt ift. Bis jegt find nur 3 2 %oige 
Nentenbriefe ausgegeben worden und haben aud) die Nentengutseigentümer 
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nur 3%2°%0 Binjen und Ys%o Amortifation zu zahlen. Solange die 
ſtaatliche Nentenbanfrente auf dem Rentengute haftet, ijt der Eigentümer 
in feiner Verfügungsfreiheit über dasſelbe beſchränkt. Zerteilung des Gutes 
und Veräußerung von Teilen desfelben fann nur mit Genehmigung der 
Generaltommiffion erfolgen. Verkauf des ganzen Gutes ijt dagegen frei- 
geitellt. 

Das Gefeg enthält über die erforderliche Größe des Nentengutes feine 
beitimmten Borfchriften, es fprit nur von Nentengütern „von mittlerem 
und fleinerem Umfange”. Die minifterielle Ausführungsverordnung vom 
16. November 1891 enthält fi ebenfalls fpecieller Angaben über die 
Größe, überläßt vielmehr die Beftimmung derfelben dem Ermeſſen der ein- 
zelnen Generalfommiffionen. Die Generallommiffion in Schlefien fchreibt 
ala Mindeftgröße einen Hektar Land vor, die Generallommiffion in Brom: 
berg 2—3 Heftar. Mit diefen Beftimmungen kann für Arbeitermohnungen 
landwirtichaftliher Arbeiter Hervorragendes geleiftet werden, für Induſtrie— 
arbeiter dagegen nichts, ſelbſt wenn die Fabrifen auf dem Lande liegen. 
In richtiger Würdigung diefer Verhältnifje, und um den Induftriearbeitern 
auh die Wohlthaten des Rentengutsgeſetzes zuzumenden, hat die General- 
fommiffion in Münſter auf Grund des Rentengutögefeges als Nentengüter 
zugelaffen Eleine Häufer mit 7— 9 Ar Land. Sie hat auf Vorfchlag 
und Verwendung des befannten Baftors v. Bodelſchwingh 22 Arbeiter 
bäufer in der Nähe von Bielefeld auf die Nentenbanf am 27. Juni 1898 
übernommen. Dieſe Häufer find gebaut worden von dem dortigen Verein 
„Arbeiterheim“ und den Arbeitern verfauft worden zum Gejamtpreife von 
180 985 Mf. Die Generallommiffion tarierte diefe Häufer nebſt zugehörigem 
Garten zu 211910 Mi. Bon den Arbeitern find abgezahlt bis 1. Dftober 
1898: 13583 Mf; die Nentenbanf gab 136960 Mi. Der Heft von 
30450 Mf. wurde von der Anjtalt Bethel gegeben und ala Hypothek zu 
Guniten derfelben eingetragen. 

Soviel befannt, iſt diefer äußerſt nütliche Gebraud des Rentenguts- 
gefehes bisher vereinzelt in Preußen. Es wäre dringend wünjchenswert, 
dak jämtliche Generallommiffionen diefem Vorgang folgen wollten. Um 
hierfür eine zweifelfreie gejeglihe Grundlage zu jchaffen, wurde im Jahre 
1899 von den Abgeordneten Weyhe und Genofjen im preußifchen Ab- 
georbnetenhaufe zu dem Geſetze vom 7. Juli 1891 ein Abänderungsantrag 
eingebracht, dejjen grumdlegender Artifel 1, wie folgt, lautete: 

„Der S 1 des Gejetes, betreffend die Beförderung der Erridtung von 
Rentengüten, vom 7. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 279) erhält folgende 


Faflung : 
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Die auf Nentengütern von mittlerem oder Fleineren Umfange haftenden 
Nenten können auf Antrag der Beteiligten durch Vermittelung der Renten- 
bank foweit abgelöjt werden, als die Ablösbarfeit derfelben nicht von der 
Zuftimmung beider Teile abhängig gemadt iſt. 

Zur Stellung des Antrags ıjt befugt: 

der Rentenberechtigte, fomweit er die Ablöfung von dem anderen Teile 
beanspruchen kann, der Rentengutsbefiger, foweit er zur Ablöjung 
der Rente ohne Zuftimmung des anderen Teil berechtigt, oder Die 
Ablöfung von dem anderen Teile beanfprudt ift. 

Der Rentenberedtigte erhält ald Abfindung entweder den 27 fachen 
Betrag der Nente in 3/e progentigen oder den 23° 3 fachen Betrag der Rente 
in 4 prozentigen Rentenbriefen nad) deren Nennwerte oder, ſoweit dies durd) 
folhe nicht gefchehen fann, in barem Gelbe. 

Die Abfindung wird durch Zahlung einer Rentenbantrente feitens des 
Rentengutsbefiers verzinft und getilgt (S 3). 

Borftehende Beftimmungen finden aud Anwendung auf 
kleine Beſitzungen, die nur aus einem Haufe mit Gartenland beitehen 
(Rentengüter kleinſten Umfanges), wenn ein fommunaler Verband oder eine 
leiftungsfähige gemeinnügige Baugenofjenfchaft Rentengutsausgeberin ift. 

Für das Ctatsjahr 1901 dürfen Rentenbriefe zum Betrage von 
2000000 Mark für diefen Zweck verwandt werden. 

Für die folgenden Jahre hat der Finanzminifter im Einvernehmen mit 
dem Landmwirtichaftsminifter den Höchſtbetrag der zu diefem Zwecke auszu- 
gebenden Rentenbriefe zu beftimmen. 

Der $ 2 des Gefetes über Nentengüter vom 27. Juni 1890 (Gefet- 
famml. ©. 209) findet auf Rentengüter fleinften Umfanges feine An- 
wendung.“ 

Die preußifche Regierung verhielt fi dem Antrage gegenüber durchaus 
ablehnend, einmal weil die mit demfelben verfolgte Abficht der Seßhaft— 
madhung von Arbeitern überhaupt nicht in das Geſetz hineinpafje, dann aber 
auh, weil man befürchtete, die Anfprühe an die Staatsfaffe würden 
ſchließlich ins ungemeffene gehen, das Riſiko fei zu groß und weil die finan- 
zielle Unterftügung folcher Beitrebungen — foweit der Kredit fonjtiger Geld- 
inftitute nicht ausreihe — in erjter Linie Sade der Gemeinden fei. Der 
Antrag wurde jedoch im Abgeordnetenhaufe mit großer Mehrheit angenommen. 
Bon verjchiedenen Seiten des Haufes wurde gegenüber den Einwendungen 
der Regierung geltend gemacht, daß es ſich zunädft um einen Verſuch handle, 
von deſſen Ausfall ein weiteres Vorgehen abhängig zu machen ſei, daß 
dasjenige, was man für fleine Leute aus ländlichen Kreifen ſchon längſt 
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von Staatöwegen thue, aud den Heinen Leuten aus den Städten nidt 
verwehrt werden fünne. Ins ungemefjene fönnten die Leiftungen des Staates 
deshalb nicht gehen, weil vorgefehen fei, daß nur alle Jahre eine bejtimmte 
Summe zur Verfügung zu jtellen ift; um den Einwand eines zu großen 
Riſilos abzufchneiden, fei beftimmt worden, daß die Amortifationgzeit bei 
den Nentengütern fleinjten Umfanges auf 25 Jahre feitgejegt ift, gegen 60 
bezw. 56 Jahre, wie dies das Geſetz von 1891 vorfchreibt. Die Kommunen 
endlid würden dur ein jolches jtaatliche8 Vorgehen zu einer größeren 
Thätigfeit auf diefem Gebiete, als bisher, angeregt werben. 

Das Herrenhaus hat den Beichluß des Abgeorpnetenhaufes indefjen 
ebenfalls abgelehnt und zwar aus denfelben Gründen, welche von der Staats- 
regierung vorgebracht wurden; es wurde bort ferner betont, daß durch das 
Geſetz die Landflucht der Arbeiter noch verftärft werde. Es machten fich 
allerdings auch im Herrenhaufe befürmortende Stimmen geltend. SHervor- 
zubeben iſt aus der Diskuffion noch ferner, daß der Berichterftatter der 
Herrenhausfommiffion betonte, daß die leßtere nicht dagegen jei, Arbeiter- 
wohnungen zu fchaffen, daß fie aber den Gefekentwurf nicht für den richtigen 
Weg halte. 

Damit iſt vorläufig in Preußen die Bereitjtellung ftaatliher Mittel 
zum Wohnungsbau gefcheitert. Trogdem ift das Ergebnis der Beratungen 
bemerfenswert , da es eine Klärung über die allgemeine Stellungnahme fo- 
wohl des Landtages als der Regierung herbeigeführt hat. Wenn das Renten- 
gutsgeſetz zu einer Ausdehnung auf ſtädtiſche Verhältniffe nicht für geeignet 
gehalten wird, jo fann es nicht fchwer fallen, die finanzielle Mitwirkung . 
des Staates in Form eines anderen Geſetzes zu fichern. 

Die Meinung, es fönnten aus der Bereitftellung ftaatliher Mittel 
„uferlofe” Anſprüche an die Staatöfaffe erwachſen, ijt jedenfalls nad) den 
bisherigen Erfahrungen nicht berechtigt. Zunächſt hat es die Regierung in 
der Hand, für ſolche Bezirke, in welchen ein Bedürfnis nicht vorliegt, Dar- 
[eben nicht zu gewähren. Aber die Anjprüche werden gar nicht in jo hohem 
Maße entjtehen. Es ift zu berüdfichtigen, daß ein Teil der erforderlichen 
Gelder — etwa Ya — immer von den Darlehnönehmern ſelbſt aufzu- 
bringen ift. 


VI. Anlage des Vermögens von Stiftungen und 
Armenverwaltungen in Arbeiterwohnungen. 


. Die meiften Stiftungen und Armenverwaltungen find in der Anlage 
des Kapitals ihrer Vermögen frei. Nur müfjen fie aus ben Jahres— 
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einkünften den Stiftungszweck erfüllen. Es können alſo dieſe Vermögen in 
Arbeiterwohnungen oder in Hypotheken auf Arbeiterwohnungen angelegt 
werden. Eine in Deutſchland völlig neue Art der Beſchaffung von kleinen 
Wohnungen wird in Frankfurt a. M. durch das Zuſammenarbeiten einer 
gemeinnützigen Baugeſellſchaft und zweier Stiftungen geplant. Die Aftien- 
baugefellihaft für kleine Wohnungen dafelbjt hat fi nämlid von dem 
Katharinenftift und Weiffrauenftift in Frankfurt nad englifchem Vorbild 
auf einem dieſer Stiftung gehörigen Gelände grundbuchrehtlid ein Erb- 
baureht auf die Dauer von 80 Jahren bejtellen lafjen, um auf Grund 
diefes Erbbaurechtes auf diefem Gelände Arbeiterwohnungen zu errichten. 
Ein foldes Erbbaurecht, welches an ſich nur ein zeitlich beſchränktes Recht 
auf Nusbarmahung des Grundeigentums giebt, ift nad den Vorſchriften 
des neuen bürgerlihen Geſetzbuches grundbuchrechtlih verpfändbar. In 
ähnlicher Weife wollen die Städte Halle und Franffurt a. M mit ihrem 
ftädtifchen Grundbefig vorgehen. Das Erbbaurecht foll dort beftellt werden 
zu Gunften eines jeden, welcher gut eingerichtete Arbeiterhäufer bauen mill. 

Die Stiftungen und Stabtvertretungen werden ficher auf ähnliche Ge- 
ihäfte gern eingehen, weil fie auf diefe Weiſe die Grundrente ihrer 
Ländereien bedeutend erhöhen fünnen, ohne gleichzeitig felbjt bauen oder bei 
einem etwaigen Verfauf auf die Ausnutzung der in den Städten enormen 
Steigerung der Grund: und Bodenmwerte verzichten zu müjjen. Denn nad) 
Ablauf des Erbbaurechtes erhalten fie ihr Eigentum mit den alsdann nod) 
darauf befindlichen Gebäuden zurüd. Die Stadtverwaltungen und Stiftungen 
find aber bei einem ſolch gemeinfchaftlichen Handeln in die Lage gejebt, 
mit verhältnismäßig geringen Opfern eine wejentliche Bejjerung der Arbeiter- 
mwohnungsverhältnifje erzielen zu fönnen und der Vorteil für die gemein- 
nügige Baugeſellſchaft liegt darin, daß lediglih das Baufapital durd 
Hypothek aufzubringen tft, die Grundermwerbsfoften aber völlig geipart 
werden. 

Auh die ftädtifhen Armenvermwaltungen fönnen ihr Ber: 
mögen faum befjer verwenden, als zum Bau von Arbeiterwohnungen oder 
zur Unterjtügung gemeinnüßiger Bauvereine. Lieft man die Berichte der 
Armenverwaltungen, jo wird man fajt jtet3 finden, daß große Geldfummen 
zur Zahlung von Mieten für Unterjtüßungsberechtigte verausgabt merden 
müfjen. Dabei handelt es ſich bei den letteren zum großen Teil nicht um 
eigentlih unterftügungsbedürftige Familien, melden der Ernährer fehlt, 
jondern um Familien mit großer Kinderzahl, die eine häufig noch dazu höchſt 
fragwürdige Wohnung nur gegen Bezahlung einer Miete erhalten, die weit 
über die Mittel des Familienhauptes hinausgeht. Anftatt nun aus 
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Mitteln der Armenverwaltung diefe Mieten zu zahlen, ift es viel befjer 
und rationeller, wenn dafür Häufer gebaut werden, um fie gegen billige 
Miete an Familien der gedachten Art abzugeben. Und menn hierzu das 
eigene Vermögen der Armenverwaltung nicht ausreicht, empfiehlt es ſich für 
die Gemeinden felbit, hier helfend einzugreifen, da fie ja die Laſten ber 
Armenverwaltung zu tragen haben. Es wird dadurch einerſeits erreicht, 
daß den notleidenden Familien mwenigitens gute Wohnungen zur Verfügung 
geitellt werden und wenn diefe Wohnungen nicht von der Armenvermaltung 
jelbjt, fondern mit ihrer Unterftügung von einem gemeinnüßigen Unter- 
nehmen errichtet find, fo werben dieſe bebürftigen Familien auch noch des 
beihämenden Gefühle enthoben, aus öffentlihen Mitteln Unterftügung zu 
genießen; andererjeitö liegt aber in diefem Verfahren ein Vorteil für die 
Armenverwaltung felbit infofern, als die Zufhüfle, welche fie neben den 
Mieten der Hausinfaffen etwa zur Verzinfung des Baufapitald noch zu 
leiften bat, erheblich geringer fein werden, als die früheren Miets- 
zufhüfle. Die Armenverwaltung in Neuß ift in gedachter Weiſe vor- 
gegangen. Sie hat fih an dem dortigen gemeinnübigen Bauvereine mit 
einem Kapitale von 100000 Mark beteiligt. Der Verein ftellt für diefe 
Summe fleine (Zweifamilien-) Käufer her, welche zur freien Verfügung der 
Verwaltung ſtehen und welche fie zum vereinbarten Preije jederzeit übernehmen 
fann. In Straßburg i. Elf., woſelbſt in den legten Jahren umfafjende Maf- 
nahmen zur Erzielung guter Rechnungsverhältnifje getroffen worden find, 
beabjichtigt die Armenverwaltung 24 Wohnungen für Familien mit zahl: 
reichen Kindern zu errichten. 


VII. Gewährung von Fwifchenkredit zum gemeinnütigen 
Wohnungsbau. 


Die mit dem gemeinnügigen Wohnungsbau befaften Unternehmungen, 
insbefondere die Bauvereine, werden behufs Anfaufs von Grundftüden und 
während des Baues von Häufern mit ihren eigenen Betriebsmitteln nicht 
ausfommen, Hypothefengelver ftehen ihnen dann nod nicht zur Verfügung, 
jei es, daß eine Quelle für diefelben überhaupt noch nicht erichloffen ift, 
jet es, daß die Hypothek erjt nach Fertigſtellung des Baues gezahlt wird. 
Es werden an die Bawuvereine häufig auch infofern plögliche Geldanſprüche 
geftellt, ald die Lieferanten fih im Falle einer Geldverlegenheit um jchnelle 
Auszahlung des Gegenmwertes ihrer Lieferungen während bes Baues be- 
mühen oder die Vereine augenblidlih einen günftigen Grundſtückserwerb oder 
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Es wäre deshalb für die Bauvereine von großem Nuten, eine Stelle 
zu haben, bei welcher fie Gelder auf Perfonalfredit erhalten und mit der 
fie in ftändigen Kontoforrentverfehr treten können, um eventuell bei Diefer 
Stelle auch augenblidlih überflüffige Gelder anlegen zu Fönnen. 

Nun find zwar einige Verficherungsanitalten (3. B. Hannover, Rhein- 
provinz, Schleswig» Holftein, Sachſen-Anhalt, Dldenburg, Hefjen - Nafjau, 
Baden, Württemberg und Hanjejtädte) den Bauvereinen injofern entgegen- 
gefommen, als fie ratenweife Auszahlung der Hypothefen nad Maßgabe des 
Fortichreiteng der Bauten zugejtehen. Es gefchieht dies jedoch nur nad) 
vorheriger Eintragung der Hypothek in das Grundbud und nad Einreichung 
einer Tare. 

Das Verfahren ift mithin etwas fchwerfällig und bietet den Bau- 
vereinen nicht genügend Gewähr dafür, daß fie immer in der Lage find, 
günftige Konjunktturen auszunügen, umfoweniger, als die Anftalten in der 
Regel zum Anlauf von Baugelände auf diejes Hypothefen nicht gewähren, 
fondern folde nur dann zubilligen, wenn die Grundftüde mit Arbeiter- 
häufern bebaut werden. In mweitergehendem Maße würde den Bebürf- 
niffen der Bauvereine ſchon Nechnung getragen werden durch einen Kredit— 
verkehr mit den Sparkaſſen, wenn leteren geitattet würde, den gemein— 
nügigen Bauvereinen und Baugenofjenfhaften ohne dingliche Sicherheit 
Kredit zu gewähren. Einige Bauvereine haben fi zur Erlangung des 
erwünjchten Perſonalkredits mit Privatbanfen in Verbindung gefest, es 
ift Dies jedoh wegen des hohen Bankzinfes in der Regel nit em- 
pfehlenswert. 

Zur Beihaffung von Zwifchenfredit bietet eine gute Handhabe das 
Geſetz vom 31. Juli 1895 über die preußiihe Centralgenoſſenſchafts— 
kaſſe. Die legtere dient befanntlih in erſter Zinie zur Gewährung von 
Perjonalfredit an Erwerbs- und Wirtfchaftsgenofjenfchaften. Diefe haben ſich 
zu dem Zwede zu Verbänden zufammenzuthun, welche eine gemeinſchaftliche 
Kaſſe (Centralkaſſe) errichten. Letztere fungiert als Vermittlerin zwiſchen 
den Genoſſenſchaften und der Centralgenoſſenſchaftskaſſe. Derartige Gentral- 
kaſſen bejtehen im Reiche bereits eine ganze Anzahl und es bedarf nur 
des Anfchlufjes der Baugenoſſenſchaften an eine diefer Gentralfafien. Wo in 
einzelnen Provinzen, wie 3. B. im Rheinland, eine genügende Anzahl von 
Baugenofjenichaften beitehen, fünnte man daran denken, für diefelben zweck— 
mäßigerweife eine befondere Gentralfafje zu errichten. Es würde hierzu des 
Zuſammenſchluſſes der Genofjenichaften zu einem Verbande bedürfen, welcher 
die Gentralfafje einrichtet. Die Kaffe würde wiederum die Nechtsform einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft mit befchränkter Haftpflicht annehmen. Jede 
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einzelne Baugenofjenfhaft wäre Mitglied diefer Genoſſenſchaft und hätte zu 
derjelben Gejchäftsanteile zu zeichnen. 

Die Höhe des von der Centralgenofjenfchaftsfafje zu gemährenden Kredite 
richtet ſich nach der bei der Gentralfaffe übernommenen, gerichtlich ein- 
getragenen, von der Gentralgenofjenfchaftsfafle als vertretbar anerfannten 
Haftjumme ; ald Ergänzung fommen Specialficherheiten (Depot-Wechfel, Bürg- 
ſchaftsſcheine, Effekten) in Betradt. ($ 3 der Beftimmungen der Central: 
genofienfchaftsfajje über den Gefchäftsverlehr mit Vereinigungen und Ver— 
bandsfafjen.) Der Zinsfuß für Darlehen in „laufender Rechnung” betrug 
laut Gejchäftsbericht der Centralgenoſſenſchaftskaſſe pro 1899/1900 troß der 
geipannten Geloverhältnifje nur 31/2®/o, ſodaß die Gentralfafjen gut in der 
Lage waren, ihrerfeit3 an die einzelnen Genoſſenſchaften Kredite zu 4”o zu 
gewähren. Die Centraltafje würde zwedmäßigerweife in die Verwaltung des 
unter VIII erwähnten Berbandes zur Förderung des Arbeitermohnungsmejens 
übernommen werden. Auch fönnte diefe Kaſſe Hand in Hand mit der 
Hypothefengeberin — aljo der Verfiderungsanftalt — infofern arbeiten, als 
legtere die den Bauvereinen gewährten Hypothefen mit Genehmigung der 
Bereine an die Gentralfafje zahlte, lettere brächte die ihrerjeit3 den Vereinen 
gewährten Kredite in Abzug, zahlte den Reit an die Vereine aus, oder be- 
hielt ihn auf Wunſch bis zum eintretenden Bedürfnis zurüd, 

Allerdingd würde mit Einrichtung einer folchen Gentralfaffe nur der 
Zwifchenfrebit für Baugenoffenfhaften befchafft werden. Die in anderer 
Rehtsform (Aftiengejellihaften, Geſellſchaften m. b. H.) beitehenden Bau- 
vereine müßten aljo andere Geldquellen auffuhen. Da die Zahl dieſer 
Bauvereine indefjen verhältnismäßig gering, diejenige der Baugenoffenjchaften 
aber jehr groß ift, jo möchte fi die Nutzbarmachung des Kredits der 
Gentralgenofjenfchaftsfafje immerhin empfehlen, umjomehr, als eine Central» 
fafie der vorerörterten Art gemwifjermaßen der Vorläufer für die gewünjchte 
ftaatlihe Kafje zur Gewähr des Hypothefenfredit3 werden könnte. 


VII. Eentralvereine zur Förderung des Arbeiter: 
wohnungswefens. 


Sm Intereſſe einer regen und einheitlihen Agitation für das Arbeiter- 
wohnungsweſen ift es erforderlih, daß für einen räumlid nicht zu großen 
Bezirt — etwa von dem Umfange einer preußifchen Provinz — ji alle 
Intereſſenten des Arbeiterwohnungswejens, aljö die gemeinnügigen Bau- 
vereine, die ftaatlihen und fommunalen Behörden, die geldgebenden Kaſſen, 
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Vereinigung oder dieſes „Verbandes zur Förderung des Arbeitermohnungs- 
weſens“, wie man ihn nennen möge, find insbefondere folgende: 

a) Erteilung von Rat und Auskunft in allen das Arbeiterwohnungs- 
weſen betreffenden Angelegenheiten: ferner Schaffung eines Sammelpunttes 
für alle Erfahrungen im Arbeiterwohnungsmwejen durd Sammlung von 
Statuten und BVerwaltungsberichten gemeinnüßiger Bauvereine, von muſter— 
gültigen Bauplänen, Kauf, Miet:, Darlehns- und Bauverträgen, ſowie von 
andermweitigen, das Arbeiterwohnungsweſen betreffenden litterariichen Er- 
cheinungen des In- und Auslandes ; 

b) Förderung aller gemeinnütigen, auf die Verbefjerung der Arbeiter- 
wohnungen in feinem Bezirke gerichteten Beftrebungen durch geeignete Ver— 
öffentlihungen, durch Anregung zur Gründung neuer Bauvereine und Mit: 
wirkung bei der Gründung ſelbſt; 

e) Stellung von Anträgen an die ftaatlihen Verwaltungsbehörden und 
gefeßgebenden Körperichaften ; 

d) Anregung der Kommunalverwaltungen zur Mitwirkung beim gemein- 
nüsigen Wohnungsbau und zur Förderung des Baues Ffleiner Wohnungen 
im allgemeinen ; 

e) Wahrung der allgemeinen ntereffen der gemeinnügigen Bauunter« 
nehmungen ; 

f) Alljährliche Berichterftattung über das ;Fortichreiten der gemein» 
nüsigen Bauthätigfeit. 

Das Hauptziel diefer Organifation muß fein die Schaffung der oben 
erwähnten Geldcentralftelle, welch lestere auch gleichzeitig die im Abſchnitt IV 
erwähnte Gentrale für die Sparfaffen und die im Abfchnitt VII bezeichnete 
Gentralfafje bilden, bezw. verwalten fünnte. Die Erfahrungen in der Rhein— 
provinz haben erwiefen, daß eine foldhe Vereinigung geeignet ift, dem 
gemeinnüßigen Mohnungsbau einen mächtigen Aufſchwung zu geben, daß fie 
aber auch gleichzeitig einer Geldquelle bedarf, auf welche ſich die Vereinigung 
jtügen fann und melde Hand in Hand mit ihr arbeitet. 

Der Rheiniſche Verein zur Förderung des Arbeiterwohnungs- 
weſens zu Düffeldorf, die erſte derartige Gründung, würde feine Erfolge 
nicht entfernt erzielt haben, wenn die Zandesverficherungsanitalt „Rheinprovinz“ 
nicht die für den gemeinnügigen Wohnungsbau nötigen Mittel zur Verfügung 
gejtellt hätte. Dem genannten Vereine gehörten Ende 1900 als Mitglieder an 
84 Staats- und Kommunalbehörden, darunter der Oberpräfident und die fünf 
rheinischen Bezirfsregierungen, 65 gemeinnütige Bauvereine, 6 andere gemein- 
nüßige Vereine und 86 Privatperfonen ; von dem Handelsminifter wird dem 
Verein ein erhebliher Zuſchuß gewährt. 
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Die Erfolge des Vereins während feines ca. dreijährigen Beſtehens 
find u. a. darin zu finden, daß fi unter feiner Mitwirkung 50 bis 60 
neue gemeinnüßige Bauvereine in der Rheinprovinz gebildet haben, daß 
ferner Ddiefe Vereine fat ohne Ausnahme meitgehende Unterftügung und 
Förderung durd die Kommunalbehörden finden und daß das allgemeine 
Interefie für die MWohnungsfrage ein fehr reges geworden iſt. Diefe 
Teilnahme der Gemeinden befteht vorzugsmweife in der Zeichnung von 
Aktien oder Gefchäftsanteilen, in Erlaß, Stundung oder Ermäßigung der 
Straßenbaufoften, Ermäßigung der Grund- und Gebäubefteuer, oder in 
der Übernahme der Garantie für die Hypothefenfhulden der Bauvereine 
gegenüber der Verficherungsanftalt. In jehr vielen Städten ftellen Bürger- 
meifter und Stabtbaumeijter ihre perfönlihe Arbeitskraft mit in den Dienft 
der gemeinnügigen Bauvereine, Daß dies für die Anpafjung des Straßen: 
netzes und für die Feititellung der Baubebingungen von der größten Be— 
deutung ift, liegt auf der Hand. Go erhalten die gemeinnüßigen Bauvereine 
den Stempel einer halböffentlich-rechtlichen Unternehmung. Der Verein hat 
fih infolge feiner Thätigfeit zum fachverftändigen Mittelpunkt im Arbeiter- 
mwohnungswejen entwidelt, deſſen Rat und Mitwirkung nit nur von Bau— 
vereinen und fonftigen privaten Intereſſenten am gemeinnügigen Wohnungs 
bau, fondern auch von Behörden gern in Anfprud genommen wird. Einen 
weiteren Erfolg erzielte der Verein durch feine Thätigfeit auf dem Gebiete 
der Grund» und Gebäudefteuerreform. Die von ihm den zuftändigen 
Miniitern unterbreiteten Vorſchläge Haben durchweg die Billigung der 
Minifter gefunden und wurden von denfelben in Form einer Mufterfteuer- 
ordnung den Gemeinden zur Einführung empfohlen. Eine Anzahl Städte 
bat eine dementjprechende Reform der Grund- und Gebäudefteuer auch bereits 
vorgenommen. In letzter Zeit hat fich der Verein mit der Bethätigung der 
Sparlajien am gemeinnüsigen Wohnungsbau und mit der Aufitellung von 
Grundfägen bejchäftigt, melde dazu dienen follen, die von gemeinnüßigen 
Bauvereinen hergeitellten, in das Eigentum von Arbeitern übergehenven 
Häufer dauernd der Spekulation zu entziehen. 

Eine fehr wefentlihe Unterftügung wurde dem Vereine dadurd zuteil, 
daß der Dberpräfident und die rheinifchen Regierungs-Präfidenten die Ver- 
waltungsbehörden wiederholt auf die Bedeutung der MWohnungsfrage und 
die Notwendigkeit einer Mitwirfung der Kommunen auf biefem Gebiete 
bingewiefen haben. Der preußifhe Minifterialerlaß vom 19, März 
1901 hat denn aud die Gründung foldher Gentralvereine als ſehr zmwed- 
mäßig bingejtellt. 

Cine dem Rheiniſchen Vereine ähnliche Gründung ift im Jahre 1900 
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in dem „Verein zur Förderung des Arbeiterwohnungsmwejeng 
und verwandter Beitrebungen zu Franffurt aM.“ für die Pro- 
vinzen Hefien-Eafjel und Nafjau vollzogen werden, ebenjo für das Groß: 
berzogthum Hefien in dem VBiftoria-Melitta-Berein für Errichtung 
billiger Wohnungen. 


IX. Weitere Reformziele. 


I. Die Vorfchläge von Lechler und Schäffle!. Someit die Kapital- 
beihaffung für die gemeinnügige Bauthätigfeit in Frage fommt, haben die 
Vorſchläge in der Neihenfolge der verfchiedenen unten citierten Schriften 
gewechjelt und fich nicht unmefentlich geändert. Die Vorjchläge der neuejten 
Schrift find die folgenden: 

1. Die Einzelftaaten — nidt das Neih — follen für ihr Gebiet be— 
fondere Special» Drgane für die pofitive Wohnungsfürforge einrichten. — 
MWohnungstommiffionen. Für ein wie großes räumliched Gebiet ſolche 
MWohnungsfommiffionen einzurichten find, ob und für welche Gebiete Iofale 
Unterfommiffionen einzufegen find, wird nicht erörtert. 

2. Die Wohnungsfommiffion wird lediglih von der Staatöregierung 
zufammengefeßt, teild aus Beamten, teil3 aus Laien. 

3. Ihre Aufgabe ift: 

a) Prüfung der Anträge auf Wohnungsbau feitens der „Wohnungs: 
Intereſſenten“; 

b) Belebung und Förderung der gemeinnützigen Bauthätigkeit; 

e) Verhandlungen mit den Gemeinden über Erlangung von gutem Bau— 
gelände und über Bauerleihterungen jeder Art; 

d) Begutachtung der Anträge auf Darlehen und Kontrolle über richtige 
Verwendung von bemilligten Darlehen, einſchließlich Feitiebung der Miet- 
fäge der beliehenen Käufer. 

4. Über den Landesbaufommiffionen foll eine Reichscentralitelle jtehen. 

5. Der Staat foll durd Verfauf von einer befonderen Art von Staats: 
ſchuldſcheinen, — Baupfandbriefen — fi die Geldmittel verfchaffen, um 
den Wohnungsbau zu fördern. 

a) Über die Darlehen entfcheidet auf Gutachten der Mohnungsfom- 
mifjion die Yandesregierung ; 

b) die Regierung fann leihen den ganzen Heritellungswert der Häufer. 


! Diejelben find enthalten in folgenden vier Schriften: Nationale Wohnungs» 
reform; Neue Beiträge zur nationalen Wohnungsdreform; Der erfte Schritt zur 
nationalen Wohnungsreform:; Die ftaatlihe Wohnungsfürforge. Alle Schriften bei 
Ernit Hoffmann, Berlin. 
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Indes find hierbei als Darlehensnehmer nur zugelaffen „gemeinnüßige Bau— 
agefellichaften und Genoſſenſchaften“, ohne daß gefagt wird, melde Bereini- 
gungen al3 gemeinnüßige anzufehen find. Es wird aber nicht für unzuläfjig 
gehalten, auch Gemeinden, ländliche Kreditgenofienfchaften und Arbeitgeber 
in diefer MWeife zu beleihen. Jedenfalls aber können diefe Darlehen bis 
zu einer Quote des Mertes gegen Hypothef gegeben werden. Der Reſt des 
Baufapitals ift dann zu deden durch die Bauherrn ſelbſt. 

6. Wenn die gemeinnügige Bauthätigfeit den Bedarf noch nicht dedt, 
jol der Staat ſelbſt Wohnungen herftellen und vermieten oder verkaufen. 

In den urfprüngliden Vorihlägen von Lechler und Scäffle war der 
Eigenbau durch den Staat dur Vermittlung der Landesbaufommiffionen 
in den Vordergrund geftelt. Die Beſchränkung des Staates auf die Kredit- 
gewährung und die vorzugsweife Beleihung der „gemeinnügigen“ Bauthätig- 
feıt iſt im Verlaufe der Schriften allmählich eingetreten. 

II. Die Vorfchläge von Arbeiterwohl! befchränften die Gewährung 
des Staatöfreditö von vornherein auf die gemeinnüsige Bauthätigfeit. Hier— 
nach joll die öffentliche Thätigkeit im Wohnungsweſen ausgeübt werben von 
einer Banf, die entweder als jtaatlih vom Staate, oder bejjer noch als 
fommunale von einem größeren Kommunalverband (Provinz) einzurichten 
wäre. Außer andern Aufgaben im Wohnungsmefen hätte diefe Bank alfo die 
Aufgabe, „gemeinnütigen“ Arbeiter: Baugefellfhaften Hypothefen-Krebit zu 
gewähren bis zu etwa 70% des Wertes des Haufe, Beliehen werden 
follen nur gemeinnüßige Baugefelichaften jeder Rechtsform. Welche Gejell- 
ſchaft pp. als eine gemeinnüßige zu gelten hat, ift genau fixiert. Die 
Zinfen des Darlehens find fo zu bemefjen, daß alle Unfoften, aud die 
Verwaltungsfoften gedeckt werden. Eventuell foll der Staat bezw. die Provinz 
nur die Gehälter und Bermwaltungsfoften der Behörde deden. Der Staat 
bezw. der Kummunalverband verfchafft fi das nötige Geld für die Dar- 
leben durch Ausgabe öffentlicher Obligationen, deren Zinfen und Amorti- 
fationsquoten durch die Zinfen und Mmortifationsquoten der gewährten 
Darlehen zu deden find. Bon den 30 ®/o, melde dann noch notwendig 
find zur Aufbringung der Reftfumme der Bauten, tragen die gemeinnüßigen 
Geſellſchaften aus ihren eigenen Mitteln 150 bei, die Gemeinde, die 
öffentlihe Sparkaſſe und die Berufsgenofjenschaften nach einem bejtimmten 
Maßſtab je 50 ald Zmwangsteilnehmer der Bauvereine. 

III. Ausgehend von der Thatfache, daß, mwenigitens in normalen Zeiten, 
erfte Hypotheken auf Arbeiterwohnhäufer in der Negel ohne Schmierigfeiten 


ı Aufgaben von Gemeinde und Staat. Köln 1897. J. B. Baden. 
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zu erlangen fein würden, dagegen zweite Hypothefen ſtets jchwierig und nur 
zu hohen Zinfen zu erlangen ſeien, machte Oberbürgermeifter Adickes! 
den Vorjchlag, die Gemeinden follten öffentliche Banken einrichten mit dem 
Zwede, zweite Hypothefen auf Arbeitermohnhäufer zu gewähren. Die Kredit- 
gewährung foll aber jedem, nicht nur dem gemeinnüßigen Wohnungsbau 
zuftehen; an die AKreditgemährung werden indes erheblihe Bedingungen 
gefnüpft. 

IV. In der Broſchüre „NReichshilfe für Errichtung Heiner Wohnungen”, 
herausgegeben vom Verein „Reiche - Wohnungs - Gefeg”, Göttingen 1900, 
macht Liebrecht den Borfchlag, die Landes=- Verficherungsanitalten ge: 
jeglih zum finanziellen Mittelpunft des gemeinnügigen Wohnungsbaues 
auszugeitalten. Er geht davon aus, daß die heute von den Berficherungs- 
anftalten angefammelten Kapitalien, aud wenn fie ganz dem gemein- 
nügigen Wohnungsbau zugeführt würden, dennodh dem Bedürfnis nicht 
genügen würden. Er wünſcht deshalb eine reichögefegliche Beitimmung in 
Ergänzung des invalidenverficherungsgejeges vom 13. Juli 1899 folgenden 
Inhalts. 

1. „Die Landescentralbehörde desjenigen Bundeöftaats, in dejjen Ge- 
biete die Verficherungsanftalt ihren Sig hat, fann auf Antrag oder nad) 
Anhörung des Vorftandes oder Ausſchuſſes der Verficherungsanftalt, unter 
BZuftimmung des mit der Verwaltung des zuftändigen weiteren Kommunal- 
verbandes betrauten Organes anordnen, daß die Verfiherungsanitalt ſich der 
Beförderung des Baues von fleinen Wohnungen zu unterziehen hat.“ 

Und ferner: 

2. „Sit eine ſolche Anordnung erfolgt, fo hat die Verficherungsanitalt 
die Verpflichtung, fich die Gewährung von Darlehen an Verficherte, Vereine, 
Genojjenihaften oder fonjtige Perfonen und Einrichtungen, zur Errichtung 
fleiner Wohnungen nad Maßgabe des S 164 letter Abſatz angelegen fein 
zu laſſen.“ 

3. „Sie hat das Recht, ihre Organe hierzu heranzuziehen und an die 
öffentlichen Behörden Erſuchen auf Grund S 172 des Gefetes zu ftellen; 
fie ift ferner berechtigt, eigene Organe zur Erledigung der Wohnungsfürforge: 
Sache zu Schaffen, insbefondere auch technische Beamte hierfür anzuftellen.“ 


! Beriht über die I. Generalverfammlung des Vereins für Förderung des 
Arbeiterwohnungsweiens und verwandte Beitrebungen zu Frankfurt a. M., fomwie 
in dem Jahresbericht des Magiftrats zu Frankfurt für das Jahr 18941900. Bat. 
unten Adides: Förderung des Baues kleiner Wohnungen durd die private Bau— 
thätigfeit. 
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4. „Reihen die Mittel der Verjiherungsanftalt zur Befriedigung des 
im Bezirfe der Verfiherungsanitalt vorhandenen Bebürfnifjes nicht aus, fo 
fann die Verjiherungsanftalt Darlehen aufnehmen, mit der Maßgabe 
jedod, daß diefe Darlehen einer regelmäßigen Tilgung von mindeſtens 1 p. c. 
unterliegen müfjen und daß die Differenz zwiſchen dem von der ®er- 
fiherungsanitalt für Darlehen auf Grund F 164 letter Abſatz erzielten 
Durhihnittszinsfuße und dem für das aufzunehmende Darlehen zu zahlenden 
Zinsfuße ein halbes Prozent nicht überſteigt.“ 

5. „Die Höhe der aufzunehmenden Darlehen ijt vom Ausfchufle der 
Verfiherungsanftalt feitzufegen und zwar in der Regel mit dem jährlichen 
Haushaltsetat.” 


Schluß, 


Wenn innerhalb des Rahmens der heutigen Geſetzgebung, Invaliden— 
Anftalten, einjchließlih der zugelaffenen Kafjen-Einrihtungen, Sparfafjen, 
öffentlihe Stiftungen fo viel leijten wollten in der Beleihung des gemein- 
nüsigen MWohnungsbaues, wie fie fönnten, wenn fie namentlid bei der 
Anlage ihres Vermögens der Beleihung der Arbeiterhäufer ftetS den Vorzug 
geben wollten, fo würden wir unendlih viel weiter fein. Dabei wäre 
allerdings Worausfegung, daß die Beſchränkung der Vermögens-Anlage diejer 
Anftalten und Kafjen auf mündeljichere Werte gejeslich aufgehoben würde, 
damit jie berechtigt wären, Arbeiterhäufer auch über 5000 des Wertes zu 
beleihen. Indes wird mit Recht hervorgehoben : 

1. daß die Hauptaufgabe der Verficherungsanftalten doch fei: Renten— 
gewährung und Kranfenfürforge, und daß die Anregung und Beleihung 
des gemeinnügigen Wohnungsbaues doch höchſtens im Nebenamte und bei 
beionderen Neigungen des VBorjtandes hierzu ftattfinden könne. Außerdem 
dürfte nur ein Teil des Vermögens im Wohnungsbau angelegt werden und 
zum andern Teile in andermeitigen Wohlfahrtseinrichtungen anzulegen und 
zum Teil auch liquide zu halten fein. Endlich feien die Kapitalien auf 
die Dauer auch nicht ausreichend. Diefe Gründe fprächen auch dagegen, daß 
man die AInvalidenanftalten gefeglich zu „Baubanfen für den gemeinnüßigen 
Wohnungsbau” oder zu „Landes-Wohnungsfommiffionen” in der Weiſe aus- 
geitalte, daß man ihnen im Geſetz die Pflicht auferlegte, den gemeinnügigen 
Wohnungsbau anzuregen und zu beleihen, und ihnen das Recht gäbe, 
Schuldbriefe auszugeben, um ihre Geldmittel zur Beleihung zu vermehren. 

2. In Deutſchland die Sparkaſſen zum Mittelpunft des gemeinnügigen 
Wohnungsbaues zu maden, ift ſchon deshalb ausgefchlofjen, weil das Spar: 
laſſenweſen zu ſehr zerfplittert ift. — In Preußen gab es 1898 — 1238 
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öffentliche Sparfaffen. Außerdem darf aud die Sparkaſſe nur einen Teil 
ihres Beitandes in Hypotheken und einen noch Ffleineren Teil in unfünd- 
baren Amortifationshypothefen, wie jie die gemeinnügige Bauthätigfeit ver- 
langt, anlegen. Die einzelne Sparfafje kann wohl Arbeiterhäufer oder 
gemeinnüßige Gefellfhaften im Einzelfalle beleihen, es geht ihr aber der 
räumliche Wirfungsfreis, das Perfonal, die genügende Vermaltungsorgani- 
fation und das genügende Geld zur Zeit ab, um Mittelpunkt des Arbeiter- 
wohnungsweſens zu werden. Das ginge ſchon eher, wenn, wie oben unter 
Nr. VI ausgeführt und wie es in Frankreich vorgefchrieben ift, die Spar- 
kaſſen eines bejtimmten Bezirkes, 3. B. eines Regierungsbezirfes oder einer 
Provinz ihre Fonds oder einen Teil derfelben an eine Gentralfafie ablieferten, 
welch’ lettere dann als „Wohnungsbanf“ oder ala „Landesbaufommiffion“ 
zu fungieren hätte. 

Als communis opinio darf daher heute angejehen werden, daß für den 
gemeinnügigen Wohnungsbau befonder8 geartete Geldmittel zur Verfügung 
jtehen müffen, daß für einen räumlich nicht zu großen Bezirf — Regierungs— 
bezirt, Provinz, Staat — eine ftaatlidhe oder fommunale Bank ein- 
gerichtet werden muß, welche den finanziellen Mittelpunkt, den Mittelpunft der 
Erfahrung und der Anregung für den gemeinnügigen Wohnungsbau bildet. 
Das Geld beichafft fie fih durch Ausgabe von öffentlichen Obligationen 
oder ftaatlihen Nfandbriefen, für melde der die Bank einridhtende Staat 
oder Kommunalverband haftet. Sehr wünſchenswert wäre im Intereſſe der 
leichten und ficheren Unterbringung diefer Papiere, wenn die Invaliden— 
anjtalten und Sparkaſſen, die Unfall-Berufsgenoſſenſchaften, Kranfenfaffen, 
Armenftiftungen pp. des Bezirfes der neuen Bank gejeglich genötigt wären, 
ihr Vermögen zum Teil in diefen Pfandbriefen anzulegen, damit die Bank 
immer Geld hat. 

Menn man fi entfchliefen wollte, ſolche öffentlichrechtliche Banken 
einzurichten, jo wird für den gemeinnüßigen Wohnungsbau das nachgeholt 
fein, was für den landwirtfchaftlihen Kredit durch die Provinziallandes- 
banfen und für den genofjenfhaftlichen Perſonalkredit durch die preußifche 
Gentral-Genofjenfchaftsfafle bereit erreicht ift. Die erjte Anregung an die 
Geſetzgebung mach diefer Richtung hin ift ergangen in Heffen, indem Frei— 
herr von Heyl gemeinfam mit Freiherrn Riedefel zu Cifenbad den Antrag 
an den heffifchen Landtag gerichtet hat, die Regierung um die Vorlegung 
eines Gejegentwurfes über die leihmweife Hingabe von Staatsmitteln zur 
Erbauung fleiner Wohnungen zu erfuhen. Diefem Antrag haben fie einen 
zweiten folgen lafjen, der näher umfchreibt, in melcher Weiſe öffentliche 
Mittel für den gedachten Zweck ſich flüffig machen laſſen. Zunächſt fol 
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die heſſiſche Landes - Kreditkaffe gejeglih in Stand gefeßt werden, an 
Kommunalverbände und Gemeinden Darlehen zu bewilligen, bis zu */a 
des Wertes der Grundftüde, ohne daß es der Beftellung einer hypotheka— 
riſchen Sicherheit bedarf. Ferner ſoll die Landes-Kreditkaſſe rechtsfähigen 
Vereinen, Gejelfhaften und Genofjenihaften gegen Hypothek Gelomittel 
bis zu ®'s des Wertes der zu beleihenden Grundftüde bemilligen fünnen. 
Schlieflih fol das Geſetz Normativbeitimmungen treffen, um zu ermöglichen, 
das auch Kommunalverbände und Gemeinden, ohne der Genehmigung der 
Auffihtsbehörde zu bebürfen, für die Errichtung gefunder, Feiner und 
billiger Wohnungen Darlehen an gemeinnütige, rechtsfähige Vereine, Gejell- 
haften und Genoſſenſchaften und aud an folche Private bemilligen können, 
welhe glaubhaft darthun, daß fie die Herftellung billiger Wohnungen zu 
gemeinnügigem Zwed, unter Ausschluß jedes perjönlihen Gemwinnes, über- 
nehmen. 

Hiernach bricht fi die Überzeugung immer mehr Bahn, daß die Geld- 
beihaffung für die gemeinnüßige Bauthätigfeit eine öffentliche Angelegenheit 
it, melde gefetlich geregelt werden muß, und daß es nicht genügt, wenn 
iporadifch und freimillig hier eine Berfiherungsanftalt, dort eine Sparfafje 
oder Gemeinde oder Armenftiftung Darlehen auf Arbeiterhäufer giebt. Ja 
es find bereit Anſätze zu Anfchauungen vorhanden, melde die Kredit- 
beihaffung für kleine Wohnungen dur öffentlihe Specialbanfen nit be— 
ihränfen wollen auf den gemeinnügigen Wohnungsbau, fondern es als 
notwendig erflären, den Hypothekenkredit für den Wohnungsbau überhaupt, 
aljo auch für den gewerbsmäßigen Wohnungsbau ftaatlih oder fommunal 
zu organifieren. In diefer Richtung bewegen ſich die Vorſchläge von Adides, 
fowie die Einrichtung einer ſtädtiſchen Hypothefenbanf in Düffelvorf. 

Diefe Anfchauungen bemeifen einmal, daß die Erfahrungen, die zunächſt 
für den Heinen Kreis der gemeinnüßgigen Bauthätigfeit gemacht werben, ſich 
bald auswachſen zu Vorſchlägen für die gewerbsmäßige allgemeine Bau- 
thätigfeit, und zweitens daß man wie in allen Einzelfragen der Wohnungs 
frage jo auch in der Organifierung des Hypothefenfredits immer mehr zu 
der Einficht fommt, daß das freie Walten der Spekulation in der Wohnungs: 
frage nicht zum guten Ende führen fann, daß vielmehr pofitive öffentliche 
Einrichtungen vom Staate oder Kommunalverbänden erforderlich find. Die 
Anlage und Ermeiterung der Stadt, die Schaffung der erforderlichen Woh— 
nungen wird damit eine öffentliche Angelegenheit. Das Ziel muß fein: 
thunlichfte Ausscheidung der fpefulativen mit Boden- und Verkaufsſpekulation 
verbundenen Bauthätigfeit aus der Mohnungsproduftion; an deren Stelle 
ift zu fegen Heritellung der Wohnungen im unmittelbaren Auftrag und für 
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Rechnung der Konfumenten durch das Baugewerbe als einfachen Beauftragten, 
fei es, daß als Konfument und Bauherr auftritt die einzelne Perſon, welche 
ein Eleines Haus für ihren Wohnungsbedarf zu Eigentum aufführen läßt 
oder die organifierte Konfumentenfchaft, melde die Miethäufer zur Ber- 
mietung an fich ſelbſt ausführen läßt. Die Schaffung des kleinen Haufes 
jeßt billige Bodenpreife und zur Erreihung diejes Zieles geſetzliche Maß— 
nahmen in der Bodenfrage und im Aufitellen von Stabtbauplänen und 
Stadtbauordnungen voraus; ausreichende Heritellung von Mietshäufern ſetzt 
umfafjende Organifation der Konjumenten voraus. Für beide Fälle aber 
ift notwendig öffentlihe Regelung des Hypothefenfredits. 


Allgemeine Grundfäte 


des Dorftandes der Landes - Derfiherungsanftalt Rheinprovinz für 

die Gewährung von Darlehen zum Zweck der förderung gemein- 

nüßiger, auf die Herftellung geeigneter Arbeiter-familienwohnungen 
und Arbeiter-Hofpize gerichteter Beftrebungen. 


81. 

Darlehen fönnen bewilligt werden an Gemeinden, Korporationen, öffent» 
liche Sparkaſſen, milde Stiftungen mit Korporationsrecdhten, ſowie gemein- 
nützige Bauvereine und Baugenofjenfchaften innerhalb des Bezirf3 der Landes— 
Verfiherungsanftalt Rheinprovinz (NRheinprovinz, Hohenzollern, Birkenfeld). 

Einzelnen Arbeitgebern, fomwie jonftigen Unternehmern, insbefondere aud) 
jolhen Geſellſchaften, welchen die Beihaffung von Wohnungen ausschließlich 
für Arbeiter eines einzelnen Betriebes bezweden, gewährt die Verficherungs- 
anjtalt Darlehen nit. Einzelnen Arbeitnehmern fönnen Darlehen dann be- 
willigt werden, wenn eine der in Abſatz 1 genannten PBerfonen als Solidar- 
bürge mithaftet. 

Über die Bewilligung der Darlehen befchließt der Geſamtvorſtand. 


. 
N 2. 


Die Bewilligung von Darlehen erfolgt nur dann, wenn die Darlehens» 
nehmer lediglich gemeinnüßige, in erjter Linie dem Wohle der dem nvaliden- 
Verficherungsgejege vom 13. Juli 1899 unterliegenden Perfonen dienende 
Zwede verfolgen. Auch wird vorausgefeßt, daß die Gemeinden die Be- 
ftrebungen der Darlehensnehmer unterſtützen. 

Der Marimalgewinn muß bei Korporationen, Vereinen und Genojjen- 
haften durch Statut auf höchſtens 4 %o fejtgefegt fein; auch muß für den 
Fall der Auflöfung des Unternehmens bejtimmt fein, daß den Gejellichaftern 
bezw. Genofjen nicht mehr als der Nennwert ihrer Anteile ausgezahlt werden 
darf, und daß der Reft des Gefellfehaftsvermögens für gemeinnügige Zmede, 
welhe dem Zwecke der aufzulöfenden Geſellſchaft thunlichit gleich fein follen, 
verwendet wird (cfr. Stempelgefeg vom 31. Juli 1895, 8 5g). 

Bei Gemeinden muß ein diefen Beitimmungen entiprechender Gemeinde- 
ratsbefchluß vorliegen. Die Bedingungen der Darlehen an Gemeinden und 
öffentliche Sparfafjen bleiben bejonderer Vereinbarung vorbehalten. 
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8 8. 

Die zu beleihenden Gebäude müfjen dur ihre Lage und bauliche Be- 
fchaffenheit für die Sicherheit der Darlehen hinreichende Gewähr bieten, und 
durch die Zahl und Art der zu den einzelnen Wohnungen gehörenden Näume 
billigen Anforderungen in Beziehung auf Gefundheit und Sittlichfeit ent- 
fprechen. 

Vorzugsweife werden kleine Häufer für eine bis zwei Familien be- 
liehen. Bei Beleihung von größeren Mietshäufern muß jede Wohnung für 
fih abgefchloffen fein und die nötigen Nebenräume (Abort, Anteıl an 
Keller u. j. w.) haben. Jede Wohnung hat in der Regel aus mindeitens 
3 Räumen zu bejtehen. 

Die Baulichkeiten und Grundftüde müfjen in ordnungsmäßigem Zu- 
ftande erhalten werden. 

84. 

Die Mietpreiſe ſind für die Häuſer nicht höher anzuſetzen, als unter 
Berückſichtigung des gemeinnützigen Zwecks des Unternehmens für eine an— 
gemeſſene Verzinſung und Amortiſation des Baukapitals, für die Unterhaltung 
derſelben und für Steuern und Verwaltung erforderlich iſt. 

Beim Verkauf der Häuſer iſt als Kaufpreis in der Regel der Selbſt— 
koſtenpreis zu Grunde zu legen, welcher ſich berechnet aus dem Erwerbs— 
preiſe des Grundſtücks, den Baukoſten, den Zinſen und Verwaltungskoſten 
bis zu dem Tage, an welchem das Haus zuerſt bewohnt wird. Sodann 
ſollen — wenigſtens auf eine beſtimmte Reihe von Jahren — in den 
Kaufvertrag diejenigen Beſchränkungen bezüglich Benutzung, Untervermietung, 
Weiterveräußerung, Zuläſſigkeit baulicher Veränderungen aufgenommen werden, 
welche geeignet ſind, auch für die Zukunft die Benutzung der Häuſer ent— 
ſprechend dem gemeinnützigen Charakter des Unternehmens zu ſichern. Zu 
dieſem Zwecke ſind in den Kaufvertrag mindeſtens folgende Beſtimmungen 
zur Eintragung ins Grundbuch aufzunehmen. 

„Ankäufer dürfen ohne Genehmigung des Verkäufers keine Neu— 
bauten, Aufbauten und Anbauten — auch keine vorläufigen — vor— 
nehmen, das Beſitztum auch nicht durch Mauern abgrenzen, welche höher 
find als 1 Meter. 

In dem verfauften Haufe dürfen nur Familien von Arbeitern oder 
diefen ſocial aleichjtehenden Perfonen und zwar nicht mehr als... Fa— 
milien wohnen. Koſtgänger dürfen ohne Genehmigung des Verkäufers 
nicht gehalten werden. In dem verkauften Haufe darf fein Wirtfchafts- 
betrieb und fein Verkauf geijtiger Getränfe ohne Genehmigung des Ver— 
fäufers ftattfinden. Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflidh. 

Verfäufer hat das Necht, das Grundftüd zu angemefjener Tageszeit 
bejichtigen zu lafjen. 

Der Verkäufer behält fih für die Dauer von 5 Sahren, vom 
Cigentumserwerb an, gegenüber den Anfäufern und deren Erben ein 
Wiederkaufsrecht für den Fall vor, daß Anfäufer oder deren Erben das 
Anweſen, fei e8 durch entgeltliches, ſei es durch unentgeltliches Rechts— 
geihäft veräußern jollten oder mit den vorgefchriebenen Teilzahlungen für 
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mehr als 6 Monate in Verzug geraten. Als Veräußerung gilt auch die 
Zwangsverjteigerung und die Veräußerung durch den Konfursverwalter, 
nicht dagegen die Übertragung an einen Miterben bei der Erbaugeinander- 
jegung. Das Wiederfaufsrecht findet ftatt gegen Zahlung des urjprüng- 
lihen Verfaufspreifes, falls jedoch der in dem neuen Vertrag vereinbarte 
Preis geringer ift, gegen Zahlung diefes Preifes. Etwaige Wert- 
vermehrungen durch von dem Verkäufer gutgeheißene Verbefjerungen jind 
den Käufern nad) dem Schäßungswerte zu erjtatten, etwaige Verſchlechte— 
rungen, die nicht auf bloßer ordnungsmäßiger Abnugung beruhen, kommen 
nah dem Schätungswerte in Abzug.“ 

Ein Abgehen von den Beichräntungen, fowie eine nachträgliche Ver— 
ſchiebung der Rangverhältnifje bei der Eintragung im Grundbude bedarf 
der Genehmigung der Verfiherungsanftalt. In jedem Falle bleibt der 
urfprüngliche Darlehensnehmer neben dem Anfäufer der Verfiherungsanitalt 
gegenüber weiterhin bis zur gänzlichen Tilgung des Darlehens als Schuldner 
verhaftet. 

Die Kaufakte find nad erfolgter Thätigung der Verficherungsanftalt 
zur Kenntnisnahme einzureichen. 


85. 

Die Darlehensnehmer find verpflichtet, der Verficherungsanftalt alle von 
diefer für erforderlich erachteten Auskünfte zu erteilen, die Befichtigung der 
Baulickeiten und Grundftüde jederzeit zu gejtatten und ihre Satungen, 
Jahresberichte und Abrechnungen mitzuteilen. 

Genofjenihaften find außerdem verpflichtet, der Verficherungsanftalt Die 
Protokolle über die NRevifion nah $ 51 des Genofjenjchaftägejeges vom 
1. Mai 1889 einzufenden. 

S 6. 

Die Darlehen werden nur gegen erftftellige Hypothef und im Betrage 
von höchſtens */s der Taren gewährt. Bei Darlehen an Gemeinden, oder 
unter Solidarbürgfchaft der Gemeinden, fann über diefe Grenze hinaus be- 
liehen und auch auf Hypothefenbeftellung überhaupt verzichtet werben. 

Die Höhe der Beleihung wird feitgeftellt auf Grund: 

1. des Kaufpreifes des Grundftüdes, 
2. der Herftellungsfoften der Gebäude, 
3. des Verkaufswertes, 

4. des Mietwertes. 

Die einzureichenden Taren müſſen diefe Angaben enthalten und dur) 
einen beamteten Baumeifter oder einen der Verficherungsanjtalt genehmen 
vereideten Tarator angefertigt fein; diefelben werden von der Verſicherungs— 
anftalt den zuftändigen Bürgermeifterämtern zur Prüfung vorgelegt. 

Es ift erwünſcht, daß die Brandverfiherung bei der Rheinischen 
Provinzial-Freuerfocietät in Düfjeldorf erfolgt- 

Es empfiehlt ſich, Anträge auf Bewilligung von Darlehen bereit3 vor 
Beginn des Baues einzureiden, da bis zur Erledigung des Antrags einige 
Zeit verftreichen wird. 
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Die Darlehen werden in der Negel nad ?ertigftellung der Gebäude 
ausgezahlt, nahdem durd Einreichung einer vollftändigen Grundbuchtabellen- 
abjchrift die Eintragung der Hypothek ins Grundbuch nachgewieſen ift. Vor 
der Auszahlung iſt ferner ein amtliches Attejt über die Fertigitellung der 
Gebäude einzureichen. 

Die Auszahlung des nachgeſuchten Darlehens fann auch in Raten je 
nad dem Fyortfchreiten der Bauten erfolgen ; alsdann find dem jedesmaligen 
Gefuhe um Auszahlung einer Rate amtliche Attefte über das Fortfchreiten 
der Bauten beizufügen. 

7 

Die Darlehen werden zur allmählihen Tilgung gegeben. Für die in 
jedem Jahre zu bemilligenden Darlehen wird der Zinsfuß von der Ver— 
fiherungsanjtalt jährlih im voraus fejtgefeßt. Der Zinsfuß bei den im 
Sahre 190 zu bemilligenden Darlehen beträgt... %0. Zur Tilgung 
des Darlehens find regelmäßig 1"’2%/o zu zahlen. 

Die jährlihen Zahlungen von Zinſen und Tilgungsbeträgen erfolgen 
je zur Hälfte am 30. Juni und 31. Dezember. Die Verpflihtung zur 
Zinszahlung beginnt erjt vom Tage und in der Höhe der thatfächlih er- 
folgten Auszahlung des Kapitalde. Der in der Schuldurfunde aufzunehmende 
Anfangstermin der VBerzinfung hat nur für die Eintragung ins Grundbud 
Bedeutung. Für das Jahr der Auszahlung des Kapitald werden in der 
Kegel nur Stüdzinfen berechnet. 

Die Berfiherungsanftalt hat das Net, eine verjtärfte Tilgung zu 
verlangen und das Darlehen halbjährlich zu fündigen, wenn nad dem Er- 
meſſen des Vorjtandes der Charakter der Gemeinnüßigfeit nicht ausreichend 
gewahrt erjcheint. 

Das Darlehen iſt fofort einforderbar, wenn das beliehene Objekt an 
andere als dem nvalidenverfiherungsgefege vom 13. Juli 1899 unter- 
liegende Perfonen und unter anderen als in S 4 Abjat 2 diefer Grund- 
ſätze aufgejtellten Bedingungen verfauft wird, wenn dasjelbe nicht in gutem 
Zuſtande erhalten, unwirtſchaftlich oder zwedwidrig benußt oder nicht gehörig 
gegen Feuersgefahr verjichert gehalten wird, oder wenn die Zins- und 
Tilgungszahlungen nicht innerhalb zwei Monaten nad) Verfall geleijtet werden. 

Der Schuldner fann nad einer 4 Wochen vorher erfolgten Anfage 
Kapitalrüdzahlungen in beliebiger Höhe, jedoch nicht unter 50 Mark, leiten 
oder aud das ganze Kapital zurüdzahlen. Die zurüdgezahlten Beträge 
fallen mit dem Rüdzahlungstage aus der VBerzinfung. 

8. 

Ale mit der Darlehensgewährung, Verzinfung, Tilgung und Rück— 

zahlung verbundenen Koiten trägt der Schuldner. 
$ 9. 

Jedem Darlehensantrage iſt beizufügen: 

1. das Statut der Gejellichaft bezw. Genoſſenſchaft, ſoweit ſolches nicht 
bereitS eingereicht ift, 

2. Verzeichnis der Genoſſenſchaftsmitglieder, eventuell, unter Bezugnahme 
auf ein früher eingereichte Verzeichnis, die Lifte der Ab» und Zu— 
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gänge, ſowie das Protofoll über die legte Reviſion nad $ 51 des 
Genoſſenſchafts-Geſetzes vom 1. Mai 1889, 

3. VBermögensaufitellung der Gejellihaft, bezw. Genofjenfchaft, eventuell, 
unter Bezugnahme auf den legten Gejchäftsbericht, die Aufftellung der 
Ab: und Zugänge. Insbeſondere ijt anzugeben das bar eingezahlte 
und das noch einzufordernde Gejellichaftsfapital, 

4. die Tare nad) den Grundfägen des 8 6, 

5. Bauplan fowie Tabelle für die zu beleihenden Häufer nad) nadjtehen- 
dem Muiter: 











Koften Verkaufs] Miets- 
Bes bes wert wert 
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Familien, 
für welche 
das Haus 
beſtimmt 


Abrechnung iſt 














| 
6. Grundbuch - Tabelle, Katajterzeihnung und eventuell die Feuerverſiche— 
rungspolice, 

7. ein Mietövertrag, 

8. die die Anleihe betreffenden Vorſtands- bezw. Aufſichtsratsbeſchlüſſe. 
Falle eine Gemeinde das Darlehn aufnehmen oder vermitteln will: 
der Gemeinderatsbeihluß nah $ 2 diefer Grundfäte, ſowie die Ge— 
nehmigung der Aufjichtsbehörde. 

$ 10. 

Die Bauvereine, Gemeinden pp., melde Darlehen aus den Mitteln 
der Verjicherungsanitalt erhalten, haben alljährlih bis zum 1. April eine 
Bilanz nebſt Jahresbericht einzureichen. 

Der Jahresbericht fol eine Überficht der beliehenen Häufer nad) 
folgendem Schema enthalten: 
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* Huch bei verfauften Häufern find bier die Namen ber fämtlihen im Haufe mohnenben Fa- 
milten anzugeben. Für jede Familie ift eine Zeile auszufüllen. 


Schriften XCVI. — Wohnungsfrage I. 11 
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s 11. 

Die Darlehensverträge werden in der Regel nad anliegendem Mufter 
abgeſchloſſen. Einer notariellen Thätigleit oder Beglaubigung der Schuld- 
urfunden foll es in der Regel nicht bedürfen. Die Urkunden find vielmehr 
nad gehöriger Unterzeihnung durd den Darlehensempfänger dem Vorſtande 
der Verjiherungsanftalt einzureichen, welcher fie nach Gegenzeichnung zurüd- 
giebt. Diefe Schuldurfunden dienen als Grundlagen für die vor dem 
Grundbuchrichter mündlich zu bemilligende Eintragung der Hypothefen. Auf 
die Bildung von Hypothefenbriefen wird in der Regel verzichtet, und genügt 
alsdann zum Nachweiſe der erfolgten Eintragung eine einfahe Abſchrift der 
ganzen Grundbuchtabelle. 

Gemeinnügige Vereine, deren Statut den Beitimmungen des vorjtehenden 
$ 2 entſpricht, genießen auf Grund des Gefees vom 31. Juli 1895858 
Stempelfreiheit, fowie nad $ 8 Abf. 1 Nr. 6 des preußifchen Gerichts- 
foftengejeßes vom 25. Juni 1895 und Art. 86 8 1 Ziff. VI des preußifchen 
LEINE zum Bürgerlichen Geſetzbuch Freiheit von Gerichts— 
gebühren. 

Die in 88 9 und 10 bezeichneten Formulare können bei der Ber: 
fiherungs-Anftalt bezogen werden. 

Düffeldorf, den 9. Januar 1900. 

Der Vorftand 
der fandes-Verfiherungsanftalt Rheinprovinz. 


ge. Dr. Klein, 
Geheimer Oberregierungsrat, Landeshauptmann der Rheinprovin;. 


Schuldurkunde. 
Endesunterzeichnete 
FE EEE 
gemäß S.......... ver Sagungen vom... ee BER AU Grund 
des Beichlufjes des Vorſtandes — Auffichtsrats — Gemeinderat? vom 
u. beiennen hiermit serie DOM, DER 


Landes Verſicherungsanſtalt Rheinprovinz zu Düfjeldorf ein 
bares Darlehen von 


—————— Mark 
empfangen zu haben, über deſſen richtigen Empfang hiermit quittiert wird. 
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Das Darlehen ift vom 0000. 190... ab mit 
en. VOM Hundert fürs Jahr, bei Zinsverzug über einen Monat 
jedoch mit nn DOM Hundert zu verzinfen. 


Die Zinfen des Kapital, beziehungsmweife — nad) begonnener 
Tilgung — des Kapitalreftes, find zahl- und einforderbar je zur Hälfte 
am dreißigften Juni und einunddreißigiten Dezember eines jeden Jahres, 
und zwar zuerft für den Zeitraum von oben genanntem Tage bis zum 
an dem letzterwähnten Tage. Nach Vereinbarung 
mit der genannten Verſicherungsanſtalt iſt dieſes Darlehen zur allmählichen 
Tilgung gegeben, und zwar in der Weiſe, daß dasſelbe in Teilbeträgen 
von jährlich Prozent des Kapitals zuzüglich der erſparten Zinſen 
halbjährlich zu tilgen iſt. 

Die erſte zum Zwecke der Tilgung beſtimmte halbjährliche Kapital— 
ablage iſt zahle und einforderbar am dreißigſten Juni neunzehn- 
hundert RUN? , die legte halbjährlihe Kapitalablage am einund- 
dreißigften Dezember neunzehnhundert ........... 

Es ift dabei die Verabredung getroffen, daß die Abjchreibung der am 
30. Juni fälligen Ablage erit gleichzeitig mit der am 31. Dezember jeden 
Jahres fälligen Ablage erfolgen und fomit für beide Ablagen die Ver- 
zinfung zum Vorteile der Berficherungsanftalt ftet3 erft mit dem letzterwähnten 
Termine aufhören fol. 

Darlehensfchuldner _._ .. berechtigt, eine verftärfte Tilgung in der Weife 
zu bewirfen, daß nad) vorhergegangener Amwöchentlicher Anfage zu 
jeder Zeit Kapitalrüdzahlungen in beliebiger Höhe, jedoch nicht unter fünfzig 
Mark, leiften oder auch das ganze Darlehen zurüdzahlen .... .... .... Für 
dieſe Kapitalrüdzahlungen fällt die Pflicht, Zinfen zu zahlen, mit dem Ab— 
lauf des Einzahlungstages weg. Die Kapital und Zinfenzahlungen, melde 
mindeitens einen Monat vor Berfall eingehen, werben bis zum Verfalltage 
mit drei Prozent verzinit. 

Darlehensſchuldner verpflichte , im Falle einer Zwangs— 
verſteigerung gegen... ..... eine Pauſchſumme von— — 
Mark als Erſatz für die in dieſem Falle der Verſicherungsanſtalt erwachſenden 
außergewöhnlichen Koſten zu zahlen. Dieſe Summe iſt, ohne daß es einer 
Inverzugſetzung bedarf, von Rechtswegen ſofort zahl- und einforderbar, ſo— 
bald die Verſicherungsanſtalt gerichtliche Schritte zur Einleitung der Zwangs— 
verſteigerung gegenunternimmt. 

Die ſämtlichen vorhin erwähnten Zahlungen find von Darlehens- 
ſchuldner in deutſchen Reichsmünzen ohne Berufung auf Gegen— 
forderung und Aufrechnung, zu Händen und in dem Geſchäftslokale des je— 
weiligen Rendanten der Landesbank der Rheinprovinz zu Düſſeldorf, porto— 
und koſtenfrei zu leiſten. Der nicht getilgte Teil des Kapitals ſoll vor dem 
getilgten Teile desſelben den hypothekariſchen Vorrang haben. 

Eine Quittung, Löſchung oder Abtretung bezüglich des getilgten 
Teiles kann von de... Darlehensfchuldner nur dann verlangt werden, 


wenn diefer Teilbetrag mindeſtens ein Zehntel des ganzen Darlehensfapitals 
11” 
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erreicht hat. Darlehensſchuldner verbinde ſodann ferner, die mit— 
verpfändeten Gebäulichkeiten, welche gegenwärtig bei der 


Mark gegen Feuersgefahr verſichert ſind, zu wenigſtens demſelben Werte 
gegen Brandſchaden verſichert zu erhalten und dieſe Verſicherung bis zur 
Ruͤckzahlung des oben angegebenen Kapitals nebſt Acceſſorien fortwährend 


beizubehalten und . darüber auf Verlangen jederzeit genügend auszu— 
weifen. Auch ermächtig d - Darlehensfchuldner hiermit die 
Perfiherungsanftalt auf .............. Koften zum Vermerke ihres Hypothefen- 


vecht3 im betreffenden Brandfatajter und nötigenfalls zur Fortfegung der 
Feuerverſicherung. 

Die verpfändeten Gebäulichkeiten ſollen als Wohnungen für Arbeiter— 
familien dienen, und zwar: 


Ir Bi DB... nen EEE, für Familien, 
2) das Haus —— ſtraße Nr. . für __ ... Familien, 


3) 


Damit der gemeinnütige Charafter des Unternehmens gewahrt 
bleibt, dürfen die Wohnungen nicht überfüllt und nur von der obigen beim 
Bau vorgejehenen Anzahl von Familien benugt werden. Auch follen Kauf: 
und Mietpreife in angemefjenem Berhältniffe zu den Selbjtkoften ftehen. 

Die Verficherungsanftalt hat das Recht, eine verftärfte Tilgung 
zu verlangen und das Darlehen halbjährlih zu fündigen, wenn nad 
dem Ermeſſen des Vorjtandes der Charakter der Gemeinnügigfeit nicht hin- 
reihend gewahrt ift. 

Das Darlehen iſt jofort einforderbar, wenn die Wohnungen 
an andere als dem Reichsgeſetze vom 13. Juli 1899 unterliegende Berjonen 
und unter anderen als in $ + Abſ. 2 der Grundfäte vom | F 
aufgeſtellten (in der Anmerkung abgedruckten) Bedingungen verkauft wird, 


Anm. $ 4 Abf. 2 der Grundſätze: Beim Verkauf der Häuſer iſt als Kauf: 
preis in der Regel der Selbitkoftenpreis zu Grunde zu legen, welcher fich berechnet 
aus dem Erwerbspreije des Grundftüds, den Baufofteu, den Zinien und Verwaltungs» 
foften bis zu dem Tage, an welchem das Haus zuerst bewohnt wird. Sodann ftnd 
— menigftens auf eine bejtimmte Neihe von Jahren — in den Kaufvertrag die» 
jenigen Beihränfungen bezüglich Benugung, Untervermietung, Weiterveräußerung, 
Zuläfftgkeit baulicher Veränderungen aufzunehmen, melde geeignet find, aud für 
die Zufunft die Benugung der Häufer entfprehend dem gemeinnügigen Charakter 
des Unternehmens zu fihern. Zu diefem Zwede find in den Kaufvertrag mindeitens 
folgende Beftimmungen zur Eintragung ins Grundbuch aufzunehmen: „Ankäufer 
dürfen ohne Genehmigung des Verfäufers feine Neubauten, Aufbauten und Ans 
bauten — aud feine vorläufigen — vornehmen, das Beſitztum auch nit durch 
Mauern abgrenzen, welche höher find als 1 Meter. In dem verkauften Haufe dürfen 
nur Familien von Arbeitern oder diefen focial gleichitehenden Perfonen und zwar 
nicht mehr als . . . Familien wohnen. Koftgänger dürfen ohne Genehmigung des 
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wenn dasjelbe nicht in gutem Zuftande erhalten, unmwirtichaftlic oder zweck— 
widrig benußt, nicht gehörig gegen Feuersgefahr verfichert gehalten, oder 
wenn die Zind- und Tilgungsbeträge nicht innerhalb zwei Monaten nad 
Verfall gezahlt werden, ferner wenn Darlehenjhuldner der Verficherungs- 
anftalt nicht alle von diejer für erforderlich eracdhteten Ausfünfte erteilt, 
insbejondere die Befichtigung der Gebäulichkeiten und Grundjtüde nicht ge: 
ftattet oder Sabungen, Jahresüberſicht und Abrechnungen nicht mitteilt, 
endlih wenn der Eigentümer aus der Genofjenfchaft, durch deren Ver— 
mittelung er das Haus erworben hat, ausfcheivet, oder wenn Darlehens 
ihuldner in Liquidation oder Konfurs tritt, oder ohne Zuftimmung ber 
Verfiherungsanftalt eine Änderung der Sagungen vornimmt. 


— 


Darlehensſchuldner ſtellt hiermit zur Sicherheit für vorſtehende For— 
derung folgende im Grundbude von... Band 
Artikel in Abteilung I unter Nummer eingetragene 
Grundftüde, nämlid: 


PER ORODERSPODEPPELUTERLELTEELELTELBELLELTELETETLTTEEUEROOELTPRTELTERTOOPEOTELETLOETERUTTLTLUUEOEOTELTIIITTOUOTT WR 


Schuldner verpflichtet fih, die Eintragung der Hypothel in das 
Grundbuch vor dem zujtändigen Amtsgericht zu bemilligen und zu bean- 
tragen. Die Erteilung eines Hypothefenbriefes foll ausgejchlofjen 


Bertäufers nicht zn werden. In dem verfauften Haufe darf fein Wirtichafts- 
betrieb und fein Berfauf geiftiger Getränke ohne Genehmigung des Verkäufers jtatt- 
finden. Die Genehmigung ift jederzeit widerruflid. Berfäufer hat das Recht, das 
Grundftükt zu angemeflener Tageszeit brfichtigen zu lafjen. Der Verkäufer behält 
fih für die Dauer von 5 Fahren vom Eigentumserwerb an, gegenüber den An- 
fäufern und deren Erben ein Wiederfaufsrecht für den Fall vor, daß Anfäufer oder 
deren Erben das Anweſen, jei ed durch entgeltliches, jei ed durch unentgeltliches 
Rechtsgeſchäft veräußern jollten oder mit den vorgejchriebenen Teilzahlungen für 
mehr als 6 Monate in Verzug geraten. Als Veräußerung gilt auch die Zwangs— 
verfteigerung und die Veräußerung dur den Konfursverwalter, nicht dagegen die 
Übertragung an einen Miterben bei der Erbauseinanderfegung. Das Wiederfaufs- 
recht findet ftatt gegen Zahlung des urfprünglichen Verfaufspreifes, falls jedoch der 
in dem neuen Vertrag vereinbarte Preis geringer ift, gegen Zahlung diejes Preijes. 
Etwaige Wertvermehrungen durh von dem Berfäufer gutgeheißene Berbefjerungen 
find den Käufern nad dem Schätzungswerte zu erftatten, etwaige Verſchlechterungen, 
die nicht auf bloßer ordnungsmäßiger Abnugung beruhen, kommen nad dem 
Scägungswerte in Abzug. Ein Abgehen von den Beihränfungen, ſowie eine nach— 
trägliche Berichiebung der Rangverhältniffe bei der Eintragung im Grundbude be- 
darf der Genehmigung der Verficherungsanftalt. In jedem Falle bleibt der urſprüng— 
lihe Darlehensnehmer neben dem Ankäufer der Berficherungsanftalt gegenüber 
weiterhin bis zur gänzlihen Tilgung des Darlehens ald Schuldner verhaftet. Die 
Kaufobjefte find nad erfolgter Thätigung der Verfiherungsanftalt zur Kenntnis» 
nahme einzureidhen. 
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ſein. Schuldner... verpflichtet ſich jedoch, jederzeit auf Verlangen der Ver— 
fiherungsanftalt in die nadträglihe Bildung und Aushändigung eines 
folden an die Gläubigerin einzumilligen. 

Ale Koften, wozu diefer Att jet oder in der Folge Anlaß geben 
möchte, find zu Laften de Schuldner... . 

Im Falle der Veräußerung der verpfändeten Grundftüde bleibt de... 


Schuldner... neben dem Anfäufer dauernd für die Verbindlichfeiten aus 
diefer Urkunde der Verſicherungsanſtalt gegenüber verhaftet. 
a 190 
Befimmungen 
über 


Bewährung von Darlehen an Dereine, Benofjenfchaften und gemein- 
nüßgige Baugefellfhaften mit Korporationsredhten, fowie an Arbeit- 
geber, zum Zwede der förderung des gemeinnüßigen Baues 
von Arbeiterwohnungen feitens Invalidenverficherungsanftalt 
heſſen⸗Naſſau. 


1. Die Verſicherungsanſtalt gewährt an Vereine, Genoſſenſchaften und 
gemeinnützige Baugeſellſchaften mit Korporationsrechten, ſowie ausnahms— 
weiſe auch an Arbeitgeber, zum Zwecke der Förderung des gemeinnützigen 
Baues von Wohnungen innerhalb des Geſchäftsbezirkes der Verſicherungs— 
anftalt Darlehen zu regelmäßig 31/4 %o Zinfen, gegen erjtjtellige Hypo— 
thefen und zwar unter Umjtänden über die mündelfichere Grenze hinaus bis 
zu 7590 des durch Schätzung der amtlich bejtellten Taratoren zu ermittelnden 
Wertes der Liegenschaften. 


2. Unmittelbar an einzelne Arbeiter als Befiger von Arbeiterhäufern 
werden Darlehen mit Nüdjicht auf die hierdurch bedingten Verwaltungs— 
fchwierigfeiten und den Mangel einer entfprehhenden Organifation der Ver- 
fiherungsanftalt nicht bewilligt. 


3. Die Darlehen unterliegen einer regelmäßigen Tilgung. Die Höhe 
des jährlichen Kapitalabtrags wird im Einzelfalle vereinbart, darf jedoch in 
der Negel nicht weniger als !/2"/o betragen. 


4. Zinſen und Kapitalabtrag find am Schluſſe eines jeden Kalender- 
halbjahres zu zahlen und zwar in einer bis zur gänzlichen Tilgung des 
Darlehens ſich gleichbleibenden Summe. 


5. Die Verzinfung beginnt mit dem Tage, an welchem das Geld von 
Caſſel oder der fonftigen Zahlungsitelle aus abgefandt wird. 
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6. Die Auszahlung der Darlehen erfolgt — auf Wunfh in Teil- 
beträgen —, fobald die Hypothefenbriefe (Pfandverfchreibungen) über erſt— 
itellige Hypotheken in dem Beſitze der Verficherungsanftalt find und die 
Mittel der BVerfiherungsanftalt die Auszahlung geftatten. Die Zahlung3- 
termine werben befonders vereinbart und find bezüglihe Wünſche dem Vor— 
itande der Berficherungsanftalt mwenigftens vier Wochen vor dem Termine 
mitzuteilen. 


7. Je nad) dem Fortfchreiten des Baues fünnen Darlehensteilzahlungen, 
jogenannte Baugelder, gewährt werden. Es fönnen in diejem Falle jedoch 
nit volle 75 %o des nad Ziffer 1 zu ermittelnden Wertes des Baues zur 
Auszahlung kommen, vielmehr muß ein im Einzelfalle befonders zu be- 
ftimmender Betrag frei bleiben. 


8. Die Darlehen find auf feiten der Verficherungsanftalt unfündbar, 
folange fih die Grundjtüde im Eigentum des urfprünglichen Schuldners 
befinden und folange die Zinſen und Amortifationsbeträge richtig und 
pünftlih gezahlt und die fonftigen DVertragsbedingungen genau beobachtet 
werben. 


9. Im Falle der zuläffigen Veräußerung von Arbeiterwohnhäufern an 
Mitglieder der Genoſſenſchaft verpflichtet ji die Anjtalt, die gewährten 
Darlehen dem ermwerbenden Mitglieve der Genofjenfhaft noch zehn Jahre 
von der Veräußerung ſeitens der Genoſſenſchaft an, unfündbar jtehen zu 
laſſen, falls eine Weiterveräußerung des Grundftüds während diejer Zeit 
nit jtattfindet und die Zinfen und Amortifationsbeträge pünktlich gezahlt 
werden. 


10. Ob bei Veräußerung eines Haufes an ein Mitglied der Genofjen- 
ihaft ein Teil des auf dem Haufe ruhenden Darlehens zurüdzuzahlen ft, 
unterliegt der jedesmaligen Beftimmung des Vorſtandes der Verficherungs- 
anitalt. 


11. Unter allen Umftänden bleibt jedoch die Genofjenjchaft bis zur 
gänzlihen Abtragung des Darlehens für dasjelbe perſönlich haftbar. 


12. Die Geſellſchaft (Genoſſenſchaft) darf feinem Mitglieve mehr als 
ein Wohnhaus verkaufen. 


13. Veräußert die Gefelfhaft ein Grundftüd an andere Berfonen als 
an Mitglieder der Genoſſenſchaft oder veräußert der erfte Erwerber vor 
Ablauf von zehn Jahren das erworbene Grundjtüd weiter oder werden die 
Zinfen und Amortifationsbeträge nicht pünktlich gezahlt oder fommt der 
Erwerber den von ihm der Gefellihaft gegenüber übernommenen fonjtigen 
Vertragspflichten nicht nad, fo ift die Anftalt berechtigt, die fofortige, d. 5. 
binnen längjtens vier Wochen zu bemirfende Rüdzahlung des auf dem be- 
treffenden Grundjtüde ruhenden hypothefarifhen Darlehens zu verlangen. 
Ebenſo hat die Verfiherungsanitalt das Necht, nad Ablauf der zehn Jahre 
von dem erften Erwerber die Rüdzahlung des ihn betreffenden hypotheka— 
riſchen Darlehens nad) vorausgegangener dreimonatlicher Kündigung zu ver: 
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langen, wenngleich von diejem Rechte bei Erfüllung der vertragsmäßigen 
Pflihten und beim unveränderten Fortbeſtehen der jetigen gejeglichen Be— 
ftimmungen wohl niemals wird Gebraud gemacht werden. 


14. Ferner iſt die Anftalt berechtigt, Rückzahlung der einer Gejellichaft 
(Genofjenichaft) gewährten Darlehen von diefer nad) vorausgegangener jechs- 
monatlicher Kündigung zu verlangen, falls die Geſellſchaft durdichnittlich 
jährlih mehr ala 34% Zinſen auf die Genofjenfchaftsanteile zur Ver: 
teilung bringt oder durch andermweite Mafregeln, 3. B. unverhältnismäßig 
hohe Befoldung der Vorjtandsmitglieder u. j. w., den Charakter der Gemein: 
nüßigfeit verliert. 


15. Die Bewilligung des Darlehens ijt abhängig: 

a) von der Darlehensficherheit ; 

b) von dem Nachweife der Gemeinnügigfeit des Unternehmens ; 

e) von der Übernahme der Verpflichtung, bei Veräußerung eines 
Haujes an ein Mitglied der Genofjenjchaft dem zwijchen der 
Geſellſchaft und diefem Mitgliede zu fchliegenden Kaufvertrage 
Bedingungen nah Maßgabe des anliegenden Vertragsmufters 
zu Grunde zu legen. 


16. Den Darlehensgejuhen jind zweds Prüfung der Darlehensficher- 
heit beizufügen: 

a) ein Statut; 

b) ein Verzeichnis der Vereins- und Genofjenichaftsmitglieder ; 

ce) ein Bau- und Liegeplan; 

d) ein Grundbud- (Stodbud-) Auszug; 

e) eine Schäßungsverhandlung (zu vergl. Ziffer 1): 

f) der Brandverjicherungsichein ; 

g) der legte Gejchäftsberidt ; 

h) eine Überficht über das Vermögen (Grund- und Kapitalvermögen) 
fowie über die Schulden des Darlehensfuchers ; 

i) eine eingehende Darlegung der Vermögenslage des Unter- 
nehmens und 

k) eine Rentabilitätsberechnung. 


Gafjel, den 31. Januar 1598. 
Der Vorſtand: 


Riedefel Freiherr zu Cifenbad, 
Landesdirektor. 
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Raufvertrag 
SRH Be a une 


— — TOT OIEI SIT IETOIeeeePUPeTErEee IE EPErEE ELITE een MUTTTIEITTPPPLPIETPITPIeT Teer eerT) ILLLLPFPITTOORELTTTr 


dem Mitgliede diefer Genofjenfchaft, Herrn. 


ERDE 22222 ⸗ 


81. 
Das ae der EN, JJ 
zu — * erwirbt durch dieſen Kaufvertrag vu von d.. 
BB Di er Deinarus belegene und 
im Stockbuch (Grundbud) von unter Nr... eingetragene 
und wie folgt bezeichnete Grundftüd (Wohnhaus)... 
yo Eigentum für einen Kaufpreis von... ME... 8 — 
Dieſer Kaufpreis von . ME. . Big. — * — 
1. aus den —— einig 
aller Nebentojten mit 
2. den Baukoſten mit — — 
3. einem Zuſchlag von 10% der Summen 
zu 1 und 2 mit. ee ee Zap > a — 
zuſammen wie oben  ..... ei A 0 DIR: 
Bon dem Kaufpreis find die zu 3 erwähnten 10 %o mit... .ME. 


- Pig. vor der Eigentumsübertragung bar an den Verkäufer zu zahlen, 
während der Kaufpreis im übrigen dem Käufer gegen hypothefarifche Sicher: 
ftellung zu Gunften der Invaliditäts- und Alteröverficherungsanitalt Heſſen— 
Naſſau zu Caſſel, bezw. des Verkäufers oder eines Dritten geftundet bleiben 
kann. Someit hiernad) über die von der Snvaliditäts- und Alters- 
verfiherungsanftalt Hejjen-Nafjau bemilligte Hypothek hinaus eine weitere 
Hypothek eingetragen iſt oder eingetragen werden muß, iſt das Reftlaufgeld 
mit mindejtens !/2'/o zu amortifieren und darf die Verzinfung feitens des 
Käufers nicht die Selbitkoften des Vereins und feinesfalld den Betrag von 
4%o überjteigen. 
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82. 
Nah Erfüllung der Ermwerböbedingungen zu $ 1 und $ 8 ift das 
Grunditüd (Wohnhaus) ftodbudh- — grundbuch- — mäßig dem Käufer zu 
Befig und Eigentum zu überliefern. 


8 3. 

Der Käufer verpflichtet fih, bis zur endgültigen Tilgung aller dem 
Verkäufer gegenüber übernommenen Verpflichtungen das erworbene Grund- 
eigentum ſtets in gutem baulichen Zuftande zu erhalten, auch Zinſen und 
Amortifationsquoten pünktlich zu zahlen. 


SA. 

Die in dem Haufe vorhandene zweite Wohnung darf der Käufer nur 
an ein Mitglied der Genofjenfchaft vermieten. Der Mietpreis wird, folange 
das Kaufgeld noch nicht vollftändig abgetragen ift, von dem Vorjtande des 
Spar- und Bauvereinsg nah Anhörung des Käufers dergeftalt bejtimmt, 
daß unter billiger Berüdfihtigung der vom Käufer alljährlich für Straßen- 
reinigung, Reparatur von Brunnen und Keſſeln zu bejtreitenden Ausgaben 
. beiden Genofjenihaftsmitglievern der Genuß einer gleihmäßig mwohlfeilen 
Wohnung gemährleiftet wird. Dabei ift befonders darauf zu adten, daß 
der Käufer dur die Vermietung der zweiten Wohnung ſich nicht zu Un- 
gunjten des zweiten Genofjenfhaftsmitglievdes einen unberechtigten Vorteil 
verſchafft. 

Aftervermietung iſt nur an Blutsverwandte bis zum dritten Grade 
(Eltern, Geſchwiſter, Onkel und Tante) oder die Schwiegereltern oder Mündel 
und nur mit Genehmigung des Verkäufers zuläſſig. 


85. 

Der Weiterverfauf ift an die Genehmigung des Verkäufers gebunden 
und nur an ein Mitglied der Genofjenfchaft ftatthaft. Dabei wird der 
Kaufpreis von dem Vorftande feitgefegt und darf den erftmaligen Kaufpreis 
unter Hinzurechnung der notwendigen und nüßlihen Einrichtungen nicht 
überjteigen. 

8 6. 

Die Ausübung einer Gaft- oder Schanfwirtfchaft in dem erworbenen 
Haufe ift verboten. 

87. 

Ale Streitigkeiten werden durch ein Schiedsgericht erledigt, welches 
aus Mitgliedern der Genofjenfhaft zu bilden ift. Dabei haben Käufer und 
Verfäufer je einen Schiedsrichter und diefe wieder einen Obmann zu wählen. 
Kommt eine Einigung über den Obmann nit zu jtande, jo ift der 

JJ AESERESNERIRRSOREEREEN 
um Ernennung desſelben zu bitten. Dem Ausſpruche des Schiedsgerichts 
unterwerfen ſich beide Teile unter Verzicht auf jede Einrede und auf eine 
gerichtliche Austragung. 
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88, 

Kommt der Käufer oder deſſen Erben den vorftehend übernommenen 
Verpflichtungen nit nah, fo hat der Verkäufer unbefchadet der dem Vor: 
ftande der Invaliditäts- und Alteröverficherungsanftalt Heilen - Nafjau zu- 
ftehenden Befugnifje auf Rüdforderung der von diefem gegebenen bypothefa- 
riihen Darlehen das Recht, entweder die Zahlung des ihm etwa noch 
geihuldeten Kaufgelpreftes binnen 4 Wochen zu fordern, oder binnen der 
gleichen Frift die NRüdübertragung des Eigentums gegen Übernahme der aus 
Anlaß dieſes Kaufvertrages errichteten Hypotheken zu verlangen. Dabei 
würden die bislang gezahlten Anzahlungen, insbejondere die 10% des & 1 
nicht zur Rüdvergütung gelangen, fondern ald Konventionaljtrafe verfallen. 

Diefes Recht des Verkäufers ift vor der Eigentumsübertragung ftodbuch- 
— grundbuch- — mäßig ficher zu jtellen. 


Bedingungen, 


unter denen Baugenofjenfchaften von der Kandes-Derficherungsanftalt 
Hannover hypothefarifche Darlehen zur Erbauung von Arbeiter- 
wohnhäufern erhalten. 





I 


Baugrunderwerbungen find nur im Cinverftändnig mit der Landes— 
Verjiherungsanftalt Hannover zu bewirken. Inſoweit die Landes = Ver- 
fiherungsanftalt nicht bereits durch ihre an den Generalverfammlungen oder 
Auffichtsratsfigungen teilnehmenden Beamten Kenntnis von den projeftierten 
Zandanfäufen erhält, bedarf es eines Antrages bei der Landes-Verſicherungs- 
anitalt auf Genehmigung, unter Vorlegung von Katafterauszügen und Ra 
tafter- Handzeichnungen, zwecks Nachmweijes der fatajtermäßigen Größe der 
Bauflähe. Diefer Vorbehalt gilt insbefondere bezüglih fpäterer Bau- 
grunderwerbungen,, fofern fie unter der Vorausfegung erfolgen follen, daß 
die Landes = Verfiherungsanftalt Hannover die zur Bebauung erforderlichen 
Gelder hergeben werde. 


= 


II. 


Bon dem zur Bebauung ind Auge gefakten Terrain ift von berufener 
Seite ein Zageplan zu entwerfen, in dem die projeftierten Bauparzellen 
ſowie etwaige Straßenzüge zu marfieren find. Der Lageplan — oder eine 
Kopie davon — ift zu unferen Alten einzuliefern. 


Il. 
Ohne unjere ausdrüdlihe Genehmigung darf fein Bau in Angriff ges 


nommen werden. Hat der Yereinsvorjtand in Gemeinſchaft mit dem Auf- 
fichtsrate die Bauausführung beſchloſſen, jo it uns zunädjit der Bauplan 


172 Brandts. 


— Zeichnungen und Koſtenanſchlag — behufs der Prüfung und Genehmigung 
vorzulegen, da wir uns von der Zweckmäßigkeit des Projekts überzeugen und 
dem Bauvereine nötigenfalld® mit unjerem jachverjtändigen Rate zur Hand 
gehen möchten. Soweit die Bauausführungen nad) einem und demſelben 
Typus erfolgen, bedarf es nur der einmaligen Vorlegung des Bauplanes, 
dagegen ijt unfere Genehmigung — unter Angabe des ungefähren Geld- 
bedarfs — zu jedem einzelnen Bau beziehungsweije bei gleichzeitiger Aus- 
führung mehrerer Bauten zu der Zahl der jeweilig in Angriff zu nehmenden 
Bauten vorher einzuholen. 


IV. 
Der Bauverein räumt uns das Recht ein, die im Bau begriffenen 
Parzellen jederzeit durch unferen bautechnifchen Beirat — zur Zeit Herm 


Landesbauinfpeftor Bofelberg hierſelbſt — befichtigen zu laſſen. 

Des weiteren gejtattet der Vereinsvorſtand auf unferen Wunfch einem 
von uns dazu beauftragten Beamten der Yandes:Verjicherungsanftalt jederzeit 
die Einfihtnahme der Akten, Bücher und Beläge des Bauvereins. 


A: 

Ohne unfer Vorwiſſen beziehungsmweife gegen unferen Willen dürfen 
Änderungen der Vereinsfagungen, der Gefhäftsanweifungen 
für den Vorſtand und Auffichtsrat ſowie der Sonder-Emwerbsbedin- 
gungen nicht vorgenommen werden. Gefchieht das gleichwohl und es find 
die Änderungen nad) unjerem Dafürhalten geeignet, das Genoſſenſchafts— 
vermögen zu gefährden, jo werden wir zu dem ſatzungsmäßig zuläffigen 
nädjiten Termine aus der Genofjenfhaft ald Mitglied ausſcheiden, ein Schritt, 
der für den Bauverein dann weitere Folgen — Nermeigerung der Bau- 
mittel zu noch nicht genehmigten Bauten u. f. w. — haben würde. 

Unbefchadet der der Landes - Verficherungsanftalt Hannover als Bau- 
vereinsmitglied zuſtehenden Rechte verpflichtet ji) der Vereinsvoritand, uns 
alljährlid unaufgefordert die Bilanz des abgelaufenen Gejchäftsjahres nebit 
Gewinn: und Berluftrehnung mindeften 8 Tage vor der ordentlichen General: 
verjammlung — und zwar zufammen mit der Einladung zur General- 
verfammlung — zugehen zu laffen. Dagegen erwarten wir bejondere 
Einladung zu einer außerordentlichen Generalverfammlung oder zu gemein- 
Ihaftlihen Sitzungen des Vorftandes und Auffichtsrates nur dann, wenn 
wichtige — insbefondere auf Bauausführungen oder Landanfäufe Bezug 
babende — Berhandlungsgegenftände auf der Tagesordnung ftehen, bezüglich) 
deren zwifchen uns und der Vereinsvertretung nod) fein Einverftändnis erzielt 
worden ilt. 

VI. 

Die Landes-Verſicherungsanſtalt Hannover beleiht die Liegenſchaften 
des Bauvereins höchſtens bis zu 100%o der reinen Baukoſten; die 
Grundermwerbsfoften hat demnach der Verein felbjt zu bejchaffen, fei es 
aus den Gejchäftsanteilen, ſei es aus einer an dritter Stelle aufzunehmenden 
Anleihe. Werden für legtere mehr als 3120 Zinfen für das Jahr bean- 
iprudt, fo ift auch dazu unfere Genehmigung vorher einzuholen. Auf jeden 
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Fall Hat der Baugrundgläubiger, fofern er eine Hypothefenbeitellung zur 
Sicherung jeiner Forderung erwartet, mit feiner Forderung hinter diejenige 
der Zandes-BVerficherungsanftalt zu treten. Wir überlafjen uns der Hoffnung, 
dag ein etwaiger Baugrundgläubiger auf die Hypothefarifche Eintragung 
verzichtet, damit das Grundbuchblatt zu Gunjten der Landes-Verficherungs- 
anftalt von vornherein frei bleibt. Um amdererfeis dem etwaigen Bau- 
arundgläubiger entgegen zu fommen, würden wir ung damit einverjtanden 
erfären, daß die Tilgungsverpflihtung des Bauvereins (vgl. Ziffer 
ne gegenüber bis zur völligen Befriedigung des Baugrundgläubigers 
anſteht. 


Der Zinsfuß für unſere erſtſtelligen hypothekariſchen Darlehen beträgt 
jährlih 3°%o unter der Bedingung, daß der Bauverein unſer Darlehn all- 
jährlich mit mindeſtens 1°%o der urfprünglichen Schuld bis auf die mündel- 
fihere Werthälfte tilgt. Ergeben fi nah Abführung der grundbuchmäßig 
vereinbarten Kapitaltilgungsfummen infolge des Umftandes, daß die Ermwerbs- 
bausanmwärter mit 1/20 tilgen, am Jahresſchluſſe noch weitere entbehrliche 
Kaſſenbeſtände, fo find auch diefe in runden dur 100 ohne Weit teilbaren 
Summen an die Kafje der Landes-Verfiherungsanitalt Hannover abzuliefern. 
Eine Fortiegung der Kapitaltilgung über die mündelfichere Grenze hinaus 
jteht im Belieben des Bauvereind mit der Einſchränkung, daß wir zu den 
Quartalserſten Rüdzahlungen in runden durd 100 ohne Reſt teilbaren 
Summen nidt unter 1000 Mark entgegennehmen. 

Die obligationgmäßigen Bedingungen der Landes - Verficherungsanitalt 
find aus dem hierneben abgevrudten Entwurfe zu der dem Hypothefenbriefe 
anzuhängenden Schuldverfchreibung zu entnehmen. Die Bejchränfung der 
Tilgung bi3 auf die mündelfihere Werthälfte hat in dem Ur- 
fundenentwurfe deshalb feinen Ausdrud gefunden, weil das Amtsgericht in 
dem ‚alle entweder die Beifügung eines Tilgungsplanes, oder doch in 
der Urfunde jelbft die zahlenmäßige Begrenzung der Tilgung erwartet, 
legtere aber mangels einer einwandsfreien Unterlage über den vorausfichtlichen 
Wert des zu beleihenden Objekts zur Zeit der Hypothefeneintragung in der 
Regel noch nicht angegeben werden fann. Dem Bauverein muß es aber 
genügen, wenn wir in unferer Eigenſchaft als öffentliche Behörde hierdurd) 
die Erflärung abgeben, daß wir die Tilgung unferes Darlehns nur bis zur 
Mündelficherheit erwarten, und daß mir die Darüber hinausgehenden Rüd- 
zahlungen auf die Darlehnsihuld als freiwillige Alte des Bauvereins be- 
traten. Nicht minder muß der Bauverein fich bei dem Verfprechen be: 
ruhigen, daß wir die in der Urfunde der Zeit und dem Betrage nad) zwar 
genau zu begrenzende Tilgung nicht früher beanfpruchen, als bis der 
Bauverein feinen etwaigen Baugrundgläubiger völlig befriedigt hat. 

Zur Erfparung von Gerichtsfoften ift nichts dagegen einzumenden, daß 
auf die zunächſt erworbene Baugrundflähe gleich eine größere — dem 
vorausfichtlihen Werte der auf der ganzen Fläche zu errichtenden Gebäude 
entiprechende — Hypothefenfumme in das Grundbuch eingetragen wird, 
während unjere auf die eingetragene Summe erfolgenden Ratenzahlungen 
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{zu vergl. Ziffer VILI) felbftverftändlich nad Maßgabe der jeweilig wirklich 
vorhandenen Gebäudewerte zu bemeſſen find. Es empfiehlt ſich daher, 
vor Stellung des Antrages auf Eintragung der Gefamthypothef deren Höhe 
mit uns zu vereinbaren. 

VII, 


Während der Bauperiode fönnen Abfchlagszahlungen — fogenannte 
Baugelver — nicht gewährt werden. Erſt nad Vollendung des Rohbaues 
zahlen wir zwei Dritel der vertraggmäßig zwifhen dem Bauverein und 
dem Bauunternehmer vereinbarten Summe unter der Vorausfegung, daß der 
Hypothefenbrief uns vorliegt und die vorläufigen Feuerverficherungsfcheine 
der Häufer (Ziffer IX) ung auf furze Zeit zur Einficht überlaffen worden 
find. Unter „Rohbau“ iſt der Zuſtand des Neubaues nad der bau— 
polizeilihen Abnahme zu verftehen. Auf das letzte Drittel der Ver- 
tragsfumme hat der Bauverein, beziehungsmeife der Unternehmer erjt An- 
ſpruch, nachdem 

a) die endgültigen eueuerverfiherungsfcheine uns vorgelegen 
haben und 

b) der Bauverein durd ein Atteft des auffichtführenden Architekten uns 
die anjtandlofe Abnahme der Häufer beftätigt. 

Die Anträge auf Zahlbarmahung der Baudarlehnsraten find feitens 
des Bauvereins mindeiten 14 Tage bis 3 Wochen vor dem Zahlungs- 
termine bei uns zu jtellen, damit wir uns bei Zeiten darauf einrichten 
fönnen. Auf Wunfd des Bauvereins zahlen wir direft zu Händen bes 
Bauunternehmers, 

IX. 


Die Gebäude des Bauvereins find bei der vereinigten landjchaftlichen 
Brandfafje in Hannover zu verfihern und dafelbit verfichert zu lafjen. Zur 
Vermeidung von Verluften hat der Vereinsvorftand immer auf eine früh— 
zeitige Anmeldung der Baulichkeiten zur Feuerverfiherung ſchon während 
der Bauperiode Bedacht zu nehmen. Steht der vorausſichtliche Gefamt- 
wert des Gebäudes anſchlagmäßig feit, fo können in der Regel doppelte 
Schätergebühren dadurd vermieden werden, daß gleich der gefamte ——— 
verſicherungswert zur Anmeldung gebracht wird. 


X. 


Vorftehende Bedingungen treten an die Stelle der Bedingungen vom 
April 1899. 


Hannover, den 22. Januar 1900. 


Landes Berfiherungsanitalt Hannover, 
Liebredt, Dr. 
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Schuld- und Pfandverfchreibung. 





Der gemeinnügige Bauverein in... — eingetragene 
Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpfliht — vertreten durch den unterzeich- 
neten Vorſtand, jchuldet der Landes - Verficherungsanftalt Hannover die 
Summe von 

— —— 
in Worten: 

Indem wir über den Empfang dieſes Darlehns hierdurch quittieren, 
verſprechen wir, es von heute an mit jährlich 3 Prozent zu verzinſen und 
vom 1. Januar 19 an mit jährlih 1 Prozent der urfprünglichen 
Schuld — aljo in Sahresraten von Mk. zu tilgen. Auch ver: 
Iprehen wir, die Zinſen in Vierteljahrsraten am Ende zu den Kalender: 
Quartalserften und die jährlichen Tilgungsraten alsbald nad) Ablauf des 
Kalenderjahres — die erfte Tilgungsquote demnach am 2. Jonuar 19... — 
an der Kaffe der Landes-Verfiherungsanitalt Hannover portofrei zu zahlen. 

Das Darlehn ijt auf feiten der Gläubigerin unfündbar, folange der 
gemeinnügige Bauverein innn eingetragener Eigen⸗ 
tümer des beliehenen Grundſtücks iſt, die Zinſen- und Tilgungsraten pünft- 
ih — d. 5. innerhalb 14 Tagen nad dem FFälligkeitstermine — gezahlt 
werden, die Gebäude bei der vereinigten landſchaftlichen Brandkaſſe in 
Hannover verfichert bleiben und nicht in wefentlichen Teilen ihrer Beitimmung 
zu Wohnungen für arbeitnehmende he beziehungsmeife 
für Arbeiter und Unterbeamte in_......... ann und nächſter 
Umgebung entzogen werden. 

Wird eine dieſer Bedingungen nicht erfüllt, ſo iſt das Darlehn ſofort 
und ohne Kündigung zur Rüdzahlung fällig; dasſelbe gilt, wenn der gemein— 


kühloe auperens IN... . einen Teil des beliehenen 
Grundbefiges ohne Genehmigung der Yandes- Verficherungsanftalt Hannover 
an einen Dritten veräußert, der nicht zum ... . gemein» 


nügigen Bauverein in das Verhältnis eines Mitgliedes und dausanwarters 
eingetreten iſt. 

Seitens des Schuldners kann das Darlehn zu jeder Zeit nach vorauf— 
gegangener halbjähriger Kündigung zurückgezahlt werden; auch iſt der Schuldner 
berechtigt, noch über die regelmäßige Tilgung hinaus zu den Kalender— 
Quartalserſten beliebige Abzahlungen auf die Darlehnsſchuld in runden 
durch 100 ohne Reſt teilbaren Summen nicht unter 1000 Mk. zu leiſten. 

Soweit etwa die Forderung, für welche Hypothek beſtellt wird, nicht 
zur Entſtehung gelangen ſollte, wollen wir als Eigentümer des Pfand— 
grundſtücks nicht berechtigt ſein, über die uns als Schuldner ſelbſt nach 
NS 1163 des Bürgerlichen Geſetzbuches zuſtehenden hypothekariſchen Rechte 
ohne ſchriftliche Zuſtimmung der Landes-Verſicherungsanſtalt wirkſam zu 
verfügen. Es ſoll ferner, wenn die Forderung nur teilweiſe zur Entſtehung 
gelangen ſollte, die Hypothek der jeweiligen Teilforderung der Gläubigerin 
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das Vorreht haben vor dem uns ald Eigentümer zuftehenden hypothefarifchen 
Rechte; desgleichen fol bei teilmeifer Tilgung der Forderung der Gläubigerin 
die Hypothek der jeweiligen Rejtforderung dieſes Vorrecht vor der Hypothek 
der getilgten Kapitalteile genießen, fodaß der Eigentümer des Pfandgrund- 
ftüd3 oder fonftige Erwerber der getilgten Teilpojten in beiden Fällen dieſe 
nur mit dem Range nad jener Teil- oder Reftforderung er- 
werben, auf feinen Namen umfchreiben lafjen oder fonft darüber ver- 
fügen fann. 

Auf die dem Schuldner und Eigentümer des Pfandgrundftüds nad 
$ 1160 des Bürgerlihen Geſetzbuches zuftehenden Rechte verzichten wir; 
Kündigung und Mahnung feitens der Gläubigerin find auch ohne Vorlegung 
des Hypothefenbriefes wirkſam und fol uns lediglich die Befugnis vor- 
behalten bleiben, die Vorlegung des Briefes im Anftaltsgebäude während 
der üblichen Dienitftunden verlangen zu können. 

Für das Kapital von... . ME. nebft Zinfen und Koften be- 
ftellen wir hiermit Hypothef an dem im Grundbude von . 


eingelrogenen Grunbftüde, bewilligen und Keankingen Eintragung dieſer 
Hypothef zu Gunſten der Gläubigerin in das Grundbuh unter den an- 
gegebenen Beftimmungen, Ausfertigung des Hypothekenbriefes und deſſen 
Aushändigung an die Gläubigerin auf Grund vertragsmäßiger Vereinbarung, 
übernehmen auch die Kojten des Verfahrens. 


Be ne 


Gemeinnügiger Bauverein im .......... Lungen . 
eingetragene Genofjenihaft mit befchränfter Haftpflicht. 
(Zwei Unterfchriften) 

(Folgt Beglaubigung der Unterfchriften durch Gericht oder Notar.) 


Grundfätße 
für die Derwendung von Mitteln der invaliditäts- und Alters- 
Derjiherungsanjtalt für das Königreich Sachen zur förderung des 
Baues von Arbeiterwohnungen. 





Nah $ 129 Abſatz 2 des Gefeges fünnen auf Antrag des Ausſchuſſes 
mit Genehmigung der Yandescentralbehörde die Beſtände der Verficherungs- 
anjtalt verwendet werden zur 

Beleihung von Arbeiterwohnhäufern 
gegen deren Verpfändung und zwar mit höheren Beträgen und zu niedri- 
gerem Zinsfuße, als bei Anlegung von Mündel- und Kafjengeldern zuläffig 


Beichaffung der Geldmittel für die gemeinnügige Bauthätigfeit. 177 


umd üblich ift. Hierbei find — unter Ausfchluß der Spefulations- 
bauten — im allgemeinen je nad der Art, Sicherheit und Gemeinnüßig- 
feit des Unternehmens beleihungsfähig: 

1. Arbeiterwohnhäufer im Eigentum von Unternehmern 
und für deren Arbeiter bejtimmt, bis zu ?/s des ordentlichen (Grund- 
und Gebäude-) Wertes, bezw. bis zu ®/4 der Brandverficherungsfumme, 
in der Regel nicht unter 3"/20/o Verzinſung und gegen Tilgung in 
längjtend 44 Jahren (Annuität 4'/2V/o); 

2. Häufer im Eigentum von Verſicherten mit Wohnung für 
den Befiger (Einfamilienhäufer) bezw. für höchſtens drei meitere 
Arbeiterfamilien in gleicher Weife, wie zu 1 beftimmt, oder, falls das 
Eigentum auf Grund der Mitglievfchaft bei einem Spar- und Bau- 
verein 2c. erworben ift, zu ben dem legteren geftellten, günjtigeren 
Bedingungen (ſ. Ziff. 3); 

3. Grundftüde von Unternehmungen mehr gemeinnüßiger 
Art bis zu 24 des ordentlichen Wertes und PVerlautbarung von 
mindeftens 3"/2%/o zur Verzinfung, bezw. Tilgung. 

Hierbei fommen ald Darlehnsnehmer insbejondere in Betracht: 
Korporationen des öffentlihen und Privatrehts, Gemeinden, Spar- 
und Bauvereine, andere Bau-Genofjenfhaften und Gejellfchaften, wie 
auh Stiftungen und Privatperfonen, insgefamt dafern fie ohne pe- 
funiären Gewinn und Vorteil oder unter Begnügung mit einer mäßigen 
Verzinfung des Anlagefapitale® die Herjtellung, Unterhaltung und 
Verwaltung von Arbeiterwohnhäufern in die Hand nehmen, um damit 
zur Beflerung der Wohnungsverhältnifje und insbefondere Beſchaffung 
billiger, gefunder und fonft zwedentfprehender Wohnungen für Ar- 
beiter und andere bei der Verſicherungsanſtalt verficherte Perfonen 
beizutragen. 

Bei folden Ausleihungen fann den Darlehnsnehmern für den Fall 
der Erfüllung ihrer Verpflichtungen zugefichert werden, daß 
a) während der erjten drei Jahre nur Zinſen zu 3 %/o gefordert, 

b) die Zahlungen, welche die Berzinfung von 3% überfteigen, nad) 
Ablauf beftimmter Zeitabfchnitte zur Tilgung des Darlehns ver- 
rechnet werden follen. j 

Beifpiel: Bei Verzinfung des Darlehns mit 3 %o während 
der erften drei Jahre und regelmäßiger Zahlung einer Annuität 
von 3'200 in der Folgezeit können je 10% nad 19, 30, 38, 
44, 50 Jahren, je 15 Yo nad 57 und 63 Jahren, der Reit 
von 20% nah 69 Jahren von Darlehnsaufnahme ab ge- 
rechnet, abgejchrieben werben. 

4. Die Erfüllung des mit der Darlehnsgewährung zu fördernden 
Zwecks ift in geeigneter Weife fiher zu ftellen, 3. B. insbeſondere 
in Fällen der Ziffer 3, dur Bedingung und PVerlautbarung des 
BVorkaufsrechtes für die Verfiherungsanitalt, dur Verpflichtung des 
Schuldners, bei Vermeidung der Kündigung oder fofortigen Zurüd- 

Säriften XCVI. — Bohnungsfrage II. 12 
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ziehung des Darlehns das Grundftüd in gutem Zuftande zu erhalten, 
vorzugsmeife an Verficherte zu vermieten, ohne Genehmigung des Vor- 
ftandes der Verficherungsanitalt weder eine Veräußerung, weitere 
Belaftung, bauliche Veränderung, Mietzinsfteigerung vorzunehmen, 
noch auch Untermiete zu gejtatten, die Bücher, Rechnungen und 
Berichte über die Grundftüde mitzuteilen, deren Beſichtigung zu ge- 
Itatten ꝛc. 


. Wird die Haftung für das gemeinnüßgige Unternehmen und für das 


Darlehn von einer Gemeinde (mit Genenehmigung ihrer Auffichts- 
behörde) oder von einem größeren Verbande übernommen, fo fann 
das Grundftüd bis zum vollen Werte beliehen, aud) von der Ver- 
pfändung abgeiehen werben. 


Sörderung der gemeinnüßigen 
Bauthätigfeit durch die Gemeinden. 


Don 


Pberbürgermeifter Berk, Mannheim. 


Sinleiftung. 





Unter al’ den Mafnahmen, welche die Hebung der wirtfchaftlichen, 
fanitären, fittlihen und focialen Lage der minderbemittelten Volksklaſſen 
auf dem Wege friedlicher Reformen bezweden, ftehen die auf die Verbefferung 
der Wohnungsverhältniffe gerichteten Beftrebungen im Vordergrunde der 
Erörterung. 

Daß die Wohnungsverhältnifje der unteren Klafjen in den induftriell 
fortgefchrittenen Gegenden unbefriedigend, zum Teil in beforgnigerregendem 
Maße ſchlecht find, ift durd die vielfältigften Unterſuchungen feftgeftellt, aber 
noch feineswegs in dem erforderlihen Umfange zum Bewußtfein der All- 
gemeinheit gelangt. Hieraus erklärt fi aud die Thatfahe, daß bis zur 
Stunde noch nichts Entſcheidendes zur Befeitigung des Notftandes geſchehen 
fonnte. Als die verbreitetften Formen der Wohnungsnot find die gefund- 
heitsſchãdliche Bejchaffenheit der Wohnungen, die Überfüllung derfelben und 
nicht zum mindeften die gegenüber dem Einfommen des Wohnungsbedürftigen 
unverhältnismäßig hohen Mietzinfe anzufehen. Immer häufiger tritt die 
MWohnungsnot aud in dem abfoluten Mangel an Kleinen Wohnungen 
zu Tage. 

Die Beihaffung der erforderlichen gefundheitsgemäßen und billigen 
Wohnungen wäre zunächſt durch entiprechende Verbeſſerung der durch poli- 
zeilihe Kontrolle beanftandeten zu bewirken; der Hauptbedarf wird jedoch 
wohl überall durch Neubauten zu deden fein. 

Bon wem nun hat die Bauthätigfeit auszugehen ? 

Die urfprünglichfte und zugleich idealfte Befriedigung des Wohnungs- 
bedürfniffes erfolgt dur den — der hohen Gelände: und Baupreife wegen 
immer feltener werdenden — Eigenbau des Wohnungsbedürftigen, alfo durch 
das Alleinwohnen im eigenen Haufe. 

Als zweite Möglichkeit erfcheint der Bau von Wohnungen durch private 
Unternehmer und bie Vermietung derfelben aus Erwerbsrücſichten. Die 
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freie Privatbauthätigfeit entſpricht am meijten der hergebracdhten Geftaltung 
des Wirtſchaftslebens; ihr wird auf abjehbare Zeit, wie bisher ſchon, die 
Hauptaufgabe in der Dedung des Wohnungsbedarfes zufallen und es 
ſcheint daher angebradht, einer regen Entwidlung derjelben die Wege zu 
ebnen durch Befeitigung derjenigen Schwierigkeiten, welde bislang eine 
größere Ausdehnung derjelben behinderten, Da aber ungeadhtet nachdrück— 
licher Förderung der privatwirtfchaftlihen MWohnungsproduftion immerhin 
noch erhebliche Lücken bleiben werden, erübrigt nur das hilfsweife Eintreten 
anderer Unternehmungsformen und zwar der gemeinnüßigen Bauthätigfeit 
und der, teil diefer Gruppe, teil der Klaſſe der privaten Bauunternehmer 
zuzurechnenden Arbeitgeber. Inſoweit auch diefes verfagt, fommt in letter 
Linie der Eigenbau von Häufern durch die Gemeinde oder andere öffentliche 
Verbände in Frage. 

Den Gemeinden erwachſen hiernady auf dem Gebiete der Wohnungs: 
fürforge die verfchiedenartigften Aufgaben. Ein Teil derfelben, nämlich 
die Förderung der gemeinnügigen Bauthätigfeit, bildet den 
Gegenftand der nachfolgenden Darftelung, zu melder ein Erſuchen bes 
Vereins für Socialpolitif Veranlaſſung gegeben hat. 

Die Abhandlung enthält zunächſt eine referierende Darftellung der 
von den deutfchen und öfterreihifchen Gemeinden in der angedeuteten Richtung 
bisher getroffenen Maßnahmen und hieran anfchließend die Begründung der 
Anfhauung und Vorfchläge des Verfaſſers über diefen Zweig der fommunalen 
Coctalpolitif. Das Material für den erften Teil der vorliegenden Arbeit 
ift dem Ergebnifje einer im Frühjahr 1900 erfolgten Umfrage’ bei den 


I Die in dem Cirfularfchreiben geitellten Fragen find folgende: 

„I. 1. Iſt ausreichendes Baugelände für Kleinwohnungen vorhanden? Verneinenden- 
falls, welhe Maßnahmen werden zur Erſchließung von ſolchem unternommen, 
beiſpielsweiſe: 

a) Eingemeindungen, 

b) Zufammenlegung ungünftig parzellierter Grundſtücke, 

ec) Enteignung des auf gütlihem Wege für die Bebauung nicht erhältlichen 
Geländes? 

2. Wie wird die Beftedelung vorhandenen Baugeländes mit Kleinwohnungen 

feitend der Gemeinde gefördert, etwa durd: 

a) Anlage von Straßen, Bes und Entmwäflerungs-, Lichtverforgungss: 
Einrichtungen ; 
Ausftattung mit Schulen, Badeanftalten, Spielplägen, Einrichtungen 
für Feuerſchutz und Hilfe bei Unglüdsfällen u. dal. 

b) Herftellung bezw. Erwerb, Verbilligung und Verbefierung der Transport» 
gelegenheit (Rommunalifierung der Straßen: und Vorortbahnen, Herab— 
fegung der Tarife, Vermehrung der Züge, Halteſtellen und Einwirkung 
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Verwaltungen der deutjhen und öſterreichiſch-ungariſchen Gemeinden mit 
über 20 000 Einwohnern und einzelner troß geringerer Seelenzahl wirt- 
ichaftlich bedeutender Gemeinwefen entnommen, Auf insgefamt 294 An- 
fragen liefen 260 zum Teil jehr ausführlide und mit wertvollem littera- 
riſchem Material belegte Beantwortungen ein. 


auf die außergemeindlihen Inhaber von Transportanftalten im gleichen 
Sinne); 

e) Zulaffung geringerer Anforderungen oder gewifler Vorrechte in den 
Bebauungsplänen, baupolizeilihen oder jonftigen ortögejeglihen Vor— 
ſchriften? 

Eventuell durch welche Beſtimmungen? 
II. Beſtehen dort behördliche Einrichtungen zur Regelung des Wohnungsweſens, 
wie etwa: 
a) Ständige oder periodiſche Wohnungsinſpektion, 
b) Statiftit über Bauthätigkeit, Wohnungsmarkt (leerftehende Wohnungen, 
Mietzinie ıc.), Veröffentlichung der Ergebniffe, 
c) Wohnungs-Bermittlungsamt ? 
III. Beteiligt fich die Gemeinde felbft an der Bereitftellung billiger Rleinwohnungen ? 
Auf welche Weiſe: 
a) durch Eigenbau für 
ſtädtiſche Arbeiter und Bedienſtete, 
ſonſtige Einwohner? 

Sind die erſtellten Wohnungen nur zur Vermietung oder auch zum Ver— 

kauf beſtimmt? 

Welche Erfahrungen machte die Gemeinde mit Unternehmungen dieſer Art? 

b) durch Beteiligung an ſpekulativen oder gemeinnützigen Bauvereinigungen 
(vergl. IV)? 
IV. Auf welche Weile fördert die Gemeinde eine gemeinnügige Bauthätigfeit, etwa 
durd: 
1. Anregung zur Entftehung von Bauvereinigungen, Teilnahme an der Kon- 
ftituierung und Verwaltung derfelben, Mithilfe durch Kommunalbeamte, 
2. Unterftügung folcher Vereine mit dem Einfluß der Gemeinde beim Gelände» 
erwerb, der Beihaffung des Baufapitald, von fteuerlihen und anderen 
Bergünftigungen; 
3, Übernahme von Gefhäftsanteilen gemeinnügiger Vereinigungen, der Kapital» 
oder Rentenbürgſchaft, Gewährung von Darlehen; 
4. Abtretung von ſtädtiſchem ober Stiftungsgelände (durch Kauf, Erbpadt 
oder Zeitpadt) an 
a) gemeinnüßige Bauvereinigungen, 
b) ftäbtifhe Beamte und Arbeiter, 
ec) ſonſtige Heine Leute. 
5. Ermäßigung oder Nachlaß gemeindlicher Steuern, Gebühren ober anderer 
einmaliger oder wiederfehrender Leiftungen ?“ 
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Es entfallen auf: 
Anfragen Antworten 


Preußen . . . . 151 140 
Byen. 2.0.23 22 
Sıhlen » 2... 018 18 
Württemberg . . . 9 9 
Baden . . 2... 8 7 
Heſſen.... 5 5 
Andere Bundesſtaaten 23 19 
Neihslande . . . 4 4 
Öfterrih - - . 86 24 
Unsem. - « . . 17 12 

294 260 


Eine ähnlihe, wenn aud minder umfangreiche Überſicht ift vom Ver— 
fajjer ald Beilage feines für die 8. Konferenz der Centraljtelle für Arbeiter- 
MWohlfahrtseinrihtungen (Mat 1899) beftimmten Vorberichts über „Die Be- 
teiligung der Gemeinden an der Löfung der Wohnungsfrage“ bearbeitet 
worden !. 


I. &eit. 
A. Ehätigkeit der deutfchen Gemeinden, 


1. Königreich Preußen. 


Ein Runderlaß des Finanzminifters und des Minifters des Innern vom 
2. Dftober 1899 empfiehlt den Gemeinden die Annahme einer Grundfteuer- 
ordnung, wonach die Grundfteuer nah dem gemeinen Wert (ftatt dem 
Sahresnugungswerte) veranlagt und diefer für billige Kleinwohnungen nur 
mit einem Bruchteile des Wertes angerechnet werden foll?, 





1 Schriften der Gentralitelle für Arbeiter: Wohlfahrteeinrichtungen Nr. 17, 
Berlin 1900. 

2 In dem unterm 19. März 1399 an die Negierungspräfidenten ergangenen 
Erlaß der Minifter für Handel und Gemwerbe, der geiftlihen, Unterrichts- und 
Mebdicinalangelegenheiten und des Innern ift den Gemeinden eine umfaffende Für- 
forge zu gunften der gemeinnügigen Bauthätigfeit zugedadht. Die bezüglichen Bor- 
Schläge der Minifter deden fich im mwejentlihen mit den vom Berfafler im letzten 
Abichnitt diefer Abhandlung geftellten Forderungen. 
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Provinz Weftpreußen. 
Danzig. 

Die Bebauung geeigneter Stadtviertel mit Kleinwohnungen wird durd 
Heftlegung von Straßenzügen, vereinfachte Ausführung derfelben, durch Ein- 
wirkung behufs Anſchluſſes an die Straßenbahn gefördert. Mitglieder der 
ſtädtiſchen Kollegien find in den Vorftänden der gemeinnügigen Bauvereine 
hervorragend thätig. An die lehteren ift zu billigem Preife ſtädtiſches Ge- 
lände verfauft worden. 

Grauden;. 

Der Ausbau einer Linie der neu erworbenen Straßenbahn nad dem 
Arbeiterviertel wird erwogen. Die Gemeinde fteht dem Bau- und Spar- 
verein, der die Herftellung billiger Kleinwohnungen bejwedt, beratend und 
fördernd zur Seite. Etwaigen Anträgen des Vereins auf moralifche oder 
materielle Unterftügung würde die Stadtverwaltung wohlwollend gegen- 
überftehen !. 

Provinz Pommern. 
Greifswald. 
Die Stadt hat an den Spar- und Bauverein Land zu ermäßigtem 


Preife abgegeben. 
Stettin. 

Eine in Vorbereitung befindliche neue Bauordnung begünftigt die An- 
lage von Kleinbauten. 

! Aus Mitteilungen der Fachpreſſe während der Drudlegung ift nachzutragen: 

Brovinz Brandenburg. 
Berlin. 

Die im Januar 1901 von der Stadt Berlin errichtete „König Friebrid-Stiftung”* 
mit einem Vermögen von 1000000 Mark bezwedt, unter Ausfhluß des ftädtifchen 
Eigenbaues den Bau billiger Wohnungen zu fürdern und auch in anderer Weife den 
minderbemittelten Einwohnern bei der Erlangung gefunder und billiger Klein— 
wohnungen behilflich zu fein. 





Charlottenburg. 

Die Stadtgemeinde hat im Januar 1901 ein Baugelände von 6,82 ha zu 
1 Million Mark angelauft, um dasſelbe zwei Berliner Baugenofienihaften zu über- 
laffen, die daſelbſt Kleinwohnungen zunächſt für Arbeiter und Unterbeamte der 
Stadt Charlottenburg erridten wollen. Die Stadt beabfichtigt ferner, für ein von 
den Gefellfchaften bei der Invalidenverfiherungsanftalt aufzunehmendes Darlehen 
die Garantie zu übernehmen (Techn. Gde-Blatt III S. 240; Soc. Praxis X 
Sp. 213). 
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Stolp. 

Die Anregung zur Gründung des „Bauvereins“ (E. ©. m. b. 9.) 
ging vom Magiitrat aus; die Kaffengefhäfte des Vereins werden zum 
Teil durch die Stadthauptkaſſe beforgt. Die Stadt hat der Genofjenichaft 
einen Bauplatz billig verfauft. 

Stralfund. 

Dem unter Mitwirkung der jtädtifchen Behörden gegründeten Bauverein 
wurde ftädtifches und Stiftungsgelände um !/s des Wertes zur Verfügung 
geitellt. 
Provinz Schlefien. 

Gleimiß. 

Städtifcherfeits ift die Errichtung von Wohngebäuden dur Hergabe 

von billigen Bauhilfsgeldern an Privatunternehmer gefördert worden. 


Provinz Sadjen. 
Erfurt. 

Eine der drei Spar- und Baugenofjenfhaften ift unter Anregung des 
Magijtrats begründet worden. Von einer derfelben ift ein Baubdarlehen 
bis zu 80% des Wertes nachgeſucht, das jtäbtifcherfeits vorausfichtlich 
gewährt wird. Einer Genofjenfchaft wurden die Straßenbaufoften nach— 
gelafjen, über das Gefucd einer zweiten jchweben Verhandlungen. Die Stadt 
hat geeignetes Baugelände um billigen Preis ftraßenlaftenfrei an Private 
zum Bau von Arbeiterhäufern verfauft. Die Bebauung von 300 Woh— 
nungen innerhalb zwei Jahren ijt grundbuchmäßig gefjichert !. 


Magdeburg. 
Über die Frage, in welder Weife die Stadt den Erbauern von 
Kleinwohnungen befondere Vorteile gewähren folle, find die Beratungen 
nod nicht abgefchlofjen ?. 


! Die Stadt Halle a. S. giebt nad) Soc. Praxis X Sp. 243 Baugelände zur 
Errihtung von Kleinwohnungen in Erbbauredt. 

2 Nah den Ende 1900 gefaßten Beihlüffen will die Stadtgemeinde in den 
nädjten 6 Jahren an die Erbauer von Häufern mit 2— 4räumigen Wohnungen, 
welde thunlihft nur von invalidenverfiherten Perfonen gemietet werben, je 
350000 Mark, zufammen alſo 2100000 Dark Darlehen gewähren. Diefelben follen 
70% des Boden» und Baumwertes nicht überfteigen, find mit 31/4 Yo zu verzinien, 
mit jährlich "ao zu tilgen, im übrigen aber 20 Jahre unfündbar. 50 %o der 
hierzu erforderlichen Gelder werden den Beftänden der Sparkaffe entnommen. Die 
weiteren nicht mündelfiheren 20% entleiht die Stadtgemeinde gegen 3 Yoige Ver— 
zinfung, "2 oige Tilgung und 20jährige Unkündbarkeit bei der Verfiherungsanitalt 
Sadjen- Anhalt. 
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Mühlhaufen i. Thür. 

Der Mühlhaufener Spar- und Bauverein wird durch Abgabe ftäbtifchen 
Bauterrains zu bejonders billigem Preife unterftügt. Die Arbeiter genießen 
für Benügung der eleftrifhen Straßenbahn zu Beginn und Schluß der 
Arbeitszeiten Vorzugspreife. 


Quedlinburg. 

Durch Anlage fchmaler, einfach ausgebauter Wohnftraßen fowie durch 
die beabfichtigte Abgabe ftäbtifher Baugrundftüde zu billigem Preife wird 
die Erftellung von Kleinwohnungen, mit der ſich aud eine Baugenoſſenſchaft 
befaßt, zu fördern gejudt. 

Schönebed. 

In vereinzelten Fällen hat die Stadt Bauterrain an gemeinnüßige 

Bauunternehmungen zu ermäßigtem Preife abgetreten. 


Wittenberg. 
Die Stadt war einer Bauvereinigung bei der Beihaffung von An— 
lehensgeldern behilflich. 


Provinz Schleöwig-Holftein. 
Slensburg. 
Die Thätigfeit der Baugenofjenihaft des Vereins „Arbeiterbund“ wird 
ſtädtiſcherſeits dadurd) gefördert, daß das Stadtbauamt die Baupläne be- 
arbeitet und die Pflafterung einer Straße ohne Erfat ausgeführt hat. 


Harburg. 

Einer Baugenofjenfhaft find die Koften der Pflafterbahn vor ihren 
Häufen auf 10 Fahre geftundet. 

Kiel. 

Dem unter Mitwirtung von Mitgliedern der ſtädtiſchen Körperfchaften 
ins Leben gerufenen Bau: und Sparverein wird billiges Baugelände ab— 
aetreten und ein feitens der Stadt unfündbares Darlehen von 60 000 Marf 
gewährt, welches als letztes Drittel innerhalb des gemeinen Wertes ficher: 
zuitellen und mit 11/20 jährlich zu amortifieren tft. Den Erbauern von 
Kleinwohnungen wird Gelegenheit zum Erwerb ftädtifchen Geländes geboten, 
wobei der Kaufpreis in Form einer feitens des Käufers jederzeit ablösbaren 
312% igen Nente und die Anliegerbeiträge in 15 Jahresraten abgetragen 
werden fünnen. 

Schleswig. 

Der Echleswiger Arbeiterbauverein ift zufolge der Anregung der Stadt- 

behörden entitanden, der Stabtbaumeifter ift der techniſche Berater des Vor- 
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ftandes. Die Stadt gewährte zum Anfaufe eines für einen Straßendurchbruch 
erforderlihen Haufes eine Beihilfe von 3000 Mark und übernahm 50 %/o 
der Bau= und Entwäfjerungsfoften einer neuen Straße auf einem Vereins— 
grundftüd. 
Provinz Hannover. 
Göttingen. 

Ein gemeinnüßiger Bauverein wird durch Verkauf billigen Gemeinde- 
geländes unterftügt. Für Arbeitermohnungen in der dritten Bauzone find 
geringere Anforderungen betreff3 der Façadengeſtaltung, der Vorgärten und 
eine weitergehende Überbauung zugelafien. 

Die Stadt beabfihtigt, die von der Mohnungsfontrolle ala unzuläffig 
erflärten, nicht mehr zu beflernden Wohnungen anzufaufen und durh Neu 
bauten zu erjegen. 

Hannover, 

In einigen Fällen ift an gemeinnüßige Baugeſellſchaften ſtädtiſches 

Terrain billiger veräußert worden. 


Hildesheim. 

Die gemeinnügige Baugeſellſchaft A. ©. ift auf Anregung des Ober- 
bürgermeifters gegründet und durch Schenkung des zuerft erforderlichen Bau- 
grundes ausgeftattet worden. Die Kapitalbefhaffung gefchieht durch die 
Sparfaffe aus Mitteln der Verficherungsanftalt. 


Denabrüd. 

Die Stadt ift den beiden Bauvereinen dur Herftelung von Straßen 
in ihrem Baugebiet entgegengefommen. Weitere Maßnahmen unterliegen 
noch der Beratung. 

Provinz Weſtfalen. 
Hagen. 

Die Gemeinde tft mit einem nambhafteu Kapital Aftionärin der „Hagener 
gemeinnütigen Baugeſellſchaft“. 

Herne. 

Beim Kauf von Bauplägen für Kleinwohnungen fommt nur die halbe 
Umfasfteuer in Anſatz. 

Hörde. 

Die Stadt hat an der Konftituierung des Bauvereind Teil genommen, 
ift durch den Bürgermeifter im Vorftande vertreten und hat mehrere Geichäfts- 
anteile übernommen. Ein neues Stadtviertel ift in der Anlage beariffen. 
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Zu Erfchliegung weiteren Baugebiet? find Verhandlungen wegen Ein- 
gemeindung zweier Vororte und einer Zufammenlegung von Grundftüden 
im Lauf. 

Lüdenſcheid. 

Für ein Anlehen des Spar- und Bauvereins bei der Verficherungs- 
anftalt ad 500 000 Mark hat die Stadt die Bürgfchaft übernommen. 
Sonftige Vergünftigungen gemeinnügiger Bauthätigfeit find im allgemeinen 
zugeftanden, einzeln jedoch noch nicht feitgefeßt. 

Müniter. 

Einer gemeinnügigen Bauvereinigung hat die Stadt ein Hypothefen- 

darlehen gewährt. = 
Siegen. 

Die ftädtifhe Armenverwaltung gab die Anregung zur Bildung des 
„Gemeinnügigen Bauvereins Glüdauf“. Die Hofpitalverwaltung bat 
legterem billiges Baugelände abgetreten, die Gemeinde auf Erſatz der Straßen- 
foften verzichtet und für ein Anlehen bei der Verfiherungsanftalt Bürgſchaft 
geleiftet. Aus einer bejtehenden Stiftung werden Beträge von 1000 Mark 
an eine Leute zum Bau eines Haujes zinäfrei gegen Amortifation aus- 
geliehen. 

Provinz Heflen-Nafjau. 
Franffurta.M. 


Die Stadt hat ſich neuerdings mit je 200 000 Mark Aktien an zmwet 
gemeinnügigen Baugefellfchaften unter der Bedingung beteiligt, daß eine An- 
zahl von Wohnungen an ftädtifche Beamte und Arbeiter vermietet werden. 
Mitglieder des Magijtrat3 haben wiederholt jih an der Begründung von 
Baugeſellſchaften beteiligt und mwirfen noch bei der Verwaltung mit. 

Diefen Gejellfchaften ift feitens einer Stiftung fomohl ala der Stabt- 
gemeinde dur Erbbauverträge ausgedehntes Baugelände überlafjen worden. 
Weitere Vergebungen gleicher Art, auch an Private, befinden fi noch im 
Stadium der Erwägung. Der Magiftrat hat fih im Grundfag mit folgen- 
den Vorſchlägen des Oberbürgermeifters einverftanden erklärt: 

a) Jedem zuverläffigen Bauluftigen, welcher Kleinwohnungen oder 
mittlere Wohnungen zur Selbjtbenübung, zur Vermietung oder Wieber- 
veräußerung eritellen will, wird auf ftäbtifhem Gelände ein Erbbauredt 
von, nach Beichaffenheit der Bauten verfchiedener, jedoch nicht über 80 Jahre 
bemefjener Dauer eingeräumt. Hiefür ift außer der in jedem Falle einer 
Weiterveräußerung fällig werdenden Abgabe eine jährlihe Vergütung zu 
entrichten, die anfänglich etwa der bisherigen Landpacht, zuzüglich der Ver— 
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zinfung der Straßen: und Kanalkoſten entſpricht und allmählid bis zu 3%o 
des jeweiligen Bodenwertes anfteigt; 

b) das Erbbauredt kann bis zu 90 %o der Hauptfumme mit Hypothefen 
belajtet werden. Diefe 90 %o oder aud nur die über Münbdelfiherheit hinaus 
gehenden *ıo werden von einer jtäbtifchen Baufafje gegen entjprechende 
Verzinfung und Tilgung dargeliehen ; 

e) nah Ablauf des Erbbaurehts wird dem Berechtigten der aus 
eigenen Mitteln verwendete Betrag ſowie ein feiner Zufchlag vergütet ; 

d) nad Ablauf von 20 Jahren jteht der Stadt ein Rückkaufsrecht 
zu einem von vornherein vereinbarten Preiſe zu; | 

e) die Stadtverwaltung erfchließt das den milden Stiftungen gehörige 
Gelände dur Planlegung, Bau von Straßen, Kanälen, Wafferleitung, 
Vorortbahnen, fie übernimmt das zur Bebauung verbleibende Tarrain von 
den Stiftungen in Erbbaureht und vergiebt dasfelbe dann nad obigen 
Grundfägen weiter (Verwaltungsberiht des Frankfurter Magiftrats 1899). 


Nahdem der vom LOberbürgermeifter vorgefchlagene Entwurf eines 
preußischen Gefetes über die zwangsweiſe Umlegung von Grundftüden be- 
hufs Erſchließung von Baugelände an dem Widerftand der Stände gefcheitert 
it, hat der Magiftrat die Erlaffung eines Specialgefeges gleicher Art für 
Frankfurt betrieben. Die legislatoriihe Behandlung des Gefetes ift in 
der Thronrede zur Eröffnung des Landtags 1901 in Ausficht geftellt. Durch 
Eingemeindung der Vororte, ſowie ausgedehnte Geländeanfäufe, Tauſch von 
Gelände auf eigener und fremder Gemarkung ſucht die Gemeinde einen be- 
ftimmenden Einfluß auf die Bebauung des Stadtgebiete zu gewinnen. 
Die Bereitjtellung von Bauland wurde auch durch vertragsmäßige Zufammen- 
legung von Grundjtüden thunlichit gefördert. 


* * 
* 


In Frankfurt a. M. hat der Verein „Reichswohnungsgeſetz“ ſeinen 
Sitz, der eine reichsgeſetzliche Regelung des geſamten Wohnungsweſens er— 
ſtrebt, ferner der „Verein für Förderung des Wohnungsweſens und verwandte 
Beſtrebungen in Heſſen Naſſau.“ Inwieweit die Thätigkeit dieſer Körper— 
ſchaften auf die hier zu behandelnden Aufgaben der Gemeinde von Einfluß 
iſt, wird ſpäter zu erörtern ſein. 


Fulda. 
Der Magiſtrat wird den Verein zum Bau von Arbeiterwohnungen, 
an deſſen Konſtituierung und Verwaltung er beteiligt iſt, durch Anlage von 
Straßen, Be: und Entwäſſerung, Beleuchtung fördern. 
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Marburg. 
Die Befievelung vorhandenen Baugeländes mit Kleinwohnungen wird 
ftädtifcherfeit8 durch reichlihe Straßenbauten ſowie durch Unterftüßung der 
Anlage von Kleinbahnen gefördert. 


Rheinprovinz. 
Aachen. 

Für Arbeiterhäufer und die fie umgebenden Straßen find geringere 
als die ſonſt üblihen Anforderungen im Intereſſe der Koftenerfparnis zu— 
gelafjen. 

Es ift in Ausfiht “genommen, die Thätigfeit gemeinnüßiger Bau- 
geielihaften durd Befreiung von Straßenfoftenbeiträgen oder Gewährung 
von Erleichterungen bei Aufbringung folder, fowie durch Überlafjung von 
Baugelände aus dem Armenvermögen zu billigem Kaufpreife oder gegen 
Stundung des Kaufpreifes bei mäßigen Zinfen zu fördern. Ferner fol für 
Gelände gemeinnüßiger Baugefelichaften die Hälfte der Grundfteuer nach— 
gelafjen und derfelbe Nachlaß auch Arbeiten, Handwerkern, oder diefen 
wirtfchaftlich gleichzuftellenden Berfonen für Gebäude gewährt werben, welche 
von den Eigentümern ausfchließlich oder außer von ihnen felbjt nur von 
höchſtens zwei weiteren Familien folder Art bewohnt werben. 


. Altendorf. 

Drei am Plate beitehende Spar: und Baugenofjenfhaften, von welchen 
die eine zum Teil fleine Erwerbshäufer für ihre Genofjen baut, während 
im übrigen große, teure Mietshäufer errichtet werden, haben fi an die 
Gemeinde mit dem Antrage auf finanzielle Beteiligung gewandt. Die 
Übernahme von Gejchäftsanteilen feitend der Gemeinde fteht auch in Ausficht. 


Barmen. 

Die Stadt hat im Jahre 1887 der „Gemeinnügigen Baugeſellſchaft“ 
— einer Aftiengejelihaft für den Bau von Kleinwohnungen in verfäuflichen 
Cin- und Zweifamilienhäufern und großen, im Gefellfchaftseigentum ver: 
bleibenden Mietshäufen — 100 000 Mark gegen 3 P/oige Verzinfung ge: 
liehen und neuerdings für ein Anlehen derjelben bei der Verfiherungsanftalt 
Rheinprovinz ad 500 000 Mark, aus weldem obige 100 000 Mark heim- 
bezahlt wurden, Bürgfchaft übernommen. Beim Anbau an unfertige Straßen 
ift der Geſellſchaft die ſonſt vorgejchriebene Sicherftellung der Straßenfoften- 

beiträge erlaffen. 
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Bonn. 

Für die zu Kleinwohnungen beftimmten Straßen ift eine geringere 
Breite vorgefehen. In zahlreichen Fällen tritt Stundung der Straßen- 
foften ein. 

An der auf Anregung der Stadtverwaltung 1899 ins Leben getretenen 
gemeinnügigen Arbeiter-Mohnungs-Genofjenfchaft ift Die Stadt mit 20000 ME. 
(einem Drittel der bisherigen Gefchäftsanteile) bethätigt. Der Beigeorbnete 
ift Vorfigender, der Stadtbaurat und der Rendant der jtäbtifchen Sparkaſſe 
find Mitglieder des Genoſſenſchaftsvorſtandes. Das bisher erworbene Bau- 
gelände (1"/a preußifche Morgen) ift von der Stadt zur Hälfte des Wertes 
‘ verkauft worden. Der Kaufpreis ift zu 3%o verzinslih und 30 Jahre un= 
fündbar unter Cinräumung des Vorranges für das übrige, von der Landes— 
verfiherungsanftalt Rheinprovinz gegebene Kapital. Sämtliche Straßentoften, 
Kanalbeiträge und Baupolizeigebühren (ca. 5000 Mark) find der Genofien- 
Schaft erlaſſen worden. Cine meitere Unterftügung jeitens der Stadt durch 
Rapitalbeteiligung und Überlaffung von Yaugelände wird erfolgen, fobald 
die Genoſſenſchaft ihre Thätigkeit ausdehnt. 


Dortmund. 

Magiftratsmitgliever find Vorfigende im Auffichtsrat des „gemein- 
nüßigen Spar= und Bauvereins“ und der „gemeinnüßigen Baugefellichaft“. 
Der lesteren ift Stundung von Straßentoften gewährt. Waflergeld, Straßen- 
reinigungs= und Kanalanihlußgebühren werden für Kleinwohnungen billiger 
berechnet. Anträge der Bauvereinigungen an die BVerficherungsanftalt und 
Eifenbahnpenfionsfaffen um Gewährung von Darlehen zu billigem Zinsfuß 
wurden jeiten3 der Stadt empfohlen. 


Düren. 


Die Eingemeindung eines Vorortes zur Erweiterung des Baugebietes 
ift im Gange, der Bau einer eleftrifchen Straßenbahn mit Zmeiglinie zu 
den Arbeitermohnungen projeftiert. Für Arbeiterfahrten follen beſonders 
billige Preife eingeführt werden. In baupolizeilicher Beziehung wird an 
Arbeiterwohnungen ein Mindermaß von Anforderungen gejtellt. Der Bürger- 
meijter ift ftatutengemäß Mitalied des Auffichtsrates der „Gemeinnützigen 
Baugeiellihaft”, die Stadt Düren Befigerin von Aftien derfelben im Betrage 
von 6000 Marf, die ihr von einem Großinduftriellen unter der Bedingung 
gefchenft wurden, daß die Dividenden der Gejellichaft zu ihren Zwecken 
zufließen follen. Die Straßenfojten jind der Gejellichaft jtädtifcherfeitö er- 
lafjen worben. 
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Da die Gefelihaft nah Fertigftelung von 100 Einfamilienhäufern, 
von denen 73 bereit? an Arbeiter verfauft, 13 vermietet und 14 no im 
Bau begriffen jind, ihre Wirkſamkeit einftellen wird, find unter Mitwirkung 
der Stadt Verhandlungen wegen Bildung einer „gemeinnüßigen Baugenofjen- 
ihaft“ im Gange. Die Stadtgemeinde wird berfelben mehrere größere 
Grundftüde zum Selbftlojtenpreife zur Verfügung jtellen. 


Düffeldorf. 

Die Stadt hat an zwei Genofjenfchaften, den „Spar- und Bauverein“ 
und den „Beamtenwohnungs-PVerein“ eine größere Anzahl von Bauftellen zu 
niederem Preife und unter günftigen Zahlungsbedingungen verfauft und auf 
Erjag eines Teild der Straßenpflajterungsfoften verzichte. Um die Be- 
bauung eines größeren, von ihr zum Verkauf geſtellten Bauareals zu fördern, 
bat jih die Stadt erboten, die Beleihung der alsbald zu errichtenden 
Wohngebäude durch die Landesbank der Rheinprovinz bis zu 75°%o des 
Wertes durch Übernahme der Garantie zu erwirken. Die von der 
Stadt gewährten Vergünftigungen für Wohngebäude mit nur einem Ober: 
geſchoß — Nachlaß der Hälfte des einmaligen Kanalbeitrages und Erlaß 
der Pflafterung der Strafe — fomwie die Unterjtügung der gefamten Baus 
thätigfeit Durch Hingabe von Hypothefen bis zu 60 %/o des Wertes au in 
der Form der Baubdarlehen, zu welchem Zwede die Stadt ein Anlehen von 
20 000 000 Mark aufgenommen bat, kommt natürlid auch der gemein- 
nügigen Bauthätigfeit zugute. 

Dem in Düfjeldorf domizilierenden „Rheinifchen Verein für Förderung 
des Arbeiterwohnungsweſens“ gehört die Mehrzahl der größereren Gemeinden 
der Nheinprovinz ald Mitglieder an. 


Duisburg. 

Für Arbeiterwohnhäufer an gemwiffen, von den ſtädtiſchen Kollegien 
feftgeftellten Straßen wird nur die Hälfte der Straßen- und Kanalbaufojten 
berechnet. Die Anlage des Bürgerfteiges und die Asphaltierung desjelben 
erfolgt auf Koften der Stadt. Die Stadt ift mit ihren drei Anteilen 
a 300 Mark am „Spar: und Bauverein” — der Mietshäufer für feine 
Mitglieder in verfchiedenen Stadtteilen baut — und mit 10 Aktien A 
1200 Mark an der „Gemeinnüsigen Aktienbaugeſellſchaft“ — melde ver: 
ſuchsweiſe Einfamilienhäufer zum Verkauf an Beamte und Arbeiter errichtet 
— beteiligt. Ferner ift jtäbtifcherfeits für ein, vom Spar- und Bauverein 
bei der Berficherungsanftalt aufgenommenes Darlehen von 70 000 Mark 
die Kapitalbürgfchaft und eine 20/oige Zinfengarantie übernommen worden. 


Für Arbeitermohnungen werden feine Baugebühren erhoben. 
Sqriften XCVI WBobnungsfrage II. 13 
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Eſſen. 

Die beiden gemeinnützigen Bauvereine entfalten mangels geeigneten 
Geländes im weſentlichen ihre Thätigkeit in benachbarten Landgemeinden, 
wozu die Stadt feine Beihilfe gewährt. Von der einen dieſer Baugenofjen- 
chaften, die auch im Stabtbezirl Bauterrain erwarb, hat die Stadtgemeinde 
einige Gefchäftsanteile erworben. 

Zur Gewinnung weiteren Bauterrains ijt die Einverleibung einer nahe: 
gelegenen Dorfgemeinde angeitrebt. 


Kalt. 

Die Stadt ſucht die Bauthätigfeit im allgemeinen durch Gewährung 
von Darlehen aus der ftädtifchen Sparlajje an Kleinere Grundbefiser möglichſt 
zu unterftüßen. 

Köln. 

Die gemeinnüsigen Baugenofjenfhaften werden begünftigt durch Feſt— 
fegung geeigneter Straßenzüge, Überlafjung ſtädtiſchen Geländes zu mäßigem 
Kaufpreife, teilweifen Erlaß der Straßenkoftenbeiträge (bisher ad 120000 ME.!) 
und Herabfegung der Grundfteuer von Baupläßen für Arbeitermohnungen 
auf die Hälfte des allgemeinen Satzes. Häufer mit gefunden Kleinwoh— 
nungen unterliegen der Gebäudefteuer ebenfalls nur mit der Hälfte des ge- 
meinen Wertes. 

Krefeld. 

Die Stadt hat für ein Anlehen des Spar- und Bauvereins die Kapital- 
und Zinfengarantie übernommen. Durd Straßen, Kanalbauten, Anlage von 
Schulen, Bädern, Spielplägen u. dgl., Verbilligung der Transportgelegen- 
heit wird die Entftehung von Kleinwohnungen in Außengebieten mit Erfolg 
gefördert. 

Kreuznad. 

Eine größere Anzahl von Anteilfheinen des „Spar- und Bauvereins“ 
befindet fich im Befige der Stadtgemeinde, die auf Dividende bisher zu 
Gunften der Genofjenjchaft verzichtete. 


Maljtatt-Burbad. 
Die Anregung zur Entftehung der „gemeinnüßigen Baugenoſſenſchaft“ 
ging vom Gemeindevorftand aus, der auch den Vorſitz im Morftande 


ı Nah Beichluß der Gemeindefollegien vom 8. November 1900 find bis auf 
weiteres die Straßenfoften für neu erbaute Arbeiterwohnhäujer mit einer Hödhit- 
verzinfung von 5% auf 50%o des normalen Sates herabgeſetzt (Soriale Praris X 
Sp. 166). 
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führte. Stellvertretender Vorfitender und Leiter der Neubauten ift der Stabt- 
baumetiter. 
Mülheim- Ruhr. 

In Straßen, melde für den Anbau mit Arbeiterhäufern beftimmt find, 
unterbleibt die SKanalifation, die Anlage vorfchriftsmäßiger Bürgerfteige 
und die Pflafterung der Fahrbahn. Auch wird eine geringere Mindeftbreite 
der Straßen zugelafjen. Ein 28 Morgen großes Terrain ift jtabtfeitig an- 
gekauft worden, um basfelbe der Bebauung mit Arbeiterhäufern zu über- 
weifen. Die Stadt hat fünf Anteilfcheine des „Spar: und YBauvereins“ 
übernommen. 

M.-Gladbach. 

Die „Gladbacher Aktienbaugeſellſchaft“ wird von der Stadtgemeinde 
durch Erleichterung der baupolizeilichen Vorſchriften, Stundung von Straßen- 
koſten und Übernahme der Kapitalbürgſchaft (1900 bis zu 300000 Mark) 
unterftüßt. Diefe Begünftigungen werden zum Teil aud anderen Erbauern 
von Kleinwohnungen gewährt. 

Neuß. 

Durd Zufammenlegung eines inmitten bebauter Stadtteile liegenden, 
10 ha großen und fehr ungünftig parzellierten Terraind im Wege des Ver- 
trages, ſowie dur Anlage von Strafen auf demfelben ijt ein „Überfluß“ 
von Baugelände gefchaffen morden. 

Ein Vertrag zwijchen der Stadtgemeinde und dem „gemeinnüßigen 
Bauverein“ über Änderung des Bebauungsplanes ermöglicht letzterem vie 
Ausnügung eines größeren Bauterraind. Die Stadt beſitzt für 100000 ME. 
Aktien des „Bauvereins“, deſſen Wohnungen fpeciell auch den Bebürf- 
niffen der Armenverwaltung dienen. Dieſe gewährt an Stelle der Miet- 
zinsunterftügung Anmeifungen auf folde Wohnungen. Die Baupläne find 
der Genehmigung der Armenverwaltung unterftellt. 


Dberhaufen. 

Einer in der Entjtehung begriffenen Baugenofjenfchaft gedenft die Stabt- 
gemeinde mit einem Betrage von 10 000 Marf beizutreten. Auch tft die 
Gewährung von Erleichterungen Hinfihtlih der Baupolizeigebühren, Kanal- 
anſchluß⸗ und Straßenbaufoften ſowie die koſtenloſe Mitwirkung ftädtifcher 
Baubeamten bei der Projektierung und Beauffihtigung der auszuführenden 
Bauten vorbehaltlih der Zuftimmung der Stadtverorbneten beabjichtigt. 


Ohligs. 
Der Bürgermeiſter iſt Vorſitzender, 4 Stadtverordnete ſind Mitglieder 


des Aufſichtsrates bezw. Vorſtandes des „Ohligser Bauvereins“ E. G. m. 
13* 
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b. H. Die Stadt befigt 5000 Mark Anteiljheine und hat der Verfiche- 
rungsanftalt gegenüber die Garantie für ein Darlehen von vorläufig 
50 000 Mark übernommen. 

Die Strafenbreite für das Baugebiet des Vereins ift um ein Drittel 
vermindert worden. 

Remſcheid. 

Dem „Gemeinnützigen Bauverein“ hat die Stadt ein Stiftungs— 
vermögen von 45353 Mark zur Verwendung überlaſſen. Für ein von der 
Berfiherungsanftalt dargeliehenes Kapital von (zur Zeit) 300000 Mark hat 
die Stadtgemeinde Garantie übernommen. 


Rheydt. 
Die Stadtgemeinde verbürgte ſich für ein feitens der „Aftienbaugefell- 
Schaft“ bei der Landesbank der Rheinprovinz aufgenommenes Darlehen von 
250 000 Mark zum Zwede der Erbauung von Arbeiterwohnungen. 


Saarbrüden. 

Der Bürgermeifter ift an der Gründung einer gemeinnügigen Bau— 
vereinigung und mit anderen Gemeindebeamten an der Verwaltung derjelben 
beteiligt. Die Stadt hat der Genofjenfchaft Bauareal zu ermäßigtem Preife 
überlafjen — welch' leßterer gegen 3/2 /oige Verzinfung ohne hypothe— 
farifche Sicherheit ftehen bleibt — ferner ein Darlehen zu 3°/4%o gewährt 
und zehn Gefchäftsanteile von je 150 Marf übernommen. Auch mwurbe für 
die Vereinshäufer eine geringere Stärke der für je 2 Vereinshäuſer ge— 
meinfchaftlihen Zwifchenmauern zugeitanden, 


St. Johann. 

Es ift beabfihtigt, in einem Vororte unmittelbar an einer Straßen- 
bahn gelegenes ftädtifches Waldgelände von 10 ha als Bauterrain für Klein— 
wohnungen bereit zu ftelen. Die Erbauung von folden fol ſodann noch 
dadurch gefördert werden, daß die Stadt die Bürgfchaft für die von der 
Verfiherungsanftalt gewährten Baudarlehen übernimmt. Die Gemeinde- 
behörde bemüht ji um das Zuftandefommen gemeinnübiger Bauvereine. 


Schalte. 
Der Spar: und Bauverein wird von der Stadt durch Garantieüber- 
nahme für Anlehen, Erleichterung des Straßenfoftenaufmandes, Erlaß der 
Baugebühren und Umfasiteuer unterjtüßt. 
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Solingen. 

Für den „Solinger gemeinnügigen Bauverein” (Aftiengefellichaft) hat die 
Stadt eine Darlehensgarantie für 60 000 Mark und 27 Gejchäftsanteile 
A 200 Mark übernommen. Die bebauten Grundftüde müſſen der Stadt 
zur Sicherheit verpfändet werden und der Verein fift mit feinem ganzen Ber- 
mögen haftbar. Der jeweilige Oberbürgermeifter ift Vorſitzender und zwei 
Mitglieder der ftäbtifchen Finanzkommiſſion find Mitglieder des Aufſichts— 
rated. Der „Spar: und Bauverein in Solingen“, €. ©. m. b. H. wurde 
durh Bürgjchaftsleiftung für 50 000 Mark und Entnahme von 10 Anteil- 
jcheinen & 300 Marf unterftüßt. Die Beleihung der Grundftüde darf im 
einzelnen alle *s des Wertes derſelben nicht überfteigen, mährend das 
rejtliche Drittel aus den Einzahlungen der Mitglieder aufzubringen ift. Die 
Baupläne bedürfen der jtädtifchen Genehmigung. 

Vierſen. 

Die Stadt iſt an der Konſtituierung und Geſchäftsführung der „gemein— 
nützigen Baugeſellſchaft“ beteiligt. Sie hat ſich für ein Darlehen der Ge— 
ſellſchaft von 200 000 Mark verbürgt, derſelben billiges Baugelände über— 
laſſen und die Baupolizeigebühren erlaſſen. 


Wald. 
Die Anregung zur Gründung des „Spar- und Bauvereins“ E. G. 
m. b. H. ging vom Bürgermeiſter aus, der nebſt anderen Gemeindebeamten 
im Verein hervorragend thätig ift; die Gemeinde hat fih um die Be- 
Ichaffung des Baufapitals (bisher 80000 Marf) bemüht und für das lettere 
die Bürgfchaft übernommen. 


2. Königreid Bayern. 

Das Königlihe Staatsminifterum des Innern hat mit Erlaß vom 
25. Dftober 1899 die untergeordneten Staatöbehörden veranlaßt, auf die 
Gemeinden im Sinne der Aufnahme einer nachdrücklichen Wohnungsfürforge 
für Minderbemittelte einzuwirken, beſonders aud in der Richtung, daß neben 
der Beihaffung gefunder billiger Wohnungen für die eigenen niederen Be— 
dienfteten und Arbeiter die Gemeinden der Bildung von Baugenofjenjchaften 
möglichft Vorſchub leiften und deren Wirken förderlichſt unterftügen. 


Ansbad. 
Gemeinnüßige Bauunternehmungen werden durch Abtretung von Ge- 
meindegrundftüden gegen geringes Entgelt, jedoch mit dem Vorbehalte des 
Rückfalls, fofern nicht binnen zwei Jahren gebaut wird, gefördert. 
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Aſchaffenburg. 

Die Stadt hat ein beträchtliches, günſtig gelegenes Bauterrain ange— 
kauft, durch welchen Beſitz fie regulierend auf die Spekulation in Grund 
und Boden einwirft. 

Bamberg. 


Einem von Eifenbahn- und MBoftbedienfteten gegründeten Bauverein 
ift die preismürdige Abgabe von ca. 1 ha ftädtifchen Geländes in Ausficht 
geftellt worden. 

Bayreuth. 

Die Straßenanlage, Kanalifation, Bewäſſerungs- und Beleuchtungs- 
anlage mehrerer in den letzten drei Jahren enftandener Straßen, die nur 
von Perfonen aus dem Hleineren Bürger» und Arbeiterjtande, von Bahn- 
bedienfteten u. f. w. bewohnt find, wurden ausſchließlich aus öffentlichen 
Mitteln je nah dem Fortſchreiten der Bauthätigfeit alsbald hergeftellt. In 
den Arbeitervierteln werben gewifje bauliche Erleichterungen, wie geringere 
Straßenbreite, geringere Häuferhöhe und ſchmuckloſe Façade gewährt. 


Erlangen. 
Der Magiftrat ift im Princip bereit, eine in der Entftehung begriffene 
Baugenofjenfchaft für Arbeitermohnungen finanziell zu unterjtüßen. 


Frankenthal. 

Die Anregung zur Entſtehung eines gemeinnützigen Bauvereins ging 
von der Gemeinde aus, die auch an der Konſtituierung des Vereins ſich 
beteiligte und denſelben durch Übernahme von Geſchäftsanteilen unterſtützt. 
Ein Gefuh um Gewährung der Kapital» und Binfenbürgfchaft für ein 
Darlehen unterliegt noch der Beratung. 


Fürth. 

Die Stadt hat einen Baumeijter vertragsmäßig verpflichtet, in be: 
jtimmter Zeit und Reihenfolge 19 größere und fleinere Häufer mit 148 
vorwiegend Fleineren Wohnungen in freier Lage zu erbauen, wogegen die 
Stadt denfelben wie die gemeinnüßige Bauthätigfeit überhaupt beim Ge- 
ländeerwerb unterftügt, zur Arrondierung erforderliches jtädtifches Areal 
überläßt, Geſuche um Zuweiſung von SHypothefenfapitalien zu billigem 
Zinsfuße bei den Verjicherungsanftalten befürwortet und die Straßen 
jiherungstoften und Kanalbeiträge reduziert bezw. nachläßt. Dur Ein- 
verleibung angrenzender Ortichaften wurde ein ausgebehntes billiges Areal 
der Beſiedelung mit Kleinwohnungen eröffnet. 
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Katferslautern. 


Die Iofalen BVerhältniffe geftatten in befonderem Maße die Herftellung 
billiger Arbeiterwohnungen. Um dazu noch den Vorteil nieder verzinslichen 
Baufapital® zu gewähren, erbot ſich die Stabt, bei der Verfiherungsanftalt 
ver Pfalz ein größeres Kapital zu 3%0 aufzunehmen und an Bauluftige 
zu gleihem Zinsfuße abzugeben. Eine Inanſpruchnahme fand nicht ftatt, 
da die Doarlehensbedingungen der Verficherungsanftalt feinen Anklang 
fanden, 


Ludwigshafen a. Rh. 


Bei der Verwaltung und dem Betrieb der Privatbaugenofjenfhaft für 
Eigenheime und Mietshäufer wirken Kommunalbeamte mit. Die Stadt hat 
einen Teil der Koften für die von der Genofjenfchaft erftellten Straßen und 
Kanäle übernommen. Ein Gefudh um Übernahme von Kapitalbürgſchaft zu 
Gunſten derſelben iſt noch nicht verbejchieven. 


Münden. 


Unter Mitwirfung von Magiftratsperfonen ift im Herbſt 1899 ein 
„Verein für Verbefjerung der Wohnungsverhältnifie" gegründet worden, der 
fleine, gefunde, unlündbare Mietwohnungen erftellen will. Borfigender des 
Verwaltungsrats ift der erjte Bürgermeifter, gejchäftsleitender Vorſtand der 
Sefretär des jtädtifchen ftatiftifchen Amtes. Der erfte Bürgermeifter hat bei 
den Gemeindefollegien beantragt, dem Vereine aus dem jtädtifchen Grund- 
beſitz in 5 Vororten je 1—2 ha Baugelände auf 98 Jahre gegen eine 
jährliche Entfchädigung von 2°%0 des derzeitigen Wertes zu überlafjen, dem- 
jelben die erforderlichen Kapitalien aus der Sparfaffe zu leihen und die . 
Pflaſterungs⸗ und Randſteinkoſten ganz oder wenigſtens teilmeife zu erlafjen. 
Der Magiftrat ftimmte diefen Vorfhägen zu, während die Gemeindebevoll- 
mäctigten im März I. 38. zunädft nur die faufweife Abtretung eines 
Gemeindegrundftüdes um billigen Preis bemilligten, die übrigen Anträge 
aber ablehnten. In früherer Zeit bat die Gemeinde dem „Spar- und 
Bauverein“ durch mehrfahen Grundjtüdsaustaufh Entgegentommen bewiefen. 
Mit Einrichtung des eleftrifchen Betriebs auf den ftädtifchen Straßenbahnen wird 
der Zehnpfennig-Einheitstarif in weiterem Maße durchgeführt, was auf die 
Bejiedelung der Außenbezirfe günftig einwirkt. Eine Förderung des Klein- 
wohnungsbaues durch Abjtufung der Bauvorſchriften geſchieht infofern, als 
für gewiſſe Quartiere eine dichte Bebauung im geſchloſſenem Bauſyſtem 
eventuell mit vier Stodwerfen über dem Erdgeſchoß geitattet ift. 
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Neuftadt a. 9. 
Die Gemeinde, ift Inhaberin mehrerer Anteilf heine der Baugenofien- 
Ihaft. Sie unterftügt die Bauthätigfeit derfelben, fowie von Privaten durd) 
preiswürdige Abtretung ſtädtiſchen Terrains. 


Nürnberg. 

Dem Bauverein Schudert’fcher Arbeiter (E. G. m. b. H.), der eine 
große Anzahl Häufer für die Arbeiter der Schudert’fchen Etablifjements 
erbaut, wird die Hälfte der Koften für Straßenherftellung, Kanalifation, 
Gas- und Wafferleitung nachgelafjen im Betrage von ca. 42 000 Mark. 


Negensburg. 

Ein Verſuch der Gemeinde, durch Bereitftellung billiger Baulapitalien 
aus Stiftungsfafjen zur Vermehrung gefunder Arbeitermohnungen im Außen- 
gebiet beizutragen, ift von der Auffichtsbehörde als Beeinträchtigung des 
Stiftungszweds zurüdgemwiefen worden. 


Speyer. 

Die Erridtung von Kleinwohnungen wird im Bedarfäfalle in der 
Weiſe gefördert werden, daß die Koften für Heritellung der Straßen und 
für die Kanalifation des betreffenden Bauquartiers von der Stadt ohne 
Anſpruch auf Erfag getragen werben. 


Würzburg. 

Es ift die allgemeine Milderung der Bauvorfchriften für Kleinwohnungen 
und der Nachlaß der Straßenfoften für die im nduftrieviertel zu erftellen- 
den Arbeiterhäufer beabfihtigt. Um die Gründung gemeinnügiger Bau- 
vereinigungen anzuregen und aud das Privatfapital zum Bau von Klein: 
wohnungen aufzumuntern, ift feitens der Stadtvertretung ſolchen Beftrebungen 
jede thunliche Unterftügung in Ausficht geftellt. Durch möglichjte Ermweiterung 
ihres Befigtums an der Peripherie der Stadt fucht die Gemeinde auf Die 
Bebauung und den Liegenfhaftsumfag bezw. die Preisbildung einen den 
Kleinwohnungen förderlichen Einfluß zu gewinnen. 


3. Königreid Sachſen. 

An allgemeinen, insbefondere landeögefeglihen Normen in Bezug auf 
die Entwidelung der gemeinnügen Bauthätigfeit und die Mitwirkung der 
Gemeinden bei derjelben ift nur das im Mai 1900 verabichiedete „Al- 
gemeine Baugefet für das Königreich Sachſen“ zu erwähnen. Dasfelbe ge- 
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währt den Gemeinden die Möglichkeit zur Umlegung feiner Lage, Form und 
Fläche nad) ungeeigneten Baulandes, ſowie zur Zmwangsenteignung beitehen- 
der, im Intereſſe des Verkehrs oder der Gejundheitspflege zu befeitigender 
Gebäude und Gebäudegruppen, e3 begünjtigt die offene Bauweiſe, die Ab- 
ftufung der GStraßenbreiten (MWohnftraßen), die Entjtehung mittlerer und 
Hleinerer Wohnhäuſer, namentlih aud durch eine diefe weniger als die 
größeren Bauten belaftende Beredinung der Bauabgaben (Nüderfäge) und 
Gebühren. 
Dresden. 

Die ſtädtiſchen Kollegien haben die Errichtung einer fommunalen 
„Örundrenten- und Hypothefenanitalt“ bejchlofjen. Diefelbe beleiht unbebaute 
Grundjtüde nur dann, wenn fie zur Errichtung billiger Wohnungen für ge- 
gemeinnügige Zwede beſtimmt find. 

Die unter ftädtifher Verwaltung ftehende Johann Meyer-Stiftung zur 
Erbauung von MWohnhäufern für Unbemittelte ift von der Stadt durch 
teild unentgeltlih, teil zum Gelbjtlojtenpreife erfolgte Hergabe von Bau— 
grund unterftügt worden. Indirekte Beihilfe durch Überlaffung von Bauland 
unter dem Zeitwerte an Korporationen, Vereine 2c. ift ftädtifcherfeits bisher 
grundfäglich nicht gewährt worden, da der Nat ſich nur zu ſolchen Unter- 
ftügungen verftehen fonnte, die als direkter ftädtlfcher Beitrag offen in die 
Eriheinung treten. Über Gefuche zweier Bauvereinigungen um fÜlberlafjung 
ftädtifchen Geländes im Wege des Erbbaurechts jteht die Entſcheidung des 
Rates noch aus, 

Glaudau. 

Die Privatbauthätigfeit wird feitens der Stadt durch Gewährung von 
Darlehen zu billigem Zinsfuß unterftügt. Die Gemeinde ift auf fortgefeßte 
Erweiterung ihres Liegenjchaftsbefiges bedacht, um jederzeit ausreichende 
Baugelände bereitjtellen zu können. Die Befiedelung neuer Baugebiete wird 
dadurch gefördert, daß die Gemeinde den Bauherren zur Critellung der 
Straßen, Kanalifation u. a. amortifierbare und billig verzinsliche Darlehen 
der Zandesfultur-Rentenbanf vermittelt. 


Leipzig. 

Wegen Überlafjung eines größeren Areals vom ſtädtiſchen Rittergut 
Löhnig an die „Gemeinnügige Baugejellihaft” im Wege des Erbbaurechts 
behufs Erbaung einer größeren Zahl von Kleinwohnungen ſchweben Ver— 
bandlungen. 

Meißen. 

Behufs Vermehrung des äuferft beſchränkten Baulandes iſt die Ein- 

verleibung verschiedener Nachbarorte eingeleitet. 
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Plauen. 
Die Gründung einer Baugefellihaft (G. m. b. H.) erfolgte 1896 unter 
Mitwirkung der Gemeindebehörde. 


Reichenbach. 

Um die Beſiedelung vorhandenen Baugeländes mit Kleinwohnungen 
zu fördern, wird Erleichterung der Bauvorſchriften (geringere Straßenbreite, 
einfachere Kanaliſation, Verzicht auf Pflaſterung der Straßen und auf Er— 
ſtellung von Gehwegen u. a.) gewährt. 


4. Königreich Württemberg. 
Eßlingen. 

Nur die Bauthätigkeit im allgemeinen wird gefördert und zwar durch 
Vermehrung des Bauterrains im Wege zweier Einverleibungen und Ent— 
eignung von Privatbeſitz. 

Gmünd. 

Für Kleinwohnungen ſind bauliche Erleichterungen gewährt durch Zu— 
laſſung von Fachwerkbau und geringere Sockelhöhe ſowie Ermäßigung der 
vorgeſchriebenen Länge der Straßenfront. 


Göppingen. 
Die Straßen um ein Bauquartier des „Bau= und Sparvereins“ werden 
durd die Stadtgemeinde auf ihre Koften eritellt. 


Heilbronn. 


Bei Gründung des Heilbronner Wohnungsvereins übernahm die Stadt 
25 Aktien desfelben. Nach einem neuerlichen Vertrag eritellt der Verein 
eine größere Zahl kleiner Mietwohnungen, die dauernd und qut zu unter- 
halten und um einen die Selbftloften nicht überjteigenden Preis zu vermieten 
find. Die Häufer dürfen nicht ohne Genehmigung der Stadtgemeinde ver- 
äußert werden, welche Vorfaufsreht hat. Das Rechnungswefen und die 
Bauunterhaltung unterliegen der Beauffihtigung der ftädtifchen Behörden. 
Die Stadt verzidtet auf Erſatz der Koften für Erwerb des Straßengeländes, 
Straßenheritelung, Kanalifation, Gas- und Wafferleitung (Gefamtaufwand 
37000 ME); auch fchenfte fie das Inventar für eine vom Perein in 
feinen Häufern eingerichtete Kleinfinderfhule. Der Wohnungsgenoſſenſchaft 
„Arbeiterbund“ fam die Stadt durch Füufliche Überlaffung ftädtifchen Ge: 
ländes zu mäßigem Breife entgegen, Ferner hat fi die Stadtgemeinde 
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im Grundfaße bereit erflärt, alle Unternehmungen, welche ſich die Erftellung 
und Vermietung von Arbeiterwohnungen zur Aufgabe jtellen, durch Nach— 
laß der Straßenfoften und eventuell des ganzen oder teilweifen Kaufpreifes 
für abgetretenes ſtädtiſches Gelände zu unterftügen, auch im übrigen die 
Entwidlung ähnlicher Drganifationen, insbefondere gemeinnüßiger Aftien- 
geielihaften zu fördern. 

Stuttgart. 

Die Stadt „fommt gemeinnügigen Bauvereinigungen, ſoweit es zuläffig 
it, in jeder Weife fürdernd entgegen,” insbefondere durch teilweifen Nach— 
laß der Straßenbau: und Sanalifationskoften. 

Der vermöge ihrer Erfolge weitaus bedeutendften Schöpfung gemein« 
nüßiger Bauthätigfeit auf deutſchem Boden, der Arbeiter-Billentolonie „Dft- 
heim“ bei Stuttgart, einem Unternehmen des Stuttgarter Vereins für das 
Wohl der arbeitenden Klafjen, find übrigens von feiten der Gemeinde irgend» 
welche Bergünftigungen nicht gewährt worden. 


Ulm. 

Im Jahre 1891 rief der Oberbürgermeifter einen „Wohnungsverein“ 
ins Leben, an deſſen Verwaltung verjhiedene Gemeindebeamte beteiligt find. 
Eomohl diefem, ald dem erſt jüngft gegründeten „Spar- und Bauverein“ 
trat die Stabt billiges Bauterrain ab, fie unterftüßte diefelben bei der Be- 
ihaffung des Baufapitald, gewährte das lettere zum Teil felbft ala Dar- 
lehen und erließ ihnen die örtliche Liegenfchaftsaccife. Die Abtretung von 
ftadtifhem Gelände in Form des Erbbaurehts ift in Ausficht genommen. 


5. Großherzogtum Baden. 
Das Drtöftraßengefeg vom 20. Februar 1868 in der Faffung vom 
6. Juli 1896 giebt den badifchen Gemeinden das Recht zur zwangsweiſen 
Bufammenlegung und Neueinteilung der im Bereich des Bauplanes gelegenen, 
zur Bebauung ungeeigneten Grundftüde. 


Freiburg i.®. 

Der ohnehin bedeutende Grundbefit der Stadtgemeinde wird durch ge- 
legentlihe Anfäufe erheblih vermehrt. Die Stadt vermag daher und in- 
folge verfchiedener Einverleibungen jederzeit reichliches Bauland im allgemeinen 
und für Kleinwohnungen bereit zu ftellen, das durch Straßenanlagen und 
Gritellung anderer öffentlicher Einrichtungen, Erwirkung billiger Fahrgelegen- 
heit auf den Staatzeifenbahnen erfchlofien wird. Im Jahre 1872 er- 
möglichte die Stadt der „gemeinnüßigen Baugeſellſchaft“ den Erwerb eines 
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größeren Bauterraing zu billigem Preife, worauf diefe 50 Häufer mit 150 
Mohnungen errichtete. * des Baufapitald wurden aus einer ſtädtiſchen 
Kaſſe zu niederem Zinsfuße dargeliehen. Durch Abtretung billigen Bau- 
terraing wurde um jene Zeit auch ein Induſtrieller, der für feine Arbeiter 
Kleinwohnungen erftellte, unterftügt. Neuerdings hat indeſſen die Stabt- 
verwaltung das Syſtem der Subventionierung zu Gunften des fommunalen 
Eigenbaues vollitändig verlafjen. 


Heidelberg. 


Die Stadtgemeinde will Vereinen und Genofjenichaften, die fich mit 
der Herftellung fleiner Wohnungen beſchäftigen wollen, unterjtügend Die 
Hand bieten, wird aber, wie bisher das Hauptgewicht auf den Bau ftabt- 
eigener Wohnungen für die ftädtifhen Arbeiter aus Sparfafjenmitteln 
legen. 

Karlsruhe. 

Die Stadt beſchränkt fich auf entfprechende Vermehrung baureifen Ge- 
ländes durch Ermweiterung der Gemarkung und Ausbau des Straßen: bezw. 
Kanalnetzes. Grundftüdsumlegungen behufs Gewinnung zwedmäßiger Bau— 
pläte haben verſchiedentlich ftattgefunden. Die früher verbotene Benutung 
von Dachgeſchoſſen zu Wohnzweden ift neuerdings wieder zugelafjen und 
dadurch der Vorrat an kleinen Wohnungen nicht unerheblich vermehrt worden. 
Gegen eine unmittelbare Förderung der gemeinnügigen Bauthätigfeit hegt 
die Stadtverwaltung zum Teil grundfäßliche Bedenken. 


Konſtanz. 

Für einzelne Gemarkungsteile ſind erleichterte Bauvorſchriften zugelaſſen. 
Städtiſchen Angeſtellten wurden behufs Herſtellung zweiſtöckiger Eigenhäuſer 
mit Kleinwohnungen nad ſtädtiſcherſeits genehmigten Plänen Gemeinde- und 
Stiftungsgrundftüde zu ermäßigtem Preife abgegeben, bei Berechnung der 
Straßenfoften der Grunderwerb außer Betracht gelaſſen und die erite Hypo— 
thef aus dem ſtädtiſchen Baufonds zu billigem Zinsfuße dargeliehen. Auch 
der „Spar- und Bauverein“ erhielt billiges jtädtifches Gelände und Unter— 
ſtützung der Stadt bei Beichaffung des Baufapitals. 


Lahr. 

Um den anſäſſigen Arbeitern die Erlangung kleiner Eigenhäuſer zu 
erleichtern, hat die Stadtgemeinde auf den Erſatz der hälftigen Koſten einer 
vorzugsweiſe zur Beſiedelung mit Arbeiterwohnungen beſtimmten Straße 
verzichtet und ferner bei der Verſicherungsanſtalt amortiſable Darlehen auf— 
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genommen, die fie an die Bauenden weitergiebt. Zins und Amortifations- 
zahlung wird dur die Stadtfafje vermittelt. Die Summe der bezüglichen 
Kapitalien beträgt 450 000 Marf. 


Mannheim. 

Die Stadt gewährt grundfäglich allen Privaten und fonjtigen Unter- 
nehmungen unter gemifjen, lediglih die Erhaltung der Zweckbeſtimmung 
fihernden Vorbehalten Unterftügung zum Bau von Kleimohnungen durd) 
Nahla der Straßenkoften und des ganzen oder teilmeifen Kaufpreifes des 
von der Stadt erworbenen Baugeländes. Die Entftehung und Entwidlung 
gemeinnügiger Bauvereinigungen wird nahdrüdlich gefördert. Bon der Ver- 
günftigung bezüglich der Straßentoften haben bereits eine Anzahl Private und 
die Genoſſenſchaft „Spar= und Bauverein“ — diefer für fünf Mietshäufer 
mit zufammen 50 Wohnungen — Gebrauch gemadt. Die Stadtlafje lieh 
diefem Verein auf zweite bezw. dritte Hypothek gegen billigen Zinsfuß zu— 
nächſt 24 700 Mark. Wegen Überlafjung eines größeren ftädtifchen Areals 
an den Verein fchweben Verhandlungen. Auch die Baugebühren und ähnlichen 
Leiftungen an die Gemeinde find dem Spar= und Bauverein erlafjen worden. 

Durch Einverleibungen ausgedehnter Nahbargemarfungen und Plan— 
legung des gefamten Gebiets, Erjtellung zahlreicher Straßen, Entwäflerungs- 
fanäle, Gas-, Waſſer- und eleftrifcher Zeitungen, ſowie eines mweitverzweigten 
Straßen und Vorortebahnneges ift in Berbindung mit ber feitens der 
Staatsbehörde erfolgten Ausdehnung der Zonenbauordnung auf die benad- 
barten Gemeinden der allgemeinen Bauthätigfeit reichlihe Gelegenheit zur 
Entfaltung gegeben. Die Ausftattung der Vororte mit allen modernen 
Wohlfahrtseinrihtungen, billige Fahrpreife auf den Staats- und Neben- 
bahnen, verminderte baupolizeilihe Anforderungen, die planmäßige Ber: 
teilung der Induftrie auf die Gefamtgemarfung erleichtern die Erftellung 
von Kleinmohnungen in verjchievenen Stadtteilen, namentlih auch in den 
Außenbezirfen. 

Pforzheim. 


Um der zahlreichen Arbeiterbevölferung Pforzheims das Wohnen in 
den umliegenden Ortſchaften zu ermöglichen, fördert die Stadt die Ver- 
mehrung der Trangportgelegenheit dur Subventionierung von Nebenbahnen 
und bemüht fi um billige Tariffäte auf den Staatsbahnen. 


6. Großherzogtum Heilen. 
Im Februar 1900 wurde auf die Anregung der Großherzogin von 
Heſſen ein „Landesverein zur Beſſerung der Mohnungsverhältniffe Minder- 
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bemittelter” ins Leben gerufen, dem aud die Mehrzahl der größeren Ge- 
meinden als Mitglieder beigetreten find. 


Gießen. 

Die Baugenofienfchaft des evangelifhen Arbeitervereins iſt feitend der 
Stadt dur Abgabe billigen Baugeländes unterftügt worden, ebenfo durch 
Überlaffung eines größeren Kapitalbetrages aus Stiftungsgeldern zu ge— 
ringem Zinsfuß. Im übrigen ift darauf Bedacht genommen, daß Klein- 
wohnungen zur Vermeidung befonderer Arbeiterquartiere in allen Stadt— 
teilen errichtet werden. 

Mainz. 

Dem „Spar: und Bauverein” wurde ftädtifches Baugelände käuflich 
überlafien und die Abtragung des gering verzinslichen Reftfaufpreife in 
30jährigen Tilgungsraten geftattet. 


Dffenbad. 

Die Unterftügung gemeinnüßiger Bauvereine durch die Stadt be- 
ſchränkte fi auf Erleichterungen bei der Heritellung von Straßen. Die 
Gemeinde fördert das Wohnen in Außenbezirfen und Nadhbarorten durch 
reihlihe Subventionierung und Eigenbau von Nebenbahnen. 


Morms. 


Infolge der Eingemeindung von drei Vororten ift reichlich Bauglände 
für Wohnungen jeder Art beihafft. Der unter Mitwirfung der Stadt ge- 
gründeten und verwalteten „Aftiengefellihaft für billige Wohnungen“ find 
für ihr in ländlichem Stil gehaltenes Wohnviertel weſentliche Erleichterungen 
der Baubeftimmungen (einftödige Bauart, Vorgarteneinfriedigungen in Holz 
und lebenden Heden, geringe Mauerftärfen, Straßen bis zu 5 m Minbelt- 
breite mit tiefen Vorgärten) gewährt worden. Das betreffende ziemlich 
abjeit3 gelegene Bauterain wurde ftädtifcherfeitS durh Einführung von Gas 
und Waſſer und Herftellung von Kanälen erſt befievelungsfähig gemacht. 
Die Stadt befigt Ts der Aktien der Gejelihaft — 40 000 Marf. 


7. Reichslande. 
Straßburg i.E. 

Den Körperſchaften, welche mit der Errichtung von Kleinwohnungen 
bisher vorgegangen find (Armenrat 245 Wohnungen, Sparkaſſe 96, Ge— 
ſellſchaft Volkswohnungen 210, Spadjitiftung 100 Wohnungen) hat die 
Stadt Straßburg das Baugelände teil unentgeltlich, teild zu ermäßigtem 
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Preife überlafjen. Der proteftantiihen Privatarmenanftalt (49 Wohnungen) 
ift die gleiche Vergünftigung angeboten worden. In zwei Fällen behielt 
die Stadt die erheblichen Straßenfoften auf fih. Auf Anregung der vom 
Bürgermeifter präfidierten Wohnungs = Unterfuhungsfommiffion ift eine 
„Gemeinnügige Baugenofjenfhaft” in der Bildung begriffen. Die Stadt 
fol im Vorjtand und Auffichtsrat der Genofjenfhaft durch je 2 Mitglieder 
vertreten fein und hat auf 25 Jahre eine 3 /oige Verzinfung der Genofjen- 
ſchaftsanteile gemwährleiitet. 


8. Hanſeſtädte. 
Hamburg. 

Einer Baugenofjenfhaft ift Staatögelände zu billigem Preife überlafjen 
und leßterer zu dem Zinsfuße von 3"/a/o auf 10 Jahre unfündbar be- 
lafien worden. Bei der Veranlagung zur Grundfteuer wird für Wohnungen 
bis zu 240 Mark jährliche Miete jtatt eines Viertel des Mietsertrages 
die Hälfte als fteuerfrei in Abzug gebradjt. 


Lübed. 


Drei größere Parzellen Staatsgeländes wurden in Baupläße für Zwei— 
familienhäufer mit fleinen Wohnungen eingeteilt, mit Straßen verfehen und 
um geringen Preis, welcher ald 3"/2P/oige, erft nach 40 Jahren ablösbare 
Rente auf dem Grundftüd eingetragen werden fol, zum Kauf ausgeboten. 
In ähnlicher Weife wird feitens der Armenverwaltung vorgegangen. Dem 
„gemeinnüßigen Bauverein“ ift ein Darlehen von 100 000 Mark bewilligt 
worden, das mit 3U/2/o verzinft, mit jährlich 10 getilgt und auf das 
legte Drittel des Brandfafjenwertes der erjtellten Baulichfeiten hypothekariſch 
gejihert wird. 


9. Übrige Bundesitanten. 
Roſtock. 
Es iſt in Ausſicht genommen, von privater Seite erfolgende Beſtre— 


bungen zur Beſchaffung billiger und geſunder Kleinwohnungen durch Her: 
gabe von Gelände und baupolizeiliche Maßnahmen zu unterſtützen. 


Braunſchweig. 
Die Stadt gewährte der „Braunſchweiger Baugenoſſenſchaft“ (G. m. 
b. H.) hypothelariſche Darlehen unter günſtigen Bedingungen und ſeit einer 
Reihe von Jahren eine jährliche Beihilfe von 1000 Mark. 
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Eifenad. 

Der Spar» und Bauverein, an defjen Konftituierung und Verwaltung 
die Stadt beteiligt iſt, wurde von Ießterer auch dur Übernahme von Ge— 
Ihäftsanteilen, der Bürgichaft für aufgenommene Darlehen und durd Ge= 
währung baulicher Erleichterungen unterftüt. 


Nena, 


Die Jenaer „Baugenoſſenſchaft“ erhielt von der Stadt ein Grundſtück 
um billigen Preis und ein für die Beſchaffung von Kleinwohnungen be⸗ 
ſtimmtes Legat zu ganz niedrigem Zinsfuß überlaſſen 


Weimar. 

Unter Leitung des Oberbürgermeiſters hat ſich 1899 ein „Bauverein 
für Beſchaffung Eeinerer Wohnungen” (E. G. m. b. 5.) gebildet, der die 
Stadt mit 10 Anteilen beigetreten ift. Der Bebauungsplan für das außer: 
halb der Stadt gelegene Bauterrain der Genoſſenſchaft wurde unter Mit- 
wirfung des Stabtbaurats in Plan gelegt, wobei die ſonſt vorgefchriebene 
Straßenbreite gemindert ift. Die Stadt wird wohl die erforderlichen Straßen 
größtenteils oder ganz auf eigene Koften herftellen. 


Gotha. 


Die Stadt hat wiederholt zur Bebauung mit Kleinwohnungen geeignetes 
Terrain erworben, fobald Nachfrage entſtand, mit Straßen, Be— und Ent- 
mwäfjerung, Beleuchtung verfehen und parzelliert zu billigem Preis an fleine 
Unternehmer abgegeben. Insbefondere wurde dem „Verein Wohnungshilfe“, 
welcher die Beſchaffung guter Kleinwohnungen durch Neubau oder Ausbau 
vorhandener Häuſer bezweckt, in verſchiedenen Fällen ſtädtiſches Baugelände 
zu billigem Preiſe verkauft, ſowie eine 5 jährige Zinſengarantie bis zur 
Höhe von 4%o auf 50000 Mark Baufapital geleiftet. 


Cöthen. 

Die „Gemeinnützige Baugeſellſchaft“ iſt eine Schöpfung des Ober— 
bürgermeiftere. Derfelbe, fowie der Stadtbaumeifter find auch an der Ver: 
mwaltung der Gefellfhaft beteiligt. Die Stadt hat verſchiedene Gefchäfts- 
anteile gezeichnet, auch war fie der Geſellſchaft bei der Beſchaffung des Bau- 
geländes und Baufapitals behilflich. Die Hergabe von jtäbtifhem und 
Stiftungsterrain in Erbpacht und die Ermäßigung des Roftenerfages für Her- 
ftellung des Trottoirs, Straßenpflafters, der Wafferleitung und Ranalifation 
ift angeregt. 
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Deifau. 
Das Stadtbauamt überwaht die Bauten der Deffauer Spar- und Bau- 
genofjenichaft; der Oberbürgermeijter ift Vorfigender des Aufjichtsrats und finan- 
zteller Xeiter, der Stadthauptkaſſe-Rendant Gefhäftsführer der Genofjenfchaft. 


B. Thãtigkeit öfterreihifch-ungarifher Gemeinden. 
Öfterreid. 

Das öfterreichifche Geje vom 9. Februar 1892 gewährt für die von 
Gemeinden, gemeinnügigen Anitalten und Bereinen, Genofjenfhaften und 
Arbeitgebern errichteten Arbeitermohnungen von beſtimmter Minimalgröße 
und Mietzinshöhe auf 24 Jahre Befreiung von der Staatsfteuer, wenn 
dur Geſetz des betreffenden Kronlandes auch Befreiung von den Landes- 
und Bezirksſteuern ſowie Ermäßigung der Gemeindeſteuern eingeführt wird. 


Auſſig. 

Für zwei jüngſt vollzogene Eingemeindungen war das Beſtreben nach 
Erlangung billiger Bauländereien für Kleinwohnungen mit ausſchlaggebend, 
ebenio für den Anfauf eines größeren Meierhofes dur die Gemeinde. Die 
Arbeiter genießen auf den jtädtifchen Straßenbahnen eine Preisermäßigung 
von 2000. Zwiſchen ver Stadtgemeinde und einer neugegründeten Heim- 
jtättengenofjenichaft find Verhandlungen wegen Überlafjung ftädtifhen Bau— 
grundes in einem Vororte um fehr billigen Preis im Gange. 


Linz. 
Für Arbeitermohnhäufer find in der Bauordnung Bauerleichterungen 
bezüglih der Mauerſtärken und Gejchoßhöhen vorgefehen. Die Gemeinde: 
jteuern find nad) Maßgabe des oben citierten Reichsgeſetzes erlaffen. 


Prag. 

Im Gegenjah zu der bisherigen Stellungnahme der Gemeinde, wonach 
die Verbauung des nur im geringem Umfange vorhandenen Geländes mit 
hohen, ameinander gereihten Zinshäufern angejtrebt wurde, ift in dem — 
noch nicht genehmigten — Entwurfe einer neuen Bauordnung aud auf die 
Anlage von kleinen ifolierten Fyamilienhäufern durch Gewährung entjprechender 
Erleichterungen Bedacht genommen. 

Reihenberg. 
Die „Gemeinnüsige Baugefellihaft” ift in ihren Bejtrebungen, durd) Er— 


ftellung eine® Bauvierteld außerhalb der Stadt die Wohnungsnot des 
Schriften XCVI. — Wohnungsfrage II. 14 
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fleinen Mittelftandes zu mildern, feitens der Gemeinde dur billige Ab- 
lafjung von Bauland, Herjtellung der Straßen, Entwäfjerung und Be- 
leuchtung, dur Anlage einer Kleinbahn, ſowie durch Bewilligung von Er— 
leichterungen in den Bauvorjchriften, feitens der Sparkafje durch Gewährung 
billiger Hypothefen bis zu 700 des Wertes unterjtüßt worden. Die Be— 
mühungen der Gefelfchaft wegen Erbauung eigentliher Arbeitermiethäufer 
blieben namentlih infolge des hohen Geldzinsfußes und der ungünftigen 
Steuerverhältnifje bisher ohne Erfolg. 


Trient. 


Aus einem im Jahre 1894 zu diefem Zwecke erworbenen Stüd Land 
von 3,2 ha in einem Vororte tritt die Gemeinde koſtenlos Baupläße an 
Korporationen und Privatperfonen zur Erftellung von Arbeiterhäufern ab. 
Genofienihaften, welche ſolche auf eigenem Terrain bauen, erhalten ftädtifche 
Beiträge zu den Koften der Strafen und Wege. Die neuen Arbeiter: 
quartiere werden mit öffentlicher Beleuchtung und Trinkwafjerleitung ver: 
fehen. Arbeiterhäufer bleiben von dem ftädtifchen Hausfteuerzufchlag auf 25 
Sabre, Bürgerwohnungen nur auf 12 Jahre nad ihrer Erbauung befreit. 

Trieit. 

Da es an geeignetem Bauterrain für Kleinwohnungen mangelt, ift die 
Gemeinde bemüht, durch Eingemeindung von Vororten, durch Umlegung 
und Enteignung von Privatgrundftüden Wandel zu fchaffen. Das fo ge- 
wonnene Baugelände wird von der Stadt mit Straßen, Kanälen und Beleuchtungs- 
einrichtungen ausgeftattet. Auch forgt diefelbe für Ausdehnung der Tram- 
bahnlinien, zweckmäßige Fahrpläne und billige Fahrpreife. Für Arbeiter- 
häujer werden die Bauvorfchriften weſentlich erleichtert und die gefeglichen 
Baugebühren ganz bezw. zum Teil nachgelafjen. Befondere Bergünfti- 
gungen hinfichtlich der Gasinftallation und des Gaspreifes find in Ausficht ge- 
nommen. 

An zwei Genofjenfhaften für die Erbauung von Arbeiterhäufern ift 
die Gemeinde mit je 100 Aftien — 20000 fl. beteiligt. 


Wien. 


Billige Tarife auf den Straßenbahnen ermöglichen der ärmeren Be- 
völferung das Bewohnen der Vororte, 


Wiener Neuftadt. 
Auf Anſuchen erhält jeder Neubau, alfo auch die Häufer mit Klein- 
wohnungen, 10 jährige Befreiung von den Gemeindeumlagen. 
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Ungarn. 

Agram. 
Die Bauordnung ſtellt an Kleinwohnungen geringere, als die allgemeinen 
Anforderungen hinſichtlich der Raumgröße, Beleuchtung, Zugänglichkeit und 


Entmwäflerung. 
Arad. 


Für Neubauten von Arbeiterhäufern wird ſeitens der Gemeinde eine 
12 jährige Steuerbefreiung bemilligt. 


Budapeft. 

Die Stadt hat 1894 dem „Beamten= Cottageverein“ eine größere 
Grundfläche gegen fehr geringe Gegenleiftung und Einräumung verfchiedener 
Eigentums- und Verfügungsbefhränfungen, fowie der Verwaltung der kgl. 
ungarifchen Staatsbahnen zur Schaffung ihrer drei ausgedehnten Arbeiter- 
MWohnquartiere den Baugrund zum Inventarpreis überlafjen. 


Fiume. 
Die Stadt beteiligte ſich 1890 an der Gründung einer Geſellſchaft 
für Herftellung billiger und gefunder Kleinwohnungen mit einem größeren 


Betrage. 
Kronftadt. 


Für MWohnhäufer in den Vorjtädten und Vororten find namhafte bau— 
polizeiliche Erleichterungen zugejtanden. 


Preßburg. 
Die Herſtellung der Straßen, Kanaliſation, Waſſerleitung und Gas— 
beleuchtung auf dem für Arbeiterwohnungen beſtimmten Gelände geſchieht 
ſeitens der Gemeinde unentgeltlich. 


Temesvar. 

Um die Beſiedlung der vorhandenen Baugründe zu fördern, wurde 
ſtädtiſcher Grundbeſitz in Hausplätze parzelliert, mit Straßen, Entwäſſerung und 
Lichtverſorgung verſehen. Den gleichen Zweck verfolgt die Erſtellung zweier 
großer Mietshäuſer aus ſtädtiſchen Mitteln in bisher unverbauten Stadt— 
bezirien. Daſelbſt find auch mejentlich erleichterte Baubedingungen zuge- 
laffen. Neuerdings befteht die Tendenz, die Entjtehung Eleiner Wohnhäufer 
aud im Centrum der Stadt dadurd zu ermöglichen, daß auf dem zu 
erwerbenden ?yeftungsgelände einige ſchmale Gafjen angelegt und in diefen 
dad Minimum der Baugrundflähe von 528 qm auf 300 qm herabgefegt 


werde. 
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212 Bed. 


Eine Zufammenfafjung vorjtehender Feitjtellungen und der weiteren, 
lediglich ein negatives Ergebnis liefernden Auskünfte der Städte ergiebt 
unter Berüdfichtigung der dem Verfaffer bis Ende 1900 befannt gewor— 
denen Änderungen folgendes Bild: 

I. Eine fommunale Förderung des Baues von Klein— 
wohnungen, insbefondere dur gemeinnüßige Unterneh = 
mungen unterbleibt in folgenden 120 Gemeinden (46,20 der Ge- 
meinden,, melde die Umfrage beantworteten): Allenftein, Inſterburg, 
Memel, Tilfit, Elbing, Thom, Brandenburg, Cottbus, Frankfurt a. 
d. D., Großlichterfelde, Guben, Köpenik, Landsberg a. W., Lichtenberg, 
Potsdam, Rathenow, Rirdorf, Schöneberg, Spandau, Di. Wilmersdorf, 
Köslin, Stargard, Bromberg, Schneidemühl, Beuthen, Breslau, Brieg, 
Forft i. 2, Glogau, Görlig, Grünberg, Königshütte, Liegnitz, Neibe, 
Neuftadt (D.-©.), Oppeln, Ratibor, Schweibnis, Afchersleben, Burg b. M., 
Eisleben, Halberſtadt, Merfeburg, Weikenfels, Zeit, Altona, Neumünfter, 
Wandsbek, Celle, Geejtemünde, Goslar, Linden, Gelfenfirhen, Hamm, 
Herford, Minden, Paderborn, Wattenfheid, Hanau, Kafjel, Bodum, Borbed, 
Koblenz, Mülheim a. Rh., Wefel, Amberg, Augsburg, Hof, ngolitadt, 
Kempten, Landau, Pirmafens, Straubing, Annaberg, Bauten, Chemnit, 
Freiberg i. S., Löbtau, Meerane, Birna, Werdau, Wurzen, Zittau, Zwickau, 
Cannſtadt, Ludwigsburg, Reutlingen, Baden-Baden, Bruchſal, Darmitadt, 
Kolmar, Mes, Mülhaufen i. E., Bremen, Bremerhaven, Wismar, Apolda, 
Koburg, Altenburg, Bernburg, Gera, Greiz, Budweis, Eger, Graz, Iglau, 
Innebrud, Klagenfurt, Krakau, Laibach, Lemberg, Olmütz, Pilſen, Salz- 
burg, Steyr, Troppau, Debreczin, Klaufenburg, Odenburg. 

Die 7 Gemeinden (2,7 %o) Königsberg, Poſen, Eberswalde, Wiesbaden, 
Trier, kgl. Weinberge bei Prag, Hödmezö-Vafarhely find noch mit den Er- 
örterungen über die Art des Eingreifens beſchäftigt. 

In Colberg, Nordhauſen und Hameln (1,5 %o) ijt der Verſuch einer 
Unterftügung gemeinnügiger Bauthätigfeit am Wideritande der Gemeinde- 
vertretung gejcheitert. 

1. Durch Planlegung von Baugelände, Anlage von 
Straßen, Entwäfferung und dergl. wird das Bauen von Klein— 
wohnungen unterjtügt von 16 Gemeinden (6,2 %0): Danzig, Frankfurt a. M., 
Bielefeld, Hörde, Neuß, Quedlinburg, Dsnabrüd, Marburg, Freiburg, 
Karlsruhe, Mannheim, NReichenberg i. Böhmen, Trient, Trieft, Prefburg, 
Temesvar. 

III. Die Förderung geſchieht durch entſprechende Organiſation des 
Straßen: bezw. Vorortbahnweſens in Danzig, Graudenz, Düren, 
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Grefeld, Marburg, Erfurt, Freiburg i. B., Mannheim, Pforzheim, Offenbach, 
Auffig, Reichenberg, Trieft, Wien (5,5 %o). 

IV. Vorzugsweiſe zur Erlangung von Baugelände für Klein- 
wohnungen haben Hörde, Düren, Efjen, Fürth, Meißen, Eßlingen, Frei— 
burg i. B., Karlsruhe, Mannheim, Worms, Auffig, Trieft (4,60 aller 
Gemeinden) die Eingemeindung von Vororten bemirkt. 

V. Zu gleihem Zmede vollzogen Eßlingen, Neuß und Trieft (1,2 %o) 
die Umlegung bezw. Enteignung von Privatgrundftüden. 

VI. Eine Förderung der Wohnungsproduftion durch planmäßige 
Bodenpolitif ift von den 10 Gemeinden Mülheim a. Ruhr, St. Johann, 
Frankfurt a. M., Aichaffenburg, Würzburg, Glauchau, Freiburg i. B., 
Mannheim, Auffig, Trient (3,8 %0) mit Erfolg verſucht worden. 

Vo. Durh Bereinfahung baulider Vorſchriften iſt die 
Erftellung von Kleinwohnungen begünjtigt worden in Göttingen, Düren, 
Mülheim a. Ruhr, M.-Gladbadh, Oberhaufen, Ohligs, Bayreuth, Saarbrüden, 
Reichenbach i. S., Gmünd, Karlsruhe, Konſtanz, Mannheim, Offenbach, 
Worms, Eifenah, Weimar, Agram, Linz, Prag, Reichenberg, Trieft, Kronftadt, 
Temesvar (24 Gemeinden — 9,2 Po). 

VOI. Die 11 Städte Berlin, Magdeburg, Frankfurt a. M., Gleiwitz, 
Düfjeldorf, Kalt, Kaiferslautern, Glauchau, Konftanz, Lahr, Reichenberg, 
(4,2 °.0) gewähren bezw. befchaffen den Erbauern von Kleinwohnungen, die 
17 Städte Charlottenburg, Erfurt, Kiel, Münfter, Siegen, Barmen, Rem- 
ſcheid, Saarbrüden, Münden, Ulm, Freiburg, Mannheim, Gießen, Lübed, 
Braunfhweig, Jena, Cöthen (6,5 %o) ledigli den gemeinnüßigen Bau- 
vereinen billige Baugelder. 

IX. Eine abgeitufte, alfo die billigen Wohnungen geringer belaftende 
Gebäudefteuer beiteht in Aachen, Köln, Linz, Trient, Wiener Neuftadt, 
Arad (2,7 0). 

X. Die Unteritügung gefchieht duch Nahlaf bezw. Minderung 
der regelmäßigen Gemeindejteuer, fowie von Straßen- und 
Kanalifationsbeiträgen, von Waffergeld, Baugebühren umd 
dergl. in den 33 Städten: Erfurt, Harburg, Schleswig, Herne, Siegen, 
Aachen, Barmen, Bonn, Dortmund, Düren, Duisburg, Köln, Oberhaufen, 
Schalte, Vierſen, Bayreuth, Fürth, Nürnberg, Speyer, Würzburg, Göppingen, 
Heilbronn, Stuttgart, Ulm, Konftanz, Lahr, Mannheim, Weimar, Cöthen, 
Straßburg i. E., Hamburg, Trient, Triejt (12,70). 

XI. Die 10 Städte Fürth, Ehlingen, Heilbronn, Mannheim, Worms, 
Lübeck, Noftod, Gotha, Reichenberg, Trient (3,8 9/0) ftellen den Erbauern 
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von Kleinwohnungen jeder Unternehmungsform Gemeindegrundbefiß 
fojtenlo8 bezw. gegen ermäßigten Preis zur Verfügung; Halle 
und Frankfurt a. M. räumen zu gleihem Zweck Erbbaureht an ftädtifchem 
und Stiftungs-Terrain ein (0,8 %0). 

XI. Eine Unterftügung der gemeinnüßigen Bauthätigfeit durh An = 
regung zur Gründung von Baugenoffenfhaften und anderen 
Vereinigungen, durch Teilnahme ihrer Beamten an der 
Verwaltung, im Baubetrieb und deral. ift von den 35 Gtädten 
(13,4 0/0) Danzig, Graudenz, Stolp, Erfurt, Flensburg, Kiel, Schleswig, 
Hildesheim, Hörde, Siegen, Frankfurt a. M., Fulda, Bonn, Dortmund, 
Düren, Malſtatt-Burbach, Oberhaufen, Ohligs, Saarbrüden, St. Johann, 
Solingen, BVierfen, Wald, Frankenthal, Münden, Nürnberg, Würzburg, 
Plauen i. V., Ulm, Worms, Straßburg, Eiſenach, Weimar, Cöthen, Defjau 
gewährt worden. 

XII. Die 24 Städte Hagen, Hörde, Frankfurt a. M,, Altendorf, 
Bonn, Düren, Duisburg, Effen, Kreuznah, Mülheim a. R., Neuß, Ober- 
haufen, Ohligs, Solingen, Wald, Frankenthal, Neuftadt a. H., Heilbronn, 
Worms, Eifenad, Weimar, Cöthen, Trieft, Fiume (9,200) übernahmen 
Aktien bezw. Anteilfheine der dort beftehenden gemein- 
nüßigen Bauvereinigungen. 


XIV. Durh Geländeabtretung find folde Bereine unterftüßt 
worden jeitend der 41 Gemeinden Danzig, Charlottenburg, Greifswald, 
Stolp, Stralfund, Mülhaufen i. Th., Quedlinburg, Schönebed, Göttingen, 
Hannover, Hildesheim, Siegen, Frankfurt a. M., Aachen, Bonn, Düren, 
Düffeldorf, Köln, Saarbrüden, Vierfen, Ansbach, Bamberg, Neuftadt a. H., 
Münden, Dresden, Leipzig, Heilbronn, Ulm, Freiburg, Konftanz, Mannheim, 
Gießen, Mainz, Straßburg, Hamburg, Jena, Gotha, Cöthen, Auffig, Budapeit, 
Temesvar (15,8 0). 

XV. Die 15 Städte Lüdenscheid, Siegen, Barmen, Düfjeldorf, Duis- 
burg, Crefeld, M.Gladbach, Ohligs, Remſcheid, Rheydt, Schalfe, Solingen, 
Vierfen, Eiſenach, Gotha (5,8°/0) übernahmen Kapital- bezw. Zinjen- 
oder Dividendengarantie für gemeinnüßige Bauvereinigungen. 

XVI. Die Stadt Braunſchweig gewährt dem dortigen Bauverein eine 
jährlihe Beihilfe von 1000 Marf. 
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I. Jeil. 
Die Aufgaben der Gemeinden gegenüber der 
gemeinnütigen Bauthätigkeit. 


Für die vorliegende Abhandlung find eine Reihe der den Inbegriff 
der „Wohnungsfrage” bildenden Specialfragen vorweg als erledigt anzufehen. 
Es wird insbefondere unterftellt, daß über die Notwendigkeit eines nach— 
drüdlichen Vorgehens gegen die tief eingreifenden Übelftände in den Wohnungs- 
verhältnifjen der arbeitenden Klafjen ebenfowenig Zmeifel obwalten, wie 
darüber, daß als die natürlichfte Form der Befriedigung des Wohnungs— 
bedarfs — neben dem nur unter günftigen örtlihen Verhältniſſen ausführ- 
baren Eigenbau von Fleinen Häufern zum Alleinbemohnen — die Eritellung 
von Gebäuden mit mehreren Wohnungen durd; Privatunternehmer und die 
Vermietung der nicht für den eigenen Bedarf erforderlihen Räume zu 
Erwerbszwecken anzufehen fei. Hieraus folgt, daß die weitergehenden 
Maßnahmen nur ala Ergänzung diefer privatwirtfchaftlichen Bauthätigfeit gelten 
fönnen und einzuftellen find, jobald die leßtere ihre Funktion der Wohnungs 
verforgung wieder in vollem Umfange zu erfüllen vermag, d. 5. gejunde 
und billige Feine Wohnungen in genügender Zahl bereitftellt. 

Als Haupturfahe der Wohnungsnot erfheint das riefenhafte Wachstum 
der großen und mittleren Städte, das feinerfeit3 zumeiit auf den andauernden 
wirtſchaftlichen Aufſchwung, vor allem die Blüte unferer Induftrie und die 
Konzentration derjelben zurüdzuführen iſt. Es liegt deshalb der Gedanke 
nahe, den erften Schritt zur Ergänzung der privatwirtfchaftliden Mohnungs- 
produftion von den Arbeitgebern zu erwarten. Eine derartige Forderung 
ift denn auch von manden Wohnungsreformern vertreten worden, wobei die 
einen die größeren Unternehmer direft — im Wege landes- oder ort3- 
gefegliher Vorſchrift — zur Beichaffung der für ihre Arbeiten erforderlichen 
Wohngelegenheit anhalten wollen!, die anderen ſich mit einem nur mittel- 
baren Zwang etwa in der Weife begnügen, daß fie den ungehinderten Zuzug 
von Arbeitskräften an einen beftimmten Orte von der Möglichkeit der Be— 
ihaffung einer gewiffen Mindeftanforderungen genügenden Wohnung abhängig 
mahen?. Zu einer gefeßgeberifchen Regelung ift es bisher weder in dieſem, 


I &o u. a. Bergwerksdirektor Dr. Leuthold - Freiberg in Band XXX der 
Schriften des Vereins für Socialpolitit über „Die Wohnungsnot der ärmeren Klafien 
in deutfchen Großitädten und Vorſchläge zu deren Abhilfe“, Seite 27. 

2 Stadtrat Dr. Fleih a. a. D. ©. 86 und Soc. Praxis IX ©. 145 und 
Miquel a. a. D. S. XIX. Vergl. auch den Antrag der Konfervativen vom Mai 
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nod in jenem Sinne gefommen und es fönnen auch vielfahhe Bedenken hier- 
gegen geltend gemacht werden. Dagegen ift eine moraliſche Pflicht der 
Arbeitgeber zur Wohnungsfürforge für ihre Arbeiter nicht zu beabreden und 
fie wird auch von vielen Unternehmern willig anerfannt!. Bor allem ift 
dDiefe Aufgabe durh Neih, Staat und Gemeinde in ihrer Eigenſchaft als 
Arbeitgeber in großem Stile zu erfüllen?. Mannigfachen Bedenken begegnen 
nad Anficht des Verfafjers die Beitrebungen, die auf die Befriedigung des 
allgemeinen Wohnungsbedürfnifjes duch Eigenbau von feiten der Ge- 
meinden oder der übergeoroneten politifhen Verbände gerichtet find®. 

Als weitere und nad Anſchauung des Verfaſſers mwichtigite Aushilfe 
maßregel für die Vermehrung der Wohnungsgelegenheit fommt die „ohne die 
Nebenabficht des Erwerbs auf die Verbeſſerung der MWohnungsverhältnifje 
der unbemittelten Klaſſen gerichtete" — kurzweg als „gemeinnüßig“ 
bezeichnete — Bauthätigfeit in Betracht. 

Sie wird ausgeübt: 

von unbeteiligten Einzelperfonen, 

von Gelbjthilfevereinigungen Wohnungsbedürftiger, 

von Aktiengefelichaften und ähnlihen Unternehmungen, 
von Stiftungen, Sparfafjen und dergl.* 

Für die Beurteilung der Frage, welcher der erwähnten Organifations- 
formen gemeinnüßiger Bauthätigfeit der Vorzug gebührt, werden im weſent— 
lichen lofale Verhältniſſe — wie insbefondere die örtlihen MWohnfitten, die 
Uualität der Mohnungsbedürftigen, ihr Einkommen, die Geneigtheit der 
“ wohlhabenden Stände zur Wohnungshilfe, Stellungnahme der Gemeinde- 
behörde — den Ausichlag geben. In jeder Mitteljtadt ſchon ift Raum für 


1899 an das preuß. Abgeordnetenhaus gelegentlich der Beratung über Maßregeln 
gegen die Leutenot. 

I ‚Die Wohnungsfrage mit beionderer Berüdfihtigung der Mannheimer Ber: 
hältniſſe“, Denkſchrift des Oberbürgermeifters Bed an den Stadtrat Mannheim 
S. 78 ff. Vergl. auch Kley, Bei Krupp, Leipzig 1399. 

2 Bed a. a. O. ©. 124. 

3 Dergl. des Verfaſſers Ausführungen in Heft 17 der Schriften der Central- 
ftele S. 164—169. 

+ Bergl. dajelbit, jowie Bed, Wohnungsfrage S. 88-105, 127; E. Pfeifer, 
Eigenes Heim und billige Wohnungen, Stuttgart 1896; Rauchberg, Die Kailer 
Franz Joſef-Stiftung, Wien, Hölder 1897; Verwaltungsberichte der Aftienbaugefell- 
Ihaften in Barmen, M.Gladbach, Frankfurt a. M., der Vereine Lindenau und 
Dftheim in Leipzig, der Spar» und Bauvereine Dannover, Berlin, Blumen- 
thal u. a.; Kampfimeyer, Die Baugenofjenfchaften im Rahmen eines focialen 
Wohnungsprogramms, Berlag des Vereins „Reihswohnungsgeieg“ 1900. 
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die Bethätigung der verjchiedenartigen Unternehmungen in friedlihem Neben- 
einanderwirfen. Eine Abgrenzung des gegenjeitigen Gejchäftsgebietes würde 
dahin zu treffen fein, daß die oberen Schichten der kleinen Mieter (gelernte 
Arbeiter, Bedienftete und Unterbeamte) fi zu einer Baugenofjenfhaft 
zufammenjchließen, während die Baugefellfchaften, ſowie etwaige Private und 
Stiftungen für das MWohnungsbedürfnis der wirtfchaftlih ſchwächſten Leute 
(nämlıh der gering gelohnten Hand- und Tagarbeiter, der Witwen, Almojen- 
empfänger und bergl.), ſowie der wegen ihres Kinderreichtums ſchwer unter- 
zubringenden Familien aufzufommen hätten. 

Einer Organifation ift noch zu gedenfen, die geeignet ift, die privat- 
wirtſchaftliche Bauthätigfeit in millfommener Weife zu unterftügen und zu 
fördern, damit aber die Aufwendung erheblicher Kapitalien zum Zmwede des 
gemeinnüßgigen Wohnungsbaus zu mindern. Es find dies Vereinigungen, welche 
die Verwaltung von Mietshäufern übernehmen und fo den Befiter 
der Mühen und Beläftigungen eines direkten Verkehrs mit den Mietern und 
zugleich des Rifikos für Mietzinsverlufte entheben. Ob die fraglice Funktion 
von einem der bereitö am Orte bejtehenden Wohlfahrtsvereine, von einem 
Mieterverein oder einem eigens hierfür ins Leben gerufenen Verein zu über- 
nehmen wäre, ob der Verein lediglih als Gefchäftsführer des Vermieters 
oder aber ald Generalmieter ganzer Häufer oder Häufergruppen auftreten 
follte, wäre nach den verfchieden gelagerten Verhältnifjen des einzelnen Ortes 
zu entfcheiden!. 

Nicht immer und überall entwidelt ſich die gemeinnügige Bauthätigkeit 
als natürliche Ergänzung der privaten fpefulativen Wohnungsfürforge. Der 
fhlummernde Gemeinfinn muß vielfadh häufig erit gewedt werden und die 
gemeinnüßige Bauthätigfeit bedarf zum Teil dauernd, zum Teil wenigitens 
jolange, bis fie finanziell und moraliſch gefräftigt ijt, der Unterftügung weiter 
Gejellichaftsfreife und aller an einer befriedigenden Löfung der focialen 
Frage intereffierten Faktoren des öffentlichen Lebens. 

Für die werfthätige Mithilfe bei der gemeinnügigen Wohnungsfürforge 
fommen insbefondere die Arbeitgeber, die reichögejeglichen Anjtalten für die 
fociale Berficherung, die Gemeinden, dann aber aud das Weich, die Staaten, 
Sparfafjen und nicht zum mindejten gutjituierte Einzelperfonen in Betradt. 
Ein Programm für die in der bezeichneten Hinfiht von Reich, Staat, 
Verjiherungsanftalten und Sparkaſſen zu erfüllenden Aufgaben iſt vom Ver- 
fafier in feinem Gutachten für die 8. Konferenz der Gentralftelle für Arbeiter- 


1 Vergl. auch Stübben auf der 25. Ber. des deutichen Vereins für öffentliche 
Bejundheitspflege, Beriht S. 157 ff. 
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wohlfahrtseinrichtungen vom Mai 1899! entwidelt worden, auf das hiermit 
verwiefen wird. Die Beteiligung der Arbeitgeber und wohlhabenden Kreife 
fönnte in der Abtretung billigen Baulandes, der Erwerbung der Mitglied- 
ſchaft an den gemeinnügigen Bauvereinigungen, der Teilnahme an der Ver— 
waltung und dem Betriebe derjelben, in der Hergabe von Baufapitalien 
unter günftigen Bedingungen, in der Bürgfchaftsübernahme zu Gunften von 
Darlehen Dritter zum Ausdrud fommen. 

Umfaffender noch find die Maßnahmen, vermitteljt welcher die Ge— 
meinde ihre Mitwirfung zu bethätigen hat. 

Je nad) der Stellungnahme der Gemeinde zu den gemeinnüßigen Baus 
unternehmungen, ob jie fi auf eine weitergehende Erfüllung der ihr auf 
dem Gebiete des Bauweſens allgemein obliegenben Aufgaben befchränft oder 
die Vermehrung gefunder, billiger Kleinwohnungen durh Verbilligung 
des Bauens und Vermietens anftrebt, oder ob fie in befonderem 
Wohlwollen — auch mit pefuniären Opfern — den gemeinnüßigen Bau- 
unternehmungen entgegenfommt, ift zu unterfcheiden zwifchen 

A. allgemeinen Mafnahmen der Gemeinde im Intereſſe der freien 
Entfaltung der gemeinnüßigen Bauthätigfeit. 

B. Förderung der gemeinnügigen Bauthätigfeit durh Verbilligung 
des Wohnens. 

C. Sondervergünftigungen für gemeinnüßige Unternehmungen, 
insbejondere Bauvereine. 


A. Allgemeine Maßnahmen der Gemeinde im Intereſſe der freien 
Entfaltung der gemeinnütigen Bauthätigfeit. 


Die Aufgaben der erjten Gruppe gehen weit über den Rahmen der 
Wohnungsreform hinaus und berühren die wichtigften Fragen der Kommunal- 
politif. Doc gejtattet der Naum nur, hier auf ihre Beziehungen zur Frage 
der Vermehrung der Wohnungen durch gemeinnügige Bauthätigfeit einzugehen, 
während eine ausführlihe Behandlung in die vom Verein veranlaften 
Specialunterfuchungen über „Stadterweiterung” bezw. „Bauordnung“ gehört. 

Wenn die Heritellung von Wohngebäuden vielerorts nicht die durch die 
Bevölferungsvermehrung gebotene raſche Entwidlung genommen hat, an 
anderen Plätzen auf die Abmwege des Baujchwindels geraten ift, jo trägt 
daran im wefentlichen neben der außerordentlidhen Koftjpieligfeit 
des Bauens und der Schwierigkeit der Erlangung von Kapitalien vor 
allem der Mangel an Bauplägen die Schuld. Die Befeitigung diefes 


! Schriften der Centralitelle Nr. 17, S. 171/172. 
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Übelftandes ift deshalb die vornehmlichite Maßnahme zur ungehinderten Ent- 
widelung einer auf die Erftellung von Kleinwohnungen gerichteten gemein- 
nützigen Bauthätigfeit und es hat die Reform hier zunächſt einzufegen. 

Die Erſchließung von Bauland durh die Gemeinde ift zu 
fördern durch folgende Maßnahmen: 

1. Die Aufftelung generelle, das gefamte Stadtgebiet umfafjender 
Bebauungspläne, von melden jedoch zur Vermeidung der Gelände- 
ipefulation nur die dem Bedürfniſſe einer näheren Zukunft reichlich genügenden 
Zeile jucceffive befannt zu geben jind. Legt die Eriftenz einer Nachbar: 
gemeinde an fich oder die widerjtrebende Haltung derjelben einer fachgemäßen 
Geftaltung des Stadterweiterungsplanes Hindernifje in den Weg, fo ift die 
Einverleibung diefer Gemeinde herbeizuführen. 

2. Die Ausftattung der zunächſt für die Bebauung beftimmten Bezirke 
mit Straßen, Be- und Entmwäfferungs-, Beleudtungs- und 
anderen öffentliden Einrihtungen. 

3. Die thunlichfte Verminderung der Entfernung zwifchen den außen— 
liegenden ftädtifchen Baubezirfen und dem Stadtinnern, fowie den an anderer 
Stelle gelegenen Arbeitzftätten der fünftigen Bewohner durch Schaffung, 
fowie Bervollftändigung und Verbilligung von Berfehrsmitteln 
(Straßen- und Vorortbahnen, häufige Zofalzugsverbindungen der Vollbahnen, 
möglichſte Erleichterung des Verkehrs mit Fahrrädern); Einwirkung auf die 
Arbeitgeber wegen Einführung zwedmäßiger Arbeitszeiten und Arbeitspaufen, 
Vorausgehen der Gemeinde in den eigenen Berwaltungszweigen und Betrieben ; 
Bemühungen um die Verlegung größerer Fabriken aus dem Stabtinnern an 
die Peripherie oder in Außenviertel, in deren Nähe fich bereit3 reichliche 
Wohngelegenheit findet oder leicht befchafft werben fann. Eine Hinausmweifung 
jteuerfräftiger gejchäftlicher Unternehmungen über die Gemarfungsgrenze oder 
die Verhinderung der Niederlafjung von foldhen widerfpräde jo ſehr den 
vitaljten Interefjen der Gemeinden, daß die Befürmwortung einer jolden Maß— 
regel von einem Kommunalbeamten undenkbar if. Im Gegenteil wird nicht 
jelten eine Gemeinde fi entfchließen, felbit auf die Gefahr einer Ver— 
ihlechterung der Wohnungsverhältnifje hin die Anjievelung eines neuen Be- 
trieb3 auf jede Art zu begünftigen. Als Mittel zur Bewältigung der Ent- 
fernung zwiſchen Wohn: und Arbeitsftätte kann ſchließlich aud die 
Verbindung der Außenbezirfe unter fih mit Umgehung der Stabtcentren 
im Intereſſe einer Verteilung und Entlajtung des Verkehrs in Betracht 
fommen. 

4. Die Zufammenlegung der nad) ihrer Form, Lage oder ihrem 
geringen Fläheninhalte zur Bebauung ungeeigneten Grundftüde im Wege 
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freier Vereinbarung oder in dem dur die Zandesgefehgebung zugelafjenen 
Zwangsverfahren. 

5. Die Bereitftellung desjenigen Geländes innerhalb der Bau— 
bezirfe, welches der Gemeinde felbjt oder den ihrer Verwaltung unterftehenden 
Vermögensmafjen gehört oder in Ausführung der fpäter noch näher zu be— 
Iprechenden Baupolitif erft erworben wird, ferner die Einwirkung auf die 
übrigen Grundbefiger im Sinne einer recdhtzeitigen Überlafjung ihres baureif 
gewordenen Terraind an die Bauthätigfeit. 

Das Mohnungsbebürfnis ſowohl der neu zugezogenen oder durch 
Heirat 2c. entftandenen Haushaltungen als auch der infolge der gefundheits- 
polizeilihen Wohnungsfontrole durch das Verbot der Weiterbenugung von 
Räumen in älteren Stadtquartieren wohnungslos gewordenen Mietsparteien 
läßt fih nicht ausſchließlich durch die an der ‘Peripherie der Städte oder 
noch entfernter gelegenen Wohnungen befriedigen. Zahlreihe Perfonen find 
vielmehr jchlehthin zum Wohnen im Stadtinnern gezwungen, wie Kleinhand- 
werker, Waſch- oder Pubfrauen wegen der Nähe ihrer Kundichaft, Feuerwehr: 
leute, Dienftmänner und andere zu ftändiger Dienjtbereitichaft berufene 
Individuen. Deshalb muß auch die Möglichkeit der Entjtehung neuer Wohn- 
gelegenheit an eben dem Orte de3 Bedarfs ind Auge gefaßt werden, wenn 
vermieden werden will, daß die Wohngelegenheit durch das Zufammendrängen 
in den vorhandenen Wohnungen, alfo dur die Vermehrung der Über- 
völferung geihaffen wird. Hierzu bietet die Überbauung des dur Ver— 
legung von Fabriken aus der Innenſtadt freimerdenden Terrains, der Umbau 
entbehrlich werdender öffentlicher Gebäude und dergl. Gelegenheit. 

Im Gegenfat hierzu fann eine weit größere Zahl von Perſonen, deren 
geichäftlihe Beziehungen in der Stadt wurzeln, einen Wohnfig innehaben, 
der außerhalb der räumlichen und gemeinderechtlichen Grenzen des Stadt- 
gebietes in den umliegenden Landorten liegt, ſofern nur der Verkehr zwischen 
Arbeits: und Wohnjtätte durch zwedentiprechende weitere Ausgejtaltung der 
foeben unter Ziff. 3 für den Verkehr innerhalb der ſtädtiſchen Gemarkung 
genannten Transportmittel erleichtert wird. Häufig wird ein ſolches Verhältnis 
im Intereſſe ebenfomohl des Wohnungsbedürftigen als des ftädtifchen Gemein- 
wejens gelegen fein, indem der erjtere billiger, gefunder und behaglicher 
wohnt, als im Weichbild der Stadt und andrerfeit3 der Erfchöpfung des 
bebauungsfähigen Geländes durh den Zuzug wenig jteuer- und fonfum- 
fräftiger Elemente vorgebeugt wird. Bon diefem Geſichtspunkte aus ift in den 
Vorkehrungen der Städte, melche das Mohnen minderbemittelter Familien 
in den Nachbarorten ermögliden — Verbeſſerung und Verbilligung der 
Verfehrsmittel, Begünftigung der Bauthätigfeit daſelbſt, nötigenfall® Unter- 
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ftügung der allzuftark belafteten Gemeinde —, ein indireftes Förberungsmittel 
für die Erſchließung ftäbtifhen Baulandes zu erbliden. 


B. #örderung der gemeinnüsgigen Bauthätigfeit durch 
Berbilligung des Wohnens. 

Wurden unter A die Maßnahmen erörtert, welche von der Gemeinde 
fhon aus rein wirtſchaftlichen Rüdfichten — behufs Vermehrung der Steuer: 
fräfte, Hebung von Handel und Verkehr, Zuführung von Arbeitskräften ꝛc. 
— anzumenden find, jo beginnt hier das Gebiet, auf dem die zielbewußte 
fociale Wohnungspolitif der Gemeinde einzufegen hat. Zwei Ziele find 
anzuftreben: Einerſeits die gemeinnügige Bauthätigfeit zu unterftügen, 
andrerjeit® aber auch dem Baugewerbe und Privatfapital die Herftellung und 
Vermietung von Kleinwohnungen wieder als Iohnendes Unternehmen erfcheinen 
zu laffen und gleichzeitig die Selbitfoften des Vermieters jomweit herabzu- 
mindern, daß der denfelben entfprechende Mietpreis mit der Leiſtungs— 
fähigkeit des Mieters thunlichjt im Einklang fteht. 

Der Herjtellungspreis der Wohnungen ſetzt fih zufammen aus dem 
Preife für den Bauplasg, für die Baumaterialien, die Bauarbeit 
und für das Baufapital, 

Er läßt ſich vermindern durch Niederhaltung des Geländepreifes, Ver: 
einfahung der Bauvorfchriften und PVerbilligung des Baugeldes, allgemein 
auch durch das Gefchid des Bauenden bei der Projektierung und Ausführung. 

Das Erträgnis der in Benügung genommenen Wohnung muß für die 
Verzinfung und Amortifation des Anlagefapital® (Bau- und Geländeloften), 
für die Koſten der Reparaturen, die Staats- und Gemeindeiteuern und 
fonftigen öffentlihen Abgaben Dedung bieten und dem Eigentümer eine an- 
gemefjene Entjhädigung für die Mühen der Verwaltung, eine Rififoprämie 
zur Dedung von Mietzinsausfällen infolge Leerjtehens oder Zahlungs: 
unvermögens der Mieter, ſowie einen mäßigen Unternehmergewinn gewähren. 

Einzelne der den erjtmaligen und fortlaufenden Aufwand — aljo den 
Preis der Wohnungen — bildenden Faktoren find in gewiſſem Maße dem 
Einflufie der Gemeinde zugänglih und bebürfen daher einer näheren Er- 
örterung. 

Bauplagpreife. 

Unter dem Einfluffe der- Sitte des örtlih nahen Zuſammenwohnens 
wird der Ertrag des Baugeländes in erfter Linie von der Lage des Grund- 
ftüds beftimmt. Da der Boden an derfelben Stelle unvermehrbar ilt, 
erlangt er im befonders günftiger Lage den Charakter eines Monopols. Je 
mehr die Beſiedelung ſich ausdehnt, ein deſto größerer Teil des Bodens 
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gewinnt diefe Eigenſchaft. In zweiter Linie ift die Rente des Bodens 
von der Möglichkeit der baulihen Ausnützung abhängig. Als preis- 
fteigernde Momente fommen alle gejellfhaftliden und wirtſchaftlichen 
Fortfchritte (Zunahme der Bevölferung, günftige Entwidlung des Geſchäfts— 
lebens, wachfender Volkswohlſtand), die verfehre- und wirtfhaftspolitifchen 
Mafnahmen des Staats, die gefamten Unternehmungen der Gemeinde in 
Betradt. Aus der Kapitalifierung des Ertrags ergiebt fich der Wert des 
Grund und Bodens, deſſen Höhe aber von dem Verhältniſſe zwiſchen 
Angebot und Nachfrage mit beeinflußt wird. Die bei auffteigender Ent- 
widlung eines Platzes faſt untrüglih ficheren Ausfichten auf erhebliche 
Geminne, die leichte Realifierbarfeit der letzteren durch Verkauf oder Kapital- 
aufnahme gegen Verpfändung des Grundjtüds machen den jtädtifhen Boden 
zu einem vielgefuchten Spefulationsobjeft. „Der Grunditüds- und Haus: 
erwerb erfolgt oftmals nicht ſowohl um der eigenen Benutzung oder meniajtens 
um der Kapitalanlage und des Nentenbezugs willen, fondern um an der 
Preisdifferenz zu gewinnen — und gewöhnlide Börfen- und Differenz- 
geichäfte fnüpfen fi an das Grundeigentum an“!. Die Spekulation bewirkt 
eine weitere Verteuerung des ftädtifchen Grundeigentums um den jeweiligen 
Gewinn eines jeden Befiters und die mit dem Umfat verbundenen Kojten. 

Alle die vorbezeichneten Faktoren, mit Einrechnung des fpefulativen 
Beſitzwechſels, beeinfluffen in unvermindertem Maße auch den Wert der 
Grundftüde, welche vom Urbejiger oder einem fpäteren Inhaber vom Markte 
zurüdgehalten werden. Die Zurüdhaltung baureif gewordenen Geländes, 
durch welche das Angebot an Bauterrain fünftli vermindert wird, kann 
ſogar in ganz befonderem Maße zur Preisfteigerung beitragen. Mit den 
hohen Bodenpreifen ftehen die hohen Mietzinfen, die Überfüllung ver 
Wohnungen und alle die traurigen Erfcheinungen der MWohnungsnot in 
urfprünglidem Zufammenhange. Diejen tiefgreifenden focialen Übelftänden 
gegenüber erheben fich berechtigte Zweifel an dem Anrechte der jtädtifchen 
Bodenbefiger auf die ihnen ohne eigene wirtfchaftlihe Thätigkeit, lediglich 
dur die Gunft der Lage und anderer Konjunfturen zufallenden, treffender: 
meife mit „unverdientem Wertzuwachs“ bezeichneten Vermögensvorteile 
und es erfcheint verftändlid, wenn der Gedanke einer Reform des jtädtifchen 
Grundeigentums bis weit in die bürgerlihen, der dee des unbejchränkten 
Privateigentums ſonſt keineswegs abgeneigten Kreife Eingang gefunden hat. 
Über die als praftifch erreichbar anzuftrebenden Ziele gehen freilich die An- 
ſchauungen noch weit auseinander. 


ı Wagner, Grundlequng der politifchen Olonomie, 3. Auflage II. Teil ©. 483. 
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Faucher, der befannte Borfämpfer der Freihandelsſchule, vertrat ſchon 
in den 60er Jahren den Gedanfen einer Erpropriation des ftädtifchen 
Grundbefiges, wogegen Engel ſich gegen denfelben wandte, „jolange es nod) 
Mittel gebe, auf anderem Wege die Shädlihen Wirkungen des Bauftellen- 
monopol® zu befeitigen”, Mittel, die Engel auf dem öfonomifchen und 
technifchen Gebiete gefunden zu haben glaubte!. Adolf Wagner urteilt am 
Schluſſe feiner Unterfuhungen über die ſtädtiſche Bodenfrage?, der private 
Grundbefit ſei nur wenig geeignet, das Wohnungsbedürfnis einer groß— 
ftädtifchen Bevölkerung zu befriedigen, deſſen Bejeitigung vom focialpolitifchen 
und vom Verteilungsinterefje aus daher nicht unerwünjcht, gleichwohl aber 
eine praftifhe Verwirklichung des Gemeineigentumsiyjtems für abfehbare 
Zeit nicht zu erwarten. Wagner fordert deshalb „als Etappen auf dem 
Mege zum gemeinmwirtihaftlihen Syſtem“ tiefgreifende Reformen des Grund- 
eigentumsreht3 und der damit verwandten gejeglihen Materien, mworunter 
ein ausgedehntes Erpropriationsreht an Bauftellen hier erwähnt jein möge. 
Eine ähnliche Meinung äußert Profeſſor Karl Bücher in dem Vortrage „Die 
wirtihaftlihen Aufgaben der modernen Stadtgemeinde” *. 

Merkwürdigerweije begnügt ſich der durd die Socialdemokratie vertretene 
wirtihaftlihe Radifalismus in Bezug auf die ſtädtiſche Bodenfrage mit 
Forderungen, die von bürgerlichen Socialpolitifern längjt erhoben und zum 
Teil auch bereits verwirklicht find. So jtellt die Partei in den aus neuejter 
Zeit jtammenden Kommunalprogrammen das Verlangen „möglichiter Aus- 
dehnung des Gemeindegrundbejiges unter Ausnüßung des jtaatlih gewähr— 
leifteten Enteigungsreht3 — dieſes ausgedehnt auf Baugelände, verbunden 
mit Bauplaßbefteuerung auf Grund der Selbjteinfhägung — Aufitellung 
folder Bebauungspläne und Ortsitatuteu, welche eine übermäßige Ausnügung 
des Bodens ausfchließen” +. Selbit L. Cohn, der zum erjten Male das 
Gefamtgebiet der Wohnungsfrage vom ſocialiſtiſchen Standpunfte aus 
litterarifch behandelt’, hält eine Befchränfung der Bodenausnügung in der 
Innenftadt nicht mehr für möglid und will darum den Kampf gegen die 
Bodenrente auf die Außenbezirfe beſchränken. Cohn verlangt ferner Um: 
legung und Bonenenteignung nad den Vorſchlägen von Adides, ſowie die 








I Engel, Die moderne Wohnungsnot, Leipzig 1873, ©. 17. 

2 Wagner, Grundfegung der pol. Okonomie, 3. Auflage S. 488 ff. 

3 Hochſchulvorträge für jedermann. Heft X, Leipzig 1898, ©. 14/16. 

* Gemeindeprogramm der badiihen Socialdemofratie, beſchloſſen am 16. De- 
zember 1900. Ühnlih die Programme der Hamburger, Münchener, Xeipziger 
Socialdemokraten, die Beihlüfie der Brandendurger Barteifonferenz vom 27.25. De- 
sember 1900. 

» 2. Cohn, Die Wohnungsfrage und die Socialdemofratie. Münden 1900. 
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Fortbildung dieſes Nechts bis zur allmählichen Enteignung des für den Bau 
ftädtifcher Häufer erforderlichen Geländes. 

Ed. Bernftein ift der Meinung, daß die Vorzugsrente des Boden— 
befigers fi) niemals, felbjt unter dem abfoluteften Kommunismus, werde 
befeitigen lafjen, während unter allen geſellſchaftlichen Zuftänden die Zurüd- 
führung der Vorzugsrente auf ein erträgliches Maß möglich ſei!. Viel weiter- 
gehend ift das Ziel der Bodenbefigreformer Georgefcher und Flürfcheim- 
cher Richtung geftedt. Beide jtreben die Befeitigung der privaten Grundrente 
an, was erfterer unter Fortbeſtand des privatrechtlichen Befigtiteld durch 
ftaatlihen Auffauf des Bodens erreichen will?. 

Die Ideen Georges find in einzelnen auftralifchen Kolonien in der 
Ausführung begriffen. Der von Damaſchke geleitete „Bund der deutfchen 
Bodenreformer” fordert in feinem 1898 renidierten Programm: Erhaltung 
und planmäßige Erweiterung des fommunalen Grundeigentums, Verhinderung 
der fpefulativen Bodenausnüsung, Beiteuerung des unbebauten jtädtifchen 
Bodens nad felbiteingefhägtem Wert, Enteignungsrecht der Gemeinden zu 
diefem Wert, Worausbeiträge der Bodenbefiter zu öffentlichen Einrichtungen 
im Verhältnis der durch legtere bedingten Wertiteigerung ?. 

Im direften Gegenſatz zu den erwähnten Anfchauungen hält Ober: 
bürgermeijter Gauß- Stuttgart die durd die natürliche Entwidlung der 
Volkswirtſchaft und der Gemeinde entitandenen hohen Liegenjchaftspreife für 
eine fejte und unabänderliche, jeder Einmwirfung durch ftaatliche oder fommu- 
nale Maßnahmen unzugänglihe Thatfache. 

Der Verfaſſer fteht mit feiner Meinung in der Mitte der beiden Extreme, 

Da in der That das unbeichränfte Walten des privaten Grundeigen- 
tumsprincipes im ſtädtiſchen Bodenbeſitz die Übelftände im Wohnungswejen 
mit verfchuldet hat, fo ift dasſelbe wieder auf die Grenzen zurüdzuführen, 
innerhalb welcher e3 ſich mit dem Intereſſe der Gefamtheit vereinbaren läßt 
und es find die zu Tage getretenen Auswüchſe nahdrüdlich zu bekämpfen. 
Die hierzu geeigneten Mittel find im mefentlichen folgende: 

1. Zielbewußte Bodenpolitif der Gemeinde, 

2. Beſchränkung der übermäßigen Ausnugung der Bauftellen durch 
zwedentiprechende Gejtaltung der Bebauungspläne und Bauordnungen, 

3. Beichränfung des Bodenwuchers durch fteuerliche Eingriffe. 

! Bernftein, Der gegenwärtige Stand der Wohnungsfrage in England in 
Brauns „Arhiv für fociale Gefeggebung und Statiftif" 1900 ©. 627. 

Flürſcheim, Auf friedlihem Wege, 2. Auflage 1854, ſowie Der einzige 
Rettungsmeg, Dresden 1890. 

3 Damajchfe, Bom Gemeindefocialismus, S. 152, 61, 33, 129. 
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Die genannten Maßnahmen, ohne welche eine mwefentliche Förderung 
des gemeinnügigen Wohnungsbaues nur fchwer möglich ift, find an dieſer 
Stelle zu erörtern, wenngleih fie in ihrer Gefamtwirfung weit über die 
ihnen bier geftellten jocialen Aufgaben einer Verbilligung des Baugeländes 
hinausgehen, insbefondere auch das Gebiet der Gejundheitöpflege, der 
fommunalen Wermögensverwaltung und der Aufbringung des Gemeinde- 
aufmands berühren. 


Zul. Kommunale Bodenpolitif. 

Die Kommunalifierung des jtäbtifhen Grund und Bodens ift eine 
Utopie, wenn fie ſich auch, wie die Bemweisführung Adolf Wagners! dar- 
thut, wiſſenſchaftlich rechtfertigen läßt. 

Es mag dahingeftellt bleiben, ob die von Wagner u. a. hieran ge- 
fnüpften Erwartungen, daß die Vergemeindung eine dauernde Bejeitigung 
der ftädtifhen Finanznot ermöglihe?, der Häuferbau und die Befriedigung 
des Mohnungsbedürfnifjes fih einheitliher und meitausfchauender regeln 
lafje und eines der ſchlimmſten Spefulationsgebiete aus dem Wirtſchaftsleben 
verſchwinde, nicht von allzu optimiltifchen Vorausfegungen ausgehen. 

Die unvermeiblichen Übelftände diefer Ummwälzung wären zweifellos neben 
der außerordentlihen Komplizierung des ſtädtiſchen Werwaltungsapparats 
eine unerträgliche Steigerung der Verantwortlichkeit der fommunalen Behörden, 
die Gefahr der Überhandnahme einer bureaufratiichen Willtür und die Lahm- 
legung des — doch in vielfacher Beziehung fegenbringenden — Ulnter- 
nehmungsgeiftes. Einer Vermwirflihung des Gemeineigentums am ftädtifchen 
Wohnungsboden fest auch ſchon der überfommene Cigentumsbegriff weiter 
Vollsfreife unüberwindlihe Schranfen entgegen. 

Darum liegt jelbjt einem fo ausgejprochenen Gegner des privatwirt- 
ihaftlichen Eyftems, wie Damaſchke, die Kommunalifierung des gefamten 
Bodens heute außerhalb des Nahmens einer praftiihen Socialpolitif. Er 
bezweifelt fogar, ob ein folches Ziel unter den heutigen Verhältnifien an 
ſich ala erftrebenämwert gelten könneẽ. 

Eine praftiih ausführbare Bodenpolitif der Gemeinde verlangt, ſich in 


! Magner, Grundlegung ©. 388 ff. 

2 Julius Wolf berechnet in Nr. 12 der „Zeitfchrift für Socialwiſſenſchaft“ 
1599, daß, wenn Berlin den gefamten Grundbefit feines Gebiet3 ſ. 3. zum Durch— 
ichnittäpreis von 40 Marf pro Quadratmeter übernommen hätte, die Stadt heute, 
zu 4% gerechnet, einen Jahresertrag von 120 Millionen hätte, fo dab fie auf 
Kommunalfteuern verzichten fönnte und ihr darüber hinaus noch ein Überſchuß von 
einigen Dutend Millionen zur freien Berfügung ftände. 

3 Damaichle, Vom Gemeindefocialiamus S. 83. 
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den Beſitz eines jo erheblichen Teils des für die bauliche Entwidlung er- 
forderlihen Geländes zu fegen, daß die Gemeinde einen bejtimmenden 
Einfluß in privatrechtlicher Beziehung über das fragliche Gebiet auszuüben 
imftande if. Zu dem Ende hätte die Gemeinde ihren bisherigen Befititand 
an Liegenfchaften feitzuhalten, bezw. mit der Veräußerung derfelben nur 
vorzugehen, wenn fie damit hervorragende wirtjchaftliche Intereſſen fördert, 
wie die Erhaltung oder Gewinnung bedeutender induftrieller oder fauf= 
männijcher Niederlafjungen, die Entitehung vornehmer Wohnquartiere für 
die Niederlaffung der jteuerlich leiftungsfähigiten Bevölferungsflafien, die 
andernfalls außerhalb des Stadtbezirfd ſich anfiedeln würden. Sie müßte 
ferner jede Gelegenheit zur Vervollftändigung ihres Grundbefiges und des 
Befiges der ihrem Einfluffe unterftehenden Stiftungen, durch Ankauf aus 
freier Hand, bei Zmwangsverjteigerungen, Gemeinjchaftsteilungen u. a., bei 
der Auflafjung von Feitungswerfen, der Verlegung von Bahnhofsanlagen, 
von Fabrifen aus dem Stadtgebiete, gegebenenfalls auch durch Umtauſch 
fih zu Nugen maden und zu diefem Behufe vorweg die aus dem Verfauf 
gewonnenen Erlöfe verwenden, jowie die weiter erforderlichen Kapitalien im 
Mege der Aufnahme von Anleihen — welche getrennt von den Schulden 
für fonftige fommunale Zwede zu verrechnen und aus den Grlöfen für ver- 
äußerte Liegenschaften zu tilgen wären — beſchaffen. Da die Mehrzahl der 
größeren Stadtgemeinden ſich bereits im Beſitze eines anfehnlichen Beſtandes 
von unüberbautem Gelände befindet!, dürfte dieſer häufig ohne weiteres 
! Nach dem VI. Jahrgang des ſtatiſtiſchen Jahrbuchs deuticher Städte hat 
Ende 1897 der Grundbefit folgender Gemeinden betragen: 
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% der Gejamt-| Grundſtücke Grundſtücke 
innerhalb fläche des außerhalb zuſammen 
Stadtbezirk Stadtgebiets Stadtbezirk 

ar ar ar 






Berlin... . 54 750 8,6 1099 546 1 154 296 
Breslau . .. 55 263 12,6 448 526 083 759 
Frankfurt a. M. 395 585 49,4 20 487 416 072 
Wr >. 5: 4% 14 310 5,0 3075 943 3090 253 
Dannover. . . 145 184 36,6 6 833 202 017 
Magdeburg . - 132 574 23,7 127 857 260 431 
Stettin. ... 15 227 2,4 458 929 474 156 
Miesbaden . . 132 387 36,6 5679 138 066 
Aaden. . - . 130 277 42,6 769% 137 967 
Münden . . . 132 763 19,3 70 096 202 559 
Leipzig. - - 41 463 7,4 67 868 225 995 
Straßburg - . 270 770 34,5 200 098 470 868 
Mannheim . . 157 657 32,3 66 157 713 


Am 1. Januar 1900 beſaß die Stadt Mannheim 203293 ar = 30,8% der Gefamt- 
fläche der erweiterten Gemarkung. 
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oder doch nad einer im Wege des Privatvertrags mit den übrigen Eigen— 
tümern bewerfftelligten Arrondierung ausreihen, um die Spekulation zu be- 
kämpfen und nötigenfall® einen Teil der für das dringendfte Ermweiterungs- 
bebürfnis erforderlichen Geländefläche bereitzuftellen, zumal ja auch die Ge- 
meinde es jchon durch den Entwurf der Bebauungspläne und die Ausführung 
der für die Erjchliefung des neuen Baugebiete nötigen Straßen- und 
fonftigen Anlagen in der Hand hat, die Bauthätigfeit nach der ihr zweck— 
mäßig erjcheinenden Richtung zu leiten. Wenn hierdurch den Inhabern 
privater Grundftüde die Ausficht entzogen iſt, ihr Eigentum mwenigitens in 
naher Zeit als Baugelände zu verwerten, jo entfällt für viele derjelben der 
Anreiz, die Grundftüde als fpefulative Kapitalanlage zurüdzubehalten. Iſt 
eine auf diefe Weije bewirkte Lahmlegung der Spekulation nicht angängig, 
weil die betreffenden Grundftüde zwifchen den Gemeindebefit eingeftreut und 
für die Ausführung des Bebauungsplanes unentbehrlich find oder weil das 
ftädtifche Areal unzureichend tft, jo würde jich die Anwendung der weiter oben ! 
fhon erwähnten Zwangsmittel der Zufammenlegung und Enteignung 
nicht umgehen lafjen. Der Verband deutſcher Arditeften- und ingenieur: 
Vereine fnüpft an die von ihm betriebene Einführung diefer Maßnahmen 
die beiten, nach Meinung des Verfaſſers freilih etwas übertriebenen Er- 
mwartungen: „Der preistreibenden Spefulation wird entgegengemirft, der 
Markt der zum Anbau fertigen Grundjtüde wird vermehrt. Es wird eine 
Milderung der Baupreife herbeigeführt“ ?. 

Nah dem badiſchen Enteignungsgefeße von 1899 gilt die Erwerbung 
unbebauter Grundjtüde zur Verwendung als Baupläge als ein dem öffent: 
lihen Nuten dienendes Unternehmen, wenn eine ſolche Maßregel im öffent: 
lihen Intereſſe zur Befriedigung des Wohnungsbedürfnifjes ergriffen mwird®, 
mwobei es auf die Perfon des Unternehmers nit anfommt. Der $ 19 des 
früheren BZmangsabtretungsgefeges vom Jahre 1835, wonach von „jedem, 
der nad polizeilihen Vorſchriften auf einem zu Baupläßen bejtimmten 
Kompler von Srundftüden bauen will, zu dem Ende die Abtretung ver- 
langt“ werden fann, fam feiner unbejtimmten Faſſung halber niemals in 
Anwendung. Wenn die Gemeinden auch da, wo ihnen die Expropriations— 
befugnis für das zum gemeinnügigen Wohnungsbau erforderliche Gelände 
zufteht, von dieſer feinen Gebrauch maden, jo liegt der Hauptgrund in der 


ı S. 209. 

2 Generalverfammlung des Verbandes deuticher Architekten und ingenieur: 
Berein vom Jahre 1574. 

* Regierungsbegründung zum Geſetz vom 26. Juni 1399. 
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Unficherheit über die vorausfihtlihe Höhe der im Enteignungsverfahren 
feitzufegenden Geländepreife. 

In Preußen ift die gefegeberifche Regelung erit im Gange, und 
zwar zunächſt beſchränkt auf die Zufammenlegung und den Gemeindebezirk 
Frankfurt a M. 

Die Umlegung (Zufammenlegung und Neueinteilung) von Grunditüden 
ift bereits zugelafien in Baden, Hamburg, Heffen und Sadfen, ferner 
im Kanton Züri und den Städten Bafel und Wien, ohne daß bislang 
beachtenswerte praftifche Ergebnifje zu Tage getreten find. Dagegen beitehen 
für die Enteignung unbebauten Geländes zum Zwede der Überbauung 
überall außer Baden geringe Ausfichten!. Ein eigenartiger Vorſchlag zur 
zwangsweiſen Inbeſitznahme von Bauland ift von K. v. Mangoldt in den 
Schriften des Vereins „Reichswohnungsgeſetz“ unter dem Namen „bedingte 
Enteignung“ erörtert?., Der angreifbare Punft der Mangoldtichen dee 
liegt in der Schwierigfeit der MWertsermittelung und den geringen Garantien 
des Privateigentums gegen die Willtür der Gemeinde. 

Diefe Klippen ließen fich eher vermeiden durch den auch von den Boden- 
reformern vertretenen Gedanken, die Enteignung mit der Bejteuerung des 
Grundbefiges in Zufammenhang zu bringen. Die Gemeinde wäre befugt, 
aber nicht verpflichtet, zu jedem ihr beliebigen Zeitpunkt den Grund und 
Boden zu den vom Beliter eingefchätten Wert, der die Grundlage für die 
Berechnung der Steuer bildet, zu übernehmen. Ein Vorbild hiefür findet 
fi in der Befugnis der Zollverwaltungen, mit Wertzöllen belegte Maren 
um den vom Einführenden bellarierten Wert ‘zuzüglid 100 an fi zu 
ziehen, die praftifche Anwendung auf Liegenfchaften, wie Damajchfe berichtet?, 
im Staate Neufeeland. Um einer mißbräuchlichen Ausnugung des Weg— 
nahmerechts der Gemeinde vorzubeugen, müßte eine wejentliche Vorausjegung 
derfelben fein, daß das übernommene Gelände lediglich für gemeinnügige 
Zwede, namentlich für Förderung des Wohnungsmwejens, und ohne jeden 
Spefulationsgewinn verwendet werden dürfe. Im Falle einer Inanſpruch— 
nahme für wirtſchaftliche Zwede wäre aljo dem Enteigneten der volle Tages- 
wert zu vergüten. Abgefehen von leßterer Einjchränfung müßte der Gemeinde 
die Beitimmung über Zeit und Art der Verwendung überlafjen bleiben. 
Da der Eigentümer darüber im Ungewiſſen ıjt, ob und wann die Gemeinde 


I Vergl. Begründung zum Entwurfe eines allgemeinen Baugeſetzes für das 
Königreih Sachſen (Dekret Nr. 3 der amtlichen Kammerdrudfahen für die Seffion 
1899/1900). 

® Heft 1 der Vereinsichriften, Frankfurt 1898 ©. 23. 

° Damafchle, Bom Gemeindefocialismus S. 75. 
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vom Enteignungsreht Gebraudh machen wird, und da er beftrebt fein wird, 
möglihjt wenig Steuern zu zahlen, wird ihm die Tarierung feines Ge- 
ländes zu einem höheren als dem wirklichen Werte nicht als vorteilhaft er- 
ſcheinen. Übrigens ift bei der immer jtärfer im Vorrüden begriffenen agrarifchen 
Tendenz in den gejeßgebenden Körperichaften der deutichen Einzelitaaten an 
eine legislatoriiche Verwirklichung diefer Ideen auf abfehbare Zeiten nicht 
zu denfen. 


Ad 2. Bejhränfung der bauliden Ausnugung. 

Je weitergehend der Grund und Boden baulich ausgenugt werden fann, 
deſto ungemefjener ift die Steigergng der Bauplagpreife; es find deshalb 
Beſchränkungen unerläßlid. „Die Möglichkeit der Erftellung vielftödiger 
Mietsfafernen, der Einrichtung von Kellerwohnungen, der Zubauung der 
Höfe bildet“, wie Eberjtabt ald das Ergebnis feiner befannten Unterſuchungen 
über die Berliner Bodenbefigverhältnifje fonftatiert !, „den Wertmefjer für die 
im Berliner Stabterweiterungsgebiete belegenen Grundftüde, demgegenüber 
Lage, Bedürfnis und fonftige natürliche Faltoren fat belanglos find“. Aller- 
dings behaupten die Wortführer des Grundbefigerintereffes, daß zur Erzielung 
billiger Wohnungen eine größere Geſchoßzahl, die Errihtung von Seiten- und 
Hinterbauten notwendig ſeien?, um die Baufojten und insbefondere den Kauf- 
preis für den Baugrund auf eine größere Zahl von Wohnungen zu verteilen. 

Die Begründung zum Negierungsentwurf eines ſächſiſchen Baugefeges 
bemerkt zur Widerlegung diefer Annahme: daß nad aller Erfahrung gerade 
der Preis des Baugrundes fih nah dem Umfange der zuläffigen baulichen 
Ausnugung beftimmt und jede Steigerung diejer eine alsbaldige erhebliche 
Verteuerung nicht nur in dem betreffenden Baugebiete, fondern aud in den 
nah außen gelegenen Nahbargebieten herbeiführt. Won der gleihen An- 
jhauung ausgehend, hat der Deutſche Verein für öffentliche Gejundheitspflege 
ihon 1888 dur den Mund feines Referenten Oberbaurat Baumeijter und 
ſeitdem noch des öfteren die Forderung erhoben, es möchten die zuftändigen 
Behörden durd Erlaß verftändiger Bebauungspläne und Baupolizeiordnungen 
der Entjtehung oder meiteren Ausbreitung des Mafjenmiethaufes entgegen- 
arbeiten?. In der Stuttgarter Gemeindeverwaltung hat nach langem 


’ Rud. Eberftadt, Städtifche Bodenfragen, Berlin 1894. 

2 Dekret an die Stände, den Entwurf eines allgemeinen Baugeleges für das 
Königreih Sachſen betr., vom 7. November 1899. Bgl. 53. B. Abele, Weiträumiger 
Städtebau und Wohnungöfrage. Stuttgart, Kohlhammer, 1900. 

3 Berichte des Ausfchuffes über die Jahresverſammlungen des Vereins zu 
Frankfurt a. M. 1885 ©. 26, Leipzig 1591 ©. 102, Würzburg 1593 S. 19 ff., 
Magdeburg 1894 S. 108, 127, Stuttgart 1395 S. 29, Trier 1399 S. 163/4. 
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Kampfe der Meinungen diejenige die Oberhand behalten, welche von der 
Befeitigung der bisher bejtehenden Baubefchränfungen, der Zulafjung höherer 
und bdichterer Bebauung eine Berbilligung des Wohnens erwartet. Zu 
berüdfichtigen ift, daß fi die Reaktion hauptfählich gegen die aud in den 
Stuttgarter Innengebieten in Form von 3 m großen Abftänden zwifchen den 
Häufern durchgeführte mweiträumige Bauweiſe richtet und daß die topo- 
graphiiche Lage der Stadt in einem jetzt völlig verbauten Thalfefjel einer 
Ausdehnung des MWeichbildes wenig günftig ift. Auch im übrigen ift einzelnen 
der Stuttgarter Erwägungen eine gewiſſe Berechtigung nicht abzufprechen. 
So ijt zutreffend, daß doch die Verminderung der Stodwerfszahl und Ver— 
größerung der Höhe aud ein gefteigerte® Bauplagbedürfnis bedingt, daß 
tleinere Häufer verhältnismäßig mehr Bau- und Unterhaltungsfoften als 
große verurfahen, daß das durch die angeftrebte Bauweiſe weſentlich er- 
weiterte Stadtgebiet auch die Stadtgemeinde, oder im Falle der Nüderhebung 
wiederum die Hausbefiger mit einem namhaften Mehraufwand für Straßen, 
Entmwäfjerung, Waſſer- und Lichtverforgung, Polizeis und Feuerſchutz belaftet. 

Indeſſen lehrt die Erfahrung, daß die preisermäßigende Wirfung wohl— 
erwogener Bauvorſchriften auch noch über diefe Mehraufwendungen hinaus fich 
geltend macht. So hatte beiſpielsweiſe die ſäch ſi ſche Verordnung vom 30. Sep: 
tember 1896 über die Normalvorichriften für Iofale Bebauungspläne und 
Bauordnungen ein beträchtliches Fallen der Bauplakpreife im ganzen Lande zur 
Folge. Damaſchke berichtet, daß mit dem Tage, an dem die dort befanntlich 
gegen übermäßige Bodenausnügung nur mit geringer Strenge vorgehende Bau- 
ordnung für die Berliner Vororte in Kraft trat, gleihmwohl die Aftien zahl- 
reicher Terrainaefellfchaften an der Berliner Börfe bedeutend — zum Teil bis 
zu 87 %0 — zurüdgingen. Wenn in Enaland und Belgien, mit einer nod) 
höher als bei uns entwidelten Großinduftrie, einem reichgeitaltigen Kultur: 
leben die Bodenpreife auch nicht entfernt die in deutfchen Ländern beobachtete 
Höhe erreihen, fo it dies neben anderen Gründen unzweifelhaft auch auf 
den Umitand zurüdzuführen, daß dort altes Herkommen das Eindringen des 
mehrftöcdigen Mafjenmiethaufes zu hindern vermodte, und das Einfamilien- 
haus heimisch iſt. Die von Kley beobachtete Erfcheinung!, daß auch in 
Bafel, woſelbſt die Berölferung bisher zähe am Ein- und Zmweietagenhaus 
fejthielt, eine rafche Steigerung der Bodenpreiſe eingetreten ift, beweiſt nur, 
daß dieſe Stadt eben aud) in diefer Richtung dem Zuge der deutjchen Groß- 
jtädte folat. 

Aus den angeführten engliſchen und belgischen Verhältnifjen erhellt noch 





1W. Kley, Bei Krupp, Yeipzig 1399. 
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weiter, daß‘ hohe Bodenpreife keineswegs als eine unabmwendbare Folge— 
erfcheinung fortgefchrittener wirtſchaftlicher Entmwidlung, ftarfer Volksver—⸗ 
mehrung und behaglicher Wohnmeife gelten müſſen. Cine völlige Ausrottung 
der Mietsfaferne iſt nad den Verhältnifjen unferer deutfchen Heimat eben- 
jowenig mehr thunlich, wie die allgemeine Wiedereinführung des Einfamilien- 
baufes. Wo die im Kaufwerte des Geländes fapitalifierte Bodenrente bereits 
die nach den bisherigen Bauvorſchriften mögliche Höchftgrenze erreicht hat, 
iſt behufs Vermeidung ſchwerer wirtfchaftliher Schädigungen bei der Neu- 
ordnung von Baubejchränfungen und Verboten die äußerite Vorſicht angebradt. 
Dagegen kann ein weiteres Anfteigen der vorhandenen, nad) der örtlichen 
Lage und anderen Beftimmungsgründen verfchieden hohen Bodenwerte durch 
eine der Skala derjelben entjpredhende Abjtufung bauliher Vorſchriften 
(Zonenbauordnung) verhindert werden, wobei auf die in den Außen- 
gebieten beftehenden Spefulationswerte eine befondere Rüdficht nicht genommen 
zu werben braudt. Wer foldes Land zur Spekulation fauft, hat eben neben 
preiserhöhenden Momenten auch preisermäßigende, mozu die Verminderung 
der Ausnugungsmöglichfeit des Geländes gehört, mit in Berechnung zu 
ziehen. Das Verbot der Kellermohnungen, der Vorbehalt geräumiger Höfe, 
die ftufenmweife Beichränfung der Stodwerfzahl, die Anordnung fleiner Bau- 
blöde behufs Erſchwerung der Entjtehung von Hinterhäufern, die Anlage von 
Straßen verfchiedener Breite und Ausgejtaltung, je nah der zuläffigen 
Geſchoßhöhe der anjtoßenden Hausgrunditüde und der Art des von ihnen 
zu bemältigenden Verkehrs (Durchgangsmohnftraßen 2c.) mären als die 
weſentlichſten Punkte der neuen Bauordnungen und Bebauungspläne in 
Betracht zu ziehen. 

Auf die im Intereſſe der Vermehrung der Kleinwohnungen erforderlichen 
und zuläfftgen baulichen Erleichterungen ift an anderer Stelle näher einzugehen. 

Der Verfudh, den hiernach baupolizeilich zu itellenden, verjchiedenartigen 
Anforderungen in meitgehender Weife gerecht zu werden, ift in der auf 
Grund eingehender Begutadhtungen des Oberbaurates Baumeifter fürzlich 
erlafjenen Mannheimer Bauordnung unternommen worden !. 


Ad 3. Befhränfung des Bodenwuchers durd jteuerlide 
Maßnahmen. 
Der Befig an liegendem Vermögen bildete von jeher eines der meiſt— 
begehrten Steuerobjefte für die verfchiedenen geldbebürftigen öffentlichen 


' Solde Bauordnungen find außerdem bereits in Altona, Barmen, Franf- 
furt a. M., Magdeburg, Berlin, den Berliner Vororten, Köln, Hannover, Halle, 
Hildesheim, St. Johann, Saarbrüden eingeführt. In anderen Städten — darunter 
Hamburg — befinden fich diejelben in Vorbereitung. 
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Verbände, weshalb es nahe liegt, die Belteuerung derſelben nun aud für die 
Bwede der Wohnungs- und Bodenreform und zwar fpeciell zur Beichränfung 
der Ausmwüchfe der wucheriſchen Spekulation nutzbar zu madhen. Da dem Ber- 
faffer die Behandlung diefer Steuerfragen im Programm fpeciell aufgetragen 
ift, rechtfertigt fich auch ein näheres Eingehen auf diejelben an diefer Stelle. 

Die Beiziehung des Bodenbefites erfolgte bisher teild in Form der 
Ertragsiteuern, teild durch Belajtung mit einmaligen Abgaben aus ver- 
ſchiedenen Anläffen, fowie mit fortlaufenden Vorausleiftungen für genofjene 
Sondervorteile. Mafgebend für die Belaftung war entweder dad Steuer- 
princip der Leiftungsfähigfeit, oder das Verhältnis von Leitung und Gegen- 
leiftung, oder auch die Berüdjichtigung beider Principien. Die Aufbringung 
des jtaatlihen Finanzbedarfs geſchieht vorherrfchend nach dem erjtgenannten 
Grundfag, während die Gemeinden in der Hauptfahe auf die Bejteuerung 
nah dem Intereſſe angewiefen find. Die neuere Entwidlung des Steuer- 
mejens zielt darauf ab, die Steuern vom Grundbejig thunlichjt den Gemeinden 
zu überlajen. In Preußen ift befanntlich diefer Prozeß bereits durch 
das Gejeg vom 14. Juli 1893 betreffend die Aufhebung direkter Staatöfteuern 
zum Abjchluß gelangt. Es follte hierdurch befonders den größeren Gemeinden, 
deren Ausgaben namentlid dem Grund: und Hausbefis zu gute fommen 
und deſſen Wert erhöhen, in diefem eine mit dem Wachstum der Ausgaben 
fteigende Steuerfraft zur Verfügung geftelt werden. Das SKommunal- 
abgabengefeg vom gleichen Tage ftellte demgemäß aud der Gemeinde- 
autonomie die wichtige Aufgabe der Ausbildung befonderer lokaler Real: 
jteuern neben einem ausgedehnten Syitem von Gebühren und Beiträgen, 
die gleichfalls im wefentlihen den Grundbefig belaften. Auch das Königreich) 
Sadjen hat die Hälfte des Ertrag feiner ftaatlihen Grundjteuer den 
Gemeinden überlafien. Im übrigen unterliegt dort die Drdnung der Gemeinde- 
beiteuerung der Selbftverwaltung. In Baden hatte der Grund: und Haus: 
beſitz 1598 an Staatsſteuern 3 789 550 Mark und an Gemeindefteuern 
(Zufhläge zur Staatsfteuer) 9 674576 Mark aufzubringen. Speciell in 
Mannheim entfielen 1900 auf die Grund: und Hausfteuerfapitalien 25 %o 
des Bedarfs an direlten Gemeindefteuern und 22 %/0 des Gejamtjteuerbedarfs. 
Den badischen analoge Verhältniſſe finden ſich auch in den übrigen deutſchen 
Staaten. Der Grundfteuer unterliegen überall ſämtliche ertragsfähigen 
Grundſtücke und zwar in Preußen, Sachſen, Württemberg und Heſſen nad) 
dem NReinertrag, in Bayern nad) dem Nohertrag, in Baden nad dem 


! Bergl. Denkſchrift zu den Steuerreformgefegen Nr. 8 der Drudfadhen des 
preuß. Abg.Haufed 1892/93. 
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Kaufwert der Jahre 1828—1847. Die Veranlagung gefhieht in Sachſen 
und Heſſen in Einzelparzellen, im übrigen nah Aulturarten und Bonitäts— 
Hafen. Eine Veränderung der Steuerwerte dur Reviſion des Katafters 
erfolgt entweder nicht (Preußen, Baden) oder nur in längeren Zwifchen- 
räumen. Dieſe Ertragsiteuern in ihrer jtarren Unbemweglichkeit und den 
einer längftvergangenen Zeit angehörigen Bewertungsgrundlagen vermochten 
num dem raſchen Flufje der wirtſchaftlichen Berhältniffe, namentlih in den 
größeren Gemeinden, nicht zu folgen; jehr beträdtlihe Wertszunahmen 
der Steuerobjefte blieben naturgemäß unberüdjichtigt. Es galt dies vor 
allem für die Baupläge und das — wie oben geſchildert — unter der 
Einwirkung der Spekulation unverhältnismäßig höher als zum Ertragsmwerte 
umgejegte fonftige, noch in landwirtſchaftlicher Nutzung ftehende Gelände. 
Eine Nebeneinanderitellung einiger Mannheimer Steueranfhläge und 
Verfaufspreife der jüngften Zeit mag dies veranjchaulichen : 

1. 3604 qm Garten, Steueranfchlag 3342 Mf., Kaufpreis 72 120 ME. 


2. 354 „ Wieſe, , 135, „109% „ 
3. 1728 „ Ader, | 871 „ „18000 
4. 305 „ Bauplatz, ß 282 „ .„ 146 „ 


Während aljo beifpieläweife D. 3. 3 heute zu einem Sabe von 0,15 0 
1,31 Mk. Staatsfteuer zu entrichten hat, würde hierfür aus 18 000 ME. 
zum reduzierten Sate von 0,10% 0 ein Steuerbetrag von 18 ME. zu zahlen 
fein. Die Gemeindeiteuer gar würde fih von 4 ME. 35 Pf. auf 90 Mk. 
erhöhen. 

Solchen fteuerlihen Mißverhältniffen wird nun ein mefentliches Ver— 
fhulden an den heutigen ungefunden Zuständen auf dem Grundjtüdsmarfte 
und den übermäßigen Bodenpreifen zugemejjen. Der Bericht, welchen die 
Kommiffton des preußifhen Abgeordnetenhaufes über den Kommunaliteuer- 
Gefegentwurf vom Jahre 1879 eritattete, jagt hierüber: „Grund und 
Gebäudeiteuer in ihrem Zufammenhang weiien...... Züden auf, melde 
fteuerfähige Objekte ganz außer Betracht lafjen. Insbeſondere gilt dies von 
Bauftellen auf ftädtifhem Terrain, die troß ihres zu Zeiten gemaltig 
fteigenden Wertes von einer höheren Steuerpflicht nicht betroffen werben, 
fjolange man fie der Bebauung vorenthalten fann. Hierin iſt ein bejonderer 
Anreiz zur Bauftellenjpefulation, zur Zurüdhaltung im Aufbau neuer Gebäude 
geboten“ !, 

Die deutfche Finanzwiffenichaft befaßt ſich ſchon feit Jahrzehnten mit 
den Beziehungen der Grundbefigbeiteuerung zur jtädtiichen Boden: und 


! Drudiadhen des Abg.Haufes 1892/93. Anl.Band V S. 2605, 2028. 
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Mohnungsfrage und der Löfung des Problems einer befjeren jteuerlichen 
Grfaffung der Wertfteigerungen. Zu den erjten und überzeugteften Vor- 
fämpfern auf diefem Gebiete gehört Adolf Wagner, der fon in der 
1872 zu Eiſenach ftattgefundenen Berfammlung, von mwelder dann der 
Verein für Socialpolitif feinen Ausgangspunkt nahm, für eine Belteuerung 
der Gewinne aus dem Verkauf von Gebäuden und Grundjtüden eintrat und 
diefe Forderung bei verfchiedenen Anläfjen! verteidigte. Wagner will den 
von ihm „Konjunkturengewinn“ genannten unverdienten Wertzuwachs an 
Liegenschaften auf verſchiedenen Wegen treffen: den laufenden Zuwachs an 
Grundrente in der Ertrags- und Einfommenbefteuerung, den Zuwachs an 
Kapitalwert in Geftalt von einmaligen Abgaben (Befigmechjeliteuer, Urkunden— 
jtempel für Verpfändungen, Erbjchaftsiteuern, Erjatjteuern von den Gütern 
der toten Hand) und fchließlih den Zuwachs am Kapitalmert als Folge des 
Übergangs des Bodens aus einer Benutungsfategorie in eine andere, wert— 
vollere, durch eine laufende Crtrabefteuerung im vielfachen der gewöhnlichen 
Grundſteuer. 

Nach Fr. Neumann ſoll der Konjunkturengewinn durch eine, dem bei 
jeder Reviſion des Grundſteuerkataſters konſtatierten Mehrertrag auferlegte 
Extraſteuer belaftet werden?. Die „ungerechtfertigte, in der Behandlung 
von Bauftellen als Garten- und Miefenboden liegende Lajtenbefreiung 
derfelben“ ift nah R. Friedberg? die Urfahe der Verzögerung redt- 
zeitiger Bebauung, weshalb er die Bejteuerung des Geländes nad Maßgabe 
der landesüblichen Zinfen aus dem Wert desfelben fordert. 

Herfner* verlangt eine Konjunfturenbefteuerung zu Gunften der 
Gemeinde, welche die Werterhöhung veranlafje, jedoch nur auf Beſitzwechſel 
und nur auf den unverdienten Wertzuwachs bejchränft. 

Guſtav Cohn? wendet ſich gegen die früher oft gehörte Anfchauung, 
daß die Steuer den Ertrag des Objekts nicht völlig aufzehren oder gar 
überfchreiten dürfe, indem er auf die großftädtifhen Bauftellen vermeift, 
„„ermögensgrößen oft von bedeutendem Wert, melde in der harmlofen 
Geſtalt eines Kartoffeladers ein idylliſches Dafein heucheln“. 


! Wagners Rede zur MWohnungsfrage auf der Eiſenacher Berfammlung 1872; 
— Referat desjelben über die Kommunalfteuerfrage im Verein für Socialpolitif 
1877; — Gutachten über das Bremer Grundfteuergefeg 1877; — Finanzwifien- 
ſchaft II, 2. Aufl. Leipzig 1889, S. 566 ff. 

? Neumann, Zur Gemeindeiteuerreform in Deutichland. Tübingen 1895 
S. 35 fi. 

3 Friedberg, Die Beiteuerung der Gemeinden. 1877 ©. 90. 

+ Die Arbeiterfrage. Berlin 1897 ©. 363. 

»5 8. Cohn, Syitem der Finanzwiffenihafit. Stuttgart 1889. 
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K. F. von Schall! fordert eine den vollen Kapitalwert treffende 
Verfehrsiteuer auf alle Befigveränderungen in Immobilien und eine Erfaß: 
fteuer für den Grundbejig von juriftifhen Perfonen und PBerfonengemein- 
ſchaften. 

Trotz gewiſſer Bedenken giebt auch W. Roſcher? zu, daß der in 
auffällig ſtarker und plötzlicher Weiſe z. B. in der Nähe einer aufblühenden 
Stadt, einer neuen Eiſenbahn ꝛc. eintretende unverdiente Konjunfturen- 
gewinn in hohem Grade zur Befteuerung einladend fei. Dagegen fann er 
fih mit dem Gedanken nicht befreunden, daß die Steuer neben ihrer Aufgabe 
als Fyinanzquelle auch noch die weitere Funktion haben fol, dem Wucher 
mit Baugelände entgegenzumirfen. 

Gerade auf diefe Nebenwirkung legt Oberbürgermeifter Adides in 
feinen befannten Arbeiten über da3 preußifche KRommunalabgabengejeg? und 
das Steuerweſen der preußifchen Gemeinden*, fomwie in verfchiedenen Aus- 
laffungen aus neuerer Zeit? befonderen Wert. Adickes fordert alljährliche 
Neuveranlagung des unbebauten Landes zur Grundfteuer und progreffive 
Abſtufung der legteren oder progrejfiven Zuſchlag auf die jeweils gegenüber 
der eriten Veranlagung fonftatierten Mehrwerte, ferner eine mäßige Befit- 
wechfelabgabe für Staat und Gemeinde und für letztere außerdem einen 
progreffiven Zuſchlag aus dem Gewinn, jodann eine fommunale Erbiteuer 
vom lettmwilligen Erwerb und jchlieglid eine Ausgleichsabgabe von den 
Gütern der toten Hand. Adickes hat beobachtet, daß jchon die mäßige 
Frankfurter Zandfteuer von 1 oo des Durchſchnittswerts der Grundftüde eine 
gewiffe Wirkung gegen die fpefulative Zurüdhaltung von Bauplägen übte. 

Noch mehr als Adides läßt Zandesrat Brandt 3 den focialen Charakter 
der Bodenbejteuerung in den Vordergrund treten. Er fordert in der aus— 
gefprochenen Abficht, die Geländepreife durch Lähmung der Bodenjpefulation 
niedrig zu halten, die Einführung einer Umfagjteuer von 8—10 0 des 
Verfaufswertes. Die niedrigen Bodenpreife Belgieng — von faum einem 
Drittel jener in deutſchen Städten — erflärt er ſich durch die außerordent— 


ı Schall, Specielle Steuerlehre in Schönbergs Handbuch 4. Aufl. 3. Band, 
Tübingen 1897 ©. 718. 

2 Roſcher, Finangmifjenihaft. 3. Aufl. Stuttgart 1889, ©. 359. 

3Adickes, Das Kommunalabgabengefeg. Berlin 189. 

+ Adicdes, Studien über die weitere Entwidelung des Gemeindejteuerwefens. 
Tübingen 1894. 

5 Bericht über die I. Verfammlung des Franfiurter Vereins zur Förderung 
deö Arbeitermohnungsweiens, Frankfurt a. M. — Bericht über die 36. Verfanmlung 
des Bereins für öffentliche Gejundheitspflege 1900 S. 183. 
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. Th hohen Kaufsfoften dafelbit, die S—13 0 des Kaufpreiſes betragen, 
wie Prohibitivzölle wirken und die Grundjtüde nahezu extra commercium 
ftelen!. Eine, wenn auch minder nadhbrüdliche Beeinfluffung des Bau: 
ftellenmarftes erwartet Brandt3 und mit ihm der „Rheinifche Verein für 
Förderung des Arbeitermohnungswefens“ von der Mehrbelaftung der nad) 
dem bisherigen Ertragsfteuerfyftem fat fteuerfreien Baupläße? durch die 
Einführung einer laufenden Grundjteuer nach dem Verkaufswerte. 

Während der Vater der Bodenbefigreform, Henry George, die Weg- 
fteuerung der „Grundrente“, d. i. derjenigen Beſtandteile des Bodenertrags, welche 
nicht aus dem unverbefferten Boden und der Arbeit des Bejiters hervorgehen, 
verlangt, begnügen fich feine Anhänger mit realpolitifchen Zielen, die auch 
auf dem Boden der heutigen Gefellfchaftsordnung erreichbar find. Damaſchke 
will die Wertfteigerung des Grund und Bodens, die er ohne die Arbeit 
des einzelnen erhält, — das englifhe „unearned inerement“ — möglichjt 
dem Volfsganzen nutzbar machen. Er fucht dies zu erreichen, einmal durch 
Beiteuerung des unbebauten jtädtifchen Bodens nad dem Werte, der durch 
Selbſteinſchätzung zu beftimmen ift, und zweitens durch Heranziehung der 
Bodenbefiser, deren Eigentum durch Verbefferungen auf öffentliche Koſten 
(duch Brücken-, Schul-, Mufeumsbauten, Straßenbahnen, Barfanlagen u. a.) 
im Werte fteigt, zu diefen Koften im Berhältnifje der Wertfteigerung. Die 
Mittel hierzu fieht Damaſchke in der Umfasfteuer für Staat und Stadt, 
der Bauplasfteuer nad dem gemeinen Werte und der Zuwachsſteuer. 
Ähnliches fordern auch die den Bodenreformern verwandten National«- 
focialen®, von denen einzelne allerdings nur von einer völligen Fort— 
Steuerung der „Zuwachsrente“ die Sanierung des Wohnungsmarftes erwarten, 
während durch die teilmeife MWegjteuerung nur die Energie des Wohnungs» 
wucers um fo höher angefpannt werde *. 

Bon den Socialdemofraten hat fi zuerit 2. Cohn in der jchon 
citierten Brofchüre ® mit der Steuer als Förderungsmittel der Wohnungs- 





' Brandts, Aufgaben von Staat und Gemeinde in der Wohnungäfrage. 
Köln, ©. 32. 

2 Über die Bemühungen des Bereind um Einführung von Gemeindegrund- 
fteuerordnungen nad dem gemeinen Wert, f. die Verſammlungs- und Geſchäfts— 
berichte des Vereins, ſowie MW. zur Nieden, Die zweckmäßige Ausgeftaltung der 
Grund. und Gebäudeſteuer. Düſſeldorf 1900. 

3 Damaſchke, Vom GemeindejocialiSmus ©. 60, 73, 152, ferner Bericht über 
den 11. evang.-focialen Kongreß vom Juni 1900 S. 150. 

* Pfarrer Dr. Lehmann auf dem evang.-jocialen Kongreß 1900, Bericht S. 92. 

5 2. Cohn, Die Wohnungsfrage und die Socialdemokratie. Münden 1900. 
©. 61. 


Förderung ber gemeinnügigen Bauthätigkeit durch die Gemeinden. 237 


politif befaßt. Er gefteht der Bauplagfteuer in Gejtalt der Grundfteuer 
nah dem gemeinen Wert eine eminente fociale Bedeutung infofern zu, „als 
fie die antifociale Thätigfeit der Spekulanten, das Warten auf die von der 
Geſellſchaft erzeugten Mehrwerte hemmt und befonders den großfapitaliftifch 
organifierten Bodenwucher, der die Städte mit eifernen Armen um: 
Hammert, die Terraingefellfhaften treffe“. Hingegen könne die Umjaß- 
fteuer irgend welden günftigen Einfluß auf die Geftaltung der Wohnungs- 
verhältnifje nicht ausüben, trage vielmehr ihren Teil zur fünftlichen 
Erhöhung der Grundftücdspreife bei, da eine Abmwälzung derfelben auf 
die Mieter außer Zweifel ftehe. Auf die Anregungen Cohns dürften die 
von verfchiedenen Landes- und Provinzialorganifationen ſocialdemokratiſcher 
Abgeordneter und Gemeindevertreter vollzogenen Ünderungen des Aftions- 
programms zurüdzuführen fein. Die babifhen Genofjen fordern eine 
Bauplagfteuer auf der Grundlage der Selbfteinfhägung in Verbindung mit 
dem fommunalen Enteignungsreht für Baugelände. Eine Konferenz 
Brandenburgifcher Stadtverorbneten, die in Berlin am 27./28. Dezember 
1900 tagte, bejchloß, für die allgemeine Annahme der Grundfteuer nach dem 
gemeinen Werte und eines progreffiven Zufchlags aus den Konjunfturen- 
gewinnen einzutreten. 

Den erjten praftifchen Verfuch, der fpefulativen Berteuerung des Bauens 
und Wohnens durch Steuermaßregeln entgegenzumirfen, unternahm die 
Hanfeftadt Bremen mit dem Gejete vom 13. März 1873, welches an 
Stelle des bislang angewandten Ertragsmertes den durch amtliche Schäßung 
zu ermittelnden Berfaufswert als Bafts für die Grunditeuer auch von dem 
noch landwirtſchaftlich benützten Boden vorfchrieb, aber aus fachlichen und 
rechtlichen Gründen ſchon 1878 wieder aufgehoben wurde. 

Schon in den erjten Stadien der preußifhen Kommunalfteuerreform 
wurden die meift angegriffenen PBrincipien des Bremer Geſetzes, nämlich die 
Beiteuerung nad dem Wert bezüglich) der ftädtifchen Bauftellen und die aus 
der Höherbefteuerung refultierende Einwirkung auf die Verwendung des 
Objektes als berechtigt anerkannt, noch mehr aber in den Erwägungen und Ver- 
handlungen, aus welchen fodann das Rommunalabgabengefet vom 14. Juli 
1893 hervorgegangen ift. Allerdings ift der von der Bauplagfteuer des 
$ 27 K A. G. erwartete focialpolitifche Vorteil, „daß das übermäßige und 
fünftlihe Htnauftreiben der Bauplagpreife verhindert werde, wenn der Bejiger 
neben dem durch das Liegenlafien in unbebautem Zuſtande verurſachten 
Zinjenverlufte auch noch eine dem Werte angemefjene Steuer zu zahlen habe“ ?, 


ı Miquel im preußiſchen Abgeordnetenhaufe zum Kommunalabgabengeiet $ 27, 
Verhandlungen S. 2030. 
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nur in hödft unvollfommener Weife erzielt worden. Die Bauplaf- 
jteuer hat fi) der ihrer Anwendung entgegenftehenden praktiſchen Schwierig- 
feiten halber nicht einzuleben vermodht!. Einzelne Gemeinden gingen 
deshalb ſchon frühe dazu über, die angeftrebte fteuerliche Höherbelaftung des 
Baugeländes auf anderem Wege herbeizuführen, indem fie die Ertragsjteuer 
des ftaatlihen Realſteuerſyſtems aufgaben und an deren Stelle die Be- 
jteuerung der gefamten Liegenschaften nach dem gemeinen Wert, d. i. dem 
alljährlich oder jeweils nah Ablauf einiger Jahre durch Schätzung fejtzu- 
ſetzenden Verkaufswert festen. Diefe u. a. in Köln, Franffurt a. M., 
Mülheim am Rhein, Malftatt-Burbah, Dortmund, Düfjeldorf, Aachen, 
Elberfeld, Charlottenburg und den Berliner Bororten bereits beitehende 
Steuerform ift durch Erlaß der preußifchen Minifterien des Innern und 
der Finanzen vom 2. Dftober 1899 allen größeren preußifchen Gemeinden 
zur Einführung empfohlen worden und das Abgeorbnetenhaus hat in der 
Sitzung vom 15. Februar 1901 den gemeinen Wert als geeignetjten Be- 
jteuerungsmaßjtab anerkannt. 

Außer Preußen hat nur das Königreih Sadhfen feinen Gemeinden 
die freie Geftaltung des Steuerwejens geftattet, von der auch die großen 
Städte in der Mehrzahl Gebrauch machten, wogegen die fleineren Ge- 
meinden Anjchluß an die jtaatlihen Grundfteuereinheiten fuchten. In den 
übrigen deutfhen Staaten und Ofterreih finden fih die kommunalen 
Srunditeuern als Zufhläge zur Staatöfteuer, jo daß die Gemeinden von 
den Scidfalen der letzteren erheblih in Mitleidenschaft gezogen find. 
Baden, Bayern, Württemberg ftehen zur Zeit vor gefeßgeberifchen 
Erwägungen wegen Übergangs vom Syſtem der Ertragsfteuern zum reinen 
Bermögensjteuerfyftem mit volljtändiger Neueinfhägung der Grundftüde und 
furzen Revifionsperioden. So ſchlägt der noch nicht verabſchiedete badische 
Gefegentwurf vom 7. Dezember 1899 „Die VBermögensjteuer betr.“ vor?: 
Der Vermögensjteuer unterliegen u. a. die im Großherzogtum gelegenen Grund: 
ftüde mit dem durd freie Schäßung unter Berüdfichtigung der Kaufpreife 
aus den Jahren 1895/99 zu ermittelnden laufenden Wert. Die Schäßung 
geichieht für Baupläge oder font erimierte Grundjtüde im einzelnen, für 
Gärten, Äcker, Wiefen, Weinberge, Weiden nad) Klaſſen. Der Veranlagungs- 
behörde (ein Staatsbeamter und eine Anzahl ehrenamtlich fungierender Ge- 
meindeangehörigen) ift dabei überlaffen, 3. B. auch folde Grundftüde einzeln 
abzufhäten, die wegen der Möglichfeit künftiger Verwendung als Baupläße 





! Bericht über die 3. Generalverfammlung des Rhein. Vereins zur Förderung 
des Arbeitermwohnungsweiens ©. 23. 
® Drudfaden der II. Kammer Landtag 18991900, Nr. 31. 
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bereits im Werte geitiegen find. Die Anordnung einer päteren allgemeinen 
Revifion der Schäßungen ift einem befonderen Geſetze vorbehalten, doch 
fann im einzelnen eine Änderung in der Veranlagung eintreten, wenn ber 
Verfehrsmwert eines Grundjtüds fih um mindeftens 25% ändert, oder wenn 
das letztere aus der bisherigen Kulturart oder Klafje dauernd ausfcheidet. 
Veranlagungen und Berihtigungen erfolgen alljährlich durch den Schätzungs— 
rat von Amts wegen. Der Gemeindebeiteuerung follen ebenfalls die Vermögens: 
fteuerwerte bezw. Vermögensfteueranfhläge aus Grundftüden zur Ver: 
fügung jtehen. Nach einer, vom Minifter des Innern im Landtage jüngft 
abgegebenen Erklärung befteht in Württemberg, nad Zeitungsberichten auch 
in Bayern die Abficht, ven Gemeinden die Einführung einer Bauplagjteuer 
als fommunale Grundjteuer freizuftellen. 

Die Umfapgiteuer als Staatsabgabe vom Eigentumsübergang liegen- 
Ihaftlihen Vermögens durch entgeltliches Rechtsgeſchäft findet fih in Preußen 
(mit 19:0 des Verkaufs-, Taufch- 2c. Wertes), Bayern (2%o), Sachſen 
("10°,o), Württemberg 1”/5 9/0), Baden (2!/2 %/o), Elfaß-Lothringen (5/2 %;o) 
Braunfhweig (10), Hamburg (2%) und in Öfterreih mit 3Y2%o, zu 
welch' letzterem Satze noch der 25 '/oige Kriegszufchlag fommt. Im bayrifchen 
Abgeordnetenhaufe wurde im Mai 1900 vom Referenten des Wirtfchafts- 
ausſchuſſes eine Befizwechfelabgabe von 120 für den Berfauf von Bau— 
und Spefulationsgrundftüden beantragt, ohne daß indefjen die Regierung 
dem eine Folge gegeben hätte. Die Verkehrsſteuern find geſchichtlich aus 
dem regaliftifchen Gebührenweſen hervorgegangen, von dem fie in vielen 
Ländern heute noch ſchwer unterfchieven werden können. Diefelben befinden 
ih daher faſt überall in den Händen des Staats. Ihrer Natur nad 
gehören ſolche jedoh im eriter Linie den Gemeinden, die durch ihre koſt— 
Ipieligen Einrihtungen und Unternehmungen, ihre gefamte Entwidlung den 
Liegenfchaftsverfehr fördern und unter den Auswüchſen desjelben vorzugs- 
weife zu leiden haben. Die Überweifung der Verfehrsfteuern an die Ge- 
meinden oder doch die Beteiligung der letzteren an denfelben wird darum 
auh von der Wiſſenſchaft übereinftimmend befürwortet. Es ſei hier nur 
auf die bezüglihen Auslafjungen Schäffles! und 8. F. v. Scalls * 
verwiejen. In verjchiedenen deutſchen Bundesjtaaten find denn auch jolde 
Kommunalzuſchläge gejeglich zugelafjen, jo in Preußen, Sadjen, Bayern — 
Gejeb vom 15. Juni 1898 — Württemberg laut Geſetz vom 14. April 
1893. Don diefer Befugnis haben die Mehrzahl der ſächſiſchen und eine 


Schäffle, Grundfäge der Steuerpolitif. Tübingen 1550. ©. 434. 
? Schönbergd Handbuch III. Band S. 713. 
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immer wachſende Zahl der preußiichen und bayrifchen Gemeinden Gebrauch 
gemadt, in Bayern wenige Monate nah Inkrafttreten der Geſetzes bereits 
über 100, darunter München mit Y2,o des Kaufpreifee. Stuttgart, Ulm 
und Heilbronn erheben 0,8 %/o des Kaufwertes. In den preußifchen Gemeinden 
ſchwankt die Höhe des Steuerfages zmwifchen 0,5 und 1,5%o, mährend in 
den fächftfchen Gemeinden fih Säte von "ız®/, bis zu 5,3%o des Kauf: 
preijes finden. Dresden erhebt 0,67 %o, Leipzig 0,60 %o, Chemnig 1°'6o, 
Freiberg 1%/oo%o, Meißen 1100, Baugen 1°s%o. In Baden blieb 
bisher und bleibt wohl auch für die nächſte Zukunft die Umſatzſteuer den 
Gemeinden verfhloffen. Was insbefondere die Steuer vom Berfauf und 
Taufh von Grundftüden betrifft, die in Baden ſchon im vorigen Jahr: 
hundert bejtand und deren Sat feit 1812 umverändert 21/2 0/o beträgt, fo 
betrachteten fie, abgefehen von ihrer Einträglichkeit für die Staatsfaffe 
— fie ertrug 1886 2220 771 Mk., 1896 3422000 ME. und 1897 
4144 000 ME. (14 %0 des geſamten Steuerauflommens) — Regierung 
und Landſtände ftets als milllommenes Mittel einer Vorausbelaftung der 
Städte. Die Aufhebung oder Minderung der Verfehrsfteuer und mehr noch 
die Überweifung an die Gemeinden gereihe — fo wurde verfchiedenen 
Petitionen gegenüber ausgeführt — nur den größeren Städten zum Vorteil, 
während der Ausfall für die Staatsfafje in der Hauptſache von der Yand- 
wirtfchaft zu tragen fein mwürde!. Das Aufblühen der Städte und die 
große Steigerung der dortigen Bodenmerte fei doch — mie namentlich der 
Finanzminifter Buchenberger in den Zandtagsverhandlungen vom März 1899 
über die Neuredaftion des Verfehrsjteuergefetes betonte — zum mefentlichen 
Teile auch die Folge der Wirtfchaftspolitif des Staates, der in der Steuer 
nur einen geringen Anteil an den hierdurch veranlaften Wertserhöhungen 
vorwegnehme, Auf diefen fünne der Staat aus volföwirtfchaftlihen und 
finanztellen Gründen nicht verzichten, auch wenn fich durch die bevorjtehenden 
Steuerreformen eine befjere Ausaleihung der Steuer von Stadt und Land 
ergebe!. Dagegen genüge für den Staat die dur die Werfehrsfteuer gemähr- 
leijtete Heranziehung der Wertszunahmen. Eine Sonderbefteuerung der bei der 
Beräußerung zu Tage tretenden Gewinne — wie fie aus der Mitte der Yand- 
ftände angeregt wurde — werde daher am beften den Gemeinden überlaffen ?. 


Vergl. Drudfahen vom Landtag 1897/99, Situngsberihte der Karläruher 
Zeitung vom 3. und 26. März 1899. 

? Der vom Abgeordneten Yaud verfahte Kommilfionsberiht an die zmeite 
Hammer. erläutert die fraglihe Anregung wie folgt: „In Betraht kämen nur Ge— 
winne, welche durch das oft ſprungweiſe Steigen der Grundftüdspreife aus Anlaß 
von größeren Unternehmungen — Strabenanlagen, Eifenbahnbau — und aus Anlaf 
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Eine Sonderbefteuerung der normalen oder außerordentlichen Werts- 
erhöhungen des \mmobiltarvermögens im ebenerwähnten Sinne ijt, foviel 
befannt, bisher nur in dem deutſchen Pachtgebiete Kiautfhou in die Prarig 
überfegt. Auh im Wege einer progreffiven Abftufung der laufenden 
(Ertrags- oder Werts-) Steuer oder der einmaligen Beſitzwechſelabgabe 
ſcheint eine jteuerliche Höherbelaftung der Konjunfturengemwinne bislang noch 
nirgends durchgeführt worden zu jein. 

Mohl zu unterfheiden von der im Wege der direften oder indirekten 
Beiteuerung bewirkten Heranziehung des Grundbeſitzes zur Dedung des all: 
gemeinen Staatd- und Gemeindeaufmandes find die von demjelben aufzu- 
dringenden Beiträge zu den Kojten folder Einrichtungen und Anlagen, 
welche nicht allen Grundeigentümern, fondern nur einer begrenzten Anzahl 
derjelben zum Vorteil gereihen, oder einzelnen Befigern in hervorragendem 
Maße beionderen Nuten bieten. Derlei Beitragsleiftungen find von der 
Gemeindeiteuergejeggebung faſt aller Länder vorgefehen und vielfach ift die 
Anforderung derjelben, beifpielömeife duch $ 9 Abſ. 2 des preußischen 
K. A. ©., der Gemeinde zur Pfliht gemacht. 

Beijpiele folcher VBorwegbelaftungen find die Straßenfojten, Kanal: 
gebühren, die Beiträge der Grundjtüde eines beftimmten Gebietes zu Straßen- 
durhbrühen und Brüdenbauten, die Socialumlagen der badifchen Gemeinden, 
die in den fiebziger Jahren in Mainz erhobene und neuerdings in Kaftel 
geplante Entfeftigungsiteuer, jomwie die der Stadt Ulm jüngft durch be— 
ionderes Landesgeſetz zugeſtandene Rayonbefreiungsabgabe, vermittelft melcher 
die durch MNiederlegung der Feitungswälle von den fortififatorifchen Be— 
ichränfungen frei werdenden Liegenfchaften Ulmer und Söflinger Gemarkung 
zu den Koſten diejes Unternehmens, insgejamt 900 000 Mi. in Einzelſätzen 
von 0,7—70 Pf. pro qm beizutragen haben. 

Das Vorgeſagte zufammenfafjend,. darf als feititehend gelten, daß auch 
auf dem Gebiete der Steuermaßregeln das im Intereſſe der Förderung 


der Ausdehnung eined Gemeinwejens nad einer beftimmten Richtung hin entitehen. 
Ihre Rechtfertigung fände die Beiteuerung des Gewinns darin, daß der Eigentümer 
des betreffenden Grundftüds nichts zu der Preiäfteigerung beigetragen hat, daß der 
Gewinn ein Glüdsgewinn ift. Er wäre fejtzuftellen durch Ermittelung der Differenz 
zwifchen dem Erwerbs- und dem Veräußerungspreis. Die in der Beſitzzeit des 
Veräußerers entjtandenen Berlufte durch notwendiges Bracdliegenlafjen und Zins- 
verluft und die während der Dauer des Beſitzes eingetretene allgemeine Steigerung 
der Preife könnten zu Gunjten des Beräußerers berüdfichtigt werden. Die Steuer 
könnte ziemlich hoch und progreffiv fein. Ein auch hochgejtedter Mindeftgewinn 
follte fteuerfrei bleiben.“ 
Schriften XCVI, — Wohnungsfrage II, 16 
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der Bauthätigfeit überhaupt, wie insbefondere der gemein- 
nüsigen Bauthätigfeit anzuftrebende Ziel einer Niederhaltung 
der Geländepreife nur durch Kombination der verfdhiedenen 
Steuerformen erreidhbar tft. Theoretifch läßt ſich eine foldhe Kom— 
bination, deren praftifhen Durchführung allerdings mannigfahe Schwierig- 
feiten entgegenftehen werden, etwa in folgender Weife denfen: In eriter 
Linie wären in allen Fällen, in denen fih für eine Gruppe von Grund— 
jtüden aus einem gemeindlichen Unternehmen ein bejonderer Vorteil nad): 
weifen läßt, diefe mit dem thunlichſt vollftändigen Erjfat des Aufwandes 
zu belajten. Sodann wäre durch eine aus dem Verfehrswerte aller überbauten 
und unüberbauten Liegenſchaften angejette laufende Bejteuerung in mäßigem 
Sate der durd den Grundbejit veranlaßte Gemeindeaufwand zu deden. 
Daneben müßte vom unbebauten Gelände aus der Differenz, welche fi aus 
dem Vergleich des jeweiligen Verkehrswertes mit dem für eine bejtimmte 
Normalperiode von 10—20 Jahren fejtgeitellten Werte ergiebt, ein laufender 
Zuſchlag erhoben werden, der unter Freilaſſung eines gewiſſen Mindeſt— 
gewinnes mit einem Bruchteil des Satzes der allgemeinen Vermögensſteuer 
beginnend, nad der Höhe des Wertzuwachſes bis zum Mehrfachen diejes 
Steuerjages progreffiv abzujtufen wäre. Der Normalwert wäre durd forg- 
fältige amtlihe Schäßung auf der Grundlage der in der erwähnten Periode 
erzielten Kaufpreife, der laufende Verkehrswert — menn nicht alljährlich, jo 
do in furzen Perioden — durch Selbſteinſchätzung der Beſitzer zu ermitteln. 
Weicht die lettere nad unten mehr als einen gewiſſen Brozentfag vom 
Zageswerte ab, der an der Hand der Grundbuchseinträge über die ftattge- 
fundenen Bejigveränderungen unſchwer fonitatiert werden fann, fo hätte eine 
amtliche Berichtigung der Deklaration einzutreten. 

Ber allen Eigentumsübergängen von Liegenschaften durch entgeltliches 
Nechtsgeichäft wäre vom Käufer eine Umfapiteuer von 2—:) %o des Kauf— 
preifes, vom Verkäufer unter Haftbarfeit des Käufers und Grundftüds eine 
progreſſiv abgejtufte, bis zum Mehrfachen des Umſatzſteuerſatzes anfteigende 
Abgabe aus der Differenz zmwifchen dem Erwerbs: und dem Verfaufspreife 
zu entrichten. Sofern die Veräußerung unbebauten Geländes zum Zwecke 
der alsbaldigen Überbauung erfolgt, wäre eine geringere Quote des Zu: 
Ihlags zu erheben. Die gleiche Befteuerung hätte für Beſitzwechſel durch 
Schenkung und Erbagang unter fchonender Berüdjichtigung der näheren Ver: 
wandtichaftsgrade einzutreten. Um die bebauungsfähigen, aber dem Verkehr 
entzogenen Güter der toten Hand gleichfalls entjprechend zu treffen, wäre 
der aus dem Wertzuwachs berechnete Zuſchlag zur allgemeinen Grundfteuer 
nach je 20 jährigem Zeitraum zu verdoppeln. 
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Wenn immer thunlid, ift die Überlafjung der gefamten Steuern vom 
Grundbejig an die Gemeinden nad dem Vorgange Preußens anzuftreben, 
mindeftens aber dahin zu wirfen, daß den Gemeinden außer den Voraus: 
beiträgen die gefamten Zufchläge aus dem Wertzuwachs, ſowie der größere 
Zeil der Grund- und Umſatzſteuer verbleiben. Die möglichfte Einfchränfung 
der ftaatlihen Grundfteuer ift Schon erwünjcht mit Nüdfiht auf die aus 
focialen Gründen mit allen Mitteln zu fördernde erhebliche Ausdehnung des 
Gemeindegrundbefißes, die im anderen Falle zu einer diefem Zweck höchſt 
Ihädlihen finanziellen Belajtung der Gemeinden dur eben die Staatsfteuer 
führen würde. 

Die aus den Umſatz- und Zuwachsſteuern gewonnenen Einnahmen 
dürften nicht für Zwecke des allgemeinen Gemeindehaushalts, fondern 
lediglich zur Beftreitung gemeinnüßiger Ausgaben und zwar fomweit erforderlich, 
zu allernächft für Maßregeln zur Linderung oder Verhinderung der Wohnungs 
not verwendet werden. Welche mächtige Unterjtügung die fommunale 
Wohnungsfürforge aus ſolchen Einnahmequellen erhalten würde, zeigt ein 
Blick auf die folgenden Zahlen: Bon der dur die badiſche Staatskaſſe im 
Jahre 1897 vereinnahmten Liegenjchaftsaccife mit 4 144 026 ME. entfielen 
auf die fünf größeren Städte allein 1990 244 Mi. — 48,3 io, mährend 
deren Anteil an der Zandesbevölferung nur 17,8 %o betrug. Auf Mannheim 
mit 5,600 der Einwohnerzahl des Landes allein trafen 599 859 ME. 
Steuern (14,5 %o der Landeseinnahmen). Im Jahre 1899 hat die Stadt 
Mannheim gar 1157 175 ME. Verfehröfteuer allein aufgebradt. Da die 
gefamte Gemeindeiteuer auf Gebäude und Grundftüde im genannten Jahre 
669 590 Mi. ertrug und hiervon etwa "a auf die Häufer mit Klein- 
wohnungen entfällt, hätte aljo die Stadt Mannheim, um dieje letteren von 
der Gebäubdefteuer befreien zu fönnen, nur einer Abgabe von faum "2 %o 
von dem in ihrem Bezirf vollgogenen liegenschaftlichen Beſitzwechſel bedurft. 

Aus dem nicht für gemeinnüßgige Zwecke — im weiteren Sinne des 
Wortes — verwendeten Erträgnifje der fraglichen Steuern fünnten mehr 
oder minder erheblihe Nüdlagen behufs Admaffierung eines Fonds gemacht 
werden, aus dem dann die Unterſtützung des Kleinwohnungsbaues in der 
Seite 242, 269, 270 näher dargelegten Art zu bewerfjtelligen wäre. 

So fegensreih im allgemeinen aud die fommunale Selbitgefeggebung 
ſich erweiſt, und jo erwünſcht auch befonders eine den lofalen Verhältniſſen 
angepakte Ordnung des Steuerweſens aus manderlei Gefichtspunften er- 
ſcheinen möchte, fo ernfte Bedenken machen ſich angefiht3 der in den meijten 
GSemeindefollegien herrſchenden Intereſſengegenſätze gegen eine Beſchluß— 
faſſung der Gemeinden über die Bejteuerung geltend, fo daß vom Stand- 
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punft des Kommunalpraftifers aus wenigſtens der Feitlegung der Grundzüge 
durch Landeögefeh der Vorzug gegeben werden müßte. 

Die oben vorgejchlagenen empfindlichen Steuerlaften find unzweifelhaft 
geeignet, ein Mefentliches zur Einfchränfung des Bodenwuchers beizutragen. 
Daß fie denfelben aber vollftändig zu befeitigen vermögen, muß bezweifelt 
werden. Troß ihrer Höhe wird die Steuer in Zeiten großen Aufihwungs, 
ftarfen Zuftroms in die Städte, allfeitiger Nachfrage nah Bauftellen und 
Häufern der Spekulation feinen Einhalt gebieten fünnen, da fie gegenüber 
der enormen Differenz zwifchen Ein- und Verkaufspreis doch immerhin nur 
eine befcheidvene Rolle fpielt. Auch fapitalfräftige Grundbefiger, melde in 
dem Auffaufen von früher oder fpäter der Bebauung anheimfallendem Ge- 
lände eine vorteilhafte Kapitalanlage erbliden, und die höchſte Geminndance 
ruhig abwarten, werben ſich durch eine nicht geradezu übertrieben hoch be- 
mefjene Grundjteuer auch nicht davon abhalten laſſen. 


2. Vereinfahung der Bauvorfdriften. 


Die Herabjegung des Aufwandes für die Erftellung von Kleinwohnungen 
fann ferner von der Gemeinde beeinflußt werden durch die Zulafjung ver— 
einfadhter Anforderungen an die bezügliden Baulichkeiten 
hinfichtlich ihrer Zugänglichkeit, alfo der Breite, Ausftattung, Unterhaltung 
der Straße und des Gehwegs, ferner bezüglich der Waſſer- Zu: und Ab— 
leitung, der Geftaltung der Faſſaden, der Stärke des Mauerwerfs, der Be- 
Ichaffenheit der Treppen, der Baumaterialien u. f. w. Befteht auch in den 
Kreifen der Bauunternehmer an ſich ſchon die Neigung, durch ein prunfvolles 
Äußere der nicht auf Beftellung erbauten Häufer die Käufer heranzuziehen, 
pflegt der moderne großſtädtiſche Mieter auch für die Zweizimmerwohnung 
Gaseinrihtung, Klofett mit Wafjerfpülung zu verlangen und fich zurüdgefeßt 
zu fühlen, wenn die Straße nicht als Boulevard ausgeftaltet ift und ihm zuge: 
mutet wird, ftatt afphaltierter Trottoird einfahe Kiesgehmege zu benüten, 
fo ift eben doch im Intereſſe der Verbilligung der Mieten wieder auf die 
Erziehung zu einfacheren Anſprüchen hinzuwirken. 

Ohne die berechtigten Grundfäge der Hygiene, Feuerficherheit und 
Aſthetik zu verlegen oder die Behaglichkeit der Bewohner in irgend einer 
Weiſe zu beeinträchtigen, lafjen ſich alsdann an dem mittleren und Eleineren 
Miets- und Eigenhaufe des Arbeiter an der Peripherie oder in den Vor— 
ftädten durch nachſichtigere Beitimmungen in den für Arbeiterwohnungen 
beſonders abgejtuften baupolizeilihen Vorſchriften eine Reihe namhafter Er- 
fparnifje erzielen. Als Beifpiele fparfamerer, aber in den Verhältniffen 
durhaus begründeter Bauformen nennt Stübben die Ausführung ber 
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Zwifhenwände und Obergefchoffe Kleiner, allein oder in Gruppen zu zwei oder 
drei ftehender Häufer in Holzfachwerk jtatt des teuren Maffivhaufes, fchmalere, 
leihter gebaute Treppen und Fluren, Reduktion der Breiten und Größen 
der Höfe, der Zimmerhöhen, geringere Anforderungen an die Fafjaden, ein: 
fachere Entwäſſerungs- und Abortanlagen!. Mo es fich freilid um Miets— 
fofernen handelt, mit deren Fortexiſtenz im Innern der Städte nun einmal 
gerehnet werden muß, kann lediglich von einer den Vorfchriften der Bau- 
ordnungen entfprechenden reicheren Faffadenausgeftaltung abgefehen werben. 
Im übrigen aber müfjen behufs Vermeidung der mit dem Mafjenwohnhaufe 
verbundenen Übeljtände die Forderungen einer vernünftigen Baupolizei ftrenge 
eingehalten werden, auf die Gefahr hin, daß hierdurch ein Mangel an 
Wohnungen veranlaßt werden fünnte. 


3. Beſchaffung billiger Baufapitalien?®. 

Eine Minderung des Bauaufwandes bezweden auch die auf die Er- 
Ihließung Billiger Kreditquellen gerichteten Bejtrebungen. Weder die Privat: 
bauthätigfeit, noch die Bauthätigfeit gemeinnüßiger Vereinigungen vermag 
fremder Kapitalbeihilfe zu entbehren. Denn gerade in Zeiten eines fehr 
entwidelten Wirtfchaftslebens, in melden ja die Wohnungsnot ihren Höhe: 
punft zu erreichen pflegt, find die Fapitalfräftigen Bauunternehmer mit den 
in fmanzteller und fünftlerifher Beziehung ungleich lohnenderen Aufträgen 
für Monumentalbauten, Kaufhäufer, induftriele Etablifjements und Wohn: 
gebäude vornehmeren Charakters bis zur Grenze ihrer Leiftungsfähigfeit in 
Anſpruch genommen. Der Bau von Kleinwohnungen bleibt alſo in der 
Hauptfahe dem finanziell minder gut fundierten Baugewerbe überlaſſen. 
Auch die Erwerber der Mietshäufer mit Arbeiterwohnungen find häufig 
nicht in der Lage, den Kauffchilling auch nur zum größeren Teil aus eigenen 
Mitteln zu bejtreiten; denn nicht nur das Großfapital, fondern auch der 
Mittelftand giebt ftatt dem Befit folder Häufer der Vermögensanlage in 
induftriellen Werten den Vorzug und findet auf leßterem Gebiete auch ein 
reiches ‚Feld der Bethätigung. Ebenjomwenig vermögen auch die gemeinnüßigen 
Bauvereinigungen mit ihrer eigenen Kapitalfraft eine irgend nennenswerte 
Bauthätigfeit zu entfalten, 

Noch weit jchmwieriger als die Mobilmahung des Kapitals überhaupt 
für den Bau von Kleinwohnungen, iſt die Beihaffung billiger Baugelder. 
Mährend man bei den Anlehen des Reichs oder größerer Staaten ſich mit 
einem Zinsfuße von 3—31/2 0/0 zu begnügen pflegt, und 4—4/2'o ſchon 

I Verf. des deutichen Vereins für öffentliche Geiundheitäpflege 1900, S. 145. 

? Vergl. hierüber die vorausgehende Abhandlung von Brandts. 
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bei Pfandbriefen privater Inſtitute und Induftriepapieren als befriedigende 
Vermögensanlage anfieht, find erſte Hypotheken auf Baugrundjtüde fogar 
gegen doppelte Sicherheit unter 41/s—4'/2o kaum mehr erhältlih, für 
Nahhypothefen werden 5 %o und mehr verlangt. Dabei beleihen die Geld: 
geber des privaten Bauunternehmertums, als melde neben den Fleinen 
Kapitaliften und Bormundfchaften die Aftienhypothefenbanten, Lebens-, 
Feuer- und dergl. Verfiherungsgefellichaften, die Stiftungen und Sparfafjen 
in Betradht kommen, mit Vorliebe Herrfchaftshäufer, Geihäftshäufer und 
dergleichen Objekte, während fie gegen die Hingabe von Darlehen auf Häufer 
mit Kleinmohnungen eine mehr oder minder große Zurüdhaltung zeigen; Grund 
dazu ift die Befürchtung, im Falle einer zwangsmweifen Beitreibung des 
Kapitals entweder in Verluft zu geraten — weil fi für foldde Häufer nur 
eine befchräntte Zahl von fauffräftigen Liebhabern findet — oder aber ein ſolches 
ſchlecht verwertbares Pfandobjekt jelbit übernehmen und verwalten zu müfjen. 
Die gleiche Tendenz wurde fogar von den ſchon bisher vereinzelt beftehenden 
fommunalen Hypothefeninftituten verfolgt, die auch nicht ſowohl zur Fürs 
derung des Arbeiterwohnungsweſens, ald zur Hebung der Bauthätigfeit im all: 
gemeinen, bezm. zur Förderung der Erjtellung von Lurusbauten, des Umbaues 
der die Hauptjtraßen und Plätze verunzierenden alten Häufer ins Leben ge- 
rufen worden find. Beijpiele diefer Art find der ſtädtiſche Häuferbaufonds in 
Konftanz und die Hypothefenbant der Stadt Karlsruhe. Auch die im Frühjahr 
1900 gegründete Hypothefenbanf der Stadt Düſſeldorf ift im Grunde 
genommen nur als ein Erfagmittel des daſelbſt in unzulänglicher Weife funk— 
tionierenden Bodenfredits anzufehen. Die Bank gewährt verzinsliche und 
amortifierbare Darlehen auf Wohnhäufer bis zu 60 %o, auf induftrielle und 
gewerbliche Liegenihaften — mit Ausnahme der vom auffichtsführenden Mini- 
fterium ausgefchloffenen Fabriken und Hoteld — bis zu 50 %/o des Tarmertes. 
Die Betriebsmittel der Banf werden bis zur Höhe von 1 Million aus dem 
Nejervefonds der Stadtkaſſe, im weiteren und bis zu einer vorläufigen Gejamt- 
höhe von 20 Millionen dur Ausgabe ftädtifcher Schuldverfchreibungen auf: 
gebraht. Der Zinsfuß für die Darlehen foll "2 '/o mehr als jener der 
Obligationen betragen, auch hat der Darlehensnehmer die Differenz zwiſchen 
Verkaufs: und Nennwert der Echuldverfchreibungen zu erfegen. Die Grund— 
renten- und Hypothefenbanf der Stadt Dresden, deren Hauptaufgabe die Ab- 
löfung der in Kapital zu entrichtenden Anliegeleiftungen aller Art (Straßen- 
fojten und vergl.) gegen Nentenzahlungen ift, beleiht daneben nur Klein» 
wohnungen. Da aber fomwohl das Dresdener, ald das Düfjeldorfer Inſtitut 
in ihren Darlehen nur wenig über die Grenze der Mündeljicherheit hinaus— 
gehen, fi alfo von der Hergabe zweiter und dritter Hypothefen fernhalten, 
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deren Beihaffung, wie angedeutet, gerade die meijten Schwierigkeiten macht, 
wird von denjelben eine ſocial mohlthätige Wirkung auf die Reform der 
Kleinwohnungsverhältnifje nur in beſchränktem Umfang erwartet werden fünnen. 

Soweit andere Gemeinden der auf die Beihaffung von Ffleinen und 
mittleren Wohnungen gerichteten Bauthätigfeit in der Dedung ihres Kredit— 
bedürfniſſes unterjtügend an die Hand aingen, blieb dies im mejentlichen 
auf die Bauthätigfeit gemeinnügigen Charakters, ſowie auf die Übernahme 
der Bürgfchaft für Kapital und Zins befchränft. 

Um die vom Privatkredit gelaffene Lüde auszufüllen, hat Oberbürger- 
meiiter Adides nun die Obforge der Gemeinde bezüglich der zweiten Hälfte 
des Baufapitals in Anregung gebracht mit der wichtigen Beſchränkung aller- 
dings auf Grundftüde, die fi) im Obereigentum der Gemeinde befinden 
und dem Beliehenen nur im Wege des Erbbaurehts oder einer ähnlichen 
Rechtsform überlaffen find!. Für Frankfurt a. M. hat Adickes diefen Ge- 
danfen in einem, vom Magiftrat am 10. Juli 1900 gebilligten Antrage 
wie folgt näher ausgeführt: Cine ſtädtiſche Baufafje gewährt den Inhabern 
eines Erbbaurechts auf ftädtifhem Boden "/ıo des Baugeldes und zwar die 
eriten ®’ıo mit Hilfe anderer Geldgeber (Sparfafje, Berficherungsanftalt u. a.), 
die weiteren *ıo aus eigenen Mitteln. Auch das legte Zehntel könnte von 
der Kaffe übernommen werden, wenn der Erbbauberechtigte dafür befondere 
Sicherheit gewährt ?. 

Indem der Kredit jedem ordentlihen und zuverläffigen Baulujtigen 
eröffnet wird — jet dies eine Bauvereinigung, ein Bauhandmwerfer oder eine 
fonftige Einzelperfon, gefchehe der Erwerb des Erbbaurechts und die Darlehens: 
entnahme zum Zwecke der Erlangung eines eigenen Heims oder behufs Wider- 
veräußerung des ausgeführten Baues — hofft Adides die Möglichkeit ſowohl 
des Bauens, als des Hausbefiges wieder weiteren Kreifen als jeßt zu er- 
Ihließen, hierdurch eine folide, jeder Bodenſpekulation fremde Konkurrenz zu 
Ihaffen und zu bewirken, daß zu einem Teil mwenigjtens das Baugefchäft 
von der Baufpefulation getrennt und der durch einfache Ausübung des Bau- 
gemwerbes erzielte legitime Verdienſt zur Grundlage der wirtjchaftlichen Exiſtenz 
gemacht wird ?®., 

Den eriten gefeggeberifchen Verſuch zur Organifation des kommu— 
nalen Bodenfredits hat England in feiner Small dwellings acquisition 

I Vergl. die Darftellung S. 179180. 

? Vortrag des Oberbürgermeifter Adides in der Verfammlung des Vereins 
für Förderung des Arbeitermohnungsweiens und verwandte Beitrebungen zu Frank— 
furt a. M. am 233. April 1900. Bergl. die folgende Abhandlung von Adides. 

’ Verwaltungäbericht der Stadt Frankfurt a. M. 1899 S. XVL ff. 
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act vom 9. Auguft 1899 unternommen. Diejes Geſetz ermächtigt die Orts— 
behörden, Einwohnern zum Erwerb eines eigenen Haufes im Höchſtwerte von 
300 Pfund amortifierbare Darlehen bis zu *s des Kaufichillings zu gewähren !. 

Auf deutſchem Boden ift zuerft im Großherzogtum Heffen eine ähnliche, 
wenn aucd in bejceidenem Rahmen fich bewegende Regelung in Frage ge: 
fommen. Dort murde die Regierung aus der Mitte der Landjtände im 
Frühjahr 1900 um die Vorlage von Gefebentwürfen angegangen, deren 
eines die fchon beftehende Landeskreditkaſſe zur Bewilligung von Darlehen 
für Kleinwohnungsbauten der Kreife und Gemeinden, ſowie der Bauvereine 
bis zu ®/a bezw. * des Wertes ermächtigt, während das zweite den Ge- 
meinden die Befugnis gewährt, folhe Darlehen ohne Staatsgenehmigung an 
Bauvereinigungen und Private zu geben, die fich gewiffen, den gemeinnüßigen 
Zwed fichernden Bedingungen unterwerfen. Die Regierung hat diefen 
Wünſchen zunächſt infomweit entfprochen, als fie die Errichtung einer Pfand- 
briefbanf beabfichtigt, die bei einem Grundkapital von 2"/2— 3". Millionen 
je zur Hälfte aus Mitteln des Staat? und der münbdelficheren Sparfafjen 
dotiert werben foll. 

In Meiningen forderte die Regierung von den Ständen einen 
Kredit von 350000 ME., um daraus an Gemeinden und fichere Vereine 
billige Darlehen für Arbeiterwohnungen zu gewähren. 

Der BVerfaffer kann ſich nur unter fehr befchränfenden Vorausſetzungen 
mit der Hingabe von Baudarlehen durch die Gemeinden befreunden. 

Sie erfcheint einmal zuläfftg, inſoweit dauernd verfügbare Aftivfapitalien 
der Gemeinden, die Kapitalbejtände ſtädtiſcher Rentenfonds, wie Penſions— 
anftalten, örtliche Stiftungen, die Reſervefonds ſtädtiſcher Betriebe, die nad 
den Vorichlägen Seite 243 aus den Erträgnifjen ſtädtiſcher Umſatz- und 
Zumwachsfteuern angefammelten Fonds, die Refervefonds der Sparfafjen die 
Mittel dazu bieten. Doch wird hieraus in erjter Linie das Krebitbebürfnis 
der gemeinnügigen Bauthätigfeit zu befriedigen fein. Eine Inanſpruchnahme 
des Kommunalfredits auch über diefen Nahmen hinaus wäre ferner zuläſſig 
zu Gunſten des Cigenbaues von mittleren und Fleinen Wohnungen feitens 
der in feitem Dienftverhältnifje jtehenden ftädtiichen Beamten und Arbeiter, 
mwofern nur gewiſſe ©arantien gegen jpefulative Ausnüßung und Wer: 
äußerung der beliehenen Objekte geboten find. Die Gewährung von Baus 
geldern iſt ſchließlich auch unbedenflih bezüglich der auf Grundftüden, an 
welchen der Gemeinde das Grundeigentum, dem Geldbedürftigen ein Erbbau- 
recht zufteht, errichteten Wohnungen. In den beiden letztgedachten Fällen 


! Beitichrift der Centrafftelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrihtung 1900 ©. 40. 
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beiteht weder ein erhebliches Rififo für die Gemeinde, noch auch die Gefahr 
einer allzu bedeutenden Belaftung ihrer finanziellen Kräfte. Denn Verfafier 
glaubt nicht, daß bei der außerordentlich ſchwierigen Konftruftion der fehr 
fomplizierten NRechtsverhältniffe beim Erbbauvertrag private Bauunternehmer 
fih auf Benugung dieſes Inſtituts einlaffen werden. 

Dagegen maden ſich gegen eine Beteiligung der Städte am allgemeinen 
Hypothefenmarkte vielfache und gewichtige Bedenken geltend. Alle Gemeinden, 
in welchen das Bedürfnis einer ausgedehnten Wohnungsprobuftion zu Tage 
tritt, die alfo fich eines kräftigen wirtfchaftlihen Aufſchwungs erfreuen, haben 
für zahlreihe, meist unproduftive eigene Unternehmungen (Straßenbau, 
Entwäfferung, Bau von Schulen, Verwaltungsgebäuden, Straßen und 
Vorortbahnen u. a.) große Summen aufzumenden, zu deren Aufbringung jie 
regelmäßig jelbit auf die Verwendung von Anlehensmitteln angemiefen find. 
„Wer nun weiß“, fo führte der Verfaſſer zu diefer Frage auf dem Gtutt- 
garter Kongreß der Gentralitelle für Arbeiter MWohlfahrtseinrichtungen ! aus, 
„welch' nachteiligen Einfluß eine allezu ftarfe Anfpannung des Kredits ſeitens 
einer Gemeinde auf die Abjasfähigfeit und den Kurs ihrer Obligationen 
auf dem Geldmarfte ausübt, wird mit mir es für bedenklich halten, diefen 
Kredit für ein Doch immerhin außerhalb des unmittelbaren Wirkungsfreifes 
der Gemeinde liegendes Unternehmen in Anfprud zu nehmen. Aber — 
fo wird man mir einwenden — dieſes Bedenken ijt in vollem Maße nur 
berechtigt Hinfichtlich der auf dem gewöhnlichen Wege aufgenommenen, der 
börfenmäßigen Anlehen, während es faum ins Gewidt fallen fann bezüglich 
derjenigen, welche die Gemeinde bei Verficherungsanftalten und ähnlichen Kaſſen 
aufnimmt, um fie an die Bauenden meiter zu geben. Es gilt aber auch 
bier der gleiche Grund, der gegen übermäßige Kreditijpannung ſpricht; es 
erhöht ſich aud dur diefe Art von Anlehen die Summe der Anlehens- 
fhulden und die Kreditinjtitute pflegen bei der Konkurrenz um Anlehen der 
Gemeinde ftet3 die Gefamtfumme der Schulden ins Auge zu fallen”. Kann 
ſonach der Gemeinde die Befriedigung des Kreditbedürfniſſes für den Klein- 
wohnungsbau — abgefehen von den befprochenen Ausnahmen — weder im 
Ganzen, noch als Ergänzung des allgemeinen Hypothefenfredits zugemutet 
werden, fo ift die Frage zu erörtern, ob hierfür nicht andere, näherliegende 
und reichlichere Kreditquellen nugbar zu machen find. Da wird nun von 
Lehler-Schäffle? die Befchaffung der erforderlichen Geldmittel durch Staats- 


! Heft 17 der Schriften der Gentralftelle S. 180. 

? Nationale Wohnungsreform, 1895; Neue Beiträge zur nationalen Wohnungs» 
reform, 1897; Der erfte Schritt zur nationalen Wohnungsreform, 1899; Die ftaat- 
Ihe Wohnungsfürforge, 1900. 
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hilfe im Wege der Ausgabe von Baupfandbriefen verlangt, die von einer 
Zandes- bezw. Neichs-Pfandbriefanftalt ausgegeben und zur Verzinfung und 
allmählien Tilgung gebracht werden würden. Für den Kapitalbetrag ber 
Niandbriefe und die Zinfen hieraus würden die mit den ftaatlichen Bau- 
vorfhüfjen erjtellten oder erworbenen Wohnungen und außerdem der Staat 
felbit bezw. die von ihm garantierte Pfandbriefanftalt haften, die eventuell 
für etwaige DVerlufte dur eine Solivarhaft der fämtlihen Pfandbriefe 
Dedung zu fuchen hätte. Der volle Herftellungswert würde nur unter weit- 
gehenden Kautelen und zunäcft überhaupt nur an gemeinnügige Bauver- 
einigungen dargeliehen, für Wohnungsbauten der Privaten und der Arbeit- 
geber würde der Staatöfredit nur eintreten, wenn die Unternehmer ſich den ge- 
gebenen Mindeftanforderungen an ein folides, gutes Wohnen der „Eleinen 
Leute” und der dauernden Kontrolle dur die Pfandbriefanitalt unterwerfen. 

Ähnliche Ideen wurden von 3. Latfha und W. Teudt auf der 
1898 er SJahresverfammlung der Südmeftdeutfchen Konferenz für innere 
Miffion entwidelt. Um den fleinen Leuten die Möglichkeit der Erwerbung 
eined eigenen Heims zu gewähren, follten ihnen unter der Vorausſetzung, 
daß fie "/s des Aufwandes felbft aufbringen, vom Staat ®s und von der 
Gemeinde "s dargeliehen werden, und letztere beide die hierzu erforderlichen 
Mittel durh Ausgabe von Baupfandbriefen aufbringen. 

Zandesrat Brandts? will in feinen befannten Borfchlägen den Staats- 
fredit nur ausnahmsmeife Einzelperfonen zumenden. Er denkt jih als 
Erbauer der Heinen Wohnungen lediglich die fich freiwillig bildenden Bau- 
genofjenschaften, als Darlehensgeber ftaatlic) oder provinziell organifierte und 
garantierte „Baubanfen“, will aber, um das Gtaatärififo nicht allzu Hoch 
werden zu lafjen, die Beleihung auf "/ıo des Wertes befchränfen, während 
von den übrigen ®ıo die örtlich zuftändigen Kreife, Sparkaſſen und Berufs- 
aenofjenfchaften je "/zo, den Reſt die Genofjenfchaften aus eigenen Mitteln 
aufzubringen hätten. Diefe Anregungen hat fi in der Folge auch der 
Verein „Reichswohnungsgeſetz“ zu eigen gemadt. Als zunächſt anzuftrebendes 
und im Nahmen der heutigen (preußifchen) Geſetzgebung erreichbares Ziel 
verlangt dann Brandts in feinem Referat zum 8. Kongreß der Central« 
ftelle für Arbeiter-MWohlfahrtseinrichtungen ® die Nutzbarmachung der fchon 
bejtehenden Kreditinstitute öffentlichen Charakters für den Kapitalbedarf des 
Kleinwohnungsbaues. Die Invaliden-Verfiherungsanitalten jollen hiernad) 


! Latiha und Teudt, Nationale Anfiedelung und Wohnungsreform. Frant- 
furt a. M. 1899. 

? Aufgaben von Gemeinden und Staat in der Wohnungöfrage. Köln. 

® Schriften der Gentralftelle Nr. 17 ©. 117 ff. 
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die allenthalben zu gründenden gemeinnügigen Bauvereine, ferner durch Ver: 
mittelung der Sparkaſſen auch Einzelperfonen — diefe vorzugsweije zur Er» 
richtung Heiner Eigentumshäufer — mit Darlehen bis zu thunlichſt Hoher 
Beleifungsgrenze unterftügen, wobei für die ganze Summe oder den über 
die Mündelficherheit hinausgehenden Betrag der Sparkaſſe gegenüber die 
ftändigen Arbeitgeber der Beliehenen, eine ad hoc gebildete Bürgſchaftsgeſellſchaft 
oder die Gemeinde die Bürgichaft zu übernehmen hätten. Daneben iſt vor- 
geihlagen,, die preußiſchen Nentengefege auch auf ſtädtiſche Grundftüde, 
welde nur aus Häuschen nebft Garten beftehen, anzuwenden. Diefe Vor: 
ihläge hat Brandts inzwiſchen noch dahin erweitert, es möge der Staat 
den Verficherungsanftalten eine Quote der von ihnen auszuleihenden Summen 
zur Verfügung jtellen !. 

Über die vom SInvalidenverfiherungsgefeg vom 13. Juli 1899 ein- 
geräumte Befugnis, die Hälfte des Vermögens der Verfiherungsanitalten in 
nicht mündelficheren Hypothefen für Arbeitermwohnungen anzulegen, binaus- 
gehend, hat Landesrat Dr. Liebrecht jüngit für die Anftalten die Er⸗ 
mächtigung gewünſcht, nad Ausleihung ihres geſamten Vermögens einen 
weiteren Bedarf an Anlehensgeldern für die gleichen Zwecke durch Ausgabe 
von Obligationen zu decken und nötigenfalls dieſe Gelder zu einem, bis zu 
1309 niedrigeren Zinsfuße unter Übernahme der Differenz auf die Anſtalts- 
kaſſe auszuleihen ?. 

Von Landesrat Dr. Liebreht, dem Vorfigenden der Verſicherungs- 
anftalt Hannover, ift auch der Gedanke einer weitgehenden Ausgeitaltung 
der Sparfafjen als Geldgeber und Mittelgliever zwifchen Verfiherungsanftalt 
und Entleiher ausgegangen, der inzwifchen in Hannover und der Rhein- 
provinz weiter entwidelt und in umfangreihem Maße praktiich verwirklicht 
wurbe®, neuerdings auch nad; den Beſchlüſſen des pfälzifhen Verbandstages 
vom Dezember 1900 in der Rheinpfalz Wurzel gefaßt hat. 

Nah der Meinung des Verfaſſers find die Sparkaſſen „Ion nad) 
ihrem gejchichtlichen Grundcharafter ald Schöpfungen der vorbeugenden Armen 
pflege zur künftigen Mitarbeit an der Gejundung ber Wohnungsverhältniſſe 
berufen. Es iſt aber nicht zu verkennen, daß ſich derſelben vielfältige 
Hinderniſſe ſowohl rechtlicher (wie z. B. die Forderung der Mündelſicherheit 
für die Darlehen) als thatſächlicher Art (Bereithaltung der Gelder zur Heim⸗ 


Bericht über die III. Gen.Verſ. des Rhein. Vereins zur Förderung bes 
Arheitermwohnungsmeiens S. 6. 

2 Bericht über die Verfammlungen des 11. Evangel.-Socialen Kongrefies 1900 
S. 97 ff.; Liebrecht, Reichshilfe für Errichtung Heiner Wohnungen. Göttingen 1900. 

3 III. Verf. deö Rhein. Vereins ©. 8 ff. 
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zahlung an die Einleger) entgegenftellen” !., Immerhin fann verlangt werden, 
daß fih die Sparkaſſen, fomweit die Anlage ihrer Kapitalien in Darlehen 
auf liegenfchaftliches Unterpfand zuläflig ift, vorzugsmeife der Beleihung von 
Kleinwohnungen zuwenden. Einer Organifattion der Sparkaſſen als Ver— 
mittelungsftellen der Verficherungsanftalten dürfte ſich namentlich in Groß- 
ftädten die hier aud; den Sparlafjenorganen mangelnde Lofal- und Perfonal- 
fenntnis hinderlich erweifen, weshalb die neuere Anregung Dr. Liebrechts, 
mwornad die Anftalten durch Erweiterung ihres VBerwaltungsapparats in den 
Stand gejegt werden follen, direft mit den Kreditbebürftigen in Beziehungen 
au treten, entfchieden den Vorzug verdient?. Neben den Sparkaſſen läge 
die Beihaffung der erftitelligen Hypothefen für den Kleinwohnungsbau mit 
einer — wo immer thunlid — bis zu 750 des Schäßungswertes hinauf: 
gerücdten Beleihungsgrenze den Stiftungen, den ſtaatlich beauffichtigten Ver: 
fiherungsgefelfhaften und Aftien-Hypothefenbanfen, in erfter Linie aber den 
Anftalten für die fociale Berficherung Hinfichtlih desjenigen Teils ihres 
Vermögens ob, für welches von dem Geſetzgeber Mündelfiherheit verlangt 
wird. Weitere, fehr ergiebige Geldquellen würden ferner erjchlojjen, wenn 
die tote Hand (Domäne, Kirche, Stiftungen) die großen Summen, melde 
fie aus der Veräußerung ihres urfprünglich geringmwertigen, ohne ihr Zuthun 
zu Baugründen umgemandelten Beligtums in der Umgebung der Städte 
erzielt, dazu verwenden würde, der Erftellung fleiner Wohnungen durd 
Hergabe der Baugelder unter die Arme zu greifen. Auch aus der auf 
mehreren Verbandstagen der Grund: und Hausbefitervereine ſchon behandelten 
Gründung von Pfandbriefämtern als Gegenfeitigfeitsanftalten des ftädtifchen 
Bodenbefiges nad Art der altpreußifchen Landſchaften wäre mohl bei ent- 
fprechender Förderung von feiten des Staats eine namhafte Ergänzung des 
Privatkredits zu erwarten. 

Alsdann könnte die vom Invaliditäts- und den Unfallverficherungs- 
gejegen für Arbeiterwohlfahrtszwede frei gegebene Hälfte des Gefamtvermögens 
der Verficherungsanftalten und Berufsgenoſſenſchaften ausſchließlich zur Be- 
Schaffung des legten Drittels bezw. Viertel des Baufredits Verwendung 
finden. Der Kapitalbejtand der Berliherungsanftalten und gleichgeitellten 
Kafjeneinrichtungen beläuft fih zur Zeit auf rund 860 Millionen Mark, 
jener der Berufsgenofjenfchaften auf ca. 140 Millionen Mark; erjterer ver- 
mehrt ſich jährlih um faſt 90 Millionen. Es könnte alfo heute ſchon an— 


! Bergl. Referat des Verfaſſers auf der 8. Konferenz der Gentralftelle für 
Arbeiter-Mohlfahrtseinrichtungen, S. 190 ded Berichts. 

* Berfammlungäbericht über den 11. Evangelifch-Tocialen Kongreß 1900 ©. 101; 
Liebrecht, Reihshilfe für Errichtung kleiner Wohnungen. Göttingen 1900. 
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nähernd eine halbe Milliarde für den angebeuteten Zweck flüffig gemacht 
werden. Es iſt anzunehmen, daß durdfchnittlich 10 90 des Geldbedarfs 
vom Erbauer bezw. Erwerber Eleiner Wohnungen aus eigenen Mitteln (fei 
es durch Erſparniſſe des einzelnen, durch Mitglievsbeiträge der gemein- 
nüßigen Vereinigungen u. a.) oder durch Benützung des Perſonalkredits 
aufgebracht werden. Werden nun mindeitens °/s der auf ca. 4000 Mark 
zu veranjchlagenden Kojten einer Arbeiterwohnung durch erfte Hypothek, 
die Differenz bis zu 90%o aus den an zweiter Stelle gegebenen Geldern 
der Arbeiterverficherung gebedt, fo laffen fih mit den erwähnten 500 Milli— 
onen rund 525 000 Kleinwohnungen und mit dem Kapitalzuwachs alljährlich 
weitere 50 000 folder Wohnungen erjtellen. Thatfächlich angelegt für Arbeiter- 
wohnungszwede find von den Berufsgenoſſenſchaften überhaupt feine Kapitalien, 
ſeitens der Verficherungsanitalten Ende 1900 inägefamt 78 130 000 Mk., 
wovon nur 12 Millionen nicht mündelficher und nur ca. 35 Millionen zu einem 
unter 31/20 bleibenden Zinsfuße angelegt find. Che nun aber die Kräfte 
diefer, den von der Wohnungsnot betroffenen Volkskreiſen am nächſten 
jtehenden Organifationen im vollen, vom Gefeßgeber gewollten Umfange 
nugbar gemadt find, fann den Gemeinden, deren Fürforge fih auch nod) 
auf andere Bevölkerungsklaſſen zu erjtreden hat, die Geldbefchaffung für den 
Bau fleiner und billiger Wohnungen nicht zugemutet werden. Aber aud) 
wenn Die Mittel der Arbeiterverfiherung fi als unzulänglich ermeifen 
follten, wäre immer noch eher der Staat, ald die Gemeinde zum hilfsweifen 
Eingreifen berufen. Zunächſt tft der Kredit des Staats ungleich erweiterung: 
fähiger, als jener des einzelnen Gemeinweſens. Bor allem aber ift zu 
berüdfichtigen, daß wirtfchaftliche Krifen eine Stadt auf allen Gebieten ihres 
Wirkungskreiſes zugleih treffen, fih aljo im Falle einer erheblichen Be- 
teiligung derfelben am SHypothefenfredit befonders ſchwer fühlbar machen 
müßten, während im Staate derartige Störungen des Wirtjchaftslebens, 
die doch fait ſtets nur einzelne Gebietsteile oder Erwerbsklaſſen berühren, 
eher ihren Ausgleich finden. 


4. Steuerlide Erleidterungen. 


Von minderer Bedeutung, ald die Verzinfungs- und Tilgungsquoten 
des Grunderwerbs- und Baufapitald — auf deren thunlichite Verringerung 
die vorftehend erörterten Mafnahmen gerichtet find — aber in ihrer Gefamt- 
wirfung auf den laufenden Aufwand für die Mietwohnungen und die 
danach bemefjenen Mietzinfen doch nicht zu unterfhägen, find die Staats- 
und Gemeindefteuern und dergleichen öffentlihen Laften des Hausbefiges. 
Denn auch die Gebäudefteuer wird entgegen der in der Litteratur über 
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Steuerwefen und Wohnungsfrage zumeilen vertretenen Anſchauung! gleich 
allen übrigen jährlichen oder in fürzeren Perioden wiederkehrenden Leijtungen 
wohl regelmäßig vom Eigentümer auf den Mieter überwälzt. Es fann 
füglih auch den Hauseigentümern faum die Berechtigung hierzu bejtritten 
werden, denn abgefehen von der gemeinnütigen Vermietungsthätigfeit ift 
die Bereitftellung von Mohnungen ein reines Erwerbsgefhäft, das doch 
zum mindejten eine nicht dur Abzüge beeinträchtigte Kapitalverzinfung 
gewährleiften muß. Wer das Privatfapital von der Spekulation mit 
erotifchen und induftriellen Werten weg wieder mehr für die Vermögens: 
anlage in Kleinwohnungshäufern intereffieren will, wird im Gegenteil außer 
der üblichen Verzinfung und Amortifierung und dem Erſatz aller Barauslagen, 
zu denen die Gebäudefteuer eben auch gehört, noch einen mäßigen Reingewinn 
zugejtehen müfjen. 

Um die Mietzinfen dennoch innerhalb der für die Wohnungsbebürftigen 
erträglichen Grenzen zu halten, und um gemeinnüßige Bauunternehmungen 
leistungsfähiger zu erhalten, ift zu unterfuchen, ob nicht auf fteuerlihem 
Gebiete eine weitere Entlaftung geboten werden fann. Hier fommt natur- 
gemäß zuerjt die Gebäudejteuer in Betradht und zwar für die Städte unjeres 
Erhebungsgebiet3 von den drei Arten derfelben — der Hausklafjen-, Haus- 
zins- und Hauswertſteuer — im weſentlichen nur die legteren beiden. Die 
meitejte Verbreitung hat die Hauszinsfteuer gefunden, die auch — namentlich 
für die Kommunalbejteuerung — von der Wifjenfchaft bevorzugt mwird?, 
Neuerdings indejjen wendet, wie wir noch jehen werden, fich die Praris aus 
focial-politifhen Nüdfichten mehr der in Baden und Württemberg einge: 
führten Hausmertjteuer zu. 

Nach dem preußiſchen Gebäudefteuergefeg vom 21. Mai 1861 murden 
die Häufer für eine jeweils 15 jährige Periode nad) dem durchfchnittlichen 
Mietwerte der vorausgegangenen 10 Fahre zur Staatsjteuer veranlagt. Die 
Gemeinden erhoben Zufchläge zum jtaatlihen Gteuerfag von 4°%o des 
Nutzungswertes. Dieſes Syſtem behielten die Gemeinden aud bei, nachdem 
dur Geſetz vom 14. Juli 1893 der gefamte Ertrag der Häuſer- (mie der 
übrigen Neal-) Steuern den Gemeinden überwiefen wurde. Der Mietwert 
berechnete ſich nun allenthalben, namentlich in den indujtriellen Rheinlanden 


! Ad. Wagner in Schönbergs Handbuch der polit. Ofonomie, 4. Aufl., IIL Bo. 
S. 352; Schall dafelbit S. 239; ferner in den Berichten über die II. und III. Gen.: 
Berj. des Rhein. Vereins die Vorträge von Landrat Dönhoff und Regierungsafjefior 
zur Nieden. 

2 Schäffle, Grundfäße der Steuerpolitif S. 310; Die Steuern, befonderer Teil 
S. 180; Roſcher, Finanzwiſſenſchaft S. 374. 


Förderung der gemeinnügigen Bauthätigfeit durch die Gemeinden. 255 


für Arbeiterhäufer, bezüglich welcher die ftärfere Abnugung und größere Ge- 
fährbung der Mietseingänge den Wohnungszins fteigerte, namhaft höher, 
als für die Wohngebäude des Mittelftandes und der höheren Klajjen, im 
Kreife Solingen 3. B. auf 8—9 Po gegen 2V2—3 /o — eine höchſt antifociale 
Überlaftung der Shonungsbedürftigen Wohnungen. Der ſchon erwähnte Rund- 
erlaß der zuftändigen Minifterien vom Dftober 1899 empfahl darum den 
Gemeinden die Veranlagung der Gebäude nad dem „gemeinen Werte” mit 
einem alljährlich feftzuftellenden Promilleſatz unter Wegfall der bisherigen 
Privilegien der gewerblichen Gebäude !. 
Nah den Erfahrungen verfchiedener Gemeinden (Köln, Mülheim a. R., 
Malftatt-Burbah und einiger Berliner Vororte) wurden durch Die neue 
Beiteuerungsform die Arbeitermiethäufer bis zu 45 %o entlaftet, während 
der Ausfall durch den Mehrertrag aus Bauplägen, gewerblichen und berrichaft- 
lichen Häujern reihlihe Dedung fand. Die Zufriedenheit mit derſelben 
lommt auch in der erheblichen Abnahme der Steuerreflamationen zum Ausdrud?, 
Der badiſche Gefegentwurf über die Vermögensſteuer, welcher aud) 
für die Kommunalbejteuerung maßgebend werden wird, bejtimmt binfichtlich 
der Gebäude: Der VBermögensjteuerwert bejteht im laufenden Werte des Ge- 
bäudes und wird durd amtliche Schätzung bejtimmt unter Berüdfichtigung 
der Kaufpreife aus den Jahren 1895—1899. In Gemeinden von über 
5000 Einwohnern tritt von 10 zu 10 Jahren eine allgemeine Neueinfhägung 
ein. Zu einer zmwifchenzeitlihen Anderung der Veranlagung geben Bau- 
veränderungen und Wertserhöhungen von 250 auf: und abwärts Anlaß. 
Da das Steuerfapital der feitherigen badischen Häuferjteuer nach den Verkaufs— 
preifen in der Periode 1853—62 ermittelt ift, wird fi für die Gebäude 
namentlich der induftriell entwidelten Städte eine außerordentliche Erhöhung 
des Beſteuerungswertes ergeben, für die eben, fofern man eine Verſchlechterung 
des dermaligen Zuftandes vermeiden will, in der Differenzierung des Steuer: 
fußes 2c. für die Kleinwohnungen ein Ausgleich gefunden werden müßte. 
In Bayern ift die „Hausfteuer” eine direkte Staatsauflage, durch 
welhe die Nutung aus Häufern in Städten, Märkten und auf dem platten 
Zande belegt wird. Der Maßitab für die Beiteuerung der Häufer iſt ıhre 
Mietsertragsfähigkeit, welche in dem jährlichen wirklichen oder dem möglichen 
(geihästen) Mietsertrag geſucht wird?. Die Gemeinden erheben die Haus- 


! Arbeiterwohl, 16. Jahrgang Heft 11/12 ©. 258, Köln 1896; IL. Gen.-Berf. 
des Rhein. Vereins S. 19; Preuß. Verwaltungsblatt XXI Wr. 5 ©. 45 fi.; techn. 
Gemeindeblatt 1 Nr. 17 ©. 257, 

® II. Gen.Berj. des Rhein. Vereins S. 26. 
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fteuer in prozentualen Zufhlägen zu den jtaatlihen Sägen. Eine Steuer- 
erleichterung der Arbeiterhäufer ift nicht zuläffig. 

Die Steuerverfafjungen der in Bezug auf diefelben völlig autonomen 
ſächſiſchen Gemeinden zeigen die buntefte Mannigfaltigfeit, eine bejondere 
Berüdfihtigung des Mietshaufes für Arbeiter tritt jedoch nirgends hervor. 
Hamburg hat dur einen. heute noch gültigen Beihluß vom Jahre 1817 
die Grunditeuer für größere Wohnungen auf ca. 12%o, für Eleinere auf 
ca. 8% der Miete normiert. In Ofterreich beiteht eine exorbitant hohe 
Steuer für Gebäude. Mit Einfhluß der Landes- und Gemeindezufchläge 
erreicht diefelbe mancherorts faſt 40% der Mietzinfen. Ein Gejeg vom 
9. Februar 1892 über die Steuerbefreiungen für Arbeiterhäufer auf 24 Jahre 
ift faum wirkfam geworden, weil es Arbeiterhäufer, die von Privaten oder 
Aktiengefellfhaften erbaut werden und diejenigen, in welchen der Mietzins 
pro qm bewohnbaren Raumes für Mien 1 fl. 75 fr., in Orten über 
10 000 Einwohner 1 fl. 15 fr. und in Orten mit geringerer Seelenzahl 
80 fr. überfteigt, von der Vergünftigung ausschließt, während Wohnungen 
zu diefen Preifen heute faſt nirgends mehr erhältlich find !. 

Ein Blid noch auf die Steuerverhältnifje für Kleinwohnungen in den 
Ländern, welche überhaupt in der Mohnungsfrage eine nennenswerte gefeß- 
geberifche Wirkfamteit entfaltet haben, mag das mofaifartige Bild vervoll- 
jtändigen. 

England hat von der Inhabited houses tax alle MWohnhäufer mit 
weniger ald 20 £ Jahresertrag, Arbeitermohnhäufer unter beftimmten Voraus- 
fegungen bei noch höherem Ertrage befreit. 

Der belgijche Arbeiter, welcher fein eigenes Haus bewohnt, ift frei 
von den jtaatlihen, provinziellen und fommunalen Mietwerts-, Fenſter-, 
Thüren- und Mobiliarfteuern, folange der Neinertrag des Haufes unter 
102—132 Fr., abgejtuft nach der Einwohnerzahl der Gemeinde bleibt. 
Ähnliche Vergünftigungen find in Franfreih, aber nur für die erften 
fünf Jahre nad) Erbauung des Haufes eingeräumt. Dänemark läßt 
Wohnungen bis 32 qm Bodenfläche von der Hausarealfteuer frei ?. 


Bon den Gemeinden unferes® Erhebungsgebiets befigen nur Aachen, 
Köln, Hamburg, Linz, Trient, Wiener Neuftadt und Arad Steuerordnungen, 
welche die kleinen Wohnungen in geringerem Maße als die übrigen beiziehen®. 


! ». Vhilivpovih, Wiener Wohnungsverhältniffe. Berlin 1894, ©. 51. 

2 Eheberg, Gebäudefteuer im Handwörterbuch der Staatswifienichaft, 2. Auflage, 
4. Band ©. 14 ff. 

3 Bergl. oben S. 213 IX. 
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Die Tendenz, binfichtlich der Befteuerung: der Kleinwohnungen von dem 
fonft für die Gemeindefteuern maßgebenden Princip der Leiftung und Gegen- 
leiftung abzuweichen und hier in erjter Linie die Leiftungsfähigfeit zu Grunde zu 
legen, wird mit befonderem Nahdrud von den rheinischen Socialpolitifern 
vertreten. Brandts wünſcht, daß die Vergünftigung der Kleinen Häufer in 
Bezug auf die Gebäudefteuer, Straßen- und Kanalkoſten, Beleuchtung und 
dergleichen geſetzlich gewährleiftet werde !. Landrat Dönhoff will durd ge- 
minderte Heranziehung der Wohnungen für Minderbemittelte, insbeſondere 
in fleinen Häufern, bei Feſtſetzung der einmaligen oder dauernden Gebühren 
und Abgaben die Privatbauthätigfeit wieder dem Bau folder Wohnungen 
geneigt machen?. Und in der ſchon erwähnten Petition des Rheiniſchen 
Vereins für Förderung des Arbeiterwohnungsweſens an die zuftändigen 
preußischen Minijter iſt die Notwendigkeit, Durchführbarkeit und rechtliche 
Buläffigkeit einer allgemeinen Entlaftung der Häufer mit Kleinwohnungen 
im Rahmen der fommunalen Gebäudefteuern eingehend nachgemiefen ?. 

Als Gegner von „Steuerprivilegien für Arbeitermwohnungen” hat fi) 
Oberbürgermeifter Adides befannt, wobei er allerdings feine Bedenken heat, 
die feinen Wohnungen durh Annahme recht hoher, abzugsfähiger Ab- 
nüsungsquoten zu entlajten®. 

Mie Schon die Ausführungen an anderer Stelle erfennen lafjen, zählt 
Verfaffer zu den entfchievenen Anhängern einer fteuerlichen Begünitigung des 
Arbeiterhaufes gegenüber dem fonftigen Hausbeſitz von feiten der Gemeinde 
und des Staats, gleichgültig, ob die Häufer von privaten Gemwerbetreibenden 
oder in gemeinnüßiger Weife erjtellt wurden. Wenn man vom Standpunfte 
der bedrohten jteuerlihen Gleihmäßigfeit und Gerechtigfeit die marnende 
Stimme gegen die Wiedereinführung von Privilegien in Gejtalt der Steuer: 
ermäßigungen für Kleinwohnungen erhebt, jo ift dem doch entgegenzuhalten, 
daß es fih nicht um Vergünftigungen zum Vorteile von Berfonen, um 
Privilegien im eigentlichen Sinne, fondern um jteuerliche Erleichterungen zu 
Gunften von Sachen handelt, daß im übrigen die gefamte Socialpolitif 
im Grunde genommen nicht3 anderes al3 eine Sonderbegünftigung der wirt: 
ihaftlih Schwaden anjtrebt und daß fpeciell auf dem Gebiete der Wohnungs- 
reform auch eigentlihe „Brivilegien“ für den Erbauer von Kleinwohnungen 


ı Brandts, Aufgaben von Gemeinde und Staat ©. 49. 

2 Dönhoff in der 2. Gen.-Berfammlung des Rhein. Vereins, Beriht S. 18, 

3 Hejchäftäbericht des Vereins 1898/99 S. 1 und Anlage 1. 

+ 1900er Bericht des Frankfurter Vereins zur Förderung des Arbeiter- 
Wohnungsweſens ©. 29, Bericht über die Verf. des Deutichen Vereind für öff. Ge— 
ſundheitspflege 1900 S. 133, 189, 

Schriften XCVI. — Wobnungäfrage LI. 17 
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— nämlid die Zulafjung vereinfahter Bauvorfchriften — und für den in 
Vororten wohnenden Arbeiter durd Gewährung verbilligter Fahrpreife auf 
den Straßenbahnen befürwortet werden. Die Vergünftigung bezwedt lediglich, 
einen Teil der mit der Bereititellung von Arbeiterwohnungen nun einmal 
verbundenen Unterbilanzs an wirtſchaftlichen Vorteilen auszugleichen, fie 
begnügt ſich alfo mit dem Ziele, zur Entftehung und Erhaltung einer ent- 
ſprechenden Anzahl Heiner und gefunder Wohnungen beigetragen zu haben, 
ohne damit gerade im gleichen Verhältnifje den Mietzins herabdrüden zu 
wollen. Dafür, daß die Wohnungen in fanitärer Beziehung allen billigen 
Anforderungen entfpreden, hat die Gefundheitspolizei zu forgen. Nötigenfalls 
würde neben dem Einfchreiten derjelben der Wegfall der Steuererleihterung 
einzutreten haben. Ein gewiffer Zwang zur Übertragung eines Teiles der 
fteuerlihen Bevorzugung auf den Mieter wird vielleicht durd die von den 
übrigen Vermietern und den Bauten gemeinnüßiger Unternehmungen geübte 
Konkurrenz ſich geltend machen. 

Die Frage, wie die Steuererleihterungen gewährt werden follen, iſt 
nad den in den einzelnen Staaten beitehenden Gemeindeſteuervorſchriften 
verjchieden zu beantworten. Für Preußen würde die Veranlagung der Häufer 
nad dem gemeinen Wert und die Freilaſſung eines Vierteild des letzteren 
bezüglich der Arbeiterhäufer eine geeignete Yöfung darbieten. Am wenigſten 
praftifche Schwierigfeiten wären von den ſächſiſchen Gemeinden zu überwinden, 
denen in Bezug auf die Aufbringung des Gemeindeaufwandes falt völlige 
Freiheit gelafjen tit. 

In Yändern mit befchränfter Gemeindeautonomie auf fteuerlichem Gebiete 
fönnte ein gleicher Anreiz zum Kleinmohnungsbau allerdings häufig nicht 
geichaffen werden. So wäre es beiſpielsweiſe nach dem zur Zeit in Bayern 
und Baden geltenden Rechtszuſtande ausgeichloffen, zu Guniten einzelner 
MWohnungsfategorien völlig oder teilweife auf den Beizug zur Gemeinde- 
beiteuerung zu verzihten. Allein auch hier fönnte ein Meg befchritten 
werden, der ebenfalls zum Ziele führt. In faſt fämtlichen Gemeinden find 
dem Hausbefig die vielfältigiten jteuerähnlichen Xeiftungen zum Gemeinde: 
verband als Yorausbelaftung auferlegt, wie insbejondere die Beiträge zur 
Herftelung und Unterhaltung von Straßen und Gehmegen, die Kanalabgaben, 
die Gebühren für Entfernung des Mbortinhalts, der Haushaltungsabfälle, 
für Straßen: und Gehmegreinigung. Wenn auch zum Teil für die Gemeinde 
ein Zwang zur Erhebung diefer Gebühren und Beiträge bejteht (veral. 3. B. 
$ 2 des preuß. Rommunalabgabengejetes), jo iſt diefelbe doch hinfichtlic 
der Unterverteilung unbefchränft und es bietet ſich ihr alfo hier eine aus— 
giebige Gelegenheit zur vorzugsweifen Berüdfichtigung der Kleinwohnungen. 
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Noch empfehlenswerter ift der Weg, die Häufer mit Kleinwohnungen zwar 
ebenfo wie die übrigen zu den verfchiedenen Gemeindelaften zu veranlagen, 
die legteren aber nicht von den Befigern zu erheben, fondern auf den Fonds zu 
übernehmen, der aus dem Ertrage einer jtädtifchen Umjat- und Zuwachs— 
fteuer nah Maßgabe der oben Seite 242 gemachten Vorſchläge gebildet wird. 
Das Gleiche gilt bezüglich der Vergütungen für Wafler und Gas, fomwie 
der einmaligen Leitungen für Handhabung der Bauauffiht und dergleichen. 
Selbftredend müßte aud die ftädtifche Umſatzſteuer für die Ermwerbung von 
Gelände, das zur alsbaldigen Bebauung mit Kleinwohnungen beftimmt ift, 
regelmäßig außer Hebung bleiben. Derlei Vergünftigungen finden ſich in den 
Seite 213 X aufgezählten Städten. In Mannheim ift der Erlaß von 
Straßenfoften an private Unternehmer durch die von den ftädtifchen 
Kollegien am 8. Januar 1898 gutgeheißenen unten folgenden Bedingungen 
zugelichert : 

„Der Bauherr verpflichtet fih für fih und feine Rechtsnachfolger 
zur Erftelung fleiner Wohnungen (von 2—3 Zimmern nebſt Küde), 
jomie zur dauernden guten Unterhaltnng derjelben als Mietwohnung und 
unterbreitet die Baupläne der jtabträtlichen Genehmigung. 

Zur Sicherung diejer Verbindlichkeiten beftellt der Unternehmer der 
Stadtgemeinde eine Kautionshypothef auf das Anweſen in Höhe des 
Straßentoftenbetrages zuzüglihd einer Summe, welde dem zehnjährigen 
Zinfenbetrage gleichflommt und der event. Bollftredungstoften (5 %/o der 
der Hauptfumme). Mit dem Pfandrechte dieſer Kautionshypothef tritt 
erforderlichenfalls die Stadtgemeinde zu Gunjten anderer Hypothefen im 
Höcjftbetrage von 750 der pfandgerichtlihen Schätzung zurüd. Bei 
mindeſtens breimaligem Verſtoß gegen die Vertragsbeftimmungen oder 
wenn ein den Bertragsbeitimmungen nicht entjprechender Zujtand troß 
Mahnung den Zeitraum von ſechs Wochen überjteigt, wird die Kautions— 
bypothef zur fofortigen Heimzahlung fällig. 

Werden die Vertragsbedingungen erfüllt, jo bleibt die Straßenfoften- 
forderung nachgelaſſen.“ 

Über die vorjtehend ffizzierten gegenfeitigen Rechte und Verpflichtungen 
wird ein Vertrag abgejchlofjen, der im Pfandbuch eingetragen wird. Streitig- 
feiten aus dem Vertrag unterliegen unter Ausſchluß der bürgerlichen Gerichte 
der Entſcheidung eines Schiedsgerichts. Zu letterem ernennt jede Partei 
ein Mitglied, welch beide einen Dritten zum Obmann wählen. 
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C. Sondervergünftigungen für gemeinnügige Unternehmungen, 
insbejondere Bauvereine. 


Mährend die bisher gefchilderten Förderungsmittel der gemeinnügigen 
Bauthätigkeit lediglih in Konkurrenz mit der aus Erwerbsrückſichten aus- 
geübten wirtſchaftlichen Bauthätigfeit gewährt werben follen, find nunmehr 
no die Maßnahmen zu behandeln, welche der erfteren allein, als Ausflug 
eines befonderen, durd die Umftände gerechtfertigten Wohlwollens der Ge- 
meinde zu gute fommen würden: 

1. In Betradt fommt zunädft die Anregung zur Ent- 
ftehung von Bauvereinigungen, Teilnahme an der Koniti- 
tuierung und Verwaltung derjelben. 

Wer die reich ausgeftaltete forporative Thätigfeit auf faſt allen Gebieten 
unferes Kulturlebens betrachtet, fünnte — wie Dr. Hans Kurella in feinem 
jüngft erfehienenen Schrifthen über die Wohnungsfrage! — annehmen, der 
Deutſche werde die Wohnungsfrage zunächſt auf dem Wege der Vereins— 
gründung zu befämpfen juden. Es ift dies jedoch feineswegs zutreffend, 
denn folche Vereinigungen dürften in Deutfhland und Oſterreich die Zahl 
von 300 kaum überfteigen?. Und da allein 34 derfelben in den vom Ber- 
fafjer befragten Städten ? ihre Entjtehung der Jnitiative der Gemeindebehörden, 
eine erheblich größere Anzahl den Bemühungen centraler Wohlfahrtsvereine 
verdanfen, muß wohl angenommen werden, daß das Verftändnis für Die 
hohe Bedeutung der organifierten Selbithilfe und Gemeinnüßigfeit für bie 
Löfung des MWohnungsproblems in die weiteren Bevölferungsfreife ſich noch 
nicht fo eingelebt hat, um der Führung entraten zu fünnen. Andererfeits 
zeigen die Erfahrungen vieler Gemeinden, daß der von ihnen ausgegangene 
Gedanfe faft immer die freudige und opferbereite Zuftimmung der Ein: 
wohnerſchaft gefunden hat. In der That find auch die Gemeindebehörden 
die berufenjten Faktoren Für die Gründung gemeinnüßiger Bau- 
vereinigungen, da ihnen eine genaue Kenntnis der örtlichen Bedürfniſſe 
und der geeigneten Hilfsmittel, die praftifche Erfahrung im Vermaltungs- 
wejen zur Seite jteht und fie auch über die erforderlichen Arbeitäfräfte in 


! fiurella, Wohnungsnot und Wohnungsjammer. Frankfurt a. M. 1900. 

2 9. Crüger zählt im Art. „Baugenofienichaften” des Handmwörterbudhs der 
Staatswiſſenſchaften (2. Aufl., Band II S. 175) auf Ende 1898 in Deutſchland 
deren 192, für Ofterreih find auf Ende 1894 19 angegeben. Seitdem hat fich 
allerdings, namentlich in der Rheinprovinz, die Zahl diefer Nereinigungen nicht 
unerheblich vermehrt. (Vergl. oben die Abhandlung von Albredt.) 

° Vergl. oben S. 214 KU. 
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der Verwaltung und dem technifchen Dienjt verfügen. Vielfach bedürfen 
jedoh auch die Gemeindeverwaltungen erjt der Anregung, ehe fie dieſem 
wichtigen Förderungsmittel einer zielbewußten Wohnungsreform die gebührende 
Beachtung zuwenden. Da iſt es nun jehr zu begrüßen, daß von den in den 
legten Jahren gegründeten Provinzial: bezw. Yandesvereinen für die Förderung 
des Arbeiterwohnungsweſens (für die Nheinprovinz in Düffeldorf, für Hefjen- 
Nafjau in Frankfurt a. M., für Schleswig-Holftein in Kiel und für das Groß- 
berzogtum Heſſen — Viktoria-, Melitta-Verein — in Darmitadt) gerade der 
Agitation für die Gründung von lofalen Baugejellihaften und Genofjenichaften 
beſondere Aufmerfjamfeit zugewendet wird, in welchem Bejtreben fie auch bei 
den zuftändigen Zandesbehörden nachdrückliche Unterftügung erfahren!. Mit 
der Unterftügung bei der Konftituierung folcher Bereinigungen follten jedoch 
die Gemeindeverwaltungen ihre perfönliche Wirkſamkeit im Intereſſe derfelben 
nit als beendigt anjehen; es iſt vielmehr im nterefje eines erjprießlichen 
Zuſammenwirkens des Vereins mit der Gemeinde, wie nicht minder der Koften- 
erjparnis durch die Nugbarmadung wertvoller Arbeitsfräfte, der Kräftigung 
des öffentlichen Vertrauens dringend wünſchenswert, wenn dem Berein die 
Mithilfe der Vermwaltungs- und technifchen Beamten der Städte über die 
Periode der Gründung hinaus dauernd erhalten bleibt. 

2. Die durd die Beteiligung der fommunalen Verwaltungsorgane an 
der Entjtehung und Fortentwicklung der gemeinnügigen Bauvereinigungen 
bervorgerufenen innigen Wechjelbeziehungen zwifchen beiden werden den Vereinen 
auh dadurch zu ftatten fommen, daß die Gemeinden ihren weitreichenden 
Einfluß zu Gunjten derfelben bei den jtaatlihen Stellen aus Anlaß von 
Verhandlungen wegen Erlangung baupolizeilicher und jteuerlicher Erleich- 
terungen , bei den öffentlichen Kafjen (VBerficherungsanftalten u. a.) wegen 
Hergabe von Baufapitalien, wie überhaupt im nterefje der Erlangung und 
Feſtigung öfonomifcher und moralifcher Vorteile für die Vereine zur Geltung 
bringen werden. 

Im Rheinlande werden die bezügliden Verhandlungen faft durchweg 
niht mehr durd die lokalen Bauvereine ſelbſt geführt. Es hat dies 
vielmehr die erwähnte Provinzialorganifation für das Wohnungsweſen 
übernommen, die alfo in falt jeder Beziehung die Funktionen ausübt, 
welhe XLechler » Schäffle ihren jtaatlih organifierten Wohnungskom— 
miffionen zugedacht haben?. Aber auh dann wird fi eine daneben 


! Bergl. bierzu die Geſchäftsberichte des Rheiniihen Vereins. 

2 Siehe die oben S. 249 citierten Schriften von Lechler u. Schäffle über 
Nationale Wohnungsreform, ſowie den Portrag Lechler8 auf dem 11. Evang. 
jocialen Kongreß, Bericht S. 108. 
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hergehende Intervention der Gemeinde wohl immer als ſehr förderlich 
ermeifen. 

3. Um die Kreditwürdigfeit der Unternehmen in der Öffentlichkeit zu 
dofumentieren, wäre an fi die Übernahme einer angemeffenen Zahl 
von Gefellfhafts- bezw. Genofjenjhaftsanteilen durd die 
Gemeinde empfehlenswert. Ganz unbedenklich ift diefe Übernahme als 
Vergütung für abgetretenes Gelände, geſtundete Straßenfoften und dergleichen. 
Soweit Rejervefonds ftädtifcher Betriebe oder ftäbtifcher Nentenanftalten (Be- 
amtenpenfionsfaffen) oder die Reſervefonds von Sparlafjen zur Verfügung 
ftehen, wäre ein Teil diefer Mittel in Gefchäftsanteilen anzulegen. Se 
nad der Finanzlage der Vereinigung und der Art der zum Erwerb von 
Anteilen verwendeten Gelder fünnte für einzelne Jahre oder dauernd auf 
den Bezug von Dividenden teilmeife oder ganz verzichtet werden. Das 
letztere iſt namentlich in der Form denkbar, daß die Gemeinde dem gelb- 
gebenden Fonds die ihrerfeits erlaffenen Zinfen 2c. aus den Mitteln ver: 
gütet, welche aus dem Ertrag einer Umſatz- oder Zuwachsſteuer für Zwecke 
der Wohnungsreform bereitgejtellt jind!. 

Dagegen wird die unmittelbare Übernahme von Gefellfchaftsanteilen 
durch Bareinzahlung aus der Stadtfafje in erheblihem Umfange mit Rüdficht 
auf die ſtarke Inanſpruchnahme derjelben für die eigentlichen Gemeindeaufgaben 
wohl erheblichen Schwierigfeiten begegnen. Es gilt in diefer Hinſicht dasfelbe, 
was oben gegen die Hergabe von Darlehen dur die Gemeinden ausgeführt 
wurde. Sehr erwägensmwert ift der neuerdings vielfah — aud in der legten 
Verfammlung des Deutfchen Bereins für öffentliche Gefundheitspflege —?, er— 
örterte Gedanfe, an die Zeichnung von Geſellſchafts- und Genofjenjchafts- 
anteilen die Bedingung zu knüpfen, daß in den Vereinsmohnungen eine 
beitimmte Anzahl ftädtifcher Bedienjteter und Arbeiter gegen die fonjt üblichen 
Mietzinfen vorweg Aufnahme finden müfje. Ein folder Vorbehalt it von 
der Stadt Frankfurt a. M. bei der Übernahme von 200 000 Mark Anteil- 
fcheine der Aftiengefellfchaft für kleine Wohnungen gemadt worden ?. 

4. Eine weitere für den Verein befonders wertvolle Unterftüßungsform 
ift die Überlafjung von ftädtifchen Grundftüden als Baugelände®, 
Die Mehrzahl der Gemeinden befindet jih im Beſitze eined ausgedehnten 
Grundbefiges, der bis in die fernite Zukunft nicht für fommunale Zwede in 


! Siehe oben S. 242, 259. 

? Berfammlungsberiht 1900 ©. 208. 

’ Engel, Die moderne Wohnungsnot, Xeipzig 1873; Bed in den Schriften 
der Centralftelle ꝛc. Nr. 17 ©. 185; Antrag des I. Bürgermeifters v. Borfht an 
den Mündener Magiitrat vom Frühjahr 1900, betr. die Wohnungdfrage in 
Münden. 
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Anſpruch genommen werden muß und daher zur dereinjtigen Veräußerung 
als Bauterrain bejtimmt ift, bis dahin aber meiſtens eine wenig produktive 
Verwendung findet. Die Abtretung der für die gemeinnüßigen Unter- 
nehmungen erforderlihen Parzellen wird fih darum unſchwer ermöglichen 
laſſen. Ausnahmsweiſe fann, felbjt wenn die Gemeinde ich erft in den 
Beſitz des erforderlihen Terrains ſetzen müßte, es mit den nterefjen der 
Gemeinde vereinbar fein, daß dieſe ald Ermwerberin und Miederverfäuferin 
dazwischen tritt, um fo mehr, als fie des Straßengeländes doch bevarf. 
Ob das Bauterrain unentgeltlih oder um melden Bruchteil des wirklichen 
Verfaufswertes abgegeben werben fol, iſt nach den Verhältniſſen des Einzel— 
falles zu entſcheiden. Die allgemeine VBermögenslage der Gemeinde, der 
Umfang ihres Liegenfhaftsbefizes, die allgemeine Baumürdigfeit oder aber 
die Entlegenheit des Geländes werden hierbei von mejentlicher Bedeutung 
fein. Eine volle Entihädigung fann von der Gemeinde nur verlangt werden, 
wenn es fih um den Erfah des Kaufpreifes eines von der Gemeinde eigens 
zu diefem Zwecke erworbenen Areald handelt. Der etwa von dem Unter— 
nehmer gejchuldete Reſtkaufſchilling würde zweckmäßiger Weife in eine Renten- 
ihuld umgewandelt, die entweder allmählich zu amortifieren oder nad) einer 
aewiffen Friſt von dem inzwifchen finanziell gefräftigten Unternehmer in 
einer Summe abzuführen if. Um zu verhüten, daß der Unternehmer das 
Gelände wieder veräußert und dadurd den von der Gemeinde bei der Ab- 
tretung angeftrebten Zweck vereitelt, wären an den Verkauf gewiſſe Vor— 
behalte zu fnüpfen. Hierfür bietet das bürgerliche Geſetzbuch die Rechts— 
formen des Wiederkaufsrechts und des Vorfaufsrehts (SS 497, 504, 1094). 
Das Wiederfaufsrecht fann nur auf die Dauer von 30 Jahren vorbehalten, 
während diefer Friſt aber jeder Zeit — jedoch aufer dem Falle des 8 833 
B.G. B. nur gegen den urfprünglihen Käufer — geltend gemacht werben. 
Als Nücerwerbspreis gilt, fofern nit im voraus ein anderer Betrag 
vereinbart ift, der urfprünglich bezahlte Kaufpreis. Im Gegenfat zu 
dem perjönlidh mirffamen Wiederkaufsrechte wird das Vorkaufsrecht 
regelmäßig als bdinglihes Necht beftellt werden. Es kann ausgeübt 
werden, fobald der Käufer eine MWeiterveräußerung an einen Dritten vor- 
genommen und zwar zu den mit diefem vereinbarten Bedingungen. Cine 
bemerfensmwerte fommunalpolitifche Richtung wendet jih unter Anlehnung 
an die auf eine vollitändige Kommunalifierung des Grundeigentums gerich- 
teten Beftrebungen der Bodenreformer gegen jede Veräußerung jtädtifchen 
Liegenjchaftsbefiges und will die Abtretung desjelben nur unter Rechtsformen 
zulafjen, welche den Gemeinden die Erhaltung des Eigentums ermöglichen !. 


! Siehe oben S. 222 ff. 
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Sm Jahre 1874 erbat fich der Berliner Magiftrat von der Stadtverorbneten- 
verfammlung die Zuftimmung zur Verpadhtung von Gemeindeländereien in 
den Außenbezirten an Baugenofjenfchaften auf längere Zeit zum Zmwede und 
unter der Bedingung fofortiger Bebauung. Er begründete feinen Antrag 
mit der Ausführung, dab im Falle des Verkaufs die Hineinziehung des 
Geländes in den Kreis derjelben Spekulation nicht zu hindern wäre, melde 
die hohen Preife des Baulandes in der Nähe der Stadt normiere und 
daß die pachtweife Abtretung den Genofjenihaften die Kapitalaufwendung 
für den Grund und Boden erjpare, was für diefe befonders wichtig fei!. 
Die Grundidee des erften, erfolglos gebliebenen Berfuhs, die in den Händen 
öffentlicher Verwaltungen befindlichen Grundftüde für den privaten Wohnungs- 
bau nugbar zu machen, ohne den Verwaltungen die Verfügung über das 
Gelände und die Ausfiht auf Erlangung des Wertzumachjes desfelben zu 
benehmen, wurde im Jahre 1890 von der damals neugegründeten Frank— 
furter „Aftiengefellfhaft für Heine Wohnungen” wieder aufgenommen. Die 
Gefellfhaft wandte fi an die Etadtgemeinde um pachtweiſe Überlafjung 
ftädtifcher Grundftüde zur Erftellung von Kleinwohnungen, die mit dem 
Gelände nah Ablauf der 80—90 jährigen Pachtzeit der Stadt zu eigen 
werden jollten. Jedoch zerfchlugen ſich die Verhandlungen, da man ftädtifcher- 
ſeits nur eine 30—40 jährige Pachtdauer zugeitand?. Im Jahre 1894 
fand jih dann der Magijtrat bereit, der Gejellfchaft ein größeres Areal auf 
80 Jahre gegen eine jährliche Vergütung von 3/0 des im Zeitpunfte des 
Vertragsabjchluffes ermittelten Wertes zu verpachten. Der Vertrag fcheiterte 
indejjen — wie in Berlin — an dem durch die Hausbefigerinterefjen beeinflußten 
Widerjtande der Stadtverordnetenverfammlung?. Nachdem ſich neuerdings 
ein Umſchwung in der öffentlihen Meinung zu Gunften der nutzungsweiſen 
Verwendung von ſtädtiſchem und ftifterifhem Grundeigentum ergeben hat, 
führten neuerliche, unter Berüdfihtigung der durch das bürgerliche Geſetzbuch 
gefchaffenen veränderten Rechtslage gepflogene Verhandlungen zu dem Er- 
gebnifje, daß ſeitens einer öffentliden Stiftung der Geſellſchaft auf die 
Dauer von 80 Jahren ein Erbbaureht an Stiitungsgrundftüden bejtellt 
wurde. Nach Ablauf der Friſt fällt das Terrain famt den Häufern, Straßen 
und Kanälen unentgeltlih an die Stiftung zurüd. Die Geſellſchaft zahlt 
einen jährlihen Erbzins von 20 Pf. pro qm, was dem Achtfachen des 
bisherigen landmwirtfchaftlihen Pachtertrages und der normalen Verzinjung 

' Engel, Die moderne Wohnungsnot ©. 54. 

? Berichte des PVorjtandes genannter Gejellichaft über die Geihäftsjahre 1890 
bis 1599, insbeiondere 10jähriger Beriht ©. 7. 

* Sehnjühriger Bericht der Geſellſchaft S. TS; Bed, Wohnungsfrage S. 35/9. 
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von etwa * des heutigen Verfaufswertes des überlaffenen Geländes 
entſpricht!. 

Das Syſtem des geteilten Eigentums an Boden und Haus hat auch 
in der Folge gerade in Frankfurt a. M. und zwar aus verſchiedenen Kreiſen 
ſeine eifrigſten und erfolgreichſten Befürworter gefunden. 

Eine Veröffentlichung des Frankfurter Mietervereins äußert ſich über 
die Frage, wenn auch auf die beſonderen Frankfurter Verhältniſſe berechnet, 
doch in allgemein zutreffender Weiſe, wie folgt?: „Stadt und Stiftungen 
ſind durch ihren reichlichen Grundbeſitz, den ſie zumeiſt billig gekauft haben, 
in der Lage, das erforderliche billige Bauland auf mehrere Jahrzehnte dar— 
zubieten, damit die Herrſchaft der großen Grundbeſitzer auf dem Bauland— 
marfte zu brechen, billigere Bodenpreife und damit die Grundlage für 
jede durchgreifende Beflerung der Mohnungsverhältnifje herbeizuführen. Aber 
hierbei ift noch eines notwendig zu beadten: Stadt und Stiftungen dürfen 
ihr Land nicht verfaufen, fondern nur verpadhten, wenn der beabfichtigte 
Zwed erreiht werden foll. Verkaufen fie es teuer, jo treiben fie jelber 
gewifiermaßen Bodenwucher und verfchlimmern das Übel; verkaufen fie es 
billig, jo ift es ſehr wahrfheinlih, daß nicht der Befiger und Mieter 
endgültig den Vorteil davon haben, jondern daß ihn die private Spekulation 
mwegnimmt. Die Stadt muß einen dauernden Einfluß auf die Kauf: und 
Mietpreife der auf ihrem Boden errichteten Wohnungen haben und das 
erreicht fie am beiten, indem jie das Land nicht dauernd aus der Hand 
giebt, jondern verpachtet. Eine hierfür richtig pafjende Rechtsform iſt zwar 
erit noch zu Schaffen, für den Anfang wird man aber auch mit den Mitteln, 
die das geltende Recht, bezw. das bürgerliche Geſetzbuch an die Hand giebt, 
ausfommen fönnen. Der grundfägliche Übergang vom Verkauf ftädtifchen 
und Stiftungslandes zur Verpachtung zu Bauzweden ift alfo eines der 
wichtigſten, ja vielleiht das wichtigſte Stück der ganzen für Frankfurt in 
Betracht fommenden Wohnungsreform.“ 

Nicht minder nahdrüdlich find für die Einführung und Berallgemeinerung 
der Vererbpadhtung des ſtädtiſchen und jtifterifchen Geländes die maßgebenden 
Perfönlichkeiten der Stadtverwaltung, eingetreten?. Die mit Denfichrift 


! Beitfchrift der Centralftelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrihtungen 1899 ©. 199. 

? Die Wohnungäverhältniffe der ärmften Klaffen in Frankfurt und ihre Reform 
dur kommunale Fürlorge. Frankfurt 1899. ©. 40/41. 

3 Bericht über die I. Verfammlung des Frankfurter Vereins für Förderung 
des Arbeiterwohnungäweiense 1900 S. 31; Bericht über die XXV. Verl. des 
Deutihen Bereind für öffentl. Gefundheitspflege 1900 S. 192: Beriht über die 
8. Konferenz der Gentralitelle ıc. 1899 S. 198. 
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vom 7. Juli 1900 dem Magiftrat unterbreiteten und inzwifchen auch von 
der Stadtverorbnetenverfammlung im Grundfag zur Ausführung genehmigten 
Anträge find oben Seite 189 wiedergegeben. 

An ausführlicher Weife wurde die Frage des Erbbaurehts im Neferate 
Adolf Wagners auf der 11. Hauptverfammlung des Bundes der deutjchen 
Bodenreformer, ſowie in drei dasfelbe ergänzenden Gutachten der Profefjoren 
Dr. Ortmann und Dr. R. Sohm und des Rechtsanwalts Eſchenbach be- 
hanbelt!. 

Im übrigen hat die Frage der geeignetften Nutzbarmachung des ſtädtiſchen 
Grundbefites für die Neform der Wohnungsverhältniffe noch wenig Beachtung 
gefunden. 

In Münden hatte der Anfangs 1900 vom I. Bürgermeifter v. Borfcht 
geftellte Antrag, einem neu gegründeten „Verein für Berbefjerung der 
MWohnungsverhältniffe” aus dem ftäbtifchen Grundbefige in verjchiedenen 
Vorortöbezirfen je 1—2 Heltar Baugrund auf die Dauer von 99 Jahren 
gegen eine jährliche Entfhädigung von 2/0 des derzeitigen Wertes unter 
dem Vorbehalte des unentgeltlihen Rüdfalld der Grundftüde und Gebäude 
nah Ablauf obiger Frift zur Verfügung zu ftellen, vorerjt ein negatives Er- 
gebnis, indem die Gemeindefollegien der kaufweiſen Überlafjung einer Hleineren 
Fläche den Vorzug gaben?. Im Gegenfat hierzu hat die Leipziger Stadt- 
verordnetenverfammlung im November 1899 dem Beſchluſſe des Rates, 
wonach der Gemeinnübigen Baugefelfchaft zur Errichtung einer Wohnungs: 
folonie für Arbeiter und kleine Beamte ein ftäbtifches Grundftüd käuflich 
abgetreten werden follte, ihre Zuftimmung verfagt und empfohlen, die 
Überweifung fraglichen Areals im Wege des Erbbaurechts in Erwägung zn 
ziehen®. Im Mai 1901 genehmigte diefelbe ſodann einen Vertrag, wonach 
die Stadt der Gefellfhaft 10 ha Gelände im Erbbaurecht überläßt. 

Auch in Halle a. ©. ift die Hergabe von Gemeindeland auf Erbbau— 
recht behufs Errichtung Heiner Wohnungen im Princip befchlofjen worden *. 
Die Vergebung fol im Wege des öffentlihen Ausfchreibens an alle Bau- 
luftigen erfolgen. E3 dürfen feine Seiten- und Hinterbauten erftellt werben, 
fein Haus fol mehr als 12 Wohnungen, feine Wohnung mehr als 
3—4 Räume enthalten. Der Bauplan unterliegt der Genehmigung des 
Magiitrats; in der Feitfegung der MWohnungsmieten dagegen ift der Erb- 


' MWohnungsnot und ftädtifche Bodenfrage in Damaſchke, Sociale Streitfragen. 
Berlin 1901. 

? Münchener Gemeindezeitung 1900 S. 251, 275, 367. 

’ Sociale Praris IX Sp. 146. 

* Sociale PBraris X Sp. 243. 
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bauberechtigte nicht beſchränkt. Die Straßenkoſten behält die Stadt auf ſich. 
Der jährlihe Erbbauzins wird auf 10—15 Pfg. pro Duabratmeter (gegen 
7 Pfg. bisherigen Pachtertrag) bemeffen. Das Erbbaureht wird auf bie 
Dauer von 70 Jahren beftellt. Nah Ablauf dieſer Friſt gehen auch die 
Baulichkeiten und Anlagen auf dem Grundftüd in das Eigentum der Stadt 
über, die dafür dem Erbbauberedhtigten '/s des dann gefchägten Wertes er- 
ſetzt. Das Net fann au früher aufgehoben werden, wenn das öffentliche 
Interefje anderweitige Verwendung des Grundftüds erfordert. Erfolgt die 
Aufhebung während der erften 45 Jahre der Vertragsdauer, fo ift der volle 
Wert der Bauten und Anlagen zu erfegen, erfolgt fie fpäter, fo mindert 
ih der Erfaß um je 3%0 des gefhätten Wertes für jedes der über das 
45. hinausgehenden Jahre. Unter den gleichen Bedingungen fann die Stadt 
bei vertragsmidbrigem Verhalten des Berechtigten das Erbbaureht zurüd- 
ziehen, ohne daß Gründe des öffentlichen Intereſſes vorzuliegen brauchen !. 

Die focialdemofratifhen Stadtverordneten Berlins unterbreiteten im 
Februar 1900 der Stabtverordnetenverjammlung den Eventualantrag, es 
möchten ftädtifche Terraind zur Erbauung von Häufern mit gefunden und 
billigen kleinen Wohnungen im Wege des Erbbaurecht3 abgegeben und dieſe 
Häufer aus Gemeindemitteln beliehen werben. 

Der Verein „Reihswohnungsgefeg” und die ihm naheftehenden Kreiſe? 
fehen in Übereinftimmung mit Louis Cohn® im Erbbaurecht nicht die völlig 
ausreichende Löſung der jtädtifchen Grundbefitfrage im Interefje der Wohnungs: 
reform, meil dasfelbe wohl das Eigentum der Gemeinde fichere, aber der 
legteren mährend der Dauer des Rechts feinen Einfluß auf die Geſtaltung 
des Wohnungsweſens in den auf dem ftädtifchen Boden erbauten Häufern 
gewähre. Es wird deshalb von jener Seite die geſetzliche Einführung einer 
„Bauleihe” genannten neuen Rechtsform verlangt. Nach Mangoldt * wird dabei 
das Eigentum an die Käufer übertragen; an die Stelle des Kaufpreifes 
tritt aber eine ablösbare mit der Wertfteigerung des Grundftüds mechfelnde 
Rente und das Grundftüd ift mit der dinglihen Befchränfung belaitet, daß 
der Mietpreis nicht über ein gewiſſes Maß hinausgeht. 

Eine mannigfad ablehnende Beurteilung erfuhr das Erbbaureht in der 
gemeinjamen Verfammlung des deutfhen Baugenofjenfhaftstages und des 
heijen-nafjauifchen Vereins für Förderung des Wohnungsweſens zu Franf- 


! Techn. Gemeindeblatt III S. 377. 
? Schriften des Vereins ‚Reichswohnungsgeſetz“, Sociale Praxis XX Sp. 46. 
° Cohn, Die Wohnungäfrage und die Socialdemofratie. Münden 1900. ©. 60. 
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furt a. M. im Mai 1901, ohne daß aber eine Klärung der Anjchauungen 
herbeigeführt werden fonnte. 

Nah der Meinung des Verfafjers bieten die heutigen Beltimmungen 
des bürgerlichen Geſetzbuches an ſich feine völlig ausreihende Handhabe für 
eine den Anforderungen der focialen MWohnungspflege genügende Gejtaltung 
des Verhältnifjes zwifchen dem fommunalen Grundbeſitz und der gemein» 
nützigen Bauthätigfeit, weshalb die mehrfach — z. B. von Mangoldt und 
dem Verein „Reichswohnungsgeſetz“ — erhobene Forderung neuer Rechtsformen 
niht von der Hand gewiefen werden fann. Der einfahe Pachtvertrag 
zunädft, gegen den im übrigen alle die befannten gegen das englische 
leasehold vorgebradten Bedenken ſprechen, iſt ſchon durch das in 
8 567 des bürgerlihen Geſetzbuches ausgefprodhene Verbot der Unkünd— 
barfeit von Pachtverträgen über 30 Jahre hinaus ausgefchloffen, weil der 
Zeitraum von 30 Jahren, während welder fih ver Pächter im un- 
geftörten Genuß befinden würde, zur Tilgung des feitgelegten Baufapitals 
mit mäßigen Jahresquoten meitaus nicht genügt. Dagegen geitattet aller- 
dings das Erbbaureht der gemeinnügigen Bauunternehmung, der dasjelbe 
eingeräumt tft, einigermaßen die im Rahmen ihrer Aufgaben erforderliche 
Bewequngsfreiheit, insbefondere das wichtige Necht der Verpfändung behufs 
Erlangung der Baufapitalien, ohne daß ſich die Gemeinde der aus der all- 
mählihen Wertiteigerung des belajteten Geländes hervorgehenden Ber: 
mögensvorteile, jowie der Verfügungsgemwalt über die Grundjtüde überhaupt 
zu entäußern braucht. Die Anwendung des Erbbauredhts erſcheint namentlich 
dann von Nußen, wenn die Erjtellung billiger Häufer auf einem Gelände 
beabfichtigt ift, das zur Zeit und vorausſichtlich aud für die nächſten Jahr: 
zehnte noch nicht einer intenfiveren Benutzung anheimfallen würde, wohl 
aber nad) dieſem Zeitraume für die ftädtifche Bebauung oder andere wichtige 
Gemeindezwede erforderlich ift und daher von der Gemeinde nicht für alle 
Zeiten aus der Hand gegeben werden follte!. 

Die Zeitdauer des Erbbaurehts würde einmal mit Nüdfiht auf den 
vorausſichtlichen Zeitpunkt diefer andermeitigen Verwendung und zum anderen 
nah dem größeren oder geringeren, in den Häufern inveitierten Baufapital 
verſchieden abzuftufen fein. Bedürfte die Gemeinde des Geländes zu einem 
früheren Zeitpunfte, als urjprünglich beabjichtigt, ohne ji) mit dem Inhaber 
des Erbbaureht3 über das Erlöfhen oder die Ablöfungsfumme einigen zu 
tönnen, fo hätte das nod) zu erwähnende Rückkaufsrecht einzutreten. Äußerſten— 
falls bliebe ihr immer noch das Mittel der Zmangsenteignung — gegen eine 





’ Heft 17 der Schriften der Centralitelle S. 187. 
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nah dem dermaligen Baumerte des Haufes und vielleiht no nad dem 
Werte des dem Berechtigten dur die frühere Entziehung entgehenden 
Vorteils zu bemefjende Entfhädigung. Allein aud dem Erbbaureht haften 
verjchiedene Mängel an. Zunächft hindert dasfelbe nicht die Spekulation. Nur 
der Gegenftand der letzteren ändert fi, indem an die Stelle des Bodens 
das Recht an der Benügung des Bodens tritt, das aber faft ebenfofehr mie 
das volle Eigentum der wucheriſchen Ausbeutung verfallen fann. Darum 
wird audh von 2. Cohn!, K. v. Mangoldt u. a. mit Recht der geringe 
Einfluß beanftandet, den der Eigentümer auf die Benügung des Grundftüds 
auszuüben vermag. Es iſt in der That ein Mitbeftimmungsredht der Ge- 
meinde über die Art der Bebauung, die Unterhaltung des Gebäudes, die 
Art der Verwendung, die Geftaltung der Wohnungsverhältnifie in den auf 
dem vererbpadhteten Gemeindegrundbefig erjtellten Häufern unerläßlih. Dies 
fönnte nur durch die Feftjegung einer auflöjenden Bedingung im Erbbau- 
vertrag gejchehen, deren rechtliche Zuläffigfeit im Hinblid auf $ 137 B. G. B. 
allerdings nicht unzweifelhaft ift. Durch die Feſtſetzung einer ſolchen auf- 
löfenden Bedingung und Eintrag einer Vermerkung im Grundbude, daß das 
Recht erlöfche, wenn das Bauwerk für andere als Kleinwohnungszwecke errichtet 
und verwendet werde, dDurd Vorbehalt eines Rüdlaufsrehts nad einem ge- 
wiſſen, etwa auf 25—40 Jahre bemejjenen Zeitraume, eines Vorkaufsrechts 
für den Fall einer verfuchten Veräußerung, läßt fich den bezeichneten Mängeln 
in gewifjem Grade entgegenwirken. Ebenſo ließe fich ſichern die erwünſchte 
Cinflußnahme der Gemeinde auf verfchiedene wichtige Punkte des Mietverhält- 
nifjes, wie Normierung des Kündigungsrechts, der Mietzinjen. 

Es iſt allerdings nicht zu verfennen, daß die durch all’ diefe Sicherungs— 
mittel bedingte Kompliziertheit des Verhältnifjes zwifchen Grundeigentümer 
und Erbbauberedhtigten, namentlih die dem letteren auferlegten, oft jehr 
läftig empfundenen Verfügungsbeſchränkungen ſich einem rafchen Einleben der 
neuen Rechtsform recht hinderlich erweifen werden. 

Mas im befonderen die beiven, bisher vereinzelt gebliebenen praktiſchen 
Verfuhe mit dem Erbbaureht — in Frankfurt a. M. und Halle — be- 
trifft, fo fcheint in beiden Fällen der materielle Vorteil aus dem Rechts— 
verhältnifje doch allaufehr auf Seiten der Gemeinde zu liegen. Einerfeits 
trägt der Erbbauberedhtigte alles Rififo für den Fall des Fehlſchlagens 
jeines Bauunternehmens, namentlich durch langes Leerftehen der Wohnungen, 
durch Mietzinsausfälle infolge von Krifen im wirtfchaftlihen Leben ober 
fonftige Verfchiebungen in der Bevölferung, ferner für eine durd Natur: 


ı 2, Cohn, Wohnungsfrage und Socialdemofratie. 
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ereigniffe (Brandunglüd, Überſchwemmung 2c.) herbeigeführte längere Un: 
benußbarfeit des Grundftüds, andererfeits fehlt für ihn jeder, aus einer 
Gewinnchance entfpringende Anreiz zur Bewerbung um das Erbbauredht, da 
er jeden Augenblick — vielleiht gerade nad fehr ungünjtigen, für ihn 
verluftreichen Jahren — gemwärtig fein muß, daß der Grundeigentümer gegen 
Erfat des Ertragdmwertes (in Frankfurts gar nur des Buchwertes) ihm den 
Genuß des Erbbaurehts entzieht. Ob auf folchergeftalt fonftruierte Verträge 
Hypothekengelder von Privaten oder Banken erhältlich fein werben, iſt doc 
fehr zu bezweifeln. Wenn ferner berüdfichtigt wird, daß fomohl in Franf- 
furt, als in Halle der Gemeinde irgend melde Einwirkung auf eine den 
focialen, hygienifchen und moraliichen Anforderungen entjprechende Benußung 
der erftellten Baumerfe nicht zufteht, fo wird man beide Vorichläge zwar 
als wefentlichen Fortfchritt in der ftäbtifchen Bodenpolitif anerkennen müfjen, 
aber eine allzu erheblihe Wirkung auf dem Gebiete der MWohnungsreform 
von ihnen nicht erwarten dürfen. 

Schon im Hinblid auf die angedeuteten Nachteile und da es nicht aus— 
gefchloffen it, daß die neue Nechtsform in der Praris noch weitere Schwierig: 
feiten bietet, ift zu empfehlen, das Erbbaurecht vorerjt nur gemeinnüßigen 
Vereinigungen gegenüber anzuwenden, deren Dafeinszwed mit den Wohnungs: 
fürforgebeftrebungen der Gemeinde parallel geht und auf deren Organifation 
und Gefchäftsgebarung die Gemeinde aud noch auf anderem Wege einen 
gewiſſen Einfluß zu üben vermag, während für die Hingabe von Gelände 
an private Unternehmungen gemeinnügigen Charakters die Form des Ver- 
kaufs gegen die in SS 497, 504, 1094 ff. des bürgerlichen Geſetzbuches 
ftipulterten Vorbehalte (Wiederfauf, Vorlauf) vorzuziehen fein wird. Für 
den Fall des Verkaufs könnte der Kaufpreis in eine auf beitimmte Zeit 
unkündbare Nentenfchuld umgewandelt werden, wofern nit in Anwendung 
der Mannheimer „Grundfäße für die Subventionierung von Arbeiter: 
wohnungen“ der Kaufſchilling bedingungsweiſe erlaffen würde !. 

5. Was die Gewährung von Baufapitalien betrifft, jo gilt im 
allgemeinen das oben Seite 249 ff. Gefagte. Someit die Nüdfichten auf den 
ftädtifchen Kredit feine Beſchränkungen auferlegen, wäre die Beleihung der vor— 
ftehend in Ziffer 4 behandelten Bauunternehmungen mit der zweiten, nötigen- 
falls auch der eriten Hälfte der Baugelder aus den Kapitalbeftänden der Ge- 
meinde oder der ihrer Verwaltung bezw. ihrem Einfluffe unterftehenden Fonds 
aus den jchon erörterten Gründen zuläffig und mwünfchenswert. Da die Er: 
trägnifje der Stiftungen und mancher Fonds im mefentlihen für wohlthätige 


’ Heft 17 der Schriften der Gentralftelle S. 374. 
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und gemeinnüßige Zmede beftimmt find, bejteht für die Gemeinde ein In— 
terefje, den Ertrag der Kapitalien derjelben thunlichit auf dem marktgängigen 
Zinsfuße zu halten. Undererfeits find aber die Bauunternehmungen der 
bier fraglichen Art auf möglichjte Erfparnis an Kapitalzinfen angemiefen. 
Um den billigen Wünfchen beider Teile gerecht zu werden, empfiehlt es fich, 
in geeigneten Fällen einen Teil der Zinfen aus den Einnahmen zu be- 
ftreiten, welche den Gemeinden aus dem Anteile an Umfagfteuern und 
dergleichen erwadhfen und zur Verwendung für Wohnungsreformzwecke be— 
ftimmt find. 

6. Weniger ald die Gewährung unmittelbarer Darlehen würde die 
Übernahme der Bürgſchaft für die Beibringlichkeit von Kapital 
und Zinfen der zu Zweden der gemeinnügigen Bauthätigfeit aufgenommenen 
Anlehen durch die Gemeinden einem Anſtande begegnen, jedoch auch wieder 
mit der Einfchränfung auf die eigenen Beamten und Arbeiter der Gemeinde 
und auf diejenigen Bauvereinigungen, die entweder durch die mit der Leitung 
betrauten Perfönlichkeiten der Gemeindeverwaltung genügende Garantien für 
eine folide DVerwaltungsführung bieten oder bei denen eine fortlaufende 
Überwachung durch die Gemeindeorgane noch möglich erfheint. In Ietterer 
Rihtung wird doch auch von einem fo gewiegten Kenner der einjchlägigen 
Verhältniffe, wie Landesrat Brandts zugegeben, daß nur in Städten etwa 
unter 20 000 Einwohnern die Stadtverwaltung die Gejchäftsgebarung der 
Bauvereine noch überfehen und fontrollieren fann. Bezüglich einer Bürgſchafts— 
übernahme der Gemeinde zu Gunften der von Einzelperfonen aufgenommenen 
Hypothefen ſcheint dem Verfaſſer der von der Verficherungsanftalt Baden 
gewählte Meg, wonad für den 50 00 des Taxwertes überjteigenden Betrag 
des Darlehens der Arbeitgeber oder fonft eine dritte Perfon, die dem Be- 
liehenen näherfteht und deſſen Verhältnifje überwachen fann, die Bürg- und 
Selbſtſchuldnerſchaft übernimmt und zugleich die Zahlungen für Zins- und 
Rapitaltilgungen vermittelt, einfacher und naturgemäßer zu fein. Die da 
oder dort verlangte Bürgfchaft der Gemeinde jogar für den Arbeitgeber 
dagegen hält Verfaſſer einerfeits für überflüffig und andererfeit3 wegen der 
daraus dem privaten Hausbefiser und Bauunternehmer erwachſenden illoyalen 
Konkurrenz für höchft bedenklich. 

Gegen die Übernahme einer Garantie für eine beftimmte, wenn 
auch niedrig bemefjene Rente der in den Anteilfcheinen der Bauvereinigungen 
angelegten Summen fönnte die Befürhtung geltend gemadt werben, daß 
eine derartige Verbindlichkeit eine forglofe Gefchäftsgebarung der Vereinigung 
unterftüsen, einen guten Erfolg des Unternehmens daher ſchon im voraus 
in Frage ftellen würde. Sie wird deshalb nur in Betracht fommen können, 
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wenn der bürgenden Gemeinde ein mitbeſtimmender Einfluß auf die Führung 
der Geſchäfte eingeräumt iſt. 

7. Auch die letzte Art der kommunalen Vergünſtigungen gemeinnütziger 
Bauthätigkeit, nämlich die Gewährung ſteuerlicher und dergleichen 
Erleichterungen iſt oben bereits in erſchöpfender Weiſe behandelt worden. 
Eine wohlwollende Fürſorge der Gemeinde in höherem Maße hätte ſich in 
dem völligen Verzicht auf die eigentlichen Gemeindeſteuern, nötigenfalls auf 
dem Wege des ſchenkungsweiſen Nachlaſſes der alljährlichen Schuldigkeit, 
ſowie in der jedenfalls nicht über den Selbſtkoſtenpreis hinausgehenden Be— 
meſſung des Entgelts für privatwirtſchaftliche Leiſtungen (Wafjer-, Gas— 
lieferung, Abfuhr des Grubeninhalts und der Haushaltungsabfälle und dergl.) 
zu äußern. Auch dafür wären in erſter Linie die unter 5 am Schluſſe 
erwähnten außerordentlichen Einnahmen heranzuziehen, während beim Nicht: 
vorhandenjein von foldhen der Ausfall aus allgemeinen Gemeindemitteln zu 
decken ilt. 


Sörderung des Baues Fleiner Wohnungen 
durch die private Thätigfeit auf ftreng 
wirtichaftlicher Grundlage. 


Don 


Pberbürgermeilter Dr. Adickes, Frankfurt a. M. 


Schriften XCVI, — Wohnungsfrage II. 18 


Die unter II a, b und ec erörterten Maßnahmen zur Herftellung und 
zur Förderung des Baues gejunder und billiger Feiner Wohnungen werben 
vorausfihtlih immer nur einen fleinen Teil des Bedarfes an Kleinen 
Wohnungen deden fünnen, wenn aud durch das Zuſammenwirken ber 
gemeinnüßigen Bauthätigfeit und der Thätigfeit der Arbeitgeber und der 
Baugenofjenjchaften ein Bedeutendes zur Zinderung des bejtehenden Wohnungs- 
mangels beigetragen werden fann. Es bleibt daher unerläßlid, daß 
aud die private Bauthätigfeit fih am Bau Heiner Wohnungen in 
ausgiebigem Umfange beteiligt. Dies ergiebt fih ohne weiteres für die 
Großftädte, in melden infolge des außerordentlich großen und rafchen 
Anwachſens der Bevölkerung die Befriedigung des Wohnbedürfniſſes durch 
die bisher erörterte Bauthätigfeit der Arbeitgeber, der Baugenofjenfchaften 
und der gemeinnüßigen Gejellfchaften offenfichtlich unzureichend iſt, wird aber, 
wenngleich in geringerem Umfange, auch für die mittleren und Eleineren 
Drte zutreffen. Die gemeinnüßige Bauthätigfeit, welche darauf beruht, 
daß das zur Verfügung gejtellte Kapital fi mit einem geringeren ala dem 
der wirtjchaftlichen Lage entfprechenden Zinsfuße verzinft, wird infolge eben 
diefes Umjtandes troß aller Bemühungen, öffentliche Gelder flüffig zu machen, 
immer nur einen verhältnismäßig geringen Umfang erreichen können. Ebenſo 
ift nur ein Teil der Arbeitgeber wirtfchaftli und aus mancherlei anderen 
Gründen in der Lage, das Wohnungsbedürfnis feiner Arbeiter durd eigenen 
Wohnungsbau zu befriedigen. Die Begründung und Gefchäftsführung von 
Baugenofienichaften hängt aber von jo mandherlei Umſtänden ab, ijt ins- 
bejondere dur das Vorhandenfein geeigneter organifatorifcher Kräfte und 
eine Bethätigung des Intereſſes der Nächitbeteiligten jo ſehr bedingt, daß 
auch diefer Bauthätigfeit, wenigſtens bei der zur Zeit in Deutjchland noch 
herrſchenden Stellungnahme der zunächſt intereffierten Arbeiterwelt oder doch 
der meiften ihrer Führer, verhältnismäßig enge Schranken gezogen find. 
Was insbefondere die Förderung der Baugenofjenihaften und gemeinnügigen 
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anlangt, ſo iſt hierbei mit äußerſter Vorſicht vorzugehen. Eine künſtliche 
Herſtellung von Wohnungen unter dem wirklichen Marktpreiſe bedeutet, 
wenn ſie durch öffentliche Subventionen herbeigeführt wird, am letzten Ende 
nichts anderes, als daß ein Teil der Steuerzahler durch die anderen in 
Bezug auf den Bau ihrer Wohnungen eine Unterſtützung erhält, und eine 
ſolche Unterſtützung, welche aus dem Rahmen der im allgemeinen für das 
wirtſchaftliche Leben geltenden Grundſätze heraustritt, bringt notwendiger- 
weiſe mancherlei Gefahren mit ſich. Sie greift zunächſt, indem ſie den 
Unterhaltsbedarf durch künſtliche Mittel verbilligt, in die zwiſchen Arbeit— 
gebern und Arbeitern hin und her ſchwankenden Bewegungen in betreff der 
Höhe des Arbeitslohnes ein, und würde, wenn allgemein durchgeführt, 
ebenſo wie ſeinerzeit die Armenunterſtützung in England zu einer künſtlichen 
Herabdrückung des Arbeitslohnes führen müſſen. Ebenſo greift eine künſt— 
liche Verbilligung der Wohnungen in die Vorgänge des wirrtſchaftlichen 
Lebens in Bezug auf die Aufſuchung und Verteilung der Arbeitsſtätten ein. 
Wenn dem Arbeiter durch das Freizügigkeitsgeſetz die rechtliche Möglichkeit einer 
beliebigen Wahl ſeines Arbeits- und Aufenthaltsortes gegeben iſt, ſo iſt 
dabei doch immer vorausgeſetzt, daß die natürlichen Bedingungen des Aufent- 
halts nicht fünftlih geändert werden, und es würde eine fünftliche Be- 
förderung des Stromes der Arbeiterbevölferung nad gemiflen Plätzen be- 
deuten, wenn dort fünjtlih Wohnungen unter dem gewöhnlichen Marftpreife 
zur Verfügung geftellt würden. 

Durch diefe Bemerkungen fol natürlich nicht gejagt werden, daß nicht 
unter Umftänden eine Subventionierung des Baues fleiner Mohnungen aus 
öffentlichen Mitteln gerechtfertigt fein fan, vielmehr wird von vornherein 
zuzugeben fein, daß gegenwärtig an manchen Orten wohl Beranlafjung zu 
folden Subventionen vorhanden fein mag, 3. B. da, mo ein bedenflicher 
Mangel an Wohnungen für die anfäffige Bevölkerung bejteht, wo infolge 
der Durhführung der Wohnungsinspeftion Wohnungen unbenugbar werden 
und ein rafcher Erfat derfelben notwendig ift; ferner wo durd Arbeiten 
und Unternehmungen der Gemeinde, wie bei Straßendurchbrühen im Innern 
der alten Stadtteile, Arbeiterwohnungen befeitigt werden, endlih wo ein 
erhebliches Intereſſe daran befteht, daß in der Nähe großer Verkehrsanlagen 
auf teuerem Baugrunde Arbeitermohnungen gefchaffen werden. 

Allein ſoweit man auch in der Anerkennung derartiger befonderer Um— 
jtände gehen mag, jo wird doc immer daran feitgehalten werden müſſen, 
daß eine Herftellung von Wohnungen mit Hilfe öffentliher Subventionen 
Ausnahmen find, welde nicht zur Regel werden dürfen. 

Dabei foll zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen noch ausdrüdlich 
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darauf hingewiefen werden, daß eine Erbauung fleiner Wohnungen durd) die 
öffentlihen Verbände für ihre Angeftellten und Arbeiter, oder die Sub- 
ventionierung von Unternehmungen zur Heritellung folcher Wohnungen nicht 
als Subvention in dem vorher angedeuteten Sinne aufgefaßt werden fünnen. 
Die öffentlihen Verbände handeln injoweit lediglich als Arbeitgeber, welche 
es in ihrem Intereſſe liegend anfehen, daß ihren Beamten und Arbeitern 
behufs DVerbeflerung ihrer Zebenshaltung und Erhöhung ihrer Dienftfreudig- 
feit, auch zur Verminderung des Anjturmes auf Erhöhung des Geldlohnes 
billige Wohnungen zur Verfügung geftellt werden. — 

Zu den bislang erörterten Gründen, welche einer ausgedehnten Thätig- 
feit der nicht auf ftreng wirtfhaftlihen Grundlagen beruhenden Bauthätig- 
feit entgegenftehen, tritt nun nod die Oppofition einflußreicher Kreife, ins— 
befondere der Hausbefiger oder Bauunternehmer, hinzu, melche behaupten, 
dat die private Bauthätigfeit dadurch gelähmt und unterbunden und damit 
der Bedarf an Wohnungen künſtlich vermehrt werde, fodaß ſchließlich die 
jfubventionierte Bauthätigfeit zwar einer Reihe von Arbeitern, nämlich den 
in den Häufern diefer Gefellihaften untergebrachten Perſonen billige Woh— 
nungen gewähre, im übrigen aber den Preis der Wohnungen eher fteigere 
als herabdrüde. 

Es fann ganz dahingeftellt bleiben, inwieweit diefe Behauptungen zu— 
treffen; auch würde eine wirklich zutreffende Feitjtelung immer nur für 
einen bejtimmten Ort und für bejtimmte VBerhältniffe möglich fein. Allein 
joviel ift unbeftreitbar, daß jede jubventionierte Bauthätigfeit nad dieſen 
Richtungen Hin gewiſſen Anfechtungen unterliegen muß, und daß die Frage, 
ob diefe Anfechtungen im einzelnen Falle begründet find oder nicht, be= 
fonders forgfältiger Prüfung bedarf. 

Hiernach ift die rihtige principielle Abgrenzung zwiſchen 
öffentlidher und privater Thätigfeit im Wohnungsbau unſchwer 
zu bewirfen. Da die private, d. h. die auf ftreng wirtſchaft— 
liher Grundlage arbeitende Bauthätigfeit unentbehrlid 
it, um die für den Bau fleiner Wohnungen erforderlichen großen Kapitalien 
heranzuziehen und die Wohnungen felbit fo billig als zuläfftg herzuftellen, fo 
muß für die Thätigfeit der öffentlichen Verbände zunächſt der Gefihtspunft 
maßgebend fein, daß Mafregeln, welche die private Bauthätigfeit hemmen 
und jtören können, nur infoweit getroffen werden, als fie im einzelnen Falle 
durh das öffentliche nterefje zur Behebung oder Berhinderung ſchwer— 
wiegender Übelftände geboten find; im übrigen aber muß für die Thätig- 
feit von Staat und Gemeinde der Gedanke bejtimmend fein, daß 
fie unter Befämpfung der ungefunden und verteuernden 
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Grund: und Boden-, Bau=- und Häuferfpefulation die 
Grundlagen fchaffe, auf denen die gefunde private Bauthätig- 
feit fih in ausgiebiger Weife entwideln kann. 

Fragen wir nah den Gründen, welde dafür maßgebend find, daß 
die private Bauthätigfeit zur Zeit, wie von den verjchiedeniten 
Seiten ausgeführt wird, das Bedürfnis nad kleinen Wohnungen 
nur in ungenügendem Maße befriedigt, fo find unter diefen 
zunächſt eine Reihe vorübergehender Umftände zu nennen, welche mit 
dem augenblidliden günftigen Stande unferer wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
zufammenhängen. Wenn in Zeiten wirtfchaftlihen Aufſchwunges die Löhne 
bo, die Preife der Baumaterialien zum Teil jehr erheblich gejtiegen find, 
der Zinsfuß der Baufapitalien gleichfalls ein fehr hoher ift, wenn ferner 
die gerade im Baugewerbe fi bäufenden Arbeitsftörungen durd Streiks 
und Arbeiterausfperrungen den Gewerbebetrieb ſehr erfchweren, fo kann es 
nit Wunder nehmen, daß viele Bauunternehmer Bedenken tragen, Bauten 
zu teueren Preifen aufzuführen, während fie fürchten müfjen, daß bei dem 
vielleiht bald eintretenden wirtfchaftlihen Niedergang, melcher zahlreiche 
Arbeiter wieder, wie in den Jahren nah 1873, aus den Städten hinaus: 
treibt, die Gefahr befteht, eine ausreihende Verzinfung der in den Bau 
gejtedten Gelder infolge zurüdgehender Mieten nicht erzielen zu können. 

Zu diefen vorübergehenden Urfachen, welche mehr oder minder den Bau 
aller Wohnungen beeinflufjen, treten nun in Bezug auf fleine Wohnungen 
noch eine Reihe anderer Umftände Hinzu, melde den Bau diejer Kleinen 
Mohnungen dauernd ungünftig beeinflufen. Der hauptjädlichite unter 
diefen ift die Abneigung vieler Unternehmer, fih mit der Verwaltung von 
Arbeiterhäufern zu befaffen, welche nad der Lage der Verhältniſſe vielfad) 
gefteigerte Schwierigkeiten in der Unterhaltung der Räume und namentlich 
in der Einziehung der Mieten mit ſich bringt, und zwar wächſt diefe Ab— 
neigung naturgemäß in bejonders ftarfem Maße überall da, wo die Miets- 
fajerne den gewöhnlichen Typus des Arbeiterhaujes bildet. Die Verwaltung 
einer ſolchen Mietsfaferne ift in der That für einen Privaten ein fo 
fchwieriges, ohne eine gewiſſe Hartherzigfeit faum auszuübendes Gefchäft, 
daß der Kreis der Perfonen, welcher zu diefer Thätigkeit bereit ijt, fein fehr 
großer -jein und fich meiftens aus Perfönlichkeiten zufammenjeten wird, 
welde in der Art ihrer Verwaltung und in der Mahl ihrer Verwaltungs 
mittel unbedenklich find. Für diefen befchränften Kreis von Perfonen iſt 
der Beſitz von Mietsfafernen dann freilich ein recht gewinnbringender, und 
namentlich bei aufjteigenden Zeiten bildet die Möglichkeit, die Mieten zu 
jteigern und dann das Haus zu einem der gefteigerten Nente entiprechend 
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erhöhten Kaufpreife zu verkaufen, eine recht verlodende Gelegenheit jchnellen 
Gewinnes. 

Es iſt einleuchtend, daß das Verhalten der öffentlichen Be— 
hörden bei dieſen verſchiedenen Gründen der verringerten Privatbauthätig- 
keit auf dem Gebiete der kleinen Wohnungen ein ſehr verſchiedenes 
ſein muß. Wenn bei zeitweiligem Verſagen der Bauthätigkeit in den 
oben geſchilderten Zeiten einer Verteuerung des Bauens ein Eingreifen 
mit öffentlichen Geldmitteln angezeigt ſein mag, ſo wird es dem 
letztgenannten Umſtande gegenüber vor allem darauf ankommen, daß durch 
eine umfaſſende planmäßige Thätigkeit der zuſtändigen öffentlichen Gewalten 
das Syſtem der Mietskaſerne bekämpft und durch die Ermög— 
lichung einer weiträumigeren Bebauung es einer größeren Zahl von 
Menſchen ermöglicht wird, in den Beſitz kleinerer Häuſer zu gelangen, welche 
in Bezug auf den Erwerb und die Verwaltung nicht ſolche Schwierigkeiten 
wie die Mietskaſernen machen, und daher auch von weiteren Kreiſen un— 
bedenklich und gem erworben werden. 

Die Übelftände des Mietsfafernenfyftems und die Vor— 
jüge einer weiträumigeren Bebauung find in den Verhandlungen 
des Vereins für öffentlihde Gefundheitspflege, in der von einer 
Kommiffion des Verbandes „Arbeiterwohl” herausgegebenen Schrift von 
Brandts über Aufgaben von Staat und Gemeinde in der Wohnungsfrage 
(1897), in der Schrift von Eberftadt (Städtifche Bodenfragen 1894) und 
neuerdings wiederum von mir in dem Xrtifel „Stadterweiterungen” der 
2. Auflage des Handwörterbudhes der Staatswiffenfhaften von Conrad, 
Eljter, Leris und Loening fo oft hervorgehoben worden, daß hier wenige 
zufammenfafjende Worte genügen. 

1. Die Bufammendrängung von Menſchenmaſſen in Mietsfafernen 
bringt auch bei forgfältigfter Bauart gefundheitliche Gefahren und fittliche 
Übelftände mit fi (Gelegenheit zu Streit der Hausgenoſſen, Tyrannei der 
Hausbefiser, Gefährdung des Familienleben u. a. m.); 

2. die Mietöfaferne befchränft die Zahl der Hauseigentümer auf das 
Heinfte Maß und befördert die Loslöfung der Menſchen von eigner Behaufung; 

3. die Mietsfaferne bildet regelmäßig nur einen Spefulationsbelis, fie 
reizt zu Mietfteigerungen, befördert die Umzüge und trägt die Hauptfchuld 
an den das Baugewerbe zerftörenden Übelftänden (Bauwucher, unfolide 
Spekulation und ungefunde hypothekariſche Beleihung). 

Der Kampf der öffentlihen Gewalten gegen die Übelftände im Bau- 
gewerbe und gegen die die Wohnungen verteuernde Spekulation iſt daher 
zugleich ein Kampf gegen die Mietsfaferne. 
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Das Syſtem der zu diefem Zwede notwendigen und nament- 
lih von der Gemeinde zu treffenden Mafregeln ift in den vor- 
ftehenden Ausführungen ſchon mehrfach berührt, e8 wird aber notwendig 
fein, es hier nod einmal im Zufammenhang darzulegen. 

Die Herftellung kleinerer Häufer für 1 bis 3 Familien, wie fie 
in England und Belgien auch für die große Menge der Arbeiter üblich find, 
ift naturgemäß nur da möglid, wo die PBreife des Grund und 
Bodens entfprehend niedrige find. Dies Wohnſyſtem iſt daher 
überall ausgeſchloſſen, wo der Bodenpreis bereits eine folde Höhe erlangt 
hat, daß die Verzinfung des für ein Haus erforderlichen Plages nur durch 
eine größere Anzahl von Familien aufgebraht werden fann. Xeider wird 
man anerfennen müffen, daß dies Verhältnis in einem großen Teile der 
Gemarfungen unferer großen Städte vorliegt, und daß ſonach hier die Be- 
fämpfung der Mietsfaferne große, in weitem Umfange unüberwindliche 
Schwierigfeiten bietet. 

Andererfeits ift aber auch Thatfache, daß die Preisfteigerung des 
Grund und Bodens in den äußeren Bezirken der größeren Städte in 
den legten Jahrzehnten, und ingbefondere wiederum in den leiten Jahren, 
einen folden Umfang erreicht hat, daß auf großen Gebietsteilen der Bau 
Heiner Wohnungen, welder dort vor einer Neihe von Jahren noch möglich) 
war, heute ſchon ausgefchlofien erſcheint. Es vollzieht fih alfo vor aller 
Augen eine fortwährende Verfchlechterung der Möglichkeiten einer guten 
Bebauung und eine fortgejette Ausdehnung des Gebiets der Mietsfafernen. 
Die öffentlichen Gemwalten haben daher die Verpflichtung, eingehende Prüfung 
derjenigen Maßnahmen vorzunehmen, welche getroffen werden fünnen, um 
diefen unheilvollen Vorgängen Einhalt zu thun. Wohl mag diefe Preis- 
jteigerung durch die natürlichen, mit dem Wachstum der großen Städte zu: 
fammenhängenden Erſcheinungen und dur das Geſetz von Angebot und 
Nachfrage bedingt fein, aber vielfahe Unterfuhungen, insbefondere des letzten 
Jahrzehnts, find doc von verfchiedenen Ausgangspuntten aus zu der Über- 
zeugung gefommen, daß diefe raſche Steigerung der Bodenpreije 
vielfah durch Beſtimmungen des öffentliden Redtes be- 
dingt oder befördert wird, melde ſehr wohl abgeändert 
werden fönnen. cd faſſe daher diefe Maßnahmen zunächſt noch einmal 
furz zufammen. 

1. Yon großer Bedeutung find zunädft die baupolizeiliden 
Beſtimmungen, infofern fie das Maß beitimmen, bis zu welchem ein 
Grundſtück bebaut werden darf. Da der Preis des Grundftüdes offenbar 
durch die bauliche Ausnutzbarkeit und die Zahl der auf demfelben herzu- 
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itellenden Wohnungen bedingt iſt, jo ijt es Har, daß Baubeſchränkungen 
die Steigerung der Bodenpreife in gewiſſem Umfange wirkfam hindern 
fönnen. 

2. Von großer Bedeutung find ferner alle Maßnahmen der Ge- 
meinde, welde auf die Vermehrung der am Markt befindlichen 
Grundftüde und auf das Angebot derſelben einwirken fünnen. Hierzu 
gehört vor allem die rechtzeitige Durhführung geeigneter, auch die Be- 
dürfnifje des Baues fleiner Wohnungen berüdfichtigender Fluchtlinien— 
pläne, melde freilich gegen den zerplitterten Grundbeſitz folange unüber- 
windbaren Schwierigkeiten begegnen wird, als ein gefegliher Zwang zur 
Umlegung nod nicht gewährt ift!. Die Herftellung von Vorortbahnen 
und die Eingemeindung benadbarter Ortſchaften wird dem gleichen 
Zmwede in erheblichem Umfange dienen fönnen, infofern dadurch die Möglich- 
feit gegeben wird, erweiterte Gebiete der Bejiedelung durch Arbeiter, gegen 
welche jelbitändige WVorortgemeinden fih mit Nüdfiht auf vermehrte Schul- 
und Gemeindeiteuern jträuben, zu erfchließen. Freilich find alle diefe Maß— 
nahmen nicht ganz frei von preisfteigernden Tendenzen. Eine neue Vorort- 
bahn pflegt den Preis des in ihrer Nähe gelegenen Geländes an ſich zu 
ſteigern, ebenfo droht bei einer Schaffung von Grundftüden immer die 
Gefahr, daß die Spekulation ſich ihrer bemächtigt, und die Vereinigung von 
Vorortgemeinden mit einer größeren Stadt hat ſchon oft die Wirkung ge- 
babt, daß eine gejteigerte Nachfrage nad) Grundftüden in den eingemeindeten 
Orten die Preife derfelben gefteigert hat. Es iſt alſo unumgänglich nötig, 
diefe preisfteigernden Tendenzen durch andere Maßnahmen zu bekämpfen. 
Unter diefen fteht obenan 

3. eine rationelle Beiteuerung des unbebauten Geländes. 

Die Bedeutung diefes Punktes ift um fo wichtiger, als er aud in 
neuejter Zeit noch erjtaunlich oft überfehen zu werden pflegt. So vermiſſen 
wir ihn insbefondere in der neuerdings vom Verein Reichs-Wohnungsgeſetz 
veröffentlichten Zufammenftellung der zur Verbejjerung der Wohnungsverhält- 
niffe zu erhebenden Forderungen. Ich ſelbſt habe mich Schon mehrfach, jo 
1894 in den Studien über die Weiterentwidlung des Gemeindeſteuerweſens, 
jodann in einem in der deutfchen PVierteljahrsichrift für öffentliche Gejund- 





! Für Preußen ift der Zufammenhang der Umlegung mit der Wohnungsfrage, 
insbefondere für Frankfurt a. M., anerkannt in der Thronrede vom 8. Jan. 1901, 
in welcher zugleich ein Gefegentwurf in Ausficht geftellt ift. — Dieſer Entwurf iſt 
inzwifchen beim Herrenhaufe eingegangen und mit unmefentlichen Änderungen an- 
genommen, im Haufe der Abgeordneten aber wegen Schluffes des Landtages nicht 
zur Verhandlung gefommen. 
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heitspflege 1901 abgedrudten Vortrage und neuerdings in dem fchon ge- 
nannten Artikel „Stabterweiterungen“ über die Bedeutung diefes Punktes 
verbreitet, und da namentlich die lettgenannten Ausführungen allgemein 
zugänglich find, muß ich mich hier, um mich nicht ſelbſt abzufchreiben, auf 
wenige Bemerkungen bejchränfen. 

Die Möglichkeit einer von ganz neuen Geſichtspunkten ausgehenden, 
die befonderen Verhältnifje des in den ftädtifchen Feldmarken gelegenen 
Grundbefiges berüdfichtigenden Löſung der Steuerfragen ift dadurch gegeben, 
daß dur das Preußifche Kommunalabgabengefet die Grundbejigbeiteuerung 
den Gemeinden übermwiefen worden iſt. Die meitreichenden Konfequenzen 
diefer Kommunalifierung der Örundbejteuerung fangen freilich erft 
langjam an, ſich der Betrachtung aufzudrängen, und wie die Erfahrung 
z. B. in Frankfurt gezeigt hat, werben die maßgebenden Gemeindevertretungen 
erft dann geneigt fein, den Dingen ernſtlich näherzutreten, wenn die Wichtig- 
feit einer rationellen Befteuerung auf diefem Gebiete wieder und mieber 
erörtert ift, und die öffentliche Meinung angefangen hat, bejtimmte Forde— 
rungen zu ftellen. Eine folche Befteuerung wird die bisherige ſchematiſche 
Gleihmäßigfeit verlaſſen und fi den individuellen Vorgängen befjer an- 
paſſen müffen, insbefondere wird der „unverdiente Wertzuwachs“ zu fajjen fein 
und darauf Bedacht genommen werden müjjen, daß die fpefulativen Befit- 
änderungen und Ermwerbungen anders getroffen werden, als der Kauf eines 
Grundjtüdes zur eigenen Bebauung und Bewirtſchaftung. Was die Art 
der Belteuerung anlangt, jo handelt es ſich fowohl um direkte Beiteuerung 
des Grund und Bodens, und zwar auf der Grundlage des Wertes der 
Grundſtücke, als um eine indirekte Befteuerung in der Form einer Beſitz- 
wechfelabgabe. Es iſt mir nicht zweifelhaft, daß die gegen diefe Befteuerung 
vieljeitig erhobenen Bedenken — Verteuerung der Baujtellen und infolge 
dejien der Wohnungen — durd eine rationelle Geftaltung der Belteuerung 
überwunden werden fünnen, denn die zur Zeit in größtem Umfange ein- 
tretende Werteuerung des Grund und Bodens durch eine maßloſe Spekulation 
it fo gewaltig, daß ihre Zurückdrängung durch eine gerade dieſe ungeſunde 
Spefulation treffende Beiteuerung in weit höherem Umfange zur Verbilligung 
des Grund und Bodens führen muß, als eine Berteuerung dur die auf- 
gelegten Steuern eintreten fann. Daß eine in geeigneter Weife progreffiv 
geitaltete Steuer vom Wert der Grundftüde darauf hinmwirfen muß, die 
Grundftüde, die bisher dem Markt ferngehalten wurden, wieder in den 
Verfehr zu bringen, ijt allgemein anerfannt. Ebenfo aber wird, insbejondere 
auch nach den in Belgien gemadten Erfahrungen, nicht wohl bejtritten 
werden fünnen, daß hohe, auf dem jpefulativen Beſitzwechſel ruhende Laiten 
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der Landfpefulation wirkſam entgegentreten. Es iſt hier indeffen nicht der 
Ort, ein Programm für die Ausgeftaltung der bireften und indirekten 
Grundbejteuerung ſeitens der Gemeinden zu entwideln, id; muß mid; hier 
auf diefe Anregung und auf den Wunſch bejchränten, daß die Wiſſenſchaft 
mehr als bisher diefe Fragen in den Kreis ihrer Erörterungen ziehen möge. 

4. Unter den gegen die Landfpefulation empfohlenen Mitteln, und 
zwar nicht erft in neuerer Zeit, befindet fi die Forderung thunlichiter 
Erweiterung des fommunalen Grundbeſitzes, und es ift ohne 
weitered Far, daß der Landerwerb dur die Gemeinden ein Mittel ift, 
diejes Land der Spekulation zu entziehen. Allein es ift dabei einmal zu 
erwägen, daß der Landerwerb von feiten der Gemeinden, namentlich in 
Gegenden mit zerfplittertem Grundbeſitz, an fich eine fchwierige Sade ift, 
da die Vielföpfigfeit der Gemeindeverwaltung die meiftens ſchnell zu fafjenden 
Entſchlüſſe außerordentlich erfchwert. Auch Tiegt zweifellos die Gefahr vor, 
daß bei unvorjichtigem Vorgehen ſtarke Landanfäufe der Gemeinden Preis» 
fteigerungen hervorrufen. Man wird alfo kaum hoffen fünnen, daß diefe 
fommunalen Zandanfäufe in fo großem Umfange fich vollziehen werben, daß 
die Gemeinden dadurd wirklich die Bodenfpekulation befeitigen könnten. 
Allein wenn dies auch duch Anfäufe in größerem Umfange gelingen follte, 
fo ift damit noch feineswegs gejagt, daß dadurch thatfächlich die Spekulation 
bejeitigt wird, denn menn die Gemeindeverwaltungen, wie bisher noch 
vielfach geſchieht, ſich darauf beſchränken, das erworbene Land einfach wie 
jeder Privatmann wieder zu veräußern, fo mögen dadurch zwar mehr oder 
minder erhebliche Gewinne für die Gemeindeverwaltungen erzielt werden, die 
Land- und Häuferfpefulation aber wird fid) der auf diefe Weife an den 
Markt gebraten Grundftüde alsbald wieder ebenfo bemächtigen, als ob fie 
von Privaten an den Markt gebracht wären. Es ift demnach flar, daß die 
Vermehrung des ftädtifchen Grundbeſitzes an ſich für die hier vorliegenden 
Fragen von geringer Bedeutung ift, daß vielmehr alles darauf anfommt, 
wie die Verwaltung und Verwertung des ftädtifhen Grund— 
befites organifiert iſt. Gerade hier aber find ſehr erhebliche Schwierig- 
feiten vorhanden. Die naheliegende Auferlegung von Bau: und BVerfaufs- 
befhränfungen führt naturgemäß eine erhebliche Wertverminderung mit ſich 
und ijt überdies feinesmegs geeignet, Kaufluitige heranzuziehen. Ebenſo ift 
die viel empfohlene Abgabe ſtädtiſchen Befiges auf dem Wege des Erbbau- 
rehts an fich noch feineswegs ein Mittel, um Bauluftige heranzuziehen und 
den Wohnungsbau in größerem Maße zu fördern, denn alle diejenigen 
Bauunternehmer, welche mit fpefulativen Nebenabjichten den Hausbau be— 
treiben — und das dürfte in den größeren Städten weitaus die Mehrzahl 
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fein —, werden von vornherein faum Neigung haben, ihr Gewerbe fünftighin 
auf ganz anderen, den leichten Gewinn ausjchließenden Grundlagen zu be= 
treiben. Die Gemeinden werden demnach, wenn fie der Spekulation wirkſam 
entgegentreten wollen, zugleih noch andere Mittel, insbefondere durch Bereit- 
ftellung von Baugeldern, anwenden müfjen, um das Syitem des Erbbau- 
vecht3 oder des Verkaufs mit befchränfenden Bedingungen anziehender zu 
geftalten.. Und fo hängt mit der Frage einer rationellen Verwertung des 
Gemeindegrundbefiges unzertrennlich die Frage der Kreditbeſchaffung zufammen. 
5. Die Kreditbejhaffung für den Hausbau ijt neuerdings 
insbefondere im SHinblid auf die gemeinnüßigen Gefellfchaften und die 
Baugenofjenichaften von den verjchievenjten Seiten erörtert, ſowie mehr 
und mehr als der fundamentale Punkt für die Herbeiführung gefunder 
Zuftände im Baugewerbe anerfannt worden. Es iſt bekannt, wie die jeßige 
Drganifation der Geldbeihaffung, namentlich der zweiten und legten Hypo— 
thefen, durchaus im argen liegen, wie der Bodenwucher, die Schädigung der 
Bauhandwerfer, das Hineindringen unfoliver Erijtenzen in den Stand ber 
Bauunternehmer auf das engite hiermit zufammenhängt. Die aus einer 
völlig ungenügenden Regelung des Tarmwejens entfpringenden Mängel des 
Hypothefenverfehrs find neuerdings wieder lebendig in die Augen geiprungen, 
und es wird eine der wichtigjten Aufgaben jein, eingehend zu prüfen, ob 
und in welcher Weiſe die öffentlihen Gemwalten in der Lage find, hier auf 
dem Wege der Geſetzgebung helfend einzugreifen. inftweilen werden die 
Gemeinden zu erwägen haben, daß derjenige, welcher den Kredit giebt, Damit 
auch das Baugefhäft in der Hand hat, und fie werden ferner an dem 
Beifpiel der Privaten lernen müſſen, daß eine fchnelle Bebauung von 
Grundjtüden nur herbeigeführt werden fann, wenn den Bauluftigen gleich- 
zeitig in umfaſſendem Umfange Baugelder zur Verfügung geitellt werben. 
Aus diefen Erwägungen heraus ijt der Gedanfe einer fommunalen 
Baufajje zur Gewährung der legten Hälfte der Baugelder 
entjtanden, auf welche weiter unten noch zurüdzufommen fein wird. — 
Die eben genannten fünf Punkte! find meines Erachtens die Haupt 


! Ausführliche Darftellungen der bier fkiszierten Anfchauungen find von mir 
gegeben in einem Vortrag „Über die Förderung des Arbeiterwohnungsweiens* am 
23. April 1900 in der erften Verfammlung des hiefigen Vereins für Förderung des 
Arbeiterwohnungsweiens, ferner in der deutichen Vierteljahrsſchrift für öffentliche 
Gefundheitöpflege 1901 (Vortrag auf der Verfammlung des deutichen Vereins für 
öffentliche Gefundheitspflege zu Trier am 14. September 1900 über „die Heinen 
Wohnungen in Städten, ihre Beihaftung und Verbeſſerung“) und in dem Artikel 
„Städteerweiterungen“ im Handbud der Staatswifjenihaften von Conrad, Eliter, 
Zeris und Loening.' 2. Aufl. 1901. 
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gebiete, auf welchen die öffentlichen Gemwalten die ungejunde Spekulation zu 
befämpfen und die Grundlagen gefunder Bauthätigfeit zu legen haben. Diefe 
orundfäglichen Gefichtspunfte find immer wieder um fo ftärfer zu betonen, 
je größer die Neigung ift, die augenblidlih vorhandenen Übeljtände mit 
iheinbar fchnel wirfenden, auf die Dauer aber wirfungslofen Mitteln zu 
befämpfen und ftatt den Sit des Übels zu befämpfen, nur auf die Symptome 
bin loszufurieren. Die Gefhidhte des Wohnungsweſens in den letten 
30 Fahren lehrt eindringlich genug, daß man nur dadurch vormwärt3- 
fommen fann, daß man fid endlich entſchließt, weit plan- 
mäßiger, weit eingreifenber und weit energifcher die den 
öffentlihen Gewalten zujtehenden Mittel anzuwenden, um 
dauernd gefundere Grundlagen für das Baugewerbe und 
den Wohnungsbau zu Schaffen. 

Natürlid wird man dabei mit großer Borfiht und unter forgfamer 
Beadhtung der allgemeinen mwirtfchaftlichen Gefete vorgehen müfjen. Wer 
fih der Mühe unterzieht, Mietsmohnungen herzuftellen und zu verwalten, 
und wer dabei alle die Rififen läuft, welche das Leerftehen von Wohnungen 
und der Ausfall von Mieten, die Steigerung des Zinsfußes und anderes 
mehr mit fi bringt, der wird felbftverftändlicherweife ein Aquivalent 
hierfür verlangen fünnen, und es ift nicht mehr als billig, daß der Mieter 
dafür zu zahlen hat, daß der Vermieter ihm alle diefe Mühen und Gefahren 
abnimmt. Dieſer Gefihtspunfte wird insbejondere auch die ftädtifche Ver: 
waltung eingevenf bleiben müflen, wenn fie in wirkſamer Weife das ihr 
gehörige Gelände durch Bauluftige der Verbefjerung des Wohnungsweſens 
dienftbar maden mil. Die hierbei beſonders in Betradht kommenden 
Gefichtspunfte glaube ih am beiten ing Auge führen zu fünnen, wenn ich in 
Anlage I eine von mir verfaßte Denkfchrift, melde in dem Verwaltungs- 
bericht de3 Magiftrats der Stadt Frankfurt für 1899 mitgeteilt ift, hier 
nohmals zum Abdruck bringe Inwieweit das in diefer Denkſchrift em- 
pfohlene Vorgehen wirklich Früchte zeitigen wird, läßt fi) zur Zeit noch 
nicht überjehen, vorausfihtlich wird erjt die Erfahrung lehren können, mo 
die eigentlihen Schwierigkeiten liegen und auf welchen Wegen fie wirkſam 
behoben werden fönnen. Außerordentlich erwünſcht wäre es vor allem, 
wenn ähnliche Verfuhe in einer Reihe von Städten unternommen merden 
würden, um fo dur ein Zufammenarbeiten vieler der Löſung der Fragen 
möglichft näher zu fommen. Natürlih ift der in dieſer Denkjchrift em— 
pfohlene Weg, die private Bauthätigfeit auf ftreng wirtfchaftliher Grundlage 
zu fördern, feineswegs der einzige (vgl. Anm. der folgenden Seite). 

Was insbefondere die Frage anlangt, inwieweit die Übelftände 
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des Mietskaſernenſyſtems in den Stadtgegenden, wo es nun einmal 
infolge der geftiegenen Bodenmwerte nicht mehr zu verbrängen ift, befeitigt 
oder doch thunlichjt zurüdgedrängt werden fünnten, jo leuchtet nah dem 
Ausgeführten ohne weiteres ein, daß viele Gefahren und Übelftände diefes 
Syſtems ſchon dadurch bejeitigt werden fünnten, daß an die Stelle eines 
fpefulativen, auf Mietjteigerung und geminnbringenden Verkauf bedachten 
Eigentümers große Gejellfchaften und Vereinigungen, welche feine Verfaufs- 
zwede im Sinne haben, treten. 

Die Baugenoffenfhaften haben hier offenbar eine fehr beveut- 
fame Aufgabe, und weit Größeres wäre auf dieſem Gebiete 
längit erreicht, wenn nicht die Nädjftbeteiligten, die Arbeiter, 
Jahrzehnte lang von ihren Führern dahin belehrt wären, 
daß in der jegigen fapitaliftifden Drdnung der Dinge aud 
auf diefem Gebiete nichts erreiht werden fünnte, daß viel- 
mehr der Kampf um die Eroberung der politifhen Herr- 
haft zunädft fieareih durdgeführt werden müßte. Erfreu— 
licherweife mehren fih ja aud hier die Anzeichen des Herauflommens ge- 
funderer Anjchauungen. 

Außer den Baugenofjenfchaften werden aber auch andere auf dem 
Boden jireng wirtfhaftlider Grundlegung jtehende fapi- 
taliftifhe Geſellſchaften (Aftiengefelihaften) hier eingreifen können. 
Und die Gemeindeverwaltungen werden dur ihre Beteiligung vorausfichtlic 
mandjes fördern fünnen, wobei immer daran fejtzuhalten fein wird, daß 
alles, was die Gemeinden an finanzieller Beihilfe gewähren, nur gegen 
entfprechende Aquivalente gewährt wird, 3. B. Zinsgarantien auf der einen 
Geite und allmählihe Amortifation der Aktien zu Gunften der Stadt auf 
der anderen Seite. Die Gedichte der Eifenbahn-Aftiengefellichaften mit ftaat- 
lihen Garantien und Subventionen wird hierfür mancherlei Analogie bieten !, 


! Seit Niederfährift diefer Zeilen ift ein bemerfenswerter Vertrag in betreff 
Herftellung von 762 Wohnungen von 1, 2 und 3 Zimmern im Laufe der nächſten 
3 Jahre zwiihen der Stadt Frankfurt a. M. und der Internationalen Bau 
gefellfchaft auf folgender ftreng wirtichaftlihden Grundlage zu jtande gefommen. 
Es wird eine Aftiengejellihaft gegründet mit einem Kapital von 900 000 ME, von 
denen die internationale 800000 ME, die Stadt 100000 ME. nimmt. Dazu werden 
3400000 ME. Obligationen ausgegeben, für welche die Stadt in Bezug auf Kapital 
und Zinien die Garantie. übernimmt. Als Entgelt für die hierdurh gewährten 
Vorteile erhält die Stadt einen Gewinnanteil, welcher zum allmählidden Erwerb der 
Aktien durd die Stadt benugt werden muß. Außerdem dürfen die Mieten — ab» 
geiehen von beionderen Umftänden, wie Erhöhung der Steuern u. a. m. — nidt 
ohne Zuftimmung des Magiitrats erhöht werden. (Val. Anlage II.) 
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Wenn e3 gelänge, die Aktien folder Gefellfchaften zu marktgängigen 
Anlagepapieren zu machen, jo wäre offenbar die Frage der Geldbeſchaffung 
am ſicherſten gelöft. 

In anderer Weife fann ein Anreiz zum Bauen dadurd geichaffen 
werden, daß den Eigentümern die Mühen des Vermieteng und 
Eintreibens der Mieten durd eine vermittelnde Inſtanz 
abgenommen werden. Vor furzem ift in Frankfurt (Main) zu diefem 
Zwede eine Gefelihaft m. b. H. mit einem Kapital von 30000 Mt. 
begründet worden, deren Erfahrungen indefjen zur Zeit noch zu kurze find, 
um daraus fihere Schlüfje ziehen zu können. 


Anlage TI’. 


Wie können ftädtijche Geldmittel und ſtädtiſcher Mredit der Forderung des 
Wohnungsweiens in zweckmähßiger Weije dienftbar gemacht werben ? 


Einleitung. 


Der Gedanke der Erridtung einer ftäbtiihen Baubanf und Baukaſſe feitens 
biefiger Stadt behufs leichterer Beihaffung von Baugeldern für Wohnhäufer, ins- 
beiondere der zweiten Hälfte der Baugelver, und zwar in Verbindung mit einer 
Begründung von Erbbaureht auf ftädtifhem Grund und Boden, ift in der Ber» 
fammlung des biefigen Vereins für Wohnungsreform am 23. April d. Is., über 
defien Verhandlungen ein Brotofoll anliegt, von mir in die Erörterung hinein» 
geworfen worden. Wenn ich mich jekt anfchide, diefen Gedanken näher zu erläutern 
und zu begründen, jo jchien es mir ratiam und notwendig, den Ausführungen einen 
weiteren Rahmen zu geben, und die in der Überjchrift genannten Fragen im Zur 
fammenhange zu erörtern, wobei ich allerdings die Beichränfung aufrecht erhalte, 
da — jedenfalld zunächſt — nur die Fälle behandelt werden jollen, in denen 
ftäbtifcher oder ftiftiicher Grund und Boden im Wege ded Erbbauredhted der Be- 
bauung erſchloſſen werden foll. 


I. 
Die bisherigen Geldaufwendungen der Stadt für Förderung des 
Wohnungsweiens und ihre Wirffamteit. 
Die ftäbtifhe Verwaltung hat — abgefehen von den bier nicht zu erörternden 


Mabnahmen auf dem Gebiete der Baupolizei, der Bauverwaltung und des Steuer- 
weſens — durch Gewährung von Geldmitteln in die Geftaltung der Wohnungs— 

! Antrag des Oberbürgermeifterö Dr. Adides vom 7. Juli 1900, angenommen 
in der Magiftratsfigung vom 10. Juli. 
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probuftion in doppelter Weife eingegriffen. Sie hat zunächſt, und zwar ſchon 
in den Jahren 1887/88 und 1890/91 ihrerſeits Wohnhäuſer für ftädtifche Beamte 
und Arbeiter hergeftellt, und ift neuerdings im Begriffe, in noch größerem Umfange 
weitere Wohnhäufer herzuftellen. Die bereits fertiggeftellten 6 Wohnhäuſer 
an der Siemend- und Willemerjtraße enthalten 46 Wohnungen zu je 2 Zimmern 
und Küche, zum Teil mit, zum Teil ohne Manjarde, fomie 1 Wohnung von 5 Zim— 
mern und Küche; das zu den Wohnhäufern an der Siemensftrabe gehörige Hinter— 
gebäude enthält 15 Wohnungen zu je 2 Zimmern und Küche, und haben insgefamt 
mit Grund und Boden Mi. 420250 gefoftet. Im Bau begriffen find zur Zeit 
an der Burgftraße 1 Haus mit 4 Wohnungen zu je 3 Zimmern und Küche und 
1 Haus mit 1 Wohnung von 5 Zimmern und Kühe und 6 Wohnungen von je 
2 Zimmern und Küche, ferner an der Saalburg-, Betterweil- und Haideftraße 
13 Häufer mit 56 2 und 3:Zimmer-MWohnungen und mit einem veranidlagten 
Koftenaufwand, einfchließlihd Grund und Boden, von rund ME. 513150. In der 
Vorbereitung, aber bereitö von beiden ſtädtiſchen Behörden beihloffen, find an der 
Sermaniaftraße 15 und an der Emierftraße 8 Häuſer mit zufammen 100 teilö 2«, 
teils Z-Zimmer-Wohnungen mit einem vorausfitlihen Koftenaufwande einſchließlich 
Grund und Boden von etwa ME. 797680. Die Gejamtzahl diefer Wohnungen wird 
nah Ausführung diefer Pläne mithin 229 betragen und einen Gefamtfoftenaufmand 
von rund ME. 1731080 erfordert haben. Die Verzinfung der fertiggeftellten Häufer 
beläuft fich für den Grundwert auf 3Ye%o und für die Baufoften im Durchſchnitt 
auf 3a %o, doch könnte lehterer Prozentjat durch höhere Bemeſſung der — im 
Verhältnis zu Privathäufern ſehr niedrigen — Mieten jederzeit nicht unerheblich 
geiteigert werden. 

Der zweite Weg tft erft in letzterer Zeit dahin befchritten worden, daß einer 
gemeinnüsigen Baugefelichaft, welde ihr Aktienkapital höchſtens mit 3/2 %o, zur 
Zeit aber nur mit 3%o verzinft, Aktien im Betrage von ME. 200000 gezeichnet find, 
wogegen die Aftiengeiellihaft die Verpflichtung übernommen hat, 66 ſtädtiſchen 
Beamten oder Arbeitern Wohnungen zulommen zu lafjen!. 

Es läßt fich nicht verfennen, daß dieje bisherige Art der Gelbmittel in die 
Vermehrung der Heinen Wohnungen wirkſam eingreift und auch den befonderen 
Intereſſen der ftädtiichen Verwaltung dadurd gerecht wird, daß einer arößeren 
Anzahl von Beamten und Arbeitern die Möglichkeit gegeben wird, mit einer ihrem 
Einfommen entipredenden Miete fih eine Wohnung zu beichaffen. Dem Drängen 
auf Gehaltserhöhungen wegen Steigerung der Mietpreife ift damit in gewiſſem Um— 
fange wirkſam vorgebeugt, ich halte e8 daher auch für durchaus gerechtfertigt, 
die Zahl der für ftädbtifhe Beamte und Arbeiter beftimmten Miet- 
wohnungen auf denfelben Wegen weiter zu fördern, und dies um fo 
mehr, ald neuerdings durch die Übernahme großer Betriebe, inäbefondere der Tram« 
bahn und des Elektricitätswerkes, die Zahl der ftädtifchen Bedieniteten erheblich 
geitiegen ift und die Stadtverwaltung nicht unterlafien follte, dem Beifpiel anderer 
großen Arbeitgeber in Bezug auf Heritellung von Wohnungen für ihre Bedienfteten 
zu folgen ?. 

ı Inzwilchen find bei einer anderen gemeinnügigen Gelellihaft gleichfalls 
200000 ME. Aktien ſtadtſeitig unter qleicher — gezeichnet. 


* 


® Inzwifchen find Pläne für den Bau weiterer ſtädtiſcher Wohnungen auf— 
geitellt, welche zur Zeit (Juni 1901) der Etadtverordnetenverfammlung vorliegen. 
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Die Einwirkung diefes Vorgehens auf die allgemeine Entwidlung des Wohnungs- 
wejens fann jedoch offenfichtlih nur eine beichränfte fein, indem dadurch die bislang 
von den jtäbtifchen Beamten und Arbeitern benugten Wohnungen für andere Mieter 
frei werden und infolgebefien die Zah! der am Markt befindlichen Mietswohnungen 
in gewiffem Umfange fteigt. 

Auch in einer anderen Beziehung tritt eine gewiſſe Wirkung ein, indem nämlich 
der zur Bebauung der Häufer benutzte ftäbtiihe Grund und Boden der Bau— 
fpefulation entzogen bleibt und dem verteuernden Zwiſchenhandel in Grundftiden 
feine Möglichkeit zum Eingreifen gegeben ift: aber darüber hinaus findet aud) feine 
Einwirkung auf die Gefamtentwidelung der Bauthätigkeit jtatt. Insbeſondere 
werden die allbefannten Übelftände im Baumefen, welche joliden Bauunternehmern 
das Bauen, namentlich Heiner Wohnungen, fo ſehr erfchweren, nicht berührt. Diefe 
Übelftände liegen befanntlih mejentlich darin begründet, daß die Beihaffung der 
zweiten Hälfte der Baugelder zum großen Teil in den Händen von mehr oder 
mweniger gemwiflenlofen Geldleuten liegt, welche nicht nur hohe Zinfen für die Bau- 
gelder nehmen, fondern auch die Preife der ihnen gehörigen, an ihre Darlehens: 
nehmer zu übertriebenen Preifen verfauften Grundftüde mweientlih in die Höhe 
treiben. In wie nahem Zufammenbange hiermit die Schwierigkeit der Bauhand— 
werfer fteht, ihr Geld zu erhalten, und wie oft ihre Forderungen ausfallen, ift 
gleichfalld allgemein befannt. 

Indem die Stadt nun ſelbſt Häuſer baut oder gemeinnügigen Gefellichaften 
Geld giebt, um Mohnungen für ftäbtiihe Beamte und Arbeiter zu Schaffen, gerät 
fie in die unerwünfchte Lage, daß fie den Privaten, deren Thätigfeit und lebendige 
Mitarbeit bei der Herftellung der jeweils erforberlihen Wohnungen durchaus un- 
entbehrlich ift, felbft Konkurrenz macht, während dem ungefunden Grunbftüds- und 
Baumwuder nur geringer Abbruch gefchieht. 

Andere Städte haben freilich gemeinnügigen Gefellihaften in noch weiterem 
Umfange, ohne dafür ein Äquivalent in der Gewinnung von Wohnungen für 
ftäbtifche Beamte und Arbeiter zu befommen, Beihilfen gegeben, und es fönnen ja 
zweifellos Umftände vorhanden fein, welde ein ſolches Vorgehen rechtfertigen, ja 
notwendig machen können. Aber es wird ſich faum beftreiten laſſen, daß die immer 
wiederkehrenden Angriffe der Bauunternehmer und Hauseigentümer gegen dieſe 
Subventionierung von gemeinnügigen Baugefellihaften aus öäffentlihen Mitteln 
nicht ganz ohne Grund fein würden, wenn diefe Subventionen nicht nur unter be- 
fonderen Umftänden gegeben, fondern zu einer dauernden Einrichtung gemadt werben 
ſollen. Jedenfalls muß es als völlig ausgefchloffen angejehen werben, daß auf 
diefem, die Bahnen ftreng wirtihaftlihen Vorgehens verlaffenden Wege größere 
ftäbtifche Mittel zur Förderung ded3 Wohnungsbaues werden flüjfig gemacht werben 
fönnen. Und es drängt ſich daher in der That die Frage auf, ob ed nicht möglich 
ift, ſtädtiſche Geldmittel auch noch nach anderen Seiten hin und mit beftimmterem 
Hinblid auf eine Förderung der gefunden privaten Bauthätigkeit zu 
verwenden. 

Der am 23. April d. Is. gemadte Vorſchlag ift aus ſolchem Gedankengange 
erwachſen und wird nunmehr näher zu begründen fein. 
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Il. 
Der neue Dorfchlag einer jtädtiichen Baukaſſe und feine Dorteile. 


1. Der Inhalt diefes Vorſchlages ift oben bereits in den weſentlichen 
Punkten angegeben. Die Baufafie foll denjenigen, die in Bezua auf ftädtiihen 
Grund und Boden ein Erbbauredht erwerben, die Beichaffung der Bau- 
gelder dadurch erleichtern, daf fie ihnen — vorausgelegt, daß die Erbbauberedhtigten 
felbft einen gewiſſen, Hein bemeflenen Teil der Baugelder, etwa "io, nachweiſen — 
die übrigen *ıo der zweiten Hälfte des Baugeldes, gegen Begründung einer Hypothek 
auf dem Erbbauredt, darleibt, wobei es dahingeftellt bleiben mag, ob und in welden 
Fällen die Kaſſe auch die erften ®/ıo ihrerfeits darleiht, oder bezüglich derfelben auf 
andere Hypothefgeber, 3. B. die ftädtifhe Sparkaſſe, verweilt. Vielleiht mag es 
ſich auch empfehlen, daß die Baukaſſe zunächſt der Einfachheit halber das ganze 
Baugeld giebt und bezüglich der Übernahme der eriten Hälfte der Hypothek ihrer- 
feitö Vereinbarungen mit anderen Geldgebern trifft. Es ift angenommen, daß diefes 
Geldgeihäft durhaus auf wirtihaftlihden Boden geftellt wird, und der 
Zinsfuß zugleich die erforderliche Rififoprämie für die Baufaffe in ſich ſchließt. Die 
Beihaffung des legten Zehnteld dur den Erbbauberedhtigten würde aud dann als 
gegeben anzusehen fein, wenn derjelbe für dieſes Zehntel der Baukaſſe, aus welcher 
er dasfelbe zu leihen wünſcht, dafür befondere Sicherheit ftellt. Eine ſolche Sicher- 
heit würde unter geeigneten Umftänden, 3. B. bei ftädtifhen Beamten und Lehrern 
auch wohl fhon dur Verpfändung einer Yebensverfiherungspolice geihaffen werden 
fönnen. Als Kreditnehmer würde jeder anzusehen fein, welcher ein Erbbauredt 
auf ftädtifhen Grund und Boden erwirbt, einerlei, ob er dasjelbe demnächſt nad 
Ausführung des Baues wieder zu veräußern oder felbit auszunugen gedenft. Ob 
und welche beionderen Beitimmungen für den Fall des Verkaufs des Erbbaurechts 
zu verabreden find, wird Gegenitand befonderer Erörterung fein müflen, wenn die 
Bedingungen für das Erbbaurecht erörtert und feitgeitellt werden. 

2, Die Borteile einer folden öffentlihen Organifation des Bau— 
fredits jeitend der Stadt ald Eigentümerin, die ihr Gelände in Erbbauredht aus: 
giebt, liegen auf der Hand; indem der Kredit jedem ordentlihen und zuverläffigen 
Bauluftigen eröffnet wird, — fei dies nun jemand, der für fich felbit ein Haus er- 
werben möchte, oder eine Baugenofjenichaft, oder ein geeigneter Bauhandwerker, — 
würde offenbar die Möglichfeit des Bauens ſowohl ala des Hausbefiges viel weiteren 
Kreifen erichloffen werden als jet, und die hierdurch auf durchaus folider, unter 
Ausſchluß jeder Bodenfpekulation geichaffene Konkurrenz muß zweifellos fehr günftige 
Wirkungen nad ſich ziehen. Vor allem fcheint mir dadurd auch für eine geſunde 
Entwidlung des Baugewerbes ein nicht zu unterfchägender Anjporn gegeben. Gewiß 
wird ed immer Unternehmer geben, melde — mit fpelulativem Sinn begabt — 
Land» und Häuferfpelulationen mit dem eigentlihen Baugefchäft erfolgreich ver: 
binden; aber für viele würde eö meines Eradtens ein großer Geminn fein, wenn 
das Baugeihäft von der Baufpefulation getrennt und der durch einfache Ausübung 
des Baugemwerbes erzielte legitime Verdienſt zur Grundlage der wirtichaftlichen 
Eriftenz gemadt würde. 

Die Beſchränkung des Kredits auf diejenigen Fälle, in denen ein Erb— 
bauredht auf ftädtiihem Boden erworben wird, ift Schon deshalb nötig, weil 
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nur dadurdh der Baufaffe die erforderliche unbedingt fichere Grundlage für ihre 
Kreditgemwährung gegeben wird. Indem nämlih nur das Haus, nicht aber der 
Grund und Boden mitbeliehen wird, it die Anfertigung der Tare von vornherein 
jeder Fährlichkeit entzogen; denn befanntlich ift bei Anfertigung berielben für die 
bypothefariihe Beleihung die Schägung des Bodenwerted immer der bedenkliche 
VPunkt. Da nun diefer hier ganz ausſcheidet und nur der Herſtellungswert des 
Baues in Betracht kommt, find größere Irrtümer bei der Tare faum denkbar. Die 
hiernach notwendige Beichränfung der Thätigkeit der Baukaſſe auf die genannten 
Fälle des Erbbaurechts hat aber zugleich die außerordentlih günftige Wirkung, daß 
die Nahfrage nah Erbbaureht auf ftädtiihem Boden wirkſam er- 
weckt und verbreitet werden fann. 


Miederholte Crörterungen im Schoße der ftäbtifchen Behörden haben neuer- 
dings wieder ergeben, dab ein Ausſchluß der ungefunden Spefulation 
und des verteuernden Zwiſchenhandels, fowie der wuderifchen Beleihung 
nicht wohl möglich ıft, wenn das im Befit der Stadt befindliche Gelände einfach 
im Wege des Verkaufes aus der Hand gegeben wird. Ebenjomwenig ift bie 
ftäbtifche Berwaltung bei dieſer Art des Vorgehens in der Yage, ihrerjeits die 
Verteuerung dadurch zu verhindern, daß fie zu befonders billigen Preifen verkauft, 
da dies eine ungeredhtfertigte Bevorzugung einzelner bedeuten und zudem nicht den 
jpäteren Wohnungsinhabern, fondern nur den Weiterverfäufern zu gute fommen 
würde. 

Auch von diefer Seite her empfiehlt es ſich alfo, ftatt des Verkaufs einmal 
mit der Abgabe zum Erbbaureht Verſuche zu machen. Da aber diefe Rechtsform 
zur Zeit in weiteren Kreijen noch durdaus unbelannt ift und an fich daher, der 
bisherigen Gewöhnung entiprechend, kaum größere Neigung zum Erbbauredt vor- 
handen fein wird, zumal der freien Spekulation dabei nur ein geringer Spielraum 
bleibt, fo muß es jehr erwünfcht fein, dab durch diefe Geldbeichaffung vermittelft 
der Baukaſſe befondere Vorteile geboten werden, welche vorausfichtlih dod nad 
und nad die Neigung erweden und verbreiten werden. Allerdings wird Dabei 
nötig fein, die Bedingungen des Erbbauredhts fo zu fallen, daß der Bauunternehmer, 
der an den Wiederverfauf denkt, einen entiprechenden, wenn auch mäßigen Geſchäfts— 
gewinn maden kann. 

Ein weientlicher Vorzug diefer Baukaſſe ift fodann, daß dadurch die Möglich— 
feit geichaffen wird, auch dem Wohnungsbedürfnis des Mittelftandes zu 
dienen; und gerade diejes ift von ganz bejonderer Bedeutung. Die Gewöhnung an 
eine bejjere, weiträumigere Bebauung fann nur von oben nad unten in der Be- 
völferung verbreitet werden. Unfer Mittelftand ift zur Seit, und zwar bier in 
Frankfurt weit mehr als in vielen anderen Städten, in der üblen Lage, beichränfte 
Etagenwohnungen für unverhältnismäßig hohe Mietpreiie nehmen zu müflen, 
während er finanziell durchaus in der Lage wäre, ein Ein- oder Zweifamilienhaus 
weiter draußen auf billigem, aber durch gute Verbindungen mit der Stadt ver 
bundenen Gelände zu befien. 


3. Allerdings ift nicht zu verfennen, daß mit dem ganzen Unternehmen ein 
gewifjes Riſiko der Stadt verbunden ift, und es ift gewiß nicht ausgeſchloſſen, 
daß in Zeiten von Krifen einmal längere Jahre hindurch Ausfälle an Hypotheken— 
zinfen entftehen. Allein dieſes Riſiko ift doch kaum größer ald dasjenige, welches 
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bisher bei Herftellung eigener ftäbtifcher Beamten und Arbeiterhäufer, oder bei 
Zeichnung von Aktien gemeinnügiger Gefellichaften übernommen worden ift. Über- 
dies verringert ſich das Riſiko in eben dem Maße, in welchem nicht Mietö- 
häufer, fondern Fleine Wohnhäufer von Leuten, die jelbft Darin wohnen 
wollen (Leute des Mittelftandes, Beamte, Lehrer, befier bezahlte Arbeiter) erbaut 
werben, ba die Hypothefenzahlung in diefen Fällen ziemlich ficher geftellt erfcheint, 
jedenfalls ein umfangreicheres Leerftehen von Wohnungen nicht gefürchtet zu werben 
braudt. 


Bor allem aber verfchwindet das Riſiko völlig, wenn man nur, wie notwendig, 
einen längeren Zeitraum ind Auge faßt und vor allem dabei erwägt, daß Die 
Stadt ald Eigentümerin de Grund und Boden? auf die Dauer Feine Einbuße 
erleiden fann. SZeitweilige Schwankungen und Ausfälle aber brauden nicht auf 
den ſtädtiſchen Haushaltungsplan einzumirfen, wenn nur von vornherein durch 
Schaffung eines Refervefonds für Notfälle vorgeforgt wird. Sehr intereffant 
und beruhigend ift in diefer Beziehung die Gefchichte der beiden 1871 und 1872 
hier gegründeten Baugeſellſchaften, welche zwar bei jehr hohen Baupreiien gebaut 
haben und infolge der Kriſis von 1873 längere Jahre hindurch in fchmwieriger Lage 
waren, aber im Laufe der Zeit doch ihre wirtichaftliche Gefundheit durchaus wieder— 
erlangt haben. 


Dabei fommt für die Stadt nod in Betracht, daf, wenn auf Grund des Erb- 
baurechts größere Ländereien in mweiträumiger Bebauung erfchloffen werden, daraus 
erheblihe Mehreinnahmen erwadien, indem an Stelle der biäherigen geringen Land— 
pacht eine 3oige Berzinfung des gegenwärtigen, wenn aud mäßig bemeflenen 
Verkaufswerts tritt. 

Überdies bedarf es zunächſt keineswegs fehr bedeutender Mittel, indem jchon 
bei einer Ausftattung der Baukaſſe mit Mt. 2000000 fehr beachtenswerte Erfolge 
erzielt werden fünnen. Wenn angenommen wird, daß die erfte Hälfte der Baugelder 
anderweit beihafft werben kann, und Mt. 200000 in ven Reſervefonds abgefondert 
gelegt werben, jo würden bei Annahme durchſchnittlicher Baufoften von 

Mt. 8000 pro Wohnung — — 450 Wohnungen 
hergeftellt werden fünnen. Im Laufe der Jahre würden aber die der Baufafie 
wieder zufließenden Amortifationsbeträge von felbit immer wachſende Geldbeträge 
für den Bau neuer Wohnungen zur Verfügung ftellen, wenn auch dadurd eine Er- 
böhung der Mittel der Baukaſſe für den Fall einer gedeihlichen Entwidlung ber 
Kaſſe nicht überflüfftg gemacht werden würde. 

Ganz von felbft verfteht es fich natürlih, dat bei Ausleihung der Baugelder 
die erforderliche Borfiht angewandt wird, um fomwohl die Baufaffe ald die mit 
Lieferungen beteiligten Bauhandwerker vor Schaden zu fügen. Es dürfte dies 
auch um fo leichter fein, als ja die Bauten auf ftädtiihem Grund und Boden aus— 
geführt werden und das Erbbauredht erft nad) Vollendung des Baues im Grundbuch 
eingetragen zu werden braudt. 

4. Die Bedingungen, unter denen das Erbbauredht ftadtfeitig einzu— 
räumen ift, find bereitö verfchiedentlich geftreiit, zur Veranſchaulichung des ganzen 
Planes wird es aber notwendig fein, wenigſtens auf einzelne Bedingungen noch 
näber einzugehen. 
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a) Die Zeitdauer wird vielleicht verfchieden zu bemeffen fein, je nachdem es 
fih um Sehr leiht gebaute Einzelhäufer oder um dauerhaftere Etagenhäufer 
handelt. In feinem Falle wird es notwendig fein, eine Dauer von 80 Jahren 
zu überjchreiten. 

b) Das Recht zur Beſchwerung des Erbbaureht3 mit Hypothefen wird 
etwa dahin zu beichränfen jein, daß die Beleihung nur bis zu No der nad» 
weislih verbrauchten Baufumme erfolgen darf, daß ferner die Amortifation 
im Laufe einer etwas fürzeren Zeit. ald das Erbbaurecdht dauert, fihergeftellt 
fein muß, und daß Veränderungen der Amortifationsbejtimmungen ohne Zu- 
ftimmung der Stadt ald Eigentümerin ausgeihloffen find. Dabei mwürbe 
noch beionders zu erörtern fein, ob es ratfamer ift, die erſparten Zinſen mit 
zur Amortifation zu verwenden und einen dauernden gleihen Satz für Zins 
und Tilgung zu beftimmen, oder aber die eriparten Zinfen nicht mit zur 
Tilgung zu verwenden, und dadurch für die erfte Zeit zu höheren, für Die 
fpätere Zeit zu niedrigeren Sätzen für Verzinſung und Tilgung zu gelangen. 
Auch fönnte eine Verbindung diefer beiden Syfteme in Frage fommen. Ab— 
nehmende Säge würden den Vorteil haben, daß in der fpäteren Zeit, in welcher 
die Reparaturen größer werden, durch die Hypothefen immer geringer werdende 
Zaften erwadjen. 

Die Aufnahme anderweiter Hypothefen würde der AZuftimmung der 
Eigentümerin bedürfen. 

Es bedarf faum der Bemerkung, daß ein Zwang zur Annahme von 
HÖypothelen aus der ſtädtiſchen Baukaſſe nicht geübt werden 
würde. Wer etwa durch verwandtihaftlihe Beziehungen oder auf andere 
Weiſe fih Darlehen zu billigerem Zinsfuß verſchaffen kann, ſoll daran nicht 
gehindert werden, nur muß natürlih in allen Fällen Sicherheit dafür ge- 
ſchaffen werden, daß die Tilgung der Darlehen rechtzeitig erfolgt. 

©) Die Abgabe für Benugung des ftädtijhen Bodens kann in mannig- 
faltiger Weile geregelt werden. Sie wird zwedmäßigermweife aus zwei ver- 
fhiedenen Beitandteilen zufammengefegt fein, und zwar aus einer indireften 
Abgabe, welhe ähnlich wie das Währſchaftsgeld in Fällen der Ver— 
äußerung zur Erhebung gelangt, und einer direften Abgabe, melde all— 
jährlich zu zahlen ift, aber nicht notwendig ein für allemal in ihrer Höhe 
gleichbleibend feftgefegt zu werden braudt; es wird ſich vielmehr empfehlen, 
bei der direkten Grundabgabe immer die beionderen Eigentümlichkeiten des 
einzelnen Falles thunlichft zu berüdfichtigen. Wenn es fih 5. B. um ein ent- 
fernt gelegenes Gelände handelt, deſſen Befiedelung nur durch beionderen 
Anreiz erwartet werden fann, wird ed zweckmäßig fein können, in den eriten 
Jahren nur ganz niedrige, der biäherigen Landpacht entiprechende Abgaben, 
zuzüglih einer Verzinjung der Straßen» und Kanal:derftelungsfoften zu er- 
heben und erit allmählich bei zunehmender Bebauung zu den normalen Sägen 
— 3%0 ded Bodenwertes — überzugehen. Andererjeitö wird es fih, wenn 
vermietbare Wohnungen gebaut werden follen, von vornherein empfehlen, für 
den Fall wachſender Mieteinnahmen eine nad beftimmten Prozent» 
fägen wachſende Erhöhung der Grundabgabe auszubedingen. In ihren Einzel« 
beiten müfjen alle dieje Beftimmungen jo ausgedacht werden, wie fie aud ein 
verftändiger und weitfihtiger Privatunternehmer geftalten würde. 


204 


Adides. 


d) In betreff der Bebauung wird zwar dem Erbbauberedtigten — vor- 


€) 


behaltlich der zur Sicherung einer thunlichit weiträumigen Bebauung etwa 
aufzuerlegenden Baubeichräntungen — thunlichſt freie Hand zu lafien fein, 
auch werden jpätere Um- oder Anbauten regelmäßig dem freien Ermefien des- 
felben zu überlaffen jein. Indeſſen hat die Stadt ald Eigentümerin nad 
einer doppelten Richtung bin doch ein erhebliches Intereſſe, und zwar einer» 
ſeits an einer jorgfältigen Unterhaltung des Hauſes und andererfeit3 auch 
daran, dat dem Erbbauberechtigten Sicherheit gegeben wird, das von ihm in 
das Haus hineingeitedte, zur dauernden Werterhöhung gereihende Baugeld 
im Fall der Veräußerung wieder eritattet zu erhalten. Es wird ſich daher 
empfehlen, eine Einrichtung zu treffen, welche nach beiden Richtungen hin den 
nötigen Schuß bietet. Vielleicht geihieht dad am einfachiten in der Weiſe, 
dab der aus eigenen Mitteln in das Haus hinein verbaute Betrag — oben 
mit etwa "ro angelegt nad) Ablauf des Erbbaureht3 zurüderjtattet wird. 
Zu dem Zwede wird es nötig fein, die jährliche Grundabgabe um einen 
gemwifien Betrag zu erhöhen, und zwar um jo viel als nötig ift, um mit 
Zins und Zinfeszins jenes Kapital anzufammeln. Es wird dies aud feine 
Schwierigkeiten bieten, da beiſpielsweiſe eine jährliche Zahlung von ME. 6 
ausreicht, um bei 3°%o mit Zins und Zinſeszins in 60 Jahren eine Summe 
von ME. 1000 anzufammeln. Dabei wäre zu erwägen, ob zu dem vom Erb: 
bauberechtigten aus eigenen Mitteln beichafften Teile des Baugeldes, welches 
oben auf etwa Yıo beftimmt ift, nicht noch eine Summe von 20% zugeichlagen 
werden Sollte, um den Ablauf des Erbbaureht3 in freundlicherem Lichte er- 
fcheinen zu laffen. Da die Zahlung diefer Summe bei Beendigung ded Erb» 
baurechts durch die eben erwähnte Erhöhung der Grundabgabe gefichert ift, 
leuchtet es ohne weiteres ein, daß der erfte Erbauer des Hauſes bei einem 
Verfaufe diejed von ihm beichafftte Baugeld von jeinem Nachfolger heraus— 
gezahlt befommen würde, wodurd) denn offenbar der Verkauf des Erbbaurechts 
in Notfällen, wie etwa bei Todeställen, mefentlich erleichtert wäre. Da 
natürlich der Betrag diefer Baugelder im beiderjeitigen Cinverftändnis von 
vornherein fejtgeitellt fein mus, fo folgt daraus, daß nicht nur die zuerſt aufs 
gewandte Baufumme, ſondern auch der Wert fpäterer Um- oder Anbauten, 
wenn er überhaupt angerechnet werden joll, vor der Ausführung derielben 
durch Vereinbarung feitzulegen ift. 

Die Sicherheit diefer Zahlungen bei Beendigung des Erbbaurehts würde, 
foweit ich fehe, nicht Dadurch erichüttert werden, daß wegen ordnungs« 
widriger Unterhaltung des Gebäudes gewiſſe, nötigenfalld durd ein 
Schiedsgericht feitzufegende Abzüge gemadt werden fünnen. 

Ein Rüdfauföredt der Stadt während der Tauer des Erbbauredts, 
nach Ablauf einer gemwiflen Zeit von etwa 30 Jahren, Scheint aus mancdherlei 
Gründen erwünfcht. Feſtſetzungen, welche über ein Menfchenalter hinausreichen, 
tragen an und für ſich immer den Charakter des Unfiheren in jehr hohem 
Mate an ji, und es ift namentlich von vornherein nicht zu überfehen, in 
weldhem Umfange das Erbbaureht wieder zum Gegenitande ungefunder Speku— 
lationen gemacht und den Zweden, flir welche es gegründet ift, wieder entzogen 
werden fann, Gin der Stadt zuftehendes Rüdfaufsreht nach 30 Jahren zu 
einem von vornherein beitimmmen Breiie, welcher dem Erbbauberehtigten 
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natürlich nicht nur fein bineingeitecdte® Baugeld wiedergeben, jondern auch 
einen angemefjenen Gewinn lafjen müßte, würde ſolche unerwünſchte Möglich- 
feiten in ficherfter Weiſe abichneiden, ohne doch dem Erbbauberechtigten das 
Gefühl zu nehmen, ein eigenes Beim zu befiten. Auch würde es ja nidt 
ausgefhlofien fein, dab der Erbbaurehtsvertrag, nötigenfalls mit gewifien 
Abänderungen, erneuert und verlängert würde, ja hödhitwahricheinlih würde 
dies in den meilten Fällen der Fall fein. 

f) Auf einige andere Bunfte, die Kontrolle der Benugung der Gebäude, Die 
Berehnung der vom Erbbauberehtigten zu tragenden Hausſteuer und andere 
ähnliche Fragen gehe ich hier nicht weiter ein, da ed mir nur darauf ankam, 
ein Bild der wejentlicheren Seiten des Erbbaurehts zu entwerfen. 


III. 


Die Nusbarmachung der jtädtiichen Baukaſſe für Grundftücde der 
öffentlichen milden Stiftungen. 


Wenn die ſtädtiſche Baukaſſe auf ftädtiiches Gelände beichränft würde, fo 
würde ihre Wirkfamfeit vorausfichtlich nur einen unerwünfcht geringen Umfang er- 
langen fünnen, weil die Zah! und der Umfang der ftädtifchen, zur Ber- 
gebung auf Erbbauredt geeigneten Grundftüde zur Zeit wenigitend 
feine erhebliche ijt. Allerdings würde es vorausfichtlich möglich fein, im Wege 
der Umlequng an verſchiedenen Stellen der Stadt geeignete Geländemaflen nad) und 
nach zu ſchaffen, aber der hierbei eintretende Zeitverluft würde, auch wenn in naher 
Zeit ein Geſetz über zwangsweije Umlegung zur Verabſchiedung gelangte, fo be- 
deutend fein, dab die Wirfung der Maßregel auf lange hinausgefchoben fein würde. 
Dagegen lehrt ein Blick auf die Karte, dab insbelondere das Katharinen- und 
Weißfrauenſtift und das Waiſenhaus, fei ed im jekigen Stadtbezirk, ſei 
e8 in den Bororten, große, zur fchnellen Befiedelung vorzüglidh ge— 
eignete Gelände befigen. Am leichteiten würden ſich Beftedelungen natürlich 
vollziehen, wenn die Pflegämter Neigung und genügende Kräfte hätten, um bie 
bauliche Erichließung der Ländereien durch die notwendigen Anlagen in Bezug auf 
Straßen, Kanäle und Wafferleitung ſelbſt herzuftellen und dann das baureife Yand 
in ähnlicher Weile, wie das oben für bie ftädtiihe Verwaltung empfohlen iſt, an 
Bauluftige auf Erbbauredt auszuthun. Allein die bisherigen Verhandlungen, melde 
zwiichen dem Pflegamt des Katharinen- und Weihfrauenftiftes und der Aftien- 
gefellichaft für Heine Wohnungen wegen Begründung eines Erbbaureht3 an der 
Mainzer Landftraße gepflogen worden find, haben den Beweis geliefert, dab einem 
ſolchen Vorgehen der Pflegämter außerordentlich große Schwierigfeiten im Wege 
jtehen. Die Herſtellung der Straßen- und Kanalarbeiten erfordert zunächſt Die 
Aufwendung erheblicher Barmittel, deren Beſchaffung, wenn fie auch mit Sicherheit 
verzinit und getilgt werden, doch zunädit für eine auf folche Unternehmungen nicht 
eingerichtete Verwaltung mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden ift. Ferner ift 
bei aller Geneigtheit, mit der Aftiengefellfchaft für fleine Wohnungen für ein großes 
Gelände von vielen Morgen zu verhandeln, doch gleichzeitig eine entichiedene Ab— 
neigung hervorgetreten, mit einzelnen Bauluftigen über Heinere Geländeftüde oder 
einzelne Baupläge Erbbaurechtsverträge abzujchließen. Die Lage iſt demmad in 
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Bezug auf das den öffentlichen milden Stiftungen gehörige Gelände thatſächlich eine 
ſchwierige. Und fo ſehr auch namentlich dad dem Katharinen- und Weißfrauenſtift 
im Weſten der Stadt gehörige Gelände zu raſcher Bebauung vorzüglich geeignet ift 
und aller Borausfiht nad eine wirffame Konkurrenz in Bezug auf die Preisbildung 
des Baugeländes üben würde, fo iſt doch leider mit dem Umftande zu rechnen, daß 
an eine baulide Erſchließung durch das Pflegamt felbft nicht wohl gedacht werden 
kann. Auch wird man zugeftehen müffen, dab das Pflegamt bei feiner Organifation 
wohl kaum in der Lage ift, ſolche mweitausfehenden Unternehmungen jelbft in bie 
Hand zu nehmen. Es bleibt demnach, wenn man nicht auf die bauliche Erſchließung 
verzichten will, was im öffentlichen Intereffe nicht wohl angängig ift, nur ein 
Doppeltes übrig. Entweder übergiebt man dieſes ganze, weit auögedehnte Gelände 
im Weſten der Stadt, zwifhen der Mainzer Landſtraße und der Röbdelheimer 
Chauffee (Rebitöder- und Römerhof- und Biegwald-Gelände) durh Berfauf an die 
Privatipefulation, wobei dann natürlih genau dieſelben Wirkungen der Preis- 
treibereien und Wohnungdverteuerung eintreten würden wie in anderen Teilen des 
Stabtgebietes, oder aber die Stadtverwaltung felbft entfchließt fih, die Aufſchließung 
des Geländes in die Hand zu nehmen, auf ihre Koften Straßen, Kanäle, Waffer- 
leitung und Vorortbahnen zu bauen, das zur Bebauung übrigbleibende Gelände 
feldft von der Stiftung in Erbbauredht zu übernehmen und nad denfelben Grund: 
fügen, wie fie oben für den eigenen ſtädtiſchen Grund und Boden dargelegt find, 
weiter an andere Nachfolger im Erbbaurecht zu übertragen. 

Es bedarf Feiner Ausführungen, daß aud bei dieſem Wege große Schwierig- 
keiten bervortreten werden, aber ebenfo ficher ift auch, daß bei dem beiderfeits an: 
zunehmenden guten Willen zur Löfung diefer focialpolitifh jo hochbedeutſamen 
Aufgabe, die Schwierigkeiten überwindbar fein müſſen. Da das Pflegamt zur Zeit 
nur eine Einnahme von etwa Mk. 20 pro Morgen bat, fo würde es finanziell 
offenbar von größter Bedeutung für die Zwecke des Pflegamtes jein, wenn es nad 
und nad die Einnahmen aus dem Morgen auf etwa Mf. 150 und mehr bringen 
fönnte. Da andererjeitö die Stadtverwaltung nicht die Abficht haben fann, Geld— 
gewinn aus dem Gefchäfte zu ziehen, fondern nur darauf Bedacht nehmen muß, daß 
das ganze Unternehmen von vornherein auf gefunden wirtfchaftlihen Grundlagen 
aufgebaut wird, und etwaige, die Stadt zeitweilig treffende Verluſte demnächſt wieder 
eingebracht werden, jo müßte, wie mir fcheint, aud) über Die —— des Erb⸗ 
baurechts eine Verſtändigung wohl erreichbar ſein. 


IV. 


Meine Anträge gehen hiernach zunächſt dahin: 
Der Magiſtrat wolle unter grundſätzlicher Billigung dieſer Aus— 
führungen 
1. die Stadtkämmerei beauftragen, Vorſchläge wegen der in Erbbaurecht nach 
Maßgabe vorſtehender Ausführungen zu vergebenden ſtädtiſchen Ländereien 
und der dabei feſtzuhaltenden Bedingungen zu machen, wobei insbeſondere auch 
auf das Bedürfnis des mittleren und unteren ſtädtiſchen Beamtenſtandes 
ſowie der Lehrerſchaft Rückſicht zu nehmen iſt, 
2, mit den Pflegämtern des Waiſenhauſes und des Katharinen- und Weißfrauen— 
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ftift3 wegen Aufichließung ihrer Ländereien im Sinne der Ausführungen 
unter III in Beziehung treten und 

3. das Tiefbauamt beauftragen, wegen der Koften der Kanalifation und ber 
Straßenanlagen in dem Stiftungdgelände zwiihen Mainzer Landftraße und 
Rödelheimer EChauffee im Sinne der Ausführungen unter III eine vorläufige 
und überfchlägliche Berechnung vorzulegen, ſoweit dies vor Aufftellung endgültiger 
Fludtlinienpläne angängig ift. 


Zuſätzliche Bemerkungen. 


1. Nachdem die Stadtlämmeret die nötigen Unterlagen bejhafft hatte, 
hat der Magiftrat unter dem 1. Februar 1901 bei der Stadtverorbneten- 
verfammlung beantragt, fi im Princip mit der Vergebung ftädtifchen Ge- 
ländes zu Erbbaurecht einverftanden zu erflären und den Magiftrat zu- 
nächſt für 2 Jahre zu folcher Vergebung und zur Anleihe von 500 000 ME. 
behuf3 Gewährung von Baufapital zu ermädtigen. Diefe Ermädtigung ift 
am 7. Mai 1901 dur folgenden Beſchluß erteilt: 


J. Die Stabtverorbnetenverfammlung erflärt fi mit der Vergebung ftädtifchen 
Geländes in Erbbauredht, fowie damit einverftanden, daß der Magiftrat zunächft 
während der beiden folgenden Jahre auf Grundlage nachſtehender Normativ- 
beftimmungen, mit einer derartigen are und zur Ge— 
währung von Baulapitalien einen Betrag bis zu 500 Mt. anleihe: 

1. —— Bezeichnung der Grundſtücke, an denen das Erbbaurecht beſtellt 
wird. 

2. Feſtſetzung der Dauer des Erbbaurechts, welche regelmäßig auf 60 Jahre 
zu bemeſſen iſt, in geeigneten Fällen aber bis zu 80 Jahren ausgedehnt 
werden kann. 

Die von dem Erbbauberechtigten ſelbſt gezahlten Baugelder müſſen, 
—— eventueller Entſchädigungsanſprüche der Stadt, bei Beendigung 
der Erbpacht zurückgezahlt werden. Im übrigen gehen beim Erlöſchen des 
Erbbaurechts die vorhandenen Bauwerke unentgeltlich in das Eigentum 
der Stadt über. 

3. Der Stadt iſt das Recht auszubedingen, nach 15 Jahren das Erbbaurecht 
für einen unter — — des Gebäudewertes, jedoch unter an 
der vorzufehenden Abfchreibungen und Kapitalstilgungen zu beftimmenden 
Preis alljährlich oder zu beftimmten Zeiten zurüdzuerwerben. Der Erb» 
bauberechtigte hat zu dieſem 83 beſondere Rechnung zu führen. 

Der Übernahmepreis iſt ſiadtfeitig in bar zu zahlen, ſoweit nicht das 
Erbbaurecht hypothekariſch belaftet ift. 

4. Außerdem ift der Stadt ein Vorkaufsrecht auszubedingen. 

5. Der Erbbauberedtigte ift zur fofortigen Bebauung und zur Erhaltung 
und ordnungsmäßigen Unterhaltung während der Dauer des Erbbauredhts 
zu verpflichten. Die Bebauung und Unterhaltung hat unter Kontrolle des 

ohbauamtes zu erfolgen. Zur Erridtung weiterer Baulichfeiten ift die 

uftimmung des Magiſtrats erforderlich. 

ie Baugelder können ftabtjeitig gegen Verpfändung des Erbbaurechts bis 
zu höchſtens ®%ıo des Baumertes dem Bauenden geliehen werden. Das 

Darlehn muß fpäteftens bis zum Ablauf des Erbbaureht3 planmäßig ge- 

tilgt werden. Die eg und anderweite Belaftung des Erbbau- 

rechtes ohne Zuftimmung des Magijtrates ift auszuschließen. 

7. Der Stadt ift eine Kontrolle oder eine Mitwirfung in betreff der Feſt— 
fegung von Mieten vorzubehalten. 227 

8. In geeigneten Fällen ift der Stadt ein Vorzugsrecht bezüglich aller Miet- 
wohnungen oder eined Teiles derjelben vorzubehalten. 
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9. Bei Ausbedingung der jährlihen Abgabe für die Gewährung des Erbbau- 
rechtes iſt auf die Lage der Berhältniffe im einzelnen Falle entiprechende 
Rüdficht zu nehmen. 

10. Es ift vertraglich feitzuftellen, daß die Hausfteuer und bei Veräußerung 
de Erbbaurehtes das Währichaftsgeld oder eine dem Währfchaftägeld 
entiprehende Abgabe vom Erbbauberehtigten gezahlt wird. 

11. Im Fall der Verlegung der Rechte der Stadt ift diejelbe auch vor Ablauf 
der erften 15 Jahre zum NRüderwerb des Erbbaurechtes in Gemäßheit der 
Nr. 3 berechtigt. 

12. Alle Rechte der Stadt find durch Eintragung im Grundbude feftzulegen. 

U. Die einzelnen, nad) Maßgabe diefes Beichlufjes abgeichloffenen Verträge find 
der Stadtverordnetenverfammlung halbjährlih zur Kenntnisnahme vorzulegen. 


Mit einer neu begründeten Arbeiter-Baugenofjenfhaft ſchweben bereits 
Verhandlungen auf diefer Grundlage. 

2. Die Pflegämter der vorgenannten öffentlichen milden Stiftungen 
haben ſich zu entjprehendem Vorgehen bereit erklärt. Zur Zeit fchweben 
Verhandlungen über Begründung einer Aftiengefelihaft behufs Erbauung 
von Wohnungen auf ftädtifchem und jtiftifhem Gelände auf der Grundlage 
des Erbbauredts. 


Anlage Il. 


Vertrag mit der Internationalen Baugejelichaft über die Erbauung 
feiner Wohnungen !. 


Die vom Magijtrat mit Antrag vom 1. Februar d. 3. der Stadtverordneten- 
verfammlung unterbreiteten Borjchläge wegen Vergebung ſtädtiſchen Grundbefiges 
im Wege des Erbbaurechts, unter Bereitjtellung .ftädtiihen Kredites für die Bau- 
gelder, waren von vornherein nicht in dem Sinne gemadt, ald ob damit die 
Thätigfeit der ſtädtiſchen Berwaltung auf dem Gebiet des MWohnungswejens ab- 
aeichloffen jein jollte. Insbeſondere war in der beigefügten Denkſchrift vom 7. Juli 
1900 ausdrüdlicd darauf hingewiejen, dab die Erbauung von Wohnungen für die 
ftädtifhen Arbeiter und Bedienfteten durch die Stadt felbft ihren weiteren Fortgang 
haben müßte. 

Aber auch darüber hinaus ſchien dem Magistrat bereitS damals eine Förderung 
des Wohnungsbaues durd die Stadt ſchon deshalb unentbehrlich, weil der unleugbar 
3. Zt. vorhandene Mangel an kleinen Wohnungen, wenigitend zu einem gewiflen 
Teile, unmittelbar auf die Thätiafeit der ſtädtiſchen Verwaltung ſelbſt zurüdgeführt 
werden muß. Die im Intereſſe des Verkehrs erforderlihe Anlage neuer 
Straßenzüge in der Altftadt bringt es leider mit ſich, daß zahlreiche kleinere 
Wohnungen niedergelegt werden müflen, und es läßt fich nicht wohl die moralijche 
Verpflihtung von der Hand weiien, für einen Erjat derjelben Sorge zu tragen. 
Die in den nächſten Jahren in Ausfiht ftehende Durdführung der Braubachſtraße 
wird nad den angeftellten Erhebungen inöbefondere den Fortfall von 41 PVier- und 
Fünfzimmerwohnungen, 60 Dreizimmerwohnungen und 247 Zwei- und Einzimmer— 
wohnungen zur Folge haben. Es kommt hinzu, dab die von allen Seiten als not» 
wendig anerfannte und auch mit dem Königl. Polizeipräfidium bereits vereinbarte 
Einführung einer polizeilihen Kontrolle über die ee der 
Wohnungen erit dann ins Yeben treten fann, wenn einwandfreie Feine Wohnungen 


! Vortrag des Magiftrats an die Stadtverordnnetenverfammlung vom 23. April 1901. 
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in genügendem Umfange zur Berfügung ftehen. Eine ftadtjeitige Förderung 
des Bohnungsbaues durch Privatunternehmer wird aber nur dann möglich fein, 
wenn fie nicht in den Formen der Subventionierung, jondern auf ftreng 
wirtihaftliher Grundlage erfolgt, welde auch für andere ähnliche Unter: 
nehmungen wieder verwertet werden fann. Nach längeren Berhandlungen ift es 
elungen, auf dieier Grundlage den in den Anlagen enthaltenen Vertrag mit der 

nternationalen Baugejellichaft zu ftande zu bringen, welcher nunmehr der 
Stadtverordnetenverfammlung zur Genehmigung unterbreitet wird, und deſſen 
wichtigere Beftimmungen im nachſtehenden wiedergegeben find. 


Die Internationale Baugeſellſchaft ift bereit, einen Teil ihres weftlich der 
Galluswarte und nördlih der Mainzer Landftraße belegenen Geländes in Größe 
von 9,78 Hektar (brutto) dur Anlage von Straßen baulic zu erfchließen und durch 
eine zu diefem Zwecke mit einem Kapital von 900000 ME. zu begründende Aktien» 
geſellſchaft (Hellerhof-Gejellihaft) auf dieſem Gelände 656 Drei- und Zmweizimmer- 
wohnungen, unter Bereitjtellung Heiner Gärten für jede Wohnung, herzuftellen, 
wenn die Stadt die Beichaffung des zur Erbauung der Wohnungen erforderlichen 
Kapitald dadurd erleichtert, dab fie für die zu dieſem Zwecke auszugebenden 
Schuldſcheine von insgefamt 3400000 ME. in Bezug auf Kapital und Zinfen 
die Garantie übernimmt. 

Dagegen fol der Stadt ald Entgelt für die von ihr zu übernehmende 
Garantie ein Anteil an den Erträgnifien der Gefellihaft in der Weiſe 
eingeräumt werden, daß die Stadt zunädit vor Zahlung einer Dividende 
bis 1935 die feite Summe von 6000 ME. und außerdem den ganzen, nad Zahlung 
einer auf höchſtens 41/2 %o bemejlenen Dividende verfügbaren Überſchuß (veranichlagt 
zu rund 7000 Mf.) mit der VBerpflihtung erhält, diefe Summe zum allmähliden 
Erwerb der Altien zu verwenden. Diejer Erwerb wird fih, wenn der aufs 
geitellte Voranfchlag über Einnahmen und Ausgaben ſich als zutreffend erweift, in 
etwa 30 Jahren vollziehen. Außerdem hat die Stadt das Recht, alljährlich die ge— 
famten noch nicht in ihrem Beſitz befindlichen Aktien durh einmalige Zahlung zu 
erwerben. Der für die Aftien zu zahlende Preis ift für die Zeit bis 1914 auf 
110 %o und von da an auf 120% feitgefegt, einmal um die Verwertung der Aktien 
zu erleichtern und zugleih um der in ficherer Ausficht ftehenden Wertjteigerung des 
Grund und Bodens, wenigitend in gewiſſem Umfange Rechnung zu tragen. Die 
Tilgung der Obligationen joll dadurd erfolgen, daß diefelben vom Jahre 
1935 an mit 1%o und den erfparten Binfen, d. h. in etwa 40 Jahren amortifiert 
werden. Da die Stadt bi dahin in den Befig der Aftien gelangt fein wird, fo 
werden die ihr zufließenden Dividenden ausreichen, um auch die Tilgung der Obli- 
gationen herbeizuführen. Die Stadt wird alfo nad dem aufgeitellten Finanzplane 
nad etwa 76 Jahren den gefamten mit den 656 Wohnungen beftandenen Grund- 
beit in Größe von rund 4,80 Hektar erwerben, ohne dab ihr dafür eine andere 
Leiſtung, als die von ihr übernommene Garantie für die Obligationen obläge. Was 
die Gefahren der Garantie anlangt, fo iſt zu bedenken, daß dieſelbe erft dann 
in Anſpruch genommen werden fünnte, wenn die Sejamteinnahmen der Gejellichait 
fih um mehr als 50000 ME. fchlechter ftehen follten, als im Finanzplane ange: 
nommen ift. Da nun im Finanzplane bereits ein Ausfall von 5%o der insgeſamt 
auf 247728 Mf. veranichlagten Mieten mit 12386 Mf. vorageiehen iſt, fo tft es 
durchaus unwahrjcheinlih, dab Zahlungen aus der ftädtiichen Garantie überhaupt zu 
bewirken fein werden. Sollte dieje Notwendigfeit aber aus ganz befonderen Gründen 
einmal eintreten, fo ift zunächft weitreichende Sicherheit vorhanden, daß die gezahlten 
Beträge in den jpäteren Jahren wieder zurüdbezahlt werden. (Vgl. $ 5 Abi. 5 des 
Vertrages.) In jedem Fall fteht ſolchen Ausgaben der weit größere Vorteil des 
allmähliden Erwerbs der Aktien gegenüber. 

Im einzelnen ift noch folgendes zu bemerken: 

1. Der von den ftädtiihen Behörden für das Gelände zwiihen der Gallus» 
warte, der Mainzer Landitraße, dem Eilenbahndamme der Naffauiihen Bahn und 
der Idſteinerſtraße aufgeitellte Fluchtlinienplan ift von verichiedenen Seiten, 
darunter auch von der Internationalen Baugejellihaft, angefochten. Der diejem 
Vertrage zu Grunde gelegte Fluchtlinienplan weit von dem von den ſtädtiſchen 
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Behörden aufgeſtellten in verſchiedenen Punkten ab. Vorausſetzung dieſes Vertrages 
iſt mithin, daß dieſer neue Fluchtlinienplan, über welchen beſondere Vorlage erfolgen 
wird, rechtswirkſam feftgeiegt wird. Die Internationale Baugeſellſchaft hat Re 
dur $ 16 des Vertrages bereits verpflichtet, einem für das Gejamtgebiet auf- 
eftellten Fluchtlinienplan, welcher für Straßen und Plätze 32,50 %0 vorfieht, zuzu— 
timmen, und aud einer Umlegung der gejamten beteiligten Grundftüde auf Grund 
diejed Flucdtlinienplanes beizutreten. 

2. Das gefamte auf Grund diefed Vertrages zur baulihen Erſchließung 
gelangende Gelände der nternationalen Yaugeiellicjaft umfaßt 97814 QDuadrat- 
meter. Hiervon bleiben nah Abzug der Straßen und Plätze mit 32,50% an netto 
Baugelände rund 66000 Quadratmeter übrig. Bon diefen find wiederum rund 
48 Duadratmeter aur Errichtung der Heinen Wohnungen beflimmt, während die 
übrigen rund 18000 Quadratmeter der internationalen Baugefellihaft für ander- 
weite Bebauung verbleiben. Dem jtabtjeitigen Erwerb unterworfen find hiernach 
ledigli, abgejehen vom Straßengelände, jene rund 43000 Quadratmeter. 

3. Die gefamten Straßenbaufoften nebft Koften der Sjährigen Unter- 
N trägt die internationale Baugejelihaft, ſoweit nicht die Geflügelhandlung 

ayer zur Koftendedung für einzelne Straßenteile verpflichtet if. Es find ihr 
jedoch von der Nrtiengefellfchaft „Hellerhof“ diejenigen Koften zu erftatten, melde 
auf die Fronten der von der letzteren herzuftellenden Häufer entfallen. Die Straßen 
follen der größeren Haltbarkeit wegen im allgemeinen gepflaftert, die Fußſteige durch 
Randfteine abgeichloffen und mit Berliner Mofaikpflafter hergeftellt werden, die 
Fahrbahn der aroßen, in der Mitte liegenden Promenadenitraße joll jedoch mit 
Asphalt verjehen werden. Die Koften etwa herzuftellender gärtneriicher Anlagen 
und Baumpflanzungen auf der Mittelpromenade werden, wie üblid, von der Stadt 
getragen. 

4. Die Koften der Kanalifation, welche auf die Fronten der Wohnungs- 
geſellſchaft Hellerhof entfallen und auf 66 000 ME. veranschlagt find, trägt die Stadt, 
wofür diefelbe jedoch einen entiprechenden Betrag von 66000 ME. Aktien erhält. 
Im übrigen trägt die Internationale Baugefellihaft die Koften der Kanalifation, 
abgejehen von den von der Geflügelhandlung Mayer zu übernehmenden Beträgen. 

Außerdem übernimmt die Stadt nod weitere 34000 ME. Aktien, um von 
vornherein dur einen ftädtijhen Aftienbefit von 100000 ME. den für not» 
wendig eradteten Einfluß in der Aftiengejellichaft zu gewinnen. 

5. Der Preis des für die Erbauung der Eleinen Wohnungen beftimmten 
Geländes von rund 48000 Quadratmeter iſt auf 900000 ME., d. h. etwa 18,75 ME. 
für das Quadratmeter, feftgefegt, wobei Stempel- und Überſchreibungskoſten der 
Snternationalen Baugejellichaft allein zur Laſt fallen. 

6. Das Aktienkapital beträat, wie bereits angegeben, 900000 ME., wovon 
100 000 Mt. auf die Stadt und 800000 ME. auf die Internationale Baugeſellſchaft 
entfallen. Während, wie bemerkt, die Stadt hiervon 66000 ME. durch Übernahme der 
Stanalifationsarbeiten einbringt und 34000 ME. in_bar zahlt, erfüllt die Inter: 
nationale Baugefellihaft ihre Verpflichtungen durch Übereignung des mehrgedadhten 
ee glg in Größe von rund 4S000 Quadratmeter. Da der Kaufpreis von 
900 Me. bierdurh nicht völlig aededt wird, iſt derjelbe der Internationalen 
Baugefellihaft im Betrage von 100000 Mt. durch Übergabe von Obligationen zu 
vergüten. 

7. Die auszugebenden Obligationen im Gejamtbetrage von 3400000 ME. 
find mit Garantie der Stadt zu verfehen. Sie find jährlich mit 4 %Vo Er verzinfen 
und bis zum 1. Dftober 1908 unfündbar, von da ab fünnen fie mit 6monatlicher 
Frift ganz oder teilweile gefündigt werden. Abdgejehen davon müſſen fie von 1935 
an mit 1%o und den eriparten Binfen getilgt werden. 

8. Um eine völlig Mare Sachlage zu ſchaffen und Überſchreitungen zu ver- 
meiden, übernimmt die Internationale Baugeiellihaft für feite 
Paufhalfummen fomohl die ſchon erwähnte Herftellung und fünfjährige Unter- 
haltung der vor den zu bauenden Fleinen Häufern liegenden Straßenftreden, als 
auch die Koften für die Begründung der Aftiengefelihaft und für die Herftellung 
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der Wohnungen, lettere mit 3146000 ME. ($ 4). Die Anſätze für die Baukoſten 
find vom Hochbauamte geprüft und ald mäßig gegriffen bezeichnet worden. 
9. Die Wohnungen zerfallen in: 
84 Mohnungen mit je 3 Zimmern, zum angenommenen Mietwerte von 
540 Mt. pro Jahr, 


424 r mit je 2 Zimmern, zum Mietwerte von 360 Mi. pro 
Jahr und 

148 e Zweizimmerwohnungen im Dadftod, zum Mietwerte von 
je 336 Mt., 


insgefamt 656 Wohnungen 
im Gefamtmietwerte von 247728 Mt. Dieje Summe wird, wie bereit3 bemerkt, im 
— — nur abzüglich von 580, das iſt 12386 Mk., in Anſatz gebracht, das iſt 
mit 342 Mt. 
Diefer Einnahme würden folgende Ausgaben gegenüberjtehen: 
1. 4° Binjen für 3400000 Mt. Obligationen. - : » » . . 136000 Mt. 
2. Ausgaben für Verwaltung, Unterhaltung und Berfiherung der 
Gebäude mit indgefamt 10 NE — ne : 


3. Steuern . . . — — 
insgeſamt 178 873 Mt. 


Es bliebe fonah ein Reingeminn von 56469 Mf., welcher in folgender 
Weiſe zu verteilen wäre: 
a. geſetzlicher Refervefonds 5 Yo mit. » 2 2 nn nn nn 2824 ME, 
b. feite Zahlung an die Stadt . » » 2 2 2 0 nenn. 600 „ 
e. bis zu 42% auf das Aktienkapital von 900 000 Mi. . . . 40500 „ 
zufammen 49 324 It, 


fo daß ein an die Stadt abzuführender Überihuß von 7145 Mf. verbliebe. Über die 
Verwendung der unter b genannten 6000 Mi., ſowie dieſes Überſchuſſes zur all- 
mählichen Überführung der Aktien in ſtädtiſchen Beſitz ift oben bereit? das Nähere 
ausgeführt. 

10. Was die Zeit der Herftellung der Häufer anlangt, fo ift die Inter— 
nationale Baugefellichaft verpflichtet ($ 11), binnen 12 Monaten nad Feitftellung 
des Fluchtlinienplanes 24 Wohnhäuſer fertigzuftellen und der Aftiengefellihaft zu 
übergeben. Nach weiteren 12 Monaten jollen wiederum 24 Wohnhäuſer hergeftellt 
jein und im 3. Baujahre der Neft der im ganzen projektierten Wohnhäuſer fertig- 
geftellt werden, jo daß nad Ablauf von 3 Jahren die fämtlichen projeltierten Wohn- 

äufer bewohnt werden fönnen. 

Solange dieje Wohnhäufer nicht fämtlich fertiggeftellt find, und demnach aud) 
die vorgefehenen Mieten noch nicht eingehen, hat die Internationale Baugeſellſchaft 
er Zinien für die Obligationsihuld unter Garantie eines erften Yankhaufes zu 
zahlen. 

11. Die Übertragung befonderer Auffihtsrehte auf die Stadt 
ſchien nur infoweit angezeigt, als es fih um die Unterhaltung der Gebäude handelt, 
welche der Kontrolle des Hochbauamtes unterftellt ift, dagegen ſchien es ratjam, in 
Bezug auf die übrige Gefhäftsführung, namentlih die Vermietungen und After- 
vermietungen, der Gefellfchaft freie Hand zu laffen. Eine willfürlihe Erhöhung der 
Mieten ift in feinem alle zu befürdten, da die Dividende auf den Hödjtbetrag 
von 41/2 %o beſchränkt ift, und die Gefellihaft ſonach an der Steigerung der Mieten 
fein Intereſſe bat. Sollten in der That einmal infolge veränderter BZufammenjegung 
der Gejellihaft erhebliche Übelftände einreißen, fo ift die Stadt einmal durd ihren 
Aktienbefig in der Lage, entiprechend einzuwirken, andererfeit3 fann fie in ſolchen 
Fällen durch den Erwerb der fämtlihen Aktien das ganze Unternehmen an ſich 
ziehen. Die Einräumung weiterer Auffihtsrechte an die Stadt würde die Leichtig- 
feit und Billigfeit des Geihäftsganges entfchieden nur nachteilig beeinfluffen. 

Nur an einem Punkte fchien für beide Seiten die Feitftellung gewiſſer Garantien 
nötig. Einerſeits läßt fich denken, daß die Stadt, nachdem fie die Hälfte der Aktien 
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erworben bat, die Mieten fo berabjeten könnte, dat eine Dividende von 4/2 %/o un 
möglid würde. Obwohl ein ſolches Borgehen der Stadt jehr unwahrſcheinlich iſt, 
da fie dadurch den ftadtjeitigen Erwerb der Aktien unmöglich machen würde, ift von 
der anderen Seite doc entichiedener Wert darauf gelgt, dat die fortlaufende Aus- 
lojung der Aftien nah Erlangung der Majorität der Aktien durch die Stadt ficher- 
gejtellt würde. Der Stadt iſt demnah in $ 5 eine entſprechende Verpflichtung 
auferlegt worden. Dem gegenüber ift andererjeit3 auch die Gefellfchaft verpflichtet, 
die vorgejehenen Mieten nur mit Genehmigung des Magiftratö herabzufegen, damit 
nicht auf diefe Weiſe die zur allmählichen Auslofung der Aktien vorgefehenen Über- 
ſchüſſe fünftlih verringert würden. 

12. Die Jnternationale Baugejellichaft ift an den Vertrag nicht mehr ge» 
bunden, wenn die Zuftimmung der Stadtverordnetenverfammlung nidt 
bis zum 15. Mai 1901 erteilt ift. 


Diefe ift inzwifchen erteilt worden unter Vornahme einiger Änderungen 
gemäß dem Bericht des Ausſchuſſes für Erbbaureht: hauptfählid Auf: 
jtellung eines neuen Wohnungsplans mit mwefentlich billigeren Wohnungen, 
ingbefondere auch einer größeren Anzahl Einzimmerwohnungen, und Be: 
ftimmung, daß die vereinbarten Mietpreife, ausgenommen Fälle unabwend- 
barer Ereignifje, als Höchftpreife zu gelten haben. 


Piererrihe Hofbuchdruderei Stephan Geibel & Co. in Altenburg. 
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Dormwort. 


Bei Auswahl und Gewinnung der Mitarbeiter für dieſen letzten 
Band der Unterfuchungen ift die Kommilfion durch die Herren Prof. 
Dr. Bücher in Leipzig (für die Schweiz), Prof. Dr. Rauchberg in Prag 
(für Belgien) und Proi. 9. W. Farnam in Yale (für die Vereinigten 
Staaten) unterftüßt worden. 

Aber auch diefer Band ift nicht ganz programmgemäß zu ftande 
gefommen. Abgejehen von England, für das leichter ein über das ganze 
Material verfügender deutjcher Bearbeiter zu finden war, jollte jedes 
iremde Land von feinem Angehörigen desfjelben bearbeitet werden. Es 
erwieß fich jedoch als unmöglich, einen geeigneten Bearbeiter für Frank— 
reich zu gewinnen; auch für Schweden und Dänemark, die Proi. Holit 
uriprünglic; hatte mitbearbeiten jollen, war es nicht mehr rechtzeitig 
möglid. In allen diefen drei Fällen hat Herr Prof. Dr. Albrecht in 
danfenswertejter Weiſe jelbft ausgeholien. Nur für Italien gelang es 
überhaupt nicht, einen Bearbeiter zu befommen, was aber bei den geringen 
Zeitungen diefe® Landes auf dem Gebiete der Wohnungspolitik nicht 
von großem Belang ift. Dagegen tft der von dem Oberarditelten des 
Londoner Grafſchaftsrates Herrn W. E. Riley in liebenswürbdigiter Weife 
zur Berfügung gejtellte Bericht über die großartigen Sanierungsarbeiten 
diefer Körperichaft eine wertvolle Bereicherung dieſes Bandes. 

Alles in allem giebt diejer ſomit, wenn auch die einzelnen Beiträge 
ichr verichieden an Umfang und Ausführlichkeit find, doch ein ziemlich 
lüdenlofes Bild der Kulturarbeit, welche auf diefem Gebiete im übrigen 
Ausland, abgejehen von Ofterreich, in den letzten Jahrzehnten unter teils 
gleichen, teils abweichenden Berhältnifien geleiftet worden ift. Es zeigt 
uns, daß Deutjchland in der Wohnungspolitit heute eine Mittelitellung 
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einnimmt: weiter fortgeſchritten als ein Teil der fremden Länder, in 
denen noch wenig oder faſt gar nichts geſchehen iſt, ſteht es doch hinter 
. anderen — jo namentlich England, 3. T. auch der Schweiz, Belgien und 
den Vereinigten Staaten —, wenn e8 fie auch in einzelnen Punkten über: 
trifft, in anderen, und zwar den wichtigften, erheblich zurüd und fann 
und muß mutatis mutandis vieles don ihnen lernen. Nur die ftete 
Beobachtung und Bergleichung der Erfahrungen aller Hulturländer wird 
diefe Frage, Die, wenn auch heute vielleicht in Deutjchland am 
brennendften, doch eine internationale, wenigjtens alle industriellen Länder 
erfaffende tjt, allmählich einer genügenden Löſung entgegentühren. 


Freiburg i. B., 15. Auguit 1901. 


Carl Iohannes Fudıs. 


Inhaltsverzeichnis 
zum dritten Band. 


Seite 
Vorwort . . Fr — 

I. Making ber bie ——— in ber Beute Schweiz Bon 
Dr. F. Mangold, Ball. . . . . A 1 

ll. La question du logement dans la Suime oecidentale. Par 
A. Schnetzler, Docent a Lausanne. . . 69 

III. Die MWohnungsfrage in England. Bon Rat Dr. Conrab Bötow 
Hamburg. . - 105 

IV. Sie Wobaunaätniae: 1 in —— Bon Prof. D. 5. Abe, 
GroßsLichterfelde . » - » 163 

V. Lie Wohnungsfrage in Belgien. Bon Dr. Emil Ber Sees, Vrüffel, 
Abteilungächet im Arbeitäminifterium (Arbeitdamt) . . - 185 


VI. The Housing of the Working People in the United States. By 
GustavusA.Weber, U. S. Department of Labor, Washington 245 

VII Unterfuchungen über die Wohnungsfrage in Rußland. Bon Dr. Leo 
Berthenjon, St. Peteräburg, ftändigem Mitglied des Medizinalrats 269 

VIII. Die Wohnungdfrage in Norwegen. Bon Prof. Dr. Arel Holit, 


Ghriftiania . - - an a ee A 8 
IN. Die MWohnungsfrage in Echweben. Von Prof. Dr. H. Albrecht, 
GroßsLichterfelde . . . Be a a Se en 
X. Die Wohnungsfrage in Dänemart. Bon Prof. Dr. H. Albredt, 
Groß-Lichterfelde -. ». » . . a ae er a ie, aa Se 


Anhang. Die Sanirrungdarbeiten. des Londoner Grafichaitärates. 
TU zwei DIA Sara ae et Be 


I. 


Unterfuchung über die Wohnungsfrage 
in der deutichen Schweiz. 


Don 


Dr. 3. Mangold, Bafel. 


Säriften CXVII. — Bohnungsfrage II. 1 


I. Vie Hanptreiultate der Wohnungsengueten in Der 
dentichen Schweiz jeit der Baſeler Enguete vom 
Jahre 1889 ', 


Wohl in wenigen Ländern hat man in dem Jahrzehnt von 1890 
bi3 1900 der Wohnungafrage im weiteften Sinne und der Wohnungs- 
frage ber unteren Klaffen, der Arbeiter, fo viele Aufmerkſamkeit gefchentt, 
wie in der deutſchen Schweiz, fpeciell in ihren deutichen Kantonen. Nicht 
nur, daß fie öffentlich diskutiert wurde, man bat fich auch bald in allen 
größeren Städten, namentlich den Induftriecentren, bemüht, Erhebungen 
zu machen, Enqueten vorzunehmen, um die zur Beurteilung der Wohnungs- 
frage erforderlichen Materialien zur Hand zu befommen. Dan hat ferner 
aus den gewonnenen Thatjachen für die Sanitäts- und Baupolizei 
praftifche Maßregeln zu gewinnen verjucht; man Hat den Verſuch ge- 
wagt, ein Wohnungsgejeß, ein neues Stüd jocialer Gefeßgebung, dem 
Volke zur Abſtimmung vorzulegen, und endlich ift man daran gegangen, 
dem Staat oder der Gemeinde die Aufgabe zu übertragen, jelber Wohn- 
häufer zu erftellen und zu billigem Zinſe auszumieten. 

Dabei ift der Gang der Dinge verichieden geweien. In Baſel 
nimmt man exit die Engquete vor, und auf fie geftüßt, verjucht man den 
aufgededten Übeln zu begegnen. In Bern ift man gezwungen, erjt der 
dringendften Not zu wehren, Käufer zu bauen, und erft nachher werden 
Erhebungen über die Wohnungsverhältniffe angeftellt. 

Faſt überall aber ift die Initiative zur Behandlung der Wohnungs- 
frage nicht von der befißenden oder herrichenden Klaffe ausgegangen, 
fondern, wie Nationalrat Hofmann ſchon bemerkt hat?, von Vertretern der 


— 





ı fiber die Wohnungsenqueten in der Schweiz i. a. vgl. Archiv f. foc. Geſetz— 
gebung 1896. Über vergleichende Angaben ebenda 1900. Beide Arbeiten von 
Nationalrat Dr. Hofmann. 

2 Archiv f. joc. Geſetzgebung 1896. 
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Arbeiter oder von ſocialdemokratiſchen Abgeordneten gefegebender Körper, 
Sie war die Folge der Beftrebungen der Arbeiterfchait, den Staat oder 
die Gemeinde zur Erftellung von Wohnungshäufern zu bringen, dadurch 
billige Wohnungen zu jchaffen und auf den Preis der übrigen Wohnungen 
zu drüden. 

In der That laffen fich alle Forderungen der Arbeiter in der 
Mohnungsfrage auf die eine zurüdjühren: billige Wohnungen! Das zeigt 
die genaue Beobachtung und der Verkehr mit ihnen deutlich. Und wenn 
fie den Enqueten das Wort reden, jo gejchieht es mit der ftillen Hoffnung, 
die Aufdeckung der ſchlechten Wohnungsverhältniffe werde unbedingt den 
Staatsbau von Wohnhäufern nach fich ziehen. 

Wer nicht die engften und finjterften Gäßchen und Winkel der 
größeren Städte (Bafel, Zürich, Bern u. ſ. w.) aus eigener Anfchauung 
fennt, wer nicht jchon in die überfüllten Wohnungen hineingefehen hat, 
der ift bei uns leicht geneigt, die Wohnungsfrage als eine afademifche 
zu betrachten. Der friedliche Bürger vom Mittelftand eremplifiziert mit 
den fremden Großſtädten, mit Paris, Berlin und London, und behauptet 
getroften Mutes, daß von einer Wohnungsfrage, beſſer Wohnungsnot, 
bei und nicht die Rede fein könne. Auf den erften Anblid fcheint er 
recht zu haben, wenn man bedenkt, daß eine einzige Stadt (Zürich) über 
150000 Einwohner zählt, und daß die Bevölkerung der ihr in der 
Größe zunächft ftehenden Städte nur 100 000, 70000 und 60000 Geelen 
beträgt. Ja, im Jahre 1893 befaß noch feine Stadt der Schweiz über 
100 000 Einwohner". 

Grit die Tabellen der Wohnungsenquete von Bajel und ihr Text 
haben deutlich gezeigt, daß man nicht mit ruhigem Gewiffen jagen fann, 
es gebe in der deutichen Schweiz feine Wohnungsfrage. Nachdem die 
Thatjachen mit den Mitteln der exakten wiffenjchaftlichen Forſchung feit- 
geftellt und mit Vorficht, wie Profefjor Bücher im Vorwort zur Bafeler 
Enquete jchreibt, die Schlußfolgerungen gezogen worden waren, konnte es 
nicht anders fommen, als daß alljeitig, gewiflermaßen mit Erftaunen, über 
die unerwarteten Rejultate der Enquete gejprochen und darüber beraten 
wurde, wie den übeln Zuftänden im Wohnungsweſen abgeholien werden 
fönnte. 

Und wie e8 in Bafel gegangen war, fo ging e& in den übrigen 
Städten des jchweizerifchen Mittellandes: in Bern, Solothurn, Narau, 
Zürich, Winterthur, St. Gallen. Überall, wo fich eine zahlreiche Arbeiter- 


! Zürich 94000, Winterthur 16000, Bern 46000, Gent 52000, Bajel 
70000 Einwohner. 
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Ichaft zufammengefunden hatte, oder wo, wie in Zürich, die Bevölkerung 
in außerordentlicher Weije zunahm (von 94000 Einwohnern im Jahre 
1898 auf 150000 im Jahre 1896), dedten die Wohnungsunterfuchungen 
Übelftände auf, die man nicht, oder nicht in fo ftarfem Make erwartet 
hatte. — Darüber, in welcher Weije die Bevölferung des Landes, der 
Dörfer, unter einer Wohnungsnot zu leiden habe, find bis jeßt noch 
feine Erhebungen gemacht worden. Gewiß ift aber, daß die Frage auch 
im Dorie auftritt; nur find die Leute jelten, die fie öffentlich in den 
Räten zur Sprache bringen. 

Im Borworte zu feinem Berichte jchreibt Profeffor Bücher „die 
Wohnungsenquete von 1889 wird immer ein ehrenvolles Dentmal bleiben 
für den Ernft und die Einficht, mit welcher Baſels Großer Rat und die 
Regierung die jocialen Aufgaben der Gegenwart erfaßt haben, und jie 
wird für andere Städte ein nahahmenswertes Beifpiel 
bilden”. Die Zeit hat diefen Worten Recht gegeben; denn in der Zeit 
von 1894—97 haben in Laufanne, Bern, Züri, Winterthur, St. Gallen 
und Luzern große Wohnungsunterfuchungen ftattgefunden. Soweit ihre 
Reiultate vorliegen, geben fie Bilder der Wohnungsverhältniffe jeder 
diefer Städte; fie find aber ganz verichieden ausgefallen, je nach der 
Fähigkeit des Bearbeiters, das gewonnene Material zu verwerten. 

Für die deutjche Schweiz im gejamten ift wenig dabei gewonnen 
worden; e8 find eben nur Eingelbilder, und es ift durchaus falfch, ohne 
weiteres allgemeine Schlüffe daraus zu ziehen, da doch die Wohnungs- 
frage von Ort zu Ort in vielen Dingen anders ift. Wohl können wir 
Refultate vergleichen und einander gegenüberftellen; allein die ungleich- 
mäßige Auffaffung der Frage und die verjchiedenartige Behandlung bes 
Materials jegen una manche Schranke. Es wäre jehr zu wünfchen, daß 
insfünftig bei dergleichen Unterfuchungen gewifie Normen feftgeftellt und 
genau beobachtet würden. 


Die BWohnungsunterfuhungen von 1889—97 und ihre widhtigiten 
Reſultate. 


Bajel!. In der geſetzgebenden Behörde, dem Großen Rate des Kan— 
tons Bafelftadt ftellte im März 1888 ein Socialdemokrat den Antrag: 
Der Große Rat möge den Regierungsrat beauftragen, eine Enquete über 
die Wohnungsverhältniffe Hiefiger Stadt, namentlih in janitarifcher 


ı Die Wohnungs-Engquete in der Stadt Baſel vom 1.—19. Februar 1889. 
Im Auftrage des Regierungsrates bearbeitet von Karl Bücher, Bafel 1891. 
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Hinficht vorzunehmen. Am 28. Mai fam der Antrag zur Verhandlung, 
und nach kurzer Debatte wurde er mit 47 gegen 6 Stimmen für erheblich 
erklärt. Der Regierungsrat ernannte eine Kommiffion und übertrug ihr 
die Behandlung der Angelegenheit. Nach gründlicher Beratung kam fie 
zur Anficht, „daß nur eine allgemeine Erhebung mit Torgfältigen Ber- 
mefjungen und Unterfuchungen durch bauverftändige Perfonen, jowie 
Vejtlegung der für jede Wohnung gemachten Beobachtungen in einem 
umfafjenden Frageichema zum Ziele führen könne.“ Die Erhebung follte 
im Winter durch Baupoliere vorgenommen werden, und zwar möglichit 
bald nach der Volkszählung, damit die Reſultate beider Aufnahmen zur 
gegenfeitigen Ergänzung und Kontrolle benußt werden könnten. — Die 
Enquete wurde am 1. Februar dur 52 Beamte in 26 Erhebungsbezirfen 
gleichzeitig begonnen und big zum 21. Februar fortgejeßt. Je zwei arbeiteten 
zuſammen und unterfuchten durchichnittlich 8 Käufer und 30 Wohnungen 
im Tage. Die Koften der Erhebung beliefen fich auf ca. 5800 Fr. für 
total 887 Arbeitstage. — Die Enquete erjtredte fi auf alle Häuſer 
der Stadt, welche von mehr als einer Familie bewohnt wurden, fofern 
nicht eine Schlaf- oder Koftgängerei in denjelben getrieben wurde oder fie 
zu irgendwelchen gewerblichen Zweden dienten. Das gewonnene Material 
wurde doppelt verwertet, adminiftrativ und ſtatiſtiſch. 

Adminiftrativ wurde es in der Weiſe benüßt, daß in einem 
„Ihwarzen Buche“ die durch die Enquete ans Licht gezogenen Mängel 
baupolizeiliher und fanitarifcher Art nach bejtimmten Rubrifen auf- 
genommen wurden. Die Normen, welche für die Beurteilung der als 
„Mängel“ anzujehenden Zuftände maßgebend fein follten, wurden dem 
Entwurfe eines neuen, erjt zu erlaffenden Hochbautengejeges entnommen !. 

Bon den 3624 aufgenommenen Häufern gaben 3449, d. 5. 95°%o 
zu Bemerkungen und zur Aufnahme in das jchwarze Buch Anlaß ?. 
Lebteres wurde dem Bau- und Sanitätsdepartement übergeben und bietet 
ihm eine fichere Handhabe, um auf Verbefferung jchlechter Wohnungen 
u. ſ. w. hinzuwirken, foweit es die beftehenden baupolizeilichen Geſetze 
geitatten. 

Die ftatiftifche Bearbeitung des Material übernahm Profeſſor 
Bücher. Über die Art der Aufarbeitung giebt er im Vorbericht (©. 16 f.) 
an Hand der reproduzierten Fragebogen genaue, intereffante Auskunft, 
Die Vorarbeiten und Tabellierungen nahmen 7 Monate in Anſpruch. 


In Kraft getreten den 27. Juni 1895. Geſetz über Hochbauten: Sanitäre 
Anforderungen bei Anlage von Bauten, S. 118—156. 
2 Über die Einrichtung dieſes Buches vgl. ©. 13 f. des Berichtes. 
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Die ftatiftifche Verarbeitung umfaßte die Häuferftatiftit und die 
Bohnungsftatiftil. Außerdem ftellte Projeffor Bücher anderweitige Er- 
mittlungen an durch eine Beiprechung mit Bafeler Arbeitern über das 
Wohnungswejen und durch Benüßung der in den Schlußberichten der 
Erhebungsbeamten niedergelegten allgemeinen Eindbrüde, die fie bei der 
Aufnahme erhalten Hatten. Die Häujerftatiftif giebt Auffchluß über 
die Gejamtzahl der Häufer, über die allgemeine Wohnungsdichtigkeit, 
die Zahl der der Enquete unterwworfenen Häufer, die Stodwerfe und die 
Wohnungsdichtigkeit in den unterfuchten Häufern, den Beruf der Eigen- 
tümer, den Mietwert der Wohnhäuſer, die Eigentumsverhältnifie der 
reinen Miethäufer und über die Höhe der Mieten. — Die Gejamtzahl 
der Häufer in der Stadt Baſel betrug am 1. Dezember 1888 5154; 
davon waren 5124 bewohnt von total 15127 Haushaltungen mit 
69809 Bewohnern. — Die Bevölkerung Baſels Hat fich jeit mehr als 
100 Jahren erheblich rafcher vermehrt, ala die Zahl der Wohnhäuſer. 
Bon 1779 bis 1888 betrug die Zunahme der bewohnten Käufer 141,7%o, 
diejenigen der Wohnbevölferung 364,1 lo. 

Ein eigentlicher Wohnungsmangel trat troßdem nur ganz vorüber— 
gehend auf, und jo muß, da bis in die legten 10 Jahre (1880—90) mehr 
Ein- und Zweirfzamilienhäufer gebaut worden find, eine Zujammens 
drängung der Bevölkerung in die vorhandenen Käufer ftattgefunden haben, 
Auf allen Stufen von Häufergrößen ift eine dichtere Bewohnung ein- 
getreten. Die Wohnungsdichtigfeit war 1888 troßdem erheblich 
günftiger, als in badijchen Städten von gleicher Größe (fie ijt im 
Durchſchnitt 13,6), günftiger infofern, ala eine verhältnismäßig geringe 
Zahl größerer Mietshäufer und eine große Zahl von Häufern mit mäßiger 
Bewohnung ein focialer Vorzug genannt werden darf. Baſel eigen- 
tümlih ift die relativ große Zahl von Einfamilienhäufern (1888 
von 100 bewohnten Häufern 33,5, die don einer Haushaltung be- 
wohnt waren). 

Die Zahl der unterſuchten Häuſer betrug 3618, d. 5. 71,40 
fämtlicher Wohnhäufer. 70,6% waren von den Eigentümern bewohnt, 
29,4%/o nur von Mietern. In der ganzen Stadt fommen auf je 
100 Häufer 30,3 reine Mietshäuſer. Profeffjor Bücher erblidt in dem 
Umftand, daß der Eigentümer im gleichen Haufe mit dem Mieter wohnt, 
ein für diefen eher günftiges Moment, da ſich zwifchen dem Eigentümer 
und dem Mieter leicht perfönliche Beziehungen bilden, welche unter Um— 
ftänden die möglichen Härten des Vertragsverhältnifjes mildern; freilich 
können fie auch zu Zeiten die freie Bewegung der Mieter beeinträchtigen. 


8 Dr. F. Mangold. 


Bezüglich der Stockwerke ergiebt die Unterfuchung die Thatfache, daß 
die Zahl der nicht von den Eigentümern bewohnten Käufer um fo 
größer ift, je höher im allgemeinen gebaut wird. Auf ein Haus ent- 
fallen durchichnittlich 3,8 Wohnungen und auf eine Wohnung durd)- 
ſchnittlich 4,4 Bewohner. 

Für das gute Verhältnis des Vermieters zum Mieter und für das 
Wohlbefinden diejes letztern find die Gigentumsverhältniffe von großem 
Belang. Da wo der Eigentümer nur die Mittelöperjon zwiſchen der 
Bank und dem Mieter bildet, wo er häufig nur Zingeinnehmer für den 
Gläubiger ift, oder wo er darauf wartet, das Haus jo bald ala möglich 
loszuſchlagen, befteht fein dauerndes Intereffe des Befikers an der Liegen 
ſchaft, und e8 liegt ihm fern, mit dem Mieter nähere Fühlung zu er— 
halten. Solcher Rotbefiter weift Bafel viele auf. Daneben findet fich 
vereinzelt auch der berufsmäßige Häuferbefiter, der profeffiongmäßig 
vermietet, zahlreicher der Kapitaliſt, der in Häufern fpefuliert (Häufig 
zu Vermögen gelangte Handwerker) und endlich in ziemlich großer Zahl 
der Häuferbefiter alten Schlages. Nach dem Berufe verteilt fich der 
Häuferbefig in folgender Weile. Es kamen auf je 100 eriwerbende 
Perfonen der nachftehenden Berufsgruppen Häufer (in Annäherungs- 
werten): 

Fabrikbeſitzer und Direktoren 157,5, Rentner 135,7, Gaft- und 
Schankwirte 85,4, Nahrungs und Genußmittelinduftrie (Selbftändige), 
73,5, Handels-Bank- und Berficherungswefen-(Eigentümer) 61,6, jelb- 
ftändige Kleingewerbetreibende 39,6 ꝛc., Yabrifarbeiter 3,5, Kleingewerbe« 
arbeiter 2,1, Zaglöhner 3,1 0 ıc. 


Bon den unterfuchten Häufern bejtanden aus!: 


dem Erdgefchoß allein . . . . . 1,2%, 
" — und 1 Stodwert . 27,6 


" 


" ” und 2 Stodwerten . 42,4 „ 
n A und 3 = .23,1, 
— u. 4 u. „ Be 
Miete in Fr. 
pro Haud pro Wohnung pro Raum 
Dom Eigentümer nicht bewohnte Häufer 1629 391 100 


Dom Eigentümer bewohnte Häufer . . 1017 356 99 


ı Ohne die Einfamilienhäufer. 
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MWohnungsftatiftil. Der Enquete waren unterworfen: 


Wohnungen Zimmer Kühe Räume, total 
Eigentümerwohnungen . . 2471 13 336 2584 15 920 
Dienft- u. Freimohnungen . 243 966 206 1172 
Mietwohnungen . - » .- 10 663 29 021 9188 38 209 


Zufammen 13 377 43 323 11 978 55 301. 


Bon 100 unterfucdhten Wohnungen waren; 
Eigentümerwohnungen 18,5, Dienſt- u. Freimohnungen 1,8, Mietwohnungen 79,7 %0. 


N Eigentümer: Dienft: u. Frei: Miet: über: 

Es beſaßen bie Asa air I — 
1—2 Zimmer 10,4 29,6 55,2 46,5 
3-5 — 48,4 48,1 38,5 40,5 
6-10 , 36,7 19,3 6,0 11,9 
über 10 _„ 4,5 2,9 0,3 1.1: 


Straßenlage der Wohnungen. 


Auf 100 Wohnungen kamen: 
Wohnungen Bewohner Zimmerraum m? 


im Bordergebäude . . 848 82,8 83,2 
im Flügelgebäude . . 2,5 2,1 1,4 
im Hintergebäude . . 6,5 6,3 4,4 
in gemifchter Lage . . 6,2 8,8 11,0 

überhaupt . . — — .. — 


Auf eine Wohnung famen: 
Zimmer Bewohner Zimmerraum m? pro Bew. m? 


im Borbdergebäude . . 3,2 4,3 125 29 
im Flügelgebäude . . 22 3,7 75 20 
im Hintergebäude . . 24 4,2 86 20 
in gemifchter Lage. . = — — — 

überhaupt. 3,2 4,4 127 29. 


Die reinen Hinterwohnungen haben die Heinften Zimmer und auch 
relativ die meiften Bewohner. 


Höhenlage. Bon 100 unterfuchten Wohnungen lagen; 
unter 0 in O im1.6. 2.6. 36 4. St. PDadraum in verſch. St. 


0,4 17,7 275 21,8 8,2 0,9 8,8 15,2 
nah Wohnräumen in %o: 
0,6 19,6 32,5 22,1 7,4 1,0 16,8. 


Zahl der Zimmer Auf 100 unterfuhte Wohnungen kamen 
mit Zimmern: 
1 2 3 4 5—7 über 7 
Wohnungen 80 3835 196 134 156 49. 
Bon den Mietwohnungen befigen 75,7 %,, und von den Eigentümer- 
wohnungen 28,2 %/, 1—3 Zimmer. 
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Auf 1 Zimmer famen Bewohner: 
bei Mietwohnungen 1,48, bei Eigentümerwohnungen 1,10, überhaupt 1,35. 


Don 100 Wohnungen waren: von 100 Bew. wohnten: 
unzulänglid . . 142 (mehr als 2 (2,5) Perf. auf 1 Zimmer) 20,8 
bedingt zulänglid 47,4 (über 1—2 (2,5) Perf. auf 1 Zimmer) 53,2 
normal » . » » 835,6 (1-2 Zimmer pro Kopf) 24,5 
übernormal . . 28 (über 2 Zimmer pro Kopf) 1,5. 


Raumbenußung der Wohnungen. Von 100 Räumen dienten ala!: 
W. W.⸗S. WU. WN:S. S. Badezimmer Küche unbeſtimmt 


16 18,9 1,9 1,0 38,2 0,1 21,7 2,2 
oder wenn wir die Küchen und Badezimmer bei Seite lafjen 
20,4 24,2 2,5 1,3 48,8 — =. 88 


Bon den Schlajräumen waren benußt 69,2, unbenußt 5,1 Vo, ®, 
aller Zimmer (74,30) dienten ala Schlafräume. 


Auf je 100 Zimmer entfielen: 


W W.⸗S. WA. W.⸗A.“S. ©. unbeſtimmt 
Gigentümerwohnungen 23,9 13,4 2,6 0,6 56,4 31 
Mietwohnungen . . 18,7 29,5 24 17 45,1 2,6. 


Küchen. 9,8%, der unterfuchten Wohnungen befigen feine und 
4,9%, 667, gemeinfam benüßte Küche und zwar 640 für 2 Hauß- 
haltungen und 27 für 3 Haushaltungen. 

Maßverhältniſſe der Zimmer Bon 100 Wohnungen haben 
eine lichte Höhe von: 

1,51— 2,50 m — 35,9 %,, 
2,51—3,— m = 55,2 „ 
über 3 m =' 38., 

Die größte Zahl der niedrigiten Zimmer findet fich im Erdgefchoffe 
und in den Dachitodwerfen. 

Dichtigfeit des Zufammenwohnend Es famen burch- 
Ichnittlich auf ein Zimmer Bewohner: 

in Wohnungen mit 1 Zimmer mit Küche 2,62, 
1 Zimmer ohne Küche 1,63, 


2 Zimmern 1,9%, 
3 „ 1,57, 
4 r 1,24, 
5 u 1,11, 
6 x. 0,96. 


Die durchichnittliche Kopfquote, Luftraum (exkl. Küchen und Bade- 
zimmer) betrug 29,1 m®, und auf eine Wohnung entfielen 127 m?., 


ıW. — Wohnraum A. — Arbeitsraum. S. — Schlafraum. 
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Bon je 100 Wohnungen hatten: 


Wohnraum unter m? .. 55, 
a „10-20 m®. 30,5, 
> „ 20-40 m? , 39,0, 
r über 40 m® . . . 25,0. 


Über !/s der unterfuchten Wohnungen bietet den Inhabern nicht den 
Mindeftwohnraum (20 m® per Kopf) und mehr ala */eo nicht den Minbdeft- 
ihlafraum (10 m® per Kopf). 

Im ganzen lebten im Februar 1889 in Wohnungen, welche boten: 


nicht den Minbeftichlafraum . . . . 4283 — 730 ber Einw. 
Mindeftichlafraum, doch nicht Minbeft: 
wohnraum 20 622 — 35,22, A 
mäßigen Wohnraum . . . 2 2... 22258 = 38,0 „ R 
reihlihen Wohnraum . » 2»... 11436 —= 19,5 „ Mr 


Die meijten der überfüllten Wohnungen fallen auf Seite der Mieter, 
und zwar der Haushaltungen mit männlichen Borftand: 

Der relative Schlafraum. Bon 100 zum Schlafen verwen- 
beten Zimmern boten: 


an Rauminhalt in Eigentümer: in Miet: über- 
pro Stop wohnungen wohnungen haupt 
big 10 m® 8,5 14,3 12,5 
10—%0 „ 34,1 36,7 35,9 
20-40 „ 42,8 36,5 33,4 
über 40 „ 14,6 12,5 13,2. 


Segt man für Räume, die gleichzeitig zum Wohnen und Schlafen 
gebraucht werden, den Mindeftichlafraum auf 15 m® und für folche, die 
zugleich noch ala Koch- oder Arbeitsraum dienen, auf 20 m® feſt, jo 
ergiebt fich, daß 20,1% von 5962 Schlafräumen den Mindeftichlafraum 
nicht bieten. 

Dabei zeigt fich aber auch, daß oft nicht nur aus Not, jondern aus 
fchlechter Gewohnheit jchlecht gejchlafen wird, indem aus größern, beffern 
Zimmern Prunfzimmer gemacht werden. 

Zufammenjegung der Haudhaltungen. Unter je 100 
Haushaltungen beftanden aus Familiengliedern: 


BEE] u a zus: var 52,4, 
mit Dienfiboten - >» - 2 2 2 2 0 ne. 17,2, 
mit Gewerbögehilfen - . » 2 2 2 00. 2,9, 
mit Dienftboten und — ur: 
mit Aftermietrn . . . ee 
mit Aftermietern und Dienfboten a ———— 4,0, 
mit Aftermietern und Gewerbsgehilfen. . - 1,3, 


mit Aftermietern, Dienftboten u. Gewerbögehilfen 11: 
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Die Aufnahme von Zimmermietern, Koſt- und Schlafgängern nimmt 
jtetig zu. Auf 100 Haushaltungen famen 24,3% mit Zimmermietern, 
Koft- und Schlafgängern. Die Einrichtung des Wohnens von Gewerbe- 
gehilfen beim Meifter nimmt ab. (1870 47,3% — 1888 38,9 %o don 
30 in der Hauptjache noch handwerkmäßig betriebenen Gewerben.) 


Wohnungswechſel. Die durhfchnittliche Bezugsdauer der Miet- 
wohnungen belief fih auf 3,51 Jahre. Der Wohnungswechfel ift außer- 
ordentlich ftarl. Im Jahre 1889 waren von männlichen Mietern 40,6, 
von weiblichen 35,8 %o umgezogen. 

Die Umzugskoſten ſchätzt Profeffor Bücher Tür Bafel auf durch» 
ſchnittlich 15/0 des Mietzinfes. 

Mietpreije. Es betrug der übliche Preis bei Mietwohnungen: 


Durchſchnittspreis 

Fr. pro Zimmer Fr. 
von 1 Zimmer mit Küche zwiſchen 175—2 190 
„» 2 Zimmern „ u = 250-300 139 
38 — — 350 400 127 
4 — J J 500—600 130 
6 2 a e ä 700—800 134 
„6 z u — 900 - 1000 148 


durchſchnittlich 138. 

Bon je 100 Wohnungen mit Küchen hatten 11,5 niedere, 65,0 
normale und 23,5% hohe und jehr hohe Preije!. 

Se einer die Wohnungen, um jo größer die Zahl der Wohnungen 
mit hohen und ſehr Hohen Preifen. Der Armere wohnt relativ viel 
teurer, als der Reiche, und troßdem viel Tchlechter. 

68 koſtet der Kubikmeter Wohnraum in Wohnungen mit Küchen, 
bejtehend aus: 

1 2 3 4 5-6 7—9 10 u. mehr Zimmern überhaupt 
4,66 401 3,56 337 3,21 3,16 2,93 Fr. 3,04 
und in Wohnungen ohne Küche mit 

1 2 3 4 5 Zimmern überhaupt 
322 321 351 2,73 2,27 Fr. 3,22. 

Se Ichlechter auch die Wohnungen liegen, und je geringer bie Luft— 

raumquote per Kopf, um jo höher ift auch ihr Preis. 


\ 2,50 Fr. pro Kubikmeter — niedriger Preis, 
250450 ,. u. r — normal, 
450—7,— ,. u „ = od, 


7 und mehr " " ” — ſehr hoch. 
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Gejundheitswidrige Zuftände Nah den Feſtſtellungen 
bes Baudepartements fanden fich in 35%o der unterfuchten Liegenfchaften 
„mangelhafte und janitätswidrige Zuftände”. Zunächft am meiften bei 
den 3336 Erdgefhoßwohnungen. Mehr als ihr zehnter Teil bejaß 
direft auf dem Untergrund liegenden Boden. 

8,70/o (1570) aller Zimmer und 25%o (faft 3000) der Küchen 
hatten indirekte Beleuchtung. Viele ber legteren müſſen beftändig fünft- 
lich beleuchtet werden. Don den 10038 Zimmern Kleiner (1—2 Zimmer) 
Mohnungen bejaßen 11,8 %0 ungenügende Beleuchtung. Von 9296 be- 
wohnten Snieftod- und Manjardenräumen hatten 3560, d. 5. 38,3 %o 
Fenfter, deren Öffnung 1,50 m über den Boden nicht erreichte. In 390, 
d.h. 10,8 0/0 der unterfuchten Häufer wurden vernacdhläffigte Wohnungen 
und Zimmer gefunden; feuchte Wohnräume in 372 — 10,3% der 
Häufer. Bon 6220 1—2 Zimmerwohnungen waren 828 — 13,8 %/o 
vernachläfligt, feucht oder beides zugleih, und doch gaben fie 15,7 %o 
(3105) der Bewohner ein- und zweizimmeriger Wohnungen Obdach. Es 
hatten von je 


100 jchlechten 
Wohnungen 100 Bewohnern 


nicht den Mindeftichlafraum (10 m?) . . . 26,7 38,8 
Mindeftihlafraum, aber um FERN 

raum (20 m?) . . . ; 5083 5 50,2 
mäßigen Wohnraum . . 2 2 2 20. 19,0 9,6 
reichlichen = ee Da ga 4,0 1,4 


Waſſerbezug. Ableitung des Küchenwaſſers. Abtritt- 
verhältniſſe. Hs—s der Häufer überhaupt beziehen das Waſſer 
durch die ftädtifche Leitung. 8,40 der Haushaltungen in unterjuchten 
Häufern haben noch Sodbrunnen, zum Zeil in alten Stadtgartieren mit 
fett Jahrhunderten infiziertem Boden und in bedenklicher Nachbarichaft. 
Don je 100 Wohnungen wurde dag Küchenwaſſer folgendermaßen 
abgeleitet: durch Schwenimfanal 22,6, durch Teich! oder Rhein direkt 8,5, 
durch Dohlen ohne Spülung 21,2, in Gruben oder Gifternen 45,3, auf 
fonftige Weife 1,4 %0, und von je 100 Abtritten gelangten die Ab— 
gänge zu 23,3 in Schwemmkanäle, 6,1 in Teich oder Rhein, 10,5 in 
eine Dohle ohne Spülung, 58,6 in überdedte Gruben, 1,5 %o in offene 
Grube oder Faß?. */5 der Haushaltungen benußten Abtritte, die außer- 


1D. h. Gewerbetanal. 
2Das Grubenſyſtem iſt alſo in Baſel noch durchaus vorherrſchend. 
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halb des Haufes gelegen find. Die Zahl der Abtritte war durchaus 
unzureichend. 


Bon 100 Haußhaltungen in den unterfuchten Liegenjchaften be— 
nußten Abtritte, welche dienen für Haushaltungen: 

1 2 3 4 5 6 mehr ala 6 
54 36 116 72 5,1 3,9 3,2 9/0. 

In je einem Falle benugten 11 und 12 Haushaltungen denjelben 
Abtritt. 

Profefior Bücher erblidte in den fchlechten Ableitungs- und Abtritts- 
verhältniffen das größte, bedenklichite Übel, das die Enquete zu Tage 
gefördert habe, und zugleich dasjenige, das in den beteiligten Kreifen am 
läftigften und gefährlichften empfunden werbe. 

Am Schluffe feines Berichtes giebt der VBerfaffer des Enqueteberichtes 
Auffchluß über die Refultate anderweitiger Ermittlungen, die oben er 
wähnt worden find. Im Schlußwort refapituliert er die Hauptergebniffe, 
und daran reiht er feine Vorfchläge zur Bekämpfung der Übeljtande im 
Wohnungswejen. Er verlangt: 


1. Befeitigung der durch die Enquete aufgededten baulichen und ſani— 
tarifchen Übelftände durch die Hauseigentümer im nicht zu lang be- 
meffener Frift. Die Sanitätspolizeiverordnung vom 9. Juli 1864 
und 9. Oktober 1864 gebe dazu die nötigen Handhaben. 

2. Sorge dafür, daß das in Beratung ftehende Hochbautengeſetz, das 
in feinem 3. Abſchnitte den fanitarifchen Anforderungen in mujter- 
gültiger Weife Rechnung trägt, bald in Kraft trete. (Iſt 1895 
geichehen.) 

3. Grlaß einer Verordnung über das periodifche Leeren der Abtritte. 
Inſpektion diefer und der Eifternen und ähnlicher Einrichtungen. 
(Iſt geichehen.) 

4. Erlaß eines Wohnungsgefeße® nah dem Mufter des Fabrikgeſetzes. 
(Iſt geichehen, das Geſetz aber in einer Voltsabſtimmung verworfen 
worden, vergl. unten.) 


Profeſſor Bücher wendet ſich hier namentlich gegen den in Baſel 
außerordentlich ſtark herrſchenden Gebrauch, dem Mieter eine Reihe von 
Laſten, Reinigungsarbeiten u. ſ. w. zu übertragen, die ſonſt in anderen 
Orten vom Vermieter beſtritten werden, ſowie gegen die Privatwillkür, 
die ſich im allgemeinen der Vermieter dem Mieter gegenüber im ſog. 
freien Vertrage, im Mietvertrage, erlaubt. 
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Zürih!. Wenn in einer Stabt der Schweiz je zu erwarten ftand, 
dab Wohnungsnot in ihr Herriche, fo war e8 in Zürich, der größten 
Stadt der Schweiz, mit ihrer ungemein fchnell anwachjienden Bevölkerung 
und den Maffenquartieren fremder, vorzugsweife italienischer Arbeiter. — 
Schon anläßlich der ftädtifchen Volkszählung vom 1. Juni 1894 war 
eine biefer vorangehende Wohnungserhebung angeregt worden. Allein 
mit Rüdfiht auf die Volkszählung Hatte man vorläufig davon ab— 
geſehen. 

Erſt am 18. Januar 1896 bewilligte der Große Stadtrat auf An— 
trag des Stadtrates einen Kredit von 30000 Fr. zur Vornahme einer 
Wohnungs- und Grundſtückerhebung im Jahre 1896. — Das ſtatiſtiſche 
Amt der Stadt Zürich? wurde mit den nötigen Vorarbeiten beauftragt, 
und am 19. Auguſt erfolgte durch den Stadtrat der Erlaß der Erhebungs— 
verordnung und die Feſtſetzung der erforderlichen Formulare. — Die 
Erhebung, verbunden mit einer -Örundjtüdaufnahme, fand ftatt vom 
15. Oktober bis 21. November 1896 und hatte den Zweck, die Wohnungs 
verhältniffe in gejundheitlicher, baulicher und focialer Beziehung Klar» 
zulegen. Gleichzeitig wurde für die Zwede der Einwohnerkontrolle ver- 
mittelit befonderer Yormulare eine Jndividualaufnahme des Bejtandes 
einer jeden Haushaltung vorgenommen. — Die Erhebung fand in be- 
deutend weiterem Umfange ftatt, als ſonſtwo in einer der Schweizer- 
ftädte. Sie erjtredte fich auf fämtliche Wohnungen und zu Wohnzweden 
dienenden Räume, fowie auf ſämtliche Gejchäfts- und Gewerbelofale 
irgend welcher Art. Der Rauminhalt wurde Hingegen nur bei den irgend- 
wie zum Wohnen benugten Räumen ermittelt (micht bei den Küchen.) — 
Die Grundftüdaufnahme umfaßte alle bebauten Grundftüde und die auf 
ihnen befindlichen Gebäude. — Zur Durchführung der Erhebung wurde 
die Stadt in 76 Bezirke eingeteilt; 152 Beamte mit 6 Fr. Taggeld 
machten die Aufnahmen?. Sie wurden in 8 Kontrollbezirfen durch je 


’ Mitteilungen aus den Ergebnifien der Wohnungs- und Grundftüderhebung 
in der Stadt Zürih im Monat Oftober— November 1896. Herausgegeben vom 
Statiftifchen Amt der Stabt Zürid). 

Heft 1, Auguft 1898 enthält: Hanptergebniffe nah Straßen, Pläßen; die fani: 
tarischen Mängel. 
» 2, Juli 1899 A Wohnungsftatiftik. 
„ 3, April 100 , R 
„ 4, Auguft 1900 „ Haushaltungsftatiftik. 
® Chef: Herr Dr. Thomann. 
3 Einer mindeftens mußte Kenntniffe im Baufach befiken. 


Unterfuchung über die Wohnungsfrage in der beutichen Schweiz. 17 


2 Beamte der ſtädtiſchen Bauverwaltung kontrolliert. Zu erwähnen ift 
der Artikel 11 der Erhebungsordnung: 

„Wer den Erhebungd- und Kontrollbeamten den Zutritt zu feiner 
MWohnung verweigert, oder wer fich weigert, die auf Grund diefer Ver— 
ordnung an ihm gerichteten Fragen zu beantworten, oder wiſſentlich 
wahrheitswidrig beantwortet, wird mit Polizeibuße bejtraft.“ 

Das gewonnene und im Laufe der Zeit berichtigte und ergänzte 
Material erfuhr nun noch verfchiedene umfangreiche Vorarbeiten (Be- 
rechnung des Kubikinhaltes, der Bodenfläche, der Luftraumquote ıc.), 
wobei immer und immer wieder nachgeprüft und ergänzt wurde, jo daß 
e8 To Lüdenlos und vollftändig wurde, wie dies wohl bei feiner der 
gleichartigen Erhebungen der Fall war, die im Laufe der lekten Jahre 
in einer Reihe jchweizerifcher Städte ftattfanden. Die Verwertung ge- 
ſchah, wie üblich, in doppelter Weile. 

1. Statiftifeh und wiffenfchaftlich, durch das ftatiftifche Amt, 
und zwar in der Weife, daß von Zeit zu Zeit die wieder neu gewonnenen 
Refultate (Tabellen) veröffentlicht werden, jamt den erläuternden Ber 
merfungen !. 

2. Adminiftrativ-praftifch. In einem ftraßenweife geordneten 
Berzeichniffe wurden alle Häufer mit baulichen und fanitarifchen Mängeln 
zu einem „schwarzen Buche” zujammengeftellt.e Dieſes Buch jol in 
erfter Linie dem Gefundheits- und dem Hochbauamte dienen. Don 
8692 Gebäuden mußten 6387 oder rund 74%o mit einer Zahl von 
23309 Haußhaltungen wegen irgend eine Mangels aufgeführt werden, 


Hauptergebnijje der Aufnahme. 
63 wurden total aufgenommen: 
8 942 bebaute Grundſtücke. 
13 339 Gebäude (mit 8692 bewohnten und 4647 anderen Gebäuden) 
29 037 Wohnungen (22157 Miet-, 5479 Gigentümer-, Frei- und Dienft- 
wohnungen und 1401 leere Wohnungen). 
123 877 Wohnräume ([118 333 bejeßte, 5544 leere] ohne Küchen). 
7822 Gejchäftslofale (4678 Miet-, 2747 Eigentümer, 397 leere Lokale). 
23 820 Haushaltungen (mit 138 402 Perjonen). 
Mängelderaufgenommenen Gebäude und Wohnungen. 
Aufgenommene Gebäude 8692, davon mit Mängeln 6387, und zwar: 


ı Zunächft wurde bearbeitet die Wohnungaftatiftit im engeren Sinn und von 
biefer wieder die Statiftif der Mietpreife. 
Schriften XCVII. — Bohnungsfrage III. 2 
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9498 Schlafräume mit unter 10 m? Luftraum per Kopf. 
1732 Indirekt beleuchtete Zimmer, 
1 582 * — Küchen. 
5219 Wohnungen ohne allein benutzten Abtritt. 
1927 Indirekt beleuchtete Abtritte. 
590 Abtritte ohne Ventilation. 
11640 , ohne Syphon und ohne Klappe. 
2499 „ mit Gruben. 
808 bewohnte Gebäude ohne Anſchluß an die ſtädtiſche Waſſer— 
leitung. 
1150 bewohnte Gebäude mit Schmußwafferableitung in Gruben. 
54 a 5 " 2 e in Eijternen. 
Aus den veröffentlichten 4 Heiten mit Zahlenmaterial mögen fol- 
gende Zufammenftellungen von Jntereffe jein: 
(Siehe Tabelle S. 19. 20.) 
Don je 100 Wohnungen haben Wohnraum (in m?) pro Kopf: 


Br ——— — —— — — 


Wohnungen im | Wohnraum Zahl der Be: 





Ganzen (ohne Küche) wohner 

Eigenthümerwohnungen: | 

unter DUO... .. 0,58 0,21 1,05 

10—19,9 ul ER 1,75 20,50 

20H . 2.2.2... 41,47 29,38 43,89 

über 40. . . 2... 42,97 62,66 34,56 
Dienft- und Freiwohnungen: 

anler I. 200-0 0,81 0,20 1,18 

10—199 . . 2... 15,695 6,76 16,13 

U . 22.2. 42,34 33,15 45,02 

über 4275.. 41,20 59,89 37,67 
Mietwohnungen: 

unter 10 5 2% 2,71 1,13 4,00 

10-199 . . 2... 27,34 17,67 35,00 

2-0 . . 2. 2. . 42,49 36,98 40,51 

über WW. - 20 0.“ 27,46 44,22 20,49 
Sämtliche Wohnungen: 

unter 10.... 2,30 0,86 3,34 

10-199 . . 2... 24,93 14,77 31,61 

EEE | 1 EEE 42,30 34,87 41,29 


über 0. 2 2 00. 30,47 | 49,50 23.76 
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Bon je 100 Schlafräumen überhaupt und von je 100 fchlajenden 
Perfonen haben vorftehenden Schlafraum pro Kopf: 


— 





über 
10 -20 | 20—40 | 40 m 








unter 10 








Eigentümerwohnungen, Be 


äume . . 3597 | 418 | 135 

Dienft: und FFreimohnungen, Perfonen 13,05 38,43 35,64 12,88 
J—— 695 | 30,73 | 42.06 | 20,26 

Mietwohnungen, Perjonen 25.41 42,54 25,37 6,68 
Räume . 14,61 37,32 35,96 12,11 








| 
| 
Wohnungen überhaupt, Perjonen . . | 23,09 | 42,44 | 27,17 | 780 




























Räume. 13,10 | 36,86 37,36 12,68 
Bon je 100 Wohnungen waren bezogen jeit 
| |. &#®s 
1896 | 1895 | 1894 | 1893 | 1892| bis | Tr SFR 
1887 E55 5 
a 0 
Mietwohnungen. . 3,42 
Dienft: unb Freiwohnungen 7,43 
Eigentümerwohnungen 


Sämtl. Wohnungen . 
ag Te mit mehr 
ala I Haushaltung . - 


Die größten durchſchnittlichen Luftraumquoten entfallen 
auf folgende Berufsarten pro Kopf in m®: 





Durchſchnitts⸗ 





— miete pro m? 
Gigen: Mieter Durd; der Miet: 
tümer ſchnittlich wohnungen 
| Fr. 
Architekten . 57,8 53,7 56,2 4,24 
——— und Direltoren 80,1 67,2 73,4 4,59 
echniſch gebild. — 
in der Inbuftrie . 44,5 42,5 42,8 4,21 
Großhändler, Ban. unb der: 
fiherungäweien . . - 90,8 76,1 83,4 4,50 
Agenten, Hommiffionäre . . 71,2 56,7 60,1 4,56 
—— — —— 49,4 51,4 49,6 4,01 
öhere Beamte, — 56,0 60,6 59,2 4,18 
reie Berufdarten . - 65,0 56,8 59,4 4,30 
hne DEE ic a 81,3 52,2 60,2 4,40 
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Die Eleinften Luftraumquoten pro Kopf in m®: 























| Durchſchnitts 

— miete pro m 

Eigen: - Mieter | Durde | der Miet: 
| | Fr. 
Urproduftiond-Arbeiter . 30,1 21 | 45 3,95 
Bekleidungs: R 19,1 22,8 26,6 4,56 
Baugewerbe: P 17,8 18,6 18,6 4,13 
Zertil: R — 26,7 22.4 230 | 3,70 
Übrige Gewerbe- „ — 23,0 21,3 215 | 4,16 
or el, niedere Hilfäperjonen . 28,0 24,5 25,8 4,13 
zerkehr, . — 20,9 21,6 21,8 4,17 
s Fahrperſonal 25 27,5 23,8 24,0 4,17 
Fuhrhalter, jelbftändige . . . a6 | 31 | 37 3,83 
a Kutiderr . . . .» 19,7 20,3 20,7 4,18 
yabrifarbeiter, Taglöhner . . 21,6 18,3 18,6 4,21 
Durchichnitt aller Berufe . . 42,8 30,5 33,2 4,23 

Es entfielen Luftraum pro Kopf: 
unter 10 m? | 10—19,9 | 20-40 über 40 

















Gigentümerwohnungen ; 1,1 20,5 443,9 34,5 
Dienft: u. Freiwohnungen . 1,2 161 465,0 37,7 
Mietwohnungen . » 2». . 4,0 35,0 40,5 20,5 
Eämtl. Wohnungen . 3 41,3 23,8 


3 | 31,6 
Unter 20 m? Luftraum pro Kopf hatten in 

Eigentümerwohnungen 6015 Perfonen in 744 Haushaltungen, 

Mietwohnungen 35 602 = „ 5985 = 


Endlich über die Mietpreife folgende Heine Zufammenftellung: 
Es betrug der Mietpreis pro Kubilmeter Wohnraum in Wohnungen 
mit Zimmern und Küche in: 
Zimmer 1 2 3 4 5 6 7 8-10 11—15 über 15 überh. 
dr. 5,81 4,81 4,29 4,10 4,06 4,15 425 4,29 4,36 4,43 4,23 
und im Stockwert 0 1. I. m. IV, V.-VI. Dach Mani. 
dr. 4,21 4,34 438 437 441 4,76 4,30 4,093. 
Treten zur Wohnung noch Dienft- oder Mietwohnungen, fo bleibt 
der Durchſchnittspreis pro Kubikmeter unter demjenigen für die betreffende 
reine Stockwerklage. 


Zufammenfegung der Haushaltungen. Von 100 Haus⸗ 
haltungen hatten folgende Zuſammenſetzung (nur in den Hauptziffern): 
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Eigen: Dienit: 
e wi Miet: Sämtl. 


tümer- und frei: 
wohnungen wohnungen | Wohnungen | Wohnungen 















Ginzellebende . . 1,7 10,4 4,4 4,1 
amilien allein -. . 27,8 45,9 45,3 42,4 
amilien und Dienftboten 27,3 15,3 10,8 13,7 
amilien und Gewerbe: 
gehilfen . . 5,0 — 1,8 2,3 

Familien, gimmermieter u. 

Schlafgänger . - 16,0 9,8 29,4 26,7 

Familien, ri und 
Gewerbegehilfen 7,8 2,0 0,9 2,1 

Familien, Dienftboten, f 
Zimmermieter u. — 
gänger .» . -» : 7,1 | 2,1 | 3,7 4,2 

Bon je 100 —————— ſind: 
u. | Zimmers 
Familien: Dienft: | Gewerbe: — il Ne 
lieder boten ehilfe » af⸗ 
8 | gehilfen | finder | gänger 

Eigentümerwohnungen . - 68,7 | 107 | 86 0,6 | 11,4 

Dienft- u. Grewohnungen i 63,6 7,6 | 23,3 0,8 52 

Mietwohnungen. . - } 78,1 4,1 1,6 07 | 155 

Sämtl. Wohnungen . 19 | 55 | 375 06, 145 


Buzern. Die Wohnungsdenquete in der Stadt Luzern vom 10. Mai 
bis 3. Juli 1897 wurde durch die don der fchweizerifchen Gemein- 
nüßigen Gejellichaft verjuchte Durchführung einer Enquete über die 


MWohnungsverhältniffe der unbemittelten Klaffen verurfaht. Im Juni 
1896 wurde dann im Großen Stadtrate jelbft die Anregung zur Enquete 
gegeben, jpäter diefe und ein Kredit von 6000 Fred. dafür bewilligt. 
Die Erhebung konnte in 277 Arbeitstagen durchgeführt werden und 


foftete 
6 601,80 Fr., 
die Ausarbeitung und der Drud 1194965 „ 


total 1855145 „ 


ı Die Wohnungsenquete in der Stadt Luzern vom 10. Mai bis 3. Juli 1897. 
Im Auftrage des Stadtrated bearbeitet von Hermann Pietzker. Luzern 1898. 
Mit 50 erflärenden Tabellen. — Einleitung, Häuferftatiftit, Wohnungsftatiftif. 
129 Eeiten. 
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In der Durdführung hielt man fich ziemlich genau an die Auf- 
nahmen und an den Bericht der Basler Enquete, allein der Bericht ift 
an Wert nicht im geringjten mit demjenigen don Profeffjor Bücher zu 
vergleichen !. 

Aus der Enquete ergiebt fich, daß die Bautätigkeit in Luzern mit 
der Zunahme der Bevölkerung nicht gleichen Schritt gehalten hat. Die 
Folge war ein gedrängtere® Zufammenwohnen. Die Durchfchnitts- 
bewohnung eines Haufe ift von 14,1 Perfonen im Jahre 1880, auf 
17,5 Perfonen im Jahre 1897 geftiegen. 

1—10 Einwohner pro Haus zählten 33 %o der Wohnhäufer, 
11—20 . W 35,1 
21—50 . & ö Pa | % . 
über 50 5 P " 18,» " 

Die Unterfuchung erftreitte fi) auf 1315 Häufer mit 4499 Woh— 
nungen, 4638 Hausbaltungen und 23098 Bewohner. 


Bon den Häufern waren bewohnt: 


von Eintümern . . . . . 12,10 mit 3,5% aller Haußhaltungen, 
® . und Mietern. 42 „ „ 95. » Mi 
Mietern . . . 37T u. 10 5... J 
Von allen — Häuſern haben: 

nur Erdgeſchöüß.. 2: 2. 23,7%, 

Erdgeſchoß und I. Etage 17,1 „ 

z : IL. II. 285,4, 

— —— — 384 „ 

i ee: — 

J „ I-v , 06 „ 


Bon 100 unterfuchten Wohnhäufern befaßen: 
1 Hausbaltung 20,2, 1—5 Bewohner 12,1, 1—5 Räume 4,55, 


2 x 15,4, 6—11 Al 20,8, 6-10 „ 1719, 
3 i 197, 1-5 „ 10, 1-15 „ 1834, 
4 „ 20,2, 16-20 5 16,1, 16-20 „ 22,54, 
5 = 93, 21-30 ei 189, 21-5 „ 16,48, 
6 s 5,6 31-40 ö TE, BSH , 9,51, 
7 5 29, 41-50 . 33, 31-85 „ 4,35, 
8 a 3,1, über 50 u 18, 36-4 „ 3,49, 
9 R 1,7, 41—50 „ 2,66, 
10 e 0,7, über 50 „ 1,14, 
über 10 . 1,0 


* Außer einem ganz jchlechten Stil enthält der Bericht auch bedenkliche Rech 
nungöfebler, 3. B. Tab. II. und XXI. 
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Es entfallen durchichnittlich: 























Durchſchnitts⸗ 
Haus- Bes Räume preis pro 
Haltungen | wohner a 
auf Eigentümer — 1,0 6,7 9,9 125 
Miethaushaltungen 3,9 18,5 20,9 103 
-» Eigentümer un ice 
haltungen? . 3,8 19,5 19,4 106 
und durchichnittlich: 
Wo | Haus: 
nungen | Räume Haltungen | Bewohner 
I 
pro DD ee 3,43 | 19,03 3,53 17,48 
A ir h RE oe — 5,39 — 4,98 
Raum — — — 0,92 
J Bewohnr . » 2 200. — 1,08 _ — 
Wohnung — ı 58 — — 


Wohnungsſtatiſtik. Von allen unterſuchten Wohnungen waren 
Eigentümerwohnungen 16 %0 und Mietwohnungen 84 0. 
68 find in folgender Weife auf die einzelnen Stockwerke verteilt. 


Es liegen: 
mit Bewohnern und Räumen 


Stodwerf do in P/oo in %o 
00 0,56 4,7 0,6 

0 11,96 111,3 11,9 

J. 19,86 196,1 26,2 

I. 20,31 195,2 24,2 

II. 16,47 152,7 16,4 

IV. 4,63 41,9 48 

Dad 8,75 73,6 15,5 

V. und Entrejol 0,33 3,1 0,4 
in mehreren Stodw. 17,13 221,4 —. 


Räume nach der Benutzung: 
50,17 Yo Schlafräume, 
27,60 „ Wohnräume, 
17,59 „ Küche, 
4,64 „ Gaft- oder Wohnzimmer. 


1) Bon Eigentümern betwohnte Häufer. 
2) Bon Mietern bewohnte Häufer. 
2) Bon Eigentümern und Mietern bewohnte Häuier. 
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1 Badeeinrihtung entfällt auf je 5 Eigentümerfamilien und auf je 
33 Mieterfamilien. 
113 Familien benußen feine baumäßig erjtellte Küche. 
218 = haben gemeinfame Küche zu zweien. 
12 ö e e 2 „dreien. 
4,7/0 aller Familien haben keine Küche. 


Maßverhältniſſe der Räume: 


bis 5 m? Bodenfläche haben 3,3 %o, 1—10 m? haben 1,8 %o ber Räume, 
6-10 „ £ > 297, ie, ,„. 114: „ 
11—15 „ — 838,7, 21 40,4422, 
16—20 „ . .. 181, über 40 „ u 377, a 
21 und mehr „ i 8,6. 


Bon den reinen Schlafräumen find 3,26 %o, von jonftigen Schlai- 
räumen 2,810 überfüllt; 2,75 %o find indirekt beleuchtet, jchlechte Schlaf- 
räume aljo 8,82 %o 

oder 

1,1 %o der Wohnungen bieten ihren Bewohnern bis 5 m®, 10,2% 
bis 10 m? Schlafraum. 

Mietpreife. Der Mietpreis per Raum beträgt bei einer Woh— 
nung von: 

1 Zimmer mit Küche 85 Fr., \ 
91 


2 ” * ” 

3 " ” 96 13 . 

4 , . 99, Wohnungen ohne Küche find durchweg pro 
5 ; ö 103 Raum um Ys teurer. — 80,4 Yo der mehr ala 
6 ö 110 den Durchichnitt zahlenden Mietwohnungen ge: 
- " . 120 „ hören den Kleinen Wohnungen an. 

8 i A 122 „ 


u. ſ. w. 

Umzüge finden häufig ſtatt; ca. 290 der Wohnungen erhalten 
jedes halbe Jahr andere Bewohner. 

Abtrittverhältnijie. 16% aller Abtritte find indireft bes 
leuchtet, 46/0 ohne Spülung. 

Die durch die Erhebung zu Tage geförderter Übelftände und Mängel 
find in einem „Jchwarzen Buche” niedergelegt worden, und diefes enthält 
das der Sanitäts- und Baupolizei dienende Material. 
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Bern!. Hier ift eine Unterfuchung der Wohnungsverhältniffe im 
Sahre 1892 von der ftädtifchen Polizeidirektion im Einverjtändnifje mit 
der Sanitätskommiſſion in Ausficht genommen worden. Die Behandlung 
der Trage wurde aber bis zum Jahre 1894 verichoben; erſt im Mai 
d. 3. legte die Polizeidireltion dem Gemeinderate entjprechende Anträge 
vor. Dieſer trat aber nicht auf deren Behandlung ein, biß die öffentliche 
Meinung energisch die Vornahme einer Unterfuchung forderte und eine 
Anzahl Vereine Eingaben in diefem Sinne an den Stadtrat richteten. 
Am 22. November 1895 beſchloß diejer die Enquete und die Einfegung 
eines Poſtens Hierfür von 6000 Fr. in das Budget pro 1896. 

Der Erhebung unterlagen jämtliche bewohnten Wohnungen und 
Wohnräume, jowie die Arbeits- und Berlaufslofale der Stadt. Sie 
wurde am 17. Tebruar begonnen, in 25 Erhebungäbezirten, und am 
11. März beendigt. Sie erforderte 1010 Arbeitstage und betraf 3394 
bewohnte Käufer, 10 679 bewohnte Wohnungen mit 45 450 Wohnräumen 
uud 50595 Bewohnern. 

Die KHoften der Erhebung betrugen 5 760,— Fr., 


P r v„ Bearbeitung „ 26 683,40 „ 
” u n Publikation ” 13 361,15 r 


total 45.804,55 Fr. 


Hauptergebniffe Häujerftatijtif. Es famen auf 1 Haus 
3,2 Wohnungen, 13,7 Wohnräume, 15,2 Bewohner, bei 19,1°o der 
Häufer liegt der Abort außer dem Haufe, 34,5 %o der Häuſer haben 
feinen Anichluß an die Waflerleitung. 20,2% werden ala „ſchlecht“ 
bezeichnet. Dieſe Häufer finden fich im hauptjächlichen in Quartieren, 
die von der untern focialen Schicht bewohnt werden. 
Bon allen bewohnten Wohnungen werden bewohnt: 
13,7 %o vom Eigentümer allein, 
BB. ; * mit Mietern, 
00... ; — mit Freiwohnern und Mietern, 
47,1 „ nur von Mietern, 
3,5 „ bon fFreimohnern, 
DU: " unb Mietern, 


100,0. 


’ Die Wohnungd+Enquete in der Stadt Bern vom 17. Februar bis 
11. März 1896. Im Auftrage der ftädtiichen Behörden bearbeitet von Earl Landolt. 
Bern 1899. LV und 711 Seiten. Dieſe Publikation ift die umfangreichite bon 
jämtlichen in der Schweiz über die Wohnungsunterfuchung erichienenen Arbeiten; 
fie gehört auch mit Baſel und Zürich zu den brauchbarften. Inhalt: Einleitung. 
Die Erhebung. — Statift. Ergebniffe: 1. Das Stadtgebiet, ſ. Flächenverhältniſſe zc. 
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Reine Mietswohnungshäufer hat die Stadt Bern 46,70 (einzelne 
Quartiere 74,7, 65,5, 64,5 %o, andere nur 27,7 30,2 lo xc.). 

Die Stodwerkzahl beträgt für 1895 2,9 durchichnittlich. 

Bon 100 Wohnhäufern befaßen Wohnungen: 

—1 2 3 4 5 6 7 8 9 10—15 über 15 

313 73 180 18 64 64 28 25 12 1,9 0,4, 
durchfchnittlich pro Wohnhaus 3,2 Wohnungen (1888 in Bajel 3,0, 
Züri 3,4, St. Gallen 3,0, Luzern 3,2, Bern 3,5). 

Bon 100 Wohnhäufern beſaßen Wohnräume: 

1 2 3-5 6-10 1-15 16-20 21-25 26--30 31-35 36--40 ıc. 
0,7 13 110 26,8 26,3 16,9 8,5 4,4 2,3 0,9, 
durhichnittlih pro Wohnhaus 13,7. 

Nah dem Befigtum entfallen: 


auf bie obere foc. Shit! . . 53,7 %0 der Käufer, 
„ mittlere — .. BU; — 
„untere Mr — 78 . 


Auf einen Wohnhausbefiger entfallen ca. 1,5 Wohnhäufer. (Bafel 
1,4.) 13,100 aller Einwohner wohnten zur Miete in einem anderen 
Haufe. 

Bon 100 Wohnhäufern zählten: 

1 2 3 4 5.6 7 89 10-12 13-15 16-20 üb. 20 Haush. 
28,9 180 184 12,1 67 67 81 26 11 16 04 03 0,1. 

Die Behaufungszifter der zum normalen Wohnen bejtinmten 

Häufer ſchwankt zwiichen 22,8 und 8,5; fie ift durchichnittlich 14,9. 
(Miethäufer 16,0, Freimohnungshäufer 10,5, Häuſer der oberen focialen 
14,9, der mittleren 16,1, der unteren 16,3.) Mit zunehmendem ſpe— 
cifiſchem Wohnraumgehalt der Wohnhäufer geht eine relative Abnahme 
der Behaufungsziffer Hand in Hand. 
2. Die Gebäude mit ihren Hauspläßen. 3. Die Wohnhäufer. 4. Die Wohnungen. 
5. Die Räume ber bewohnten Wohnungen. 6. Der Mietprei3 der Wohnungen. 
7. Die Bodenrente, Wert, Preis und Rendite ber normal bewohnten Grundftüde. 
8. Überficht der Hauptergebniffe. 2 Pläne. 

! Zandolt hat in feiner Arbeit folche Individuen, deren wirtichaftliche Lage 
eine ähnliche ift, in ſog. „ſociale Gruppen“ vereinigt (im ganzen 40 Gruppen). 
Diefe Gruppen jelbft faßt er zufammen in 3 fociale Schichten. 1. Schicht: Baumeiſter, 
Architekten, Großgewerbtreibende, Großhändler, Bankiers, Agenten, ins Handels— 
regifter eingetragene Hleinhändler, Perfonen ohne Beruf. 2. Schicht: Kleingewerbe- 
treibende, nicht eingetragene Kleinhändler, Gaftwirte, Spediteure, Fuhrhalter, Be- 


amte, Lehrer, Ingenieure. 3. Schicht: Selbftändige Landwirte, Arbeiter, niedrige 
Angeftellte, Dienftmänner, Knechte, Mägbe. 
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Innere bauliche Einrihtung der Häufer. Heizbarkeit. 
63 waren heizbar in 36,4 %o aller Wohnhäuſer alle Zimmer, in 3,4 %/o 
nicht die Hälfte aller Zimmer. Bon allen Zimmern waren heizbar bei 
der oberen jocialen Schicht 86,7 %o, bei der mittleren 83,6%o, bei der 
unteren 81,7%o, durchſchnittlich 85,1 %o (bei Banquiers, Agenten ıc. 
92,1 %/o, bei Dienftmännern, Ausläufern ıc. 62,5%0). 

Abortverhältnifie. Wohnhäuſer ohne Abort 0,5%, Mbort 
im Haufe bei 71,8 0, teils in, teils außer dem Haufe bei 8,6 %o, außer 
dem Haufe bei 19,60 aller Wohnhäufer.. Bon je 100 MWohnhäufern 
münbdeten die Abtritte in Kloaken bei 55,8 %o, in Gruben bei '41,6 %/o, 
in Tonnen bei 0,4%. Bon Schüttfteinen führten in Kloaken 56,5 %o, 
in Gruben 23,9%, in Zonnen 4,10, 11,1 %0 bejaßen feine Ableitung!. 
Nach den baulichen und fanitarifchen Zuftänden wurden im allgemeinen 


bezeichnet ala: 
gut befriedigend ichlecht 


in Gigentümerhäufern . . » - 34,2 51,8 14,0 
in Mietwohnungshäufern. . . .» 15,8 56,3 27,9 
in Haushalt. mit Freiwohnungen 30,0 61,2 88 

Überhaupt 25,1 54,7 20,2. 


Im allgemeinem tragen die Wohnhäufer um fo jeltener die Quali— 
fitation gut und um Jo häufiger die'Qualififation fchlecht, je größer die 
Zahl ihrer Bewohner ift. 

Wohnungen. Es waren total 11068 Wohnungen. Bon diejen 
wurden unterfuhht 10679, normal bewohnt waren aber nur 10625. 
Davon waren Gigentümerwohnungen 14 %o, Mieterwohnungen 82,9 %o, 
Freiwohnungen 3,1%. Es entfielen durchfchnittlich auf eine Wohnung: 
Zimmer 3,3, und 4,7 Haushaltungsmitglieder, auf ein Zimmer Bewohner 
1,4, auf den Bewohner Luftraum (ohne Küche) 31m?, 

Wohnungen ohne Küche gab. . . 543 — 5,10 der Wohnungen, 


r mit mangelhaften Küchen: 
verhältnijien . . 2985 — 298 „ a mit Küche, 
— mit gemeinſchaftl. —— 3673 — 34,6 „ 
mit mangelhaften Abort: 
verhältnifien . . » » . 7309 754 „ 4 mit Aborten, 
F ohne Wafferleitung . . 4423 = 416 „ E 
2 ohne Schüttfteinablauf . 1830 = 182 „ 2 mit Küche, 
mit mangelhaften Treppen 1325 = 144 „ R mit Treppen. 


Durchfchnitttiche lichte Zimmerhöhe — 2,65 m, Bodenfläche 17 m?, 
14,8 %0 aller Zimmer waren nicht beizbar, 3,800 jchlecht beleuchtet, 


t Nur 65,5 Yo aller Wohnhäuſer waren an die Wafferleitung angeſchloſſen. 
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0,9%o nicht ventilierbar, 7,990 feucht. Dieſe Zahlen waren aber be» 
deutend größer in den Arbeiterquartieren!. 

Nach den focialen Schichten verteilten fih die Wohnungen nad 
ihrer Zimmerzahl in folgender Weile: Es bewohnten von 100 Haus— 
haltungen: 














1 Zimmer | 2 Zimmer | 3 Zimmer | 



































| 
ber jocial. Fu 4,516:7|8 1 9u. mehr 
5 mit ohne | mit ohne | mıt ohne 
Schichten h h h | — 
Kammer | Kammer | Kammer Zimmer 
obere 61 2,6 112,8 0,6 115.0 0,8 115,9 13,51 10,8 7,7, 48: 9,0 
mittlere. . 8,6, 2,6 | 17,7, 1,2 | 18,5! 0,5 [15,3, 11,6, 8,7 5,6: 3,7, 6,0 
untere . . 125,9 42 135,1 0,8 194 01 | 87] 32 15.086,02 03 
| \ | 
l \ | | 
Auf eine Wohnung entfielen: 
— — EEE — TER 
. | 8 a8 | Er | ES |gE5 | 355 
Sociale = * 85|5|55 2 
Schichten — ER: | mE | Eu 55* iz 
5 || 25 | Er 
= ER | ER | Pic mu a” 
obere . Br a |as |o09 | 5 | 305 | 98 
mittlerer . | AL 51 18 152 13 3 | 332 | 683 
untere . 23 39 3 | 45 2090 | sa | 47 


In 2203 einzimmerigen Wohnungen mit 6326 Bewohnern famen 
auf ein Zimmer durchichnittlich 2,9 Bewohner und auf einen Bewohner 
durchichnittlich 14 m? Luftraum. In 2803 zweizimmerigen Wohnungen 
mit 12041 Bewohner traf e8 auf ein Zimmer 2,1 Bewohner mit je 
18 m® Luftraum. 5006 Wohnungen mit 18367 Bewohnern (faft die 
Hälfte aller Wohnungen mit mehr als ein Drittel der Bewohnerzahl) 
boten aljo den Inſaſſen nicht den Mindeftwohnraum von 20 m® per 
Kopf. Der Luftraum in den Schlafzimmern betrug per Schläfer bei der 
oberen Schicht 31 m®, bei der mittleren 24 m? und bei der unteren 16 m®, 

Mietpreife. Der durchjchnittliche Mietpreis pro Wohnung betrug 
478 Fr. und per Wohnraum 128 Fr. (Lauſanne 121 Fr., Luzern 105 Fr.), 
per Zimmer 172 Fr. (Luzern 129 Fr., Bafel 138 Fr.), per Kubikmeter 
Luftraum (inkl. Küche) 3,35 Fr., (Zaufanne 3,24 Fr., Luzern 3,15 Fr.), 
per Yuftraum ohne Küche 3,99 Fr. (Luzern 8,67 Fr, Baſel 3,54 Fr.). 


! Dergl. S. 692 f. bes Berichtes. 
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Es bezahlten die Mieter der: 





—— — ——— — ————— 




















pro Wohn: | j pro m? pro mꝰ 
ar pro Wohnung raum pro Zimmer Luftraum | ohne Küche 
Fr. | Fr. Fr. Fr. 
ober .. 761 134 1990 | 3,35 3,84 
mittlere . 678 146 | 184 | 3,39 3,90 
untere . .» 343 110 | 157 3,33 4,14 





Dies find in Kürze die allerwichtigiten Ergebniffe von Bern. Leider 
fönnen wir auf die breitangelegten Unterfuchungen Landolts, die noch 
viel Intereffantes bieten, nicht näher eingehen. Es ſei bier auf das 
umfangreiche Buch direkt verwieſen!. 


Winterthur. Hier ift vom 9. bis 26. März 1896 und in St. Gallen 
vom 31. März bis bis 30. April 1897 eine Wohnungsunterfuchung 
angehoben worden. Leider ijt an beiden Orten noch fein eingehender 
Bericht erfchienen. Bearbeiter für beide Enqueten ift der Statiſtiker 
C. Landolt, der auch die Wohnungsunterfuhung in Bern durchgeführt 
und verarbeitet hat. 

Die Zahl der unterfuhten Häufer ift 2152 in St. Gallen und 
1723 in Winterthur, der Wohnungen 6871 in St. Gallen und 4377 
in Winterthur. 

Die Berichte über beide Enqueten jollen demnächjt publiziert werden. 
Für Winterthur find vorläufige Ergebniffe mitgeteilt worden. 

Danach iſt die durchiehnittliche Zahl der Wohnungen per Haus 
2,6, der Wohnräume 12,9 und der Bewohner 12,0. Normal bewohnte 
Wohnungen waren e8 4289, davon Eigentümerwohnungen 1214, Mlieter- 
wohnungen 3075. Auf 1 Wohnung entfallen 4,1 Zimmer, 4,6 Be- 
wohner, auf den Kopf der Bevölkerung durchichnittlich 33 m? Wohnraum 
und auf 1 Zimmer 1,1 Bewohner. Durchichnittlicde Bodenfläche einer 
Wohnung — 60 m? 74 Wohnungen hatten gemeinjchaftliche, 312 
feine Küchen und 327 bejaßen feinen Anfchluß an die Wajferleitung. 
1075 Wohnungen Haben gemeinschaftlihe Aborte, 955 Haben einen 
Abort ohne Dunftrohr, 265 ohne Beleuchtung, 3592 ohne Wafler- 
jpülung und 394 mit hölzernem Abfallrohr. 


ı eu und außerordentlich wichtig ift 3. B. Abfchnitt VII, enthaltend Unter: 
fuchhungen über die Bodenrente (Zotalrente, fapitalifierte Rente und reine Rente), 
Wert, Preis und Rendite der normal bewohnten Grundftüde Gr verdient eins 
gehendes Studium und unbedingt Berüdfichtigung bei der Aufftellung von Arbeits: 
programmen für andere Wohnungsengueten. 
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Zimmer, unterfuht 17520. Davon 71 ohne Beleuchtung, 1242 
indirekt beleuchtet, nicht heigbar 7181 — 410 aller Zimmer. Durch— 
Ichnittliche Zimmerbodenflähe = 15 m?, Durchſchnittsraumgehalt — 
37 md, Auf 1 Schlafzimmer kamen 1,8 Scläfer; 166 Schlafzimmer 
bieten auf den Kopf der Schläfer weniger als 5,01 m? Luftraum. Durch— 
Ichnittlicher Zimmermietpreis — 119 Fr. Der Quadratmeter Wohnraum 
foftet 8,43 und der Kubikmeter 3,35 Fr. 


Aarau. Was über die Enquete don Aarau! erfahren werden 
fonnte, ijt nichts Tröſtliches. Das Material und die Erhebung ift jo 
mangelhaft durchgeführt worden und jo unzuverläffig, daß der Bearbeiter, 
Kantonsftatiftiler Naej in Narau, die Berarbeitung bis nad ber 
Bolkszählung verfchoben hat. Die Zahl der unterjuchten Häufer fol 
ca. 780 betragen. 

Eben jo wenig ift noch befannt von den Refultaten einer Wohnungs- 
erhebung in Solothurn?. 


Die Fabritwohnhäufer in der Schweiz ?, 


Die fchweizeriiche Fabrifgejeggebung läßt die Arbeiterwohnungs- 
frage ganz unberüdfichtigt; trogdem bemühten fich die eidgenöffiichen 
Fabrikinſpektoren von jeher, fomweit es ihnen möglich war, ihren Zeil an 
der Grforfhung der Wohnungsverhältniffe der arbeitenden Klaſſen zu 
leiften. So famen fie auch dazu, im Jahre 1891 mit Hilfe des eid— 
genöſſiſchen ſtatiſtiſchen Bureau eine Unterfuchung der ſchweizeriſchen 
Fabrilwohnhäuſer vorzunehmen. Das durch Fragebogen gewonnene und 
durch perjönliche Anfchauung ergänzte Material wurde im Jahre 1894 
verarbeitet. — Die Zahl der Häufer, über die 1891 aus allen drei eid- 
gendffiichen Injpektionskreifen Mitteilungen gemacht wurden, betrug 2026 
mit 5029 Wohnungen und 25 037 Bewohnern. (1598 eigentliche Fabrik— 
wohnhäufer, 428 Häufer von Bauvereinen 20.) Die Zahl aller Yabrif- 
etabliffements ift 4398 mit 178031 Arbeitern, davon beantworteten 257, 
d. h. 5,850, den Fragebogen. Es bejaßen von 100: 





ı Peranlapt durch die Arbeiterunion. 

? Weranlaht durch den Grütliverein. 

* Nah den Erhebungen der eidgenöffiihen Fabrikinſpektoren bearbeitet von 
Dr. F. Schuler, Inſpektor, Dr. H. Wegemann, Adjuntt, Ingenieur W. Wil: 
heim, Affiftent, in: Zeitichriftfür Schweiz. Statiftit XXXII. Jahrgang, &. 223 f. 
(189). Vergl. ferner ftatiftiiche Jahrbücher der Schweiz, 1894 und Sociale 
Praris IV, 464 (1895). 
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1 Wohnung 2 Wohnungen mehr ala 2 Wohn. 


Fabrikwohnhäuſern . . - 26,2 28,5 45,83 
Baudereindhänfern - » » 40,9 30,2 28,9 
29,3 28,9 41,8. 


47 °%o der Häufer (mit 57,1 %o der Wohnungen und 54 9/0 der Be- 
wohner) füllen die Branche der Baumwollinduftrie, die ſich namentlich, 
billige Wafler- und Arbeitskräfte juchend, auf dem Lande angeftebelt 
bat, wo fich für die Arbeiter feine oder wenig Wohngelegenheit bot. Auf 
eine benüßte Wohnung entiallen durchſchnittlich 5 Bewohner. 

Bon allen Fabritwohnhäufern liegen 1112 mit 3812, d. 5. 71,5 %o 
aller Fabritwohnungen auf dem Lande, 55 %o aller Fabritwohnhäufer (mit 
26,4 %/o aller Fabrikwohnungen) find Einzel: und Doppelwohnhäufer, und 
diefe werden nach den Erhebungen der Fabrikinfpeftoren von den Ar- 
beitern mit Vorliebe bezogen. Ihr Bau ift allerdings nur möglich bei 
billigem Baugrund. Auch die mäßig großen Häufer find beliebt. Bes 
treffend die Bauart, fagt der Bericht, halte man im ganzen darauf, 
„daß dem Arbeiter auch durch die Art feiner Wohnung nicht tet? aufs 
neue die Empfindung aufgedrängt werde, Glied einer befonderen und in 
bejonderen Berbältniffen lebenden Kaſte zu fein.” Die Zahl der ein- 
ftödigen Fabritwohnhäufer ift jehr bedeutend; auch unter den Häufern 
der Bauvereine find nur 29% mit mehr als 2 Wohnungen. Im 
ganzen ift mindeftens die Hälfte aller Fabrikhäuferbewohner im Erd— 
geichoffe oder im 1. Stodwerf untergebracht. 

MWohnftuben. Bon 4632 Fabrifwohnungen im 1. und 3. In— 
ſpektionskreiſe! haben 2%0 gemeinfame Wohnftuben. In einigen wenigen 
haufen 3 Parteien, in den übrigen 2. 1833 (faft 390) Haben 2—3 
Mohnftuben. Die Benutung der Wohnftuben zu anderen Bweden 
kommt weit jeltener vor, ala in den Yabritwohnungen des Auslandes. 
Die „Kochöfen“ find nicht Häufig. Auch ala Schlafjtuben werden Wohn- 
ftuben eher jelten benußt, wenigftens auf dem Lande, 


Schlafzimmer. 
Auf 4632 Habritwohnungen? fommen 12346 Schlafräume, 
„ 901 Bauvereinswohnungen fommen 1885 ö 


5533 Arbeiterwohnungen total 14 231 Schlafräume. 
Auf 1 Wohnung entfallen jomit 2,7 Schlafräume. (In der Baum- 
wollinduftrie 2,7, Stiderei 3,5, Seideninduftrie 2,4, Metallinduftrie 2,3) 


ı Das Material aus bem II. Kreis (romanijche Schweiz) ift Lüdenhaft. 
2 Kreis I und IV. 
Schriften XCVII. — Bohnungsfrage 111. 3 
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Heizbare Schlafzimmer find jelten; darum kommt doc, troß der großen 
Zahl der Schlafräume oft Überfüllung vor. Sehr beliebte Schlafräume, 
(wenn auch ungefunde) find die fogenannten Nebenjtuben (neben) und 
die Stubenfammern (über den Wohnftuben); die jogenannten Manfarden- 
Schlafzimmer fcheinen in den im allgemeinen leicht gebauten Häufern eher 
gefürchtet zu fein. Sie werden meift Aftermietern und älteren Kindern 
überlaffen. Ihre Zahl it nicht gering (17%o aller Schlafräume in 
Tabritwohnungen und 36,3% in Baudereinswohnungen). 

Die Wohnungen im Gebiete der Seideninduftrie (hauptſächlich in 
der Stadt) weifen auf 100 Schlafräume 27,1 Manſarden auf und die- 
jenigen im Gebiete der Baumwollinduftrie (auf dem Lande) nur 16,3. 

Küchen. Ohne Küche waren 2/00 der Fabrikwohnungen und 23/00 
der Bauvereinswohnungen. Eigene Küchen befaßen 95,7 0 der Fabrik— 
wohnungen und 93 %o der Bauvdereinswohnungen, gemeinfame Küchen 
befaßen 4,1°/o der Fabritwohnungen und 4,7 %o der Bauvereinswoh— 
nungen. 

Es beſaßen von 100 


feine eigene gemeins. Küche 
Habritwohnungen - » » = 2 2.2. 0,2 95,7 4,1 
Bauvereindwohnungen - x 2 2... 2,3 93,0 4,7 
Habritwohnungen in Städten. . . - 0,6 90,6 8,8 
5 in ländlichen u. ſtädti— 
Shen Orten. . . . 0,1 96,4 3,5. 


0,800 der Küchen dienten gleichzeitig als eigentliche Wohnräume. 
Die Beichaffenheit der Küchen wird von Jahrzehnt zu Jahrzehnt befier. 
Dielfah wurden in neuerer Zeit Gaskochherde aufgejtellt und wird elef- 
triiche Beleuchtung inftalliert. 

Abtritte. Es befaßen von 100: 


eigene Abtritte gemeinſame Abtritte 


(meift für 2 Parteien) 
Fabrikwohnungen. . . 76,1 23,9 
Baupereinswohnungen . 74,1 25,9 

Die Einrichtung der Abtritte läßt Häufig ſehr zu wünſchen übrig, 
(indirefte Beleuchtung oder gar feine Fenſter). Auf dem Lande fehlen 
natürlich meift Bentilationseinrichtungen oder Waſſerſpülung und dgl. 
Seller und Holzbehälter. 1,8%o der Fabrilwohnungen und 

5,2 °/0 der Bauvereinswohnungen hatten feinen, 2%o nur gemeinſame 

Keller. Holzbehälter fehlen meijtens in der Stadt, (und zwar bei 29,5 %/o 

der Wohnungen). 

Garten. Nur 13,40 aller Fabrikwohnungen befigen feinen Garten, 

(Land 8,50, ftädtifche Ortichaften 14,6 %o, Städte 44,5 Yo), Baus 
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vereinswohnungen 58,5 %0). Zu den Gärten wird von zahlreichen Eta- 
bliffements noch Aderland gegeben, oft unentgeltlich, bis zu 1600 m?. 

Verſchiedenes. Meanchen Arbeitern werden mit der Wohnung 
noch fonftige Annehmlichkeiten geboten: Kleine Ställe, Waſchhäuſer, Bade- 
bäufer, Spiel- und Zurnpläße, SKinderbewahranftalten für einzelne 
Quartiere oder Häufergruppen. 11,390 aller Wohnungen befigen An— 
ihluß an eine MWafferleitung. 


Raumverhältnifie und Dichtigkeit der Bevdlferung. 


Bon 4005 Fabrik» und 901 Bauvereinswohnungen befaßen 

1 2 3 4 5 mehr Zimmer 

Habrifwohnungen. . 1,1 72 312 4235 136 44 
Paudereinswohnungen 12,8: 26,3 244 29,1 6,0 1,8. 












Bau⸗ 


* 
Es beſaßen von 100 —— — — vereins⸗ 
Sand ſtädtiſch Stadt wohnungen 





Bodenfläche? m: 
— 12 





14,8 10,7 19,3 14,5 71 
— 16 34,4 48,4 28,5 36,4 25,0 
— 20 3783 28,4 37,5 35,7 59,5 
über 20 13,4 12,3 14,7 13,3 7,8 
Zimmerhöhe? m: 
— 1225. 34,5 29,9 22,3 32,5 3,3 
— 250 . 49,2 57,2 47,4 50,5 31,5 
—3.. 15,2 10,1 30,3 15,6 64,9 
über 3 1,0 2,8 1,3 0,2 
Raum* m? pro Stube: 
— 1,72 0,7 2,6 1,72 2,0 
— 40 22,5 17,7 123 20,7 91 
— 40 32,2 46,1 48,9 36,8 17,1 
— 50 28,8 23,2 21,7 27,1 63,9 
— 10 . 12,7 11,3 11,8 12,3 5,6 
über 70 . 2,0 0,9 2,6 1,9 22 
Stubenraum® m? pro Kopf: 
—4... 9,3 8,6 5,0 8,9 5,7 
— 6. 22,6 16,8 13,8 21,2 17,6 
=, 21,0 21,8 18,7 21,0 13,6 
— 10 16,7 15,9 16,3 16,6 11,9 
— 15 16,9 21,5 2,5 17,9 24,5 
— 20 8,6 8,6 17,5 9,1 10,2 
über 20 4,9 6,8 6,2 3,8 16,5 


1 Namentlich in Bajel ftark vertreten. 
2 Brauchbare Angaben von 4642 Wohnungen. 
8 46% 


” ” " — 
4642 
1346 E 
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Diefe Zahlen werfen ein äußerft ungünftiges Licht auf die Wohn— 
verhältniffe der in diefen Fabrikwohnungen einlogierten Arbeiter, ins— 
befondere diejenigen über die Luftraumgquoten per Kopf. 

Schlafräume. Bon 100 Wohnungen befaßen Schlafräume: 





lıle|lsja 





über 4 













74 
30,2 


Yabrifwohnungen . 


32,1 | 41,6 1104 | 45 
Baudereinswohnungen 


28,0 334 | 69 | 15 
| | 





und Schlafraum pro Kopf in m®*: 





Rage ber Wohnungen 











Sand . . ‚9 21,5|19,7 104 1,9 

Städtiid. 3,8 178 24,2 11,9 2,3] 09| — 
Stadt . 2,5238]150 88 12] — | — 
total HFabritwohnungen . ‚2' 21,0| 20,2 10,6 1,9| 0,5| 0,3 
Bauvereinswohnungen! . ‚5 28,31 15,9, 4,01 34| — | — 





Berechnet man den Geſamtkubikraum der Wohnung per Kopf, jo 
ergeben fich folgende Zahlen. Es Hatten pro Kopf Kubikmeter: 








Don Hundert | 0—10 | 10—20 | 20—830 | 30—50 über 0m 
Fabrifwohnungen -. » .» » » 2,16 | 34,6 | 31,5 23,3 8,3 
Bauvereindwohnungen . . - 8,1 | 41,6 | 29,7 17,2 3,3 








Zujammenfegung der Haushaltungen. Aus jtarf einem 
Drittel aller Wohnungen wurden folgende Zahlen gewonnen: 











Pen = Perfonen 
1 —— ——— 
Es beſaßen von 100 Familien 1—2 3-5 | über5 





in der Baummwollinduftrie . . — 15,1 46,7 38,2 
in ber Seideninbufttie -. . » 2. 20,1 47,7 30,2 
in ber Stiderei ee en 14,8 59,6 29,6 
übrige Textilinduſtrie 17,7 | 45,2 37,1 
in ber Metallinduftrie . . . . 7,8 49,5 42,7 
verfchiedene andere Induftrien . 9,2 47,7 43,1 
Bauvdereinwohnungen - » » . . » 23,4 52,1 | 24,5 


* 1531 brauchbare Angaben. 1 Angaben faft ausſchließlich von Baſel. 
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1,2°/o aller Bewohner der Fabrikhäufer find Aftermieter, 7,3 %0 find 
Schlaf- und Koſtgänger. Aitermieter und Koftgänger (meift alleinjtehende 
Fabrit- oder Erdarbeiter) befigen gewöhnlich die fchlechteften Räumlich- 
keiten der Arbeitermwohnhäufer. 

Mietpreife!. Bon je 100 Wohnungen bezahlen eine Jahres- 
miete von Fr.: 


| bis 100 | 101—150 | 151-250 | 251 und 





mehr 
Habritwohnungen . . . 26,1 | 28,1 36,4 9,4 
274 60,7 


Bauvereinäwohnungen . 4,1 | 78 





oO 
T 


11—15 











über 50 





18,0 151 | 9,1 


Habrifwohnungen . ». » » . | 73 | 
11,8 ba 


10,5 | 13,0 150 130 
Baudereingwohnungen - -» -. | — 


HR | u 3,5 
Die Bauvereinswohnungen fommen ihre Infaffen bedeutend höher 
zu ftehen, ala die Fabrikwohnungen. 
Die geringiten Mietquoten per Kopf zeigen die Arbeiterwohnungen 
der Baummwollinduftrie: 
Der Kubikmeter Wohn- und Schlafraum koſtet: 
in 33,3 Yo ber Fabrikwohnungen . . . bis 1 Fr. 








in5öl3 ,„ „ . ... 1-2 „ 
in 117. ; J u. 2-3 „ 
in 385. . 5 ... RE 
in 38 „ der Bauvereindwohnungen. . bi8 2 „ 
in 369, » „ —— 3 
in 59,4 „ „ " über 3 „ 


Mietbedingungen. Ihre Bedeutung ift für den Wohninhaber 
nicht weniger gering, al® diejenige des Mietpreifes, da der Arbeiter als 
Arbeiter und als Mieter in doppelter Weife von feinem Arbeitgeber ab- 
hängig ift. Die Arbeiterwohnungen werden im allgemeinen nicht aus 
reiner Humanität gebaut; der Fabrifant will wohl in erjter Linie den 


! Brauchbare Angaben 4684. 
2 Für 19666 Perfonen aus Fabrik» und 2397 Perfonen aus Banvereind- 
wohnungen. 


38 Dr. F. Mangold. 


Arbeitern durch eine nahegelegene billige Wohnung Vorteile bieten, um 
fie dadurch an fein Geſchäft zu feſſeln. Dies zeigt fih in einer Reihe 
von Mietverträgen mit der Stelle: Mit der Aufhebung des Arbeits- 
vertrages ift auch der Mietvertrag gelöft, oder: e8 dürfen nur After— 
mieter und SKoftgänger aufgenommen werden, die beim Befiter der 
Wohnung in Arbeit treten. Die Kündigung des Arbeitvertrages ſeitens 
des Arbeiter8 zieht oft auch diejenige des Mietvertrages auf den gleichen 
Termin nah fi. Plößliche Entlaffung eines Arbeiter aus gejeglich 
anerkannten Gründen bedingt oft, daß der Arbeiter ebenſo raſch aus 
feiner Wohnung an die Luft gejet werden fann. Doch werden auch in 
jolhen Fällen wieder Friften von 1—4 Wochen gewährt. — Die Aiter- 
miete wird im allgemeinen nur mit Einwilligung des Hausbeſitzers ge— 
itattet. Es kommt aber auch vor, daß der Prinzipal fich das Verfügungs— 
recht über unbenutzte Zimmer vorbehält und fie beftimmten Perfonen 
feines Geſchäftes zuweiſt. Über die Wohnung übt der Beſitzer eine, in 
einzelnen Fällen weitgehende, Aufficht aus. Indeſſen wird dabei oft in 
erzieherifcher Weife auf den Mieter eingewirkt. 

Der Mietzins wird im allgemeinen in bejtimmten Xerminen von 
der Löhnung abgezogen. Dieje Zeiträume find verichieden lang. Was 
die Bearbeiter der Unterfuchung als jchroffiten Vorwurf bezeichnen, ift 
die kurze Kündigungsfrift. Und dabei fommen Fälle vor, „wo fie in 
empörend brutaler Weife gehandhabt wird und der Wunjch auftauchen 
muß, dies zu verhindern“. 

Trotz diefer Übelftände find felten leere Arbeiterwohnungen zu finden, 
da fie jehr begehrt find. Ihr Vorzug vor Privatwohnungen liegt in 
ihrer Billigkeit. Für die Yabrifanten bieten fie (und fie follen e& auch 
nicht) feine glänzende Rendite; der Gewinn ift eher indirelt, da die 
Löhne niedriger gehalten werden können, ohne daß der Arbeiter fich 
deshalb ökonomisch jchlechter fteht. 

Daß die Arbeiterwohnungen in der Nähe der Arbeitsftätten für die 
Arbeiter von großem Vorteile find, fteht für die Bearbeiter der Unter: 
terfuchung, wie überhaupt allgemein, feit. Nur, meinen fie, follten alle 
die Nachteile, die fie bieten, bejeitigt oder verhütet werden. Nicht die 
eigene Wohnung ſoll das deal der Zukunft fein, ſondern die Miet- 
wohnung; aber die Mietwohnung unter ftaatlicher Auffiht. Der Staat 
jollte ferner jelbjt mithelfen, Hand anzulegen, ſei es durch Staatebau, 
ſei es durch Abgabe billigen Staatslandes u. ſ. w, dann würde e8 gemein« 
nüßigen Unternehmungen bedeutend leichter, den Bau von Arbeitermiet- 
wohnungen zu beginnen. Was gebaut werden jollte, müßten im all 
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gemeinen nicht Einzelwohnhäufer fein, die in der Regel relativ Hoch zu 
ftehen kommen, jondern Kajernenwohnungen, die aber jo beauffichtigt 
werden jollten, daß die ihnen ſonſt anhängenden befannten Übelftände 
verniieden würden. Sie find billiger und doch beffer ausgebaut. — Die 
Zöfung der ganzen Arbeiterwohnungsirage fei überhaupt viel zu jehr 
vereinzelten Kräften überlaffen. „Sie zufammenzufaflen zu gemeinfamer 
Thätigkeit, gegenfeitiger Unterftügung, das follte das nächſte Ziel aller 
derjenigen jein, welche im Wohnungsweſen der Arbeiterichaft die jo 
dringend nötigen Fortſchritte erzielen wollen“. 


I. Geſetzliche und polizeilihde Maßregeln zur Ber: 
befjerung der Wohnungsperhältnifie. 


Die Maßregeln in Bafel nad dem Ericheinen des Berichtes 
über die Enquete. 


Die umfangreiche Arbeit Profeffor Büchers erregte in allen Kreifen 
Bajels hohe Aufmerkfamkeit. Zunächſt wurde über fie in verjchiedenen 
Vereinen Öffentlich referiert: In der ftatiftifch-volföwirtjchaftlichen Ge- 
ſellſchaft', in der Gejellichaft „Freistand“ ?, in öffentlichen Zufammen- 
künften?. Am erftgenannten Orte wurde die Arbeit in ihrem Schluß- 
worte von einem Juriſten ſcharf fritifiert und dabei auch betont, daß 
die vom DBerfaffer des Berichtes zur Behandlung vorgefchlagene Woh- 
nungsgefeßgebung mit dem fchweizerifchen Obligationsrechte kollidiere 
und fich nicht fo leichthin durchführen laffen würde. Es wurde dem 
Buche vorgeworfen, daß ihm bier die nötige Objeftivität fehle; troß aller 
Zahlen wurde behauptet, die Verhältniffe feien doch nicht jo jchlimm, 
wie fie gejchildert worden jeien. — Anders da, wo Arbeiter referierten, 
und auch in jener Freiland-Verſammlung. Hier jah man als praftifches 
Ergebnis der Wohnungsenquete den Bau don Wohnungen durd 
den Staat voraus. Diefer Gedanke war zwar nicht neu. Schon im 
Jahre 1873 Hatte eine Verfammlung an die Regierung das Gejuch ges 
richtet, der Staat möge den Bau don Arbeiterwohnungen an die Hand 
nehmen. Die Regierung hatte fi) aber ablehnend verhalten, und die Folge 
war die Entftehung des Basler Bauvereins für Arbeiterwohnungen 


ı 23. Februar 1891. 
® 27. Februar 1891. 
® 1. März 1891. 
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gewejen. — Am 1. März 1891 wurde ein Wohnungsmieterverein 
Baſel gegründet, der es fich zur Aufgabe jegen wollte, für die Intereſſen der 
Mieter einzuftehen, den Bau von gefunden und billigen Staatswohnungen 
anzuftreben und für eine Wohnungsgeſetzgebung Propaganda zu machen. 
Mitglied des Vereins kann nah den Statuten jeder Wohnungsmieter 
in Bafel- Stadt werden. Der Jahresbeitrag beträgt 1,20 Fr. Die 
Gefchäfte des Vereins bejorgt ein Vorſtand von 9 Mitgliedern; jedes 
Quartal fol eine Mitgliederverfammlung jtattfinden. — Schon am 
10. April 1891 richtete der Wohnungsmieterverein das Geſuch an den 
Großen Rat, er möchte, „in Anbetracht der Klar zu Tage tretenden 
großen Übelftände im Wohnungswefen, beichließen, es feien, ähnlich wie 
dies in anderen Städten bereits gejchehen, vom Staate und auf Staat» 
boden Häufer zu erftellen, deren Wohnungen zu billigen Preifen ver- 
mietet werden jollen“. 

Die Eingabe wurde am 6. Juli 1891 vom Großen Rate dem 
Regierungsrate zur Prüfung und Berichterftattung überwiefen. Im 
Auni 1891 wendete fich die „Freiland“-Geſellſchaft an den Regierung 
rat mit demjelben Begehren und mit der beftimmten Yorderung, daß 
die Wohnungen auf unveräußerlichem Staatöboden erjtellt würden. — 
Am 19. Juli 1891 gelangte der Wohnungsmieterberein direft an den 
Regierungsrat und ftellte das Anjuchen, daß ein Wohnungsgeſetz vor— 
bereitet werden möchte und endlich, im Februar 1892, reichte er dem 
Regierungsrate das Begehren um Ernennung von Wohnungsinfpektoren 
ein. Das find bis Heute die wichtigften Kundgebungen des genannten 
Dereind gewejen. Sie waren hauptſächlich der Thätigfeit feines Vor— 
figenden, eines ſocialdemokratiſchen Großrates zu verdanten, desjelben, 
der die Wohnungsenquete angeregt hatte. Im übrigen fanden fich wenige 
Mieter, die dem Berein beitreten wollten; die Berfammlungen, obſchon 
jelten abgehalten, entbehrten eines auch nur einigermaßen guten Bejuches. 
Es jcheint, ala ob den fchlecht Wohnenden, überhaupt den Mietern, die 
ganze Frage höchſt gleichgültig ſei. Auch eine Propagandaichrift, „Baſels 
Mohnungselend“, hatte feinen weitgehenden Erfolg. 

Die Behandlung fämtlicher Eingaben wurde vom Regierungsrat 
fofort an die Hand genommen, und nachdem das Sanitätödepartement 
die Frage der Wohnungsgeſetzgebung und das Finangdepartement die- 
jenige der Wohnungserftellung beraten, überreichte der Regierungsrat dem 
Großen Rate am 16. Juli 1896 einen Ratjchlag, betreifend die Ver— 
bejjerung der Wohnungsverhältnifje. Daß die vorhandenen 
Übelftände im Wohnungsweſen ein Eingreifen des Staates rechtjertigen, 


Unterfuchung über bie Wohnungsfrage in ber deutſchen Schweiz. 41 


ftand für die Regierung außer Zweifel, Die Wohnungsverhältnifie feien 
von hoher Bedeutung für die ölonomifchen, gefundheitlichen und fittlichen 
Zuftände der Bevölkerung. „ES möge daher jehr beftimmt ausgefprochen 
werben, daß die Öffentlichkeit ein unmittelbares Intereffe an guter Ord— 
nung der Wohnungsverhältnifie Habe; auch darüber könne fein Zweifel 
walten, daß der moderne Staat eingreifen ſoll zur Befeitigung erheblicher 
Übelftände, auch wenn dieß gefchehen muß durch Eingreifen in Thätig- 
feiten, welche ordentlicherweile dem privaten Verkehr überlaffen find.“ 
Allerdings war die Regierung der Meinung, daß die Beichaffung von 
Wohnungen wejentlid Sache der privaten Bethätigung bleiben folle; 
hingegegen bedürfe da8 Wohnmietweſen einer Reform, und dieſe könne 
nur auf geſetzgeberiſchem Wege erlangt werden. Sodann jei ohne Ini— 
tiative oder Beteiligung des Staates gerade in der alten Stadt, wo die 
größten Übelftände herrichen, aus äußeren Gründen feine Befferung zu 
erreichen. 

So fam die Regierung dazu, folgendes Programm für die Vers 
befferung der Wohnungsverhältniffe aufzuftellen: 


I. Geſetzgeberiſche Maßregeln. 

1. Erlaß eines Wohnungsgeſetzes. 

2. Erlaß eines neuen Gejeges über Anlage und Korrektion von Straßen 
im Sinne einer Ausdehnung der Erpropriationsbefugniffe (Bonen- 
erpropriation). 

3. Aufftelung eines umfaffenden Planes für die Korreftionen in der 

innern Gtabt. 


I. Adminiftrative Maßregeln. 

. Planmäßige Durchführung der Korreftionen in der inneren Stadt. 

5. Anlauf von Wohnhäufern in der innern Stadt und Einrichtung 
derjelben nach den Vorſchriften des Wohnungsgeſetzes behufs Ber- 
mietung. 

6. Überlaffung von Baugrund zu günftigen Bedingungen an gemein- 
nüßige Baugeſellſchaften und an Baugenoffenihaften behufs Er- 
richtung von billigen Wohnungen zum Zwecke des Verkaufs oder 
der Bermietung. 

7. Erjtellung billiger MWohnhäufer in den verjchiedenen Quartieren 
durch die Öffentliche Verwaltung zur Vermietung an die Angeftellten 
und Arbeiter derfelben, eventuell an andere Einwohner. 

3. Erleichterung des Verkehrs mit den Außenquartieren und mit der 
Umgegend durch billige Bahnverbindungen. 


— 
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Dieſes weitgehende, die Sache gründlich erfaffende Programm wurde 
vom großen Rate angenommen. 

Zur Begründung der einzelnen Punkte jei aus dem Ratjchlage noch 
folgendes angeführt: 

1. Wohnungsgeſetz. Wohl war am 27. Juni 1895 ein neue 
Mohnungsgefeg angenommen worden, das für den Bau neuer und für 
Einrichtungen und Anderungen beftehender Gebäude Vorfchriften aufftellte 
und das auch für gewiffe Fälle die Mittel an die Hand gab, um die Be— 
feitigung baulicher Übelftände in den beftehenden alten Häufern zu er- 
zwingen, aber gerade in lehter Hinficht waren ausgiebige Ergänzungen in 
einem Wohnungsgeſetze jehr wünfchbar. Sodann beabfichtigte man, durch 
ein neues Wohnungsgeſetz der übermäßigen und gefundheitswidrigen Aus— 
nußung don Gebäuden entgegenzuwirken. Endlich jollte das Verhältnis 
zwiſchen Vermieter und Mieter, namentlich in betreff der Verteilung der 
Dbliegenheiten, Art. 282 d. Obl.R., eine gejegliche Regelung erfahren. 
Schon im Mai 1892 war da Sanitätsdepartement vom Regierungsrate 
beauftragt worden, einen Entwurf zu einem Wohnungsgejeß vorzulegen. 
Die Vorarbeiten hiezu wurden getroffen, und nachdem das neue Hoch- 
bautengejeg in Kraft getreten war, wurde auch eine Kommiſſion ernannt 
zur Ausarbeitung der Einzelteile des Entwurfes. 

2.— 4. Straßenforreftiong- und Stadterweiterung® 
plan. Das raſche Wachstum der Stadt in den lebten 20 Jahren, 
jpeciell im Jahrzehnt von 1890—1900 Hatte eine jo erhebliche Stei- 
gerung des Straßenverfehrs bewirkt, daß die alten Straßen im Stadt— 
innern viel zu eng geworden waren; dazu fam die Notwendigkeit, für die 
neuprojeftierten (nun vom Staate betriebenen) Straßenbahnen breitere 
Straßen und gerade Verkehrslinien zu Schaffen. Aus diefen Gründen 
farm es, daß falt Haus um Haus des inneren Stadtteile niedergeriffen, 
die Faffadenlinie neu beftimmt uud um einige Meter zurücdgejeßt werden 
mußte, alles mit enormen Kojten für den Staat. Der genannte Stadt- 
teil gewann aber dadurch Luft und Licht und breitere, wenn auch immer 
noch nicht zu breite, gerade Straßenzüge. Hatten die alten Häufer meijt 
in ihren Stodwerken zu Wohnzweden gedient, jo ſchuf man in den neuen 
Bauten faſt ausnahmsweiſe Geſchäftsräume, die einen größeren Zins— 
ertrag abwerfen, ala Wohnungen. Es ſchien darum, da die gejamten 
Bau- und Gejundheitäzuftände, wie die Wohnverhältnifie durch dieſen 
großen Ummandlungsprozeß in hohem Grade berührt worden waren, an— 
gemefien, die ganze Entwidlung nach einem feſten Plane in geordnete 
Bahnen zu lenken, und zwar gleichzeitig nach beiden Richtungen, in 
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denen fie fich bewegte: Korreftion im Innern der Stadt und Erweiterung 
der Stadt. Beides follte nach einem einheitlichen Plane geregelt werden. 
— Am 13. Juli 1895 wurde deshalb eine Kommiffion beftellt, mit 
den Auftrage, ein Geje über Straßenanlagen- und Korreftionen im 
Einne der Erpropriationsbefugniffe auszuarbeiten. — Ferner wurde am 
11. Juni 1896 ein Specialbureau eröffnet, da3 „Stadtplanbureau”, für 
die Aufftellung eines umfafjenden Planes über die SKorreftionen und 
die Erweiterung der Stadt. Der Große Rat felber genehmigte die vor- 
geichlagenen neuen Baulinien, die zu der SKorreltion erforderlichen 
Häuferfäufe und gewährte die zu allen diefen Dingen notwendigen 
Millionen von Franken. Wer Bafel fennt, die Stadt aber in den lebten 
10 Jahren uicht mehr gejehen Hat, der wird erftaunt fein über das, 
was hier in verhältnismäßig jehr kurzer Zeit geleiftet worden tft. 

Breitere Straßen mit neuen modernen Bauten ; neue Berfehräftraßen 
quer durch Komplere alter Häufer, Heiner finfterer Höfe im Innern der 
Stadt; neue Quartiere mit geradlinigen Straßenzügen; große freie Plätze 
und friſch angelegte Anlagen an ihrer Peripherie. 


5. Aıftaufvon Wohnhäufern. Aber dieſe Straßenkorrettionen 
vermögen nicht alles. Noch bleiben im Stadtinnern eine Menge von 
engen Straßen und jehr alten Käufern. Letztere entjprechen den bau- 
und janitätspolizeilichen Vorſchriften keineswegs und fünnten ihnen nur 
mit großen Kojten angepaßt werden. Es find die Häufer, von denen 
Profeſſor Bücher oft fpricht!, und die er namentlih im Schlußworte 
erwähnt. Die neuen Fortichritte der Technik für Wohnungen können 
an ihnen nicht zur Verwendung fommen und „Abtrittanlagen, Wafler- 
einrichtungen, Feuerungen, Heizungen u. ſ. f. bleiben auf dem primitivjten 
Stande”, lauter Dinge, die gerade den Inbemittelten wertvolle Er» 
leichterungen für die Führung des Haushaltes bieten. Und doch find 
diefe Wohnungen gejucht; fie liegen eben nahe den Arbeitsftätten und 
mitten in der Stadt. Zu allen Übeljtänden hier geht die Steigerung 
ihrer Mietzinje ins ungemefjene, und es werden alle nur irgendwie be— 
wohnbaren Räumlichkeiten mit Menfchen angefüllt und überfüllt. Des 
hohen Ertragswertes wegen findet ein Abbruch diejer Häuſer jelten jtatt, 
jofern er nicht durch eine Straßenkorreftion erforderlich wird; außer- 
dem führt er nicht zum Erjaß der wegfallenden jchlechten Wohnungen durch 
neue gute für diefelben Kreife der Bevölkerung. 





1 S. 338 a. a. O. 
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Deshalb fand der Regierungsrat bier, wo, die private Thätigkeit 
nit in erwünjchtem Maße eingreift, die Staatshilfe notwendig. „Der 
Staat ſoll im Anſchluſſe an feine Korrektion auch bemüht fein, daß den- 
jenigen feiner Angehörigen, welche auf das Wohnen in der inneren 
Stadt angewiejen find, dieſes Wohnen anch fernerhin ermöglicht werde, 
aber unter gebeflerten Berhältnifjen.“ Darum foll er, wo fich Gelegen- 
beit bietet, im unmittelbaren Anfchluffe an die Korrektionen Häufer 
faufen, die nicht abgebrochen werden müffen, fich aber doch zu baulichen 
Verbeſſerungen und zur Bewohnung eignen. — Der Regierungsrat hatte 
damit jenen Plan aufgegriffen, der auf ©. 332 der Wohnungsenquete 
entwidelt wird. Profeflor Bücher Hat a. a. D. einer zu gründenden 
Geſellſchaft das Wort geredet, die eben dieſe alten 3. 3. überjchuldeten 
und faft durchwegs überfüllten Häufer anfaufen, fanieren und wieder 
hätte vermieten jollen. 

Um die Wohngelegenheiten im Stadtinnern zu vermehren, gelangte 
der Regierungsrat im 6. Punkte feines Programms dazu, den Vorfchlag 
zu machen, Baugrund für Wohnungshäujer an Baugenofjen- 
ſchaften abzugeben. Die bei Korreftionen freiwerdenden und für 
ipefulative Verwertung am wenigſten geeigneten Stüde follten planmäßig 
überbaut werden. Dem Staate aber wollte der Regierungsrat dieſe 
Bauthätigkeit nicht zumeifen, weil er in feinen Geldmitteln fonft ſchon 
feftgelegt jei, umd weil man Bedenken Hatte gegen die aus dieſer An- 
gelegenheit fich ergebende Vermehrung der Geſchäfte der Öffentlichen 
Verwaltung. 

Man gedachte Bau und Bermietung einer Baugejellichaft oder Ge- 
noflenichaft zu überlaffen, die aus denjenigen SKreifen etwa hervorging, 
denen der Vorteil diejer Wohnungen zu gute fommen follte. — Und zwar 
jo: Der Staat giebt ihnen das nötige Areal, das in der inneren Stadt 
ohne Erpropriation nur fchwierig in zwedmäßiger Geftalt gefunden 
werden fann, und ftellt außerdem einen Teil des Kapitals zu günftigen 
Bedingungen zur Berfügung. Dabei ift aber zu jorgen, daß dieje Ver— 
günftigungen nicht den Bauherren, ſondern den Mietern zum Borteil er» 
wachen (Firierung der Mietpreife!). 

Arbeiterwohnungen vor der Stadt zu bauen oder an der Pheripherie 
durch den Staat bauen zu laſſen, glaubte der Regierungsrat nicht vor» 
Ichlagen zu dürfen, da die private Bauthätigfeit in diefer Richtung in 
den leßten Jahren jehr intenfiv geweſen war. Aber er jand e8 denkbar, 
daß jich der Staat einmal veranlaßt jehen fünnte, von feinem Baugrund 
zur Errichtung billiger Wohnungen Parzellen abzutreten. 
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7. Wohnungen für Staat3angeftellte. Hier war die Re- 
gierung der Anficht, daß die Zahl der Wohnungen in Staatögebäuden 
für Staatsangeftellte (Geiftliche, Lehrer, Angeftellte des Baudepartements, 
des Gas, Waſſer- und Elektrizitätswerks) nach Möglichkeit vermehrt 
werden follten. „Wenn der Staat durch die Normierung der Befoldungen 
und Penfionen die Abficht kundgiebt, fich ein tüchtiges Perſonal von 
Arbeitern und Angeftellten zu fichern, fo wirkt er für Erreichung derjelben 
Abſicht auch dadurch, daß er diejen Arbeitern und Angeftellten pafjende 
Wohnungen mietweife zur Verfügung ftellt. Die Wirkung wird zudem 
auch eine weitergreifende fein, da die Handhabung des Mietverhältniffes 
durch den Staat für die Mietzuftände überhaupt als Beifpiel gelten und 
daher auch den übrigen Wohnungnehmern gute Dienfte leiften fann!.“ 
Ausnahmsweiſe jollten auch Nichtftaatsangeftellte billige Wohnungen in 
Gebäuden des Staates erhalten können. 

Endlich betont der Regierungsrat in feinen Katichlägen, wie wichtig 
eö jei, den Arbeitern gejunde und billige Wohnungen da zur Verfügung 
zu ftellen, wo fie wirklich nötig find: in der Nähe der Arbeitsftellen. 
Da dies aber ein jchwieriges und nicht rajch auszuführendes Unternehmen 
fei, müſſe darauf gedrungen werden, die Entiernungen zwilhen Wohnung 
und Arbeitsftelle zu einer möglichft wenig fühlbaren zu machen. Dies 
geichehe am beften „durch gut disponierte und billig funktionierende Bahn— 
verbindungen“, und Staatdaufgabe fei eg, „auf Vervielfältigung und 
Erleichterung diejes Bahnverkehrs hinzuwirken.“ — Dieſes Refultat ift in 
der That auch praktiſch ausgeführt worden. Der Staat betreibt jämtliche 
Straßenbahnen (mit elektrifchem Betrieb) und hat nun begonnen, deren 
Neb jo auszubauen, daß nach und nach jämtliche Vorftädte und Vor— 
orte Bafela mit dem Gentrum der Stadt verbunden werden. Für Arbeiter 
werden nun bejondere, jehr billige Abonnement? ausgegeben, und Diele 
finden auch ſtarke Benützung. 

Das Wohnungsgeſetz. Die oben genannte Speciallommilfion 
zur Beratung eine Mohnungsgefeentwurfes? machte fi) nach dem 
Ericheinen des Hochbautengefeßes an ihre Arbeit. Im Laufe des Sommers 
1897 beendigte fie fie, und ihr Entwurf wurde auch derjenige der Re- 








ı Für Angeftellte der fantonalen Straßenbahnen find durch den Staat einige 
Häufer in ber nächften Nähe bes Tramdepots und ber Reparaturwerkftätten erbaut 
worden. 

2 Beftehend aus einem Architekten, einem Givilgerihtöpräfidenten, einem Pro: 
feffor für Hygiene, dem Stabtphyfitue, einem Buchdrucker und einem Yabrikantcır. 
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gierung, die ihn am 8. September 1897 dem Großen Rate vorlegte. 
Dieje wie den Entwurf an eine Kommilfion zur Prüfung; fie legte 
ihren Bericht darüber den 6. April 1899 auf den Ratstiſch. Der Große 
Rat behandelte das Geſetz in zwei Lejungen, und in der Schlußabjtimmung 
vom 5. April 1900 wurde e8 mit 35 gegen 24 Stimmen angenommen. 
Der Antrag, es der Volksabſtimmung zu unterbreiten, wurde mit 29 
gegen 27 Stimmen verworfen. E83 war deshalb aber noch nicht ge- 
borgen, denn e8 unterlag verfaffungsgemäß einer Referendumsfriſt, die 
dann auch, wie jpäter gezeigt wird, nicht unbenußt abgelaufen tft. 

Die Gejeßgeber waren fich der Schwierigkeiten ihrer Arbeit wohl 
bewußt. Sie jagten fich, daß fie vor etwa Neuem ftünden, für daß fie 
fich feine anderwärtigen Erfahrungen zu nutze machen fünnten, daß es 
alfo geboten erjcheine, „in das unbelannte Gebiet mit einem borfichtigen 
Schritt vorzurüden, nur ſoweit e8 vorderhand dringend nötig ijt; ander- 
ſeits aber auch bei diefem Schritt beftimmt zu markieren, wie weit 
man gehen will, und was man dabei bezwedt.“ Man wollte alle die 
Beitimmungen, „welche möglichft vorteilhafte ſanitariſche Zuftände für 
die menjchliche Wohnung und das Zufammenleben in bdiejer zu Ichaffen 
geeignet find, und welche heute in Übereinftimmung mit dem Gefühl 
unferer Bevölkerung als durchführbar fich darftellen, vereinigen und in 
einem einheitlichen Wohnungsgeſetz niederlegen. Wollte man für den 
Anfang auch nicht zu weit gehen, jo hatte man doch den Willen ernit- 
licher Durchführung des gejehlich Verordneten“. 

In Ergänzung zum Hocbautengefeg, das das Entftehen neuer 
baulicher Mißſtände verhindern joll, jollte das neue Wohnungsgeſetz auf 
Befeitigung oder Milderung vorhandener Übelftände in ſolchen Häufern 
binwirken, die vor Erlaß des Hochbautengeſetzes, alfo vor 1895, gebaut 
worden waren; es jollte außerdem der übermäßigen und gejundheits- 
widrigen Ausnüßung der Wohnungen überhaupt entgegentreten. 

Das Koſt- und Schlafgängerwejen!. follte gleichzeitig im neuen Ge- 
jege geordnet worden. 

Entgegen der Anficht des Regierungsrates, der alle Gebäude, welche 
zu dauerndem Aufenthalte für Menjchen als Wohn-, Schlaf- oder Arbeits- 
raum dienen, in das Gefeß einbeziehen wollte, bejchränfte der Große Rat 
den Geltungsbereich nur auf die zum Vermieten bejtimmten Gebäude, 
die Schlafräume von Dienftboten, Gewerbegehilien und Lehrlingen. Er 
hoffte, daß dadurd), dab man die Eigentümerwohnungen beifeite 


Geregelt durch eine Verordnung vom Jahre 1860. 
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ließ, die gleichmäßige Geltung des Geſetzes für Stadt und Randgemeinden 
faum mehr auf Bedenken ftoßen werde. Er folgte auch dabei offenbar 
der Anſchauung von Profefjor Bücher, der für die Specialfommiffion ein 
Gutachten über den Gefegesentwurf abgegeben hatte. „Die Überwachung 
des Staates und die ftaatliche Kontrolle der Privatwohnung des Ein» 
zelnen ift nach umferen heutigen Anfchauungen ein derartig intenfiver 
Eingriff in die höchſt perfünliche Rechtsiphäre des Individuums, daß 
er borderhand nur da gejchehen jollte, wo die Perjon des MWohnungs- 
inhaber8 mit der Wohnung jelbjt fich weniger eng verwachien fühlt, was 
entjchieden beim Mieter gegenüber dem Eigentümer der Fall ift.“ Wie 
in der focialen Gejeggebung auf anderen Gebieten eine Grenze gezogen 
wird zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern, da man nur jene in ihrer 
Arbeitszeit ſchützen will, oder wie „die Lebensmittelpolizei nur den 
Handel mit verfälichten Nahrungsmittel verbietet, e8 aber dem Einzelnen 
frei überläßt, ſich ſolche Nahrungsmittel zu bereiten und fie zu genießen, 
jo wollte man auch im Wohnungsgeſetz nur den ſchützen, der infolge der 
Beherrſchung durch andere des Schußes bedurfte: den Mieter.“ 

Das Wohnungsgeſetz vom 5. April 1900 zerfällt in fünf ver« 
ſchiedene Abjchnitte. 

1. Umfang und Organijation der Wohnungsaufficdt. 
Es follen, wie oben erwähnt, alle zum Vermieten beftimmten Gebäude: 
und Gebäudeteile, welche zu dauerndem Aufenthalt für Menjchen ala 
Wohn-, Schlaf- oder Arbeitsräume, jowie alle dazu gehörigen Depen- 
denzen (Küchen, Abtritte, Gärten, Höfe ꝛc.), ferner die Schlafräume von 
Dienjtboten, Gewerbegehilien und Lehrlingen den Beitimmungen des 
Geſetzes und der Aufficht der Wohnungskommiſſion unterftehen. — Diefe 
Kommiſſion ſoll aus dem Borjteher des Sanitätsdepartements als Bor» 
figendem und ſechs weiteren vom Regierungsrat auf dreijährige Amts— 
dauer zu wählenden Mitgliedern beftehen und für ihre Berrichtungen 
vom Staate entichädigt werden. — Der Auffihtsfommiffton find die 
vom Regierungsrate auf 6 Fahre ernannten MWohnungsinfpektoren 
unterjtellt, die eine Jahresbeſoldung vom 2700—4000 Fr. beziehen, 
Die Injpektoren üben direkt die Beauffichtigung der Wohnungen aus, 
berichten hierüber an die Kommiſſion und ftellen Anträge. Die Kom— 
milfion entjcheidet jodann über die Bewohnbarkeit einzelner Räume und 
Wohnungen. Kommilfion und Inſpektoren haben in die ihrer Aufficht 
unterjtellten Wohnungen Zutritt, auch ohne vorherige Anzeige. Gegen 
Enticheide der Kommiffion ſteht das Rekursrecht an den Regierungsrat 
offen. 
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2. Finanzielle Beteiligung der dffentliden Verwal— 
tung an der fanitarifhen Berbeflerung von Wohnungen. 
Um die Durchführung der Gejekesvorjchriften zu erleichtern, will der 
Regierungsrat finanzielle Opfer aus öffentlichen Mitteln bringen. — 
Dem Haußeigentümer wird für die Faffierten Wohnräume eine Entichä- 
digung zugeſprochen, fofern fie gar nicht oder nur mit unverhältnis- 
mäßigen Koſten wohnbar gemacht werden können, und fofern er 
nachweiſt, daß die Einbuße am Zingertrag feine finanziellen Kräfte 
überfteigt. Doc foll dieſe Entichädigung in der Regel nicht mehr als 
das zweis und einhalbfache des nachgewiefenen jährlichen Zinsausfalls 
betragen und auf einmal oder in höchſtens 5 Jahresraten entrichtet 
werden. 

Sie foll gang oder teilweife refundiert werden, wenn fich die dfo- 
nomijche Lage des Entjchädigten gebeffert hat, oder wenn der Zindertrag 
des Haufe infolge Steigerung wieder bdiejelbe Höhe erreicht, wie vor 
Anwendung des Gejehes, oder wenn der Eigentümer durch den Verkauf 
des Haufe einen Gewinn erzielt. 

Überfteigen die von der Kommiffion verlangten baulichen Anderungen 
die finanziellen Kräfte eine® Eigentümers, jo gewährt der Regierungsrat 
einen unverzinslichen Vorſchuß bis auf die Höhe des aufgewendeten 
Koftenbetrages. Diefer Vorſchuß ift rüdzahlbar: a) 5 Jahre nad) Ab- 
lauf des Baujahres. b) Bei Beflerung der finanziellen Lage des Eigen- 
tümers, in8befondere, wenn infolge Steigen? der Mietzinfe der Ertrag 
des Haufes fich höher beläuft, al8 vor Anwendung des Geſetzes. c) Bei 
einer Handänderung des Haufes. (Ausgenommen Erbgang von Afcendenten 
auf Defcendenten oder durch Verkauf von Aizendenten an Defcendenten, 
oder deren Ehegatten, oder durch Erbteilung.) 

Kann ein Haus infolge der Beitimmungen des Gejeges nicht mehr 
zu Wohnzweden und auch nicht auf andere Weiſe veriwendet werden, oder 
reichen die Mittel de Befigers nicht zu einem Neubau, fo erwirbt e8 
der Staat. 

Endlich giebt fich der Große Rat das Recht der Erpropriation für 
die Fälle, wo zum Zwecke einer Berbefjerung der fanitarifchen Verhält— 
niffe der Umgebung die Bejeitigung von Gebäuden oder Gebäubdeteilen 
notwendig ericheint. 

3. Sanitarifche Anforderungen an die Wohnungen im 
allgemeinen. In diefem Mbjchnitte werden Borfchriften gegeben über 
den direkten Luft- und Lichtzutritt, über die Höhenlage der Fußböden 
in Erdgefhoßräumen, über Umfafjungsmauern und Deden, über die Er- 
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wärmung der Räume, über bie Feuerungen und deren Rauch- und Ab- 
zugröhren; jo dürfen 3. B. die Rauchabzüge bei Verwendung von Kohlen, 
Coaks, Gas, feine Klappen befiten. Weiter wirb für alle Räume 
Reinlichkeit vorgefchrieben; Ungeziefer ſoll vertrieben werden. Nicht jehr 
weit geht das Gejeg mit der Forderung von 10 m? Luftraum und 2 m? 
Bodenfläche auf jede Perfon in Schlafräumen, und dabei ift im Raume 
auch das Mobiliar mitgerechnet!. Doch war man fich bewußt, daß ber 
Eingriff in bejtehende Anfchauungen und PBerhältniffe, der durch diefe 
Forderung geichieht, doch noch ein ſehr fühlbarer fein werde und durch 
die außerordentliche Wichtigkeit gerechtfertigt werde, die einer Maßregelung 
diejer Zuftände zufomme. Die Kommilfion hat daher auch das Recht, 
erforderlichen Falles die Forderung des Minimalluftraums® um 2 m? 
zu ermäßigen oder auch um 5 m? zu erhöhen, je nach den mehr oder 
weniger günjtigen Berhältniffen des betreffenden Schlafraumes. 

Jede Familienwohnung ſoll in der Regel eine Küche haben und 
einen bejonderen Abtritt befiten. 


4. Beitimmungen über Schlaf- und Koftgängereien und 
Zimmermiete Die Borfchriften diejes Abjchnittes bafieren in der 
Hauptfache auf denjenigen einer Verordnung über Koft- und Schlaj- 
gänger dom 15. September 1860, mit den der Jetztzeit entiprechenden 
Erweiterungen. — Tür gewerbemäßiges Halten von Schlaf- oder Koft- 
gängern ift die Bewilligung des Sanitätsdepartements einzuholen, (wenn 
mehr ala 2 Schlaigänger gehalten werden). 

Die Gefchlechter müſſen ſcharf getrennt werden. — Zweiſchläfrige 
Betten find verboten. 

Der legte, 5. Abſchnitt enthält Straf und Ausführungs- 
beftimmungen. Es wird darin der Gefegesübertreter mit Geldbuße 
bis zu 100 Fr. oder mit Saft bebroßt. 

Man fieht, eines fehlt dem Geſetz: ein Abfchnitt über das 
Mietrecht. Der erfte Gefehesentwurf des Sanitätsdepartements Hatte 
einen folchen enthalten. Die Regierung und die Großratskommiſſion 


ı 63 boten im Jahre 1889 von je 100 (ausſchließlich oder nebenbei) zum 
Schlaſen verwendeten Zimmern 


an Rauminhalt pro Kopf 10 10—20 20 —40 über 40 m? 

in Mietwohnungen . . 143 36,7 36,5 12,5 %o 

in Eigentümerwohnungen 8,5 34,1 42,8 14,6 „ 
überhaupt 12,5 35,9 38,4 132. 


(Bücher, Wohnungsengquete S. 136 f.) 
Särliten XCVII. — Bohnungsfrage III. 4 
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hielten es wünſchbar, ihn wieder zu befeitigen. Beider Gründe waren 
aber verjchiedener Art. — Belanntli enthält das fchweizeriiche Ob- 
ligationenrecht Beftimmungen über das Mietrecht, behält aber in ver- 
Ichiedenen Punkten den Ortsgebrauch vor. Der Regierungsrat glaubte 
nun, es fei für die Kantone unzuläffig, über den Ortägebrauch zu legi- 
ferieren; die Großratstommiffion war der gegenteiligen Anficht. „Aber 
auch wenn die Befugnis der Kantone hiezu (zur Kodifilation des Orts: 
gebrauches) annerfannt würde”, jagt der Regierungsbericht, „fo müßten 
wir do dom Erlaß eines folchen Gejees abraten. Eine Kodifikation 
des DOrtögebrauches würde nur wenige der entjtehenden Streitigkeiten 
unmöglich machen, da ja in der Regel nicht über den Ortsgebraud, 
fondern darüber geftritten wird, ob ihm im gegebenen alle nachgelebt 
worden ſei oder nicht. Hiezu fommt, daß auch die jorgfältigfte Kodi— 
fifation den Ortögebrauch nicht in allen jeinen Richtungen würde erfaffen 
fönnen, fowie daß fie möglicherweife feiner vernünftigen Weiterentwidlung 
in hohem Grade Hinderlich ift. Denn es ift wohl jelbitverftändlich, daß 
die Fortfchritte in der baulichen Einrichtung der Wohnungen, die Ans 
derungen im Charakter der Stadt und ihrer Bewohner auch auf den 
Ortsgebrauch ihren Einfluß ausüben werden und jollen, und diejem 
fönnte unter Umftänden durch eine gejegliche Firierung des Ortsgebrauches 
ein Hindernis bereitet werden.“ 

Die Großratsfommiffion teilte dieſe Anſchauung auch und kam zu 
dem erwähnten negativen Entjcheide. — Am 26. Oktober 1899 wurde 
in diefer Sache von jocialdemofratifcher Seite der Antrag geftellt, es jei 
in das Mohnungsgeie die Beitimmung aufzunehmen, der Vermieter 
babe zu tragen: die Kojten der Inftandhaltung der Wohnung, das 
Reinigen der Kamine ıc., das Weißeln der Zimmer, Treppenhäufer zc., 
Dinge, die nach Ortsgebrauch dem Mieter zur Laft liegen. Der Rat 
wie den Antrag an die Regierung zur Prüfung. Allein fie fam auch 
diesmal zu einem negativen Nejultate. Der Kanton befite nicht die 
Beiugnis zur Kodififation des Ortsgebrauchs, und noch weniger das 
Recht, ihn durch feine Gefehgebung abzuändern. Das Bundesgericht fei 
übrigens derjelben Anficht. 

Der Große Rat hat denn auch ſchließlich den Antrag abgelehnt. 

Wie oben jchon bemerkt, ift die Referendumsirist des Wohnungs: 
geſetzes benußt worden. 

Das Hochbautengeieg und das Geſetz über Zonenerpropriation, die 
doch beide ebenſo einjchneidende Beftimmungen enthielten, wie das 
Wohnungsgeſetz, waren glüdlich unter Dach gefommen. Das Wohnungs- 
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gejeß traf viel direkter ala jene beiden, viel unmittelbarer. So begann 
denn bald der Sturm dagegen. Bor allem war e8 der anfangs der neun- 
iger Jahre gegründete Hausbefiferverein, der die Bewegung gegen das 
Geſetz infpirierte und leitete. Aber auch die Mieter waren in großer 
Zahl gegen das Gejeh; fie Fürchteteten eine Steigerung der Mietpreiſe 
infolge der vom Gefeße geforderten Berbefjerungen. 

Am 24. Juni fand die Abjtimmung jtatt; fie ergab 4412 Nein 
und 2306 Ja: Das Gejeß war verworfen worden und zwar bei einer 
Beteiligung von *,, der Stimmfähigen. 

Was nun geichehen wird? Borläufig wohl nicht viel. Der Staat 
wird die übrigen Punkte feine Programms vom 16. Juli 1896 all- 
mählich durchzuführen trachten, ſoweit dies möglich jein wird bei den 
gegenwärtig außerordentlich ftarken Ausgaben für Bahnhofumbauten ıc, 
Eine gute Bafis für allfällige Baugrundabgabe oder für den Staats- 
bau von Wohnungen hat, fich dadurch geichaffen, daß er im Jahre 1895 
404446 m? Land gekauft hat, zum Preife vom 4,25 Fr. per Quadrat- 
meter (total 1718895 Fr.), um es der Privatipefulation zu entziehen. 


Zürid. 

Wie in Baſel, jo ift auch in Zürich zur Löfung der Wohnungs- 
Trage ein großes Programm aufgeftellt worden. Die Mitteilungen 
darüber, wie über die vorangegangenen Unterhandlungen finden fich ge- 
drudt in einigen ſtädtiſchen Publikationen!. Die Maßnahmen find 
ftädtifche und fantonale. Die jtädtifchen find folgende: 

1. Gelegentlicher Ankauf billiger und geeigneter Wohnhäufer, alter 
Häufer auf Abbruch oder Umbau, fowie von Baupläßen. (Unter 
geeigneten Wohnungen find folche zu verftehen, welche in der Regel 


—— 





ı Dal. Ratfchlag, betreffend die Verbefferung der Wohnungsverhältniife dom 
16. Juli 1896 und Entwurf eine Wohnungsgeſetzes vom 8. November 1897, — 
Bericht der Grokratstommiffion für Vorberatung bed Entwurfes eines Wohnungs: 
gejehed vom 6. April 1899. — Entwurf eine! Wohnungsgefeßes (Abänderung x. 
auf Grund ber erſten Lejung im Großrat vom 14. Dezember 1899). — Ratichlag, 
betreffend die Aufnahme von Borjchriften über den Unterhalt von Mietwohnungen 
in das Wohngejeb vom 11. Januar 1900. 

2 a) „Weijung des Stadtrates an den Grohen Stadtrat, betr. die Arbeiter: 
wohnungsfrage“ vom 26. Februar 1896. b) „Weifung ꝛc., betr. Ankauf der Grund: 
ftüde am Frieſenberg“ vom 4. März 1896. ec) „Bericht der Grohftadträtlichen Kom— 
miffion über die Arbeiterwohnungsfrage, bezw. über die ftadträtlichen Anträge”, 
vom Dezember 1899. d) „Weifung ꝛc., betr. Erftellung von Arbeiterwohnungen 
beim Gaswerke in Schlieren”, vom 4. April 1900. e) „Weifung ꝛc., betr. Arbeiter: 
wohnungen des Elektricitätswerkes“. 

4* 
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1—4 Zimmer umfaffen, im Marimum 500 Fr. often, in Be— 
ziehung auf Licht und Luft den modernen fanitaren Anforderungen 
entiprechen und in der Nähe von Arbeitspläßen gelegen find. 

2. Die Stadt erftellt fucceffive billige und geeignete Wohnungen zur 
mietweifen Überlaffung an jtädtilche Arbeiter und Angeftellte, event. 
auch andere Einwohner mit geringem Einkommen. 

3. Die Stadt fördert im allgemeinen Bejtrebungen von Privaten, ge- 
meinnüßigen Gejellfchaften und Baugenoſſenſchaften für Erftellung 
billiger und gejunder Wohnungen. Sie beteiligt fi nad noch 
näher jejtzufegenden Grundſätzen und insbejondere unter Vorbehalt 
der nötigen Garantien an der Gritellung billiger und gejunder 
Wohnungen für Gemeindeeinwohner mit geringem Einkommen: 

durch Überlafjung geeigneter Bauterrains zu billigem Preife, 
durch Kapitalbeteiligung zu billigem Zinsfuß. 
Die Petenten haben fich in&bejonders über die Befolgung nach» 
folgender Grundſätze auszuweiſen: 
a) Verzinſung des Geſellſchaftskapitals mit höchſtens 4 %o. 
b) Bornahme angemefjener Abjchreibungen. 
ce) Bildung eines Reſervefonds. 
d) Verwendung der Überjchüffe zur Herabfegung der Mietpreife. 
e) Möglichite Beichränfung der Untermiete. 
f) Ausſchluß der Spekulation bei Verkauf. 
Die Stadt ift berechtigt, an ihre Leiftungen die Einhaltung 
befonderer Bauvorſchriften zu knüpfen. 

4. Die Anlagen follen nah Maßgabe der Berteilung der Arbeits- 
pläße in verjchiedenen Zeilen der Stadt errichtet werden. 

5. Die Mietzinje find zum voraus zu bezahlen. Sie haben für Kapital— 
zins, Reparaturen, Steuer und Gebühren, Verwaltungstoften und 
die erforderliche Speifung des Refervefonds aufzukommen. 


Kantonale Maßnahmen. 
1. Erlaß eines Wohnungsgeſetzes. 
2. Gewährung billiger Anleihen an Gemeinden, Baugenoſſenſchaften 
oder gemeinnützige Gefellichaften. 
3. Zuwendung don Beiträgen an ſolche aus dem für gemeinnüßige 
Zwede in Ausficht genommenen Fonds der Kantonalbank. 
Dieje weitgehenden Anträge find im Großen Stadtrate noch nicht 
zur Beratung gelommen, und an ihre Berwirklihung iſt in jeßiger 
Zeit, da die Stadt von einer jehr intenfiven Bau: und Häuferkrifiß 
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Heimgefucht wird, nicht zu denken. Überdies würden die im Großen 
Stadtrat reichlich vertretenen Häuferbefiger und Spekulanten fich derart 
gegen die Anträge wehren, daß gegen fie nicht auizufommen wäre’. 
Ammerhin bleibt Zürich nicht ganz thatlos. 

Die ftädtifche Forſtwirtſchaft überläßt jeit ca. 21 Jahren ihrem 
Perfonal Wohnungen und zwar zum Mietpreife von 1 fr. pro Woche. 
Die Zahl der heute vorhandenen Arbeiterwohnungen ift 44. 

Sodann hat die Stadt Züri im Jahre 1893 eine ganze Reihe 
von Liegenſchaften übernommen mit gegen 1000 Miet- und Pachtver- 
trägen. Die Stadt ijt mit den Mietern im allgemeinen wohl zufrieden. 
Die Mietzinsverlufte find faum nennenswert, die Nachfrage nah Miet» 
Lofalitäten ijt groß; die Mietverhältniffe find konſtant und befriedigend. 
Auf 6 Jahre kommt im Durchjchnitt noch nicht ein Wechjel auf die Familie. 

Ferner Hat der Große Stadtrat am „Frieſenberg“ 21 ha, 95 a, 
32,9 m? Land zum SKojtenpreife don rund 940000 Fr. (4,28 Fr. per 
Quadratmeter) angekauft (mit 51 gegen 24 Stimmen). Die Volks— 
abjtimmung hierüber genehmigte den Kauf mit 9708 gegen 7437 Stimmen 
bei einer Beteiligung von °/,, jämtlicher Stimmberechtigten. — Sofern 
die Stadt nicht jelber billige Wohnungen auf diefem Areal exitellt, ge- 
denkt man, es gemeinnüßigen Baugejellichaiten zur Verfügung zu ftellen, 
die darauf billige Wohnungen zu erjtellen beabfichtigen, und zwar etwa 
5°/o Einfamilienhäufer, 20 %o Dreifamilienhäufer, 50 /o doppelte Drei- 
familienhäufer, 250 dreifache Dreifamilienhäufer. Auf ein Haus 
ſollen ca. 580 m? entfallen. 

Daß die Allgemeinheit Veranlaffung habe, in das Wohnungsweſen 
zu Gunften der Leute mit geringem Einfommen direkt und indirekt ein- 
zugreifen, zeigte die Wohnungserhebung, denn für ca. 25000 Haus— 
haltungen mit einem Einkommen bis zu 2000 Fr. waren bloß 7785 
Wohnungen mit einem Mietwert bis zu 400 Fr. vorhanden. — War 
der Stadtrat auch außer ftande, dem großen Wohnungsprogramm 
direft für ärmere Mieter praftifche Folgen zu geben, jo brachte er doch 
im Laufe des Jahres 1900 2 Weiſungen ein betr. den Bau von Arbeiter- 
wohnungen für feine Arbeiter am Gas» und Elektricitätswerf. Es jind 
auch für die erjteren jchon 396500 Fr. bewilligt worden (10 Käufer 
mit 38 Wohnungen); der Betriebsausfall auf diejen Arbeiterwohnungen, 


! Außerdem ift das Budget der Stadt Zürich für die nächften Jahrzehnte 
durch große Bauten u. ſ. w. in ganz enormer Weife belaitet. 


? Bal. Geſchäftsbericht des Stadtrates für 1897, S. I6—97. 
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den man auf ca. 50006000 Fr. ſchätzt, Joll durch das Gaswerk gededt 
werden. Die Arbeiterwohnungen für das Elektricitätswerf jollen auf 
95 000 Fr. zu ftehen kommen; der Betrag wird demnächſt unzweifelhaft 
bewilligt werden. 

In einem Gejchäftsberichte für 1899 ftellt der Stadtrat Grundjähe 
auf für eine ftädtifche Wohnungstontrofle, zur Feititellung gefundheits- 
Ichädlicher Bauzuftände und gefundheitswidriger Wohnungsbenußung und 
deren Bekämpfung. Auf dem Wege der Belehrung und Anregung hofft 
der Stadtrat beſſernd einwirken zu können. Er wendet feine Aufmerf- 
famfeit den feuchten Wohnungen zu, dem Mangel an Luft und Kicht, 
an Aborten und fonftiger baulicher VBerwahrlofung, endlich aber auch 
der Überfüllung der Räume (Mindeitwohnraum 15 m®, Mindeitichlaf- 
raum 10 m? per Kopf) und der Unreinlichkeit. Von 1956 erlaflenen 
Aufträgen zur Abſtellung von Übelftänden ift die Mehrzahl in der an- 
gegebenen Friſt befolgt worden, 


IM. Maßnahmen zur Gritellung und zur Forderung 
des Baues bon gefunden und Heinen Wohnungen. 


Baugenoſſenſchaften. 

Baſel. Auf Anregung des für das Genoſſenſchaftsweſen außer— 
ordentlich thätigen Herrn Dr. H. Müller! iſt am 4. April 1900 eine 
„Baſeler Wohngenoſſenſchaft“ gegründet worden; fie wird ihre 
Thätigkeit beginnen, fobald die Zahl von 300 Mitgliedern erreicht fein 
wird; es find deren gegenwärtig ca. 150. 

Die Baſeler Wohngenofjenichaft bezwedt, ihren Mitgliedern im 
Gebiete der Stadt Bafel und Umgebung gefunde und billige Wohnungen 
zu verfchaffen. Insbeſondere will fie durch Gewährung eine unfünd- 
baren Mietrecht? dem häufigen Wohnwechfel entgegenwirken, Die Ge- 
noffenjchaft jucht ihren Zweck zu erreichen: a. durch Bau, Erwerb und 
Übernahme der Verwaltung von Wohnhäufern und andern Liegenfchaften; 
b. durch Vermietung von Wohnungen und anderen Lofalitäten an die 
Mitglieder zu möglichjt niedrigen Preifen; c. durch Schaffung von Wohl- 
fahrtseinrichtungen in den Häufern der Genoffenfchaft. — Die Genoffen- 
ſchaftsliegenſchaften jollen grundfäglich nicht veräußert werden. — Die 





! Verbandsfefretär bed Verbands jchweizerifcher Konſumvereine. 
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Mitgliedichaft ift perjönlich und die Zahl der Mitglieder darf nie be- 
Ichränft werden. — Jedes Mitglied hat mindeftend einen Anteil im 
Betrage von 250 Fr. zu erwerben. Bis er einbezahlt ift, entrichtet 
jedes Mitglied wöchentlich 50 Cts. Zinfen ꝛc. werden den Anteilen gut- 
geichrieben, bis fie gededt find. Bon dem fich alljällig ergebenden Über— 
ihufle werden 25% dem Genofjenjchaftsvermögen gutgejchrieben. 75/0 
fünnen zur Berzinfung der Mitgliederanteile verwendet werden. Doch darf 
der Zinsfuß 5%o nicht überfteigen. Die Hälfte des etwa verbleibenden 
Neftes wird den Mietern im Verhältnis ihrer Mietzinſe zurüdvergütet ; 
die andere Hälfte tällt an das Genofjenichaftsvermögen. Weitere Geld- 
mittel jchafft fich die Genoſſenſchaft: 

a) Durch Aufnahme von grundpfändlich geficherten Anleihen ; 

b) durch Ausgabe von Obligationen auf den Namen und in Beträgen 
von 100 Fr. Ihr Gejamtbetrag darf jedoch den doppelten Be» 
trag der don den Mitgliedern übernommenen Anteilicheine nicht 
überfteigen. 

Die Organe der Genofjenjchaft find: die Generalverfammlung, der 
Auffichtsrat (15—21 Perfonen) ohne Befoldung zur Überwachung der 
Geihäftsführung, der VBorftand (7 Mitglieder) für die laufenden Gejchäfte 
und 3 Rechnungsreviforen. 

Der Bau von Arbeiterhäujern und feine Erfolge. Unter 
diefem Zitel giebt Profeffor Bücher im 4. Abſchnitt der Baſeler Woh- 
nungsenquete eine zuſammenfaſſende Darftellung der baslerifchen Arbeiter- 
häuſer!, der wir unjere folgenden Ausführungen verdanten. 

Der erjte Anſtoß zur Eritellung von Arbeiterwohnungen iſt im 
Sabre 1851 in der Bafeler Gejellichaft zur Beförderung des Guten und 
Gemeinnüßigen gegeben worden. Er führte zur Gründung einer Aftien- 
geſellſchaft, die 1854— 1856 drei Keine Häuferfomplere mit total 31 
Mohnungen erftellte. Es handelte fich vorerft nur um einen Verfuch ; 
das eine Gebäude follte „zu mittleren Mietzinjen, wie fie in Bajel von 
Arbeitern bezahlt werben, Befjeres und Vollkommeneres bieten.“ (Jahres— 
mietzing per Wohnung 1889 — 220 Fr.); das zweite Gebäude, in 
anderer Bauart, war beftimmt, „den Armften unter den Arbeitern 
zu niedrigft möglichen Mietbeträgen Wohnungen zu verfchaffen“ (Jahres— 
mietzind per Wohnung 1889 — 160—192 Fr.). Das dritte Gebäude 
hatte den Zwed, „den Bemittelteren, die e8 durch Fleiß und Sparjamfeit 
zu einem eigenen Beſitztum zu bringen vermögen, zu einem ſolchen zu 
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verhelfen.” Kaufpreis für das Haus 4800 Fr. 500 Fr. Anzahlung, 
jährliche Amortifation. 

Es handelte fich Hier aljo nicht darum, irgend eine Normalwohnung 
berzuftellen, jondern man war bejtrebt, den verjchiedenen Bedürfniffen 
der Arbeiter entgegenzufommen. Man wollte die Räume den Menjchen 
anpaffen, und darin erblidt Profefjor Bücher eben die richtige Löſung. 
Die Gejellihait führte das Geſchäft übrigens jo gut, daß fie nad 
25 Jahren bei regelmäßiger jährlicher Auszahlung einer Dividende von 
5%0 einen Amortijationsfonde von 16565 Fr. und einen Rejervefonds 
von 4023 Fr. anfammeln konnte, bei 33000 Fr. Altien- und 40000 Fr. 
Hypothekenkapital. 1887 wurde die Gejellfchaft neu Eonftituiert und 
begann wieder mit dem Bau von 3 Häufern. 

Im Jahre 1870 entitand die Baugejellichaft für Arbeitervohnungen 
(Aktiengejelichaft). Sie ließ mit Hilte der Gejellichaft zur Beförderung 
des Guten und Gemeinnüßigen im Laufe des Yahres 103 Häufer an 
verjchiedenen Orten erjtellen, und zwar in verjchiedenen Typen; doch 
dienten dieje im allgemeinen mehr dem „Eleinen Mitteljtand”, ala den 
Arbeitern. Bei durhichnittlich 50 Dividende legte auch diefe Gefell« 
ſchaft noch einen Refervefonds von 184160 Fr. zufammen. Sie hatte 
den Verjuch gewagt, die Mieter zu Eigentümern ihrer Häufer zu machen: 
doch ift er nicht in allen Dingen gelungen. Immerhin wurden durch 
den Bau der Häufer für 800 Perfonen Unterkunft geſchaffen zu einer 
Zeit, da Wohnungsmangel herrichte. 

Mit großem Eifer ging im Jahre 1874 eine Baugenofjenjchait, 
der Bajeler Bauverein, an die Erftellung von billigen Wohnungen. 
Man bezwedte, „der gegenwärtigen Wohnunganot in Bajel möglichit 
abzuhelfen und die Mietzinje des minder wohlhabenden Zeile der Ein 
wohnerichaft auf ein richtige® Maß zurüdzuführen.“ Dies hauptjächlich 
durch die Eritellung von billigen und gefunden Wohnungen zum Ver— 
faufe. Die Einrichtung von Wohnungen zum Bermieten ſoll nur 
ausnahmsweiſe jtattfinden. 

An einer erworbenen älteren Fabrit wurden 22 Eleine Mietwoh- 
nungen eingerichtet, die aber „den Anforderungen, die man an gefunde 
und zwedmäßige Wohnungen zu ftellen berechtigt ift, nicht in erwünfchtem 
Maße entjprechen”. Ferner wurden in Groß» und Stleinbajel ca. 36 
Häuschen erbaut. — Die Refultate diefed Vereins bezeichnet Profeffor 
Bücher als in feiner Hinficht befriedigend. Einige Häufer fielen dem 
Bauverein infolge Konkurſes der Inhaber wieder zu: anderen Bejiern 
mußten die Amortijationen geftundet werden; etwa 10 Häufer konnten 
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nicht verkauft werden, und jo ruht denn die Bauthätigkeit des Vereins 
jeit 1877 gänzlich. 

Bei den Privatunternehmungen auf diejem Gebiete, handelte es fich 
im allgemeinen darum, die Wohnungsverhältnifje einer bejtimmten Ge— 
gend zu verbeſſern, in der die Arbeiter des Etablifjements vorzugsweije 
wohnen, weniger um eine gejchäftliche Maßnahme, durch die die Arbeiter 
von der Firma dauernd abhängig gemacht werden follen. Nur eine der 
Firmen baut nur um zu Vermieten; die andern haben früher oder jpäter 
verkauft. — Die Etabliffements gehören meist der Seidenbrande an 
(eined der chemifchen.), während 15 Häufer die Stiftung eines Menjchen- 
freundes bilden. — Endlich find zu erwähnen die von Bauunternehmern 
aus rein gejchäftlichen Gründen erbauten Eleinen Häufer zu 2—3 Woh- 
nungen. Dieje fommen aber im allgemeinen nicht den Arbeitern zu 
gute, jondern den Kleinen Beamten und Elitearbeitern. Immerhin wird 
durch diefe Häufer der Wohnungsmarkt zu Gunften der Armeren etwas 
entlajtet. 


Zürich. Der Berein Züriher Wohnungsdmieter. Die 
Züricher Bau- und Spargenofjenjdhaft. 

Die Thätigkeit und Wirkſamkeit der beiden genannten Vereine ift 
jo bedeutend, daß es fich recht wohl verlohut, ihrer Betrachtung einige 
Zeit zu widmen. 

Im Oktober 1891 erichien im „Züricher Tagblatt” ein Inferat, in 
dem die Gründung eines Vereines oder einer Genofjenjchaft angeregt 
wurde, die die Aufgabe hätte, die Wahrung der Interefien der Wohnungs— 
mieter im Mittels und Arbeiterftande zu übernehmen. Auf den 8. No- 
vember 1891 wurde fodann eine Öffentliche Verſammlung ausgejchrieben. 
Sie war gut befucht, und ihr Reſultat war die Beftellung eines Neuner- 
Ausſchuſſes, der unter Zuzug von Vertretern des „Aktienbauverein 
Zürich“ und der „Altiengejellichaft für Erjtellung von Arbeiterwohnungen“ 
die Wohnungsfrage ftudieren ſollte. — Ber Ausſchuß war fich bald 
Har, daß es fi) um eine Aufgabe handelte, die auf dem Wege der 
Selbithilfe zu löjen war, nur über das Wie Efonnte er nicht jogleich 
ichlüffig werden. Am 13. Dezember legte er ein Programm vor, und in 
diefem gedachte er zunächft der Gründung eines großen Mietervereing, 
fowie „einer Korporation zur Beihaffung von Wohnhäufern in dem 
Sinne, daß diejelben nicht wieder verfaujt werden dürfen. Dem Eleinen 
Manne fol nicht nur zum Scheine geholfen werden. An die Stelle 
der Sorge um den Hauszins foll nicht die Sorge um den Sapitalzing, 
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um das gefündete Kapital und um durchgebrannte Mieter und jäumige 
Zinſer treten. Wir wollen nicht dazu beitragen, die Zahl derer zu 
vermehren, die den Hinterften Winkel in Aftermiete geben oder an Schlaf- 
gänger abtreten...“ Das Programm wurde von der Berfammlung 
genehmigt, der Wohnungsmieterverein beichloffen und ein Vorſtand von 
7 Mitgliedern gewählt, der die Gejchäfte des Vereins an die Hand 
nehmen follte. 

Am 27. Dezember 1891 traten die Statuten in Kraft und mit 
ihnen der Verein in® Leben. Ihre wichtigften Beitimmungen nach der 
Revifion vom 30. Mai 1897 und 13. März 1898 find folgende. Der 
Züricher Mieterverein (eine Genoſſenſchaft) wahrt die Intereffen der 
Mieter in der Stadt Zürich und feiner Nachbargemeinden im allgemeinen, 
fowie diejenigen feiner Mitglieder im bejonderen. Dies ſoll erreicht 
werden durch: 

1. Grftellung, Anlauf und Pachtung don Wohnhäufern mit billigen 
Wohnungen und Vermietung derjelben. 

2. Betrieb eine VBermietungsbureaus. 

3. Kontrolle itber ungelunde, ſchlecht ventilierte und feuchte Mietobjekte, 
über rücdfichtslofe und chikandſe Vermieter und Mieter, Hausver— 
walter- und Bewohner. 

4. Einführung von Erleichterungen beim Umzuge (Bekämpfung des 

unnötigen und leichtfinnigen Wohnungswechſels). 

. Beiprechung der das Wohnweſen betreffenden Geſetze ıc. 

. Geeignete litterarifche Unternehmungen (Bereinsblatt). 

. Rechtsrat in Mietangelegenheiten. 

. Anftrebung von Berbefjerungen der Verkehrsmittel. 

. Vermittlung von Preißermäßigungen auf verichiedene Lebens— 
bedürfniſſe. 

Zur Förderung des Vereins werden Sektionen gebildet. Weibliche 
Mitglieder können eigene Sektionen errichten. — Das Eintrittsgeld be— 
trägt 3 Tr. und der Geſchäftsanteil eines Mitgliedes 100 Fr. An 
diejen find beim Eintritt 5 Fr. zu entrichten, der Reit ift in monat» 
lichen Beträgen von 50 Ets. und durch Gutſchrift der Dividende ein- 
zuzablen. Die Zahl der Anteilfcheine darf 5 in der Negel nicht über- 
fteigen. — Vom Gefchäitegewinne fallen mindenftens 10% in den 
Rejervefonds und höchſtens 100 in die Specialrejerven; der Reſt foll 
den Mitgliedern als Einlagedividende zu gute kommen. 

Der Verein wuchs raſch an. Ende 1897 zählte er 462 Mitglieder 
(darunter hauptfächlich Handwerker, Poſtbeamte, kaufmänniſch Angeftellte, 
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dann Arbeiter, Beamte, Lehrer, Eifenbahnbeamte, Schriftjeger, Profefforen:c.) 
1899 ca. 600 Mitglieder. — Über die Ausführung der einzelnen Pro— 
grammpunfte geben die Jahresberichte Auskunft. Im Jahre 1892 ver- 
fuchte man die Ausgabe eines „Wohnungsanzeigers”. Mangels an Rendite 
ging er bald ein; im Jahre 1899 ift dann der „Wohnungs-Mieter” ent- 
itanden, der an die Mitglieder des Vereins gratis abgegeben wird!. 
Ferner wurde unentgeltlicher Rechtsrat in Mietangelegenheiten eingeführt, 
ein Normalmietformular vereinbart, billiger Bezug von Brennmaterialien 
für die Mitglieder eingerichtet; es wurden zahlreiche Vorträge veranftaltet 
und den Mitgliedern jonftige andere VBergünftigungen verjchafit. 

Endlich wurde eine Baugenoſſenſchaft ins Leben gerufen und 
zwar nach dem Mufter derjenigen von Hannover (1884), wo aus fleinen 
Mitteln einfache, bequeme, jolide Häufer nicht ala Arbeiterquartiere, jondern 
für den Mittelftand gebaut werden, Käufer, die nicht an die Genoffen 
veräußert werden dürfen. Am 20. November 1892 wurde ein Statuten- 
entwurf vorgelegt, beraten und von der Berfammlung angenommen. 
Am 4. Dezember 1892 Eonftituierte fich die „Züricher Bau- und Spar: 
genoffenschaft“, in die über 100 Mitglieder des Mietervereing eintraten. 
(Die Mitgliedfchaft der Baugenoffenjchaft jet diejenige de Mieter- 
vereind voraus.) Die Statuten wurden den 28. April 1894, 1. März 
1896 und 22. April 1900 revidiert. Es bejteht ferner ein Gejchäfts- 
reglement für Verwaltungsrat und Borftand vom 18. April 1896. 

Der Zwed der Genofjenichaft ift der Bau, Erwerb und die Ver— 
mietung von Wohnhäufern und anderen Liegenjchaften in gemeinnüßigem 
Sinne Mitglied ift, wer mindeſtens einen Gejchäftsanteil (Anteilfchein) 
von 500 Fr. Jofort oder in monatlichen Beträgen von 10 Fr. einbezahlt. 
Die erfte Einzahlung beträgt wenigftens 50 Fr. Die Eintrittsgebühr 
beträgt für den erften Anteilichein 5 Fr. 

Ein eigentlicher Gewinn ift nicht beabfichtigt; es dürfen nicht mehr 
ala 58/0 Zinfen verteilt werden. Vom Reinertrag fallen 100 in den 
Referverfonds; ſodann find ſoweit Hinreichend bis 50 Zinjen zu ver- 
teilen. Die Hälfte des noch bleibenden Überjchuffes wird, foweit er aus 
Mieterträgnifien berrührt, den Mieter-Mitgliedern nach Verhältnis ihrer 
Mietzinje zugewendet; der Reſt fällt in den Amortiſationsfonds. 

Am 31. Dezember 1899 zählte der Verein 375 Mitglieder, die 
857 > 500 Fr. für Geichäftsanteile gezeichnet hatten (416 000 Fr.). 
Davon waren einbezahlt: 402 809 Fr., Reſervefonds 11300 Fr., 
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Amortijationsfonds 8864 Fr., Obligationen 231000 Fr., Hypotheken 
1214000 Fr. Der Reingewinn per 1899 belief ſich auf 20870 Fr. (bei 
einer Einnahme von 89645 Fr. und einer Ausgabe von 68775 Fr.). 


Der Wert der Mobilien und Immobilien betrug 2180 845 Fr. — 
Die Senoffenichait befaß auf 31. Dezember 1899 20 Häufer mit 129 Woh- 
nungen und 3914 m? unüberbautes Land. 

In welcher Weife der Bau und die Vermietung durchgeführt werden, 
zeigt der Text eines illuftrierten Ylugblattes, das die Genoffenjchaft 
am 15. April 1896 hat ericheinen laſſen. 

Princip der Unveräußerlichkeit, — Beleitigung der Aftervermieterei, 
— vollftändige Sebftbenußung der Wohnräume durch die Familie allein, 
— folide Bauart der Häufer, — den ftädtifchen Verhältniffen angepaßte 
Heinere und größere Wohnungen, Läden ıc. Innere Einrichtung einfach, 
aber jolid und bequem. DBermeidung alles Luxus. Jedes Haus erhält 
jeparate Waſchküche, Waſchhängen, Badzimmer, Gageinrichtung für 
Haushaltungs- und Beleuchtungszwede, Beranden, Küchenbalfone, Gentral- 
heizung durch Korridoröfen ꝛe. — Bei der Vermietung entjcheidet die 
Qualität der Bewerber. 

Mietzinshöhe, 2:zimmerige Wohnungen — 300-400 Fr., 
A 3: 


) L r — 40-650 , 
— 4 „ o — 700-1000 „ 
" 5 o „ » — 950—1150 „ 
z 6: B s — bis 1400 pr 


Die Genoſſenſchaft kommt alfo Hauptiächlich dem Mittelftand !, nicht 
den Arbeitern zu; fie bewirkt aber jür ihre Mitglieder doch mannigfache 
Vorteile, die fie jonjt nicht erhalten würden. 

„Die Mieter find ſozuſagen Miteigentümer des von ihnen bewohnten 
Haujes; fie wohnen darin, fo lange es ihnen beliebt, ficherer und un- 
gebundener, ala wenn fie Alleineigentümer wären, denn der undermögende 
Hausbefiter ift nur der Form nad) Eigentümer; in Wahrheit hat er zu 
tun, was jeine Hhypothefengläubiger wollen: Er muß nicht bloß für 
feine eigene Miete, fondern für die aller übrigen Hausbewohner ein- 
ſtehen? ...“ 

Neben der Bau- und Spargenoſſenſchaft beſtehen in Zürich noch 


! Die Mitglieder find Berufaleute verjchiedener Art, Beamte und Angeftellte 
von Verfehrsanftalten, Handwerker, Lehrer, Kaufleute ıc. 


2 Vol. im übrigen die Statuten und Jahresberichte des Mietervereind und ber 
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weitere fünf gemeinnüßige Baugefellfchaiten: die ältefte ift die Aftien- 
gejellichaft für Erftellung von Arbeiterwohnungen (gegr. 
1860). Sie hatte bis 1899 40 Häuſer erftellt und darin 100 Woh— 
nungen vermietet. Baufoften 517000 Fr., Dividende 4%o, Mietzinfe 
per Wohnung jährlich 255 — 360 Fr. Die Wohnungen haben 2 bis 
3 Zimmer und Dachlammer oder auch 4 Zimmer und je ein Kleines 
Gärtchen. Aitermiete ift verboten. Die Wohnungen dienen eigentlich 
dem Arbeiterftande. — Der Aktienbauverein Zürich (gegr. 1872) 
bat bis 1899 157 billige Wohnungen mit Gärtchen auf Verkauf erftellt, 
und zwar nach 10 verjchiedenen Typen (meift mit 2 Wohnungen) im 
Betrage von 2300000 Fr. 147 Häufer find zu durchichnittlich 14500 Fer. 
verfauft worden. Dividende 4!/4 %o. 

Die Genoffenihaft Eigenheim (gegr. 1890), 300 Mitglieder, will 
„in erfter Linie ihren Mitgliedern, jodann aber auch anderen Bewerbern 
zu einem eigenen Heimweſen unter möglichjt günftigen Bedingungen 
verhelien. Bis 1899 gebaut 42 Gebäude zumeift mit 3 Wohnungen; davon 
35 verkauft zu durchſchnittlich 22000—24 000 Fr. Aktien von 500 Fr. 
werden mit 4%o verzinft. Vorteilhaft für den Mittelftand. 

Die „Baugeſellſchaft Daheim” (gegr. 1895, 80 Mitglieder), 
arbeitet auch eher für den Mittelftand. Zwed: „Erjtellung, Verwaltung 
und Verkauf von MWohnhäufern, welche den Bedürfniffen der wenig be- 
mittelten Stände nah Möglichkeit Rüdficht tragen.” Die Gebäude 
follen nicht mietlafernenartigen Charakter erhalten. Gebaut 8 Häufer 
mit 32 Wohnungen. 

Mietpreife für 2-zimmerige Wohnungen — 350 Fr., 
” Pe: | " — 410 „ 
" ur . = 50 „ 

Die Genoſſenſchaft Weſtheim (gegr. 1888, ca. 30 Mitglieder) 
erbaut, verwaltet und verkauft billige Wohnhäufer mit drei und vier: 
zimmerigen Wohnungen, deren Mietzinje 405 und 510 Fr. nicht über- 
fteigen follen. Erbaut 4 Doppelhäufer mit 32 Wohnungen. Der Käufer darf 
die Wohnungen nicht höher ala zum Anſatze der Genoſſenſchaft ver- 
mieten. Die Anteiljcheine (4 500 Fr.) werden zu 4%o verzinit. 

Um es jedermann zu ermöglichen, bei der Gejellichait „Weſtheim“ 
Wohnung zu nehmen, ift eine Arbeiterſparkafſſe gegründet worden. 
Es ift erforderlih, „die Bezahlung einer Gebühr von 5 Fr. und bie 
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Leiſtung eines Depofitums von 100 Fr. zur Sicherung des Mietzinſes; 
jede Mitglied der Arbeiterfparkaffe verpflichtet fih zur Einzahlung von 
mindeften® 1 Fr. alle 14 Tage. Die Gelder werden bei der Stantonal- 
bank angelegt; beim Austritte werden die Einlagen nebft Zins aus— 
bezahlt. Dur die ftatutengemäße Entrichtung diefer Beiträge erwirbt 
fih jedes Mitglied das Recht auf eine Wohnung bei der Baugenofien- 
ſchaft Weftheim.” 


Winterthur. Um in Wintertfur und deifen Umgebung gefunde 
und paffend eingerichtete Wohnungen zu erftellen, und dieſe, wenn 
möglich, nebſt etwas Gartenland an Yamilien oder einzelne Private 
mietweife zu erlaffen, oder unter erleichternder Bedingung vertrags— 
mäßiger Kleiner Abjchlagszahlungen käuflich abzutreten, konſtituierte fich 
im März 1872 eine Aktiengeſellſchaft für Erftellung billiger 
MWohnhäujer in Winterthur. 

Wohl Hatten die Befißer der größeren induftriellen Etablifjements 
begonnen, Wohnungen für ihre Arbeiter gegen billige Miete zu er» 
jtellen; aber fie fonnten nicht da8 ganze Wohnungsbedürfnis befriedigen. 
Außerdem jahen die Gründer der Gefellichaft das befte Mittel, die Frage 
zu löfen, darin, die Infaffen der Wohnungen zu Mietern zu machen. 

So begann man im Jahre 1872 mit dem Bau von Gruppen Kleiner 
Häufer nach verjchiedenen Typen, und Ende 1898 waren erjtellt worden : 

70 Einfamilienhäufer, 34 Zweifamilienhäufer, 74 Dreifamilien- 
bäufer, total 178 Häufer mit 360 Wohnungen im Totalverkaujswerte 
bon 2202600 Fr. Diele der Ein» und Zweilamilienhäufer wurden 
nachträglich durch die Befiter durch den Ausbau der Dachgefchoffe für 
zweite und dritte Wohnungen eingerichtet. Auf 100 in Ein» und Zwei- 
familienhäufern gebaute Wohnungen kamen im Jahre 1892 21 nad)- 
träglich eingerichtete. 

Bon allen 288 verfauften Häufern blieben 179 — 64,200 im Be- 
fige des erften Käufers. Die 109 anderen (35,8 0/0) wechjelten den Befit . 
32 einmal, 32 zweimal, 45 dreimal, 20 viermal und 10 fünfmal, und 
die Mebrerlöfe betrugen Hierauf total 124840 Fr. auf einen Verkaufs— 
preis von 744540 Fr., d. 5. durchichnittlich 20,10 oder nach Abzug 
von allerlei nachträglich angebrachten baulichen Veränderungen ca. 
90 000 oder 15 °o. 

Die Befiger der Häufer find 61 Metallarbeiter, 12 Zertilarbeiter, 
21 Baugewerbearbeiter, 43 Angeftellte und Arbeiter anderer Berufsarten, 
17 öffentlich Angeftellte, 58 Taglöhner und 14 Witwen ohne Beruf. 
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Inwieweit dieſe Leute in den erjtellten Häufern als Eigentümer 
oder ala Mieter glüdlich wohnen, ob fie nicht durch die erforderlichen 
Abzahlungen in der Lebensführung eingeengt find, ob die Wohnungen 
nicht überfüllt find u. f. f., ift aus den Berichten der Gejellichaft nicht 
zu erſehen. Es wohnten 1891 in 227 Wohnungen 226 Yamilien, be» 
ftehend aus 710 Erwachjenen nnd 416 Kindern unter 16 Jahren, total 
1126 Berfonen. Auf eine Wohnung entfielen alfo 4,9 Perfonen, d. h. 
foviel wie durchfchnittlich auf eine Wohnung in der Stadt Zürich. 

Das Aktienkapital der Gejellfchaft betrug am 31. Dezember 1899 
400000 Fr. (800 & 500 Fr.), das Obligationenfapital 100000 Fr. (200 
a 500 und 3"/2%o Zins). Der Reingewinn von 12205 Fr. wurde 
u. a. zur Ausrichtung einer 3 progentigen Dividende benußt. 

Litteratur: Allgemeiner Bericht der Gejellfchaft für Erftellung billiger Wohn: 


häufer in Winterthur, umfaflend die 20 Jahre von 1872- 91. Mit Bauplänen, 
Anfihten ꝛc. Winterthur 1892. — Jahresbericht 1—28 von 1872—99. 


Die Erftellung billiger Wohnungen durd die Gemeinde Bern !. 


Am Sommer 1889 berrichte in Bern ſolche Wohnungsnot in Arbeits» 
freijen, daß 94 Familien mit 421 Perjonen gewiffermaßen ala obdachlos 
betrachtet werden mußten. Der Gemeinderat bejtellte zur Berichterjtattung 
fofort eine Kommilfion, und dieſe unterbreitete ihm in fürzefter Friſt 
zwei Anträge. Der eine betraf die proviforifche Unterbringung von 
Familien in einem unbenugten Schloffe de Staates, der zweite die Er- 
ftellung von Arbeiterwohnungen auf dem der Gemeinde Bern gehörenden 
Areal auf dem MWeilerfelde, einer Fläche von ca. 136000 m?. Der 
Gemeinderat nahm den Antrag an und verlangte vom Gtadtrate 
einen Sredit don 85000 Fr. zur Erftellung von 10— 16 Doppel» 
bäufern. Die Bauten jollten ſofort (noh im November!) begonnen 
und die Häufer bis fpäteftens Ende Januar 1890 bezogen werden 
fönnen. Die Ausführung dachte man fich jo einfach als möglich: 
gemauerter Keller, der übrige Zeil aus Holz (doppelte Ladenwand mit 
Hohlraum, auswendig Schindelmantel), das Dach mit Yalzziegeln ein- 
gededt; im Erdgeſchoß 2 Räume mit Küche, oben ein außgebautes 


ı Pal. Abd. Lajche, Die Erftelung billiger Wohnungen durdy die Gemeinde 
Bern. Zeitfchrift für ſchweiz. Statiftif, XXX, 193 (1894) mit Plänen und 
Abbildungen. Ferner: Sorciale Praxis V, 510. — P. Pflüger, Die Wohnungs- 
frage, 1899, ©. 175. — Schweiz. Blätter für Wirtjchafts: und Social— 
politif, VIII, 289. 521. (Landolt: Zur Initiative des Mietervereins der Stadt 
Bern.) 
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Dachfach mit Hoher Kniewand. Der Stadtrat nahm die Anträge des 
Gemeinderates am 14. November 1889 mit großer Mehrheit an. — In 
der Diskufion war darauf hingewieſen worden, daß obdadhloje Familien 
jehr leicht materiell und moralifch zugrunde gehen und in fürzefter Zeit 
dem Proletariat verfallen. Die Erftellung billiger Wohnungen könne 
im gegenwärtigen Augenblide nicht der Privatinitiative überlaffen werden. 
63 jei eine fociale Aufgabe der Gemeinde, dem Mangel an billigen und 
dabei gefunden Wohnungen bleibend entgegenzutreten. 

Sofort wurde mit den Bau von 14 Doppelhäufern begonnen, und 
nach einem Vierteljahre konnten fie bezogen werden. Gin Haus enthielt 
3 Wohnräume und eine Küche und etwas Keller, Ejtrich und ein ver- 
hältniemäßig großes Stüd Gartenland. Die Baufoften betrugen (infl. 
Weganlagen zc. und Terrain [300 m? à 2 Fr.)) 4120 Fr. per Haus, 
und der Mietzind wurde auf 240 Fr. jährlich Teftgefekt. 

Für die 28 Wohnungen hatten über 100 Anmeldungen bvorgelegen. 
In erfter Linie wurden bei der Zuteilung Mieter mit großen Familien 
berüdjichtigt. — Da man aber auf den folgenden Winter neue Not 
vorausfah, nahm die ftädtifche Baudirektion den Plan der Eritellung 
von Gemeindewohnungen neuerdings auf. Es lag ihr Hierbei folgender 
Hauptgedanfe zu Grunde: „Nicht nur der offenkundigen dringenden Not 
follte begegnet, nicht nur auf die momentane Nachfrage Rüdficht ge- 
nommen, jondern es jollte mit der Erjtellung von billigen Wohnungen 
durch die Gemeinde auf ein weitergehendes Ziel hingearbeitet werden.” 
Seit Jahren hatte die ftädtifche Sanitätskommiſſion verfucht, die fchlech- 
teften Wohnungen zu faffieren und, wo e& nötig war, einzufchreiten, aber 
ohne nennenswerten Erfolg; die jchlechteften Räume wurden einfach 
immer und immer wieder beſetzt. Alle Reglements und Berbote halfen 
nichts; es wurden eben zu wenig Eleine, billige Wohnungen an- 
geboten. 

„Nur dann wird e8 möglich fein, in janitätspolizeilicher Hinficht 
ftreng vorzugehen und das Bewohnen ungefunder Lokalien zu verbieten, 
wenn den betreffenden Familien andere billige Wohnjtätten angemwiejen 
werden können. In diefem Sinne ift die Erftellung einer genügenden 
Zahl von Wohnungen aufzutaffen, — fie ift eine große Aufgabe, welche 
ichwerlich von Privaten, fondern nur vom Staat oder der Gemeinde gelöjt 
werden kann.” Die Baudirektion beabfichtigte, zwei größere Quartiere 
billiger Wohnungen zu erftellen und zwar nicht in einem einzigen 
Mufterhaufe, jondern in verfchiedenen, größeren und Eeineren, den Ver— 
bältniffen der Arbeiteriamilien angepaßten Typen von Wohnhäufern 
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und Wohnungen. Man wollte nach und nad eritellen: auf dem Wyler- 
Telde und auf dem ſog. Weyermannshubel: 
47 Doppelwohnhäufer mit 94 Wohnungen, 


47 Reihenhäufer „ 47 ° 
6 Doppelhäufer „ 24 " 
12 : „ 48 „ 

Neu zu erftellen 213 # 


Dazu die erftellten 28 A 
total 241 Wohnungen. 

Die 213 neu zu erjtellenden jollten rund 900000 Fr. kojten. Die 
Vorlage wurde nach mehrmaliger Beratung endlich am 7. November 
1890 vom Stadtrate und am 7. Dezember 1890 von der Gemeinde mit 
2114 gegen 753 Stimmen angenommen mit der Beftimmung, daß von 
der bewilligten Summe jährlich 150 000 Fr. zu verbauen jeien. 

Der Bau einer zweiten Serie von 283 Wohnungen war unterdeifen 
Ihon in Angriff genommen worden; eine dritte Serie von 32 Woh— 
nungen wurde bis Anfang Januar 1892 erjtellt und fofort vermietet. 
Gegen Ende 1892 wurden wieder ca. 20 neue Wohnungen bezogen. Auf 
diefe waren bis Ende des Jahres 1893 100 Wohnungen erftellt und je 
fofort vermietet worden. Die Häufer der Serien 2, 3, 4 wurden jolider 
gebaut, als diejenigen der erften Serie. Die Lage des neuen Quartiers 
ift jehr gefund und frei. Es liegt höher als die Stadt; Sonne, Wind, 
Licht und Luft Haben ungehinderten Zutritt. Die ganze Anlage fteht 
unter der ftädtijchen Finanzdirektion, und die Aufficht wird durch einen 
Quartierauffeher ausgeübt. 

Tür die Mieter ift eine allgemeine Hausordnung aufgeftellt, und mit 
jedem Familienvorſtand ein jchriftlicher Vertrag abgejchloffen worden !. 

Die jährlichen Mietzinje fchwanten zwifchen 216 und 300 Fr., fie 
werden an den Quartierauffeher entrichtet. Die Kündigungsfrift beträgt 
im allgemeinen gegenjeitig einen Monat. freiwilliger Wechfel findet 
äußerft jelten jtatt, erzwungener Wechjel etwas häufiger infolge Wider- 
feglichfeit gegen die beftehenden Vorſchriften. Untermiete wird nur durch 
die Finanzdireftion geftattet; doch ift eine genaue Kontrolle darüber, ob 
fie nicht geübt wird, Taft unmöglich. Ferner hält die Finanzdirektion 
fehr darauf, ohne indefien einen Zwang ausüben zu können, daß die 
Mieter ihr Mobiliar gegen Brandichaden verfichern. Die Gärten der 
Häufer ermöglichen oft ziemlich intenfiven Gartenbau; die Finanzdirektion 





I Für die 100 Wohnungen hatten fi) im ganzen 398 Familien ala Mieter 
angemeldet. 
Schriften XCVII. — Wohnungdfrage IH, 5 
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verpachtet außerdem noch einzelne Landparzellen ala Gartenland, einzelne 
Familien löfen im Laufe des Sommers bis 50 Fr. aus den Erträgen. 
Ein gartenbaufundiger Staatsbeamter unterweift die Mieter im Garten 
bau und bat auch jchon zur Anfertigung von Moodguirlanden Anleitung 
gegeben. Auf den gejamten Gartenanlagen find ferner ca. 150 Obit- 
bäume gejegt worden. — Über die Reinlichkeit in den Wohnungen wird 
natürlich, foweit die Organe der Behörden durch Befuche dies thun 
fönnen, ein wachjames Auge gehalten; allein der Einfluß ijt immer be- 
ſchränkt. Mangel an Berftändnis, Gleichgültigfeit und die Macht der 
Verhältniffe bilden oft Schwierigkeiten, die dag Bemühen, „einen 
fördernden Einfluß bezüglich der Pflege von Ordnung und Reinlichkeit 
zu üben“, oft erfolglos machen. 

Hinfichtlich der allgemeinen Ruhe und Ordnung im Quartier hat 
es fich gezeigt, daß es beſſer wäre, wenn folche Quartiere, wie das be— 
Iprochene, nicht zu groß gejtaltet wurden. Es jcheint von Vorteil zu 
fein, eine Anſammlung gleichartiger Elemente zu vermeiden und die 
Wohnungen mehr auf verjchiedene Stadtviertel zu verteilen. Im Wyler- 
quartier haben 3. B. jchon mancherlei Händel und Reibereien jtatt- 
gefunden. 

Die Bewohner der 100 Wohnungen waren 1893 185 Eltern, 
354 Kinder von 1—15 Jahren, 78 Kinder über 15 Jahren, 36 Ber- 
wandte und 94 nicht zu den Familien gehörende Perfonen, total 
747 Köpfe. Die Erwerbenden gehören einer erheblichen Reihe ver- 
Ichiedener Berufsarten und durchweg dem Arbeiterftande an. Über die 
aus dem Wylerquartier fommenden Schüler ſprechen fi) die Lehrer in 
verichiedenen Beziehungen ziemlich ungünftig au, (Viel Abjenzen, un— 
ordentlich in den Kleidern und Lehrmitteln, zum Zeil mangelhafte Er- 
nährung.) 

Die Gefamtkoften für die 51 Häufer auf dem Wylerfeld betrugen 
rund 427827 Fr. (Häuſer 376 827 Fr., Straßen- und Gartenanlagen ıc. 
36740 Fr., Kanderwerb 12650 Fr.). 

Dom Kredit war noch nicht die Hälfte gebraucht, deshalb jchritt 
man zum Bau weiterer Käufer im Weſten der Stadt. Es wurden erftellt 
1894 10 Gebäude mit total 28 Wohnungen, 

1895 10, m % i 
(davon 16 Wohnungen mit 1 Zimmer und Küche, 38 mit 2 Zimmern 
und Küche), Im Jahre 1900 beitanden total 288 Wohnungen mit 
961 Wohnräumen, in denen der Kubikmeter (ohne Küche) 2,91 Fr. Miet» 
zins Eoftete. (In Privatmietwohnungen der unteren focialen Schicht der 
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Stadt Bern pro Kubikmeter 4,14 Fr.) Und troß des bedeutend nied- 
rigeren Mietzinjes geftattet die Anlage eine Berzinfung des Baukapitals 
von 3,9 %o (nach Abzug der Unkoften und einer 1%oigen Amortijation). 

Am ganzen wird der Verſuch der Gemeinde Bern, durch Erftellung 
von billigen Wohnungen auf ihre Koften ala gelungen bezeichnet. Nur 
zeigt fi, daß mit dem Bau allein nicht alles gethan iſt; faſt ebenfo 
wichtig ift e&, darüber zu wachen, daß die Gemeindewohnungen nicht 
doch überfüllt werden, und auf ihre Infaffen nach Kräften erzieheriich 
zu wirken, doch ohne Zwang und ohne empfindliche Eingriffe im| die 
Haußhaltung und die Perjönlichkeit der Mieter. 

Nachdem nun die Wohnungsengquete der Stadt Bern Licht auf die 
dunfeln Partien der Wohnungsverhältniffe geworfen, und nachdem die 
Arbeiterquartiere jo raſch und ohne große Oppofition Hatten erbaut 
werden können, übernahm es der Mlieterverein Bern, im Laufe des Jahres 
1900 ein Snitiativbegehren zu ftellen mit folgendem Wortlaute: 

„Wollt Ihr, daß die Einwohnergemeinde Bern das ihr auf dem 
Spitaladerplateau gehörende Land ſelbſt mit foliden Wohnhäufern über- 
baue und dabei bejonders auf die Einrichtung don zwei- und drei— 
zimmerigen Wohnungen zu mäßigen Preifen Bedacht nehme? Ya oder 
Nein ?“ 

Die Ynitianten beabfichtigen, dad Wohnungsangebot zu vermehren, 
namentlich dasjenige fleiner, gut eingerichteter Wohnungen zu mäßigen 
Preifen, und berechnen, daß der Wohnraum in diefen um 71 Fr. 
niedriger außgeliehen werden fünnte, als in Privatmietwohnungen. Der 
Ausgang der Sache ift noch fchwebend; er wird jedenfalld genug 
Sntereffantes für die weitere Behandlung der Wohnungsfrage der Stadt 
Bern bieten. 


ı Die Bollsabftimmung Hat inzwiichen ftattgefunden, und zwar ift das 
Initiatbegehren des Mietervereins abgelehnt worden. — Bgl. C. Laubolt, Zur 
Initiative des Mietervereins der Stadt Bern in Schweizer Blätter f. Wirtichafts- 
u. Socialpolitit. 1900. &. 521. 
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Il. 


La question du logement dans la 
Suisse occidentale. 


Par ° 


A. Schnetzler, Avocat à Lausanne. 


La Suisse occidentale, soit Suisse frangaise, se compose des 
cantons de Gendve, Vaud, Neuchätel, Valais (Bas Valais), Fribourg, 
Berne (Jura Bermois). 

Ensuite des recherches que nous avons faites, surtout en ce qui 
concerne les conditions dw petit logement (habitations ouvrieres), nous 
nous occuperons sp6eialement des cantons de 

(Geneve, 
Vaud 
et Neuchätel. 

Nous diviserons notre travail en trois parties: 

I. Inspections, enquötes sur les conditions du logement. 
II. Legislation. 

III. Construction d’habitations à bon marche, 

Remarquons tout d’abord qu’etant données les conditions &cono- 
miques de notre pays oü le d&veloppement de la grande industrie est 
trös-restreint, la construction d’habitations ouvrieres à bon march& est 
une pr6occupation moins pressante ici que dans les grands centres 
manufacturiers oü la penurie des logements se fait sentir avec un 
caractöre d’urgence bien plus marque. 

Cela dit, abordons notre sujet. 


I. Enquete sur les conditions du logement. 


La premiere chose A faire lorsqu’il s’agit de constater l’etat de 
sante d’une personne c’est de proc6der A l’examen du patient. 

Il est vrai qu’il est des guerisseurs qui se bornent à des indi- 
cations donndes A distance par correspondance. C'est un peu le 
systeme qu’emploie la Societé suisse d’utilitd publique qui adresse aux 
autorites cantonales un questionnaire detaill6. Nous doutons du r6sultat 
pratique de cette gendreuse initiative. 
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Pour constater l’etat d’un logement, il faut une inspection detaillee 
de ce logement. En d’autres termes il faut une enquete, 

C'est ce que l’on a compris à Geneve en 1884 lorsqu’il a été 
proced6E à une enquete detailldee dont le remarquable rapport de 
M. le Dr. Ferrière a consigne les resultats. 

Il faut le reconnaitre, il y a peu de questions qui se prötent 
mieux que celle du logement A une enquöte. II s’agit de reunir les 
faits, de multiplier les observations, de preparer par une étude 
attentive, les solutions les plus pratiques, 

C'est une @uvre serieuse et palpitante qu’une enquöte sur les 
conditions du logement. Une telle enquäte mettra au jour bien des 
maux, bien des souffrances; sous sa froideur administrative elle aura 
quelque chose de l’inter&t douloureusement palpitant d’un roman de 
Dickens. Mais, il faut voir plus loin, il ne s’agit pas de s’accorder 
le vain et cruel plaisir de devoiler — de mettre à un quelques-unes 
des miseres les plus poignantes de notre etat social. Il ne suffit pas 
de constater le mal, il faut encore chercher le reme&de, 

Les enquetes sont utiles et mömes necessaires. Elles servent A 
etablir — gräce aux methodes statistiques, — le registre de }’etat 
sanitaire d’une ville. 

Il y a plusieurs especes d’enquötes: 

1° Il y a les enquötes que nous appellerons occasionnelles orga- 
niscees en consideration d’un evenement special — une épidémie par 
exemple. C’est ainsi qu’en 1884 à Geneve et dans d’autres villes il 
a été procédé A des enquötes sanitaires, 

20 Il y a l’enquöte à longue portee, pour ainsi dire. Celle-lä 
est destinde à rassembler des éléements precieux en vue de l’avenir, 
de servir de base A une legislation sur les habitations. Son resultat 
n'est pas immediat. Elle deconcerte les impatients. Elle demeure 
un mystere pour plusieurs, Telle a été notre enquöte de Lausanne 
dont j’aurai plus specialement A m’occuper. 

30 A cöte de ces enquötes que sont faites une fois pour toutes, 
nous avons les enquötes permanentes, qui se distinguent des précé— 
dentes par leur caractere de fixite, et de continuite. 


Dans la Suisse romande, trois villes ont procede à des enquetes 
sur les conditions du logement. Ce sont Genöve (1884), Lausanne 
(1894), Vevey (1900). 

Reprenons successivement ces trois enquätes: 
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a. Geneve. 


A Genève, en 1884, une enquöte sur les logements ou plutöt des 
visites sanitaires furent organisee. A Lausanne et sans doute dans 
d’autres villes, des inspections d’immeubles eurent lien k la möme 
epoque. On se rappelle quelle fut l’occasion de cette visite domi- 
eiliaire, Le cholöra se promenait en Europe et approchait de la 
Suisse. Il etait urgent de parer au danger que semblait menacant, 
et il importait avant tout de connaitre les cötes faibles de la place. 

Si nous parlons plus specialement de la ville de Genève, c'est 
parce que le r6sultat de l’inspection de 1884 a fait l’objet d’un 
rapport imprim6 tr&s interessant, dü A la plume de M, le Dr. Ferriere. 

L’enquöte eut lieu en plein été. On peut se demander si le choix 
de cette epoque de l'année pour un travail semblable n’est pas plus 
heureux que celui de l’hiver. En effet, pendant la chaude saison, 
la population flottante ouvriöre est dans nos murs et l'on se rend bien 
mieux compte des effets desastreux d’une agglomeration considerable 
d’habitants dans les mêmes locaux pendant les grandes chaleurs. 
D’autre part, en été, certains appartements sont fermes A cause des 
villegiatures. Mais en choisissant comme date de l’enquöte le com- 
mencement de juin, par exemple, on aurait, pensons-nous, une idee 
plus exacte des conditions de l’habitation. 

A Geneve, on eut recours à la bonne volonte de quelques 
centaines de citoyens charges de proceder au travail d’inspection des 
immeubles. Ils furent r&partis en quarante commissions de six A huit 
membres. A leur tour, ces commissions se subdiviserent en sous- 
sections qui eurent une vingtaine de maisons A visiter, En deux ou 
trois jours, l’inspection fut terminde, 

On le congoit, dans ces conditions, le travail devait pr&senter 
des resultats d’inegale valeur, Ce n’stait pas en quelques jours que 
l’on pouvait mettre la main sur trois cents citoyens &galement compé— 
tents pour cette täche difficile. 

Dans tous les cas oü les commissions constaterent un defaut 
d’entretien ou un état de malproprete notoire, le conseil administratif 
s’adressa aux proprietaires ou aux regisseurs en leur indiquant les 
observations des commissions et en les invitant à y faire droit dans 
un delai de huit jours. 

Ce delai passe, une seconde visite eut lieu; — visite de contröle 
celle-la, — ensuite de laquelle le conseil administratif fit procéder 


74 A. Schnetzler. 


pour les cas les plus urgents, en vertu du röglement de police sur 
la proprete et la salubrite publique, au nettoyage d’oftice par la voirie 
municipale et aux frais des proprietaires, des locaux trouves en 
mauvais 6tat. Seuls, quelques propri6taires grincheux se refuserent A 
payer ces frais. 

On laissa beaucoup de marge A l’initiative des commissions. Les 
unes firent usage de questionnaires, d’autres, et ce fut le plus grand 
nombre, prirent pour regle le bon sens et se bornerent à l’inspiration 
du moment. C'est ainsi que dans quelques rapports on releve des 
indications interessantes sur la maniere dont les habitants se nourrissent:: 
precieux documents pour l’histoire de la cuisine des les temps les 
plus recules jusqu’ä nos jours, 

Gräce au travail tres remarquable de M. le Dr. Ferriere, les 
rapports des commissions furent classes suivant les causes d’insalubrite 
signalees. 

On distingua: 

1° Les causes d’insalubrit&E provenant de l’immeuble lui-m&me 
(canalisations, fosses d’aisances, eaux etc.). 

20 Les causes d’insalubrit& dont les habitants de l’immeuble sont 
responsables (dépôts d’immondices, malproprete, concentration de popu- 
lation, etc.). 

30 Les causes d’insalubrit& dont la suppression est du ressort 
des autorit6s (6gofts publics, insuffisance de l'eau). 

Le rapport de M. Ferriere conclut à la necessit6 d’un r&glement 
eoncernant lV’hygiene du bätiment, en &tablissant une distinction entre 
les bätiments à construire et ceux déjà construits, 

Ce document insiste encore sur linstitution de visites domi- 
eiliaires p6riodiques et sur lutilit& qu’il y aurait à delivrer, en ce 
qui concerne les fosses d’aisances, des certificats de curage analogues 
aux certificats de ramonage. 

Mais le danger de l’e&pid&mie passe, ou ne songea plus directe- 
ment aux reformes à introduire, 


b. Lausanne. 
Droit d’inspeetion des bätiments. 


Il s’agit en premier bien de poser le prineipe que les autorit6s 
ont le droit de soumettre à une enquete, à une inspection detaillee, 
les bätiments d’une localit6e. La loi doit contenir des prescriptions 
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A cet egard, edieter des penalit6es contre les citoyens qui se refu- 
seraient A laisser pendtrer dans leur domicile les experts charges de 
Venquete. Pour l’enquöte de Lausanne, la municipalit6 avait decide 
que les propri6taires et locataires qui entraveraient les commissions 
d’inspection dans l’exercire de leur mandat seraient denonces au 
Departement de l’Interieur (loi sur l’organisation sanitaire cantonale) 
pour ötre renvoy6s A l’autoritE competente. Un seul locataire fut 
deferE aux tribunaux ensuite de recours exerce par lui contre le 
prononce prefectoral le condamnant à l’amende. 

A Berne, lors de l’enquöte qui a eu lieu en 1896, 3,3 à 3.5 %o 
des propriestaires et locataires se sont refuses à l’inspection de leurs 
logements. 


Territoire soumis à l’enquäte. 


Il importa de limiter tres exactement le perimätre de l’agglo- 
m6ration soumise à l’enquöte, conform&ment à un plan annex6 au dössier 
de V'enquöte, 

Ce travail fait, le personnel de l’enyuöte devra ötre divis6 en 
groupes indiques, par exemple, au moyen de lettres de l’alphabet, 
groupement bas6 sur la similitude de situation et de construction des 
bätiments. 


Date de l’enquäte. 


lei l’on peut differer d’avis. L’enquöte de Bäle de 1889, qui 
peut servir de modele, a eu lieu en fevrier; celle de Lausanne en 
mars (a Vevey elle a eu lieu en juillet—aoüt). 

Ce sont la des &poques favorables, en ce sens qu’elles sont rap- 
proch6ees du recensement general de la population qui a lieu en 
janvier, que la plupart des appartements sont occup6s, les villegiatures 
ne se faisant qu’en &t6, D’autre part, il est incontestable que dans 
les appartements urbains, le nombre des ouyvriers, des coucheurs est 
plus considerable en éêté et il y aurait lieu peut-ötre, de completer 
à ce point de vue l’enquöte qui aurait eu lieu en hiver. 

Nous n’avons pas besoin d’insister sur le fait que la date precise 
de l’ouverture de l’enquöte devra ötre port6ee A la connaissance du 
public, et qu’en outre chaque propristaire ou gerant d’immeubles 
devra ötre informe d’avance du jour oü aura lieu la visite de son 
immeuble, afin qu’il puisse aviser à temps ses locataires. 
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Personnel de l’enquöte. 


L’enquöte sera dirigee par l’autoritE communale, qui designera le 
personnel charge de l’inspection des bätiments et du travail de dé— 
pouillement des formulaires, 

Les commissaires -inspecteurs doivent avoir des connaissances 
suffisantes en matiere d’industrie du bätiment. 

Le personnel du bureau de depouillement devra être compos& 
de bons calculateurs et de statisticiens. 

Les rapports speciaux seront releves et coordonnes dans un travail 
d’ensemble, confie A un spécialiste. 


Organisation d’une enquöte. 


Nous donnerons les indications suivantes au sujet de l’enquäte de 
Lausanne de 1894. 

„L’enquöte porte sur l’immeuble et sur les logements. La muni- 
eipalit& a fait dresser deux formulaires trös complets et qui donneront 
des indications très pr6cieuses. 

Le rapport sur l’immeuble contient, outre les designations 
cadastrales, le nombre des logements et des locaux habit6es A chaque 
etage, le nombre des ménages et des personnes habitant l’immeuble, 
Il mentionne la nature, la permeabilit6 du sol et des allees, des caves 
et des cours interieures, les dimensions de celles ci. Les moyens 
d’acration des caves et l’&tat d’entretien des soupiraux. 

Il indique la nature des &gouts, leur deversoir, l’&tat de propret& 
et de construction des sacs, fosses et &gouts, les infections possibles, 
etc, Mention est faite de la nature de l’alimentation en eau de 
la ville, 

En outre, une rubrique sp6ciale permet d’indiquer si l’immeuble 
renferme des magasins, ateliers ou depöts de marchandises repandant 
des odeurs malsaines ou simplement desagreables, 

Le rapport sur les logements est plus complet encore. Il 
indique: 

1° Le nom du locataire, la profession, &ventuellement celle de 
sa femme, le nombre des personnes faisant partie du m&nage (membres 
de la famille, domestiques et ouvriers, coucheurs) en hiver et en 6t6. 

2° L’etendue du logement et son orientation dans l’immeuble, 

3° La description des divers locaux habites ou habitables, In- 
diquer à quel usage sert la piece, le nombre et la quantit6 des 
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coucheurs de chaque chambre, la longueur, la largeur, la hauteur du 
local, son volume d’air; s’il est expose au soleil; l’humidite des 
murs, la nature du plancher, le nombre et les dimensions des fenötres, 
les moyens de chauffage, la hauteur des sous-sol et rez-dechaussee, 
compar6e & la hauteur du sol; s’ils sont excav6es ou draines; les 
defauts de construction et de proprete, les mauvaises odeurs. 

4° Pour les eaux se trouvant dans des conditions defavorables, 
mauvaises ou douteuses, indiquer la largeur des rues attenantes, les 
dimensions des cours adjacentes. 

5° La description de l’escalier, sa construction, ses dimensions, 
son 6tat d’entretien, le mode de ventilation. 

6° L’etat des latrines, leur position relativement à la maison, 
leur mode d’6&clairage, de ventilation, le genre de siège, etc. 

70 L'état des lavoirs, &viers, le mode d’arrivee et d’&coulement 
des eaux, 

80 S’j] y a des dependances, caves, galetas, chambres A SerTer, 
buanderie, chambre de bains, bureaux, ateliers, granges, remises, 
6curies, 6tables, jardins. 

90 L'état general d’entretien du logement, le prix du loyer, le 
moment oü le locataire est venu habiter Lausanne et la maison. 

Une dernière rubrique permet de recueillir des observations 
gengrales sur le logement, et 6ventuellement sur le salaire moyen de 
la famille.» 

Du röglement de cette enquete, nous extrayons les passages 
suivants: 


Travail des bureaux de division. 
:Les bureaux de division ont & se livrer aux op6rations suivantes! 


«10 Aviser au moins vingt quatre heures à l’avance les propri£- 
taires ou gerants par carte spéciale, du moment et jour approximatif 
de la visite de leurs immeubles. Ces avis seront distribues par la 
police locale. 

«20 Preparer les formulaires necessaires au travail de leurs 
sections pour le lendemain (en-tötes, num6ros de contröle, classement). 

«30 Reviser le travail fait par les sections la veille. Les erreurs 
ou omissions seront signal6es au chef de section au rapport du soir 
et, le cas 6cheant, un compl&ment d’inspection pourra être fait au 
debut de la journee du lendemain; la remise des formulaires corriges 
sera faite au rapport du soir. 
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«4° Completer les formulaires, calculer les cubes d’air, etc. 

«50 Classer et pointer les formulaires termines et mettre en ordre 
les archives, 

«6° Payer les employes de l’enquete et etablir les feuilles 
d’&margement. 


:Les chefs de division auront, en outre, dans leurs attributions 
la surveillance des sections placees sous leurs ordres, l’instruction du 
personnel de ses sections et les renseignements à donner au rapport 
sur les cas douteux ou enbarassants, 

«Les bureaux seront ouverts de 8 heures à midi et de 2A 
6 heures.» 


Travail des sections. 


eL'inspection des logements se fait de 8 heures à midi et de 1 
ä 4 heures du soir. De 5 à 6 heures du soir a lieu le rapport dans 
les bureaux de division. 

«Chaque chef de section y assiste seul et doit presenter: 


«1° Les formulaires formant dossier complet de chaque immeuble 
inspect& dans la journee, 

«2° Les formulaires completes à la suite d’observations faites la 
veille au rapport. Ils ont en outre, A contröler les erreurs relevees 
par le personnel des bureaux dans le travail de la veille et à 
reprendre, cas échéant, les formulaires fautifs pour un compl&ment 
d’enquete le lendemain, 

«]Is regoivent du bureau les formulaires necessaires au travail 
du lendemain, 

«Pendant la duree du rapport, le membre adjoint de chaque 
section profite de l’'heure de 5& 6 pour preparer le travail du lende- 
main: inspection de tout ce qui est A l’exterieur du bätiment, orien- 
tation, implantation dans le terrain, niveau, abords, largeur des rues, 
cours, ete, Il cherchera à se rendre compte du systeme de coulisse 
install& dans le quartier, et de tout ce qui peut faciliter le travail du 
lendemain, 

ell est interdit au personnel de frequenter les 6tablissements 
publics pendant la duree du travail.» 


Formulaires. 


«Les chefs de section ont à remplir deux genres de formulaires, 
savoir: 
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«10° Formulaire No. 1. — Rapport sur l’immeuble. Les noms 
et profession du proprietaire ou gerant 6tant inscrits au crayon sur le 
formulaire, le chef de section n’a qu'à les rectifier ou les completer, 
le cas echeant. Le num6ero de contröle au crayon bleu est inscrit par 
le bureau. Le formulaire sert de couverture à l’ensemble du dossier 
de l’immeuble., 

«2° Formulaire No. 2. — Rapport sur le logement, Chaque 
dossier d’immeuble contient le nombre de formulaires No. 2 n6cessaires 
et portant les numeros de contröle pour les locataires inscerits dans 
les tableaux. Il est etabli un formulaire No, 2 pour chaque logement. 

«La numerotation des logements est établie par les sections A 
partir du logement inf6rieur. 

«Un tableau plac& à la troisiöme page permet l’insceription de 
treize locaux habites ou habitables; pour le cas oü ce nombre serait 
depasse, il est ajoute des tableaux suppl&mentaires, non numerotes A 
l’avance, à interfolier. Le nombre de ces feuilles volantes, dont chaque 
section devra ötre pourvue en suffisance, est inserit sous la rubrique 
annere ou bas du tableau de la feuille 3. 


Paie. 
«La paie aura lieu chaque samedi soir apr&s le rapport, sur 
feuille d’&margement etablie par le bureau, conformement an tableau 


suivant: 
Chef de divisin . . in 8, 


Seer6taire . . 575 
Chef de section . . „7, 
Adjon - » 2 456. 


Recommandations diverses. 


D'après un travail semblable ex&cute à Bäle en 1889, des com- 
missions de deux membres sont arrivees à inspecter jusqu’ä douze 
bätiments dans une journee de huit heures, 

«En se basant sur une moyenne de huit bätiments par jour, tout 
notre travail pourra @tre termine, pour nos dix huit sections, en 
quatorze jours. Nous pensons qu’il sera diffieile d’arriver à ce chiffre 
de huit immeubles au d&but de l’enquöte, mais une fois l’apprentissage 
fait, nous esperons que chaque commission prendra à caur de rattraper 
le temps perdu, 

«Les sections 'qui auront termine leur täche en premier seront 
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utilis6es pour l’achövement du travail de celles dont la täche aurait 
été particuliörement difficile ou chargee. Pour que l'enquöte donne 
des r6sultats utiles, il faut qu’elle soit ex6&cutde serieusement, que 
chaque section soit bien prenetree de l’importance des services qu’elle 
est appelde à rendre. Il faut que tout le temps prévu pour le travail 
soit consacre à un bon ouvrage, fait avec assiduité et conscience. 
Ainsi seulement nos efforts seront couronnes de succès, et la popu- 
lation de notre ville saura reconnaitre que cette mesure, qui peut lui 
paraitre au premier abord vexatoire et peu motivde, est veritablement 
utile et dans son inter£t. 

«Mais pour qu’il en soit ainsi, les commissions d’enqu6te devront 
proc&der avec une politesse exemplaire et se pr6senter comme appelees 
A rendre un service A la population et non pour imposer d’autorite 
le mandat qui leur est confie. 

«Si elles essuient des refus de citoyens mal informes s’opposant 
à l’execution du travail, on r&pondra avec calme; et, sans aggraver 
la situation par des paroles violentes et peu röfl&chies, on continuera 
le travail et on fera rapport le soir au chef de division sur les faits 
qui se sont produits; la direction prendra les mesures necessaires. 
Il sera proced6 de m&me lorsque des desordres graves de l’immeuble 
demanderaient des modifications immediates dans l’interöt de l'hygiène 
publique. 

«A cöte de la politesse. il importe de montrer du fact, surtout 
en ce qui concerne les dernieres questions du formulaire 2, qui sortent 
un peu du cadre d’une enquete sur les logements. Il faut faire com- 
prendre aux. pauvres gens que si l’on se renseigne sur leurs moyens 
d’existence, c’est dans leur interöt, afin de se rendre compte de l’im- 
portance des sacrifices qu’ils ont A faire pour se loger. On obtiendra 
plus facilement ces donndes par la conversation qu’en posant des 
questions indiscretes sur les moyens d’existence, 

«Les formulaires devront être soignes et tenus aussi proprement 
que possible; les inscriptions devront être &crites avec une grande 
precision. Toutes les rubriques devront ötre remplies, et dans le cas 
oü il n'y aurait pas lieu de le faire, une inscription doit en expliquer 
le pourquoi. Les formulaires ne seront pas gaspilles; il est interdit 
d’en remettre à des personnes 6trangeres A l’enquöte, 

«Enfin, il importe que les commissaires se presentent partout 
convenablement, que chacun soit sobre et qu'il n’y ait aucune r&cla- 
mation faite pour ivresse ou manque de tenue. 
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«Si quelque plainte, fondde sur le defaut se tenue, l’ivresse, 
l’impolitesse ou tout autre manquement au service &tait portée A la 
connaissance de la direction, des mesures seraient imm&diatement 
prises pour pourvoir au remplacement de l’employ& coupable, qui 
pourra ötre r&voque sans+appel, du jour au lendemain. Nous sommes 
persuad6s que ces cas ne se prösenteront pas et que chacun tiendra 
à ex6cuter son mandat dignement et A presenter un travail irre- 
prochable, meritant des &loges et non des blämes. 

«Les employes qui ne fourniraient qu’un travail insuffisant, soit 
comme qualite, soit comme quantite, seront également remplaces par 
des suppleants plus habiles, s’il est prouve qu’ils ne sont pas suffisam- 
ment qualifi6s pour le genre de travail qui leur est demande.» 


Depouillement des formulaires, 


Nous continuons A citer l’exemple de la ville de Lausanne qui 
nous est connu. 

Nous avons vu que les formulaires No. 1 et 2 &taient destines A 
servir de questionnaires pour les commissions d’inspection. 

Nous arrivons au travail de depouillement des formulaires. 

Le premier formulaire No. 3 du depouillement concerne les im- 
meubles ; il renferme soixante-cing colonnes à remplir une à une pour 
chaque maison. 

Le second formulaire No. 4, beaucoup plus detaill&, avec cent 
huit colonnes, concerne les logements, 

Le troisiöme (No. 5) renferme les questions relatives aux locauz. 
Il ne contient que soixante-sept colonnes, mais il est de beaucoup 
celui qui a exig6 le plus de travail, à cause du nombre des locaux 
et du calcul du volume d’air de chaque local. II n’a pas fallu moins 
de 80000 multiplications pour établir les cubes d'air. 

Le 9 avril 1894 fut constitue le bureau charge du travail nöces- 
saire pour fixer les resultats de l’enquöte par des chiffres. 

On commenga par le caleul des cubes des 33841 locaux dont 
les dimensions en longueur, largeur, hauteur 6taient indiquees dans 
l’enquöte. Ce travail considerable dura du 9 avril au 1°” juin, soit 
huit semaines. Il exigea 67682 multiplications de nombres à quatre 
chiffres. 

Le caleul des cubes amena la decouverte de nombreuses irregu- 
larit6s, consdquences de l’inexperience d’un grand nombre de com- 
missaires-inspecteurs, 

Schriften XCVII. — Bobnungsfrage IN. 6 
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Une premiere revision generale des dossiers : dedoublement de dossiers 
se rapportant ä deux immeubles appartenant au m&me propristaire ou 
contigus; r&union de dossiers concernant le möme immeuble, celui-ci 
ouvrant sur deux rues, maison de maitre et d&pendances, etc., ce qui 
necessita de nombreuses inspections locales. -Ensuite de ces operations, 
les dossiers des bätiments monterent de 1888 à 1991. donc une aug- 
mentation de cent trois dossiers de bätiment, 

Une seconde revision fut encore n6cessaire. Elle constitua la 
troisitme manutention des dossiers et comporta les op6erations sui- 
vantes: recherche et description des professions des propri6taires, releve 
des observations g6nerales, pointage, à l’aide des röles de la police, 
de tous les immeubles et de tous les m&nages. 

Une operation fort longue fut l’inseription du prix des loyers et 
la comparaison des donnees de l’enquete sur ce point avec les indi- 
cations r6sultant des tötes de l’impöt sur les loyers. On constata que 
sur 7319 chiffres de loyers environ, 1200, sauf erreur, ne concordaient 
pas avec les donnees officielles. 

Enfin, ce n’est qu’apres toutes ces ope6rations preliminaires et 
complementaires que le travail proprement dit de depouillement put 
commencer. On 6tait en aoüt 1894, 

Ainsi que nous l’avons dit, le classement par groupes des donnees 
et des chiffres fournis par l’enquöte exigea trois depouillements 
successifs: 

10 Depouillement des immeubles porlant sur 1191 bätiments. 

20 Depowillement des logements portant sur 7319 logements. 

30 Deypouillement des locaux portant sur 33 998 locauz. 

Commence le 1° aoft 1894, le depouillement des immeubles 
fut termine le 28 du m&me mois, 

Le formulaire No. 1 renferme soixante-cing questions et com- 
porte en moyenne soixante additions par vingt-cing dossiers, 

Cette operation represente cing mille additions et cent vingt-eing 
r6capitulations et calculs de moyennes. Ce premier [d&pouillement 
constitue Ja sixiöme manipulation des dossiers. 

Le depouillement des logements, commenc6 les premiers jours de 
septembre, fut à peu pres termine à la fin de 1894. Il comprenait 
cent-huit rubriques comportant une moyenne de quatre vingt dix ad- 
ditions par vingt-cing dossiers. Outre le travail de copie et de pointage, 
il s’agissait donc de proc&der A trente mille additions et A cent calculs 
de recapitulation et d’6ötablissement de moyennes comparatives, Pour 
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la septieme fois, le personnel charge du travail de depouillement 
reprenait un à un les dossiers de l’enquete. 

Le depouillement des locaux repr6sentait le travail le plus con- 
siderable, quoique les formulaires ne portassent que soixante - six 
colonnes. 

Les calculs des cubes pour le total des logements et des locaux, 
de möme que ceux relatifs à l’acces de la lumiere et de l’air, n’ont 
pas n6ecessit& moins de quarante-six mille op6erations arithmetiques. 

Ce travail et la recapitulation generale qui le suivit durörent 
jusqu’au milieu d’aoüt 1895. Il fut entrepris conjointement avec la 
verification des prix de loyers, rendue difficile par le fait qu'il a fallu 
le plus souvent separer, dans le chiffre donne pour le loyer, ce qui 
concernait specialement le logement de l’&l&ment industriel englob6 
dans l’indication fournie par le röle de l’impöt sur les loyers. 

Deux &l&ments manquaient encore, savoir; le prix du metre carré 
et du mötre cube d’air dans chacun des groupes. Ce travail durera 
quelques semaines. 


Il importait encore de connaitre exactement le chiffre de la popu- 
lation ouvriere, par groupes, en janvier et en juin 1894, de maniöre 
à se rendre compte des variations survenues dans les logements en 
hiver et en 6te. Sur ce point, les donndes fournies par l’enquöte 
6taient très fragmentaires. La difference entre le nombre des coucheurs 
dans ces deux saisons &tait insignifiante d’apr&s les rapports des com- 
missaires, ce qui parait impossible en presence du grand nombre 
d’ouvriers employ6s chaque été dans les chantiers de construction de 
notre ville. Ce travail compl&ömentaire a été entrepris par le bureau 
des 6trangers. Il a dure un mois. 

Enfin, en ce qui concerne le prix des loyers, il ne suffit pas 
d’avoir une moyenne par groupes, il fallait encore connaitre dans 
chaque groupe quel 6tait le nombre de logements payant un certain 
prix de loyer. 

De la, l’e&tablissement de quatre catögories: 

1° Loyers inferieurs & 400 fres. 
2° Loyers de 400 à 1000 fres. 
30 Loyers de 1000 à 2000 fres. 
4° Loyers sup6erieurs à 2000 frcs. 


6* 
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L’enquöte devait avoir un double but: le premier d’etablir par 
des constatations de fait les conditions du logement à Lausanne au 
point de vue du prix des loyers, de la densit€ de la population, des 
conditions hygieniques. — Le second — consequence du premier — 
est de fournir des bases certaines à une nouvelle l&gislation en matiere 
d’habitation. 

L’enquöte occasionnelle de Lausanne portant sur tous les im- 
meubles a permis de constater l’utilit6 et möme la necessit6 d’un 
contröle permanent. Seules des visites sommaires répetées permettent 
de suivre les modifications subies par les immeubles. 

Nous ne pouvons entrer ici dans les details d’organisation de 
l’enquöte, 

Malgre la multiplicit6 des questions posdes dans les formulaires 
on n’a pas tenu compte de la situation de l’immenuble A l’egard des 
bätiments voisins, conditions sp6ciales de la rue, 


De quelle maniöre les formulaires ont ils été remplis? 


Telle commission a bien travaill6, telle autre n’a pas compris 
suffisamment le but de sa mission, Cependant, d’une maniere generale, 
l’inspection des bätiments a mieux marche qu’on ne pouvait le prevoir 
au debut de l'inquéête. 

Il est &vident que dans une enquöte comme celle qui nous occupe, 
il y a eu dans le travail des diverses commissions des irrégularités. 
Certains commissaires n’ont pas compris leur täche. Au surplus, le 
temps de preparation, d’entrainement — a été trös court, möme trop 
court. Pour mener à bien une @uvre de ce genre, il faudrait avoir 
des aptitudes sp6ciales qui ont dü faire totalement defaut A quelques 
uns des inspecteurs. 

Nous nous rejouissons, d’autre part, de constater qu’en general 
les commissions d’enquete ont été bien accueillies par les propristaires 
et les locataires,. Le travail des commissaires a été facilit6 par la 
bonne volonte avec laquelle l’enquöte a été acceptee. Tel rapport 
signale m&me un accueil charmant fait aux commissions. Les citoyens 
ont compris qu’il s’agissait d’une «uvre d’interöt public et de soli- 
darite sociale, 

La Municipalit&E — nous l’avons dit plus haut — n’a eu qu’une 
seule denonciation A faire A l’autorit6 superieure contre un locataire 
peu commode qui s’est refus& formellement A recevoir la commission 
d’enquöte, Sa resistance n’a pas eu d’influence sensible sur le r6sultat 
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des constatations concernant l’immeuble dans lequel il habitait, son 
appartement 6tant la reproduction exacte d’autres appartements de la 
möme maison. 

Ce locataire re6caleitrant fut condamne à l’amende par le prefet, 
Il recourut contre ce prononce, mais le tribunal de police de Lausanne, 
dans son audience du 29 mai 1894, confirma la sentence tout en 
reduisant l&gerement l’amende infligee. 

Nous relevons avec une vive satisfaction cet accueil favorable fait 
aux commissions d'inspection, 

Nous avions au debut des appr&hensions à ce sujet. Ne vien- 
drait-on pas invoquer le principe constitutionnel de l’inviolabilit6 du 
domicile? Nous n’etions armés que de dispositions applicables par 
analogie. 

La population lausannoise a admis joyeusement les dépenses faites 
pour l’enquöte, pres de fres. 25 000. 

On l'a dit, les enquötes sont des mesures d’ordre, de n&cessit& 
sociale. Il faut done ne rien 6pargner, ni argent, ni minutie dans le 
choix des inspecteurs afin d’obtenir une surveillance generale, impartiale 
et inflexible. 

Nous avons consigne les constatations r6sultant de l’enquöte dans 
notre rapport general dans lequel figurent les tabelles num6riques et 
tableaux graphiques. 

Deux esp&ces de constatations sont à faires, 

Celles d’urgence necessaire; des mesures immediates et d’autres 
de portee generale. 

Signalons quelques-unes de ces observations urgentes, elles étaient 
au nombre de 890. 

Mercerie, water-closets pour toute une maison (18 personnes). 

Rue du Flon. On signale le cas d'un habitant sans domicile bien 
determine, qui git dans les combles sur un tas d’immondices, 

Etraz. On signale l’existence d’une chambre dans laquelle quatre 
ramoneurs couchent dans le möme lit. 

Bethusy (Le P&cos), latrines consistant en un tonneau place sous 
le siege. 

Chauderon, enfants couches dans le corridor de l’appartement. 

Barre, latrines dans. la cuisine, 

Cite-Derriöre, logement compos& d’une seule piece (8 m®, 40), oü 
couchent sept personnes. 
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Ce n'est pas tout. 

Les commissions ont été appeledes A transcrire dans des rapports 
dits accessoires leurs impressions, en dehors des formulaires qu’elles 
avaient à remplir. Ces rapports dans lesquels l’initiative des com- 
missaires 6tait plus specialement mise à contribution sont d'inégale 
valeur. 

Citons quelques-uns des passages de ces rapports (plusieurs 
observations doivent faire double emploi avec celles mentionnees 
plus haut), 

La commission a constate l’existence d’un local servant de cuisine, 
de chambre & coucher et d’atelier; sept personnes, dont cinq enfants, 
habitent cette piece unique. 

Dans un autre local, c’est le pere, la mere, le fils, la fille de 
quatorze ans et demi qui couchent dans le même cabinet. 

En Martheray, la commission signale l’existence d’un W. C. qui 
est utilis6 par neuf menages, soit trente six personnes. 

La commission insiste sur les inconvenients resultant du battage 
des tapis dans les cages d’escaliers. C'est la un foyer d’infection, — 
On recommande l’adoption d’un röglement severe indiquant les jours 
et les heures oü ce battage sera tolere, 

(C’est par des röglements de maison convenus entre proprietaires 
et locataires que ce resultat semble-t-il, pourra ötre le plus facilement 
obtenu.) 

Avenue de Beaulieu. — Locaux qui seraient trop insalubres pour 
des animaux sont occup6s par des ötres humains. Latrines à proxi- 
mite d’un puits, 

Le rapport de cette commission n’est pas r6jouissant. «A part 
quelques immeubles (vingt), dit-il, il ne nous reste qu’un sentiment 
penible, que deceptions.» Les sous-sols sont en general humides, Et 
plus loine «En ce qui concerne les quartiers de St. Martin, Tunnel, 
chemin Neuf (partie sup6erieure) la note est sombre, triste, möme 
affreuse dans certains cas. Nous vous en parlons en connaissance de 
cause,» 

Au Boulevard-Industriel, une famille de sept personnes habite 
une seule chambre qui sert egalement de cuisine. 

Voilä le tableau des laideurs d’une ville, Si l’on veut avoir une 
idee vraie de l’ensemble de la situation, il faut rectifier par le raisonne- 
ment l’erreur du point de rue auquel on s’est place. 
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L’enquöte de 1894 a produit un effet immediat qu’il faut re- 
connaitre, 

A la nouvelle de l’inspection generale des immeubles, nombre de 
propri6taires soucieux du bon renom de leurs maisons se sont em- 
presses de faire ex&cuter des réparations urgentes qu’ils auraient sans 
doute differees longtemps encore. 

Les menagöres elles aussi ont tenu à presenter leurs cuisines et 
leur logement en bon 6tat de proprete. L’amour-propre a jou6 son 
röle. Plus d’une s’est attendue à une recompense pour prix de son 
zele. Il en est qui attendent encore ce prix qu’ont morité leurs efforts 
pour rendre les cuivres 6tincelants et les parquets brillants. 

Relevons le fait qu’a bon droit Lausanne peut éêtre considerde 
comme une ville salubre, 


* 


Notons ici quelques constatations r6sultant de l'enquête de 1894. 
L’enquöte a démontré: 


1°o La penurie des habitations à bon march6 (avec loyers au 
dessous de 400 frcs.) la construction ne se portant pas sur des loge- 
ments de ce genre. 

2° L’insalubrite d’un certain nombre de logements, par le fait 
de l’humidite, d’un systöme defeetueux des eaux de latrines et de 
menage, de mauvaises odeurs, etc. 


Proportion des naissances et des deces ü Geneve et ü 
Lausanne, par 1000 habitants (1894). 


Excedant des 
Naissances Déces naissances sur les deces 


(moyenne) 
Geneve . 2... 20,2 19,2 1,2 
Lausanne . .. 25 18,2 6,8. 


Il a été constate à Lausanne que les groupes de quartiers dont 
les loyers au dessous de 400 fres. (petits logements) depassent la 
moyenne ont aussi un cube d’air inferieur à 28 m® d’air (pour les 
chambres à coucher). 

Aucun groupe de quartiers n’a son cube d’air inferieur à 15 m? 
d’air par personne. 
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Le groupe de quartiers qui a le cube d’air le plus faible, presente 
un excedant de 8,2 des deces sur les naissances. 

Le groupe de quartiers dont le cube d’air atteint le maximum, 
presente un exc6dant de déâcès sur les naissances de 4,2. 

Malgre d’excellentes conditions hygieniques, la natalit& est faible. 

Les groupes de quartiers à petits logements qui ont le cube 
d’air le plus faible presentent aussi la mortalit& infantile la plus forte. 

Le groupe qui a les cubes d’air les plus forts presente une 
mortalite infantile tres faible, 


Rapports entre la mortalit& infantile, la mortalite generale 
et la natalite. 


Dans les quartiers à petits logements, les rapports des décès des 
enfants aux naissances sont de 40 et 54 80. 
Dans le groupe à loyer &leve ce möme rapport est de 16!2 ®'o. 
En ce qui concerne les rapports de la mortalit& infantile et de 
la mortalit& generale nous avous les r6sultats suivants: 
quartiers A petits logements 40—43 ®/o, 
5 a loyers &leves 10% i 


Il est incontestable que le logement exerce son influence sur la 
mortalite et la criminalite. 

A Lausanne, il a &t& constate que c’est dans les quartiers dont les 
logements sont le plus negliges et le cube d’air le plus faible, que les 
delits sont les plus nombreux 24 ®/oo — et dans les quartiers à loyers 
elev6s ils atteignent 2 ®'oo. Il serait tömeraire et injuste de tirer de 
ces constatations la conclusion absolue que la moralite reside exclusive- 
ment dans les quartiers oü le confort et le bien &tre ont élu domicile. 
D’autre part, il est incontestable que le logement malsain dont l’air 
est d’autant plus rare qu'il est plus vieie, est un pourvoyeur actif 
de nos &tablissements de detention. 

L’enquöte de 1894 a e6galement 6tabli que le prix du loyer des 
plus petits logements dans lesquels les conditions hygieniques sont les 
plus defectueuses est le plus &leve, 
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Statistique des loyers à Geneve et à Lausanne. 









Lausanne ® 





400 fr. et au dessous 18394 


401 & 1000 2498 35, 
1001 & 2000 662 | 9, 
2001 et plus 289 | 4, 


A Paris, en 1883, on comptait 700000 logements, dont 473000 
inferieurs à fres. 300, soit le 67°/10 %'o. 

Il resulte de ce tableau que les logements au dessous de 400 fres. 
sont beaucoup plus nombreux à Geneve (69/0) qu'à Lausanne (51 ®o). 

Resumons dans le petit tableau suivant certaines constatations 
resultant, par exemple, de l’enqu&te de Lausanne (1894). 


J — 
EN Locaux | Mötre Loyer annuel 
Deces de | par töte cube d’air 











Groupes de — 1 a = 
quartiers De tants —— ja — | par m" | — 
Piece oü l'on couche 

I. F.G.E.X.M. 11,64 1,10 5320 | 463 |! 1001 ı 531 
IL 1.V.N.B.T. 14,25 1,08 41,2 351 881 363 
Ill. Y.D.H.A.S. 17,28 1,02 366 | 811 8,65 317 
IV. Q.K.L.P.J, 22,84 0,95 33,1 | 288 8,24 | 273 
V. 0.C.2.0.R. 27,81 0,81 27,2 | 247 | 7,36 | 199 





Les lettres grasses indiquent les groupes de quartiers dans lesquels 
les logements à loyers au-dessus de 400 fres. depassent la moyenne. 

N resulte du tableau ci-dessus que les dimensions du logement, 
le nombre des locaux habites et le prix du loyer exercent une influence 
incontestable sur la sante des habitants. 


c. Vevey. 


A Vevey, les autorit6s ont pris pour modèle l’enquöte de Lausanne. 
Elle a porte sur 780 immeubles. Le territoire de la commune a été 
divise en cing quartiers et le travail a 6t& confi6 à cinq commissions 





! Recensement de 1897. 
® Enquöte sur les logements en 1394. 
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composees chacune de 2 membres. L’inspection des bätiments a com- 
mence le 20 juillet et a 6t& terminde le 18 aoft. On procede actuelle- 
ment au depouillement des formulaires. 


II. Legislation. 


Ici, nous ne nous occuperons que des legislations les plus im- 
portantes et les plus r6centes en ce qui concerne sp6cialement les 
logements à loyers peu élevès. 


Geneve. Loi du 26 octobre 1895 exemptant des droits d’en- 
r6gistrement et de transcription les ventes specialement faites en vue 
de substituer des constructions neuves à d’anciennes constructions 
dans la ville de Geneve. Loi abrogee et remplacee par la Loi du 
28 septembre 1898 favorisant la substitution de maisons neuves à de 
vieux immeubles, 

Loi du 6 fevrier 1897, favorisant la construction et la vente de 
maisons ouvrieres. 


Une loi generale sur les routes, la voirie, les constructions, les 
cours d’eau, les mines et l’expropriation est entr6ee en vigueur le 
1°" aoüt 1895. Elle ne renferme pas de disposition speciale au sujet 
de la salubrit& de l’habitation, question qui sera trait6ee dans des 
reglements speciaux. 

Dans la seance du Grand Conseil du 10 juin 1893, M. Barde, 
architecte dont la competence en ces matieres est bien connue, a 
presente un projet de loi sur la salubrit& des habitations, 


Ce projet se compose de trois sections: 

a) Travaux publics en rapport avec la salubrit& des habitations 
(plans de quartiers, egoüts, etc.). 

b) Constructions nouvelles (loi sur les bätisses), 

c) Maisons insalubres (surveillance, assainissement, d&molitions). 

Analysons briövement ce projet de loi, interessant à bien des 
egards. 

L’article 2 pose le principe que pour toute construction nouvelle 
et toute reparation A un bätiment existant l’autorisation de l’Etat est 
necessaire. D’aprös l’art, 3, le Departement des travaux publics doit 
ordonner la suspension de tous travaux execut6s contrairement aux 
prescriptions de la loi et interdire l’habitation ou exiger la demolition 
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des maisons presentant des dangers au point de vue de la salubrit& 
et de la securite. 

Le Titre II, intitule Dispositions speciales, prevoit dans ses 
articles 5 et suivants (Chap. I. Travaux) le plan d’extension de la 
ville de Gen&ve. Cette question n’a trait qu’indirectement à la matiere 
qui nous occupe et nous en arrivons aux art. 14, 15 et 16 relatifs 
aux egofts et qui prevoient le plan detaill&E d’un reseau complet 
d’6gofts. En ce qui concerne les eaux, le Conseil d’Etat devra prendre 
les mesures n6cessaires pour que l’eau potable puisse éêtre fournie dans 
toutes les maisons de la ville et de la banlieue. 

Le chapitre II traite des maisons & construire, L’art. 20 prevoit 
la creation d’un bureau technique des constructions place sous la 
direction du Departement des travaux publics et charge d’examiner 
avec le Bureau de salubrit6 les plans de toute nouvelle con- 
struction. 

L'art. 27 dispose que les maisons neuves ne pourront &tre habitees 
avant autorisation du Departement des travaux publics ensuite de 
preavis du Bureau technique des constructions et du Bureau de 
salubrite, 

Dans le delai maximum d’un an à partir de la promulgation de 
la loi, le Conseil dE'tat doit etablir un reglement de detail fixant d’une 
maniere pr6cise tout ce qui a trait aux fondations, & l’installation des 
water-closets, 6viers, cuvettes, tuyaux de chute, raccordement des 
egoüts, fiumisterie, etc. 

La section II est intitulde Construction ; elle s’oceupe tout d’abord 
de la hauteur des maisons, de la largeur des rues, de la hauteur des 
locaux (2 m 60 pour les 6tages au-dessus du rez-de-chaussee, ce dernier 
devant mesurer 3 m de hauteur), — puis des dimensions des cours 
et courettes (Art, 31—38). 

En ce qui concerne les chambres servant à l’habitation, l’art. 39 
dispose qu’elles doivent prendre jour sur les rues, ruelles, cours, 
espaces libres ayant les dimensions pr6vues dans la loi. 

L’art. 40 fixe & 1 m 50 la largeur de l’ouverture mettant en 
communication une alcöve avec la chambre dont elle depend. 

Les art, 41 et 42 tout relatifs aux conditions d’habitation des 
sous-sols et des combles. 

Nous ne nous occuperons pas des precautions contre l’incendie 
qui font l’objet du $ 4, 

Le $ 6 porte le titre Vidanges. Evacuation des eaux me&nagöres. 
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Le raccordement aux e&goüts est obligatoire — dit l’art, 47 — 
suivant le syst&me du tout à l’6goüt. 

L’art. 48 statue que les maisons locatives doivent renfermer au 
moins un water-closet par tage et un par six pieces. 

Enfin eitons les art. 49 et 50 qui r&sument le systöme à la bate 
du projet Barde: 

«Art. 49. L’autorisation d’habitation prevue A l’art. 27 ne sera 
delivree qu’apres inspection detailldee de la maison et verification du 
drainage complet.» 

:Art. 50. L’habitation des maisons, appartements ou chambres 
ne remplissant pas les conditions prescrites par la presente loi et les 
r&glements annex6s est interdits, > 

Remarquons que ce projet ne prevoit pas de penalit& et que 
l’interdiction prévue visee A l’art. 50 est d&epourvue de sanction. Ce 
projet n'est pas encore devenu une loi, mais quelques-unes de ses 
dispositions ont pass& dans la loi generale sur les routes de 1895. 


Canton de Vaud. Loi cantonale du 21 mai 1898 entree en 
vigueur le 1°" janvier 1899. 

Dans ce canton oü la population agricole atteint pres du 50 ®/o 
de la population totale, il ne pouvait öätre question d’&dicter des 
mesures dont l’application ne pouvait convenir qu’a des agglom6rations 
urbaines, Force a été de poser dans la loi des principes généraux 
en reservant les dispositions speciales qui pouvaient figurer dans les 
reglements communaux, 


La loi institue des commissions de salubrit& chargees: 


1° D’examiner, au point de vue de la salubrite, les plans des 
maisons A construire et les modifications A y apporter pour les 
rendre conformes aux exigences de la loi et du r&glement communal. 

20 De juger si une maison neuve peut ou non ötre habitee. 

30 De veiller au bon entretien et à la salubrit& des habitations. 

4° De signaler les travaux à ex6cuter et les modifications A 
apporter aux habitations, qu’il s’agisse de mesures de proprete ou de 
mesures de desinfection. 

5° De signaler les maisons d’habitation qui ne peuvent £tre 
assainies. 

6° De signaler toutes les mesures A prendre pour assurer le 
bon &tat sanitaire de la localite. 
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Le loi renferme une serie de prescriptions relatives A la salubrite: 

Le sol destine à recevoir une construction doit &tre reconnu 
salubre. S’il ne l’est pas, il doit ötre assaini (art. 51). Le rögle- 
ment communal fixe la hauteur minimale des locaux destines A l’habi- 
tation, hauteur qui ne peut ötre inferieure ä 2 m 40 dans les agglo- 
merations urbaines. Le reglement peut, en outre, determiner les 
dimensions minimales des chambres & coucher et dortoirs relativement 
au nombre des occupauts, à raison de 15 m® par personne, La muni- 
eipalitE a le droit de limiter le nombre de personnes, que peuvent 
recevoir les salles d’6cole, salles de r&union, 6tablissements publics, 
d’aprös le cube d’air que renferment ces locaux (art. 53). — L'aëration 
des locaux destines à l’habitation ou servant d’atelier doit se faire 
par des ouvertures en communication directe avec l’air exterieur 
(art. 54). 

La loi renferme diverses dispositions relatives & l’installation des 
moyens de chauflage et des dangers r6sultant d’une installation de- 
fectueuse, 

L'art. 56 prevoit que toute maison doit ätre pourvue de latrines, 
Le reglement communal peut 6tablir des prescriptions relatives au 
nombre, & la situation, A l’installation, A la ventilation et au genre 
de construction des latrines, 

Dans les localites oü l’eau peut ätre distribude dans toutes les 
maisons, le r&öglement communal peut rendre son emploi obligatoire 
pour les cabinets d’aisance et les urinoirs (art, 59). 

La loi prescrit des dispositions detaill&ees au sujet du service des 
ögoüts et des odeurs malsaines, 

Les dimensions des cours et courettes peuvent ötre dötermindes 
par le r&glement communal, 

Les municipalit6s doivent s’assurer de la qualit& des eaux alimen- 
taires (art. 65). 

Tout proprietaire d'une maison habitee peut s’opposer A ce quil 
soit 6tabli A moins de trois metres de cette maison des fumiers ou 
des depöts de matiöres &. &manations insalubres ou incommodes 
(art. 67). 

Le reglement communal peut e&tablir des prescriptions pour 
l’emploi du purin, des vidanges et des eaux d’engrais artificiels dans 
V'arrosage des jardins, de maniere à 6viter les odeurs malsaines ou 
incommodes, 
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Un projet de röglement sur la police des constructions et des 
habitations est actuellement discut& par le Conseil Communal de Lausanne. 
Nous y relevons une disposition permettant à la municipalit& d’ordonner 
l’&vacuation des locaux insalubres jusqu’apres ex&cution des reparations 
prescrites par elle. Si le propristaire se refuse à faire les r&para- 
tions, la municipalit6 a le droit de les faire ex6cuter aux frais du 
propristaire (art. 80). L'art. 84 dispose que la municipalit& peut 
faire 6vacuer des appartements d6ja anciens dans le delai d’une 
semaine, lorsque ces appartements sont insalubres à dire d’experts, 
par le fait de l’humidite, 

— La ville de Vevey possede des le 13 octobre 1899 un regle- 
ment de sante qui developpe les principes poses dans la loi cantonale. 


III. Construction d’habitations à bon marche. 


Röle de l’initiative privee et des pouvoirs publics 
(Etat ou commune). 

Le röle de l’initiative privee et des pouvoirs publics dans la 
question du logement peut prendre les formes suivantes: 

1° L/initiative privee agissant seule. 

20 L'etat ou la commune venant en aide à l’initiative privee 
(systöme mixte). 

30 L’etat ou la commune se substituant à l’initiative privee 
(construisant eux-mömes). 

Examinons maintenant de quelle maniere la question a été resolue 
en Suisse, en passant une rapide revue des entreprises d’habitations 
à bon marche£. 

Citös ouvrieres suisses 
(Annuaire federal de statistique 1894). 
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ı Voir Tableau ci-dessous. 
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A. Patrons et Socistös construisant en vue du logement de 
leurs ouvriers — Philanthropes. 


Neuchätel. 


1° Russ. Suchard et Co. à Serri6eres. — Dès 1887, construc- 
tion de 37 logements ouvriers. Maisonnettes contenant 1 & 5 apparte- 
ments de 4 pieces. Prix de location, 204 à 210 francs. Divi- 
dende 2!/a %/o, 

Appartements bien entretenus. Changements de locataires très 
rares. Cuisine populaire. 


2° M. Petitpierre, ancien Conseiller d’Etat à Neuchätel 
a fait construire des 1880, 10 maisons à 4000 appartements de 4 pieces, 
logeant 52 personnes. Prix de location, 250 fres, Capital 50000 fres. 
Dividende 3®4 %o, 


Vaud. 


30 Mermod freres, fabricants & St Croix. — En 1890, con- 
struction de 2 maisons jumelles à 2 dtages ayant chacun un apparte- 
ment de 3 chambres, cuisine et W. C. 

Prix de revient du groupe de 2 maisons 23000 fres., soit 
11500 fres. la maison (Prix du metre cube, 16 fres.). 


4° Juned et C'°, fabricants de joaillerie (actuellement 
soci6t6e anonyme de joaillerie et d’horlogerie), Luccens. 

Dès 1887—90, construction de 2 corps de 4 bätiments, maisons 
de 1 6tage et rez-de-chaussee, 4 de 2 étages et rez-de-chaussee, 
3 chambres, 1 cuisine, 1 mansarde par appartement. Coßt, 80.000 fres. 
Prix locatif mensuel, 20 fres. 


B. Socistes de construction. 


Neuchätel. 


50 Sociöte immobiliöre de la Chaux de Fonds. — Fondee 
en 1870. Construction de 75 maisons. Capital 273000 fres, Divi- 
dende 5,20 °/o. Prix moyen des logements, 480 fres., sans eau, 

6° Association immobiliöre, Le Locle. — Fondee en 1855. 
Contre un premier versement, droit d’inscription pour un immeuble, 
dont le souscripteur devient proprietaire moyennant paiement d’annuites 
regulieres. Construction de 50 bätiments, Valeur 1352700 fres. 
Revenu locatif 75320. Cette société n’existe plus. 
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7° Sociôté de construction, Le Locle. — Dös 1870, construc- 
tion de 3 corps de 2 bätiments, Valeur 285000 fres. Revenu annuel 
16130 fres. Dividende 3 ®'o. 

80 Sociöt6 de construction l’Avenir, Le Locle. — Des 
1892-98, construction de 27 bätiments. Valeur 665 500 fres. Revenu 
annue]l 42410 fres. Cette soci6t6 a cess& d’exister. 

90 Le Foyer, Neuchätel. — Fondee en 1895, a pour but la 
* construction de maisons à bon marche et la location de ces habitations 
à des personnes qui desirent en devenir proprietaires. 

Annuit& minimum de 400 fres. De cette somme, 3/z °/o du coüt 
de la construction (7500 ou 8000 fres. suivant la nature de l’immeuble) 
est attribu6 comme interet du capital et le solde est applique A 
l’amortissement. Résaltats favorables. Capitale social 1000000 fres. 
7 maisons avec jardin (1 appartement de 5 pieces). Prix de location 
par appartement 265 fres. 


Vand. 


100 Societ6 de construction de Lausanne. — Fondee le 
20 novembre 1860. Construction de 8 bätiments (74 appartements) 
et 24 magasins. 6—16 appartements par maison. Appartements de 
2 a 4 pieces, Loyer annuel 192 à 252 fres. Capital 400000 fres. 
Dividende moyen 3!/g ®/o. 

11° Association coop@rative industrielle, Lausanne. — Fondee 
en 1889. Construction d’un immeuble A la Pontaise. Capital 300 000 fres, 
Liquidation en 1880. 


12° Societe immobiliere de la rue du Jura, Lausanne. — 
La Societe des Logements economiques, fondée en 1875, a pris en 1886 
le titre de SocieteE immobiliere de la rue du Jura. — Construction en 
1886 de 4 immeubles habites par 64 menages. Dividende en 1898 
1’/g %o. Capital 1000000 fres. 


130 L’Abeille, Lausanne, — Association coop6rative immo- 
biliere, fondee en 1893. Souscription de parts de 50 fres. (payables 
2 fres, 50 par quinzaine ou 5 fres. par mois). En 1894—1895, 
eonstruction de 5 maisons; soit 2 maisons isolees de 2 appartements 
chacune et 3 maisons contigües de 3 appartements., Ces bätiments 
logent 13 familles (64 personnes), Loyer annuel 192—298 fres. 
Dividende 5,4 %o — 290 societaires en 1899. Droit de preference 
aux societaires pour l’acquisition des immeubles. 
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140° Sociöte philanthropique immobiliöre, Vevey. — Fondee 
en 1865. Construction de 2 maisons de 3 6tages de 2 a 4 piöces 
logeant 102 personnes (en 1896). Prix de location 120 à 300 fres, 
Capital 148237 fres. Dividende 4 %/o. — Projet de construction de 
4 nouveaux bätiments, devisds chacun 45 000 fres. et devant contenir 
ehacun 8 appartements. Les travaux pour 2 bätiments doivent com- 
mencer en 1900, 

150 La Ruche, Payerne. — Fondée en 1893. Construction de 
7 maisons contiguös contenant 3 ou 4 appartements logeant 105 per- 
sonnes (en 1896). Prix de location 240 à 550 fres. Capital 140 000 
fres. Dividende 4 io. 

16° Une société est en voie de formation à Avenches. 

Il y aura un certain nombre de maisons jumelles, à 4 apparte- 
ments par maison, soit deux au rez-de-chaussde et 2 à l’6tage. 

Les appartements seront de 2 chambres, cuisine et dependances, 
Eau, jardin. 

Loyer annuel 270 fres. 

17° A Orbe, oü s’installe une fabrique de chocolat D. Peter et 
Cie de Vevey, une societ6 de construction va se fonder; maisonnette 
d’un éêtage; coft 5000 fres. 


Geneve. 


180 Association coop6rative immobiliere. — Fondée en 1867. 
Construction de 76 immeubles (1 appartement de 4 à 6 pieces par 
maison). Valeur totale en 1895 768300 fres. Loyer annuel 4 A 
500 fres. Dividende 3”o. 

190 Le Foyer. — Fondée en 1894. Construction de 33 maisons 
(1 appartement de 4 à 5 pitces). Loyer annuel 300 à 495 fres, 
Capital 250000 fres. (en 1895). Dividende 3 °'o. Location avec pro- 
messe d’achat. ' 

20° Sociöt& Geönevoise des logements hygieniques. — Fondée 
en 1892. Construction de 5 maisons de 10—15 appartements (2 ü 
5 pieces). Prix de location 192 à 620 fres. (en 1895). Construction 
d'un nouveau groupe comprenant 3 immeubles avec appartements de 
1, 2 et 3 piöces, Valeur totale 700000 fres. Dividende 4 %o. Pro- 
duit des locations en 1899 20144 fres. Frais de poursuites (1899) 
5 fres, 40 c, 

Le tableau suivant r6sumera le cöt& financier de la question des 


habitations ouvrieres: 
Schriften XCVII. — Bobnungsfrage II. 7 
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Rösultats financiers des 








Designation et date de fondation 


Patrons ou St6s industrielles pr. leurs 
ouvriers. 


Vaud. — Mermod fröres, Ste Croix . . 
Junod. et Cie, Lucenz, 1887... . 


Soeietes et partieuliers. 


Gen&ve. — Association coop6rative im- 
mobiliere 18666... 

Le Foyer.» «2. sa0 000. 
Ste gener. des logements hygieniques, 


Neuchätel. — Societe immobiliere de 
la Chaux de Fonds, 18970 . .. . 
Societe de construction, Le Locle 
DI: ra eek 

Le Foyer, Neuchätel 1895 . . . . - 
Petitpierre-Steiger . » » » 2... 
Vaud. — Soc. de construction, Lausanne 
IE a ee er 
Societe immobiliere du Jura 1875. . 
PAbeille 1898. . -. - - 0. +. 
SocieteE philanthropique immobiliere 
Vevey 1866... 

La Ruche, Payerne 1893...... 
Neuchätel. — 1899. . . 2.2... 


Maisons 
construites 


12 


75 


73 


10 


ts; 


Appartemen 
par maison 


23 


10415 


28 3* 
a: 3 
SE 
88| 
551x 
3 24 
3 u 
446 | 380 
445 | 144 
245 | 167 
5 35 
4 40 
2a4| 74 
2313| 32 
234 | — 
2441 9 
344 | 210 


Personnes 
logees 


350 
127 


102 
105 
300 


approx. 


Personnes 
par pieces 


0,92 
0,88 


1,04 


1,00 
1,30 


1,20 


1,70 
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192 à 298 — 16850 a 230001 96 200 5,4 1500 1850 1895 
120 à 300 — — 148 237 4 — — — 
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Röle des pouvoirs publics, 
(Etat ou Commune.) 


Deux villes construisent et louent des logements ouvriers. Ce 
sont Berne et Neuchätel. 


Neuchätel. 


La ville de Neuchätel a pris en mains la construction d’habita- 
tions à bon marche. 


En 1893 elle a construit 4 groupes de maisons. 

En 1896—97 12 logements. 

En 1898 24 logements. 

Total: 23 maisons, 61 logements, 

Capital: 450000 fres. Prix locatif-moyen: 370 fres. 

Revenu fixe au 5 °%o (interöt 3"/ge %o, entretien et amortissement 
1!/a %0). Prix de revient de la maison 6700—7000 fres. 

La ville de Lausanne a decide, le 23 decembre 1899, de 
construire à titre d’essai un certain nombre d’habitations à bon 
marche sur un terrain dont elle a fait l’acquisition en 1898. Une 
somme de 4800 fres. a 6t6 allouge pour les frais de concours. 1 
s’agit d’e6lever des maisons qui, dans l’idee de la municipalite, devraient 
former des groupes de maisons jumelles avec 2 appartements (cuisine 
et 3 chambres). Le prix de revient est &valu6e à 25000 fres. soit 
12500 fres. par maison de 2 appartements, 

Ensuite de concours, 4 projets ont été primes et la construction 
de ces maisonnettes va commencer. 


La ville de Genève merite une mention speciale. 


teneve, 

En 1896, à la suite d’une proposition de M. Thiebaud, actuelle- 
ment conseiller d’Etat, la Caisse d’Epargne cantonale avec garantie 
de l’Etat s’occupe actuellement de la construction de maisons ouvrières. 
Coüt de l’entreprise 2000000 fres. 

De son eöte, la Ville continue A construire avec le concours de 
’Etat (convention du 3 janvier 1896) son quartier ouvrier (avec 
maisons ä 4 6tages).. Le plan financier prevoit une depense de 
2024000 fres. 
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Nous avons deux mots A dire du syst&me de construction adopte 
dans la Suisse occidentale., 

La construction de maisons casernes parait abandonnee un peu 
partout. Nous ne la retrouvons guere qu’ä Lausanne, Geneve, Vevey. 

Partout c’est la maisonnette, le cottage qui est adopt& de pre- 
ference, Mais ce mode de construction ne peut réussir que si les 
terrains sont relativement à bon marche&. 

On a des lors adopte un systöme intermediaire, la maison jumelle, 
dont chacun des corps de bätiment luge deux ménages. C'est 1A, 
semble-t-il, la solution la plus pratique et la plus rationnelle. 


Nous devons une mention particuliere A la Societe pour "ameliora- 
tion du logement ü Genöve. 

C'est une societ6 d’&tude et de propagande qui publie chaque 
annee un Bulletin dans lequel est plaidde avec chaleur la cause si 
actuelle de l’amelioration du logement. 


Ses moyens d’action sont les suivants: 


a) Provoquer des mesures legislatives et en surveiller l’application, 

b) Elaborer des plans et devis types pour la construction de loge- 
ments ä bon marche&. 

c) Etudier la transformation d’immeubles defectueux. 

d) Provoquer la ereation de societes de construction et engager les 
particuliers à construire en leur fournissant tous les renseigne- 
ments techniques et &conomiques d&sirables, 

e) Organiser une propagande active et eréer dans la population un 
mouvement d’opinion favorable à la reforme du logement. 


Arrive au terme de notre expose qui presente bien des lacunes 
et dans lequel nous nous sommes efforc& de traiter la question des 
habitations ouvrieres dans la Suisse occidentale d’une maniere objec- 
tive, il nous sera permis d’exprimer notre avis personnel sous forme 
de conclusions: 

I. Les constatations faites ensuite des enquötes auxquelles il 
a été procede dans plusieurs villes doivent ötre 6galement verifiges 
par des inspections compl&mentaires qui seules rendront efficaces les 
travaux qui en sont résultés. 

II. Il est à desirer qu’en matiere d’enquete les villes arrötent 
des mesures uniformes qui permettent de comparer les resultats 
obtenus et d’etablir une statistique rationnelle. 
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Ill. Le röle des pouvoirs publics en matiere de construction et 
d’habitations à bon marché doit consister dans l’&laboration de lois 
sur la matiöre. Les pouvoirs publies auront à diriger, à stimuler 
l’activit6 des particuliers et des societes impuissantes par elles-mämes 
à mener à bonne fin l’@uvre de la construction d’habitations à bon 
marche. Ils ne devront pas se substituer à eux et leur faire con- 
eurrence dans le champ de l’initiative privee. Ce n’est que dans les 
cas urgents que la construction d’habitations à bon marche par l’Etat 
ou la Commune pourra s’imposer., 

IV. ID est à desirer que les habitations ouvriöres ne forment pas 
des quartiers s6pares, sortes de colonies, mais soient diss&mindes dans 
les differentes parties d'une ville. 


II. 
Die Wohnunasfrage in England. 


Don 


Rat Dr. Conrad Böhow, Bamburg. 


I. Einleitung. 


Als fi der Verein für Socialpolitit 1886 mit den Wohnungs 
verhältniffen der ärmeren KHlaffen in bdeutjchen Großſtädten befchäftigte, 
handelte es fich darum, ein Bild der bejtehenden Wohnungszuitände zu 
geben und die Aufmerkjamfeit der Volkswirte und Verwaltungsbeamten, 
ja der Öffentlichen Meinung überhaupt auf die in diefen Zuftänden 
liegenden janitären und fittlichen Gefahren hinzulenken, ferner aber, an- 
fnüpfend an die Darlegung der Urfachen, welche jene Zuſtände hervor— 
gerufen Hatten, Mittel und Wege zu ihrer Berbefferung vorzujchlagen. 

Die Aufgabe der jet vom Verein bejchloffenen neuen Unterfuchung 
über die Wohnungsfrage ift eine mwejentlich andere. Es joll eine Dar- 
jtellung der praftifchen Verſuche, welche feit den Verhandlungen im Jahre 
1886 zur Löfung der Wohnungsfrage gemacht worden find, gegeben und 
damit eine Kritit ihrer Erfolge verbunden werden. Sodann foll auf 
Grund der gemachten Erfahrungen eine Prüfung der weiterhin zu er- 
greifenden Maßregeln erfolgen. 

Auch bei der neuen Unterjuchung iſt wie bei der früheren ein Referat 
über die Wohnungsfrage in England vorgefehen. Entiprechend der ver- 
änderten Aufgabe wird der Inhalt desjelben heute anders zu gejtalten 
fein ala damald. Wenn der frühere Berichteritaiter, Herr Dr. P. F. 
Aichrott, nah Schilderung der herrſchenden Mikitände und ihrer urjäch- 
lichen Momente an der Hand der Unterfuchungen der Royal Commission 
von 1884 die weſentlichen und charakteriftiichen Züge der engkifchen 
Arbeiterwohnungs-Gefetgebung mitgeteilt und das im Anfchluß an die 
Arbeiten der Kommilfion erlaffene Gejeg, die Housing of the Working 
Classes Act, 1885, unter Hervorhebung der durch dasjelbe eingeführten 
Anderungen gegenüber den Torrens’ und Cross’ Acts beiprochen hat, 
wird e8 uns obliegen, nad) einer kurzen Überficht über die weitere Ent- 
widlung der für die Arbeiterwohnungsfrage in England in Betracht 
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fommenden Gejeßgebung, ausführlicher und mehr auf Einzelheiten ein- 
gehend den Inhalt des geltenden Rechts mitzuteilen, jodann an einzelnen 
hervorragenden Beifpielen zu zeigen, welchen Gebrauch die Kommunen 
von den gefeglichen Befugniffen gemacht haben, und welche Erfahrungen 
dabei gewonnen worden find. Auf die Beitrebungen von Arbeitgebern, 
gemeinnübigen Vereinen, Genofjenichaften, Stiftungen und Privatperjonen 
zur Verbefferung der Arbeiterwohnungszuftände, welche früher mit in den 
Kreis der Erörterungen gezogen worden, wird nur gelegentlich zurüd- 
zulommen fein, weil Veränderungen von grundfäßlicher Bedeutung hierin 
nicht vorgefommen find, auch die Überzeugung immer mehr Raum ge- 
winnt, daß bei aller Bedeutung jener Betrebungen und aller Förderung, 
welche ihnen zu teil werden jollte, doch das unmittelbare Eingreifen der 
Gemeinde» und Staatsbehörden auf Grund einer wirkfame Handhaben 
bietenden Geſetzgebung enticheidend ins Gewicht Fällt. 


I. Entwicklung der Gejeßgebung in den letzten 
15 Jahren. 


Mit Recht Hat PB. F. Aichrott in jeinem Referate hervorgehoben, 
daß geiehliche Beiugniffe zum behördlichen Einfchreiten auf dem Gebiete 
des MWohnungswejens in England ſchon dor Niederfegung der Royal 
Commission im Jahre 1884 in ausreichendem Maße vorhanden waren, 
daß aber die Lokalbehörden infolge ihrer mangelhaften Organifation nur 
einen jehr ungenügenden Gebrauch von denfelben gemacht hatten. Die 
Unterfuchungen der Kommiſſion Haben demgemäß nicht allein zu einem 
weiteren Ausbau der Wohnungsgefeßgebung, jondern auch zu Verbeſſe— 
rungen in der Organifation der Lofalen Verwaltung Anftoß gegeben. 
Und gerade die lehteren find es gewejen, welche neues’ Leben in bie 
Gelbjtverwaltungsförper gebracht haben und für die Bethätigung ins- 
bejondere der ftädtifchen Verwaltungen auf dem Gebiete der Wohnungs 
frage von weittragender Bedeutung geworden find. 

Am beiten lagen die Berhältniffe noch in den Municipaljtädten 
(boroughs), tür welche bereit3 durch die Municipal Corporation Act, 
1835 der Stadtrat als eine aus direkten Wahlen der Bürger hervor— 
gehende Gentralbehörde geichaffen war. Die Befugniffe diefer Behörde 
waren allmählich erweitert, insbejondere war durch die Public Health 
Act, 1875 der Stadtrat als Iofale Gejundheitsbehörde bejtellt worden. 
Im Jahre 1852 erhielt er wiederum einen erheblichen Zuwachs feines 
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Machtgebietes, auch) wurde das nunmehr geltende Recht in einer neuen 
Städteordnung, der Municipal Corporation Act, 1882, fodifiziert. Durch 
die Local Government Act, 1888 endlich wurden die Städte mit 
50000 und mehr Einwohnern aus den Grafichaften ausgeichieden, und 
dort dem Stadtrat zugleich die Befugniffe des Graffchaftsrates über- 
tragen. 

In der Hauptitadt dagegen, für welche die verfchiedenen Municipal 
Corporation Acts nicht gelten, jondern — abgejehen von der Eity — 
die Metropolis Management Act, 1855 die Grundlage der Verwaltungs— 
organifation bildete, lag die jtädtiiche Verwaltung bis 1888 faſt aus— 
Ichließlich in den Händen zahlreicher Eleiner Specialbehörden, deren 
ThätigfeitSbereich örtlich in der allerverfchiedenften Weiſe begrenzt war, 
jo daß die Einwohner nicht wußten, ob mehr über die zahlreichen Be- 
hörden (vestries, district boards, unions, commissioners) oder über die 
durcheinanderlaufenden Gebieteinteilungen von London zu Klagen war. 
Zwar gab es eine centrale Baubehörde, The Metropolitan Board of 
Works, welche, anfänglih nur mit dem Ausbau des Kanaljyitems und 
größeren Straßenverbefferungen betraut, allmählich auch Befugnifje auf 
dem Gebiete der Baupolizei, des Arbeiterwohnungsweſens zc. übertragen 
erhalten hatte. Die Mitglieder dieſes board wurden aber von den 
Kirchſpiels- und Diſtriktsbehörden erwählt, die ihrerjeitS wieder aus 
Wahlen hervorgingen, welche fein allgemeineres Intereſſe erregten und, 
insbejondere in den Arbeiterquartieren, aus Leuten bejtanden, welche für 
eine energifche Lofalverwaltung durchaus ungeeignet waren und zum 
großen Zeil der Verbefjerung der Wohnungsverhältniffe entgegenlaufende 
Intereſſen verfolgten. Der Metropolitan Board of Works hat deshalb 
von den ihm zuitehenden Auffichtsbefugniffen gegenüber den vestries 
und district boards auf Grund der Torrens’ Acts überhaupt feinen Ge- 
brauch gemacht, eine eigene Thätigfeit auf Grund der Cross Acts aber 
nur in beſchränktem Umfange entwidelt. 

Die Einjegung des Londoner Grafichaftsrats durch die, die Neu: 
abgrenzung der Grafichaften im allgemeinen bezwedende Local Government 
Act, 1888 bedeutete den Beginn einer neuen Epoche in der Verwaltung 
von London. Diejenigen Zeile von London, welche zu den Grafichaiten 
Middlefler, Surrey und Kent gehörten, wurden aus diefen ausgeſchieden 
und zur county of London vereinigt. Dieſer wurden al& administrative 
county of London gewifje Adminiftrativgeichäfte auch für die City of 
London übertragen, welche im übrigen wie bisher eine eigene Gratichait 
blieb. Der aus direkten Wahlen der Steuerzahler hervorgehende Londoner 
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Grafſchaftsrat befteht aus 118 councillors, welche für je drei Jahre ge- 
wählt werden, und 19 aldermen, welche, von den councillors erwählt, 
ihr Amt je ſechs Jahre zu verwalten haben. Er wurde der geleßliche 
Nachfolger des Metropolitan Board of Works und erhielt außerdem eine 
Reihe weiterer Aufgaben. Er begann alöbald eine lebhafte Thätigfeit in 
kommunalen wirtjchaftlichen Unternehmungen und auf dem Gebiete ſtädti— 
ſcher Wohlfahrtspflege zu entfalten und gewann jehr bald die allgemeine 
Anteilnahme an feiner Wirkſamkeit und an den einer Rieſenſtadt, wie 
London, täglich erwachjenden neuen Aufgaben. 

Die Sanitätspolizei in London ift auch nach Errichtung des Graf- 
ichaftsrats den Behörden der KHirchipiele und der aus der Bereinigung 
Eleinerer Kirchſpiele gebildeten Diftrifte verblieben. Es fommen für die- 
jelbe 30 vestries und 12 distriet boards, außerdem für die Gity Die 
Commissioners of Sewers in Betracht. Mit den anderen Graiſchafts— 
räten erhielt der Londoner jedoch das Recht, einen oder mehrere eigene 
medical officers of health anzuftellen. Auch wurden die medical officers 
of health der Sanitätsbezirke gejeßlich verpflichtet, von ihren periodifchen 
Berichten an den Local Government Board dem Grafſchaftsrat eine Ab- 
Ichrift zuguftellen. Der leßtere erlangte auf diefe Weife wenigſtens amt— 
liche Kenntnis von den ſanitären Verhältniffen und konnte höheren Orts 
Boritellungen erheben, wenn die Vorjchriften der Public Health Acts in 
ungenügender Weife zur Durchtührung gebracht wurden. 

Da außerdem die Hälfte des Gehaltes der medical officers in den 
Sanitätöbezirfen der Xofalbehörde von der Graffchaft zu vergüten ijt, 
und Bereinbarungen getroffen werden dürfen, nach welchen umgekehrt 
gegen eine von den lofalen Sanitätsbehörden zu zahlende Vergütung 
die von den Grafſchaftsräten angejftellten medical officers of health den 
Dienſt in den Bezirken übernehmen, jo war dem Londoner Grafſchaftsrat 
auch auf dem Gebiete der Sanitätspolizei ein wachjender Einfluß ge- 
fichert, zumal die finanzielle Mithilfe der Grafichaft zur Vorausſetzung 
hat, daß die lokalen medical officers nur mit Genehmigung der Graf- 
Ichaft entlaffen werden können, die Auffichtsbeamten demgemäß in ihren 
wichtigen Amtern von den fleinen Zofalbehörden unabhängiger wurden. 

Nah einer Mitteilung von G. Laurence Gomme! wurden für 
öffentliche Gejundheitspflege in London verausgabt durch: 





' Local Taxation in London. Vgl. Journal of the Royal Statistical Society. 
Sept. 1898. 
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London county couneil . » » . £ 20696 
City of London Corporation . . „ 13201 
City Commissioners of Sewers. . „ 7947 
Vestries and district bards . . „808310 
OVHSOBEE, u ee 110 


Zufammen £ 122264. 


Endlich erhielten 1888 die Graffchaftsräte allgemein, wie fchon 
früher die Stadträte in den boroughs, das Recht, für ihren Bezirk und 
innerhalb ihres Gejchäftskreifes Verordnungen unter Androhung von 
Gelditrafen bis zu 5 £ zu erlafien. 

Weniger wichtig für London als für die Provinzen war noch die 
Local Government Act, 1894, nach welcher diejenigen ftädtifchen Sanitäts- 
bezirke, welche feine boroughs find, die Bezeichnung county distriets und 
die betreffenden Sanitätsbehörden die Bezeichnung district couneils zu 
führen haben, und nach welcher alle ex officio- Mitglieder diejer Behörden 
in Wegfall famen (sect. 23). Alle couneillors gehen ſeitdem aus all- 
gemeinen Wahlen hervor und werden auf drei Jahre gewählt. 


An der Jahrhundertwende ift die Reorganifation der Londoner 
Stadtverwaltung zum Abſchluß gelangt. Nach der Local Government 
Act, 1899, wird die county of London, alfo mit Ausnahme der City, 
in 28 Metropolitan Boroughs geteilt, welche durch mayor, aldermen und 
councillors verwaltet werden. Die Zahl der Korporationsmitglieder darf 
70 nicht überfteigen, davon werden direkt ala couneillors gewählt, 
!/z find aldermen. Der Graffchaftsrat tritt einzelne Befugniſſe an die 
neuen ftädtiichen Behörden ab, andere dürfen von dieſen konkurrierend 
mit dem Graffchaftsrat ausgeübt werden. 

Die Hoffnung, welche der Londoner Graffchaftsrat wohl einige 
Zeit gehegt Hat, die jtädtiiche Verwaltung in einem ähnlichen Um- 
fange wie die Stadträte in den Municipaljtädten bei fich zu ver- 
einigen, ift hiermit endgültig zeritört. Im der That dürfte London 
auch hierfür zu groß fein. Um jo notwendiger ift e& mun aber, daB 
die Diftrikte nach ihrer Erhebung zu jelbjtändigen boroughs bald alle 
Aufgaben, welche nicht als ganz London gemeinfam dem Grafichaitsrat 
überwieſen find, einheitlich durch ihre Stadtvertretungen behandeln. Es 
ift eine recht bedeutfame und vielfeitige Thätigkeit, zu welcher dieje Ver— 
tretungen aladann berufen find, umd es ift nicht zu bezweifeln, daß 
Männer mit weitem Blick und ohne engherzige Intereffen fich finden 
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werden, welche ihre Kraft in den neuen Amtern den Gemeinden zu 
widmen bereit find. 


Die vorjtehend furz erwähnten organifatoriichen Änderungen in der 
engliichen Städteverwaltung find, wie bemerkt, für die Leiftungen auf dem 
Gebiete der Sanitätd- und Baupolizei, ſowie des Arbeiterwohnungs- 
weſens in den legten 15 Jahren von erheblicher Bedeutung gewelen, 
weil fie die Vorausjegung Für eine emergifchere Handhabung der be- 
ftehenden gejeglichen Vorichriften bildeten. Diefe Vorfchriften ſelbſt find 
aber zugleich nach verschiedenen Richtungen ergänzt und verbefjert 
worden. 

Durch die Public Health Acts Amendment Act, 1890 wurde die 
den ſtädtiſchen Sanitätsbehörden durch sect. 157 der Act von 1875 ge- 
gebene Befugnis zum Erlaß baupolizeilicher Beftimmungen erweitert. 
Insbeſondere duriten hiernach in den Ortsftatuten (bye-laws) auch Bor- 
ichriften über die Höhe der zum Wohnen von Menjchen bejtimmten 
Räume getroffen werden. 

Im Jahre 1891 erhielt London jein eigenes Geſetz über die öffent- 
liche Gefundheitöpflege, die Public Health London Act, 1891. Die für 
England und Wales mit Ausnahme von London geltenden Bejtim- 
mungen der Public Health Act, 1875, wurden hierdurch vielfach wort- 
getreu, in manchen Punften aber auch mit nicht unmefentlichen Ver— 
Ihärfungen auf London übertragen. 

Das für die Behandlung der Wohnungsirage wichtigite englische 
Gele in den letzten 15 Jahren ift die Housing of the Working Classes 
Act, 1890. P. 5. Alchrott Hat ſchon hervorgehoben, daß das nad) 
Abjchluß der Arbeiten der Royal Commission im Jahre 1885 erlaffene 
Arbeiterwohnungsgeſetz lediglich eine Abjchlagszahlung geweien ift. Im 
Yahre 1890 wurde nicht allein das geltende, vorzugäweije in den jog. 
Torrens’ und Cross’ Acts niedergelegte Recht fodifiziert, jondern es er- 
folgte zugleich eine Weiterbildung desjelben, insbefondere nad) der pofi- 
tiven Seite, der Errichtung von Arbeiterwohnungen durch die Gemeinden 
oder mit Unterftüßung derielben. 

Neuerdings (1900) find die ftädtifchen Gemeinden gejeglich beiugt 
worden, auch außerhalb des MWeichbildes Land zur Errichtung von 
Arbeiterwohnungen zu erwerben. Endlich ermächtigte die Small 
Dwellings Acquisition Act, 1899 die Ortsbehörden, an Eingejefjene 
Geld zur Erwerbung von Häufern auszuleihen, deren Marktwert im 
einzelnen Falle 400 £ nicht überfteigen darf. 
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II. Das geltende Recht. 


Die engliiche Wohnungsgejeggebung ift vornehmlich und zunächit 
von fanitätspolizeilichen Erwägungen ausgegangen. Bei dem ſyſte— 
matifchen Überblick, welchen wir verfuchen wollen, beginnen wir deshalb 
mit den BVorfchriften, welche bezweden, daß gefunde Wohnungen gebaut, 
daß die Wohnungen in gutem Zuftande erhalten und nicht in gefund- 
heitäwidriger Weiſe benugt, und daß ungelunde Wohnungen fernerhin 
nicht benußt bezw. geräumt werden. Im Anichluß bieran haben wir 
jodann die Maßregeln zu betrachten, welche darauf abzielen, daß an 
Stelle der bejeitigten ungefunden Wohnungen befjere Wohnungen für 
die arbeitenden Klaſſen errichtet werden. Endlich ift der gejeglichen Vor— 
jchriften Erwähnung zu thun, welche die Erbauung Heiner Wohnungen 
auf bisher anderweitig verwendeten Grundſtücken zu fördern beſtimmt find. 


A. Baupolizeilide Beſtimmungen. 


Bei den Janitären Beitimmungen Handelt es fich zunächſt um die 
Grundlagen für die Handhabung der Baupolizei. In der Public Health 
Act, 1875 und in der Amendment Act, 1890 find für England und 
Wales mit Ausnahme von London nur wenige baupolizeiliche Beſtim— 
mungen enthalten. 

Den ftädtifchen Sanitätsbehörden wird das Recht gewährt, eine Baus 
flucht feftzuftellen für den Wiederaufbau von Häufern, welche gänzlich oder 
an der Front niedergelegt worden find. Dem Eigentümer oder dem am 
Haufe unmittelbar $ntereffierten ift Entichädigung zu gewähren für den 
Schaden, welcher ihm aus dem Bor- oder Zurüdrüden erwächſt. Ferner 
dürfen ohne jchriftliche Genehmigung der Behörde an feiner Seite eines 
Haufe An» oder Ausbauten vorgenommen werden. 

Gebäude dürfen nicht auf einem mit ungeſundem Material auf- 
gehöhtem Grunde errichtet werden. Jeder Neubau ift an das öffentliche 
Siel anzuschließen. Wenn ein jolches in einer Entfernung von 100 Fuß 
nicht vorhanden ift, find die Abwähler in eine gemäß den behördlichen 
Anordnungen einzurichtende Grube zu leiten. Letztere darf nicht unter 
einem Haufe liegen. Die Leitungen müſſen nach Weite, Material, Höhen 
(age und Gefälle den Anforderungen entiprechen, welche die Sanitäts- 
behörde im einzelnen alle auf Grund des Berichtes ihres surveyors 
(Angenieurs) ftellt. Jedes neue Haus muß ein genügendes Wafjerklofett, 
Erdkloſett oder einen Abtritt haben, ebenjo einen mit Thüren und Be: 


dachung verfehenen Ajchefajten. Al Neubau im Sinne des Ge- 
Schriften XCYII. — Wohnungsfrage II. 8 
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ſetzes gilt auch dasjenige Haus, welches an die Stelle eines bis zum 
Erdgeſchoß abgeriffenen Gebäudes errichtet wird, ferner die Umwandlung 
eines urjprünglich nicht zum Bewohnen erbauten Gebäudes in ein Wohn- 
haus und die Umwandlung eines Ginzelwohnhaujes in ein 
Haus für mehrere Wohnparteien, 

Am wejentlichen haben die Geſetze die Baupolizei den Gemeinden 
überlaffen. Jede ftädtiiche Behörde kann bye-laws machen in Bezug auf 
folgende Materien: 

1. das Niveau, die Breite und Bauart neuer Straßen, jowie die 
GEntwäfjerung derjelben; 

2. den Bau der Wände, das Fundament, die Bedahung und Die 
Schorniteine neuer Gebäude (im ficherheitd-, jeuer- und gejundheits- 
polizeilichen Intereſſe); 

3. den freien Raum um die Gebäude; 

4. die Entwäfjerung der Gebäude, die Anlage von Wafjerklojetts und 
Aborten und das Schließen von Gebäuden und Gebäubdeteilen, 
welche zum Wohnen von Menjchen ungeeignet find, und die Ver- 
hinderung ſolchen Bewohnens; 

5. die Einrichtungen für ausreichende KHlojettfpülung ; 

6. die Fußböden, Feuerherde und Treppen, jowie die Höhe der Wohn- 
räume; 

7. das Pflaftern von Höfen und offenen Pläßen in Verbindung mit 
Mohnhäufern ; 

8. die in Verbindung mit der Auslegung neuer Straßen einzu- 
richtenden Nebenzugänge zur Fortihaffung des Hausunrats. 


Den Vorſchriften zu 4 und 5 kann unbejchränft rückwirkende Kraft 
gegeben werden, den ſonſtigen Vorſchriften aber für diejenigen Gebäude, 
welche errichtet wurden, nachdem die Local Government Acts, nämlich 
die Public Health Act, 1848, Local Government Acts, 1858, 1861, 
1863 an dem betreffende Orte in Sraft getreten waren. 

Die Sanitätsbehörden fünnen, um die Befolgung der don ihnen 
erlaffenen baupolizeilichen Anordnungen zu fontrollieren, die Einreichung 
der Baupläne vorjchreiben. Auch find die erforderlichen Strafbeitim- 
mungen und Zwangsbefugniſſe gegeben. 


Als Mufter einer neueren engliichen Bauordnung teilen wir die 
wejentlihen Bauporfchriiten für Mancheſter mit, welche zu den 
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weitgehendjten in England gehören. Sie ſtammen urfprünglih aus 
dem Jahre 1890, find aber 1894 revidiert. 

Die Breite von Geitenftraßen wird auf wenigitens 36 Fuß 
feſtgeſetzt. Gänge zur Wegichaffung der Fäkalien und des Hausunrats 
müſſen wenigftens 9 Fuß breit fein und unmittelbar mit einer Straße 
in Verbindung jtehen. Diele Gänge follen nicht länger ala 100 Yards 
fein, ohne mit einer anderen Straße oder einem anderen Gange in Ber: 
bindung zu jtehen. 

An der Hinterjeite jedes neuen Wohnhaufes muß ein freier 
Raum von wenigftend 150 Quadratfuß bleiben, die Ziefe desjelben darf 
nicht weniger ala 10 Fuß betragen. Wenn die Höhe eines MWohn- 
haufes beträgt 

15 Fuß, ift eine Tiefe erforderlich von 15 Fuß 

BE ——— 208, 

35 — „25 
Höfe und zu Wohnhaujern gehörige offene Räume müfjen gepflajtert jein 
und einen guten Wafjerabfluß haben. Um die Lüftung zu fichern, muß 
eine genügende Zahl von Fenftern in den Außenmauern vorhanden fein. 
Feder Wohnraum muß wenigjtens ein Fenſter haben, welches fich direkt 
in den freien Luftraum öffnet, und der Inhalt der gefamten Fenfterfläche, 
im Lichten gemefjen, muß gleich Yıo der Grundfläche des Zimmers fein. 
Fenfter müſſen jo fonftruiert fein, daß fie wenigftens zur Hälfte geöffnet 
werden fünnen. Die Öffnung muß in jedem Fall bis an den oberen 
Fenſterrand gehen. In Zimmern ohne Feuerſtelle wird zur Ventilation 
eine Öffnung oder ein Luftſchacht nahe der Dede von 1 Quadratzoll im 
Lichten auf je 60 Kubikfuß des eingeichloffenen Raumes gefordert. 

Die Höhe der Wohnräume, welche nicht ald Schlafräume oder 
Küchen gebraucht werden, ift auf 9 Fuß beftimmt. Dies ift auch die 
Minimalhöhe für Schlafräume im Haufe, mit Ausnahme de Dach— 
geſchoſſes. Schlafräume im Dachgeſchoß müfjen überall mindeftens 5 Fuß, 
zu zwei Dritteln der Grundfläche aber wenigſtens 9 Fuß bod fein. 
8 Fuß ift die Minimalhöhe für Küchen. 

Neue Gebäude dürfen nicht auf verunreinigtem Terrain gebaut 
werden, bevor das bedenkliche Material ausgegraben und weggeſchafft ift. 
Mo das Terrain Zeihen von Tyeuchtigfeit zeigt, muß der Untergrund 
wirkſam drainiert und die Grundfläche ſorgfältig asphaltiert oder mit 
Gement oder Konkret wenigſtens 6 Zoll did bededt werden. Im unterjten 
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Geſchoſſe von Wohnhäufern, bei denen die Grundfläche mit Asphalt oder 
Konkret bededt worden ift, muß ein Ventilationsraum von 3 Zoll Höhe 
unter den Dielen angebracht werden, bei anderen Wohnhäufern muß der 
Bentilationsraum 6 Zoll hoch fein. 

Keller von Wohnhäufern müfjen jtet3 mit hartem Material ge- 
pflajtert fein, undurchdringlich für Feuchtigkeit und mit einem genügenden 
Bett von gutem Gementkontret belegt fein 2. Der Fußboden muß auch 
ſchräg abfallen zu einem Kanal, welcher zu einem Wafjereinfall außer: 
halb der Häufer führt, jo daß überfließendes Waſſer wirkſam abgeführt 
werden fann. Das unterfte Geichoß neuer Gebäude muß entiprechend hoch 
über dem Siel liegen, um die Konftruftion eines genügenden Abzuges für 
die Entwäfjerung ſolcher Gebäude zu gejtatten und um die erforderliche 
Verbindung mit dem Kanal herzustellen, in welchen jolcher Abzug ent- 
leeren kann. Genaue Borichriiten über die Einrichtung und Ventilation 
der Abzüge werden getroffen. 

Wajler- oder Erdkloſetts müflen jo fonjtruiert werden, daß 
eine der Seiten an einer äußeren Wand liegt. Wenn fie innerhalb der 
Gebäude liegen, müſſen fie mit einem Fenſter verjehen fein, welches nicht 
tleiner ala 2 X 1 Fuß fein darf, und welches fich direft in die freie Luft 
öffnet. Es müfjen auch ein oder mehr Luftiteine in die äußere Wand ein- 
gebaut fein, oder es muß ein jpecieller Luftichacht permanente Bentilation 
liefern. Waſſerkloſetts müſſen einen Spülapparat von genügendem Um— 
fange und eine, von derjenigen für den häuslichen Gebrauch getrennte 
MWaflerverforgung haben. Der Eigentümer von Wohngelaſſen ift verpflichtet, 
genügend Wafler zur Kloſettſpülung zu liefern. Der Mieter hat darauf 
zu jehen, daß der Waflerzufluß offen ift. Dies gilt für alle Häuſer, 
gleichgültig, wann fie gebaut find. Erdkloſetts müſſen bewegliche Gefäße 
haben, bededt fein, damit nicht Regenwafjer ꝛc. hinein kann, und mit 
einem Apparat verjehen fein, um trodene Erde oder anderes geruchlos 
machendes Material in genügender Menge zuzuführen. 

Wo Abtritte beitehen, jollen fie nicht innerhalb 6 Fuß vom Wohn: 
hauſe oder 100 Fuß von Zrinf- oder Hauswaſſer ftehen. 

Jedermann, welcher ein Gebäude zu errichten beabfichtigt, muß der 
Behörde Anzeige machen. Diefelbe ift an den city surveyor zu richten. 
Zugleich müſſen vollftändige Pläne eingereicht werden, im Maßitabe von 
1 Zoll auf 8 Fuß, welche die Lage, Geftalt und Maße der verjchiedenen 
Teile eines folchen Gebäudes zeigen und ob es als Wohnhaus oder 
ander® gebraucht werden joll. Dem surveyor muß auch eine fchrütliche 
Beichreibung der zu verwendenden Materialien und der beabfichtigten 
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Art der Entwäflerung und der Waflerverforgung geliefert werden. End— 
lich muß ein Überfichtsplan eingereicht werden, im Maßſtab von 1 Zoll 
auf 44 Fuß, welcher die Gebäude zc. auf den unmittelbar benach- 
barten Grundftüden, die Breite und das Niveau der angrenzenden 
Straßen und Gänge, auch das Niveau des niedrigften Flurs und des 
Hofes zeigt. Die Linien der Abzüge, zufammen mit Größe, Tiefe und 
Steigung der Abzüge, ebenjo die Detaild der Lüftung müſſen erfenn- 
bar fein. 

Mindeitens 24 Stunden, bevor Kanäle, Abzüge oder die Grund: 
mauern der Gebäude bededt werden, muß dem surveyor eine Anzeige 
hiervon gemacht werden. Im Bau begriffene Gebäude müflen jederzeit 
der Befichtigung offen ftehen. Nach Beendigung des Baues muß auch 
hiervon jchriftlich Anzeige gemacht werden. Der surveyor bat alsdann 
das Recht, während eines Zeitraumes von fieben Tagen das Haus zu 
befichtigen. Bevor ein Wohnhaus vermietet oder bezogen wird, muß 
durch die befonders Hierzu beftellten Beamten bejcheinigt werden, daß es 
in jeder Beziehung geeignet zum Bewohnen ilt. 

Übertretungen der Borichriften werden mit Strafen von 5 £ 
geahndet. Außerdem können Strafen von 2 £ für jeden Tag der Fort— 
fegung der Zumiderhandlung angedroht und eingezogen werden. Die 
Friedengrichter können diefe Strafen nach Umftänden ermäßigen. Arbeiten, 
welche gegen die Vorjchriften ausgeführt find, müſſen abgeändert, ab- 
gebrochen oder bejeitigt werden, wenn nicht innerhalb einer geitellten 
Frift die Abweichungen gerechtfertigt werden. 


An Xondon bejtehen jegt nach dem London Building Act, 1894 
ähnliche Vorſchriften. Bis dahin waren die baupolizeilichen Beſtim— 
mungen der Hauptjtadt durchaus ungenügend, um eine übermäßige Aus— 
nußung des rundes und die Verbauung von Licht und Luft zu ver— 
hindern. Es ijt ausgerechnet worden, daß 82 %0 der Fläche mit Gebäuden 
bejegt werden fonnten und eine Bevölferungsdichtigfeit von 1560 per 
acre zuläffig gewejen wäre, wovon 40 %o in nach den neueren Geſetzen 
ala unbewohnbar zu erachtenden Wohnungen gewohnt Hätten. 

Ein Geje von 1855 verlangte für den Fall, dat nicht alle Räume 
eines Wohnhaufes Licht und Luft von der Straße oder einem Gange 
erhielten, hinter dem Haufe oder an der Seite einen ausfchließlich zum 
Haufe gehörigen Hofraum von 100 Quadratfuß. Die Höhe oder Breite 
der Wohnhäufer fam dabei nicht in Betracht. 

Im Jahre 1862 wurde beftimmt, daß ohne fchriftliche Genehmigung 
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des Board of Works an einer Straße von weniger al® 50 Fuß Breite 
fein Wohngebäude errichtet werden durfte, deſſen Höhe die Breite zwifchen 
den beiden Häuferfronten der Straße überftieg. Für die Abmeffung der 
offenen Räume an der Hinterjeite der Häufer wurde erft 1882, und zwar 
auch nur für Häufer an neu angelegten Straßen bejtimmt, daß der offene 
Hinterraum mindeftens zu betragen hätte bei einer Front von 
weniger ala 15 Fuß 150 Quadratfuß, 
2580 200 „ 
"30 „800 i 
über 30 „ 450 r 
Auf diefen Räumen, welche fich über die ganze Breite des Haufes aus- 
zudehnen hatten, follten Gebäude, welche höher als die Dede des Erd— 
geichoffes des VBorderhaufes waren, unzuläffig fein. 

Das Gejeß von 1894 fordert für meu zu errichtende Gebäude, welche 
ein Kellergeſchoß erhalten jollen, Hinter dem Haufe und ausschließlich zu 
ihm gehörig, einen von Gebäuden jeder Art frei zu laffenden Raum von 
100 Quabratfuß. Gebäude, welche an einer Straße errichtet werden, die 
nah dem Inkrafttreten des Geſetzes angelegt wird, müſſen hinten einen 
offenen Raum von mindeitens 150 Quadratfuß Haben, der fich über die 
ganze Breite des Haufes erftredt und überall mindejtens 10 Fuß tief 
iſt. Wenn für Beleuchtung und Bentilation des Kellergefchoffes die oben 
genannten 100 Quadratfuß vorhanden find, oder wenn fein Kellergefchoß 
gebaut und das Erdgeichoß nicht zum Bewohnen beitimmt und eingerichtet 
ist, braucht der Raum von 150 Quadratfuß erit in der Höhe der Dede 
des Grdgeichofjes oder 16 Fuß über dem angrenzenden Pflafter zu be- 
ginnen. 

Die Höhe der Wohngebäude darf die Doppelte Tiefe deg 
offenen Raumes Hinter dem Gebäude nicht überfteigen. 
Bei Wohngebäuden an einer Straße, welche vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes angelegt ift, darf der Teil des Haufe, welcher 16 Fuß über 
dem Pflajter Liegt, dieſe doppelte Ziefe nicht überfteigen, an folchen 
Straßen darf alſo bei einem gleich tiefen Hofe 16 Fuß höher gebaut 
werden, ferner werden bei Gebäuden an ſolchen Straßen die geforderten 
Ausmeflungen des Hofes (150 Quadratfuß, ganze Breite des Haufes, 
10 Fuß tief) erſt in der Dedenhöhe des Erdgeichoffes oder 16 Fuß über 
dem Pflaiter verlangt, fünnen alfo niedrige Nebengebäude auf dem Hof— 
plaß stehen, auch wenn das Vordergebäude Wohnräume im Seller oder 
Erdgeſchoß hat, — Gebäude mit Wohnungen für die arbeitenden Klaffen 
fallen indes nicht unter diefe Ausnahmebeftimmungen, ſoweit es fi um 
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die Höhe derjelben Handelt. Specielle Beftimmungen geftatten die 
MWiedererrihtung don Wohngebäuden an Stelle von Wohngebäuden, 
welche vor Erlaß des neuen Geſetzes mit fleineren Höfen errichtet waren, 
wenn fie nicht mehr Grundfläche als die früheren Gebäude einnehmen. 

Für Häufer mit Arbeiterwohnungen, welche nicht an eine Straße 
grenzen (alfo auf Hinterplägen), müſſen dem Grafichaftsrat Pläne vor- 
gelegt werden, aus welchen die Ausdehnung und die Höhe der Gebäude 
und ihre Lage zu anderen Gebäuden erfichtlich ift. Der Rat fann die 
Errichtung der Häufer unterfagen, wenn ein genügender Zutritt von 
Licht und Luft nicht gefichert ift, eventuell diefelbe von Bedingungen ab- 
hängig machen. Indes darf nicht mehr offener Raum gefordert werden 
als für Häufer, welche an vor dem Gejek angelegten Straßen gebaut 
werden, vorgejchrieben tft. 

Die Beitimmung des früheren Geſetzes, nach welcher an einer nad) 
dem 7. Auguft 1862 angelegten Straße von weniger als 50 Fuß Breite 
fein Gebäude errichtet werden durfte, welches höher war als die Straße 
zwijchen den beiden Häuferfronten, ift erhalten geblieben und in gewiſſer 
Beziehung noch erweitert worden. Hierauf einzugehen würde zu weit 
führen; ebenjo fünnen die Beitimmungen über Wohnungen an Lichthöfen 
und aneineinder grenzenden Höfen zweier Häufer, jowie die Vorſchriften 
zur Beleuchtung und Bentilierung der Treppenhäufer in Mietshäufern 
hier nicht erörtert werden. Wir wollen nur noch erwähnen, daß Wohn- 
räume 8 Fuß 6 Zoll hoch fein müfjen. Liegen fie im Dachgeichoß, jo 
muß dieje Höhe, wenigitens für die Hälfte der Grundfläche des Zimmers 
bejtehen. Jeder Wohnraum muß ein oder mehrere Fenſter haben, welche 
unmittelbar in den äußeren Luftraum gehen oder in eine conservatory, 
und zufammen eine lichte Fläche von wenigjten® "/ıo der Grundfläche 
haben. In den Fenftern muß fich eine Fläche öffnen laffen, die minde- 
jten® "so der Zimmerfläche ausmacht und die mindejtens auf eine Höhe 
von 7 Fuß über dem Fußboden Hinaufreichen muß. Specielle Anforde- 
rungen werden gejtellt in Bezug auf Beleuchtung und Bentilation von 
Zimmern, die an feiner Außenwand oder ganz bezw. zum Zeil im Dach— 
geichoß Liegen. 

Um Landeigentümern, welche Flächen freilegen und Straßen neu 
anlegen wollen, Erleichterungen zu gewähren, bat der Grafichaftsrat die 
gejegliche Befugnis erhalten, die Vorfchriften des Geſetzes in Bezug auf 
offene Räume und Breite der Straßen abzuſchwächen oder zu modifizieren, 
wenn er dies für wünjchenswert hält. 
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B. Wohnungspflege. 

Das wichtigite, in Deutichland leider erſt in wenigen Städten zur 
Anwendung gelangte Mittel, um den aus jchlechten Wohnungsverhält- 
niffen entjtehenden fanitären Gefahren entgegenzutreten, ift die regel- 
mäßige Überwachung fämtlicher Wohnungen durch Hierzu beftellte be- 
fondere Organe, die Jogenannte Wohnungspflege. In der muljter- 
haiten Organifation und verftändigen Handhabung diefer Überwachung 
haben wir die bedeutjamfte Seite der englischen Wohnungsfürjorge zu 
erbliden. 

Die Sektion 189 der Public Health Act, 1875 verpflichtet jede 
jtädtifche Sanitätöbehörde einen medical officer of health, einen surveyor 
und einen inspector of nuisances, fowie die zur wirffamen Durchführung 
des Geſetzes erforderlichen Hilfsbeamten anzujtellen. In Eleineren Ge- 
meinden fönnen medical officer of health und inspector of nuisances 
oder inspector of nuisances und surveyor dieſelbe Perſon fein. Der 
medical officer of health muß al& praftifcher Arzt approbiert fein. In 
London muß er ferner eine Prüfung in der öffentlichen Gejundheitäpflege 
abgelegt haben oder während dreier aufeinanderfolgender Jahre jchon in 
einem anderen Diftrilte von London oder in einem fonftigen Sanitäts— 
diftrift mit nicht weniger als 20000 Einwohnern als jolcher fungiert 
haben oder wenigitens drei Jahre medical officer oder inspector des 
Local Government Board, der minijteriellen Inftanz, gewejen fein. Die 
jelben jtrengeren Anforderungen find gejeglih an die von den Graf- 
ichaften anzujtellenden medical officers zu ftellen, auch die größeren Ge- 
meinden dürften für ihre Lofalen medical officers nur in feltenen Fällen 
hiervon abjehen. 

Unter dem medical officer der Lofalbehörde und feinen eventuellen 
Aſſiſtenten, welche gleichfalls Arzte find, jtehen die sanitary inspectors 
(Gejundheitsauffeher). Als folcher kann in London nur angeitellt 
werden, wer fich durch eine Prüfung als geeignet gezeigt hat, oder wer 
während dreier aufeinanderfolgender Jahre als sanitary inspector oder 
inspector of nuisances in einem Londoner Diftrift oder in einem anderen 
ſtädtiſchen Sanitätsbezirt mit nicht weniger als 20000 Einwohnern 
fungiert hat. 

Die Überwachung der Wohnungen hat eine doppelte Aufgabe. Sie 
ſoll verhindern, daß durch Vernachläffigung der baulichen Einrichtungen 
oder durch eine bejtimmungswidrige Benutzung der Wohnungen Übel- 
jtände und Gefahren entjtehen, und veranlaflen, daß, wo fie beitehen, 
jolche bejeitigt und eventuell ungefunde Wohnungen geräumt werden. 
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MWenn wir zur Betrachtung der Handhaben übergehen, welche die 
Public Health Acts den Gejundheitsbeamten und Behörden zur Erfüllung 
diefer Aufgaben bieten, jo ift zunächjt der Vorſchrift in sect. 46 zu ge: 
denken, welche geitattet, ein gewiſſes Maß von Reinlichkeit zu erzwingen. 

Wo nad Ausfage des medical officer of health oder zweier Ärzte 
ein Haus oder ein Teil eines folchen jo ſchmutzig ift, daß hierdurch die 
Gefundheit einer Perſon gefährdet werden kann, ift der Gigentümer 
oder Bewohner bei Androhung einer Strafe von 10 sh. für jeden Tag 
der Unterlaffung anzubalten, die in Betracht fommenden Räume weißen, 
ausfehren oder reinigen zu laſſen. Eventuell hat folches die Behörde 
auf Koſten des Verpflichteten vorzunehmen. 

Es kommen ferner die Vorjchriften in Betracht über Entwäfjerung 
und Bewäflerung der Grundftüde, Nuisances, Kellerwohnungen, Miets— 
häuſer und Logierhäujer. 

Aus den mitgeteilten baupolizeilichen Bejtimmungen war ſchon zu 
erfehen, daß die englifchen Behörden den Entwäfjerungsanlagen 
eine bejondere Aufmerkſamkeit zuzumwenden haben. Dies galt nicht allein 
für die Heritellimg, jondern auch für die Unterhaltung der Anlagen. 

MWird der Behörde angezeigt, daß irgendwo in ihrem Dijtrikte ein 
Mafjerabfluß, Kloſett, Abtritt, Aſchekaſten zc. nicht in Ordnung ift, fo 
bat fie eine Unterfuchung durch ihre Beamten einzuleiten, welche dabei 
auch Aufgrabungen können vornehmen laflen. Findet fich nichts Ord— 
nung3widriges, jo trägt die Behörde die Koſten und erjeßt fie etwaigen 
Schaden, andernfalls hat der Eigentümer die erforderlichen Reparaturen 
bei einer Strafe von 10 sh. pro Tag unverzüglich heritellen zu lafjen. 

Wer überflüffiges oder jtagnierendes Waſſer im Seller oder ſonſt 
im Haufe läßt 24 Stunden, nachdem er zur Beſeitigung aufgefordert 
ift, ebenfo wer ein Klojett, einen Abtritt oder eine Schwindgrube über; 
fließen läßt, verfällt in eine Gelditraie biß zu 40 sh. und in eine 
weitere Strafe von 5 sh. für jeden Tag, an welchem der unzuläffige Zu- 
ftand fortdauert. Auch kann die Behörde auf feine Kojten einfchreiten. 

Die Wafjerverjorgung anlangend, jo ermächtigt Art. 62 der 
Public Health Act, 1875 die lofale Gejundheitsbehörde, den zwangs— 
weifen Anjchluß eines Hauſes an die Waflerleitung anzuordnen, wenn 
das Waſſer mit einem Koftenaufwande geliefert werden fann, der die 
MWaflerjteuer in dem Dijtrift nicht überfteigt bezw. da, wo eine Jolche 
nicht bejteht, für 2 pence pro Woche oder für einen anderen, auf Ans 
trag der Behörde von dem Local Government Board genehmigten Preis. 
Eventuell beichafft die Behörde den Anſchluß, fontrahiert zu dem Zwede 
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mit einer Waſſergeſellſchaft ihres Bezirks und zieht die Waſſer— 
beiträge ein. 

In London iſt jedes bewohnte Haus ohne eigene und genügende 
Waſſerverſorgung als eine „nuisance“, und wenn es ſich um ein Wohn— 
haus Handelt, als „unfit for human habitation“ zu behandeln. 

Die weientlichite Aufgabe der lokalen Sanitätöbehörden und ihrer 
Beamten ift es, darauf zu achten, daß in ihrem Bezirke keinerlei 
„nuisances* beftehen und, wo fie jolche entdeden oder wenn ihnen 
folche gemeldet werden, deren Befeitigung zu veranlafien. Das Geſetz 
giebt feine Definition des Begriffes „nuisance*, es verjteht bierunter 
aber, wie die im Gelege enthaltene Aufzählung erfennen läßt, ſowohl 
die mangelhafte bauliche Unterhaltung eines Haufes als die ungenügende 
Reinigung von Pfühen, Gruben, Goſſen, Abtritten, Piſſoirs, Aſche- 
fälten ıc., die gejundheitswidrige Haltung von Tieren in Wohnungen, 
die mangelhafte Reinhaltung und Bentilation von Fabriken, Werkftätten 
und Arbeitsräumen, welche nicht unter die Fabrik» und Werkftättengejeße 
fallen, und die ungenügende Rauchverzehrung in gewerblichen Betrieben. 
Es betrachtet ferner, und das iſt bejonders hervorzuheben, ala eine 
nuisance jedes Haus oder jeden Zeil eines Haufes, das jo mit Menjchen 
überfüllt ift, daß Gejundheitsgetahren oder »Schäden für die Einwohner 
entjtehen, mögen fie Mitglieder derjelben Familie fein oder nicht, und 
jeden Arbeitsraum, der bei der Arbeit in gefundheitsgelährlicher oder 
sIchädlicher Weile mit Arbeitern überfüllt ift. 

Den Beamten steht, jobald es fih um die Berfolgung einer 
nuisance handelt, und bis die Bejeitigung einer fejtgejtellten nuisance 
erfolgt ift, der Zutritt zu dem betreffenden Grundftüde jederzeit zwiſchen 
9 Uhr vormittag® und 6 Uhr nachmittags offen. Unverdächtige Häufer 
dürfen fie nicht betreten, e8 Jei denn, daß es fih um Mietswohnungen 
oder Logierhäufer handelt. 


Das Verfahren zur Befeitigung der vorgeiundenen Übelftände ift 
das folgende: 

Nachdem die Behörde fich überzeugt hat, daß ein Übelftand befteht, 
fordert fie denjenigen, durch deſſen Verichulden (act, default or sufferance) 
der Übeljtand entjtanden ift oder unterhalten wird, bezw. den Eigen— 
tümer oder Inhaber der Wohnung auf, innerhalb einer beitimmten Zeit 
den Übeljtand zu befeitigen. Auch fann die Behörde vorichreiben, was 
zur Verhütung der Wiederkehr des Übelftandes zu thun ift. Wenn der 
Übelftand aus der mangelhaften baulichen Beichaffenheit entitanden ift, 
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oder wenn die Baulichkeiten unbenußt find, geht die Aufforderung immer 
an die Eigentümer. Wenn der Urheber bes Übelftandes nicht nach: 
gewiejen werden fann und es feſtſteht, daß dieſer Zuftand weder von 
dem Eigentümer noch von dem Mieter verjchuldet ift, kann die Sanitäts- 
behörde denjelben ohne weiteres befeitigen. 

Bleibt die Aufforderung der Sanitätsbehörde ohne ausreichenden 
Erfolg, ſei es, daß die Vorſchriften nicht erfüllt werden, fei e8, daß der 
Mißſtand zwar bejeitigt ift, aber mutmaßlich bald mwiederfehren wird, 
jo wendet fich die Behörde an den Richter, welcher eine Vorladung vor 
einen Gerichtshof mit ſummariſcher Rechtiprechung ergehen läßt. Tritt 
der Gerichtöhof der Behörde bei, jo erläßt er einen Befehl zur Aus- 
führung der für notwendig erachteten Maßnahmen unter Androhung 
einer Straje bis zu 5 £ und Auferlegung der Prozeßkoſten. Wenn die 
Übelftände derartig find, daß fie nach Meinung des Gerichtshofes das 
Haus oder Gebäude unbewohnbar machen, jo kann derjelbe die Be- 
nugung unterjagen, bis die Übelftände befeitigt find und das Haus don 
ihm wieder für bewohnbar erklärt iſt. 

Werden nuisances in der vorgejchriebenen Zeit nicht bejeitigt oder 
kann der Berpflichtete nicht nachweifen, daß er alle Diligenz präjtiert 
hat, jo tritt weitere Strafe ein bis 10 sh. pro Tag. Sit dem Befehle 
wiſſentlich oder abfichtlich nicht entfprochen, jo erhöht fich die Strafe 
bis zu 20 sh. pro Tag. Auch fann die Behörde auf Koften des Ber: 
pflichteten das Erforderliche veranlafjen. 

Berufung ift zuläffig an den court of quarter sessions und hat 
aufichiebende Wirfung. Nach dem Public Health (London) Act, 1891 
fann das untere Gericht, wenn es der Meinung ift, daß die Ausführung 
der Order nicht ohne Gefahr für die Gejundheit ausgejegt werden darf 
und diejelbe feine Tolgen haben kann, für welche nicht Entihädigung 
gewährt werden könnte, die Lofalbehörde ermächtigen, den Übelftand jo 
fort zu befeitigen. Iſt die Berufung jpäter von Erfolg, jo muß die 
Behörde die Koften tragen und Entichädigung gewähren. 

Nach zwei Zuwiderhandlungen gegen die VBorichriiten, betreffend die 
Übervölferung eines Haufes innerhalb dreier Monate (gleichgültig, ob 
die Zumwiderhandelnden diejelben waren oder nicht) kann auf Antrag der 
Lokalbehörde ein Gerichtshof mit Jummarifcher Rechtiprehung das Haus 
für jo lange Zeit jchließen als ihm notwendig erjcheint (sect. 109 der 
Public Health Act, 1875). 

Das gerichtliche Verfahren tritt in gleicher Weife ein, wenn ſich 
jemand, der unter einer nuisance zu leiden hat, oder ein Einwohner 
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oder Eigentümer eines Diftrift3 an den Richter wendet. Der Local 
Government Board fann Beamte beauftragen, an Stelle einer ſäumigen 
Lofalbehörde zu handeln. Sie dürfen das Haus nicht betreten, ohne fich 
vorher der Zuftimmung des Eigentümers oder Bewohner? verfichert oder 
ohne eine richterliche Erlaubnis erlangt zu haben. 


Die vorjtehend in diefem Abfchnitte erörterten geſetzlichen Beſtim— 
mungen gelten für alle Arten von Häufern und Wohnungen. Daneben 
giebt es bejondere Vorſchriften über die Benußung von Sellern zu 
Wohnzwecken, für Mietshäufer und jog. Logierhäufer. 


Ktellerwohnungen. 

Keller oder irgend welche Gewölbe oder unterirdifchen Räume, 
welche nach Erlaß der Public Health Act, 1875 erbaut oder umgebaut 
werden, dürfen nicht getrennt für fich als Wohnungen vermietet oder 
benußt werden. Altere Keller, deren Bewohnung nad dem früheren 
Stande der Gejeggebung zuläffig war, dürfen weiter für fich ala Woh— 
nungen benußt werden, wenn fie den folgenden Bedingungen entiprechen: 

Sie müffen überall mindeftens 7 Fuß hoch fein und mindeſtens 
mit 3 Fuß ihrer Höhe über dem Straßenpflafter oder dem Nachbar» 
grunde Liegen. 

Vor der ganzen Länge der front muß eine offene Area vorhanden 
fein, welche überall mindeſtens 2 Fuß 6 Zoll breit fein und 6 Zoll 
tiefer alö der Fußboden des Kellers hinabreichen muß. 

Der Heller muß mit einem Siel verjehen fein, welches mindeſtens 
1 Fuß unter der Hellerfohle Liegt. 

Zu dem Keller muß der Gebrauch eines Waſſer- oder Erdkloſetts 
oder Abtritt® und ein Aſchekaſten gehören; es muß ferner ein Herd 
mit einem Schornftein und ein Fenſter von mindejtend 9 Quadratfuß 
Fläche vorhanden jein, welches fich in der vom surveyor vorzujchreibenden 
Weiſe öffnen läßt. Wenn ein Border- und Hinterfeller von demjelben 
Inhaber benugt werden, jo daß Durchzug herzuſtellen ift, kann die Fenſter— 
fläche auf 4 Quadratiuß reduziert werden. 

Treppen zum Seller und zu den Stodwerfen dürfen nicht über oder 
gegenüber einem Kellerfenfter liegen, zwijchen jedem Zeile der Stufen und 
der äußeren Kellerwand müſſen wenigitens 6 Zoll freier Raum bleiben. 

Jeder Keller, in welchem irgend eine Perfon die Nacht zubringt, 
gilt ala bewohnt. 

Übertretungen werden mit 20 sh. bejtrait für jeden Tag, während 
dem die geleßwidrige Bewohnung nach der Aufforderung der Behörde 
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zur Räumung fortdauert. Straibar ift der Mieter und der Vermieter, 
welcher die Benutzung wifjentlich duldet. 

Nacd zwei Überführungen innerhalb dreier Monate (einerlei ob die 
überführte Perfon diejelbe war oder eine andere) fann ein Gerichtöhof 
mit Jummarifcher Rechtſprechung die Schließung des Kellerd für jo lange, 
ala es ihm nötig erjcheint, anordnen, oder die Ortsbehörde ermächtigen, 
den Keller dauernd zu ſchließen. 

In London find die Bedingungen zum Zeil noch jtrenger, 3. B. 
muß die Area dor dem Keller 4 Fuß breit, forgfältig gepflaftert und in 
wirffamer Weile entwäfjert fein, müflen die Kellerwände in bejonderer 
Weiſe gegen Weuchtigfeit gejchägt werden, muß die lichtgebende Fenſter— 
fläche wenigſtens "10 der Grundfläche betragen und müfjen die Fenſter 
wenigitens zur Hälfte und zwar am oberen Rande geöffnet werden 
fönnen. 

Es dürfen aber in London — und darin find die Vorſchriften 
wieder jehr viel milder — auch Kellerwohnungen, welche den Be- 
dingungen entiprechen, neu erbaut und in Benugung genommen werden, 
und es find für ältere Keller, ſowohl auf Antrag im Einzelfalle, als 
für gewiſſe Klaſſen von Kellerwohnungen Dispenje und Mobdififationen 
auf bejtimmte Zeit oder unbejchräntt zuläffig. Gegen die Verfagung 
folcher Erleichterungen durch die Sanitätöbehörde ift ſogar Berufung an 
den Local Government Board zuläffig. 

Als Keller gilt in London jeder Raum, welcher mehr als 3 Fuß 
unter dem angrenzenden Zerrain liegt. Wenn der Augenſchein es wahr: 
Icheinlih macht, daß in einem Kellerraum eine Perſon genächtigt hat, 
fo ſoll dies bis zum Beweiſe des Gegenteil die Annahme rechtiertigen, 
daß der Keller zum Wohnen benußt wird. 

Wenn die Beamten der Sanitätöbehörde Grund haben zu der An- 
nahme, daß ein Keller in geießwidriger Weile zum Wohnen benußt 
wird, jo fünnen fie denfelben zu jeder Zeit am Tage betreten und bes 
fichtigen. 

Mietshäuſer. 

Mietshäuſer im Sinne der geltenden Geſundheitsgeſetze ſind Häuſer, 
welche vermietet ſind, oder welche von mehr als einer Familie be— 
nutzt werden. Nach sect. 90 der Public Health Act, 1875 kann der 
Local Government Board für den Dijtrift einer lokalen Gefundheits- 
behörde oder für Zeile eines jolchen Diſtrikts die Behörde ermächtigen, 
in Bezug auf Mietöhäufer ortsjtatutariiche Beitimmungen zu treffen 
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1. über die Zahl der Perfonen, welche ein jolches Haus oder einen 
Zeil desjelben bewohnen dürfen, und über die Trennung der 
Geichlechter. Die Zahl kann von Zeit zu Zeit abgeändert werden; 

2. über die Regiltrierung ſolcher Häufer; 

3. über die Befichtigung derfelben ; 

4. über die Erzwingung der Entwäflerung und die Einrichtung von 
Abtritten, über die Berörderung der Reinlichkeit und der Venti- 
lation; 

5. über das Reinigen und Weißen der Gebäude zu beftimmten Zeiten 
und über das Pflaftern von Höfen und Hofräumen; 

6. über die Anzeige und Vorfichtsmaßregeln bei vorfommenden Fällen 
von anjtedenden Krankheiten. 

Die sect. 94 der Public Health (London) Act, 1891 verpflichtet 
jede Sanitätöbehörde in London, derartige Beitimmungen zu treffen. 

Die in den verjchiedenen Städten erlaffenen bye-laws halten fich 
im wejentlichen an das vom Local Government Board 1888 veröffent- 
lichte Muſter für derartige Vorjchriften. 

Der Board empfiehlt von vornherein, diejenigen Mietshäufer aus— 
zujchließen, nach deren Charakter anzunehmen it, daß die Bewohner 
jelbjt auf das zur Vermeidung janitärer Übelftände Erforderliche achten 
werden. Die bye-laws finden deshalb feine Anwendung auf Mietö- 
bäufer, deren Steuerwert für die Armenfteuer einen bejtimmten Betrag 
— in London 250 E — überfteigt und bei denen die für jede Woh- 
nung zu zahlende Miete über ein beftimmtes, gleichtall® im bye-law 
feftäufeßendes Minimum hinausgeht. 

Für die geringwertigeren Häufer und für diejenigen höherwertigen 
Häufer, deren größerer Mietsertrag fich aus fleinen Mieten zuſammen— 
jeßt, gelten in Kürze die folgenden Beitimmungen !: 

Für jeden Erwachjenen müffen im Schlafzimmer 300 Kubikfuß freier 
Luftraum vorhanden fein und für jedes Kind unter 10 Jahren 150 Kubik— 
fuß. In Zimmern, welche nicht ausſchließlich zum Schlafen benußt 
werden, find 400 bezw. 200 Kubikfuß erforderlich. 

Auf Schriftliche Aufforderung Hat der Vermieter im Bureau der 
Sanitätsbehörde folgende Angaben zu machen 

1. über die Gejamtzahl der Zimmer im Haufe, 

2. über die Zahl der Zimmer, welche vermietet find oder von Mit- 
gliedern mehrerer Familien bewohnt werden, 
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3. über die Art der Benubung eines jeden Zimmers, 

4. über Zahl, Alter und Gefchlecht der Bewohner eines jeden Schlaf- 
zimmers, 

5. über Bor- und Zuname des Mieters von jedem Zimmer, 

6. über die von jedem Mieter zu zahlende Miete. 

Der medical officer of health, der inspector of nuisances und der 
surveyor der Sanitätsbehörde haben jeder Zeit freien Zutritt. 

Auf je 12 Perfonen der höchſt zuläffigen Zahl des Haufes muß 
mindeitens ein Wafler- oder Erdkloſett oder Abtritt vorhanden ein. 

Es folgen eingehende Borjchriiten über neu anzulegende 
Klofett3 und Abtritte. Das Kloſett muß, wenn es fih im Haufe be- 
findet, mit der einen Geite an einer Außenwand liegen, e8 muß 
ein unmittelbar ins freie gehendes Fenſter haben von mindejtens 
2x1 Fuß, für befondere, ftändige Ventilation muß geforgt werden. 
Das Kloſett muß ferner einen eigenen Waſſerkaſten haben, der mit 
feinem anderen Waſſerhahn in Verbindung ftehen darf, und mit einer 
guten Spülvorrichtung verfehen jein. Verſchiedene jchlechte Konſtruktions— 
methoden werden ausdrücdlich verboten. — Für Erbdflojett3 im Haufe 
find entiprechende Vorſchriften getroffen. — Abtritte müſſen wenigitens 
6 Fuß vom MWohnhaufe, einem öffentlichen Haufe oder einem Haufe, in 
welchen Menjchen beichäftigt find oder beichäftigt werden jollen, entfernt 
angebracht werden und mindeſtens 30 Fuß dom Wafler, welches zum 
Trinken oder zu häuslichen Zweden benußt wird. 

Mo einzelne Mieter ein Klojett ıc. und einen Aichefaften benußen, 
haben dieje, wo mehrere Parteien folche benußen, der Vermieter für die 
Reinhaltung zu forgen. 

Die Höfe find im guten Zuftand und rein zu halten. 

Jedes Zimmer muß täglich mindeftens einmal gefegt, wöchentlich 
einmal geicheuert werden, der Kehricht und Abfälle aller Art müfjen täg- 
lich au8 den Zimmern geichafft, die Behälter dafür gereinigt werden ; 
unreinliche Tiere dürfen nicht gehalten werden; es ift für gute Venti- 
lation zu forgen, alle Schlafzimmerfenjter find, wenn es das Wetter 
nicht verbietet, vormittags und nachmittags mindeſtens je eine Stunde 
geöffnet zu halten. 

An beitimmten Tagen im Jahre muß die ganze Wohnung mit 
heißem Kaltwafjer geftrichen werden, wenn nicht die Bemalung der Wände 
diefe Methode unmöglich macht. 

Seder Fall einer anftekenden Krankheit iſt jchritlich anzuzeigen 
und jede Anordnung zur Bekämpfung weiterer Anjtedung auszuführen. 


128 Dr. Conrad Bötzow. 


Logierhäuſer. 


Unter Common lodging houses find Herbergen zu verſtehen, in 
welchen Perfonen der ärmeren Hlaffen gemeinschaftliche Räume bewohnen. 
Sie dienen im Gegenjaß zu unferen Herbergen nicht nur Durchwandernden 
und neu Zugezogenen als Unterkunft, jondern auch am Orte beichäftigten 
Arbeitern, welche zum Zeil ftändig dafelbit in demjelben Bette ſchlafen. 
Dieſe Herbergen Ipielen in England für das Arbeiterwohnungsweſen eine 
große Rolle und treten im wefentlichen an die Stelle unſerer Schlaf- 
ftellen in Familienwohnungen. Sie find in der Regel nur für ein 
Geſchlecht beitimmt, es giebt indes auch derartige Häufer, welche Familien 
oder Ehepaare aufnehmen. 

„Im Erdgeihoß befinden fich in der Regel die Räume für den 
Zagesaufenthalt, die Küche, Wajch- und Baderäume und Bebürfnis- 
anftalten, außerdem ein fleiner Laden, in welchem die Gäfte nach den 
von der Berwaltung feitgejegten Preiſen Lebensmittel in den Eleinjten 
Quantitäten faufen fönnen. In der Küche erhalten fie "euer und 
Geſchirr zum Kochen und in Verbindung mit dem Tagesraum fteht ein 
Raum, an deflen Wänden zum Zeil bis unter die Dede Schränfe mit 
fleinen verichließbaren Fächern angebracht find, in denen die Säfte ihre 
Speiferefte und jonjtigen geringen Sabjeligfeiten aufbewahren fönnen. 
Für die Benußung eines jolchen Faches wird nichts bezahlt, doch muß 
für den Sclüffel eine Kaution von 6 d erlegt werden, welche nach Ab- 
lieferung des Schlüffels zurücderftattet wird. In den oberen Stodwerfen 
find die Schlaffäle, welche durch Hölgerne, nicht bis zur Dede reichende 
Wände in Verfchläge geteilt find, deren jeder in der Regel nur 1 Bett 
enthält. Auch in den oberen Geſchoſſen finden ſich vielfach einzelne Be- 
dürfnisanjtalten, für den Gebrauch während der Nacht beitimmt. Yür 
Bäder muß eine Grtrazahlung, in der Negel 1 d geleiftet werden, 
während das Wafler zum einigen der eigenen Kleidung und Wäjche 
den Gäften unentgeltlich geliefert wird. Der Preis für das Nacht- 
quartier ſchwankt zwifchen 3 und 6 d pro Nacht, für jtändige Gäfte ift 
die fiebente Nacht der Woche frei. 

Diefe Logierhäufer werten im allgemeinen, troßdem fie feine Schanf- 
fonzeifion haben, eine gute Rente, bis zu 6 o und mehr ab!.“ 

Die Public Health Act, 1875 jchreibt vor, dat Name und Wohnung 
desjenigen, welcher das Logierhaus halten will, in ein Regiſter der Behörde 
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eingetragen werden muß, ebenjo die Zahl der in das Haus aufzu- 
nehmenden Menjchen. Niemand darf ein Haus halten, bevor es regijtriert 
ift, und die Regiftrierung darf nicht erfolgen, bevor das Haus von der 
Behörde befichtigt und für geeignet befunden ift. Die Behörde kann die 
Regiftrierung eines Wirtes verweigern, welcher nicht ein Zeugnis in der 
bon der Behörde vorzufchreibenden Form vorlegen fann, das von drei 
Haußbefitern der Parochie unterzeichnet ift, welche zur Armenſteuer 
der Parochie für ihren Grundbefig mit 6 £ oder mehr herangezogen 
find. Auf Berlangen muß am Haufe angefchrieben werden: „Registered 
Common lodging house*. 
Die Lolalbehörde hat über folgende Punkte Vorjchriften zu erlaflen: 
1. über die Zahl der in ein Logierhaus aufizunehmenden Perjonen 
und die Trennung der Gejchlechter; die Zahl kann von Zeit zu 
Zeit abgeändert werden; 
2. über die Vorkehrungen für Reinlichkeit und gute Bentilation; 
3. über Anzeigepflicht und Vorfichtsmaßregeln bei anjtedenden Krank— 
heiten ; 
4. über die Aufrechterhaltung einer guten Ordnung im allgemeinen. 
Weitere Beitimmungen betreffen die Wafferverforgung, befagen, daß 
zweimal im Jahre geweißt werden muß, und daß für folche Häufer, in 
welchen Bettler und Bagabunden Aufnahme finden, die aufgenommenen 
Perfonen auf Anfordern der Behörde angemeldet werden müfjen. 
Strafen für Zumwiderhandlungen fünnen bi8 5 £ gehen und bis 
+0 sh. für jeden weiteren Tag, an welchen den Anordnungen nicht Folge 
geleiftet wird. Wirten, welche zum dritten Male wegen Ülbertretung der 
Borichriften verurteilt werden, fann das Gericht für 5 Jahre oder für 
fürzere Zeit die Befugnis zum Halten eines Logierhaufes entziehen. 
Die Beamten der Gejundheitsbehörde haben jederzeit freien Zutritt zu 
den Logierhäufern, mit Ausnahme der von Wohlthätigkeitsanitalten bes 
triebenen. Hier bedürfen fie der vorherigen Einwilligung, es jei denn, 
daß es fich um Verfolgung einer nuisance Handelt. 


Für die Ausübung der Wohnungspflege in den größeren englifchen 
Städten fteht dem medical officer of health ein ganzer Stab von 20, 
30 und mehr Beamten — darunter in Mancheiter und Birmingham 
auch weibliche — zur Seite. Die Art, wie die Beamten ihre Obliegen- 
heiten in der Wohnungspflege auffaffen und bei der Ausführung der 
zum Zeil in Privatintereffen ſtark eingreifenden Vorſchriften vorgehen, 
wird von Reinde und Olshauſen ala befonders veritändig wen 
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„Die Handhabung des Gejehes vollzieht fich offenbar glatt und 
leicht; dor allem um deswillen, weil die Intereffen und Beltrebungen 
für öffentliche Gejundheitspflege in England ſchon um einige Jahrzehnte 
früher ala bei uns gewedt und in der Bevölkerung eingebürgert find. 
Es zweifelt dort eben niemand mehr an der Notwendigfeit folch jtrenger 
Maßnahmen und unterftüßt daher die Beftrebungen der Gejundheits- 
behörden. 

Ein fernerer Umftand, der jehr dazu beigetragen hat, die Bevölfe- 
rung mit den Maßregeln vertraut zu machen, ift der, daß man ‚eier: 
jüchtig‘ darauf bedacht ift, der Überwachung jeden polizeilichen Charatter 
zu nehmen und in der Form möglichft milde vorzugehen. Obgleich die 
Beamten das Recht haben, Mietswohnungen zu betreten, haben wir es 
doch bei unferen zahlreichen Befichtigungen in den verjchiedenen Städten 
nie anders erlebt, ala dab der Beamte vor der Thür um Erlaubnis bat, 
eintreten zu dürfen, und felbft die Eingangsthür zur Wohnung nicht eher 
überjchritt, ala bis diefe Erlaubnis erteilt war. Sie wurde nie verjagt. 
Auch wird nicht darauf ausgegangen, mit Strafen das Nötige zu er- 
zwingen, jondern vielmehr darauf, das Publikum zu einer möglichiten 
Sorge für feine Gejundheit allmählich zu erziehen, fein Berftändnis für 
die geftellten Forderungen zu weden und es zur freiwilligen Einführung 
derjelben zu bejtimmen. Daher fommt der Richter nur jehr felten in 
diefen Dingen zur Thätigfeit. 

Was der Gejundheitsaufjeher nicht erreicht Hat, pflegt der Brief 
(notice) des medical officer of health zu erwirfen, jo daß ein Befehl 
(order) nicht nötig wird. Wird aber einmal der Richter angerufen, fo 
pflegt er erfahrungsmäßig nicht auf feiten der Privatinterefien zu jtehen. 
Freilich mag in manchen Fällen die Anrufung des Richter auch um der 
hoben Koiten willen unterbleiben. 

Schlieflih hat auch das Inſtitut der Gelundheitsauffeher an fich 
nicht unmwejentlich zu dem Erfolge beigetragen. Sie jtehen dur Gr- 
ziehung und Herkunft dem großen Publikum, zwifchen dem fie zu wirken 
haben, näher als ärztliche Beamte oder Polizeioffizianten. Sie haben 
daher einen größeren Einfluß als jene; fie find ferner durch ihre Ver: 
trautheit mit den Lebensverhältniſſen und Lebensgewohnheiten der unteren 
Klaſſen bejonders geeignet, die in dieſen Klaſſen wirkſamen Schädlich- 
feiten herauszufinden, auch kann erfahrungsgemäß bei dem laufenden 
routinemäßigen Dienft von ihnen ein viel größerer und namentlich 
nachhaltigerer Eifer vorausgeſetzt werden, als etwa bei jungen Arzten, 
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die unter der beitändigen Wiederholung derjelben Dinge leichter erlahmen 
und daher Häufig wechieln würden.“ 

Die Aufficht über die Thätigfeit der Lofalen Gejundheitsbehörden 
führen die Graffchaitäräte und der Local Government Board. jede 
lofale Geſundheitsbehörde hat einen Jahresbericht über die Bortommniffe 
auf dem Gebiete der öffentlichen Gejundheitspflege in der von dem Local 
Government Board vorgefchriebenen Form zu erjtatten und eine Abſchrift 
davon ſowohl dem Board ala dem Grafſchaftsrat einzufenden. 

Städtifche Gejundheitsbehörden haben ihre Berichte zu veröffentlichen. 
Den Berhandlungen diefer Behörden können Inſpektoren des Local 
Government Board beiwohnen. Letzteres kann, jo oit es ihm erforder- 
lich ericheint, Unterfuchungen durch feine Beamten anjtellen laffen. Wenn 
einzelne Zofalbehörden ihre Pflicht nicht erfüllen, jo kann der Board 
einjchreiten und erforderlichen Falls auf Koften der Gemeinde jeinerjeits 
die notwendigen Einrichtungen treffen und Arbeiten ausführen lafjen. 
Auch können die Grafichaftsräte damit beauftragt werben. 


C. Rüumung unbewohnbarer Häufer. 

So lange es fich um gefundheitsjchädliche oder gefjundheitsgefährliche 
Zuſtände handelt, zu deren Bejeitigung lediglich Reparaturen oder un» 
wejentliche Umbauten erforderlich find, darf erwartet werden, daß der 
Hauseigentümer fie vornehmen läßt, alfo ein Haus, welches wegen folcher 
Übelftände gefchloffen wird, in abfehbarer Zeit zur Aufnahme einer feiner 
Größe entiprechenden Anzahl von Menjchen wieder bereit ſteht. Anders 
liegen die Berhältniffe, wenn das als unbewohnbar, erfannte Haus fo 
mangelhaft ift, daß ein wejentlicher Umbau oder fogar ein Neubau not» 
wendig ift. Hierzu werden dem Hauseigentümer häufig die Mittel fehlen 
und, wenn man ihm nicht zur Hülfe käme, würde durch die Schließung 
des Haufe nicht allein ihm und jeinen Hypothekariern erheblicher 
Schaden zugefügt werden, jondern es würden auch Nachteile für die 
Allgemeinheit entjtehen, weil beim Befigwechjel das Grundjtüd in der 
Regel in anderer Weife ala durch Wiedererbauung Eleiner Wohnungen 
außgenüßt werden würde. 

Die engliiche Geſetzgebung ſucht deshalb darauf hinzuwirken, daß 
Häufer, welche nicht wegen bejtimmter nuisances, fondern wegen ihrer 
ganzen baulichen Beichaffenheit ala unbewohnbar zu erachten find, durch 
den Gigentümer felbft umgebaut werden. Das Verfahren in jolchen 
fällen wird im zweiten Teile des Housing of the Working Classes Act, 
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Es beginnt, ähnlich wie bei der Verfolgung von nuisances, mit der 
Aufforderung der Gelundheitsbehörde, da8 Haus innerhalb einer be- 
ftimmten Frift in einen bewohnbaren Zuftand zu jegen. Der Aufforde- 
rung ift aber jogleich die Androhung hinzuzufügen, daß andernfalls die 
Schließung des Haufes durch das Gericht veranlaßt werden würde. 

Entjpricht der Eigentümer der Auflage, und hat er die von der 
Lofalbehörde geforderten Arbeiten ausführen laffen, jo kann er fi an 
die Behörde wegen Erteilung einer charging order wenden. Zu dem 
Zwede müffen eine Beicheinigung des surveyors oder ſtädtiſchen 
Ingenieurs über die ordnungsmäßige Ausführung der Arbeiten, ſowie 
die Rechnungen und Belege über die entjtandenen Koften und Auslagen 
vorgelegt werden. Die Behörde verfügt alsdann die Einjchreibung einer 
Rente auf das Wohnhaus in Höhe von 6 Prozent des für den Umbau 
aufgewendeten Betrages auf 30 Jahre vom Datum der charging order 
an zu Gunjten des Eigentümers oder feines Vertreters. 

Dieje Rente hat die Priorität vor allen beitehenden und zukünftigen 
Laſten mit Ausnahme des GErbzinjes und anderer Befiglaften und fann 
wie eine Hypothek oder Rentenlaft übertragen werden. Der Gedante, 
welcher diejer Beitimmung zu Grunde liegt, ift offenbar, daß der Wert 
des Hauſes um den Betrag der aufgewendeten Baufoften erhöht wird, 
fo daß die Hypothefarier durch die ihnen zwangsweiſe auferlegte Ein— 
räumung der Priorität an eine zur Verzinſung und Amortifation des 
verbauten Kapitals ausreichende Rente nicht gefchädigt werben. 

Iſt nun aber der Eigentümer nicht gewillt, den Umbau vorzu= 
nehmen, und hat er nicht innerhalb dreier Monate Berufung an einen 
court of quarter sessions mit Erfolg eingelegt, jo ergeht auf Betreiben 
der Lokalbehörde die closing order durch einen court of summary juris- 
dietion. Diejelbe, mit einer Strafandrohung bis zu 20 £, wird an den 
Eigentümer oder Befiter des Haufes gerichtet. Zugleich werden etwaige 
Mieter im Haufe durch die Lofalbehörde von dem Erlaß des Räumungs- 
beiehlö benachrichtigt und wird ihnen auferlegt, in einer beitimmten Frift, 
welche nicht weniger ala jieben Tage betragen darf, auszuziehen, bei 
einer Strafe von 20 sh. für jeden Tag der ferneren Benußuna ihrer 
Wohnung. Dem vertriebenen Dieter können vom Gerichte Umzugs- 
foften zugelprochen werden, welche von der Lofalbehörde zu verauslagen 
und diejer von dem Eigentümer des Haufes zu eritatten find, 

Dem öffentlichen Intereffe wird in der Regel mit der Räumung 
und Schließung des unbewohnbaren Haufes für Wohnzwede genügt jein. 
Letzteres fann aber auch gefährlich oder gejundheitsichädlich für die Nach- 
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barhäufer fein. In einem jolchen Fall Hat die Lofalbehörde, nachdem 
der Eigentümer mit feinen etwaigen Einreden gehört ift, den Abbruch 
anzuordnen. Gegen den Abbruchsbeiehl der Lofalbehörde fanı der Eigen- 
tümer innerhalb eines Monats bei einem court of quarter sessions Be- 
rufung mit auffchiebender Wirkung einlegen. Sobald der Befehl der 
Behörde rechtsgültig geworden, hat der Gigentümer innerhalb dreier 
Monate mit dem Abbruch zu beginnen, widrigenfalld die Behörde den» 
felben vorzunehmen und die Materialien zu verkaufen Hat, deren Erlös 
nach Abzug der Kojten dem Eigentümer auszufehren ift. Irgend welche 
Entihädigung erhält der Eigentümer nicht, ihm verbleibt der Grund und 
Boden, in deffen Verwertung er nicht beichränkt iſt. Insbeſondere fann 
dad Treigelegte Terrain alſo verkauft oder anderweitig verpachtet und 
jederzeit, foweit dies nach der Baupolizeiordnung zuläffig ift, mit neuen 
Gebäuden bejegt werben. 

Liegt es aber im öffentlichen Intereſſe, daß der freigelegte Platz 
nicht wieder bebaut wird, oder ift der lehtere zur Errichtung von 
Arbeiterwohnungen geeignet, oder kann er gegen eine benachbarte 
Bauftelle, welche zur Errichtung von Arbeiterwohnungen befjer gelegen 
ift, ausgetaufcht werden, jo befißt die Lofalbehörde das weitere Recht, 
das freigelegte Grundſtück freihändig oder im Enteignungsverfahren 
zu erwerben. Auch hier weit alfo das Geſetz darauf hin, daß da, wo 
ſchlechte Häufer, welche ja faſt ausnahmslos von Arbeitern bewohnt 
werden, bejeitigt worden find, thunlichjt wieder Arbeiterwohnungen ers 
richtet werden. 

Das Verfahren zur Erwerbung der von unbewohnbaren Gebäuden 
geräumten Grundjtüde ift dasjelbe, wie dasjenige bei der Sanierung 
tleiner Häufergruppen. Bevor wir auf dasjelbe näher eingehen, ift noch 
der Beftimmungen über obstructive buildings Erwähnung zu thun. 


D. Obstructive buildings. 


Unter obstructive buildings find Häufer zu verftehen, welche an ſich 
nicht unbewohnbar find, aber durch ihre Lage andere Häufer unbewohnbar 
machen, 3. B. indem fie diefen die Bentilation abjchneiden, oder welche 
die Durchführung von Maßregeln verhindern, welche die Bejeitigung 
fanitärer Übelftände bezweden. | 

Wenn der medical officer of health die Bejeitigung eines Gebäudes 
als obstructive empfiehlt oder vier oder mehr Hausbeſitzer des Bezirks 
eine bezügliche Vorjtellung erheben, jo hat die Behörde einen Bericht 
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über das Gebäude und die Kojten des Abbruchs und des Grunditüdg- 
erwerbes einzuziehen. ine Abſchrift dieſes Berichtes mit der Vor— 
jtellung, welche die Befeitigung fordert, ift dem Gigentümer de Grund- 
ſtückes zuguftellen, auf welchem fich das zu bejeitigende Gebäude befindet. 
Können etwaige Einwendungen des Grundeigentümers nicht berüdfichtigt 
werden, jo verfügt die Behörde den Abbruch, gegen welche Verfügung 
der Eigentümer innerhalb eine® Monats bei einem court of quarter 
sessions Berufung mit aufichtebender Wirkung einlegen fann. 

Sobald die Berfügung rechtskräftig geworden, fann die Lofalbehörde 
das Grundftüd kaufen, auf welchem das obstructive building jteht. Der 
Eigentümer fann innerhalb eines Monats erklären, daß er das Grund- 
ftüf zu behalten wünjcht, und aladann Hat er den Abbruch der 
darauf jtehenden Gebäude vorzunehmen oder der Behörde das Abbrechen 
zu geitatten. In diefem Falle empfängt er nur für das Gebäude die 
Entihädigung. Der Kaufpreis für das Gebäude bezw. das bebaute 
Grundjtüd ift eventuell im Schäßungsverfahren feſtzuſtellen. 

Der Eigentümer eine® Haufes oder einer Fabrik kann nicht ver- 
langen, daß ihm fein ganzes Anweſen abgenommen wird, wenn nur die 
Befeitigung eines Teiles als obstructive vorgejchlagen wird und der bes 
treffende Zeil ohne Schaden abgetrennt werden kann. Entſchädigung ift 
nicht nur für den abgetrennten Zeil, jondern auch für die aus der Abe 
trennung erwachjenden Nachteile zu gewähren. 

Wird durch die Beleitigung von obstructive buildings der Wert 
der umliegenden Gebäude erhöht, jo können die Eigentümer der leßteren 
zur Dedung der entjtandenen Koſten mit herangezogen werden (Betterment- 
Princip). 

Wenn ein Zeil des erworbenen und freigelegten Grundftüds für die 
durchzuführenden janitären Berbefferungen nicht gebraucht wird, jo kann 
die Lofalbehörde denjelben zur Herabminderung der Koſten mit Genehmi- 
gung des Local Government Board verkaufen. 

Auch können Zeile zum öffentlichen Grunde gezogen werden. 


E. Sanierung kleinerer Häufergruppen. 


Im Zeil II des Housing of the Working Classes Act, 1890 wird außer 
der Räumung bezw. Bejeitigung einzelner unbewohnbarer Häufer und 
der Beleitigung einzelner Hinderlicher Gebäude die Sanierung von 
Häufergruppen geregelt, welche wegen ihres dichten Zuſammenliegens, 
ihrer jchlechten Anlage oder wegen Mangels an Luft, Licht, Ventilation, 
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Aborten oder wegen anderer janitärer Mängel für ihre Bewohner oder 
für die Nachbarſchaft geſundheitsſchädlich find, und in welchen die be— 
zeichneten Übelftände nur durch Abbruch oder durch veränderten Aufbau 
und veränderte Anordnung der Gebäude befeitigt werden fünnen. 

Die Vorichriften des Teil II dürfen aber nur zur Anwendung ge- 
bracht werden, wenn die betreffenden Käufer mit ihren Höfen, Gärten 
und fonjtigem Zubehör eine Fläche einnehmen, welche zu flein ift, um 
nach den Vorſchriften des Zeil I als ein ungefundes Quartier angejehen 
und behandelt zu werden. 

Das Verfahren ift auf den Erwerb aller Grundftüde auf der be- 
treffenden area gerichtet. 

Die Behörde Hat für die in Betracht kommende Fläche einen Ver— 
befierungsplan aufzujtellen und allen betroffenen Eigentümern, Pächtern, 
Mietern 2c. zur Kenntnis zu bringen. Zugleich it die Genehmigung 
de Local Government Board zur Ausführung des Planes einzuholen, 
welche unter Bedingungen und Abänderungen erteilt werden kann. Nach 
erteilter vorläufiger Genehmigung fann mit dem freihändigen Ankauf 
der betroffenen Grundftüde ohne weitere® vorgegangen werden. Sind 
Grpropriationen erforderlich, fo muß dem betreffenden Eigentümer eine 
bejondere Anzeige hierüber gemacht werden. Erhebt derjelbe innerhalb 
zweier Monate feinen Widerfpruch, jo bejtätigt der Local Government 
Board die vorläufige Order zur Ausführung des Verbeſſerungsplans, 
andernfalls bedarf die Order der Beitätigung durch einen Parlamentsaft. 

Der Local Government Board hat, fobald die endgültige Genehmi- 
gung des Planes erfolgt ift, die ihm notwendig ericheinenden Maßregeln 
für die Unterbringung der den arbeitenden Klaſſen angehörigen Ber 
wohner vorzufchreiben. Die Erbauung Kleiner Wohnungen auf der frei- 
gelegten Fläche wird durch das Geſetz bei Sanierungen nach Zeil II 
des Housing of the Working Classes Act, 1890 nicht vorgejchrieben. 
Dadurch ift natürlich nicht ausgefchloffen, daß der Local Government 
Board diejelbe in geeignet erjcheinenden Fällen etwa für einen Zeil 
der Fläche zur Bedingung feiner Genehmigung des Berbefferungsplanes 
macht. 

Bon allen Berichten der lokalen Medizinalbeamten und Eingaben 
von Haugbewohnern, in welchen über ein unbewohnbares Haus oder ein 
obstructive building Klage geführt wird, ebenjo von den herbeigeführten 
closing orders haben die Lofalbehörden dem Grafſchaftsrat Mitteilung 
zu machen. Auf Anfordern des Grafichaftsrates iſt ferner über die ver- 
anladten Maßregeln zu berichten. Findet der Grafichaitärat, daß die 
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Lofalbehörde nicht ihre Pflicht thut, jo hat er dieſer eine Eröffnung über 
das ihm notwendig Ericheinende zu machen. (Schließung eines Haufes, 
Abbruch eines geichloffenen Haufes, Bejeitigung eines obstructive 
building). Nach einem Monate kann der Grafichaftzrat feinerjeits auf 
Kojten der Lokalbehörde deren gejegliche Funktionen ausüben. 


F. Sanierung ganzer Quartiere. 


Größere Sanierungswerfe find, wie ſchon bemerkt, nach den Vor— 
ichriften des I. Zeile de8 Housing of the Working Classes Act, 1890 
durchzuführen, für deren Inhalt neben den Janitätspolizeilichen Rück— 
fichten, welche die zwangsweife Räumung und Bejeitigung der unbewohn: 
baren Häuſer, Gänge und Straßen erforderlich erjcheinen laffen, ſocial— 
politijche Gefichtöpumfte der Fürforge für die Bewohner des Quartierd 
maßgebend gewejen find. Eine Sanierung nad Teil I darf niemals mit 
der Niederlegung des Duartiers endigen, fondern hat fich ftets mit der 
Neuaufteilung und Wiederbebauung der freigelegten Fläche zu beichäf- 
tigen. Anſätze zu einer derartigen Fürforge fanden wir auch in Zeil II, 
hier wird fie aber mit der wejentlich gefteigerten Zahl der zu dislocierenden 
Bewohner zu einer Hauptaufgabe der ausführenden Behörde, welche in 
London nicht wie bei Zeil II die Gejundheitsbehörde des Dijtrikts, früher 
aljo die Kirchipieläbehörde und jet der Rat der borough, Jondern der 
Grajichuitsrat iſt. 

Borausjegung Tür die Anwendbarkeit des Zeil I, welcher nur für 
ftädtiiche Sanitätöbezirke gilt, it das Borhandenfein eine Quartiers, 
welches wegen janitärer Mängel unbewohnbar ift, und in welchem dieje 
Mängel nicht durch Befeitigung einzelner Häufer oder Häufergruppen, 
jondern nur durch Aufitellung und Durchführung eines Planes für die 
Neuanordnung und Neuerrichtung der Straßen und Häufer des Quartiers 
oder einiger Straßen und eines entiprechenden Teiles der Häufer in dem 
betreffenden Quartiere in wirkffamer Weile abgejtellt werden können. 

Der medical officer of health hat, wenn in feinem ®Biftrikte ein 
jolches Duartier vorhanden ift, zu berichten. Wenn zwei oder mehr 
Friedensrichter ſeines Diftrift® oder 12 oder mehr Steuerzahler bei 
ihm über den ungejunden Zuſtand eine Quartier lage führen, jo hat 
er diejes zu befichtigen und, auch wenn er jelbjt von der Unbewohnbar- 
feit fich nicht überzeugt, in einem Berichte die thatjächlichen Zujtände 
darzulegen. 

Die Lofalbehörde hat, wenn fie fi don der Notwendigkeit der 
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Sanierung und don der Hinlänglichkeit ihrer finanziellen Mittel über- 
zeugt, das Quartier für ungefund zu erklären und einen Verbeſſerungs— 
plan anfertigen zu laſſen mit den erforderlichen Zeichnungen, Verzeich— 
niffen und Schäßungen. Der Plan kann einen Zeil der Fläche, über 
welche berichtet wurde, ausichließen oder benachbarte Grundftüde ein- 
fchließen, wenn die Lofalbehörde fich davon eine größere Wirkjamkeit in 
janitärer Beziehung verfpriht. Gr kann ferner die Erweiterung be— 
ftehender Zufahrtftraßen zu der ungejunden Fläche in Ausficht nehmen 
oder in anderer Weile für den Zutritt der Luft jorgen. Der Plan 
bat in der vom Geſetze vorgejchriebenen Weile die Schaffung von 
Wohngelegenheit für die vertriebenen Arbeiter vorzufehren und richtige 
janitäre Anjtalten in Ausficht zu nehmen. Die Grundftüde, deren Ent- 
eignung vorgeichlagen wird, müſſen in dem Plane genau bezeichnet 
werden. Die Ausführung des Planes kann ganz oder zum Zeil den be- 
teiligten Eigentümern übertragen oder in Gemeinichait mit diejen vor— 
genommen werden unter Oberaufficht und Stontrolle der Behörde. Die 
für jolchen Fall getroffenen Abmachungen find in dem Plane anzu- 
führen. 

At ein den vorftehenden Anforderungen entiprechender Verbeſſe— 
rungsplan fertig geitellt, jo ift während dreier aufeinander folgender 
Wochen in den Monaten September, Oktober und November in einer 
im Diftritt der Lofalbehörde gelejenen Zeitung befannt zu machen, daß 
ein Plan vorliegt, welches die Grenzen der davon betroffenen Fläche 
find, und an welchem Orte innerhalb diefer Fläche oder in deren Nachbar- 
ichaft eine Kopie des Planes eingejehen werden ann. 

In dem der Veröffentlichung folgenden Monate ift an jeden Eigen- 
tümer, Pächter und Benutzer von Grundjtüden, deren Erpropriation vor- 
geichlagen wird, eine Benachrichtigung von diefem Vorſchlage zu geben 
mit der Aufforderung, fi zu erklären, ob er mit der Erpropriation 
einderjtanden ijt oder nicht. 

Die Lokalbehörde hat ſodann die Beitätigung des Planes nachzu— 
fuhen — in London (einjchließlich der Eity) bei einem Staatäjefretär —, 
außerhalb Londons beim Local Government Board. Es ift dabei eine 
Kopie des Planes einzureichen. Es find ferner die Namen derjenigen 
Eigentümer, Pächter, Mieter 2c. anzugeben, welche der Erpropriation 
ihrer Grundjtüde und Rechte widerjprochen haben. Es find endlich die 
im einzelnen alle von der confirming authority etwa für notwendig ge- 
baltenen weiteren Auskünfte zu geben. 

Die confirming authority prüft zunächſt formell die Veröffentlichung 
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des Plans, die Benachrichtigungen — aladann ordnet fie eine Lokalunter— 
juchung an, um fi) zu vergewiffern, ob die gegebenen Darftellungen, 
betreffend die zu fanierende Fläche, korrekt find, ob der aufgeftellte Plan 
für die Verbefjerung derjelben ausreicht, und ob Lofale Bedenken gegen 
ſolchen Plan beftehen. 

Nah Empfang des Unterfuhungsberichts kann eine provisional 
order erlafjen werden, durch welche die Grenzen für den Verbefferungs- 
plan fejtgeitellt werden und jeine Ausführung genehmigt wird, Es 
tönnen dabei Bedingungen und Abänderungen vborgejchrieben werden. 
Die Erpropriation weiterer Grundftüde darf jedoch nicht vorgeſchrieben 
werden. Abſchrift der: provisional order bat die Xofalbehörde den Er- 
propriaten im obigen Sinne zuzuſtellen, es jei denn, daß es fih um 
Mieter für nur einen Monat oder für einen fürzeren Zeitraum 
handelt. 

Der vorläufige Befehl bedarf der Beltätigung des Parlaments, 
welche von der confirming authority fobald wie möglich einzuholen ift. 
Das Parlament kann in feinem confirming act ihm pafjend ericheinende 
Anderungen des Projekts vornehmen. 

Den Grundeigentümern, welche einem Berbefferungsplan entgegen- 
treten, fann von der confirming authority Grfag der ihnen dadurch 
entitandene Koſten zugefprochen werden. Dieſe Koften find von der 
Zofalbehörde zu erftatten, ebenjo die Koften, welche der confirming 
authority durch Vorbereitung einer provisional order entftanden find — 
entweder in einer Summe oder in Ratenzahlungen, wobei Berzinfung 
bis zu 5 "0 vorgejchrieben werden fann. 

Wenn eine Bill, betreffend die Bejtätigung einer provisional order 
auf die Petition von Opponenten einer Parlamentstommiffion über- 
wielen wird, jo hat diefe Kommiffion die Berechtigung der Oppofition 
zu prüfen und je nach dem Ergebnis der Prüfung die Koſten den An- 
tragftellern oder den Opponenten aufzuerlegen. 

Wenn ein offizieller Antrag auf Ausarbeitung eines Berbeflerungs- 
planes an die Lokalbehörde gerichtet wird, und dieje hierüber feinen Bes 
Ihluß faßt oder den Antrag abweift, jo Hat die Behörde Abjchrift des 
Antrages der confirming authority einzufenden und ihre Gründe anzu- 
geben, wegen deren fie nicht darauf eingehen will. Die confirming 
authority fann eine Zofalunterfuhung abhalten, 

Bei Sanierungen in der Grafichaft oder Gity von London muß 
nach dem Geſetze Wohngelegenheit geichaffen werden für wenigſtens ebenfo 
viele Perſonen wie vertrieben werden und zwar, wenn nicht bejondere 
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Gründe dagegen jprechen, auf derfelben Fläche oder in ihrer Nachbar: 
ihait. Wenn indes der confirming authority nachgewiefen wird, daß eine 
gleich paflende Wohngelegenheit für vertriebene Arbeiter außerhalb der 
Area oder ihrer unmittelbaren Nachbarſchaft beichafft und fogleich durch 
die Lofalbehörde, eine Privatperjon oder Gefellichaft bereit geftellt wird, jo 
fann das Geſetz ala hierdurch erfüllt von der confirming authority angejehen 
werden. Wenn ferner die Lofalbehörde um Dispens nachjucht und der Be- 
amte, welcher die von der confirming authority angeordnete Zofalunter- 
ſuchung leitet, berichtet, daß ein folcher angezeigt erjcheine mit Rüdkficht 
auf die befonderen Umftände der Lofalität und die Zahl der auf der 
Area wohnenden und innerhalb einer Meile davon befchäftigten Hand— 
werfer und anderen Arbeiter, jo kann der Dispens in größerem oder 
geringerem Umfange gewährt werden. Jedenfalls muß aber für die 
Hälfte der vertriebenen Perfonen Wohngelegenheit auf der Area oder in 
der Nachbarichaft wieder gejchaffen werben. 

In Provinzialftädten braucht ein Verbefferungsplan für die Wieder- 
unterbringung der bei feiner Ausführung zu vertreibenden Perfonen nicht 
von vornherein Vorkehrungen zu treffen. Nur auf ausdrüdliches Ver— 
fangen der confirming authority find geeignete Wohnungen innerhalb 
oder außerhalb des zu janierenden Quartier in ſolchem Umfange zu er- 
rihten, wie es der confirming authority nach dem Berichte deö die 
Zofalunterfuhung leitenden Beamten notwendig erjcheint. 

Nach der Beftätigung des Verbeflferungsplanes durch das Parlament 
hat die Lofalbehörde ſofort mit der Ausführung desfelben zu beginnen. 
Die Ausführung kann einer Gejellfchaft oder Privatperjonen übertragen 
werden. Ohne ausdrüdliche Genehmigung der confirming authority joll 
die Behörde nicht jelbft die Wiederbebauung übernehmen, dagegen kann 
fie ohne weiteres den Abbruch des Duartierd® ausführen, ſowie die ge- 
planten neuen Straßen auslegen, bauen und mit Entwäflerungs- 
anlagen verjehen. Grrichtet die Gemeinde ihrerfeit3 neue Häufer, To 
follen Ddiefelben, vorbehaltlich anderweiter Bellimmung der confirming 
authority innerhalb zehn Jahre nah ihrer Bollendung verkauft 
werden. 

Sind die freigelegten Grunditüde, welche zur Erbauung von Arbeiter» 
wohnungen bejtimmt find, nicht binnen fünf Jahren zu dem feftgelegten 
Zwede verkauft oder verpachtet, oder find Vorkehrungen für die Errichtung 
lolcher Wohnungen durch die Gemeinde nicht getroffen, jo kann die 
confirming authority den öffentlichen Verkauf unter den zur Erreichung 
des angeitrebten Zwedes notwendigen Bedingungen anordnen. 
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Bei der zwangäweifen Enteignung von Grundftüden oder Intereſſen 
an jolhen fol die Wertichägung baftert werden auf den Marktwert unter 
Berüdfichtigung der Beichaffenheit und Lage des Befites, ſowie der 
wahrjcheinlichen Dauer der darauf befindlichen Gebäude nad) Mahgabe 
ihrer baulichen Bejchaffenheit. Für Beränderungen und BVerbefferungen 
des Grundjtüds, welche nach der Bekanntgabe des Berbefjerungsplang 
vorgenommen werden, ift feine Entichädigung zu gewähren. Ebenſo 
dürfen nach diefem Zermin erworbene Intereffen (3. B. höhere Mieten) 
feine Erhöhung der zu zahlenden Entichädigung zur Folge haben. 

In Bezug auf die Abihäkung von Häufern und Gebäuden ift das 
Folgende zu beachten. 

Wenn der Ertrag des Haujes erhöht wurde infolge der Benutzung 
zu ungejelichen Zmweden oder einer gejundheitsfchädlichen oder geſund— 
heitögefährlichen Überfüllung, fo fol nur derjenige Ertrag in Betracht 
gezogen werden, welcher bei Benußung de Gebäudes zu gejeglichen 
Bweden bei Aufnahme einer nach Lage der Berhältniffe zuläffigen 
Verfonenzahl zu erzielen gewejen wäre. 

Wenn dad Haus oder die Gebäude fih in einer ſolchen Verfaſſung 
befinden, daß fie al& eine nuisance anzufehen find, oder mangelhafte 
ſanitäre Zuftände aufweijen, oder baulich nicht mittelmäßig gut unters 
halten find, jo ſollen diefe Mängel bei der Schägung des Wertes nicht 
berüdfichtigt, wohl aber von der ermittelten Wertfumme diejenigen Be— 
träge abgejegt werden, welche zur Befeitigung der Mängel aufzumwenden 
fein würden. 

Wenn das Haus oder die Gebäude ungeeignet zum menschlichen 
Bewohnen find, und vernünftiger Weife nicht in einen bewohnbaren 
Zujtand gejegt werden können, jo ſoll nur der Wert des Grund und 
Boden? und der Materialien, welche in den darauf befindlichen Ge- 
bäuden fteden, geichäßt werden. 

Das Recht auf Enteignung erliicht, wenn es innerhalb dreier Jahre 
nach der Verleihung nicht ausgeübt wird. 

Der Abſchätzende wird don der confirming authority ernannt und 
muß vor einem Friedensrichter eine feierliche Erklärung abgeben und 
unterzeichnen, nach bejtem Wiſſen und Gewiſſen zu verfahren. 

Wenn die Lolalbehörde oder der zu Enteignende mit der feftgejegten 
Entjhädigung nicht einverjtanden iſt und die leßtere mehr ala 1000 £ 
beträgt, jo fann die Entjcheidung einer Jury angerufen werden. 

Die Koiten jollen thunlichit aus dem fpäteren Verkauf des erworbenen 
Eigentums gededt werden. Es ift ein Wohnhaus-Berbefferungs-Fonds 
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zu bilden, in den alle Einnahmen fließen, welche bei Durchführung des 
Verbeſſerungsplanes entjtehen, und aus dem alle Kojten dafür beitritten 
werden. Die KHapitalien zur Bildung des Fonds und zur Dedung einer 
Unterbilanz des Unternehmens find den Lofaljteuern oder Anleihen zu 
entnehmen. Der Staatäfredit jteht den Gemeinden bei Sanierungen zur 
Verfügung, indem fie von den Public Works Loan Commissioners 
Geld erhalten können. 


6. Erbauung neuer Arbeiterwohnungen. 


Der IN. Zeil des Housing of the Working Classes Act, 1890 
handelt von der Errichtung von Mietshäufern für die arbeitende Klaſſe, 
gleichgültig, ob fie von einer oder mehreren Familien bewohnt werden 
jollen. Zum Einfamilienhaus fann ein Garten biß zu Vs acre Größe 
ausgewiejen werden, wenn der jährliche Wert eines ſolchen drei Pfund 
nicht überjteigt. 

Diefer Teil des Gejeges, welcher die Erhaltung und Bermehrung 
pafjender Wohngelegenheit für Arbeiter zu fördern beftimmt ift, fann in 
den ftädtifchen Sanitätäbezirfen ohne weiteres durch einen förmlichen 
Beſchluß angenommen werden, in den ländlichen aber nur mit Ge- 
nehmigung des betreffenden Grafjchaftsrates zur Anwendung kommen. 
Die City von London und die Londoner Grafichait gelten im Sinne des 
Zeil III als je ein ftädtifcher Sanitätöbezirt. In Zukunft haben auch 
die borough couneils von London das Recht, den Zeil III innerhalb der 
borough zur Anwendung zu bringen. 

Die Lofalbehörde kann Schon vorhandene Arbeiterwohnhäufer kaufen 
oder pachten oder folche neu bauen oder andere Käufer zu Wohnzweden 
für Arbeiter einrichten laffen. Sie fann auch die Verwaltung von 
Arbeiterhäufern übernehmen. 

Die obere Leitung und die Kontrolle über die Verwaltung der er- 
richteten oder erworbenen Mietshäufer wird durch die Lokalbehörde aus— 
geübt, welche über die Bedingungen der DBermietung und Benußung 
Regulative und Ortsftatute erlaffen kann. Sofern es fih nicht um Ein- 
familienhäufer Handelt, find Beitimmungen zu treffen für eine genügende 
Trennung der Männer und Knaben über acht Jahre von den rauen 
und Mädchen während der Nacht. 

Perjonen, welche öffentliche Unterſtützung erhalten, dürfen nicht 
Mieter fein. 

Nach fieben oder mehr Jahren können folche Mietshäufer, wenn fie 
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nad) Meinung der Lofalbehörde nicht mehr notwendig find oder ihre 
Haltung zu Eojtjpielig it, mit Genehmigung des Local Government 
Board, bezw. des Grafichaftsrates in ländlichen Diftrikten, verkauft 
werden. 

Die den Xofalbehörden entjtehenden Koften können bei den Public 
Works Loan Commissioners unter denfelben Bedingungen angeliehen 
werden, wie die Ausgaben für fanitäre Anftalten und Arbeiten. Sie 
müſſen in höchſtens 50 Jahren zurüdgezahlt und mit 3" %o verzinjt 
werden oder einem anderen bon den Commissioners of Treasury zu be- 
jtimmenden Zinsfuße, der jo zu bemefjen ift, daß dem Staate dur 
die Anleihe kein Berluft erwächſt. 


Der öffentliche Kredit wird behufs Erbauung von Arbeiterwohnungen 
ferner zur Verfügung gejtellt 
1. Eifenbahn-, Dod-, Hafens und anderen Gejellichaften, ſowie Ge— 
nofjenfchaften und Vereinen für die Errichtung oder BVerbeflerung 
oder für die Förderung des Baued oder Umbaues von Arbeiter- 
wohnungen und 
2. Privaten, denen Land eigentümlich gehört, oder welche es auf 
wenigſtens 50 Jahre befiten. 

Die vorgefchoffenen Summen müſſen Tpäteftens nad 40 Jahren 
zurüdgezahlt werden. Diejelben dürfen nicht mehr als die Hälfte des 
Wertes der beliehenen Grundftüde oder Wohnhäuſer betragen, können 
aber ſchon vor Vollendung der Häufer mit dem Fortichreiten des Baues 
ausgeliehen werden. 

Die nach diefem Teile des Gefehes errichteten Wohnhäuſer müſſen 
zu jeder Zeit der Befichtigung durch die Lokalbehörde oder ihre Beamten 
offen stehen. 


Die Erwerbung kleiner Wohnhäuſer den Arbeitern zu erleichtern, 
ift der Small Dwellings Acquisition Act, 1899 beftimmt. Nach diejem 
Geſetze kann die Ortsbehörde Geld ausleihen an Bewohner ihres Bezirks 
zum Erwerb von Einzelhäufern in demfelben. 

Das Darlehen darf *s des Marktwertes des Eigentums und ferner, 
wenn das Haus auf eigenem Grund und Boden fteht, 200 £, wenn es 
auf gepachtetem Grund und Boden fteht, der beionders erworben werden 
muß, 300 £ nicht überfteigen. Beliehen werden nur Objekte bis zum 
Marktwerte von 400 £. 

Das Kapital ift innerhalb 30 Jahre zurüdzuzahlen. Die Ber- 
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zinfung darf um nicht mehr ala 10 sh. (Ye %0) den Zinsfuß über- 
fteigen, zu welchem die Behörde jeweilig ihrerjeitö bei den Public Works 
Loan Commissioners Geld aufnehmen fann. 

Die Zurüdzahlung kann entweder durch gleiche Kapitalsraten er- 
folgen oder durch eine Annuität; alle Zahlungen auf Kapital oder Zinjen 
find entweder wöchentlich oder in höchſtens Halbjährlichen Perioden, je 
nach Bereinbarung zu leijten. 

Bevor eine Ausleihung gemacht wird, ift seftzuftellen, daß der 
Anwärter im Haufe wohnt oder zu wohnen beabfichtigt, und daß derfelbe 
nicht Schon Eigentümer eines auf Grundlage des Gejehes erworbenen 
Hauſes ift. 

Den Erwerbern der Häufer werden die folgenden Bedingungen auf: 
erlegt: 

1. Die Zahlungen müfjen pünktlich erfolgen, 

2. der Eigentümer muß im Haufe wohnen, 

3. dad Haus muß genügend gegen feuer verfichert jein, 

4. das Haus muß in gutem gefundheitlichen und baulichen Zujtande 

erhalten werden, 
. e8 dürfen in demjelben feine geiftigen Getränfe verkauft werden, 
. da8 Haus darf feine nuisance für anliegende Käufer fein. 
Die Beamten dürfen das Haus ohne vorherige Anzeige betreten. 
Unter Sicherung der Innehaltung aller beiprochenen Boraus- 
jegungen darf das Haus auf einen anderen Gigentümer übertragen 
werden. 


je rn | 


Durch ein Ergängungsgejeg von 1900 zum Zeil III des Housing 
of the Working Classes Act, 1890 find die ſtädtiſchen Behörden, welche 
den Teil III angenommen haben, ermächtigt worden, zur Berriedigung 
des Bedarfs Wohnhäufer für die arbeitenden Klaſſen auch außerhalb 
ihres Gebiets zu errichten oder zu erwerben. Mit Genehmigung des 
Local Government Board, in London des Staatzjefretärd de3 Innern, 
fönnen fie Boden, welchen fie gemäß und für Zwede der Abteilung III 
des Hauptgejeges erworben haben, unter der Bedingung verpachten, daß 
der Pächter die Errichtung und Unterhaltung der Wohnhäufer über- 
nimmt. In den Pachtvertrag find die zur Sicherung der Erfüllung des 
gefegmäßigen Zwedes der Häufer erforderlichen Kontrollvorfchriiten auf- 
zunehmen. Die Beitimmungen für ländliche Behörden lafjen wir bier, 
wie auch jonjt, außer Betracht. 
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IV. Leitungen. 


Einen vollftändigen Überblie darüber zu geben, was zur Sanierung 
der englifchen Städte biäher gefchehen iſt einerfeit® durch die regelmäßige 
Beauffihtigung von Mietswohnungen und die Bejeitigung der darin 
borgefundenen nuisances, andererfeit® durch die Wegräumung menjchen- 
unmürdiger Wohnftätten in einzelnen Häufern, Häufergruppen und 
slums, iſt nicht möglich. Die Thätigkeit der Gemeindebehörden auf diefem 
Gebiete greift auch zum großen Teil weiter zurüd und bat fich vielfach 
ichon auf Grund der Torrens’ und Cross’ Acts, den Vorläufern des in 
den vorigen Abfchnitten behandelten Housing of the Working Classes 
Act, 1890 vollzogen. Wir beichränten uns deshalb darauf, zunächit 
einige umfafjendere Sanierungen in englifhen Municipalftädten furz zu 
erwähnen, um jodann auf die Londoner Verhältniffe etwas näher ein— 
zugehen und endlich die Sanierung der Boundary-Street-Area im Kirch— 
ipiel Bethnal-green und die hierbei gemachten Erfahrungen mit dem 
Geſetz von 1890 zu betrachten. 


Municipalitädte. 


In Birmingham! (510343 Einwohner im Jahre 1898) ift auf 
Betreiben von M. Chamberlain, der damals Bürgermeifter der Stadt 
war, im Jahre 1878, aljo jehr bald nach dem Zujtandefommen des 
Artizans’ and Labourers’ Dwellings Improvement Act, 1875 mit einem 
Improvement sheme begonnen, welches eine große Straßenverbeilerung 
(Corporation street) brachte und auf der betroffenen Fläche die Sterblich: 
feitöziffer von 53 auf 21 pro Mille verminderte, Es waren 4000 Häufer 
niederzulegen, und es war für den größeren Teil ihrer 16500 Einwohner 
anderweitige Unterkunft zu ſchaffen. Der Berbeflerungsplan war vor 
einigen Jahren noch nicht vollitändig durchgeführt; e8 waren aber jchon 
bis 1804 im ganzen 1676465 £ auögegeben. Die Stadt hat das frei» 
gelegte Terrain nicht verkauft, fondern auf 80 Jahre mit Bauverpflich- 
tung verpachtet. Das Geld iſt unter der Verpflichtung zur Tilgung in 
50 Jahren angeliehen worden. Es find ungefähr 170 Einzelwohnhäuſer 
neu errichtet worden, davon über 100 von der Gemeinde felbit, weil fich 


6. Hugo, „Städteverwaltung und MunicipalSocialiamus in England”, 
1897, S. &. — Frederick Dolman, Municipalities of Work, Xonbdon, 
Methuen & Go., 1895, ©. 10. 
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private Unternehmer jür den Bau von Arbeiterwohnungen nur in ge- 
ringer Zahl fanden. 


Sn Liverpool! (633645 Einwohner im Jahre 1898), einer der 
ungejundeften Städte in England, find während der lebten zehn Jahre 
nicht weniger ala 4200 Häuſer abgebrochen worden. Auf dem frei- 
gelegten Zerrain find 830 Einzelwohnhäufer für Arbeiter erbaut worden, 
welche Wohnung für 4150 Perfonen bieten, während in den von der 
Stadt errichteten großen Mietshäufern, den Victoria Square Buildings 
1500 Perſonen Unterkunft gefunden haben. 

Die erfteren Häufer enthalten faſt durchweg im Erdgeſchoß Zimmer 
und Küche, im Obergejhoß zwei Zimmer; das Kloſett liegt auf dem 
Hofe. Der Mietpreis beträgt 5 sh. 6 d. für die Woche. 

Sn den legteren Häufern find 611 Wohnungen, darunter 258 mit 
drei Räumen, 3283 mit zwei Räumen und 21 mit einem Raum, außer- 
dem 4 im Aufjehergebäude. Die Häuſer find 5 Gejchoffe Hoch und zu 
5 Gruppen bereinigt. 57 Prozent der fläche find unbebaut und ent- 
fallen auf die Zufahrten und den inneren Hof, der zum Teil angepflanzt 
und ala Spielplaß ausgebildet ift. In zwei Häufergruppen ift das Erd— 
geſchoß zu Läden eingerichtet. Bon jedem Treppenplatze find vier 
Wohnungen zugängig, bon denen je zwei einen vom Treppenhauſe zu« 
gängigen Aufwalchraum und ein Klofett Haben. Außerdem ift auf dem 
Treppenplage für die vier Wohnungen ein Wafchraum eingerichtet. 
Die Baukoften find mit 55000 £ und die Koften deö Grund und 
Bodens mit 15000 L£ berechnet. Die Mieten betragen für dreiräumige 
Wohnungen 5 sh. 9 d., für zweiräumige 4 sh. 6 d. und für einräumige 
2 sh. 6 d. pro Woche. Nach einem Berichte von 1894 verzinit fich das 
Kapital mit Wie %/o. 

Wie jchauderhaite Wohnungsverhältniffe auch nah Ausführung 
diefer Sanierungsarbeiten noch in Liverpool beftehen, davon giebt der 
Beriht des Gejundheitsbeamten vom 27. April 1894 ein Bild. Er 
erflärt die 577 Häufer zweier Bezirke für unbewohnbar, welche meift 
back to back houses find, und in welchen 1960 Menfchen wohnen. In 
drei Hauptjtraßen des einen Bezirks betrug die Sterblichteit 63,67 und 
71,00 pro Mille im Jahre, im andern Bezirk 34,6, während fie durch- 
Ichnittlich in ganz Liverpool 23,8 pro Mille war. 


1Sociale Praxis, VII. Jahrg. 1899, ©. 654. NReinde und Oldhaujen, 
Reifebericht. 
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Neuerdings hat der Gemeinderat von Liverpool 50000 £ für den 
Ankauf und die Demolierung Tanitätsgefährlicher Häufer votiert. Das 
Projekt bedingt die anderweitige Unterbringung von 3000 Berjonen. 

Auf Grund des Gejehes von 1875 ift früher, Ende der achtziger 
Sabre, ein Berbefferungsplan durchgeführt worden, welcher 1310 Perjonen 
aus ihren Wohnungen vertrieb. 


In Mancdhefter! (539079 Einwohner im Jahre 1898) find fo- 
wohl auf Grund des Geſetzes von 1875 ala auch des Gejehes von 1890 
verichiedene Verbefferungsprojefte durchgeführt worden und noch in der 
Durchführung begriffen. Eine jehr große Fläche von 19271 square 
yards ift zwiſchen Oldham Road, Bengal Street, George Leigh Street 
und Cornwall Street freigelegt und joll nach Verbreiterung der Straßen 
mit Arbeiterwohnungen bebaut werden, von denen jchon ein Zeil fertig 
gejtelt und bewohnt ift. Die Zahl der abgebrochenen Häufer beträgt 
239, der ermittierten Bewohner 1250; die Gefamtkojten des Grund und 
Bodens, der nur aufzuteilen und wieder zu bebauen ift, ftellen fich auf 
90269 £. Die Kojten der Neubauten werden ungefähr diejelbe Höhe 
erreichen, dafür werden etwa 600 Wohnungen und Läden hergeftellt 
werden. Die Miete einer Wohnung mit zwei Räumen ftellt fi) wöchent- 
lih auf 4 bis 5 sh., diejenige einer Wohnung mit einem Raum auf 2 sh. 
6 d. bis 3 sh. 


London. 


An RLondon, einichließlih der Eity (4504766 Einwohner im 
Jahre 1898) waren 1895 zur Ausübung der Sanitätspolizei in 43 Be- 
zirfen insgefamt 231 Gejundheitsauffeher angejtellt, darunter nur 
7 temporär, die übrigen 224 dauernd. Auf einen Gejundheitsauffeher 
famen durchichnittlich 2545 Häuſer und 18706 Einwohner. Außerdem 
waren für die 3 Diftrifte, welche nach der Metropolis Local Manage- 
ment Act, 1855 (Schedule C) verwaltet werden, 6 Aufſeher angeftellt, 
auf welche durchichnittlich 30 bewohnte Häufer und 160 Einwohner ent- 
fielen. Im Jahre 1899 waren in London, einjchlieglih der City, 
56 medical officers of health angeltellt. 

Der Grafichaiterat zahlt die Hälfte des Gehalts für die nach dem 
Grlaß des Public Health (London) Act, 1891, angeftellten oder wieder- 
ernannten Sanitätsbeamten. Dies waren Ende 


’ NReinde und Olshauſen, Neifebericht. 
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1894 = 35 medical officers of health und 142 sanitary inspectors 

1895 — 399 o , Fe er fl 

1896 — 42 . u Fe „ 18 : a 
Obgleich nun Gefuche um Befeitigung gejundheitsfchädlicher Zuftände in 
erfter Linie an diefe Beamten der Lofalbehörden zu richten find, welche 
die Wohnungspflege und die Sanität3polizei außzuüben haben, gelangten 
im Jahre 1896 nicht weniger ala 1141 (1899: 887) derartige Gefuche 
an den Grafſchaftsrat. Die zuftändigen Sanitätöbehörden wurden in 
allen Fällen von den eingegangenen Klagen benachrichtigt und Die 
GSefuchiteller wurden belehrt, an wen fie fi) zur Herbeiführung von 
Abhilfe zu wenden hätten. Der Inſpektor des Grafſchaftsrats nahm 
1490 (1899: 1456) Befichtigungen vor, um fich zu überzeugen, daß, 
foweit erforderlich, wirklich Abhilfe geichaffen wurde. 

Im Jahre 1896 Hat der Grafſchaftsrat ala Auffichtsbehörde eine 
Unterfuchung über die Wirkfamfeit der von den Londoner Rofalbehörden 
erlafjenen byelaws über Mietshäuſer vornehmen lafien. Es ergab 
fich, daß folche Beitimmungen in allen Bezirken erlaffen waren, aber 
nur in jehr wenigen ernjtlich zur Durchführung gebracht wurden. Der 
Grafichaitsrat beichloß deshalb im Sommer 1897 eine wiederholte Unter» 
fuhung vorzunehmen und, wenn bis dahin die Vorfchriiten nicht durdh- 
geführt wurden, auf Grund sect. 101 an den Local Government Board, 
die Minifterialinftanz, au geben. 

Das ift Mitte Dezember 1897 mit Bezug auf das Sirchipiel 
Bethnal green gejchehen, in welchem feinerlei Inſpektionen der Mietö- 
bäufer ftattfanden. Die Unterfuchhung des Board ergab, daß die Kirch— 
jpielöbehörde in einem Ortsſtatut bejtimmt Hatte, daß die Vorfchriften 
über Mietshäufer nicht Anwendung zu finden hätten, wenn und jo 
lange die Behörde die Regijtrierung der letzteren nicht für erforderlich 
erachte. Obgleih nun der Medicinalbeamte die Regiſtrierung einer 
Menge von Mietshäufern für zweckmäßig erachtete, beichloß die Sanitäts— 
fommilfion des Kirchipiels, fie nicht auf das Regiſter zu feßen; Die 
Kicchipielsbehörde berief fich auf diefen Beichluß und erflärte, daß fie 
fi) von der Regijtrierung überhaupt feinen erheblichen praktiſchen Nutzen 
veriprechen fünne. Der Local Government Board gab jeine Entfcheidung 
dahin, daß mit Rüdficht auf das Ortsſtatut er in dem Verhalten ber 
vestry feine ſchuldhafte Unterlaffung im Sinne der sect. 101 erbliden 
könne. Damit ift die gejegliche Verpflichtung aus sect. 94 für Bethnal 
green zu einem toten Buchftaben gemadht. Der Graffchaftsrat hat 


zwar beichloffen, nochmals vorftellig zu werben, hält einen Erfolg aber 
10 * 
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ſelbſt für recht zweitelhaft!. Der Fall zeigt jo recht den übertriebenen 
Formaligmus in England und läßt auf eine mangelhaite Ausführung 
der gejeßlichen Bejtimmungen überhaupt jchließen. 

Ende des Jahres 1894 hat der Grafichaftsrat die Aufficht über die 
Common lodging houses don den Commissioners of Metropolitan 
Police übernommen und hierfür 1 chief inspector und 11 inspectors 


ernannt. Es betrugen die 
1894 1895 1896 1899 


Zahl der regiftrierten Logierhäufer 654 626 596 544 

Zahl der zuläffigen Bewohner. . 30115 29574 29140 28448 

Dom Grafſchaftsrat ift ein ſtädtiſches Common lodging house in 
Parker Street mit 324 Betten errichtet worden. Das Gebäude ift drei 
Stod hoch und beiteht aus dem Hauptgebäude an der Straße, von 
welchem rüdmwärts drei parallele Flügelbauten abgeben. In jedem diefer 
Flügel find die Schlaizellen ringeum auf Galerien angebracht, während 
der Mittelraum frei bis zum Dache durchgeht und durch Oberlicht erhellt 
wird. Dieſe Bauart joll im Interefje einer befjeren Ventilation gewählt 
fein. Im übrigen entjpricht die Einrichtung der allgemein in den 
Common lodging houses üblichen. Der Preis für ein Bett beträgt 
6 d. pro Nacht. Für das am 30. März 1896 endende Rechnungsjahr 
bat das Haus nah Bezahlung aller Betriebs-, Unterhaltungs- und 
Amortifationsfoften einen überſchuß von 119 £ 10 sh. 2 d. ergeben. 

Snipektionen von Logierhäufern wurden 1896 insgeſamt in London 
28331 vorgenommen. In 334 Fällen ergingen Aufforderungen zur 
Bejeitigung don Mißitänden. Gegen 31 Hausverwalter wurde ein Ver— 
fahren eingeleitet, welches in 30 Fällen zu Beftrafungen im Geſamt— 
betrage von 108 £ 10 sh. führte. In einem Falle wurden die An- 
ordnungen der Behörde nachträglich ausgeführt und nur die Koften 
eingezogen. 

Die Überwachung der Kellerwohnungen ergab in 20 Bezirken 
267 ungejeglich benußte underground rooms. 

Die Thätigkeit des Grafichaftsrates in Bezug auf Häuſer, welche 
als unbewohnbar erachtet wurden, ergiebt ſich aus den folgen- 
den Zahlen: 


! Annual Report of the Medical officer of health of the Administrative 
County of London. 1899. ©. 67, 68. 
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Unbewohnbare Häufer | ae | as | an | un 1894 | 1895 | 1896 | 1899 





Gefamtzahl der Häufer, in Bezug auf welche 
Anftände beim Grafichaftsrat erhoben 
BOEDBRT: ea 

Davon 

wurden von den Gigentümern ohne obrigfeit- | 

liches Einfchreiten 
————— 4704 


376 274 497 113! 











abgebrochen. - - - or en. 00. 538 | 14 63 17 
derbeſeee 106 102 ! 168 19 
wurden von closing orders betroffen und in 
der folge 
Gbarbroie. u. ei 81 19 31 14 
WEIDEN 2 u ee 39 8 95 | 4 
unverändert belaffen . - ». » . 56 41 57 3 





Zuſammen .... 


wurden bon feiner closing order betroffen . . _ 
unterlagen einem nicht abgejchloffenen Ber: 
ſaſkteꝛee we 12 





Pr ER 2 0 Be BR... 13000) VER 

Zufammen . . . - 188 158 Mo... | 188 I 158 | 01 | 0 301 
| 
| 


Die Abnahme in der Zahl der beanftandeten Häufer wird darauf 
zurädgeführt, daß die Behörden neuerdings mehr auf Grund des Public 
Health (London) Act als auf Grund des II. Teiles des Housing of the 
Working Classes Act einfchreiten. 


Eine ganz hervorragende Thätigkeit hat der Londoner Grafſchaftsrat 
binfichtlich der Befeitigung ungejunder Häufergruppen und 
Wohngquartiere und der Erridtung neuer gejunder 
Arbeiterwohnungen an deren Stelle entfaltet?. 

Auf Grund der Teile I und II der Housing of the Working Classes 
Act, 1890 wurden vom Grafichaftsrat 4041 Wohnungen mit 15219 Be- 
wohnern und 16 regiftrierte Lodging houses mit einer zugelaffenen Zahl 
von 1004 Perfonen bejeitigt. Die Gefamtzahl der vertriebenen Perjonen 
bat fi alfo auf 16278 belaufen. 


! Zwei Häufer wurden nad) dem Publie Health (London) Act, 1891, bes 
banbelt. 


* Dal. den Anhang am Ende diejes Bandes. 
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Dem gegenüber wurden neu erbaut oder find im Bau begriffen 
Wohnungen für 16224 Perfonen, wovon 1841 auf benachbarten Flächen, 
nicht im Sanierungäbezirke jelbit, untergebracht werden follen. 

Der Umfang der janierten Flächen hat ungefähr 35 acres betragen. 
Die Koften der Frreilegung und Aptierung für die Wiederbebauung be- 
trugen nach den Boranjchlägen 

für Erwerb des Grundeigentums . . 1496050 £ 
für Arbeiten. - 2: 2 22000. 57500 „ 
Zujammen 1553550 £. 


Durch Landverkauf, inzbefondere an gemeinnüßige Baugefellichaften 
oder ala Wert des dem Grafichaitsrat verbleibenden Grund und Bodens 
gingen 408 750 £ wieder ein, jo daß die Nettofoften fich auf 1144800 £ 
beliefen. ; 

Auf Grund von Zeil III der Housing of the Working Classes Act 
wurde oder wird Wohngelegenheit geichaffen für 5778 Berfonen!, ferner 
wird vorbereitet die Beihaffung von Wohngelegenheit für 12248 Ber- 
jonen. Im ganzen handelt es fich dabei um 2132 Wohnungen mit 
5012 Räumen und zwar 


55 Wohnungen mit 1 Raum, 


1282 > „» 2 Räumen, 
698 R „3 ; 
66 e 4 J 
1 Wohnung „ 5 P 


Um ein möglichft vollftändiges Bild deffen zu geben, was in London 
in der Sanierung der Stadt durch Beleitigung jchlechter Wohnungen und 
MWiederbebauung der freigelegten Flächen geleiftet worden ijt, muß ferner 
erwähnt werden, daß von vestries und distriets boards etwa 8 acres, 
auf welchen 4042 Perjonen wohnten, janiert worden find auf Grund des 
Teiles II des Geſetzes von 1890. 

Über die weiter zurüdliegende Thätigfeit der Metropolitan Board 
of Works auf Grund der Artizan’s Dwellings Acts 1875—1882 geben 
die folgenden Zahlen Auskunft: 


Derbeflerungspläne. . ».... 16, 
Größe der Sanierungsflähen . . 42 acres. 


ı Ohne 324 in Parker-Street-Lodging-House. 


Die Wohnungdfrage in England. 151 


Wohnungen 
mit Räumen bejeitigt errichtet 
1 3492 1217 
2 1522 3056 
3 und mehr 135 22111. 


Der Wiederaufbau erfolgte durch Private. Vertrieben wurden 
22868 Perſonen und wieder untergebracht 27 780 Perſonen. 
Aus der Freilegung der Sanierungsflächen entftanden Koften: 


für Grunderwerb a ee 1570160 2, 
für Arbeiten. ce ee 99836 „ 
166999 £. 
Für den Wiederverfauf ded Landes wurden . . 346581 „ erzielt, 
fo daß die Nettofoften . » » » 2 22. . 1323415 £ 


betragen haben. 

om Metropolitan Board of Works wurden unter den Artizan’s 
Dwellings und Housing of the Working Classes Acts, 1875—90 in 
Angriff genommen und jpäter vom Grafichaftsrat zu Ende geführt. 


Derbeilerungspläne . ». .» ... » 6, 
Größe der Sanierungsflächen. . . 9 acres. 


Vertrieben wurden 6188 Perfonen und nur 2930 wieder unters 
gebraht in 1183 Räumen. Cine fläche von 2I/se acres, von ber 
1284 Perſonen vertrieben wurden, blieb als freier Plaß Liegen. 


Die Koften der Freilegung betrugen: 


für Grunderwerb.. nun. 291511 £, 
Tür Aptierung... ee 22295 „ 

Zufammen 313806 2. 
Für Landverlauf x. ab.» » 2»: 2200... 32133 „ 


Nettofoften 281673 £, 
wovon 51991 £ auf das oben erwähnte, der Bebauung entzogene 
Terrain fielen. 
Die Errichtung der Gebäude erforderte einen Aufwand von 89743 2, 


der Wert des Landes ift mit. - - >» 2 2m 12520 „ 
angenommen, 
fo daß zu verzinfen und zu tilgen find...» ..» - 102263 2£. 


Endlich ift der Wohnungen zu gedenken, welche vom Grafichaftsrat 
unter den Thames Tunnel (Blackwall) Acts, 1888 und 1889 und der 
Metropolitan Board of Works (Bridges) Act, 1884 errichtet wurden, 
bezw. werden. 


! Außerdem 542 Wohnungen, deren Größe nicht befannt ift. 
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Es wurden vertrieben 1210 Perſonen und wieder untergebracht 
1750 Perſonen in 317 Wohnungen mit 875 Räumen. 


Die veranichlagten Koften der Gebäude einfchließlich des Grund- 
wertes betragen 65000 £, werden fich aber in Wirklichkeit auf etwa 
95000 £ ftellen. 

Die vorjtehenden Zahlen find dem von C. J. Stewart, dem Clerk 
der Grafichait im Auftrage de® Housing of the Working Classes Com- 
mittee erjtatteten Berichte über die Arbeiten in den Jahren 1855 bis 
1900 entnommen!. 


Wir fügen aus der Schrift von Alfred Smith, dem früheren Vor— 
figenden de® Housing Committee, „The Housing Question“ einige Zahlen 
Hinzu, welche fih nur auf Arbeiten des Grafichaftsrats (1890— 1900) 
beziehen. Dabei ift zu bemerken, daß fie nicht die wirklich unter- 
gebrachten oder unterzubringenden Perſonen angeben, jondern nur die 
jenigen Perfonen berüdfichtigen, welche bei Feſtſtellung der Pläne als 
„mindeſtens unterzubringen” vorgejchrieben waren. Man fieht aus ihnen, 
wie viel Perfonen ungefähr in großen Etagenhäujern und wie viel in 
Cottages untergebracht werden jollen. 

Unter Zeil I u. II Unter Zeil II 
Tenement Dwellings 8836 5220 
Cottage Dwellings 1640 11 000. 

Außerdem find 12 acres an die Hand genommen, auf welchen in 

Cottages 5295 logiert werden fönnen. 


Endlich entnehmen wir einem Beriht von C. %. Stewart in Anlaß 
der Eröffnung der Boundary-Street- Area die nachjtehenden Zahlen, 
welche fich auf die Arbeiten beziehen, welche vom Metropolitan Board 
of Works begonnen und vom Grafichaftsrat zu Ende geführt und welche 
von Anfang bis zu Ende vom lehteren durchgeführt find. Sie find von 
Wichtigkeit, weil fie zeigen, welche Arbeiten ſchon abgeichloffen, welche 
noch in der Ausführung begriffen und welche erjt geplant find ?. 

(Siehe Tabelle S. 153.) 


Lord Welby bob am 3. März 1900 bei der Einweihung eines 
neuen Wohngquartierd im Kirchſpiel Bethnal green in feiner Anfprache 
hervor, daß die Gemeindebehörde mit einem SKoftenaufwande von 
2 Millionen £ jhon der Hauswirt von 42000 Perſonen der unteren 


! The Housing Question in London 1855—1900. 
2 Dal. den Anhang. 
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„1 un — —⸗——e —— 


Andere ſchon An der Er: Gebäude, für 
















Boundary- vollendete und) richtung be- | welche Pläne 
Wohnungen | g 
vun Street-Estate | bezogene Ge: | griffene Ge: | vorbereitet 
bäubde bäubde werden 
von 1 Raum...» » 15 | 43 25 62 
„ 2 Räumen... 541 421 676 1 633 
ei na 40 1.280 483 1997 
a 103 | 94 5 26 
ds N ae 7 | 1 — — 
6. Ih Ze | = 
Zufammen 1.069 839 1190 3718 
Untergebrachte oder 
unterzubringende Per- 
RN 3. en 5 524 45836 ! 5 900 19 990 ? 


Koften der Gebäude . - 267597 £ | 240 151 £ | 832880 2 | 866549 £ 
Wert bed Landes . . 63010 „ . 38680 „ 42160 „ | 142250 „ 


Zufammen | 330 607 £ | 278831 £ | 325040 2 |1008799 £ 
| | 





Klaffen geworden if. Er fügte Hinzu, daß man dies nur als einen 
ſchwachen Anfang betrachten müßte. 

In den obigen Zahlen iſt das im Jahre 1885 von der City Cor- 
poration ausgeführte Sanierungsprojeft nicht mit berüdfichtigt. Damals 
wurden 164 Slumbäufer niedergeriffen. Fünf große fünfitödige Blocks 
mit fehr reichlicher Licht» und Luftzufuhr traten an ihre Stelle. Sie 
enthalten 

43 Wohnungen von 3 Zimmern, 

174 ö „2 " 

24 J »„ 1 Zimmer; 
außerdem 20 Läden mit 34 Wohnzimmern, im ganzen aljo 535 bewohn- 
bare Zimmer. 

Die Mieten betragen 9 sh. für 3 Zimmer, 6 sh. bis 7 sh. 6. d. für 
2 und 4 sh für 1-Zimmer. Der Bruttvertrag der Mieten beläuft fich auf 
5600, d. h. kaum 3 %0 des aufgewendeten Kapital® von 201415 £. 
Nah Abzug der Ausgaben für Reparaturen, Steuern ıc., der Miete: 
ausfälle und der nötigen Abjchreibungen bleibt eine DVerzinfung don 
faum 2 0 übrig. 


I Darunter 324 in Parker Street Lodging House. 
® Darunter 345 in Maypole Alley (Women’s) Lodging House und 799 in 
Mill Lane Site Lodging House. 
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Boundary-Street-Scheme'!. 


Das umfangreichite und bedeutendite Santerungswerf in England ijt 
vom Londoner Sraffchaftsrat im Kirchſpiel Bethnal green durchgeführt 
worden auf Boundary street Area, 

Die folgende Beſchreibung ftüßt fich auf einen Vortrag von Thomas 
Blafhill, dem Architekten des Grafichaftsrats, des Metropolitan Board 
of Works nnd fpäter auf dem 8. Internationalen Kongreß für Hygiene 
und Demographie in Budapeft, September 1894. 

Eine kritifche Beiprechung des vollendeten Werkes hat derjelbe Autor 
1899 auf dem Kongreß des Sanitary Institute in Southampton gegeben: 
„Unhealthy Areas and Municipal Rehousing*. 

Die Sanierungsfläche umfaßt 15 acres und ift faft vollitändig von 
Gebäuden geräumt worden; nur 2 Kirchen, 3 Volksſchulen und 1 große 
Fabrik find erhalten geblieben. 20 Straßen find entfernt und 728 Häufer 
niedergelegt worden. Die freigelegte Fläche ift nach dem Radialſyſtem 
neu aufgeteilt derart, daß ein runder Garten mit einem Durchmefjer von 
270 Fuß den Mittelpunft einnimmt und don bier aus 7 Straßen von 
50 bis 60 Fuß Breite ausgehen. Auf den zwijchen den Li liegenden 
Flächen find die neuen Gebäude erbaut ?. 

Obgleich Boundary Street Area innerhalb einer englifchen Meile 
vom Gentrum der Gity gelegen ift, gehörten ihre Einwohner der ärmiten 
Klaffe an, lebte dajelbit häufig eine ganze Yamilie in einem einzigen 
Raume Die Straßen waren jchmal, die Zwijchenräume zwifchen den 
Rüdwänden der Häufer waren gleichfalls jchmal und vielfach noch mit 
Baulichkeiten zu Handels- und zu Werkjtattszweden bejett. Die Häufer 
waren alt und verfallen, die Räume dunkel, jchmußig und ungejund 
und die Bewohner den Krankheiten unterworfen, welche aus folchen Ver- 
hältniffen entjtehen. Während der vier Jahre 1886—89 betrug die 
durchichnittliche Sterblichkeit in diefem Dijtritte mehr ala 40 pro Mille, 
während fie in der Parochie Bethnal green nicht größer ala 22,8 und 
in ganz London nur 18,8 pro Mille war. 

Die alten Häufer wurden allmählich vom Grafichaftsrat erworben, 
abgebrochen und durch neue erfeßt. Bor Ende 1894 waren fat alle 
Häufer in den Beſitz des Grafjchaftsrates übergegangen. Im Juli 1895 
berichtete das Public Health and Housing Committee dem Grafichaftsrat, 


16. Hugo, Städteverwaltung und Municipal: Socialismus in England. 
Stuttgart 1897. ©. 96. Bal. den Anhang. 
2 Siehe Anhang Tafel I und IL 
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dat nur noch 78 alte Häufer bewohnt und daß die bis dahin errichteten 
neuen Gebäude jämtlich vermietet waren und von 54 Parteien bewohnt 
wurden. . Bon diejen hatten früher 

11 auf der Sanierungsfläche jelbft gewohnt, 

19 innerhalb A Meile davon, 


6 Mr a „ v 
5 ” 1 " ” 
13 a einer Entfernung von mehr ala 1 Meile davon. 


Für 934 durch die Sanierung vertriebene Parteien wurde 1897 feſt— 
geitellt, daß verzogen waren 
523 nad) Grundſtücken innerhalb "4 Meile von der Sanierungäfläche, 


236 „ E 5 Iy—l/a Meile, 
19 * ” 1a—1 " 
46 „ z über 1 Meile davon. 


Die neuen Gebäude find 5 Stod hoch. Die Wohnungen beftehen 
aus 1, 2, 3 und 4 Räumen. Wohnungen mit nur einem Raum giebt 
es nur jehr wenige. Die Meinung von Blafhill ift, daß ein Bedürfnis 
dafür überhaupt nicht vorliegt und fie nur da gebaut werden jollten, alſo 
wo fie jehr gut in den Bauplan hineinpaſſen. Das Hauptbedürfnis be— 
fteht für 2 und 3 Zimmer. Wohnungen, in welchen Familien von 
4 bis 6 Perfonen untergebracht werden fönnen. 4 Zimmerwohnungen für 
Familien mit 6 Kindern braucht man nur in geringer Zahl, weil in 
der Regel in folchen Familien die älteren Kinder ſchon mit verdienen 
und eine folche Familie imftande fein wird, ein Feines Haus zu mieten. 

Jeder Wohnraum hat mindeſtens 144 OQu-Fuß, jeder Schlafraum 
mindeiten® 96 Du. Fuß (e8 find auch folche mit 160 bezw. 110 Qu. 
Fuß vorhanden); die lichte Höhe aller bewohnbarer Räume beträgt 
8 Fuß 6 Zoll. Jede Wohnung ift unmittelbar vom Treppenhauſe zu— 
gängig; die Treppen find 3 Fuß 6 Zoll breit. Jede Wohnung hat ihren 
Ausguß, einen Waſchkeſſel und eine Handmangel. Jenſeits des Wohn- 
raums ift ein offener Vorplag, an dem das Klofett, von der Wohnung 
völlig getrennt liegt. Zu jeder Wohnung gehört ein Kochherd mit Bad: 
ofen und Kochkeſſel, ein ventilierter Speifefchranf in der Außenwand, ein 
Kohlenkaſten und ein Anrichtetifch mit zwei Schubkäften, unter welchem 
fih ein Zopfichrant befindet und über welchem drei Borte zur Auf- 
bewahrung don weiterem SKüchengerät angebracht find. Es findet fich 
ferner ein Riegel mit 6 Kleiderhafen und ein Rahmen für Aufbewahrung 
von metallenem Küchengerät. 


Gemäß der Rechnung von 2 Perjonen auf jeden Raum, die der 
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Grafſchaftsrat ſeinen Bauplänen zu Grunde gelegt hat, müſſen die Wohn— 
zimmer zum Schlafen mit benutzt werden. Dieſelben ſind deshalb ſo 
eingerichtet, daß in ihnen leicht ein Bett aufgeſtellt werden kann, und 
ſtehen mit dem Schlafraum durch eine Thür in Verbindung. 


Die Leute, an welche die Wohnungen in der Regel vermietet werden, 
verdienen ungefähr 21 Mk. wöchentlich. In den fertigen Gebäuden be— 
tragen die Mieten für 2 Räume mit Zubehör im Erdgeijhoß 5 sh. 9 d., 
für 3 Räume mit Zubehör im erften Obergeſchoß 7 sh. 9 d. pro Woche. 
In den oberen Gejchoffen wird der Preis wenig billiger. Diefe Preife 
find für die in Nusficht genommene Klaffe der Bewohner erfichtlich zu 
hoch. Es wird deshalb vom Graifchaftsrat beabfichtigt, in den weiteren 
Bauten auch Wohnungen berzuftellen, welche im Gegenſatz zu den bisher 
beichriebenen self contained oder complete Wohnungen als associated 
Mohnungen bezeichnet werden. Letztere jollen au8 einem Wohnraum und 
einem oder zwei, in bejonderen Fällen auch drei Schlafräumen bejtehen 
und die Wohnungen desjelben Geſchoſſes ſollen eine gemeinjchaftliche 
Küche und gemeinfchaftliche Kloſetts, und zwar getrennt für Männer 
und Frauen, erhalten. Während von den self contained Wohnungen 
immer zwei vom Treppenplaß unmittelbar zugängig find, werden die 
associated Mohnungen zu je ſechs an einem gemeinfchaftlichen Korridor 
liegen. 

Von den uriprünglichen Bewohnern der Boundary Street Area 
werden 5719, wie ſchon oben erwähnt, delogiert. Die Neubauten jollen 
Raum für 4700 Perſonen ſchaffen, thatjächlich werden aber 5524 Per— 
fonen in 1069 Wohnungen untergebracht werden können. Bon diejen 
Wohnungen werden bejtehen 

15 aus 1 Raum, 

541 „ 2 Räumen, 

0 „3 „. 

103 „ 4 re 

10 „ mehr ald 4 Räumen. 

Die Koften der Sanierung werden durch Anleihe gedeckt und müſſen 
nach dem Gejege in 60 Jahren amortifiert fein, und zwar die Koiten 
des Grunderwerbes abzüglich der Einnahmen aus wieder verkauften 
Grund und Boden, jowie die Koſten der Straßenanlagen ꝛc. auß den 
Steuern, die Koften der Neubebauung zuzüglich des Wertes von Grund 
und Boden aus den Erträgnifien der Neubauten. 


Da der Grafſchaftsrat von dem Verkaufe der freigelegten Terrain 
abgejehen und diejelben jelbjt wiederbebaut hat, jo hat er in feine Rech— 
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nung nur den gejchägten Wert des Grund und Bodens einstellen können. 
Dieje Wertihätung Hatte unter Berüdfichtigung des Umſtandes zu er- 
folgen, dat im Sanierungäbezirk kleine Wohnungen nach dem Geſetze zu 
errichten find. Sie ift aus diefem und noch aus einem anderen Grunde 
jehr niedrig ausgefallen. Die Mietpreife dürfen nicht höher gejtellt 
werden, als fie in der Nachbarſchaft Für ähnliche Wohnungen find, fie 
jollen aber andererjeit3 ausreichen, alle Ausgaben zu deden einschließlich 
der Berzinfung von 3 00 und der Amortifationsquote auf Grundwert 
und Baufoften. Da die Baufoften für Häufer, welche allen hygieniſchen 
Anforderungen der Neuzeit entiprechen jollen, ein nicht beliebig zu 
reduzierender Faktor find, jo kann die Rechnung nur zum Stimmen ge: 
bracht werden, wenn der Grundwert möglichft gering angenommen wird. 

Bei dem Boundary Street Scheme stellten fich nach dem Boranjchlage 


die Koften für Grund: und Gebäudeerwerb auf - » 2: 2 220. 300 000 £ 
und der Wert des freigelegten und zur Wiederbebauung beftimmten 

EEE ee a N 69110 2. 

Die Differenz vonnn.. 230 890 £ 

und die Koften der neuen Straßen und des Centralgartens mit . - 48950 £ 


zufammen aljo 279840 £, 
find zugänglich Zinfen von den Steuerzahlern in 60 Jahren zu 
amortifieren. 


Dagegen wurben bie Neubauten auf » » 2» 2 20mm en 250 000 2, 
die Generalunloften auf- - - > 2 0 0 0 m 0 0 nenn 12500 £ 
veranschlagt, jo daß einschließlich des Wertes des wieberbebauten 

TOTER WO. ee a Be 69110 2 


zufammen 331610 £ 
aus den Mieten zu verzinjen und zu amortifieren find. 

Die neuen Wohnungen machen fi) — dank der geringen MWert- 
Ihätung des Grund und Bodens — im allgemeinen bezahlt. Olshauſen 
in jeinem Bortrage „Zur Sanierung der Städte“ führt an, daß ber 
Voranſchlag für die unter dem Gejeh von 1890 vom Graffchaitsrat er- 
bauten Häufer für dad Jahr 1897/98 in Einnahme und Ausgabe mit 
23296 L abichlieft, wovon 9993 E auf Steuern, Erhaltung ꝛc., 
12869 £ auf Zinjfen und Amortifation entiallen. 

Die den Gemeinden auß den Improvement schemes erwachlenden 
Lajten jtammen deshalb aus dem Geichäfte mit den Grundjtüden und 
den mancherlei Gntjchädigungen, welche für die Störung wirtjchaft- 
licher Intereffen an Handwerker, Gejchäftsinhaber in den Sanierungs— 
bezirfen gezahlt wurden. Thomas DBlafhill giebt den Gejamtbetrag 
der 1876—98 für Improvement schemes gemadten Ausgaben auf 
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2835227 EZ an. Davon gingen beim Verkauf geräumter Grundſtücke 
und al® Wert der im Gigenbefiß der Grafichaft verbliebenen nur 
668860 L wieder ein. Es verblieben alfo in London mit Ausnahme 
der Gity zu Laften der Steuerzahler Aufwendungen für Improvement 
schemes in Höhe von 2166367 £. Da nun 39207 Perjonen dabei 
diölociert wurden und für einige Hundert mehr neue Wohngelegenheit 
geichaffen wurde, fo ergeben ſich als Nettofojten Tür jede vertriebene 
Terfon 55 L. Diele Zahl bedarf allerdings einer Korrektur infoweit, 
ala mit einigen Improvement schemes Straßenverbefferungen und andere 
Maßnahmen verbunden wurden, welche von dem eigentlichen Sanierungs— 
werk zu trennen find. Mit Sicherheit jtellt fich aber der Koſtenaufwand 
für Sanierungszwede durchichnittlih auf 45 oder gar 50 £ auf jede 
dislocierte Perjon, wie die oben mitgeteilten Zahlen über die Sanierung 
der Boundary Street Area, bei welcher Berfehräverbeflerungen nicht im 
Betracht famen, beftätigt. 

Dieje enormen Koften find darauf zurüdzuführen, daß der Grund und 
Boden der unbewohnbaren Quartiere zu feinem im Gentrum der Städte 
fehr hohen Mearktwerte erworben werden muß, und daß andererjeits die 
Ausnugung desjelben zu fanitär einwandsfreien Arbeitermwohnungen nur 
die Erzielung einer jehr geringen Grundrente zuläßt. Thomas Blafhill ift 
deshalb der Meinung, daß ein anderes DVerfahren eingefchlagen werden 
müßte und unbedenklich eingejchlagen werden könnte, weil es, wie die 
eben hierüber angeführten Zahlen erkennen laffen, thatſächlich doch 
nahezu unmöglich ift, Die vertriebenen Perfonen, wie e8 der Gedante 
des heutigen Gejehes ift, in die neuen Wohnungen zu überführen, 
andererjeits auch feine Veranlaffung befteht, für Familien, die bisher in 
anderen Bezirken wohnten, unter $nanfpruchnahme der Steuerzahler auf 
der Sanierungsflähe Wohnungen zu errichten. 

Nach dem Vorichlage Blaſhills würde die Gemeinde, nachdem eine 
Area für unbewohnbar erklärt wäre, die Eigentümer zur Bildung eines 
Trust veranlaffen, der die Räumung der Area, die Neuanfteilung der- 
felben und die Verwertung des bebaubaren Grundes ſelbſt in die Hand 
zu nehmen hätte, ohne irgend welche Läftige Bedingungen. Die Behörde 
hätte die Bewohner der Fläche vor Räumung derjelben genau fejtitellen 
und ihre BVerhältniffe erforfchen zu laſſen. Alsdann Hätte fie für die 
Unterkunft der zu Bertreibenden zu ſorgen und zwar je nad) den Ber- 
hältniffen in unmittelbarer Nachbarjchaft oder in größerer Entfernung. 
Eventuell könnte fie zu dem Zwecke in den Außenbezirken auch Arbeiters 
wohnungen bauen. Den in größerer Entiernung don ihren früheren 
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Wohnungen Anzufiedelnden würden auf eine Reihe von Jahren Fahr: 
koften in der Form der Übernahme eines Teiles der Miete an den 
neuen Hauswirt zu gewähren jein. Ebenſo wäre den jtarfen familien, 
welche früher in übervölferten Wohnungen hauften und jet eine größere 
Wohnung nehmen müflen, die Mietsdifferenz für 5 bi8 7 Jahre abzu- 
nehmen. Nur für diejenigen, welche nach Lage ihrer Verhältniffe auf 
der Sanierungäfläche jelbjt wieder unterzubringen wären, würde die Stabt 
vom Truſt das erforderliche Terrain zu erwerben und zu bebauen haben. 
Ferner wären dem Truft für öffentliche Verbeflerungen wie Anlegung 
neuer Straßen, auf Grund von Abſchätzungen entiprechende Entichädi- 
gungen zu zahlen. Blafhill meint, daß bei einem folchen Verfahren 
die der Gemeinde zur Laft fallenden Koften einer Sanierung auf den 
vierten Zeil der jet aufzumendenden herabgemindert werden würden. 


Der Borichlag eines in Sanierungsarbeiten jo erfahrenen Beamten, 
wie Blaſhill, ift ohne Zweifel der eingehenditen Beachtung wert. Es 
will uns aber doch jcheinen, daß derjelbe die Bedeutung unterjchäßt, 
welche das biöher beobachtete Verfahren des Graffchaftsrats Tür Die 
Mohnungsfrage im allgemeinen bat. Es verhindert, daß durch Sanie— 
rungen jchlechter Duartiere eine Verminderung der Wohngelegenheit für 
fleine Leute eintritt. Wenn auch die Bewohner der Slums in die neuen 
Wohnungen nicht Hineinzubringen find, weil diejelben ihren Lebens— 
gewohnheiten nicht entiprechen, und weil die neuen Wohnungen für bie 
unterfte Bevölkerungsklaſſe zu teuer find, jo giebt e8 immerhin Arbeiter 
genug, weldye genügend zahlungsfähig und ordnnungsliebend find, um 
als Mieter der neuen Wohnungen auftreten zu können. Dadurch werden 
die Wohnungen diejer wieder frei für die tiefer ftehenden Bevölferungs- 
Ichichten. Ganz befonders wichtig it e8 aber, die Wohngelegenheit für 
Arbeiter in den Gentren folcher Städte nicht zu verringern, wo Die 
Arbeitsftätten ihrer Natur nach nicht in die Außenbezirke Hinausverlegt 
werden können. Dies gilt in&bejondere von Hafenftädten, wo Die 
Arbeitsgelegenheit an einen bejtimmten Ort gebunden ift, nicht ftändig 
gleichmäßig vorhanden ift und täglich nicht zu derjelben Zeit anfängt, 
endet und durch Paufen unterbrochen wird. Die Arbeiterauartiere in der 
Nähe des Hafens zu erhalten, ift da von ganz hervorragender Wichtig- 
feit, um den in Arbeit ftehenden oder nach Arbeit ausjchauenden Mann 
nicht gany von der familie loszulöfen. 

Wir balten e8 für eine durchaus erforderliche Bedingung jeder 
Sanierung, daß ebenfo viele Eleine Wohnungen errichtet wie befeitigt 
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werden, und zwar je nach den Umſtänden entweder auf derjelben Fläche 
oder in geringerer oder größerer Entfernung don derjelben. Ohne dieſe 
Vorausfegung würde die bei Sanierungsarbeiten in erjter Linie an- 
geftrebte Verbefferung der janitären Berhältniffe ausbleiben. Die auß 
den Slums vertriebenen Bewohner würden nur dazu beitragen, andere 
Bezirke und Wohnungen zu übervöltern und feine noch jo gute Woh- 
nungspflege würde jchließlich jtark genug fein, fie daraus zu vertreiben. 


V. Schlaf. 


Die wichtigfte Aufgabe in der Wohnungsfrage bleibt unter allen 
Umftänden, für die unteren Slaffen ausreichende MWohngelegenheit 
zu einer für den Arbeiter erfjhwingbaren Miete zu beichaffen. 
Diefe Aufgabe darf einerjeit8 durch Sanierungen und Wohnungspflege 
nicht übermäßig erichwert werden und muß andererfeits nach Maßgabe 
der verfügbaren Mittel pofitiv gefördert werden. In welcher Weije das 
zu gejchehen hat, näher zu erörtern ift bier nicht unfere Aufgabe. Es 
muß aber zur Beurteilung der Behandlung der Wohnungsfrage in 
England hervorgehoben werden, daß gerade nach diejer Richtung auch in 
England noch wenig gejchehen ift. Don den im Teil III des Housing 
of the Working Classes Act, 1890 behandelten Maßnahmen zur Förde: 
rung des Baues Kleiner Wohnungen ſoll demnächit erjt in umfafjendem 
Make Gebrauch gemacht werden. Auch genügen die Maßnahmen, welche 
von den Städten auf Grund ihrer Berugniffe nach Zeil III des 
Geſetzes don 1890 ergriffen werden fünnen, für fich allein nicht, weil 
das Bauland auch in den Außenbezirfen regelmäßig zu teuer if. 68 
muß eine weitblidende Boden- und Verkehrspolitik der Gemeindebehörde 
binzufommen. Die Städte müſſen ficd einen umfangreichen Grundbefiß 
in ihrer Umgebung fichern zu einer Zeit, in welcher die Grundjtüde 
noch im wejentlichen nach ihrer landwirtichaftlichen Ertragsfähigfeit be- 
wertet werden. Wenn fie alsdann mit fortichreitender Bevölferungs- 
zunahme ihr Land rechtzeitig für den ftädtifchen Anbau aptieren, durch 
ausreichend jchnelle und billige Verkehrsmittel mit den Arbeitscentren in 
Verbindung bringen, da8 aufgejchloffene Bauland an den Markt bringen 
und den Berfaufserlös wieder in billigen entjernteren Grundftüden an- 
legen, jo fönnen die Bodenpreife niedrig genug gehalten werden, daß 
auh don Privaten den fanitären und fittlichen Anforderungen ent- 
jprechende Arbeiterwohnungen hergejtellt und zu einem vom Arbeiter 
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erichwingbaren Preije mit Nußen verkauft oder vermietet werden fünnen. 
Ohne die dauernde Mitwirkung der privaten Baufpefulation an der 
Herjtellung von kleinen Wohnungen wird eine befriedigende Geftaltung 
der Wohnungsverhältniffe nicht zu erreichen jein. Die bisherige Thätig- 
feit der englifchen Stadtverwaltungen, jo jehr diejelbe Anerkennung und 
Nahahmung verdient, hat an den ſchlimmen Wohnungsverbältniffen im 
allgemeinen wenig geändert, ebenjowenig die Thätigkeit von gemein: 
nüßigen Gejellfchaften und Baugenofjenjchaften, obwohl leßtere in England 
früher ala anderwärts ausgebildet und 1898 von ſolchen 2586 mit 
612874 Mitgliedern und einem Kapital von 50 Millionen £ ein- 
getragen waren !. 

Es fehlt den englifchen Städteverwaltungen auch nach dem Zuftande- 
fommen des Ergänzungsgejege von 1900 an den ausreichenden Befug- 
niffen, um eine geſunde Bodenpolitif zu treiben und damit die Voraus— 
jegungen für eine wirffamere Entfaltung ihrer Thätigkeit auf dem Ge— 
biete der MWohnungspflege und der Sanierung zu fchaffen. Unfere 
deutfchen Gemeinden find in dieſer Beziehung in einer viel glüdlicheren 
Lage. Um jo weniger follten fie zögern, die Wohnungsfrage thatkräftig 
in Angriff zu nehmen. 


ı Eduard Bernftein im Archiv für fociale Geſetzgebung und Statiſtik. 
XV. 2b. ©. 629. 
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IV. 
Die Wohnungsfrage in Sranfreich. 


Don 


Profeffor Dr. B. Albrecht, Groß-Lichterfelde, 
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Die „Sutachten und Berichte” des Bereind für Socialpolitif zur 
Trage der Wohnungsnot der ärmeren Klaffen aus dem Jahre 1886 
(Schriften des Vereins Bd. XXX und XXXI) enthalten eine mono« 
graphifche Bearbeitung von A. Raffalovich: „Die Wohnungsfrage in 
Frankreich”, deren Volljtändigfeit und Gründlichkeit ein Zurüdgreifen 
auf die vor dem Berichtsjahre Tiegende Zeit unnötig erjcheinen Täßt. 
Die Aufgabe der vorliegenden Unterjuhung beſchränkt ſich daher auf den 
Verſuch, die von dem genannten Berfaffer gegebene Darftellung bis auf 
die gegenwärtige Zeit zu ergänzen. Wenn wir diefen Verſuch von einem 
den zu fchildernden Berhältniffen ferner liegenden Standpunkte aus 
wagen, jo geichieht dies aus einer gewiſſen Zwangslage heraus. Die 
Bemühungen der zur Vorbereitung der Unterfuchung über die Wohnungs- 
frage vom Verein für Socialpolitik eingejegten Sublommiffion, einen 
Bearbeiter für diefen Teil der Enquete in Frankreich ſelbſt zu finden, 
find leider gefcheitert, und zwar Hat fich die Ergebniälofigkeit der Be— 
mühungen erft zu einer recht vorgejchrittenen Zeit herausgeftellt. Sollte 
daher eine bei der Bedeutung Frankreich auf diefem Gebiete recht 
empfindliche Lücke in der Reihe der zu erftattenden Berichte vermieden 
werden, jo mußte fich eines der Mitglieder der Subfommilfion ent- 
fchließen, einzutreten. Die Wahl ift auf den Berfaffer gefallen, weil 
demfelben im legten Sommer Gelegenheit gegeben war, ala Mitglied der 
Jury für die Klaſſe „Arbeiterwohnungen“ der Parifer Weltausftellung 
fih eingehender mit dem Gegenstand zu beichäftigen und manche der 
Einrihtungen, die Hier in Betracht kommen, durch den Augenfchein 
fennen zu lernen. Weitere Gelegenheit, Material zu fammeln und die 
Anfichten maßgebender Perfünlichkeiten kennen zu lernen, gab ber im 
Juni 1900 in Pariß tagende internationale Kongreß für die Arbeiter 
wohnungsfrage, dem der Verfaſſer beiwohnte. Wenn trogdem die nach— 
folgende Darjtellung Lüden enthält, jo mögen die angeführten Thatjachen 
hierfür als Entſchuldigung dienen. 
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I. Gejegliche und polizeiliche Mapregeln zur Ber: 
befierung der Wohnungsperhältnijie. 


Die auf die Gejtaltung der Wohnungsverhältnifie bezügliche ältere 
franzöſiſche Gefeßgebung, die zum Zeil noch heute für die Regelung ge- 
wifjer Fragen — Beauffichtigung vorhandener Wohnungen, Befeitigung 
ungejunder Quartiere — maßgebend iſt, gipfelt in dem Geje vom 
22. April 1850, bezüglich deifen wir auf die Daritellung von 
Raffalovich verweilen. Es ſei hier nur refapituliert, daß es durch 
daB Geſetz in das fafultative Ermefjen der Gemeinden gelegt wird, 
Kommiffionen zu ernennen, deren Aufgabe es ift, ungeſunde Wohnungen 
aufzufuchen, den Zuftand ihrer Gejundheitswidrigfeit näher feſtzuſtellen 
und deſſen Urjachen jowie die Abhilfsmittel anzugeben. Der Gemeinderat 
entjcheidet über die zur Abjtellung der Mikftände auszuführenden Arbeiten; 
gegen die Entjheidung der Gemeinden jteht der Refurs an den Prä- 
fetturrat offen. Werden die aufgegebenen Verbeſſerungen innerhalb be- 
ftimmter Frijten nicht vorgenommen, jo verfällt nad einem durch das 
Geſetz geregelten Verfahren der Eigentümer oder Nubnießer der Woh— 
nungen in Geldftrafen bis zum Doppelten des Geldwertes der vorzu— 
nehmenden Arbeiten. it feltgejtellt, daß die Wohnung eine Affanierung 
nicht zuläßt und daß die Urfachen der Gefundheitswidrigfeit in der 
Wohnung felbft liegen, jo fann die Gemeindebehörde deren Bermietung 
als Wohnung big auf weiteres verbieten. Das gänzliche Verbot fann 
nur dom Präfelturrat ausgeſprochen werden, gegen deſſen Entſcheidung 
Rekurs an den Staatsrat offen fteht. Iſt die Gefundheitswidrigfeit das 
Ergebnis von äußeren und bleibenden Urjachen oder fünnen die Urfachen 
nur durch zufammenhängende Arbeiten bejeitigt werden, jo ift dem Ge- 
meinderat die Befugnis gegeben, das Zwangsenteignungsverfahren ein- 
zuleiten und die Teile der Grundftüde, welche nach bewerfitelligter 
Affanierung außerhalb der für die neuen Bauten Fejtgejtellten Bauflucht- 
linien bleiben, in öffentlicher Verjteigerung zu veräußern. 

Wie bereit? Raffalovich fejtgeftellt hat und wie durch weitere 
Berichte! bejtätigt wird, ftehen die Beltimmungen des genannten Ge- 
jeges Lediglich auf dem Papier. Vergebens forderten minifterielle Erlafie 
vom 11. Augujt 1850, 27. Dezember 1858, 9. September 1878, ein 


! Muller et Cacheux, Les habitations ouvriöres en tous pays. Paris 
1889. An den bier dargelegten Berhältnifien hat ſich, wie Verfaſſer feftftellen 
fonnte, bis heute nichts geändert. 
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Erlaß des Staatsrat? vom 24. Mai 1864 die Präfekten, die Bezirks— 
und Geſundheitsräte auf, den Eifer der Gemeindebehörden anzufachen. 
Auf 36000 Gemeinden kamen im Jahre 1853 nur 228 Kommijfionen, 
im Sabre 1858 520. Zwanzig Jahre jpäter, im Jahre 1878, waren 
die Vorjchriften des Geſetzes faſt überall vergeffen, und wohl faum acht 
oder zehn Gemeinden brachten fie zur Anwendung. 1889 waren Kom— 
miffionen nur noch in Paris, Lille, Roubair, Nancy und Le Havre in 
Thätigkeit. Verſchiedene Gejegentwürfe, die in der Folge eingebracht 
wurden, um das Gejeg von 1850 zu amendieren, find nicht zur Ver— 
abjchiedung gelangt, und es ijt noch heute die Frage der Wohnungs- 
beauffihtigung und der Beleitigung ungefunder Quartiere in Franfreich 
eine ungelöfte. 

Wirkſamer als die Beitimmungen des Geſetzes von 1850 Hat fich, 
was insbejondere die Stadt Paris anbetrifft, eine Verordnung des 
PVolizeipräfeften vom 25. Oktober 1883 erwiejen, welche das gewerbs- 
mäßige Vermieten von möblierten Wohnungen reglementiert und ber 
Beauffihtigung janitätspolizeilicher Organe unterftellt (j. Raffalovich 
a. a. D.). 

Mie fi) unter dem Geltungsbereich der vorjtehend kurz fkigzierten 
Geſetzgebung die thatjächlichen VBerhältniffe, insbeſondere in Paris, ge- 
ftaltet haben, ift von Raffalovich eingehend gejchildert. Wenn er 
dabei wejentlih von eigenen perjönlichen Eindrüden und denjenigen 
einzelner Yitterarifcher Gewährsmänner ausgeht und dadurch feine Dar- 
ftellung entichieden an Farbe gewinnt, entbehrt dieſelbe, weil damals 
eine amtliche Wohnungsftatiftit in Paris und im übrigen Frankreich 
noch nicht erijtierte, der exakten zahlenmäßigen Unterlagen, die einen 
Vergleich mit den Verhältnifien an anderen Orten ermöglichten. Dieje 
Lücke ift heute bis zu einem gewiffen Grade ausgefüllt: ſeit 1891 wird 
in Paris, jeit 1896 auch in den übrigen franzöfiichen Städten mit mehr 
ala 100000 Einwohnern! die Zahl der vorhandenen Wohnungen, die 
Zahl der Räume, aus welchen die einzelnen Wohnungen bejtehen, und 
endlih die Zahl ihrer Bewohner amtlich feitgeitellt.e Dazu kommen 
einige Feſtſtellungen untergeordneter Art, 3. B. betreffs des VBorhanden- 
ſeins bejonderer Aborte ıc. Unter Wohnraum ift dabei jeder Raum 
einjchließlich der Küche verftanden, der groß genug ift, um ein Bett zu 
faflen. Wenn eine jolche Teitftellung, die bezüglich des Luftraumes und 
der fonftigen Beichaffenheit der ala Wohnräume dienenden Gelafje den 


ı jÜber diefe letzteren Liegen BVeröffentlihungen unjeres Wiſſens noch nicht vor. 
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weiteften Spielraum läßt, auch fein erfchöpfendes Bild von den that- 
jächlich beftehenden BVerhältniffen giebt, jo läßt fie doch eine Weihe 
interefjanter Schlüffe auf die Parifer Wohnungsverhältniffe zu, die wir 
hier an der Hand der Veröffentlihungen von 3. Bertillon! etwas 
eingehender ins Auge faflen wollen. 

Eine Gegenüberjtellung der bei der Aufnahme des Jahres 1896 
erhobenen Zahl der Haushaltungen, gefondert nach der Zahl der zu- 
gehörigen Perfonen, und der vorhandenen Wohnungen, gejondert nad) 
der Zahl der Wohnräume, ergiebt zunächſt die nachftehende intereflante 
tleine Zabelle: 

Zabelle I. 


l 
— Beſtehend aus Zahl der Beſtehend aus 


Perſonen | Wohnungen Räumen 





haltungen 
294 771 1 369 211 1 
256 969 2 223 553 2 
174 683 3 177374 3 
106 342 4 82 720 4 
57 462 5 33998 | 5 
28 863 6 20778 | 6 
14 341 7 11 352 7 
6 901 8 8029 8 
3275 9 4340 9 
3 768 10 10 764 10 


947 375 | 942 119? | 


Berechnet man aus diefer Tabelle einerjeits die Gefamtzahl der Ein- 
wohner und andererfeits die der vorhandenen Wohnräume, fo ergiebt fich 
die intereffante Thatjache, daß im allgemeinen Durhichnitt annähernd 
auf jeden Einwohner ein Wohnraum (gemau gerechnet 1,08 in ber 
inneren Stadt, 1,02 in der „banlieue*) entfällt. Aber ſchon ein Blid 
auf die Tabelle läßt erkennen, daß, während die größeren Wohnungen 
in einem erheblichen Überſchuß vorhanden find, die kleineren Haus— 
haltungen zu einem großen Zeil auf Wohnungen angewielen find, in 
denen fich das Verhältnis der vorhandenen Räume zu der Zahl der 
Bewohner recht ungünftig geftaltet. Wie fich die Bevölkerung im ein- 





ı J. Bertillon, Les logements surpeuplös à Paris en 1896. Revue 
d’hygiene et de police sanitaire XXI (1899), p. 588. 
2 Die leerftehenden Wohnungen und diejenigen von unbefannter Bewohnerzahl 


nicht mitgezäplt. 
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zelnen auf die verjchiedenen Kategorien von Wohnungen verteilt, erhellt 
aus der folgenden Tabelle: 
Tabelle II. 









Haushaltungen beftehend aus Perjonen 
+|5| es | 7 |[e|9|mw 
| | 

135 90) a8) 26 28 183 3 
1767, 97123] 32377 12009| 3905 1243 449 204 37 971369 211 
38 122) 75 731| 54319 31197114065 5829| 26501078! 378| 1841223 553 
19 678| 49650) 49 548! 29892115673 7566| 3083 1400 558| 326| 177 374 
8396! 19874| 19905) 15983) 9641| 4751| 2365| 992] 486) 323 
2583| 7132| 7990 6519) 4809| 2665 1293| 551) 224| 232 
1207| 3325 4 964) 4244, 3303, 1856; 961 509| 199 210 
505; 1331! 2249| 2401| 2082| 1276| 793 382) 173 160 
248| 7151 18334 1539| 1471) 1108 764 414 215) 221 
12) 374 5551| 765| 74 650, 504 266| 197) 173 
10 197) 445! 8341 1308| 1514| 1614| 1338 1066| 772 1676 
Unbefannt| 1574| 1311 518 407) 229 277) 128 36 34 157 


Summa [294 771/256 Kor 683 106 342|57 462 28 86814 341 [690119275)8768 947 375 


Bertillon fieht nun eine Wohnung mit einem Wohnraum pro 
Bewohner ala ausreichend an; unzureichend ift für ihn eine Wohnung, 
wenn mehr als eine, aber weniger als zwei Perſonen auf einen Wohn- ' 
raum fommen, und er bezeichnet fie ala überfüllt, wenn mehr als 
zwei Perfonen auf einen Wohnraum entfallen. Es leuchtet ohne weiteres 
ein, daß diejer Maßſtab kein für alle Fälle zutreffender ift, denn ein kleines 
Zimmer kann bereit3 durch weniger ala zwei Perfonen überfüllt werden, 
während unter Umftänden ein großer Wohnraum durch mehr ala zwei 
Perfonen noch nicht überfüllt zu fein braucht. Den aus äußeren Gründen 
gewählten Maßſtab indeffen für die Beurteilung zu Grunde gelegt, ergiebt 
fih aus den weiteren Berechnungen von Bertillon, daß von der Ge- 
lamtbevölferung von Paris wohnen: 

(Siehe Tabelle S. 170.) 

Diefe Zahlen find im Bergleih zu anderen Großftädten noch 
günftige zu nennen; denn wenn auß den vorhandenen Unterlagen bie 
entjprechenden Zahlen für die anderen Hauptjtädte berechnet werden — 
eine Berechnung, die natürlich nur mit großer Referve zu beurteilen ift — 















2 








SID 

















! Mafjenwohnungen (Safernen, Penfionen, Klöſter, Hofpitäler u. ſ. mw.) nicht 
mitgezählt. 

* Haußhaltungen, die auf Schiffen, Wagen, in Ställen u. |. w. ange: 
bracht find. 
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fo ergeben fih nah Bertillon folgende Anteile der überfüllten 


e 
Wohnungen auf 1000 Einwohner 


London (1891).. ee 200 
Berlin 12.2) I REP EFT TEFRE BET 280 
Wien (18901.... 280 
Budapeſt (1891, dieſe Angabe wird z. B. 

von Köröſi beſtritten)...... 740 
St. Petersburg (18) . » » 2... 460 
ost 158 ..5 u. a a are 310 


Tabelle II. 









Paris Bannmeile 
abjolut | %o0 | abjolut | do 












An übervölterten Wohnungen (weniger als | 
365 000 | 149 







se Raum auf den Bewohner). . . . . 107 000| 142 
An ungureichenden Wohnungen (weniger als | 
1 und mehr als "is Raum auf den Ber | 
EB ee ern 887000, 363 | 283000 | 381 
An ausreichenden Wohnungen (1 Raum auf | 
den Bewohner) - . » 2 2 200. 648 000, 266 | 166000: 219 
In geräumigen Wohnungen (mehr als 1 
und weniger ala 2 Näume auf den Be: | 
’ Kobier) 4 3.00% = va we 337000' 1385 | 117000! 154 
An ſehr geräumigen Wohnungen (mehr ala | | 
2 Räume auf den Bewohner). . . » - 189000, 78 7200| 9 
Aus Schiffen, Wagen ı. . . » 2 20.20. 2000 | 1 1000 1 
Uubefanml =: 0,3: 0..5 20-08 re ae 13 000 | > 70900 8 


Summa |? 443 000! 1000 | 158.000 | 1000 


Se Eöpfereicher ein Haushalt ıft, um jo jeltener fällt natürlich auf 
jedes Glied desfelben ein Wohnraum. Bon den aus zwei Perjonen be» 
ftehenden Haushaltungen genügen 378 oo, von den dreiföpfigen 496 %o, 
von den vierföpfigen 687 %oo, von den Fünfföpfigen 754 %oo, von ben 
jechstöpfigen 764 00, von den fiebenköpfigen 753 *00 diejem Anjpruch nicht. 

Mas, von der durch die vorjtchenden Zahlen nachgewiejenen Über- 
füllung abgejehen, die Beichaffenheit der Parifer Wohnungen im einzelnen 
anbetrifit, jo geht aus der Bertillonjchen Statijtif hervor, daß, wie 
in anderen Großſtädten auch, insbejondere die Bejchaffenheit der Aborte 
zu vielen Anjtänden PBeranlafjung giebt. Kloſetts für die Allein» 
benugung haben nur 25 %o aller vorhandenen Wohnungen, ein Prozent- 
jaß, der für die Hleinften Wohnungen von einem und zwei Räumen 
natürlich noch erheblich herabſinkt. Im übrigen trifft für Paris im 
allgemeinen das Gleiche zu, was den Wohnungsnotftand in Berlin und 
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anderen Großftädten charakterifiert: es ift nicht jo ſehr die Beichaffenheit 
der Wohnungen an fich, wie 3. B. in London und anderen englifchen 
Großjtädten, von deutjchen Städten namentlich in Hamburg, welche das 
MWohnungselend Hervorruft, fondern Die Überfüllung der Wohnungen, 
wie fie in den vorftehenden Zahlen ihren Ausdrud findet. Die Über: 
füllung bejchränft fich nicht etwa auf den eigentlichen Kern der Stadt, 
in dem fich naturgemäß aus Gründen, die mit den Erwerbsverhältniffen 
zufammenhängen, die Bevölkerung zujammendrängt, jondern fie dehnt 
fi, wie aus Zabelle III hervorgeht, auf die gejamte Bannmeile aus 
und jtellt jomit, ganz entfprechend den Zuftänden, denen wir in Berlin 
und in anderen deutfchen Großftädten begegnen, ein Univerfalübel dar, 
das in einer fehlerhaften Bodenpolitif und der dadurch bedingten Preis— 
jteigerung des Grund und Bodens feine Urfache hat. Die in Frankreich 
mehr noch als bei uns hervortretende Neigung, in diefer Beziehung 
alles dem freien Spiel der Kräfte, d. 5. in diefem Falle der unein— 
geſchränkten Herrſchaft des Großfapitals zu überlaffen, giebt wenig 
Ausficht, daß fich hierin in abjehbarer Zeit etwas ändern wird. 


H. Maßnahmen zur Gritellung und zur Forderung 
des Baues gejunder und billiger Heiner Wohnungen. 


Die Fürforge der Arbeitgeber für das Wohnungsbedürfnis der 
in ihren Betrieben bejchäitigten Arbeiter, in Frankreich ebenjo wie in 
Deutichland die am früheften auftretende Fürſorgeform auf dieſem Ge— 
biete, wird von Raftalovich nur kurz gejtreijt: die damalige Enquete 
des Vereins für Socialpolitif erjtredte fich ausſchließlich auf die Städte, 
während fich die Wohnungsfürjorge der Fabrifanten in Frankreich vor- 
wiegend auf ſolche induftriellen Unternehmungen beichränft, die, in 
größerer Entfernung don den Städten gelegen, in ihrem eigenen Intereſſe 
gezwungen find, wenn fie überhaupt Arbeiter heranziehen wollen, für die 
Unterkunft derjelben zu forgen. Es foll damit natürlich nicht gejagt 
jein, daß nicht in manchen Fällen auch das Mohlwollen und der Wunsch, 
den Arbeitern befiere Wohnungen, als ihnen auf andere Weife zur Ver— 
fügung ftehen würden, zu beichaffen, Hierbei leitend gewejen find. Wenn 
indefien Raffalovich meint, da für dieje Kategorie von Wohnungs- 
bedürfitigen in Yrankreich im allgemeinen die Wohnungsfrage befriedigend 
gelöft jei, jo können wir uns dieſer etwas optimiftiichen Auffafjung 
feineswegs anjchließen. Die Frage dürfte in diefer Beziehung in Frank— 
reich nicht anders liegen ala in Deutjchland, nämlich jo, daß ein Teil 
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der Induftrie, namentlich der Großinduftrie, in befriedigender Weife, ein 
anderer, größerer Zeil mangelhaft, und der größte Teil gar nicht für die 
Unterbringung ihrer Arbeiter in Familienwohnungen, bezw. in Schlaf- 
bäufern für die Unverbeirateten geforgt hat. 

Unter den großen induftriellen und Verkehrsunternehmungen, die 
auf diefem Gebiete bejonders hervortreten, nennt ſchon Cacheux! die 
großen Eifenbahngejellichaften, wie die Compagnie frangaise de l’Est, 
du Nord, d’Orleans u. a., die einerfeit® jelbft für ihre Angeftellten 
Wohnungen zum Vermieten bauen, andererjeits ihnen die Anfiedelung 
in eigenen Häufern erleichtern. Unter den großen Berg» und Hütten— 
werfen, auf die Raffalovich Bezug nimmt, ragten fchon auf der Pariſer 
Ausjtellung des Jahres 1889 die Compagnie des Mines d’Anzin und 
die Compagnie des Mines de Blanzy hervor. Die erftere hatte damals 
bereit3 2628 Arbeiterwohnungen gebaut, die im allgemeinen an die 
Arbeiter vermietet, in Ausnahmefällen denjelben aber auch gegen Zahlung 
einer Annuität zum Herftellungapreife überlaffen werden. Die leßt- 
genannte Geſellſchaft beſaß im Jahre 1889 über 1000 Mohnungen zum 
Vermieten und hatte außerdem eine halbe Million Francs aufgewendet, 
um Arbeiter in der Weiſe anzuſiedeln, daß ſie ihnen den Baugrund zu 
einem billigen Preiſe und auf Kredit überläßt und ihnen ein Bau— 
darlehen von je 1000 Fr. zinsfrei gegen Abzahlung im Verlauf von 
zehn Jahren gewährt. Die Societe des Mines de Lens mit dem Sitze 
in Lille, die auf der Ausſtellung von 1900 ihre hierhergehörigen Ein— 
richtungen zur Darſtellung brachte, bietet ein typiſches Beiſpiel eines 
Unternehmens, das, in vollſtändig abgelegener Gegend errichtet, erſt 
Wohnungen ſchaffen mußte, um überhaupt ihre namentlich aus Belgien 
herangezogenen Arbeiter unterzubringen. Sie hat dieſe Aufgabe in 
großem Stil und mit Geſchick gelöft und nah und nach eine ganze 
Anzahl von Anfiedelungen mit insgefamt 4300 Wohnungen der ver- 
Ihiedenften Typen errichtet, die für einen billigen Zins an die Arbeiter 
vermietet werden. 

Unter ben eigentlichen Fabrikbetrieben, die ih die Löſung der 
MWohnungsirage für ihre Arbeiter haben angelegen fein laſſen, ift die 
Compagnie des Cristalleries de Baccarat (Meurthe et Moselle) wohl 
überhaupt einer der erjten, die an diefe Frage berangetreten find. Sie 
hat nah Cacheux ſchon im Jahre 1750 die eriten Arbeiterwohnungen 





’ E. Cacheux, Etat des habitations ouvrieres à la fin du XIXe siöcle. 
Paris 1891. 
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gebaut. Heute beherbergt fie 247 Arbeiterhaushaltungen, und zwar einem 
alten lofalen Brauche folgend, volllommen unentgeltlich, in Kleinen, 
reihenförmig angeordneten Einzelwohnungen in der unmittelbaren Um— 
gebung der Fabrik, deren jeder ein Heiner Garten zugeteilt ift. In 
einzelnen Fällen begegnen wir auch hier dem Syitem des Eigentums— 
erwerbs durch allmähliche Abzahlung. Bemerkenswert unter diejen Bei- 
ipielen ift der don der befannten Champagnerfirma Chandon & Cie. 
(Moöt et Chandon successeurs) eingefchlagene Weg, der übrigend auch 
in Deutjchland (königlich preußifche Bergverwaltung) ein Analogon 
findet. Sobald der Arbeiter felbft ſoviel eripart hat, daß er ein Terrain 
erwerben fann, gewährt ihm die Firma gegen Hypothefarifche Eintragung 
ein Baudarlehen, das in jährlichen Raten entfprechend dem Sahres- 
einfommen des Betreffenden zurüdzuzahlen ift. Bezüglich der Auswahl 
des Terraind und der Bauausführung ift dem Arbeiter volle Freiheit 
gelaffen. Auf Wunſch ftellt ihm die Firma den Architekten, der unter 
Berüdfichtigung der bejonderen Wünfche des Bauenden die Ausführung 
leitet. Bei Ausführung durch einen fremden Unternehmer behält ſich 
die Firma die Prüfung der Pläne und die Überwachung des Baues vor. 
Die Baudarlehen bewegen fich in einer Höhe von durchichnittlich 5500 Fr. 
In Krankheitsfällen werden die Annuitäten geftundet. Langjährigen 
Arbeitern wird in der Regel, nachdem der größere Teil des Darlehens 
getilgt ift, ein Reftbetrag von einigen hundert Francs ganz erlaffen. 

Aus diefen wenigen Beifpielen, die aus der großen Zahl der ung 
vorliegenden Ausftellungsfchriften herausgegriffen find, geht hervor, daß 
die dverjchiedenen Formen, in denen fich die Arbeitgeberfürforge auf diefem 
Gebiete in Deutichland bewegt, auch in Frankreich ihre Vertretung finden. 
Die weitaus größte Zahl, deren Berichte uns vorliegen, verfährt indeſſen 
nach dem auch bei uns vorwiegenden Syitem der mietweijen Überlaffung 
der Wohnungen an die Arbeiter, wobei der Mietzins, je nach dem Grade 
des Wohlwollens, von dem die Unternehmung geleitet wird, jo bemefjen 
ift, daß er eine höhere oder eine niedrigere VBerzinfung des Anlagefapitals 
gewährleijtet. 

Was Staat und Gemeinde in frankreich big Ende der achtziger 
Jahre zur Herftellung von Wohnungen für die unbemittelten Bevölke— 
rungsflaffen gethan Haben, ift von Raffalovich und Gadheur a.a.D. 
dargelegt. Es handelt fich dabei um ganz minimale Anläufe, die auch 
in der Folgezeit zu keinem höheren Auffchwunge geführt haben, eine Er» 
Iheinung, die hinreichend erklärt wird durch die Auffaſſung der 
berrfchenden Parteien in Frankreich, die jedes direkte Eingreifen der 
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Öffentlichen Gewalt in die Wohnungsfrage perhorreszieren. Diefer auch 
von Raifalovich in feinem Bericht an den Verein für Socialpolitif 
mit großer Schärfe, hervorgefehrte Standpunft fam auf dem Pariſer 
internationalen Wohnungsfongreß (1900) — allerdings von den beut- 
jchen, belgischen und einem Zeil der englifchen Delegierten energijch be— 
kämpft — zu erneutem Ausdrud. Es iſt das derjelbe Standpunkt, ber 
auch in der gejamten franzöfifchen Gefeßgebung — der älteren ſowohl 
wie der noch zu beiprechenden neueren — es durchgejeßt hat, daß man 
vor jeder zwangsweiſe durchgreifenden Beitimmung Halt gemacht und 
alle Maßnahmen in das fafultative Ermeffen von Körperſchaften gelegt 
bat, bei deren Zufammenjegung eigentlih von vornherein nur halbe 
Mapßregeln zu erwarten waren. 

Was daher in Frankreich, abgejehen von der Fürſorge der Arbeit- 
geber für ihre Arbeiter, alfo vornehmlich in den Städten für die Ver— 
beflerung der MWohnungsverhältniffe der unbemittelten Klaſſen — und 
es handelt fih Hier nicht ausschließlich, zum Zeil nicht einmal vor- 
twiegend um die Arbeiter im engeren Sinne — geichehen ift, nimmt 
feinen Ausgang von der privaten Initiative, tft zunächſt zurüdzuführen 
auf das Wirken einzelner Perjönlichkeiten, unter denen Männer wie 
Leroy-Beaulieu, Leon Say, Georges Picot, Jules Sieg- 
fried in erfter Linie genannt werden müſſen, die durch ihr unentwegtes 
Eintreten für die Gefundung der Verhältniffe auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens die öffentliche Meinung auf dieje Frage hingelenkt und 
die zerjtreuten Kräfte zu gemeinfamem Borgehen gejammelt haben. 
Hreilich ſtehen fie alle unter dem Einfluß jener einjeitigen, in Frankreich 
noch berrichenden Doftrin, die auch auf diefem Gebiete möglichjt alles 
dem freien Spiel der Kräfte überlaflen will und dabei vergißt, daß die 
heute alles beherrichende unter den Kräften, das große Kapital, einer 
gejunden Entwidlung des Wohnungsweſens feindlich gegenüberiteht. 

Die Form, unter welcher man in Frankreich zunächſt die Löſung der 
Frage anjtrebte, ift die der gemeinnüßigen Aktiengeſellſchaft, die 
auch in Deutjchland den Ausgang für die gleichgerichteten Beftrebungen 
gebildet hat. Die älteften derartigen Gejellfchaften find die 1866 be— 
gründete Societe des maisons ouvrieres in Amien® (heute in Liqui— 
dation) und die 1867 ins Leben getretene Compagnie immobiliöre pour 
la construction des maisons d’ouyrieres in Lille. In Paris, bezw. feinen 
Vororten, entitand die erjte gemeinnügige Baugefellichaft im Jahre 1882, 
die Societe des habitations ouvriöres de Passy-Auteuil. Raffalovich 
berichtet in jeiner Denkfchrift über weitere derartige Unternehmungen in 
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St. Quentin, Reimd, Nancy, le Havre, Bolbec in der Normandie, 
Rouen, Orleans, Lyon, Bordeaur, Nimes und Grenoble; einzelne von 
diejen find inzwijchen wieder eingegangen, bezw. in Liquidation getreten. 
Insgeſamt beftehen heute noch zehn (darunter zwei in Liquidation) don 
den vor 1886 gegründeten Gejellichaiten. Die Mehrzahl derfelben erblidt 
das Ziel ihrer Thätigfeit ausfchließlich oder vorwiegend in der Er- 
rihtung Kleiner Wohnhäufer, die auf dem Wege der Zeilzahlungen in 
dag Eigentum der Mieter übergehen. Eine Minderzahl beichräntt fich 
auf die Vermietung der Wohnungen, die in diefem letzteren alle teil- 
weife auch in größeren Miethäufern angeordnet find. Einen Fräftigen 
Impuls erhielt die Begründung weiterer Baugefellichaften durch die 1890 
erfolgte Gründung der Societe frangaise des habitations à bon marche 
mit dem Sit in Paris, die eine Gentraljtelle für das geſamte Woh- 
nungöwejen bildet und eine eifrige propagandijtiiche Thätigfeit ausübt. 
Nach dem Jahresbericht der Gejellichaft auf das Jahr 1899 beftanden 
zu diefen Zeiten in Frankreich insgefamt 69 Gejellichaften, die fich mit 
der Herftellung billiger Wohnungen auf gemeinnügiger Bajis bejchäf- 
tigen, darunter 44 Aftiengejellichaiten, 19 auf dem Princip der Selbit- 
hilfe begründete Gefellfchaften, eine Kreditgefelichaft, ein Sparverein und 
vier MWohlthätigkeitsgefellichaiten. Unter den Aftiengejellichaften befand 
fih eine, unter den Geſellſchaften auf der Baſis der Selbithilfe waren 
vier, die noch feinerlei Bauthätigfeit zu verzeichnen hatten; von erjteren 
befanden fich zwei, von legteren eine in Liquidation, jo daß im ganzen 
61 Gejellichaften zur Zeit des Berichtes in Wirkjamfeit waren. Etwa 
ein Dutzend Gejellichaften, die zur Zeit des Berichtes in der Bildung 
begriffen waren, find in diefer Statiftit unberüdjichtigt geblieben. Über 
die gejamte Gejchäftsgebarung der 61 Gejellichaiten giebt die nach— 
ftehende Tabelle einen Überblid: 
(Siehe Tabelle ©. 176.) 

Die Gejamtthätigkeit der franzöfifhen gemeinnüßigen Baugejell- 
ichaften ift jomit, fogar im Vergleich zu den entiprechenden Einrichtungen 
in Deutjchland, ala eine recht befcheidene zu bezeichnen. Bei weiten die 
erfolgreichfte unter den franzöfiichen Baugeſellſchaften ift die Société de 
logements &conomiques et d’alimentation in Lille, die in der vor- 
genannten Statiftit mit 1447 ausgeführten Wohnungen auftritt, deren 
Smmobilienwert im Betrage von 5477900 Mark mehr ald den dritten 
Zeil deffen darftellt, wag alle 61 Gejellichaften zufammengenommen für 
den Bau von Wohnungen aufgewandt haben. Mit mehr als einer 
Million an Baumwerten figuriert ferner die Soeiete philanthropique in 
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Paris, eine Wohlthätigkeitsgeiellichaft, die aus verjchiedenen Stiftungen 
die Mittel zum Wohnungsbau bezieht. Beide Gejellichaften bauen große 
Miethäufer mit vielen Wohnungen und nicht außjchließlich für Arbeiter, 
fondern, wie die Mietpreife (von 90—500 Fr.) erkennen lafjen, für alle 
Schichten der weniger bemittelten Bevölkerung. Gleichfalls ausichließlich 
größere Miethäufer bauen die Soci6t6 des habitations &conomiques in 
Paris und, die Societ6 des habitations salubres et à bon march6 in 
Marjeille, die bezw. für 701644 und 338017 Fr. Baumerte befigen. 
Sie Sociste des habitations &conomiques in St. Denis und die Marfeiller 
Spartaffe, die für 456 700, bezw. 459 756 Fr. Häufer Hergeftellt haben, 
beichränfen ſich ebenfalls auf das Vermieten, bauen aber neben größeren 
Miethäufern auch Heine Einzelhäufer, Miethäufer größerer und kleinerer 
Typen und daneben Häufer zum Eigentumgerwerb erjtellen die Societ& 
immobilisre in Nancy (Wert der Häufer 845 350 Fr.) und die Societ& 
Lyonnaise de maisons salubres et à bon march& in Lyon (760000 Fr.), 
ausschließlich Einzelhäufer für beide Zwede die Compagnie immobilidre 
in Lille (1038555 Fr.) und die Sociste des habitations ouvrieres de 
Passy-Auteuil in Paris (561818 Fr.). An der Spitze der Gefellichaiten, 
die ausschließlich Einzelhäufer zum Eigentumserwerb bauen, jteht die 
Attiengefellichaft „La ruche roubaisienne* in Roubair (1111928 Fr.), 
der ſich die Société havraise des cites ouvrieres in le Sabre 
(513880 Ft.) anjchließt. 

Mas die Aufbringung der Mittel und die finanziellen Erfolge der 
Gefellichaiten anlangt, jo ſcheinen im allgemeinen die größeren unter 
ihnen, die bereits über namhafte Rüdlagen verfügen, feine Schwierig. 
feiten in diefer Beziehung zu haben. Die Aktien derjelben, für die in 
der Regel eine gute Berzinjung (4—4!/a 9/0) angeftrebt wird, bilden 
beliebte Anlagepapiere. Intereffant ift eine Mitteilung der großen 
Lyoner Gejellichaft, der zufolge neue Anleihen, welche diejelbe auflegt, 
regelmäßig vielfach überzeichnet werden. Das Gleiche iſt natürlich nicht 
der Fall bei den Eleineren, noch nicht ficher fundierten Geſellſchaften, 
namentlich bei den erſt der neueren Zeit angehörigen Geſellſchaften auf 
der Bafis der Selbithilfe, die es überhaupt erjt zu recht . beicheidenen 
Griolgen gebracht haben. 

Eine Befferung namentlich in diefer Beziehung wurde angejtrebt 
durch das Geſetz betreffend die Grrihtung billiger Woh— 
nungen (Loi relative aux habitations à bon march€) vom 30. No» 
vember 1894, das wejentlich der Initiative der oben genannten Societe 
frangaise des habitations à bon march& feine Entjtehung verdankt. Der 
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Bedeutung dieſes Geſetzes als dem weitaus wichtigften Fortſchritt der 
legten Jahre in Beziehung auf die Verbefjerung der Wohnungsverhält- 
niffe in frankreich werden wir hier eine etwas eingehendere Betrachtung 
zu widmen haben, wobei einige vergleichende Hinweiſe auf das einige 
Jahre früher erlafjene belgiſche Geſetz, betreffend die Arbeiterwohnungen 
(ſ. den betreffenden Abjchnitt), das für das franzöfifche in mancher Bes 
ziehung vorbildlich geweſen ift, dem Verſtändnis förderlich jein dürften. 

Das franzöfiiche Gefeg vom 30. November 1894 bejchränft fich nicht, 
wie das belgische Gejeh vom 9. Augujt 1889, auf die Wohnungsfürjorge 
für Arbeiter im engeren Sinne, jondern (Art. 1) erftredt fich auf den 
Bau von Wohnungen „I. dur Privatperjonen und Gejellichaften zum 
Vermieten, bezw. zum Berfauf gegen einmalige Zahlung oder gegen 
Ratenzahlungen an Perjonen, die noch nicht im Befi eines Hauſes find, 
insbejondere an Arbeiter oder Angeftellte, die hauptlächlich von dem Er- 
trag ihrer Arbeit oder von ihrem Gehalt leben; 2. durch die Unternehmer 
jelbjt für die perjönliche Benutzung.“ Somit findet das Gejeg An— 
wendung jowohl auf Privatperjonen, welche fich für den eigenen Ge- 
braud ein Haus bauen wollen, wie auf Unternehmer und Gefellichaften, 
die billige Häufer zum Vermieten oder zum Verkaufen beritellen. Die 
Ausdehnung des Geſetzes auf Angeftellte, gering bejoldete Beamte u. f. w. 
entipricht den Erfahrungen, die man in Belgien gemacht hat, wo von 
den ausführenden Organen wiederholt der Wunjch ausgeiprochen ift, es 
möge das Gejeg auch auf die hier bezeichneten Perfonenfategorien aus— 
gedehnt werden. Als Maßſtab für den Begriff einer billigen Wohnung 
(Art. 5) dient der Mietswert, welcher bei der Erhebung der Grundfteuer 
zu Grunde gelegt wird und der in Städten von weniger ala 1000 Ein- 
wohnern 90 Fr., von 1000 — 5000 Einwohnern 150 Fr., von 5000—30 000 
Ginwohnern 170 Fr., von 30 000—200 000 Einwohnern und jolchen, 
die innerhalb 40 Kilometer von Paris gelegen find, 220 Fr., von mehr 
ala 200 000 Einwohnern 300 Fr. und in Paris jelbjit 375 Fr. nicht um 
mehr ala ein Zehntel überjteigen darf. 

Die Mittel, durch welche der Zwed des Geſetzes — die Erleichterung 
und Förderung des Baues billiger fleiner Wohnungen — erreicht werden 
ſoll, find erjteng die Einfegung von Komitees (Comites d’habitations A 
bon marche) analog den „Comites de patronage des habitations 
ouvrieres“ des belgijchen Geſetzes, deren Weſen und Aufgabe indefjen in 
mehrfacher Beziehung von denen dieſer letzteren abweichen. Wie das 
ganze Geſetz es überhaupt ängjtlich vermeidet, irgend einen Zwang aus- 
zuüben, ift, im Gegenfaß zu dem belgifchen Geſetz, das die Einfegung der 
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„Comites de patronages“ obligatorisch macht, die Errichtung der Komitees 
in den einzelnen Departements der freien Initiative der lofalen Ber 
hörden anheimgeftellt (Art. 1). Die Zufammenfegung der Komitees 
(Art. 4) ift eine ähnliche wie die der belgifchen: ein Drittel ihrer Mit- 
glieder wird von dem „Conseil general“ (f. w. u.) aus der Zahl der 
Mitglieder diejes lehteren, den Maires und den Mitgliedern der Handel» 
kammern ernannt, die übrigen beiden Drittel ernennt der Präjeft aus 
der Zahl derjenigen Perfonen, die fich ſpeciell mit hygienischen Fragen 
und der Arbeiterwohnungsfrage beſchäftigen. Die Komitees fünnen zur 
Beftreitung ihrer Koften Subventionen vom Staat, vom Departement 
und von den Gemeinden beziehen, doch ift eine ausdrüdliche Verpflichtung 
der betreffenden Stellen, ſolche Unterftügungen zu gewähren, im Geſetz 
nicht ausgefprochen (Art. 2). Über den Lofalfomitees jteht ein dem 
Minifterium für Handel und Industrie untergeordnneter „Conseil superieur 
des habitations ä bon marché“, der die Ausführung des Geſetzes über: 
wadht und dem die Lokalkomitees alljährlich zu berichten haben (Art. 14 
u. 15 und Minifterialerlaß vom 8. Oftober 1895). 

Was den Aufgabenkreis der Komitees anlangt, jo entfällt aus dem- 
jelben die den belgifchen Komitees obliegende, in Frankreich durch das 
vorerwähnte Geſetz vom 22. April 1850 geregelte Beauffichtigung ges 
fundheitswidriger Wohnungen. Es verbleibt alfo im wefentlichen die 
Aufgabe, Enqueten zu veranjtalten und eine propagandiftiiche Thätigkeit 
dur Anregung der Privatinitiative auszuüben. 

Der zweite, bei weiten wichtigite Zwed des Geſetzes iſt der, die 
Beihaffung von Geldmitteln für den Bau von Arbeiterwohnungen zu 
erleichtern. Das Gefeß gejtattet zu dem Ende (Art. 6) den Armen- 
verwaltungen und gewiſſen unter ftaatlicher Aufficht jtehenden Privat- 
wohlthätigkeitsinftituten (Bureaux de bienfaisance, hospices, höpitaux), 
mit Genehmigung des Präfekten bis zu einem Fünftel ihres Vermögens 
in NArbeiterwohnungen anzulegen; es geitattet ferner der allgemeinen 
Depotäfafie (Caisse des dépots et consignations), ein Yünftel des don 
ihr verwalteten allgemeinen Rejervefonds der Sparkaſſen in verfaufs- 
fähigen Obligationen von Baugefellichaften anzulegen. Der letteren tft 
aljo nicht geitattet, den Baugefellichaften Darlehen zu geben, fondern fie 
fann nur joliden Attienbaugejellichaften, welche bereit3 ein Hinreichendes 
Aktienkapital beichafft haben und die noch mehr fursfähige Obligationen 
zur Erweiterung ihres Betriebes ausgeben wollen, durch Übernahme 
folcher Obligationen zu Hilfe kommen, und zwar zum Zinsfuß von 
314%. Eine wichtige Erweiterung diefer Beitimmung des Gejeßes 
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enthält Art. 10 eines Ergänzungsgeſetzes vom 20. Juli 1895, indem es 
die einzelnen Sparfafjen ermächtigt, einen Zeil ihrer nicht an die Caisse 
des depots abzuliefernden Rejervefonds in Obligationen der Baugejell- 
ichaiten und in Darlehen an diejelben anzulegen. Die Statuten von 
Baugefellichaften, die von diejen und den übrigen Beitimmungen des 
Geſetzes Nutzen ziehen wollen, bedürfen der Genehmigung durch den 
Handelsminifter und haben gewifjen durch Ausführungsbeftimmungen zu 
dem Gefeg vom 21. September 1895 feftgelegten Anforderungen zu ge- 
nügen, unter denen diejenige hervorzuheben ift, daß die den Aktionären 
zu gewährende Dividende 4%o nicht überjchreiten darf. 

Das Geſetz gewährt drittens den in Betracht fommenden Gejell- 
Ichaften und Privatperfonen eine Reihe von Steuererleichterungen, jo in 
eriter Linie die Befreiung von der Grundjteuer und der fogenannten 
„Senfterjteuer“ Für die erjten fünf Jahre von der Wertigftellung der 
Häufer an gerechnet, den Erlaß von Bertragajtempeln u. a. (Art. 9). 
Das Geſetz fieht ferner (Art. 7) eine Lebensverficherung bis zur Höhe 
des zu 4,27 0 fapitalifierten Mietöwertes für folche Hauserwerber vor, 
die den Preis für das zu erwerbende Haus in Annuitäten bezahlen. 
Trägerin der Verfichernng ift die „Caisse d’assurance en cas de deces“, 
eine durch Gejeh vom 11. Juli 1868 ins Leben gerufene Staatsbanf für 
die Zebensverficherung der Unbemittelten, die bis zum Erlaß des Wohnungs» 
gejeges wenig Erfolge zu verzeichnen Hatte, nicht — wie in Belgien — 
diejelbe Kaffe, die das Darlehen vermittelt, was natürlich eine Er— 
jchwerung des Verfahrens bedeutet. Endlich enthält das Geſetz noch 
(Art. 8) Beitimmungen, welche, entgegen denjenigen des allgemeinen Erb- 
rechts, welches die unbedingte Zeilbarfeit jeder Hinterlafjenichait vor: 
ſchreibt, gewiſſe Einjchränfungen diejes Grundjages mit Bezug auf die 
auf Grund des MWohnungsgejeges erworbenen Häufer vorjehen. 

Soviel über die wejentlichiten Bejtimmungen des Gejeßes vom 
30. November 1894, das durch mehrere Ergänzungs- und Abänderungss- 
gejege weiter ausgebaut und durch die bereits erwähnten Ausführunge- 
bejtimmungen vom 21. September 1895 vervollitändigt ift. Eine gewiſſe 
Kritit an einzelnen Beltimmungen des Geſetzes haben wir namentlich 
durch den Bergleich mit dem belgijchen Geſetz bereits geübt. Im all 
gemeinen haften dem Gejeh, wie auf den erjten Blick erfichtlich ift, zahl- 
reihe Mängel an, deren jchwerwiegenditer der ift, daß man ed, unter 
dem Drud der in frankreich herrichenden, oben bereits angedeuteten An- 
Ihauungen, nicht gewagt hat, auch nur den leijeiten Zwang in Bezug 
auf die Durchführung der durch das Gejeh ala wünjchenswert bezeichneten 
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Maßnahmen auszuüben. Mehr als: jede aprioriftifche Kritik wird in— 
defien der Erfolg, den es gehabt Hat, für die Beurteilung desfelben aus— 
Ichlaggebend fein, und obwohl erſt wenige Jahre feit feinem Erlaß ver- 
floflen find, laſſen fich doch bereits einige Anhaltspuntte hierfür gewinnen. 
Diefelben find namentlich in den Berichten enthalten, die alljährlich von 
den Lokalkomitees dem „Conseil superieur“ erftattet werden und aus 
welchen ein Auszug veröffentlicht wird !. 

Was zunähft die Bildung und die Bethätigung von Komitees auf 
Grund des Gejehes betrifft, jo find. deren nach dem letzten amtlichen 
Bericht bis jetzt 88 ins Leben getreten, die fi) auf 50 von den 87 
Departements verteilen. Eine Zunahme hat jeit dem vorhergehenden 
Berichtsjahre nicht mehr jtattgefunden. Diefe 88 Komitees Kaffifiziert 
der Bericht in eine Gruppe von 16, die überhaupt nicht Bericht erjtattet 
haben, in weitere 35, aus deren Berichten hervorgeht, daß fie nur ein 
Scheindafein führen, und eine dritte Gruppe von 21, die „einen gewiffen 
guten Willen zeigen oder wenigftens über die Schwierigkeiten Bericht 
erjtatten, die ihnen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben entgegentreten“. 
16 von diefen 21 Komitees find in der Lage, über einige, zum Teil 
allerdings recht bejcheidene Erfolge zu berichten, die zumeijt darin be- 
ftehen, daß es gelungen ift, die Begründung von Baugefellichaiten an- 
zuregen, die lokalen Sparkaffen zur Hergabe von Darlehen zu bewegen 
u. ähnl. Die Sparkaſſen in Rennes und Dieppe haben die Unterftügung 
zu begründender Gejellichaften in Ausficht geftellt, diejenigen in Neuchätel 
(Vosges) und Alengon haben jelbft die Errichtung von Wohnungen in 
die Hand genommen. „Es jcheint, al ob die Sparfaffen mehr und 
mehr beginnen, die Rolle zu begreifen, die ihnen die Gejeßgebung von 
1894 und 1895 in der Wohnungsfrage angewiefen hat, und daß von 
ihnen in Zufunft noch eine jchäßenswerte Beihilfe zu erwarten iſt.“ Die 
regite Thätigkeit wird von Le Havre berichtet, wo zwei leiftungsfähige 
Gejellichaften an der Arbeit find, ferner von Bordeaur, Mtarjeille und 
einigen anderen Orten des Departements Bouche-du-Rhöne. Das Komitee 
in Lyon äußert die wohl etwas optimiftiiche Anficht, daß das Vor- 
bandenfein eines Komitees in Lyon eigentlich überflüffig fei, weil durd 
das Beitehen mehrerer außerordentlich profperierender Gefellfchaiten der 
Zwed des Geſetzes hinreichend erfüllt werde. Im großen und ganzen 
ift aus diefen Berichten wohl zu entnehmen, daß es mit der Erfüllung 
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der Aufgaben, die den Komitees zugedacht find, nur einen langſamen 
Fortgang nimmt. 

In erjter Linie nimmt natürlich die Frage unſer Interefje in Anz 
jpruch, inwieweit die Beftimmungen des Gejeges auf die Flüſſigmachung 
von Kapitalien zum Zwed der Berbefferung der Wohnungsverhältniſſe 
eingewirkt haben. Es ift oben darauf hingewieſen, daß nach dem Geſetz 
die Caisse des depöts nicht in direkten Darlehensverfehr mit den Ge— 
jellichaiten treten kann, fondern lediglich ermächtigt ift, kursfähige Obli- 
gationen derjelben zu einem niedrigen Zinsjuß zu übernehmen. Um 
auch den kleineren Gejellichaften Mittel zuzuführen, bat fich, wiederum 
auf Anregung der Societe frangaise des habitations à bon marche, eine 
bejondere Aktiengejellichait, die Societe de eredit des habitations à bon 
marche, gebildet, die mit einem eigenen Aktienkapital von 500 000 Fr. 
und Mitteln, die ihr von der Caisse des depöts zu diefem Zweck zu 
billigem Zinsfuß gegen Obligationen überlaffen find, ihrerjeits den Bau— 
gefellichaften die Mittel zuführt. Diefelbe hat im erften Jahre ihres 
Beitehens (1899) an fünf verjchiedene Gejellichaften, darunter auch eine 
Soeiete cooperative, Darlehen im Betrage von ungefähr 800000 Fr. 
vermittelt. Da fie dur das Entgegenfommen der Depotfafie in der 
Lage ift, den Zinsfuß der Darlehen auf 3 %o zu firieren, dürfte fie bald 
stärker in Anfpruch genommen werden. 

Sehr beicheiden find die Mittel, die bis jet von den lofalen Spar: 
faffen für die Zwede aufgewandt find, die in dem Geje für ihre Be- 
thätigung auf dem Gebiete der Wohnungsfrage vorgejehen find. Es 
find im ganzen elf Sparfafjen, von denen der amtliche Bericht eine Be- 
thätigung in diefer Richtung zu verzeichnen hat. Sechs von ihnen Haben 
zufammen 232 566 Fr. für den Bau, bezw. den Ankauf von Wohnungen 
aufgewandt, und jechs haben insgeſamt 146 950 Fr. an Darlehen an 
Baugejellichaiten gewährt, jo daß der Gejamtbetrag der aus diefer Quelle 
fließenden Mittel nicht mehr ala 379516 Fr. beträgt. Der Bericht 
fann nicht umhin, dieſes Ergebnis mit den Leiſtungen der belgischen 
Sparlafje in Parallele zu jtellen, die bis Ende 1898 bereits über 
25 Millionen Fr. für den gleichen Zwed aufgewandt hatte. Wir möchten 
hinzufügen, daß auch die Yeiftungen der deutichen Invaliditäts- und 
Altersverficherungsanitalten wohl verdient hätten, Hier zum Wergleich 
herangezogen zu werden. 

Über eine Bethätigung der Armenverwaltungen und Gtiftungen 
in der ihnen durch das Geſetz amgedeuteten Richtung enthält der 
Bericht feinerlei Angaben. Es darf wohl daraus geichlofjen werden, 
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dat irgendwie nennenswerte Erfolge in diefer Beziehung nicht zu ver» 
zeichnen find. 

Einen gewiſſen Anhalt für die Bedeutung, welche dem Gejeß in den 
intereffierten Kreiſen beigelegt wird, giebt ferner der Abjchnitt des amt» 
lihen Berichts über die Anträge, welche jeitens der Gelellichaften geitellt 
find, die Genehmigung ihres Statut? auf Grund des Art. 9 des Geſetzes 
auszufprechen. Es waren bis zum Schluß des Jahres 1899 41 Gefell- 
ichaften, welche diefen Antrag gejtellt hatten. Davon waren 15 folche, 
die bei Erlaß des Geſetzes bereits bejtanden, 26, deren Gründung in die Zeit 
nach dem Erlaß des Geſetzes Fällt; 27 von den in Betracht kommenden 
Gejellichaften waren Aktiengeſellſchaften, 14 Societes coop6ratives. Bon 
legteren bejtand nur eine einzige vor Erlaß des Gejetes, während die 
übrigen 13 Neugründungen aus der Zeit nach 1894 find. Es fcheint 
ſonach, daß das Geſetz einen gewiffen Anreiz gerade zur Gründung diejer 
Kategorie von Gejellichaiten gegeben hat, für die unter den früheren Ber- 
hältnifjen die Beichaffung von Geldmitteln mit ganz bejonderen Schwierig» 
feiten verbunden war. Die Gejamtzahl der nach dem Erlaß des Gejehes 
neu begründeten Gejellichaiten beträgt 39. Selbſt wenn man alle dieje 
Neugründungen auf das Konto der durch das Geſetz geichaffenen 
günftigeren Verhältniffe ſetzen will, erjcheint daher der Erfolg nur als 
ein recht befcheidener, wenn man ihn mit den Wirkungen in Vergleich 
ftellt, die das belgiiche Gejeg vom 20. Auguft 1889 gehabt hat, und 
wenn man den großartigen Auffchwung dagegen hält, den das Bau- 
genoſſenſchaftsweſen in Deutichland genommen hat, jeitdem die öffentlichen 
Mittel, insbefondere die SKapitalien der Invaliditäts- und Alters— 
verficherungsanftalten den Zweden der Berbefferung der Wohnungs— 
verhältniffe zugänglich gemacht find. 

Inwieweit die Beftimmungen des Art. 7 des Geſetzes, der die 
Zebensverficherung der Erwerber von fleinen Anweſen zum Gegenjtand 
bat, zu praftifchen Griolgen geführt hat, ift ebenjall aus dem Bericht 
nicht zu erjehen. 

Alles in allem dürfte aus diefen Mitteilungen hervorgehen, daß die 
Wirkungen des Gejehes vom 30. November 1894 über gewifle be- 
icheidene Anfänge noch nicht Hinausgelangt find. Ein jtarfer Anklang 
von Refignation in diefer Beziehung zieht fich auch durch die fämtlichen 
Berichte hindurch, die wir hier auszugsweiſe wiedergegeben haben. Wenn 
daher auch zugegeben werden mag, daß die Zeit feit dem Erlaß des 
Geſetzes noch zu kurz ift, um endgültige Schlüffe zugulafien, jo drängt 
fih doch, namentlich angefichts der rafchen und durchgreifenden Erfolge 
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des belgiſchen Gejeßes, die Vermutung auf, daß in frankreich der Mangel 
an fichtbaren Wirkungen auf die bereits angedeuteten Fehler des Geſetzes 
zurüdzuführen ift. An eine Bejeitigung derjelben wird aber fürs erite 
faum au denken jein, folange in Frankreich Anjchauungen in den maß- 
gebenden Streifen die berrjchenden find, wie fie noch jüngjt auf dem 
Parifer Wohnungskongreß in den Referaten von Georges Picot und 
Eugene Roftand, zweien der einflußreichjten Mitglieder des Conseil 
superieur des habitations à bon marche, zum Ausdrud gelangten, die 
noch heute — ganz in dem Sinne der Ausführungen von Raffalovid 
in jeinem 1886 dem Berein für Socialpolitif eritatteten Bericht — alles 
von der Privatinitiative, nicht? von dem ingreifen von Staat und 
Gemeinde erwarten. Qui vivra, verra! 


V. 
Die Wohnungsfrage in Belgien. 
Don 


Dr. Emil Der Bees, Brüffel, 
Abteilungschef im Arbeitsminifterium (Arbeitsamt). 


Einleitung. 


MWohnungsitatiftif. 


Vsgleid auf dem Gebiete des Wohnungsweſens viel Gutes in 
Belgien verwirklicht worden it, jo fehlt doch eine Grundlage der 
MWohnungspolitif, nämlich eine wiſſenſchaftliche Statiftil, faſt gänzlich. 
Bei der Volkszählung von 1846 hatte Quetelet eine genaue Unterfuhung 
durchgeführt, doch wurden bei den folgenden Erhebungen die von ihm 
eingeichlagenen Wege verlaffen, die Wohnparteien bezw. deren Benugung 
nicht mehr berüdfichtigt und — übrigens unter verjchiedenen Syftemmwechjeln 
— nur die Zahl der Wohngebäude bezw. der bewohnten Häuſer feit- 
geftellt. 

Abänderung dieje® mangelhaften Verfahrens wurde in der 1886er 
Arbeitsfommiffion und namentlih vom ehemaligen Verkehrsminiſter 
Sainctelette beantragt. Er forderte in der Sitzung vom 25. April 1887 
Erhebungen hauptjächlich über die Schlafräume und die dabei fonjtatierten 
Mängel. Das Gejeh vom 9. Auguft 1889 beauftragte die Wohnungs: 
fommiffionen mit diejer Arbeit, und diefer Anregung find manche wertvolle 
Enqueten zu danfen. Der königliche Beſchluß vom 12. April 1895, wodurdh 
das Landes-Arbeitsamt organifiert wurde, betraute dieſes, unter vielen 
anderen Aufgaben, mit den Unterfuchungen über den Zuftand der Arbeiter— 
wohnungen, die Folgen der diesbezüglichen Gejeßgebung, die Wirffamteit 
der Wohnungstommiffionen und die Erfolge der Baugejellichaften. Die 
vom Arbeitgamte herausgegebene Revue du travail foll auch darüber 
Nachrichten erteilen. Bis heute hat das Arbeitsamt die Wohnungs- 
fommiffionen erweitert und unterjtüßt und diefelben zu einem brauch- 
baren Berwaltungsorgan entwidelt; einige Probearbeiten bieten eine 
nügliche Vorbereitung für weitere, allgemeine Erhebungen. 

Die Bevölkerung des Königreiches Belgien in feinen heutigen Grenzen 
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betrug 1831: 3765 814 Einwohner, am 31. Dezember 1899 aber 
6 744 532, aljo eine Zunahme von 78,15 do. Wie bei jeder modernen 
Entwidlung ift diefe Zunahme ſehr ungleichmäßig verteilt: während die 
Bezirke GCharleroi ein Plus von 279,36, Antwerpen 223,18, Brüfiel 
202,28, Lüttich 182,50, Oſtende 105,45 %o aufweifen, bringen es die länd— 
lichen Bezirke Ath nur auf 3,08, Thielt 2,49, Audenarde 1,57 %0. Die 
Bevölterungsdichtigfeit beträgt heute 229 auf einem Quadratkilometer, 
wobei die Bezirke Brüffel mit 787, Gharleroi mit 657 einerjeits, 
Neufchäteau mit 39 anderjeits die Extreme bilden. Ahnlich wie anderswo 
haben die Orte mit mehr ala 5000 Einwohnern faft die ganze Vermehrung 
aufgefogen: nämlich eine halbe Million Seelen in dem legten Decennium. 
Dem zufolge werden troß allen Bemühungen in vielen Städten und In— 
duftrieorten die Verhältniffe immer unhaltbarer, namentlich in fittlicher 
und ökonomiſcher Beziehung. Das Schlafftellenunmejen und die Preis- 
fteigerung der Wohnungen und der Baumaterialien find die notwendigen 
Folgen. Demgegenüber hat in anderen Orten das Geſetz eine erhebliche 
Beflerung hervorgerufen, und die bygienifchen Arbeiten haben die Lebens- 
dauer feit 1830 um nahezu ein Drittel erhöht. In Brüffel ift die 
jährliche Sterblichkeit von 30 auf 17 900 herabgejunfen, wobei die reicheren 
Stadtteile e8 fogar auf 10 bringen, die Arbeiterviertel aber noch 27 
bis 40 aufweifen, ja eine ungefunde Sadgaffe die fchredliche Zahl 142! 
Die Zahl der Wohnhäuſer war: 
“1880: 1 127 322, 
1890: 1 198 058. 
Haushaltungen wurden gezählt: 

1880: 1202 919, 

1890: 1 332 796. 

Haushaltungen auf 100 bewohnte Häufer famen 1880 vor 113. 
Für 1890 giebt der Annuaire statistique für 1900, ©. 87, die Zahl auf 
100 der zu Wohnungdzmweden beftimmten Häufer, und zwar 
112; die Einleitung S. XV nimmt aber feine Rüdfiht auf dieſen 
Unterſchied. Eine Heine Berfchlechterung war dennoch offenbar. Die Zahl der 
Einwohner auf 100 bewohnte Haujer war 1880: 520, auf 100 Häuſer 
überhaupt 1890: 506. Im Jahre 1880 waren 65 240 Häufer unbewohnt. 

Nah einer Schägung der Steuerverwaltung hatten 1895 über ein 
Drittel der Häufer, alſo ungeiähr 450 000, einen Mietpreis von 100 Fra. 
nicht erreicht. 

Die dorerwähnte Volkszählung von 1846 fand in den Städten 
74003 Häufer nur aus einem Erdgeſchoß beitehend, 73 282 einitödige, 
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23 170 mehrftödige Häufer. In diefen 170 455 Häufern famen 726 377 
Wohnräume vor, mit Einjchluß der bewohnten Keller- und Dachräume. 
Unter 238270 Haushaltungen bewohnten 72407 nur ein Zimmer, 
65 461 zwei, 100 402 drei oder mehr. Auf dem Lande dagegen fand 
man 551495 Wohnhäuſer ohne Etage, 73182 einftödige und nur 
4 716 mehrftödige Häufer. In diefen 629 398 Häufern famen 2 032 589 
Wohnräume vor und 652 296 Haudhaltungen, worunter 82 047 auf ein 
Zimmer angewiefen waren, 217 324 auf zwei, 852 925 über drei oder 
mehr Wohnräume verfügten. 

Wie gejagt, wurden dieje ftatiftifchen Aufnahmen jeither nicht fort- 
geießt. Sporadiich Haben in den legten zehn Jahren einige Wohnungs- 
fommiffionen verfucht, diefem Mangel abzubelfen. (©. unter Enqueten.) 

Die jüngften Angaben über die bebauten Flächen und deren Bes 
völferungsdichtigfeit find weder volljtändig noch überfichtlih. Die 
Arbeitervorftadt Hodimont bei Verviers hat die zweifelhaite Ehre, unter 
den Gemeinden von mehr als 5 000 Einwohnern die größte Zujammen- 
drängung zu bieten, nämlich 584 Einwohner pro Hektar der bebauten 
Fläche. Es folgt der ähnliche Ort Koefelberg bei Brüfjel mit 547, 
Antwerpen 525 (in der Einleitung des Annuaire statistique für 1900, 
Seite XIV, irrtümlich angegeben als die am dichteſten bewohnte Ge- 
meinde, weil die genauen Angaben ©. 50 fg. zu finden find). Molenbeef, 
die eigentliche Arbeitervorftadt Brüſſels hat 501, Brüflel jelbft ebenjoviel, 
die Vorſtadt St. Gilles 506, Et. Hofe 478, Verviers 452, Lüttich 421, 
Gent nur 303. 

63 kamen im Jahre 1846 auf ein Hektar der gefamten Fläche in 
Antwerpen 47 Einwohner, in 1899 aber 134; in der Vorftadt Borger- 
hout 19 und 127; in Brüffel in 1846 jchon 139, in 1899 aber 235, 
in den Vorftädten: Molenbeet 18 und 86, St. Gilled 16 und 214, 
St. Joſſe 134 und 290. 

Auf 100 bewohnte Häufer famen 1846 in Brüfjel 969 Einwohner 
und 239 Haushaltungen vor; in 1890 auf 100 Wohnhäufer über- 
haupt 953 Einwohner und 269 Haußhaltungen. In Molenbeef waren 
1846 dieſe Zahlen 763 Einwohner und 170 Haushaltungen, in 1890 
994 Einwohner und 259 Haushaltungen, in St. Gilles 625 und 144 
in 1846, in 1890 dagegen 914 und 247; in St. Joſſe 650 und 161 
in 1846, in 1890 dagegen 711 und 220. 

Nicht überall vollzog fich jedoch diefer Zufammendrängungsprozeß. 
Wie auf dem Lande, jo auch in manchen Induftrieorten zeigt der 
belgische Arbeiter, und zwar jowohl der Wallone wie der Fläme, ſeine 
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angeftammte Vorliebe für das Einfamilienhaus. Auch zieht er es vor, 
fein Heim jelbft zu bejtimmen und nach feinem Sinn und Plan zu 
gründen. Es ift noch wahr: colunt disereti ac diversi, ut fons, ut 
campus, ut nemus placuit. Gelbjt in den größeren Induftriedöriern 
baut er fih Gemüſe in feinen freien Stunden. Das verrufene Montag- 
feiern bat öfters dieſen befferen Zwed. Das Eigentum an Haus und 
Hof ift weit verbreitet, namentlich auf dem Lande. Doc wurden 1880 
unter den Aderbautreibenden 32 %o Eigentümer gezählt, 1895 nur 28, 
und zwar betrifft die Berminderung faſt ausfchlieglich die Eigentümer 
von weniger als 10 Hektar. 


Wohnungsengqueten. 


Im Jahre 1838 wurde auf Veranlafjung des Gentralfomitees Tür 
öffentliche Gefundheit in Brüffel eine Enquete vorgenommen über den 
Zuftand der Arbeiterwohnungen. Der Berichterjtatter Ducpetiaur jchlug 
vor, einen Verein zu gründen zur Berbefferung und Ganierung der 
Arbeiterftadtteile. Der Erfolg blieb aus, 

Gin föniglicher Beichluß vom 7. Geptember 1843 ſchuf eine 
Kommiffion mit dem Zweck einer allgemeinen Unterfuchung der Arbeiter- 
frage. Damals wurde in Gent das berüchtigte Viertel Batavia entdedt, 
wo in einem Raume von 30 Ar 117 Häufer jtanden in vier Gaflen 
von 2,70 m Breite. Sechs Aborte und zwei Pumpen mußten für 585 
Einwohner genügen. Der Abbruch erfolgte dennoch erſt lange Jahre 
ipäter (1869). 

Im Jahre 1848 wurde eine neue Enquete veranjtaltet, worauf ärzt- 
liche Kongreile die Notwendigkeit diefer Unterfuchungen betonten, ohne 
daß das ntereffe dafür erwuchs. Nach dem Amtsrichter in Geeraards- 
bergen jchlachtete 1866 die Cholera daſelbſt 1000 Opfer unter 10 000 
Einwohnern infolge der Mängel der Arbeiterwohnungen. Andere Stimmen 
wurden in diefem Sinne laut, doch wurde die Gleichgültigkeit nur vor— 
übergehend unterbrochen im Jahre 1876, beim internationalen Kongreſſe 
für Hygiene in Brüffel, wo der Arzt Alph. Paul einige treffliche 
Winfe gab. 

Im Jahre 1886 endlich wurde ernftlich und zugleich auf zwei Wegen 
eine gründliche Erforfchung der Zuftände vorgenommen. Auf den Antrag 
des Direktors des Gejundheitsamtes Beco unternahm einerjeit3 der 
Zandesgejundheitsrat eine Umfrage bei allen ärztlichen Kommiſſionen des 
Landes. Obgleich viele diejer örtlichen Behörden dem Aufrufe nicht oder 
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ungenügend folge leifteten, konnte ein wertvolles Gejamtbild entworfen 
werden, und gefährliche Mikjtände in allen Großftädten und Induſtrie— 
orten, wie auch mehrfach auf dem Lande, wurden jebt genau fejtgeftellt 
mit Angabe der Urfachen und der zu ergreifenden Maßnahmen. Noch 
ergreifender waren die Schilderungen bei den mündlichen Berhandlungen 
und Zeugenverhören in der großen Arbeitsfommiffion von 1886, wo der 
ipätere Direktor des Arbeitsamtes Moriffeaur ala Generalſekretär fun— 
gierte. Das Zujammenpferchen von Eltern und erwachfenen Kindern 
beider Gefchlechter mit Vermietern, Schlafgängern und fogar Haus und 
Stalltieren wurde offenbar, ſowie entiprechende Hygienifche und öfo- 
nomifche Schredbilder entrollt. An Lüttich wurden 22 Betten in einem 
langen, ſchmalen Zimmer angezeigt. Die Polizei gab zu, e8 jchliefen hier 
12 Männer in einem Dachraume, dort 14 Maurer in 7 Betten zu 
15 Gentimes, und mehrere ähnliche Schlafftellen. Freiherr Ruzette, 
Gouverneur von Weft-Flandern, bejchrieb ausführlich ähnliche Greuel in 
feiner Provinz. In vielen Orten wurden die fogenannten Cites et 
bataillons carres von Arbeitern wie von Sachverftändigen, auch von In— 
duftriellen, beichrieben und verurteilt, die Mietskajernen heftig Fritifiert. 
Mehrere Vereine von Arbeitgebern führten Klage gegen die Unthätigkeit 
der Ortöverwaltungen den jchreienditen Mißſtänden gegenüber. 

Die Enquste der Arbeitskommiſſion beherzigte die öfonomifche und 
fittliche Seite de8 Wohnungswejend. Ihre Fragebogen begriffen nament- 
lich die folgenden Puntte: 

Wie wohnen: a) die alleinjtehenden Arbeiter, b) diejenigen, welche 
in ihrer Familie wohnen? Bewohnen die Arbeiterfamilien ein ganzes 
Haus oder einen Teil? Wieviel Einwohner auf ein Haus? Wann und 
wie wird der Mietpreis bezahlt? u. ſ. w. Die Nähe der Werkitätten, 
der Ertrag des etwaigen Gemüjegärtcheng, die Eigentumsverhältnifje und 
Preife, die Fahrpreije, die Beauffichtigung der Wohnungen wurden er— 
örtert. Die Thätigfeit der charitativen Vereine und der Arbeitgeber, 
die einzelnen Bedingungen der Kauf- und Mietgelegenheiten, welche den 
Arbeitern von denjelben geboten waren, wurden eingehend unterjucht und 
geprüft. Es fam die Kommiffion zu dem noch nicht befolgten Haupt— 
ſchluſſe, daß eine wiffenfchaftliche Statiftif der Arbeiterwohnungen erforder- 
Lich jei, und zu vielgeftaltigen, praftiichen Wünſchen, welche größtenteils 
durch die jeitherige Geſetzgebung berüdfichtigt worden find. 

Das Gejet vom 9. Auguft 1889, welches die Wohnungs- 
und Wohlfahrtskommiſſionen (Comites de patronage des habi- 
tations ouvriöres et des institutions de pr&voyance) ind Leben rief, be- 
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auftragte diefelben, um mit dem damaligen Minifterpräfident Beernaert 
zu reden, mit einer fortwährenden Wohnungsenquete. Das hygieniſche 
Landesamt, dem diefe Kommiffionen bis 1895 ausſchließlich unterftellt 
waren, förderte diefe Enquete durch Rat und Arbeitsplan und nad) beiten 
Kräften, fonnte aber wegen der Knappheit feines Etats dieſe Bejtrebungen 
nicht gebührend unterftüßen. Das Arbeitsamt, dem die Kommiffionen 
jeit 1895 in der Hauptjache unterjtellt wurden, lenkte zwar in erhöhten 
Make ihre Thätigkeit auf die Wohlfahrtseinrichtungen und Arbeiter- 
verficherungen, konnte ihnen aber doc auch jährlich etwa 20000 Fre. 
zur Fortjegung der Wohnungsenquete verabreichen: Jährlich jenden die 
Kommiffionen, welche ihre Thätigkeit auf dem ganzen Gebiete des Landes 
ausdehnen, und deren e& jet 55 giebt, ihren Bericht dem zuftändigen 
Minifter zu. Der Landesgefundheitsrat (Conseil superieur d’hygiene 
publique) faßt jährlich die intereffanteften Nachrichten in einem Gejamt- 
bericht zufanmımen. Erwähnenswert find die veröffentlichten Berichte der 
Kommiffionen für Brüffel und Borftädte, Antwerpen, Gent, Rouflelare, 
Mpern, Mond, Bouffu, Dinant und Lüttih. Einige Beifpiele mögen 
belien, diefe Kleinarbeit zu würdigen. 

Während Duetelet in 1846 in Brüfjel unter 30 550 Hausbaltungen 
13 721 gefunden Hatte, deren Wohnung nur aus einem Zimmer beftand, 
unterſuchte 1890—1891 die Brüjjeler KHommilfion die Wohnungs: 
verhältniffe nicht der damaligen 49 682 Haushaltungen, jondern nur 
von 19284 Arbeiterfamilien, worunter 9 364 je ein einziges Zimmer 
bezogen. 4601 Häuſer oder 23,48 %/o waren bewohnt von Arbeitern, 
und zwar hatten hierunter 823 überhaupt feinen Hof; 1757 Hatten nur 
einen Abort auf 15 Ginwohner. Meiſt in Sadgaffen beſaßen 491 Häufer 
nur ein Zimmer; 350 waren für einen Pferdejtall noch nicht gut genug. 
An 2895 Familien fchliefen Knaben und Mädchen, worunter öfterd er- 
wachjene, in demjelben Zimmer, und in 406 gar in demjelben Bette. 
Bon den 19 284 unterfuchten Familien waren 10 462 unterjtüßt durch 
die Öffentliche Wohlthätigkeit; 1758 lebten in Schmuß. Ein ganzes Haus 
bewohnten 491 Familien; 200 begnügten fich mit einem Kellerraume, 
2181 mit einem Dachzimmer, 6978 mit einem eigentlichen Zimmer, 
Unter diefen 9 364 Ginzimmerfamilien (48,54 %o) zählten 1511 ſechs 
Perfonen oder mehr. 8058 Familien verfügten über zwei, 1862 über 
drei oder mehr Zimmer. 

Ende 1890 Eonftatierte die Kommifffon für die weftlichen Vorſtädte 
eine Ähnliche Lage, und zwar „menichenunmwürdige Wohnungen, ohne 
Keller, ohne Luft, ohne Abzug“. Die jüngften Berichte der Brüfjeler 
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Kommiffionen ſprechen die Anfiht aus, daß in ihrem Gebiete feine 
BDeflerung ſeit 1890 eingetreten jei. Nach H. Denis, dem Vorſitzenden 
ber Kommiffion für die dftlichen Vorſtädte, hatten in 1899 in Brüfjel 
mit Borftädten unter 48 686 Arbeiterhaushaltungen 34 %/o oder 17 597 
nur ein Zimmer, und zwar eine ungefunde Wohnung; 20,6 %o oder 
10 041 hatten 3 Zimmer oder mehr, und zwar gejunde Wohnungs- 
verhältnifie; 45,4 %/o oder 20 800 lebten in einem erträglichen, doch 
zweifelhaften Zuftande. 

Die Genter Kommiſſion richtete ihre Aufmerkſamkeit auf die Cités 
(Hämish Beluifen). Ende 1899 bejtanden in Gent 670 Beluifen mit 
7 789 Wohnungen, und zwar alle, ausgenommen drei, don Arbeitern 
benugt. Die Eingänge laffen zu wünjchen übrig, und zwar find 31 Ein- 
gänge „ſehr jchlecht” ; nicht gepflaftert find 31, dazu 136 nur teilweife 
gepflaftert. Nur 240 befigen unterirdiiche Abzugskanäle. Die Luft- 
verhältnifje find schlecht oder ungenügend bei 107. Nachtbeleuchtung 
fehlt bei 55; der Eigentümer zahlt ſonſt die Gas- oder Petroleum— 
beleuchtung. Die Häufer Haben nicht genug Wohnräume Nur in 59 
Beluifen befiten die Häufer 2 Zimmer im Erdgeichoß, worunter 22 feine 
Gtage haben. 58 Beluifen haben gar feine Etage, worunter 36 nur 
GEinzimmerhäufer aufweilen. Außerdem haben in 37 Beluiten die Häufer 
über dem Erdgeichoß nur ein Dachzimmer. Bei 9 Beluiken find die 
Häuſer zweiftödig; bei 72 haben fie eine Etage und ein Dachzimmer. In 
155 Beluifen haben die Häufer Wohnräume von 10—20 ebm, in 183 
von 20—30, in 255 von 30-40, in 51 von 40—50, in 24 von 50 
und mehr. Die Reinlichkeit ift ungenügend. Haustiere werden gehalten. 
Die Aborte find allgemein jchleht. Nur 62 befigen einen für jedes 
Haus. Die Kommilfion faßt ihre Enquete zufammen mit dem Aus— 
ipruche, daß 419 Beluifen mit 5 685 Häufern gut jeien: 119 mit 1060 
Häufern verbeflerungsfähig; 142 mit 1044 jchlecht. 

Dank ihrem Sekretär, Prof. Mahaim, fucht die Kommiffion für 
güttich und Umgegend eine wiffenjchaftliche und fortlaufende Darftellung 
der Wohnungsverhältniffe zu erreichen. Das Programm der Enquete 
umfaßt 1. die Hygienifchen Ortäverhältniffe, 2. Straßenbreite, Areal, 
Gebäudehöhe, Höfe und Gärten; 3. die Bevölkerung (ihre Zufammen- 
drängung, Luftkubikraum, Schlafgängerweien und Wirtichaiten); 4. öfo- 
nomifche Zuftände (Mietpreife und Löhne); 5. Hygiene der engeren 
Wohnung; 6. Statiftit der Tuberkulofe, Diphtheritis und Typhus. 

Es liegen bis jet vor für die Stadt Lüttich die Ergebniffe der 
Enquete von 530 Häufern (auf 19 000) mit 1952 Haushaltungen und 
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8000 Einwohnern (3,68 Haushaltungen auf ein Haus). 38,30 %/o dieſer 
Häufer haben nur eine Haushaltung und 15,47 zwei. Dagegen enthalten 
38 Mietöfafernen mehr ala 10 Haushaltungen (28 %o derjelben). 19° o 
der Haushaltungen find-allein oder zu zwei in einem Kaufe; 81 %o zu 
drei oder mehr. Die Hälfte der Haushaltungen verfügt nur über ein 
Zimmer; unter denfelben zählen 27,5 %0 4—11 Perſonen. Bon ber 
anderen Hälfte haben drei Viertel nur zwei Zimmer. Man fand 122 
Schlafzimmer mit 7 oder mehr Einwohnern. 40 %o diejer Bevölkerung 
verfügt nicht über 10 cbm Luft pro Kopf. Einen Abort giebt’s für 
15 Perfonen. Doch haben 24 Häufer mit 200 Einwohnern gar feinen; 
eine Kajerne hat nur 5 für 418 Gimwohner; 44 Aborte find beftimmt je 
für 30 Perjonen und mehr. 

Auf den Kopf der Bevölkerung der Stadt fommt ein Umzug auf 
zwei Jahre; dabei iſt zu berüdfichtigen, daß viele ärmere Leute ihre 
Wohnungen gar nicht wechjeln, um die ihnen zufließenden Unteritügungen 
nicht zu verlieren. 

In den Vororten Lüttich wurden 746 Häufer unterfucht, und zwar 
694 mit einer einzigen Haushaltung; nur 8 %o der Haushaltungen find 
beichränft auf ein Zimmer, 55 %o doch auf zwei. Aber 58 "o diejer Leute 
haben nicht 10 cbm Luft pro Kopf; 154 Käufer mit 709 Einwohnern 
feinen Abort, 


Neben den offiziellen Kommiſſionen beſchäftigt fih auch mit Woh- 
nungsengueten in Brüffel und Vororten ein freier Berein zur Ber- 
bejjerung der Arbeiterwohnungen, gegründet 14. Januar 1892 
und ftehend unter dem hohen Proteftorat J. 8. 9. der Gräfin von 
Flandern geb. Fürftin zu Hohenzollern. Dieſe jortwährende Enquete hat 
den Zwed, einen Drud auf die Eigentümer von Arbeiterwohnungen aus« 
zuüben, damit fie die beobachteten Mißſtände befeitigen. Dieje nicht er- 
tolglofen Bejtrebungen werden jeit 1900 vom Arbeitsamte durch einen 
jährlichen Zujhuß don 2 000 Fre. unterftügt. 


Abgejehen von den größeren Städten, wo die Zujtände durch den 
Bau von Mietkajernen fich eher verichlimmern, weifen die neueſten En— 
queten Berbefferungen in den Bau» und Mohnungsverhältniffen nad). 
Auf dem Lande wie in indujtriellen Orten nehmen die Ziegeldächer die 
Stelle der Stoppelhütten ein. Dennoch baut man noch heute un- 
genügende oder ungejunde Häufer, ohne Höfe und Abzug. Ge werden 
auch merfwürdigerweife Stimmen laut zu Gunjten von Holz und Lehm— 
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bäufern auf dem Xande und von Stoppelbedadhung, als jeien ſolche 
trodener und wärmer. 

Über ein bei größeren Werken graffierendes übel werden wiederholt 
Klagen geführt: es betrifft die jchlechte Behaufung der Wanderarbeiter, 
ipeciell Ziegler, Erd- und Tiefbauarbeiter. Aus Pfählen, Planten, Blech, 
Stroh und Wagenzelten werden fogenannte Gambufes hergerichtet, wo 
eine Schenfe gehalten wird und im Dachzimmer 20—60 Mann für 
10 Gentimes die Nacht zubringen. Auch wird in Induſtriebezirken ein 
Bett von zwei Schlafgängern benußt, wovon der eine zur Taged-, ber 
andere zur Nachtfchicht gehört. In St. Gilles bei Brüffel wurden 1896 
16 Betten zu je 2 Schlafjtellen in zwei Kammern und einem Dachraume 
gefunden. Anderwo fand man zwei und mehr Familien in einem 
Zimmer. Die Revue du Travail führte 1896, ©. 1020, aus Brügge 
die Klage, daß der Mangel an Wohnungen für auswärtige Arbeiter 
Hinderlih war für die Erwerbung geeigneter Hülfskräfte in neuen, fich 
erhebenden Induſtrien. 

Die Kommiſſſon für den Bezirk Sankt-Nikolaus Waas hat auch die 
meiften Binnenjchiffe ala unbewohnbar bezeichnet, worauf dennoch Taujende 
von Menjchen ihr Leben binbringen. 

Es haben ferner mehrere Kommiffionen auf die Mängel der 
Möblierung der Arbeiterwohnungen bingewiejen: auf Anregung ihres 
Vorfigenden Landrichter Soenens hat die Kommilfion zu St. Gilles bei 
Brüfjel eine Ausjtellung zum Zwede der Verbeflerung der Möbel und 
Haudhaltungsgegenjtände veranftaltet und am 18. Mai 1901 eröffnet. 
Der vorerwähnte freie Verein ſchenkt jogar Möbel an motdüritige 
Familien. 

Für die Entwidelung der ftädtijhen Bauthätigfeit in 
Belgien find verfchiedene Momente maßgebend, und zwar vorerjt die vor- 
erwähnte Vorliebe für dag Einfamilienhaus, das Abtragen fajt aller 
Stadtbefejtigungen, die Abichaffung der Octroi-Gebühren (1860) und der 
Andividualismus des Unternehmungsgeiftes. 

Die übriggebiebenen Feitungen find Antwerpen, wo eine große Er- 
weiterung vor vierzig Jahren ſtattfand und eine neue, noch erheblichere 
nicht ausgeſchloſſen jcheint; außerdem die Kleinftädte Dendermonde und 
Diejt, wovon namentlich die erſte jehr eingeengt und ungefund iſt. Die 
Entjejtigung der zahlreichen anderen Pläße der ehemaligen Barriere gab 
vielen und billigen Bauplaß; die Ausgleichung von Stadt und Land 
förderte die Entwidlung. Es bildeten fich bier und da Baugejellichaften 
zum Zwede der Spekulation: diefe Unternehmungen jcheiterten aber 
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großenteil® oder führten ein fümmerliches Dafein. Baufchwindel trat 
nur wenig und vereinzelt ein. Die freie Konkurrenz brach fich alfo 
ziemlich ungehindert und meift mit erlaubten Mitteln ihre Bahn. 

Der Preis der Wohngebäude ift unendlich verjchieden. In den 
Arbeiterftadtteilen von Brüffel und in den Vorftädten koſten die Bau— 
grundjtüde mindeftens 2000 Frs., auch in Berfehritraßen 30 000 bis 
50000. Am äußeren Rande der Vorſtädte finkt der Preis auf 1500, 
1000 Frs. und weniger, je nach Areal und Lage. Der Baupreis ehr 
vieler Häufer jchwebt zwifchen 6000 und 10000 Frs., der Mietpreis 
folcher Gebäude zwiſchen 400 und 1000 Frs., und zwar werden folche 
in den Vorftädten nicht von Arbeitern, jondern meift von Eleinen Be— 
amten, Handelöbedienjteten und Keinen Gewerbetreibenden bezogen. 

Der Familiftere Godin in Laeken (beiläufig eine der wenigen 
Kollettivwohnungen) hat 250 000 Fra. gefoftet, ohne die Schul-, Waſch— 
und anderen Räume, was für feine 74 Haushaltungen einen Mittelpreis 
von 3 378 Fra. ausmadht. Hier zahlt man für eine Wohnung von 
zwei Zimmern 12,50 Frs. monatlih, für eine Wohnung von drei 
Zimmern 16,50 re. | 

Der Baupreis wird jet für Wrbeiterwohnungen geihäßt auf 
100 Frs. für jeden Quadratmeter der gebauten Fläche. Seit zehn Jahren 
ift durch die Verteuerung der Baumaterialien und durch den Aufichwung 
des Baugewerbes diefer Preis um ein Viertel geftiegen; jo koſtet in 
Gtterbeef heute ein Arbeiterhaus 7000 Frs. ftatt 5000 vor ſechs Jahren. 
Der Baupreiß der meiften Arbeiterhäufer, welche in dem Jahre 1898 
errichtet wurden, jtand zwilchen 2500 und 8200 Fr. In dem groß- 
industriellen Dorfe Willebroed find früher Häuſer für 1300 Frs. er« 
richtet worden; in der Kleinftadt Wavre baute die Armenverwaltung für 
1319 Frs. Häufer mit einer Etage, Keller, 4 Zimmern, Dachraum und 
Abort in einem Kleinen Anner. 

In Antwerpen fojten heute die billigiten Baugrunditüde 15 re. 
für 1 Quadratmeter. In DVervierd wurde 1894 im Norden der Stadt 
ein neues Viertel angelegt: anfangs fojtete der Quadratmeter 3 Frs., 
ipäter 4,50, jegt auch 6. In derjelben Stadt boten Arbeitgeber Häufer 
zum Kauf für 3000 Frs., die gemeinnüßgige Baugefellichaft für 4500 
und mehr biß 8000 Frs. 

Minifterpräfident Graf de Smet de Naeyer betonte, daß erfahrungs- 
gemäß faſt fein Mietpreis unter 8 %o zu finden if. Schon 1847 kon— 
ftatierte die Medizinallommiffion in Brüffel, daß die Arbeitermwohnungen 
fi mit 15 bis 20 %0 verzinften. Die Wohnungstommiffion von Brüffel 
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gab 1891 einen mittleren (?) Preis an von 11,68 Fra. monatlich für 
ein Zimmer in den Arbeiterwohnungen der Hauptſtadt. In der Vor— 
ftadt Molenbeef war die Verzinfung gewöhnlich 10 %o, bisweilen gar 
20 %o; in Brügge jelten unter 10 %o, im weitflämifchen Dorie Ledegem 
nach der Medizinallommilfion fogar 30 Yo; in Arll 15 bis 20 %o in 
einigen Häufern, wo 8 bis 10 Haushaltungen zufammenmwohnen. 

In Antwerpen tft der Mietpreis in den Käufern, welche die Armen— 
verwaltung im Sübdviertel errichten ließ, 22 Fra. monatlich für jede 
Wohnung, deren e8 in jedem Haufe 4 giebt; dabei muß jeder Mieter 
eine Kaution von 100 Frs. niederlegen. In Gent ift der wöchentliche 
übliche Arbeitermietpreis 3 re. (jährlich 156 Frs.) nach dem Zeugnis 
des Mtinijters de Smet. In Bergen (Mons) hat der Rentner Hoyaur 86 
gute Arbeiterhäufer gebaut für den Gejamtpreiß von 515 000 Frs.; die 
Mieten bringen ihm 24000 Frs. ein, und zwar werden 34 Häufer zu 
monatlich 18 Frs., 40 zu 15 rd. vermietet, wobei zu berüdfichtigen ift, 
daß die Mietpreife in Bergen bis dahin erheblicher waren. Im Gentre 
oder Mittelbeden der Hennegauer Anduftrie wird das Arbeiterhaus ver- 
mietet zum Preife von 12 bis 18 Frs. monatlich, doch bieten verjchiedene 
Arbeitgeber eine größere Anzahl von Häufern ala Begünftigung für die 
verdienjtlicheren Arbeiter zum Preife von 8 Fr8. In La Loudiere werden 
ein oder zwei Zimmer zu wöchentlich 2 Frs. vermietet. In Leifineg 
foften monatlich die Eleinften Häufer 6, andere von 2 Zimmern und 
Dachboden 7 bis 8 Frs., was 8 bis 10'%o des Wertes fein joll. 
In Feluy-Arquennes giebts Hütten zu 50 Fra. jährlih; gewöhnliche 
Arbeiterhäujer often 7 bis 9 re, monatlich, wie auch in vielen anderen 
induftriellen Dörfern. 

Gine Umfrage der Finanz- und NArbeitsminifterien bei den Woh- 
nungskommiſſſonen betraf die Duote des Einkommens der Ar- 
beiter, die zur Zahlung des Mietpreifes beftimmt ift, reſp. fein follte, 
um eine ordentliche Wohnung beziehen zu können. Die Enquete, am 
27. Juli 1896 angeregt, wird von einigen Kommiffionen, nämlich in 
Lüttih und Brüffel-St. Gilles fortwährend fortgeführt. Die Antwort 
war, daß die Mietpreife mindeſtens 15 /o, höchitena 30 0 des bejagten 
Einfommens ausmachen; daß die ärmjten Arbeiter verhältnismäßig am 
höchſten betroffen find. In Lüttich gab die Kommilfion neben einer all- 
gemeinen Schäßung von 15 %o, genauere Angaben über die von ihr ſelbſt 
unterfuchten Berhältniffe: fie fand, daß unter den beobachteten Haus» 
haltungen 15 %0 den Ertrag von zwei Arbeitötagen der monatlichen 
Mietzahlung widmen mußten; 20 %o den Ertrag von 2!/e, 210 von 3, 
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10 %o von 3"s und 11 %o von 4 Arbeitstagen. Ein Zimmer koftet in 
Lüttich bei den Beteiligten 8,48 Frs., und zwar 62 %o der Einzimmer— 
wohnungen zwijchen 5 und 10 Frs., 300 von 10 bis 15 Fre... 
Unter den Zweizimmerwohnungen fojteten monatlid 10 %o von 5 big 
10 Frs., 50 %o von 10 bis 15 Frs., 310 von 15 bis 20 Fra. In 
den Vorſtädten find die Mietpreife um ein Fünftel niedriger. 

Dieje Umfrage wie die früheren Enqueten ftellen feſt, daß in den 
legten 30 Jahren die Mietpreife um 20 bis 25 %o gejtiegen find. In 
Molenbeek wurde gar jporadiih eine Vermehrung von 15°%o in etwa 
zehn Jahren wahrgenommen. In Aloſt ftiegen die Preife von 1870 bis 
1885 ſogar um 50 %o. 

Die Enqueten von 1886—1887 brachten manche Beichwerde vor 
über die Höhe der Steuer bei Eigentumgübertragungen, jowie über Thüren 
und Fenſter. Die Berwaltung forderte die jogenannte Perjonaliteuer, 
fobald ein bewohnbares Haus errichtet war, jelbit wenn der Mietpreis 
nur 10 Frs. monatlich war, auch jobald nur eine Haushaltung ein Haus 
beiegte; jo wurde der Zujammendrängung geholfen. Diefe Härten und 
Laften wurden wejentlich bejeitigt durch das Gejeh von 1889, 


I. Gejegliche und polizeiliche Maßregeln zur Ver: 
bejjerung der Wohnungsperhältnifie. 


a) Beauffihtigung der vorhandenen Wohnungen 
(inkl. Sanierung oder Befeitigung ungefunder Quartiere). 


Das Geſetz vom 18. April 1848 ermächtigte die Regierung, den 
Sanierungsarbeiten der Quartiere und Arbeiterwohnungen in den Städten 
wie auf dem Xande durch Zuſchüſſe beizufteuern. Der Miniſter Rogier 
forderte dazu durch Rundjchreiben vom 12. Dezember 1848 ausführliche 
Berichte der Xofalbehörden. Auf Grund dieſer Beitimmungen haben jeit- 
dem die meiften Gemeinden Maßnahmen getroffen zur Verbeſſerung der 
Ichreiendften Mißſtände; die Beiträge der Regierung überjchreiten jährlich 
eine Million Franes, abgeſehen von außerordentlichen Krediten zu größeren 
Unternehmungen. 

Das eigentliche Arbeiterwohnungsgeleg vom 9. Auguft 1889 be- 
zwedt nicht allein die Verbeiferung der vorhandenen Wohnungen: es will 
vorerft neue Wohnungen jchaffen und die Arbeiter zu Eigentümern der— 
felben machen. Dennoch ruft es ein neues BVBerwaltungsorgan, die 
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Wohnungstommiffionen, Comites de Patronage, in® Leben; eine der 
Hauptaufgaben derjelben ift die Beauffichtigung der Arbeiterwohnungen. 

Diefe Kommilitonen unterjtehen dem Arbeitsminifterium, und zwar 
der fünften Abteilung (Wohlfahrtzeinrichtungen) des Arbeitsamtes, als 
ihrer allgemeinen adminiftrativen Behörde, und erhalten namentlich von 
ihm die Staatszujchüffe (zufammen 35 000 Frs., abgefehen von den 
Ausgaben, welche aus ihren neuen Befugniffen anläßlich der Alters- 
verforgung erwachſen). Daneben unterftehen fie dem Minifterium für 
Landwirtichaft, Hygiene u. j. w. für die Hygienifche Seite ihres Schaffens. 

Dabei behält fich natürlich das Finanzminifterium die Entjcheidung 
vor in allen fisfalichen Angelegenheiten des Wohnungsweſens, und auch 
die Landesſparkaſſe ein Auffichtsrecht über die Baugefellichaften und ihre 
Unternehmungen, da fie ihnen Millionen leiht. Vier Verwaltungen teilen 
alfo unter fich die Oberaufficht; wenn es dabei nicht zu Reibungen 
fommt, To ift diefes Wunder nur dadurch erflärlich, daß die betreffenden 
Anstalten die dentbariten Rüdfichten gegeneinander ausüben; doch kann 
dieje Teilung eher ein Hemmnis als eine Beförderung der Sache werden. 

Endlich befigen auch einen Einfluß auf die Kommiffionen die Pro- 
vinzialbehörden, welche zu den Ausgaben derjelben auch beifteuern: doch 
ift Faktifch ihre Ginmifchung in diefe Angelegenheiten nur gering, außer 
in Hennegau, wo. übrigens eine Beförderung der Wirkſamkeit der 
Kommiffionen durch den perfönlichen Einfluß des Gouverneurs Baron 
du Sart und des Direktors Langlois erfolgt. 

Artikel 1 des Geſetzes vom 9. Auguft 1889 jchreibt die Errichtung 
von einer oder mehreren Wohnungskommiſſionen in jedem Bezirke vor. 
Heute giebt es deren 55 für die 41 Bezirke. Sie follen namentlich: 
A) den Bau und die Vermietung von gefunden Arbeiterwohnungen und 
ihren Verlauf an die Arbeiter, es jei gegen bar, es fei bei jährlichen 
Ratenzahlungen, begünjtigen; B) alles ftudieren, was die Sejundheit der 
Arbeiterwohnungen und die Hygiene der Orte, wo fie ftehen, betrifft; 
C) die Entwidlung des Spar- und Verſicherungsweſens, auch der Kredit— 
anftalten, Kranken- und Alterskaſſen befördern. 

Die Kommiffionen haben mindeitens 5, höchſtens 18 Mitglieder, 
wovon die größere Hälfte ernannt wird durch den ftändigen Ausichuß 
des Provinziallandtages, die kleinere Hälfte durch die Regierung. Da— 
neben fönnen die KHommiffionen forreipondierende Mitglieder ernennen 
(Art. 2 der Verordnung vom 9. Oftober 1895). 

Das minifterielle Rundichreiben vom 15. Oktober 1889 gab einige 
Winke für die Wahl der Mitglieder. Thatſächlich treten mehr hervor 
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die fogenannten hommes d’auvres, die praftifchen Leiter der Arbeiter- 
wohliahrtseinrichtungen, Socialpolitifer, Ärzte, Juriften und vornehmlich 
hervorragende Mitglieder des Richterftandes, Arbeitgeber, Techniker und 
Architekten, Vertreter der Baugeiellichaften, auch Arbeiter, direfte Ver— 
treter der Meiftintereffierten. 

Das Amt ald Mitglied ift unentgeltlich; Reiſekoſten werden ver- 
gütet (königl. Verordnung vom 18. Oft. 1898); der Sekretär und die 
Mitglieder, welche dem Arbeiterjtande angehören, erhalten Anwejen- 
heitögelder. 

Es fünnen die Kommiffionen Preife für Ordnung, Reinlichkeit und 
Sparjamfeit ftiiten; fie brauchen dazu feiner bejonderen Ermächtigung, 
müſſen aber jehen, wie fie ihre diesbezüglichen Ausgaben deden. Sie 
erhalten nämlich zu diefem Zwede, der ihrem Beauffichtigungsrecht jehr 
förderlich tit, wenig Zuſchuß der Behörden, fünnen aber Schenkungen und 
Vermächtniſſe zu dieſem Zwede annehmen, doch nicht von Immobilien. 
TIhatjächlich erhielten fie viele Heine Schenkungen, nur zwei Kommiſſionen 
aber Vermächtnifie, und zwar eine von 20 000 Frs., die zweite don 
3000 Frs. 

In diefen engen Grenzen bewegt fich die Rechtöperlönlichkeit der 
Kommilfionen. Anfangs mußten gar die Mitglieder ihre Ausgaben vor- 
Ichießen, und wurden dieje erjt nachher gededt, was ihrer Thätigfeit 
natürlich nicht förderlich war. Ein Gefeh vom 16. Augujt 1897, welches 
der Fürſorge des erjten Arbeitsminiiters Nyſſens zu verdanken ift, er- 
mächtigte die Regierung, die Provinzen und Gemeinden, ihnen Gelder 
anzuvertrauen. 

Auch um auf dem Rechtswege zu klagen oder ſich zu verteidigen, 
brauchen ſie die behördliche Ermächtigung. 

Der Staat greift nicht direkt zur Verbeſſerung der vorhandenen 
Wohnungen ein: es ijt dies Sache der Gemeinden. Die Kommiifionen 
haben zwar eine Beauffichtigungsaufgabe, weilen den Einwohnern und 
dem Eigentümer die zu ergreifenden Maßregeln, lenken auch die Auf— 
merfjamfeit der Gemeindeverwaltungen auf die jchlechten Zuftände und 
weiten auch diejen gegenüber auf die notwendigen Maßnahmen ; fie Haben 
aber nicht das Recht, gegen den Willen des Einwohners fich bei ihm 
Gingang zu verjchaffen. Die belgische Verfafjung, welche die Unverletzlich— 
feit des Domizils verbürgt, ftellt dennoch dem Gejege anheim, Haus— 
juchungen zu geftatten: nun hat das Geſetz diefes Necht den Kommiffionen 
aber nicht erteilt, und fie find angewiejen auf den guten Willen der 
Mieter. Praktiſch haben fie dennoch feinen Widerftand erfahren. Auch 
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die Werkftätten können beauffichtigt werden, was bei der Thätigfeit einer 
Arbeitsinſpektion faum wünſchenswert erfcheinen mag. 

Der Landesgeſundheitsrat veröffentlicht alljährlih einen Geſamt— 
bericht über die hygieniſche Thätigfeit der KHommilfionen. Aus den 
Einzelberichten der Kommiffionen wird jeder Gemeinde Mitteilung der 
Stellen gemacht, welche Diejelbe angehen. Gegenüber den Gemeindes 
verwaltungen find die Kommiffionen aber auch waffenlos: da kann nur 
das Anrufen des Eingreifens der Regierung gegen die widerjpenftigen 
Gemeinden helfen, und freilich auch die Flucht in die Öffentlichkeit. 

Die Beauffichtigung der Kommiſſionen erjtredt ſich auch auf die im 
Bau begriffenen Wohnungen, und bier haben fie greifbare Rechte, wenn 
die fisfalifchen Steuerermäßigungen nachgefucht werden. Sie fönnen 
nämlich einen Plan fordern, und wenn die Bauordnung oder andere 
Vorſchriften nicht befolgt werden, können die Kommiffionen das Gertifitat 
verweigern, welches das Recht zu den Ermäßigungen giebt. 

Auch die Erteilung der Ordnungs- und Reinlichkeitspreije gewährt 
den Kommilfionen einen wirklichen Einfluß auf die Wohnungsverhältniffe, 
auf die Hygiene und Sittlichkeit der Arbeiterfamilien. Es wurde dieſes 
Mittel Schon durch Rundjchreiben des Minifters Rogier vom 4. Dezember 
1849 empfohlen, und zwar den Gemeindeverwaltungen unter Zuziehung 
der Armenftiftungen und Gejundheitstommiffionen. Diejer Ruf jand an» 
fangs Widerhall und ein weiteres Rumdjchreiben vom 6. September 1851 
fonftatierte die guten Erfolge und enthielt den Beichluß, daß fernerhin 
feine Staatszufhüfle für Sanierungsarbeiten gewährt werden jollten, wo 
nicht vorher die erwähnten Preiſe eingeführt wären. Diefe Verfügung 
trat aber bald außer Kraft. Die Preife wurden in Brüffel 1860 ab- 
geihafft; in einigen Städten erhielten fie fich kümmerlich. 

Das minifterielle Rundjchreiben von 26. November 1890 empfahl 
fie aufs neue und diesmal den Wohnungstommilfionen, und dadurch 
famen fie zu neuer Blüte. Mehrere Preife wurden von Wohlthätern 
geftiftet, namentlich von der Gräfin don Flandern und dom Prinzen 
Albert, welcher die Preisverteilungen in Brüffel eigenhändig vornimmt. 
Die Preije beitehen aus Sparbüchern mit einem Eleinen Beitrag, der nicht 
willtürlich fann eingeholt werden, und aus nüßlichen Haushaltungs— 
gegenjtänden, Bettzeug u. ſ. w. 

Ein Drittel der Kommilfionen hat Preife geftiftet und erklärt, der Erfolg 
bedeute eine weitgehende Verbeflerung der Haushaltungen, des Ordnungs— 
und Reinlichfeitsfinnes, da die Vorſchriften der Auffichtsfommilfion auch 
in der Umgebung der preisgekrönten Familien Nahahmung finden. 
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Wenn die Kommiſſionen, wie erftrebt wird, aus jachverftändigen und 
thatkräftigen Männern beftehen, jo wird natürlich durch die verliehene 
Beiugnig, jo gering fie auch fein mag, und durch die Gelder, die ihnen 
von den Behörden anvertraut find, die Möglichkeit erhöht, nüßliche 
Arbeit zu leiften. Nicht von Anfang an oder in allen Kommiſſionen 
waren die Vorbedingungen eines fegensreichen Schaffens erfüllt. Nicht 
an allen Orten war e3 leicht, Mitglieder aus verjchiedenen Ständen und 
Parteien zu einem gemeinfamen Wirken zu gewinnen. Daher die Klagen 
über die Lauheit oder jogar Unthätigfeit einer gewiffen Anzahl von 
Kommiffionen ; darauf wurde jogar der Vorichlag geitüßt, fie nach einigen 
Jahren abzufchaffen. Die Erfahrung hat aber bewieſen, daß viele Gegen- 
fäge auch zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern fich mit der Zeit mildern 
fönnen. Da die Kommiffionen auf drei Jahre ernannt find, war's ſchon 
dreimal möglich, nichtbewährte Kräfte zu entiernen und neue, arbeitsfrohe 
Mitglieder zu gewinnen. Die Verbeſſerung ift nicht zu leugnen. Auch 
hat die Annahme des Ehrenvorfißes der Brüffeler Hommilfion durch den 
Prinzen Albert (den Thronfolger) den Conites de patronage eine ge— 
wiſſe Beitätigung verliehen. 

Wie gefagt, Haben die Kommiffionen das Recht, den Gemeinde- 
verwaltungen Vorfchläge zur Berbefferung zu machen. Es fehlt ihnen 
aber an Mitteln, die Ausführung derfelben zu erzwingen. So fann ihr 
Beauffihtigungsrecht unmwirkffam bleiben. Dem abzubelfen, wurde in der 
Preſſe vorgeichlagen , den wideripenftigen Gemeinden alle Staatszuſchüſſe 
zu entziehen, bis fie fich den Belchlüffen der Kommiſſionen gefügt haben. 
Übrigens haben jchon viele Kommiffionen die Aufmerffamfeit der Ge: 
meindeverwaltungen auf die mißlichen Zuftände gelenkt, und zwar nicht 
ohne Erfolg. So Hat die Antwerpener Kommilfion unter 224 Gäßchen 
mit 1597 Häuschen und von 300 Hinterhäufern faft alle verurteilt und 
dem Gemeinderate angezeigt: fie fonnte 1900 der Stadtverwaltung ihren 
Dank ausfprechen für die weitgehende Berüdfichtigung, welche diefe 
Wünſche bei ihr gefunden haben. DBerichiedene berüchtigte, höchit un— 
gelunde Arbeiterviertel find aus diefer Veranlaffung verſchwunden. Im 
Gebiete der Kommiffion von Verviers wurden auf ihre Anzeige hin über 
800 Häufer verbeffert. In Binche hatte die Kommilfion 319 Häufer 
ohne Abort gefunden: auf Anzeige erließ der Stadtrat eine Polizei- 
verordnung des Inhaltes, dab jedes Haus, das nach einer Friſt von 
einigen Monaten nicht mit Abort verjehen jei, ala ungefund gejchloffen 
werden müſſe. Die nötigen Arbeiten geichahen. 

Es geben aber andere Gemeindeverwaltungen den Boritellungen der 
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Kommilfionen überhaupt feine Folge. Eine Kommiffion (Halle in 
Brabant) ſprach jelbit in ihrem Jahresberichte an den Minifter die Be- 
fürchtung aus, e8 möchten gewiſſe Hauseigentümer die Mitglieder aus 
Rache verfolgen, die fich unterftehen würden, über die ummürdigiten 
Hütten Anzeige zu machen; es feien viele Ortsverwaltungen von diejen 
Haudeigentümern abhängig, und es jei da das Eingreifen der Regierung 
durch unabhängige Beamte erforderlih. Auch hat 1898 der Conseil 
superieur d’hygiene erflärt, jowie auch die ertraparlamentarifche Kom— 
mifftion, welche beauftragt war, einen Gejehentwurf über das Sanitäte« 
wejen vorzubereiten, es wäre unerläßlih, Wohnungsinſpektoren 
anzuftellen, welche direkt von der Regierung abhängen und die nötigen 
Vollmachten befifen würden. Bei der geringen Gunjt, deren fich ein 
jolches ftaatliches Inftitut in Belgien erireuen mag, hat diejer Vorſchlag 
wenig Ausficht. Zweckmäßiger wäre, die Kommilfionen mit unabhängigen 
Mitgliedern zu bejegen und dieſe beliebteren Lolalbehörden mit einem 
erweiterten Auffichtörecht zu bewaffnen. 

Das Gejeg vom 9. Augujt 1889 beſtimmt ausdrüdlich, daß die 
Rechte, welche es den Kommiffionen verleiht, die Beiugniffe der Ge- 
meindeverwaltungen nicht beeinträchtigen jollen. Dieſe Befugniffe fußen 
auf franzöfiichen Gejegen der Revolutiongzeit: das Geſetz vom 22. De: 
zember 1789 lautete Sektion III S 2: „Die Departementverwaltungen 
werden beauftragt, unter Oberhoheit und Aufficht des Königs, Tür die 
Öffentliche Gejundheit zu jorgen.“ Specieller beauftragte das Gejeg dom 
16.—24. Auguſt 1790 die Gemeindeverwaltungen, bezüglich des Baues 
und der Erhaltung der Wohnungen alles vorzufchreiben, was unerläßlich 
ift: 1. zur Vorbeugung der anftedendeu Krankheiten, 2. um den Nachbarn 
die Reinheit der Luft zu fichern. Das Geſetz von 19.—22. Juli 1791 
über die Gemeindepolizei ergänzt dieſe Beitimmungen. 

Anfolgedeflen hat der Gemeinderat das Recht, ausführliche Verord— 
nungen über die Hygiene der Wohnungen zu treffen, die Bauerlaubnis 
von der Erfüllung gewiffer Bedingungen abhängig zu machen, namentlich 
Anwohnern der öffentlichen Straßen die Verpflichtung aufzulegen, für 
die Abwäfjerung in den öffentlichen Abzugsfanal zu jorgen. Als der 
ausführende Beamte hat demzufolge der Bürgermeifter die Befugnis, das 
MWohnungsverbot über Häufer oder Wohnparteien auszufprechen, deren 
Unreinlichfeit, Luft- oder Entwäflerungsmangel dauernd die öffentliche 
Geſundheit gefährden könnten. 

Es wird allgemein geklagt, daß die Ortöbehörden oft einen ganz 
ungenügenden oder gar feinen Gebrauch machen von diefen Rechten. In 
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Brüffel jelbft, wo gute Verordnungen getroffen find, jteht noch nicht alles 
nach Wunſch. Dennoch wurden in zehn Jahren, von 1875 bis 1885, 
auf die Anforderung der Stadtverwaltung, 7311 Häuſer verbeflert oder 
gejunder gemadt. Die Stadt Brüffel weiß auch ihr Recht zu gebrauchen, 
nötigenfall® nach vergeblicher Warnung ungefunde Käufer und Sack— 
gaffen zu jchließen; ebenjo die Vorſtädte Schaerbeet, St. Jolie. Haus- 
eigentümer mußten vor Gericht die Nichtbefolgung der Sanitätömaßregeln 
verantworten. Der Gemeindeverwaltung der wichtigen Arbeitervoritadt 
Molenbeef wurden aber zu weitgehende Rüdfichten vorgeworfen. Ant- 
werpen, Lüttich, Gent, Aloft, Mons, Tournai, Binche wurde ihr Eifer 
nachgerühmt. Im weftfländrifchen Dorfe Staden Tieß die Gemeinde 40 
ungefunde Häufer niederreißen. Berjchiedene Bürgermeifter, namentlich 
in. Verviers, ließen auf Arbeiterwohnungen einen Zettel anjchlagen, 
lautend: „Dieje® Haus ift gefchloffen wegen Ungefundheit.“ Die Maß— 
regel wirkte, die Eigentümer fügten fich und ließen die nötigen Arbeiten 
ausführen. Anderewo war die Drohung jchon hinreichend. Doc er- 
flärte 1886 in der Arbeitsfommilfion der Antwerpner Abgeordnete Meeus, 
nur dann wagten die Gemeindeverwaltungen das Verbot und bie 
Schließung vorzunehmen, wenn das Übel ſchon alle Maßen übertraf und 
die Gefundheit eines ganzen Viertels bedroht war. 

Der Conseil superieur d’hygiöne publique veröffentlichte am 25. Mai 
1899 den Entwurf einer Verordnung über die Reinlichkeit und Geſund— 
heit der öffentlichen Straßen und Wege, der Wohnungen und ihrer 
näheren Umgebung und den Bau der Wbzugsfanäle. Ein minifterielles 
Rundichreiben vom 17. November 1899 empfahl diefe Arbeit allen Stadt« 
und Gemeindeverwaltungen zur Aufnahme in ihre Ortöverordnungen und 
Anpaſſung an die drtlichen Verhältniffe. 

Wo eine folche Verordnung nicht bejteht, hat der Bürgermeijter das 
Recht, vornehmlich im alle der Gefahr oder der Anjtefung die Mieter 
aus einer Wohnung zu vertreiben und fich der Schlüffel zu bemächtigen. 
Diefe Befugnis ift abfolut und ohne Berufung. Da aber die Bürger: 
meifter aus dem Schoße des erwählten Gemeinderates dom Könige zu 
ernennen find, bleiben fie nicht immer unabhängig von den Wählern und 
wagen es in diejem Falle nicht, Maßregeln zu treffen, welche einflußreiche 
Leute ärgern könnten oder die Steuerleiftungen erhöhen müßten. Auch 
wirft bisweilen das Mitleid gegen ärmere Leute, welche nur ihre ver- 
fallene, ungejunde Wohnung befigen und nicht im ftande find, erhebliche 
Reparaturen zu zahlen. 

Das Recht des Bürgermeifters fteht ihm aber nach der überwiegenden 
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Meinung nicht als dem ausführenden Beamten der Gemeinde, jondern 
ala dem Bertreter der Gentralverwaltung zu. Die vorerwähnten Geſetze 
wurden in diefem Sinne ausgelegt durch das Rundichreiben des Miniſters 
Rogier vom 13. September 1859, durch den ehemaligen Minifterpräfidenten 
Beernaert, den Staatörechtslehrer Giron und den Beicheid des Conseil 
superieur d’hygiene dom 8. April 1867. Der König hätte jogar das 
Recht, allgemeine Berwaltungsmaßregeln auf diefem Gebiete zu treffen 
und den Gehorfam der Gemeindebehörden zu erzwingen. Anderer Meinung 
ift der Staatsminifter Woefte, und zwar ftüßt er fi auf $ 50 des 
Gefege vom 14. Dezember 1789, nad welchem die Gejundheit und 
Reinlichkeit in dem Rahmen der Befugniffe der Ortsbehörden ftehen, und 
auf Zit. XI $ 3 des Gefehes vom 16.—24. Auguft 1790, wonach Ab- 
bruch oder Reparatur der gefährdeten Gebäude den Ortövertretungen 
zuitehen. Dieje Meinungsverfchiedenheit ift der Lauheit natürlich will- 
fommen. 


Es beitehen im Lande über 600 Provinzial- oder Lokal— 
fommiffionen für Hygiene Die allgemeine Inftruftion dom 
30. Dezember 1884 beauftragt diejelben mit der Fürſorge Tür die Ge— 
jundheit der Wohnungen. Die Provinziallommiffionen, deren es ver- 
ichiedene in jeder Provinz giebt, haben auch Eorrefpondierende Mitglieder 
auf dem Lande. Die Lolallommiffionen, 1848 geftiftet, find an wenigen 
Orten wirkſam. Im großen und ganzen haben fich die beiden Arten 
wenig mit dem Wohnungsweien bejchäftigt. 

Eine gewiſſe Aufficht wird auch durch die gemeinnüßigen Wohnungs 
gejellichaften ihren Schüßlingen gegenüber geübt. Außer den Vorſichts— 
maßregeln während des Baues und bis zur endgültigen Abnahme über— 
weiſen verſchiedene Gejellichaiten einen Zeil ihres Gewinns den Arbeitern 
ala Preis für die gute Erhaltung der Häufer. Der Betrag diefer Über- 
weifungen fommt auf das Kredit des Kontos der betreffenden Arbeiter 
bei der Kreditgejellichaft. 


b) Stadterweiterungsplan. 


Die Erweiterung der Städte und Induftrieorte erfolgte in Belgien 
meift planlos. Wo nur ein Eigentümer oder ein Unternehmer die Aus— 
ficht Hatte auf ein rentables Geſchäft, erlangte er leicht die Erlaubnis, 
Straßen zu „öffnen” und nad Belieben zu bauen. Das Grundgebiet 
der Städte war oft gering; bei der Abichleifung der alten Wälle dachten 
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fie vorerſt darauf, fich Leiftungsfähige Steuerzahler zu fichern und dem- 
entfprechend wurde womöglich ein reicher Stadtteil angelegt. Die 
politiiche Unabhängigkeit der nahen, mit der Stadt oft verwachſenen 
Vororte machte einen allgemeinen Grweiterungsplan überhaupt undenkbar. 
Da, wo ein jolcher etwa möglich war, wurden nicht mit Unrecht öffent- 
liche Gärten und Anlagen geichaffen, ſowie Handels- und Verkehrsſtraßen. 
Die neuen Stadtviertel, namentlich bei den Bahnhöfen, auch in Mittel- 
ftädten, waren aljo mehr dem Luxus gewidmet als der Verbeilerung der 
Berhältnifie. 

Nur drei Einverleibungen von Vorſtädten find erwähnenswert: bei 
der eriten 1854 in Brüfiel annektierte die Hauptjtadt die Gebietäteile, 
auf denen die reichjten Viertel entitanden find, nämlich das Quartier- 
Leopold und das Quartier-Lonife. Bor wenigen Jahren wurden zu rein 
industriellen Zweden einige Zandgemeinden von der Stadt Brügge ein- 
verleibt zur Erleichterung des neuen Seehafens. Die Einverleibungen 
bei Oſtende haben vorerit die Verjchönerung zum Zwed, für welche ein 
höherer Wille viele Hinderniſſe bejiegen konnte. 

Als vor einigen Decennien andere Neubildungen jtattianden als 
diejenigen, die man, vielleicht mit Unrecht, aus Großftädtewahn hat ab- 
leiten wollen, jo wurde für die Arbeiter die Anlegung von Gites nach 
Mülhauſener Typus erjtrebt. An die Übertragung von Eigentum an 
die Arbeiter wurde auch nach diefem Borbilde von einigen Arbeitgebern 
gedacht, von den Stabtbehörden aber exit jeit wenigen Jahren. Eine 
Hauptfontroverje beitand und bejteht darüber, ob es beſſer wäre, reine 
Arbeiterviertel anzulegen, oder die Arbeiterflaffe unter die anderen zu 
zerftreuen. Faktiſch wurde fie entweder zufammengepfercht in die alten 
Stadtteile oder herausgedrängt nach weniger begünftigten Vororten. Die 
MWertjteigerung der neuen oder verbeflerten Stadtteile erwies fich jtärfer 
als alle Theorien. 

Wenn auch die Entwidlung mander außenjtehenden Gites zu 
Schulen des Yajters oder zu Anſteckungsherden augenscheinlich ift, jo 
haben auch an manchen Orten gute Vorbedingungen und eine geichidte 
Leitung die beiten Rejultate erzielt. Wo der Arbeiter Gigentümer wurde 
und bleiben £onnte, wo eine gute Anlage, Einrichtung und Kontrolle mit 
erzieheriichen Einflüſſen fich vereinigten, da waren und bleiben die Gites 
empfehlenswert und nahahmungswürdig. 

An zwei Enden des Brüfjeler Städtefonglomerats bieten beifpiels- 
weile zwei Gites, nach denjelben Grundfägen errichtet, aber verfchiedentlich 
geleitet, die eine das Bild der Verrohung, die andere fait idylliiche Zu- 
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fände, um es nochmals zu zeigen, wie wahr der Spruch fei: Das Was 
bedenfe, mehr bedente Wie. 

Don Bedeutung für die Zeritreuung der Arbeiter auf dem Lande 
it die neuere Entwidlung der Arbeiterzüge. Wo fonjt viele Schlaf- 
gänger die Woche in jehr miklichen Zuftänden durchbrachten, um nur 
den Sonntag in ihrer Heimat bezw. in ihrer Familie zu verbleiben, hat 
die bedeutende Ermäßigung der Preiſe auf den Staatseilenbahnen ein 
tägliches Hin- und Zurüdfahren ermöglicht: für die 6 MWochentage foftet 
nämlich die Arbeiterfahrfarte auf 5 km Abjtand 0,95 Frs., auf 10 km 
1,25 Frs., auf 20 km 1,50 Frs., auf 40 km nur 2 Fres., auf 50 km 
nur 2,25 Frs., auf 100 km fogar nur 3,15 Fre. für ſechs Hin- und 
Zurüdiahrten. Auf den Bahnen nach den größeren Städten und in- 
duftriellen Gegenden jahren morgens und abends fpecielle Arbeiterzüge 
mit vielen fleinen Haltejtellen, um täglich Hunderttaufende Arbeiter zu 
befördern, bezw. ihren familien den Aufenthalt auf dem Lande mit 
billigen und gefunden Wohnungs: und Ernährungsverhältnifien zu ge- 
itatten. Elektriſche Tram- und KHleinbahnengejellichaiten treffen neuerdings 
entiprechende Einrichtungen. Dabei wurde hie und da vermutet, das 
Wohnen auf dem Lande würde die Arbeiter vom Socialismus fernhalten, 
doch bildeten fich auch auf diefem Wege fahrende Schüler der Arbeiter- 
partei und Wanderprediger ihrer Xehren. 

Die Enteignung zum Zwede der Sanierung und des „Öffentlichen 
Wohles“ wird beherrjcht durch die Gejege vom 11. April 1835, 1. Juli 
1858, 15. November 1867, 27. Dtai 1870 und 15. Auguft 1897, wobei 
das Princip des S 11 der Verfaffung, die vorherige und jtreitigenfalls 
gerichtliche Entichädigung, zu Grunde liegt. Die Expropriation par Zones 
erlaubte die Beleitigung ganzer unheilbarer Viertel und das Ausfüllen 
unnüßer Flußbette; jamt den diesbezüglichen Baupolizeivorichriften ift 
dies Verfahren jeßt ausgedehnt auf die Landgemeinden und auf die 
Wege und Gaflen, welche auf Privateigentum gezogen, doch mit den 
Öffentlichen Wegen der bebauten Teile angejchloflen find. Nachdem die 
Pläne, Entwürfe und diesbezügliche Denkichriften und Bedingungen dem 
Publitum vorgelegen haben und Lokal- und Sanitätsbehörden ihre Gut- 
achten und etwaige Einjprüche der Beteiligten eingereicht haben, erläßt 
der König in jedem Fall und in Ausführung der erwähnten Gejeße eine 
bejondere Verordnung. Doc find die allgemeinen Bedingungen wenigen 
Schwankungen ausgejegt und enthalten namentlich die Verfügung, daß 
außer den Grundftüden an den Straßeneden nicht mehr als drei Viertel 
oder vier Fünftel der einzelnen Grundjtüde bebaut werden dürfen. Kraft 


208 Dr. Emil Ber Hees. 


des 8 4 des Gefehes vom 9. Auguft 1889 muß jeßt auch die Regierung, 
wenn e8 Viertel betrifft, welche von der Arbeiterflaffe bewohnt waren, 
das Gutachten der Wohnungskommiſſion einholen über die Bedingungen 
des Wiederkaufs der Grundftüde, ift aber durch die Beichlüffe der 
Kommiffion nicht gebunden. So ift e& noch vorgefommen, daß Arbeiter: 
viertel durch Luxusbauten erfeßt wurden, ohne daß vorher für neue 
Mohnung geiorgt wäre. Wenn, wie felbjtverjtändlich, die Enteignungen 
viele Peſtilenzherde vertilgt haben, jo haben fie oft und nicht immer 
nur vorübergehend die Wohnungsverhältniffe in der Umgegend oder in 
den Vororten durch Zufammendrängung der Arbeiter bezw. Verringerung 
der Wohngelegenheit derjelben verjchlimmert. Was außerdem der damalige 
Minifterpräfident Beernaert mit Recht als ſtandalsös bezeichnete, ijt die 
Thatjahe, daß gewiffe Ortsverwaltungen und Finanzgeſellſchaften Die 
Vorſchriften der königlichen Verordnungen und zwar zum Nachteile der 
Bevölkerung nicht beobachtet haben. 

Die Arbeitstommilfion wünjchte 1887, die Gejeßgebung möge die 
zu erbauenden Flächenteile feitjtellen und in den neuen Stadtvierteln 
Raum für die Arbeiterwohnungen vorbehalten. Obgleich diefer Wunſch 
feitdem auf verichiedenen Kongreſſen und jonit noch wiederholt worden 
ist, wurden dieſe gejeglichen Garantien noch nicht gejchaffen. 

Zu erwähnen als gründliche Sanierung und Berichönerung, aber 
auch als gründliche Vertreibung der Arbeiter find die großen Werke in 
Brüffel (Überwölbung der Senne), in Antwerpen (neue Quaianlagen), 
in Gent und Lüttich (größere Abbrüche im Gentrum). In entlegenen 
Zeilen der Brüfjeler Vororte find, insbefondere in der jüngiten Zeit, 
gute Arbeiterhäufer entitanden zu dem billigen Preife von 15 —20 Frs. 
monatlich, während man in den Sadgafien der Altitadt noch 22 Fra. 
zahlt für zwei Zimmer; dabei iſt aber auch feitgeftellt, daß viele fleine 
Leute ihren Wohnort nicht weit weg von ihren Arbeitgebern oder Kunden 
verlegen können, und eine Bevölferungafteigerung um 60 in jchon über- 
füllten Gaflen die Folge notwendiger Abbrüche geweien ift. Daß die 
Mietpreife auch in die Höhe gingen, ift jelbitverftändlich. 

In Antwerpen haben das Abtragen der alten Feſtungen, die Ein- 
füllung vieler ſchmutziger Binnenfchiffahrtsfanäle (fogenannter ruien), die 
Schelderegulierung und der Abbruch vieler alter Straßen wie auch in 
Brüfjel eine jehr wejentliche Berbefjerung in gejundheitlicher Hinficht 
hervorgebracht. Es bilden fich ohne feiten Plan außerhalb der neuen 
Mauern, billige Arbeiterviertel. Ahnliches ift von Lüttich und Gent 
zu jagen. 
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ec) Bauordnung. 


Die Bauordnung ift, wie oben erwähnt, DOrtöpolizeifache. Ge- 
nehmigung der Gemeindeverwaltung ijt vor dem Bau oder Umbau ein- 
zubolen. Gemeindeverordnungen betreffs Polizei und Gejundbheit der 
Wohnungen giebt e8 nun in großer Zahl, viele Hunderte entiprechen aber 
nicht den Erforderniſſen. Schon 1849 Hatte der Conseil superieur 
d’hygiöne diefen Punft in Betrachtung gezogen und namentlich die Not- 
wendigfeit betont, die Zahl der Einwohner nach den Räumen zu be- 
meflen und zu begrenzen. In den folgenden Decennien unterbreiteten 
viele Städte und Landgemeinden ihre diesbezüglichen Verordnungen dem 
Gutachten dieſes Ratgeberd. Doch wie arg die Lage 1886 noch war, 
zeigt die Thatjache, daß es damals in der ganzen Provinz Lüttich nur 
vier Orte gab, wo eine gejundheitliche Verordnung betreffs der Woh- 
nungen erlaffen war, nämlich Lüttich, Berviers, Spa und Pepiniter. 
Damals wurde auch fejtgeitellt, daß die fommunalen Bauverordnungen 
meift ungenügend waren: das Berhältnis zwifchen Baufläche und Hof— 
fläche, zwiſchen Straßenbreite und Gebäudehöhe, die Höhe der Etagen, 
Auslüftung, Waflerverjorgung, Aborte und Abzug waren gewöhnlich 
mangelhaft geregelt. Der Gejundheitsrat erklärte Anfang März 1887, 
daß in den meijten Gemeinden die Fürforge für die Gefundheit entichieden 
ungenügend war; jpeciell entiprachen die Arbeitermohnungen keineswegs 
den Erjordernifjen der Sittlichkeit und der Gejundheit; manche Gemeinde- 
förper wußten nicht, welche Befugnifie fie in diejer Hinficht bejaßen, und 
namentlich war das Recht, Verordnungen zwecks des eventuellen Wohn- 
verbots zu treffen, wenig bekannt. 

Der Rat wünjchte eine einheitliche Bauordnung, ein Geſetz, um die 
Gemeinden zu leiten oder zu bevormunden. Borläufig entwarf er ein 
Programm der bei dem Bau von Arbeiterwohnungen zu beobachtenden 
Normen. Das minifterielle Rundjchreiben vom 12. Februar 1891 empfahl 
den Gemeinden die Beobachtung .diefer Normen mit dem Wunfche, dieje 
Satungen in die DOrtöbauordnungen übernehmen zu wollen. Die 
Sanierungsverordnung der Stadt Brüffel wurde ala Beijpiel beigefügt, 
welche, jeit 1874 in Geltung, die Kennzeichen der dauernden Unfalubrität 
und die Vorbedingungen des Wohnverbots enthält. 

Seitdem wurden viele Verordnungen getroffen bezw. verbeffert. Auch 
haben verjchiedene Wohnungstommisfionen Pläne von Arbeiterwohnungen 
bearbeitet. Eine Sammlung wurde vom Minifterium Herausgegeben, ijt 
aber heute vergriffen. Eine neue Sammlung tft in Vorbereitung. 

Schriften XCVII. — Wohnungsfrage III. 14 
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Es ift die Schattenfeite der jo beliebten belgiſchen Decentralifation 
und Unabhängigkeit der Gemeinden, daß die Beobachtung jolcher Rat» 
ichläge und Borbilder fich nicht leicht erzwingen läßt. 

Zu erwähnen ift der bis jeßt unerfüllt gebliebene Wunjch des Ab- 
geordneten Meeus in der Arbeitsfommilfion von 1886, daß die Höfe, 
Gänge und Treppen, die als Zugang dienen für verjchiedene Wohnungen, 
in polizeilicher Hinfiht den öffentlichen Wegen gleichgeitellt werden 
möchten. 

Unter den Beitimmungen der Ortsbauordnungen fei erwähnt, daß 
die Brüfjeler Verordnung als Grund für das Wohnverbot die Überfüllung 
der Wohnräume angiebt: es werden in den Arbeiterwohnungen 16 kbm 
für jede Perfon gefordert, in den „maisons de logements“ werden aber 
14 für genügend angejehen. Die Mindefthöhe der einzelnen Hammer 
muß 2,380 m betragen. Ein Abort für 25 Ginwohner muß vorhanden 
fein. Es müſſen die öffentlichen Höfe gepflaftert und 40 1 trink— 
baren Waflers täglich jedem gefichert fein. ine Preisermäßigung des 
ſtädtiſchen Leitungswafjers Hat die Ausführung diefer Maßregel er- 
leichtert. 

In Gent fordert die Verordnung vom 15. Dezember 1879, daß die 
bebaute Fläche der enclos (Beluifen) die Hälfte der gefamten Räume 
nicht übertrifft; die Breite der ECingangsgäßchen ſoll mindejtens 8 m, 
jedes Zimmer 14 kbm, die Höhe des Erdgeſchoſſes 3 m, der Etagen 
2,50 m betragen. 

63 ſteht dahin, ob dieje und ähnliche Verfügungen überall mit der 
nötigen Strenge ausgeführt werden. 


d) Mietrecht. 


Das belgiſche Mietrecht ift vom Code Napoleon micht abgewichen. 
Ein Geſetz vom 9. August 1887 erleichtert das Austreiben der Mieter, 
wenn der Mietpreis der Häuſer oder Wohnparteien 150 Frs. nicht über- 
jchreitet in den Gemeinden von weniger ald 5000 Einwohnern, 300 Frs. 
in den anderen Gemeinden. Der Friedensrichter jchreibt feine Enticheidung 
auf das Driginal der Vorladung; die Volljtrekung findet in der Regel 
ftatt troß des Einſpruchs des nichterfcheinenden Mieters. Die Gerichts» 
und Vollſtreckungskoſten find ermäßigt, Stempel und Regijtratur find 
nur für einen Zeil der Akten erforderlih. Allenfalls muß die Aus- 
treibung in 15 Tagen vollzogen jein. 

Diejes erleichterte und beichleunigte Verfahren joll, indem es das 
Rıfilo des Gigentümers vermindert, auch die Mietpreife etwas herab- 
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gedrüdt haben. Die Thätigkeit der Verſicherungsgeſellſchaften gegen die 
Austreibungstoften ſoll auch diefe für die Mieter günjtige Wendung 
erzielt haben. 

Die Bildung von Mietergenoſſenſchaften wurde empfohlen 
von Prof. Dejace (Lüttich), das Berliner Beifpiel von Prof. Neriner 
(Löwen) befannt gemacht. Gegen die Nahahmung wurden jedoch von 
hervorragenden Fachmännern formelle genoſſenſchaftsrechtliche Bedenken 
erhoben. 

Der Gebrauch des Mietrechts und feine Anwendung wird verichieden 
beurteilt. Wenn auch Härten vorkommen, können auch vornehmlich bei 
alteingejeflenen Yamilien auf dem Lande recht patriarchaliiche Zuftände 
hervorgehoben werden, wo bei hunderten Eleiner Mieter feine Differenzen 
entjtehen, und zwar bei gänzlidem Mangel an gefchriebenen Mtiet- 
verträgen. Herkommen und gegenjeitiges Bertrauen find beſonders in 
Brabant und Kempenland jtärfer als die Geſetze. 


I. Die Maßnahmen zur Eritellung und zur Förderung 
des Baues gejunder und billiger Heiner Wohnungen. 


a) Bau von kleinen Wohnungen. _ 


a) Durd private Arbeitgeber. 


63 haben die Enqueten den Beweis geliefert, daß, wo die In— 
duftriellen die Wohnungsverhältniffe ihrer Arbeiter der freien Konkurrenz 
anvertrauten, überall und namentlich in den Städten geſundheits- und 
fittlichkeitswidrige Zuftände fih entwidelten. Wo im Gegenteil eine 
wohlwollende Fürforge fich diefer Frage annahm, wurden Mißſtände be- 
feitigt und mitunter Danf geerntet. 

Am Jahre 1868 veranftaltete der Verkehrsminiſter Jamar eine 
Enquete über die Lage der Hohlengrubenarbeiter. Es ergab fih, daß 
bis zu jener Zeit 4248 Arbeiterwohnungen von den Bergwerken und 
Hüttenbefigern errichtet worden waren. Schon 1810 wurde die Anlage 
der CitEe du Grand-Hornu (unweit Mons) begonnen, welche jet 550 
Einfamilienhäuſer mit Garten umfaßt und das Lob der Sachverſtändigen 
behält. Der Wert einer Wohnung beträgt 3000 Frs., der Mietpreis 
durchichnittlich 2,40 Fre. pro Woche (4,2 %0). 1838 wurde in Houdeng, 


in gefunder Lage durch die Kohlengrubengejellichait Bois-du-Luc die 
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Cit6 de Bosquet-Ville errichtet, mit 166 Einfamilienhäufern ſamt Garten 
von dritthalb Ar zu je 1700 Fre. und zum monatlichen Mietpreis von 
8,50 Fra., die Gasbeleuhtung einbegriffen, jowie Wafler- und ſogar 
Heißwafferleitung. Die Hauptitraße iſt 24 m breit, die anderen 12. 
Außerdem errichtete nachher die Gejellihaft 169 Häufer, auf den Feldern 
zerftreut liegend, wovon 85 zu 2200 Fra. und zum monatlichen Miet- 
preis von 9,50 Frs. mit Gasbeleuchtung, die 84 übrigen von 5—8 Tre. 
ohne Beleuchtung. Jede Steuerlaft übernimmt die Gejelichaft. Es darf 
aber jede Familie einen oder zwei Schlafgänger halten, vorausgeſetzt, daß 
diefe im Dienfte der Gejellichaft ftehen; der Mietpreis wird um 3 Fra. 
erhöht, wenn ein Mitglied der Familie die Geſellſchaft um einer anderen 
Arbeitögelegenheit willen verläßt. 

Die Kohlengrubengejelihatt Mariemont-Bascoup befitt etwa 600 
Häufer, welche zwei Millionen gefoftet und 3500 Menſchen beherbergen. 
Die Anlage wurde 1840 begonnen. Ginjemilienhaus ift die Regel. Die 
Häufer Liegen zerjtreut. Der Mietpreis ijt monatlich 6,50 Frs., Gas- 
beleuchtung einbegriffen, und wird vom Arbeitslohne abgezogen. Die 
vereinigten Kohlengruben des Weſtens zu Bouffu vermieten 336 Häufer 
im Werte von 700000 Fra. mit 1716 Einwohnern zu verichiedenen 
Preifen (3—10 Frs. monatlid). Die Gruben und Hochöfen zu Strepy- 
Bracquegnies desgleichen 350 Einfamilienhäufer mit Garten von 2 Ar 
zu 6 Frs. 

In der Lütticher Gegend find erwähnenswert die Gruben zu Horloz 
mit 200 WMufterhäufern zum Selbjtfoftenpreife vermietet; die Gruben 
und Hochöfen von Dugree forgten für Gärten von 250—400 qm für 
jedes Familienhaus und ftijteten Ordnungs- und Reinlichkeitöpreije: Hier 
£oftete der Bau allein bis 5500 Frs. Weiter find zu nennen Vieille- 
Montagne (Altenberg), Micherour, Goderill, Marihaye; die Kryitall- 
gläferfabrif in Bal-St.-Lambert vermietet 186 Häufer, auch mit Gärten 
bis zu 436 m? zu 18 Frs. monatlich, wenn einftödig (4 Wohnräume), 
und zu 25 Fr8., wenn zweiftödig (6 Wohnräume). 

Die Steinbrüche in Quenaft (Brabant) vermieten 420 Einfamilien- 
häufer, welche zu zwei zerjtreut liegen, zu den Preifen von 3—8 Fre. 
monatlich (die teueriten zweiitödig). Die Leinwandipinnerei Rey in 
Ruysbroeck vermietet ala Belohnung für lange Dienfte etwa 100 aus— 
gezeichnete Käufer: die Rente beträgt 1/2 Po des Wertes und die Hälfte 
der gewöhnlichen Mietpreije. 

Auch haben Arbeitgeber dem Schlafgängerweien durch gute Ein- 
richtungen zu helfen gewußt. 1872 wurde das Hotel-Louiſe von der 
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Hafard-Grube in Micherour unweit Lüttich eröffnet mit 200 Gtellen, 
wo der. Arbeiter für 1,20 Fr3. täglih Wohnung, gute Koft, Wäſche— 
und Kleiderreinigung, ſowie Badeanftalt genießt. Die Providence-Hütten 
in Marchienne-au-Pont bei Gharleroi befiten möblierte Häufer für je 
16 Mann, welche dort dom Montag bis zum Samftag wohnen, zum 
monatlichen Preife von 1,50 Frs., was bei vollitändiger Bejegung einen 
Brutto-Jahresertrag von 288 Fra. beträgt, gegen 2800 rs. Anlage- 
foften, Mobiliar einbegriffen. 

Ein Arbeitgeber in Huy ftellt 25 Kämmerchen unentgeltlich den 
Schlafgängern zur Verfügung. 

Der Staat als Arbeitgeber hat namentlich in den lebten Jahren 
den Schleufenaufjehern geräumige und gejunde Dienjtwohnungen ver= 
Ichafft ; für die Verbefferung der freilich oft ungenügenden Wohnungen 
der Bahnwärter wurde in zwei Jahren eine Million verausgabt. 

Die Stadt Brüffel hat eine Gite errichtet für die Regiearbeiter ihrer‘ 
Gasanftalt, die ärztliche Kommilfion gab dazu 1887 die Weifungen. 
Der Mietpreis iſt 12—14 Frs. monatlid. 

Neben diefer und anderen Mufterjtätten haben viele Induſtriellen 
den Arbeitern die Gelegenheit dargeboten, Eigentümer ihrer Wohnungen 
zu werden. So Raymond de Biolley in Verviers fchon von 1833 an; 
wie öfters in den Städten, find freilich heute die 43 Einfamilienhäufer 
umgebaut, find in andere Hände übergegangen und iſt der Zwed der 
Anlage vergefien. 

Auf dem Lande läßt es fich leichter erreichen und erhalten. In 
Wygmael bei Löwen find etwa 600 Arbeiter der Stärkefabrik Remy 
Eigentümer oder auf dem Wege, folche zu werden; die Sparfafje der An- 
jtalt verzinft mit 5 %o ihre Depofiten und ſchießt ihnen die nötige Bau— 
jumme zu 3%o vor. Die Hütten Marcinelle-Gouillet verkaufen ihren 
Arbeitern Häufer zu Preifen von 1600—3000 Frs., wovon ein Fünftel 
bar, vier Fünftel zu 4%o vorgefchoffen und durch Lohnabzug bezahlt 
werden. Doc fteigt die Verzinfung auf 6 %o, wenn der Arbeiter bei der 
Geſellſchaft nicht bleibt. 

über 20 %/o der erwachjenen Arbeiter der Gruben Mariemont-Bascoup 
find Gigentümer: es leiht ihnen die Anftalt jogar ohne Zinſen. — 
Altenberg, Bleyberg, Seleſſin, Dignies und mehrere andere verjchaffen 
geeignete Baupläße und Materialien zu Selbjtkoftenpreifen mit Zahlungs 
friften. Die Bieille-Montagne hat von 1887 bis 1897 eine Geſamt— 
jumme von 850 000 Fra. an 600 Arbeiter zu 3 %o vorgefchoflen. Der 
Papierfabrikant Denaeyer in Willebroed verkauft Häuſer zu 1300 bis 
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2450 Frs.: die Arbeiter werden Gigentümer in 18 Jahren bei 7 °%o 
jährlicher Amortifation. 

Endlich haben viele Arbeitgeber und industrielle Anftalten Aktien 
gemeinnüßiger Baugejellichaften: bei einigen ijt die Xifte der Teilhaber 
in dieſer Hinficht jehr merkwürdig. 


2) Durch gemeinnütige Baugejellihaften und Baugenojjenidaften. 


Auf verichiedene Anregungen, namentlich eines Kongrefjes im Jahre 
1851 hin reiften zwei hervorragende Männer, Ducpetiaur und Visſchers, 
nah Paris, Berlin, London und Miülhaufen, um dag Wohnungsweſen 
und die Einrichtung der Baugejellichaften zu ftudieren. Es koſtete viel 
Mühe ehe ihre diesbezüglichen Vorſchläge Beachtung fanden. E3 jtellte 
fich heraus, daß ein neues Gejeß notwendig war, um die Thätigfeit der 
zu gründenden Baugefellichaften zu ermöglichen. Eine Interpellation 
‘des Herzogs von Brabant (jet König Leopold II.) in der Senatfigung 
vom 4. April 1857 lenkte die Aufmerkſamkeit weiterer Kreife auf dieſe 
Frage; doch fam erft am 12. Juni 1861 ein Geſetz zu ftande, nach dem 
die erite Gejellichaft, in Verviers gegründet, gutgeheißen werden fonnte. 
Grit durch Gejeg vom 20. Juni 1367 wurde die Negierung eins für 
allemal ermächtigt, die Statuten anderer Arbeiterwohnungsgefellichaften 
zu bejtätigen, womit denjelben der Charakter als Aktiengejellichaften ver- 
liehen wurde. 

Schon am 27. Juni 1865 war als bürgerliche Gejellichaft die 
Immobiliere bruxelloise gebildet worden, welche kraft des neuen 
GSejeßes jeit 1. Mai 1868 anonym wurde. Sie errichtete große Mietö- 
fafernen mit Läden und bezog aus ihren Kapitalien einen Nußen von 
5 %o. Das angelegte Kapital iſt 932500 ra. 

Die Antwerpener Gejellichaft, am 27. März 1867 gegründet, baute 
im Gegenteil kleine Häufer. Im J. 1876 beſaß fie 121, Ende 1899 aber 
234 Häufer; das Kapital beträgt 1157 000 Frs.; die Rentabilität blieb 
gering. Die Societe Liögeoise in Lüttich vom 29. September 1867 
zählte unter ihren Zeilhabern den König, die Armenverwaltung und 
mehrere Induftriellen. Der Ertrag der zehn eriten Jahre war 4,18 %o, 
jpäter 3%. Bis 1899 Hatte die Gejellichaft 499 Häufer gebaut, wovon 
272 den Arbeitern verfaufit waren. Das Kapital ijt 1501 000 Frs. die 
Anleihen betragen 692 026 rd. Der Mietpreis der einjtödigen Häufer tjt 
von 22 bis 30 Fra. monatlich. 

Die Societe anonyme des habitations ouvrieres de l’agglomeration 
bruxelloise, gegründet am 7. März 1868, unter Mitwirkung der fönig- 
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lichen Bamilie und der Hojpizienverwaltung, verfügt über ein Kapital 
von 2130500 Frs. und errichtete ungefähr 300 Häufer in verichiedenen 
Bororten. Der Anteil der Hojpizien an den Aktien iſt 1300 000 Frs., 
alio 61 Po. Eine zweite Gejellichait beiteht in Lüttich jeit 1874. 

Ähnliche Baugefellichaiten in Tournai und St.Nikolas Hatten 
weniger Bedeutung, und dabei blieb es mit ganz ungenügenden Refultaten 
zwanzig Jahre lang jtehen. Man berechnete Ende 1885, daß die 7 Bau— 
gelellichaften in 10 Jahren nur 1069 Häufer errichtet hatten, bei einem 
jährlichen Bedarf an 7700. Dazu waren ungefähr ein Viertel der In— 
ſaſſen Nichtarbeiter. Heute befißen dieſe „alten“ Gejellichaiten ungefähr 
1500 Häufer und entwideln ihre Thätigkeit faſt nicht mehr. 

Neben den Baugejellichaften Hatten fich faum erwähnenswerte An- 
zeichen eine® baugenoſſenſchaftlichen Triebes fundgegeben. Auch 
in diejer Beziehung waren nicht unerhebliche Schwierigkeiten in geſetz— 
licher Hinficht zu überwinden. Das Gejeg vom 18. Mai 1873, das nad 
wenigen Jahren einen außerordentlichen Aufſchwung der Genofjenjchaften 
ermöglichte, indem es diejelben den Handelägejellichaiten gleichitellte und” 
bevorzugte, verweigerte ihnen aber dadurch die Fähigkeit, Bauunter- 
nehmungen zu machen. Wohl kam es dor, daß genofjenjchattliche Volks— 
banten Geldvorihüffe zu Baugweden machten. Es gründeten fich infolge 
diejer Praris in Namur eine bürgerliche „Genoſſenſchaft“ 1’Immobiliere 
namuroise (24. November 1877) und 15. Juni 1888 das Consortium 
d’habitations in Brüffel. Die Erfolge blieben einjtweilen gering. 

Das Gejet vom 9. Auguſt 1889 brachte neues Leben: die Be- 
Ihaffung von Baulapitalien durch die Landesſparkaſſe wedte bald 
in allen Gegenden zu neuen Gründungen auf. Der Eifer der praftifchen 
Socialpolititer widmete fich diefer Sache. Auch aus vielen der durch 
dasſelbe Geſetz geichaffenen Wohnungstommiffionen fam und kommt fort- 
während die Anregung zur Bildung gemeinnüßiger Baugejellichaften. 

Am 31. Dezember 1900, nad einer elfjährigen Prarig des neuen 
Gejehes, waren 140 Gefellichaften bei der Sparfafje zum Empfange ihrer 
Darlehen genehmigt, worunter 135 von diefer Belähigung Gebrauch ge- 
macht hatten, und zwar 100 SKreditgejellichaften, 8 Kreditgenofjenichaften, 
26 Bangejellichaiten und 1 Baugenoffenfchait; 4 Gejellichaiten und 
1 Genofjenichaft hatten den Kredit der Sparkaſſe noch nicht in Anſpruch 
genommen. 

Das Kapital der Genojjenichaften ift veränderlich; das Kapital der 
Gejellihaiten auf Aktien betrug 14647300 Frs., wovon öfters wenig 
wenig über ein Zehntel wirklich eingezahlt ift. Die Sparkaffe aber hatte 
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bi8 31. Dezember 1900 den 108 Kreditgejellfchaften und -Genoſſenſchaften 
35 570 374,48 Frs. geliehen, wovon 2136 918,35 Fre. auf die 8 Ges 
noſſenſchaften entfielen; den 27 Baugejellichaiten 1 654 927,50 Frs. (wo— 
runter einer Baugenoſſenſchaft 36 500). Der Zinsfuß war 2/2 %o bei 
28 115 424,48 Frs., 3 Yo bei 8 550 877,50 Frs., 31a /o bei 559 000 Fra. 
Nebit einigen anderen Zuwendungen betrug die geſamte Intervention der 
Spartafje zur Förderung des Arbeiterwohnungsweſens 37 459 929,81 Fra. 
Dadurch vermochten die 108 SKreditanjtalten 36 871 696,34 Fra. den 
Arbeitern zu leihen. Die Zahl der hypothekariſchen Schuldner diejer 
Anftalten feit dem Geje betrug 16 982, worunter 16 294 noch Schuldner 
find. Nur 64 mußten in elf Jahren wegen Zahlungsunfähigfeit ent- 
eignet werden, alſo 0,37 %o. Dabei blieben 834 in unbedenklicher 
Meile in ihren Zahlungen zurüd. Der mittlere Wert der betr. Häufer 
wird etwas über 3000 Fr3. geichäßt. 

Ginen Gejamtüberblik über die Thätigkeit und Berteilung auf die 
verichiedenen Provinzen der Kredit: und Bauanjtalten, welche der Spar- 
fafle ſozuſagen angegliedert find, gejtattet folgende Tabelle, wobei zu be- 
rüdficstigen ift, daß die ziemlich landwirtichaftliche Provinz Namur im 
Serhältnis zur Bevölkerungszahl den Vorrang behält. Die induftriellen 
Gegenden Hennegau und Lüttich weifen zwar die abfolut höchſten Zahlen 
auf. Das arme, landwirtichaftliche Luxemburg übertrifft jogar verhältnis- 
mäßig Brabant mit der Hauptjtadt Brüffel. 


31. Dezember 1900. 


Thätigfeit und Verteilung der Arbeiterwohnungsgeiellicaften, 
welche mit der Spaärkaſſe in Berbindung ftehen 
(in France). 


* Auf den 
BORN Kredit: Haus Krebit— Pau: Geſamt—⸗ er Pa 
Provinzen F — — Bau tred — — r Kopfb. Re: 
Geſellſchaften Genoſſenſchaften betrag völferung 
Dennegau .» . [12602 704.06 110 256.621 151 240.68 13 894 201.36] 12.12 
“ültih . » » 6 629 157.60 39 093.77 6 668 841.37 7.83 
JHamur . . . >» 276 418.92) 131 935.75 3408 354.67] 15.50 
Brabant . . 3 879 942.21) 378 493.7811 072 708.18 57 418.28] 5 388 562.45 4,14 
Antwerpen. . 1 469 719.25, 568 418.30 2038 137.55 2.43 
Yuzembnrg . . 1 561 525.28 23672. 95 3885 198.25] 8.49 
Dftsfflandern . 1 1355 968.72 49.5939.62] 39 346.53 1444 854.871 1.39 
Kimburg. . » 981 875.18  21840.,577 197 550.34 1 201 266.59] 4.92 
Weſt-Flandern 290 367.61) 457863. 211 33141.24 181 372.12 0,96 


Das Königreich [34 347 708.811 751 674.63]2 523 987.47 57 11529] 710 70.10 5.67 
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Näheres über die Art und Weife der Verwaltung und über die 
Tätigkeit diefer Anftalten findet feinen Pla unten nad) Darlegung 
der Beichaffung der Kapitalien durch die Sparfafie. 

Neben diejen Gejellichaiten wirken die „alten“ und einige neuere, 
auf fich felber angewiefene Anftalten fort. Nach den legten Ermittelungen 
des Arbeitamtes betragen die Operationen von 12 Baugefellichaften auf 
Aktien etwa 8400000 Fre., auf ca. 1700 Häufer angelegt (worunter 
wenig über 300 in das Eigentum der Injaffen übergegangen find, und 
zwar neun Zehntel in Lüttich). 

Auch Haben fünf Genofjenihaften etwa 2400 000 Fra. für eine 
unbejtimmte Zahl Kleiner Wohnungen, meift für untere Beamte, geliehen 
bezw. angelegt, ohne daß fie mit der Sparkaſſe in Gejchäftsverbindung 
traten. Man kann alfo jagen, daß die drei Viertel der Thätigfeit der 
Arbeiterwohnungsgefellichaften wejentlich neben der Aujopferungsireudig- 
keit ihrer Verwalter auf dem Verdienſt der Beichaffung der Kapitalien 
durch die Landesſparkaſſe beruhen, welche auch diefe Anftalten unauf- 
börlich fördert, durch Rat und Aufficht anregt und ermuntert. Die Leiter 
der Sparlafje, Mahillon (f 1896) und fein Nachjiolger Le Preux, haben 
fich Ddiejer Sache mit befonderem Eifer und verdienftvoller Hingebung 
angenommen. 

Nebenbei jei die Thätigkeit von zwei gemeinnüßigen Vereinen er- 
wähnt, welche hauptjächlich den Wanderarbeitern ein durchaus empfehlens- 
wertes Heim bieten : der Deutjche Gejellenverein (in Brüfjel mit 70 Kammern 
und in Antwerpen), und der Orden der Aumöniers du Travail in bis 
jegt vier Niederlaffungen; in Seraing mit 135, in Marchiennes-Docherie 
mit 100, in Morlanwelz; mit 120 und in Antwerpen mit 200 Kammern 
nebſt muftergültigen Berforgungseinrichtungen. 


y) Im eigener Regie der Gemeinde: und Armenverwaltungen. 


Außer der Thätigfeit einiger Städte als Arbeitgeber für ihre An— 
geftellten (f. oben) iſt mir nur ein all bekannt, wo eine belgijche Ge— 
meindeverwaltung Arbeiterwohnungen errichten ließ: der Vorort St.-Gilles 
bei Brüflel (54000 Einwohner) baute vor einigen Jahren fünf Eine 
familienhäufer, wovon drei verfauft wurden. Jetzt hat Ddiejelbe Ge- 
meindeverwaltung den Bau von dreiftödigen Häufern mit je acht Woh— 
nungen zu vier Wohnräumen eben vollzogen. 

Die Stadt Brüffel und andere haben zwar einen mehr oder weniger 
ausgedehnten Befig an Grund und Boden und Wohnhäufern, bewirt- 
Ichaften denfelben aber zum Zwede der Stadterweiterung, der Förderung 
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der Bauthätigkeit und einer gutigemeinten Spekulation. Dabei wurde 
die Eritellung billiger Wohnungen im allgemeinen nicht erjtrebt. Über: 
die find manche Bauten, welche die Stadtverwaltungen infolge Ver— 
unglüdung der Geſchäfte der Unternehmer bezw. Käufer übernehmen 
mußten, überhaupt nicht ohne technifche Fehler: namentlich find ver- 
ichiedene Mietskaſernen nach Pariſer Mufter in der Mitte der Stadt 
Brüffel weniger beliebt. 

Neuerdings haben der Brüfleler Vorort Schaerbeet (mit 66 000 Seelen) 
und bald nachher die Hauptjtadt jelber, auch die Vororte Molenbeet und 
St.-Joſſe, zu der Gründung neuer Baugefellichaiten mitgewirkt, bezw. 
Anleitung zu dieſer Gründung gegeben, weil fie den größten Zeil der 
Aktien übernehmen. 

Seit langer Zeit haben die Armenverwaltungen Anteile bei Bau- 
gejellichaften, namentlich in Brüffel, Lüttich und Tournai. Auch haben 
viele diefer Wohlthätigkeitsanitalten Wohnhäufer errichtet. Den erjten 
Anlaß gab ein Rundjchreiben des Juſtizminiſters de Hauſſy am 5. Juli 
1849. Grneuert wurde diefe Anregung von einem feiner Nachfolger 
Staatöminifter de Volder am 16. November 1886. 

Das Bureau de bienfaisance der Kleinſtadt Nivelles (mit 10 000 
Einwohnern) gab 1859 das Beifpiel des thatlächlichen Einjchreiteng in 
diefer Hinficht, weil e8 12 Häuſer errichtete, welche je nur 1626 Fre. 
koſteten, techniſch aber nicht tadelfrei waren, da fie „dos-A-dos“ gegene 
einander gebaut find und eine vollitändige Lüftung nicht vollkommen 
erreicht werden fann. Der Mietpreis war monatlich 10.25 Fre., wovon 
4 Fre. zum BZwede des Erwerbes des Eigentums durch die Bewohner 
zurüdgelegt waren: jo wurden dieje nach 23 Jahren Gigentümer diejer 
Wohnungen. Der eigentliche Mietpreis betrug alfo +. 

Das MWohlthätigfeitsamt der Stadt Antwerpen folgte 1864 mit dem 
Bau von 117 Arbeiterwohnungen im Vorort Stuyvenberg. Andere 
Bauten 1869, 1874, 1881 und fpäter beichafften ca. 650 Wohnungen 
in 357 Häujern, und es wird jeßt eine neue Gite errichtet. Die Stadt 
Antwerpen lieh zu diefem Zwed dem „Weldadigheidsbureel” anderthalb 
Millionen Frs., welche in 66 jährlichen Abzahlungen von 75 000 Fra. 
zuricueritatten find, macht 5 %o, während der Ertrag der Wohnungen 
netto 5,60 Yo beträgt. Der Wert der Häufer wird geichäßt auf etwa 
dritthalb Millionen. 

Die Hofpizverwaltung in Huy errichtete jeit 1869 39 Häuſer, 
welche eine Geiamtjumme von 148 947 Frs. gefoftet haben, Grundboden 
eingerechnet. Der jährliche Mietpreis beträgt von 150 big 200 Ars. 


Die Mohnungsfrage in Belgien. 219 


zujammen 7050 Frs. — Unter dieſen Wohnungen wurden 37 verkauft 
zu den folgenden Bedingungen: ed wurden 1000 Fr3. bar bezahlt, dag 
übrige mit zehn Jahren Frift, verzinſt mit 4a %o. Der Gejamtverfaufs- 
preis betrug 150 300 Frs. 

Don 1868 an ahmte das Mohlthätigkeitsamt in Wavre das Bei- 
ipiel Nivelles mit dem Bau von 12, fpäter von noch 38 Häufern nad. 
24 gingen in den Beſitz der Bewohner über. 

In Mond (Hennegau) errichtete das Wohlthätigfeitsamt in 1886 
- fünfzig Häufer zu je 2880 Frs.; der Mietpreis ift von 11 bis 13 Fre. 
monatlich, jedoch mit 1 Fr. Abjchlag, wenn er genau am Zahltag ein- 
gereicht wird. Seitdem wurden dajelbjt noch 100 Häufer errichtet. 

Die Hofpizverwaltung in Löwen errichtete 1899 ſechzig Häufer zum 
Geljamtpreis von 177 287.50 Frs. Der Mietpreis beträgt 6 %o, wovon 
300 bei der Sparkafje niedergelegt werden, damit die Bewohner Eigen- 
tümer werden fönnen. 

Auch in Verviers, Eljene, Laeken, Geerardsbergen, Dendermonde, 
MWetteren, Hoogitraeten, Melle, Sleydinge, Somergem, Morlanwelz, Wil- 
marsdond, Waterloo und Zout-Leeuw wurden einige Häuſer von den 
MWohlthätigkeits- oder Hofpigverwaltungen gebaut. Abgeſehen von 
einigen Stiftungen, wie diejenige der „prebendaires* in Mons, wo 
einige Greife freie Wohnung genießen, wird überall am Princip feit- 
gehalten, daß dieſe Thätigfeit der Armenverwaltungen feine Unterftügung 
ift, jondern eine Verwendung der Kapitalien zu einem zwar gemeinnüßigen, 
doch rentabeln Zwede. Bedauerlich ift, daß diefe Prariß der Anwendung 
der Gelder auf einige Verwaltungen bejchränft geblieben ift, und daß 
viele reiche WohHlthätigkeitsämter jährlich ihre Eintommen vergeben, ohne 
dauernde DBerbefferungen der Zuftände ihrer Pflegebefohlenen zu bes 
zwecken. 


b) Beſchaffung von Baukapitalien für die gemeinnützige 
Bauthätigkeit. 


«) Die Thätigkeit der Sparfaile und der Wohnungsgeiellidaften. 


In der Arbeitsfommiifion von 1886 empfahl Profeffor H. Denis 
die Bildung einer großen nationalen Aktiengejellichaft unter der Kontrolle 
des Staates, zur Beichaffung von Baufapitalien und zur Förderung der 
gemeinnüßigen Bauthätigfeit. Denjelben Gedanken vertrat er jpäter in 
der Hammer, und namentlich bei feiner Gejeßesvorlage vom 30. Januar 
1901; der Staat, die Provinzen, die Gemeinden und Wohnungs- 
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fommiffionen fönnten Teilhaber werden, und es hätte die Gefellichaft das 
Recht, unter der Garantie des Staates Obligationen auszugeben. 

Diejes ala zu centraliftiich aufgefaßte Syitem hat jebt feine Aus— 
fiht auf Verwirklichung; doch hat dag Geſetz vom 9. Auguſt 1889 
die Mittel gegeben, ein Aquivalent zu fchaffen, und zwar ift diejes durch 
manche Beteiligung der betreffenden Faktoren ſchon teilweife verwirklicht. 
Die Einrichtung von Geſellſchaften und Genoſſenſchaften in dem ganzen 
Lande, welche Darlehen von der Landesſparkafſſe erhalten, ihre Beauf— 
fichtigung annehmen und ala DBermittler zwifchen ihr ſelbſt und den 
Arbeitern fungieren, geftattet den Lofalbehörden eine weitgehende Be- 
teifigung; und es fangen nach zehn Jahren einige Gemeinden wie er- 
wähnt an, fich diefes erprobten Mittels zu bedienen, um ihre Beifteuer 
zum Wohnungsweien zu leijten. 

Die Sparkafje, geftiitet durch Gejeg vom 16. März 1865, iſt 
zwar ein unabhängiges Finanzinftitut, unterfteht jedoch der Beauffichtigung 
des Staates, welcher ihre Leiftungen garantiert. Die Verwendung der 
Eriparnifie des Volkes zur Verbeſſerung feiner Wohnungen erfreut fich 
der allgemeinen Anerkennung. Nun erheifcht die Vorficht, wie auch die 
Notwendigkeit, die niedergelegten Gelder unverzüglich zurüderftatten zu 
können, daß die Darlehen nicht direkt den Arbeitern, jondern leiftungs- 
fähigen Mittelperfonen gemacht werden, welche thatlädhlich faſt aus- 
Schließlich die Gejellichaiten find. Dieje erfchließen erprobten Arbeitern 
ihren Kredit, wobei vorerſt die moraliſche Tüchtigfeit des Betreffenden 
unterjucht wird. Befitt er nichts, jo wird ihm in der Regel eine Woh- 
nung vermietet zu einem reife, der gewöhnlich den Mietpreis der 
Arbeiterwohnungen nicht übertrifft, von welchem aber die gemeinnüßige 
Baugefellichaft einen erheblichen Zeil, etwa ein Drittel, auf den Kredit 
ded Vermieters einträgt. Wenn diefe vereinbarten Erſparniſſe ſamt 
eventuell auch dem Rückkaufswerte feiner Lebensverficherung das Zehntel 
des Hauspreifes und dabei die Kaufkoſten betragen, jo tritt an der 
Stelle der Baugeſellſchaft die Kreditgefellichaft ein, Leiht dem Arbeiter 
unter Sicherheit die neun übrigen Zehntel, und dadurch kann er jogleich 
Eigentümer werden. Wie die obengejchilderte Erfahrung der Geſellſchaften 
beweijt, hat dieje frühe Eigentumsübertragung den beiten Einfluß auf die 
Ausdauer der Beteiligten ausgeübt, und es werden faft alle Kontrafte 
aufrechterhalten und ausgeführt. 

Schon 1878 hatte Harmignies (Mons) auf die erhöhte Sicherheit 
Hingewiefen, welche die Zebensverficherung jowohl für den Arbeiter 
als für feinen Gläubiger bildet. Im Jahre 1886 wurde der Gedante 
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vertreten durch H. de Baets und P. de Smet de Naeyer (den fpäteren 
Minijterpräfidenten), welcher 1889 bei Beratung des Wohnungsgejehes 
einen diesbezüglichen Antrag ftellte, der $ 8 des Geſetzes wurde. Es 
wurde damit der Sparkaſſe eine Verficherungsfafle beigefügt, und zwar 
auch unter Staatsgarantie, und demzufolge find die meijten Arbeiter, 
welche die Vorteile des Geſetzes genießen, heute im Beſitze diefer neuen 
Sicherheit für den Todesfall. 

Bei diefem wichtigiten Zeile des belgiſchen Syſtems ijt nach diefer 
allgemeinen Schilderung eine eingehende Erörterung notwendig. 


A) Vorbedingungen. 


Zaut $ 5 des Geſetzes iſt alfo die Sparkafje ermächtigt, einen Zeil 
ihrer verfügbaren Gelder für Darlehen zu verwenden zu Gunjten des 
Baues oder des Ankauf von Arbeiterwohnungen. Laut $ 6 jtellt der 
Generalrat der Sparkaffe den Zinsfuß und die Bedingungen diefer Dar- 
leben feſt, vorbehaltlich der Gutheißung des Finanzminifterd. Kraft 
defien hat der Generalrat am 25. März 1891 die entjprechende Ber» 
ordnung abgefaßt, die am 31. ſchon durch den Finanzminifter gut- 
geheißen wurde. Danach wird jeder einzelne Beichluß durch den engeren, 
fogenannten Verwaltungsrat gefaßt, der auch, in dem Rahmen derjelben 
Verordnung, über die Garantien und Formen einer jeden DVerrichtung 
entjcheidet. 

Erwähnter $ 5 jchreibt aber vor, daß die Sparkaffe vorher die 
Meinung der Wohnungskommiſſion einholen muß, doch ijt fie durch 
deren Bejcheid nicht gebunden. Zwed diejer Beitimmung ift, durch diefe 
Zofalbehörde der Brüffeler Sparkafje genauen Bericht zu verichaffen über 
den Gejchäftsgang der anleihefuchenden Gejellichafiten, über die von den— 
felben der Arbeiterflaffe erwiejenen Dienste, über den Gebrauch der vorher: 
gehenden Darlehen, und ob ihre Pläne und Bedingungen empfehlenswert 
und deren Ausführung durch die Kommiffionen fontrollierbar find. 

Demgegenüber wird geltend gemacht, daß die Berichte derjelben 
beeinflußt werden fünnen durch Freundichaftliche oder jeindjelige Be— 
ziehungen zwijchen Kommiffionen und Gefellichaften; überdies ijt Die 
Aufficht, welche die Sparkafje jelbit und direft übt, eingehender wie die 
der Kommiffionen. Doch iſt die Unparteilichkeit vieler derjelben un— 
zweifelhaft, und theoretiich kann ihr Wohlwollen den Gejellichaften be— 
hilflich fein gegenüber ihrem Gläubiger, der Sparkaffe, wie auch dieje 
in dem Gutachten der Kommiffion eine moraliiche Garantie finden fann. 
Wahr ift jedoch, daß die notwendigen Beweisjtüde den Kommilfionen 
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nicht immer vorliegen, was Verzögerungen oder unzuverläffige Gutachten 
berbeifühtrt. 

Mährend die fisfaliichen Vorteile des Geſetzes nur ſpecifiſch qualifi- 
zierten Arbeitern zu gute kommen, fönnen nicht nur Arbeiter, jondern 
auch andere Perjonen die Darlehen der Sparkaſſe durch Vermittlung der 
Gejellichaften erhalten. Doch ift auch Hier erforderlich, daß die Darlehen 
für Arbeiterwohnungen verwendet werden. Faktiſch Hat die Sparfafje 
folgende Normen fejtgeitellt: gilt es jchon erbaute Häufer zu erwerben, 
worin die Geldborger wohnen wollen, jo müfjen die Darlehen durch die 
Gejellichaften auf Arbeiter beichränft werden oder auf ſolche Perjonen, 
die ihnen gleichgeftellt werden können, ala da find Briefträger, Trambahn- 
bedienstete und andere untere Beamten. Gilt es aber, Arbeiterwohnungen 
zu erbauen, jo kommt die Perjönlichkeit des Borgers weniger in Be- 
tracht, die Hauptbedingung ift, daß er jelber das Haus beziehen will, 
weil jchon dadurch die Spekulation ausgeſchloſſen jcheint. 

Der Marimalwert einer Arbeiterwohnung im Sinne der Sparkaſſe 
wurde von bdiejer feitgejtellt auf 5 500 Frs., einichließlich des Wertes des 
Grundbodens, aber ohne die erwachjenden Beiteuerungen; der Marimal- 
betrag eines Darlehens für den Anfauf oder den Bau einer Arbeiter- 
wohnung auf 5000 Frs. 1899 wurde obiger Marimalwert erhöht auf 
6500 Fra. Tür Brüffel und feine Vororte, jowie für die Städte Ant- 
werpen, Gent und Lüttich. Der gewaltige Unterjchiede zwifchen den 
Preifen der Bauflächen, der Materialien und den Arbeitslöhnen, je nad) 
Gegenden und Lagen hatte ſchon lange Beranlaffung gegeben zu Be- 
Ichwerden gegen die Allgemeinheit der gezogenen Grenze. Auch wird ge- 
tadelt, daß die Grenzmauergemeinſchaft in dem Preife von 5500 bezw. 
6500 Fra. einbegriffen wird. 


B) Höhe der Vorſchüſſe und Zinsfuß. 


Die Höhe der Vorſchüſſe der Sparkafje ift verjchiedentlich bemeffen, 
je nachdem es fich handelt um Sreditgefellfchaften auf Aktien, um Baus 
gejellichaiten oder um Kreditgenoffenjchaften. 

Den Kreditgejellichaften auf Aktien gegenüber ift der Verwaltungsrat 
der Sparkafje ermächtigt zu Vorſchüſſen bis zur Hälfte des Teiles des 
Gejellichaftsfapitala, der unterzeichnet, doch nicht eingezahlt ijt; nach den 
belgiſchen Gejegen vom 12. Mai 1873 und 22. Mai 1886 muß aber 
mindejtens ein Zehntel des Kapitals bei der Gründung der Aktiengefell- 
Schaft wirklich eingebracht werden, und it dieſes Minimum die gewöhn- 
liche Praxis der Wohnungstreditgejellichaften: bleibt alfo in Debet 90 ®o, 
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wovon die Hälfte, 45 %.o des Nominalkapitald, von der Sparkaſſe geliehen 
werden darf. Ausgenommen werden hier die Aktien, welche im Befite 
der Gemeinden und anderer Verwaltungen find, gegen welche eine Zwangs— 
volljtredung nicht leicht ift: ihre ungezahlten Beiträge fommen nicht in 
Betracht. Überdies bewilligt die Sparkaffe auch Vorſchüſſe bis zum 
Betrage von drei Fünfteln einer jeden von der Gejellichaft auf Immobilien 
beigebrachten Sicherheit, vorausgejegt daß der Wert jolcher Immobilien 
(Arbeiterwohnungen) den Betrag des dem Arbeiter durch die Gejellichaft 
gemachten Darlehns mindeſtens um ein Neuntel überjchreitet. Wenn zum 
Beifpiel eine Gejellichaft ein Nominalfapital von 1000009 Frs. befikt, 
wovon nur 10000 Frs. eingebracht, jo kann fie 45 000 Frs. von der 
Sparkaſſe befommen; wenn jodann ein Arbeiter Eigentümer eines Hauſes 
im Werte don 4000 Fra. werden will, jo braucht er nur ein Zehntel 
(400 Fr3.) und die Koften darauf zu zahlen; die Gejellichait Hilft ihm mit 
einem bypothefarifchen Darlehen von neun Zehntel (3 600), und auf 
diefe Sicherheit leiht wiederum die Sparfafje der Gejellichaft drei Fünftel 
des Hauswertes: 2400 Fra. 

Die Bedingung, daß der Arbeiter ein Zehntel fogleich, wenn er 
Eigentümer wird, zahlen muß, beruht auf zwei Beweggründen: die vor- 
herige Eriparnis einiger Hundert Franc bildet einen Beweis des 
moralifchen Wertes des Betreffenden; dabei gewährt fie der Kredit— 
gejellichait eine Sicherheit für die im Notfalle des Enteignungsverfahrens 
erwachienden Gerichtäfoiten. 

Thatſächlich fordern die Geſellſchaften Öfter8 je nach den Umftänden 
mehr als ein Zehntel, nicht jelten ein Sechftel des Kaufpreiſes. Zahlt 
der Arbeiter jogar zwei Fünftel, oder ift er ſoweit gefommen durch 
Ratenzahlungen, jo leiht die Sparkaſſe der Gejellichait thatfächlich den 
ganzen Betrag des wirklichen Vorſchuſſes (5), und die Darlehnsfähigkeit 
wird durch die Ratenzahlungen immer erneuert. Ihr Minimum ift nach 
obigem für die Kreditgejellichaiten anderthalbmal das Nominaltapital, 
was auf fünfzehnmal das eingezahlte Kapital gleichlommt. 

Den Baugejellihaiten leiht die Sparkaſſe die Hälfte des nicht- 
eingezahlten Nominaltapitals, dazu die Hälfte des Wertes der Immobilien 
der Geſellſchaft. 

Den Genoſſenſchaften leiht die Sparkaſſe nur bis zum Betrag der Hälfte 
der Immobilien, oder der drei Fünftel der Sicherheit auf Immobilien, 
deren Wert mindeitens um ein Neuntel den Betrag des entiprechenden 
Darlehns der Genofjenichaft überfchreitet. Bei diefen Vereinen kann das 
Rominalkapital nicht berüdjichtigt werden, da die Sparkafje es vermeiden 
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muß, gegenüber den Mitgliedern, welche Arbeiter find, wegen etwa nicht 
erfüllten Verjprechen® zur Zwangsvollitredung überzugehen. Es müſſen 
aljo die periodifchen Einzahlungen der Genofjen die übrigen zwei Fünftel 
einbringen, doch können dieje Vereine Schuldverjhreibungen in Umlauf 
jeen, welche durch die Hypothefarischen Forderungen der Genoſſenſchaft 
ihren Mitgliedern gegenüber garantiert find. Doch bleibt durch die Be- 
ſchränkung ihrer Anleihefähigkeit bei der Sparkaſſe die jo jehr gewünjchte 
GEntwidelung der Genofjenichaften gehemmt. 

Der Normalſatz des Zinſes war urjprünglich 3a %o. Die Ber- 
ordnung vom 25. März 1891 8 10 jtellte ihn feft auf 3 %o; doch wurde 
der Zinsfuß auf 2U2 %o herabgejegt für die Kreditvereine, welche die 
bejonderen Bedingungen der SS 11 ff. diefer Verordnung erfüllten; dieſe 
Ermäßigung konnte auf die Bauvereine wegen der Schwanfungen im 
Werte der Gebäude nicht ausgedehnt werden. Durch Verordnung dom 
27. Zuli 1899 erhöhte aber der Generalrat die Sätze auf 3 bezw. 34 90. 
Die erite Verordnung hatte den Gejamtbetrag der Darlehn auf 2/2 %o 
auf ein Viertel der Rejerve der Sparkafie feitgejegt, am 10. November 
1892 mußte diefe Grenze auf die Hälfte diefer Rejerve erhöht werden, 
was damald 3 685 000 Fra. ergab. Am 14. Juni 1894 mußte die ganze 
Referve aber herangezogen werden; am 8. Juni 1896 mußte eine andere 
Grundlage geichaffen werden, wobei der Gejamtbetrag diejer Darlehen 
bis 5 %o der angelegten Gelder der Sparkaſſe gehen kann; jo wurde eine 
jährlich fteigende Summe zur Verfügung geitellt, da dieſe Gelder, welche 
31. Dezember 1895 nur 470 762 987.92 Frs. betrugen, bei einem 
durchichnittlichen Zuwachs von über 40 Millionen 31. Dezember 1900 
ihon 682 417 133.79 18. ergaben. Der alfo jährlich verfügbare Zu- 
wachs von etwa 2 Millionen wird aber vorausfichtlich der Nachfrage 
nicht entiprechen, und es hat jchon der Direltor Ze Preur die Meinung 
ausgeiprochen, e3 könnten ohne Gefahr für die Sparkaſſe bis zu 10% 
der angelegten Sapitalien zu diefen Darlehn verwendet werden. 

63 waren 31. Dezember 1900 geliehen: 

zu 22/2 %0 28 115 424.48 Frs., 
„8 „855087750 „ 
„83H. 559000. , 

Als Gründe für die Erhöhung des Zinsfußes wurde neben diejem 
raſchen Zuwachs der Darlehen namentlich geltend gemacht, daß die Ge- 
jellichaften Heute fräftiger geworden find und Rejerven befiten; daß die 
Verzinfung im allgemeinen im Steigen begriffen ift; endlich haben die 
Geſellſchaften nicht, wie die Raiffeifentaffen, die lokalen Erſparniſſe an- 
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gelodt, wa8 eine durch die Sparkaſſe jelbit erwünjchte Decentralifation 
des Sparweſens herbeigeführt hätte. Le Preur gab neuerdings den 
Wink, einen Verband der Gejellichaiten zu bilden, welcher unter der 
Garantie von Staat, Provinzen oder Gemeinden Piandbriefe heraus- 
geben könnte. 

Bei diefer Erhöhung des Zinsfußes wurde jedoch bedungen, daß die 
früheren Vorjchüäffe big zum 15. Januar 1920 zu dem ermäßigten Sape 
von 2/2 %;o erneuert werden können, vorausgejeßt, daß die Kreditvereine 
den vertragamäßigen Erforderniffen nachlommen. Dieſe Ausnahme war 
bei der langen Dauer der Darlehen, welche die Gejellichaften gewähren, 
geboten. 


C) Bedingungen, welche die Geſellſchaften der Sparkaſſe 
gegenüber erfüllen müfjen. 


Die Arbeiterwohnungsgeſellſchaften bezw. ihre Teilhaber 
verfolgen nicht den Zwed, einen e:heblichen Nuten aus diejen Gejchäften 
zu ziehen; ihre Abficht ift vorerjt, zu einem gemeinnüßigen Ziele zu 
helfen; nur aus diejem höheren Streben ift zu erflären, daß fie die ſehr 
eingreifenden Freiheitsbeſchränkungen angenommen haben, welche ihnen 
durch die Sparkafie wohlweislich vorgejchrieben wurden. 

Es müſſen die Statuten jeder „angenommenen“ Gejellichaft oder 
Genoſſenſchaft namentlich folgende Bedingungen enthalten: 

a) Das Verbot, dritten Perfonen gegenüber und im Namen des 
Vereins irgendwelche Verpflichtungen aufzunehmen ohne dementjprechenden 
Beihluß des DVBerwaltungsrates oder der Allgemeinen VBerfammlung der 
Teilhaber und ohne Eintragung derjelben durch Protokoll in einem be— 
jonderen Regiiter. 

b) Die Verpflichtung, der Verwaltung der Sparkaſſe jährlich eine 
voflitändige und als übereinftimmend befcheinigte Abjchriit des Inventars 
der Bilanz, Rechnung, Lifte der Teilhaber und des Gefchäftsberichts zu 
unterbreiten. 

c) Die Notwendigkeit einer Bürgichaft oder anderweitigen Garantie 
durch jeden Angeitellten, der Gelder der Gejellichaft in die Hände be- 
fommen fann. 

Überdies muß die Geſellſchaft fich der Beauffichtigung durch die 
Spartaffe unterziehen. 

63 können weiter nur die Kreditvereine einen günftigeren Zinsfuß 
erlangen mittelft verichäriter Maßregeln: 


Schriften CXVII. — Bohnungsfrage II. 15 


226 Dr. Emil Ber Hees. 


a) Die Statuten müffen vor der Gründung durch die Sparkaſſe 
qutgeheißen werden. 

b) Die Vereine müfjen ſich das Verbot auferlegen, Jmmobilien zu 
erwerben, und fich verpflichten, in der durch die Sparkaffe vorzujchreiben- 
den Frift jedes immobiliare Eigentum zu veräußern, das ihnen durch 
Zwangsvollſtreckung eines Schuldners zufallen würde. 

c) Jede Dividende auf die durch die Teilhaber ein- 
gezahlten KHapitalien ift auf 3% zu befhränfen, und jeder 
höhere Gewinn ift in die Reſerve zu bringen. 

d) Um jede Spekulation unmöglich zu machen, muß jpeciell die 
Riquidationsflaujel mit der Sparkaſſe vereinbart werden. 

Neben diejen allgemeinen Bedingungen der Verordnung vom 25. März 
1891 muß jede Übertragung nicht vollbezahlter Aktien der vorherigen 
Gutheißung de8 Verwaltungsrates der Sparkaffe unterliegen, und jede 
Ginzahlung auf Aktien demjelben mitgeteilt werden. -» Jede Summe, 
welche einen zu vereinbarenden Betrag überjchreitet, muß in die Spar- 
kaſſe auf den Kontokorrent des Vereins eingezahlt werden, worauf übrigens 
der gleiche Zinsfuß bonifiziert wird, wie derjenige, welchen die Gejell- 
ſchaft für ihre Anleihen zahlen muB. 

Bei jeder Anleihe muß der Auffichtsrat der Gejellfchaft bejcheinigen 
und durch Bemweisftüde feſtſtellen, daß das Debet, der Sparkaſſe gegen- 
über, die vorerwähnte Höhe nicht überjchreitet. 

Der Zwed diefer Maßregeln ift aus dem Obigen erfichtlich; fie er- 
leichtern die Aufficht und bieten die Bürgſchaft für die pünftliche Be- 
folgung der Vorſchriften. Bis 1899 beftand eine noch jchärfere Be- 
Ihränfung, laut welcher ein Fünftel jeder Dividende in eine beiondere 
Reſerve gebracht werden mußte, mit dem Zwede der Zurüderftattung an 
die Sparkaſſe in dem alle der Auflöfung der Gejellichait, und zwar 
einerjeitö wegen des zugeftandenen ermäßigten Zinsfußes, anderjeits, um 
eine für die Teilhaber gewinnbringende Auflöjung überhaupt zu ver- 
meiden. Die Bildung hoher Rejerven, welche ſozuſagen unantaftbar ſeien 
und den Fortbeſtand der Anftalt fichern, wurde von der Sparlafle 
eifrig eritrebt. Am 31. Dezember 1900 betrugen die Reſerven der 
Kreditvereine jchon 952 088,65 Fra. bei Geſamtaktiven von 44 Millionen ; 
und zwar hatten zwei Drittel der Vereine (die älteren und wichtigiten) 
Referven, welche die Hälfte der eingezahlten Kapitalien überjchreiten. 

Bei ſolcher Vorficht ıft es nicht zu verwundern, daß die Sparfafie 
den erfreulichen Zuftand faſt aller Bereine Eonftatiert, ſowie die gute 
Buchführung und die Genauigkeit derielben bei allen Verrichtungen. Bei 
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36 871 696.34 Fra. hypothekariſcher Darlehen der Kreditvereine Ende 
1900 wurde der Wert der Sicherheiten auf 53 227 725.94 Frs. geichäßt. 
Bei 35 570 374.48 Frs. Vorfchüffen der Sparkaffe an diefelben waren 
die Aktiva 54 386 305.41 Frs., und zwar nebft den vorerwähnten Dar- 
leben, an nicht eingezahltem Kapital 10 981 135 Frs., an Kontoforrenten 
1 875 464.67 Frs. an Sparbüchern 352 598.87 Frs. Kaſſa 226 308.43 Frs. 
Rüdkaufwert der Lebensverficherungspolicen 4079102.30 Frs. Dagegen 
waren die Paffiva dritten Perjonen gegenüber 1158579.47 Fra. 

Das jubjkribierte Kapital der Attiengefellichaiten betrug am 31. De- 
jember 1900 14647300 Frs.; zieht man die nicht eingezahlten 
13 000 000 Fr3. ab, jo ergiebt fich, daß es genügte, etwa 1650 000 Fra. 
bei den Gejellfchaften anzulegen; ift der Wert der errichteten Häufer der 
Schägung der Netto-Sicherheiten (53 227 725.94 rd.) gar nicht über: 
legen, jo wurde jchon, dank dem Syſtem, eine mehr als zweiunddreißig- 
fache Wirkung des wirklichen Kapitals erzielt. 

Die meisten Gejellichaften begnügen fich mit einer Dividende don 
300. Es gaben aber fünf „alte“ Baugeſellſchaften 4 °'o, eine andere 
und eine Kreditgefellihait 3a %o, drei Kreditgelellichaften nur 22 %o, 

Die Geſchäftskoſten der Gejellichaften betragen 9 %o, die Einbringung 
in die gejeßliche Reſerve 1’. %o des jährlichen Ertrages. Dabei 
muß die Amortifation der Einrihtungskojten ſowie ein Prävifionsfonds 
gegen etwaige Berlufte vorgejehen werden. Es ergiebt fich daraus die 
Notwendigkeit, von den beliehenen Arbeitern mindejtens 10 mehr an 
Zins zu fordern, ala die Gejellichaft der Sparkaſſe entrichtet. Es mußte 
den Vereinen empfohlen werden, nicht unter 4 %o zu leihen, damit die 
Sade nit in eine MWohlthätigfeitsanjtalt ausarte und die Bildung 
einer Reſerve möglich werde, durch welche die Gejellichait unabhängig 
werden könnte. Gegen unwahrjcheinliche Mikgriffe nach einer anderen 
Seite hin jchüßt der $ 4 der mehrerwähnten Verordnung vom 25. März 
1891, indem fie vorjchreibt, daß der von den Arbeitern den Gejellichaften 
zu entrichtende Zins die Grenze nicht überjchreiten darf, welche der 
Verwaltungsrat qgutgeheißen haben wird. 

Wert entfernt aber davon, die Arbeiter ausbeuten zu wollen, 
bieten ihnen die meiſten Gejellichaften ihre Ratichläge und ihren Bei— 
jtand zuerſt für den Bau: fie verichaffen ihnen geeignete Pläne, drängen 
den Baumetjtern Mufterfontratte auf und überwachen die Ausführung. 
Öfters arbeiten für den Beteiligten der Architeft und der Baumeiſter 
der Gejellichaft, welche ihr Beites Ieiften, um diejen gewichtigen Kunden 
zu behalten. 
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Am allgemeinen bejchränten die Gefellfchaften ihre Thätigfeit auf 
einen engeren Bezirk, 3. B. einen Kanton: jo fönnen fie leichter die 
moralifchen und materiellen Garantien prüfen, welche der Arbeiter bietet; 
die Ratenzahlungen vornehmen, die Bauten beauffichtigen und die Aus- 
führung der Bedingungen überwachen. Unter denjelben jteht gewöhnlich 
das Verbot, in dem betreffenden Haufe eine Schankwirtſchaft zu eröffnen, 
oder ohne Erlaubnis der Gejellichaften unterzuvermieten, bei Strafe, daß 
die Zahlung der gejamten Schuld unverzüglich gefordert werden darf. 
Es ift vorgefommen, daß Kapitaliften zum Zwede der Spekulation ges 
willen unvorfichtigen Arbeitern die Abtragung ihrer ratenmäßigen Schuld 
gegen eine gewöhnliche Hypothek auf einen bejtimmten Tag anboten; um 
dem vdorzubeugen, bedingt man auch eine Gelditrafe bei vorgreifender 
Auszahlung, oder macht man bdiefelbe abhängig von dem Gutheißen der 
Kreditgejellichait. 

Um die Arbeiter zu ſchützen gegen die Verſuchung, Verpflichtungen 
zu übernehmen, welche fie in einem hohen Alter nicht mehr erfüllen 
fönnten, müfjen die KHontrafte dergejtalt kombiniert werden, daß alle in» 
direkten Schuldner der Sparkaſſe mit oder ohne Lebensverficherung im 
Alter von 65 Jahren fchuldenfrei zu machen find. 


Um den Arbeitern im Falle anhaltender Krankheit zu Hilfe zu 
fommen, hat neulich die Gejellichaft Le Foyer chretien zu Thuin (Henne— 
gau) unter ihren Geldborgern einen Verein auf Gegenfeitigfeit gebildet, 
der ihnen nötigenfall® die monatlich zu zahlende Rate bezahlt. Der 
von einem jeden Mitglied zu entrichtende Beitrag ijt verfchieden je nad) 
der Höhe der Rate. Die Unterftüßung fann fünf Jahre dauern. Mehrere 
Geſellſchaften ftehen im Begriff, dieſes Beifpiel nachzuahmen, namentlich 
der nächltgenannte Verein. 

Unter den belgischen Vereinen find bejonders hervorzuheben Le Foyer 
de l’Ouvrier in Lüttich, 19, Mai 1901 mit 1500 Darlehen im Gejamt- 
betrag von nahezu 3 300 000 Frs., worunter 1320 mit Xebensverficherung; 
62 700 Fre. find von den Zeilhabern eingezahlt. 

Le Credit ouvrier in Walcourt hatte 31. Dezember 1900 987 Dar- 
lehen (960 Bolicen) von 1447 842.72 Tre. gegen nur 16300 Fr. 
wirkliches Kapital; weiter die auch muftergültig geleitete Gejellichaft in 
Etterbeef, Le Credit ouvrier in Zuttre, Eigen Heerd is goud weerd in 
Gent und mehrere andere; die Genoflenichaiten in Elfene und in 
Jumet. 
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D) Die Lebensverſicherung als Garantie. 


Kraft 8 8 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1889 hat die Landesiparkafie 
eine Verſicherungskaſſe errichtet, welche auch der Garantie des 
Staates fich erfreut, zu dem Zwede, die Abtragung der Darlehen zum 
bejtimmten Zermin oder früher im Falle des Abfterbens des Berficherten 
zu garantieren. Dieſe gemifchten Berficherungen kann man bis zum 
Alter von 55 Jahren eingehen; wenn der Verſicherte 65 Jahre alt ift, 
muß jedenfalls der Kontrakt durch Bollzahlung jein Ende erreicht haben 
und dauert ſonſt 10, 15, 20 oder 25 Jahre. Die Arbeiterwohnungs- 
gejellichaiten dienen auch Hier als Vermittler und empfangen die Prämie 
auch monatlich, halbmonatlih und jogar wöchentlich; fie verpflichten fich 
der Verſicherungskaſſe gegenüber, die Prämie in der bejtimmten Frift zu 
zahlen durch Borausnahme aus den Zahlungen des verficherten Schuldners 
und jede Zahlung im Kredit desjelben einzutragen, welche ihm durch die 
BDerficherungstaffe in Ausführung des Berfiherungsvertraga gemacht 
wäre. 

Der Tarif wurde fFeitgejtellt durch Beſchluß des Generalratß der 
Sparkaſſe vom 25. Yuni 1891 und gutgeheißen durch königliche Ber- 
fügung vom 6. Juli 1891. Er ijt begründet auf den Zinſeszins zu 3 %/o, 
auf das Sterblichkeitsrififo nach der English Life Table Nr. 3 (Males), 
herausgegeben von William Farr 1864, und auf 3 %o für Betriebskoſten. 
Gegen dieje geringe Beifteuer bejorgt die Sparkaffe die Betriebskoſten der 
Verſicherungskaſſe. 

Es war im Anfang nicht leicht, den wenig gekannten Gedanken der 
Verſicherung den Arbeitern und ſelbſt einigen Geſellſchaften beizubringen. 
Der Generalrat der Sparkaſſe mußte am 10. November 1892 beſchließen, 
daß die hypothekariſchen Darlehen, welche die Geſellſchaften nach dem 
1. Januar 1893 vollziehen würden, ihnen nicht mehr angerechnet werden 
könnten für die Berähigung zu Vorſchüſſen zum ermäßigten Zinsfuße von 
21/2 ,, wenn nicht mindeften® die Hälfte der Darlehen der Gejellichaft 
durch gemifchte Verficherungen gededt würde, und das für einen Betrag 
von mindejtens der Hälfte der geliehenen Summen. 

Anderjeits beichloß der Generalrat am 22. Yuni 1893, daß der 
Rückkaufwert der Policen den Gefellichaften fürderhin anzurechnen fei, um 
den Betrag der Vorjchüfle zu erhöhen, welche ihnen durch die Sparkaſſe 
gemacht werden können. 

Darauf bejtrebten ſich bald die Gejellichaften, ihre Borger verfichern 
zu lafjen, und etwa ein Viertel unter ihnen verlangte von den Nicht- 
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derficherten von Ts bis zu "290 mehr an Zins. Dadurch wurde der 
MWiderjtand befiegt. 


Das Geſetz vom 21. Juni 1894 erweiterte die Verfiherungsgeichäfte 
der Sparfafje, indem fie diejelbe ermächtigte, auch zu anderen Zweden 
ala denen des Arbeiterwohnungsweſens, Berficherungsverträge abzu— 
ſchließen. 

Obgleich die Verſicherungskaſſe keinen Gewinn zu machen bezweckt, 
weiſt fie ein Boni auf, nämlich Ende 1900 in der Höhe von 84 051.51 Frs. 
Eine eventuelle Verteilung des überflüffigen Saldo unter den Verficherten 
ift nicht ausgeſchloſſen. 

Am 31. Dezember 1899 gab e8 13 697 Darlehen durch die Gefell- 
ichaften zum ermäßigten Zinsfuß; am 31. Dezember 1900 waren von 
16 294 laufenden 12 955 oder 795 00 durch Verficherung gededt. Die 
Gejamtfumme von 31598 750.48 Fra. Ende 1900 bezieht fih auf 
13 289 Berträge, und zwar 1494 zu weniger ala 1000 Frs. 3809 von 
1000 bi8 2000, 3419 von 2000 bis 3000, 2716 von 3000 bis 4000, 
1851 von 40005000. Über 5000 Frs. verfichert die Kaffe nicht. Im 
Sahre 1900 wurden 2769 neue Verträge abgeichlofien, 350 liquidiert, 
worunter 162 wegen Nichtzahlung der Prämie und 55 durch den Tod. 
Unter den Berficherten waren 1741 Bergleute, 7272 Induſtrie- und Ge- 
werbearbeiter, 2341 Tagelöhner oder Xandarbeiter, 1257 untere Beamten ; 
von 215 verficherten Frauen waren 119 Haußshälterinnen. 


Der jährliche Beitrag, welchen der verficherte Schuldner nach Alter 
und Vertragsdauer für Zins, Amortifation und Prämie zu entrichten 
hat, fteht gewöhnlich zwiſchen 6—10 %o, höchitens 14 %o, und lebteres 
zwar bei einem Anfangsalter von 55 Jahren und 10jähriger Vertrags» 
dauer. Ein Darlehn von 2000 Fre. wird 3. B. don einem Dreißig- 
jährigen in 15 Jahren durch monatliche Raten von 16.68 Fre. ab» 
getragen, in 20 Jahren zu monatlich 14.04 Frs. in 25 Jahren zu 12.54 Frs. 
In den meijten Fällen zahlt man aljo nicht mehr und fogar weniger 
als den Mietpreis einer mangelhatten Arbeiterwohnung ; dabei ift man 
Eigentümer eines guten Häuschen, verfichert auf den Todesfall und iſt 
nach Ablauf des Vertrags, auch ſchuld- und mietfrei. 

Gine VBergünftigung verleiht die Provinz Hennegau den verficherten 
Arbeiter » Eigentümern durch Zuſchüſſe zur Erhöhung ihrer eventuellen 
Altersrenten. Die Befolgung diefes Beifpiels ift in anderen Provinzen 
im Gange. 
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F) Die Thätigkeit der Ortöverwaltungen. 


Durh 5 9 des Geſetzes vom 9. Auguft 1889 werden die Provinzen, 
Gemeinden, Hojpizien und Wohlthätigfeitsämter ermächtigt, Schenfungen 
und Bermächtniffe anzunehmen, welche unter der Bedingung des Baues 
von Arbeiterwohnungen gemacht werden, doch muß die Regierung diefe 
Zuwendungen nach den allgemeinen Grundiägen erft prüfen, und darf fie 
ihre Gutheißung verweigern. Bon ſolchen Schenkungen ift aber bi8 jet 
nichts befannt. 

Bon höherer praftifcher Bedeutung ift, daß die Sparkaffe auch den 
Ortöverwaltungen Darlehen machen darf; für eine befondere Sicherheit 
ift geforgt durch die notwendige Gutheißung der Auffichtsbehörden, jowie 
dur das Recht des Finanzminiſters, die jährlichen Raten direkt der 
Spartafje zu zahlen unter Vorausnahme auf die Quote der Staatsfteuern, 
welche ſonſt der Gemeinde zu überweifen ift. 

Das minifterielle Rundichreiben vom 25. Juni 1892 empfiehlt den 
Gemeinden, ehe fie einen förmlichen Beſchluß Taffen, fih im voraus mit 
den vorgejegten Behörden, der Wohnungstommilfion und der Sparkaſſe 
über die Bedingungen zu einigen. 

Der Zinsfuß der Darlehen, welche den Gemeinden gegeben werden, 
iſt 340. Doch Haben nur zwei davon Gebrauch gemacht, und zwar 
St. Gilles (Vorort von Brüffel) bis zum Betrag von 77500 Tre. und 
das Dorf Waterloo für nur 1700 Frs. Es muß hier an die oben er- 
wähnte Mitwirkung einiger Städte und Armenverwaltungen bei der Er- 
rihtung von Wohnungsgeſellſchaften erinnert werden. 


e) Förderung der gemeinnübigen Bauthätigkeit durd die 
Gemeinden (inkl. Fragen der Befteuerung). 


Von den belgiichen Gemeinden ift zur Förderung des Baues von 
Arbeitermwohnungen bis in die leiten Jahre wenig geichehen. Im Gegen- 
teil haben viele befonder® in der Nähe der größeren Städte das möglichite 
gethan, um den Zuzug der arbeitenden Bevölkerung zu verhüten. 
Namentlich in der Umgegend der Stadt Gent haben, nach dem Zeugnis 
des jegigen Minifterpräfidenten Graf de Smet de Naeyer, Landgemeinden 
fich geweigert, ihre Genehmigung zum Pflaftern der Wege zu erteilen, 
auch der Aufhebung von Weges oder Brüdengeldern fich widerjegt. Auch 
wurden an verichiedenen Orten durch die Bauordnung jo gejtrenge An— 
forderungen betreffend die Errichtung von Arbeiterwohnungen geitellt, daR 
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der Bau derjelben geradezu verhindert worden ift. Sehr verbreitet war 
die Praxis, die verfchiedenen örtlichen Baufteuern wie auch die jährlichen 
Abgaben jo zu geitalten, daß die Arbeiterwognungen unverhältnigmäßig 
hoch davon betroffen find. Faſt überall, wo die Städte fich entwidelten, 
wurde, wie oben erwähnt (j. Stadterweiterungdplan), die Bildung von 
fteuerfräftigen Zurus- oder Handelsvierteln bezwedt. 

An Mahnungen im entgegengejegten Sinne bat es freilich nicht ge- 
fehlt. Schon ein minifterielles Rundjchreiben vom 5. April 1849 Hatte 
manche Anregung gegeben; doch ließen fich viele Städte bei manchen 
Verſchönerungs- und Sanierungdunternehmungen die Errichtung von 
GErjagwohnungen für die ausgetriebenen Arbeiter wenig angelegen fein, 
oder überließen diefelbe grundiäßlich dem freien Spiele der Privatinitiative. 
So Brüfjel bei der übrigens notwendigen und gelungenen Ummandlung 
verjchiedener Viertel (jogenannte „Mittelboulevards“, „Unfere liebe Frau 
zum Schnee“, „St. Rochviertel“ u. |. w.); die Freilegung des Bauplatzes 
des rieſenhaften Yuftizpalaftes vertrieb 900 Arbeiterfamilien. Neuerdings 
beſann fich die Hauptftadtverwaltung eines befjeren und bot nach Frei» 
legung des ungejunden St. Ghislainviertele Grundftüde zu dem er- 
mäßigten Preife von 50 Fre. pro Quadratmeter unter der Bedingung, 
daß darauf fleine Arbeiterwohnungen zu errichten feien, an. Die dies— 
bezüglichen Vorſchriften wurden aber von den Intereſſenten zu ftreng 
gefunden, und e& meldeten fich feine Käufer, jo daß die Stadt fich ge- 
nötigt fieht, Mietsfajernen auf diefem Grundftüd errichten zu laſſen. 

Die Provinz Lüttich hat im Jahre 1900 eine neue Gtatspofition 
geichaffen, um die Gemeinden und Armenverwaltungen durch Zujchüffe 
zu belohnen, wenn diefelben Wohnungen zum Zwecke der Vermietung an 
Arbeiter errichten. 

Gegenüber der allgemeinen Fürſorge für die Arbeiter-Gigentümer muß 
bier erwähnt werden, daß gewifie örtliche Armenverwaltungen ihnen jede 
Hilfe verfagen, auch wenn fie noch neun Zehntel des Preifes der Woh- 
nung jcehulden. 

Ehe die Gejege vom 9. Auguft 1889 und 18. Juli 1893 die unten 
- fpecifizierten Arbeiterwohnungen von den Haus» und Mtöbelfteuern des 
Staates und der Gemeinden befreiten, wurden allgemeine Klagen gegen 
die Höhe derfelben geführt; öfters dverdoppelten die Abgaben an die Ge- 
meinden die Steuerlaft. So ſtellte eine Brüfjeler Baugejellichait feſt, 
daß bei einem Mietpreife von jährlich 219 Fra. 12.73 Fre. an den 
Staat abzugeben waren, 2.07 Frs. an die Provinz Brabant und 10.53 Fre. 
an die Gemeinde, zufammen 11,56 %o des Brutto-, aber 14,43 do des 
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Netto-Mietpreifes. Ähnlich zahlte in Antwerpen eine Gefellichaft bei 
60 022.95 Frs. erhaltenen Mietgeldern 9551.38 Fra. an Steuern, aljo 
15,91 /o, und zwar über die Hälfte davon an die Stadt. Noch un— 
günftiger wurde aus Lüttich das Beifpiel eines Haufe angegeben, worür 
bei einem SKataftralwerte von 44283 Fre. und einem Mtietpreife von 
276 Fra. jährlich 47.22 rs. Steuern im Jahre 1885 gezahlt wurden. 

Wenn auch, wie unten dargelegt, dieje jährlichen Laſten heute be- 
feitigt find, jo bleiben noch die „außerordentlichen“ Abgaben beitehen, 
welche die Gemeinden bei Gelegenheit der Errichtung neuer Gebäude er- 
heben, und welche von der größten Bedeutung für die im Werden be- 
griffenen Vororte und induftriellen Gemeinden find. Der Hauptiehler 
diejer Beiteuerung liegt in ihrem Mangel an Proportionalität; bier wird 
fie lediglich nach der Breite des Gebäudes erhoben, jo daß ein herr— 
ichaftliche® Haus von 10 m Breite nur das Doppelte zahlt ala eine 
Arbeiterwohnung von 5 m, da nach der Breite der Straße; weiter 
auch nah dem gebauten Kubus und ohne Unterjchied nach dein Werte 
der Anlage und der Materialien; es ift dies leider auch eine Beſteuerung 
der Luft. Endlich giebt’s an manchen Orten zur Förderung der großen 
Gebäude eine Marimaljteuergrenze. 

Die Befteuerung ijt jehr mannigfah und ijt örtlich jehr ver» 
fchieden; es beſtehen Zaren nicht nur wegen des Baues, jondern auch 
wegen der dazu eriorderlichen Abjperrung des Grundftüdes, zur Ent- 
ichädigung der für die Gemeinde durch Anlegung der Straße entjtandenen 
Koiten, wie für Abtragung, Aufdämmung und BPflafterung, ebenſo für 
Abfuhr und Bürgerfteig, obgleich die Errichtung davon der Gemeinde 
nicht obliegt. Für Arbeiterwohnungen betragen dieje Steuern öfters 300 
bis 400 Fre. 

Keuerdings haben mehrere Städte für diejfe Wohnungen Friſten oder 
Grleichterungen eingeführt. Brüffel fordert nur mehr die Minimaliteuer, 
d. 5. die Steuer der zehnten Hlaffe, und zwar kann dieje in zehn viertel- 
jährlichen Abzahlungen abgetragen werden. Die Vororte Elſene, Schaer— 
beef und Borft, wie auch Lüttich befreien von der Baujtener (Haupt: 
fteuer) die Arbeiterwohnungen, welche unter dem Gejeg vom 9. Auguft 
1889 jtehen. Andere Borjtädte gewähren Friſten, welche aber wegen der 
icharfen geforderten Garantieen nur wenig brauchbar find. Im Jahre 
1896 hat Brügge weitergehend von den Bau-, Pflafterungs- und Abfuhr- 
fteuern alle Häufer befreit, deren Kataſtralwert nicht 144 Frs. beträgt 
(was häufig fein ſoll), überdies jede Perſon und Gejellichait, welche von 
ftaatlichen Kauf- und Baufteuern fraft SS 14 und 16 des Geſetzes dom 
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9. Auguft 1889 befreit find (fiehe unter d). Ebenjo Zournai, Yperen und 
Kortryk. 


d) Förderung des Baues kleiner Wohnungen durch die private 
Bauthätigkeit. 


Die Erfolge, welche auf dem Gebiete des Wohnungsweſens in Belgien 
erzielt worden find, wurden nicht erreicht ohne manche dankenswerte 
Förderung der privaten Bauthätigfeit. Dabei muß in erfter Linie hin— 
gewiejen werden auf die Bejtrebungen der Kreditgejellichaften und der 
Wohnungstommiffionen. Im Laufe des legten Decenniums find von 
denselben fait an allen Orten des Königreich wirkſame Maßregeln er- 
griffen worden zur Bekanntmachung der gejeglicden und vertragamäßigen 
Normen, und namentli um das Bertrauen der ſparſamen Kreiſe der 
Arbeiterbevölferung für die neuen Anftalten zu gewinnen; öffentliche Bor- 
träge wurden von Sachkundigen gehalten und Beiprechungen darüber in 
den Arbeitervereinen veranftaltet; Trakts wurden herausgegeben, Plafate 
angejchlagen, Pläne den bauluftigen Arbeitern unentgeltlich zur Verfügung 
geitellt. Das Arbeitsminifterium hat in den legten fünf Jahren ungefähr 
100 000 Fr3. für eine ähnliche Propaganda geopfert, hauptſächlich zur 
Verbreitung von zwedmäßigen Schriften, meiſtens durch die Vermittelung 
der Wohnungsfommiffionen. Ganz beſonders müſſen die perjönlichen, 
uneigennüßigen Schritte der Leiter der Geſellſchaften bei den Arbeitern 
zur Aufklärung und Ermunterung derjelben hervorgehoben werden. 

Dem Einvernehmen der Unterrichtöverwaltung mit dem Arbeitgamte 
ift es neuerdings zu verdanken, daß ſchon in den Volksſchulen der Ge- 
danfe, Eigentümer feiner Wohnung zu werden, den Kindern ala ein 
Lebensziel eingeprägt wird. Anfnüpfend an die Schulpropaganda gegen 
Altoholgenuß und zu Gunften der Kranfenfaffen und der Altersver— 
fiherungsvereine wurde nämlich in den periodifchen Lehrerfonferenzen von 
den Inſpektoren die Aufmerkſamkeit des Lehrperfonals auf diefen Punkt 
gelenkt. Jeder Lehrer wurde in Befiß eines Diktatbuchs gelebt, jowie 
einer Sammlung von NRechenerempeln, wodurch bei Gelegenheit des ge- 
wöhnlichen täglichen Unterricht3 die Schulkinder zur Enthaltjamfeit von 
ftarfen Getränfen, zur Sparjamfeit und zur Aufwendung ihrer Erſparniſſe 
in die Krankenkaſſen, Alterörenten- und Arbeiterwohnungsvereine heran— 
gebildet werden jollen. 

Die fisfalijchen Erleichterungen, welche der Staat den Gefellichaften 
und den Arbeitern verliehen bat, bedürfen einer furzen Crörterung. 

Schon die Geſetze vom 12. Auguſt 1862 und 20, Juni 1867 hatten 
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die „alten“ Baugefellichaften nach diefer Richtung hin einigermaßen be» 
günftigt. Doch wurden dieje Geſetze aufgehoben durch das Gefje vom 
9. Auguft 1889, das erheblich weiter ging. Die Erleichterungen be- 
treffen heute: A) die Kaufgebühren wie auch die Gebühren für Darlehen 
und Quittungen; B) das Honorar der Notare; C) die von den Gefell- 
Ihaften zu entrichtenden Stempel-, Ginregiftrier- und Kanzleigebühren ; 
D) die Perjonaljteuern. 


A) Kauf- und Darlehnsgebühren. 


Laut S 14 Hat das Gele die Ginregiftriergebühren für Kaufs 
verträge herabgejegt von 5,50 auf 2,70 %o, deren Abjchreibung auf die 
bypotbefarifchen Regifter von 1,25 auf 0,65 %o, laut $ 16 die Ein« 
regiftriergebühren für Darlehenverträge und Krediteröffnungen von 1,40 
auf 0,65 %0 und jogar auf 0,30, wenn diefe Verträge nur für ein Jahr 
eingegangen find; die Duittungsgebühren der geliehenen Summen von 
0,65 auf 0,30 ®'o. 

Dieſe Begünftigungen jegen die Erfüllung der folgenden Bedingungen 
voraus: 

1. Es muß fi handeln um Handkäufe oder Berfteigerungen von 
Arbeiterwohnungen unter Ausschluß von Erwerbungen durch Schenkungen 
oder Erbfälle, oder um Darlehen zum Zwede de8 Baues oder de Kaufes 
von Immobilien, welche zu Arbeiterwohnungen beitimmt find. 

2. Die Herabfegung wird nur dem Käufer zugeftanden, bezw. dem 
Borger, und zwar muß derjelbe jein: 

a) entweder eine Öffentliche Verwaltung (Provinz, Gemeinde, Armen- 
oder Hofpizverwaltung), oder eine Baugelellichaft, und auch feit dem 
Geſetz vom 30. Juli 1892 eine Kreditgejellichaft (für diefe fommt natür« _ 
lich nur die Darlehensgebührenermäßigung in Betracht); 

b) oder ein Arbeiter. 

3. Wenn der Käufer oder Borger ein Arbeiter iſt, jo müſſen die 
Immobilien bejtimmt jein, ihm jelbjt als Wohnung zu dienen oder den 
Bau feiner Wohnung zu erhalten; überdies darf die Oberfläche des ge- 
bauten oder nicht gebauten Grundftüds 25 Ar nicht überjchreiten. Die 
Gigenichaft ala Arbeiter und der Zwed der Erwerbung müſſen durch 
Gertifitat der MWohnungstommilfion bewiejen werden. Der Bau muß 
jedenfalls binnen 18 Monaten nach dem Zeitpunkt des Vertrages er- 
richtet jein. 

Handelt es fich um Darlehen, jo muß der Arbeiter die Gelder aus- 
ichließlich zu dem vorerwähnten Zwede verwenden. 
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4. Die Darlehns- oder Krediteröffnungsverträge müflen die Be— 
ftimmung der Gelder angeben, jowie die Eigenſchaft des Schuldners. 

Laut $ 15 des Geſetzes vom 9. Augujt 1889 wird dem Käufer eine 
Friſt gegeben, um die Gebühren zu zahlen, derart, daß er diejelben in 
fünf jährlichen Raten bezahlen darf, und zwar am 1. März. Wenn der 
Käufer eine Gefellfchaft ift, jo werden im Falle der Auflöjung derjelben 
die rüdjtändigen Raten foiort eingetrieben. Es wird aber von Ddiefer 
Frift nur felten Gebrauch gemacht, da der Berfäufer haftet für die ver- 
fhuldeten Gebühren und er darum die fofortige Vollzahlung derjelben 
bedingt. 

Don Stempel» und Einregiftriergebühren find ganz frei die Schulbd- 
icheine der durch den Leiher dem Borger herausgegebenen Gelder. Die 
nichtamtlichen (nichtnotariellen) Schuldicheine der Darlehen, welche den 
Gejellichaiten und den öffentlichen Verwaltungen gemacht werden, müflen 
auf gejtempeltes Papier gefchrieben werden und find von Proportional« 
ftempelgebühren frei. 

Die Sicherheiten, welche die Schuldverfchreibung enthält, unteritehen 
feiner befonderen Gebühr, auch wenn der Arbeiter folidariich mit einem 
Nicht- Arbeiter fich verpflichtet. Doch werden bypothefariiche Gebühren 
unvermindert gejchuldet, außer denjenigen, welche für die oben erwähnte 
Abjchreibung des KHaufvertrags erhoben werben. 

Die Mietsverträge genießen feine Erleichterung. Für die Unter- 
nehmungsverträge tritt eine Vergünſtigung ein, wenn der Preis der 
Bauten, Verbefferungen, Unterhaltungsarbeiten und Lieferungen durch 
Öffentliche Verwaltungen oder Anjtalten gejchuldet it: e8 wird dann nicht 
eine Proportionalgebühr, jondern nur ein „droit fixe“ von 1.70 Fra. 
erhoben (Gefeß vom 4. Juni 1855). 

Arbeiter im Sinne des Gejeßes find diejenigen, welche, von ihrem 
Arbeitslohne lebend, mit ihren Händen arbeiten für einen Arbeitgeber, 
einen Meifter, jei es auf den Tag oder auf eine längere Dauer, jei es 
auf die Zeit oder auf das Stüd, jei es außerhalb oder innerhalb des 
MWohnfiges, und zwar ohne Unterjchied zwiſchen landwirtichaftlicher und 
industrieller Arbeit und ohne Berüdfichtigung der Höhe des Lohnes 
(Rundjchreiben des Finangminifteriums vom 20. März 1894). 

Demgemäß ift Arbeiter, wer bei feinem Vater für die Rechnung des— 
felben arbeitet. Ebenſo die Frau eines Arbeiters, auch die Haushälterin, 
verheiratet oder nicht, wenn fie feinem anderen Beruf obliegt ala der 
Haushaltung einer Arbeiterfamilie. Auch gewefene Arbeiter, welche wegen 
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ihres Alters oder ihrer Invalidität nicht mehr arbeiten können, werden 
den Arbeitern gleichgeitellt. 

Arbeiter find namentlich auch die Lofomotivführer, Heizer, Bremſer, 
Eifenbahnarbeiter und Bahnmärter, die Fuhrleute, Bauerntnechte und 
Holzfäller, die Droſchkenkutſcher; auch die Lehrlinge. 

Keine Arbeiter im Sinne des Geſetzes find alle diejenigen, welche 
perjönlich oder durch ihre Frau oder mitwohnende Kinder einen Handel 
oder Kram Halten, oder ſonſt einen anderen Beruf ausüben oder aus— 
üben lafjen auf ihre Rechnung und Gefahr. 

Demgemäß find die unabhängigen Handwerker von den fiskaliſchen 
Bergünftigungen ausgeſchloſſen: jo die Schneider, Steinhauer, Wagner, 
Schmiede, Anftreicher, Schufter, die Wafchirauen, Näherinnen und Puß- 
macherinnen, wenn fie für das Publikum arbeiten und nicht allein in- 
folge des Werkvertrags. 

Ausgeichloffen ift auch 3. B. der Arbeiter, deſſen Frau oder Tochter, 
ſelbſt ohne Arbeiterinnen, ala Näherin für die Kundſchaft arbeitet. 

Nicht Arbeiter jondern Unternehmer iſt der Adermann, der mehr als 
60 Ar auf feine Rechnung anbaut. 

Ausgeichloffen find auch die Werk» und Schichtmeijter, Marqueurs, 
Aufſeher, Magazincheis u. ſ. w., auch die fogenannten Agrees (qualifi- 
zierte Gijenbahnarbeiter), Zugbedienjtete (Schaffner, auch auf Trammagen), 
Brieiträger, Kantonniere (Chauffeearbeiter), Polizisten, Handelsangeftellte 
jeder Art. Auch merfwürdigerweife die Fiſcher auf See, weil fie an dem ' 
Gewinn Anteil haben! Die befjer fituierten aber reinen Rohnarbeiter 
auf den neu eingeführten Dampffilchfahrzeugen werden jedoch die Ver— 
günjtigungen genießen. 

Sämtlihe Wohnungskommiſſionen und Gefellichaiten führen Be- 
ichwerde gegen diefe enge Auffaſſung des Begriffes „Arbeiter”; die 
Befeitigung dieſer Beſchränkung überhaupt wurde von dem Minifter, 
präfidenten ausdrüdlich verfprochen, aljo die Ausdehnung der Ver— 
günftigungen auf jeden Einwohner, der die fachlichen Bedingungen er- 
füllen wird, one Rüdficht auf feine Eigenfchaft oder feinen Beruf. Die 
Verwirklichung dieſes Verfprechens ift jedoch von der Ausgeitaltung der 
Katajterreform abhängig, weil die Grenze des Begriffs: „billige Woh— 
nung“, weldes an der Stelle von „Arbeiterwohnung” eintreten wird, 
nur nach Feititellung des Wertes der Gründe und Bauftüde gezogen 
werden fann. | 

Der Zwed des Rechtsgeſchäfts muß nämlich fein, dem Arbeiter eine 
Wohnung zu verschaffen. Handelt es fi um den Kauf eines gebauten 
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Haufes, jo muß diejes diefe Beftimmung wirklich erhalten; handelt es 
fi um den Kauf eines Grundjtüdes, jo muß dieſes zum Bau diejer 
Wohnung dienen; handelt es fih um ein Darlehen oder eine Kredit- 
eröffnung, jo müſſen die Gelder ausjchlieglich zum Kaufe oder zum Bau 
eines diejem Zwecke beſtimmten Hauſes verwendet werden. 

Diefe Verfügung Ichließt die Grund- und Gebäudeſpekulation voll- 
ftändig aus, jowie die Verwendung des Gebäudes zu irgendwelchen 
Handel und namentlich zu einem MWirtshaufe, auch unter dem Namen 
der Ehefrau, der Kinder oder der Eltern des Betreffenden. 

Wird das Gebäude ein Bauernhof, jo daß die Aderwirtichait als 
die Hauptbeftimmung desfelben erfcheint, jo verliert e8 die Eigenjchaft ala 
Arbeiterwohnung, und können ihm die fisfalifchen Ermäßigungen nicht 
vergönnt werden. 

Selbjt die Vermietung eines Teiles des Haufes jchien anfangs in 
der Auffafjung der Finanzverwaltung ala jchwerlich vereinbar mit be- 
ſagtem Zwede; doch jchließt laut Rundfchreiben derjelben vom 20. Oktober 
1894 eine Bermietung eines Teiles des Haufes von den Ermäßigungen 
nicht aus. Die Wohnungen mit mehr als einem Mieter neben dem 
Gigentümer-Arbeiter bleiben allenfalla ausgejchloffen. 

Der fait vollftändige Neubau eines vorhandenen Baues giebt Anlaß 
zu den Vergünftigungen, nicht aber bloße Reparaturen, auch nicht das 
Darlehen zum Zwede derjelben, oder auch nicht zum Zivede der Tilgung 
von Schulden, welche auf dem Haufe lajten, e8 jei denn, daß die Ein- 
löſung diefer Laſten mit der Bezahlung des Kaufpreijes zujammenialle. 

Wird nad) dem Kaufe des Grundftüdes oder nad) Erhaltung des 
Darlehns dad Haus binnen der gejeglichen Frijt von achtzehn Monaten 
nicht errichtet, jo werden zur Vorbeugung der Spekulation die gewöhn- 
lichen, nicht ermäßigten Gebühren erhoben; die Bezahlung derjelben muß 
fodann binnen zwei Monaten gejchehen. Berjährung gegen diefen An- 
ipruch des Fiskus tritt nur nach zwei Jahren ein. 

Zu bemerken ift, daß diefe Baupflicht nur den Arbeiter, nicht die 
Gejellichaiten noch die Verwaltungen betrifft. 

In Erwartung einer Erweiterung des Geſetzes dürfen zwar die Ge- 
jellfichaften anderen Perjonen zu Hilfe fommen, als den vorbezeichneten 
Arbeitern, wofern die Käufer dem Begriffe „Arbeiterwohnung“ entiprechen, 
doch werden diefen Perfonen die Ermäßigungen nicht zugeftanden. 

Ebenfalls dem Zwede der Vorbeugung der Spekulation dient die 
vorerwähnte Bedingung, daB die Oberfläche 25 Ar nicht überjchreitet: 
auch dieſe Bedingung betrifft nur den Einzelnen, nicht die Geſellſchaften 
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noch die Verwaltungen. Im Falle eines reellen Geſchäftes durch einen 
Arbeiter, betreffend ein Grundjtüd von mehr ala 25 Ar, tritt Teilfhägung 
ein, und es wird nur das dieje Grenze überjchreitende Grunditüd, und 
zwar ohne das Gebäude, von der Ermäßigung ausgeſchloſſen. 

Ehe die Wohnungstommilfion das zur Ermäßigung erforderliche 
Gertififat abgiebt, unterjucht fie, ob die Eigenſchaft ala Arbeiter und der 
Zwed als Wohnungsbeitimmung vorhanden find. Die Ablieferung diefer 
Deicheinigungen bildete bis vor kurzem faktiſch die Hauptbeichäftigung 
einiger auf thätigem Gebiete weniger herbortretenden Kommiffionen. Daß 
dabei nicht überall forgfältig und geichäftsmäßig verhandelt wurde, be= 
weilt die Thatjache, daß es unmöglich ift, die Zahl der jährlich ab— 
gegebenen Gertififate genau fejtzuftellen. Man kann nur von ungefähr 
jagen, daß diefe Zahl in 1891 ſchon 5000, aber in 1900 etwa 9000 
betragen fann. Die Finanzverwaltung ift nicht in der Lage, die Zahl 
der ihr vorgelegten, bezw. von ihr genehmigten Gertififate anzugeben. 
Dieje Alten find überhaupt frei von Stempel» und anderen Gebühren: 
der Ginnehmer der Gebühren bejchließt über die Gültigkeit derjelben, 
unter Berufung an die vorgejeßte Behörde. Die Meinung des Fiskus 
ift alfo ausjchlaggebend in betreff der Eigenfchaft als Arbeiter und des 
Zweds ala Arbeiterwohnung. 

Die Verjährung des eventuellen Mehranfpruchs des Fiskus tritt nach 
zwei Jahren nach dem Einregiftrieren ein, ausgenommen im vorerwähnten 
Falle der Nichtbebauung ; während derjelben Frift fönnen die Interefjenten 
Wiedergabe der bezahlten Gebühren fordern, wenn fie unterdeflen ihre 
Eigenſchaft und ihren Zweck beweifen können. 

Wenn eine Kommiffion das Gertififat verweigert, jo tritt dagegen 
feine Berufung ein. 

Ganz gewiß haben viel mehr Arbeiter die Gebührenermäßigungen 
benußt ala die auserlefene Schar derjenigen, welche die Hilfe der Gejell- 
Ichaften in Anspruch genommen haben. Gegen etwa 16 982 Borger 
der Vereine ftehen mehr als 50 000 in zehn Jahren da, welche der fis— 
kaliſchen Vergünftigungen fich erfreut haben mögen. Vor dem Zuftande- 
fommen des Gejehe® war das dom Fiskus darzubringende Opfer auf 
jährlich 200 000 Fra. geihägt; heute kann mit Sicherheit geſagt werden, 
daß der Ausfall über 600 000 Fre. beträgt. 


B) Honorar der Notare. 


Der königliche Beihluß vom 27. März 1893 fehte das Honorar 
der Notare auf die Hälfte herab bei der Herftellung oder Ausfertigung 
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von Verträgen, welche unter Benußung der Gefeße betreffend die Arbeiter- 
wohnungen abgejchloffen find. Dieſe Ermäßigung erftredt fich auf Hand- 
fauf, Vermietung, Konjtituierung und Auflöfung von Gejellichaften, 
Schenkungen, Darlehen, Krediteröffnungen und Quittungen, und zwar 
nicht die überhaupt geringen „droits fixes“, fondern das dem Geld- 
betrage des Nechtsgeichäftes proportionierte Honorar, wenn dieſes das 
Minimum überjchreitet; doch auch die den Notaren zu zahlenden Ge- 
bühren für Abjchriiten und Reifejpefen. 

Derichiedene Wohnungstommiffionen Haben darauf hingewiefen, daß 
diefe Verfügungen einige Notare veranlaft haben, den bei ihnen Rat 
fuchenden Arbeitern die Vorteile der Geſetze jorgfältig zu verjchleiern, 
damit feine Schmälerung ihrer Einkünfte eintreten möge. Aus den meiften 
Gegenden wird demgegenüber berichtet, daß nicht wenige Notare zu den 
eifrigiten Förderern der Geſetze gezählt werden fünnen. 

Dabei find die Kojten eines Darlehensvertrages gewöhnlich noch die 


folgenden: 
40 Fre. für ein Darlehn von 1500 Fra. 


2 u „2000 „ 
On „2500 „ 
BO ce „8000 „ 
Be „ 3800 


Bei Berfteigerungen ift dad Honorar nicht vermindert. Die Hand- 
faufgebühren und Honorar find nad) den Umjtänden von 4 bis 10 %u 
des Kaufpreiſes. 

Die folgenden Beilpiele mögen genügen: Wenn ein Arbeiter ein Haus 
im Werte von 2500 Fra. mit Hilfe einer Gejellichaft errichten will, jo 
hat er fofort zu zahlen neben einem Zehntel des Mertes, 250 Fra, 
mindejtens 46.05 Fre. für Erwerbungsfoften des Grundftüdes und 
50.54 Fra. für Darlehenskoften, zulammen 346.59 Frs., überdies die 
fommmunalen Abgaben und Steuern. 

Wenn er ein jchon erbautes Haus im Preife von 2500 Fre. kauft, 
fo zahlt er neben 250 Frs. an Erwerbungd- und Subrogationsfojten zur 
Garantie der leihenden Gejellfchaft 154.54 Frs., zufammen 404.54 Fre. 

Iſt der Kaufpreis 4000 Fra., jo müflen unter denfelben Bedingungen 
202.30 Frs. nebſt 60 Fre. für Honorar des Notars (über das Zehntel 
400 Frs.) bezahlt werden. 


C) Bon den Gejellichaiten zu entrichtende Gebühren. 


Die Gejellihaften, welche entweder Bau- oder Kreditgeſell— 
ſchaften find, nicht jolche aber, welche zugleich die beiden Zwecke ver» 
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einigen würden, genießen verfchiedene Vergünftigungen, nämlich die faft 
vollftändige Befreiung von Stempel», Einregijtrier- und Kanzleigebühren. 
Die gejeglich erforderlichen Bekanntmachungen im Staatsanzeiger (Mo- 
niteur belge) find koſtenfrei. 

Bon den Aktien und Obligationen der Geſellſchaften wird zwar eine 
Stempelgebühr erhoben, doch unter wefentlicher Herabfegung gegenüber 
gewöhnlichen Handelagejellichaften. Bei den Genofjenfchaften wird über- 
haupt feine Stempelgebühr geforbert. 


D) Die Berfonalfteuer. 


Wenn das Geſetz vom 9. Auguft 1889 bei der Erwerbfteuer feine 
beftimmte Grenze nach dem Werte der Grundjtüde bezw. der Gebäude 
309g, vielmehr die Enticheidung der Wohnungskommiſſion und bei günftiger 
Beurteilung diefer Behörde der Finanzverwaltung überließ, fo bat dies 
Geſetz einen feſten Anhaltspuntt im Kataſtereinkommen gejchaffen, was 
die Entbindung don der Perfonalfteuer betrifft. Schon ein Geſetz vom 
18. Juli 1893 bat dieſe Begünftigung ermeitert. 

Dieje Steuer umfaßt die Steuer auf den Mietswert (Katafterwert), 
Thüren, Fenſter, Möbel, jowie die Provinzial» und Kommunalfteuer 
auf dieſelben Gegenftände.. Es werden die Arbeiter (oder geweiene 
Arbeiter, welche nicht mehr arbeiten können) von diefen Steuern ent— 
bunden unter folgenden Bedingungen: 

1. Der Betreffende darf nicht Eigentümer eines anderen Grundjtüdes 
fein außer demjenigen, das er bewohnt und bebaut, und zwar diejes 
entweder ala Gigentümer oder ala Mieter des nicht mitwohnenden 
Eigentümers. 

2. Der Katafterwert der Wohnung darf nicht überjchreiten: 

in den Gemeinden von weniger als 3000 Einwohnern 72 Frs., 


—W „3000— 20 000 e 96 „ 
—W „20000— 40 000 u 120 „ 
er " „ 40 000—100 000 & 144 „ 


„ 100 000 oder mehr a 17, % 
Sufummenhängende Drte können in die Klaſſe der meiftbevölterten Ge- 
meinde eingereiht werden. 

Diefer Katafterwert beträgt im allgemeinen heute etwa ein Drittel 
des wirklichen Mietpreifes; es wird jedoch mit MWahrjcheinlichkeit be- 
bauptet, daß er in Brüffel gar die Hälfte, in den Vorftädten meift zwei 
Fünftel desfelben erreicht. 

3. Es dürfen die Arbeiter einen Zeil ihrer Wohnung. nur einem 

Schriften XCVI. — Bobnungsfrage III. 16° 


242 Dr. Emil Ber Hees. 


Vermieter bezw. Untervermieter überlaffen, noch eine Wirtichaft oder 
irgendwelchen Handel in derſelben treiben Lafjen. 
4, Die Entbindung wird den Arbeitern nicht vergönnt, welche auf 
eigene Rechnung entweder mehr als 50 oder mehr ala 100 Ar bebauen, 
je nachdem (außer dem Garten) Parzellen da find oder nicht, wovon der 
Katajterwert 50 Fra. per Hektar überjchreitet. 
Die Steuereinnehmer haben Anweifung erhalten, den bauwilligen 
Arbeitern beiten Rat zu erteilen, damit diejelben ihr Unternehmen derart 
geftalten können, daß fie von der Perjonalfteuer befreit bleiben. 
Die Regierung hatte 1889 vorgejehen, daß die Befreiung von diefer 
Steuer eine Verminderung der Einnahmen von einer halben Million 
Francs darftellen würde. Thatjächlih wurde ſchon im erjten Jahre 
deshalb ein Minus von 750 000 Frs. feitgeftellt, dad mit jedem Jahr 
gewachlen ift. 
Reben diejer volljtändigen Entbindung zu Gunften der Arbeiter bat 
das Geſetz vom 11. April 1895 alle kleinen Wohnungen von derjelben 
Perjonalfteuer befreit bezw. diejelbe ermäßigt, ohne Rüdficht auf die 
Eigenschaft als Arbeiter oder auf andere Bedingungen, und zwar: 
a) in allen Gemeinden: 
bei einem SKatafterwert von weniger ala 42.20 Frs. vollftändige 
Befreiung ; 

b) in den Gemeinden von 10 000 bis 25 000 Einwohnern: 
bei einem Katafterwert von 42.40 bis ausfchließlich 53 Fre. voll- 
ſtändige Befreiung; 
bei einem Satajterwert von 53.00 bis 74.20 Frs. wird die Hälfte 
der Steuer erhoben ; 

ce) in den Gemeinden von 25 000 bis 50 000 Einwohnern: 

bon 42.40 bis 63.60 Fre. Befreiung; 
von 63.60 bis 84.80 Frs. die halbe Steuer; 

d) in den Gemeinden don 50 000 bis 75 000 Einwohnern: 

von 42.40 bis 74.20 Frs. Befreiung; 
von 74.20 bis 95.20 Fre. die halbe Steuer; 

e) in den Gemeinden von 75 000 Einwohnern und mehr: 

von 42.20 bis 84.80 Frs. Befreiung; 
von 84.80 bis ausschließlich 106 Fra. die halbe Steuer. 

Demzufolge find 450 000 von 1200000 Wohnungen von diejer 
Steuer frei; fie unterliegen jedoch der Grunditeuer. 

Daß diefe Erleichterungen bemerkbar find, beweiſt die Thatſache, 
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daß die alte Antwerpener Gejellihaft nach der Annahme des Geſetzes don 
1889 alle Mieten um wöchentlich 50 Gentimes herabſetzte. 

Ein Gele vom 21. Mai 1897 ermäßigt die Gebühren wegen Ver- 
kaufs der landwirtichaftlichen Anwejen, deren Kataftereintommen 200 Fre. 
nicht überjchreitet, zu Gunften des Eleinen Landwirts, der jelbit arbeitet 
und fein höheres Eigentum beſitzt. 


63 fällt außer den Rahmen diefer Arbeit, auf die Maßregeln näher 
einzugehen, welche zum Schuße der Eleinen Erbichaiten gegen 
übermäßige Teilung» und andere Kojten getroffen find. 

Das Gejeh vom 20. November 1896 hat dem überlebenden Gatten - 
ein Nießbrauchsrecht gefichert, worin er das Wohnhaus mit Möbeln und 
Anbau mit Zubehör einrechnen darf. Das Gefeh vom 16. Mai 1900 ge— 
jtattet ihm ſogar auch dann dieje Einrechnung, wenn der Wert diefer Ver— 
mögenösteile den Betrag jeines Nießbrauchsrechts überfchreitet, unter der 
Bedingung, daß Line jährliche Rente dafür den Miterben bezahlt wird. 
Unteilbarfeit fann bis zur Vollmündigkeit des jüngften Erben dauern. 
Auch können andere Erben unter Ermäßigung etwa der Hälfte der Ge- 
bühren zur Vorbeugung der amtlichen Teilung und Berfteigerung ein 
Borkaufsrecht ausüben. Dieje Erleichterungen betreffen die Erbjchaften, 
deren Immobilien ein Kataftereinfommen von 300 Fre. nicht über- 
Ichreiten, d. 5. einen Kaufpreis von 9000 bis 12000 Frs. 

Diefe Geſetze verfolgen den Zwed, das Eigentum in der Familie der 
Arbeiter auch bei dem Todesfall zu erhalten und die Kojten der Teilung 
zu ermäßigen. Wenn diefe Beftimmungen in den Sitten fich einbürgern, 
jo kann freilich der Danaidenarbeit der Eigentumsübertragung an Kleine 
Leute Einhalt gethan werden, und dauernde Rejultate find bei diejen 
Beitrebungen demnach nicht ausgeichlojjen. 
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v1. 
The Housing of the Working People 
in the United States. 
By 


Gustavus A. Weber, 
U. S. Department of Labor, Washington. 


Introduetion. 


The problem of the housing of the working people presents quite 
a different aspect in the United States from what it does in Europe. 
The movement for better housing in the United States has been mainly 
confined to a few of the large cities and has taken the form of sani- 
tary legislation and supervision, the expropriation of insanitary areas 
by the local anthorities and the building of model tenement houses on 
a commercial rather than on a philanthropie or cooperative plan. In 
many cities where slum conditions exist to some extent, the question 
of improved sanitation and better housing has not yet received the 
attention which similar conditions might have received in European 
countries. Schemes for the clearing of insanitary areas have never 
been carried out except in New York City, although in other eities, 
buildings unfit for human habitation are sometimes removed by order 
of the public authorities. Legislation governing the relations of 
landlord and tenant (Mietrecht) varies in the different States "and 
its bearing on the housing problem in this country is so remote 
that a discussion of this subject seems superfluous. It may be stated 
however that it usually takes the form of specifying the notice required 
by either party before severing the tenancy contract, the time being 
usually one month, although in some cases it is much shorter. As in 
nearly all States there is an exemption from execution to the full value 
of the possessions of the average workingman, the tenancy contract 
(Mietövertrag) is generally a one-sided affair and may be violated at 
pleasure by the tenant without redress on the part of the landlord. 

With regard to the steps taken in this country for the provision 
of model dwellings for the working people, it may be stated at the 
outset that there are no housing enterprises founded by philanthropic 
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donations or bequests (Stiftungen), no enterprises instituted, subsidized 
or otherwise aided by the public authorities (by the remission or 
reduction of tax rates, the granting of loans at low interest rates, etc.). 
Whatever has been done in the way of providing model dwellings for 
the working people has been done by private effort alone, namely (1) by 
commercial and semi-philanthropie companies (that is, companies with 
limited dividends) (2) the construction of model dwelling houses by 
employers for their working people, and (3) the securing of homes by 
purely cooperative effort by means o building and loan associations. 


I. Sanitary and Building Regulation and Supervision with 
Regard to Improved Housing. 


(Gesetzliche und polizeiliche Mafsregeln zur Verbesserung 
der Wohnungsverhältnisse.) 


A discussion of sanitary and building legislation and inspection 
with reference to the housing problem may be very properly limited 
to the eities of New York, Boston, Philadelphia, Chicago and 
Washington. Until recent years very little had been done by the 
public authorities with the view of improving the housing conditions, 
even of the above-mentioned cities. Partly on account of legislative 
inertia and ignorance of existing conditions, and partly an account of 
the influence of vested interests, it became necessary to demonstrate 
the absolute necessity for action before anything effective could be 
accomplished, This was done by the investigations of the United 
States „Department of Labor“!, the Massachusetts Bureau of Labor 
Statistics” and the Tenement House Commission of the State of New York ®, 
These investigations were productive of almost immediate results, 

InNew York City, the powers of the Munieipal Health Officers 
were strengthened and the city was given a sanitary code and the 
best organized corps of sanitary inspectors that can be found anywhere 
in the United States. The recommendations of the above-mentioned 
Tenement House Commission which have been embodied into the 
existing law of the State, relate to (1) the provision of open-air play- 
grounds for the public-schools; (2) the provision of small parks and 


' The Slums of Baltimore, Chicago, New York and Philadelphia, 1894, 
and The Housing of the Working People, 1895. 

®2 A Tenement House Census of Boston, 1891 und 1892. 

? Report of the Tenement House Commission, 1394. 
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open-air spaces in the crowded tenement distriets; (3) the limitation 
of the area which may be covered by a tenement or lodging house; 
the better construction of buildings and the provision of safe-guards 
against fire. 

The tenement house law of 1895 provides that all school houses 
constructed in the city of New York after the passage of the law 
must have open-air playgrounds. It appropriated $ 5 000 000 for the 
opening up of cerowded distriets and the establishment of small pucks 
and breathing spaces where they were most needed. 

With regard to the area that may be covered by a tenement or 
lodging house the law provides that no are conterminous building shall 
be enlarged or altered, or its lot diminished so that it shall occupy 
more than 65 per cent of the area of said lot. This limit may be 
extended to 75 per cent if in the opinion of the superintendent of 
buildings the light and ventilation of such houses are materially im- 
proved. The above limitations do not apply to corner lots, in which, 
however no such buildings, above the first story, shall ocecupy more 
than 92 per cent of the area of the lot. In computing the amount of the lot 
covered by a building, any shaft or court of less than 25 feet square 
is considered as part of the building and not as part of the air space. 

The law provides that all tenement swith four or more families on 
a floor must have fire-proof stair-cases, and prescribes in great. detail 
the materials to be used in halls, stairways, etc. and the pro- 
visions to be made against the liability or spread of fire in tenement 
houses. 

All halls in tenement or lodging houses must be lighted from 
sunset to 10 pm. throughout the year, and where a hallway has no 
window opening to the outside of the house, a light must be maintained 
from 8 am. to 10 pm. 

The law prohibits overerowding by providing that 400 cubic feet 
of air-space must be afforded to each adult and 200 cubic feet to 
each child in any tenement house or room. 

A very important provision of the law is that regarding the con- 
demnation of unsanitary building, The clause reads as follows: — 
“Whenever in the opinion of the Board of Health of the city of New 
York any building or part thereof in the city of New York, an order 
to vacate which has been made by said Board, is, by reason of age, 
defects in drainage, plumbing, infection with contageous discase, or 
ventilation, or because of the existence of a nuisance on the premises, 
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which is likely to cause sickness among its occupants, or among the 
occupants of other property in the city of New York, or because it 
stops ventilation in other buildings, or otherwise makes or conduces 
to make other buildings adjacent to the same unfit for human habi- 
tation, or dangerous or injurious to health; or because it prevents 
proper measures from being carried into effect for remedying any 
nuisance injurious to health or other sanitary evils in respect of such 
other buildings; so unfit for human habitation that the evils in or 
caused by said building cannot be remedied by repairs or in any other 
way except by the destruction of said building, or a portion of the 
same, said Board of Health may condemn the same and order it re- 
moved, provided the owner or owners of said building can demand 
survey of said building in the manner provided for in case of unsafe 
buildings, and may institute proceedings in the Supreme Court, in tlıe 
county of New York for the condemnation of said bulding.” 

The Health Department of the City of New York which is 
entrusted with the enforcement of the sanitary laws of the eity. con- 
sists of five members, selected partly by the Governor of the State 
and partly by the Mayor of the eity. It has complete jurisdiction 
over the health of the eity with its population of 3437 202. All the 
administrative and executive work of the Department is concentrated 
at the central office, and is carried on under the immediate direction 
of the chiefs of the various divisions into which the Department is 
divided. The law creating the Department gives the Board most ample 
powers: executive, judicial and legislative. The most autocratic powers 
capable of the broadest construction are given. Everything which is 
detrimental to health or dangerous to life, under the freest inter- 
pretation comes within its province, Its conduct of sanitary matters 
in New York is restrained by no traditions or precedents. The new 
charter of the city ol New York invests the board of health with 
judicial powers, and the health officials can act where no others would 
dare to interfere. All courts are required by law to take judicial 
notice of the seal of the board of health and of the signature of the 
secretary and the chief clerk. The discretionary power given this 
department is such as to make its functions of greater importance than 
those of any other, and it can proceed with its work without being 
hampered by the necessity of enforeing its orders by first obtaining 
legal sanction. 

The New York Health department establishes its own sanitary 
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code in conformity with the sanitary laws and ordinances!,. It may 
order the inspection ot tenement houses at any time and may call upon 
the police authorities te enforce its mandates. It may order houses 
vacated when unfit for human habitation and may have them removed. 
It may issue orders requiring a reduction in the number of occupants 
of overcrowded tenements. Any refusal to conform to these regula- 
tions or obey the mandates may be punished as a misdemeanour. The 
health department has at its disposal a large force of sanitary officers 
and inspectors whose duties are to make regular inspections of tene- 
ment and lodging houses, investigate complaints and see that the sani- 
tary laws, regulations and orders are complied with. 

The Health Department of the City of Boston, Massachusetts, 
consists of three Commissioners who have all the powers of the eity 
council and of the board of aldermen relative to the public health, 
their executive powers being the enforcement of all sanitary statutes, 
ordinances and regulations. They are appointed by the mayor. There 
are eighteen officers whose sole duty is the discovery and report of 
nuisances. This does not include clerks, or employers of the disin- 
feeting corps whose efforts are frequently directed to this kind of 
work. They see to it that the drainage systems in houses are in 
proper condition, that yards, cellars, water closets, passage ways, 
sheds, stables, ete. are properly cleaned, that roofs are in proper repair, 
that garbage receptacles are provided, that rooms are not overerowded, etc. 

The law prescribes that tenement houses must be examined twice 
a year, but in fact. they are more frequently visited. An act passed 
in 1897 permits the health department to require the demolition of 
buildings unfit for habitation. Under this act buildings have been 
removed because of age, defects in ventilation, plumbing and drainage, 
when, in the opinion of the board of health, they cannot be 
remedied by repairs, or when their continuance is likely to cause 
sickness. The only compensation allowed or paid by the board is the 
cost of tearing down. In cases where the owner prefers to remove 
the building he is paid the lowest sum for which the city can procure 
such removal. During the year 1899 the Boston board of health 
required the destruction of 116 buildings. Some of these were stables, 
some tenements, and a few were sheds. Most of the dwelling houses 


! The special laws which govern tenement and lodging houses in New 
York eity may be found in Sections 642 and 667 of the Statutes of 1582, 
and Chapter 84, 1887; Chapter 275, 1392, and Chapter 567, 1895. 
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were occupied. In addition to the buildings demolished by order of 
the board of health, owners have frequently taken down buildings be- 
cause the radical changes demanded by the board required a greater 
expenditure than the buildings were worth. No buildings have thus 
far been torn down for the purpose of creating large areas for brea- 
thing purposes. 

In Chicago, Illinois, although a eity of 1 698 575 inhabitants, 
the housing problem is not known as it is understood in Europe or 
in New York City. The eity is so young and has grown so rapidly 
that there are practically no buildings so old and out of date as to 
be unfit for habitation. In the older portions of the eity, what resi- 
dence buildings there were had to make way for business and other 
structures. An ordinance was passed however, in 1897, by which 
buildings unfit for human habitation are regarded as public nuisances 
and are required to be vacated. As the city has a vast area, the 
tendeney of the inhabitants is to spread out to the outskirts of the 
city and to acquire homes of their own. This is made possible by 
the cheap and rapid transportation facilities. 

The health and building ordinances now in force provide that no 
person may erect or let for dwelling purposes any building unless it 
is sufficiently lighted and ventilated; that no tenement house may be 
overerowded in such a way as to cause danger or detriment to health; 
that wherever the city sewerage system extends, sewer connection 
must be made; that in apartment (or tenement) houses containing 3 or 
more families, the dividing walls or partitions between the apartments 
for each family must be made entirely of incombustible material; that 
no room in any building can be used as a habitation unless it has at 
least one window opening into the external air; that all buildings four 
or more stories high must have fire escapes, etc. 

The health department employs 140 persons and the building 
department 42 persons but only a comparatively small portion of the 
activities of either department are devoted to the tenement house 
problem. 

In the early part of the present year $ 100 000 were set aside 
for the establishment of small parks in the crowded areas of Chicago, 
but thus far, very little has been done in that direction, 

In Philadelphia, Pennsylvania, as in Chicago, the housing problem 
is not an important one, as the tendency of the population is to live 
in smaller houses, a large proportion of which are owned by the 
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inhabitants. DBesides the usual regulations for the prevention of 
nuisances and for the safety of buildings, nothing of especial 
importance has been done with regard to tenement house legislation. 
A Pennsylvania statute of 1893 provides that each tenement house 
shall have an adjoining open space of at least 20 per cent of the 
entire area; that it shall have fire escapes and receptacles for ashes; 
that every room and every hall on each floor shall have at least one 
window opening upon a street or open space; that no room shall have 
less than 700 cubie feet of air-space, and that each apartment shall 
have a separate water closet, sink and water supply. This act applies 
only to tenement houses erected or altered ofter the passage of the act. 

The City of Washington D. C., has no large tenement houses, the 
only large buildings for living purposes being what are known as 
apartment houses, which have the best modern conveniences and are 
intended for the middle and wealthier classes. There is, however, a 
housing problem in Washington which is peculiar to that city. The 
large squares and wide streets of Washington, and the presence of a 
large number of the negro race many of whom are employed as ser- 
vants and domestics, have caused the alleys in many sections to be 
used for living purposes. These alleys many of which are narrow, 
cul-de-sacs, shutting off small communities from the outside world, 
were filthy in the extreme, the houses often having neither water nor 
sewer connection, and the y usually were the breeding spots for all sorts 
of infectious discases. Yet they were often found in the immediate 
vieinity and in the same blocks where the most fashionable residences 
were located. In 1895 and 1896 the Civil Centre of Washington, a 
society for the promotion of the public good, undertook an investigation 
of the alley houses. Under the direction of the writer a house-to- 
house canvass was made of the worst alleys, and the facts disclosed 
caused an awakening of the public authorities to the necessity for 
action. Various improvements were made in the public health regu- 
lations. The erection of houses for dwelling purposes was prohibited 
in alleys less than 30 feet wide or in cul-de-sacs; wherever the public 
sewerage system extends owners of houses have been required to have 
water closets and sewer connection, filthy alleys and premises were 
required to be cleaned and kept clean, houses unfit for human habi- 
tation were required to be vacated, etc. and thus many of the evils of 
the alley houses have been corrected. 

In none of the other larger cities of the United States, as far as 
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the writer could ascertain, have any imputant laws or ordinances been 
passed with the view of improved housing conditions. All large cities 
have health authorities who look after the public health and provide 
means for the prevention of nuisances, enforce cleanliness, etc. 


II. Steps taken for the Erection or for the Encouragement of 
Model Dwellings. 


(Die Mafsnahmen zur Erstellung und zur Förderung des Baues 
gesunder und billiger kleiner Wohnungen.) 


As stated in the introduction, nothing has been done in the 
United States in the way of erecting model homes for the working 
people, except by private effort, and no encouragement whatever, in 
the way of loans, remission of taxes, land grants, etc. has been given 
by the public authorities. Nowhere have the public authorities ever 
constructed or owned model dwelling or tenement houses for the 
working people. 

The movement for the erection, or for the encouragement of 
model dwellings in the United States may be described under three 
heads, namely: (1) the activities of commercial and semi-philanthropie 
companies for the erection of model tenement and smaller houses; 
(2) the construction of model dwelling houses by employers for their 
working people; and (3) the loaning of money for building purposes 
by cooperative building and loan associations. 

1. Model tenement house enterprises exist in New York 
City (including the Boro of Brooklyn), Boston and Chicago, Companies 
for the construction of smaller model houses exist in Washington, D. C., 
and Philadelphia. Besides the houses built by these companies, there 
are quite a number of excellent houses, erected by the Baron de Hirsch 
Fund in several New Jersey towns where industrial colonies have 
been founded, namely, at New Orange, Woodbine and Alliance. 

The model tenement enterprises in New York City are the City 
and Suburban Homes Company, the New York Fireprof Tenement 
Company, the Tenement House Building Company, the New York Model 
Dwellings Company and the Improved Dwellings Association of New 
York and the Improved Dwellings Company, the Astral Apartments 
and the Franklin Court Buildings of the Boro of Brooklyn. With the 
exception of the City and Suburban Homes Company and the Tenement 
House Building Company, which limit their dividends to five and four 
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pescent respectively, these are all commercial companies organized as 
purely business enterprises. 

The City and Suburban Homes Company, which is the largest 
housing enterprise in this country, was organized in 1896 as a direct 
result of the various investigations already mentioned. In the spring 
of that year the New York Society for Improving the Condition of the 
Poor called a conference on the subject of improved housing at which 
Dr. E. R. L. Gould, the author of the report on “The Housing of the 
Working People” published by the N, S. Department of Labor, and 
several other prominent persons who had experience in model housing 
enterprises, participated. As a result of this conference a committee 
was appointed which succeeded in organizing the “City and Suburban 
Homes Company”, with a capital of $ 1000 000 which was later in- 
creased to $ 2000000. Its purpose was stated to be to offer to 
capital what is believed to be a safe and permanent 5 per cent in- 
vestment, while furnishing wage earners wholesome homes at current 
rates. 

The Company, immediately upon organizing, elected Dr. E.R.L. 
Gould as its president and active manager, and began operations upon 
a large scale. Three estates were purchased, two in the crowded 
sections of the city and one in the suburbs of the Boro of Brooklyn. 
On one of the city estates, a group of 9 buildings was erected, known 
as the Alfred Corning Clark Estate, embracing 375 apartments, 4 stores 
and an office. Seventy-four apartments have two rooms each, 236 
have three rooms, 61 have four rooms, and two have five rooms. The 
following statement shows the highest, lowest and average rents charged 
per week for these apartments: 


Highest Lowest Average 


$ $ 8 
2 room apartments 2,25 1,50 1,70 
B 5 * 3,20 2,50 2,85 
4 4,00 3,50 3,65 
5 — 4,25 — 


The average rentals for the whole group are $ 0.92 !/s per room 
per week, The buildings are valued at $ 613875, and yielded a 
total rental of $ 53 298,96 during the fiscal year ending April 30, 
1900. 

On the other eity estate the company has just completed the 
erection of a splendid group of model tenement buildings known as 
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the First Avenue Estate. These buildings contain 148 apartments of 
two, three and four rooms, and six stores. The average rental is 
$ 1,00 per week per room. 

The buildings are provided with dumb waiters (lifts for pro- 
visions, etc,), shower and tub baths, laundries furnished with set 
tubs to which hot and cold water is supplied, and steamheated 
drying chambers, while special facilities are given for drying on 
the roofs. Each floor is provided with dust-shoots. The staircases 
and walls are entirely fire-proof. The dividing walls between each 
group of apartments are also fire-proof. The halls and stairways are 
well lighted and steam heated. Every apartment is furnished with 
a gas range and steam radiators. Each apartment has the following 
conveniences exclusively reserved to its occupants: steam heat; plaster 
closets; water closet, well ventilated with water supply from tank; 
stationary earthenware wash-tubs and sink; hot water supplied 
from central boiler system: gas fixtures and gas range for baking, 
boiling, etc.; dresser; mantel shelves and wood and coal closet and 
storage room in basement. The best sanitary principles have been 
considered in the construction of these city homes. The use of good 
materials, a perfect system of drainage, abundance of light, air and 
water, the absence of dark rooms and passages, and wide, clean 
and airy halls and stairways make them healthy, comfortable and desirable 
for families who wish to live privately and respectably at moderate rents. 

One of the buildings of the Alfred Corning Clark estate containing 
forty-five apartments has been set aside for the tenancy of self-supporting 
women. The experience here has been eminently successful, good 
order, attention to very mild regulations and promptness in the pay- 
ment of rent having been some of the results. 

Women rent collectors are in charge of the financial side of the 
work. Rents are collected in the apartments and their intereourse 
with tenants often become cordial and helpful in a social way. Sometimes 
objections are offered to the weekly visits and a preference expressed 
for paying the rent in the office, but in such cases it is usually found 
that the tenant has had something to conceal, an unclean apartment or 
some other infraction of the rules, Generally, the rent collector is a 
welcome visitor. Advice is often asked regarding the arrangement 
of furniture, or choice of color in painting the rooms, care of children 
and other domestie themes. 

The care of the building, cleaning, etc, is under the control of a 
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male superintendent who lives on the premises, The engineer and 
other employees attend to minor repairs in addition to their regular 
duties,. In this way expenditures for repairs are kept at a minimum. 

The third estate of this company consists of a village of model 
cottages for working people who can afford to live in the suburbs. 
This estate which is situated in the outskirts of the Boro of Brooklyn 
is known as the Homewood Estate. The company purchased a tract 
comprising 530 eity lots, but thus far only 100 houses have been 
erected. The houses are all of the cottage type and of handsome 
design, a most effective use having been made of brick and stucco in 
combination with half timber work. The streets of Homewood are 
splendidly macadamized, with substantial gutters, curbs and side walks, 
and are lined with trees, hedges and lawns. All the streets have 
sewers, and all the houses have sewer connection, gas and city water. 

The interiors of the houses have been designed with strietest 
economy of space, the arrangement of the kitchens, closets and pantries 
is most convenient, and nearly all the rooms have windows on two 
sides to give perfect ventilation. The interior decorations and fur- 
nishings are particularly attractive, and each house has a porcelain- 
lined bath and earthenware wash trays. The houses are unlike in 
style and size, varying from 5 to 11 rooms per house. They are 
detached from one another, leaving ample space for lawns and gardens. 

The houses are not rented but are built for sale. The purpose 
of the company in erecting these homes is essentially different from 
that actuating its other work. It believes home ownership should he 
fostered whenever practicable. These houses are therefore offered for 
sale to working people upon a system of easy monthly payments 
running, if desired, over a period of twenty years, The contract of 
purchase requires that the purchaser shall take out a life insurance 
poliey covering a fair proportion of the purchase price. This require- 
ment is for the protection of both the family of the purchaser and the 
company. A special arrangement has been made with a leading com- 
pany to receive such risks. In May 1900, seventy-one of the 
one hundred houses had been purchased. The average price of the 
cottages is about $ 3100. The average monthly payments required 
of the purchasers are a little over $ 25.00. This sum includes the 
payments on the principal in twenty years, the interest at 6 per cent on 
the deferred payments and the premium on the life insurance policy. 


The company has not been in operation long enough to make it 
Schriften XCYII. — Wohnungsfrage III. 17 
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possible to determine the financial results of the enterprise. Until 
quite recently, only one of the city estates was improved, the other 
being therefore non-productive. Notwithstanding this fact the com- 
pany has been able to pay dividends of 3'/2 and 4 per cent on the 
capital stock after paying all expenses. No doubt when the other 
property is fully improved and the capital which has lain idle or has 
been temporarily invested in securities at a low-rate of interest is 
utilized for building purposes, the dividends will be increased to 
the five per cent limit. 

The other New York building enterprise of a semi-philanthropie 
nature, the Tenement House Building Co., needs but slight mention. 
This company, which limits its dividends to 4 per cent was founded 
in 1885 and the buildings were opened for occupancy in 1887. The 
property of the company consists of a row of houses six stories high, 
situated in the most densely populated section of the city, and valued 
at $ 160 000. Accommodations are provided for 94 famlies. The 
tenements consist of two and three rooms each. The two-room tene- 
ments rent for $ 6.50 to 8.00 per month and the three-room tenements 
for $ 9.50 to 14.00. Since its organization this Company has annually 
paid the full four per cent dividend, 

Öf the other New York enterprises, all of which are on a purely 
commercial basis, the New York Fire-proof Building Company, the 
Franklin Court Buildings, and the New York Model Dwellings Com- 
pany have been but recently constructed and no information of interest 
could be obtained regarding them. The former company was organized 
by the architeect who built the Alfred Coming Clark Buildings of the 
City and Suburban Homes Company, and the buildings are somewhat 
similar in design and accommodations. The New York Model Dwellings 
Company is at present constructing a building six stories in height 
containing 45 two-, three- and four-room apartments which will rent 
at an average of $ 9.50 per month. 

The other model tenement enterprises in New York City (including 
the Boro of Brooklyn) as well as those of Boston, Mass., have existed 
for a number of years and are fully described in the report of the 
United States Department of Labor on the Housing of the Working 
People. They therefore merit but brief mention in this report. 

Of these older enterprises the Improved Dwellings Company of 
the Boro of Brooklyn, New York, founded by Mr. Alfred T. White, 
is the largest and perhaps the most successful. This company owns 
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three groups of buildings accommodating nearly five hundred families. 
The total value of the land and buildings owned by the Company 
amounts to about $ 673000. The weekly rent rates range from 
$ 1.20 to $ 2.00 for two-room tenements, $ 1.80 to $ 2.60 for three- 
room tenements and $ 2.00 to $ 3.30 for four-room tenements. The 
net annual profits derived from this investment have been from five 
to ten per cent on the capital. The tenants of this Company are 
mostly of the poorer classes. The buildings contain, in addition to 
the housing accommodations, a free eirculating library, laundries and 
a bath house with hot and cold water. The houses are strongly built, 
and have fire-proof staircases and fire escapes, 

The Improved Dwellings Association of New York City is another 
successful enterprise owning buildings accomodating 220 families. The 
value of the land and building is estimated to be about $ 300 000, 
and the enterprise pays about 9 per cent per annum on the invest- 
ment. The building contains two-, three- and four-room tenements, 
Hot and cold baths are provided for the free use of the tenants, 

The Astral Apartments of the: Boro of Brooklyn are owned by 
the Pratt Institute. There .are six buildings six stories in. height 
constructed of brick with stone trimmings. They contain 6 two-room, 
74 three-room, 25 four-room and 3 six-room tenements, in all 108 
separate dwellings, besides stores, a kindergarten, library, reading room, 
bath rooms and storage rooms. The rent rates are about $ 7 per 
month for two-room tenements, $ 10 for three-rooms, $ 12 for four- 
rooms and $ 16 for six-rooms. The original cost of the ground was 
$ 23000 and of the buildings $ 260 000. One of the six houses 
has been given over to the Pratt Institute Neigbourship Association 
which conducts a settlement there, 

In the eity of Boston, Mass,, there are but two model tenement 
enterprises at the present time. They have existed for a number of 
years and are fully described in the above mentioned report of the 
United States Department of Labor. One of these, the Improved 
Dwellings Association is a semi-philanthropie and the other, the Boston 
Cooperative Building Company is a purely commercial enterprise. 

The Improved Dwellings Association of Boston limits its dividends 
to four percent. It has a capital stock of $ 100 000 and its lands 
and buildings are valued at $ 98500.. The association owns three 
estates accommodating ninety families, Only one of these estates 


eonsists of original model tenements; the others were old buildings 
17* 
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cleaned and.remodeled by the company. The weekly rent rates in the 
model tenements are $ 1.00 per week for one-room tenements, $ 1.30 
to $ 1.70 per week for two-room tenements, $ 1.75 to $ 2.25 for 
three-room tenements, $ 2.75 to $ 2.90 for four-room tenements and 
$ 3.50 per week for five-room tenements. The model tenement building 
has accommodations for 56 families. In the two remodeled buildings, 
which accommodate 32 families, tbe rent rates are much lower. 

The Boston Cooperative Building Company has existed over 
twenty-five years. This Company has five estates valued at about 
$ 340 000, and accomodates 321 families. The buildings owned by 
this Company are smaller than those usually known as tenement houses, 
being from two to four stories in height. The weekly rents vary from 
75 cents to $ 1.07 per room. The enterprise pays about six percent 
on the capital invested. 

The Washington (D.C.) enterprise for the better housing of the 
working people, the “Sanitary Improvement Company”, although less 
important in the extent of its operations than most of these above 
described, presents features of organization and methods of work 
superior in many respects to all others. It was this company which 
took one of the Grand Prizes in the section of social economy of the 
Paris Exposition, 

As already mentioned in Part I of the present report, the housing 
problem in Washington differs from that in any other eity in this 
country. There are no large tenement houses, and the problem is 
mainly how to deal with the filthy, overerowded and overcharged alley 
population. As a result of the disclosures of the work of the Civil 
Centre of Washington, this company was organized for the purpose 
of erecting sanitary and comfortable houses in the alleys and small 
streets at rent rates within the means of the usual alley population. 
The scheme of organization is strietly analogous to that of the City 
and Sub-urban Homes Company of New York City, this company also 
limiting its dividends to 5 per cent, with the provision that all surplus 
earnings should go toward improvements and the extension of the 
work, 

Since its organization in 1897 General George M. Sternberg, 
Surgeon-General of the United States Army, has been president of the 
company, and Dr. George M. Kober a prominent physician and philan- 
tıropist of Washington has been secretary and active manager of the 
company. The property of the company consists of three groups com- 
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prising 28 houses. The houses which are situated on small streets 
are two stories in height and have two tenements each. The tenements 
are absolutely independent and separate from one another, there being 
not even a hall in common between any two or more tenements. Each 
family has its own front door, its own cellar, yard ete. Each tene- 
ment embraces 3 or 4 rooms, bath, water-closet, cellar, and 3 large 
wall-closets. The kitchens have closets and sinks, a cooking range 
and a hot water boiler. The lighting, ventilation and plumbing are 
of the best. The first block of 8 houses containing 16 tenements, 
was completed in November 1897. The tenements were immediately 
occupied. The four-room tenements rent for $ 12.00 and $ 12.50 
per month and the three-room tenements for $ 9.50 and $ 10.00. 
A feature of the plan of renting is that whereby one month’s rent is 
allowed each year to tenants for interior repairs. If all this is not 
required, the tenants can retain the unexpended portion. The tenants 
are thus encouraged to take care of the property. 

This first group of eight buildings cost $ 20 329.75 of which 
$ 5 362.25 were for the land and $ 14 967.50 for construction, 
making an average cost of $ 2541 for each building or $& 1 270 for 
each tenement, 

The second group of eight houses, which contain two 4-room 
tenements each, cost $ 5085 for the ground and $ 16 210.30 for 
buildings, or an average of $ 2662 per house or $ 1331 per 
tenement. 

The third group of 12 houses which were built during the present 
year, contain 20 four-room dwellings and 4 five-room dwellings. These 
houses cost $ 8932.77 for the ground and $ 24 773.24 for the 
buildings, an average of $ 2826 for each house or $ 1413 for each 
dwelling. 

The last annual report of the company was issued April 1. 1900. 
It shews that after paying the 5 per cent dividend on the stock, there 
remained a net surplus of $ 1 951.43, the result of but three years’ 
operations. 

The chief reason for the success of this company is found in the 
public spirited action of the officers of the company who give much 
of their time and attention to it and serve without any remuneration 
whatever. Another reason is the admirable plan adopted for the 
houses whereby the maximum of comfort and room was provided for 
the minimum of space. 
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This company has demonstrated more than any other in the 
United States, that good housing pays, and its success will have an 
important influence in stimulating other enterprises. 

In Chicago a model tenement house was recently erected, but at 
the present time no details can be obtained regarding it. 

In Hoboken, New Jersey, there is a model tenement house built 
by the Hoboken Land Improvement Company which is intended for 
people with moderate incomes who can afford to pay rentals of from 
$ 16.00 to $ 22.00 per month. 

There are no other model tenement enterprises in any of the 
larger cities, than those above mentioned. There is no doubt, however, 
that, as interest is becoming awakened more and more in the subject 
of better housing for the working people, as more stringent building 
and sanitary regulations are being made, and as capitalists are be- 
ginning to see undoubted financial advantages in investments in model 
housing enterprises, much progress will be made within the next few 
years toward replacing the slums of the large eities by good healthful 
habitations. 

This subject would not be completed without mentioning the work 
of the Octavia Hill Association of Philadelphia. This association, as 
its name implies, is endeavoring to follow in Philadelphia the excellent 
example of Miss Octavia Hill of London, England. Its object is to 
refit old properties and small houses, first of all by putting in modern 
plumbing, and so far as possible, removing all unhealthful surroundings, 
The company was organized in 1896 with a capital stock of $ 20 000 
which was later increased to $ 50 000. The company operates both 
by buying property and putting it in good condition, and by acting 
as agent for the owners and charging a commission for superintending 
repairs, for renting and collecting rents etc. In this way the com- 
pany has obtained control of 55 dwellings and 7 tenement houses. 
The dwellings, which contain from 3 to 5 rooms each, rent from 
$ 1.50 to $ 2.50 per week and from $ 6.50 to $ 14.00 per month. 
The tenement houses contain from 6 to 18 rooms each. The rooms 
rent from $ 0.50 to $ 1.25 per week. 

2. The Construction of Model Dwelling Houses by 
Employers for their Working People. It is impossible to 
give a complete account of what has been done in this country by 
employers for the better housing of the working people. Many em- 
ployers have, either for the sake of convenience or for higher ends, 
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constructed homes for their employees in the vieinity of their estab- 
lishments. It will suffice to give but a few notable examples of this 
class of activity for better housing. 

The Draper Manufacturing Company, which is situated in Hope- 
dale, Massachusetts, a town of 1500 inhabitants, have constructed 
buildings for about 250 families. The cottages have been built at 
different times, the plans having been improved as experience dictated. 
In planning the houses the following considerations have been in mind: 
economy of room; economy in heating; economy of work in care of 
house and children; largest available amount of sunlight; economy 
of cost; simple and well proportioned outlines. The four-room half 
cottage plan (double houses) has been very popular for young married 
couples. Families having two or more children usually live in five 
and six room cottages.. The company have laid out and built three 
miles of streets and have partly constructed a comprehensive scheme 
for sewerage. They have constructed at their own expense the water 
works, gas works and electric light plant, and light the village streets 
without charge. They own a church, school house and masonic hall. 

The rentals of the cottages range from $ 1.75 per week to $ 3.50 
per week, including water. Where furnaces are furnished for heating 
the houses, there is an extra charge of 50 cents per week. A pre- 
vailing type of double house which rents for $ 3.00 per week per 
family has a parlor, dining room, kitchen, pantry and china-closet on 
the first floor, with a good sized hall which is connected with the 
parlor and can be thrown into it by wide doors. On the second floor 
there are three sleeping rooms and a bath-room. A good storage 
room is in the attic. Cellars are cemented and well drained. There 
are hot and cold water connections for the kitchen range and bath- 
room. This type of house which accommodates two families, costs on 
an average $ 4000 to $ 4500, making no allowance whatever for 
the land, nor for the cost of the streets and side-walks. 

In connection with these buildings, the company annually distributes 
$ 200.00 for the best kept yards, etc. This stimulates the people 
to clean and beautify their premises. The company originally intended 
to encourage private ownership of cottages, but after several sales 
were made it was deemed undesirable, except for small farms outside 
of the village. While the original purchaser might be satisfactory, 
the property was liable soon to pass into undesirable hands. 

The Westinghouse Air Brake Company, of Wilmerding, Penn- 
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sylvania, purchased a tract of land adjoining its factory, and divided 
it into lots which were sold at cost, and when desired it built houses 
on them at cost for the purchasers. The payment for the house and 
lot was spread over a term of ten years, payable in 120 monthly in- 
stallments. The monthly payments included interest and life insurance 
premiums on a policy to clear the property in case of the purchaser’s 
death. The lots were 40 feet in width and from 100 to 200 feet in 
depth. The most expensive house with lot cost $ 3 775, and con- 
sists of a parlor, dining room, kitchen and hall on the ground floor, 
and four bed rooms and bath upstairs. The lowest priced house and 
lot was $ 2100. This house contains five rooms. Seventy-five houses 
were built in 1890, and 86 of these are now owned by the original 
purchasers. 

The company has also constructed houses which it rents to tenants, 
It has 106 single frame houses, renting from $ 22.00 to $ 14.00 per 
month. There are 24 double houses renting at $ 18.00 per month; 
two rows of six houses, each renting at $ 16.00 and 18.00 per month, 
and four blocks of flat houses, each house containing two flats or 
twenty families to a block. The monthly rentals are $ 13.00 and 
$ 14.00 each, according to location. 

The Niagara Power Company, of Niagara Falls, New York has 
built an industrial village at Echota, New York, containing at the pre- 
sent time 128 dwellings for employees. The houses vary both in ex- 
terior appearance and interior arrangement. The smaller houses have 
four rooms and a large cellar, electric light, closet and kitchen sink. 
The larger houses have ten rooms, with furnace, bath and other 
desirable improvements. The rentals for the houses run from $ 9.00 
to $ 30.00 per month which includes water and electric light. It is 
the intention of the company as soon as the character of the settle- 
ment is firmly established, to give its tenants an opportunity to 
purchase their homes on easy terms. The village of Echota was laid 
out with the greatest care and foresight, and has wide, well paved streets, 
trees, water mains, sewers and a sewage disposal plant, The street 
plan provides for rows of trees, parking, lawns, etc, 

The N. O. Nelson Manufacturing Company of St. Louis, Missouri, 
has founded the industrial village of Leclaire, Illinois, about 18 miles 
from St. Louis. On a tract of land consisting of 125 acres it has 
some of its factories and has invested about $ 30 000 for the building 
of homes. About one-half of the houses are sold and the others are 
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rented. The rents are from $ 6.50 to $ 10.00 per month for three- 
to six-room houses, with plumbing and electric light. When bought, 
the payments are made at from $ 12.00 to $ 18.00 per month. The 
company employs from 170 to 200 persons at Leclaire of which about 
35 to 40 live in this village. The houses are all cottage style, no 
two of them being alike. Every tenant is invited to buy his house, 
the purchase price being what it cost to build and $ 2.00 a front foot 
for the land. The streets are well made, with side-walks, trees, street 
lamps, fire plugs, etc. 

The Apollo Steel and Iron Company of Apollo, near Pittsburg in 
1895 laid out what is probably the most elaborate and artistic in- 
dustrial village in the country, called Vandergrift, where it undertook 
to house comfortably a thousand workingmen and their families, The 
town has the most improved system of sanitation and pure water 
supply, paved streets and concrete sidewalks, gas and electriceity. The 
town was planned by one of the most eminent landscape gardeners in 
the country, and accordingly winding streets, a village green or conımon 
and frequent open spaces for shrubs and flowers relieve the stiffness 
and ugliness of the ordinary town. Each house has a bath-room and 
water closet, the houses being of various designs and sizes. Nearly 
every man owns his home. The lots average 25 by 125 feet and were 
sold at $ 750.00 to $ 1050.00 for inside, and $ 1500.00 to $ 2500.00 
for corner lots. This is about the average price of lots in the ad- 
joining town of Apollo. The cost of all improvements, namely, paved 
streets and side-walks, water, gas and sewer connection, etc. is in- 
claded in these prices, 

The company has built a school house, bank and casino and has 
furnished the land and contributed one-half the cost of five churches, 
none of which cost less than $ 15 000. 

The National Cash Register Company of Dayton, Ohio, while they 
do not build houses for their working-people, have done so much to- 
ward the improvement of their home and home surroundings, that their 
effiorts deserve special mention in this connection. No establishment 
has ever done more toward encouraging the employees in beautifving 
their homes and in improving themselves socially and intellectually. 
The residences in the vicinity of the factory grounds are largely owned 
by those who live in them, and are evidences of careful savings of . 
the working people, Having employed a prominent landscape gardener 
to lay out the factory grounds and beautify the same by means of 
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lawns, flowers, vines and shrubbery, the company sought to extend its 
work over the entire neighborhood. With this end in view a series 
of prizes amounting to $ 250.00 per year was offered for the best 
front yards, the best back yards, the prettiest effects in window-box 
planting and the most beautiful vine-planting, In addition, about two 
acres of ground were provided and laid out where forty boys, under 
the direction of the company’s gardener, could carry on vegetable 
gardening. Practical lessons in gardening were given by means of the 
stereopticon, and illustrations of good planting from all parts of the 
world were shown in this way. The result has been a complete trans- 
formation from a bare factory town to a perfect garden. All this has 
been done by the expenditure, not of large amounts of money, but of 
a little time and effort on the part of the men, women and children, 
who are all alike interested in the improvements. 

Among other employers who have done much toward providing 
mudel homes for their working people, may be mentioned: S. D. Warren 
and Company of Cumberland Mills, Maine, Howland Mills Corporation, 
New Bedford, Massachusets, Willimantic Linen Company, Willimantic, 
Connecticut, Pullman Palace Car Company, Pullman, Illinois, and 
Merrimac Manufacturing Company, Lowell, Massachusetts. These have 
been fully described in the Eighth Speeial Report of the United States 
Commissioner of Labor. 

3. Cooperative Building and Loan Associations!, The 
building and loan associations as they exist in this country are a 
distinctively American institution. As a general rule, their purpose is 
not to build houses, but to provide the necessary funds for their con- 
straction, leaving it entirely to the borrower to build as he sees fit. 
They are usually purely cooperative concerns, although modifications 
of the original scheme have enabled organizers to utilize the building 
and loan association idea as a business enterprise for private gain, 

The general scheme of the purely cooperative building and loan 
association may be illustrated as follows: Suppose that 100 working- 
men are desirous of making savings or of acquiring homes. Not one 
of them has sufficient money to buy a home. They form an association 
in which each obligates himself to pay a certain monthly sum, aceording 
to his financial ability, say, an average of $ 10.00 a month, each, 


! In the description of cooperative building and loan associations, free 
use has been made of a paper recently read at Paris, France, by Mr. William 
F. Willoughby, of Washington D. C. 
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At this rate $ 1000.00 will be paid each month. As soon as an 
amount sufficient to erect a house has been accumulated, it is loaned 
to the member who will agree to pay the highest rate of interest for 
its use, The borrower is usually required to own the lot free from 
incumbrances, and all of the loan must be used for the purchase or 
erection of a house, the borrower giving a mortgage on the house and 
lot to the association for the full amount of the loan, as security for 
its repayment. At the same time he agrees to repay the loan in 
certain regular monthly installments. Thus, a number of members, no 
one of whom has enough money with which to build a house, create 
by their joint contributions a sum sufficient to enable one of their 
number to acquire a house. The scheme. is mutually advantageous, 
since the borrower gets the loan he desires, and the lenders receive 
a fair and usually generous rate of interest. All profits from interest, 
etc, are divided among the members, both borrowers and non-borrowers. 

This is the general basis of cooperative building and loan asso- 
ciations, but owing to different methods of issuing and maturing shares, 
of lending money, of repaying loans, etc. a great variety of schemes 
of associations have been evolved from this simple basis, Space would 
not permit me to go into a description of these various methods. It 
only remains, now, to give an idea of the extent of the operations of 
these associations in the United States. 

The only complete enumeration of building and loan associations 
that was ever made, was undertaken by the United States Department 
of Labor in 1898!. According to this enumeration there were at that 
time 5838 associations in 48 States and Territories of the United 
States. Of these 5796 reported a total membership of 1 745 725 
shareholders. Most of the associations embraced less than 200 members 
each. Of the total number of shareholders in 5765 associations re- 
porting, 455 411, or 26,25 per cent were borrowers, or in other words, 
builders of houses, The total dues paid in on installment shares in 
force plus the profits on the same amounted to $ 450 667 594.00. 
Through the agency of 4512 associations reporting, 314 755 homes 
had been acquired in the United States up to 1893. 

An idea of the rapid growth of building and loan associations in 
the United States may be obtained from the following figures found in 
the report of the Department of Labor: In 1893, there were 5838 


! Ninth Annual Report of the U. S. Commissioner of Labor, 1893. 
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associations, concerning 5819 of which the date of organization was 
known. Of this number, 9 had beeu in existence 30 years or more; 
31, 25 years but less than 30 years; 143, 20 years but less than 
25 years, 250, 15 years but less than 20 years; 589, 10 years but 
less than 15 years; 2177, 5 years but less than 10 years; and 2620, 
or over two-fifths of the total number, had existed less than 5 years, 
The average age of all the associations was 6, 2 years. 


VII. 


Unterſuchungen über die Wohnungsfrage 
in Rußland. 
Von 


Dr. Teo Berthenſon, St. Petersburg, 
händigem MWifglied des Medizinalrats. 


J. Die Reform des Wohnungsrechts. 
1. Beauffihtigung der vorhandenen Wohnungen. 


Die Sorge für die Bauten liegt in den Städten den 
Stadtverordnetenverfammlungen („Düma*), in den Dörfern 
den Zandihaftsämtern ob. Die Gejehe inbetreff der Baupläne in 
Städten find in den Artikeln 298—300 des „Bauftatuts” und in 
dem „Städtereglement“ (Ausg. 1870) enthalten. Die Bauten 
werden nach von dem Stadtamt bejtätigten Entwürfen ausgeführt. 

Die Entwürfe werden auf Grund des Artikels 96 des „Städte- 
reglements“ bejtätigt, welcher folgendermaßen lautet: 

„Die Beftätigung der Pläne und Façaden von Privatgebäuden in einer Stabt 
und bie Erteilung der Erlaubnig zum Umbau und zur gründlichen Ausbefferung 
fommt dem Stadtamte zu, welches unter Mitwirkung der Polizei auch mit der Be— 
auffichtigung über die richtige Ausführung der genannten Bauten betraut ift. In 
Et. Peterburg und Moskau wird der Chef der Feuerwehr („Brandmajor“) zur Teil: 
nahme an der Durchficht der Pläne und FFacaden von Neubauten und umzubauenden 
Gebäuden in die Sitzungen des Stadtamtes mit Stimmrecht eingeladen.“ 

Die Auffiht darüber, daß die Bauten den beftätigten 
Entwürfen gemäß ausgeführt werden, wird in demjelben 
Artikel dem Stadtamt und der Polizei anvertraut. 

Es giebt fein Gejeß über die Beobachtung allgemein Hygieni- 
her Regeln in privaten Wohnräumen, jedoch fommt nah Punkt 7 
und 8 des Art. 108 des erwähnten „Städtereglement3” dem Stabtamte 
das Recht zu, obligatorische Verfügungen 

„über die Einrichtung und fanitäre Inftandhaltung von Fabriken und gewerb— 
lihen Unternehmungen, öffentlichen Bädern (Babeftuben) und Schlachthöfen, ferner 
über die Reinigung von Höfen, Einrihtung und Reinigung von Senfgruben und 
Abtritten zu erlaflen“ !. 





1 Puntt 9 des Art. 108 des „Städtereglements" erteilt außerdem das Recht, 
obligatorische Verfügungen inbetreff von Maknahmen zur Verhütung ber Verun— 
reinigung des Trinkwaſſers, ſowie zur Vorbeugung und Ausrottung anftedender und 
epibemiicher Krankheiten zu erlaflen. 
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Speciell für St. Petersburg beiteht ein Geſetz, das ſich auf die 
Höhe der Häuser und der bewohnten Stodwertfe bezieht und 
in den Artikeln 358 und 359 de8 „Bauſtatuts“ enthalten ift. In 
Artikel 358 Heißt es: 

„In St. Peteröburg werden inbetreff hoher Gebäude und des Anbaues neuer 
Stodwerte auf beftehenden Gebäuden folgende Regeln beobachtet: 

1. Die Höhe der neu zu erbauenden Privathäufer, gleichviel von welcher Anz 
zahl Stockwerke, darf überhaupt nicht die Breite der Straßen und Gallen, wo fie 
erbaut werden, überjchreiten, wobei die Höhe des Haufes vom Fußſteig bis zum Ber 
ginn des Daches gemeſſen wird. Auf Pläben aber und an anderen freien Orten, 
jowie in Straßen, deren Breite mehr ala 11 Faden (23,24 m) beträgt), ift der Bau 
von Wohnhäuſern über dieſes Map hinaus, d. h. über 11 Faden nicht zuläffig. 

2. Wenn ein Gebäude an der Ede zweier Straßen von verfchiebener Breite 
erbaut wird, jo darf es nad) beiden Straßen Hin gleich hoch gebaut werden, wenn 
auch die Höhe die Preite der einen von den beiden Straßen überfteigen jollte. 

3. Das niedrigite Höhenmah für Käufer, wie ſchmal bie Straken oder Gaffen, 
wo fie erbaut werden, auch jein mögen, wird auf 5Ya Arichin (3,91 m) fefigeieht. 

4, Der Anbau neuer Stodwerfe an jchon beftehenden Gebäuden wird nur in 
dem Falle geitattet, wenn die Eolidität des Fundaments und der Mauern, die den 
Anbau tragen jollen, feitgeitellt ift.“ 


In Artikel 359 heißt es: 


„In St. Peteräburg darf bei dem Bau von Käufern die Höhe der bewohnten 
Stockwerke nicht weniger als 3,5 Arjchin (2,49 m) betragen.“ 

Die Beauffichtigung der Fabriken, Werfitätten und Unternehmungen 
aller Art, einschließlich der bei folchen Unternehmungen beftehenden 
Arbeiterwohnungen (Kaſernen, Genoffenichaftshäufer, Familienhäuſer), 
iſt den Fabrik- und Bergbaubehörden anvertraut!. In den von dieſen 
auf Grund von P. 1 Art. 52 des „Gewerbeſtatuts“ herausgegebenen 
obligatorijhen Verfügungen inbetreif der Erftellung und In- 
ftandhaltung von Arbeiterwohnungen finden fich folgende Angaben: 

Die Wohnräume der Arbeiter müflen hell, troden, genügend warm fein 
und eine zwedmäßige Vorrichtung zur Erneuerung der Yuft befiken: es müſſen Ab: 
teilungen für Männer, für fyrauen und für Familien vorhanden fein, wobei in einem 
Raum nicht mehr als eine Familie wohnen darf. 

Das obligatorische Minimum des Luftquantumsin Arbeiterwohnungen 
und -Kaſernen wird von ben einzelnen Behörden verjchieden angegeben: von 
1—1!/e Kubiffaden (9,712—14,568 chm) auf jeden Arbeiter und in jFamilien: 
wohnungen (nad) der obligatorischen Verfügung der früheren Bergbaubehörde am 
Dergdepartement) nicht weniger ala 3 Stubitfaden (29,136 cbm) Luft auf eine Familie, 
die aus nicht mehr al 2 Erwachſenen und 2 Kindern befteht; für größere Familien 


ı Am Ruffifchen Reich beftchen 68 Fabrik- und Bergbaubehörden, von denen 
62 der administrativen Einteilung des Reiches in Gouvernements entiprechen. 
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dagegen muß ein Plus von je 1 Kubikfaden (9,712 cbm) Luft auf jeden Erwachjenen 
und auf je 2 Kinder bis zu 12 Jahren hinzutommen. 

Die Fenfter müflen fo eingerichtet fein, dab auf je 1 Quadratfaden (4,552 qm) 
der Fußbodenfläche nicht weniger ala Ya. Quadratfaden (2,276 qm) Frenfterfläche 
tommt. (Dieje obligatorische Verfügung ift nur von wenigen Behörden getroffen.) 

Die Einrihtung von Wohnungen in Hellerräumen wirb (von vielen 
Behörden) entweder gar nicht geftattet oder (von einigen Behörden) nur unter der 
Bedingung, daß der Kellerraum nicht weniger ala 3Y/e Arichin (2,49 m) hoch (einige 
Behörden laſſen eine Höhe von 3 Arichin [2,133 m] zu) und die Dede nicht niedriger 
als 1% Arjchin (1,24 m) (einige Behörden geftatten 1 Arichin [0,711 m]) über ber 
Grdbodenoberfläche ſei. 

Gin Fußboden aus Erde wird von vielen Behörden in Wohnräumen 
nicht geftattet. 

Die Pritſchen. Die Breite derjelben wird von ber Mehrzahl der Behörden 
durch obligatorische Verfügung auf 14 Arichin (0,89 m) (von der bedeutenden Minders 
zahl auf 1—1"s Arſchin [0,711—0,799 m]) feftgefeht, die Länge auf 2%4--8 Arſchin 
(1,955— 2,133 m). Die Pritichen müſſen mit einer geneigten Stübe für das Hopf: 
kiſſen verſehen fein; zwiſchen den einzelnen Pläßen muß eine Längeleifte nicht unter 
1/4 (die Mehrzahl der Verfügungen) bis %s Arichin (0,177—0,266 m) Höhe vor: 
handen jein. 


2. Erweiterung der bewohnten Gentren überhaupt und jpeciell der 
Städte. Enteignung im Intereſſe des Allgemeinwohls; Beieitigung 
und Unihädlihmahung ungelunder Wohnungen. 


Für einen jeden bewohnten Ort — Etadt oder Dorf — giebt e8 
Pläne, nach denen fie bebaut werden. Wenn infolge von veränderten 
Lebensbedürtniffen und Wachstum der Bevölkerung die Zahl der Ge- 
bäude zunimmt und hierdurch ein Überjchreiten der Grenzen des ur- 
fprünglichen Planes bedingt wird, jo wird der erite Plan durch einen 
neuen erjeßt. Die Fürſorge für diefe Pläne liegt in den Gtüdten 
den Stadtverordnetenverfammlungen, in den Dörfern den Landichafts- 
behörden ob. 

Inbetreff der Pläne beitehen tolgende Gejegesbeftimmungen: 

Nach dem „Bauftatut” (Fortſetzung 1893) — 

Art. 298. „Die Städte werden nicht anderd ala nad) beftätigten Plänen 
ebaut.” 

: Art. 299. „Die Anlage der Städte nach Plänen wird den Chefs ber Gouverne- 
ments (Gouverneuren) anvertraut.“ 

Anmerkung. „Dort, wo die ‚Städteverfaifung‘ eingeführt ıft, werben die lofalen 
Stabdtverorbnetenverfammlungen mit der Ginrihtung der Städte nach beftätigten 
Plänen betraut.” 

Art. 300. „Dort, wo die Städteverfaflung eingeführt ift, werden Verände— 
rungen der beftätigten Pläne, jowie neue Pläne von Städten, die foldde noch nicht 
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haben, — nad Begutachtung von jeiten der Stadtverordnetenverfammlung 
folgendermaßen beftätigt: für die Refidenzen (St. Peterburg und Moslau) durch die 
Allerhöchfte Gewalt nach Vorftellung durch den Minifter des Inneren, für Kronſtadt 
durch den Minifter des Inneren im Ginverftändnis mit dem Verweſer des Marine: 
minifteriums und bem Sriegaminifter, für die übrigen Städte und Anfiedelungen 
durch den betreffenden Gouverneur.“ 

Art. 349. „Dort, wo bie ‚Städteverfaffung‘ nicht eingeführt ift, hängt die 
Beftätigung der Pläne und Fagaden von Privathänfern und überhaupt die Erlaubnis 
zum Umbau in denjenigen Gouvernements, wo e3 einen Generalgouverneur giebt, 
von diefem ab, wo es aber feinen Generalgouverneur giebt, von der betreffenden 
Gouvernementsverwaltung (Abteilung für Bauten), mit folgenden Ausnahmen: 1. In 
Kreisftädten wird die Erlaubnis zum Bau von Holzhäufern, die nad normalen 
Riſſen gebaut werden, und von Gebäuden in Höfen von dem Stadtardhiteften, wo es 
aber feinen jolcden giebt, von der Polizeiverwaltung erteilt; 2. die Erlaubnis zu 
kleinen Veränderungen in bejtehenden Häufern und Hofgebäuden wird von dem 
Stadtarditetten, in Hreisftädten aber, wo es feinen folchen giebt, von der Polizei- 
verwaltung erteilt.“ 

Art. 416. „Die Regeln für Bauten in Flecken und Dörfern werden durch die 
Beichlüffe der Landichaftsverfammlungen normiert, welche im feiner Beziehung den 
beftehenden Gejegen wideriprechen dürfen. Dieje Beichlüffe werden gefammelt und 
herausgegeben auf Grund des ‚Reglements für die Landichaftsinftitutionen‘. Die 
Sandichaftsinftitutionen find befugt, abgejehen von der Einleitung einer gerichtlichen 
Verfolgung für Unterlaffungsvergehen in Bezug auf Inftandhaltung von Jmmobilien, 
innerhalb ihrer Kompetenziphäre unverzüglich die zur Befeitigung der erwähnten 
Unterlafiungsvergehen notwendigen Maßregeln zu ergreifen, gemäß den in Art. 404 
(Fortiekung 1893) des ‚Bauftatuts‘ enthaltenen Principien.“ 


Die Enteignung ift in der „Sammlung der bürgerlichen Ge- 
ſetze“ (Ausgabe 1887) durch den Artikel 575 und die folgenden im 
eriten Teile des X. Bandes enthaltenen vorgeſehen: 


Art. 575. „Die zwangsweiſe Enteignung von Immobilien, jowie deren zeit: 
mweilige Beſitznahme oder die Feſtſtellung der Rechte der Teilnahme an der Nub: 
nießung berjelben, wofern dies für das Staats: oder Allgemeinwohl nötig ift, ift 
nur gegen gerechte und entiprechende Entichädigung geftattet.“ 

Art. 576. „Alle Fälle, in denen eine Enteignung oder zeitweilige Beſitznahme 
von Immobilien nötig ericheint, werden durch ‚Allerhöchite Ukaſe‘ (Erlaſſe) beitimmt. 
Die Entwürfe für dieſe ‚Nfaje‘ werden dem Kaiſer von den betreffenden Miniftern 
und Oberdirigierenden unter VBermittelung des Reichsrats zur Einficht unterbreitet. 
In den Entwürfen werden die Gründe dargelegt, welche die gemeinnüßige Bedeutung 
des Unternehmens, jowie die Notwendigkeit einer zwangsweiſen Enteignung oder 
Einſchränkung des Nubniehungsrechts der Jmmobilien beweifen; wenn aber um eine 
Enteignung mit Abweihung von der allgemeinen Regel gebeten wird, jo wird aud) 
die Notwendigkeit einer jolchen Abweichung erflärt.“ 








I Die ruffiihe „Sammlung der bürgerlichen Geſetze“ entfpricht etwa dem 
„Bürgerlichen Geſetzbuch“ des Deutichen Reiches. 


Unterfuchungen über die Wohnungsfrage in Rukland. 275 


Die folgenden Artikel — 577, 578 — enthalten die Geſetzes— 
beftimmungen binfichtlich der Abichägung der zu enteignenden Immobilien 
und der Zujammenftellung von Liſten der zu enteignenden Gegenstände. 

Die Bejeitigung für das Allgemeinwohl ihädliher Woh— 
nungen oejchieht nur in Ausnahmefällen auf Grund zeitweilig wirfen- 
der gejeglicher Beitimmungen in von epidemifchen Krankheiten (Beit, 
Cholera) heimgefuchten Orten, zweds Verhinderung einer weiteren Aus— 
breitung der Seuche. Unter gewöhnlichen Umftänden werden Wohnungen, 
die fich in janitärer Beziehung als jchädlich und für die Bevölkerung 
als gefährlich erweifen, einer zwangsweifen Unſchädlichmachung 
unterworfen auf Grund von obligatorifchen Verfügungen von feiten der 
Stadt- oder Landichaftsämter, jowie auf direkte Verordnung der Staate- 
gewalt. 

Allgemeine Angaben in Bezug auf gefährliche Gebäude find 
in dem „Bauftatut” (HFortiegung 1898, Art. 404) enthalten, wo 
e8 heißt: 


„Die Stadtpolizei ift verpflichtet, baufällige Gebäude zu inſpizieren und die 
Eigentümer folcher Käufer, die einzuftürzen drohen und darım eine Gefahr für die - 
Etadtbevölferung in ſich ichließen, zu den notwendigen Reparaturen zu zwingen, 
ebenjo hat die Polizei das Recht, innerhalb der ihr vom Geſetze beftimmten Stompetenz- 
iphäre — abgefehen von der Ginleitung einer gerichtlichen Verfolgung für ſolche 
Unterlaffungen in Bezug auf Initandhaltung von Immobilien, welche für die Volta: 
geſundheit oder für die öffentliche Sicherheit eine Gefahr bedeuten, und ohne die 
gerichtliche Echuldigiprehung abzuwarten — unverzüglich die zur Beſeitigung der 
entdeckten Mihftände notwendigen Maßgaben zu ergreifen, wenn der Hauseigentümer 
jelbft diefelben nicht zu dem von der Behörde feftgefehten Termin bejeitigt. Die 
Wirkung diefer Beſtimmung erſtreckt fich nicht auf ſolche Übertretungen des Bau: 
ftatutö, welche ein Niederreißen, ein Übertragen oder eine Reparatur de3 Gebäudes 
nach jich ziehen. In bdiefen Fällen jchreiten die adminiftrativen Behörden in der 
erwähnten Weiſe nur ein, um den diesbezüglichen gerichtlichen Urteilsjpruch auszu: 
führen, nachdem derjelbe endgültig in Kraft getreten ift („Sammlung der Hriminals 
gejeße*!, Art. 1227, So lange aber, big der Urteilsipruch erfolgt, ergreifen fie 
afle vorbeugenden Maßregeln, die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und der 
Volksgeſundheit gegen jolche Übertretungen notwendig erfcheinen. Das für die Durch— 
führung der in, Art. 404 angegebenen Mahregeln verausgabte Gelb wird in der durch 
Art. 1217 der „Sammlung der Kriminalgeſetze“ vorgeichriebenen Weife eingezogen, 
wobei dieje forderungen vor allen jonftigen Schulden des Immobilienbeſitzers zahl— 
bar find, ebenfo wie die rüdftändigen Staatd:, Landſchafts- und Stadtabgaben, ſo— 
wie die Gerichtäfoften bei dem Verkauf des Grundeigentums.“ 


ı Die ruffiihe „Sammlung der Kriminalgejege* entipricht etwa dem Straf: 
gejeßbuch des Teutichen Reiches. 
18* 
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3. Bauordnung. 


Es giebt feine detaillierten und volllommen abgefchloflenen Regeln 
Hinfichtlih der Bedingungen, die bei dem Bau von Wohnhäufern ein- 
gehalten werden müfjen; in dem „Baujtatut” find außer den jchon oben 
in Punkt 1 dieſes Berichtes angeführten (Art. 358 und 359) folgende 
Regeln enthalten: 


Art. 312. „Privathäufer werden in Städten nad) den für fie herausgegebenen 
Allerhöchit bejtätigten Facaden gebaut. Die Auswahl einer den herausgegebenen 
entiprechenden FFacade wird einem jeden Banenden freigeftellt." 

Art. 315. „Ein Bau kann nad) den beftätigten Façaden in größerem oder 
kleinerem Maßſtab ausgeführt werden, mit Verringerung der Zahl der Fenſter und 
deren Dimenfionen, wobei jedody zu beobadıten it, 

1. daß in der Mitte einer jeden Façade ſich ein Fenfter befinde und nicht ein 
Fenſterzwiſchenraum, deshalb müſſen die Gebäude eine unpaare Fenſterzahl haben; 

2. daß in Steingebäuden die Höhe der Fenſter nicht weniger ala 21/4 Arichin 
(1,6 m) und ihre Breite nicht weniger ala 1" Arichin (0,9 m) betrage, davon find 
Entreſols und Mezzaninen! ausgenommen, in denen bie Fenſter auch niedriger fein 
dürfen; 

3. Daß die Zwiſchenräume zwischen den Fenſtern nicht ſchmäler als die Fenſter jeien ; 

4. dat der Abftand von den Fenſtern bis zum Dache, einſchließlich des Ge— 
fimfes nicht weniger als 11, Arichin (0,9 m) betrage: 

5. daß die Ginteilung und Verzierung der Fenſter und des ganzen Gebäudes 
einer der Allerhöchft beftätigten Façaden entlehnt fei; 

6. Bei fleineren Häufern muß die Höhe ber Fenſter nicht weniger ala 2 Arſchin 
(1,422 m), die Breite 1”: Arſchin (0,8 m) betragen; die Breite der Zwiſchen— 
räume zwilchen den Fenſtern darf nicht geringer ala die der Fenſter fein; 
leßtere dürfen nicht niedriger als 2 Arjchin (1,422 m) über dem Erdboden beginnen ; 
von ben Fenſtern bis zum Dache mit Einſchluß des Geſimſes darf der Abitand nicht 
weniger ald 1 Arjchin (0,711 m) betragen, was von außen 5 Arſchin (3,555 m), von 
innen 4 Arichin (2,344 m) ausmacht.” 

Art. 316. „Die Aufficht der Ortsbehörde darüber, daß die Dächer der Häufer 
in gehöriger Proportion fonftruiert werden, fol fich nur auf die nach der Straße 
gerichteten Gebäude beziehen, bei den im Hofe ftehenden Gebäuden, ſowohl Wohn: 
häufern als fjonftigen Nutzbauten dürfen die Hauseigentümer jelbft die Höhe des 
Daches beftimmen.* 

Art. 317. „An allen längs der Straße gelegenen Käufern, die feine regelrechten 
architektoniſchen Fagaden, Säulen, Pilafter und Frontons Haben ,. ift es geftattet, 
Dächer von der Höhe von *%7 der Breite des Gebäudes zu fonftruieren, nach Abzug 
des Gefimfes von der Breite des Gebäudes.“ 

Art. 318. „An Häuſern, die nicht mehr ala 4 Faden (8,53 m) breit find, muß 
die Höhe bes Daches — "a der Preite des Gebäudes jein, und zwar deshalb, weil 





' Unter Mezzanınen verfteht man in Rußland nicht ein Zwiichengeichoß, 
jondern einen Anbau über dem lebten Geſchoß, der in der Mitte des Haufes erbaut 
ift und micht die ganze Länge des Haufes einnimmt, fondern nur einen Teil derielben 
(gewöhnlich den mittleren). 
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auf fo kleinen Gebäuden eine jolche Erhöhung nicht zu merfen und für den Hoden: 
raum notwendig ift. In allen übrigen Fällen ift es jedoch aus äfthetiichen Gründen 
nicht geftattet, daß die Höhe des Daches mehr ala ?/7 der Breite des Hauſes 
betrage.“ 

Art. 319. „Denjenigen, welde an ihren Käufern Dächer von größerer Höhe ala 
die feitgejeßte haben wollen, werden Façaden vorgelegt ohne Frontons, Säulen und 
Pilaſter, diejenigen aber, die ein Haus mit Frontond haben wollen, müſſen das 
Dad von ber auf den Façaden angegebenen Höhe bauen.“ 

Art. 320. „Diejenigen, die Häufer mit Säulen und Pilaftern bauen wollen, 
find verpflichtet, mit Bohlen gededte Dächer zu fonftruieren, deren Höhe nicht mehr 
ala !is des Gebäudes betragen darf.“ 

Art. 352. „Steingebäude dürfen ganz ohne Unterbredung aufgeführt werben, 
jedoch unter der Bedingung, daß auf dem Dachboden das Dad mit Brandmauern 
verjehen jei, welche dad Haus von dem Nachbarhauſe trennen müſſen, und daß große 
Häufer von mehr ala 12 Faden (25,6 m) Länge in einer beftimmten Entfernung mit 
Brandmauern verjehen jeien.“ 

Art. 353. „Der Bau von Steingebäuden innerhalb von Höfen, nahe bei 
einander, ift unter der Bedingung geftattet, daß zwiichen ſolchen Gebäuden ein 
Ztwiichenraum von nicht weniger ald 2 Faden (4,27 nm) ſei.“ 

Art. 354. „An der Außenſeite von Steinhäufern, ift es verboten, einen Holz: 
anbau für Treppen, Gänge und Gallerien anzubringen, die, abgeiehen von der Ber: 
unzierung, im Falle einer Feuersbrunſt gefahrdrohend fein können.“ 

Art. 355. „An Städten darf an Steinhäufern, die innerhalb eines Sommers 
erbaut find, mit der Studatur ber Außenwand nicht vor Ablauf eines Jahres nad 
Beendigung des Baues begonnen werden und überhaupt wird vorgeichrieben, auch 
andere obligatorifche Regeln der Architeltur in Bezug auf Austrodnung der Wände 
zu beobachten.” 

Art. 356. „Bei der Anlage von Balkons und Altanen an Privathäufern wird 
allgemein die Regel beobachtet, dab das fie umgebende Geländer aus Guß- oder 
Schmiebeeifen hergeftellt werde.” r 

Art. 357. „In St. Petersburg und Moskau ift es in den Überihwemmungen 
ausgeſetzten Stadtteilen verboten, Mohngeichoffe mit einem Fußboden einzurichten, 
der unter dem Niveau des Fußſteiges liege, dejlen normale Höhe von der jtädtiichen 
Baubehörde beftimmt mwird.“ 

Art. 358 und 359 find fchon in Puntt 1 ©. 4 angeführt. 

Art. 361. „Holzgebäude müſſen jo angelegt jein, daß von der linfen Grenze 
des Hofes ein Abitand von 4 Faden (8,53 m) vorhanden ſei und von der hinteren 
Grenze des Hofes ein Abjtand von 2 Faden (4,27 m). Wohn: umd andere Gebäude 
aus Holz, außer Fabrifgebäuden, dürfen nicht Länger ala 12 Faden (25,6 m) fein.“ 

Art. 365. „Hinfichtlich der Holzgebäude werden in Städten folgende Regeln 
beobachtet: 

1. 63 iſt geftattet, zweiftödige Holzhäufer und einftöcige mit Mezzaninen oder 
Halbgeſchoſſen auf fteinernen Kellern oder Gewölben zu bauen, oder auf fteinernem, 
jolidem Fundament unter äußerer Holzverfleidung, wobei die Höhe des Gebäudes 
vom Grdboden bis zum Beginn des Daches nicht mehr ala 4 Faden (8,54 m) be: 
tragen darf. Die Regeln in Bezug auf die Höhe der Gebäude erftreden fich nicht auf 
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die Städte Archangelat, Tobolst, Tomsk und die Kreisftädte der Gouvernements 
Irkutsk, Jeniſſeisk und Wologda. 

2. Es iſt der Bau von zweiſtöckigen Häuſern geſtattet, deren unteres Stodwerf 
aus Stein, deren oberes aber aus Holz gebaut iſt, jedoch ohne Mezzanine und nicht 
höher als 4 Faden (8,54 ın) von dem Erdboden bis zur Höhe des Daches. 

3. Manfardenräume find bei einſtöckigen Käufern geftattet; über dem zweiten 
Stodwerf jedoh und über Mezzaninen von Holzhäufern ift die Einrichtung von 
Manfarden nicht geitattet. 

4. In Häufern, die über dem erften Stodwert nod einen zweiten Wohnraum 
von Holz befien, müffen nicht weniger als 2 Treppen vorhanden fein, wobei in dem 
fteinernen Zeil des Gebäudes die Treppen aus feuerfeftem Material gebaut fein müſſen. 

5. Alle Häufer mit Holzgeichoijen müſſen an ben Öfen Schornfteine haben, die 
auf beionderen Fundamenten erbaut find, mit entiprechenden Umfaffungen aus 
Ziegelfteinen an Holzwänden, Verjchlägen, Fukböden und Yimmerdeden.“ 

Der X. Band der „Sammlung der Givilgefege” (Ausg. 1877) ent» 
hält außerdem in feinem erjten Zeile folgende Gejegesbejtimmungen. 

Art. 445. „Fin Hausbefiher darf verlangen: 

1. daß fein Nachbar feine Kochherde oder Oſen an die Wand feines Haufes 
anbaue; 2. feine Abwäſſer, feinen Schutt auf feinen Hof oder fein Haus leite; 
dab die Dachneigung des Nachbarhaufes nicht auf feinen Hof gerichtet jei, ſondern 
auf den eigenen; 4. dab der Nachbar weder Fenſter noch Thüren in der Brandmauer 
anbringe, die die Dächer zweier Nachbargebäude trennt.“ 

Art. 446. „Derjenige, der ein Haus gerade an der Grenze feines Hofes baut, 
darf feine Fenſter anbringen, die auf das Dad) oder den Hof jeines Nachbars ge: 
richtet wären, ohne Erlaubnis diejes lekteren. Nach geichehener fchriftlicher Erlaubnis 
dürfen weder der Hausbefiker jelbft, der an der Grenze feines Hofed ein Haus mit 
auf feinen Hof gerichteten Fenſtern zu bauen erlaubt hatte, noch feine Nachfolger, 
dieſe Fenſter durd) ein neues Gebäude oder eine Brandmauer verbauen. 

Art. 447. „Derjenige, der ein Haus nicht gerade auf ber Grenzlinie, jonbern 
in einem fleinen Abftand in der Richtung nach feinem Hof Hin baut, darf auf die 
Nachbarhöfe gerichtete Fenſter anbringen, ohne dazu die Erlaubnis der betreffenden 
Eigentümer einzuholen. Doch dürfen dieje letzteren, gleichfalls auf ihrem Eigentums— 
recht fußend, auf ihrem Grundftüd, entweder gerade auf der Grenzlinie ihres Hofes 
oder innerhalb desſelben, unbehindert eine Brandmaner, ein Haus oder einen be— 
liebigen Bau aufführen, ohne darauf zu achten, daß die auf den fremden Hof ge 
richteten Feniter des Nachbarhauſes infolge des neuen Baues ungenügend Licht er: 
halten werben. 

Wenn jemand in einer ſchon beitehenden Wand eines Haufes auf der mit dem 
Nachbar gemeinfamen Grenzlinie eigenmäctig ein auf den fremden Hof oder das 
fremde Dach gerichtetes Fenſter anbringt, jo muß ein folches auf feine eigenen Koften 
vermauert werden.“ 


4. Mietrecht. 


Die Gejege über Miete und Pacht eines Befitums find in dem 
eriten Zeile des X. Bandes der „Sammlung der Givilgejege” enthalten, 
und zwar in Art. 1691 u. ff. 
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Art. 1691. „Bei der Miete oder Pacht eines Privatbefiktums muß das Objekt 
der Miete oder der Pacht, die Dauer und der Preis beftimmt werden. Außerdem 
werben alle möglichen anderen willfürlichen Bedingungen zugelaflen, wofern fie den 
Gejegen nicht wideriprechen, wie: Rechte und Pflichten des Befikers (Vermieters) und 
de3 Mieters, Gebraudsregeln, Verantwortung für Verluft, Schädigung und Per: 
nichtung des Mietobjefts3 u. j. m.“ 

Art. 1692. „Es ift verboten, Privat:$mmobilien auf mehr ala 12 Jahre zu 
vermieten oder zu verpachten.” 

Art. 1700. „Der Vertrag über Miete oder Pacht von Immobilien wird 
Ichriftlih mit Einſchluß aller von den beiden Kontrahenten vereinbarten Bes 
dingungen abgeſchloſſen.“ 

Art. 1701. „Der Mietvertrag wird von beiden Kontrahenten jelbft oder deren 
Bevollmächtigten unterichrieben.“ 

Art. 1705. „Der Vermieter hat nicht das Recht, einem Mieter vor Ablauf 
der Mietfrift zu fündigen, felbft wenn ihm ein höherer Preis geboten würde. Ebenſo— 
wenig darf ſich der Mieter von der Zahlung des vertragsmäßigen Mietzinſes vor 
Ablauf der im Kontrakt beftimmten Friſt losſagen.“ 

Art. 1707. „Ein Hausmieter, der ſich vertragsmäßig verpflichtet hat, das 
Haus vor Feuersgefahr zu ſchützen, muß dem Hausbefiter den Preis desſelben aus- 
zahlen, wenn bemiejen wird, daß dasſelbe durch feine Schuld niedergebrannt ift.“ 


H. Sie Maßnahmen zur Erjtellung und zur 
Förderung des Baues gejunder und billiger Lleiner 
Wohnungen. 


1. Bau don Heinen Wohnungen in eigener Regie der Städte, 


Dieje Aufgabe gehört eigentlich ins Bereich der Pflichten der ftädtifchen 
Selbjtverwaltung gemäß P. V Art. 2 des „Städtereglements”, 
wo es heißt, daß 
zu den Obliegenheiten der ftädtiichen Selbftverwaltung „die Fürjorge für die Unter: 
tunft der Armen, die Einrichtung wohlthätiger Anftalten und deren Verwaltung 
gehört.“ 

Bis jet geichieht aber, abgejehen von den Nachtafylen für Obdach— 
Loje, jo gut wie nichts in diefer Beziehung. 


2. Arbeitgeber, Stiftungen, gemeinnügige Baugejellichaften und 
Baugenoſſenſchaften. 


In Rußland bildet der Bau von Arbeiterwohnungen durch die 
Arbeitgeber ſelbſt in der Mehrzahl der Fälle eine unumgängliche Not— 
wendigkeit, da es nicht nur in den von den Städten entiernt liegenden 
Fabrikscentren, fondern auch jogar in vielen Städten feine in Bezug auf 
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Koften und jonjtige Bedingungen paflenden Wohnungen für die zahl: 
reichen Arbeiter großer induftrieller Unternehmungen giebt; deswegen 
gewähren die Eigentümer gewerblicher Unternehmungen jchon in ihrem 
eigenen Interefje, um die Arbeiter in unmittelbarer Nähe der Yabrifen 
und MWerfjtätten zu halten, denjelben eigene Wohnungen. Außerdem 
find die Arbeitgeber auf Grund der obligatorischen Verfügungen der 
Fabrik- und Bergbehörden verpflichtet, ihre Arbeiter mit Wohnungen von 
einer beitimmten hygieniſchen Norm (j. oben) zu verforgen, wobei es 
ihnen nicht verboten ift, von den Arbeitern einen Mietzind zu fordern. 
Nicht alle Arbeitgeber machen von dieſem leßteren Recht Gebrauch, und 
es giebt in Rußland nicht wenig Arbeitgeber, welche ihren Arbeitern die 
Wohnungen unentgeltlich überlaffen. Ein folches Verhalten läßt fich 
natürlich am allerwenigiten auf philanthropifche Tendenzen zurüdführen, 
e8 bafiert vielmehr auf der richtigen Erkenntnis des eigenen Vorteile. 
63 giebt in Rußland bei den Fabriken und Werkftätten Arbeiterwohnungen 
von verichiedenem Typus in großer Anzahl, und mit jedem Jahre wächſt 
ihre Zahl: zum Zeil find es große Häuſer für Arbeiterfamilien, die 
mehrere einzelne Wohnungen enthalten, zum Zeil kleine Häufer für 
2—3 Familien, endlich Kajernen für unverheiratete Arbeiter. 

Ohne die zahlreichen, über ganz Rußland zerjtreuten gewerblichen 
Unternehmungen, bei denen Arbeiterwohnungen vorhanden find, auf- 
zuzählen, möchte ich nur gelegentlich erwähnen, daß als Beifpiel einer ein— 
gehenden Stellungnahme zur Frage der Arbeiterwohnungen die „Ramens- 
kaja Manufactur* von R. Maljutin in dem Dorje Ramenskoje im Kreife 
Bronnizy des Gouvernements Moskau dienen fann. Hier giebt es 
10 GSteingebäude mit 955 Zimmern für Arbeiterfamilien, in welchen 
5400 Perfonen wohnen, außerdem ein Haus für 600 unverbeiratete 
Männer, ein Nachtaſyl für 400 Frauen, 3 Nachtafyle für 600 un- 
verheiratete Männer und 3 Nachtajyle für 500 zufällige männliche Ar- 
beiter. Bon den Bergmwerfsunternehmungen, die einer größeren Anzahl 
von Arbeitern Wohnung gewähren, jeien erwähnt: die „Dnjeprwerfe 
der Südrufliihen Dnjepr-Geſellſchaft“, die Fabriken der 
„Starahowipßfi-Gejellihaft“ und „Katharina“ in Polen. 

Kooperative Unternehmungen zum Bau von Wohn- 
bäujern giebt es einjtweilen in Rußland nicht, wenn man nicht hier- 
ber die Arbeitergenofienichaft in Kiew zählt, die aus 100 Mann 
bejteht und folgende Ziele verfolgt: 

1. den Teilnehmern der Genoflenichaft gefunde und bequeme Wohnungen zu 
verichaffen und ihnen hierdurch die Möglichkeit zu geben, in den Mußeftunden fich 
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zu Haufe mit ihrem fpeciellen Handwerk zu beichäftigen und auch ihre Kinder darin 
praftiich zu unterweilen. Zu diefem Zwede hat die Genojlenichaft bei der Stadt ein 
Grunditüd gefauft, nachdem dieje Lebtere ihre Ginwilligung zur Enteignung von 
Land für die Zwede der Genojjenichaft erteilt ‚hatte; dieſes Grundftüd ift von der 
Genofienihaft in Parzellen zu je 120-300 Quadratfaden (546—1365 qm) geteilt 
und den Mitgliedern zur Benußung, zum Bau von Wohnhäufern überlajlen, deren 
Gritellung die Genoſſenſchaft außerdem nach Möglichkeit fördert; ferner gewährt die 
Genofienichaft ihren Mitgliedern (vorzugsweiie umverheirateten Männern) billige 
Wohnungen in den von ihr erbauten Häuſern; 2. hat die Genofjenichaft den Zwed, 
ihren Mitgliedern eine materielle und moralifche Unterftüßung zu bieten. Zur 
Verwirklichung ihrer Aufgaber erwirbt die Genoſſenſchaft Land zur Eins 
rihtung von Gehöften und zum Bau von Häujern mit billigen 
Wohnungen, eröffnet Speilehäufer und Handlungen zum Verkauf für den Lebens: 
bedarf der Senofjenihaftsmitglieder notwendiger Artifel und ihrer eigenen Produfte 
und gründet Kandwerfftätten. Außerdem beabfichtigt die Genofjenjchaft, Ber: 
jammlungen, Vorleſungen und Disfutierabende zu veranftalten zum Zwed der Zer: 
ftreuung in den Mußeftunden und an Feiertagen und für möglichft vorteilhaften Ver— 
fauf der von den Mitgliedern produzierten Gegenftände zu jorgen. Das Kapital der 
Genoſſenſchaft wird gebildet aus einem einmaligen Beitrag eines jeden Mitgliedes 
von 150 Rubeln beim Eintritt in die Genoflenfchait und aus monatlichen Beiträgen 
im Betrage von nicht mehr ala je 1 Rubel. Durch Zahlung der feftgeiegten Bei: 
träge erwirbt ein jeder Teilnehmer das Recht auf ein Gehöft, doch darf niemand 
mehr als ein Gehöft befiken und mehr als eine Stimme in den Verhandlungen der 
Genoſſenſchaft haben. 

Die Angelegenheiten der Genofjenjchait werden verwaltet: von dem 
Boritand, der allgemeinen Berfammlung, der VBerfammlung der Bevoll- 
mäcdhtigten und dem Berwaltungstomitee. Hierbei ift zu erwähnen, daß 
die Hauptleitung der Angelegenheiten der Genoffenfchaft in den Händen 
des Vorjtandes ruht, der aus den Gründern diejes Unternehmens bejteht. 
Die lebenslänglichen Borjtandsmitglieder, die nicht zur Arbeiterklaſſe 
gehören, genießen, nachdem fie ihren Eintrittsbeitrag entrichtet und Mit— 
glieder der Genofjenfchaft geworden, nicht das Recht auf Beſitz eines 
Gehöftes. 

Spezielle Geſetzesbeſtimmungen über Baugeſell— 
ſchaften und-Genoſſenſchaften exiſtieren nicht, es giebt aber 
Angaben in Bezug auf Unternehmungen überhaupt in den Art. 2127 
bis 2140 u. a. der „Sammlung der bürgerlichen Geſetze“, Bd. X, T. 1. 

Art. 2127. Tas Objekt einer Genoſſenſchaft können verſchiedene nützliche und 
dem Allgemeinwohl nicht zumiderlaufende Unternehmungen in jedem beliebigen 
Gewerbe jein. 

Art. 2140. Altiengeiellichaften können den Betrieb jedes beliebigen gemein 
nübigen Unternehmens zu ihrem Objeft haben. 

Bangefellihaften auf kommerzieller Baſis giebt e8 in Rußland 
mehrere. Die wichtigjten Unternehmungen diefer Art find folgende: 
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„Neue Rufiifhe Baugeſellſchaft“, Statuten Allerhöchft bes 
ftätigt 1899; 

„Ruſſiſche Gejellihait zum Bau von Wohnhäujfern“, 
Statuten beftätigt 1899. 

„Rigaer Baugeſellſchaft“, Statuten beitätigt 1899. 

„Neva-Hausbefitergejellichaft”, Statuten beftätigt 1899. 

Baugejellihart „Neu-Petersburg”, Statuten beftätigt 1899. 

„Aetiengejellihait zum Bau von Käufern mit billigen 
bygienifhen Wohnungen“ in Reval, Statuten betätigt 1899, 

Die Aufgaben und Ziele der genannten Gejellfchaiten find im Grunde 
mehr oder weniger die nämlichen und in dem folgenden Paragraphen, 
der fich in der Mehrzahl der Statuten wiederholt, ausgedrüdt: 

„Dem Gründungszwede entjprechend, hat die Gefellichaft das Recht, unter 
Wahrung der beftehenden Geſetze, Verfügungen und Rechte von Privatperionen, auf 
fremden Grundftücden für bares Geld oder auf Kredit den Bau von Privat-, öffent: 
lichen und Staatägebäuden zu übernehmen unter Sicherftellung mit allen vom Ge: 
jeße bejtimmten Mitteln des von der Gejellichaft gewährten Kredit, Häufer zu er: 
werben und zu pachten mit den zu denjelben gehörenden Grundftüden, ſowie einzelne 
Grundjtüde ohne Gebäude, die erworbenen Häufer umzubauen, neue Gebäude zu er: 
richten und auszunutzen und die der Geiellichaft gehörenden Bauten und Grundſtücke 
in Kreditinftitutionen und bei Privatperjonen zu verjeßen, ſowie diefelben zu ver: 
faufen und zu verpachten, ferner den Zweden der Gejellichaft entjprechende gewerbliche 
und fommerzielle Unternehmungen zu. gründen, zu erwerben und zu pachten mit 
Ankauf des hierzu erforderlichen beweglichen und unbeweglichen Inventars.“ 

Es bejtehen auch gewiſſe Unterfchiede zwiichen den Statuten der 
einzelnen Gejellichaften. So Heißt es 3. B. in dem Gtatut der Tiilifer 
Baugeſellſchaft nur, daß diejelbe 

„zur Ausführung verichiedener Bauarbeiten in der Stadt Tiflis gegründet wird“, 
und in dem Gtatut der Baugesellihait „Neu-Petersburg“, 
daß fie 

„gegründet wird zum Bau, Umbau und zur Grploitation von Gebäuden auf 
dem 9. 8. Schalit gehörenden Grundftüf, das fi in St. Peterburg im Waſſili— 
oftromwichen Stadtteil befindet, ſowie zur Erftellung im verichiedenen anderen Gegenden 
bes Reiches von Bauten verfchiedener Art zu gewerblichen und fommerziellen Zweden 
und bon Häuſern zweds Gewährung bedeutender Bequemlichfeiten für die Ginwohner, 
zur Ginrichtung und Ausnußung der der Gejellichaft gehörenden Grunditüde; ferner 
zur Einrichtung von Ufern, Dämmen, Durchführung der Hanalijation, Waijerleituug, 
Pierdebahnen, eleftriicher Beleuchtung, Einrichtung von Gärten und Parks, Herftellung 
von verichtedenen Baumaterialien und zum Handel damit.“ 

Unter den Gejellichaften, die nicht nur fommerzielle, jondern auch 
humanitäre Zwede verfolgen, nimmt die „Aktiengeſellſchaft zur Ver— 
bejlerung der Wohnungen der arbeitenden und notleidenden 
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Bevölkerung in St. Petersburg“ den erften Plaß ein. In dem 
Ihon 1858 Allerhöchit beftätigten Statut werden Zwed und Beitimmung 
der Gejellichaft folgendermaßen formuliert: 

„Grftellung bequemer und billiger Wohnungen für die Arbeiterbevölferung und 
überhaupt für Unbemittelte* ($ 1). 

„Bau von Häufern in St. Peteräbnrg, die den Bedürfniſſen der Arbeiter und 
anderer unbemittelter Einwohner entiprechen, wobei alle Bedingungen ftreng ein» 
gehalten werden müfjen, die zur Vermeidung von Überfüllung der Wohnräume, von 
Feuchtigkeit und Unreinlichkeit, zur Solidität, zur Sicherheit vor Feuersgefahr, zur 
gehörigen Wärme der Wohnräume und überhaupt zur Sicherung der Gefundheit 
und ber Bequemlichkeit der Ginwohner, jowie zur Aufrechterhultung der gehörigen 
Ordnung im Haufe notwendig find“ ($ 3). 

„Die Miete von Wohnungen in den der Gejellichaft gehörenden Häufern bes 
ruht auf gegenjeitiger Vereinbarung mit den Mietern; aber zur Erreichung des ge- 
ftediten Zieles wird der Mietzind jo bemeſſen, dat die Aktionäre nach Deckung aller 
notwenigen Ausgaben eine Dividende von dem Sapital erhalten, deren Höhe auf 
Vorſchlag der Verwaltung der Gejellihaft von ber allgemeinen Verſammlung der 
Aktionäre beftimmt wird“ ($ 6). 

Hierher gehört auch das Inftitut „Billige Wohnungen in der 
Stadt Warſchau des Ehepaar Hippolyt und Ludovika Wawel- 
berg“, welches 

„den Zwed verfolgt, unbemittelten Einwohnern der Stadt Warichau und Um— 
gegend aller Stände und Konfeffionen, die ſich durch eigene Arbeit ernähren, be: 
queme und billige Wohnungen zu bieten“ ($ 1). 

Anmerkung. „Zur beiferen Erreichung dieſes Zwedes hat das Inſtitut das 
Recht, in den ihm gehörigen Häufern billige Garfüchen, Thee- und Speijehäufer, 
Werkftätten, Krippen, Aigle und ähnliche Anftalten, die für die unbemittelte Be— 
völferung beitimmt find, einzurichten.“ 

„Als Grundlapital dieſes Unternehmens jpenden H. und 8. Wamwelberg 
300 000 Rubel, welche das Komitee des Inſtituts nach Bedarf verwenden darf, 
gemäß bem Willen ber Stifter und den Regeln des Statuts; der Überfhuß von 
den Revenuen des geipendeten Kapitals muß ganz zur weiteren Gntwidelung der 
Stiftung, ihrem Zwede gemäß, verwendet werben“ ($ 2). 

Bei dem Bau der Häufer für billige Wohnungen müſſen alle Forderungen ber 
Hygiene, der Sicherheit vor Feuersgefahr, der Ordnung und aller möglichen Be: 
quemlichfeiten erfüllt werden, — ber Mietzins aber ift in der Weife feftzuießen, 
daß der Reingewinn des Unternehmens immer ca. 4%o des eigenen Kapitals 
betrage. Hierbei hat fich das Inftitut allen obligatorischen Bauregeln, gleich allen 
anderen Hausbefitern der Stadt Warfchau, anzupaſſen“ ($ 3) 

Kürzlih (Juli 1900) wurde eine neue Geſellſchaft Allerhöchſt be- 
ftätigt, nämlich die „Aktiengejellichait zur Beſchaffung Hygieni- 
Icher billiger Wohnungen für die jüdijche Bevölkerung“ deren 
Ziel ift: 

„Grftelung von Häuſern in Städten und Flecken derjenigen Gouvernements, 
die den Juden zum Wohnſitz angewieien find, und in den ftädtiichen Anfiedelungen 
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bes Königreichs Polen zu dem Zwede, um den unbemittelten jüdischen Ginwohnern 
diefer Städte und Flecken, die fich durch eigene Arbeit ernähren, bequeme, billige 
Wohnungen und Räume für verſchiedene Handwerfsftuben zu gewähren, fowie um 
in bdenielben Städten und Flecken Land zu erwerben und dasjelbe in kleine Par: 
zellen geteilt in Pacht zu geben zur Anlage von Gärten und Gemüfegärten.* 

In diefem Jahre find der Staatäregierung die Entwürfe einiger 
neuen Baugejellfchaiten zur Begutachtung vorgelegt worden, und in 
nächjter Zeit werden die Statuten zweier folcher Gejellichaiten beitätigt 
werden: der Gefellihatt „Sſamopomoſchtſch“ („Selbithilfe*) und 
der „Sefellichaft der Wohnungseigentümer”. Gritere Ge- 
jellichaft behält nach Erwerbung des Grunditüdes, der Verteilung 
desjelben unter die Mitglieder und Anlage von Straßen noch ein 
Refervefapital, das fie zur Wohleinrichtung der ganzen Gegend, Ber 
leuchtung, Durchführung von Tramways, Bau einer Kirche, Anlage 
eines Marktes, eines Parfes u. ſ. w. verwenden will. 


3. Beihaffung von Baufapitalien für die gemeinnütige Thätigfeit. 

Einjtweilen giebt es noch feine Unternehmungen in diefer Richtung 
im Sinne einer gemeinnüßigen Initiative, wenn man nicht hierher 
einige Aftienunternehmungen rechnet, von denen oben in Punkt 2 die 
Nede war. 


4. Förderung der gemeinnügigen Bauthätigfeit durd Die 
Gemeinden. 


Solche Unternehmungen giebt e8 in Rußland ebenfalls noch nicht. 


VII. 


Die Wohnungsfrage in Norwegen. 
Don 


Profeffor Dr. Axel Bolſt, Chriſtiania. 


Di MWohnungsfrage iſt in Norwegen nicht neu; ihr Einfluß ift 
ihon jeit vielen Jahrzehnten in verichiedenen Beſtimmungen der jtädtifchen 
Bauordnungen zu fpüren gewejen. Cine beftimmtere Form nahm die 
Trage jedoch erit anfangs und Mitte der neunziger Jahre an, welches 
teils einer zunehmenden Einfuhr diesbezüglicher Jdeen vom Auslande 
zuzuſchreiben iſt. Zeils war die auch die direfte Folge eines verhältnis- 
mäßig jchnellen Anwachſens der beiden größten Städte Norwegens, 
d. 5. GEhriftiania und Bergen; daß die dadurch verurfachte ziemlich 
plögliche Erhöhung der Wohnungsnot dieſer Städte mit einer fejteren 
Drganijation der Arbeitervereine zujammenfiel, war natürlich ebenfalls 
von großer Bedeutung. 

Die Beiprechung der Refultate, die dieje verichiedenen Faktoren zur 
Folge hatten, läßt fich in zwei Abjchnitte teilen, von denen der erjte die 
Städte, der zweite die ländlichen Bezirke berührt. 


Lie Wohnungsfrage der Städte 


gab bisher nur in Chriftiania und Bergen Beranlaffung zu mehr 
ipeciellen Erörterungen. j 

Was Chriftiania betrifft, jo fand fich der Bürgerrat durch eine Reihe von 
Beichwerden der Arbeiterorganijation im Jahre 1893 dazu veranlaßt, die 
Mohnungsverhältnifie durch die ſtädtiſche „Geſundheitskommiſſion“ unters 
fuchen zu laffen; dieſe Unterfuchung wurde von mir als Mitglied der 
Kommilfion übernommen und während der paar folgenden Jahre aus— 
geführt. Bezüglich der näheren Details diefer Enquete verweije ich auf das 
Arhiv für Hygiene 1896, Bd. 26, ©. 109 u. f., wo die hauptjächlichiten 
Ergebniſſe derjelben zuſammengeſtellt find; an diefer Stelle beſchränke ich 
mich darauf, folgendes hervorzuheben. 

Die Enquete umfaßte nur Mietwohnungen der Arbeiter- 
tlafien; da nicht alle derartige Wohnungen der Stadt unterjucht 
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werden konnten, wurden 24 Straßen ausgewählt, die ſoweit möglich als 
„repräſentativ“ gelten konnten. Dieſelben verteilten ſich über die Ge— 
meinden der ganzen Stadt, und zwar fo, daß in mehreren Gemeinden 
zwei, bisweilen — Talla fie Elein waren — auch drei Straßen unter: 
fucht wurden. Mit einer Ausnahme bezog fih die Unterfuhung in 
diefen Straßen auf alle Mietwohnungen bejagter Art, und zwar wurden 
diefelben bezüglich Übervölferung, bezüglich anderer hygienifcher Mängel 
und bezüglich des Mietbetrages unterfucht. Im ganzen umfaßte die 
Enquete 1946 Wohnungen; da zufolge einer Zählung, die jeit längerer 
Zeit jährlich von der Stadt vorgenommen worden ijt, auf jede Wohnung 
Ghrijtianias ca. 5 Einwohner kommen, entjpricht die genannte Zahl etwa 
9700 Einwohnern. — Hierzu fommen noch zwiſchen 450 und 500 Woh— 
nungen in mehritödigen Arbeiterfajernen. 

Was die Übervölferung betrifft, wurde diefelbe teils nach der 
Norm 10 cbm für jeden Einwohner über 10 Jahre und 5 cbm für jeden 
jüngeren (deutjche Norm), teils nach der Norm 11,3 cbm für jeden Ein- 
wohner über 10 Jahre und die Hälfte für jeden jüngeren (engliiche 
Norm) berechnet. Bezüglich der Übervölferung Ließen fich die unterjuchten 
Wohnungen in mehrere Gruppen zujfammenftellen. Die erite derjelben 
umfadte Wohnungen von 1 Zimmer ohne eigene Küche; zu Dieler 
Gruppe find auch diejenigen Wohnungen mit 1 Zimmer mitgerechnet, zu 
denen „nur Anteil an der Küche“ gehörte, d. h. die eine folche mit 
anderen Wohnungen teilten. Zufolge den ſoeben erwähnten jtädtijchen 
Zählungen gab.c# 1893 in den unterfuchten Stadtteilen 2841 Woh— 
nungen dieſer Art; davon wurden 483 unterfudt, und von Dielen 
waren wieder 212 oder ca. 44°/o nach der erwähnten Norm 10—5 cbm 
übervölfert. — Bon Wohnungen, die auß 1 Zimmer mit eigener Küche 
beitanden, wurden 930 unterfucht. Davon waren ca. 14% nad) der- 
felben Norm überbvölfert; im ganzen fanden fich zufolge den erwähnten 
jtädtifchen Zählungen 8622 derartige Wohnungen in den betreffenden 
Stadtteilen. Bon den dafelbjt eriftierenden 7941 Wohnungen von 2 
Zimmern mit eigener Küche wurden ferner 407, unter denen 25 oder 
6,1% übervölfert, unterfucht. — Hierzu kommen noch einige Wohnungen 
von 2 Zimmern ohne oder von 3 oder mehreren Zimmern mit oder ohne 
eigene Küche; doch war die Zahl diefer Wohnungen, von denen die 
legteren nur felten von Arbeitern bewohnt wurden, flein; auch unter 
ihnen fanden fich einige, die nach- der befagten Norm übervölfert waren. 
Im ganzen waren 19,590 aller unterfuchten Wohnungen nad) der be- 
Iprochenen Norm übervöltert. 
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Falls man davon ausgehen darf, daß auch der übervölkerte Prozent— 
ſatz der nicht unterſuchten Wohnungen der erwähnten Gruppen derſelbe 
war, wie er in betreff der unterſuchten feſtgeſtellt wurde, ſo fanden ſich im 
Jahre 1893 in der ganzen Stadt wenigſtens ca. 3000 Wohnungen, die 
nach beſagter Norm übervölkert waren; dies entſpricht ca. 15 000 Ein— 
wohnern oder ca. 9%o der geſamten Bevölkerung der Stadt im Jahre 
1893 (167 588 Ginwohner). Dagegen waren nach der erwähnten eng» 
lichen Norm 27,30 der unterfuchten Wohnungen überfüllt; welche 
Zahl ca. 4000 Wohnungen in der ganzen Stadt oder ca. 20 000 Ein- 
wohnern entiprechen würde. 

Zur Überfüllung trug e8 u. a. auch bei, daß bei ca. !/4 (24,8 %/0) 
aller unterfuchten Familien Schlafgänger einquartiert waren. 

Bezüglich der anderen fanitären Übeljtände ſei Hervor- 
gehoben, daß die Wohnungen wegen Undichtigfeit u. a. oft jehr kalt 
waren. Ferner wurde die. Höhe der Zimmer jehr oft zu niedrig ge- 
funden (ca. 2 m). ferner waren die Fenſter oft zu Klein; beſonders 
war dies oft in den Küchen der Fall, indem die Fenſter derjelben öfter 
nur "eo, Vso, ja zumeilen nur "ro der Quadratfläche des Fußbodens 
betrugen. Auch waren viele Wohnungen feucht; beſonders war dies mit 
den Keller- und Parterrewohnungen der Fall, aber auch ſonſt — 3. 2. 
in den vielen dünnwandigen und falten Bretterhäufern — war YFeuchtig- 
keit ein hervorragender Übeljtand. Wenn dieſe u. a. Fehler ſtark auß- 
geiprochen waren, wurden die Wohnungen als „unbedingt jchlecht” auf- 
geführt, und zwar wurden zwei Arten diefer Wohnungen unterjchieden : 
die eine umfaßte die „Ichlechten”, die andere die „unbetwohnbaren“. 
Bon den 1780 Wohnungen, die im ganzen in diefer Richtung unterjucht 
wurden, waren 462 oder ca. "a der erfteren und 296 oder ca. Us der 
letzteren Kategorie zuzurechnen. 

Was ſchließlich die Höhe des Mietbetrages betrifft, jo zeigte e& 
fich jchwer, eine Wohnung von 1 Stube nebſt eigener Küche für weniger 
als 13 Kronen, d. 5. ca. 14 Mi. 43 Pf., zu befommen, jofern diejelbe 
als nur einigermaßen gut und geräumig zu rechnen jein jollte. Cine 
ſolche Miete zeigte ſich aber für viele der unterfuchten Yamilien ſchwer 
zu erſchwingen. 


Diefe Refultate führten im Jahre 1896 zur Errichtung eines neuen 
Bureaus der Gefundheitätommilfion; dies „ArbeiterwohnungS- 
bureau“ hat jpäter die Aufficht über die Arbeiterwohnungen en 
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als einzige Thätigfeit übernommen. Urſprünglich war es die Abficht, 
dab dies Bureau der Öffentlichkeit ftets wohnungs-jtatiftiiche Berichte 
zufließen laſſen jollte, indem der Bürgerrat fich meiner Meinung ans 
ihloß, daß fortgejegte Unterfuchungen in den oben bejprochenen Rich— 
tungen und ihre Rejultate in hohem Grade dazu geeignet find, das große 
Publikum für die Wohnungsfrage im allgemeinen und für diesbezügliche 
Reformen zu intereffieren. Leider hat e8 fich aber gezeigt, daß die Zahl 
der Beamten, die am Bureau bisher angejtellt wurden, für dergleichen 
Enqueten nicht ausreicht; deshalb hat fi das Bureau bisher auf die 
am nächjten liegende und dringendite Aufgabe beichränfen müffen, nämlich 
die jchlimmpften Wohnungen nach und nach jchließen und die fchlechten 
reparaturfähigen ausbeflern zu laffen. Diefe Thätigfeit hat fih als jehr 
nüßlich erwiefen. Die Unterfuchungen geichehen teils ſyſtematiſch, 
Straße für Straße; in diefer Weiſe wurden im Jahre 1899 im ganzen 
422 Häufer unterfucht, unter denen 58 ein Einjchreiten des Bureaus 
veranlaßten; hierzu kamen 69 Häufer, die ein folches auf Beranlafjung 
von Klagen nötig machten. Im ganzen bezog fich alſo das Einjchreiten 
des Bureaus auf 127 Häufer, unter denen fich 29 fanden, deren Mängel 
fich Schnell — 3. B. durch ein Verbot der Benubung der betreffenden 
Ichlechten Wohnräume — bejeitigen ließen. In den übrigen 98 Häufern 
veranlaßten 172 Wohnungen Vorkehrungen jeitens des Bureaus; 126 
derielben waren Stellerwohnungen, 46 fanden fich in den oberen Stock— 
werfen. Auch die Benugung einiger diejer Wohnungen wurde nach und 
nach, als nichts anderes half, von der Geſundheitskommiſſion unterfagt ; 
dies betrifft jedoch nur 14 derjelben, während die Hauseigentümer anderer 
57 Wohnungen die Benußung bezw. das Vermieten derfelben freiwillig 
aufgaben. Die übrigen 61 der erwähnten 172 Wohnungen wurden von 
den Hausherren ausgebeflert; da nur in 4 dieſer Fälle ein diesbezüglicher 
Befehl der Gejundheitstommilfion nötig war, zeigt auch dies, daß die 
Haugeigentümer dem Beſtreben de8 Bureaus feineswegs jo feindielig 
entgegentreten, wie manche dies hätten glauben fönnen. 

Außerdem bat der Bürgerrat die nötigen Mittel zur Aufführung 
von 3 fommunalen Arbeiterwohnhäufern mit zuſammen ca. 240 
Wohnungen für Familien in drei verjchiedenen Stadtteilen bewilligt. Die: 
jelben jollen al& „model dwellings“ dienen; das eine der Häufer wird 
jet gebaut, die anderen befinden fich aber noch auf dem Papiere. Schlieh- 
lich fei noch erwähnt, daß die Stadt einer Baugenoſſenſchaft einen Be— 
trag von 52000 Kronen (ca. 58 000 Mark) zur Aufführung von Wohn: 
bäufern für Arbeiter geliehen hat. 
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Was die private Thätigkeit des Bauens von Arbeiterwohnhäufern 
betrifft, jo hat fich diejelbe in Chriftiania wie in anderen größeren Städten 
als unzureichend erwiejen; jpeciell wurden — wegen einer finanziellen 
Krife und einer neuen Bauordnung — während der legten 1! Jahre 
lehrt wenig Häufer diefer Art in Chriftiania aufgeführt. Aktien— 
gefellichaften, deren Zwed das Bauen von ſolchen Wohnhäufern ift, 
giebt e8 in der Stadt mehrere; einige derjelben geben jo hohe Divi- 
denden als möglich, andere geben nur bis 5 %o; nur wenige unter ihnen 
haben den Zweck, den Arbeitern Häuſer als Eigentum zu verschaffen. 
Im ganzen liegen bisher genauere Angaben über 15 derartige Gejell- 
Ichaften vor; ihre Käufer find meiftens jehr gut, wenn auch mit wenigen 
Ausnahmen „Safernen“, und umfaffen ca. 1600 Wohnungen mit 8000 
Inſaſſen. 

Wie es mit der Wohnungsnot zur Zeit in Chriſtiania ſteht, läßt ſich in 
Ermangelung einer Fortſetzung der oben referierten Statiſtik nicht ſagen; 
doch zeigt es ſich, daß die Nachfrage nach Arbeiterwohnungen ſehr ſtark 
iſt, obwohl die Einwohnerzahl der Stadt, die jetzt ca. 220 000 iſt, wegen 
der erwähnten Kriſe während des letzten Jahres lange nicht im 
ſelben Maßſtabe wie früher zugenommen hat (die jährlichen Zählungen 
zeigen, daß die Zahl der Einwohner im Jahre 1899 mit 4000, im 
Jahre 1898 dagegen mit 17 000 Seelen zunahm). Gehen wir alsdann 
zur Stadt 

Bergen über, jo wurde dajelbjt eine intenfivere Strömung bezüglich 
der bier zu beiprechenden Fragen Mitte der neunziger Jahre bemerkbar, 
Um den mit einer offiziellen Enquete jonjt verbundenen Koften zu ent- 
gehen, wurden vom Bürgermeifter Arctander im Herbſt 1895 Frage— 
bogen an eine Reihe öffentlicher und privater Arbeitgeber ausgeſchickt; 
hierdurch erhielt man Auskunft über die Zuftände in 725 Wohnungen 
mit 3335 Inſaſſen und in allem 1008 Zimmern. 411 Wohnungen 
hatten 1, 216 Hatten 2, 19 Hatten 3 und 2 hatten 4 Zimmer; Die 
übrigen Wohnungen fanden fih in Käufern, die Befigtum der Infaflen 
waren, oder fie wurden von diejen unentgeltlich bewohnt. 300 oder 
410 der Wohnungen waren Manjarden, 63 oder 9%o waren in 
Kellern eingerichtet, 25 oder 3,40 hatten feine Küche, 301 hatten 
ihre Küchen mit den Inſaſſen anderer Wohnungen zu teilen; nur 399 
oder 54,6 0 hatten eigene Küche. Auf jede Wohnung fiel durch: 
Ichnittlich eine geſamte Fenfterfläche von 3,3 qm, welche Zahl in den 
Wohnungen von 1 Zimmer meilten® auf ca. 2 qm berunterging; in 
den größeren Wohnungen war die Tyenjterfläche dagegen bis 7—9 qm. 

19* 
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In 20 Fällen war diefe Zahl niedriger wie 1 qm, bis !'2 und "'s qm. — 
Don den unterfuchten Wohnungen befanden fi ca. 82 %0 in Häufern 
aus Holz; ſonſt waren die letteren gemauert. Außer den unterjuchten 
Wohnungen fanden fich in denjelben Häufern etwa drei- bis viermal jo 
viel, die nicht unterfucht wurden, von denen e8 aber angenommen werden 
fonnte, daß fie von derfelben Art wie die unterfuchten waren. Deshalb 
geht der Bürgermeifter davon aus, daß die Enquete in Wirklichkeit über 
etwa die Hälfte der damaligen Arbeiterwohnungen Bergend (die ganze 
Einwohnerzahl wurde damals auf ca. 60 000, jet auf 70 000 geſchätzt) 
einigermaßer Auskunft giebt. — Der gefamte Luftraum war durch- 
Ichnittlich 49,2 ebm pro Wohnung und 4,6 Injaffen; die Küche ift nicht 
mit einbegriffen. In 14 %o der unterjuchten Wohnungen entiprach der 
Luftraum nicht dem in Bergen erijtierenden Lokalgeſetze betreffend den 
Rauminhalt von Wohnungen (8 cbm für jeden Erwachfenen und 5 chm 
für jedes Kind), und in anderen 16 %o entſprach der Luftraum mit ge- 
nauer Not diejer Forderung. — Die Höhe de Mietbetrages war 
für Wohnungen von 1 Zimmer mit eigener Küche durchichnittlich 
9,40 Kronen (10 ME. 43 Bi.) pro Monat. Durchichnittlich betrug die 
Miete etwas mehr wie 15 %o der don den betreffenden Familien an- 
gegebenen Gefamteinnahmen; ca. 8—9 %,o der Wohnungen wurden jedoch 
von Haugeigentümern bewohnt. Die Miete war in gemauerten Häufern 
nur unbedeutend höher wie in Häufern aus Holz — ? a der Wohnungen 
waren als einigermaßen gut, ca. 17 %o alö mangelhaft aber doch einiger- 
maßen brauchbar und ca. 16 %o als jchlecht zu bezeichnen. 

Der Bürgermeifter hebt hervor, daß es fraglich fei, ob die oben 
erwähnten Zahlen als Maßitab der durchichnittlichen Wohnungsverhält- 
nifje der ganzen Stadt Bergen dienen fünnen, indem ungefähr die Hälfte 
der Angaben fich auf die von den verjchiedenen fommunalen Behörden 
angeitellten, d. 5. auf verhältnismäßig gut fituierte Arbeiter beziehen. 
Um fo mehr jpricht e& für eine jtarfe Wohnungsnot, daß jo viele (41 ®%o) 
der von der Enquete umfaßten Familien, wie erwähnt, feine eigene 
Küche hatten, jondern diejelbe mit anderen Bewohnern desjelben Haufes 
teilen mußten. 

Außerdem liegen in Bergen verfchiedene Berichte der Vorfteher der 
ſtädtiſchen Armenpflege vor, die darauf hinausgehen, daß die Wohnungen 
der Armen zwar im großen und ganzen nicht als außerordentlich 
ichlecht zu bezeichnen find, wenn fie nur gelüftet und gereinigt werden; 
dagegen muß die Mehrzahl der von dem Armenweſen unterftüßten 
Familien eine übertrieben Hohe Miete bezahlen, wodurh auch bie 
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ihnen von der Stadt erteilte Geldunterftügung unverhältnismäßig 
groß wird, 

Kommt hierzu die Hoffnung, den Arbeitern innerhalb gewifler 
Grenzen eigene Häufer ala Eigentum zu verfchaffen, jo gehen die Wünfche 
in Bergen bezüglich einer Diilderung der Wohnunganot 3. 3. in drei Rich- 
tungen; teil wünjcht man diejelben im allgemeinen zu befjern, teilö die 
MWohnungsverhältniffe der von der Stadt unterftügten Armen, indem 
man durch legtere Maßregel u. a. auch eine Erfparnis für die Stadt zu 
erzielen hofft; jchließlich erftreben einige das fpecielle Ziel, den Arbeitern 
ihren eigenen Herd zu verjchaffen, — ein Ziel, welches in Bergen inner— 
halb gewiffer, wenn auch jehr bejchränfter Grenzen durch die unten zu 
beiprechenden Staatsmittel gefördert worden ift. Diefe verichiedenen 
Strömungen führten bisher zu einer Reihe von Erwägungen, Plänen und 
Koftenüberichlägen (fiehe u. a. das fommunale Dokument Bergen? Nr. 72, 
1897, wo auch die oben referierte Statijtil wiedergegeben ift); jonjt war 
das praftiiche Rejultat bisher beionders die Anftellung eines ftädtifchen 
Beamten, dem die Inſpektion der Wohnungen der unbemittelten 
Klaſſen obliegt. 

Ich erwähne noh, daß Dr. Arnt Moe (Zeitichr. d. Norweg. 
Arzte-Vereind 1895) im Städtchen Sandnes (2000 Einwohner) bei 
Stavanger an der Weſtküſte Norwegens mehrfah Wohnungen mit 4,3 
bis 5,8 cbm für jeden Bewohner fand, und daß die Höhe der Woh— 
nungen öfter 2—2,26 ım betrug. Indeſſen geben dieſe Unterfuchungen 
feinen Einblid in die durchichnittlichen Berhältnifje der Ortſchaft. 


Die Wohnungsfrage der ländlichen Bezirke. 


Die Mohnungsfrage der ländlichen Bezirke Norwegens ijt bisher 
nicht der Gegenftand einer umtfaffenderen Enquete geworden; doch 
fällt lektere in die vom Norwegijchen Arzteverein ſoeben geplanten Unter- 
fuchungen der hygieniſchen Verhältniffe Norwegens im allgemeinen hinein. 
Methodiich find die Wohnungsverhältniffe bisher nur in einem einzigen 
ländlichen Bezirke, nämlich im KHirchipiele Dönnes in Lofoten, Nordlands 
Amt, unterfucht worden, und zwar vom Dr. Konrad Houg (Zeitjchr. 
d. Norweg. Arztevereind 1899). Die Häufer find alle aus Holz ge 
baut, und zwar meiftens aus behauenen Stämmen, jeltener aus Planen ; 
die Wände aller Häufer ruhen zum größeren Zeile direkt, ohne Zwiſchen— 
kunft einer Grundmauer, auf der Erde; meiftens iſt dagegen ſowohl ihre 
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Außen: wie Innenſeite getäfelt. Die Fußböden find nur ausnahms— 
weije doppelt. — Alle die unterfuchten Familien bewohnten je ein Haug, 
das meiſtens aus einem einzigen Zimmer mit Küche beitand; in einigen 
Fällen konnte die leßtere fehlen; in anderen fanden fich neben diejen 
Räumen noch ein Kleines Schlafzimmer, bisweilen noch eine Art „Prunk— 
zimmer”. Ob die Zahl der Räume aber die eine oder andere war, 
fo hielten die Bewohner fich während des Tages immer in einem einzigen 
derjelben, der eigentlichen „Wohnftube”, auf und hatten dort in ca. 70 %'o 
aller unterjuchten Wohnungen einen geringeren Luftraum, als der Norm, 
10 chm für jeden Bewohner über 10 Jahre und 5 chm für jeden 
jüngeren, entfpricht; diefer Prozentfag war bei den Kätnern um weniger 
höher als bei den Bübdnern (bezw. bei 58 der erjteren — 77,6 Yo — 
und bei 40 der leßteren — 70% —). Etwas beſſer war das Ber- 
hältnis während der Nacht, wenn die Bewohner fih auch über die 
übrigen eriftierenden Räume verteilten und dadurch auch den Luftraum 
des kleinen Boden? ausnüßten, der fich in allen Häufern oberhalb der 
MWohn- u. a. Zimmer befindet und immer einigen der Bewohner ala 
Schlafraum dient; der genannte Prozentfa der Überfüllung ging dann 
bei den Kätnern auf ca. 590, bei den Büdnern auf 46 %o herunter. — 
In 22 %0 der Wohnungen der Büdner und in 43 %0 derjenigen der 
Kätner konnte keins der Fenſter geöffnet werden; für Abzug der Küchen— 
dämpfe war höchſtens mittels eines Kleinen Xoches in der Wand bes 
Schornſteins oder in der Dede geforgt. 

Wenn auch nicht in Bezug auf Überfüllung, über die man fich zur 
Zeit in Grmangelung von Unterjuchungen fein ficheres Urteil bilden 
fann, jo doch bezüglich der anderen Übelitände, die für Dönnes be- 
Iprochen find, jcheinen die Verhältniffe auch in vielen anderen ländlichen 
Bezirken Norwegens ungefähr derjelben Art zur fein. 





Schließlich ift noch zu befprechen, wie der Staat die Wohnungs: 
verhältnifje der unbemittelten Klaſſen Norwegens zu beſſern jucht. Er 
geichieht dies mittel Darleihen des ſogen. „Hausleihe-Fonds“, welches 
durch mehrere Bewilligungen der Nationalverfjammlung jeit Mitte der 
neunziger Jahre nach und nach die Größe von 3 Millionen Kronen 
(3 330 000 Mark) erreicht Hat. Die Mittel diefes Fonds werden an 
die Gemeinden ausgeliehen; die letzteren leihen fie dann wieder an Un- 
bemittelte auß, um ihnen die Aufführung oder den Kauf von eigenen 
Häufern zu erleichtern. Die hauptjächlichiten Bedingungen, unter denen 
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der Staat den Gemeinden die Gelder einhändigt, find: 1. Keine Ge- 
meinde erhält mehr wie 50 000 Kronen. 2. Die Anleihe wird mit 
3% 4%o verzinft. 3. Die Gemeinde leiht die Gelder an Unbemittelte aus, 
die eigene Wohnungen zu bauen, anzufaufen oder ſonſt zu bezahlen wünjchen, 
doch nur, wenn das betreffende Haus mit Grundftüd den Wert von 
3000 Kronen nicht überjchreitet. 4. Bon ſolchen Anleihen, die den Bes 
trag don 1500 Kronen nicht überjteigen dürfen, ijt der betreffenden 
Gemeinde ein Zins von 4 Po zu bezahlen; die Höhe der Amortijation 
ift von der Gemeinde zu bejtimmen, doch ijt ihr das Geld in der Regel 
innerhalb 25 Jahren zurüczubezahlen. 

Die Geſuche der Gemeinden, von diejem Fonds Darlehen zu erhalten, 
jind jehr zahlreich gewejen; kurze Zeit nach der letzten Erhöhung des 
Fonds, die vor wenigen Monaten ftattfand, waren jchon alle Mittel 
vergriffen. Die erwähnte Bedingung, daß feine Gemeinde mehr wie 
50 000 Kronen leihen darf, fommt den ländlichen Bezirken zu gute, in- 
dem fie hierdurch, unangejehen ihrer Einwohnerzahl, den Städten gleich- 
geftellt werden. 


Dr 
Die Wohnungsfrage in Schweden. 


Don 


Profeffor Dr. B. Albrecht, Groß-TKichterfelde, 


Beʒůglich der Berichterſtattung über Schweden haben leider die von der 
Redaktion gepflogenen Verhandlungen zu keinem Ergebnis geführt. Dieſelbe muß 
ſich daher darauf beſchränken, aus der ſpärlichen über den Gegenſtand vorhandenen 
Litteratur in deutſcher und franzöſiſcher Sprache die zugänglichen Daten, die aller— 
dings recht lückenhaft ſind, zuſammenzuſtellen. Ein verhältnismäßig vollſtändiges 
Material liegt nur über die Stadt Gothenburg in einer Pariſer Ausſtellungsſchrift: 
„Institutions sociales et philanthropiques de Gothembourg“ vor. 

In einem dem internationalen Wohnungsfongreß in Brüffel im 
Sabre 1897 erjtatteten Bericht Stellt SH. Tamm, Mitglied der erſten 
Ichwediihen Kammer, tet, daß die Wohnungsfrage in Schweden erft 
beginne, eine brennende zu werden. Die Großinduftrie mit ihrer not- 
wendigen Folge: der Anhäufung großer Arbeitermaffen auf Eleinem 
Raume, iſt hier noch eine verhältnismäßig neue Wirtichaftsform; die 
große Ausdehnung des Landes im Berhältnis zur Ginwohnerzahl auf 
der einen Seite, der Überfluß an Baumaterial auf der andern bilden 
natürliche Hilfsmittel gegen ein allzu ftarfes Anmwachien der Wohnungs- 
preife. Thatfächlich hatte bis dahin die Schwedische Induſtrie noch faum 
die Tendenz gezeigt, fih in den größeren Städten zu etablieren oder fich 
an anderen begrenzten Stellen anzuhäufen. Vielmehr breiten fich die 
induftriellen Unternehmungen über das ganze Land aus, indem die Wahl 
des Niederlaffungsortes fich nach dem Vorhandenſein der zahlreichen zur 
Verfügung ftehenden Waſſerkräfte jowohl, wie nach den Produftionsarten 
der Rohmaterialien — injonderheit Holz und Erze — und nach den 
MWaflerwegen für den Transport der Materialien und Produkte richtet. 
Die Verhältniſſe haben’ es mit fich gebracht, daß in den meiften Fällen 
der indujtrielle Unternehmer gleichzeitig die Sorge für das Unterfommen 
jeiner Arbeiter übernimmt, wobei fich noch vielfach das alte patriarchalifche 
Syitem der Gratielieferung der Wohnung vorfindet. Damit find aller- 
dings vielfach die befannten Mißftände dieſes Syitems verbunden: die 
Wohnungen haben oft eine minderwertige Beichaffenheit, und die daraus 
erwachjende Abhängigkeit der Arbeiter von ihren Arbeitgebern wird bereits 
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bier und da von erfteren als ein Übelftand empfunden, der auf Mittel 
zur Abhilfe finnen läßt. 

In den wenigen größeren Städten Schwedens — es fommen hier 
hauptſächlich Stodholm mit 275 000, Gothenburg mit 100 000, Malmö 
mit 60000, Norrköping mit 30 000 Einwohnern (nach der Zählung 
von 1895) in Betracht — hat fich indeffen doch bereits hier und da ein 
beginnender Wohnungsnotftand bemerkbar gemacht. Namentlich läßt 
die Qualität der von der Privatipefulation zur Berfügung geftellten 
Mohnungen vielfach zu wünjchen übrig. Diejer Dlangel an angemefjenen 
fleinen Wohnungen ift in Stodholm in den leßten Jahren durch das 
Anwachſen der Refidenz zur modernen Großftadt gejteigert worden; viele 
Häufer mit fleinen Wohnungen find Straßendurhbrüchen zum Opfer ges 
fallen und durch elegante Häufer mit großen Wohnungen erſetzt, und das 
Kapital hat in anderen Anlagen gewinnbringendere Verwendung gefunden, 
als im Bau von Kleinwohnungen, und jo hat, insbejondere in Stod- 
bolm, eine immer größere Zujammendrängung der minderbemittelten Be- 
völferung jtattgefunden, die darin zum Ausdrud fommt, daß nad einer 
an 30, Dezember 1894 veranjtalteten Aufnahme bereit3 über 60 %o der 
Einwohner auf Wohnungen von höchjtens zwei Stuben und Küche, über 
40 9/0 auf jolche von höchſtens einer Stube und Küche angewiejen waren. 

Das Eingreifen des Staates in die Wohnungsfrage befchränft fich 
in Schweden auf einen mit unferer NRentengutsgejeggebung in Parallele 
zu ftellenden Verſuch, Staatsländereien zu parzellieren und in Kleinen ofen 
in Erbpacdht zu vergeben, jowie die Aufteilung privater Ländereien in 
kleine Anmwejen zu erleichtern. Ein direktes Eingreifen der Gemeinden 
in die Wohnungsfrage hat ausſchließlich in Gothenburg (j. weiter 
unten) ftattgefunden, welch’ lettere Stadtverwaltung ebenfo wie diejenigen 
von Stodholm, Norrköping und einigen weiteren Städten fernerhin durch 
Abtretung ftädtiichen Grund und Boden und die Gewährung anderer 
Erleichterungen den Bau Heiner Wohnungen zu fördern gejucht haben. 

Eine nennenswerte Bauthätigfeit auf gemeinnüßiger 
Grundlage ijt nach den vorliegenden Berichten nur in Stodholin und 
Gothenburg entwidelt worden. Die jchwediiche Hauptitadt hat mehrere 
Aktienbaugejellichaften aufzuweilen, die auf eine Verzinfung ihres Aktien- 
fapitala über 5 °o hinaus verzichten, deren Wohnungen indeffen nad 
unferen Begriffen ziemlich hoch im reife zu ſtehen fcheinen. Nach dem 
Bericht von Tamm vermietet u. a. die Aktiengeſellſchaft „Manhem“, die 
bis zur Berichtäzeit (1897) Wohnungen mit insgefamt 420 Räumen 
fertiggeitellt hatte, Wohnungen von zwei Stuben und Küche für 325 
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bis 340 Kronen, Wohnungen von Stube und Küche für 200—240 Kronen. 
Die genannte Gejellihaft unterhält für ihre Mieter eine Reihe von 
MWohljahrtseinrichtungen, wie Verfammlungsjaal, Bibliothek, ärztliche 
Sprechitunden; Bäder werden gegen geringes Entgelt verabreicht u. ſ. w. 
Ein mehr auf dem Wohlthätigkeitsjtandpunft ftehender Verein, der Verein für 
Arbeiterwohnungen in Stodholm, der zur Zeit der Berichterftattung erſt 
einige wenige Häuſer vermietet hatte, hat niedrigere Mietfäge: 180 Kronen 
für Stube und große Küche, 160 Kronen für Stube und Eleinere Küche. 
Auch diefer Verein ftellt jeinen Mietern Berfammlungsräume, unentgelt- 
liche Bäder, Konfumeinrichtungen u. ſ. w. zur Berfügung. Die Miet- 
bedingungen de& Vereins enthalten u. a. das Verbot der Aftervermietung. 
Das Unternehmen jcheint zu lufrieren, denn außer einer Dividende von 
4% werden, troß der niedrigen Mieten, noch Überſchüſſe herausgewirt- 
ichaftet, die für die Erweiterung des Unternehmens und die Verbeflerung 
der Wohnungen bejtimmt find. Auch auf der Bafis der Selbfthilie 
der Wohnungsbebüritigen beftehen in Stodholm eine Reihe erfolgreich 
thätiger Bauunternehmungen, deren Bauausführungen im Jahre 1896 
einen Wert von ſchätzungsweiſe 9 Millionen Kronen hatten. 

Bor allen anderen jchwedifchen Städten, einfchließlich der Hauptſtadt, 
zeichnet fich Gothenburg durch eine ganz außerordentlich rege Thätigkeit 
auf dem Gebiete der Wohnungsfürjorge aus. Gothenburg ift heute eine 
Stadt von 125 000 Einwohnern; einschließlich einiger wirtichaftlich eng 
mit ihr verknüpften Nachbargemeinden zählt fie deren rund 140 000. 
Sie ift eind der Hauptjabrifcentren Schwedens und bejchäftigt zur Zeit 
in etwa 500 Arbeitsftätten ungefähr 18 000 Fabrifarbeiter. Das brachte 
es mit fich, daß in Gothenburg die Arbeiterwohnungsfrage früher als in 
den übrigen ſchwediſchen Städten eine Rolle geipielt hat. Aber faſt gleich- 
zeitig mit dem Auftauchen der Trage ift man hier in weiſer Vorausficht 
auf die Mittel bedacht geweien, ihre Löſung vorzubereiten. Die erjten 
Anläufe datieren bereits in die vierziger Jahre zurüd, und zwar war es 
von Anfang an die Stadtverwaltung, die fich mit der Sache befaßte. 
Gemäß den Beichlüffen einer 1847 eingefegten ſtädtiſchen Kommiſſion 
wurden auf ftädtifchem Terrain, mit Geldern, für welche die Stadt die 
Garantie übernahm, zunächit zehn Holzhäufer mit 47 kleinen Wohnungen 
gebaut, die man zu niedrigen Mieten an Arbeiter überließ; 1849 folgte 
der Bau von weiteren 40 Wohnungen unter denjelben Bedingungen. 
Damit fcheint zunächſt dem Bedürfnis Genüge gethan zu fein. 1856 
wurde der Stadt ihr jerneres Vorgehen durch die Stiftung eines Privat- 
mannes erleichtert, der 330 000 Kronen für den Zmed des Baued von 
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Arbeiterwohnungen ausſetzte. Die Beltimmungen der Stiftung ähneln 
denen der befannten englifchen Stiftungen, die fpäter auch in Deutjchland 
Nahahmung gefunden haben. Für das Gtiftungsfapital baute man 
Wohnungen; neun Zehntel der eingehenden Mieten dienen für die Er- 
rihtung neuer Wohnungen; das letzte Zehntel wurde für allgemeine 
Wohlfahrtszwecke beitimmt. Aus den Mitteln der Stiftung find bis 
heute, ebenfall® auf don der Gemeinde hergegebenen Terrain, im ver— 
fchtedenen Gegenden der Stadt 37 Häujer mit 321 Wohnungen, die zu- 
meist aus zwei, bezw. einem Zimmer mit Küche bejtehen, gebaut. Der 
anfangs auch hier angewandte Holzbau wurde bald zu Gunften der Er» 
richtung jteinerner Häuſer aufgegeben. 

E3 folgt nunmehr eine Reihe von Verfuchen, den Arbeitern den 
Erwerb eigener Häufer zu vermitteln. In diefer Richtung ging die 
Gothenburger Sparlaffe voran. Die von derjelben erbauten Häufer — 
Doppelhäujer mit je zwei Wohnungen — wurden bei einer Anzahlung 
von 300 Kronen und einer Miete, die eine Amortifation enthielt, in 
einem Zeitraum don 18 Jahren Eigentum der Mieter, die ſich durch 
Vertrag gewiffen Beichränkungen unterwerfen mußten. Solcher Doppel- 
bäufer baute die Sparkaffe 18 in eigener Regie, um dann weiter einer 
1873 begründeten gemeinnüßigen Aktiengeſellſchaft (Attiengeſellſchaft für 
Arbeiterwohnungen) ihre Mittel zu dem gleichen Zweck gegen Übernahme 
von Aktien zur Verfügung zu ſtellen. Dieſe letztere erfuhr wieder eine 
weſentliche Unterſtützung durch die Stadt, die ihr Terrain zum Preiſe 
von 54 Öre (etwa 0,60 ME.) pro Quadratmeter zur Verfügung ftellte 
und die Straßenbaufojten jowie die Herſtellung der Kanalifation und 
Wafjerleitung übernahm. Das zur Verfügung geitellte Terrain in der 
Vorſtadt Annendal war 1889 mit 89 Häufern, vorwiegend Doppel- 
bäufern, deren Preis zwilchen 8500 und 20 000 Kronen ſchwankt, die 
alfo für eine höhere Klaſſe von Erwerbern beftimmt find, bebaut. Durch 
den Mietvertrag ift beftimmt, daß der Erwerber, ſolange die Gejellichaft 
Gigentümerin des Haufes ift, eine der in dem Haufe vorhandenen Woh- 
nungen jelbjt bewohnen muß, der Mietpreis der übrigen, abzuvermietenden 
Wohnungen wird durch die Gejellichait feitgefegt. Schon 1882 ging das 
erite Haus in das Eigentum des Bewohners über, und von dem Moment 
an machte man die Erfahrung, daß die Häufer durch Auf: und Anbau 
vergrößert und Gegenjtand der Spekulation wurden. Noch ungünftigere 
Erfahrungen machte eine zweite, auf ähnlicher Grundlage errichtete Ge- 
ſellſchaft (Wohnungsverein Gothenburg), die vier größere und zwölf 
Eleinere Käufer mit zahlreichen Wohnungen zum Abvermieten, ebenfalls 
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auf von der Stadt billig (80 Ore pro Quadratmeter) hergegebenem Terrain 
erbaute. Zum Zeil wurde aus den Grundftücen nach maßloſer Überbauung 
der vierzehnfache Betrag des urjprünglichen Ankaufspreiſes herausgeſchlagen. 

Dom Jahre 1872 an datiert in Gothenburg der Aufihwung der 
auf dem Prinzip der GSelbithilfe beruhenden Baugenofjenjchaiten, die, 
heute bis zur Zahl von 106 angewachien, allerdings nur zum fleineren 
Zeil Arbeitergenofjenichaiten find, zum größeren Zeil fich aus Angehörigen 
des Mitteljtandes zufammenjegen, die aber in ihrer Gejamtheit dennoch 
dazu beigetragen zu haben jcheinen, die Wohnungsverhältniffe in Gothen- 
burg zu den denkbar beiten zu geftalten. Das denfelben zu Grunde 
liegende Syſtem ijt folgendes: Jedes Mitglied zahlt ein Eintrittögeld, 
das bei den verjchiedenen Genoſſenſchaften zwiſchen 2 Kronen 25 Öre und 
150 Kronen ſchwankt, und verpflichtet fich zu wöchentlichen Zahlungen 
von 25 Hre bis zu 1 bis 2 Kronen, bezw. bei anderen Genoflenfchaiten 
zu Monats» oder auch zu Jahresbeiträgen, leßtere bi zum Betrage von 
200 Kronen. Die fertiggeftellten Häufer werden unter den Mitgliedern 
— die Mitgliederzahl der einzelnen Genofjenjchaften ift wiederum eine 
außerordentlich jchwanfende und meist auffallend niedrige — verloſt. 
Diefelben bleiben Eigentum der Gejellichaft, biß der fünftige Erwerber 
einen dur das Statut beftimmten Betrag abgezahlt hat. Für den 
Reitbetrag wird da8 Haus zu Gunften der Genoſſenſchaft mit einer 
Hypothek belaftet, und das Haus geht durch Verkaufsvertrag in das 
Eigentum des Betreffenden über. Die Bedingungen find aljo ähnliche 
wie die der neueren deutjchen Baugenoſſenſchaften mit Eigentumserwerb. 
Die ältejte diefer Baugenofjenichaften, eine reine Arbeitergenoſſenſchaft, 
bat in der Zeit von 1872 bis 1898, in welchem HYahre fie liquidierte, 
24 Häufer — eine Doppelreihe mit Höfen und einer dahinter gelegenen 
Wirtſchaftsſtraße, jedes Haus in mehreren Etagen vier und mehr Woh- 
nungen enthaltend — gebaut. Bei der Liquidation konnte ein auf 
geſammelter Rejervefonds zu Wohlthätigkeitszweden überwieſen werden. 
Über die Gejchäftsgebarung der übrigen zahlreichen Genoſſenſchaften 
jtehen uns Details nicht zur Verfügung; die oben citierte Schrift giebt 
nur an, daß nach mäßiger Schägung von allen insgefamt für 5 Millionen 
Kronen Bauwerte hergeitellt find. Die einzelnen Genoffenichaften fcheinen 
danach nur folange ihren Gejchäftsbetrieb aufrecht zu erhalten, bis fie 
für eine von vornherein bejchräntte Mitgliederzahl, die in der Regel nur 
20—30, ojt noch weniger beträgt, Käufer jertiggeitellt haben. Xeider 
fehlen auch Angaben über die Art der Beichaffung der Gelder, mit denen 
diefe Genoſſenſchaften arbeiten. 
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Endlich ift Hier noch der Thätigfeit einer Reihe von Gothenburger 
Arbeitgebern zu gedenken, die fich in hervorragender Weiſe an der Löſung 
ber Wohnungsfrage beteiligt haben, jo die Direktion der Staatzeifenbahn, 
die in mehreren großen Häuferblods 164 Arbeiterwohnungen eingerichtet 
hat, die Aktiengeſellſchaft „Carnegie“, die außer vielen anderen Wohl- 
fahrtseinrichtungen Arbeiterguartiere mit 237 Wohnungen im Werte von 
einer Million Kronen geichaffen Hat, die Brauerei J. A. Pripp & Co., 
deren große Gtagenhäufer über 90 Wohnungen don einem bis vier 
Zimmern mit Zubehör enthalten, die Spinnerei und Weberei „Samlejtaden“, 
die etwa 40 Wohnungen für ihre Arbeiter zur Verfügung hält, u. a. 

Die Wege, auf denen man in Gothenburg verfucht Hat, der 
MWohnungsnot vorzubeugen, find, wie aus dieſer Überficht hervorgeht, die 
verichiedenjten, und faſt alle Spyiteme finden dabei ihre Vertretung. 
Direkte Eingreifen der Gemeinde, gemeinnüßige Aitiengejellichait, Stiftung, 
Arbeitgeberfürjorge, Selbithilfe der Wohnungsbedürftigen — das mehr- 
ftöfige Miethaus neben dem Eleinen Ein- und Zweifamilienhaus auf 
Vorſtadtterrain — das Mietiyitem und das Syſtem des Eigentums— 
erwerbs — nichts iſt underfucht gelafjen, um das Ziel zu erreichen, und 
wenn auch hier, wie anderswo, gelegentlich) Mißerfolge nicht ausgeblieben 
find, jo dürften doch wenig Städte gefunden werden, wo man mit joviel 
Eifer und Berjtändnis und mit ſoviel Erfolg an der Lölung der Woh— 
nungöfrage gearbeitet hat. Gothenburg jtellt fich in diefer Beziehung 
Kopenhagen würdig zur Seite und fann uns in Deutichland in vielen 
Richtungen zum. Muiter dienen, 
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Säriften XCVII. — Wohnungsfrage IN. 20 


Die nachfolgende kurze Darftellung ftüßt ſich weſentlich auf eine anläßlich 
der Parifer Weltauäftelung in franzöfiicher Sprache erichienene Bearbeitung des 
Gegenftandes: „Les habitations ouvrieres en Danemark et principalement de 
Copenhague“, bie den Direktor des ftatiftifchen Bureaus ber Stadt Kopenhagen 
D. Trap und den Bauinfpettor der bäntichen Marine DO. Shmidth zu Verfaflern 
bat (Paris, Secretariat de la Societe frangaise des Habitations A bon marche, 
10). Die zum Zwed der Gewinnung eines Sperialbearbeiters geführten Verhande 
ungen haben leider kein Ergebnis gehabt. 

Die Wohnungsverhältniſſe, wie ſie die däniſche Hauptſtadt zur 
Zeit darbietet, ſind zum Teil das Ergebnis einer Reihe von Naturereig— 
niſſen und durch den Krieg herbeigeführter Kataſtrophen, die große Teile 
der Stadt der völligen Zerſtörung haben anheimfallen laſſen. Zwei— 
mal — in den Jahren 1728 und 1795 — wurde dieſelbe durch weit— 
greifende Feuersbrünſte heimgeſucht, von denen die letztere nicht weniger 
ala 943 Beſitzungen, d. h. den vierten Zeil ber damaligen Stadt in 
Alche legte. 1807 wurde Kopenhagen von den Engländern bombardiert, 
wobei abermals etwa 300 Häufer der Zerjtörung anheimfielen. Infolge: 
defien ift ein großer Zeil der aus früheren Zeiten jtammenden engen 
und ungejunden Häuferviertel von dem Erdboden verihwunden, und es 
erijtieren nur noch wenige Baulichkeiten, die einer früheren Zeit als dem 
13. Jahrhundert angehören. Die in die Jahre von 1867—72 fallende 
Niederlegung der Feitungswälle hat dann weiter dazu beigetragen, der 
Stadt ein durchaus modernes Gepräge zu geben; in&bejondere ijt her— 
vorzubeben, daß der jonft in den nordifchen Städten vielfach anzutreffende 
Holzbau in Kopenhagen mehr und mehr dem Ziegelbau gewichen iit. 

Seit dem Jahre 1880 werden jeitend des ftatiftiichen Bureaus der 
Landeshauptitadt regelmäßig alle fünf Jahre Erhebungen über die jeweiligen 
Mohnungazuftände angeftellt, deren Ergebnifje bis zum Jahre 1895 
veröffentlicht find. Aus diefen Beröffentlichungen ift zu erſehen, daß 
auch in Kopenhagen ein namentlich in den legten Jahren immer fühl- 
barer werdender Mangel an Kleinen Wohnungen in die Erfcheinung tritt, 
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wenngleich im allgemeinen die Wohnungsverhältniſſe ſich hier relativ 
günſtiger darſtellen als in anderen größeren Städten des Nordens ſowohl 
wie in Deutſchland. So betrug im Jahre 1895, in welchem die letzte 
allgemeine Wohnungsaufnahme ſtattfand, der Anteil der einräumigen 
an der Gefamtzahl der Wohnungen in Kopenhagen nur 13,3 %o, während 
in Stodholm 49,5, in Ghriftiana 37,1, in Berlin 44,0 einräumige 
Wohnungen auf 100 entfielen, der Anteil der zweiräumigen Wohnungen 
betrug 40,2, der dreiräumigen 16,7, der vier- und mehrräumigen noch 
28,800, Zahlen, die durchweg höher find ala in den zum Bergleid) 
herangezogenen Städten. Aber immerhin Hat auch in Kopenhagen die 
Zahl der leerftehenden Wohnungen, die einen brauchbaren Anhalt dafür 
giebt, ob die Bauthätigfeit mit dem Bedarf an Wohnungen gleichen 
Schritt hält, jeit Anfang der neunziger Jahre von 3091 in fajt ftetiger 
Progreilion eine Abnahme bis auf 478 im Jahre 1899 erfahren. 

Daß fich diefes Verhältnis nicht ungünftiger geitaltet hat, ift wohl 
auf die überaus rege gemeinnüßige Bauthätigfeit zurüdzuführen, 
die fich in Kopenhagen entwidelt hat und über deren hauptfächlichite 
Ergebniffe hier in Kürze berichtet werden fol. 

Die eriten Anfänge einer planmäßigen Wohnungsfürforge reichen in 
Dänemark in ältere Zeiten als in irgend einem anderen Lande zurüd. 
Bereits in der Mitte des 16. Jahrhunderts baute der Staat in der 
Umgebung des Königlichen Arſenals Wohnungen für Angeftellte der 
Königlichen Marine. 1630 legte dann Chrijtian IV. den Grund zu einer 
neuen Anfiedelung, die demfelben Zwed dienen jollte, die noch heute 
eriftierende Anfiedelung „Nyboder“, die, zu verjchiedenen Zeiten erweitert 
und umgebaut, heute 378 Wohnungen von allerdings, je nach der Zeit, 
in der fie entitanden find, jehr verfchiedener Beichaffenheit umfaßt. 

Die erite gemeinnübige Baugelellichaft, die Aktienbaugeſellſchaft für 
Arbeiterwohnungen in Ghriftianshapn, einem der dichtbewohnteften 
Ynduftrieviertel Kopenhagens, entitand im Jahre 1851. Diefelbe hat 
bis heute 62 Ddreiftödige Käufer mit zufammen 160 aus zwei, bezw. 
einem Raum bejtehenden Wohnungen gebaut, die, obgleich fie auch nicht 
mehr ganz den Anforderungen der Neuzeit entiprechen, ihres billigen 
Preifes wegen ſehr gefucht find. Das Aktienkapital der Gejellichaft 
beträgt 128 000 ME. und bringt in den legten Jahren eine regelmäßige 
Berzinfung von 3° o. 

Tas Cholerajahr 1853 führte zur Begründung einer „Gejellichaft 
der Arzte”, die neben anderen Mohliahrtöjweden auch den Bau von 
Wohnungen für die ärmeren Klaffen in die Hand nahm und hierbei 
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nantentlih durch die kommunalen Behörden durch Überlaffung eines 
außerhalb der Stadt gelegenen weiträumigen Terrains unterjtüßt wurde. 
Baugelder gewährten die Kopenhagener Sparkaſſe und die jtaatliche 
Lebensverficherungsgeiellfchaft, mit denen zunächſt 38 größere Wohnhäufer 
erbaut wurden. Im Jahre 1878 wurde ein zweites, nahe der Gasanſtalt 
gelegenes Terrain von der Stadtverwaltung überlafien, das mit ein- und 
zweiftödigen Häufern bebaut wurde. Im ganzen hat die Gejellichaft 
727 Wohnungen errichtet, darunter 48 dreiräumige, 329 zweiräumige 
und 350 einräumige; zu jeder Wohnung gehört eine Küche und Boden« 
raum. Die Wohnungen find zum Teil reichlich Klein, weil zur Zeit 
ihrer Erbauung ein Gejet bejtand, welches Wohnungen von einem Flächen- 
raum don weniger ala 25 qm von der Gteuer befreite, aber ihres billigen 
Preiſes wegen ebenfalls jtark begehrt. Die Gejellichaft unterhält nebenher 
allerlei Wohliahrtseinrichtungen für die Bewohner ihrer Ansiedelungen, 
u. a. eine blühende Konſumanſtalt, die während der legten fünf Jahre 
einen Umfag von mehr als einer Million Mark erzielte, Vereingräume, 
eine Bibliothef, Badeeinrichtungen, Kinderajyle, Hilfskaſſen u. j.w. Die 
geſamte Verwaltung gefchieht durch ehrenamtliche Organe. 

In das Jahr 1860 Fällt die Begründung einer zweiten gemein« 
nüßigen Aftienbaugejellichaft für Arbeitermohnungen, die mit einem eigenen 
Kapital von 80000 ME. und mit Unterftüßung der Stadt und ver- 
jchiedener Sparkaſſen allmählich drei Gruppen einftödiger Häufer außer- 
bald der Stadt mit zufammen 142 Familienwohnungen, unter denen der 
jweiräumige Typus vorherricht, errichtete. Die Gefellichatt hat neben 
anderen Wohlfahrtseinrichtungen ein Syſtem der Prämitierung eingeführt, 
derart, daß Mieter, die zehn Jahre eine Wohnung innegehabt haben, 
einen mit jedem weiteren Jahr jteigenden Mietnachlaß erfahren. 

Am Kriegsjahre 1864 beftimmte das 1789 zu Wohlfahrtszwecken 
errichtete „Fideikommiß Claſſen“ einen Zeil feines erheblichen Vermögens 
zum Bau von Wohnungen für die unbemittelten Klaffen. Zwei Jahre darauf 
wurde der Grund zu einer Anfiedelung in Frederiksborg gelegt, die heute 
in 24 Häufern 378, zumeiſt zweiräumige Wohnungen enthält, die mit 
einem Kojtenauiwand von erheblich über einer Million Mark erbaut find, 

In das Jahr 1868 tällt wieder die Begründung einer gemeinnüßigen 
Aktiengejellichait, die auf einem ehemals der Nöniglichen Marineverwaltung 
gehörigen Terrain in „Nyboder“ drei große dreiitödige Häufergruppen 
mit zufammen 146, meijt ein» und zweiräumigen Wohnungen erbaut hat. 

Die fiebenziger Jahre brachten noch drei Neugründungen auf ge— 
meinnüßiger Grundlage: 1870 die des Hilfävereina don Chriſtianshavn, 
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einer Aktiengejellihait, die in ſechs dreiſtöckigen Häuſern etwa 200 
Wohnungen beißt; 1871 die eines reich dotierten Wohlthätigkeitsvereins, 
der in 13 zmweiftödigen Käufern für 116 alte Leute beiderlei Gejchlechts 
unentgeltliche Wohnungen zur Verfügung jtellt; 1874 die des „Arbeiter- 
heim“ in Frederiksborg, eines Vereins, der in mehreren größeren und 
Heineren Häuſern SO Wohnungen, darunter 12 Treimohnungen, er: 
richtet bat. 

Neben diefen mehr oder weniger auf dem Wohlthätigfeitöprinzip 
fußenden Einrichtungen nimmt in Hervorragendem Maße eine Organijation 
unjer Intereſſe in Anfpruh, die das Problem auf der Grundlage 
der Selbithilie in Angriff nahm und hierfür Formen geichaffen hat, 
die namentlih für die gleichgerichteten Bejtrebungen in 
Deutihland vorbildlih geworden find und darum in der 
Geſchichte des Genoſſenſchaftsweſens einen bedeutungsvollen Platz ein- 
nehmen. Es handelt fi um den „Arbeiterbauverein”, der im 
Sabre 1865 auf Anregung eined Mannes aus den gebildeten Klaſſen, 
eines Arztes, von einer Anzahl von Arbeitern der Schiffswerit von 
Burmeifter & Wain begründet wurde und der heute die ftattliche 
Zahl von nahezu 14000 Mitgliedern erreicht hat. Der Arbeiterbau- 
verein hat den Bau Kleiner Häufer zum Ziel, die durch Ratenzahlungen 
in dad Gigentum der Mitglieder übergehen. Er hat jenes Syſtem der 
allmählichen Anjammlung eines Mitgliederguthaben® durch kleinſte 
wöchentliche Einzahlungen inauguriert, das genau entjprechend dem hier 
gegebenen Borbilde Ende der fiebenziger Jahre von dem Flensburger 
Arbeiterbauverein übernommen wurde und in der Folge die Grundlage 
für die Geichättsgebarung der Hunderte von Baugenofjenichaften geworden 
ift, die heute in Deutichland in Blüte ſtehen. Auch bezüglich der Formen 
der allmählichen Gigentumsübertragung der erjtellten fleinen Anweſen 
find die Einrichtungen des Kopenhagener Arbeiterbaudereing für die 
deutfchen Baugenoilenjchaften dieſes Syſtems vorbildlich geweien. Derjelbe 
ift, dank der uneigennüßigen Beteiligung von Männern aus Nidht- 
arbeiterfreifen, ingbejondere des bereits erwähnten Dr. Ulrif, zu hoher 
Blüte gelangt. Gr iſt nicht auf Wrbeiterkreife im engeren Sinne be— 
ichränft geblieben, jondern hat die geſamten weniger bemittelten Klaffen 
bis in die Kreiſe der niederen und mittleren Beamten in jein Wirkung?» 
gebiet einbezogen und iſt auf dieſe Weile ein ausfchlaggebender Faktor 
für die Verbejjerung der Wohnungsverhältniffe der däniſchen Hauptitadt 
geworden. Die Mitgliederguthaben hatten am 1. Januar 1900 die 
ftattliche Höhe von 612 Millionen Mark, der Rejervefonde von über 
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300 000 ME. erreicht. Zu bderfelben Zeit waren 1170 Häufer jertig- 
geftellt und 50 weitere im Bau begriffen, die einen Wert von 11 Millionen 
Mark repräjentieren, von denen nahezu 6 Millionen abgezahlt find. Die 
Anfiedelungen der Gefellichaft verteilen fich auf fieben verfchiedene Gegenden 
ber Stadt und der Umgebung; fie ſetzten fich zumeift aus zweiftödigen 
Reihenhäufern mit Vorgarten und Hof zufammen, deren jedes zwei 
Wohnungen enthält. 


Bon der Mitte der fiebenziger Jahre an gerechnet, macht ſich ein 
gewiffer Stillftand in der Entwidelung der gemeinnützigen Bauthätigfeit 
in Dänemark infojern bemerkbar, ala neue Geſellſchaften zunächſt nicht 
mehr entjtanden. Es ift oben bereit? angedeutet, dab in bderjelben 
Epoche der Bedarf an fleinen Wohnungen nicht mehr ganz gededt und 
namentlich in den legten Jahren geradezu ein Mangel an jolchen fühlbar 
wurde. Darin trat erſt Ende der neunziger Jahre wieder eine Wandlung 
ein, ala die Gejeggebung dem Arbeiterwohnungsbau durch Mobil« 
machung des Staatskredits neue Anregung zur Bethätigung gab. 
Seiner prinzipiellen ‚Bedeutung wegen teilen wir bier das betreffende 
Geſetz, welches das Datum des 26. Februar 1898 trägt, im Wort« 
laut mit: 


Art. 1. Für den Fall, daß in Kopenhagen oder in den Provinzialftäbten auf 
Anordnung der Gemeindeverwaltung oder auf Grund eines von ber lehteren gut» 
geheikenen Projektes die Niederlegung und ber Wiederaufbau übervölferter und 
infalubrer Quartiere zur Durchführung gelangt, wird ber Finanzminiſter ermächtigt, 
gegen eine ihm angemefjen ericheinende Sicherheit Mittel hierfür aus der Staatätafje 
darzuleihen, wenn ex befindet, dab dem Unternehmen eine hinreichende Bedeutung 
für den Gefunbheitäzuftand innewohnt und wenn insbeſondere die Gewähr für ben 
Bau quter Arbeiterwohnungen, bezw. anderer Einrichtung geboten ift, die in anderer 
Weife der Wohlfahrt der arbeitenden Klaffen dienen, ala da find: Gemeinde: und 
Kleinkinderichulen, Wafchanftalten, Volksbäder, öffentliche Leiehallen u. j. w. Für 
die Darlehen find der Regel nad) 4]o Intereffen zu bezahlen, von denen 3% ala 
Derzinfung, der Neft als Amortifationsquote zu betrachten ift. Darlehnsanträge 
find vor Ablauf des Jahres 1907 zu ftellen. Die Gefamtjumme der auf Grund 
dieſes Geiches zu bewilligenden Darlehen darf zwei Millionen Kronen (1 Krone = 
1!/s M.) nicht überjchreiten. Den in Betracht kommenden Gemeindeverwaltungen 
wird für den vorliegenden Zwed das Grpropriationsrecht auf Grund der Gelee vom 
14. September 1857 und 27. Februar 1897 fowie der KHopenhagener Bauordnung 
vom 12. April 1889 erteilt. 


Art. 2. Bis Ende 1907 kann der Finanzminiſter aus Mitteln ber Staatskaſſe 
Darlehen bis zum PBetrage von zwei Millionen Kronen an Gemeinden und Gelell: 
ichaften gewähren, die in Kopenhagen und feiner Umgebung, bezw. in Provinzial: 
ftädten und ihrer Umgebung gute und gefunde Wohnungen mit der Maßgabe erbauen, 
dab ein eventueller Gewinn des Unternehmens den Zmeden der Gefellichaft wieder 
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zugeführt wird. Die Darlehen find durch eine dem yinanzminifter angemefien er: 
fcheinende hypothekariſche Eintragung ficherzuftellen; Zinſen und Amortifationsquote 
find diefelben, wie die in Art. 1 geforderten. 

Art. 3. Die Gejellichaften oder Privatperjonen, denen auf Grund der Art. 1 
und 2 Darlehen gewährt werden, haben ber betreffenden Gemeindeverwaltung jährlich 
einen Bericht zu erftatten, den die lehtere mit ihren Erläuterungen dem Finanz— 
minifter einzureichen hat. Derſelbe kann die Darlehen mit jechämonatlicher Friſt 
fündigen, wenn er die forderungen des vorliegenden Geſetzes nicht für erfüllt erachtet. 

Während der erfte Teil des Gejehes, der don der Sanierung un— 
gefunder Quartiere handelt, bis jet nur auf dem Papiere jteht, find die 
Darlehnögefuche auf Grund des Art. 2 in fo großer Zahl eingelaufen, 
daß über die ausgeſetzten zwei Millionen Kronen in furzer Zeit verfügt 
war und Forderungen im Betrage von weiteren 22 Millionen zunächit 
zurüdgeftellt werden mußten. Ginen Zeil der verfügbaren Mittel haben 
die oben aufgezählten älteren Gejellfchaften erhalten; außerdem find jeit 
Grlaß des Gefehes eine ganze Anzahl neuer Gejellichaften entjtanden, 
darunter der auf ähnlichen Grundfägen wie der Arbeiterbauverein be- 
ruhende Bauverein „Godthaab“, der ebenfalls auf dem Prinzip der 
Selbſthülfe bafierende Bauverein „Enighed“, der Bauverein der Arbeiter 
der Gasanftalt Frederiksborg, der Arbeiterbauverein in Valby, ſämtlich 
in Kopenhagen, bezw. in deflen VBororten. Auch die Baugejellichait 
„Fram“, in Lyngby, einem 12 Silometer von Kopenhagen gelegenen 
Dorfe, fommt wohl noch wejentlich Kopenhagener Wohnungsbedüritigen 
zu gute. Mber auch über die Hauptjtadt hinaus, in den Provinzial: 
ftädten beginnt die Bewegung Boden zu faſſen und find in den legten 
Jahren Bereinigungen entftanden, die ebenjo wie die neueren Kopen- 
hagener Bauvereine mit den ihnen vom Staate gewährten Darlehen eine 
rege und vielverjprechende Bauthätigkeit ausüben. Die Folge diejer 
Bewegung ift geweſen, daß in der Volfävertretung bereit? Anträge 
geitellt find, den Wirkungsfreis des Geſetzes vom 26. Februar 1898 
durch Bereitjtellung größerer Mittel zu erweitern. Wir jehen alfo, daß 
die Arbeiterwohnungstrage in dem kleinen nordiſchen Nachbarjtaat, der 
uns in diefer Beziehung ſchon früher wertvolle Anregungen geliefert hat, 
auch neuerdings eine Entwidelung nimmt, die dem in Deutichland bis 
jet Grreichten in gewiffer Beziehung voraneilt. 


Anhang. 


Die Hanierungsarbeiten des Sondoner 
Sraflchaftsrates. 


Mit zwei Plänen. 


I. 


Programm of Housing Works which are already authorized 
by the London County Council and which will be executed as soon 
as practicable. 


All Improvement Schemes involving rehousing carried out by the London 
County Couneil and its predecessor, the Metropolitan Board of Works, have 
been undertaken under the 'Artizans Dwellings Acts and the Housing of the 
Working Classes Acts, 1875 to 1890. Dwellings have also been erected under 
the Blackwall Tunnel Acts, 1887 and 1888, to rehouse the persons of the 
labouring class displaced by the formation of the Blackwall Tunnel and its 
approaches. An explanation of the powers conferred by and the method of 
procedure under the Housing of the Working Classes Act, 1890, will be found 
on pages l and 2 of the report prepared by Mr. Thomas Blashill, F.R.1.B. A., 
then Architect to the London County Council, and presented to the Brussels 
Congress in 1897 by Mr. Owen Fleming, A.R.I. B.A., one of the Assistant 
Architects to the London County Council. 

The general lines followed by the London County Council in the con- 
struction of dwellings for the working classes are set forth on pages 2, 4, 
and 6 of the above mentioned report. A description of the Boundary Street 
Area follows on pages 3, 6, 7, 8, 9, 10 and 11. The Millbank Site on which 
dwellings have been and are being erected to accommodate 4,434 persons, 
is shown on page 8. 

Further Statistics of the Boundary Street Area, opened by H.R.H. the 
Prince of Wales on the rd March, 1900, are given in the pages here 
following: also particulars as to the Millbank Estate and as to other 
bnildings now completed or in course of erection or for which plans are 
being prepared. 


Superintending Architect. 





! Bericht des Superintending Architect Mr. W. E. Riley vom Jahre 1900 
mit Ergänzungen vom Auguft 1901. 
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The number of Persons provided for on this estate include 1500 to be 
displaced by the clearance of the insanitary area known as Clare Market, 
Strand, and 290 to be displaced by the formation of the new street from 
Holborn to the Strand; in addition to about 70 persons displaced by the 
formation of the entrance to the estate, and a further 1864 persons if the 
Bill for the extension of the Westminster Embankment, involving the dis- 
placement of persons of the working class, receives the sanction of Par- 
liament. 


IV. Buildings in course of erection!, 


For particulars as to the blocks of buildings on the Millbank Estate 
now in course of erection see page 317. 

Brook-street cottages, Limehouse. Erected under the Metro- 
polis (Brook-street, Limehouse) Improvement Scheme, 1883, by which 562 
persons were displaced and 281 were to be rehoused; accommodation has 
already been provided for 200 persons at Beachcroft buildings, Brook-street. 
(See page 4.) 

The buildings consist of 18 two-storey cottages each containing three 
rooms and a scullery. The tenements are entirely self-contained‘, and pro- 
vide accommodation for 108 persons. The average net area of the living rooms 
is 157 square feet and of the bedrooms 130 square feet. The buildings should 
be completed in June, 1900, the estimated cost of buildings and plans being 
E 47125.10.0 — £ 87.10.2 per room, and 7,90 pence per cube foot. The value 
of the land is £ 600, or £ 11.2.3. per room and 15,16 pence per square foot. 
The area of the building is 6040 square feet and of the site 9500 square 
feet, the proportion covered being 0,636. The estimated average rent per room 
per week is 2/10 d. 

Lowood & Chancery buildings, Cable Street, Shadwell. Erected 
under the Metropolis (Cable Street, Shadwell) Improvement Scheme, 1886, by 
which 970 persons were displaced and 485 were to be rehoused: accommodation 
has already been provided for 530 persons at Cable Street dwellings. (See 
page 317.) 

These are five-storey block dwellings containing 80 self-contained tene- 
ınents of 138 rooms to accommodate 276 persons. The living rooms average 
162 square feet and the bedrooms 117 square feet. The buildings should be 
completed in October, 1900, the estimated cost of buildings and plans being 
£ 14041 or £ 101.14.11 per room and 8,47 pence per cube foot. The value 
of the land is £ 1160 or £ 8.8.1 per room. The estimated average rent per 
room per week is 33,74 d. 

Cobham Buildings. Green Street and Peacock Street, Southwark. 
Erected under the London (Falcon Court, Borough) Improvement Scheme, 
1895, by which 824 persons were displaced and 500 were to be rehoused; 
accommodation hasbeen provided for 400 persons at Borough Road. (See page 318.) 

Five-storey block dwellings containing 60 tenements (self-contained) of 
139 rooms, housing 278 persons. The living rooms average 147 feet super. 
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and the bedrooms 107 feet super. The buildings should be completed in 
December, 1900, the estimated cost of buildings and plans being £ 13364 
or £ 9.2.10 per room and 9,15 d. per cube foot. The value of the land is 
£ 2100 being £ 15.2.2 per room or 3/4 per square foot. The area of the 
site is 12500 square feet and of the buildings 5498 square feet, the pro- 
portion covered being 0,44. The estimated average rent per room per week is3/1.2d. 

Wellesley Buildings, Churchway, St. Pancras. Erected under the 
l,ondon (Churchway, St. Pancras) Improvement Scheme, 1895, by which 1095 
persons will be displaced; the obligation is to rehouse 580 persons. 

Five-storey block dwellings containing 80 tenements (self-contained) of 
180 rooms, to accommodate 360 persons. The average net area of the living 
rooms is 160 feet super and of the bedrooms 110 feet super. The buildings 
should be completed in March, 1901, the estimated cost being £ 18570 in- 
vluding plans and all ineidentals or £ 103.3.4 per room and 9,48 pence per 
cube foot. The value of the land is £ 4050, or £ 22.10.0 per room. The 
estimated average rent per room per week is about 38 d. 

Adelaide buildings, Ann Street, Poplar. Erected under the London 
(Ann Street, Poplar) Improvement Scheme, 1393, by which 261 persons were 
displaced, the obligation being to rehouse 180 persons. 

Five-storey block dwellings containing 40 tenements (self-contained) of 
95 rooms, accommodating 190 persons. The average net area of the living- 
rooms is 144 sq. ft. and of the bedrooms 96 sq. ft. The buildings should be 
completed in October, 1900, the estimated cost being £ 7113 including all 
incidental expenses, or £ 74.17.6 per room and 8,54 pence per cube foot. 
The value of the land is £ 860, or £ 9.1.1 per room and 20,7 pence per 
square foot. The area of the site is 9979 sq. ft., and of the buildings, 
3,485 sq. ft., the proportion covered being 0,35. The estimated average rent 
per room per week is 2 s. 7,64 d. 

Toronto and Montreal buildings. Cotton Street, Poplar. Erected 
under the Blackwall Tunnel Acts, 1887 to 1888. 1210 persons were displaced 
by the Tunnel works and there was a rehousing obligation of 1261; 1104 persons 
having been rehoused in other dwellings at Greenwich and Poplar s. p. 318. 

Five-storey block dwellings containing 70 self-contained tenements of 180 
rooms, to accomodate 360 persons. The average net area of the living rooms 
is 144 sq. ft., and of the bedrooms 96 sq. ft. The estimated cost of tlıe 
buildings including all incidentals is £ 12830, or £ 71.5.7 per room anıl 
7,88 pence per cube foot. The value of the land is £ 1400, or £ 7.15.7 per 
room and 1 s. 8'/ d. per square foot. The area of the site is 16480 sq. ft., 
and of the buildings 7094 sq. ft., the proportion covered being 0,43. The 
buildings should be completed in October, 1900; the estimated average rental 
per room per week being 2 s. 7,46 d. 


V. Buildings for which plans are being prepared, 


Plans are being prepared for two blocks of dwellings to be erected on 
the east side of Churchway, St. Pancras!. They will vontain 100 tenc- 
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ments of 236 rooms, to house 472 persons. The estimated cost of the 
buildings and plans is £ 27214 = #£ 115.6.3 per room and 10,21 d. per 
cube foot. The value of the land is £ 4500, or £ 19.14 per room. The 
average size of the living-rooms is 153 square feet and of the bedrooms 102 
square feet. The estimated average rent per room per week is 3/5,7 d. 

Plans are being prepared for two further blocks in Ann Street, to be 
named Sidney and Melbourne buildings!. They will contain 95 self- 
contained tenements of 220 rooms, housing 440 persons. The minimum area 
of living-rooms is 144 square feet and of bedrooms 96 square feet. The 
estimated cost of buildings, including all incidentals, is £ 17916 or £ 81.3.9 
per room. The value of the land is 1400, or £ 6.7.3 per room. The 
estimated average rent per room per week is 2 s. 7,2. d. 

Trafalgar Road, Greenwich (Hardy Cottages). To be erected under 
the Metropolis (Trafalgar Road, Greenwich) Improvement Scheme, 1883, by 
which 378 persons were displaced and 190 were to be rehoused. 

These are two-storey cottages, 5l in number, each containing three rooms 
and scullery. The total accommodation provided is 153 rooms for 306 persons. 
The average area of the living-room is 144 feet super; one bedroom is 110 
feet super, aud the other 100 feet super. The estimated cost of the buildings 
including all incidentals is € 12573, or £ 82.3.6 per room. The value of 
the land is £ 1250, or 2 83.5 per room. The estimated average rental per 
room per week is 2 s. 5,7d. 

Sheridan, Beaumont and Fletcher buildings, Duke’s Court!. To 
be erected to rehouse persons to be displaced by the Clare Market and 
Holborn to Strand Improvement Schemes by which 6738 persons of the 
working class will be displaced; the obligation being to rehouse 5950 persons. 

Five-storey block dwellings containing 140 self-contained tenements, or 
320 rooms accommodating 640 persons. The estimated cost of the buildings 
and plans is £ 27807, or £ 86.17.11 per room and 10,19 pence per cube 
foot. The value of the land is £ 5600, or £ 17.10.0 per room. The esti- 
mated average rental per room per week is almost exactly 3—. 

Plans are also being prepared to rehouse 400 persons at Marquis 
Court in connection with the Clare Market and Holborn to Strand Improve- 
ment Schemes. The estimated cost of buildings and plans is E 20000 and 
the value of the land £& 4000. 

Herbrand Street Site. Dwellings to be erected under the Holborn 
to Strand Improvement Scheme by which 3700 persons are to be displaced; 
the obligation being to rehouse the same number. 

Three five-storey block buildings of 160 tenements containing 340 rooms, 
which provide accommodation for 680 persons. The average area of the 
living rooms is 151 sq. ft., and of the beedrooms 108 sq. ft. The estimated 
cost of the buildings and plans is £ 31254, or £ 91.18.5 per room and 9,03 
pence per cube foot. The value of the land is £ 7000 or £ 20.11.9 per room. 
The estimated average rental per room per week is 3 s. 1.d. 

Plans are also being prepared to accommodate about 2500 of the per- 
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sons displaced by the Holborn to Strand Improvement Scheme on the Reid’s 
Brewery site in Clerkenwell-road. The estimated cost of the buildings and 
plans is roughly & 146000 and the value of the land £ 45 000. 


Mill Lane lodging house and cottages. 


To be erected under the London (Mill Lane, Deptford) Improvement 
Scheme, 1892, by which 715 persons were displaced, the obligation to rehouse 
being 550. 

Plans are being prepared for a men’s lodging house of the well known 
type erected in various parts of London by the „Rowton Houses, Ltd.“ 
The following description may be interesting: 

The Entrance is central and gives access to dining-room on the right, 
to smoking-room and to reading room on the left. 

The Office commands the entrance for lodgers and for staff, and is 
arranged close to the Superintendent's quarters. 

The Dining-room is planned so as to have a central area for light 
and air and is well lighted from sides and roof. Four large cooking ranges 
are provided. Attached to the dining-room are the lodgers’ scullery and 
lodgers crockery room. 

The Shop for sale of hot and cold viands is placed in a convenient 
position in the dining-room with a direct servery thereto and easy communi- 
cation to kitchen in rear. 

The Smoking-room is arranged on the Mill Lane frontage and will 
be well lighted and have cross ventilation. 

The Reading-room is approached from two main corridors and is 
of a eonvenient shape and well lighted by side and top lights. This room 
will also have cross ventilation. 

The accommodation in the dining, reading and smoking-rooms is 
as follows: 


No. of Area in super feet. Super feet per lodger. Total sup. ft. 
lodgers. D.rm. R.rm. S.rm. D.rm. R.rm. S.rm. per lodger. 
99 5538 3079 2080 71.06 385 2.60 13.51 


The Lockers, 800 in number, are 1 foot 6 inches by 1 foot 6 inches 
by 3 feet high and are placed in close proximity to the dining-room. 

Shops for shoemaker, tailor and barber, are provided between reading- 
room and locker room. 

The lavatories are situated centrally between two main staircases to 
dormitories, one wash-hand basin is provided to every 10 lodgers; feet- 
washing troughs and baths and two dressing-rooms are provided adjoining 
tlıe lavatories. 

The Lodgers’ wash-house is placed at the south end of building 
on the ground floor, and is directly over the heating chamber. 

The Staff quarters are on the ground floor at the north end and 
partly on the east frontage. The superintendent is provided with 2 sitting- 
rooms, 2 bedrooms, kitchen, bath and W. C. Accomodation for the female 
staff consists of 1 common sitting-room and 5 bedrooms. 
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The scullery, shop, store, kitchen, larder and linen store 
are placed in suitable positions in this part ofthe building. A separate trade 
entrance is also provided. 

Forthe day staff, a bed-maker’s day room is provided in the 
basement. 

Inthe basement also is provided a soiled linen room, crockery store, 
general store, lodger’s parcel room, coal cellars and heating chambers. 

'Dormitories. Two principal staircases, leading to the dormitories, 
and in addition, one emergency staircase, are provided so that it will be 
practically impossible for all to be blocked in event of fire. 

Each cubicle is five feet wide, and about 7 feet 3 inches long and is 
provided with a window, ample means of through ventilation being thus 
secured. Two cubicles on each floor will be oceupied by the resident 
male staff. 

The Dormitory Corridors are 4 feet 9 inches wide. 

4W.C'’s and 2 Sinks for night use are provided on each of the five 
dormitory floors. 

A Lodger’s promenade is provided over the reading-room and part 
of dining-room and is approached from one of the staircases. 

The estimated cost of the buildings and plans is £ 65773: of the 
furniture £ 3500; and the value of the land is £ 2200, 

The charge will be sixpence per lodger per night. 

Plans are being prepared to accommodate 144 persons in 9 three- 
room selt-contained cottages each with a small yard or garden in rear. The 
estimated average rental per room per week is 2/4 d. or 7/— per cottage, 
The estimated cost of buildings and plans is £ 5365, or £ 74.10.3 per room. 
The value of the land is £ 1000 or 13.17,9 per room. 


Battersea Bridge huildings! are to be erercted under the Bridges 
Act, 1884, of the Metropolitan Board of Works to eomply with an obligation 
to rehouse 170 out of 190 persons displaced by the improvement. 

Plans are being prepared for five-storey block dwellings to accomodate 
270 persons in 65 tenements of 135 rooms and also for 2 two-storey double 
cottages for 16 persons in 4 tenements of two rooms each. The average area 
of living-rooms is 147 square feet and of bedrooms 105 square feet. The 
estimated cost of buildings and plans is £ 15460 or £ 108.2.3 per room, anıl 
9,27 pence per foot cube. The value of the land is £ 1350, or £ 9.8.10 per 
room. The estimated average rent per room per week is about 3/3"/a d. 


Totterdown Fields Site, Lower Tooting. The Couneil, on the 
23rd January, 1900, decided to purchase this site in the open market, consisting 
of about 38'/g acres, under Part III of the Housing of the Working Classes Act. 
1890, at the price of £ 1150 per acre. It is situated at the Tooting terminus 
of the Couneil's tramways, fronting the eastern side ofthe main road. There are 
two railway stations, one half a mile away, and the other about a mile away, 
from which there are services of workmen's trains to the City and West End, 
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The site, which is of good gravel soil and about half a mile long by 1—8 mile 
wide will be opened up by the construction of longitudinal roads 45 feet 
wide with subsidiary longitudinal roads 40 feet wide. Trees will be planted 
along the sides of the 45 foot roads and the trees already on the site will 
be kept as far as possible. The roads will not, generally speaking, continue 
in a direct line for more than 300 yards, but will be broken by cross roads 
40 and 45 feet wide. About 1244 two-storey cottages of various classes will 
be built. Separate gardens will be provided to each tenement and on an 
average not less than 30 cottages will be built to the acre. The total cost 
of land, roads and buildings is estimated at about £ 410000. About 8500 
persons will be accomodated. 

The resolution to purchase this site is the first definite step taken 
bythe London County Couneil in the direction of providing on 
a large scale healthy cottage homes in the suburbs for working 
men, without having first incurred an obligation as in Improvement Schemes, 
as opposed to the erection of block dwellings in the centre of the Metro. 
polis which is generally done under obligation and on land „written down“ 
from „commercial“ to „housing* value!. 


Maypole Alley, Borough High Street (Women’s Lodging House) 

Plans are being prepared for a women’s lodging house to accommodate 
about 475 persons on the Maypole Alley site at an estimated cost of about 
#£ 50000 for buildings and plans, the value of the land being £ 11500. The 
charge will be sixpence per night. 

Plans are being prepared for buildings to be erected on a site in 
Preston’s Road, Poplar, part of which will be devoted to rehousing the 269 
persons proposed to be displaced,;by the London (Burford's Court, Tucker's 
Court and Favonia Street, Poplar) Improvement Scheme, 1899. Accommo- 
dation will be provided for 1220 persons in 250 tenements of 610 rooms at 
an estimated cost for buildings and plans of £ 49500 or £ 80.16.5 per room. 
The value of the land is £ 5000 or £ 8.3.11 per room. 

Godolphin School Site, Hammersmith. Plans are being pre- 
pared for building on the Godolphin School site to accommodate about 
1200 persons at an estimated cost of roughly £ 63500 for buildings and plans. 
The cost of the land is about £ 7000. 


To sum up, the Couneil have provided in completed buildings 1908 
tenements accommodating 10060 persons at a cost for land, buildings and 
plans of £ 609438.7.11%2. Buildings are in course of erection to accomodate 
5700 persons in 1190 tenements at an estimated cost of £ 311886.10.0 (in- 
cluding land). In buildings for which plans are in course of preparation 
20562 persons will be accommodated at an estimated cost of £ 1132462 
(including land)?. 

! Ein weiterer Schritt im diefer Richtung geichah im Dezember 1900 mit ber 
Grwerbung von — Estate außerhalb der Grenzen der Grafſchaft. 

2 Jeht (Auguft 1901) find 2647 Wohnungen für 13615 Perionen mit einem 
Htoitenaufwand von 804 854.7.0 fertiggeftellt. a . 

s Meitere, 55304 Perfonen umfaſſende Yauten find ins Auge gefaht. 
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The net estimated cost of the clearance of insanitary areas now being dealt 
with is £ 607 900, and of insanitary areas about to be dealt with £ 506 900. 
In addition, the Council is contributing £ 90 100 towards the cost of carrying 
into eflect twelve schemes undertaken by several local authorities. This cost 
of clearance forms a charge upon the rates a explained on page 2 of the 
report presented to the Brussels Congress. 


2°; 
Le 9 Aoüt, 1900. 
Monsieur, 

Referant au compte rendu exposé par le rapport de Monsieur Rostand, 
p. 17, et aux observations posterieures de Monsieur G. Picot durant la dis- 
cussion de ce resume au Congr&s International des habitations à bon marche, 
insinuant que le Conseil du Comté de Londres n'arrivait pas A 
obtenir un r&esultat correspondant au capitalemploydauxhabi- 
tations ouvrieres, je vous remets ci-joint pour votre information un releve 
de toutes les operations effectu6es par le Conseil, qui demontre clairement 
l’inexactitude de ces observations. Le compte rendu indique le montant net 
p- c. du benefice r&alise sur le total des d&penses comprenant terrain, con- 
structions et toutes depenses imprevues. 

Le tableau I. indique le resultat des operations du Conseil sur les em- 
placements laisses par le Conseil precedent, „The Metropolitan Board of 
Works“, apr&s que plusieurs efforts avaient été fait d’en disposer par vente 
publique à des entrepreneurs, mais comme le terrain etait seulement vendu 
sous condition d’y @lever des habitations ouvrieres, iln'y avait pas acheteur; 
möme dans ces circonstances un bénéfice de 2.62 p. c. a été obtenu. 

Le tableau II. traite sur les benefices realises sur des emplacements oü 
le Conseil decida de bätir lui-meme au lieu de laisser ce soin ä des entre- 
prises particulieres pour pourvoir les logements ndcessaires, et dans ce cas-ci, 
cela a produit 3.77 %o tandis que 3.76 %/o sont seulement necessaire pour eviter 
un deficit. 

On arrive à ces chifires en prenant les montant °,o sur le montant total 
des depenses du revenu net, apres avoir deduit toutes pertes de loger, la 
valeur des logements occupes par les gardiens, l’inspection, la realisation 
des logers apr&s avoir pay& les contributions, les taxes, l’eau, les assurances 
et les depenses imprevues, et apr&s avoir contribue à un fond de reserves 
pour les reparations et renovations, quilaisse toujours a l’avoir une bonne somme. 

Veuillez agreer Monsieur, l’assurance de ma consideration distingue. 

(Sd.) W. E. Riler. 
M. Jules Challamel, ‘ 
Secretaire General 
Congres International des Habitations 
à Bon Marche, 1900. 


' Schreiben des Superintending Architect de3 Londoner Graffchaftsrates an 
das Bureau des Pariſer Internationalen Arbeiterwohnungstongrefjes von 1900. 
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Conseil du Comt& de Londres — Maisons Ouvriöres, 
Releve montrant le produit du Revenu Net, le Capital Total Depense, et 
le Produit Net No. 


1. Emplacements sur lesquels le Conseil etait forc& de bätir comme il n'y 
avait pas d’acheteurs pour le terrain. 










Profit 
Net %o 


Total des 
Depenses 


Revenue 
net 


Immeubles 

















Beachcroft Buildings Brook St. . 


Brook Street cottages 3 

Hughes Fields, Deptford 2.47 
Trafalgar Road, Greenwich 3.97 
Council Buildings, Poplar . 2.29 
East Greenwich Cottages 2.07 
Idenden Cots. E. Greenwich 2.70 





Totals | 


Il. Emplacements sur lesquels le Conseil a choisi de bätir. 








Revenn Total des Protit 


eub 
anti net Depenses Net % 





Cotton Street, Poplar. . . » 3.88 
Cable Street, Shadwell . . 3.63 
Lowood & Chancery Buildings 3.77 
Shelton Street, St. Giles’ 3.59 
Boundary Street Estate . 3.66 
Millbank Estate . 3.03 
Goldsmith’s Row. 3.28 
Brooke’s Market. . 4.41 
Green St. & Gun St. . 3.65 
Borough Road . . ... 3.08 
No. 97, Southwark Street . 3.98 
Ann Street, Poplar. . . 3.60 
Green St. & Pocock St... 3.74 
Wellesley Buildings ; 4.15 
Parker St. Lodging House . — 4.38 
Dufferin St., St. Luke's. . . .’*. 4.19 


Totals 29,913 792,677 | 3,77 


l.a Revenu Net est la balance du revenu deduction faite te toutes de- 
penses et pertes de logers (comprenant logement des gardiens etc.) et après 
avoir contribue au fonds de reserve, 

Le Capital Total Depense est le total des depenses sur terrain et con- 
structions, comprenant des plans et de toutes döpenses imprevues. 
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Erfier Derhandlungstag. 
Montag, den 23. September 1901. 
(Beginn vormittagd 9 Uhr.) 


Projeffor Dr. Schmoller (Berlin): Ich bitte die Herren, Plaß zu 
nehmen. Meine Herren! Als Vorfigender des Ausfchuffes des Vereins für 
Socialpolitif Liegt mir ob, die diegjährige Generalverfammlung zu eröffnen... 
Ihr erites Geſchäft ift, Ihr Bureau zu Eonftituieren. Nach unferen Sta= 
tuten wählt die Generalverſammlung ihren Borfigenden und der fo gewählte 
Vorſitzende beſtimmt die Vicepräftdenten und die Schriftführer. Wir haben 
die Gepflogenheit, daß dieſe Fragen im Ausſchuß vorbeiprochen werben, 
und ich bin fo frei, im Namen des Ausjchuffes vorzufchlagen, den Herrn 
Profefior Dr. Brentano zum 1. Vorſitzenden für diefe Generalverfammlung 
zu wählen. Ich frage, ob Sie das durch Acclamation beftätigen wollen, 
(Zuftimmung.) Wenn aljo fein Widerfpuch erfolgt, bitte ich den Herrn 
Profeffor Brentano, den Borfig zu übernehmen und die BVicepräfidenten zu 
beftellen. 


Profeffor Dr. Brentano (München); Meine Herren! ch danke 
Ihnen für dad Vertrauen, das Sie mir entgegenbringen. ch werde be— 
müht fein, mit Hilfe der übrigen Vorfitzenden, deren Mitwirkung ich mir 
erbitte, die Gejchäfte jo gut wie möglich zu leiten. 

Herr Profefjor Schmoller Hat Ihnen foeben mitgeteilt, daß nad 
unferen Statuten der erjte Vorfitende feine Kollegen im Borfite zu be» 
ftimmen bat. ch bitte, daß mich die folgenden Herren im Vorſitz unter- 
ſtützen: Herr Seltiongchet dv. Jnama-Sternegg und Se. Ercellenz Herr Minifter 
Freiherr dv. Berlepſch. Ich darf wohl das Einverftändnig jowohl der 
Verſammlung als auch der genannten Herren annehmen. ferner habe ich 


zu bitten, daß der zweite Schriftführer des Vereins für nn Herr 
Schriften XCVIII. — Verhandlungen 191. 
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Profefjor Dr. Francke, und ferner Herr Dr. Andreas Voigt und Herr Buſching 
dag Schriftführeramt übernehmen wollen. 

Meine Herren! Ehe ich nun den Vertretern der föniglichen bayrifchen 
Staatöregierung und der Stadt München, welche ung die Ehre erweiſen 
wollen, uns zu begrüßen, das Wort erteile, bitte ich, mir einige Worte 
der Einleitung geftatten zu wollen. Ich werde Sie nicht lange aufhalten. 

Bor allem ift e8 mir ein Bedürfnis, meine Freude darüber zum Aus- 
drud zu bringen, daß es mir heute vergönnt ift, den Verein für Social— 
politik, zu deſſen Gründern ich gehört und an deſſen Arbeiten ich jeit feinen 
Anfängen im Jahre 1872 Bis heute Lebhaften Anteil genommen habe, 
endblic) auch einmal in meinem engeren Baterlande, Bayern, und in der 
Stadt meines Wirkens tagen zu jehen.“ Es ift wohl natürlich, daß ich 
bei einem folchen Anlaffe zurüddente an die Zeit unferes erjten Zufammen- 
treteng in Halle und Eifenadh, an das, was wir damals gewollt haben, 
an das, was wir geleiftet haben, und an die weiteren Aufgaben, welche 
und Gegenwart und Zukunft jtellen, und ebenfo natürlich ift es, daß ich 
meine dießbezüglichen Gedanken dabei zum Ausdrud bringe. 

Die Männer, au deren Zuſammenkunft im Frühſommer 1872 in 
Halle der jpätere Verein für Socialpolitif hervorgehen follte, waren fämt— 
ih Männer der Wiſſenſchaft. Diefe Thatfache war notwendigerweije ent- 
icheidend ſowohl für ihr Urteil über die damaligen wirtjchaftlichen Strömungen 
in Bolitif und Xeben, als auch für ihre Ziele und für die Art und Weife, 
wie fie fich diefen Zielen zu nähern fuchten. 

Bis dahin waren nur zwei Gefichtepunfte in der Betrachtung der 
Giüterwelt zur Geltung gekommen, Gefichtspunfte der Technik und Gefichts- 
punkte der Wirtichaftlichkeit. Das Ziel der erfteren ift befanntlich, einen 
Gedanken in möglichiter VBolllommenheit in Stoff zu verwirklichen, das 
oberfte Ziel der zweiten ift, möglichit große Überſchüſſe über die auf- 
gewendeten Koſten zu erzielen. Der im Wirtichaftäleben thätige Menjch 
wurde zwar nicht ganz vernachläffigt, aber nur fo nebenbei berüdfichtigt. 
Dabei jah die damals Herrfchende Meinung im Staate nicht eine ſelbſtändige 
Perjönlichkeit mit eigenem Leben, jondern nur eine Summe von einzelnen, 
und jein Zwed erichöpfte fich nach der Auffaffung der meiften in der Auf: 
gabe, die Bedingungen zu jchaffen, unter denen die einzelnen den größt- 
möglichen Gewinn zu realifieren im jtande wären. 

Diefe Auffaffung war weit verbreitet in der Theorie und führte Hier 
zur Ableitung eines vollftändigen volfswirtichaftlichen Lehrgebäudes aus 
dem Gtreben. der einzelnen nach dem größtmöglichen Gewinn. Sie be= 
herrſchte die Prefje, fie beherrichte die Parlamente. Jener Sat in der be- 
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rühmten Petition der Handelskammer von Manchefter, der das Intereſſe 
des Ganzen jchlechtweg mit dem Intereſſe der großen Betriebsunternehmer, 
möglichft großen Gewinn zu erzielen, identifizierte, jener Saß, der zur Ent- 
ftehung des Schlagwortes Mancheftertum Anlaß gab, kennzeichnete auch den 
in der öffentlichen Meinung Deutjchlands Ausschlag gebenden Gefichtspunft. 

Wir wären fchlechte Projefjoren geweien, wenn wir gegen dieſe Auf- 
faffung nicht proteftiert hätten. Die ganze geiftige Tradition Deutſchlands 
ftand mit ihr im Widerſpruch. Es Hätte foviel wie die Abdanktung der 
Univerfitäten bedeutet, wenn wir gejchwiegen hätten. Gine Theorie, die 
einfeitig' den Erwerbsegoismus der Menſchen zum Ausgangspunkte nahm, 
mußte notwendig zu Lehren führen, die mit der Wirklichkeit ſich nur un— 
volllommen dedten. Eine Politit, die den größtmöglichen Gewinn und 
nicht das Wohlbefinden der im MWirtfchaftäleben thätigen Menſchen ins 
Auge faßte, verfannte, daß der Reichtum nicht Selbftzwed ift, fondern nur 
die Aufgabe Hat, die Borbedingungen für die Erreichung der fittlichen 
Zwecke der Menfchen zu fchaffen. Ihnen gegenüber war unjer Ruf in der 
Theorie: unmittelbare Beobachtung der Erfcheinungen des Lebens und aller 
in diefem thätigen Kräfte, und in der PBolitit nicht der größtmögliche Ge- 
winn der Betriebe, jondern das größtmögliche Leibliche und fittliche Wohle 
befinden der Menfchen ala Ziel. Und eben deshalb, weil wir die Lage 
‘des wirtjchaftenden Menſchen, nicht die Erzielung des größtmöglichen 
Gewinned zum Mittelpunkt unferer Betrachtungen und Beftrebungen machten, 
eben deshalb nannten wir unferen Verein Verein für Socialpolitik. Nicht 
ale ob wir die Zunahme des nationalen NReichtums damit Hätten ver— 
nachläffigen wollen. Wir nahmen die Rüdfiht auf die größtmögliche 
Zunahme desſelben vielmehr als etwas Selbftverftändliches in unfere Be- 
trachtungen auf. Der materielle Wohlſtand Deutjchlands war uns ebenjo 
wie der bisherigen Auffaffung die notwendige Vorausſetzung des leiblichen 
und fittlichen Mohlbefindend des deutſchen Volkes und insbejondere 
auh der Machtitellung des Deutjchen Reiches und jeiner Glieditaaten. 
Allein diefer Gefichtspunft rückte für ung doch inſofern an die zweite Gtelle, 
ala uns das Wohlbefinden der Menſchen und die Machtitellung unferes 
Baterlandes ald das oberjte Ziel im Vordergrunde ftanden und im Falle 
bes Konfliktes zwifchen diefem und der Zunahme des Reichtums dieje dem 
ihm übergeordneten Ziele zu weichen habe. Es war aber jelbjtverftändlich, 
daß bei folcher Betrachtung auch dem Staate eine ganz andere Rolle im 
Mirtichaftsleben zufiel, als ihm die damals Herrichende Auffaffung zu teil 
werben lafjen wollte. Nicht ald ob wir etwa da, wo bisher die Staats- 
einmiichung in das Wirtichaftsleben abgelehnt wurde, fie aus principiellen 
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Gründen überall befürwortet hätten. Gerade unfere ethifchen Gefichtöpuntte 
mußten uns die Staatdeinmifchung in vielen Fällen ebenfo unerwünſcht er= 
jcheinen laffen, ala fie denen erjchien, die wir damals befämpiten. Allein 
nicht nur unfere Auffafjung vom Staate ala einer jelbftändigen Perſönlichkeit 
über und neben den einzelnen, die ihm angehören, fondern nicht minder 
unfere Überordnung der ethifchen und politifchen Gefichtäpunfte über die 
wirtjchaftlichen, machte uns in allen Fällen zur Befürmworterin der Staats— 
einmifchung, wo ohne diefelbe rein wirtjchaftliche Intereffen über wichtigere 
ethifche und politifche triumphiert hätten. 

Meine Herren! Ich fehe unter Ihnen viele jugendliche Gefichter und 
es ift denen, welche unfere damaligen Kämpfe nicht mitgemacht haben, 
wohl nicht leicht, fich heute zu vergegenwärtigen, welch’ ſchweren Stand wir, 
ald wir zuerft auftraten, gegenüber den die Öffentliche Meinung beherrfchen- 
den entgegenjtehenden Anfchauungen Hatten. Zuerjt wurden wir, wie das 
üblich it, verhöhnt und mit Mitteln nichts weniger als wifjenfchaftlicher 
Natur vielfach befämpft. Aber bald zeigten fich doch die Wirkungen unferes 
Auftretens. Zunächſt machten fie fi) mehr negativ als pofitiv geltend. 
Die herrichende Anfchauung trat, im Bemwußtfein, daß im Hintergrunde ein 
ihr jeindlicher Kritiker lauere, nicht mehr mit der früheren Anmaßung auf. 
Dann dauerte es nicht lange, bis die Zahl derer wuchs, die fich zu ung 
befannten. Schließlich zeigte fich die ganze Gejellichaft von unferen Grund 
anjchauungen beherrſcht. Ja es zeigte fich die befannte Begleiterfcheinung 
aller triumpbierenden Richtungen: unfere Anfchauungen fpiegelten fich in 
einer Menge mehr oder minder dunkler und fchiefer Spiegel; jelbit die— 
jenigen, gegen deren Grundtendenz wir aufgetreten find, haben unjere An— 
ichauungen fich vielfach dienjtbar zu machen gefucht, und in dem Zerrbild 
derjelben, mit dem fie uns Heute vielfach befämpfen, wo wir nach wie dor 
ihren Sonderintereffen entgegentreten, läßt fich das, wovon wir ausgingen 
und was wir erjtrebten, vielfach gar nicht mehr erkennen. 

Das gilt beſonders da, wo diejenigen, die ehemals in ihrem Sonder: 
interefje jedwede Staatseinmifchung abfehnten, heute Staatseinmifchung in 
ihrem Sonderintereffe verlangen, und jeden, der dem im Intereſſe des 
Ganzen entgegentritt, ald Mancheftermann zu brandmarlen juchen. Als ob 
das Weſen des Manchejtertums in der Ablehnung der Staatseinmiſchung 
bejtände und nicht in dem Geiſte, in dem die Staatseinmiſchung, fei es abgelehnt, 
jet e8 verlangt wird! Diejelbe Handelstammer von Manchefter, deren Petition 
jeinerzeit wegen der Überhebung ihrer wirtfchaftlichen Sonderintereffen über 
das Intereſſe der Gejfamtheit die Bezeichnung Mancheſtertum ins Leben rief, 
bat jeitdem ebenfo mancheterlich gehandelt, als fie im Intereſſe der Aus- 
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fuhr ihrer Baumwollprodukte den Staat aufforderte, den Bimetallismus 
einzuführen, und Sie können ficher fein, wenn e8 je ihrem Sonderinterefie 
dienlich wäre, würden wir fie auch ala Befürworterin der Wiedereinführung 
von Schubzöllen auftreten jehen. Dies wäre aber nicht ein Widerſpruch 
gegen ihre alte manchefterliche Geſinnung, jondern gerade eine neue Bethäti- 
gung derjelben. Nicht wer Schußzölle fordert, zeigt dadurch, daß er fein 
Mancheftermann ift, noch auch beweift derjenige, der fie ablehnt, damit fein 
Mancheitertum. Die Gefinnung ift es, die den fittlichen Wert der Hand— 
(ungen beftimmt, nicht die negative oder pofitive Handlung, in der fich je 
nach den konkreten Berhältnifien diefe Gefinnung bethätigt. Derjenige, der 
eine Staat3einmifchung zu feinen Gunſten fordert, kann eben deshalb ebenjo 
mancheiterlich jein wie die Handelskammer von Manchefter, ala fie damals 
jede Staatseinmifchung ablehnte, und derjenige, der eine Staateinmifchung 
ablehnt, fann gerade dadurch zeigen, daß er fein Mancheſtermann ift. 

Aber nicht nur in ihren Ausartungen hat unfere Auffaffung das 
Schickſal aller triumphierenden Richtungen erfahren. Solange es gilt, einen 
gemeinjamen Gegner aus feiner beherrjchenden Stellung zu verdrängen, bringt 
e8 die Natur der Dinge mit fi, daß Richtungen, die untereinander nichts 
anderes als die Gegnerjchaft gegen den Herrſchenden gemein haben, ge= 
meinfam marfchieren und oft ift ihnen, angefichts des gemeinfamen Kampfes, 
das, wodurch fie fich jelbjt untereinander unterscheiden, gar nicht oder höchſtens 
unartifuliert zum Bewußtjein gelommen. Iſt dann der Sieg erreicht, jo 
macht das fie jelbft Trennende naturgemäß fi) mehr und mehr fühlbar. 

Ich Habe vorhin gejagt, daß die Socialpolitit in erjter Linie die Lage 
des wirtjchaftenden Menſchen ing Auge Takt und die größtmögliche Zu— 
nahme des Reichtums nur foweit, als fie die Vorbedingung für das leib- 
fiche und fittliche Wohlbefinden der Menfchen if. Dies läßt zweierlei 
focialpolitifche Richtungen zu. 

Die eine geht auß von den zur Zeit maßgebenden Klaffen und fieht 
ihre Aufgabe vor allem in der Sicherung und Steigerung des Wohlbefindens 
der ihnen Angehörigen, denn mit dem Wohlbefinden dieſer fieht fie das 
Mohlbefinden des Ganzen verquidt. Daher ift fie für technifche und wirt» . 
Ichaftliche Fortjchritte nur da, wo die führende Stellung diefer Klaffen 
durch fie nicht gefährdet wird. Alle übrigen fucht fie zu verhindern oder 
wenigiten® aufzuhalten und in ihrer Wirkung zu neutralifieren. 

Die andere Richtung fieht die Blüte de8 Ganzen nicht an das 
dauernde Übergewicht der derzeit herrichenden Klaſſen gefnüpit. Sie fieht 
in dem Ganzen etwas Lebendige, das fich durch das Auiffteigen neuer 
Klaffen und Kräfte fortwährend verjüngt und nur Ausficht auf dauernde 
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Blüte kat, infoweit ein folches fortwährendes Zuwachſen neuer Kräfte und 
die Affimilierung derjelben mit dem DBaterland ftatifindet. Sie begrüßt 
daher alle technijchen und wirtjchaftlichen Fortſchritte und ſucht innerhalb 
des durch fie geichaffenen Zuſtandes das größtmögliche Wohlbefinden der 
Menfchen und die Blüte des Ganzen zu verwirklichen. Nicht ala ob fie 
jtumpf wäre gegen die fir die bisher maßgebenden Klaſſen mit der Ber- 
änderung verbundenen Leiden. Aber fie ſucht diefe zu mildern und zu 
heben, nicht indem fie unhaltbar gewordene Zuftände fünftlich zu erhalten 
jucht, fondern indem fie den Leidenden den Übergang in neue, gefunde Zu- 
jtände erleichtert, und fie begrüßt die neu Auffommenden ala die Träger 
des zukünftigen Wohles der Nation. 

Beide Richtungen find innerhalb unferes Vereines vertreten; denn der 
Verein für Socialpolitif ift fein politifcher Verein, der, auf ein beſtimmtes 
Programm eingefchworen, Andersdenkende ausſchließen oder unterdrüden 
möchte. Alle Schattierungen unter denen, welche die Aufgabe der Social» 
politit in der Förderung des Wohlbefindens der Menfchen und der Siche— 
rung der größtmöglichen Blüte des Ganzen fehen, find in unferer Mitte 
vertreten. Unſer Verein ift ein wiffenjchaftlicher Verein und was er an- 
jtrebt, ift nicht der Triumph irgend einer Parteimeinung, fondern der 
Wahrheit. Den Iprechenden Beweis für diefes unfer Streben liefern unfere 
Schriften und unfere Verhandlungen. 

Unfer Verein hat big jet 97 Bände Schriften Herausgegeben und um 
der Erörterung der Fragen, denen er fein Augenmerk zuwandte, eine ge— 
jicherte Grundlage zu geben, war er ſtets bemüht, unparteiifch gerade die 
fompetenteften Vertreter jedweder jocialpolitifcher Richtung zur Mitarbeit 
heranzuziehen. Wir Haben über die ragen, die uns in diefer Tagung be= 
jchäftigen werden, wieder vier Bände Über die Wohnungsfrage und bier 
über die Handelöpolitif veröffentlicht. Ein Blid in das Inhaltsverzeichnig 
allein genügt, um zu zeigen, daß wir bemüht waren, jedwede Richtung 
zum Worte kommen zu laffen, und ebenjo find wir von jeher bemüht 
gewefen, zur Zeilnahme an unferen mündlichen Verhandlungen die Vertreter 
jedweder jocialpolitifchen Schattierung zu bewegen. Die Gegenſätze der 
Anfchauungen, welche vorausfichtlich in den diegmaligen Verhandlungen aufs 
einander plagen werben, dürften zeigen, daß wir wenigitens in diefer Be- 
ziehung erfolgreich geweſen find. 

Allein jo groß auch die Gegenjäße find, die unter uns herrfchen, eines 
doch ift ung allen gemein. Wie groß auch unfere Meinungsverfchiedenheiten 
darüber fein mögen, welches die Politik ift, welche das Intereſſe des Ganzen 
erheifcht, das Intereſſe des Vaterlandes ift es, das ein jeder don und vor 
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Augen hat. Mögen unfere diesjährigen Verhandlungen dem Deutfchen Reiche 
und allen jeinen Bewohnern zum Segen gereichen ! 


Ich möchte jeht den Herren, die uns begrüßen wollen, das Wort dazu 
erteilen; zunächſt bitte ich Se. Excellenz Herrn Staatöminifter Freiherrn 
von Feilitzſch, das Wort ergreifen zu wollen. 


Staatsminister Excellenz von Feilitzſch (Münden): Hochverehrte 
Verfammlung! Seit nahezu drei Decennien unterzieht fich der Verein für 
Socialpolitit der ebenjo ſchwierigen als eminent wichtigen und dankbaren 
Aufgabe, zur Förderung des Volkswohles durch. eingehende Erhebungen 
und motivierte Vorfchläge mitzuwirken. In etwa 100 Bänden find in— 
zwifchen auf den gewichtigjten Gebieten der jocialen Reformen umjafjende 
wifjenschaftliche Arbeiten veröffentlicht worden, welche ein Bild der beftehen- 
den BVerhältniffe jowie Anregungen zur Anderung und Befferung enthalten. 
Nehmen die von dem DBerein bisher erfolgten Publikationen an fi) das 
allgemeine Intereffe in hohem Maße in Anſpruch, fo bilden fie gleichjam 
ein wertvolles Material für die auf dem Gebiete der Socialpolitik ins 
Werk gefeßten umfaffenden Gejeßgebungen. Gbenjowenig wie dieje gejeh- 
geberijche Thätigkeit abgefchloffen ift, kann auch die mitwirkende Arbeit 
Ihres Vereins als beendet oder minder nötig erachtet werden. Die jociale 
frage und deren Löſung werden die Gefamtheit der Bevölkerung jowie die 
Regierung fortdauernd befchäftigen, jolange die Entwidlung der Völker und 
mit ihr die Kultur fortfchreiten. Dankbar wird deshalb ftet? Ihre Mit- 
arbeit anerfannt werden. Befjernd, verfühnend und ausgleichend zu wirken, 
die Gegenfäße der Anjchauungen der verjchiedenen Erwerbsklaffen und Er— 
werbsjtände zu mildern und allmählich zu bejeitign — das muß das 
gleichmäßige Beftreben der Regierungen und Ihres Vereins jein. Zwei 
wichtige ragen jtehen heute auf der Tagedordnung Ihrer Generalverfamme 
lung, die Wohnungdfrage und die Wirkung der gegenwärtigen und die Ziele 
der künftigen Handelspolitik. Die erjtere Frage beichäftigt zur Zeit bie 
Regierungen in eingehendfter Weiſe und alles ift an der Arbeit, Mißſtände 
auf diefem Gebiete thunlichſt zu befeitigen. Über die Ießtere Frage find 
lebhafte Meinungsverjchiedenheiten zu Tage getreten. Mögen diejelben zu 
einem Ausgleiche führen, zum Wohle unſeres Vaterlandes. Indem ich 
Sie alle namens der königlichen Staatöregierung herzlich begrüße, wünſche 
ich Ihren Berhandlungen den beiten Erfolg. 


(Beifall.) 
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Borfiender Dr. Brentano: ch danke Ew. Excellenz namens 
des Bereind für Gocialpolitif für die überaus freundlichen Begrüßungs— 
worte, die Sie ihm foeben gewidmet haben. Ich darf wohl jagen, daß 
unſer Verein mit ganz bejonderer fyreude auch einmal nach Bayern ge= 
fommen if. Es ift und wohl befannt, wie die Socialpolitif von jeher 
eine der Hauptfürjorgen der bayrifchen Regierung gewejen ift. Diefe Yür- 
forge trat fchon in früher Zeit hervor, im 18. Jahrhundert, zur Zeit als 
es fih noch um die Bauernbefreiung handelte. Schon damals hat fich 
das focialpolitifche Intereſſe der bayrifchen Regierung auf das regite 
bethätigt; ich kann Hier nicht alle die ftaatliden Maßnahmen berühren, 
in denen fich dieje Fürforge im einzelnen gezeigt hat; ich will nur eines 
fagen: es dürfte faum einen deutjchen Staat geben, in dem die Ablöfung 
der bäuerlichen Laſten in jo Hervorragendem Maße zu Gunjten der Bauern 
jtattgefunden bat wie gerade hier in Bayern. Und jeitdem fich auch in 
Bayern der Gewerbebetrieb in größerem Make entwidelt bat, bat ſich 
in dem Maße, in dem dies geſchah die focialpolitiiche Fürſorge der 
bayriſchen Regierung auch dem Gewerbebetriebe zugewandt, namentlich in 
der neueren Zeit. ch erinnere bloß an die Berdienfte meines hochgeehrten 
Herrn Nachbarn um die Fabrikinſpektion, namentlich die weibliche Fabrik— 
injpeftion. Und in neuerer Zeit hat Bayern als erjter Staat auf dem 
jchwierigen Gebiete der Bauinjpeftion eine höchſt wertvolle Neuerung 
getroffen, durch Heranziehung bei Bauten befchäftigter Arbeiter zur Zeil- 
nahme an der Baufontrolle. Sie jehen, in welchem Maße wir hier auf 
einem Boden ftehen, der eigentlich für unfere Arbeit vorbereitet ift und ich 
fann nur wiederholen : ich hoffe, daß auch unfere Verhandlungen auf die 
MWeiterentwidlung der Socialpolitif in Bayern beiruchtend wirken werden. 
Ich danke nochmals Ew. Excellenz für deren freundliche Worte. — Ich 
möchte nunmehr Herrn Bürgermeifter von Brunner bitten, das Wort zu 
ergreifen. 


Bürgermeifter von Brunner (München): Hochverehrte Berfammlung! 
Gejtatten Sie mir, Sie im Namen der Stadt und ihrer Vertretung herzlich 
willflommen zu heißen. Möge Ihnen der Umftand, daß Sie im Haufe 
der Stadt tagen, ein Heiner äußerer Beweis, ein Zeichen dafür fein, mit 
welchen Gefühlen Ihnen die Vertretung diejer Stadt entgegenfommt und 
Ihren Beratungen Antereffe zumwendet. In der Vertretung der Stadt 
München find die verjchiedenften politifchen Richtungen vertreten. Gie 
waren alle einjtimmig darin, daß Ihnen ein jedes don Ihnen ſelbſt ja 
in jo befcheidenem Maße nur gewünſchte Entgegentommen gezeigt werde. 
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Auch im Ortsausſchufſe, der Ihnen die Wege für Ihren hiefigen Aufenthalt 
ebnen wollte, find die verjchiedenen Richtungen vertreten und von dieſem 
Gefichtspunfte aus möchte ich daran anbinden, an da®, was in den ein- 
leitenden Worten der Begrüßung der Herr Borfigende Profefjor Brentano, 
hervorgehoben hat. Ich habe Hierin mit befonderem Intereſſe, mit Genug: 
thuung und Freude die Charakteriftif der Beftrebungen des Vereins gehört, 
die Betonung des Umftandes, daß Sie fein Verein von Männern find, 
die in eine einfeitige Richtung eingefchworen find, daß Sie über alles das 
Streben nad Wahrheit und Erforfchung de Beften ſetzen. Das find 
Gefihtspunkte, unter deren Fahne und unter deren Devife alle ehrliche 
Forihung und alles ehrliche Streben ſich einigen kann und fol. Aus 
einem jolchen Streben, aus dem MWiderftreit der Meinungen, aus ber 
Summe der Erfahrungen, die die Arbeit in diefem Sinne produziert, daraus 
müſſen fich zweifello® auch für die Praris und für das Leben die wichtigften 
und fjegensreichften Folgen ergeben, und mit an diefen praftifchen Folgen 
hervorragend intereffiert find ja die großen Städte, Die beiden Fragen, 
die Sie heute auf Ihrer Tagesordnung haben, find folche, welche vitalfte 
Intereſſen der Großftädte berühren. Und wenn auch München noch feine 
Großſtadt im vollften Sinne des Wortes ift, jo ift e& doch eine große 
Stadt und ift in einer fo raſchen Entwidlung begriffen, daß die äußeren 
Formen nur jchwer den Aufgaben nachlommen können, die mit diefer Ent- 
widlung verbunden find, und die Verwaltung außerordentlich jchwer den 
raſch fich entwidelnden Berhältniffen zu folgen vermag Dies gilt bejonders 
in focialpolitifcher Hinfiht. Auf diefem Gebiete werden Ihre Beratungen 
von großem praktischen Nußen fein. Wir fehen deshalb mit größtem 
Intereſſe Ihren Beratungen entgegen — und es wird auch von 
jeiten der Gemeindeverwaltung dafür gejorgt, daß Ihren Berhandlungen 
durch Mitglieder und Bertreter der Stadtverwaltung die größte Auf- 
merffamkeit zugewendet werde. Ich Tann dabei auch noch den weiteren 
Wunſch ausſprechen, daß Gie auf dem Gebiete, dad Gie zum 
Gegenftande Ihrer Unterfuchungen gemacht Haben, und das Gie unter 
anderem in der Befichtigung verfchiedener, auch ftädtifcher Anftalten ver- 
folgen wollen, in unſerer Stadt jo manches jehen mögen, was Yhnen den 
Beweis Liefert, daß die Stadtverwaltung auch auf Yhrem Gebiete ein 
ernjtes pflichtgemäßes Streben an den Tag legt. Ich wünjche Ihnen nach 
allen Richtungen — nach dem wifjenfchaftlichen Erfolge Ihrer Beratungen, 
nad dem praftijchen Nuten, der fih daraus ergeben möge für unfer liebes 
Baterland, Für uns alle beiriebigende Ergebnifje, — ich wünjche Ihnen, 
daß Sie in unferer Stadt jo manches Sie Befriedigende ſehen mögen, 
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außerdem aber, daß Sie ſich in unferer Stadt heimifch fühlen mögen und 
die Tage, die Sie hier zubringen, Ihnen neben der Arbeit auch in Bezug 
auf Lebensannehmlichkeit eine angenehme Erinnerung bieten mögen, wenn 
Sie von uns gefchieden fein werden. 

(Beifall.) 


Borfigender: ch danke dem Herrn Bürgermeifter für feine freund» 
lichen Begrüßungsworte. Ich darf wohl jagen, daß alle die Einrichtungen 
der Stadt, deren Pflege ihm anvertraut ift, ein ganz bejonderer Beweg— 
grund waren, gerade hierher zu fommen. Abgejehen von allen Annehme 
lichkeiten und Reizen, welche, wie ja befannt, München bietet, hat unferen 
Berein aber diesmal noch ein bejonderer Grund hierher geführt, nämlich 
dag große Entgegentommen, das ihm die Stadtverwaltung entgegengebracht 
bat. Der Herrliche Raum, in dem wir heute tagen, ebenfo der Raum, in 
dem die Beratungen unferes Ausſchuſſes ftattfanden, alle diefe Räume find 
uns von den Herren Bürgermeijtern in liebenswürdigfter Weife zur Ver— 
fügung geftellt worden. Der Ausflug, der ftattfinden joll zur Befichtigung 
der großartigen Wafjerwerfe der Stadt München, ift auf Anregung der 
Stadt jelbjt unternommen, um ung ein Bild zu geben von einer Veran— 
ftaltung, wie fie faum ſonſt wo in Deutichland ſtatthaben dürfte. Dafür 
find wir unferer Stadtverwaltung zum größten Danke verpflichtet. Überall 
hat fie ung die Wege geebnet. Ich Hoffe, daß dafür auch aus unferen 
Verhandlungen unferer lieben Stadt München der größtmögliche Segen er— 
wachlen möge. — ch erteile nun Herrn Profeffor Schmoller das Wort. 


Dr. Schmoller (Berlin): Meine Herren: Es ift eine Gepflogenheit 
unfere® Vereins, daß wir bei Eröffnung einer neuen Generalverfjammlung 
der Zoten gedenken, die jeit der lebten Tagung aus dem Sreife unferer 
engeren Mitarbeiterfchait ung entriffen worden find, und ich habe da dies— 
mal zweier Männer zu gedenken, die in allem die denkbar größten Gegen 
jäße waren; der eine ein großer Staatsmann und Minifter und ber andere 
ein bejcheidener Bürger, die aber beide hier in unferem Vereine jahrelang 
thätig, auf das eifrigjte mitgearbeitet haben. 

Staatöminijter von Miquel iſt Ihnen Allen wie den weiteiten Kreiſen 
befannt. Das Bild feiner Perfönlichkeit fteht im Lichte der Gefchichte und 
der Öffentlichkeit im großen und ganzen ja klar vorgezeichnet, und doch 
werden nur diejenigen ihn richtig beurteilen, die ihn näher, die ihn im 
intimeren Umgange gekannt haben. 

Jedenfalls, er war und ift einer der größten Finanzminifter, die der 
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preußifche Staat je gehabt hat. Ich möchte nur etwa die großen fyinanz- 
minifter auß dem erjten Drittel des vorigen Jahrhunderts, Mob und 
Maßen, ihm an die Seite ftellen an Kenntnis, an großem ibdealiftifchem 
Schwunge, an allgemeiner wifjenjchaftlicher Bildung und an praftifcher 
Geſtaltungskraft. Er war ein Mann von einer außerordentlichen Kenntnis 
und von einer außerordentlichen Fähigkeit, fi bis in das höchite Alter 
zu belehren. Ich will nur an eines erinnern: noch in den lebten Dionaten 
(a3 er bis in die Nächte in der neuen franzöfifchen Gejchichte von Bandalle, 

Er war ein Mann der Hiftorifchen Schule und doch zum praftifchen 
Handeln ganz bejonders befähigt. Es cirkulierte in ihm eine glückliche 
Miihung von franzöfifchem und niederfächfiihem Blut. Er war ein Dann 
ganz großer Ideale und ſchwungvollen Geifte® und daneben jo fühl und 
jo nüchtern und jo praftifch und jo findig in der Auswahl der Mittel, in 
der Benußung der Situationen, daß man oft nicht begriff, wie diefe ver— 
ichiedenen Dinge in einer Seele wohnen können. 

Ich möchte ala den wefentlichjten Zug feines Geiftes, ala den, der 
nach meiner Erfahrung den Schlüffel zu feinem Wefen bildete, die unglaub— 
liche Feinfühligfeit und Beweglichkeit, die grenzenloje Aufnahmefähigkeit 
hinftellen. Dieje Eigenichaft machte ihn von Yugend auf fähig, jehr viel 
zu lernen, zu lefen, aber ebenfo jo fehr die Menjchen und die realen Dinge 
zu beobachten; er jah nicht bloß die Oberfläche, ſondern bis in die Tiefe 
der Menjchen und der Berhältniffe, er lannte nicht bloß die großen Heer» 
jtraßen, ſondern auch alle geheimen und Eleinen Wege. Bis ins höchite 
Alter war er befähigt, jede Richtung unferes Öffentlichen Lebens von der 
Außerjten Rechten bis zur äußerften Linken zu verjtehen, jo daß er bei jeder 
Unterhaltung jeden Standpunkt zu begreifen und zu würdigen wußte, und 
daß deöwegen jeder, der fi mit ihm unterhielt, den Eindrud befam: Der 
Minifter ift ja ganz deiner Meinung (Heiterkeit), auch wenn das 
nicht der Fall war, und nur die Feinfühligkeit feiner Seele das 
Verſtändnis Herbeiführte. Mit diefer Beweglichkeit und reichen Aufnahme— 
fähigkeit feines Geiſtes hing nun auch die wejentliche Eigenichaft 
zufammen, daß er in der praftifchen Politif fähig und nüchtern genug 
war, um zeitweilig einen Zeil feiner Ideale und Freunde auf die Site in 
eine Ede zu ſtellen. Er glaubte aber niemals, fie damit zu verleugnen, 
fondern er glaubte nur, im praktiſchen Handeln jet von diefer Überzeugung 
und don jenem Sdeale nicht jo Gebrauch machen zu können, wie zu 
anderen Zeiten. 

Mit al’ dem Hing es zufammen, daß Dr. von Miquel einer der 
glänzendften Redner aller Zeiten war. Außer bei Bigmard, war es niemals 
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jo ftill im Reichdtage und in den anderen parlamentarifchen Körperjchaiten, ala 
wenn Miquel ſprach. Um ihn herum drängten fich jürmlich die Hörer, 
um fein Wort von ihm zu verlieren, und dieſe unmwiderftehliche Fähigkeit, 
zu reden, zeigte fich noch glänzender im fleinften Kreife. Da war er ein 
Gaufeur ohne gleichen, und er ſprach gern, er wußte e8, daß er gut ſprach; 
er bat es immer wieder betont, an ihm fei ein Profeffor verloren gegangen. 
Noch vor einigen Yahren fagte er mir einmal, wenn er von feinem Amte 
zurüdträte, dann möchte er wünfjchen, auf einem Berliner Katheder zu 
ftehen und mit uns. zu konkurrieren. 

Er hatte zwei große Ideale, das nationalftaatliche und das fociale. 
Das nationalftaatliche war das ftärfere, das wichtigere, ihm war ber 
größte Teil feines Lebens gewidmet. Er war Mitbegründer des National- 
vereind, dann war er unter den parlamentarifchen Mitbegründern des 
neuen Deutſchlands einer der jähigften Gehilfen des. Fürften Bismard. 
Gr Hatte eine unendlich hohe Meinung vom Staate, von jeiner Fähigkeit, 
Großes zu leiften, und er hat das ja auch in feiner großen Finanzreſorm 
gezeigt, wie in feinen agrarifchen und focialen Maßnahmen. 

Die Urfache aber, daß wir heute einen Kranz auf fein Grab legen 
wollen, das ift ja fein fociales Gefühl, feine jtarfe Teilnahme an den 
großen focialen Aufgaben der Gegenwart. Ich darf Gie nur daran er— 
innern, daß er als Jüngling begeifterter Anhänger von Karl Marx war, 
und daß er, als der Verein für Socialpolitit gegründet wurde, freudiger, 
energifcher, ich möchte jagen leidenſchaftlicher als irgend ein anderer an» 
gejehener Politiker und beigetreten ift. Ich hatte damals die Korrefpondenz 
mit all’ den möglichen Perfönlichfeiten,, die für ung zu gewinnen waren, 
zu führen Ich kann Sie verfichern, ich Habe feinen herzerfrifchenderen 
Brief befommen als von ihm, und ich bedaure, daß ich, ala ich von Haufe 
abreifte, nicht wußte, daß ich diefe Worte fprechen würde, ſonſt Hätte ich 
den Brief mitgenommen und heute bier vorgelefen, und Sie hätten mir 
Recht gegeben: wir haben niemals eine freudigere Zuftimmung gefunden 
ala in Miquels Brief. Er Hat dann in feiner Thätigfeit für Gewerbe- 
weſen und Ähnliches immer zugleich den focialen Standpunkt vertreten, vor 
allem aber hat er als Bürgermeifter in Frankfurt am Main die ſociale 
Seite hervorgekehrt; wie hat er e8 3. B. verjtanden, auch die Socialdemo- 
fraten zu gefunder focialer Mitarbeit heranzuziehen, in jchroffen Gegenjat 
zu der jpäteren Regierungstendenz, jeden Socialdemofraten aus den Selbit- 
verwaltungsämtern Hinauszudrängen. 

Als wir damals Häufig in Frankfurt unjere Generalverfammlungen 
und Ausichußfigungen Hielten, da Hat er nahezu den Mittelpunkt unferes 
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Bereind gebildet. Er Hat an allen Debatten teilgenommen, an ben 
Agrarfragen — die Erhaltung des Bauernftandes war ein Haupt deal 
von ihm —, an den fragen über Kolonifation und an den Fragen über 
MWohnungsreform, die ihn immer beichäftigte, die ihm auch als Finanz— 
minifter noch jehr nahe lag. Und in ben Staatsratsſitzungen, die ich 1890 
in Berlin mit ihm durchmachte, war er ber fühn vorwärtsdrängende 
Referent über die Arbeiterfrage. Er Hat da mand kräftig Wörtlein über 
eine möglichſt freie Geftaltung des Arbeitervereind- und des Arbeiter« 
Koalitionsweſens geiprochen, und auch als Minifter hat er in jenen 
glüdlichen Jahren eines Aufſchwunges der deutjchen Socialpolitit, 1890/1895, 
an allen focialen Reformen thätig und freudig Anteil genommen, welche 
damals angebahnt wurden. Bor allem aber glaube ich, feines wichtigften 
Werkes, der preußifchen Finanzreform, derer Haben wir bier zu gedenken. 
Sie ift ja nicht augfchließlich ein Werk ſocialer Gerechtigkeit, fie hat manche 
Beitandteile, die man vom focialen Standpunkte vielleicht angreifen kann, 
die jedoch notwendig waren, um dag Schiff ſchwimmen zu machen und durch 
die Parlamente zu bringen; aber der Grundzug war doch ein focial- 
politifcher:: größere Gerechtigkeit, größere Heranziehung des Vermögens, 
Entlaftung der unteren Klaſſen, das waren feine Hauptzüge. Gerade in 
jenen Sahren bin ich ihm perfönlich am nächjten gefommen. Er Hat mir 
geftattet, oftmals abends, e8 war meilt fchon gegen Mitternacht, no . 
ein oder zwei Stündchen mit ihm zu plaudern, und dieje Erinnerungen 
werden mir ein Schaf fürd ganze Leben bleiben. 

Und wenn die große Wendung der Politif e8 ihm dann jpäter 
nicht möglich machte, noch weiter eben jo energisch joctalpolitifch zu wirken, 
jo Hat er doch nicht aufgehört, eine gewiſſe focialpolitiiche Wirkung zu 
üben. ch erinnere an die Gentralgenofjenjchaftsfaffe, an die Fortführung 
und Berftärfung der inneren Kolonijation, die wir ihm danken. Seden- 
fall3 aber Hat er bei jeder Gelegenheit mir perfönlich angedeutet und zu 
zeigen gelucht, daß er focialpolitifch der Alte fei. Bor drei Jahren noch, 
ala ich Rektor war, fam er zu mir in eine Gejellichaft. Er trifft im 
Vorzimmer einen andern Minifter und fagt lachend: Ada, Sie kommen 
auch zum Kathederjocialiften! und er fügt bei: Ich kann ja nad) außen 
nicht viel Gebrauch davon machen, aber ſeien Sie überzeugt, daß ich für 
diefe Richtung diejelbe Empfindung habe, wie zur Zeit, da ich im Berein 
für Socialpolitif aktiv mitwirkte. Und noch in einer jpätern Unterhaltung 
— er mochte wohl fpüren, daß wir in focialpolitifchen Dingen weiter aus— 
einandergerüdt feien —, da reichte er mir zum Schluffe die Hand und jagte: 
Lieber Schmoller, zwiſchen uns bleibt’ doch hoffentlich immer beim Alten. 
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Der andere, von dem ich zu fprechen habe, ift der Bankier Wittelöhöfer 
in Wien. Wie Miquel eine komplizierte, war MWittelahöfer eine einfache 
Natur. Der Minifter Hat fich voll entjalten können in einem langen 
erfolgreichen Leben, und Wittelshöfer ift als junger Mann einer tüdifchen 
Krankheit erlegen. Er war vom praftijchen Leben und nationalölonomijchen 
Studien ausgegangen, hat dann einflußreiche Stellungen im Bankweſen 
befleidet, aber feine Seele gehörte voll und ganz der Sache der Arbeiter. 
Er, der fih alle Genüffe der Kultur verfchaffen konnte, glaubte, daß dieſe 
wertlo8 bleibe, wenn e8 nicht möglich jei, den unteren Klaſſen einen ent— 
Iprechenden gerechten Anteil daran zu verfchaffen. Sein jcharfer Verſtand 
und die nationalöfonomifche Schule, die er durchlaufen Hat, wiejen ihn 
auf eine Bahn Halb jocialiftifcher Spekulation; er kam mit feinen 
Gedanken Karl Marx jehr nahe. ch felbft Habe mich deshalb faſt ftets - 
in ſcharfem theoretifchen Gegenjfat zu ihm befunden. Er hätte, wäre er 
nicht zu praftiih und nüchtern gewejen, vielleicht ganz ins focialiftifche 
Lager übergehen können. Er ftand den Führern der Gocialdemofratie 
perfönlich jehr nahe; aber in unjeren Kreiſen, in unferem Verein gab er 
fi) voll und ganz hin. Er bildete den linken Flügel in unjerem Aus— 
ihuß, aber ſehr Häufig auch das eigentlich treibende Rad, und deswegen 
find wir ihm zu großem Dank verpflichtet. Er war immer ganz bei der 
. Sade. Immer unabhängig und unerfchroden, lebte er ganz den Reform= 
plänen praftijcher Art, den focialwiflenschaftlichen Unterfuchungen, die wir 
verfolgen. Er war uns ftets durch feinen Charakter, durch feine Liebend- 
würdigfeit und Herzensgüte, durch feinen Scharffinn und feine Entjchloffen- 
heit ein guter Kamerad und ein treuer Freund, ein waderer Kampigenoffe, 
den wir niemals vergefien werden. ch möchte Sie bitten, zum Andenken 
an dieſe zwei Toten fi) von Ihren Sitzen zu erheben. 


(Geichieht.) 
Vorſitzender: Wir treten jeßt in den erjten Gegenjtand unferer 


Tagesordnung ein, und ich erfuche Herrn Profeffor Dr. Fuchs, mit feinem 
Referat zu beginnen. 


Die Wohnungsfrage. 


I. 
Neferat 


von 


Profeffor Dr. C. I. Fuchs (Freiburg i. Br.). 


Derehrte Anweſende! Die Wohnungsfrage Hat in dem Verein für 
Sorialpolitit, wie die Alteren unter Ihnen wiſſen, ſchon eine Gejchichte, fo 
alt wie der Berein jelbit. Schon auf der Gründungsverfammlung des 
Dereind, zu Eiſenach, ift fie durch ein Referat Engels und befonders eine 
Rede Adolf Wagners zum Worte gefommen, und dann ift fie 1886 in 
zwei Bänden der Schriften deö Vereins wie in der Generalverfammlung 
zum erftenmal eingehend erörtert worden, unter Führung des Marne, zu 
deffen Gedächtnis wir uns foeben erhoben haben, Johannes Miquel. Die 
beiden damals veröffentlichten Bände Hatten die Aufgabe, zunächit das 
Borhandenfein einer Wohnungsfrage, ja Wohnungsnot in Deutichland für 
weitere reife überhaupt einmal zu beweifen und die Wege zur Abhilfe 
erſtmals abzufteden. Infolgedeſſen enthalten fie neben den allgemeinen Ars 
beiten von Neeie über „die Hauptergebniffe der Wohnungsftatiftif deutjcher 
Großftädte" und von Leuthold „Won welchen gejeglichen Beitimmungen 
fann Minderung der Wohnungsnot in unferen Großftädten erwartet werden ?" 
vor allem eine Anzahl monographifcher Darftellungen der Verhältniffe in 
den wichtigften deutjchen Großftädten, jowie zwei Arbeiten über Frank— 
reih und England. Miquel Hatte die Einleitung gejchrieben und er— 
ftattete da8 Referat. Er hat damals an beiden Stellen ein Programm 
der Wohnungsreform entwidelt, über das wir, von Einzelheiten abgejehen, 
bis jeßt noch nicht erheblich hinausgekommen find, und fo ift e8 auch 
eine Art Gedächtnisfeier, wenn wir diefe Frage heute wieder in jeinem 
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Sinne behandeln. Im folgenden Jahre 1887 erjcholl dann der beredte 
„Mahnruf“ des Vorſitzenden unferes Vereins. Später iſt die Frage mehr 
nach ihrer technischen und hygieniſchen Seite Hin behandelt worden, jo 
namentlich) vom Verein für öffentliche Gejundheitspflege, und die wirtjchaft- 
liche Seite fing dabei manchmal etwas an vernachläffigt zu werben, 
und das letzte Jahrzehnt brachte dann auch die erften wirklichen Reform« 
verfuche der Gejeßgebung und Verwaltung. Als nun der Verein für Social« 
politif vor zwei Jahren befchloß, wiederum die Wohnungsfrage in Schriften 
und auf der Generalverfammlung zu behandeln, da war feine Aufgabe von 
Anfang an offenbar eine ganz andere, ala das lebte Mal. Es galt nun 
nicht mehr, die Eriftenz einer Wohnungsfrage und einer weit verbreiteten 
Wohnungsnot überhaupt erft zu beweifen — denn fie wird Heute nur noch 
von einigen Hausbeſitzerorganen beftritten —, fondern es galt, in einem 
zufammenhängenden Bilde zu zeigen, was feit 1886 auf dieſem Gebiete 
geleiftet worden ift, wie die Wohnungsverhältniffe fich ſeitdem entwidelt 
haben, ob die Hoffnungen fich erfüllt Haben, die damals auf der General- 
verfammlung von 1886 jo laut ausgeiprochen wurden, feitzuftellen, was die 
gejeglichen und Berwaltungsmaßnahmen der letten Zeit leiften und leiften 
fönnen, und zugleich alle wichtigeren fremden Länder zum Vergleich heran 
zuziehen. Der Zeitpunkt für eine folche fritifche Zufammenfaffung jcheint gut 
gewählt, weil die Gejeßgebungsmafchine in einigen Staaten jchon zu arbeiten 
angefangen hat, in anderen eben erſt angeheizt wird, aber noch nirgends ganz 
gut funktioniert. Infolgedeſſen wurde von monographiichen Schilderungen 
einzelner typiſcher Wohnungsverhältniffe diesmal ganz abgejehen und nur 
in einer „Einleitung“ aus Gründen, die wir gleich erfennen werden, bie 
Entwidlung der Grundrente für Berlin, Wien und Prag Hiftorifch unter— 
juht und die allgemeine Wohnungsftatiftil fortgefegt — in Verhinderung 
Neefes durch eine dem Verein fertig angebotene, jehr eindringende Arbeit 
von Dr. Hugo Lindemann —, der Schwerpuntt aber gelegt auf eine ein= 
gehende Darjtellung und Prüfung der einzelnen Abhilfemaßregeln, die in 
der Zwifchenzeit jchon zur Anwendung gebracht oder vorgejchlagen worden 
find, und zwar nach der guten neuerlichen Gepflogenheit des Vereins für 
Socialpolitik für Deutfchland und Öfterreich zufammen. Und endlich wurde 
versucht, auch jür das übrige Ausland eine kurze, zufammenfaflende Dar: 
jtellung der Entwiclung zu befommen. Das Ergebnis diefer Arbeiten liegt 
in den 4 Bänden vor, die in Ihren Händen find, und ich darf wohl be= 
baupten, daß fie eine Fülle von Belehrung und von für weitere Kreiſe 
neuen Gefichtöpunften enthalten, eine handliche Zufammenfaffung der bisher 
nur dem Fachmann befannten und zur Verfügung ftehenden Materialien 
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und Ideen. Über fie einen kurzen Überblick zu geben, ift meine heutige 
Aufgabe, und ich beginne fie mit einem Worte des berzlichften Dankes an 
alle unfere Mitarbeiter, zum großen Zeil Männer im öffentlichen Leben, 
viel beichäftigt und in Anfpruch genommen, und ganz bejonderd an Herrn 
Profefjor Albrecht, den trefflichen Kenner der Wohnungsfrage, der nicht nur 
beim Entwurf des Programms und bei der Auswahl der Mitarbeiter her— 
vorragend mitgewirkt hat, —— auch in nachher eingetretene Lücken ein— 
geſprungen iſt. 

Wenn wir nun damit beginnen, die Stellung der einzelnen Länder in 
Bezug auf die Löfung der Wohnungsfrage zu betrachten, jo zeigt es ſich, 
daß Deutichland Heute eine mittlere Stellung einnimmt. In einer 
Gruppe von Staaten ijt jo gut wie gar nichts oder doch weniger als in 
Deutjchland gejchehen, in einer andern erheblich mehr. Zur erfteren Gruppe 
dürfen wir das in unſeren Schriften gar nicht behandelte Italien, Ruß— 
land und, wie Sie jehen werden, auch Frankreich rechnen, und wohl 
im ganzen auch Öfterreih. Zur letzteren Gruppe gehören England, 
die Bereinigten Staaten, Belgien und die deutſche Schweiz, 
während Schweden, Norwegen, Dänemark und die franzöfijche 
Schweiz gleich Deutſchland auf mittlerer Linie jtehen. Wir wollen von 
leteren Ländern und don den zurüdjtehenden hier im allgemeinen nicht 
handeln und Höchitens bei einzelnen Punkten darauf zu fprechen kommen, 
jondern Deutichland vergleichen mit den Ländern, die ihm voranitehen. Da 
zeigt fih uns nun ein großer Unterfchied: in Deutjchland ift feit 1886 
die Wohnungsfrage hundertmal „gelöft” worden — auf dem Papier und 
auf dem Katheder; nicht Taufende, fondern Hunderttaufende von mufter- 
haften und billigen Wrbeiterwohnungen find gebaut worden — auf dem 
Papier; von allen Seiten ift durch Ärzte, Techniker, Nationalötonomen 
bineingeleuchtet worden — nicht in die Wohnungen, aber in die Wohnungs» 
frage, daß fein Edchen darin dunfel geblieben it — kurz, theoretiſch 
haben wir in Deutjchland die Wohnungsfrage in dieſer Zeit bemeiftert. 
Aber praktiſch ift, wenn wir ehrlich fein wollen, troß vieler jchöner An— 
jäge und hoffnungsvoller Keime der jüngften Zeit, alles in allem genommen 
und alles gemeſſen an der Größe der Aufgabe, doch noch recht wenig ge= 
ſchehen: zu einer Wohnungsreform großen Stils, wie fie 1886 Miquel ge= 
fordert und vorgezeichnet hat, find wir bis heute noch nicht gekommen. 

Sniolgedeffen haben fich die Wohnungsverhältnifie in Deutich- 
land, wie aus der Lindemannjchen Arbeit über die Wohnungaftatiftif im 
94. Bande der Schriiten hervorgeht, in diefem Zwijchenraume jedenfalld im 
allgemeinen nicht verbeflert, jondern entiweder, dem Wachstum der Bevölke— 
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rung entprechend, auf dem gleichen Niveau erhalten oder verjchlechtert. 
Noch Iebten in Berlin 1890 über 8000, 1895 über 10000 Menfchen in 
Wohnungen ohne alle Heizgelegenheit, und in Wohnungen mit nur einem 
heizbaren Zimmer 1890: 676000, 1895: 710000; die Zahl der letzteren 
Wohnungen war 1885: 152000, 1895: 203000. In Breslau waren 
1895 von 88000 unterfuchten Wohnungen 3000 (d.h. 3,4 io) „über- 
völkert“: fie Hatten im Durchjchnitt 6,9 Bewohner und 164 Schläfer auf 
je 100 Betten! Beſonders Hervortretend ijt die wachjende Ausdehnung des 
Gtagenhaufes, der vier- und mehrftödigen Mietskaferne, hauptſächlich in 
Berlin, aber nach feinem Beifpiel auch in den andern großen und mitt- 
Ieren, ja jelbft fleinen Städten Deutſchlands. In Berlin Hatten von 1000 
bewohnten Gebäuden 1880: 336, 1890: 466, 1895: 671 vier und mehr 
Stockwerke; im Durchichnitt famen auf ein Grundftüd in Berlin 1882: 
14,9, 1897: 19,8 Wohnungen. Die „Behaufungsziffer” (Zahl der Be- 
wohner pro bewohntes Grundftüd) ift überall geftiegen, nur in Berlin in 
der allerjüngiten Zeit, wohl infolge dagegen ergriffener Maßnahmen, etwas 
gefunfen; fie war in Berlin 61 im Jahre 1880, 73 im Jahre 1890, 72 
im Jahre 1895; in Leipzig bezw. 39, 34, 35, in Frankfurt a./M. 19, 20, 
in Breslau 45, 50, 51. Dies find aber nur die groben Hauptziffern; 
wenn Sie den zahlenmäßigen Umfang der Wohnungsmijere im einzelnen 
und ihre Differenzierung kennen lernen wollen, jo kann ich Sie nur auf 
die außerordentlich verdienftvolle Arbeit Lindemanns hinweiſen. Nur einen 
von ihm feftgeftellten neuen Zug der Entwidlung hebe ich noch hervor: 
befonders in Leipzig, Frankfurt und Hamburg finden wir eine Abnahme 
der einzimmerigen Wohnungen und eine Zunahme der zweizimmerigen; das 
bedeutet, daß die Abneigung der Unternehmer, Kleine Wohnungen zu ſchaffen, 
im Wachfen ift, und daß fich zwijchen Mieter und Haugbefiger eine Zwiſchen— 
perjon, der Zimmerbermieter, einfchiebt, auf die der Hausbeſitzer das Riſiko 
abwälzt, und die daher wiederum zur Steigerung der Mietpreife beiträgt. 
Entiprechend diefer Zunahme der zweizimmerigen Wohnungen fteigt daher 
die Zahl der Aitermieter und Schlafgänger. Die Zahl der Iekteren in 
Berlin war 1880: 59000, 1890: 95000; es Hatten 1890 in Leipzig 
17,5 %/o aller Wohnungen Schlafburfchen, in Frankfurt a. M. 6,2, in 
Breslau 12,5, in Berlin 15,8; Schlaigänger und Zimmermieter, aljo 
überhaupt familienfremde Elemente aber hatten in Xeipzig 30 %o, in 
Berlin 23, in München 31, in Breslau 20,7 %0 aller Wohnungen. Des 
weiteren bat die jüngfte Zeit — davon giebt zwar die Statiftik feine Aus— 
funft, aber das ift durch Einzelbeobachtungen feitgeftellt — an vielen 
Drten die aktuellfte Form der Wohnungsnot gejehen, daß nämlich über- 
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haupt gar feine Fleinen Wohnungen auch für zahlungsfähige Familien 
vorhanden find, jo daß die Stadtverwaltung foldhe in Armenhäufern und 
Baraden unterbringen mußte. | 

Gegenüber den theoretifchen Fortfchritten haben fich die thatjächlichen 
Mohnungsverhältniffe alfo nicht entjprechend verbeſſert; fie bieten noch das— 
jelbe, ja zum Zeil ein noch trüberes Bild ala 1886. Aber wir wollen 
darum jene theoretifchen Fortjchritte und die darauf verwendete Mühe nicht 
verachten und gering ſchätzen; ift e& doch eine Eigentümlichkeit aller deutjchen 
wirtjchaftspolitifchen wie politischen Entwidlung überhaupt, daß eine jolche 
gründliche theoretifche Vorarbeit die unerläßliche Vorausſetzung für das 
Handeln if. So war e8 bei der Arbeiterverficherung, bei allen großen 
MWandlungen der Handeläpolitif u. f. wm. — das find eben die Eierfchalen 
des Volles der Dichter und Denker, die wir noch nicht abgeftreiit haben. 
Und fo giebt der theoretifche Höhepunkt, den wir erreicht haben, und bie 
Hoffnung, daß nun auch für uns überall die Zeit des Handelns gefommen 
ift, und thatfächlich Fönnen wir ja auch ſchon über eine Anzahl von praf- 
tiichen Verſuchen auf dieſem Gebiete in der jüngften Zeit berichten. Im 
Ausland dagegen, dad wir mit Deutjchland Hier Eontraftieren, in den 
Ländern aljo, die Deutjchland voranftehen, wird in der Regel zuerft ge- 
handelt und dann — ſehr viel weniger darüber geichrieben und geredet. 
Und fo iſt feit 1886 in diejen Ländern erheblich mehr zur Löfung ber 
MWohnungsfrage gefchehen ala bei und. Aber wir müffen auch — wollen 
wir nicht ungerecht fein — berüdfichtigen, daß es diejen fremden Ländern 
auch erheblich Leichter gemacht war. Denn nirgends, ſelbſt nicht in ſter— 
reich, das Hier wie fonft die wirtjchaftliche Entwidlung Deutichlands viel» 
fah nahmadt, Hat die Wohnungsfrage eine folche Ausdehnung und 
Schwierigkeit gewonnen wie in Deutjchland in den letzten fünfzehn Jahren. 
Dazu find einige principielle Erörterungen unerläßlich. 

Mir müſſen eine allgemeine und eine bejondere Wohnungs— 
frage unterfcheiden. Die allgemeine Wohnungsfrage befteht darin, daß all- 
gemein die Mieten wachjen, wejentlich infolge des Wachſens der Grund: 
rente, aljo hauptjächlich infolge des Wachstums der Städte jelbft. Sie er- 
faßt beinahe alle Klaſſen in der Weije, daß die Mieten rafcher fteigen ala 
das Einkommen; aber fie erfaßt die verjchiedenen Klaſſen in jehr ver- 
jchiedenem Maße, und da nach dem bekannten Schwabeſchen Gejehe die 
Mieten um jo mehr betragen, je niedriger das Einkommen ift, jo erfaßt 
fie am fchärfften die unteren Klaffen. Aber für dieſe befteht noch eine be— 
fondere Wohnungsfrage, die man der Einfachheit wegen wohl „Arbeiter- 
wohnungsfrage“ nennt, obwohl fie das nicht außfchließlich iſt. Dieje 
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unteren arbeitenden Klafjen müſſen nämlich nicht bloß auch einen immer 
jteigenden Prozentjaß ihres Einfommeng für die Miete ausgeben, fondern 
die Wohnungen, die fie erhalten, find in der Regel in großem Umfange 
noch dazu gejundheitlich und fittlich ungenügend, und fchließlich fommt es 
in kraſſen Fällen dazu, daß die Arbeiter überhaupt feine Wohnung mehr 
finden, auch wenn fie im Verhältnis ihres Einfommens zahlungsfähig find. 
Diefe bejondere Wohnungsfrage beſteht aljo einerfeits in dem Mangel an 
Wohnungen und andererjeits in der Mangelhaftigfeit der vorhandenen 
Wohnungen. Sie ift durchaus nicht nur auf die Städte beichränft, ſon— 
dern erjtredt fich auch auf die arbeitenden Klaffen auf dem Lande, während 
die allgemeine Wohnungsfrage eine wejentlich jtädtifche Erſcheinung ift, ja 
die Stadtjrage der wachjenden Städte zar’ EFoynv. Und nun haben wir 
den bemerkenswerten Unterfchied zwiichen Deutjchland und bis zu einem 
gewifjen Maße Ofterreich einerjeit® und dem übrigen Auslande, Belgien, 
England, den Vereinigten Staaten andererjeits, daß wir aus leßteren immer 
nur von der fpeciellen Wohnungsfrage hören, daß die Arbeiterwohnungse 
Trage und bier ala das Hauptproblem entgegentritt; die allgemeine 
Mohnungsfrage ift entweder gar nicht vorhanden oder doch nicht jo ent» 
wicelt und ausgebildet, daß fie in den Vordergrund träte gegenüber der 
jpeciellen Wohnungsfrage. In Deutichland dagegen und in jehr viel ge= 
tingerem Maße in Öfterreich und zum fleineren Teil auch in der deutjchen 
Schweiz fteht die allgemeine Wohnungsfrage im Vordergrunde, die Arbeitere 
wohnungsfrage ift nur ein Bejtandteil derfelben, wenn auch ein jehr wich» 
tiger. Und zwar hat diefe Entwidlung fich Hier gerade in der letzten Zeit 
vollzogen, da bis 1886 auch hier im wejentlichen nur eine Arbeiter— 
wohnungsfrage vorhanden war. Woher diefer Unterfchied? Das bringt 
uns auf die Urfachen der Wohnungsfrage. 

- Die allgemeine Wohnungsfrage hat, wie ſchon angedeutet, ihre Haupt- 
nrjache in der Bodenfrage, dem Steigen der ſtädtiſchen Grundrente, der 
Grundſtückspreiſe, und zulegt im Wachjen der Städte ſelbſt, und da gerade 
in Deutjchland in den lebten Jahrzehnten die jtädtiiche Entwidlung eine 
ganz bejonders rapide geweſen ijt, jo erklärt fich jchon daraus, warum bie 
allgemeine Wohnungsfrage ſich hier jo entwidelt hat. Auf diefe Frage der 
ftädtifchen Grundrente fann ich nur furz eingehen, da fie im zweiten Refe— 
rate ausführlich behandelt werden wird. Die Steigerung der Grundrente 
ift zunächit in gewifjem Maße eine natürliche und notwendige Erjcheinung, 
hervorgerufen durch das Wachſen der Städte: fie ift begründet im Mangel 
an Baupläßen, Wohn- und Gejchäftsräumen in centraler Lage, dem bier 
durch die Natur bejchränkten Angebot gegenüber einer wachjenden Nach» 
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frage. Neben diefer natürlichen Urjache jtehen aber auch Fünftliche, und 
dahin gehört zum Zeil die Beſchränkung des Angebots, wie fie einer- 
feit8 durch Großgrundbefit in unmittelbarer Nähe der Stadt, andererſeits 
durch Zerfplitterung des Grundbefiges und „Gemengelage” der Grundjtüde in 
der Nähe der Städte entfteht, und dann kommt andererjeits das größere Ge- 
biet der fünftlichen Beeinfluffung Hinzu: die Bodenfpefulation, Dieje Hat 
zwar, wie Andreas Voigt im 94. Bande unferer Schriften betont, auch bier 
wie ſonſt ihre Notwendigkeit und ihre Berechtigung; aber es ijt fein 
Zweifel, daß zu den Auswüchſen, zu denen jede Spekulation führt, gerade 
bier bejonders reichlich Gelegenheit gegeben ift, indem die Bodenfpefulation 
unbebaute oder niedrig bebaute Grundftüde zurüdhält und jo das Angebot 
fünftlich einſchränkt, andererfeits jehr oft da® Tempo der Entwidlung über: 
Ihäßt und infolgedeffen eine zu Hohe Steigerung vornimmt, indem fie 
jedenfall den ganzen Gewinn der aus natürlichen Gründen erfolgenden 
Steigerung Für fi im Anſpruch nimmt. Aber wie gejagt, ich überlafie 
diefe Frage dem zweiten Referenten; nur einen Punkt gejtatten Sie mir, 
bier noch zu berühren. Diefes Eingreifen der Spekulation in die Bewegung 
ber Bodenmwerte erklärt nach meiner Anficht vor allem das enorme Wachien 
der Bodenwerte auch in den Außenbezirfen, und da hat nun bekanntlich 
zuerſt Eberjtadt die Bemerkung gemacht, daß dies in Deutſchland ermög— 
licht, ja hervorgerufen fei durch die Mietsfaferne, d. h. die Ausdehnung 
der Mietöfaferne durch verkehrte Bebauungspläne auch auf die Außenbezirke 
und Vororte hinaus, und nad ihm Hat Paul Boigt in feinem ausgezeich- 
neten, von Andread Boigt herausgegebenen Buch über Berlin in ähnlicher 
MWeife vor allem die Bauordnung ald Urſache Hingeftellt. Und jo fällt der 
Unterfhied zwiſchen Deutichland und den ihm voranstehenden fremden 
Ländern auch in der That mit einem anderen zum größten Teil zufammen : 
Deutihland ift das Land des Etagenhaujes, der Mietskajerne, nicht 
nur im Innern der Städte, fondern auch in den Außenbezirken und Bororten, 
und nicht nur in den Großjtädten, fondern auch in mittleren und Kleinen 
Städten; und England und Belgien, auch die Vereinigten Staaten 
find die Länder der geräumigen oder offenen Bauweife, des Einfamilien- 
baufes als wirklichen Ginzelhaufes oder ala Neihenhaufes, und nicht nur 
bei den wohlhabenden, fondern auch bei den arbeitenden Klaſſen. 

Diefer Unterfchied der Wohnfitten ift allerdings fchon alt. Einem von 
Beta ausgegrabenen alten englifchen Gefeß zu Gunften des Einzelhaufes fteht die 
von Paul Voigt una gejchilderte Politik der preußifchen Könige im 18. Jahr» 
hundert gegenüber, die darauf hinauslief, das Etagenhaus fünftlich zu jürdern. 
Einmal bauten die Könige auf ihre Koften in Berlin und Potsdam den 
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Bürgern zahlreiche Häuſer, aus Sparſamkeit ala Etagenhäuſer, dann aber ver— 
bietet Fyriedrich II. den wohlhabenden Leuten direkt das Alleinbewohnen eines 
Haufes, indem er verordnet, daß diejenigen „chriftlichen Partikuliers, auch 
Juden, jo die beiten und größten Häufer an fich zu bringen Gelegenheit 
gefunden” und an der Steigerung der Mieten guten Teils dadurch ſchuld 
jeien, daß fie, ohne wegen ihrer Bedienung, nombreufer Tyamilien oder 
itarfen Verkehrs dazu gezwungen zu fein, fie allein bewohnten, ſolches aus 
Übermut und zur Üppigfeit nicht ferner thun, fondern fo viele Familien 
wie nach Beichaffenheit der Häufer möglich, mietweife darin aufnegmen 
jollten. Wenn fie fih dazu nicht gutwillig verftänden, jollten fie dazu 
durch rechtlichen Zwang angehalten werden. Allein der große Gegenjaß, 
wie er heute zwijchen Deutjchland und den andern Ländern beiteht und am 
deutlichften in den Behaufungsziffern zum Ausdrud kommt (Xondon 7, 
Glasgow 5—7 gegen 72 in Berlin!), it doch erſt ein Produkt der 
neueften Entwidlung in Deutjchland und inäbefondere in Berlin, und 
hier wird nun eben die Ausdehnung der Mietskaſernen durch fehlerhafte 
Bauordnungen und Stadtbaupläne dafür verantwortlich gemacht, indem 
dieje die Anforderungen, die an den eigentlichen Verkehrsſtraßen notwendig 
find, unbedacht ausgedehnt haben auf das ganze Stadtgebiet und dadurch 
die riefigen geraden Baublöde mit ihren großen Tiefen und damit not= 
wendig die Hofwohnungen ꝛc. gejchaffen haben. 

Gegen diefe Herrjchende Anjchauung von der Bedeutung des Bebauungs- 
plane und der Bauordnung für die Verbreitung der Mietöfafernen und die 
daraus namentlich von Architekten und Hygienikern abgeleitete Forderung, 
durch entjprechende Geftaltung der beiden die „geräumige Bauweiſe“ auch 
in Deutjchland allgemein in Anwendung zu bringen, bat fich zuerſt in 
jüngfter Zeit ein vereinzelter Widerſpruch in der Schrift von Abele in 
Stuttgart „Weiträumiger Städtebau und Wohnungsfrage“ erhoben, und 
wie Sie wifjen, tritt ihm nun im 94. Bande unferer Schriften Dr. An— 
drea Voigt, der Herausgeber jenes Hinterlaffenen Werkes von Paul Voigt, 
zur Seite. Er tritt ebenfalle, wie Abele, für die Mietsfaferne bezw. den 
Hochbau ein, ala die Form des baugewerblichen Großbetriebes, die allein 
die Möglichkeit geboten babe, in kurzer Zeit jo große Maffen zu behaufen, 
und die vielleicht eine Steigerung des Bodenpreifes, aber keineswegs eine 
Steigerung der Mietspreife gebracht Habe, ja die an und für fich einen 
niedrigeren Stand der Mieten ermögliche.. Daß trogdem die Mieten geftiegen 
find, wird von ihm zurüdgeführt auf die Steigerung der Baufoften durch 
Erhöhung der Materialpreife und der Löhne, vor allem aber durch die 
Erhöhung der Lururiofität des Bauens. „Die Wohnungsfrage — eine 
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Bautoſtenfrage!“ ift die Quinteſſenz feiner Ausführungen. Diefe Ergebniſſe 
jeiner Unterfuchungen find wohl niemand überrafchender gefommen ala ihm 
jelbft, ift er doch erft auf dem Wege zu ihrer Ausarbeitung aus einem 
Paulus zu einem Saulus geworden. Ich Habe fie als Herausgeber mit 
einer gewiſſen Freude begrüßt, weil die Wiedergabe diejer Auffaffung in 
unferer Publifation und jedenjalla gegen den Vorwurf der Parteilichkeit 
jeiten® der Haußbefiter, welche die gleiche Argumentation zu machen pflegen, 
ficherftellt. Aber für richtig kann ich fie in der Hauptfache nicht Halten. 

Meines Erachtens ift dieje Darftellung von Voigt zweifellos eine wert- 
volle Korrektur der Ginfeitigfeit der herrſchenden Auffaffung, aber auch 
nicht mehr. Der Sat „die Wohnungsfrage eine Baukoſtenfrage“ ift eine 
ebenfolche Übertreibung wie die Behauptung, daß ausſchließlich die Boden— 
ipefulation zufammen mit dem Mietshaufe die Wohnungsfrage verjchuldet 
haben. Daß die Mietskaferne allein große Bevölkerungsmaſſen unters 
zubringen vermag, ijt wohl nur für Städte mit bejchränfter Ausdehnungs— 
möglichkeit richtig, wie beifpielaweife Stuttgart, weshalb wir es verftehen, 
daß gerade von dort ber der erſte Widerfpruch erjcholl, nicht aber für 
Städte in der Ebene. Die wirtfchaftliche Überlegenheit des Hochbaues aber 
und die Ermöglichung billiger Mieten durch ihn befteht doch nur in der 
eriten Zeit, nur dann, wenn in einem bisher niedrig bebauten Gebiete die 
erften Hochbauten entftehen; wenn aber diefe Methode allgemein wird, 
dann wird die größere Ausnußung des Bodens in den Grundjtüdspreijen 
vorweg genommen. So erklärt es fich auch, daß der Londoner Grafſchafts- 
rat und manche Baugenofjenfchaften bei uns billiger bauen können dadurch, 
daß fie dort, wo, wie etwa in London, nur niedrige Häufer bisher waren, 
jeßt Hochbauten aufführen. Immerhin find diefe Ausführungen U. Boigts 
_ wertvoll zur Korrektur der entgegengefegten Auffaffung, indem fie mit dev nötigen 
Deutlichkeit ar machen, daß wir die Mietäfaferne jedenfalls im Stadt- 
innern nicht entbehren fönnen, und indem fie gegenüber den Bodenreiormern 
nachweijen, daß die Bodenjpefulation und das Privateigentum am Boden 
nicht allein jchuld find an dem Steigen der Mieten und der darin be= 
ftehenben allgemeinen Wohnungsfrage. Der Wohnungslurus aber, den 
Voigt dafür verantwortlich macht, indem er jagt, daß die Kleinen Häufer 
wegen ihrer größeren Einfachheit in Belgien länger fonturrenzfähig bleiben 
tönnen, ift ja, wie er jelbjt zugiebt, gerade durch die Mietskaſerne hervor- 
gerufen worden. Mit Unrecht fcheint mir aljo Voigt die Rolle, welche das 
Mietshaus in Deutichland fpielt, ganz zu beftreiten. 

Eberitadt Hat diefe num foeben in feinem neueften Buche „Der deutfche 
Kapitalmarkt” von einer neuen Seite her beleuchtet. Er lenkt darin 
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nämlich die Aufmerkjamfeit — wie ſchon früher in wenig wifjenfchaftlicher 
Meife Ottomar Beta — auf die enorme Verſchuldung des Grund 
und Bodens, die ungeheure Zunahme des Realkredits in Deutjchland, 
der nach jeiner Schägung im Jahre 1900 die unheimliche Summe von 
42 Milliarden Mark erreicht Hat, und zwar hauptſächlich durch Zus 
nahme der ftädtifchen Verfchuldung. Diefe war in Preußen von 1886—97 
3/amal jo groß als die der ländlichen, in Bayern 1895—97 4l/gmal jo 
groß. Das „Berliner Syſtem der neueren Bodenverjhuldung — Boden: 
ipefulation, Mietskaſerne, Hppothefenverfchuldung mit ihren jchlimmen 
Begleiterfcheinungen —”, jagt er, hat fich in den letzten 10—12 Jahren 
im übrigen Deutichland ausgebreitet und it raſch in die übrigen Städte 
vorgedrungen,; München nimmt Heute eine ähnliche Stelle in Bayern ein 
wie Berlin in Preußen. Eine ſolche Bodenverjchuldung findet fich in 
feinem «nderen Lande, wie jchon die Vergleihung des Pfandbriefumlaufs 
der europätichen Bodenfreditanitalten — aljo ganz abgejehen von den PBrivat- 
hypothefen — zeigt; er betrug nämlich im Jahre 1898 von insgefamt 
25,7 Milliarden in Deutjchland allein 11,5 Milliarden gegen 5,8 in 
Rußland, 2,8 in Ofterreich, 2,1 in Frankreich, 0,87 in Belgien. Die 
Derzinfung jener enormen Bodenverfchuldung und ihre Zunahme — die 
„Kapitalifierung des Grund und Bodens“ — beanfprucht nach Eberftadt 
jährlih etwa 3,7 Milliarden, während der „Kapitalreinanfpruch” der 
Börjenemiffionen auf allen übrigen Gebieten der Volkswirtſchaft nur 1,8 
Milliarden ift. Die Folgerungen, die er, wie ebenfalls ſchon früher Beta, 
daraus Für die „dauernde Schwäche des deutſchen Kapitalmarftes“ zieht, 
beichäftigen uns bier nicht, jondern nur der Zujammenhang diefer Ver— 
ichuldung mit der Boden und Wohnungsfrage. In diefer Beziehung hebt 
nun Gberjtadt hervor, daß die ftädtifche Verfchuldung im Gegenſatz zur 
ländlichen nicht mit finfender, fondern mit wachjender Grundrente jteigt, 
aljo eine „Mehrwertsverichuldung“ ilt, jowie daß die Werterhöhung des 
Bodens entweder auf nüßlicher Aufwendung, Melioration, beruht, oder nur 
durch Preistreiberei, Spekulation erfolgt („materielle” bezw. „immaterielle” 
Verschuldung), und daß nun jene enorme Schuldenlaft des ftädtijchen Bo— 
dens jowohl bei der materiellen wie bei der immateriellen Verſchuldung 
fejtgehalten, d. h. gar nicht getilgt wird. Wie hat nun — fo fragt Eber- 
ftadt weiter — eine Schuldenlajt von folch jchwindelnder Höhe überhaupt 
fontrahiert werden fünnen, und warum wird fie unausgefeßt gejteigert und 
feftgehalten? Gr antwortet darauf: nur „ein Syitem bejonderer Ein- 
richtungen, das fo beichaffen it, daß die Laſt der Verſchuldung nicht auf 
dem Bodenbefiger ruht, jondern unmittelbar auf andere Schultern über: 
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tragen wird“, kann das eigentümliche Verhältnis bewirken, daß höchſte 
Berihuldung dem Schuldner höchſten Gewinn bringt, und er findet diejes 
Syftem nun in der „allgemeinen Schablone des neueren (deutfchen) Stäbdte- 
baus, dem Maſſenmietshaus“, das nach feiner Auffaffung ja keineswegs nur 
eine Schöpfung des Architekten, jondern in erfter Linie der Verwaltung ift. 
Das MWefentliche bei diefem Maſſenmietshaus ſei nämlich die Thatfache der 
unmittelbaren Abwälzung der Laſten des Grundbefiters auf 
den Mieter. „Das in den lebten Jahrzehnten in Deutjchland aus— 
gebildete Syitem der Mietskaſerne hat, wo immer es durchgeführt ift, den 
effettiven Grumdbefiter gänzlich befeitigt: es fennt nur eine geringe Zahl 
nomineller Hausbeſitzer und andererjeits die Maſſe der Mieter“. Ach 
verlafle diefe Ausführungen, weil Herr Dr. Eberſtadt jelber ſich noch 
darüber auöfprechen wird. Iſt feine Argumentation richtig, dann hätten 
wir darin den Hauptjchlüffel für das Verhältnis, daß Deutichland heute 
gegenüber den andern Ländern an der allgemeinen Wohnungsfrage leidet, 
und damit zugleich die Erklärung, warum es in jenen Ländern jo viel 
leichter war, in diefer Zeit etwas zu Leiften. 

Denn auch die jpecielle Wohnungsfrage Hat fich dadurch bei uns 
bejonders verjchärft, indem gerade die Mißſtände des nur zum Verkaufe ge= 
bauten Maffenmietshaufes bei den für die arbeitenden Klafſen beitimmten 
befonder3 fühlbar werden mußten, und gerade bei uns fich eine befonders 
ftarfe Abneigung des privaten Bauunternehmer? gegen den Bau Kleiner 
Wohnungen bemerfbar macht, weil die Verwaltung eines Haufe mit Klein- 
wohnungen nicht als eine Annehmlichkeit angejehen wird, und diejes daher 
fchwer verfäuflich ift. Andererſeits Liegt auch bei uns ein großer Fehler auf 
Seite der Arbeiter in der mangelnden Erkenntnis der Notwendigkeit einer 
guten Wohnung. Diefe und die andern bejonderen Urfachen der fpeciellen 
MWohnungsfrage brauche ich aber faum zu erwähnen, denn fie find diefelben 
in allen Ländern. 

Laſſen Sie mich nun kurz fchildern, was in diefen anderen Ländern, die 
Deutfchland voranjtehen, gefchehen ift, und damit das vergleichen, was bei 
ung gethan worden ift. Da müſſen wir unfere Blide zuerft auf Eng: 
land lenken, auf die Heimat des vorhin von dem Seren Vorſitzenden ge— 
fennzeichneten Mancheftertums, das höchſt charakteriftiicherweife bekanntlich 
auf diefem Gebiet zuerft in der anderen Richtung vorangegangen ift. Wir 
haben da außer der Darftellung in unferen eigenen Schriften jetzt auch ein 
Werk von Oppenheimer „Wohnungsfrage und Wohnungsreform in Eng— 
land“ und werden in Bälde auch noch in einer Kleinen Schrift von 
Dr. Sinzheimer „Die Arbeiterwohnungsfrage”, deren Nushängebogen mir 


26 Referat von Profeffor Dr. C. 3. Fuchs. 


der Berfaffer in liebenswürdiger Weile in den lebten Zagen noch zur 
Verfügung geitellt hat, eine neue Darjtellung eines Kenners der englifchen 
Berhältniffe befommen. Bekanntlich hat jchon 1886 in England eine große 
Gejeßgebung vorgelegen, welche hier von Anfang an das doppelte Ziel ver- 
iolgte: Befeitigung der ungefunden Wohnungen und Förderung des 
MWohnungsbaues, und über diefe Gefeßgebung iſt man gar nicht jo jehr 
viel hinausgegangen; aber es iſt die Hauptfache in der Zwiſchenzeit 
geichehen: es ift diefe Gejeßgebung praftifch gehandhabt und zur Anwen 
dung gebracht worden. Wie in den älteren Schriften des Vereins für 
Socialpolitit von Aſchrott nachgewiefen ift, war es vor allem die Un= 
geeignetheit der Behörden, denen die Durchführung der Gejetgebung oblag, 
welche fie jehr wenig praftifch durchführen ließ. Es waren die befannten 
Zofalbehörden der Kirchſpiele u. ſ. w., die felbjt zum großen Zeile aus 
Hausbefitzern reſp. „Hausfarmern“, alfo aus Antereffierten fich zuſammenſetzen 
und daher nicht gern bereit waren, die zum Zeil jehr einfchneidenden Gejeße 
durchzuführen. Und fo war eine Verwaltungsreform die notwendige Voraus— 
jegung der Wohnungsreform, und diefe ift num 1888 Hauptjächlich durch die 
Schaffung des Londoner Grafſchaftsrates (County Council) durchgeführt 
worden, der aus direkten Wahlen hervorgeht, gleich den andern Grafjchafts- 
räten jeinerjeit3 Beamte für die Wohnungspflege anjtellt, die Beamten der 
Zofalbehörden kontrolliert und ganz außerordentliche VBollmachten da hat, 
wo die Lofalbehörde es unterläßt, das Geſetz auszuführen: ex greift hier 
ein, indem er die nötigen Maßregeln ſelbſt trifft und fanı dabei nötigen- 
falls jogar Anleihen aufnehmen, die ſamt Zinfen zu Schulden der Xofal- 
behörde an den Graffchaftsrat werden. Diefe Verwaltungsreform war der 
erfte Hauptjchritt; dann wurden aber auch die Beitimmungen der bisherigen 
Gejege über Enteignung, Sanierung u. j. w. erweitert und zufammengejaßt 
in dem Arbeitermohnungsgejeß von 1890. Diejes zerfällt in drei Zeile, 
deren erſter Beftimmungen trifft über die Sanierung ganzer Quartiere und 
deren MWiederbebauung, deren zweiter Beftimmungen über den Umbau ge= 
gefundhHeitsichädlicher Häufer und Sanierung von Häufergruppen enthält, 
während der dritte Mafregeln zur Beiörderung der Errichtung don Miets— 
häufern für die Arbeiter umfaßt. Der dritte iſt noch nicht zur Ausfüh— 
rung gelommen, wohl aber die beiden anderen. Namentlich ijt es der 
Londoner Graffchaftsrat, der Erhebliches in diefer Beziehung geleiftet hat. 
Ferner hat der Small Dwellings Acquisition Act von 1899 die Ortöbehörden 
ermächtigt, an Eingejeffene Geld zur Erwerbung von feinen Häuſern aus— 
zuleihen, und im Jahre 1900 erhielten die Gemeindebehörden auch das 
Recht, außerhalb ihres MWeichbildes Land zur Errichtung von Arbeiter« 
wohnungen zu faufen, wovon der Londoner Grafichaftsrat auch jchon in 
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großem Maßſtab zum Zwed der Schaffung großer Arbeiterfolonien Gebrauch 
gemacht Hat. Auch die fchon zum Zeil weitreichenden Bejtimmungen der 
Gejebgebung über öffentliche Gejundheitspflege (Wohnungsinjpektion) von 
1875 — 1890 in einem bejonderen Gejeß auf London ausgedehnt — werden 
jegt in weiterem Umfange durchgeführt, und die Thätigfeit der Wohnungs» 
infpeftoren wird von den Berichterjtattern ganz bejonders gerühmt. Was 
die erwähnten Sanierungen anlangt, jo Haben folche in einigen Städten 
ichon früher begonnen, jo in Birmingham ſchon 1878, wobei 4000 Häuſer 
niedergelegt wurden und für 16500 Menjchen anderweit Wohnungen be= 
jorgt werden mußten. In Liverpool find in den letzten 10 Jahren 1200 
. Häufer abgebrochen worden; in London find von 1875 bis 1882 von der 
früheren Gentralbaubehörde (Metropolitan Board of Works) in 16 Sanie= 
rungen 32000 Perſonen vertrieben worden, von denen 27000 wieder 
untergebracht worden find. Der Grafichaftsrat jelbft Hat dann über 4000 
Wohnungen mit 15000 Bewohnern und 16 Logierhäujer mit 1000, alfo 
zufammen über 16000 Bewohner bejeitigt und nahezu ebenfoviel (16 224 
von 16278) durch eigenen Bau von Mietöhäufern wieder untergebracht. 
Der bei diefer Gelegenheit zur Anwendung gelommene Eigenbau iſt dann 
von ihm auch auf Grund des dritten Abjchnitts des Geſetzes angewendet 
worden, nämlich nicht bloß da, wo Sanierungen vorliegen, jondern auch 
zur Vermehrung der Wohnungen, und jo find bereits auf Grund dieſes 
Teils des Gejees für rund 6000 Perfonen Wohnungen gebaut oder im Bau 
und für weitere 12000 projeftiert. Am 3. März 1900 bob Lord MWilby 
bei Einweihung einer Häufergruppe in London hervor, daß die Gemeindebehörde 
mit einem Aufwand von 2 Mill. £ jchon der Hausmwirt von 42000 Per- 
ſonen geworden jei und man dies nur als einen jchwachen Aniang bes 
trachte. Dabei verzinſt fich bei dieſen Bauten des Grafſchaftsrates das 
Kapital nach Abzug aller Unkoſten durchjchnittlich mit 3,77 %o. Hier muß 
ferner noch auf eine Eigentümlichkeit Englands hingewieſen werden: die Ent— 
widlung der Öffentlichen Zogierhäufer. Nachdem durch die von Lord Rowton 
begründeten „Rowton Houses“ in London bewiejen war, daB ſolche Logier- 
häufer ſehr wohl in einer allen Anforderungen entfprechenden Weiſe ganz 
gut verzinslich hergejtellt werden können, find viele Städte auf ihre Kojten 
damit vorgegangen. Alle diefe Unternehmungen werfen einen Heinen Über— 
ihuß ab oder verzinjen fich wenigftens gut. Auch die gemeinnüßigen Bau— 
gejellfchaften, die in England, wie 1886 fchon feftgeitellt wurde, hervor— 
ragendes geleiftet Haben, waren in der Zwiſchenzeit nicht müßig; durch fie 
find Heute jür 107 000 Perfonen, allerdings meiſt aus den höheren Schichten 
de Arbeiterftandes, gute Wohnungen geichaffen worden. 

Auch in Belgien, dem zweiten Lande, das wir hier erwähnen wollen, 
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bat die Arbeiterwohnungsgejeßgebung von Anfang an die beiden Seiten im 
Auge gehabt: die Verbeſſerung der bejtehenden Zuftände durch Befeitigung 
mangelhafter Wohnungen einerjeitd und die Erleichterung zur Schaffung von 
Wohnungen für die jo obdachlos Gemwordenen und darüber hinaus anderer- 
ſeits. In Belgien iſt e& ein Gejeß von 1889, das eine ziemlich umfafjende 
Wohnungsgeſetzgebung darjtellt, indem dadurch „Wohnungg- und Wohlfahrtä- 
fommiffionen“ gejchaffen worden find. Diefe haben die Wohnungsinfpektion, 
allerdings nicht mit der nötigen Gewalt gegenüber den Gemeinden, aber 
nad unferem Bericht Hätten fie troßdem ſchon bedeutende Erfolge erzielt. 
Andererjeits fieht das Geſetz die Erleichterung der Schaffung von Heinen 
Mohnungen dadurch vor, daß die jtaatliche Gentraliparkaffe die nötigen 
Gelder dazu durch Bau= und Kreditgenofjenjchaften den einzelnen Arbeitern 
auf Grund eines Gertififats der Wohnungs- und Wohljahrtsfommiffion zur 
Verfügung ftellt. Es Haben fich von 1890 bis 1899 auf Grund des Ge- 
fees 188 Bau- rejp. Sreditgenofjenjchaften gebildet, durch deren Vermitt- 
lung nahezu 14000 Arbeiterhäufer hergeſtellt wurden; die Sparkaſſe Hat 
dazu 35,5 Mil. res. zur Verfügung geftellt. Auch die Frage der Ent- 
eignung, der expropriation par zones, ilt jchon 1867 angegriffen und dann 
1889 in bejtimmter Weiſe geregelt worden. Dieſes Geſetz hat nun be= 
fanntlich da8 Muſter für das franzöſiſche von 1894 gebildet, das nur 
darin darüber Hinausgeht, daß es fich nicht, wie jenes, auf Arbeiter be— 
Ichränkt, fondern auf Kleine billige Wohnungen überhaupt. Allein die 
Kommiffionen find hier nur fakultativ, und auch die Kreditbeichaffung ift 
nicht jo zweckmäßig geregelt, und tHatjächlich ift es bis jeßt ohne befriedi— 
genden Erfolg geblieben; darum Habe ich das Land in die erite Gruppe 
gerechnet: Frankreich, nicht England ift heute das Manchefterland. 

An den Vereinigten Staaten waren e8 befanntlich zunächſt pris 
date „Geſellſchaften zur VBerbefjerung des Wohnungsweſens“, die Großes ge— 
Ieiftet haben, und dann bier auch die von England übernommenen Building 
Soeieties, d. h. Darlehensgenofjenichaften, welche dem einzelnen Arbeiter Geld zum 
Bau eines Hauſes darleihen, und gerade die letzteren haben fich jet außer- 
ordentlich ausgedehnt. Es gab 1893 5838 folche building and loan asso- 
ciations, von denen 5796 1700000 Anteildeigner hatten, darunter vund 
450000 oder 26,25 Yo Darlehensnehmer d. h. Erbauer von Häuſern; 
durch Vermittlung von 4512 dieſer Gejellichaften waren bis 1893 rund 
315 000 Häufer erworben bezw. gebaut worden, überwiegend von der ar- 
beitenden Klaſſe, natürlich nur von beffer bezahlten Arbeitern. Über ?/s 
diejer Geſellſchaften haben 1893 erſt 5 Jahre beftanden. Dann aber find 
die Vereinigten Staaten andererjeit3 auch ein Land, in dem die Wohnungs 
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infpeftion zu einer vorzüglichen Ausbildung gefommen ift, wenn wir ben 
amerifanifchen Berichterjtattern Glauben jchenten dürfen. Allerdings find 
auch erft in den 90er Jahren die früheren Beitimmungen verfchärft worden, 
und jet verfügen die großen Städte von New York, Philadelphia, Bojton, 
Chicago — aber auch nur diefe — über eine jolche Inſpektion von einer 
Schärfe, wie wir fie in Europa nicht kennen. 

Endlich ein Wort über die deutihe Schweiz. „Wohl in wenigen 
Ländern,” ſagt unſer Bearbeiter, „hat man in dem Jahrzehnt von 1890 
bis 1900 der Wohnungsfrage im weitelten Sinne und der Wohnungsfrage 
der unteren Klaſſen der Arbeiter fo viele Aufmerkſamkeit geſchenkt wie in der 
deutichen Schweiz, fpeciell in ihren deutjchen Kantonen.” Die Entwidlung 
in der Schweiz ift beſonders vorbildlich in der Unterfuchung der Verhält- 
niffe, der Schaffung außerordentlich guter Enqueten. Dann iſt es in Bafel 
zu einem ſehr guten Hochbaugeſetz und zu einem Geſetz über Enteignung 
gefommen. Das allgemeine Wohnungsgeſetz, das insbeſondere die Wohnungs» 
injpeftion regeln jollte und fonftige Bejtimmungen enthielt, ift dagegen be- 
fanntlich auf dem Wege des Referendum abgelehnt worden. 

Fragen wir ung nun, was ijt gegenüber diefen Ländern bei und ge= 
jchehen, dann müfjen wir wiederum allgemeine und jpecielle Wohnungsfrage 
augeinanderhalten. Die allgemeine MWohnungsfrage kann überhaupt nur 
durch die Öffentlichen Gewalten gelöft werden. Die fpecielle hat, wie ſchon 
gejagt, zwei Seiten: den Mangel an Wohnungen und die Wohnungs» 
mängel. Auch die Iehtere Seite kann nur durch die Mitwirkung der 
Öffentlichen Gewalt gelöft werden, dagegen an der Löſung der andern Seite 
haben die verichiedenen Faktoren, private, gemeinnüßige und öffentliche 
Thätigkeit ergänzend zufammenzumwirfen und auch thatjächlich ſchon erheblich 
jufammengewirkt. Nun haben wir, wie jchon gejagt, im Deutſchen Reiche 
die von Miquel 1886 geforderte umfaſſende Wohnungspolitif bis Heute 
nicht erhalten, dagegen find ſeit 1893 einige Einzelftaaten bezw. Polizei» 
und Berwaltungsbehörden mit Maßregeln vorgegangen, welche fich zunächſt 
auf die fpecielle Wohnungsfrage und zwar auf Befeitigung der mangelhaften 
Wohnungen beziehen. Dieje Mangelhaftigkeit der Wohnungen hat ihren Grund 
entweder in Mängeln der baulichen Anlage der Häufer und ijt dann zu be= 
fämpfen durch die Bauordnungen, oder in der Art und Weife der Benutung 
und ijt dann zu befämpfen duch MWohnungsinfpektion und Sanierung. 

Die Wohnungsinspektion follte nach dem Verlangen Miquels, 
das dann vom Verein für öffentliche Gefundheitspflege aufgenommen worden 
iſt, veichögejelich geregelt werden. Als Vorläufer dazu erjchienen in einigen 
Staaten Verordnungen über das Koſt-, Quartiergänger und Schlafftellen« 
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weſen, welche die dafür aufgeftellten Forderungen in der Hauptfache er- 
füllten, aber feine regelmäßige Aufficht hHerbeiführten. Cine richtige all« 
gemeine ftändige Wohnungsinfpektion ift bis jeßt nur in einigen Staaten 
bezw. Regierungsbezirken und Städten gefchaffen worden, in Preußen dur 
Polizeiverordbnung in Poſen, durch Regierungsverordnungen in einigen Regie- 
rungsbezirken. In Baden hat eine entfprechende Verordnung 1896 Eingang 
gefunden, wird aber m. W. nicht angewendet. In Bayern ift das Polizei- 
ftrafgefegbuch entiprechend erweitert worden und auf Grund besjelben in 
diefem Jahre eine Verordnung ergangen, durch welche für die größeren 
Städte eigene Wohnungskommiſſionen und Wohnungsinfpektoren eingeführt 
werden ſollen. Ahnlich in Württemberg. In Sadjen ift beſonders 
die Wohnungsordnung der Stadt Dresden hervorzuheben. Den Weg eines 
Zandesgejeßes haben Heilen 1893 und Hamburg 1898 eingefchlagen. In 
Straßburg endlich ift durch der Beigeordneten v. d. Golt das alte franzöſiſche 
Geje über Wohnungsinſpektion von 1850 nachträglich zum Leben erwedt 
worden durch Einrichtung einer Wohnungstommiffion. Diefe ganze Gefehgebung 
ftellt verdienstliche Anläufe dar, aber auch nicht mehr. Insbeſondere finden 
wir von Miqueld Forderung, daß durch eine folche Gefegebung dafür ge— 
jorgt werben müſſe, daß die urjprüngliche Zwedbeftimmung der Wohnungen 
inne gehalten werde bei der Bewohnung, nirgends etwas. Die auch von 
Miquel und vom Berein für öffentliche Gefundheitspflege aufgejtellte For— 
derung eines Mindeftluftraumes von 10 cbm für Erwachfene, 5 für jedes 
Kind ift in den meiſten Gejeßen enthalten, in der Dresdener Forderung 
überjchritten, aber was das bedeutet, ift damit gejagt, daß, wie ſchon 
1886 hervorgehoben, nach diejer Forderung in einem Zimmer bon 5 m 
Länge, 5 m Tiefe und 3 m Höhe eine Familie von 10 Berfonen, 2 Eltern, 
2 Kinder üiber 10 Yahre und 6 Kinder unter 10 Jahren jchlafen dürfen ! 
Am BVordergrunde bei diefer ganzen Geſetzgebung fteht aber doch die Über— 
füllung. Was nun die Organifation betrifft, jo iſt e8 ganz natürlich, daß 
entiprechend der Mannigfaltigkeit der Verordnungen auch die Organifation ſehr 
mannigfach ift. Wir haben da Polizeibehörden und da wieder einen eigenen, 
dafür geichaffenen Beamten der Polizei, einen „Wohnungsinipektor”, wie in 
der Stadt Efjen; oder es ift der Schumann, der die Inſpektion ausübt; 
oder es find ehrenamtliche Kommiffionen, wie in Straßburg und Hamburg. 
Hamburg ift zu diefem Zwede in 9 Kreife geteilt, jeder Kreis in 9 Bezirke, in 
deren jedem es einen Pfleger giebt und einen Stellvertreter. Sämtliche Pfleger 
bilden eine Kreisverſammlung, und darüber jteht eine befondere „Behörde 
für Wohnungspflege”. An den Situngen der Kreisverfammlungen nimmt u. a. 
auch ein Vertreter der Medizinalbehörde teil. Nun ift aber da die ehren- 
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amtliche Organifation zweifellos überjpannt worden. Man bat ihr Aufgaben 
augemutet, die fie wohl vorübergehend löſen kann, 3. B. in Zeiten einer 
Epidemie, aber nicht immerfort, und jo wird wohl die Entwidlung dahin 
geben, daß für jeden Kreis ein Aififtent geichaffen wird. Dagegen hat fich 
in Straßburg die großenteil® ehrenamtliche Organifation nach v. d. Golf 
gut bewährt. Was den Umfang der MWohnungsinipektion betrifft, jo ift 
die Trage zu berühren: ſoll fie fih nur auf die Städte bejchränfen, oder 
auch auf das Land? In Heſſen ift fie auf die größeren Städte bejchräntt, 
in anderen Staaten ift fie für das Land möglich, aber noch nicht zur An— 
wendung gebracht worden, und doch muß fie fich auch auf das Land er- 
jtreden, wenn wir in der Stadt befjern wollen; denn die ländliche Arbeiter- 
wohnungsfrage ijt, wie hervorgehoben, mit eine Urfache für die ftädtifche, 
und ihre Befeitigung eine Vorausſetzung der Befeitigung der anderen. Über 
die thatjächlichen Erfolge aller diefer Beitimmungen Liegt noch wenig Material 
vor, und das wenige ift nicht fehr befriedigend und tröftlih. Aus Pojen 
wird uns von einem fcharfen Vorgehen berichtet; hier find 300 Wohnungen 
geichloffen worden. Auch für Straßburg werden die Erfolge gerühmt, namentlich 
herbeigeführt durch die Öffentlichkeit der Verhandlungen. Dagegen aus den 
anderen Gebieten haben wir bis jet wenig Grfreuliches vernommen. Oberbürger- 
meifter Gaßner aus Mainz hat ausdrüdlich gejagt, daß man Hinter dem, 
was man erreichen wollte, zurüdgeblieben ift, zurücdbleiben mußte, weil für 
die zu jchließenden Wohnungen fein Erjat vorhanden war. Dasjelbe wird 
aus Hamburg berichtet. Da erftredt fi die Thätigfeit der Kommiſſion 
meiftens nur auf jetundäre Momente, wie Feuchtigkeit u. ſ. w.; nur fünf 
Wohnungen find wegen Überfüllung gejchloflen worden, weil es an Erſatz 
fehlt. So ſehen wir bei ung in Deutſchland, wie in anderen Ländern 
ſchon früher, daß die ganze Thätigkeit auf dem Gebiete der Wohnungs 
injpeftion, die negative Wohnungspolitik, immer begleitet jein muß von einer 
pojitiven, der Schaffung von Wohnungen mindejtens zum Erfah für zu 
bejeitigende Wohnungen. 

MWendet fich die Wohnungsinspektion gegen das ungejunde Wohnen, fo 
wendet fich die Bauordnung gegen das gefundheitäwidrige Bauen. Daß 
man eine folche haben und einen großen allgemeinen Bebauungsplan für 
unjere raſch wachjenden Städte machen muß, davon ift man längft durch- 
drungen, aber erft in neuerer Zeit ift man dahinter gelommen, daß dad auch 
eine fociale Gefahr birgt: daR, wenn die Anforderungen, die an große Häufer, 
insbejondere Mietskafernen, geftellt werden müfjen, verallgemeinert werden, 
dadurch der Bau der Eleinen Wohnungen verhindert oder weiter erichwert 
wird. Und fo iſt man zur Forderung der „abgeituften” Bebauung und Bau- 
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ordnung gefommen, wodurch breite „Verkehrsſtraßen“ und fchmale „Wohn- 
ftraßen“ unterfchieden, und bei kleinen Arbeiterhäufern die technifchen An— 
forderungen ermäßigt werden follen, um dem Hleinen Wohnhaus, inäbejon- 
dere dem Gigenhaufe wieder Eingang, wenigftens in die Außenbezirke der 
Städte, zu verfchaffen. „Man kann“ — jagen Stübben und Schilling — 
„niedrige Ginzelhäufer nicht erzwingen, wo der Preis der Grundjtüde ſchon 
jo hoch ift, daß er eine dichte bauliche Ausnugung verlangt, aber man 
braucht Gelände, das noch mäßig im Preis ift, nicht jener dichten Aus— 
nutzung preiszugeben.“ Solche abgeftuften Bauordnungen find nun in den 
legten Jahren jchon vielfach zur Einführung gefommen, jo in Altona, 
Berlin, Bochum, Hildesheim, Frankfurt, Wiesbaden, Magdeburg, Köln, 
Düffeldorf, Elberfeld, Dortmund, Stuttgart. 

Mehr als in der Bekämpfung der Wohnungsmängel ift bis jeßt in Deutſch⸗ 
land in der Bekämpfung des Wohnungsmangels geſchehen, und 
zwar haben Arbeitgeber und Arbeitnehmer, kapitaliſtiſche Gejellichaften, gemein» 
nüßige Bauthätigkeit und öffentliche Gewalten zufammengemwirkt. Die Yür- 
forge der Arbeitgeber ift auch in Deutfchland nicht zurüdgeblieben. Nach 
einer für die Parifer Ausftellung gemachten Erhebung war die Gejamtzahl 
der von induftriellen Arbeitgebern erbauten Wohnungen 1898 143000, 
d. h. wenn mir don den Betrieben mit weniger ala 5 Perjonen abjehen, 
rund 18 pro 1000 Arbeiter; in einigen Gegenden fteht die Zahl noch über 
diefem Durchichnitt, fo im Negierungsbezirt Oppeln (106), Arnsberg (60), 
Lothringen (57), Trier (50), Oberpialz (47), Osnabrüd, Hannover, Aurich 
und Stade (40), Düffeldori (36). Auf die Zahlen tommt es jedoch weniger 
an, als auf die Qualität der Wohnungen, und wir können es voll anerkennen, 
daß wir in Deutjchland eine ziemliche Anzahl von Arbeitgebern aufzuführen 
haben, durch die nicht nur technifch muſtergültige, jondern auch äſthetiſch ſchöne 
Häufer gebaut worden find. Ich nenne nur Krupp, die Badijche Anilin- 
und Sodafabrif, die Höchſter Yarbwerte, die Vereinigten Majchinenfabriten 
Augsburg und Nürnberg und andere. Wir wollen dieſe Leiſtungen ge— 
wiß dankbar anerkennen und froh fein, daß wir uns in diefer Beziehung 
binfichtlich de Gemeinſinns unferer hervorragenden Arbeitgeber vor dem 
Ausland nicht zu jchämen brauchen; aber das wollen wir uns doch auch 
far machen, daß wir Hier jo wenig wie im Auslande überfchägen dürfen, 
was da geleiftet if. Wenn wir die Möglichkeit der Erwerbung eines 
eigenen Haufe und den Bau von Mietswohnungen unterjcheiden, jo iſt die 
eritere Form nur für wenige Arbeiterfategorien mit beſonders jtabilen Ver— 
hältnifjen möglich, wie beifpielöweije bei Bergarbeitern. Die zweite Form 
aber erwedt große principielle Bedenken, denn dadurch wird die Abhängig— 
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feit der Arbeiter vom Arbeitgeber noch gewaltig gefteigert, wenn er mit der 
Beſchäftigung zugleich auch das Obdach für fich und die Seinigen verliert; 
und aus diefem Grunde muß mit aller Entjchiedenheit dagegen proteftiert 
werben, daß privaten Arbeitgebern öffentliche Gelder zum Bau von Arbeiter 
wohnungen gewährt werden, da diefe Arbeitermohnungen in der Hauptjache 
do in letzter Linie den Arbeitgebern ſelbſt nüben. (Sehr richtig.) Nur 
bei den Arbeitern öffentlicher Verbände, des Staates, der Gemeinde u. |. w. 
läßt fich etwas anderes annehmen, da hier die dauernde Thätigkeit und die 
halbe Beamtenqualität darüber binmweghilit, und gerade auf diefem Gebiete 
ift auch Erhebliches zu berichten. In wachjendem Maße werden vom Staate 
und von Kommunen Wohnungen für ihre Angeftellte und Arbeiter gebaut: 
dem Beifpiele des preußifchen Bergfiskus find die Eifenbahnverwaltungen und 
die Reichapoft gefolgt und auch einige Gemeinden haben diefen Weg betreten; 
und diefe Fürforge der öffentlichen Arbeitgeber für ihre Angeftellten muß be= 
grüßt werden, und hier ift eine weitere Ausdehnung zu wünfchen, denn die 
Unabhängigkeit der Arbeiter wie bei privaten Unternehmungen befteht ja bier 
doh nicht. Die Beihaffung von Wohnungen durch private Unternehmer 
fann dagegen nur dann begrüßt werden, wenn fie die einzig mögliche form 
ift, bei Niefenbetrieben oder bei iſolierten Fabriken; font iſt fie die am 
wenigiten wünſchenswerte Form der Löjung der Wohnungsfrage. Die all- 
gemeine Löfung kann fie fchon deshalb nicht fein, weil die „Arbeitermohnunge= 
frage” eben nicht nur eine frage der Arbeiter, fondern der unteren Klaſſen 
im allgemeinen ift, für die die Arbeitgeber allein nicht jorgen können. 
Darum find notwendig auch andere Wege eingefchlagen worden. Die 
Form der fapitaliftiichen Geſellſchaften auf fpefulativer Grundlage ift bisher 
in Deutjchland nur zu geringer Anwendung gelommen, Wohl aber hat fich 
die gemeinnüßige Bauthätigfeit recht Hübjch entwidelt, in Form 
der Aktiengeſellſchaften mit befchränkter Dividende, in Form der Gefell- 
ichaften mit beſchränkter Haftung und bejonders der Baugenofjenjchaften ; 
und zwar müfjen wir Hier die deutichen Genofjenichaiten von den im Aus— 
lande beitehenden, den jog. building societies, unterfcheiden, die nicht jelbft 
bauen, jondern nur ihren Mitgliedern Darlehen dazu gewähren. Die deut- 
ichen Baugenofjenfchaften dagegen, die fih vor allem nach einem däniſchen 
Borbilde, dem des Arbeiterbauvereins in Kopenhagen, entwidelt haben, 
bauen jelbjt; und zwar haben wir wiederum zivei Formen bei ihnen: Bau 
von Wohnungen, die ins Eigentum der Bewohner übergehen, und Bau von 
Mietwohnungen, und die befannten Mängel der erjteren Form, für Die 
Mühlhaufen ein klaſſiſches Beifpiel bildet, haben bewirkt, daß die zweite 
Form neuerdings in den Vordergrund getreten it: der Bau don Miets— 
Schriften XCVIT. — Verhandlungen 1901. 3 
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wohnungen, die nie veräußert werden dürfen, in denen die Genoffen aber 
unfündbar wohnen und ficher vor Vertreibung find, auch wenn ihre 
Kinderzahl fich vermehrt. Den Gefamtumfang diefer ganzen gemeinnüßigen 
Bauthätigkeit giebt Albrecht in unferen Unterfuchungen dahin an, daß 
384 derartige Organifationen bis jet zur Entjtehung gekommen find, 
die 24000 Wohnungen gaejchaffen haben, und zwar ift unter ihnen durchaus 
die Form der Genoffenjchaften, wie vorhin gejagt, die wichtigfte Form 
(289 gegen 47 Aktiengefellichaften, 34 Vereine und Stiftungen, 14 Gefell« 
ſchaften mit befchräntter Haftung), und es find von ihnen etwa 10000 
Wohnungen gegenüber 9000 durch Aktiengejellichaften erbaut worden. Die 
Baugenoſſenſchaft ift alfo die Form, die in der gemeinnübigen Bauthätig- 
feit in den Vordergrund getreten ift und der wohl die Zukunft gehört. Und 
diefe Baugenofjenfchaft in der Yorm des Bauens don Mietwohnungen hat 
große Vorzüge gegenüber der fonftigen gemeinnüßigen Bauthätigfeit: jo den, 
daß fie nicht den Charakter der Wohlthätigkeit hat, wie die Aitiengefellichaften 
mit bejchränkter Dividende und noch mehr die Vereine und Stiftungen, 
fondern daß der Arbeiter hier felbft an der Verwaltung teilnimmt, wenn 
auch unter weitgehender Mitwirkung von Angehörigen der reicheren Klaſſen. 
Aber gerade dieſes Zuſammenwirken von Angehörigen der verfchiedenen 
Klaffen ift ja im neuerer Zeit ein Faktor don außerordentlicher Bedeutung 
für die fociale Verföhnung geworden. Allein, wir dürfen auch nicht ver- 
fennen, daß auch diefe Baugenofjenjchaiten, ſelbſt wenn fie billigen Sredit 
haben, doch principiell nur beichränft angewendet werden können. Sie jegen 
voraus Arbeiter höheren Niveaus, einer gewiffen geficherten Lebenshaltung, alfo 
wenn auch nicht ausfchließlich, jo doch vorwiegend gelernte Arbeiter, Arbeiter, 
die nicht immerfort wechjeln, und darum eignet fich diefe Form befonders 
für Arbeiter von öffentlichen Verwaltungen, Eifenbahnarbeiter und dergleichen. 
Sie leijtet Hier fjehr viel, fie ift überhaupt zweifellos die idealjte Form 
der Beichaffung von Kleinen Wohnungen, aber für die große Maſſe gerade der 
am wenigiten Befitenden, gerade derer, für die die Wohnungsnot am größten 
ift, vermag auch fie nicht zu helfen oder doch höchitens indirekt, injofern 
als das Angebot durch fie vermehrt wird.. 

Nun hat man neuerdings gefordert, daß für diefe große Mtafje die öffent- 
lichen Gewalten jelbft, Staat und Gemeinde, vor allem die Gemeinde, 
eintreten müßten, und diefer Eigenbau von Wohnungen durch die Gemeinde 
jelbft, der in England jo ausgedehnt ift, Hat auch in Deutichland begonnen, 
Dies ift heute eine der umftrittenjten Fragen in der Wohnungöfrage: bier jteht 
kommunales Mancheftertum gegen „Municipalfocialismug”. Es ift Freiburg 
gewejen, wo 1885 zuerſt in Deutfchland in eigener Regie gebaut worden tft: 


Die Wohnungäfrage. 35 


bier find bis 1899 81 Häufer mit 267 Wohnungen gebaut worden, die die 
Untoften durch die Mieten aufbringen. Andere Städte find Freiburg ge- 
folgt, und durch diefen Verfuch, wie durch die in England gemachten, ift 
das finanzielle Bedenken, daß die Städte nicht ebenjo billig bauen könnten, 
wie der private Unternehmer, widerlegt. Die Frage: Können die Öffentlichen 
Gewalten ebenjo billig bauen wie Private? muß mit 9. Lindemann ganz 
entichieden bejaht werden. Aber ed ergeben ſich Bedenken anderer Art, die 
es nun doch nicht wünfchenswert ericheinen laſſen, daß die öffentliche 
Gewalt das thut, wo es nicht unbedingt nötig ift. Zuerſt bejteht die Ge- 
fahr, daß eine Konkurrenz zwijchen den Verwaltungen und den Baugenoffen= 
ſchaften eintritt, daß, wenn die Stadt für die befjer bezahlten Arbeiter jelbit 
baut, die Baugenoffenfchaften nicht aufflommen können, und ihre Bejriedi- 
gung des MWohnungsbedürfniffes ift doch noch eine beſſere, als die durch 
die Stadtgemeinde jelbit. Wenn aber eine Arbeitsteilung eintritt — die 
Stadt baut nur für die unterften Klaffen, — dann befteht die Gefahr, 
daß dadurch die ungelernten Arbeiter noch viel mehr in die Stadt hinein— 
gezogen werden, und dieje Gefahr ift groß und wir wollen ihr nicht mit 
einer Beſchränkung der Freizügigkeit begegnen. Dagegen giebt e8 ein Ge- 
biet, wo die Gemeinden jelbft eingreifen fönnen und müſſen, das ift der 
Bau von kommunalen Zogierhäufern. Solche fünnen von den Ge- 
meinden gebaut werden, ohne daß dadurch der privaten Unternehmung 
Konkurrenz gemacht wird, weil diefe fie bei uns gar nicht heritellt. Solche 
Zogierhäufer verzinfen fich, wie gezeigt, in England vollftändig, ja fie werfen 
Überfchüffe ab, und fie find das beſte Mittel, um das fürchterliche Schlaf: 
ftellenmwejen zu befeitigen. Davon abgejehen aber wird man jagen müſſen, 
daß die Öffentlichen Gewalten, ingbejondere die Gemeinden, nur jubfidiär ala 
verpflichtet zum Eigenbau von Wohnungen zu bezeichnen find, daß fie eg wenn 
möglich nicht thun follen, fondern daß fie fich möglichjt befchränfen jollen auf 
eine Unterſtützung der privaten, wie der gemeinnüßigen Bauthätigfeit. 

Und diefe Förderung zunächit der gemeinnüßigen Bauthätigfeit 
ift das Gebiet, auf das wir mit der meisten Berriedigung in Deutjchland 
blicten fönnen, das Gebiet, auf dem wirklich ſchon etwas Erfreufiches geleiftet 
worden ift. Ich Tann nicht alle Maßregeln in diefer Beziehung aufführen, 
namentlich auf die Förderung des gemeinnüßigen Bauen durch die Ge— 
meinden nicht näher hier eingehen , ich verweiſe Sie dafür auf unfere Zus 
fammenftellung, die Herr Oberbürgermeijter Bed in Mannheim gegeben bat. 
Diefe Förderung des gemeinnüßigen Bauens durch die Gemeinden hat aller: 
dings gerade in neuerer Zeit großen Widerſtand jeitens der Hausbeſitzer und 
ihrer Organifationen gefunden, und nicht ganz mit Unrecht, wenigjteng fo- 
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weit direkte finanzielle Aufwendungen der Gemeinden in Betracht kommen. 
Jedenfalls ift Vorficht dabei nötig, und nur ein wirkliches öffentliches In— 
tereffe kann ſolche Förderungen, die unter Umftänden Anderen ſchaden, recht- 
fertigen. Die Hauptform aber ift die Gewährung billigen Kredits, und bier 
hat ja auch das Reich etwas gethan, indem es bei der Alters» und Invalidi— 
tätsverficherung die Gelder der Verficherungsanftalten wenigitens zum Zeil 
dafür flüffig gemacht Hat, jo daß dieſe Gelder bis zu "/a bezw. Y/s dazu an— 
gewendet werden können. Namentlich ift davon in der Rheinprovinz Gebrauch 
gemacht worden, wo infolge der verdienftlichen Thätigkeit des Herrn Landesrats 
Brandts eine ganz befonders weitgehende Förderung der gemeinnäßigen Baus 
thätigfeit durch die Verficherungsanftalten Pla gegriffen Hat. Im ganzen 
find bis jet auf diefem Wege etwa 35 Mill. ME. für Arbeitermohnungszwede 
zur Verfügung geftellt worden, davon jedoch nur 14 Millionen nicht mündel— 
ficher und nur 7 Millionen unter 3U/2 %/0. Wenn fi) aber diefe gemeinnüßige 
Bauthätigkeit in größerem Umfange entwideln ſoll, jo ift nötig, daß viel 
mehr Geld zur Verfügung gejtellt wird, daß befondere Organe dafür gejchaffen 
werden, und daß für größere Gebiete eine Vereinigung aller Intereſſenten fich 
bildet. Solche Gentralvereine find in neuerer Zeit entitanden, zuerft im Rheins 
lande der „Rheinische Verein zur Förderung des Arbeiterwohnungswejens“ 
zu Düffeldorf, dann in Heffen der „Viktoria Melitta-Verein“ in Darmftadt 
und der „Verein zur Förderung des Arbeiterwohnungsweiens ıc.” in Frank— 
furt aM. Die Hauptjache ift offenbar die Geldbeichaffung, und Hier ift 
in Deutichland noch lange nicht genug geichehen, und fo bezeichnet es 
Brandts in feiner Abhandlung al® die communis opinio, daß Hier eine 
ganz eingreifende Maßregel not thue: es fei nötig, eine öffentliche Bank 
für diefen Zweck ind Leben zu rufen als Mittelpunkt für den gemein= 
nüßigen Wohnungsbau, welche fich durch Ausgabe von Obligationen oder 
Piandbriefen das Geld bejchaffen ſoll. Dieſe Organifation foll nach Brandt 
in der Hauptſache nur an Baugenofjenjchaften Kredit geben. Landesrat 
Liebrecht ftellte die Forderung auf, daß die Verwendung der Gelder der 
Anvalidenverficherung viel umfangreicher werde und die Verſicherungs— 
anftalten jelbft zu jolchen Baubanken auegejtattet werden jollen. Auch die 
befannten Borjchläge einer „nationalen Wohnungsreform“ von Schäffle und 
Zechler gehören hierher. Nach dem, was wir über die Unentbehrlichkeit der 
privaten Bauthätigkeit gejagt haben, müſſen wir aber mit Adides fordern, 
daß auch für die privaten Bauunternehmer durch Öffentliche Banken Gelder 
flüffig gemacht werden, etwa in der Weije, daß gegen gewiſſe Vorrechte, 
Erbbaurecht und Nichterhöhung der Mieten Gelder, inäbefondere zweite und 
dritte Hypotheken, gegeben werden. Wenn folche jtädtifche Kafjen von an— 
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derer Seite als bedenklich bezeichnet werden, fo bejtehen dieſe Bedenken 
gegen jtaatliche Einrichtungen wohl nicht. Aber über diefe ragen wird 
Herr Landesrat Brandts ſelbſt ausführlicher fprechen. ch möchte nur noch 
bemerken, daß die Entwidlung offenbar dahin zielt, daß wir zu einer auch 
aus anderen Gründen nötigen öffentlichen Regelung des Hypothekarweſens 
fommen müflen. 

Ganz kurz fann ich auch nur auf das Mietsrecht eingehen. Die hier 
ingbejondere von Fleſch jeit längerer Zeit gejtellten Forderungen find zum 
Teil durch das Bürgerliche Gejegbuch erfüllt worden, zum Zeil find fie in 
feiner Abhandlung in unferen Schriften wiederholt. Erfüllt ift, daß dem 
Retentionsrecht die der Pfändung entzogenen eingebrachten Sachen des 
Mieters entzogen find, ferner ift durch die Novelle zur Givilprozeßordnung 
kürzlich auch der Kreis dieſer Sachen erweitert worden. Auch die von 
Miquel nur jchüchtern geforderte Bekämpfung des Wohnungswuchers ift 
gewifjermaßen erfüllt, indem die Beftimmungen über den Wucher im all- 
gemeinen ($ 138 des B.6.B.) und den Sachwucher (Gejeh von 1884, 
$ 302e des Reichöjtrafgefeßbuches) Handhaben dazu bieten würden. Da- 
gegen iſt die Forderung, daß gewiſſe Beitimmungen über das Miets— 
verhältnis zwingendes öffentliches Recht werden, noch nicht erfüllt. 

Die bisherigen Abhilfsmaßregeln haben fi) im wejentlichen nur auf 
die jpecielle Arbeiterwohnungsfrage bezogen. Nun iſt diefe aber nur 
ein Zeil der allgemeinen MWohnungsfrage, und fie ijt daher auch nur 
mit diefer endgültig zu löſen. Diefe allgemeine hat, wie wir jahen, ihre Ießte 
Urſache in dem Wachjen der Städte, und darum fucht man fie vielfach 
ducch eine Decentralifation zu befämpfen, aljo durch ſyſtematiſche Aus— 
bildung billiger Berkfehrsmittel, und in diefer Beziehung können wir 
wiederum jehr viel von England Lernen. Aber wir fünnen ung wohl nicht 
viel davon verjprechen, durch eine Politif der Verkehrsmittel eine Rüd: 
bildung der jchon vorhandenen Gentralifation zu bewirken. Wenn die Ver: 
fehrömittel auch noch jo entwidelt find, jo können wir doch nur anjtreben, 
daß die Gentralijation in Zukunft nicht mehr jo weiter geht, daß, wie Miquel 
ion 1886 jagte, die Arbeiter, die jet noch draußen wohnen, auch mög— 
licht draußen bleiben. Aber A. Voigt hat mit Necht betont, daß eine 
Verkehrsmittelpolitik jchließlich auch wieder in die Bodenfrage einmündet, 
daß fie esfomptiert wird von der Bodenfpefulation, und fo bin ich wiederum 
bei der Bodenfrage angelangt, bei dem Gebiete, das der zweite Herr Refe— 
rent behandeln joll und auf das ich daher Hier nicht näher einzugehen 
brauche. Nur zu erwähnen habe ich das wenige, was bier ſchon gejchehen 
iſt, und das Liegt vor allem auf dem Gebiete der Beſteuerung. 
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Das erſte Mittel gegen die Auswüchſe der Spekulation ift die Be- 
jtenerung, und da bietet fich einmal eine hohe Umfagfteuer dar, um 
die rein fpefulativen Verkäufe zu vermindern, ferner eine richtige Befteue- 
rung des unbebauten Geländes und eine Wertzuwachsſteuer. 
Die Wirkung der Umſatzſteuer ift beſtritten; Brandts fieht in ihrer Höhe in 
Belgien die Haupturfache, warum hier jo wenig Bodenſpekulation und fo niedrige 
Bodenpreife find. Auf dem Gebiete der Befteuerung unbebauter Grundftüde ijt 
ein wichtiger Schritt vorwärts geichehen durch die Miqueliche Steuerreform. 
Diefe hat ja mit der Reform des preußischen Kommunaljteuerwejens den Ge— 
meinden die Möglichkeit einer Befteuerung des Grund und Bodens nad) dem ge— 
meinen laufenden Wert (ftatt nach dem Ertrag) gegeben. In einer Reihe von 
Gemeinden ift davon jchon Gebrauch gemacht worden. Damafchke hat vor 
furzem auf die Beifpiele aus Düfjeldorf und Breslau hingewiefen: in Düffel- 
dorf wuchs die Steuer des unbebauten Bodens um das Ifache (von 24 000 auf 
202 000), in Breslau um das 30fache (von 10800 auf 316000 M.); da= 
durch konnten hier die Hausbefiter um 105800 ME. erleichtert werden, 
und dennoch ift der Stadt eine Mehreinnahme von über 200 000 ME. er— 
wachen. Zur Bekämpfung der Bodenfpefulation dienen ferner noch die 
Meaßregeln der Umlegung und Enteignung: der Umlegung, um eine 
Zurüdhaltung des Baulandes infolge Zerfplitterung des Grundbefiges zu 
verhindern, der Enteignung — abgejehen von der im Verlauf der Wohnungs— 
pflege und Sanierung erfolgenden —, um — als „Zonenenteignung“ — 
die Stadt in den Beſitz genügend großer Zeile des Bodens zu ſetzen. In 
diefer Richtung find auch im der jüngiten Zeit eine Reihe gejeßgeberifcher 
Mapregeln erfolgt. So ijt ein jolches Enteignungsrecht in einzelnen Staaten 
geichaffen worden, am weiteltgehenden in Baden, wo überhaupt jedes une 
bebaute Grundſtück enteignet werden fann, wenn es im öffentlichen Intereſſe 
zur Befriedigung des Wohnungsbedürfnifies geichieht. In Preußen regelt 
diefe Fragen zunächſt für Frankfurt a. M. die „Lex Adickes“. In der 
letzten Zeit ift dann endlich der Verfuch mit dem Erbbaurecht gemacht 
und damit eine Reform des Grundeigentums angebahnt worden, welche die 
Forderungen der „Bodenreformer” wenigſtens teilweije erfüllen würde; doc) 
darüber wird der folgende Herr Referent jprechen. 

Fragen wir nun zum Schluß, was fich aus dieſen bisherigen, in 
Deutichland gemachten Erfahrungen, verglichen mit denen des Auslandes, 
für die in Zukunft in Deutichland einzufchlagenden Wege der Wohnungs 
politif ergiebt, jo muß ich mich hier auch auf ein paar kurze andeutende 
Bemerkungen beſchränken, da nach unferer verabredeten Arbeitsteilung meine 
Aufgabe wejentlich war, de lege lata zu berichten, während der zweite Referent 
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die Bodenfrage, der dritte die anderen Maßregeln — ich möchte jagen: die 
„Leinen Mittel” — hauptfächlich de lege ferenda behandeln wird. 

Not thut ung nach meiner Überzeugung — und zwar „bitter not“ — eine 
Iyitematifhe Wohnungspolitif und Wohnungsreform großen 
Stils für das ganze Deutſche Reich, wie Miquel fie 1886 forderte, 
und wie fie heute der Verein „Reichswohnungsgeſetz“ in feiner Agitation betreibt. 
Die Ausfichten dafür find freilich augenblidlich gering, nachdem Pofadowäty 
erklärt bat, daß die Wohnungsreform Sache der Einzelftaaten fei und nicht 
Sache des Reiches. Aber was Miquel für die Reichägefeggebung geltend 
gemacht Hat, daß die Verhältniffe ja in ganz Deutjchland jo ähnlich find, 
und daß die Grenzen der einzelnen Staaten jo ineinander laufen, daß eine 
einzelftaatliche Regelung unbefriedigend fein würde, das gilt auch heute 
noch, und die allgemeine Kompetenz de Reiches Ffann, wie Miquel damals 
jchon gezeigt, micht bezweifelt werden: die Neichöverfaffung weift mit dem 
Geſundheitsweſen auch die Wohnungsfrage dem Neiche zu. ine folche 
Reichögefehgebung braucht auch nicht gehindert zu werben durch das, was 
einige Einzelftaaten in der letzten Zeit getban Haben, denn ſelbſtverſtändlich 
fann das Reich nur allgemeine Direftiven geben, die Ausgeftaltung im 
einzelnen muß den Ginzelftaaten und in dieſen wieder vielfach den Ge— 
meinden überlaffen werden; was dieſe bereits gethan Haben, das ijt weiter 
nichts als eine wertvolle Einleitung dazu. Cine folche reichsgeſetzliche 
Regelung würde nun vor allem die Wohnungsinipektion zu umfaſſen haben. 
Wer bürgt uns dafür, daß die vielen deutjchen Staaten, die da noch nichts 
gethan Haben, den anderen bald nachiolgen werden? Die Wohnungsinipef- 
tion wäre aljo reichögejeglich zu regeln; allerdings nicht jo, daß die ſani— 
tären Mindeftanforderungen für das ganze Reich jejtgelegt werden — dafür 
find die Berhältniffe wirklich zu verfchieden —, aber es könnte doch an fich 
die Bornahme der Inſpektion angeordnet werden; ich denfe da an die Ana— 
(ogie der Gewerbeinjpeftion — kurz, es ließe fich da jehr wohl eine Form 
finden. Eine ſolche Reichdwohnungsgefeßgebung hätte aber auch den Grund— 
ja auszufprechen — das wäre wohl eine Überjchreitung der Kompetenz, 
die fich aber das Neich leiten kann —, daß feine Wohnung gejchloffen 
werden darf, ohne daß die betreffende öffentliche Gewalt verpflichtet ift, 
einen Erſatz dafür zu jchaffen. Ebenjo wäre womöglich reichägejeglich all— 
gemein einzuführen — was wohl auch eine Überfchreitung der jeßigen 
Kompetenz darjtellt — das Recht auf Umlegung und Zonenenteignung. 
Ob eine Reichsbauordnung möglich und nötig fein wird, möchte ich dahin— 
geitellt jein Laffen ; allgemeine Gejichtspunfte könnten auch dafür gegeben werden. 
Bor allem aber jollte ein „Reichswohnungsamt“ da fein, das durchaus 
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nicht zur Thatenlofigkeit verurteilt zu fein braucht. Wie dann die anderen 
Drganifationen unter diefem zu jchaffen wären, auf diefe fyragen de lege 
ferenda will ich nicht eingehen. Wohl aber kann die Förderung der ge- 
meinnüßigen und privaten Bauthätigfeit auf dem Gebiet des Kreditweſens 
durch das Reich organifiert werden. Ferner können wir auch daran denen, 
daß die Erhöhung der Umfagfteuer, die uns zur Befämpfung der Speku— 
lation nötig erjcheint, als Zufchlag zu den ſchon beitehenden Umſatzſteuern 
eine Reichöfteuer wird. Dann ijt das Gebiet des Mietsrechts zu berüd- 
fichtigen, und endlich würde es fich darum handeln, die ganze Heutige Or— 
ganifation des jtädtifchen Hypothekarkredits umzugejtalten, etwa in der 
Richtung der Eberftadtichen Tyorderung einer Unterfcheidung der Hypotheken 
ala Ameliorationshypothefen und als Spefulationshypothefen. Dagegen 
fann ich mich nicht mit der Forderung Bingners auf Einſchränkung der 
Freizügigkeit befreunden, jelbft wenn ein allgemeiner Arbeitönachweis damit 
verbunden wäre. Das einzige wäre nach meiner Anficht die von Fleſch 
verlangte Beichränfung der Erwerbung des Unterjtügungswohnfites durch 
die Verpflihtung, eine Wohnung in der betreffenden Stadt nachzuweifen. 
Sicher ift endlich, daß eine ſolche Wohnungsreform großen Stiles ſich auch 
ausdehnen muß auf das Land. 

Berehrte Anwefende! Ich Habe in meinen Ausführungen, wie Sie ge= 
jehen Haben, ganz darauf verzichtet, Für das Bedürfnis der Dringlichkeit 
einer jolchen Wohnungsreform die alten befannten Argumente von der Be— 
deutung des Wohnens für Gejundheit und Sittlichkeit, für die körperliche 
und geijtige Entwidlung des Volkes anzuführen. ch habe darauf ver- 
zichtet, an das Herz zu appellieren, jondern mich nur an den Berjtand 
gewandt, und ich habe damit wohl Recht gehabt, denn abgejehen von 
einigen Hausbefißerorganifationen giebt es wohl heute in Deutjchland niemand 
mehr, der das Vorhandenſein einer Wohnungsfrage und im gewiſſen Um— 
fange einer Wohnungsnot zu leugnen wagt. Aber auf einen Punkt muß ich 
Ihre Aufmerkfamkeit doch noch lenken, auf das Verhältnis der Wohnungs- 
frage zur Frage des morgigen und des dritten Tages, und da möchte ich 
nun behaupten, daß die Mohnungsirage für die arbeitenden Klaſſen von 
noch größerer Bedeutung ijt, ala die frage der Handelspolitik. Denn die 
Mohnungsfrage bejteht bei guter wie bei jchlechter Konjunktur. Iſt doch 
gerade in der legten Periode des Auischwunges die Wohnungsivage jo 
brennend geworden, die Wohnungsnot überall Hervorgetreten. In der Zeit 
des Niederganges, der finkenden Konjunktur, mögen vielleicht auch die Mieten 
etwas zurüdgehen, aber ficher nicht in dem Maße, um den Arbeitern die 
Lohnherabſetzungen und Entlaffungen weniger fühlbar zu machen. Was 
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aljo eine denkbar günftigfte Handelspolitit an indbujtriellem Aufſchwunge 
bringen kann, wen kommt e& in erjter Linie zu gute? Nicht dem Ar- 
beiter und nicht dem Unternehmer, au nicht immer dem 
Hausbeſitzer, ſondern vor allem dem im ftädtijchen Grund 
und Boden inveftierten Kapital, den Aktionären der be— 
treffenden Terraingeſellſchaften und Hypothekenbanken. 
Wenn aber die Verhandlung der nächjten Tage vermutlich ala Rejultat er- 
geben wird, daß die Entwidlung Deutſchlands zum Induſtrieſtaate eine 
Notwendigkeit gewejen ift und weiter fein wird, und die Meinungsverfchieden- 
heit nur die ift, ob fie weiter in demjelben Tempo ftattfinden fol, dann 
ift offenbar die wichtigste Aufgabe der Socialpolitif in Deutjchland in Zu— 
kunst, der numerifch immer größer werdenden indujtriellen Arbeiterjchaft 
eine fteigende Lebenshaltung zu ermöglichen, — dag ijt ja befanntlich das 
ABE der Socialpolitif. Aber nicht immer macht man fich dabei genügend 
ar, daß die Wohnung der wichtigfte Faktor unter den Lebensbedingungen 
der Arbeiter, daß die Wohnungspreisgeftaltung wichtiger ift ſelbſt ala die 
des Brote; denn bier ift der elaftijche Punkt, wo der Arbeiter jeder Brot- 
verteurung ausweicht, indem er eine fchlechtere Wohnung nimmt oder einen 
Schlafgänger oder einen mehr aufnimmt, alfo eine Herabjegung der Lebens— 
haltung eintreten läßt. Und jo ift eine einigermaßen genügende Löſung der 
MWohnungsfrage auch die unerläßliche Borausfegung für die Erreichung jenes 
Ziele der modernen Socialpolitil. Wie können wir den Arbeitern, die zu 
einer heute noch nicht nationalen Partei gehören, Baterlandslofigkeit vor- 
werfen, wie können wir von ihnen Xiebe für das Vaterland und die Heimat 
verlangen, für das Vaterland, in dem fie nicht einmal eine menſchenwürdige 
Wohnung finden können! Meine Herren! Die Yrucht der Kenntnis und 
Erkenntnis der Wohnungsfrage, wie fie durch die theoretifchen Grörterungen 
in Deutjchland in den letzten 15 Jahren gereift ift, ift voll und ſchwer. 
Hoffen wir, daß der Schnitter bald fommt und daß es in Deutjchland 
doch das Reich it. 
(Lebhafter Beifall.) 


Borjißender: Ich Habe den verehrten Herrn Referenten für fein 
überaus lichtvolles Referat — wie Ihr Beifall zeigt — in Ihrer aller 
Namen zu danken. ch glaube nicht, daß in Kürze eine gedrängtere und 
durchfichtigere Überficht gegeben werden konnte über unfere vier Bände über 
die Wohnungsfrage und über das, was außerhalb unſerer Vereinsſchriften 
darüber gefchrieben it. — Ich erteile dad Wort Herrn Profeffor von 


Philippovich. 


II. 


Korreferat 


bon 


Profeffor Dr. E. von Philippovidh (Wien). 


Ih Habe aus dem großen Gebiete, das der Herr Vorredner vor 
Ihnen gezeichnet hat, einen einzigen Punkt Herauszugreifen umd zu be— 
iprechen, das ift das Verhältnis der Bodenfrage zur Wohnungsfrage. Sie 
Haben jchon vom DVorredner gehört, welch großes Gewicht er jelbit auf 
die Bodenfrage legt, und Sie alle willen, daß es nicht wenig Leute giebt, 
die der Meinung find, daß dies der Kardinalpunkt ift für die ganze Woh— 
nungsfrage. Ja es jcheint mir, daß auch der Vorredner dieſer Meinung 
it. Wir Hatten deshalb auch zuerft in Ausficht genommen, daß dieje Frage 
von einem Bodenreformer oder doch von einer Perjönlichkeit beiprochen 
werde, die diejer Richtung nmahefteht. 

63 follte der volle Gegenjag zwijchen einer privatfapitaliftiichen Auf- 
jaffung und jener hervortreten, welche den Gemeinbefit wenigſtens am ftäbdti- 
ichen Boden fordert. Wenn ich Heute einen Referenten diejer Richtung 
jubftituiere, jo muß ich zunächit das Bekenntnis ablegen, daß ich mich ihr 
in theoretifcher Beziehung nicht anfchließen kann. Ihr Gedankengang ijt 
etwa der, daß dem Privateigentum am Boden in den Städten eine Monopol= 
jtellung zukomme, welche die eigentlichjite Urfache der MWohnungsteuerung 
und der übrigen Wohnungsmißftände bilde. Denn durch das Privateigen- 
tum werde eine Bodenfpekulation ermöglicht und zwar eine fortgejegte Haufje- 
ipefulation, da uns die Griahrung lehrt, daß der Bodenpreis fortgejeßt 
im Steigen begriffen ift. Das, mas wir Bodenwert nennen, ſei — in 
welchem Grade, wird nicht immer mit wünjchenawerter Deutlichfeit aus— 
geſprochen — direkt ein Gebilde der Spekulation, ein filtives Kapital, das 
wir in unferen Wohnungszinfen aufbringen müßten. Sehr angejehene, jehr 
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einfichtige Gelehrte, jcharffichtige Männer und Perjönlichkeiten in verant- 
wortlichen Stellen haben diefem Gedanken fich angefchloffen. Ich erinnere 
an Adolf Wagner, der fich in einem in Berlin und Wien gehaltenen, in— 
zwiſchen ja auch im Drud erjchienenen Vortrag bei Beiprechung der Ent- 
widlung des Bodenwertes in Berlin, wie folgt, ausſprach: 

„Denn bei diefen 50 Millionen Handelt es fich nicht um hinein- 
gewandtes Kapital, ſondern e& handelt fi in der That nur darum, daß 
bier im Grunde zunächft filtive Werte durch alle möglichen Spekulationen 
emporgetrieben und fapitalifiert tvorden find“ und an anderer Stelle: „es 
müflen 2 Millionen dafür gezahlt werden, daß dieſer Grund und Boden 
Gegenftand der Spekulation war und fo im Werte gejtiegen ift.“ 

Ähnlich drückt ſich Adickes in dem Artikel Staädterweiterungen im 
Handwörterbuch aus: „Da die Spekulation in Grundeigentum der haupt— 
ſächlichſte Grund der ungeſunden Steigerung der Grundwerte iſt“, jo ſolle 
die Gemeinde Boden erwerben. Und der preußiſche Regierungserlaß vom 
4. April d. J. ſpricht aus: „die heute herrſchenden Mißſtände haben ihre 
Haupturſache in der ungeſunden Bodenſpekulation.“ Das iſt die herrſchende 
Meinung und, wie Sie ſehen, eine ſehr gut durch Autoritäten fundierte 
Meinung, daß die Bodenſpekulation die Werte in die Höhe getrieben habe 
und daß hier die Hauptquelle aller Mißſtände gelegen ſei. Die Frage iſt 
zunächſt eine theoretiſche, aber eine theoretiſche, welche für die Richtung der 
praktiſchen Thätigkeit, für die ganze Stimmung, die in ſolchen Fragen gemacht 
werden muß, entſcheidend iſt. Darum darf ich wohl hier verweilen und fragen: 
ob es thatſächlich ſo iſt. Ich zögere nicht, zu erklären und glaube dabei 
im Widerſpruch mit dem Vorredner zu ſtehen, nein, es iſt nicht jo. 

Die Entwidlung des Bodenmwertes ift keineswegs eine einfache Sache 
und man begeht immer einen Fehler, wenn man zur Erklärung fomplizierter 
Vorgänge eine einfache Regel aufjtellt.e Ich werde es dennoch thun, um 
den Gegenſatz zwifchen der, wie ich glaube, Herrfchenden Anficht und jenem 
Gefichtspunft jcharf Hervortreten zu lafjen, der meines Erachtens der richtige 
it. Ich will einmal meine Meinung auf die Spibe treiben, und fie etwas 
übertrieben dahin ausfprechen, daß nicht der Bodenwert den Mietzins be— 
ftimmt, daß der Vorgang gerade der umgekehrte ift, daß der Mietwert den 
Bodenwert beitimmt. Der Bodenwert wird beitimmt durch den Wert- 
erzeugungäprozeß des jtädtiichen Verkehrs, der Bodenpreis ijt eine Funktion 
des Mietpreifee und nicht umgekehrt. Ich ſtimme in diefem wefentlichen 
Punkte durchaus Herrn Dr. Andreas Voigt zu. 

Ich will die Dinge nehmen, fo wie fie fich im täglichen Leben ab— 
jpielen. Der Vorgang ift einfach und meines Erachtens volllommen zutreffend 
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von Dr. Schwarz, der ala Praktiker in der Verwaltung der I. Wiener Spar- 
fafje genügend Erjahrung befißt, folgendermaßen gekennzeichnet: „Der Grund» 
wert wird beſtimmt einerſeits durch die Höhe des Erträgnifies eines Ge- 
bäudes, welches auf dem betreffenden Grund bei entjprechender Ausnützung 
degfelben, errichtet werden kann, andererjeits durch den jeweilß geltenden 
Zinsfuß, welcher der Kapitalifierung dieſes Erträgnifjes zu Grunde gelegt 
werden muß.“ Das heißt: der Boden erhält feinen Wert durch Verbauung 
und die Berbauumg ift ein gefchäftlicher Vorgang der Kapitalverwertung, 
bei welchem der Kapitalift, hier der Bauunternehmer, ftetö bereit fein wird, 
einzutreten, wenn ihm ein genügender Profit in Ausficht fteht. Diefer 
Profit hängt — die Baufoften ala gegeben vorausgejegt — ab, einerjeits 
von den Mieten, die fich erzielen laffen, andererjeit3 von dem Preife, der 
für den Boden gezahlt werden muß. Bon dieſen beiden Faktoren ift der 
erftere aber Hiftorijch bedingt. Die gegebenen Einftommensverhältniffe und 
die Lebensgewohnheiten beftimmen die Summe, die man für die Miete aug- 
zugeben bereit fein wird. In jedem Augenblide haben wir mit einem 
jolchen beitimmten Maße zu rechnen und nad ihm falfuliert der Bau- 
unternehmer feine Gewinftchancen und den Bodenpreis, den er bezahlen kann, 
Wenn wir zu einer gegebenen Zeit, fagen wir 25 Yo unſeres Einlommens, 
für das Mohnen auögeben, und dabei, normale Verzinfung und Amorti- 
fation des Bankenkapitals vorausgejegt, ein Bodenpreis von x rejultiert, jo 
fann diefer nicht beliebig auf x — x, erhöht werden, denn die infolge deffen 
notwendige Steigerung der Mietzinfe fände in den gegebenen Einfommen eine 
jchwer zu überwindende Grenze. Wahrjcheinlich werden fich aber jchon lange 
früher, bevor die Mieten diefe Grenze erreicht Haben, Bodenbefiter finden, 
die ihren Boden unter dem Preife von x berzugeben bereit wären, denn 
der zur Verbauung Heranzuziehende Boden liegt an der Peripherie, iſt Ader- 
boden, der jchon lange früher eine — im Verhältnis zum bisherigen 
Werte — gewaltige Wertjteigerung erfährt und dadurch aus der Hand ge: 
geben wird, bevor er auf die Höhe des Mietzinjes einen erheblichen Einfluß 
gewinnen fonnte. 

Ähnliches fcheint doch auch Adolf Wagner vorzujchweben, indem er an 
einer Stelle ſeines Vortrages jagt: „Im allgemeinen haben die Bauftellen 
und ftädtiichen Grundftüde in einem bejtimmten Zeitpunfte unter den gegen= 
wärtigen Berhältnifjen jchon einen Marimalwert. So beliebig höher 
treiben fann man den Wert der Grundjtüde feineswegs." Das ijt eine jehr 
wejentliche Bemerkung, ohne daß aber Wagner weitere Konjequenzen daraus 
gezogen hätte. 

Einen Einwand werden Sie machen. Freiwillig bezahlen wir ja doch 
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nicht foviel von unjerem Einkommen für die Miete, als wir jebt zahlen 
müſſen; es ift fein Naturgefeß, daß wir 10, 15 oder gar 20 %o dafür 
ausgeben. Wir müflen das thun, weil ung die Wohnungen nicht billiger 
angeboten werden. Das ift die praftifche Trage, die zu beantworten wäre: 
ift e8 möglich, durch irgend welche Maßregeln e8 zu bewirken, daß das 
Angebot an Wohnungen zu einem geringeren Preife vermehrt werden kann 
als der heute übliche? Und damit im Zufammenhang jteht die zweite 
Trage, die ich allein zu behandeln habe: Iſt ein Hemmnis für eine folche 
Bermehrung der Wohnungen gelegen in der Entwidlung des Bodenwertes ? 
MWenn ich darauf eingebe, jo muß ich vor allem betonen, daß wir nicht zu 
unterfuchen haben, wie der Bodenwert ſich bildet, jondern welche Verände— 
rungen an dem hiſtoriſch gebildeten Bodenwert vor fich gehen. Man ver- 
gißt zu oft, daß unfer ganzes Wirtfchaftsleben aus lauter Zufammenhängen 
beiteht, die bewirken, daß eine Preisbildung abhängt von der anderen. 
Alfo ich fpreche nicht von der Entftehung des Bodenwertes, fjondern von 
einer Bewegung des Bodenwertes von einem gegebenen Zeitpunfte an. Was 
una dabei erfchredt und was uns überrajcht durch die Ungeheuerlichkeit der 
Biffern, das ift die Thatſache des fortgefegten Steigens diejer Werte. Wir 
haben darüber ein reiches Material vorliegen. Es iſt fein Zweifel, der 
Bodenpreis jteigt fortwährend. Um welche Summen e3 fich handelt, will 
ich an Wien illuftrieren. Der heute bebaute Boden von Wien mag ala 
Ausgangspunkt dienen. Für die Jahre 1860/1865 Habe ich feinen Wert 
auf 317 Millionen Gulden berechnet, jebt aber Hat er fi auf 1113 
Millionen Gulden erhöht. Der Bodenmwert ift alſo um rund 800 Millionen 
geitiegen. Wie groß auch der bei einer jolchen Schägung gemachte Fehler 
fein mag, es Handelt fich jedenfall3 um jehr hohe Ziffern. Selbſt wenn 
wir in Abzug bringen die Rüdfiht auf den inzwifchen gefunfenen Zingfuß, 
bleibt doch eine Steigerung von etwa 600 Millionen anzunehmen. Nicht 
in Abzug bringe ich das Sinken des Geldwertes, weil ich glaube, daß eine 
der wefentlichiten Urfachen der ſinkenden Geldiwerte eben gelegen ift in dem 
fteigenden Bodenpreis. Die Thatjache fteht feſt: um mehrere Hundert 
Millionen Gulden‘ ift der Heutige Wert des Bodens in Wien größer ala 
vor 35 Jahren. Wie verteilt fich aber die MWertfteigerung auf die ver— 
jchiedenen Stadtteile? Wir können dag genau verfolgen. ch gebe nur 
grobe Ziffern, um die Hauptjachen zu markieren. In den älteren 10 Be— 
zirfen, welche vor 35 Jahren im wejentlichen bebaut waren, wo alfo die 
Bodenfpekulation nicht mehr einjegen fonnte, weil fein freier Boden mehr 
da war, da ift diefe MWertiteigerung abjolut die bebeutendere, relativ die 
geringere. In den alten 10 Bezirken ftieg der Wert um 235 %o, in den 
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äußeren Bezirken ift er geftiegen um 523 %o.. Abfolut betrachtet aber ftieg 
er im Innern don 300 auf 1006, in den äußeren Bezirken von 17 auf 
107 Millionen. In den inneren Bezirken ift die Maffe des Wertzuwachſes 
gewejen 700 Millionen, in den äußeren Bezirken, wo die Spekulation am 
verberblichiten wirken fonnte, ift fie nur gewejen nicht ganz 100 Millionen 
Gulden. Iſt das nicht auffallend? Wir operieren zu häufig mit dem Prozent: 
ausdrud und werden dadurch Üüberrafcht über die Größe der Wertfteigerung. 
Das genügt aber nicht. Wenn am Stefanspla in Wien der Quadrat» 
meter von 330 fl. auf 950 fl. im Preife geftiegen ift, jo ift das eine Er- 
höhung um nicht 200 %0, aber abjolut Fällt fie viel bedeutender ins Ge— 
wicht, als die Veränderung irgendwo an der Peripherie von 2 auf 24 fl., 
die eine Steigerung um 1100 %o aufweift, abjolut aber nur 22 fl. pro 
Quadratmeter beträgt. 

Für die uns bejchäftigende Frage ift das von entjcheidender Wichtig. 
feit. Wenn dort, wo bereitö alle verbaut ijt, wo daher eine Boden— 
fpefulation den Preis nicht mehr treiben kann, die größte Wertfteigerung 
vor fich geht, dann kann diefe Bewegung ihren Ausgang nicht von 
den Bodenbefitern genommen haben, fondern fie muß auf die Mieter 
zurückzuführen fein, welche ſich in ihrem Wettbewerb um den günftigften 
Platz, den das Stadtverfehrs-Gentrum für taufenderlei Arten des Erwerbes 
bietet, in die Höhe geiteigert haben. 

Allerdings finden fi Meinungen, die auch diefe Erfcheinung den 
Spekulanten zur Laſt legen. 

Ein Münchener Schriftfteller fchreibt: „Das Spekulantentum hat jeit 
Jahrzehnten alle für die weitere Entwidlung der Stadt in Betracht 
fommenden Baugelände mit Beichlag belegt, ihnen einen filtiven Wert ver: 
liehen und die ſtädtiſche Grundrente konzentriſch von den Außenbezirken 
nach innen zu in die Höhe getrieben.“ 

Es ift aber doch fchwer, fich dieſe Treibjagd vorzuftellen, denn man 
wird doch nicht glauben, daß die Beſitzer der Käufer im Gentrum der 
Stadt allen Boden um die Stadt herum aufgefauft haben, um ihn zurück— 
zuhalten und die in die Stadt ftrömende Bevölkerung zu zwingen, fich dort 
im Innern den Boden ftreitig zu machen. Selbjt in einer viel wahrjchein- 
licheren Konftruftion Hält derfelbe Schriftfteller an einer anderen Stelle mit 
Recht ein folches Zurücdhalten von Boden ſeitens der Spekulanten für ein 
koſtſpieliges Experiment, bei dem man nicht nur die Zinfen, jondern auch 
dag Kapital riskiert. 

Die Bodenjpekulation jpielt gewiß ihre Rolle, aber fie hat nicht den 
maßgebenden Einfluß, den man annimmt. Die Bodenfpefulation treibt 
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nicht den Preis in die Höhe, ſondern fie antizipiert den Wert, der that- 
jächlich jchon im Boden vorhanden if. Mein Gedanfengang ift alſo der 
entgegengefegte von der üblichen Auffaffung, Meiner Meinung nach Liegt 
die Quelle des jteigenden Bodenmwertes® im Gentrum der Stadt. Dort be- 
wirft das Zujammendrängen der faufmännifchen und induftriellen Betriebe, 
die Hiftorifch gewordene Gewöhnung, dort fein Geſchäft zu haben, daß eine 
Konkurrenz um den Boden ftattfindet, die dem Hausbeſitzer die Möglichkeit 
giebt, jteigende Mieten zu erzielen, und erft wenn dort die Preife un— 
erträglich find, wandert die Bevölkerung in die Außenbezirke. Ich erblide 
alfo die Quelle de Bodenwertes in den inneren Bezirken, und die Boden 
wertfteigerung dort, wo die Bodenfpefulation angeblich die Urfache ber 
Preisfteigerung ift, ift erft die Konfequenz der Bewegung im Innern. Dazu 
fommt die Bedeutung des Baukapitals. Es ift ein befonderes Verdienſt von 
Andrea? Voigt, diefen Punkt berührt zu haben, der allzuftark vernachläffigt 
war, und die Aufmerkſamkeit auf die Bedeutung gelenkt zu haben, welche 
die Verbindung des Baufapitals mit dem Bodenwerte für den Geſamtwert 
befitt. Ich Habe aus dem jehr reichhaltigen Material über die Boden 
wertsentwicklung in Wien einen Bezirk herausgenommen, der jehr reich ge= 
gliedert ift, die Zeopoldftadt mit neun Bodenkategorien, und habe für jede 
Kategorie berechnet, um wieviel bei als gleich geblieben angenommenem 
Baumert das Mietserträgnis gejtiegen fein muß, damit der Hausbefitzer fein 
Kapital (Bauwert + Bodenwert) normal verzinft. Die nähere Detaillierung 
der Rechnung ift im Vortrage nicht möglich, ich muß Sie bitten, mir zu 
glauben, daß die Rechnung in allen Fällen korrekt durchgeführt worden ift!. 
Ich greife ala Beifpiel die erfte und die lebte Kategorie heraus. Die erfte 
bat den größten Bodenpreis aufzuweiſen; fie umfaßt die gefchäftlich ftarf 
bejegten Teile des Bezirkes; der Bodenpreis war hier vor 10 Jahren 100 fl. 
und ift jet 200 fl. pro Quadratmeter. Hier war die Gejamtjteigerung des 
Bodenpreifes 100 %0. Unter Annahme gleichgebliebener Baufoften ift der 
Sehantwert von Gebäude und Boden um 44 ®/o geſtiegen und das Miets— 





1 Die Annahme ift die, dab jeweils ein Bauplak in der Ausdehnung von 
500 Quadratmeter verbaut wird, dak die Verbauung im vollen gejeglich geftatteten 
Ausmaß — 85 %o — gefchieht, daß ein dreiftöciges Gebäude mit 150 Gulden Baufoften 
ben überbauten Quadratmeter errichtet wird. Als notwendige, db. h. ala eine folche für 
Berzinfung, ohne welche an eine fortgejeßte Bauthätigkeit nicht zu denken ift, find 
4 %o des aufgewenbeten Kapitales angenommen, welche nach Dedung aller Koften einer 
Amortifationgquote und einer Rücklage für Leerftehungen erübrigen müfjen. Die Höhe 
biejer Abzugspoften wurde, da die Steuern allein 36,5 Yo des Bruttozinjes ausmachen, 
für das Jahr 1388 mit 50 %0 des Bruttozinfes, für das Jahr 1899 etwas geringer 
angefebt, da ja der Gefamtertrag höher, das Gebäude aber gleich groß angenommen ift. 
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erträgni® müßte heute 34 %o größer fein, um das Kapital bei einem Neubau 
normal zu verzinfen. Dem jtellen wir nun gegenüber den Boden der Iekten 
Kategorie, der an der Peripherie gelegen ift und reiche Gelegenheit zu Neu— 
bauten giebt, wo aljo die Spekulation ihre verderblichen Wirkungen aus— 
üben fonnte. Diefer Boden Hatte vor 10 Jahren 1 fl. erbracht, er 
£oftet heute 6%/s fl. pro Quadratmeter, aljo um 333 9/9 mehr. Und der 
Effekt der Verbindung des Bodens mit dem Baufapital ift, daß der Ge— 
famtmwert heute um 3,8 %/o höher ift ala vor 10 Jahren und daß eine Er— 
höhung der Mietpreife um 3% nötig war. Das heißt, es genügt eine 
Erhöhung der Mietzinfe um 3 %o an der Peripherie, um 8338 %o Bobden- 
preigerhöhung zum Ausdrud zu bringen. Es bürften diejenigen, die ihn 
zu 1” fl. gekauft haben, froh gewejen fein, ihn zu 642 fl. wieder zu ver- 
faufen. Wo aljo die Spekulation vornehmlich einjeßt, ift die Steigerung 
minimal und die Mieten haben fich faft gar nicht erhöht, während fie im 
Innern um 34 00 in die Höhe gegangen find. Wir jehen, wie zur jelben 
Zeit die zur normalen Berzinfung nötige Mietzinsbewegung — und das ift 
hier Mietzingfteigerung — ganz verjchiedene Grade nötig Hat, daß fich aljo 
die verſchiedenen hier betrachteten Böden nur in geringem Grade Konkur— 
venz machen. Der billige Außenboden, auf dem eine geringe Mietfteige- 
rung ausreicht, um eine relativ bedeutende Wertfteigerung des Bodens her= 
beizuführen, genügt nicht, um den Mietzins bezw. den Bodenmwert im weiter 
central gelegenen Gebiet zu drüden. Mieder jcheint mir dieg eine Bekräfti- 
gung meiner Auffaffung, daß billiger Boden an der Peripherie nicht den 
Bodenpreis im Innern berabzieht, daß vielmehr das Steigen des letzteren 
den erjteren in die Höhe reißt. 

Daß es nicht die Bodenpreife allein find, welche ein Hindernis für 
die Verbauung der Peripherie und dadurch für die Herftellung billiger 
Wohnungen bilden, das Haben wir in Wien bei einem Werfuche erfahren, 
den wir mit einer großen Wohnungsftiitung gemacht haben. Wir waren 
in der Lage, ein jehr großes Gelände um den Preis von 3 fl. 68 fr. pro 
Quadratmeter zu erwerben und haben recht umfangreiche Gebäude mit 
Heinen Wohnungen darauf errichtet. 

Die Baufoften des einen Komplexe, bei dem 1843 qm mit einem 
dreiftöcdigen Gebäude verbaut find, betrugen 156 fl. 58 fr. pro Quadrat— 
meter, die gejamten Koften aljo 160 fl. 25 fr. Der Bodenwert machte 
demnach nur 2,6 9/0 des Gefamtlapitales aus, oder, wenn wir auch den 
Bodenwert des jehr großen Gartens hinzurechnen, 44/2 %/o. Wir brauchen alfo 
nicht einmal 5 %o des Erträgniffes zur Verzinfung des Bodenwertes; wir 


genießen noch die zeitliche Steuerbefreiung, die in Öfterreich allen — 
Schriften XCVIII. — Berhandlungen 1901. 
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zutommt, wir find für die Gemeinde» und Landesumlagen jehr mäßig ein- 
geichägt und erzielen doch nur eine 3,8 oige Verzinſung des angelegten 
Kapitales. Allerdings dürfen wir behaupten, daß wir mit aller Sorgfalt 
gebaut haben, und Befjeres in der Wohnungsfürforge und Verwaltung 
bieten, ala gewöhnliche Miethäufer, aber wir find nicht billiger ala dieſe, 
wir wollen vielmehr die Vorteile in der Darbietung beifer gebauter Woh— 
nungen gewähren. 

Wir befommen für Zimmer und Küche 10—13 fl. monatlich, alfo im 
Durchſchnitte 245 ME. im Jahre. Wenn wir den Boden gejchenkt erhalten 
hätten, könnten wir um 4/2 %o billiger fein, alſo für eine folche Wohnung 
und mit 234 ME. im Jahr begnügen. Man wird nicht finden, daß der 
Unterfchied ein bedeutender ift. 

Wir jehen an diefem Beifpiele die Grenze, welche der Konkurrenz— 
fähigkeit des Außenbodens mit dem Boden im Innern der Stadt gezogen 
ift. Sie wird nicht jo jehr durch defjen Preis als durch andere Umſtände 
beitimmt. Der Heine Vorteil, den wir bei vollftändiger Außerachtlaſſung 
der Berzinfung des Bodenpreife® in unferen Gtiftungshäufern gewähren 
könnten, muß einer Reihe von ſehr jtark ins Gewicht fallenden pfychologifchen 
und wirtjchaftlicden Einflüffen das Gegengewicht halten. Wir Haben es 
mit dem am fchweriten zu überwindenden Yaltor im menjchlichen Leben, 
mit der Gewohnheit und Bequemlichkeit in erjter Linie zu thun. Das 
Publikum ſchätzt die Annehmlichkeit des Wohnens in dichter befiedelten 
Gegenden auffallend Hoch ein, denn der Verkehr wird dadurch erleichtert, 
die Erwerbäftätten find rafcher aufgeſucht, Paufen können benüßt werden, 
um nach Haufe zu fommen, der Unterricht der Kinder, die Berforgung der 
Küche, die Erledigung der Einkäufe für den Haushalt gehen glatter und, 
was auch nicht unterjchäßt werden darf, billiger vor ſich ala bei ent- 
fernterem Wohnen. 

Darum drängen fich die Mieter in den centralen Lagen mehr zu= 
fammen. Sch bin der Überzeugung, daß eine Unterfuhung der Zahl leer— 
ftegender Wohnungen in konzentriſchen Ringen um den Stadtmittelpunkt 
eine Zunahme der Xeerjtehung in dem Maße der Entfernung von diefent 
Mittelpunfte ergebe. | 

Nur wenn gute und billige Verfehrögelegenheiten vorhanden find, wenn 
die Neigungen und Gewohnheiten der Mieter, in entfernteren Außenlagen 
zu wohnen, ſchon entwidelf find, wenn bie Verſorgung von Küche und Haus— 
halt, und die Erziehung der Kinder nicht zu ſchwer vor fich geht, wenn die 
Straßen, deren Beleuchtung, Waffer- und Kanalifationsverhältniffe einiger- 
maßen gut durch die Stadtverwaltung geregelt find, fann der Außenboden 
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einen beftimmenden Ginfluß auf die Mietwerte der inneren Stadtteile, 
wenigſtens in einem bejchränkten Maße ausüben. Der Mietzins, der auf ihm 
mit Rüdficht auf den zur Zeit vorhandenen Bodenprei® plus den Baukoſten 
von dem Bauunternehmer verlangt werden muß, plus den Aufwendungen für 
die Verkehrömittel feitens der Mieter plus jener Summe, welche der Einzelne 
für die Bequemlichkeit des Wohnens in der Nähe feiner Arbeitögelegenheit 
und der Marktpläße aufzumwenden bereit it, bildet dann da Marimum, 
das für gleiche Wohnungen im Innern verlangt werden fann. 

Nun find aber jelten jene allgemeinen Wohnbedingungen in den Außen- 
lagen befriedigende, weil die Verkehrsmittel nicht nach allen Richtungen 
bin gleichmäßig gut entwidelt werden, weil der Gtraßen-, Beleuchtungs- 
und Sanalifationgaufwand ſeitens der Gtadtverwaltungen möglichſt ein- 
geichränkt wird. Die Folge davon ift, daß die hemmende Wirkung der 
von den Außenböden ausgehenden Konkurrenz nicht raſch und nicht ftarf 
genug eintreten kann. Sind aber dieſe Bedingungen befriedigt worden, 
dann haben die Innengründe immer noch den Vorteil voraus, daß die 
Mieter dafelbft an Verkehrskoſten erjparen und den Wert der Nähe zum 
Arbeitsplatz veranjchlagen. Für das gejchäftliche Leben endlich ift der 
Außenboden nur in jehr geringem Make eine Konkurrenz, nämlich nur 
bort, wo fich bereits gefchäftliche Gentren ausgebildet haben, wie dieß in 
Wien mit einigen von der ganzen Stadt aus bejuchten Straßenzügen der 
Tall if. Im übrigen aber Hilft e8 einem Geichäitsmann nicht, wenn er 
an der Peripherie für ein Lokal nur 200 fl. Jahreszins bezahlen muß, für 
welches er im Innern der Stadt 1000 fl. bezahlen müßte, denn es liegen 
bier vollſtändig getrennte Märkte vor. 

Soweit aber die Konkurrenz des Außenbodens und der darauf er- 
richteten Gebäude für die Bedeutung im Innern der Stadt wirkſam ift, 
wird fie wejentlih und zwar in einer für die Wirkfamkeit ihrer Verhält— 
niffe nicht günftigen Weiſe durch die allgemeinen Verwaltungskoſten der 
Eröffnung neuer Baugelände, durch die Kojten des Transportes nach und 
von den inneren Bezirken und durch die Baufojten beitimmt. 

Diefen drei Faktoren gegenüber ſpielt der Bodenpreig eine geringe 
Rolle. Unter ihnen aber ift der bedeutendjte der Aufwand, der durch die 
Baukoften verurjacht wird. Diejes ift in den bisherigen Erörterungen in 
feiner Bedeutung meift ganz überjehen, jedenfall aber unterſchätzt worden. 
Neuerdings wurde durch Brandts, Dr. Schwarz, durch Hugo Lindemann 
darauf aufmerkſam gemacht, daß in&bejondere Gebäude mit Kleinen Woh- 
nungen relativ teurer zu bauen find und daß die Verwaltung diejer Häufer 
nicht nur jehr viel Mühe, fondern auch jehr viel höhere Koſten verurjacht 
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als bei Häuſern mit größeren Wohnungen. Insbeſondere aber die Unter: 
juchung von Andreas Voigt bat uns Hier ganz neuen Auffchluß gebracht 
und gezeigt, daß die Möglichkeit der Herftellung billiger Wohnungen: in 
entichiedener Weiſe von der Möglichkeit abhängt, billiger bauen zu können. 

63 ift nach dem, was ich bisher über die Konkurrenzmöglichteit der 
Außenbezirfe angeführt habe, Elar, daß der Vorzug, den der billige Boden 
dajelbjt gewährt, nur dann von Bedeutung werden kann, wenn ein geringer 
Bauaufwand Hinzutritt, weil ja das Wohnen auf diefem billigen Boden 
durch die Koſten der Berfehrämittel und durch die übrigen erwähnten Un= 
bequemlichfeiten verteuert und läftig wird. Gerade dieje Berbilligung des 
Bauens aber tritt im Laufe der Zeit und mit dem wachjenden Bedürfniffe nach 
MWohngelegenheiten nicht ein. Die Baufojten find im Laufe der Zeit nicht 
unmejentlich gejtiegen, einesteil3 wird teurer gebaut, andernteil3 wird befler 
gebaut, immer aber wird das Baufapital größer — in welchem Berhältniffe, 
kann ich nicht mit Sicherheit angeben; nach den Tarifen, welche die Stadt 
Wien aufitellt zur Anwendung bei gewerblichen Arbeiten und Lieferungen für 
Rechnung der Gemeindeverwaltung, find vom Jahre 1865 bis zum Jahre 
1895 — der Tarif des letteren Jahres ijt noch heute gültig — alle Arbeitö- 
fojten, diefe jpielen beim Baue ja eine große Rolle, um etwa 50 %o gejtiegen. 
Gine Überficht über die Koſten von Schulbauten ergiebt, daß bei 5 Schul« 
bauten, welche im Jahre 1877/78 gebaut wurden, der Quadratmeter verbauten 
Raumes ducchjchnittlich auf 7 fl. 6 kr., 15 Jahre jpäter bei einer gleichen 
Anzahl von Schulen im Jahre 1898/94 auf 9 fl. 77 Er. zu ftehen kam. 
Die Baukoften find alfo, auf die Raumeinheit berechnet, im Laufe von 
15 Jahren um 38 %0 geitiegen. Welche Bedeutung diefe Ihatfache gerade 
für Bauten auf dem Außenboden hat, ift ar. Wenn der Bodenpreis von 
1 fl. pro Quadratmeter auf 6 fl. fteigt, jo it das eine Erhöhung um 
500 %/o, aber die notwendige Mehrverzinfung macht nur 20 fr. pro Quadrat= 
meter aus; wenn dagegen das Baukapital pro Quadratmeter von 100 fl. 
auf 138 fl. fteigt, jo beträgt die Erhöhung zwar nur 38 %/o, aber die not« 
wendige Mehrverzinfung und Amortifation macht 1 fl. 61 fr. pro Quadrate 
meter aus. 

Nun müſſen wir aber auch auf die Rüdwirfung erhöhter Baukoſten 
auf die bereits bejtehenden Gebäude achten. Dieje profitieren davon, da ja 
die hohen gegenwärtigen Baukoſten erſt aufgewendet werden fünnen, wenn 
die Mietzinſe geftiegen find. Das ift gewiß richtig und hier liegt eine 
Quelle des Gewinnes, der von den Haus» und Bodenbefigern nicht verdient, 
jondern -nur eingezogen wird. Aber jo ganz einfach liegen die Dinge auch 
hier nicht, die Befiter alter Häufer erleiden vielmehr nicht jelten durch 
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die Konkurrenz der .befjer gebauten neuen Häuſer einen Nachteil, fie verlieren 
Mieter, fie werden genötigt den Mietzins in der früheren Höhe feftzuhalten, 
ja fogar mit ihren Zinſen herab zu gehen. Dr. Schwarz Hat eine Reihe 
von Beifpielen dafür in feinem Referate gegeben. Wenn dennoch in vielen 
alten Häujern der Gejamtertrag fih auf der alten Höhe erhalten Hat 
oder ſogar geitiegen ift, fo ift das ausſchließlich den Gejchäftslofalen 
zuzuſchreiben. 

Ich Habe einige Daten, welche Herr Dr. Schwarz in feinen Unter- 
fuchungen angegeben hat, mit feiner gütigen Beihilfe detailliert. Es find 
Gebäude Herausgegriffen, deren Adminiftration Dr. Schwarz fontrollieren 
fonnte, Gebäude, die in Wien in den 70er Jahren gebaut worden find. 
Sch habe bei ſechs diefer Häufer die Mietzingentwidlung von 1880—1899 
verfolgt nach den Stockwerken. Das Ergebnis war, daß die gejamte 
Steigerung des Zinſes 1,7 0 betrug, davon entfielen auf das Parterre 
8,5 %o, auf den erften Stod aber eine Senkung um 15 ®/o, auf den zweiten 
eine Senkung um 13 %o, auf den dritten eine ſolche um 6 %o, auf den 
vierten eine Senkung um 120. ine Bergleichung des Ertrages von 
fieben Häufern in den Jahren 1885—1899 ergab eine Gefamtfteigerung des 
Ertrages von 130, die fi jo verteilt, daß das Parterre eine 
25 Yoige Steigerung aufwies; der erfte Stod eine folche um 1'/s %/o, der 
zweite um 3/0, der dritte um 5 %o, der vierte dagegen eine Abnahme 
um 5°%o. Nach diefem Beifpiel, das ich nicht zu ftarf generalifieren will, 
das aber eine Tendenz charakterifiert, Hat fi) der Geſamtmietzins nur 
gefteigert oder erhalten, weil die Gejchäftslofalitäten günftiger vermietet 
werden £onnten. 

Ih komme daher zu dem folgenden Ergebnis: Die Bodenwertfteigerung 
an der Peripherie, wodurch Neubauten für die Mieter, denen die innere 
Stadt zu teuer ift, gejchaffen werden, iſt nicht jo bedeutend in ihrem 
Verhältnis zu dem Gejamtkapital, nicht jo groß, daß in ihr ein Hindernis 
für die bauliche Ausdehnung der Stadt erblidt werden könnte. Eine 
Herabdrüdung der Bodenwerte würde feine wejentliche Erleichterung bieten. 
Der dadurch gebotene Vorteil wird durch fonftige, den Lebensunterhalt be- 
einfluffende Momente ftark beeinträchtigt; in&bejondere die Thatjache des 
Wegfallens einer Benugung von BVerkehrögelegenheiten bildet immer einen 
Vorzug der inneren Lage, der ftark genug ift, um daſelbſt eine Konkurrenz 
der Mieter zu jchaffen. Die Konkurrenz zwifchen den Außengründen und 
den Innengründen befteht heute jchon, aber fie kann das Anwachjen des 
Wertes im Innern nicht aufhalten. Das Anfteigen der Mieterträgniffe ift 
nur zum Teil eine Folge der Konkurrenz der Mieter, zum anderen Zeile 
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auch eine Konkurrenz der Gejchäftsinhaber. Ein noch fo billige Bauland 
an der Peripherie hebt diefe Konkurrenz nicht auf, fie bleibt beitehen, fo— 
lange die Bevölkerung wählt. Für abjehbare Zeiten wird vom Innern 
aus fich die Bewegung auf die Außengebiete ausbreiten und eine Steigerung 
der Mietpreife und des Bodenwertes ift nach wie vor in allen Stadtteilen 
zu erwarten. 

Ich bin alfo nicht der Anficht, daß die von und zu beobachtende 
Bewegung des Bodenmwertes von dem Privateigentum am Boden abhängig 
jei, daß fie von dem monopoliftifchen Gigentümer gemacht oder auch nur 
in enticheidender Weife beeinflußt werden fönnte. Spefulative Über— 
treibungen und Schädigungen von Hausfäufern und Mietern nach den 
verjchiedenen Richtungen gebe ich bereitwillig zu, aber fie beberrichen nicht 
den Bodenmarkt. Die Entwidlung des Bodenwertes würde vor fich gehen, 
auch wenn twir die focialiftiiche Gejellichait hätten, dann würde die Wert— 
erhöhung als Gunft denen zufallen, die den Boden benuben, dem, der nach 
der beitehenden Ordnung in der Lage wäre, feinen Laden dort zu haben. 
Vorhanden wäre der Wert, nur wäre er ander verteilt. Es kann fich 
daher nur um diefe Fragen Handeln 1. ift es möglich, diejen wachſenden 
Mert für die Gejamtheit nugbar zu machen? 2. ift es möglich, Eigen— 
tums= und DVerwaltungsformen zu finden, welche es ermöglichen, daß, tie 
ım Eigenhaus, der wirtjchaftliche, im Verkehr mögliche Wert nicht zum 
Ausdrud fommt, daß wir ihn binden. Was nun die erjte fyrage anbelangt, 
jo erfläre ich ohne weiteres: Gewiß ift das möglich und es foll angeftrebt 
werden. Es wäre allerdings unrecht, wenn man die ftäbtifchen Boden— 
befiter als eine Ausnahmeerfcheinung Hinftellen wollte, welche allein in der 
bevorzugten Stellung fich befinden, Renteneinlommen zu erzielen und 
Glücksgewinne zu machen, für welche fie der Gefamtheit fein Aquivalent 
geboten haben. Die Thatjache des Renteneinfommens als Vorzugseinkommens 
it nicht auf den Bodenbeſitz beſchränkt, fie fpielt im Kapitalverkehr, 
bei der Unternehmerthätigfeit, aber auch im Arbeitseinfommen eine Rolle 
und gerade in den Städten bezieht jo mancher ein ficherereg und größeres 
Einfommen nur durch die Thatfache des Zufammenfluffes von Menfchen 
und Gejchäften, der einem Gleichen auf dem Lande weder an Leiftungs= 
fähigkeit noch an thatjächlichen Zeiftungen überlegen iſt. Es geichieht daher 
nicht aus einem bejonderen Übelwollen gegen den ftädtifchen Grundbefiß, 
wenn wir feine Wertfteigerung für die Gejamtheit einfordern, ſondern aus 
dem allgemeinen Grunde, daß wir immer berechtigt find, e& zu thun, wenn 
es technifch möglich ift und nicht andere Antereffen dagegen fprechen. Der 
Bezug ftädtifcher Renten hat heute nur eine allgemeine voltswirtjchaftliche 
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Funktion, die der privatwirtichaftlichen VBermögensbildung. Ich nenne dies 
eine volfswirtichaftliche Funktion, weil wir bei der heutigen Organifation der 
Bolkswirtichaft die privaten Vermögen brauchen und ihre Bermehrung wünjchen 
müſſen. Die Art diefes Bermögens, der Hausbefitz, ift gewiß nicht an und 
für fich zu befämpfen. Außerordentlich viel Kleine und mittlere Vermögens 
befiger wählen diefe Anlage und das Auffteigen aus der Befiglofigfeit wird 
durch fie in vielen Fällen erleichtert. Überall da namentlich, wo der Boden- 
befig zum Gigenhaufe führt, ift er eine Quelle wirtfchaftlicher Sicherheit 
und Behagens, die wir nicht nur nicht vermiſſen, fondern fördern wollen. 
Allein dies gilt von der überwiegenden Mehrheit des großſtädtiſchen 
Hausbeſitzes nicht. Gerade in dem großen Städten ift die Trennung von 
Hausvermögen und Bodenbefit durchführbar. Principiell habe ich Hier gegen 
dad Programm der Bobdenreformer, wie es im jüngiter Zeit entmidelt 
wurde, feine Einwendung zu machen. 

Dieſes Programm im einzelnen durchzufprechen, erlaffen Sie mir. Die 
Zeit reicht dazu nicht mehr. Ich bin dafür, daß die Gemeinden ihren Beſitz an 
Land behalten und vermehren. ch bin für die Anwendung des Erbbau— 
rechtes, wie man ed in Frankfurt, Halle, Leipzig verjucht. Ich bin der 
Meinung von Schmoller, Lindemann, Schäffle, daß man Mietergenofjen- 
ichaiten, Wohnungsvereine zum Zwed genofjenfchaftlicher Verwaltung des 
Wohnungsweſens bilde oder ihre Bildung fördere. Ich bin für Befteuerungs- 
formen, welche den Wertzuwachs des Bodens erfaflen, wenn auch gerade in 
dieſem Punkte größere Schwierigkeiten beitehen, ala man in der Agitation glaubt. 
Aber ich bin durch meine Studien dazu gelommen, zu warnen, von diejen 
Dingen viel zu erhoffen. Das bringt uns Nütliches für die Zukunft, 
bringt uns aber wenig für die Gegenwart. Mean fpricht zuviel von 
billigen Wohnungen, welche man der großen Maſſe beichaffen kann, 
man führt auch große Ziffern an, wieviel ſchon in anderen Staaten gebaut 
find. Ich laſſe mich auch durch die großen Ziffern aus England und 
den Vereinigten Staaten nicht täufchen. Ye weiter man nach dem Oſten 
geht, defto mehr fieht man in den tweftlich liegenden Staaten und Städten 
die Fortjchritte der Entwidlung, die Deutichen jehen fie in England, die 
Engländer in Amerika, die Öfterreicher in Deutfchland. Es wird dabei 
viel übertrieben und man darf in der Diskuffion das fremde Beiſpiel nicht 
zu ftark betonen, weil wir e8 nicht fontrollieren können. Sfepfis ift uns 
notwendig, eine Stepfis, welche uns nicht abhalten ſoll, praftijch zu arbeiten, 
aber Hindern fol, falſchen Idealen nachzujagen. Und ferner werden 
wir erklären müſſen, daß eben doch die Steigerung des Einkommens der 
unteren Klaſſen der Bevölkerung das Wichtigere ift, wichtiger ald die Ver— 
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billigung ihrer Ausgaben. Wir werden in diefer leßteren Beziehung von 
unferem gegebenen hiſtoriſchen Standpunkte aus nicht viel erreichen, unter- 
ftügen wir daher die Beitrebungen zur Steigerung der Einkommen und 
thun wir im übrigen alles, was wir thun fünnen, mit dem jeften Willen, 
dad, was möglich ijt, zu erreichen! 

(Lebhafter Beifall.) 


Vorfigender: Ihr Beifall enthebt mich ſchon all’ der Worte des 
Dankes, die ich unſerem Herrn Referenten im Auftrage des Vereins zu 
fagen hätte. Er hat die Trage auf das theoretifche Gebiet zurüdgeführt 
und ich glaube, daß uns feine geiftvollen Ausführungen für den Reſt 
unjerer Erörterung wefentlich befchäftigen werden. Wir jollten aber unfere 
Erörterung jetzt nicht fortjeßen; ich möchte dem dritten Referenten die 
Zuhörerſchaft nicht durch den nagenden Hunger verkürzen. Wir jchließen 
jebt und fahren um 2 Uhr in der Verhandlung fort. 

(Schluß 12 Uhr 53 Minuten mittags.) 


III. 
Referat 


von 
Landesrat Brandts (Düffeldorf). 
(23. September 1901, 2 Uhr nachmittags.) 


Meine jehr geehrten Herren! Der Ausſchuß Hat mir die Aufgabe 
geftellt, de lege ferenda zu jprechen über Aufgaben der Verwaltung und 
Geſetzgebung in der Frage, die die beiden Vorreferenten theoretijch erörtert 
haben. Mit Heren Profefjor Fuchs muß auch ich fragen: Können wir denn 
eigentlich nachweilen, ob es in den MWohnungsverhältniffen befjer oder 
ichlechter geworden ift? Ich glaube, wir müflen darauf fagen, Hiftorifch 
betrachtet: ignoramus. Die Wohnungsbewegung ift noch jo jung und die 
Statijtifen und Enqueten find jo jung, jo unvollftändig und nach jo ver- 
jchiedenartigen Fragebogen behandelt, daß in der That ein Hiftorifcher Ver— 
gleich nicht möglich ift, daß wir nicht nachweifen können, ob e8 im Laufe 
der legten 50 Jahre beffer oder fchlechter geworden ift. Wenn wir nad) 
unferer eigenen Anſchauung veden dürfen, möchten wir jagen: qualitativ 
haben fich die Wohnungen gebefjert, in Stadt und Land, in großen und 
fleinen Städten. An Stelle der feinen Fenfter find große getreten, an 
Stelle jchlechter, enger Treppen find breite, helle, Iuftige getreten, dazu ver⸗ 
befferte Wafjer- und Nbortverhältniffe u. ſ. w. Injofern wäre aljo mit der 
Steigerung des Wohlſtandes und aller anderen Berhältniffe auch die Woh- 
nung verbeffert worden, aber wie fieht e8 quantitativ aus? Und da läßt 
ung alle Statijtif im Stiche. Ja es ift die frage wohl berechtigt: haben 
wir einen Fortſchritt zu fonftatieren gehabt im Quantum, oder giebt es, 
wie man ein ehernes Lohngefeg angenommen bat, jo eine Art von ehernem 
MWohngefeß, in dem Sinne, daß nur gegeben wird an Wohnung, was 
abjolut notwendig it? Es ſcheint allerdings für einzelne Städte auch 
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quantitativ ein Fortſchritt zu verzeichnen zu fein. Lindemann ©. 316, 
317, 340, 360, 364 weit darauf Hin, daß die große Belegung der ein= 
jimmrigen Wohnungen im Laufe der Jahre abgenommen, und daß die 
Zahl der Haushaltungen, die feine Schlaigänger haben, zugenommen bat. 
Freilich in diefen wenn auch noch fo geringen Fortſchritt wird ein Tropfen 
MWermut Hineingegoffen durch die Thatſache, daß die unterjte Schicht ſoviel 
ichlechter geworden ift, die MWohnungsverhältniffe der Familien, die noch 
Schlafgänger halten, haben fich verjchlechtert. Alfo: zwar Verminderung der 
Zahl der unterften Schicht, aber qualitativ bedeutende Verfchlechterung der— 
jelben. Endlich müſſen wir hinzufügen, daß die Statiſtik Lindemanns mit 
1895 oder gar 1892 abjchließt, und wir wiffen ja alle, gerade mit 1895 
ift wieder eine auffteigende Welle der Wohnungenot eingetreten, jodaß bie 
Zahlen für heute nicht mehr ganz zutreffen. Allein für Hamburg, das bei 
Lindemann noch gut fteht, wiffen wir aus Reinkes Mitteilungen, daß in 
den Fahren 1896/99 fich ein Deficit an ein= bis zweizimmrigen Wohnungen 
ergab von 3367. 
Aus diefem Nichtwiffen und Nichtflarwiffen über unſere Wohnungs 
verhältniffe ziehe ich die erfte Forderung an Gefeßgebung und 
Berwaltung: daß jede Stadt, nicht nur die großen, jondern auch mittlere 
und feine, ftatiftiiche Amter befiten jollen. Wir bedürfen jährlicher 
Erforſchungen unjerer Wohnungsverhältnifie in Stadt und Land. Gerade 
jo qut wie Perfonenftand und Steuer aufgenommen wird, jo muß es mit 
den Wohnungsverhältnifjen fein. Manche Städte haben ja damit ſchon an= 
gefangen, aber lange noch nicht find alle dazu übergegangen. Borausjegung 
it allerdings Ginheitlichkeit der Statiftif, damit auch eine Vergleichung 
nicht nur Hiftorifch derjelben Stadt, fondern auch der verfchiedenen Städte 
untereinander möglich wird. So wird allmählich das ftatiftifche Amt, das 
übrigens jelbjtredend nicht nur für die Wohnungsverhältnifie, jondern für viele 
andere wirtjchaftliche und fociale Verhältniſſe (Armenfachen, Gefundheit, Lohn 
entwicklung ꝛc.) nußbar gemacht werden ſoll, ein außerordentlich wichtiger 
Zweig der Verwaltung und damit komme ich zum zweiten Punkte: 
Wenn das jtatiftische Amt nutzbringend jein foll, jo bedarf es eines ftändigen 
Organs, das für es fieht und Hört, das ift die Wohnungsbeauffidhti- 
gung. Hätten wir eine MWohnungsbeauffichtigung fchon feit längeren 
Sahren, jo wäre ein Leugnen oder ein Bezweifeln des Wohnungsmangels 
und der MWohnungsfehler, wie wir es noch Heute oft hören müffen, einfach 
unmöglich. Es ift eine eigentümliche Beobachtung, daß felbjt Bürgermeifter 
und Stadtverordnete mittlerer und Heiner Städte haben Entdeckungsreiſen 
machen müffen, um zu erfahren, wie e8 denn eigentlich in ihren Städten 
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ausfieht, um die überfließenden oder undichten Abortgruben, die Dreckhaufen 
in den Kleinen, engen Höfen, die ſchreckliche Überfüllung — bis zu 2 cbm 
Luft pro Kopf — zu finden. Entweder man bildete fich ein, es wäre 
alles in fchönfter Ordnung oder aber, wenn man ed wußte, wie e8 ausjah, 
dann hielt man die Übelftände für Hergebracht und damit für unabänder- 
lich und unvermeidlih. Bei geordneter Aufficht wäre der Beamte, der die 
Aufficht Führt, gewiffermaßen der Bibliothelar, die Häufer der Stadt find 
jeine Bände und Bücher, mit denen er arbeitet; von jedem Haufe hat er 
einen Zettel im Katalog. Wenn Sie nun die Berichte von Zweigert und 
Reinte Iefen, dann werden Gie, glaube ich, ebenjo wie der Herr Bericht: 
eritatter jagen müfjen, wir fteden in der That noch in den Kinderſchuhen 
bezüglich der Wohnungsaufficht. Überall find erſt ſchüchterne Anfänge und 
es ift fait eine gewiſſe Angit, an die Sache heranzugehen, weil man die 
Wirkungen nicht überjehen kann. Dabei ift noch auf eine widerſpruchsvolle 
Thatjache Hinzumweifen. In England, angeblich das Land größter indi- 
vidueller Freiheit, ift eine jo eingehende Wohnungsbeauffichtigung, wie wir 
fie nicht wagen vorzuschlagen, und wir, denen man vorwirft, wir wären 
ein Polizeiftaat, wir verjteden uns hinter den Schuß perfönlicher Freiheit 
und der Unverlelichleit des Haufes, um eine MWohnungsaufficht für einen 
rechtewidrigen Eingriff in das Eigentumsrecht zu erklären. Und ferner: 
der Neubau eines Haufes iſt polizeilich bis in die Eleinften Details geregelt 
und beauffichtigt; it da8 Haus aber bewohnt, dann fümmert fich fein 
Menih mehr darum. Es ift nun ferner ein Irrtum, wenn man meint, 
die Mohnungsbeauffichtigung ſei nur ein Bedürfnis für große oder jchnell 
wachjende Städte: in den mittleren und Kleinen und Eleinften Städten ift 
fie ebenjo Bedürfnis. Wenn Sie namentlich unjere zahlreichen Eleinen alten, 
früher bejeftigten Orte aus den früheren Jahrhunderten befehen, in deren 
alten Häuschen an engen Gafjen ein großer Zeil der Bevölkerung lebt, jo 
müffen Sie zugeben, dat auch dafür eine Wohnungsbeauffichtigung nötig ift. 

Dabei tritt nun die Frage auf: Wer joll die Minimalvorjchriften be- 
züglic) des baulichen Zuftande® und der inneren Einrichtung de Haufes 
jowie der zuläffigen Belegung erlaffen? ch meine nicht, daß das Reich 
dad machen foll, jondern diejenige Stelle, die den Verhältniffen am nächiten 
liegt; die Ortspolizeibehörde ſoll es fein, die dieſe Beitimmungen erläßt, 
denn die Dinge find fo außerordentlich verichieden, nach großen Städten, 
nach Heinen Städten, nach Orten mit Wafferleitungen, mit Kanälen, nach 
Orten ohne Kanäle u. ſ. w., daß ich meine, dad muß von einer nahe dabei 
befindlichen Behörde ausgehen. Die Verordnungen freilich knüpfe ih an 
die Genehmigung durch die Auffichtsbehörde und ferner daran, 
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daß nun die Ortäpolizei oder die Auffichtsbehörde allmählich die Vorſchriften 
verfchärit. Die befte Verordnung aber nüßt nicht®, wenn nicht Special- 
organe die Ausführung EZontrollieren. Das bemeift die Fabrik- und die 
Schulauffiht. Wer joll nun die Organe ftellen? Das ift die wichtigite 
Frage. Die ganzen Geſetze find feinen Pfifferling wert, wenn die Aus— 
führung nicht richtig geichieht. Auch hier neige ich dazu, daß die Wohnungs» 
auffichtsorgane im Anſchluß an die Örtliche Verwaltung eingerichtet werden 
follen. Diejelben Gründe, welche viele don und gegen die Rentenjtellen der 
Ainvalidenverficherung hatten, gelten auch Hier; man foll nicht ein einzelnes, 
an ich Lokales Geſchäft von der allgemeinen Xofalverwaltung trennen. 
Zaugt aber die Gemeindeverfaffung und »verwaltung für einen bejtimmten 
Zweig lofaler Gejchäfte nicht, jo taugt fie auch für die andern nicht, und 
dann joll man die Gemeinde-Berfafjung ändern. Noch aus anderen 
Gründen dürfte diefe Verbindung ſich rechtfertigen. Wir verlangen in der 
Regel, und das darf man wohl als communis opinio anjehen, daR gerade 
die Fommunalverwaltung pofitiv in der Wohnungsirage thätig fein fol. 
Wenn nun eine andere Behörde die Feſtſtellung der Übelftände macht, als 
die Behörde, welche nachher die pofitiven Schritte thun foll, dann wird das 
Drängen nach pofitiven Schritten längft nicht jo groß fein. Eigene 
Kenntnis von den Übelftänden führt von jelbft zu pofitiven Schritten. Das 
beweift die Erfahrung im Bezirke Düffeldorf. In feinem Bezirk waren die 
Bürgermeifter genötigt, die Übeljtände aufzudeden, als hier, und in feinem 
Bezirke find infolge deffen unter Mitwirkung der Bürgermeifter und Ges 
meinden jo viele Bauvereine erftanden wie bier. Werner: fchon die not- 
wendige Verbindung zwifchen Wohnungspolizei einerfeits, Baupoligei und 
Perfonenftandsaufnahme und Meldeamt andererjeit3 weijt auf die Angliede— 
rung an die Ortspolizei bezw. Lofalverwaltung Hin. Endlich: e8 wird 
die ganze Wohnungsbeauffichtigung zweifellos wirfjamer und populärer fein, 
wenn fie von der Zofalverwaltung geführt wird; namentlich dann, wenn 
fie, wie die ganze Lokalverwaltung, nicht von einem Beamten allein, fondern 
von dem MWohnungsinfpektor, der im Hauptamte dieje Dinge zu machen Hat, 
im Zufammenbang mit gewählten Bürgern: Arbeitern, Mietern, Haus» 
befigern, Armenärzten u. dergl. geführt wird. Hierbei muß, da es fih um 
eine jpecialifierte Arbeit handelt, jelbitveritändlich für jeden Stabtteil eine 
ſolche Kommiffion eingejeßt werden, wie bei der Armenverwaltung nad) 
Elberjelder Syitem. In diefem Sinne wird der Wohnungsinſpektor zu 
einem wichtigen hygienischen und focialen Amte werden. Er wird auch die 
Ihmutigen Mieter ausfinden und zu beiferen MWohnfitten bringen. Er joll 
ein Hilfsorgan Für gute und ein Schreden tür jchlechte Hausbefiger fein. 
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Er kann ein mächtiger Bundedgenofje werden im Kampfe gegen die QTuber- 
kuloſe. Er wird auf richtige Verteilung der Betten, auf richtige Benutzung 
der Wohnungen Hindrängen können und endlich ferner, er kann der Wohl- 
thätigfeit die richtigen Wege zeigen. Wenn reiche Leute Stiftungen machen, 
die gehen manchmal jonderbare Wege und jtiften Anftalten, deren Eins 
richtung eigentlich Sache der Kommunalverwaltung wäre. Eine jchöne Auf: 
gabe für den Wohnungsinfpektor ift, der lokalen Wohlthätigfeit die Wege 
zu weijen, fie zu Wohnungsftiftungen zu veranlaffen, wie fie der Wohlthätig- 
feitöfinn vergangener Jahrhunderte jo zahlreich ins Leben gerufen hat in 
Lübeck, Augsburg, Köln, Brügge, Gent u. ſ. w. Wenn id) nun fo bie 
ganze MWohnungsbeauffichtigung der Kommunal- bezw. Ortspolizeibehörde 
übertrage, jo gefchieht da& mit der Beſchränkung, daß hier eine kräftige 
ftaatliße Beauffihtigung ftattfindet. Aus vielen Gründen wird 
die Örtliche Beauffichtigung ftellenweife gut, ftellenweife aber auch 
mangelhaft fein. Eine jtarke ftaatliche Aufficht ijt alfo notwendig, aller- 
dings eine fachgemäße, jpecialiftifch vorgebildete. Wir müſſen jpecialiftifch 
vorgebildete Wohnungsräte bei den Regierungen haben, namentlich 
dürfen e3 feine Bureaufraten fein. Diejer Auffichtsbeamte muß mit warmem 
Herzen und mit dem Willen, nicht nur zu beauffichtigen, jondern zu helfen, 
bei der Sache fein. So joll neben dem Medizinalrat, dem Schulrat und 
dem Gewerberat auch der MWohnungsrat dem Regierungspräfidenten zur 
Seite ftehen. 

Nun habe ich entiprechend meiner Aufgabe die Frage zu jtellen: Bedürfen 
wir zu all’ diefen Einrichtungen des Geſetzes oder können wir das innerhalb 
der heutigen Gejeßgebung machen? ch meine, auch bei uns in Preußen 
ift ein Gefeg nötig und zwar müßte gefeglich die Kommunalverwaltung 
verpflichtet werden, die Minimalvorichriften zu erlaffen, zweitens müßte 
durch Geſetz feitgejtellt werden, daß die erforderlichen Organe, Wohnungs- 
injpeftor und Wohnungskommiſſion, gejchaffen werden. ch glaube, man 
wird da nicht, wie bei der Armenverwaltung, den Gemeinden die Orga— 
nijation frei laſſen, jondern wenigſtens gewiſſe Direftiven geben müſſen, 
zunächit vielleicht einen freien Beichluß der Gemeinden herbeiführen, dann 
aber wieder die ftaatliche Genehmigung eintreten laffen. Sodann wäre 
ein Geje nötig, damit die Laienmitglieder der Wohnungskommiſſion das 
Recht Haben, die Häufer zu betreten, ein Recht, das ber beamtete 
Wohnungsinſpektor in jeiner Eigenſchaft als Polizeibeamter bereit hat. 
Endlich wäre durch Geſetz feitzulegen die Anzeigepflicht bezüglich der zu ver- 
mietenden und der leerftehenden Wohnungen, jowie die Einrichtung der 
jtaatlichen Bezirks-Wohnungs-Aufſichtsbeamten. 
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Iſt nun eine ſolche Wohnungsaufficht ausführbar und welche wirt- 
Ichaftlichen Folgen wird fie haben? Die baulichen Anjprüche, die zu 
ftellen find, werden verhältnismäßig leicht zu erfüllen fein, da® beweift die 
Erfahrung in Effen, Köln, Düffeldorf, wo die Anftände durchweg von den 
Eigentümern erledigt wurden. Es wird aber diefe Art der Verbefferung der 
Mohnungen wohl hauptfächlich in alten Städten Schwierigkeiten machen und 
ich würde nicht anjtehen, in alten Städten, wenn wejentliche Reparaturen 
zu machen find und der Eigentümer fann e& nicht, wenigftens nicht ohne be» 
fondere Störung feiner Berhältniffe, die Gemeinden zu einer Beihilfe gefeglich 
zu verpflichten. Zur Erhaltung Hiftorisch ſchöner Faſſaden wiſſen Sie alle, 
daß z. B. in Hildesheim, in Heinen Städten am Rhein u. |. w., den Kleinen 
Haußeigentümern bejondere Beihilfen gegeben werden. Es ift ferner in dem 
Buche von Voigt und mehr noch in dem Werke von Heyne in feiner Ge- 
ichichte de Wohnungsweſens bewiejen, daß e8 gang und gäbe war in den 
früheren Jahrhunderten, daß zur DVerbefferung der Wohnungen, nament: 
lich in der Zeit, ald man die Holzhäufer in Steinhäufer umbaute, die 
Strohdächer in Ziegeldächer, daß man da nicht lediglich Polizeiverordnungen 
machte, und die Niederlegung älterer Käufer verlangte, jondern daß man 
auch Beihilfen gab, jei e8 nun, daß diefe in der Gebäudejteuerbefreiung 
beftanden, für 5 oder 10 Jahre, oder daß bares Geld gegeben wurde. In 
Belgien wurde noch 1707 durch fönigliche Ordonnanz verordnet, daß die 
Städte Namurs und Mond verpflichtet feien, 1000 fl. jährlich in den Etat 
einzufegen, um den Umbau von jährlich 10 Holzhäufern in Steinhäufer zu 
erleichtern . Das Syſtem der Bauprämien für Berlin war ein ziemlich 
allgemeines. Aus Göttingen habe ich eine erſt im Jahre 1833 erlaffene 
Bauordnung ermittelt, in der heißt es noch in $ 31: 

„Wer ein altes Haus gänzlich ausbaut und demjelben eine ſenk— 
rechte Vorderſeite giebt, erhält eine zweijährige, wer eine Bauftelle neu 
bebaut, eine vierjährige, wer eine wüſte Bauftelle bebaut, ſowie wer 
einen Majfivbau mit wenigftens zwei Stockwerken ausführt, eine fünf- 
jährige Freiheit von allen auf dem Haufe ruhenden bürgerlichen Ab- 
gaben. Dieje Freiheit wird gegen einen Schein der Baulommiffion, „daß 
das Haus der Bauordnung gemäß eingerichtet und berappt oder mit einer 
genehmigten Farbe angejtrichen ſei“ vom Magiftrate erteilt." — Ahnlich 
wie der Neubau von Häufern befördert wurde durch Prämien, jo auch 
die Verbeſſerung beitehender Häuſer. Die mittelalterlichen Städte und 





1 Lois et documents relatifs aux habitations ouvyrieres. Bruxelles 18%. 
rue de Pröves 72, Seite 9. 
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die Stadtverwaltungen der fpäteren Zeit bis zum Ende de 18. Jahr— 
hunderts nehmen — wie auch unten bei der Geldmittelbeichaffung Eonftatiert 
werden wird — gegenüber der Wohnungsproduftion überhaupt eine andere 
Stellung ein, als unjere heutigen Kommunalverwaltungen, die fich, abgejehen 
von der Waflerlieferung, Kanalijation und Abfuhr auf die Konzeffionierung 
der Neubauten bejchränten. Jene unterjtügten das Bauen in jeder Weile. 
Heyne berichtet Seite 211, 161, 162, 168, 218, 170 von Beihilfen des 
Rates in Bern von 1375— 1384 für Umwandlung von Strohdächern in 
Biegeldächer, von jtädtifchen Ziegeleien in Hildesheim, von unentgeltlicher 
Lieferung des Bauholzes im 15. und 16. Jahrhundert im Schwarzwald 
und anderswo, der Dachziegel in den Städten. Ja ©. 182 wird von 
einer vdolljtändig organifierten Wohnungsbeauffichtigung berichtet: „Im 
15. Jahrhundert befichtigt die Baupolizei alle baufälligen Häufer der Ge— 
meinde und befieglt bei Strafe Erſetzung derjelben.” Die Unterhaltung des 
Haufes galt ala öffentlichrechtliche Pflicht des Eigentümers und namentlich 
die mangelhafte Unterhaltung des Daches wurde mit jchwerer Gelbitrafe 
gebüßt. Das ganze Syſtem der Prämiierung von Neu= und Verbeſſerungs— 
bauten weift jür die Berliner Baugejchichte in ausgezeichneter Weile P. Voigt 
nah. Ähnlich und ganz charakteriftiich jchildert der Nürnberger Stadt- 
baumeifter Ernft Tucher (1487—1495) im Baumeifterbud das Eingreifen 
der Stadt Nürnberg in die MWohnungsproduftion durch Lieferung von Kalt 
und Steinen. Ich Habe darüber früher in den Schriften der Gentralitelle 
für Arbeiterwohlfahrtörinrichtungen, Nr. 17, Berlin 1900, berichtet. 

Kehre ich nach diefem hiftorifchen Exkurs zurüd zur Ausführbarkeit der 
MWohnungsbeauffichtigung und ihren wirtfchaftlichen Folgen. Das Re- 
parieren alter Häufer, unter Umjtänden dag Abbrechen in den alten Städten, 
kann alſo Schwierigkeiten bereiten finanzieller Natur. Rechtlich jteht aber 
der Schließung gejundheitsjchädlicher Wohnungen fein Hindernis entgegen. 

Schlimmer ift e8 mit der Überfüllung und ihrer Abjtellung. Steht 
man nun angefichts der Thatjache, daß 3. B. in Berlin noch die Hälfte 
aller Familien in einzimmrigen Wohnungen hauſt, und daß von den Gin- 
zimmerwohnungen noch die Häljte überfüllt ift, vor einer Syſiphusarbeit? 
Da ergeben fich zwei Fragen. Die eine it: Hann die Arbeiterfamilie das 
Mehrquantum an Wohnung, das polizeilich verlangt wird, bezahlen? Oft 
ja, ojt nein. Jedenfalls find bei Anwendung der Düffeldorfer und Kölner 
Berordnung hierüber feine Schwierigkeiten entitanden. Es giebt Arbeiter, 
die fünnten mehr Miete zahlen. Denn auch bei billigen Mieten in Eleineren 
Städten, pro Zimmer 50—60 Mk., und bei guten Löhnen wohnen die 
Arbeiter oft nicht fo, wie es fein ſollte. In manchen Fällen wird allerdings 
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event, die Arınenverwaltung Mietszufchüffe zahlen müffen. Die zweite frage 
ift: Sind joviele Wohnungen da, daß auf jede Familie das erforderliche Raumes 
quantum entfällt? Iſt nicht Obdachlofigkeit zu befürchten? Gewiß ift diefe 
zu fürchten, wenn nicht vorher für genügend Erfagwohnungen geforgt ift und 
bier Liegt der Ipringende Punkt, der Beginn des Kreislaufes, in dem man 
fich bewegt, und bei dem fchließlich überhaupt nichts geichieht: Man fcheut die 
Durchführung der Wohnungsbeauffichtigung, weil noch feine Erfagwohnungen 
da find; Erſatzwohnungen aber werden nicht geichaffen,, folange die alten 
und überfüllten Wohnungen geduldet werden. Alfo man jcheue die Yolgen 
der Wohnungsaufficht nicht; es jchadet nichts, wenn eines Tages dem Bürger- 
meijter 50 obdachloje Familien aufs Bureau rüden, dann ift die Wohnungs» 
not ad oculos demonftriert und erfolgt der Neubau von jelbft; Picot bes 
zeugt die gute Wirkung der Wohnungsaufficht für Paris, wo eine jolche 
allerdings nur gehandhabt wird für die möblierten Wohnungen der unver: 
heirateten Arbeiter. Die Furcht vor der Revifion hat an dem baulichen 
Zuftande Wunder gewirkt. Jedenfalls hält die ftändige Wohnunggaufficht die 
Wohnungsfrage und die Erfenntni® von der Notwendigkeit der Befjerung, 
die noch lange nicht Gemeingut aller ift, ftetig in Fluß. 

Hiermit verlaſſe ich die Wohnungsaufficht und wende mich zum dritten 
Punkt, zum Neubau der Wohnungen, zum Einfluß von Bauordnung 
und Stadtbauplan. Hierfür thut die Wohnungsaufficht nichts, im Gegenteil, 
fie verfchärft zumächft die Wohnungsnot. Wie entjteht nun heute die Stadt? 
Stübben hat auf der eriten Generalverfammlung des Rheinischen Vereins zur 
Hörderung des Arbeiterwohnungsweſens dies mit berechtigtem Sarkasmus alfo 
geichildert: „Ein Bebauungsplan entjteht auf die einjachjte Weife, wenn 
man auf einem Bogen Papier zuerft in der einen, und dann in der darauf 
ſenkrechten Richtung in gewiffen Abſtänden parallele Linienpaare zieht. Die 
Kinienpaare begrenzen als Fluchtlinien die Straßen und diefe umgrenzen 
die rechtedigen Baublöde. In der That find manche Stadtteile in ber 
Mitte unferes Jahrhunderts auf jolche Weife geplant und feſtgeſtellt worden.” 
Zmeifellos ift nun allerdings heute nach der äfthetifchen, technifchen, nach 
der gefundheitlichen und verfehrspolitiichen Seite ein großer Fortſchritt zu 
fonftatieren im Entwerfen der Pläne und in der Behandlung der Baus 
ordnung, dagegen die jociale Seite, die Zweckbeſtimmung der einzelnen 
Stadtteile, dieſe vollftändig forreft zu Löfen, das ift unferem Jahrhundert 
vorbehalten geblieben. Bildet doch der Stadterweiterungsplan und die Bau- 
ordnung die Unterlage der ganzen Anfiedlung. Wie Bauplan und Baus 
ordnung es borjchreiben, jo bildet fih die Stadt. Daher ſoll in denjelben 
allen Schichten der Bevölkerung und allen entitehenden Aufgaben Rechnung 
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getragen werden. Deshalb verlangt man Heute eine Abftufung in den Bau— 
blodanlagen, in den Häufergrößen und in den technifchen Vorfchriften der 
Bauordnung. Der Stadtplan joll enthalten große breite Verkehrsſtraßen 
und ſchmale Wohnftraßen bis zu 7 m, es follen die Stadtviertel felbjt ein- 
geteilt werden in Fabrikviertel, Gejchäftsviertel, Wohnviertel, letztere für 
verjchiedene Anjprüche. Wie e8 in einem Haufe fleine und große Zimmer 
giebt, Neben- und Haupträume, jo muß auch der Stabterweiterungaplan 
verjchiedene Straßen und Baublöde für die verfchiedenen Anjprüche ber 
Bewohner enthalten. Er ſoll individuell fein, er joll Raum haben für 
Miethäufer und für Heine Gigenhäufer aller Stände. Er foll aud 
Straßen und Baublöde enthalten — eine Art von „Rejervationen” — 
für das Feine Haus des Nrbeiterd. Wir find im Rheinischen Verein zur 
Förderung des Arbeiterwohnungswejend augenblidlich dabei, zu prüfen, 
welche Erleichterungen können in den Bauordnungen gemacht werden, 
damit das Heine Haus billiger wird? Bauinjpeftor Schilling, unſer 
Referent, Hat leider Eonftatiert, daß nirgendwo dieſe doch ganz natur= 
gemäße Abftufung und Einteilung nach großen, mittleren und Eleinen 
Häujern in den Bauordnungen vorfommt. Es kommen zwar Hier und 
da die NAusdrüde vor: Gtagenhaus, Miethaus, Eigenhaus, aber eine 
organijche Gliederung der Bauordnung nach diejen Gefichtspunften 
ift noch nicht zu verzeichnen. DBerjchiedenartige bauliche Anfprüche für 
Kleine und große Kranfenhäufer haben wir, für große und Eleine Theater, 
noch nicht aber für Wohnhäuſer diefer Art und das liegt doch jo nahe. 
Mit Recht werden ja für das große Haus eine ganze Menge Vorſchriften 
verlangt, die für das Eleine Haus überflüffig find. Schilling hat jeft- 
geftelt, daß ein nach den VBorfchriften der Kölner Bauordnung von ber 
Baugenoſſenſchaft Köln-Süd für 7500 Mi. gebautes Zweifamilienhaus 
ihon um 420 Mi. billiger — gleich 5Y/e %/o der Baufoften — wäre, 
wenn lediglich die Vorfchriften der Bauordnung bezüglich der Mauerjtärfen, 
die für große Häufer erforderlich, für Kleine Häufer aber gradezu under- 
nünftig find, forrigiert würden. Genau dasjelbe Haus würde durch die 
Barmener Bauordnung jogar 456 ME., gleich 6,08 %o, durch die Koblenzer 
Bezirtsordnung 640, gleich 8”/2 %/o, der Baukoften unnötig verteuert. Go 
wird einmal dem feinen Haus wirklich der Kampf ums Dafein jehr er- 
jchwert, amdererjeits werden in Deutjchland jährlich viele Millionen Mark 
unnüß, lediglich der Schablone wegen, in die Erde gejtedt. Das iſt in 
England und Belgien, den Ländern der kleinen Häujer, ganz anders. 

Sch möchte diefe fociale Art der Betrachtung der Bauordnung mit zwei 


Punkten jchließen, die bisher noch nicht beachtet worden find. Der eine betrifft 
Schriften XCVIII. — Verhandlungen 1%1. 5 
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die großen Miethäufer. Nicht eine einzige von den von Schilling durch— 
gefehenen 120 Bauordnungen enthält die von focialen Gefichtäpunftten aus 
eigentlich jelbftverftändliche Beitimmung, daß bei dem Baufonzeffionägefuch 
angegeben werden muß, für wie viele Yamilienwohnungen das Haus be- 
jtimmt ift. Und doch hängt davon hauptfächlich die Einteilung des Haufes 
ab (Art und Zahl der Nebenräume, Aborte 2c.) und ferner bildet eine 
folche Angabe die naturgemäße Unterlage der jpäteren Wohnungskontrolle. 
Der zweite Punkt betrifft die Ermöglichung, ja Erzwingung des Baues 
einer Häufer. Heute fchreibt man zu dieſem Zwecke vor die zuläffige 
Höhe des Haufes und die zuläffige Tiefe (Hintere Baulinie). Warum nun 
nicht auch die dritte Dimenfion, die zuläffige Breite? 3. 8. fiir das 
Arbeiterhaus 6—7 m? Das befindet fi aud in Bauordnungen früherer 
Jahrhunderte, wir finden dort die Breite und die Tiefe des Hauſes und 
der Baujtelle genau vorgejchrieben. So in Hildesheim, Freiburg, Baſel, 
Bern. Dal. Heyne ©. 203/204; Arnold, Gejchichte des Eigentums in 
deutjchen Städten, ©. 183. Das wird begründet von einigen Gefchichts- 
forfchern, allerdings zunächtt mit der Enge des Raumes in der durch Wälle 
und Mauern eingeengten Stadt. Nach anderen ift es zurüdzuführen auf 
eine Art von republifanifcher Gleichheit. Sollte nicht aber auch der fociale 
Gedanke der Erzwingung des Heinen Eigenhaufes mitgewirkt haben ? 

An obigem Sinne und mit diefem hohen Ziele im Auge werden Sie 
mir zugeben, daß das Entwerfen des Stadterweiterungsplanes und der Baus 
ordnung hohe Anfprüche an den Berfafjer ftellt. Sie müflen ein fjociales 
Kunſtwerk fein, ja ich möchte jagen, die Entwerfer müſſen etwas haben 
einmal von einem hellfchauenden Propheten, der die Entwidlung der Stadt 
vorausahnt, andererfeit3 aber auch von einem intelligenten Diktator, der 
der Stadt die Entwidlung weift, die für fie nützlich ift. 

Bedürfen wir num wiederum zur Erreichung vorftehender Ziele der Geſetz— 
gebung oder geht das auch jo? Gewiß wird mit der fortichreitenden Er— 
fenntnig, von der allerdings bi8 zur Ausführung in der Praris noch ein weiter 
Meg ift, manches allmählich beffer werden. Aber ich meine, daß auch hier ein 
jchnelleres Tempo eingejchlagen würde, wenn wiederum der Staat einträte. 
Einmal nämlich ericheint e8 wünfchenswert, daß der Staat ala Kommunal» 
auffichtöbehörde Stadtbauplan und Bauordnung genehmigt. Dazu bedarf 
er, wie bei der MWohnungsaufficht, eines bochgebildeten Beamten. Sodann 
muß durch Gele klar beftimmt werden die rechtliche Wirkung der Freft- 
jtellung von Bauplan und Bauordnung und die Möglichkeit der Abände— 
rung. Sodann bedürfen wir beflerer Beltimmungen für die Enteignung 
alter fchlechter Häufer, für die Umlegung und Zujammenlegung von Baus 
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gelände. Endlich wäre gejeßlich jeftzulegen, daß bei Hleinftraßen und Klein— 
bäufern, ſowie bei großen Miethäufern mit Kleinwohnungen eine anderweitige 
Berteilung bezw. teilweije Übernahme der Straßenkoften auf jtädtifche Fonds 
erfolge, und daß die ftädtifchen Steuern und Gebühren nach diefen Rich— 
tungen Hin abgeftuft erhoben werden. Die Ausfälle der Stadt wären 
zwedmäßigerweife zu deden nach dem jehr einleuchtenden Vorſchlage von 
Bed aus einem bejonderen Zwedionde, der gebildet wird aus den erhöhten 
Landjteuern und Umſatzſteuern. So käme in die Berechnung der Wafler- 
foften und jonjtigen jährlichen Abgaben ein Moment der Verteilung nach der 
Leiftungsfähigkeit. In einer folchen richtigen Abftufung der Gebäudefteuer 
und Gebühren Liegt ein Anreiz zum Bauen fleiner Käufer. So greifen 
alle diefe Maßnahmen ineinander und bevorzugen einmal dad Miethaus 
mit gut eingeteilten Kleinwohnungen vor den Häufern mit herrfchaftlichen 
Wohnungen, insbeſondere aber das Kleinhaus mit 1—2 Wohnungen. 
Die Hygienifchen, jocialen, moralifchen und äfthetiichen Vorzüge des Klein— 
hauſes vor dem großen Haufe will ich übergehen und nur die wirtjchaft« 
lichen Vorzüge hervorheben: Es ift beifer für den Bauunternehmer, weil 
es fich leicht verkauft und den Unternehmer daher vom Haußbefi und von 
der Haudverwaltung befreit; es ift befier für den Bewohner, weil die Ver- 
waltungsfoften gefpart werden, weil die Unterhaltung — da der Eigen: 
tum&bewohner fie jelbjt zahlen muß — durchweg beſſer und billiger ift, 
weil, ald im Auftrag gebaut, e8 durchweg folide gebaut wird. Endlich wird 
die Zahl der Eigentümer größer, das Eigentum ſelbſt wird — da es nicht 
zum Berlauf, fondern zum Bewohnen bejeffen wird — ftändiger, die 
Zahl der Mieter Kleiner; die Zahl der Leute, die alſo von Mietjteige- 
rungen, Konjunfturen und Umzügen unabhängig werden, wird größer. 
Mit der größeren Ständigfeit des Eigentums aber fällt auch das preis— 
treibende Clement, welches in den öfteren Spefulationsverfäufen der großen 
Miethäufer Liegt, fort, namentlich wenn durch Hohe Umſatzſteuer der Ber: 
fauf erfchwert wird. Nun bat allerdings Voigt in feinem Bericht das Eleine 
Haus wegen der unverhältnismäßig hohen Baukoſten für fonfurrenzunfähig 
gegenüber dem großen Haufe erklärt, er frifcht die Theorie von der Billig: 
feit des Hochbaues auf und unterjchäßt den Einfluß der Grundſtücksſpeku— 
lation auf die Bodenpreije. Hierzu nur wenige praftifche Gegenbemerkungen. 

1. Der Ausgangspunkt von Voigt ijt unrichtig; die Erzwingung bes 
Heinen Hauſes durch die Bauordnung hat nicht billigeres Wohnen zum 
Ziel, fondern lediglich eine beſſere, höherjtehende Wohnforn. 

2. Die aus allerlei Hypothetifchen Zahlen gewonnene Behauptung, 
das Kleinhaus fei fo viel teuerer ald das große Haus, entipricht nicht der 
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Mirklichkeit. Jedenfalls ift in unferen rheinifchen Bauvereinen das Klein- 
haus noch bei weiten vorherrſchend — von 2437 Häufern find 1827 folche 
mit PBarterre und einem Stockwerk. Außerdem ift zu bemerken, daß ebenfo- 
wenig wie unfere Bauordnnungen gefchult find auf Kleinhäufer, ebenjowenig 
unfere Architekten. Es kann da noch viel vereinfacht und verbilligt werden. 

3. Daß der öftere Verkauf von Grundftüden und Häufern eine preis— 
fteigernde Wirkung Hat, liegt doch auf der Hand, Jeder will doch ver» 
dienen. Ebenjo das Auffaufen von Bauland behufs jpäteren Verkaufs. Es 
wird eben für dag Grundſtück mehr Geld bezahlt als es heute und 
die nächften Jahre effektiv einbringt. Mindeftens die Zinſen müſſen alſo 
zugejchlagen werden. Das Grundjtüd verdient wirtfchaftlich nichts und foll 
doch Zinſen einbringen. 

4. Wenn Boigt jagt, je höher das Haus, dejto billiger die Miete, fo 
iſt dagegen zu jagen, das Fönnte jo fein, es ijt aber nicht jo. Schon 
Stübben hat im Deutjchen Berein für öffentliche Gejundheitspflege, 1900, 
©. 149 und 163/165, darauf Hingewiefen, daß in den Städten mit den 
höchiten Käufern die Mieten am höchſten ftehen. 

Jedenfalls aber, fürchte ich, die peffimiftiiche Auflaffung von Voigt 
und von Philippovich, es könne gegen die hohen Grundjtüdspreife nichts 
gefchehen, fie feien eine Naturnotwendigfeit, wird in unjeren mittleren und 
feinen Städten und in den wachjenden Induſtriegemeinden von vecht üblen 
Folgen fein. Die Grundftüdsintereffenten werden aus diefen Ausführungen 
ihre guten Gründe gegen die Maßregeln auf dem Gebiete der Bauordnung 
und des Steuerwefens zur Verhinderung von großen Häufern und hohen 
Bodenpreifen hernehmen. In den großen Städten, wo die hohen Häufer 
zuläffig und notwendig find, ijt es allerdings gleichgültig, ob der Duadrat= 
meter Land 1'/e Gulden oder 5 Gulden koſtet; in den mittleren Städten 
und für Kleinhäufer iſt diefer Preisunterjchied von ausjchlaggebender Bes 
deutung. Man ermögliche nur die Heinen Häufer und beleihe fie, dann 
entitehen fie auch. 

Damit gehe ich über zum legten Teile meiner Aufgabe, nämlich 
zur Hypothetkengeldbeſchaffung und Kreditorganifation. 

Wie geht heute die Geldbeihaffung vor fih? Wer find die Bau— 
herren der Häufer, der Straßen, alfo jchließlich der Stadt? Ferner wer 
find die Hausbefiter? find es die Bewohner, die Konſumenten, find es 
Kapitaliften, die den Hausbeſitz als Kapitalanlage behandeln oder find es 
Haudbefiter, die dieſes Geſchäft als Gewerbe betreiben? Abgeſehen von 
den Bauten für Rechnung und auf Beitellung der Arbeitgeber und der für 
fih bauenden Privatperfonen, vollzieht fich die Bauthätigkeit im zwei 
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Formen: dem gemwerbsmäßigen Wohnungsbau und dem gemeinnüßigen 
Mohnungsbau. Was insbefondere den Bau kleinerer und mittlerer Woh— 
nungen anlangt, jo erfolgt diefer im wejentlichen durch die gewerbömäßige 
Bauthätigkeit — jedenfalld in den größeren Städten — in den mittleren 
und kleineren Städten giebt e8 auf Spekulation bauende Bauunternehmer 
vielfach überhaupt nicht. Der gemeinnügige Wohnungsbau wird von den 
gemeinnüßigen Bauvereinen betrieben und ift erjt in den Anfängen begriffen. 
Die Öffentlichen Gewalten, Gemeinde und Staat, fehen durchweg heute das 
Beichaffen der erforderlichen Wohnungen Lediglich als eine Privatangelegen- 
beit der Bürger an. Eine Kolonifationspolitif, eine Erleichterung des Er— 
bauen? von Häufern, eine Nachhilfe Hierzu, eine „Subvention“ wird nicht 
gewährt. Die Gemeinde, deren Vorſtand meift auch Orts- und damit Bau- 
polizeibehörde ift, befümmert fich meift nur in letzterer Eigenfchaft um den 
Mohnungsbau: fie konzeſſioniert und beauffichtigt den Neubau. In den 
legten Jahren allerdings beginnt, der Not und der befjeren Einficht folgend, 
eine andere Auffaſſung fich geltend zu machen, man nähert ſich damit 
wieder der Anjchauung früherer Jahrhunderte!, in welchen mit den ver- 
fchiedenften Mitteln: „Erlaß der Hausjteuer auf viele Jahre, Überlaffung 
von Bauterrain, Konfiskation von unbebaut liegendem Terrain behufs Be— 
bauung, unentgeltliche oder billige Lieferung von Holz, Steinen und Kalt 
aus den ſtädtiſchen Kalk- und Steinbrüchen und Wäldern, bare Zufchüfje 
zur Verwandlung von Lehm- und Holzhäufern in Steinhäufer, von Stroh— 
dächern in Ziegeldächer”, Neubauten und Berbefferungsbauten prämiiert 
wurden. | 

Mer find nun Heute in den größeren Städten die Bauherren bei der 
gewerbsmäßigen Bauthätigkeit? Meiſtens nicht, wie e8 naturgemäß wäre, 
die Grundjtüdsbefiger und die Kapitaliften, vielmehr Kleine Leute, Bau— 
bandwerker, Maurer, Schreiner, Anftreicher, welche Beichäftigung fuchen, die 
aber oft nicht jo viel bares Geld haben, um die Umſatzſteuer zu bezahlen. 
Sie nehmen daher vom Grundftüdäbefiger noch foviel Hinzu, um die Aft- 
fojten bezahlen und den Bau beginnen zu können. Das ift das Verkaufen 
von Grundftüden mit Baufapital. Sie rechnen "ihre eigene Arbeit nicht, 
bauen ohne Architekten möglichft billig und oft recht unfolide. Diefe Bau— 
herren, aljo eigentlich vorgejchobene Perfonen der Grundftüdabefier und 
Kapitaliften find manchmal brave Leute, die aber nichts haben, oft jchlechte 
Kerle, die die Handwerker nicht bezahlen. Auf Grund geichidter Taren — 


ı Heyne, Das deutſche Wohnungsweien. Leipzig 1899. P. Voigt, Grund: 
rente und MWohnungsfrage in Berlin. Jena 1901. 
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ad hoc gefertigt — werden nahezu die ganzen Bau: und Grundſtücksunkoſten 
als erſte Hhpothef gegeben, — ſolche Taren find dann die Unterlage der 
Bildung der imaginären hohen Grundftüdspreife —, oft auch ift noch eine 
zweite Hypothek erforderlich, die manchmal von Heinen Gejchäftsleuten, 
Wirten u. dergl. oft auch don wucherifch angelegten Eriftenzen gegeben 
wird, manchmal bleibt auch der Grundſtücksverkäufer ſelbſt ala zweiter Hypo— 
thefengläubiger ftehen. Gebt gut, jo bleibt der Kleine Handwerker 
Eigentümer des hoch verfchuldeten Haufes, oft aber auch muß während des 
Baued oder einige Zeit nachher der zweite Hhpothefengläubiger das Haus 
übernehmen. Hiermit in Zufammenhang fteht auch die Bezahlung der 
Bauhandwerker ftatt in bar in Naturalien: Schreinerarbeit gegen Maurer» 
arbeit, Maurerarbeit gegen Bauftelle, Bauftelle gegen Haus u. ſ. w. So 
entjtehen großenteild die „Hausbeſitzer“. Diefe Form der Hausproduftion 
it jo üblich, daß ein glattes Verkaufen von Bauftellen an den Bauluftigen 
faft nie möglich ift. Zu beachten ift, daß der Bauhandwerker nicht aus 
Siebhaberei Hausbefiger wird, jondern aus Notwendigkeit. Er würde viel 
lieber für Rechnung anderer das Haus bauen, feinen Lohn nehmen und 
mit dem Hausbefiß und der Hausverwaltung nichts zu thun haben. Fände 
er nur jemanden, der ihm folche Aufträge gäbe. Es geht aber den Baus 
handwerfern, wie e& neuerdings vielen Glektricitätägejellfchaften geht — zu 
ihrem Schaden. Auch Tebtere bauen lieber eleftriiche Bahnen für fremde 
Rechnung, mannigfache Verhältniffe führten fie aber neuerdings dazu, Dieje 
Bahnen nun auch für ihre Rechnung zu betreiben. Ein Hauptpunft aljo 
joll fein, zu verhüten, daß der Hausbeſitz in dieje Schwachen Hände komme. 
Hausbau und Hausbefit müſſen getrennte Dinge werden. An Stelle des 
Hausbelites durch das Baugewerbe muß treten der Haußbefiß entweder der 
Konfumenten oder der Hausbeſitz fapitalkräftiger Perjonen, die denfelben 
als Kapitalanlage betrachten. 

Unter den mancherlei Mitteln !, diejes Ziel zu erreichen, jteht nicht an 
leter Stelle Errichtung jtaatlicher oder fommunaler Baubanfen zur Be— 


ı Ein Hauptmittel, dieſes Ziel zu erreichen, alfo an Stelle des gewerbömäßigen 
Hausbeſitzes ben Bewohnerbefit zu fegen, ift die Erzwingung des Baues kleiner zum 
Verkauf an die Konfumenten geeigneter Häufer. Dies ift erreichbar durch die Bau— 
ordnung in Verbindung mit dem Stadterweiterungsplan. Ein großes Miethaus lauft 
niemand zum Bemohnen, wohl ein Haus für 1—2 Familien. Die heute vielfadh vors 
handene Unmöglichkeit der Schaffung befferer Zuftände für die Bewohner und für die 
Bauhandwerker liegt nicht zulegt in der Hausform — großes Vliethaus — und bem 
dadurch bedingten gewerbämäßigen Hausbejig im Gegenjag zum Sonfumentenhaus: 
befit. Je verfäuflicher die Häufer find wegen ihrer zwedentiprechenden Kleinheit, 
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leihung des Hausbaues. Der Weg zur Errichtung jolcher öffentlicher Bau- 
banken ift geebnet durch die Thätigkeit der Invalidenanftalten, welche jeit 
mehreren Jahren den finanziellen Mittelpunkt des gemeinnüßigen Wohnungs- 
baues, insbeſondere des gemeinnüßig betriebenen Arbeiterwohnungsbaues 
bilden, alfo bereit? Baubanfen im Nebenamte find. Sie beichränten ihre 
Thätigkeit jaft allenthalben auf den „gemeinnüßigen” Wohnungsbau, d. 5. 
auf den durch Bauvereine betriebenen Wohnungsbau, welche nach 8 5 des 
Preußiſchen Stempelgejege® vom 31. Juli 1895 und nad Art. 86 S 1 
Ziff. VI des preußiichen Ausführungsgejeges zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
Stempel=- und Gerichtsfojtenfreiheit genießen; hier und da dehnen fie die Be— 
feihung noch aus auf Feine im Eigentum der Arbeiter ftehende Häufer mit 
2—3 Wohnungen. 

Der Vorſchlag, die Invalidenanftalten ganz als Banken für ben 
Wohnungsbau auszugeftalten, ift nicht zwedmäßig und nicht durchführbar. 
Denn einmal find die Invalidenanftalten in erſter Linie Berficherungs- 
anjtalten, ihre Thätigkeit als Wohnungsbank erfolgt gewifjermaßen im 
Nebenamt, jodann können fie naturgemäß nur für Berficherte thätig fein, 
müffen alfo alle Eleine Gewerbetreibende, Beamte u. dgl. ausfchließen, und 
endlich reicht auch ihr Vermögen nicht Hin zur Befriedigung der Anfprüche, 
die an eine Wohnungsbank zu ſtellen find. Die Invalidenanftalten haben 
allerdings wertvolle Pionierdienfte geleiftet, fie haben namentlich gezeigt, 
welchen Einfluß der Hypothefengläubiger auf die Art des Baues, der Ein- 
teilung des Haujes und auf die Art der Verwaltung und Bewohnung eines 
Haufes nehmen fann und foll, wie neben den finanziellen Bedingungen auch 
wirtjchaftliche und fociale Bedingungen zu ftellen find. 

Es müfjen alſo ſchon bejondere Bantinftitute gejchaffen werden zur 
Beleihung des Neubaues von Wohnungen des Mittel- und Arbeiterjtandes. 
Die Beleihung von herrjchaftlichen Häufern, von Hotels, Reftaurants u. dal. 
joll man den Privatgeldinftituten überlaffen. 

Dieje Banken wären einzurichten für räumlich nicht zu große Bezirke. 
In Heinen Staaten, wie Heflen, fann der Staat eine folche Bank einrichten. 
In den größeren Bundezftaaten dagegen würde e8 Aufgabe der weiteren 
K"ommunalverbände fein, die durch Gejeß dazu anzuhalten wären. Die 
Zeiltung des Staate® — der doch auch ein Intereſſe an guter Kolonijation 


defto beffer für ben Bauherrn. Das polizeiliche Erzwingen Kleiner Häufer liegt aljo 
im eigenen Sinterefje der Bauhandbwerker und Bauunternehmer, denn dann brauchen 
fie nicht Bauherr und Hausbefier zu fein. Je mehr Konfumenteneigentum möglich, 
defto weniger gewerbamähiger Hausbeſitz ift erforderlich. 
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bat — würde dann zu bejtehen haben in einer Dotierung der neuen Pro- 
vinzialwohnungsbanten mit einem mäßigen und gering zu verzinjenden (2 90) 
Refervefonde. Entweder würde dieſer jeft und nicht erhöhbar mit etwa 
1 ME. pro Kopf der Bevölkerung, alfo für Preußen heute etwa mit 85 
Millionen Mark zu bemefjen fein, oder was fachlich richtiger wäre, all- 
mählich fteigend mit den ausftehenden Hypothekenſummen feftzuftellen fein, 
und etwa 50 der Darlehensfummen betragen. Ein Vorbild für folche 
Staatsleiftung an Provinzialinftitute Liegt vor in der Schaffung der Pro- 
vinzialhilfskaſſen durch Allerhöchite Verordnung vom 7. April 1847, nur 
niit dem Unterfchied, daß damals das ganze Betriebsfapital von 2'/s Mil- 
lionen Thaler ſogar zinslos den Provinzialhilistaflen übergeben wurde. 

Diefe Banken beichaffen ſich das für Darlehen notwendige Geld 
durch Ausgabe von Obligationen. Um ihnen den Verkauf zu erleichtern, 
ftände nichts im Wege, den öffentlichen Sparkaſſen, den Krankenkaſſen, den 
Berufegenoffenschaften und Invaliditätsanſtalten die gejegliche Pflicht aufs 
zuerlegen, eine Quote ihres Vermögens in diefen Obligationen anzulegen. 
Anſätze zu folchen gefeglichen Verpflichtungen find gegeben im $ 164 Abi. 1 
des Snvalidenverficherungsgefeßes vom 13. Juli 1899, in Frankreich und 
England find bekanntlich Heute fchon die Sparkaffen — in allerdings über- 
triebener Weife — gefeglich verpflichtet, ihre ganzen Beftände in Staats- 
rente anzulegen. Eventuell fünnte man auch die Darlehen jtatt in bar in 
folchen börjengängigen Obligationen auszahlen. 

Die Hauptfrage ift nun die, welchen Darlehensnehmern follen dieje 
ftaatlichen oder fommumalen Wohnungsbanken zugänglich fein? Jeder jolide 
Bauherr wäre zuzulaffen. Hiermit gehe ich über die früher gemachten Vor— 
ichläge hinaus und zwar deshalb, weil mit der Einrichtung ſolcher Banten 
mehrere Zwede gleichzeitig erreicht werden ſollen: 

1. In erfter Linie eine Gejundung de Bauunternehmer- bezw. Bau— 
herrnftandes, Ausscheidung des unſoliden, nichts befißenden Bauherrn und 
Hausbefiertums, die wie oben gezeigt, vielfach doch nur vorgeichobene Per— 
fonen des Grundſtücksbeſitzers oder Sapitaliften find, Heranziehung von 
folventen Bauherren und damit Befeitigung all der Schäden, die fich an 
das unfolide Bauunternehmertum fnüpfen. Nicht nur das „Objekt“ joll ge- 
prüft werden, auch die Perfon des Darlehensſchuldners auf ihre finanzielle 
ZTüchtigkeit und auf ihre Qualifikation ala Hauserbauer und Hausverwalter. 
Bei landwirtichaftlichen Hypothefendarlehen prüft man doch auch die wirt- 
Ichaftliche Tüchtigkeit des Schuldnere. Es muß erreicht werden, daß ala Bau— 
herren auftreten in erjter Linie die Bewohner jelbjt und zwar entweder der 
einzelne Konſument, der für fich ein Haus baut, oder die organifierte Kon— 
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fumentengenoffenfchaft, die zu gemeinfamem Gigentum Wohnungen bauen 
(Baugenoffenjchaften) oder daß in zweiter Linie die Grundftüdebefizer und 
Kapitaliften jelbit ala Anlage oder auf Verkauf bauen, jtatt nichtäbefiende 
Handwerker vorzuichieben. Die Macht des Hypothekengeldes wird dies aud) 
erreichen. Eine jolche öffentliche Bank wird nämlich nicht unerheblich billiger 
das Hypothekengeld abgeben können, ala die Privatbanten. Sie braucht 
feinen Gewinn zu machen, fondern nur ihre Gejchäftsunfoften zu deden. Dan 
offeriere alſo diejes etwas billigere Geld nur den foliden Hauserbauern, fo 
werden dieſe fchon diejenigen Bedingungen eingehen, die die Bank ftellt. 
Grade wie dur) das Geldangebot der Invalidenanftalten gemeinnüßige 
Bauvereine entitanden find mit den Bedingungen und ftatutarifchen Be— 
ſchränkungen, welche den Charakter der Gemeinnüßigfeit gewährleiſten, fo. 
werden auch diejenigen Darlehenzfchuldner fich melden und ala Hauserbauer 
auftreten, welche die öffentliche Wohnungsbant haben will. Das ift die 
Macht und die jchöpferiiche Kraft des Geldes. Es joll jo nicht nur mög» 
lichft viel gebaut werden, jondern auch möglichſt folider Hausbeſitz gejchaffen 
werben. 

2. Verbeſſerte Baumweife, und zwar in erfter Linie Begünftigung des 
Baues fleiner Häufer durch vorzugsweiſe Berücfichtigung derjelben bei der 
Beleihung; in zweiter Linie Beleihung von großen Miethäufern nur dann, 
wenn die einzelnen Wohnungen gut eingeteilt, voneinander abgejchlofien 
find und jede Wohnung mit den nötigen Nebenräumen (Abort, Spülraum, 
Speiſekammer u. |. w.) verjehen ift. Die Geldbeihaffung geht jo Hand in 
Hand mit den neueren Beftrebungen bezüglich der Bauordnung und der 
Mohnungspolizei. 

3. Dermehrung des Bauen? und damit Verhütung zu ſtarken Steigen 
der Mieten. Es foll namentlich auch größere Ständigkeit in der Hypothefen- 
bewilligung eintreten gegenüber dem heutigen rudweifen Borhandenfein von 
Hppothefengeldern je nach Lage des Geldmarktes. Die öffentliche Bank 
wird ihre Obligationen leichter und ftändiger unterbringen können ala die 
Hypothekenbanken. 

4. Allmähliche Entſchuldung durch Amortiſationszwang. Bei einem 
Zinsfuß von 4 Po und einer Amortiſation von 1 %o unter Hinzurechnung 
der erfparten Zinfen ift die Schuld in 42 Yahren abgetragen. 

Alle die öffentlichrechtlichen Gefichtspunkte, die vorjtehend angedeutet 
find, kann die öffentliche Wohnungsbant als Darlehensbedingung ftellen; 
daB find: Nur jolvente Leute find ala Schuldner zuzulaffen, die Kleinen 
nichts befitenden Handwerker find auszuſchließen, damit fie wieder aus der 
fatalen Lage des erzwungenen Hausbeſitzers und Darlehensſchuldners in die 
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richtige Pofition des bar bezahlten Handwerfers kommen. Im übrigen ift 
als Schuldner zuzulaffen jeder jolide jolvente Hauserbauer, ſei e8, daß je— 
mand für feinen perjönlichen Gebrauh ein Haus baut, oder daß der 
Grundſtücksbeſitzer auf Verkauf baut, oder daß der Kapitalift baut ala 
Kapitalanlage. Kleine Eigentumshäuſer haben vor großen Miethäufern den 
Vorzug. Die Häufer müfjen unter Leitung eines Architekten gebaut und 
im Grundriß gut eingeteilt fein. Bor der Auszahlung des Hypotheken— 
geldes muß der Bauherr und Schuldner bejcheinigen, daß die Lieferanten 
und Unternehmer bezahlt find; eine jaljche Beicheinigung mag unter Strafe 
geftellt werden. Baugeſellſchaften mit ftatutarifch begrenzter Dividende oder 
nicht jteigerbarer Miete haben den Vorzug vor reinen Erwerbögejellichaften 
u. ſ. w. 68 müſſen alfo zu den finanziellen Bedingungen des Darlehens— 
vertrages Öffentlich-rechtliche Bedingungen Hinzutreten. Die Macht des Geldes 
wirft mehr als alle Polizeibeitimmungen und Geſetze zum Schuße des Bau 
handwerks. Im übrigen müfjen die Darlehensbedingungen verjchieden jein 
für Stadt und Land, Großjtadt und Kleinjtadt, für fleine und große 
Häufer. Die Beleihungsgrenze kann gezogen werden bis zu 70 %o der 
Selbitfoften, wobei für die Werte der Grundftüde ein guter Anhalt ge— 
geben ijt in der Belteuerung nach dem gemeinen Werte. Wenn es erforder- 
(ich ift, in einzelnen Gemeinden höher zu beleihen, jo mag die betreffende 
Gemeinde oder der Kreis eine Hypothekenbank zur Bewilligung zweiter Hypo— 
thefen einrichten, wie das Adides jetzt Für Frankfurt gethan hat. Diefe 
Bank müßte natürlich mit der ftaatlichen oder provinzialen Wohnungsbant 
Hand in Hand arbeiten. Solche ftädtiichen Banken wären nichts neues. 
Die große Städteentwidlung des XII. und XIV. Jahrhunderts brachte 
ſolche ftädtifche Banken und Leihhäufer, und mehr noch das XVI. und 
XV. Jahrhundert, in welchen großartige jtädtifche Banken entjtanden in 
Hamburg, Nürnberg, Venedig, Amſterdam u. ſ. w. 

Die Heutige Zeit jcheint der Gründung jolcher öffentlichen Special« 
Kreditanftalten für ganz beftimmte wirtfchaftliche und jociale Zwecke günftig 
zu fein. Es ſei erinnert an die Gentralgenofjenfchaftsfafje, an die Renten 
banken für die Nentengutsbildung, an die Landesbanken in manchen 
preußijchen Provinzen, an die landwirtichaftliche Bank in Bayern, an den 
Antrag Heyl, betreffend Wohnungsbant in Heffen und an die jüngjten 
Verhandlungen in Norwegen, betreffend Gründung einer ftaatlichen 
MWohnungsbant mit 25 Millionen Mark Grundkapital. 

Bei ung in Deutfchland jcheint namentlich jebt der geeignete Moment 
zu fein. Einmal hat das Vertrauen in die Geihäftsführung der Privat» 
Hypothefenbanfen eine Grichütterung erjahren. Ferner beginnt von jelbft 
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jeit einiger Zeit die oben gejchilderte unjolide Art der Wohnungsproduftion 
mit Baufapital durch nichtsbefigende Bauhandwerker geringer zu werden. 
Es find Anzeichen dafür vorhanden, daß die Grundjtüdgbefiger und 
Kapitaliften e8 vorziehen, auf eigene Rechnung zu bauen, jtatt durch vor- 
gejchobene jchwache Hände. Man Hat an den gut verwalteten Käufern der 
gemeinnüßigen Bauvereine gefehen, daß die Vermietung und Verwaltung 
von Arbeiterhäufern, wenn die Verwaltung gut organifiert ift, einfach und 
die Kapitalanlage in denfelben eine fichere it. Endlich ift die Beobachtung 
zu £onftatieren, daß die mit der unfoliden Wohnungsproduktion in engitem 
Zuſammenhang jtehenden Zaufchgeichäfte: Haus gegen Bauftelle, Bauarbeit 
gegen Haus oder Bauarbeit u.j. w. beginnt geringer zu werden. Man ge= 
währe aljo diefen Gejundungsbejtrebungen eine fräftige Nachhilfe durch den 
ſtaatlich organifierten Hppothefenkredit, jo wird Bau- und Wohnungsfrage 
ficher einer Beſſerung entgegengeführt. 

Hand in Hand mit Organifation des öffentlichen Hypothekengeſchäfts 
muß gehen befiere Organijation der Konjumenten, der Bewohner. Da, wo 
Bodenpreife Heine Häufer zulaffen und die Bauordnungen diejelben er» 
zwingen, ift das Naturgemäße das Privateigentum des Bewohners. Da, 
wo das nicht möglich ift, ift das Naturgemäße das gemeinjame Eigentum. 
Heute ift — wenigjtens für Arbeiter und Kleine Angejtellte — die Genoſſen— 
ichaft die übliche und wegen der allein bei dieſer Form möglichen, beliebig 
niedrigen Anteilsſumme die einzig mögliche Rechtsform, 

Jeder im Genoſſenſchaftsweſen thätige Praktiker wird indes willen, 
daß dieje Gejellichaftsform für Jmmobiliargeichäfte, in denen die fündbaren 
Genoſſenſchaftsanteile fejtgelegt find, wegen der Kündbarkeit und aus ans 
deren Gründen vielfache Übeljtände hat. Die Aktiengejellichaft andererjeits 
eignet fich wegen des hohen Betrages der Aktie in ihrer heutigen Form 
nicht für Arbeiter und Heine Angeftellte. Beiden Übelftänden wäre ab- 
zubelfen, wenn man dem Aktiengeſetz einen Zuſatz gebe, wonach Gejell« 
ichaften, welche den Beitimmungen des 8 5g des Preußifchen Stempelgeſetzes 
vom 31. Juli 1895 entjprechen, Aktien von 20 Mark ausgeben dürfen. 
Zwedmäßiger würde ja allerdings die Beitimmung des Stempelgejeßes noch 
lauten, wenn ſtatt Wohnungen für „Unbemittelte” gejagt würde „Woh- 
nungen für Arbeiter und dieſen focial gleichitehende Perfonen“ oder 
„Wohnungen mit nicht mehr al3 vier Räumen“. 

Iſt nun eine folche Bank ausführbar? 

Ein Beifpiel joll die Sache klar machen. Den jtärfjten Bevölkerungs- 
zuwachs haben die weftlichen Provinzen. Zunächſt jehe man von der not» 
wendigen Verbeſſerung der beitehenden Wohnungen ab und befriedige ledig— 
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lich das Bedürfnis für die jährlich zumwachfende Bevölkerung. Die Rhein- 
provinz 3. B. nahm zu 1890/95 jährlich durchichnittlih um 80000; 
1895/1900 jährlich durchichnitilih um 120000 Einwohner, 

Legt man die Summe von 100000 Perfonen Zuwachs zu Grunde — 
die Vermehrung 1895/1900 war eine abnorm große und umfaßte nament- 
lich infolge Zuwanderung viele unverheiratete Arbeiter — jo ergiebt dies 
unter Annahme von 5 Perfonen pro Yamilie einen jährlichen Zuwachs von 
20000 Familienwohnungen. Hiervon würden etwa 70 %/o —= 14000 Woh- 
nungen ala Wohnungen Eleiner Leute gelten fönnen. Jede Wohnung zu 
4000 Mi. gerechnet, ergiebt bei Beleihung bis zu 70 %o eine Jahres— 
bedarjsfumme von ea seh — 39 Millionen Marl. Bon diefer 
Summe würden wie bisher al& durch den „gemeinnüßigen Wohnungsbau“ 
verbraucht etwa 6—7 Millionen durch die Invalidenanftalt Zu leihen jein. 
Auf Wohnungen der Arbeitgeber, der Gemeinden und des Staates wird 
nach wie vor ein großer Teil entfallen, ebenfo werden die Sparkaſſen Be— 
leihungen beibehalten. Unter Berüdfichtigung der terminlichen und außer- 
terminlichen Abzahlungen, ſowie der Kündigungen wird mit etwa jährlich 
20 Millionen jchon ein jehr großer Teil des erforderlichen Hypotheken— 
kapitals gededt fein. Es jtände nichts im Wege, daß die Wohnungsbant 
alle Hypotheken, wenn 20—25 %/o derſelben amortifiert find — was bei 
4% Zinfen und 1% Amortifation in 15—16 Jahren der Fall ift — 
fündigte. So machen es die gemeinnüßigen Baugejellichaften in Barmen 
und Gladbach mit den von ihnen erbauten, verkauften und zu ein Drittel 
abbezahlten Häufern. Wenn nämlich die Hypothek nur noch 50 %u des 
urfprünglichen Herſtellungswertes beträgt, ift überall leicht eine erſte Hypo— 
thek zu haben. Die Entichuldung ift genügend eingetreten und die Schuldner 
wollen dann auch vielfach die Amortifationsverpflichtung ablöfen. Durch 
eine folche Kündigung würde natürlich die Summe der ausjtehenden Dar- 
Iehen nicht in jtetem Wachſen bleiben. Nach dem 16. Jahr würden jedes 
Jahr 20 Millionen rüdzahlbar, ſodaß fi dann die Summe der augftehen- 
den Darlehen kaum noch vermehren wird. Es wäre nichts Erſchreckendes, 
wenn eine Provinz don 5,7 Millionen Einwohnern 16 Jahre lang jedes 
Jahr 20 Millionen Darlehen auf Wohnungen ala Darlehen ausgäbe. 
Entwidelten fich doch die größeren öffentlichen Kreditinſtitute der weſtlichen 
Provinzen in folgender Weife: 
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A A A A 

Der Darlehnäbeftand betrug: Ende 1889 Ende 1899 
1. bei der Landeskreditanſtalt in Hannover . .| 80.172917 | — | 12828 917 — 
2, bei der Landeskreditkaſſe in Kaflel. . . . . 85 651 865 — | 98524086 — 
3. bei ber Nafjauifchen Landesbank in Wiesbaden | 52335 200  — | 83462 544 | — 
4. beider Landesbank d. Provinz Weftfalen in Münfter — | —| 64888 970 | — 
5. bei ber Landesbank der Rheinprovinz in Düffeldorf | 43 619 036 | 54 | 205 157 155 | 80 


Zufammen . . 1261 119018 54|575 261 67280 

Mit den öffentlichen Wohnungsbanfen würde nun allerdings ein . 
weiteres öffentlichrechtliche® Moment in die Wohnungsfrage Hineingetragen. 
Die Wohnungsbank ſchließt die Kette gejeßgeberischer Maßnahmen öffentlich» 
rechtlicher Natur behufs Befferung der Wohnungsverhältniffee Die Woh- 
nungsbant tritt Hinzu zu dem jtädtifchen ftatiftifchen Amt, welches den 
Mohnungsmarkt beobachtet, zu der in der Lokalinſtanz wie in der Auf— 
fichtsinſtanz organifierten Wohnungsbeauffichtigung, zu der jtaatlichen Ge— 
nehmigung der Bauordnungen und der Stadterweiterungspläne und der 
Öffentlichrechtlichen Regelung gewiſſer Verhältniſſe zwifchen Vermieter und 
Mieter und zwifchen den Mietern desjelben Haufes, wie fie Fleſch vor— 
ſchlägt. 

Mag nun die Geſetzgebung nur mit dem einen oder anderen Punkte 
beginnen, oder gleicherzeit alle Fragen regeln wollen, der jetzige Zeitpunkt 
rückgehender geſchäftlicher Konjunkturen iſt der geeignete für die Regelung 
der Wohnungsfrage. 


Vorſitzender: Ich danke dem Herrn Landesrat für ſeine ungemein 
lehrreichen Ausführungen. 

Bevor ich nun die Diskuſſion eröffne, möchte ich eine Mitteilung 
machen: Mit Rüdficht darauf, daß morgen höchſtwahrſcheinlich der Beſuch 
der Berfammlung ein größerer fein wird und e8 heute fchon am Morgen 
ſchwer war, für alle Anwejenden Sitpläße zu finden, werden unfere morgigen 
Berhandlungen, ftatt in diefem Lokale, im Mathildenfaale, Mathildenftraße, 
jtattfinden. 

Es Haben ſich bis jet 14 Redner zum Worte gemeldet. Zunächſt 
bat fich gemeldet Herr Stübben aus Köln — er jcheint nicht anweſend zu 
fein —; da gebe ich das Wort Herrn Dr. Eberjtadt aus Berlin. 
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Dr. R. Eberftadt (Berlin): Meine Herren! Geflatten Sie mir, 
bei Eröffnung der Diskuffion zunächſt die Trage zu ftellen: Worum 
kämpfen wir in der Wohnungsfrage? Welche Anjchauungen ftehen fich 
gegenüber? Wir können zwei Betrachtungsweifen unterjcheiden. Die eine 
ift die rein volfswirtichaftliche; fie fieht die Entwidlung unferer Boden 
verhältniffe ala eine naturgemäße an, die beherrſcht wird durch einfache 
Geſetze, wie das Geſetz von Angebot und Nachfrage, die Standortärente 
u. ähnl. Die entgegenftehende Betrachtungsweife können wir die adminie 
ftrative nennen. Diefe ift der Anficht, daß die gegenwärtige Entwidlung 
der Bodenverhältniffe in Deutichland in feiner Weiſe eine natürliche, fondern 
in hohem Maße eine künftliche ift, herbeigeführt durch beftimmte, im ein= 
zelnen nachweisbare Maßnahmen der Verwaltung. Die Vertreter der 
abminijtrativen Schule — wenn ich fie fo nennen darf — jcheiden fich 
dann wieder in drei Gruppen, die abgegrenzt werden durch die Stellung- 
nahme gegenüber dem Städtebau. Wir haben Vertreter der weiträumigen 
und offenen Bauweiſe, Vertreter der weiträumigen und gefchloffenen 
Baumeife. Eine dritte Gruppe endlich, der ich felber angehöre, Legt 
den Hauptwert auf den Bebauungsplan. Wir erkennen in dem Be— 
bauungsplan die Grundlage des Städtebau und wollen durch ihn auf 
die Geftaltung der Bodenentwicdlung einwirken. Dagegen find wir jeder 
Schablonifierung,, jeder Zwangsjchablone auf das entjchiedenjte entgegen 
gejegt und wollen auch jeden polizeilichen Eingriff auf das unbedingt er- 
jorderliche Mindeitmaß herabgefegt willen. Es ijt für unfere adminiftrative 
Auffaſſung jelbjtverftändlich, daß wir unfere Unterfuchungen anfangen mit 
dem Städtebau. Es bildet die immer den Beginn und giebt unjerer 
Litteratur das Gepräge. Es ift nun in diefen Unterfuchungen uns be= 
gegnet, daß wir überall eine Zwangsſchablone fanden, von den unheil— 
volljten, von den verberblichiten Wirkungen zuerft in Berlin, die vielberufene 
Mietskaferne. Unfere Litteratur zeigt als Hervorjtechenden Zug den Kampf 
gegen die Mietskaſerne; was verjtehen wir nun unter diefem Schlagwort? 
Es find, wie mir fcheint, zwei Momente, die den Charakter des Maffen- 
miethaufes bejtimmen. Es it zunächit ein Wohngebäude, bei dem gänzlich 
fortfällt die Abficht des Gigentümers, es als Gigenwohnhaus oder als 
GEigenwohnung zu benußen. Dem Haufe wird mit Abficht jeder Charakter 
des Eigenwohnhaufes genommen. Der Eigentümer erwirbt es, um aus 
dem Vermieten der Wohnungen und aus dem MWeiterverfauf des Haufes, 
das ein reine® Handelsobjekt it, ein Gejchäft zu machen. Mit diefem 
eriten Grundzug find jchon die weittragenditen Konfequenzen gegeben. Die 
politifchen, die jocialen, die volfswirtichaftlichen Konfequenzen, deren ver— 
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widelte Einzelheiten hier gar nicht beiprochen werden können, die aber die 
gejamten ftädtifchen Verhältniſſe berühren, find Hierin ſchon enthalten. Aber 
damit wiffen wir noch nicht, wie das Bauwerk ſelber ausfieht. Dies er- 
giebt ſich exit aus der thatjächlichen Ausgeſtaltung nach dem Berliner 
Typus: nur ein Kleiner Teil der Wohnungen liegt nach der Straße, während 
die Hauptmafje der Wohnungen nad) dem Hofe abgejchoben ift, von der 
Straße durch turmhohe Mauern abgejperrt und regelmäßig an das Nachbar- 
haus Mauer an Mauer angebaut. Diefem Syſtem mit feinen Konjequenzen 
find wir entgegen. Wir befämpfen nicht die gedrängte Bauweiſe an fich, 
d. h. nicht da, wo fie notwendig oder zwedentiprechend ift. Aber wir wollen 
nicht, daß der hier gejchilderte Typus zum Zwangsmodell des Städtebaus 
erhoben wird; wir wollen auch nicht, daß er fünftlich zu Spekulationszwecken 
in Neubaubezirte verpflanzt wird, in die er nicht Hineingehört, mit den 
Ihädlichen Wirkungen, die ja im einzelnen genau unterfucht find. Das ift 
aber auch alles, was wir befämpfen. Nehmen Sie eine® der Momente 
weg, jo ift es nicht wahr, daß wir jemals ein Wort gegen die Mietg- 
taſerne gejchrieben haben. Ich im bejondern kann es nur als Unterftellung 
bezeichnen, daß ich jemals ein Wort gegen die Mietwohnung ſelber 
geſchrieben haben ſoll. 

Es wird behauptet, daß die Mietskaſerne ein geſchichtsmaterialiſtiſches 
Produkt iſt, d. h. ſie habe ſich als gebotene Form aus dem modernen Be— 
dürfnis der Wohnungsproduktion entwickelt. Geſtatten Sie mir, Ihnen kurz 
die thatſächliche Entſtehung zu ſchildern. Das Schema der jüngeren konti— 
nentalen Städte iſt das Schachbrett, die Baublocks find in Rechtecke oder 
Quadrate abgeteilt. Die Städte nach dieſer Anlage kann ich ala Fürften- 
gründungen des 18. Jahrhunderts bezeichnen. Ich nenne ala Beiipiel Mann 
heim, die Altftadt, nicht die unter Becks energifcher Leitung empormwachjende 
Großitadt. Das alte Mannheim befteht aljo aus Quadraten. Jeder Baublod 
ift 60—80 m groß. Im einzelnen Quadrate find die Grundftüde für große 
und kleine Wohnungen eingeteilt. Das gleiche Schema finden Sie wieder in 
Berlin in der Friedrichjtadt, nur daß Hier die Blöcke weientlich größer find. 
Die Blöde der Friedrichſtadt Haben eine Fyrontlänge von 160 m und eine Tiefe 
von 80 m. Das war alfo für Berlin das Hiftorifche Schema. Man behielt 
eö bei, als die Stadt ſich nad) dem Lützowplatz ausdehnte, nur vergrößerte 
man jet die Blöde auf etwa 400 m Länge und 200 m Breite. Die Ab- 
fiht war bier, daß die Blöde nur außen, d. i. an den Straßenfronten bebaut 
werden jollten, während das Innere für Gärten frei bleiben follte. Bei einem 
Zeil der Blöde erhielt ſich dieſe Baumweife bis in die 70er Jahre, dann 
wurden auch fie zugebaut. Aber man wandte fi doch von Anfang an 
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bald dazu, das Innere der tiefen Blocks mit Hofgebäuben zu bejegen, jo 
daß fih Hier die Form der Mietölaferne ausbildet. Bei der fpäteren 
Ausdehnung Berlin? ging man in bewußter Abficht und jyitematijch vor. 
Die Blöde wurden von vornherein zur Anlage von Hofwohnungen beftimmt. 
Die Abmeflungen der neueren Blöde find 450 m Länge bei 350 m Tiefe. 
Was das befagen will, geht daraus hervor, dab dies genau das 7 fache 
defien ift, was ala das Normale für Grundftüde von den Architekten be— 
zeichnet wird. Dieje unförmigen, abnorm tiefen Grundjtüde können nur zu 
Maffenmiethäufern verwendet werden. Gine andere Bebauung ift aus— 
geichloffen. So, meine Herren, ift die Mietskaferne entjtanden; eine ganze 
Reihe von Berwaltungsmaßregeln mußte dann gejchaffen werden, um das 
Syitem zu vervollftändigen. 

Der Kampf gegen diefeg Modell der Bebauung ift älter ala man 
gemeinhin denkt. Schon 1868 fand ſich der Schöpfer des Berliner Be- 
bauungsplane®, Hobrecht, veranlaßt, zur Verteidigung des Maffenmiet- 
hauſes ala Syitem dad Wort zu nehmen. Sie finden da fchon ganz 
diefelbe Beweisführung, die heute beliebt wird. Über den geraden, offenen 
Charakter Hobrechts braucht fein Wort gejagt zu werden; er glaubte eben 
an eine jociale Mifchung der Bevölkerung im Vorderhaufe und in der Hof- 
wohnung; er glaubte an eine vermehrte und erleichterte Arbeitögelegenheit 
für die dichter zufammengedrängte Bevölkerung. Die politifchen, volkswirt— 
ſchaftlichen, focialen Folgen wurden nicht beachtet. Im Jahre 1870 er— 
ihien dann eine Abhandlung von Bruch über Berlins bauliche Zukunft, 
worin — meines Wiffens zum erjtenmal — der Zufammenhang von Bes 
bauungspları und Wohnungsweſen dargelegt wird. Die weitere Litteratur 
ift befannt ; jeder, der fich um öffentliche Angelegenheiten bekümmerte, ift 
eingetreten in diefen Kampf. Es find ethifche, politifche, fanitäre Ge- 
fahren, die da gejchildert werden. 

Auf alle Reformvorſchläge wurde aber geantwortet: die hohen Boden— 
preife erzwingen die Mietöfaferne.. Das war das Ariom, das bis in die 
90er Jahre Geltung hatte. Es gelang mir, den Beweis zu führen, daß 
diejer Sat falſch ift; das Richtige ift umgekehrt: Lediglich das Recht und 
der Zwang, überall Mietsfafernen zu bauen, hat die VBodenpreife zu der 
heutigen Höhe hinaufigetrieben. Neuerdings wird nun das Mafjenmiethaugs 
wieder befürwortet; es geichieht dieß von denen — dies wurde fchon von 
anderer Seite ausgeführt — die die Erfahrungen und die Unterfuchungen der 
legten Jahre nicht beachten. Ich muß deshalb die wieder vorgebrachten Argus 
mente beiprechen. Es kommt noch Hinzu, daß Herr Profeffor von Philippo= 
vich vielfach darauf eingegangen ift und erflärt Hat, daß der Kampf aus— 
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fichtslos ift, weil die Hiftorifche Entwidlung auf diefe Bahn gedrängt 
bat. Daß die Mietöfaferne nicht Hiftorifch-materialiftiich entjtanden ijt, 
habe ich jchon gezeigt. Auch eine Bauordnung ift nicht daran ſchuld. (Sch 
muß bier noch einen Irrtum berichtigen, der fich in den legten Schriften des 
Bereins findet. Auf S. 210 (Bd. 94) werde ich ala Gewährsmann genannt 
für eine Meinung über die Wirkung der Bauordnungen. Ich Habe indes ſtets 
das Gegenteil der mir dort zugejchriebenen Meinung vertreten.) Nun Heißt 
es weiter nach Herrn Dr. U. Voigt, die Notwendigkeit de Großbetriebes 
hat die Mietsfaferne gejchaffen, der Bau Kleiner Häufer ift feine dem Groß— 
betrieb adäquate Aufgabe. Wie fann man eine jolche Anficht ausfprechen ! 
Die moderne Entwidlung hat ja im Auslande, in England und in Belgien, 
gerade zum kleinen Haufe geführt; dort finden Sie Unternehmer, die jähr- 
lih ganze Straßen fertig ftellen, die mit eigenen Werkſtätten in richtigem 
Großbetrieb nichts als Feine Häufer bauen. Doch das Befte ift, daß um— 
gekehrt die Mietzfaferne jelbjt gar nicht den Gegenftand des Großbetriebs 
bildet, ſondern gerade fleinere Unternehmer find es Hauptjächlich, die fie 
bauen. Wenn ich meiner obigen Definition des Maflenmiethaufes noch 
einen dritten Grundzug Hinzufügen wollte, jo wäre e8 der: Die Mietö- 
faferne ift ein Bau, der von Unternehmern hergejtellt wird, die fein Kapital 
haben. Ein großer Unternehmer mit Kapital kann mit diefen Unternehmern 
aus bier nicht zu erörternden Gründen gar nicht konkurrieren. Voigt Hat 
die Mafjenproduftion mit Großindujtrie verwechielt. Ein Mafjenproduft 
ift die Mietsfaferne allerdings; aber ganz gewiß fein Objekt des Groß» 
beiriebd. Diejer merkwürdige Großbetrieb joll fi) nun weiter auch die 
Bauordnung geichaffen Haben, die feinen Zweden entipriht; davon fann 
aber feine Rede jein. Wir wiffen genau, wie die Bauordnungen entitanden 
find; es ijt darüber fein Zweifel, wir fünnen diefe Bauordnungen verfolgen ; 
ich glaube dieſen Irrtum nicht zurüdweifen zu brauchen. Weiter ift dann 
eingewendet worden — man freut fich ordentlich, dieſen alten Befannten 
wiederzufinden —: Mangel an Pla hat die Mietsfaferne hervorgerufen. 
Es war meine erjte Aufgabe, zu zeigen, daß die Mietskaſerne da jteht, wo 
das Land am reichlichjten it, in Außenbezirken und Bororten, da gerade 
hat die Mietöfaferne begonnen, und keineswegs in der Innenſtadt; nirgends 
ift e& aus Mangel an Plaß gewejen. Weiter wird gejagt: die Zujammen- 
drängung der Bevölkerung ift eine natürliche, die Leute wollen nahe bei 
der Stadt wohnen. ch habe nun gezeigt, daß die Zufammendrängung am 
jtärfjten it in den Außenbezirfen und das iſt ja auch das Natürliche für 
die Bodenjpefulation ; denn je jchlechter die Lage ift, umjomehr muß fie erſt 


durch Zujammenpferchung gebeffert werden, damit die —— ver⸗ 
Schriften XCVIII. — Verhandlungen 1901. 
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dient. Die allmählich entjtehende Differenzialvente, darauf kann fie nicht 
ipefulieren. Doc weiter. Das Mafjenmiethaus iſt zwar ein vertifal ge= 
drängtes, aber durchaus fein ſparſames Syitem, es zwingt vielmehr zu 
einem außerordentlichen Aufwande, zur Verfchwendung des Baulandes und 
des Straßenlandes, die teuerjte Pflafterung ift nötig; es ift alfo wohl ein 
vertifal gedrängtes, aber fein fparfames Bauſyſtem. Nun ift noch eine der 
natürlichen Urjfachen für das Zufammendrängen der Bevölkerung angeführt 
worden, nämlich die Zunahme der Bevölkerung. Das iſt eine Verwechs— 
lung von conditio und causa, von Bedingung und Urſache. Um ein Bei- 
fpiel zu nehmen: Damit fich ein Eifenbahnzug fortbewegt, find die Schienen 
die Bedingung, aber nicht die Urfache. Daß aljo Mietsfafernen gebaut 
werden, dafür ift die Zunahme der Städte Bedingung, aber nicht Urfache. 
Die gleiche und eine viel größere Zunahme der Bevölkerung wird in Eng— 
land und in Belgien im Flachbau untergebracht. Herr Profeffor Fuchs 
hat fi zu meiner freude auf meinen Standpunkt gejtellt, im Gegenjaß 
zum Herrn Profefjor Dr. Philippovih. Bon dem, was Herr Profefjor 
Philippovich gejagt hat, läßt fich aber fein einziger Satz aufrecht erhalten. 
(Heiterfeit.) 

Ich will nicht jagen, daß Herr Profefjor Philippovich mir recht 
geben wird, aber ich Hoffe doch in jtringentefter Weile zu zeigen, daß er 
Unrecht hat. Zunächſt die Grundanichauung des DVortrages. Es ift dies 
eine Theorie von Dr. Schwarz aus den leßten Schriften des Vereins für 
Gocialpolitif, die Profeſſor Philippovich zur Grundlage genommten Hat, 
und diefe Theorie lautet: Der Preis eines Grundjtüdes wird bejtimmt 
durd; den Ertrag, den man aus dem Grundjtüd herauswirtſchaften kann 
und durch die jeweilige Höhe des Zinsiußes. Diefer Sat ift nun ganz 
unzutreffend. Das ift die Anfchauung, die Rodbertus ſ. 3. für land» 
wirtichaftliche Grundftüde vertreten bat, die aber Für das ſtädtiſche 
Mohnungswejen durch die Prari® umgeworfen iſt. Ich kann Ihnen 
vielleicht fein befjeres Beifpiel geben, wie die thatſächliche Entwidlung 
ein logisches oder ſog. natürliches Gejeh in jein Gegenteil verkehrt 
hat. Mit dem Momente, wo der Zinsfuß fteigt, geht nämlich nicht etwa 
der Grundjtüdswert herunter, wie das citierte Geſetz beſagt — jondern die 
Mieten werden erhöht. Ich verweile auf dis abnormen Mietsfteigerungen 
der legten Zeit. Den Anjtoß bildete die Erhöhung des Zinsfußes, die ja 
nach dem natürlichen Geſetz ein Herabgehen des Grundjtüdswertes bewirken 
mußte, Statt deſſen aber bewirkte fie jofort ein Heraufgehen der Mieten. 
Mir haben ja hier eine viva vox juris unter und, Seren Geh. Hofrat 
Felix Hecht, der ung diefen Hergang bejtätigen kann. Alfo der Grundjat 
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in den Ausführungen des Herrn Bortragenden beruht für Deutjchland auf 
einer Vorausſetzung, die nicht zutrifft. Wir wiſſen ganz genau, daß mit 
dem Heraufgehen des Zinsfußes die Mieten fteigen, die jtäbtifchen Grund» 
ftüdspreife aber unverändert bleiben oder nicht Heruntergehen. Der Grund- 
ftüdspreis wird bier nicht durch den jeweiligen Zinsfuß bejtimmt, jondern 
er ſteht feft und das variabele Element bildet die Miete. Nun hat Profefjor 
Philippovich uns an einem einzelnen Beiſpiel gezeigt, wie, wenn in aus— 
wärtigen Bezirken der Preis des unbebauten Bodens um da8 5 jache fteigt, 
gleihwohl an der Miete nichts geändert wird. Der Zufammenhang zeigte 
ih, ala er uns die Grundſtückspreiſe nannte. Ich Habe mich dann 
während der Paufe an den Herrn Profeffor um Auskunft gewendet und 
ihm gejagt, worauf es anfommt. Ich fragte zuerft: Wie hoch ift denn 
dad Haus? Drei Stod. Stehen denn in der Nähe noch folche Käufer, 
was ftehen denn für welche da? Ginftödige, hieß e8, oder das Gelände 
ift landwirtſchaftlich benußt. 

(Profeſſor PhHilippovich: Nein, das Habe ich nicht gejagt.) 

Sa, ich glaube fo verftanden zn haben. ch glaube, es foll nicht 
umgeben jein von Mietsfajernen, alſo nicht jpefulativ getrieben. 

(Profeffor Philippovih: Sie Haben mich mißverftanden, es 
paßt von Anfang bis zu Ende nicht, was Sie jagen!) 

Das aljo, was mir im Privatgejpräch nach meiner Annahme mitgeteilt 
worden ift, ift gemau das, was wir behaupten, daß da, wo die Mietö- 
fajerne eingeführt it, ein Bodenpreis entiteht, der unabhängig ift von 
“ allem, was man als natürliche Grundrente oder Differenzialrente bezeichnen 
fann, 

(Der Redner wendet fich zu Profeſſor Philippovich und fpricht Halb» 
laut zu diefem weiter. Zurufe: Lauter, lauter!) 

VBorjigender: Sch bitte den Herrn Redner, zu dec Verſammlung 
zu jprechen. 

Eberjtadt: Alſo das ijt ja dasfelbe, was wir jagen, Helfen Sie 
ung die Herrichaft der Mietöfaferne brechen, dann ift uns ja geholfen. 
Alsdann ift noch ein zweiter Punkt zu erwähnen. Das Beifpiel, das Pro— 
jeffor Philippovich gegeben, lautet: 1,5 Gulden pro qm — das ijt für 
Deutichland ungefähr 35 ME. die Quadratrute — hat das Land gefoftet, 
heute koſtet es 6 Gulden oder 10,20 ME. pro qm oder 144 ME. pro 
QDuadratrute. Hätte er nur don einer einzigen Großftadt die Preiſe nach- 
gejehen , fo hätte er gefunden, daß er damit meine Stellung jtügt, denn 
wenn wir nur einen jolchen Preis haben, dann fpielt der allerdings feine 


jolche Rolle, dann fünnen wir bauen, was wir wollen, dann fönnen wir 
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Miethäufer bauen oder Heine Häuſer. Bauland zu diefem Preife it, wo 
das Syſtem des Maffenmiethaufes Herrfcht, nirgends mehr zu finden, ſodaß 
mit diefem Beiſpiel für uns bewiefen ift, daß wir mit einem jolchen Preiſe 
bauen fönnen, wie wir wollen und daß wir nicht Mietsfajernen bauen 
müflen. Ich will noch einen weiteren Punkt berühren. Herr Profeffor 
Philippovicd meinte, ein Grumdbefiter, der einen Ader Hat, der ihn 
50 Pf. oftet, der wird 100 ME. nehmen, er wird aber auch 20 Mi. 
nehmen oder er wird jchließlih auch mit 6 ME. zufrieden fein. Wenn 
wir jo etwas annehmen für unſere Verhältniffe, das ift dasjelbe ald wenn 
ich jage, wenn einer einen 100 ME.-Schein zu fordern hat, dann wird er 
auch 50 ME. nehmen oder 10 Mi. MWenn wirklich jemand fo denkt, jo 
bleibt der Wert doch derſelbe; wenn er auch wirklich damit zufrieden ift, 
jo nimmt der nächite doch ganz gewiß mehr. Die gedrängte Überbauung 
bat doch einen objektiven, nicht bloß ſubjektiven Wert. 

Das ift, was ich gegen die Grundanichauung einzumenden habe. 
Mas nun die Einzelheiten betrifft, jo ift doch noch fehr viel mehr zu 
widerlegen. ch wende mich zunächjt gegen jene Anfchauung, die da glaubt, 
die MWohnungsfrage fei eine Frage der Baukoften, oder ih will 
meine Pofition freiwillig ungünftiger ftellen: Dr. Andreas Voigt, auf den 
Projefjor Philippovich fich bezog, Hat eigentlich gejagt, der Zujammenhang 
zwiſchen Bodenpreis und Mietpreis und Mietfteigerung ift nicht erwiefen, 
jo will ich alfo diefe beiden Dinge zufammennehmen. Nehmen wir zuerit 
die Frage, daß der Zufammenhang zwiſchen Mafjenmiethaus und Steigerung 
der Mieten nicht erwieſen ſei. Der Beweis wäre ſchwer zu führen, wenn 
wir nicht gemiſchte Bezirke hätten an der Peripherie und in den Vor— 
orten. Ich habe jolche Bezirke unterfucht und es zeigte fich überall, daß 
mit dem Augenblide, wo die Mietsfafernen eindrangen, die Mieten in die 
Höhe gehen; diefer Vorgang Hat fich allgemein beftätigt. Wie fommt es 
nun, daß die theoretiiche Konftruftion nicht auf dasfelbe Ergebnis kam? 
Oder wie konnte man überhaupt auf das Schlagwort kommen, daß die 
MWohnungsfrage in den Baukoſten liegt? Sch jehe davon ab, dak das 
berivendete Zahlenmaterial nicht beweisjähig iſt. Es ift da der 18 fache 
Mietbetrag des Grundjtüdes angewendet, eine Zahl, die vom ftatiftifchen 
Amte in Berlin zurüdgewiefen wird. Auch einige andere Zahlen, wie 
aus dem Baufalender, dürfen nicht in diefer Weiſe verwendet werden. 
Ih kann bier nicht näher darauf eingehen, ich werde das in einer fpäteren 
Zurüdweifung thun. Ich will hier nur mit zwei Worten die Sache 
jelbjt widerlegen. 

Wenn es fich Hier handelte um eine res extra commercium, 
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wenn es fih etwa um ein Denkmal handelte oder um einen Kirchenbau, 
dann könnte man mit einem Scheine von Recht jagen, ihre Errichtung ift 
eine Frage der Baukoſten, obwohl fi die Urheber diefer Werke gewiß gegen 
eine folche Auffaffung verwahren würden. Die Mietskaſerne aber ift ja eine 
res in commercio; das ijt eine ihrer charakteriftiichiten Eigenfchaften. Die 
Herren glauben, mit dein Hausbau jei die Wohnungsfrage fertig, aber dann 
fängt fie ja erjt recht an. Das fertige Haus ijt nicht das Ende, jondern 
in vielfacher Hinficht erft der Beginn der Wohnungsfrage; dann fommt 
der Häuferhandel, die Mietfteigerungen, die Überfüllung, neue Abjchiebung 
des Objekts zu erhöhten Preife, kurz die Summe der bekannten Mißſtände; 
fie alle Liegen Hinter der Vollendung des Hausbaues — ja ich kann bei— 
nahe jagen, es iſt gleichgültig, was das Haus urfprünglich gefoftet hat, die 
Frage tft: wie fteht e8 im Handel? und da Haben wir bewiefen, daß die 
Mietskaferne beitimmte Folgen hat, die unabhängig find von den Baus 
foften. Mit den Koften entfteht bloß ein Haus, das jegt in den Verkehr tritt. 
Mie ift e8 nun eigentlich möglich, daß ein großer Teil der Wertbewegung 
mit dem Hausbau ala jolchem gar nicht zufammenhängt, daß die wichtigste 
Mertveränderung des Bodens mit den Baufoften nichts zu thun bat? Das 
führt und auf das Problem, das noch wenig unterfucht it, das Profeſſor 
Fuchs aber in audgezeichneter Weife behandelt hat, die frage der Boden- 
wertänderung durch Bodenverfchuldung. Ich will nur in aller Kürze jagen, 
wie die Sache zufammenhängt, wie e8 mit den Argumenten von Profeſſor 
Philippovich zufammenhängt. Mehr als eine ganz kurze Andeutung kann 
ih ja hier nicht geben. Ich konnte ſchon 1893 nachweifen, daß ein großer 
Teil deö geftiegenen Bodenwertes in nicht? anderem befteht ala in einer Ver— 
ſchuldung und daß ein großer Zeil der Hypotheken nichts ift als realifierter 
Gewinn. Die Belaftung der Grundftüde ift das Mittel, durch das die 
Spekulation Gewinne erzielt, realifiert und feſthält. Ich habe dann in 
einer neueren Arbeit das Problem unterfucht uud das Ergebnis war, daß 
wir in Deutichland im Jahre 1900 eine Verſchuldung des Boden von 
42 Milliarden Hatten. Der Bedarf für die BVBerzinfung der ſtehenden 
Berichuldung ift rund 2 Milliarden und für die Zunahme der Verſchuldung 
find pro Jahr rund 1750 Millionen aufzubringen; da jehen wir doch fofort, 
daß es ung nicht an Kapital fehlt, jondern daß eine Ablenkung des Kapitals 
eingetreten if. Doh fuchen wir uns über die Hauptjumme von 
42 Milliarden klar zu werden. Es ift uns gejagt worden, die Boden- 
tente, jo wie fie entjteht, ift eigentlich ein Glüd, die bildet fi ganz von 
jelbit mit der Befiedlung der Städte. Nehmen wir nun einmal an — was 
ja in feiner Weiſe zutrifft, die Bodenpreife fteigen in rein natürlicher 
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Weiſe, ja wo ift dann eigentlich der Wert? Der ftedt in der Verſchuldung, 
er ift überhaupt nur vorhanden durch die Verſchuldung. Die heutige 
Verſchuldung ift in der Hauptjache eine Verſchuldung bei fleigendem Boden— 
wert, und gerade die Zunahme der immateriellen, der rein jpefulativen 
Verſchuldung ift eine wahrhaft beängftigende, die Ziffern kann ich Hier 
nicht mehr geben. An diefer Stelle nun muß daß Grundrentenproblem unter- 
fucht werden; hier ift einer der entjcheidenden Punkte ſowohl für die Woh- 
nungaproduftion, wie für die gefamte Wohnungsfrage. Solange hier die 
heutigen Berhältniffe ia bleiben, ift eine Abänderung der Mißſtände 
nicht möglich. 
(Beifall.) 


Borjigender: Bevor ich weiter dad Wort erteile, mache ich 
darauf aufmerkſam, daß «8 vier Uhr if. ES find noch 13 Redner 
vorgemerkt. Ich glaube, wir müſſen jet bereits zu der verhängnisvollen 
Beitbeichräntung der Redner fchreiten. Ich möchte aber nicht autofratifch 
vorgehen und erft fragen, ob Sie damit einverftanden find, daß jeder 
10 Minuten Ipricht. 

(Zuftimmung.) 

Wenn fein Widerfpruch erfolgt, nehme ich das ala Ihre Meinung 

an und erfuche nunmehr Herrn Dr. Andreas Voigt, dad Wort zu ergreifen. 


Dr. Andreas Voigt (Frankfurt a, M.): Es ift mir recht bedauer- 
lich, daß diefe Beſchränkung der Redezeit gerade jet eintritt, wo ich mich 
zu einer längeren Darlegung meiner Auffafjung anſchickte. Doch ich tröfte 
mich damit, daß die ftrittigen Fragen auch bei längerer Redezeit hier faum 
zum Austrag gebracht werden könnten und begnüge mich daher für heute 
damit, einige der Hauptfragen herauszugreifen. 

Was meine Kritif beſonders herausforderte, war die populäre Theorie, 
die übrigens auch in wiffenfchaftlichen Werfen verbreitet wird, die jede 
Mertjteigerung de Bodens, jede Mietfteigerung kurz und bündig auf „die 
Spefulation” zwüdjührt. Der Gedanfengang der Bodenreform, der 
una überall wieder entgegentritt, it etwa der folgende: Der Boden kann 
nicht produziert werden, alfo iſt fein Wert fein Koftenwert,; da aber jeder 
reelle Wert ein Kojtenwert jein muß, jo iſt der Bodenwert an fich über: 
haupt nicht als reell anzuerkennen; er ift fiktiv und erhält höchſtens nach» 
träglich eine gewiſſe Realität, injofern als, wenn einmal ein Preis für den 
Boden bezahlt ift, er für die zukünftigen Beſitzer zu einem Kojtenbeitand- 
teil wird. 
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Ich gejtehe, daß diefe Theorie mir jo, wie fie vorgetragen wird, ein« 
fach unverftändlih, mit meinen wirtjchaftlichen Begriffen unvereinbar ift. 
Wie kann „die Spekulation”, die doch zunächſt nur in dem Wunſch des 
Eigentümers des Bodens befteht, durch Verkauf einen möglichit hohen Preis 
zu erzielen, Werte erzeugen, überhaupt unmittelbar auf den Preis einwirken, 
So einfah fann die Sache unmöglich fein. Die fog. Spekulation bedarf 
offenbar reeller wirtjchaftlicher Grundlagen für die Preisbeftimmung. Da- 
mit, daß man die Spekulation ala Urjache der MWertfteigerung bezeichnet, 
ift noch nichts erklärt. — Nun werden mit dem Wort Spekulation zwei 
ganz verjchiedene Vorgänge bezeichnet, nämlich 1. die kaufmänniſche Aus— 
nußung derjenigen natürlichen Wertfteigerung, die eine Folge der geitiegenen 
Bodenaudnugung durch höheres Bauen und größeres Ausnußen der Bau— 
fläche, jowie durch rentablere Benußung der Gebäude ift, und 2. die Auß- 
nußung und eventl. auch Beförderung der Preisfteigerung des Bodens in« 
folge übertriebener Nachfrage, wie fie in Zeiten des wirtfchaftlichen 
Aufſchwunges faſt regelmäßig fich zeigt. Nur folche, lediglich auf jubjel- 
tivem Urteil beruhende Preißbildungen möchte ich als fpefulative bezeichnen, 
und ich glaube mich damit im Einklang nicht bloß mit dem auf anderen 
Wirtſchaftsgebieten herrichenden Sprachgebrauch, jondern auch mit der willen« 
ichaftlihen Terminologie. Die wirklich jpefulative Preisfteigerung des 
Bodens ift Leicht daran zu erkennen, daß ihr immer ein entjprechender 
Preisfall folgt, während die wirklichen Gebrauchäwertfteigerungen dauernd 
find, jolange die Ausnußungsverhältniffe diejelben bleiben. 

In diefem Sinne behauptete ich in meiner Abhandlung, daß es nur 
ausnahmsweiſe die Spekulation jei, die den Bodenpreis in die Höhe treibe; 
zur Hauptjache jeien e& die realen Benubungsverhältniffe de Bodens, an 
denen feine Spekulation etwas ändern könne, und das erhalte ich in vollem 
Umfange aufrecht. 

63 geht das u. a. auch daraus hervor, daß e3 vielfach gar nicht die 
Befiger, jondern die Mieter find, welche die Mieten und damit die 
Bodenpreife in die Höhe treiben. Das tritt befonders deutlich hervor bei 
den Geichäftslofalen. Als vor nicht Langer Zeit das Bahnhofsreftaurant 
in Frankfurt a. M. neu verpachtet wurde, trieben die konkurrierenden Pacht- 
Liebhaber die Pacht mit einem Schlage don etwa 40000 ME. auf nahe 
100 000 ME. in die Höhe. Da ftand fein Boden- oder Häuferjpefulant 
dahinter. Es waren lediglich die wettbewerbenden Reftaurateure, welche 
offenbar den höheren Pachtpreis den Rentabilitätsverhältniffen der Wirt- 
ichaft angemefjen fanden. Dergleichen ift aber auch bei privatem Grund— 
befig möglich und kommt täglich vor. Jede Sonderung in ber Rentabilität 


88 Debatte. 


der auf dem Boden errichteten oder zu errichtenden Gebäude projiziert fich, 
jozufagen, mit Notwendigkeit auf den Boden jelbit, ſodaß fein Wert ein 
Bild der auf ihm fich abjpielenden wirtfchaftlichen Vorgänge darbietet. 
Das wird auch von Berlin ſehr deutlich illuftriert. Es giebt eine Gegend 
im Gentrum von Berlin, in der die Bodenpreife in neuelter Zeit, troß des 
fonjt allgemeinen Steigens, gejunfen find, das ift die Schloßfreiheit. Früher 
war fie eine Gejchäftsgegend, als dort, wo jeßt das Kaiſer Wilhelm-Dentmal 
fich erhebt, noch eine Häuferreihe ftand, die eine Verbindung mit dem 
übrigen geihäftlichen Boden herftellte. Seitdem dieſe gefallen ift, und auch 
andere Umftände den Verkehr hier verringert haben, find die Mtietpreife der 
Läden hHeruntergegangen und damit natürlich auch die Bodenpreife. Es 
geht aus dieſem Beiſpiel deutlich hervor, daß es nicht in der Hand der 
Befiker Liegt, die Preife des Bodens zu beitimmen. Nicht einmal fefthalten 
fönnen fie die Preife, viel weniger fie willfürlich fteigern,, jondern es find 
objektive Verhältniſſe, welche im letzten Grunde die Preife machen. Die 
Rentabilität der Grundftüde ift für die Preife derfelben maßgebend. Das 
ift jo ſelbſtverſtändlich, daß es faſt wie eine ZTautologie klingt, und doch 
iſt es der Spefulationätheorie gegenüber notwendig, e8 immer wieder zu 
betonen. — Daß daneben unter Umftänden auch die Spekulation im oben 
definierten engeren Sinne die Preife beeinflußt, foll gar nicht geleugnet 
werden. 

Daß das Wort Spekulation nicht zur Erklärung der Bodenpreis— 
fteigerungen genüge, bat man auch wohl empfunden, wo man tiefer 
auf die Urjachen einging. So hat Herr Dr. Eberſtadt jpeciell die Mietö- 
fajerne für den geftiegenen Bodenpreiß verantwortlich gemacht. Die Wert- 
fteigerung , die mit dem Übergang des Bodens dom Aderland zum ſtädti— 
fchen Baugrund verbunden jei, erklärt er für eine durchaus legitime. Erft 
mit dem weiteren Fortichreiten zum ftädtifchen Hochbau entjtehe die eigent- 
lich verwerfliche und verderbliche Spekulation. — Wie ein Kenner der 
Berliner Berhältniffe diefe Behauptung aufitellen konnte, ift mir völlig un— 
verjtändlich, denn gerade die Berliner Baugefchichte widerlegt fie aufs 
bündigjte. Sie alle wilfen, und auch Paul Voigt hat es in feinem Werke 
jehr richtig Hervorgehoben, daß die Bodenjpefulation der fiebziger Jahre, 
die größte, die wir in Berlin und überhaupt in Deutichland erlebt haben, 
mit der Mietöfaferne in gar feinem Zuſammenhang ftand, vielmehr aus— 
drüdlich und augjchließlich unter der Parole des Kleinen Landhauſes von 
ftatten ging. Die damalige Spekulation rechnete nur mit der Wertfteige- 
rung des Ackerlandes bei feinem Übergang zu Bauland für ein- und zwei- 
jtödige Billen und Landhäufer, und daraus zog fie ihre enormen Gewinne. 


Die Wohnungsfrage. 89 


Ich Hätte noch mancherlei ähnliche Behauptungen zu bekämpfen, doch 
wird e8 bei dem Dlangel an Zeit notwendig fein, mich fpäter jchriftlich 
mit meinem Gegner auseinanderzujegen. Jetzt will ich mich begnügen, 
noch ein paar falſche Auffafjungen meiner in den beiden gedrudten Abhand— 
(ungen niedergelegten Anfichten zu Eorrigieren. Am Schluß der zweiten, 
die übrigens von der erjten ziemlich unabhängig iſt und keineswegs die 
Quintefjenz des Ganzen geben wollte, habe ich mich verleiten laffen, die 
Thatjache, daß die Baufojten in der Wohnungsfrage eine weit größere Rolle 
fpielen, al man im allgemeinen annimmt, mit dem Schlagwort auszu— 
fprechen: Die Wohnungsfrage ift eine Baufoftenfrage.e ch Liebe jelber 
Schlagworte nicht, und es thut mir leid, daß ich diefes in die Welt ge- 
jeßt habe (Heiterkeit), nicht weil ich es für abjolut falſch halte, fondern 
weil ich dadurch meinen Sritifern die Widerlegung gar zu leicht gemacht 
babe. ch Habe ihnen felber eine Waffe in die Hand gegeben. In diejer 
einfeitigen Form, in der ich übrigens ſelbſt es gar nicht ausgejprochen 
habe — ich Habe vielmehr jelbft ausdrüdlich Hinzugefügt, daß ich auch 
andere Urfachen der Mietjteigerungen anerfenne — ift das Wort natürlich 
fo falſch, wie alle anderen Schlagworte, die die Wohnungsfrage auf eine 
Urjache zurückführen wollen. | 

Man hat ferner aus meinen fchriftlichen Ausführungen einen gewiſſen 
Rückfall in Mancheitertum herausgelefen, und daraus, daß ich allerdings 
manche der dvorgejchlagenen Heilmittel für unwirkſam, ja für den wirtjchaft- 
lichen Gejeßen widerjprechend halte, in übertriebener Weiſe gefolgert, daß 
ih jede Wohnungs- und Bodenpolitif nun für unwirkſam halte. Das ift 
feinesiwegd meine Meinung und es Liegt mir durchaus fern, jet wieder zu 
der Einfeitigfeit deö laisser faire, laisser aller zurüdzufehren. Nur das 
eine möchte ich betonen, daß ich dieſes Princip noch für viel weniger ge— 
fährlich Halte, wie das von Herrn Dr. Eberitadt hier ſoeben proffamierte, 
wonach das Wohnungselend allein durch adminiftrative Maßnahmen ent» 
ftanden ſei und daher durch jolche auch bejeitigt werden könnte. Es ift 
ein geradezu verhängnisvoller Irrtum, zu glauben, daß man bier durch 
bloß adminiftratives Vorgehen etwas erreichen fünne. (Zuruf: Etwas?) 
Etwas fann man wohl erreichen, aber man würde nicht den Kern der Sache 
treffen. MWirtfchaftlicde Realitäten kann man nicht ohne weitere durch 
adminijtrative Maßregeln befeitigen. Denken wir ung, man wolle die Miets- 
fajerne durch die Einführung einer idealen Bauordnung, die nur fleine 
Häufer zum Alleinbewohnen kennt, bejeitigen. Die Folge dieſes abmini- 
jtrativen Gingreifend würde eine weit größere Wohnunganot ala die fein, 
welche durch die Mietskajernen hervorgerufen worden iſt. Dann erſt würde 
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man deflen inne werden, daß jchließlich doch wirtjchaftliche Urfachen 
alles bedingen. Ich habe einmal den modernen großftädtifchen Baubetrieb 
mit feinen auf Spekulation erbauten Mietöfafernen ala Großbetrieb be- 
zeichnet. Nur Dr. Eberftadt hat diefen Ausdrud beanftandet. Ich Habe 
dabei auch nicht an den Großbetrieb nach Analogie der indujtriellen ge- 
dacht, ſondern an einen quasi- Öroßbetrieb in Anführungszeichen. ch 
wollte damit nur auf den Zufammenhang dieſes Baubetriebes mit dem 
Großfapital, den großen Banken, Hinweifen, die hinter ihm ftehen und ohne 
die er unmöglich wäre. Dem Kleinbau fehlt diefe ftübende Kreditorgani— 
fation durchaus; er wäre auf das Eleine Leihkapital privater Hypothefen- 
gläubiger angewieſen, joweit das kleine Sparkapital der Bauherren nicht 
reiht. Diefe Heinen Bauherren, welche die oben erwähnte ideale Baus 
ordnung vorausfeßt, würden daher nicht entfernt jo leiftungsfähig fein wie 
die heutigen Bauunternehmer und deren Hintermänner. Wollte man alfo 
ben Kleinbau adminiftrativ erzwingen, jo würde eine Stodung der Baus 
thätigfeit die nächſte unausbleibliche Folge fein, und damit natürlich. ein 
Mangel an Wohnungen und eine Hauffe der Mieten. Man würde alfo 
dad Gegenteil von dem erreichen, was man erſtrebte. Damit will ich 
natürlich nicht jede adminiftrative Bau⸗ oder Bodenpolitif perhorrescieren, 
aber das Ziel derjelben mußte eine Förderung, nicht eine Hemmung der 
Bauthätigkeit fein; denn jchließlich giebt e& doch nur ein Mittel, die Mieten 
berabzufchrauben, nämlich die Vermehrung der Wohnungen, aljo das Be- 
fördern der Bauthätigkeit mit allen Mitteln. 
(Beifall.) 


G. de Liagre (Leipzig): Nur wenige Worte aus der Prariß heraus 
möchte ich jagen bezüglich der direften Rüdwirkung des Bodenpreifes auf 
die Mietpreife. 

Dor 19 Jahren kaufte ich mit Unterftügung einiger freunde zwei 
große vierftödige „Mietskafernen” zu dem Zwed, fie in Kleinen Wohnungen 
abgeteilt an die ärmjten Klaſſen gegen wöchentliche Zahlung zu vermieten. 

Ich eritand fie von einer in Liquidation begriffenen Baubank etwa zu 
deren Heritellungspreife, dem ein Preis des Nreald von 20-30 Mi. pro 
Quadratmeter zu Grunde lag. 

Einige Jahre nachher mußte das Nachbarhaus, weil baufällig, nieder— 
geriffen werden und der Bauplatz fam zum Verkauf. Geleitet von dem 
Wunjch, Befleres zu bauen, ala ich fertig gekauft Hatte, dachte ich 
an den Ankauf des Terrains, erfuhr aber dabei, daß der Preis wejentlich 
geitiegen jei, e& wurden 60 ME. pro Quadratmeter gefordert. Genaue 
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Berechnungen, mit dem Architelten der Meyerſchen Arbeiterhäufer gemein» 
Ichaftlich vorgenommen, ergaben, daß bei einem Arealpreife von 60 Mt. 
ohne weſentliche Mietpreisfteigerung eine Kapitalverzinfung von 4 %o, die 
ich in den Nachbargrundftüden leicht erzielte, nicht zu erreichen war. ch 
mußte den Plan aufgeben. 

Im zweiten Fal kann ich mit ganz genauen Zahlen dienen. Ich 
bin Borfißender der Leipziger gemeinnüßigen Baugefellfchaft, welcher unfere 
Stadt 120000 Quadratmeter Bauland auf 100 Jahre in Erbpacht 
gegeben hat. Die Stadt übernimmt die Herftellung der Straßen (gegen 
Berzinfung des Aufwands Hierfür) und erhält für das bebaubare Areal 
einen Pachtzins von 12 Pf. pro Quadratmeter. 

Nach Fertigitellung des Vertrags trat der Bürgermeifter an mic 
heran mit dem GErfuchen, den Pachtpreis nah 20—25 Jahren auf etwa 
15 Pf. zu erhöhen, die Vorlage fei bei den Stabtverordneten gegen ftarfen 
MWiderftand der Haußbefiger mit Eleinfter Majorität durchgegangen, ohne 
jolche Konzeſſion unfererfeits ſei zu befürchten, daß die Stadt bei künftigen 
ähnlichen Verträgen bei der Hausbefikerpartei auf unüberwindlichen Wider- 
ſtand ftoßen werde. 

Wir haben hieraufhin wiederum genaue Berechnungen angeſtellt, dahin» 
gehend, um wie viel diefe Differenz von 3 Pf. auf die einzelne Wohnung 
ausmachen würde und gefunden, daß fie eine Mietfteigerung für bie 
Hleinfte Wohnung (Stube, Kammer, Küche) um 5 Mk., für die Wohnung 
von Stube, zwei Kammern und Küche von 6 ME. bedingen würde. 

Mir fcheint, und ich ftehe Hierin allerdings den Ausführungen des 
Herrn Profefjor von Philippovich direkt gegenüber, ala erwieſen, daß die 
Höhe des Preifes von Grund und Boden die Mietpreife direkt beeinflußt, 
ja bedingt, während man fagen könnte, die Baukoſten find der „elaftifche” 
Punkt. Diefe kann man herabmindern durch einfaches Bauen, auch dadurch, 
daß man viele Häufer nach demjelben Grundplan baut, daß man bie 
Baumaterialien gegen Barzahlung günftig einfauft u. ſ. w. Der unverrüds 
bare Punkt aber ift der Preis des Bauareales. 


(Beifall. 


Oberbürgermeifter Bed (Mannheim): Erwarten Sie nicht von 
mir ein Deftillat gelehrter Forſchungen, oder ein Spinngewebe ftatiftifcher 
Zufammenftellungen, fondern nur die nüchternen Anjchauungen eines 
Praftifere. Zunächft möchte ich eine Bemerkung im Referate des Herm 
Profefjor Fuchs richtig ftellen. Er führte darin aus, daß die badiſchen 
gejeglichen Beftimmungen über die Wohnungßinfpeftion jo gut wie gar 
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feinen Erfolg gehabt haben. Dieſe Anführung trifft, abgejehen von anderen 
badifchen Städten, jedeniall® auf die größte Stadt des Landes, auf 
Mannheim, nicht zu; denn in diefer Stadt ift jchon vor einem Jahrzehnt 
eine forgiältige Inſpektion aller Wohnräume vorgenommen worden und 
gerade jet ift wiederum eine Unterfuchung fämtlicher Wohngebäude im 
Gange, welche die Abftellung bauordnungswidriger, gejundheitsichädlicher 
und fittenwidriger Zuftände in den Eigentümerwohnungen, Vtietwohnungen, 
Mietichlaiftellen und Werkftätten bezwedt. Und ich glaube, daß die hohen 
Anforderungen, welche Landesrat Brandts foeben an eine MWohnungs- 
inſpektion geftellt hat, an Hand der babdifchen Geſetzesbeſtimmungen erfüllt 
werden können. Die Unterfuhung zerfällt bei uns in eine Vorerhebung 
durch bautechnifch vorgebildete Beamte, bei welcher die zu beanitandenden 
Näume verzeichnet werden und in die Befichtigung der lebteren durch 
befondere, aus einem Staatdarzte, einem Armenarzte, je einem Mitglied 
des Bezirksrates, des Stadtrates und dem zujtändigen Armenbezirfsvoriteher 
beftehende Unterfuchungstommiffionen, deren Anträge jodann die Grunde 
lage für die Auflagen des zugleich die Baupolizei beforgenden Staats— 
polizeibeamten an die Haudeigentümer bilden. Die bei der erwähnten 
Vorerhebung in tabellarifcher Form gemachten Aufzeichnungen werden als» 
dann zum Kataſter der einer polizeilichen Kontrolle unterliegenden Räume 
zufammengefaßt, welches an Handen der beim Bollzug der Auflagen jowie 
bei jpäteren Befichtigungen gemachten Wahrnehmungen der Kontrollbeamten, 
der Baupolizeibeamten, der Organe der Armenverwaltung und Schumann 
Ichaft auf dem laufenden erhalten wird. Sowohl die erfte Wohnungs 
infpeftion, als auch die jetzige ungefähr zu einem Gechöteil durchgeführte 
haben ergeben, daß nur wenige, ganz verwahrlojte zumeift kleinere Gebäude 
fich überhaupt nicht mehr zu Wohnungen eigneten, daß aber die im übrigen 
gemachten Auflagen durchgeführt werden fonnten ohne erheblichen Anjtand 
und ohne daß die anderwärts bemerkten Schwierigkeiten hinſichtlich der 
anderweiten Unterbringung der aus den beanjtandeten Wohnungen vers 
triebenen Mieter zu Tage traten. 

Im Brennpunkte der heutigen Diskuffion ftehen die Erörterungen der 
Herren Profeffor von PHilippovih und Andreas Voigt über den Einfluß 
der Bodenpreife auf die Wohnungsnot. So intereffant auch diefe Aus- 
einanderjegungen find, jo können wir Praktiker doch damit nicht viel an« 
fangen; für uns liegt die müchterne Frage dor: was follen wir thun, 
wenn wir Bauordnungen zu erlaffen haben? können wir einwirken auf die 
Niederhaltung der Preife? und wie geichieht dies am zwedmäßigiten? 
Und in diefer Richtung fcheint mir der Hinweis darauf unbeftreitbar, daß 
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bei Zulafjung Hoher Mietöfafernen von vier oder fünf Gejchoffen auch 
hohe Bodenpreife die Erſtellungskoſten eines Haufes in geringerem Maße 
beeinflufjen bezw. erhöhen ala zehn: und zwanzigiach niederere Boden— 
preife bei ein⸗ oder zweigefchoffigen Käufern. Weniger beweisträftig iſt 
wohl die Behauptung, daß auch troß der ftärferen Fundamente und 
Umfafjungsmauen und der Mehrloften für das Dach, die Baukoften bei 
mehrgejchoffigen Häufern erheblich niedriger für den einzelnen Wohnraum 
fich ftellen, und zu wenig berüdfichtigt jcheint mir die doch nicht beitreit- 
bare Forderung, daß, je höher die Häufer erftellt werden, defto breiter die 
Straße und geräumiger die Höfe fein müflen, daß alſo defto mehr koſt— 
ſpieliges Baugelände hierfür erforderlih ift und zwar für Höfe, die im 
Sinne des Nußbaumſchen Gutachtens für Stuttgart teild ala Schmud=, 
nicht ala Geriimpelhöfe, teils als Hausgärten anzulegen und zu ver- 
wenden find. 

Immerhin bleibt die Thatjache, daß durch mweiträumige Bebauung 
— jei e3 durch offene Baumeife, jei e8 durch Herabdrüdung der Gejchoß- 
zahl — die Hauserſtellungskoſten und die Mietpreife, wenn nicht erhöht, 
jedenjalla nicht vermindert werden. 

Wenn ich gleichwohl für eine Zonenbauordnung und weiträumige 
Bebauung in den Hierzu geeigneten Stadtbezirken eintrete, und hierfür auch 
durch die neue Mannheimer Bauordnung ein thatjächlicher Beleg geichaffen 
wurde, jo liegt der Grund darin, daB ich die unzweiielhaft Hierdurch zu 
erzielende Niederhaltung der Bauplaßpreife und eine gewiſſe Beichränkung 
der Spekulation jchon für fih allein ala einen großen Gewinn anjehe und 
daß ich auch die Thatfache, die Gebäudeerftellungstoften und damit die 
Mietpreife nicht Herabdrüden zu können, angefichts der unzweifelhaften 
hygieniſchen, fittlichen und focialpolitifchen Vorteile, die ſich aus der weit- 
räumigen Bebauung ergeben, in Kauf nehme. 

Der Einwand, daß hierdurch mehr Baugelände erforderlich, die Stadt» 
gemarfung aljo früher zu Wohnzweden aufgebraucht und eine geringere 
Einwohnerzahl auf derjelben Fläche untergebracht werden kann, wird 
dadurch entkräftet, daß — abgefehen von bejonderen, ungünjtigen topo— 
graphifchen Berhältnifien, die vielleicht in Stuttgart zutreffen mögen — 
die Ausdehnung einer Stadt doch nicht an die hiſtoriſch überfommenen 
Grenzen des MWeichbildes gebunden tft, jondern eben der Stadtverwaltung 
daraus nur die Pflicht erwächit, rechtzeitig durch Bergrößerung ber 
Gemarkung mit Hilfe von Gingemeindungen, fei es ganzer Gemeinden oder 
einzelner Gemarkungsteile, die zum Bewohnen, zu Handela- und induftriellen 
Betrieben erforderlichen Flächen zu beichaffen. 
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Wenn daher Herr A. Voigt jeine intereffanten Erörterungen jchließt 
mit dem verblüffenden Sate, „die Wohnungsfrage ift eine Baukoſtenfrage“, 
ſo ſcheint mir hierin eine gewiſſe übertreibende Hervorhebung eines für den 
Heritellungspreis der Wohnungen im hohen Grade maßgebenden Faktors, 
aber doch eine Unterfchägung anderer gleichwertiger Faktoren, nämlich des 
Bauplakpreifes und des Baukapitals zu liegen. In der Praris 
wird die Behauptung vielleicht auch ebenjogut dahin umgekehrt werden 
fönnen: Stünde das erforderliche Baufapital zu angemejjenen Zinjfen und 
ein geeigneter, nicht zu teuerer Bauplatz zur Verfügung, jo würde 
Korporationen und Privaten in vielen Fällen die Höhe der Baufoften die 
geringere Sorge bereiten. 

Wenn ih für weiträumige Bebauung emergijch eintrete und Die 
Mtietskaferne mit ihren Hintergebäuden und jchlecht ventilierten, für Unrat 
und ſchmutzigen Kleinbetrieb mißbrauchten Höfen befämpfe, fo möchte ich 
aber doch warnen vor einer Übertreibung der Agitation biergegen. Die 
Mietskaferne kann nicht mehr unterdrüdt werden im Kerne der Stadt 
ſowohl zur Schonung berechtigter Vermögensintereffen der Befiker von 
wertvollen Bauftellen, als auch im Intereſſe zahlreicher Stadtbewohner, 
die nach der Art ihres Gefchäftsbetriebes notwendig im Stadtinnern wohnen 
müffen und nicht an die Peripherie verwiefen werden können. Durch 
entfprechend ſtrenge bauliche Anforderungen bei Umbauten und durch 
dauernde, jorgfältige Überwachung laſſen fich viele Übelftände der Miet- 
fafernen und Mehrfamilienhäufer, mit deren ortbeitand man fi) wohl 
oder übel in dem dichtejt bevölferten Stodtgegenden abfinden muß, erheblich 
derringern. Das einen gewiffen Umiang nicht überfchreitende Mehrfamilien- 
haus mit Arbeiterwohnungen jtellt auch nichts anderes dar, ala ein 
fomplizierte® Etagenhaus, und auf Etagenhäufer find mehr ala 90 %/o der 
Stadtbewohner angewiejen. Die der Mietöfaferne zum Vorwurf gemachte 
„goslöfung der Menfchen von eigener Behaufung“ bat fich bereits bis in 
die oberften Zehntaufend hinein längſt vollzogen. Die meiften höheren 
Beamten, Dffiziere, Kaufleute und Induſtrielle wohnen in fremder 
Behaufung. Auch die Etagenhäufer, in denen diefe Wohlhabenden wohnen, 
bilden regelmäßig einen Spefulationsbefig und die Mietfteigerung in den— 
jelben wird ebenfo prompt und nachhaltig bejorgt wie bei den Armeren. 
Belämpfen wir deshalb die Mietäfaferne zu eifrig auch in den Bes 
zirken, in denen fie nach der Höhe der Bodenpreife faum mehr unter= 
drückt werden fann, jo werden wir es der Privatbautbätigfeit noch mehr 
erichweren, der Nachfrage nach Hleinwohnungen nachzufommen und noch 
weniger werden wir die Wohnungen verbilligen können. 
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Im übrigen jcheint e8 mir in der Wohnungsfrage allentyalben zu 
tagen und jehe ich voll Hoffnung eine verheißungsvolle Morgenröte herauf- 
dämmern. Quantitativ ift mit Ausnahme einzelner Gegenden, wie gerade 
in der Rheinprovinz, dank der Energie des Herrn Landesrats Brandts, zur 
Hebung der Wohnungsnot nicht viel gefchehen,; aber umfomehr qualitativ, 
Weite Kreife unferer Bevölkerung find wachgerüttelt; fie erfennen die Wichtig- 
feit dieſes Zeiles der focialen Trage, aber auch die Schwierigkeit der Ab- 
hilfe und die gewaltigen hierzu erforderlichen Opfer. Wer hätte noch vor 
zwei Jahren eine jo entjcheidende Stellungnahme der preußifchen Regierung 
und ihr nachfolgend der Regierungen anderer Bundesftaaten erhoffen dürfen. 
Noch wichtiger jcheint mir folgendes: Die ganze, etwa 30 Jahre alte Be- 
iwegung war bisher doch nur eine Aktion von Philanthropen, Socialpolitifern, 
einer fleinen Schar von Offizieren, die feine Armee hinter fich hatten, die 
nur Pionierarbeit verrichteten,; es war und blieb eine Bewegung von oben 
nach unten. In den von der Wohnungsnot betroffenen Maffen regte fich 
feinerlei Gegenreaftion; alles blieb jtumm und ftil. Nahrung, Kleidung, 
jelbjt Lurusbedürfniffe, wie Trinken, Rauchen, ja Pu und Flitter rangierten 
in der Wertſchätzung vielfach höher ala die Wohnung, in der man fich mit 
dem jchlechtejten zufrieden gab, obgleich man nicht felten unter Verzicht auf 
entbehrliche Lebensgenüſſe fich eine befjere hätte befchaffen können. Aber gerade 
bier tagt e8; auch die Wohnungsirage ift Gegenstand der Agitation, nament« 
lich der Kommunal-Wahlprogramme der jocialdemokratifchen Partei geworden. 
Schriftſtelleriſch, in der Tageöprefle, in Parlamenten, in Verfammlungen 
wird dieſer Agitationsftoff eifrig verwendet. Durch das Vorrüden diefer 
Frage in den Brennpunkt der Debatten der unter der Wohnungsnot leiden- 
den Kreife wird eine Bewegung von unten nach oben entjacht, die natur= 
gemäß viel wirfjamer fein und bei der Zähigkeit und Energie in der Agi— 
tation ficherlich ihren Eindrud nicht verfehlen wird, 

Ich kann nun allerdings einer Ausführung in einem der Referate nicht 
vollfommen beitreten, daß, wenn die organifierte Arbeiterfchaft mit der vollen 
Wucht und Rüdfichtslofigkeit eintrete und dadurch die Frage ihrer Löſung 
vielleicht einen Schritt näher gebracht werde, doch nach den heutigen Ver— 
hältnifjen und der Art, wie diefe Partei den Kampf zu führen pflegt, ein 
Zufammenarbeiten mit ihr völlig ausgejchloffen jei. Mögen auch die jocial« 
demokratischen Schriftjteller bisher und, die wir ung um die Wohnungs 
frage — jeder in feinem Kreife — in Wort und That bemüht haben, 
„Jocialpolitifche Quadjalber” nennen und ung mit anderen Schmähungen 
überhäufen, obgleich fie jpät, jehr ſpät auf dem Schlachtfelde erfcheinen und 
bisher auch nur einige Federn Tinte vergoffen haben, jo jage ich, ich nehme 
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die Bundesgenofjen in einer jo wichtigen humanitären Frage, in der ſoviel 
für die Gefundung unferes Volkes an einer jchweren Erkrankung auf dem 
Spiele jtegt, überall, wo ich fie erhalten kann; wer energiſch mitficht in 
diefem Kampfe und zur Löſung der Trage beiträgt, dem reiche ich die Hand 
als Mitkämpfer. 

(Lebhafter Beifall.) 


DOberbürgermeifter Zweigert (Efien): Der Sünder, der einen leifen 
Zweifel ausgejprochen hat, ob es möglich jein wird, mit der organifierten Arbeiter= 
ichaft unter Leitung der Socialdemofratie zufammenzuarbeiten, der bin ich 
gewejen umd ich muß meine Bedenken auch noch heute aufrecht erhalten. Ich 
nehme jür meine Perſon gar feinen Anjtand, die Schlagworte meines verehrten 
Heren Kollegen aus Mannheim auch meinerjeits zu unterjchreiben. Auch mir 
ift jeder Bundeögenofje lieb und wert, mag er fommen, woher er will, aber 
es muß auch ein Bundesgenoffe fein und e8 muß nicht jemand jein, der, 
wie die Socialdemofratie es gethan hat, unter dem Mantel der Bundes— 
genofjenichaft, nichts thut, als Angriffe auf die Beftrebungen zu häufen, 
die unfereiner jchon jeit 10 oder 20 Jahren im Schweiße jeines Angefichts 
veriolgt. Ich gebe zu, daß die Herren von diejer Partei bisher auch nichts 
weiter gethan haben wie Tinte vergießen; ich möchte aber, daß fie die Tinte 
dazu benußten, gute Gedanken zu Papier zu bringen, nicht aber, mich zu 
beihmugen. Solange fie das thun, werde ich mich dagegen wehren. So— 
dann möchte ich mich wenden zu den Ausführungen von Profeilor Fuchs, 
ob ein Reichsgeſetz nötig ift oder ein Landesgeſetz. ch felbit Habe mich im 
meiner Kleinen Abhandlung mit großer Entichiedenheit gegen die ewig wieder: 
fehrende Forderung eines Reichsgeſetzes ausgeſprochen, und zwar aus doppelten 
Gründen: Der erite Grund ift, daß ich glaube, daß ein Reichsgeſetz über- 
haupt nicht zuftändig ift. Die materielle Zuftändigfeit an fich fann man 
zwar nicht beftreiten, aber mit einem Gejeßentwurf, in dem nicht® weiter 
jteht ala „es foll eine Wohnungsinspeftion eingeführt werden”, mit einem 
jolchen Reichögefeg mache ich jo gut wie nichts. Wenn nicht die materiellen 
Anforderungen, die an eine Wohnung zu jtellen find, und die ganze Bes 
hördenorganifation geordnet find, Hilft mir das Geſetz nicht und zur Ordnung 
der Behördenorganifation ijt das Reich nicht zuſtändig. Und wenn wir 
aber warten wollen, bis die Reichsverfaſſung geändert ift, dann werden wir 
noch lange warten. ch möchte aber bald etwas jehen von den Erfolgen 
unferer Arbeit. Wir, die wir mehr von Hygienifchen Gefichtspunften aus 
diefe Trage behandeln, wir vom Verein für Gefundheitöpflege, find der 
Meinung, daß wir auch ohne Reichsgeſetz Erfolge erzielen fünnen. Seitdem 
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wir gejagt Haben, wir wollen jehen, ob wir mit den beftehenden Geſetzen 
nichts anfangen können, ſeitdem haben wir praftijche Erfolge zu verzeichnen. 
Früher fagte jeder, wir wollen erft abwarten, was im Reichsgeſetz ſtehen 
wird, und es geichah nichts. Jetzt, nachdem der Gedanke des Warteng auf 
das Reichagejeg in den Hintergrund gedrängt ift, fühlt fich jeder verpflichtet, 
fich zu fragen, was denn anzufangen ift mit den beitehenden Gejeßen und 
genügen die nicht auch zu einem erheblichen Fortſchritte? ch glaube be— 
wiejen zu haben, daß in der That überall die beitehende Gejeßgebung aus— 
reicht. Weder Profefjor Fuchs noch irgend ein anderer hat mir gefagt, 
was Neues jtehen joll in dem Reichsgeſetz. Ich Habe ſodann noch eine Be- 
merfung zu machen. Profeſſor Fuchs hai mit wenig Freundlichkeit fich 
über die Bauthätigkeit ausgefprochen, welche von den Arbeitgebern vor- 
genommen worden ilt. Sch bedauere dad. Es ift mir mehr als zweifel— 
haft, ob die Bauthätigfeit der gemeinnügigen Vereine allein die Frage wird 
löfen können, ohne die Mitarbeit der Arbeitgeber. Aber ich will hierauf 
nicht eingehen. Nur drei Zahlen werde ich Ihnen noch mitteilen. Ich 
babe eine MWohnungsunterfuchung in unjerer Stadt veranlaßt. Danach 
foftete ein Wohnraum in den Wohnungen der Unternehmer 100 Mk., die 
Eigentümer», Dienſt- oder Freimohnung 90 Mk., in den Häufern, die die 
Firma Krupp und andere Arbeitgeber gebaut haben, 57 Mt. Das find 
richtig ermittelte Zahlen. Nun mag zugegeben werden, daß fociale Nach: 
teile durch die Erbauung feitend der Arbeitgeber herbeigeführt werden, aber 
wirtichaftliche Nachteile hat diefe Einrichtung für die Arbeiter nicht. Unfere 
Arbeiter nehmen auch gern die focialen Nachteile in den Kauf, denn nad) 
den letzten Aufitellungen jtanden von den durch Arbeitgeber gebauten 
Wohnungen von 1000 nur 3 leer, von den Unternehmerwohnungen dagegen 
von 1000 Wohnungen 15. Auch diefe Zahlen jprechen dafür, daß die Er- 
bauung von Wohnungen durch die Arbeitgeber bei den Arbeitern wegen der 
ihnen erwachjenden wirtjchaftlichen Vorteile nicht unbeliebt ift. 


Rechtsanwalt a. Kammergeriht Ejchenbach (Berlin): Herr Profeffor 
v. Philippovich Hat einen grundlegenden Irrtum begangen; er hat gemeint, 
dem Boden jei der Wert zu Grunde zu legen, den er als Aderland hat. In der 
Umgegend der großen Städte iſt num aber der Grund und Boden fajt überall 
in den Händen von Gejellichaften, die ihn monopolartig feithalten und erft 
dann fortgeben, wenn er 20mal mehr bringt. Wenn Herr Projeffor 
von Philippovich das berüdfichtigt, wird er auch zu anderen Ergebnijfen 
fommen. Dann habe ich es mit großer Genugthuung begrüßt, daB er der 


Bodenrejorm gedadht Hat. Der Berein für Bodenreform ift zurüd- 
Schriften XCVIII. — Verhandlungen 1901. 7 
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zuführen auf das Hinüberfchlagen von Henry Georgeichen Ideen. Der 
Berein ift feinerzeit begründet worden von Berliner Handwerkern unter 
Führung des bekannten Fabrikanten Freeſe. Dieje Leute fühlten inftinktiv, 
daß darin ihre eigene Eriftenz wurzele. Es läge für mich jehr nahe, unter 
den bier zu Tage tretenden Gefichtspuntten mich näher mit dem Erbbau— 
recht zu bejchäftigen, doch will ich angeficht® der vorgejchrittenen Zeit 
diesbezüglich nur auf meine Arbeiten hinmeifen in Conrads Yahrbüchern, 
III. Folge Bd. 20, Heit 5 der Zeitfchrift für Polizei und Verwaltungs— 
beamte, Jahrgang IX Nr. 14 und 15 und Heit 11 der „Socialen Streit- 
fragen“ im Anjchluß an den Vortrag don Adolf Wagner. ch bin der 
Anfiht, daß das Erbbaurecht in der Hand weitblidender Magiftrate ber 
rufen fein wird, eine außerordentliche Rolle zu jpielen, namentlih auch 
unter dem Gefichtspunfte, daß die Kommunen jelbit fördernd eingreifen 
fönnen und dann wird auch weiter eine Einrichtung mehr Fleiſch und 
Blut gewinnen, die wir bisher vermißt haben, nämlich die Amortifations- 
hypothek. 

Es iſt mir aufgefallen, daß man ſich allerdings in außerordentlich er— 
fchöpfender Weife damit bejchäftigt Hat, wie denn die jchon beftehenden 
Mipitände bejeitigt werden könnten, aber ich babe nach meinem Dafür- 

halten zu wenig darüber gehört, wie man vorbeugend einwirken könnte. 
Nach meiner Anficht iſt die jtädtifche Wohnungsirage, joweit fie befonders 
dringlich ift, d. 5. unter dem Gefichtöpunfte der Arbeiterwohnungen felbft, 
vielfah eine völlige Parallelerfcheinung der Landflucht der ungelernten 
Handarbeiter, welch" Ießtere ja auch der Referent Profeffor Dr. Fuchs jo 
außerordentlich bedauert hat. Es iſt deshalb die (Frage, ob nicht, wie auf 
die eigentliche Abhilfe der Not, noch mehr Gewicht darauf zu legen ift, in= 
wiefern diejer jo beflagenswerten Erjcheinung vorgebeugt werden fann. Es 
fann feinem Zweifel unterliegen, daß hier, wie bei richtiger Betrachtung 
auch auf fo vielen anderen Gebieten, nicht ein Antagonismus, fondern eine 
völlige Jntereffengemeinfchaft zwijchen Stadt und Land vorliegt. So oft 
man Gelegenheit nimmt, mit den Leitern von großen Kommunen fich ein= 
ſchlägig zu unterhalten, tönt die Klage laut wieder über die Anhäufung 
von Arbeitermaffen ohne das Fundament einer dauernden wirtjchaftlichen 
Grijtenz, der damit ferner verknüpften, faſt unerjchwinglichen Schullaften 
und Armenpflege, während das flache Land eben durch den Fortzug diefer 
jelben Bevölferungsfreife auf das jchwerjte gejchädigt wird, 

Damit ift die Frage in gewiſſer Beziehung eine folche der Bevölke— 
rungspolitif umd erheifcht demgemäß auch eine Betrachtung unter diefem 
weitergreifenden Gefichtspunfte. Sie ift die Folge der Eigenartigfeit unferer 
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induftriellen Berhältniffe und der verwandten in der großinduftriellen Entwid- 
lung, von der alle einfichtsvollen Volkswirte jo außerordentlich beklagen, daß 
fie nicht ftändig und regelmäßig, fondern in Sprüngen ſich vorwärts bewegt, 
welche dann entjprechende Rüdjchläge und Krifen zur Folge haben. Dazu 
fommt weiter, daß gerade dag moderne induftrielle Beben und zwar im Gegen- 
ja zu noch weiten Gegenden der vaterländifchen Landwirtichaft jo gut wie 
jede Fühlung zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, namentlich durch das 
Aktienweſen, verloren Hat, eine Erjcheinung, die ſchon von Dechelhäufer vor 
mehr wie 20 Jahren tief beklagt ift. 


Borjigender: Ich made darauf aufmerkſam, daB dieſes Thema 
morgen erörtert wird; heute müfjen wir uns jtrifte an unfere Tages» 
ordnung halten. 


Eſchenbach (fortfahrend): Die ftädtifche Arbeiterwohnungsfrage hängt 
aber doch zweifellos auf das engjte mit der Landflucht zufammen. Es ift 
aber auch weiter zu beadhten, daß die Entvöllerung des 
platten Landes derartig fortjchreitet, daß dasjelbe feiner 
Hauptaufgabe, Jungbrunnen für alle anderen Erwerbs— 
freije und Stände zu fein, in wenigen Generationen faum 
noch gereht werden fann. ch Habe im verfloffenen Winter mehr: 
Tach Gelegenheit gehabt, durch Referate in wifjenjchaftlichen und praftifchen 
Kreifen die Debatten über die Landarbeiterfrage einzuleiten, und ift das 
Ergebnis der Debatten in erjter Linie mit ſtets das geweſen, daß der 
Zuzug in die Städte ji vieliah als ein völlig unbe» 
dachter darftellt, Hervorgerufen durch die glänzende Schil— 
derung einer vorübergehenden Konjunktur mit eben folchen 
vorübergehenden Barlöhnen, während die Arbeiter wegen 
Mangel an Ginficht die Ständigleit der ländlihen Be- 
Ihäftigung und die Bedeutung der Naturallöhne abjolut 
nicht würdigen; namentlich gilt dies auch von den jugend- 
lihen Arbeitern, welche oft in geradezu frivoler Weije ſich 
aus dem Elternhaufe entfernen. 

Es it deshalb die Frage, ob nicht gegen derartige Hyper-Induftrier 
alifationen, die Projeffor Dr. Fuchs ebenfalld beflagt Hat, und allzumweit- 
gehende Gentralifation in den großen Hauptjtädten Front gemacht werden 
fol. Es läßt fi) zwar nicht verfennen, daß minder weitblidende ſtädtiſche 
Berwaltungen faum derartige Schritte werden ergreifen fünnen, da die in 
den Verwaltungen vielfach nur allzu ausfchlaggebenden Induſtriellen auf 
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die ihnen jo auf Koften des flachen Landes erwachjenden Rejerve-Armeen 
an Arbeitern, noch die ftädtifchen Hausbeſitzer auf die ſich drängende 
Nachfrage nach Wohnungen werden verzichten wollen. Trotzdem werden 
die Magiftrate und auch die Staatsbehörden eine Prüfung der Frage 
unter dem entwicelten Gefichtepuntte auf die Dauer nicht umgehen 
können. 

Um den gewollten Zwed zu erreichen, ftehen zwei Möglichkeiten offen, 
— einmal die Geſetzgebung und fodann Maßnahmen der Berwaltung. 
Was die erftere anlangt, fo ift jelbjtverftändlich eine Aufhebung der Frei— 
zügigfeit abſolut ausgefchloffen. In diefer Beziehung kann vielmehr einzig 
und allein nur erwogen werden, ob vielleicht den Kommunen das Recht 
gegeben werden fann, ihrerfeits in Umkehrung der Beweislaſt bes $ 4 des 
Freizügigfeitögejeges von dem neuen Anfömmling gewiffe Nachweije dafür 
zu verlangen, daß er nicht ſofort in diejenigen Kreiſe des Proletariats her— 
abfinkt, welche nicht einmal in fanitärer und fittlicher Beziehung genügendes 
Unterlommen für einen gewiffen Zeitraum nachweijen können. 

(Widerſpruch.) 

Nebenhergehend iſt eine ſtarke Beſteuerung der Grundrente und der 
Bauftellen-Spefulation ins Auge zu faſſen. Was aber die Anhäufung von 
eriftenzlofen, ungelernten Arbeitermafjen in den Städten anlangt, jo iſt in 
diefer Beziehung wohl zu beachten, daß auch jelbft große, fonjt durchaus 
nur Stadtinterefjen vertretende Preßorgane fpeciell bei die allgemeine Aufs 
merkſamkeit auf fich ziehenden Verbrechen, ſofern diefe in den fubfijtenzlofen 
Proletariermaffen ihre Wurzeln haben, ihrerjeits die Frage aufwürfen, 
ob nicht etwa den Arbeitgebern weitergehende Verpflich— 
tungen für die don ihnen bejhäftigten Arbeiter aufzuer- 
legen find, was die Dauer der Beſchäftigung, Wohnung, 
Unterfunft u. ſ. w. anlangt, als wie es biäher unter dem Geſichts— 
punft einer völlig ſchrankenloſen Freiheit, richtiger Unfreiheit der Fall ge— 
wefen ift. 

Wenn Magiftrate, wozu zweifellos fich die direkten Handhaben ſchaffen 
laffen würden, namentlich unter den letzteren Gefichtäpunften vorgehen 
werden, jo wird damit zweifellos auch dem unbedachten Zuzuge in bie 
Stadt ein wirffamer Riegel vorgeſchoben und gleichzeitig auch der fernere 
Zwed erreiht, daß die Schaffung don induftriellen Neu- 
anlagen, oder die Erweiterung von foldhen ungleich ſtän— 
dDiger und ruhiger vor fich gehen wird, als wie es jeßt der 
Hall if. Mit anderen Worten: Unfere gefamte wirtichaftliche Entwick— 
lung in Stadt und Land wird in fländigere und ruhigere Bahnen ein« 
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lenken, und die einjchlägigen Gegenſätze zwijchen Stadt und Land, wie ich 
im Gingang erwähnt habe, werden fich im großen Umfange vereinigen 
laſſen. Es fommt bier nur auf den guten Willen und die wirtichaftliche 
und jocialpolitifche Einficht der Magiftrate an, auf welche umſomehr zu 
hoffen ift, als auch unter allgemein wirtichaftlichen Geſichtspunkten die An 
häufung von beſchäftigungs und fogar wohnungslofen Maffen in den 
Städten die bedenklichiten Folgen nach den verfchiedenften Richtungen Hin 
haben muß. Hier nicht jowohl unmittelbar abzubelien, ſon— 
dern vielmehr weitblidend vorzubeugen, iſt ebenfalls eine 
wejentliche Aufgabe wahrhaft jegensreicher Wohnungspolitif. 
(Widerfpruch und Zuftimmung.) 


Vorfigender: Im Intereffe des Vereins für Socialpolitit muß ich 
eine feine Ungenauigfeit des Vorredners richtig ftellen. Er jprach von der Be- 
wegung für Bodenreform, die auch in unferen Kreiſen Anhänger gefunden habe. 
Er ſprach davon, ala ob dieje Anhängerichaft von einer Bewegung herrühre, 
die unter dem Einfluß don Henry Georges Buch in den 80er Jahren unter 
Berliner Handwerkern entftanden ſei und dann die Profefjoren infiziert habe. 
Ich möchte demgegenüber fonftatieren, daß auf unferer erften Tagesordnung, 
ala wir in Eiſenach 1872 zufammenkamen, die Wohnungäfrage ftand, und 
daß damals fchon der Heute leider abmwejende Profeffor Adolph Wagner 
nach dem Vorgang von Julius Faucher für diefelben Anfchauungen ein— 
getreten ift, die er Heute vertritt. Im Intereſſe des Abweſenden möchte 
ich dies feititellen. 


Dr. Marx Hirsch (Berlin): Ich will der Verfuchung widerjtehen, 
die der lebte Redner erregt bat, indem er eine Reihe von Parteianfichten 
fundgab, deren Widerlegung jehr weit führen würde. Ich möchte nur be- 
merken, daß der Wunjch einer Änderung des Freizügigkeitsgeſetzes ſchon 
wiederholt von agrariicher Seite geltend gemacht ift, daß aber Auäficht 
auf eine folche Verjchlechterung des Geſetzes, die den größten Schaden des 
Volkes bedingen würde, nicht vorhanden ift. Sch wende mich zu dem 
Punkte, der mir am nächiten liegt, auf die Stellung der Arbeiter, 
welchen zwar nicht allein, aber doch in erfter Reihe unfere Bejtrebungen 
gelten. Da ift e8 denn von Intereffe, wenn die verehrte Verſammlung 
von einem Beteiligten eriährt, wie die nicht focialdemofratifchen Arbeiter 
jelbft fih dazu verhalten. Die Deutjchen Gewerkvereine mit ca. 
100000 Mitgliedern ftehen der Wohnungsfrage in Geſtalt einer weit- 
gehenden, aber auf dem Boden unferer Gejellfchaftsordnung ftehenden Reform 
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freundlich gegenüber. Wir haben im Frühjahre in Köln einen Verbands 
tag gehabt, die höchfte Repräfentatiton der Gewerkvereine, und dort ift die 
MWohnungsfrage in eingehendjter Weiſe beiprochen worden. Eine Rejolution 
gelangte zur Annahme, worin vor allem die genofjenjchaftliche Selbfthilfe 
empfohlen wurde, allein mit der Betonung, daß Staat und Gemeinde die 
Aufgabe Haben, fubfidiär einzutreten, und daß in der Geſetzgebung alle 
Hinderniffe hinweggeräumt werden, welche der Wohnungsreform noch ent= 
gegenftehen. Aber das, was das MWefentliche ift, wovon wir erwarten, daß, 
wenn erft die Bewegung richtig im Gang ift, wirklich eine Abhife im 
großen erfolgen wird, das ift, daß die Arbeiter, mindeſtens die befjer ge— 
jtellten, fi) entichließen, zu SHunderttaufenden für dieſes bochwichtige 
Bedürfnis einzutreten. Das ift mir unzweifelhaft geworden; wo es verfucht 
worden ift, da Hat fich die Möglichkeit herausgeſtellt. Im Schoße der 
Deutichen Gewerkvereine ift jchon jegt eine große Zahl von Bauvereinen 
vorzugsweiſe durch Arbeiter errrichtet worden, die jowohl pefuniär wie 
- auch bezüglich der Verwaltung Hervorragend beteiligt find. Herr Profeffor 
Fuchs bat das erziehliche Moment hervorgehoben, das in diefen Genofjen- 
ichaften Liegt, und ich kann aus meiner Erfahrung betätigen, daß dem fo 
ft. Die Mitglieder der Gewerkvereine, die fich den Baugenofjenichaften 
gewidmet haben, nehmen fich der Angelegenheit mit größten Verſtändnis 
an. Sie find deshalb auch keineswegs den anderen Aufgaben der Arbeiter- 
bewegung feindlich geworden, im Gegenteil, fie gehören zu den eifrigften 
Kämpfern auch in anderen Fragen, jodaß ich glaube, daß diefer Weg der 
Beteiligung der Arbeiter an den Genofjenfchajten der richtige ift. Jetzt ift 
die Sache ja noch in den Anfängen, aber es ift jchon erheblich befler 
ald früher geworden. Das Zutrauen Hat fich fchon gefeftigt, man begiebt 
fih in das Yahrwafjer und fucht darin vorwärts zu fommen. Ich fanrı auch 
darin Herrn Profeffor Fuchs nur beiftimmen, wenn er die Herftellung von 
Arbeiterwohnungen feitend der Arbeitgeber nur ala im Notfall berechtigt 
betrachtet. Kerr Oberbürgermeifter Zweigert bat gefagt, daß gerade die 
Wohnungen der Unternehmer die gefuchtejten fein. Ya das mag bei den 
angeführten Preisdifferenzen zutreffen; daß diefe Differenzen anderswo be— 
jtehen, möchte ich bezweiieln. Jedenfalls kann ich von ben Freien, die 
mir nabe ftehen, bezeugen, daß nicht einer unter ihnen ift, der wünjcht, daß 
jeiten® der Arbeitgeber ohne dringende Not in die MWohnungäfrage ein 
gegriffen werde, denn die focialen Nachteile find jo klar, daß darüber gar 
fein Zweifel beiteht. 

Meine Herren! Ich Hatte Gelegenheit, ala Abgeordneter den Ber 
ftrebungen der preußifchen Staatsregierung für ihre Beamten und Arbeiter näher 
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zu treten. Was da für die Staatdarbeiter veranftaltet wird, geichieht ja 
doch für das Ganze, denn dadurch wird auf die Zahl und die Preife der 
tleinen Wohnungen gewirkt. Diefe Beftrebungen find gewiß zu billigen, 
fie £önnten noch weiter gehen. Sie mögen daraus erjehen, daß von 
Mancheftertum bei uns nicht die Rede ift, nicht einer im Abgeordneten» 
baufe ift dagegen geweſen, die Wohnungsfreditgefege wurden von allen 
Seiten mit Freude begrüßt. E& wäre nur zu wünfchen, daß jeitens der 
Gefetgebung und Berwaltung alle® aufgeboten würde, um ihrerſeits die 
focialfchädlichen Ginwirfungen folcher Wohnungen auf die Arbeiter zu ver» 
hüten. Das wäre dadurch zu erreichen, daß durch Genofjenichaften gebaut 
würde, und ferner dadurch, daß in den Kontraften alles vermieden würde, 
was die Abhängigkeit der Arbeiter auf das Kauf» und Mietsverhältnis 
übertragen könnte. Es find mir in diejer Hinficht die beften Zuficherungen 
gemacht worden. Wir wollen hoffen, daß vor allen Dingen die Arbeiter 
jelber mit Hand anlegen und daß fie dadurch in die Lage kommen, geſunde 
menfchenwürdige und preiswerte Wohnungen zu haben, nicht bloß in den 
Städten, fondern auch auf dem Lande. 
(Beifall.) 


Dr. von Mangoldt (Dresden): Ich Habe den Eindrud gewonnen, 
daß die Bodenpreife von Philippovich und Voigt zu ftark in den Hintergrund 
geichoben worden find. ch meine, wir fönnten mal die fehwierige Frage, 
die fich zur mündlichen Erörterung wenig eignet, wie der Bodenpreis auf 
die Bewegung der Mietpreife eingewirkt hat, weglaffen und und an 
die jeften Thatjachen halten. Da jcheint mir unbeftreitbar, daß die Grund» 
rente ala wejentlicher Beitandteil in den Mieten erfcheint. Das beweiſt 
auch ein einfaches Erempel. Wenn der qm 100 Me. koftet für Wohnungs- 
boden, dann it ein Grundftüd, da8 250 qm umfaßt, mit 1000 ME. zu 
verzinfen. Nimmt man in fünf Gefchoffen zehn Wohnungen — und zwar 
recht Kleine Wohnungen! — an, dann würde auf jede Wohnung ein Auf- 
ihlag von 100 Mi. entjallen und der beweiſt doch, daß die Grundrente 
nicht zu dernachläffigen if. Dann möchte ich auch jagen, daß das Miets- 
kaſernenſyſtem an fich jchädlich if. Nun ift die große Frage, ob die Bau- 
foften einer Wohnung bei den hohen Gebäuden fich geringer ftellen als 
bei den fleinen. ch glaube, man geht da bisher von der jetzt üblichen 
Bauweiſe aus. Da es ſich aber um eine Reform Handelt, müßte man 
die Baufoften der Wohnungen in Heinen Häufern nach dem Gefihtspunft 
betrachten, wie fie fich ftellen, wenn man alles das bei ihrer Erbauung 
wegläßt, was zwar jet nach dem Mufter der großen Häufer bei ihnen 
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gebaut wird, was aber bei Eleinen Häufern weggelaffen werden kann. Dann 
iſt e8 wohl billiger. Aber die Bedeutung der ganzen frage erjchöpft fich 
nicht mit der Belaftung durch die Grundrente und dem Einfluß der Baus 
foften. Die Mietskaferne fperrt uns von der Natur ab und dieſes Miets— 
tafernenſyſtem ift jet gerade im Anzuge für die Eleinen Orte dadurch, daß 
dort die Bodenpreife jo jehr fteigen. Und weiter: die Bedeutung der 
Bodenfrage ift auch eine moralifche. Geſetzt auch, daß die Laften noch 
getragen werden können, jo ift e8 doch in moralifcher Beziehung nicht 
gleichgültig, daß Jahr für Jahr gewiffen engen Kreiſen Milliarden 
unverdienten Wertzumachjes in den Schoß fallen. Das wirft alle gute alte 
Sitte, ſozuſagen die gute alte preußifche Tradition, daß das Stück Brot, 
dad man ikt, auch verdient fein joll, über den Haufen. ferner wächſt die 
giftige Pflanze des Baufchwindels direkt aus der Bodenjpefulation heraus. 
Endlich iſt eine ungeheure Laſt vorhanden, auch abgejehen von der 
eigentlichen Wohnungsnot. Gewiß ift die ungeheuere Steigerung ber 
Bodenwerte zum großen Zeile auf eine Steigerung der Werte und Preije 
gerade der Gefchäftslofalitäten zurüdzuführen, aber irgendwie und von 
irgendwen muß das doch jchlieklich getragen werden, das zeigt ſich doc) 
in einem Auſſchlag auf die Warenpreife. Andreas Voigt jelber jagt, daß 
für 1898 der Berliner Bodenwert auf rund 2100 Millionen anzufchlagen 
ſei. Das giebt rund 85 Millionen Mark Zinfen, dag muß von der in 
Berlin lebenden oder faufenden Bevölkerung getragen werden in Form von 
Wohnungsmieten oder erhöhten Warenpreifen. Ich wende mich nun zu 
der Trage, ob Reichs» oder Landesgeſetz. Wir dürfen hierbei nicht ver- 
gefien das allgemeine Anerkenntnis defjen, daß eine große, durchgreifende 
und allgemeine Wohnungsreform notwendig ift, gerade deshalb, weil das, 
was bisher gejchehen ift, nur einen Tropfen auf einem heißen Stein dar- 
ſtellt. Wir müſſen den Gefichtspunft im Auge behalten, daß eine 
Wohnungsreform großen Stiles notwendig ift und welcher Stelle trauen 
Sie das zu? Das ift bei uns das Reich. Und eine folche Reichöregelung 
it auch durchaus durchführbar. Gerade ein Punft, von dem man wirklich 
denken könnte, daß eine reichögejegliche Regelung jchwierig fein jollte, der 
Punkt der Bauordnungen, gerade von dem haben kürzlich zwei der beiten 
Kenner gejagt, daß fie eine Neichsregelung für wünſchenswert halten : 
Stübben und Baumeifter. ch begnüge mich, das zu erwähnen, ich kann 
im einzelnen nicht ausführen, welche Gründe der praktischen Zwedmäßigfeit 
thatfächlich für daS Reich jprechen. Ich muß mich damit begnügen, Jhnen 
meine aus zahlreichen Studien gejchöpfte Meinung auszuſprechen. Wenn 
Sie auch alles dem Einzeljtaat zujchieben, was er thun kann, dann bleibt 
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noch genug zu thun für dad Reid. Es ift gejagt worden von Herrn 
Dberbürgermeifter Zweigert, fie jeien praftifch in der Wohnungsreform erft 
vorwärts gefommen, als fie mit dem ewigen Schreien nad) Reichshilfe auf- 
gehört hätten. Herr Oberbürgermeifter Zweigert hat da wohl die ver- 
ichiedenen Eingaben des Deutjchen Vereins für öffentliche Gejundheitspflege 
im Sinn gehabt. Da ift aber nach meiner Meinung Schreien doch etwas 
anderes, da ift nach meiner Meinung doch erforderlich, daß die große 
Mafje mit Intenfität auf das gemwollte Ziel zuftrebt. Wir follten alles 
aufbieten, daß die Sache der Wohnungsreform eine volfstümliche wird und 
das werden wir auch erreichen und wir find im bejten Begriffe, e& zu er- 
reichen und deshalb meine ich nochmal: Geben Sie dem Ginzeljtaate, 
was des Ginzeljtaates ift, aber auch dem Reiche, was des Reiches ift! 
(Lebhafter Beifall.) 


Reg. Rat Dr. Bingner (Berlin): Ich Habe fchon im Berliner 
Bolizeipräfidium das MWohnungselend der Beamten fennen gelernt. ch 
Habe ſchon damals für Berlin eine Polizeiverordnung über das Schlaf- 
ftellenwejen entworfen. Dieſe PBolizeiverordnung ift allerdings im Schreib» 
tifche liegen geblieben, weil der damalige Polizeipräfident fich nicht dafür 
erwärmen fonnte. Dann war ich bei der Regierung in Potsdam, wo bie 
berühmte Bauverordnung für die VBororte im Kreiſe Teltow ergangen tft. Ich 
glaube aljo einigermaßen jür die Beurteilung der Wohnungzfrage qualifiziert 
zu erjcheinen, zumal ich fpäter auch noch bei der Gteuerveranlagung, 
namentlich zur Ergänzungsitener, gejehen habe, in wie unglaublicher Weife 
die Bodenpreife und Häuferpreife in Berlin Hochgetrieben worden find. 
Ich habe nun in einer Schrift über die Löfung der Wohnungsfrage der 
Überzeugung Ausdrud gegeben, daß diejelbe vollftändig nur im Wege der 
Gejeggebung erfolgen könne. Der Staat ift zu allmächtig, auch in jocial- 
politifcher Beziehung, ala daß ohne ihn die Frage gelöft werden kann. 
Da erhebt fih nun die praftifch- politiiche Frage: Reiche: oder Landes— 
gejeg? Und da muß ich jagen, ein Neichägefeß it zur Zeit ausfichtslos 
und ein preußifches Wohnungsgeſetz fteht in naher Ausficht und zwar 
wurde ed bejonders von dem bisherigen Minifter des Innern, von 
Rheinbaben, betrieben, der in diejer Frage fich ala würdiger Schüler unferes 
einftigen Bereinsgenofjen von Miquel erwies. Gelingt eg, ein folches Geſetz 
zu ftande zu bringen, welches alle billigen Anforderungen erfüllt, jo ift 
alles erreicht, was zunächft zu erreichen ijt; denn die anderen Bundes— 
ftaaten werden nicht umhin können, fich dem Vorgehen Preußens anzufchließen. 
Welchen Inhalt follte nun ein Wohnungsgejeß haben? Ich muß wegen 
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der fnappen Zeit auf meine Vorſchläge in meiner Schrift Hinweifen. Ich 
ichlage vor, für alle wachienden Gemeinden befondere auch die Umgegend 
bi8 zu 15 km umijaflende Wohnungsämter zu bilden, weil ich bie 
Kommunalorgane infolge ihrer jegigen Zufammenfegung, namentlich des 
Vorwiegens der Haus» und Grundbefiter darin, nicht für eine Thätigfeit in 
der Wohnungspolitik für geeignet halte; dazu gehört eine bejondere Selbit- 
verwaltungsbehörde. Ich Habe im einzelnen dargelegt, wie diefe Wohnungs- 
ämter zufammengejeßt fein jollen: aus Vertretern aller Berufsftände, ſoweit 
fie im Bezirfe des Amts in Frage fommen. Würde man zunächjt für 
diefen Zweck Beruisgenofjenfchaften jchaffen, jo könnten auf Grund direkten 
allgemeinen Wahlrechts in diejen, Arbeitgeber und «nehmer in die Wohnung3- 
ämter zu gemeinjfamer praftifcher Thätigfeit eingefügt werden. Die Thätig- 
feit wäre eine ehrenamtliche, aber eg wäre gut, den Mitgliedern Anweſen— 
heitögelder zu bewilligen. Diefen Ämtern möchte ich die Gejamtlöfung der 
MWohnungsfrage übertragen, nach allen Seiten hin, fowohl durch Bearbeitung 
der Stadterweiterungspläne, wie auch durch direkte Einwirkung auf den 
Bau neuer Wohnungen und durch Beauffichtigung der beftehenden. Dafür 
müßten Wohnungsinjpektoren angejtellt werden, denen die üblichen polizei= 
lichen Zwangsbefugniſſe zu übertragen wären. Ich habe Wohnungsämter 
auch deshalb vorgejehen, weil ich meine, daß es unmöglich ift, bei ber 
heutigen Lage der fonftigen preußifchen Gefeßgebung, insbeſondere der 
Schwierigkeit jeder Eingemeindung, durch die Gemeindebehörden die Trage 
zum Austrag zu bringen, ſobald e8 fi um eine fich vergrößernde Stadt 
handelt, die dadurch an andere Drte anftößt, und ich glaube, es würde 
dabei, wenn die Trage der Bodenpreiserhöhung praftifch wird, ſtets zu jpät 
fein, der Spekulation entgegen zu treten. Es follte ein gemeinfamer Stadt- 
erweiterungaplan entworfen werden, welcher allen Klaffen Rechnung trägt. 
Endlich Habe ich eine Anderung des Hhpothefenrechts dahin angeregt, daß, 
wer fremde Gelder zum Bau von Mietwohnungen benußen will, die Bau— 
jtelle vorher Hypothefenfrei zu Stellen hat; daß ferner diefe Baugelder 
nicht ausbezahlt werden jollen außer gegen Quittung der Handwerker, die 
an dem Bau bejchäftigt find: dann wäre die Hypothek in der vollen Höhe 
der Baugelder mündelfiher. Dann könnten auch Baugefellichafiten gebildet 
werden, die mit öffentlich garantierten Mitteln den Wohnungsbau plan« 
mäßig betrieben und dazu müßten auch die Alters- und Invaliditäts— 
verficherungganftalten verpflichtet werden, ihre Gelder zu einem großen 
Zeile berzuleihen. 


Die Wohnungzfrage. 107 


Minifterialdireftor Dr. Thiel (Berlin): Zu der Differenz zwijchen den 
Herren dv. Philippovich und Eberftadt möchte ich als unbeteiligter Zuhörer 
bemerfen, daß vielleicht beide Herren recht haben, aber daß beide von ver» 
jchiedenen Vorausſetzungen ausgehen. Es fcheint mir, daß Philippovich 
fih an die beftehenden großen Städte gehalten hat und Eberftadt geht 
mehr davon aus, wie es fich hätte entwideln können, wenn man vor 
50 Jahren ſchon diefe Frage richtig angejfaßt hätte. In Berlin hat 5.8. 
der königl. Foritfistus im Jahre 1848 das große Terrain an der Seeftraße, 
wo jeßt eins der größten Krankenhäufer gebaut wird, für 10 Thaler pro 
Morgen verkauft. Würde man damals einen Eberftadtichen Bauplan und 
entfprechende Baubejchränfungen gehabt haben, dann hätten fich die jehigen 
Baumwerte nicht entwidelt und e8 wäre der Bau kleinerer Häufer möglich 
geblieben. Das aber glaube ich nicht, daß die Leute dann billiger wohnen 
würden und da möchte ich noch einen Punkt erwähnen, der heute noch nicht 
zur Sprache gekommen ift: wenn man das ganze heutige Berlin in frei— 
liegende Ein- bis Zweifamilienhäufer zerlegen wollte, würbe die Stadt eine 
folhe Ausdehnung gewinnen, mit Anfprüchen an Gas, Wafferleitung, 
Pflafterung u. j. w., und doch mit einer fo geringen Steuerfraft pro qm, 
daß die fommunalen Abgaben entweder riefig hoch fein müßten oder die 
Bewohner der einzelnen Häufer müßten auf viele Vorteile verzichten , die 
ihnen jeßt billig geboten werden. Sie würden alfo wohl beſſer wohnen, 
als jebt, fie hätten einen Eleinen Garten, in welchem die rau eine Be- 
ichäftigung hätte, es würden fich vielfach befjere jociale Verhältniffe ent— 
wideln, die mir das Ginzel- und Eigenhaus jo wertvoll machen, ich will 
nur daran erinnern, daß in folchen Städten wie Berlin mit den großen 
Miethäufern und dem ewigen Umziehen fich ein Gemeinde- und Nachbar« 
Ichaftägefühl nur ſchwer entwidelt. Das kann auch der Bezirköverein 
nicht erjegen. Dean weiß ja in Berlin faum, mit wem man jelbjt in 
demſelben Haufe zufammen wohnt. Aber billiger würde es gewiß nicht 
werden. Wie aber auch dieſe Principienfrage entjchieden werden möge, 
darin find alle wohl einig, daß wir eine jchärfere Wohnungspolizei, eine 
beſſere Beauffichtigung der Wohnungen haben müffen. Ob das auf dem 
Wege des Reichsgeſetzes oder des Landesgeſetzes oder auch durch Polizei- 
verordnungen zu erreichen ift, Laffe ich dahingeftellt. Es ijt dann gejagt 
worden, daß eine folche beſſere Wohnungspolizei für Stadt und Land 
nötig jei. Ich acceptiere das, aber ich verwahre mich dagegen, daß bei 
der beliebten Gleichmacherei in folchen Dingen die Anforderungen an 
ftädtifche und Ländliche Wohnungen über einen Kamm gejchoren werden. 
Sogar die moralifchen Anforderungen find ja da nicht diefelben. Die 
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Nachteile des Schlafſtellenweſens, wo treten fie am jchärfften hervor? Wo 
der Ginlieger mit dem Ehemann nicht diefelbe Arbeitögelegenheit und die— 
felbe Arbeitsftelle hat, wo er alſo viel leichter das Feld frei findet, wenn 
3. B. der Mann die Nachtichicht und er die Tagesſchicht Hat. Das findet 
auf dem Lande nicht ftatt. Der Vermieter arbeitet da mit dem Schlaf- 
burſchen meift zuſammen. Andere moralifhe Anforderungen an die 
MWohnung bleiben natürlich diefelben 3. B. betreffend das Zuſammenſchlafen 
von Eltern und Kindern, aber jehr verjchieden ift es in Hygienifcher Ber 
ziehung. Warum ftellen wir an die Wohnungen in Städten für gewerb— 
liche Arbeiter jo ftrenge Anforderungen? Weil wir dem Menfjchen, der 
tagsüber in einem heißen, ftaubigen und mehr oder minder ungejunden 
Raume arbeitet, wenigjten® nachts die Gelegenheit geben jollen, eine reinere 
Luft einzuatmen, feine Zungen und fein Blut zu erfrifchen. ‚Beim lande 
wirtichaftlichen Arbeiter ift es umgekehrt, der kann fich zur Not ohne Schaden 
für feine Gefundheit mit einem fleineren Kubikraum pro Nacht begnügen, denn 
er hat am Tage Gelegenheit genug frifche Luft einzuatmen und überhaupt 
viel gejundere Arbeitsbedingungen als meift in der Fabrik. Es ließen ſich 
noch mehrere jolcher Unterfchiede aufführen, es genügt aber für unſere Ver— 
handlungen, nur darauf aufmerffjam zu machen, daß überhaupt ſolche 
Unterfchiede bejtehen und dagegen Verwahrung einzulegen, daß jtädtifche und 
ländliche Wohnungsverhältniffe in jeder Beziehung gleichartig zu behandeln 
jeien, womit ich natürlich nicht leugnen will, daß in diejer Beziehung auch 
auf dem Lande noch vieles zu beffern ift und wir von Idealwohnungen 
auch Hier noch weit entfernt find. 


Dr. Scheven (Dresden): Gines der fruchtbariten Gebiete der Woh— 
nungsreform ſcheint augenblidlih die Wohnungsinfpektion zu jein. Wir 
haben in einer ganzen Reihe von Staaten jtaatliche oder Gemeindeverordnungen 
erlaffen jehen, um das Zufammenmwohnen von zu vielen Leuten zu be- 
fämpfen. Gin Punkt im Programm des Vereins Reichswohnungsgeſetz 
fpricht ja auch von der Forderung einer Reichswohnungsinfpeftion. Nun 
wird das wohl noch feine guten Wege haben, immerhin ift e8 wohl denk— 
bar, daß gewifje Gebiete herauägegriffen werden. Wie fünnte man ihnen 
gegenüber die Wohnungsinfpektion praktiich werden laſſen? Die Frage der 
Reichöfompetenz ſpielt da feine Rolle mehr, denn es ift, Gott ſei Dank, eine 
Thatjache, daß das Gebiet des Arbeiterichußes unter die Reichsgeſetzgebung 
fällt. Mir fcheint in der Arbeiterfürforge ein Punkt vergeffen worden zu 
fein. Um folche Arbeiter, die bei ihren Arbeitgebern wohnen, follte fich die 
Arbeiterfchußgejeggebung bejonders fümmern. ch erinnere da an die Bäder, 
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Kellner und Kellnerinnen. Was in den dieje beichäftigenden Betrieben oft 
für MWohnungsverhältniffe berrichen, davon Haben die legten Unterfuchungen 
Zeugnis gegeben. ch will Sie nicht mit Detaild langweilen; foviel bat 
ſich herausgeſtellt, daß oft in Lichtlojen Alkoven oder unverjchalten Dad)» 
wohnungen diefe jungen Leute untergebracht werben, vielfach mehrere Leute 
zufammen in einem Raume mit minimalem Kubikinhalt von Luft. Daß 
dad auf den Gefundheitszuftand der Arbeiter nachteilig einwirkt, ift ar. 
Gejunde und Kranke haben oft zufammen jchlafen müſſen, Bruſtkranke und 
Spyphilitifche mit Gefunden. Daß auf diefe Weife zwar keine „Reinkultur”, 
wohl aber eine „Schmutz“-Kultur von Bazillen der verfchiedenften Seuchen 
gepflegt wird, ift eine unbeftreitbare Thätſache. Ach will nicht jagen, daß es 
überall gleich ſchlimm ift, aber die Gefahr ift vorhanden, daß bei den hohen 
Mietpreifen und bei der mißlichen Lage der Handwerker viel Schaden ver- 
urfacht wird, der durch eine Novelle zur Gewerbeordnung abgeftellt werden 
könnte. Dieſe Novelle hätte zu beftimmen, daß man diejenigen Gelaffe der 
Arbeitgeber, welche von Arbeitnehmern bewohnt werden, unter eine Wohnungs- 
infpeftion jlellt, allerdings unter eine folche, die mit Strafandrohungen ver» 
jehen ift und die eine regelmäßige Wiederkehr der Inſpektion ins Auge faßt. 


Borfigender: Die Rednerlifte ift erſchöpft. Ach frage Herrn 
Zandesrat Brandts, ob er noch das Wort zu ergreifen wünjcht. 


Brandts (Düffeldorf): Ich bedauere fehr, daß über die rein 
theoretifchen, allerdings höchſt interefjanten Auseinanderjegungen die prak— 
tifchen Fragen nicht zur Geltung gekommen find. Darüber kann doch fein 
Zweifel fein, daß hygienisch, äftHetifch, auch wirtichaitlich das Heine Haus 
nad allen Richtungen vorzuziehen if. Das Heine Haus kann wohl auf 
dent Wege erziwungen werden, den ich angedeutet habe, wenn nicht jchon die 
Grundftüdspreife jo hoch find, daß alle dieje Bejtrebungen zu jpät kommen. 
Und in dem Stadium befinden fich allerdings unfere großen Städte, und 
ich beflage e8, daß immer nur von Berlin die Rede ijt, während doch die 
Mehrzahl der Menſchen in Kleinen Städten wohnt; und nun liegt die 
große Gefahr dor, wenn hier ftändig dad Maffenmiethaus als etwas Selbit- 
verjtändliches und Notwendiges, Unvermeidliches bingeftellt wird, daß fich die 
Meinung feitfegt, dad Miethaus fei auch für die Kleinen und mittleren Städte 
eine Notwendigkeit. (Zuftimmung.) Das Kleine Haus ift auch für den Mittel- 
ftand ein hohes, erjtrebenäwertes Ziel, alfo in den Städten von 5, 10, 
15 000 Einwohnern, und da follte man doch die Zuftände verhüten, die in 
Berlin, Wien nicht mehr zu vermeiden find. Daß dadurd dag Wohnen 
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nicht billiger wird, das ift klar; aber heute wohnen doch die Leute in 
einen Städten effektiv noch in Eleinen Häufern. Um all das zu erreichen, 
um eine Gefundung des Bauunternehmertums jelbft herbeizuführen, um die 
allgemeine Bauthätigfeit mit anzuregen, haben wir unbedingt notwendig 
die Berftaatlihung oder Kommunaliſierung des Hypothekarkredits. Be— 
uußen wir doch die Macht des Geldes, die darin ftedt, machen wir mit 
dem ungerechten Mammon uns befjere Bauordnungen und befjere Häuser, das 
ift in Eleineren und mittleren Städten noch möglich. Die Hauptfrage ift 
daher die: Iſt diefe Einrichtung öffentlicher Wohnungsbanten für die Her— 
ftelung Heiner und mittlerer Wohnungen möglih? Davon hängt die 
ganze Entwidlung ab, da, wo die Dinge überhaupt noch verbefjert werden 
fönnen. 
(Beifall.) 


Dr. v. Philippovich (Wien): So fcharf meine Erörterungen waren, 
und jo unangenehm es ift, eine Illuſion zu zerftören, und ich denke, daß 
ich fie zerjtört habe, fo kann ich doch nicht verftehen, warum man immer 
wieder auf jene frage zurldgefommen ift. Sch habe ja etwas behauptet, 
was eigentlich etwas GSelbjtverjtändliches it: daB der Bodenwert abhängig 
ift von dem Grtrage, den der Boden abwirtt. Wenn Herr Eberitadt je— 
mals ein Haus kaufen wird, fann er denn dabei anders vorgehen, ala daß 
er den Ertrag des Haufes fapitalifiert, nach dem Zinsfuß, der zur Zeit 
herrſcht? Wie foll ich das verftehen, wenn er jagt, das fei unrichtig; 
denn wenn der Zinsfuß fteigt, finkt nicht der Kapitalwert des Haufes, 
fondern die Mieten werden gefteigert? Ich Habe es allerdings bis jeßt 
nicht gewußt, daß die Hausbeſitzer wie Börfenbefucher die Bewegungen des 
Diskonts verfolgen, und nach defjen Steigen und Fallen ihre Mietfordes 
rungen einrichten, ich glaube es auch nicht. Es kann ja fein, daß beim 
Steigen des Zinäfußes die Bauthätigkeit ftocdt, und daß daher die Haus— 
befiber glauben, die Mieten in die Höhe fegen zu dürfen. Uber das wäre 
doch fein Beweis gegen meine Thefe? An was denkt er ſonſt? Mir ift 
der Zuſammenhang zwijchen feinen Ausführungen und meinen Ausführungen 
abjolut nicht Uar, und ich ſehe von dem Netz, in das ich ihm angeblich 
gegangen bin, nur das große Koch, durch das ich, wie ich glaube, recht 
unverſehrt herausgehe. 

Herr de Liagre Hat jehr intereſſante Mitteilungen gemacht, die ich 
gern vermehrt gejehen Hätte: widerlegt hat er mich nicht, weil er nur be= 
hauptete, was niemand bejtreitet, daß, wenn. der Boden teuer it, man 
auch hohe Mieten verlangen wird. Das ift ja ganz klar. Aber deswegen 
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ift doch die Bodenpreisfteigerung nicht das gewaltige Hemmnis für bie 
Entwidlung der Städte, ala dag man fie bisher Hingeftellt hat. Ich Habe 
abfichtlih Männer, wie Ad. Wagner, Adides, denen ich die größte perjün- 
liche Verehrung zolle, oder die Autorität der preußifchen Regierung in den 
Vordergrund geftellt, und darauf Hingewiefen, daß bei ihnen die Meinung 
berricht, die Bodenſpekulation ſei jchuld daran, daß feine Wohnungen vor- 
handen find. Das fällt ins Gewicht, wenn dieſe Perjönlichkeiten es aus— 
Iprechen ; es iſt aber doch falſch: wenn wir diefe Anficht behielten, würden wir 
die Aufmerkfamkeit der öffentlichen Meinung auf einen unrichtigen Punkt 
binlenfen. 

Herr Eſchenbach meinte, daß es Leute giebt, die ihren Boden feſt— 
halten, bis der Preis fteigt, dad fommt ganz gewiß einmal vor. (Zwifchen- 
ruf: Das fommt alle Tage in Berlin vor.) Gewiß kommt es vor. ch 
gebe es Ahnen zu, wie ich Ihnen noch viel mehr zugegeben hätte, wenn 
Sie mir jehr naheliegende Thatjachen vorgehalten hätten. Sehen Sie fidh 
aber die Rüdjchläge an, die fich an folche Spekulationen, die den Bedürf- 
niffen vorangeeilt find, anjchließen. Sehen Sie die Tabellen von Dr. Schwarz 
über die Bodenwertbewegung in Wien an, wie da nach 1873 der Abiall 
eintritt, und wie es 10 Jahre braucht, bis die Werte wieder die alte 
Höhe erreicht haben. Da kann man in der That nicht bloß die Zinjen, 
fondern auch das Kapital verlieren. Es wird ja überall ſpekuliert, aber 
darum dreht es fich nicht. Ich bin der Meinung, daß diefe Spekulation 
außerordentlich übertrieben gejchildert wird. Wir haben hier doch von ben 
typischen, von den auf die Dauer die Wertbewegung des Bodens beein- 
fluffenden Elementen zu jprechen und nicht einzelne, zeitweilige, wenn auch 
jehr ftörende und unangenehme Thatjachen zu erörtern. In der Agitation 
in der Wohnungsfrage jollte ein einheitlicher Geijt herrfchen und eine ein- 
beitliche Vorftellung von dem, was erreicht werden fann, und da jcheint 
mir Herr Dr. Thiel das Ziel richtig gekennzeichnet zu haben. Wir Fönnen 
es erreichen, daß die Leute befjer wohnen, wenn auch nicht immer, daß fie 
billiger wohnen. In der Agitation wird zu viel von dem billigen Wohnen 
geiprochen. Ich habe ja früher jelbjt den Hindernden Einfluß des Boden- 
preifes überſchätzt. Dann Habe ich aber das, was ich ausgeführt habe, 
praftifch erlebt, und durch die Ausführungen von Dr. Andreas Boigt bin 
ich beftärft worden in der Anficht, daß wir biäher zu einjeitig geurteilt 
baben. Ich Habe Ahnen ja das Beifpiel unferer Stiftung erzählt, in der 
wir eine Million verbaut Haben und troß günftiger Bedingungen nicht fo 
billig jein können, wie die Eleinen Leute — und wie auch wir — e& 
wollten. Wohl aber können wir Befleres bieten, wenn auf dem ganzen 
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Gebiete von allen Faktoren zufammengearbeitet wird unter einer einheit= 
lichen Direktive. Auch dann wird e& nicht rajch gehen. Was in Hunderten 
von Jahren gebaut ift, wird man nicht in 10 Jahren umfrempeln. Auch 
bier arbeiten wir mehr der künftigen Entwidlung vor. Die großen 
Städte in Deutfchland und Öfterreich umzubauen, das können wir auch 
mit dem Aufwand der heute citierten Engländer nicht, die jet in 30 oder 
40 Jahren endlich) einige Hunderttaufend Leute in eine beſſere Wohnung 
gebracht haben. Leſen Sie doch nach, was Bernftein in Brauns Archiv 
darüber gefchrieben hat. Das find ungeheure Aufgaben, die man nicht 
mit Schlagworten abfinden darf, und ein Schlagwort zu zerftören — ich 
hoffe, daß e8 mir bei einem Zeile der Zuhörer gelungen ift. 
(Lebhafter Beifall.) 


Fuchs: Meine Herren! Ich bin zwar nicht in der günftigen Lage, 
wie 1886 Miquel als erjter Referent, daß ich wie er am Anfang ſeines 
Schlußwortes jagen könnte: ich bin in der ganzen Diskuſſion eigentlich 
nicht angegriffen worden. Es war da8 allerdings damals auch nur ein 
Fechterkunitftücichen, denn er war in Wirklichkeit auch angegriffen worden; 
es war ein Redner aufgetreten, der im Sinne der Hausbeſitzer Widerſpruch 
gegen Miqueld Ausführungen einlegte. In der heutigen Diskuſſion ift 
— und daß möchte ich doch als ein erfreuliches Zeichen der Zeit hervor» 
heben — eine folche Stimme überhaupt nicht laut geworden. Aber ich bin 
jedenfall nur in einem Punkte wirklich widerlegt worden, und das gebe 
ich gern zu, nämlich durch das, was der verehrte Herr Oberbürgermeifter 
von Mannheim jagte über die Ausführung der Wohnungsinjpeftion in 
Mannheim. Jedenfalls ift aber ein Vorgehen im ganzen Lande nicht er— 
folgt; in Freiburg ift neuerdings nichts gefchehen, und anderswo auch nicht. 
Ein Irrtum ift e8 von dem dritten Herrn Referenten, wenn er feiner Mei- 
nung nach im Gegenſatze zu mir jagte, daß die Förderung der gemein- 
nützigen Bautbhätigleit auch auf die private Bauthätigfeit ausgedehnt werden 
jolle; das Hatte auch ich auädrüdlich verlangt. Endlich muß ich es als 
Irrtum bezeichnen, wenn der Herr Oberbürgermeifter Zweigert jagte, ich 
hätte die Arbeiterwohnungen der Unternehmer unfreundlich beiprochen. ch 
babe das nicht gethban. Ich habe den Gemeinfinn der Unternehmer viel« 
mehr ausdrüdlich anerkannt, aber ich jehe darin nach wie vor doch die 
mindeft wünſchenswerte Form; denn es ift fein Zweifel, daß in vielen 
Fällen dadurch am meiften der Vorteil de Arbeitgebere gewährleiftet wird, 
und darum fpreche ich mich dagegen aus, daß dazu öffentliche Gelder ges 
geben werden. Darin ſehe ich nichts Unfreundliches; die ſocialen Nachteile 
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find fo wichtig, daß ich dagegen jein muß. Gerade die intelligenteften und 
tüchtigjten Arbeiter juchen ja, wie bier gejagt worden ift, Lieber eine 
jchlechtere Wohnung, um nicht die jocialen Nachteile der Unternehmer. 
wohnungen in den Kauf nehmen zu müſſen. 

Die Ausführungen von Philippovih und Boigt haben mich eigent- 
lich nicht getroffen, — wie vielmehr die Bodenreformer —, denn ich habe 
nicht behauptet, daß die Bodenjpefulation allein der Grund fei für die 
Kalamität der Wohnungsfrage, wenn ich ihr auch einen größeren Anteil 
daran einräume als fie. Aber ein Beifpiel, das Voigt angeführt hat, 
kann ich doch nicht unerwähnt laffen, da e8 m. E. gegen ihn beweiſt, das 
ift das mit dem Eifenbahnhofreitaurant. Nehmen Sie den Fall, dab auf 
den Zügen, die diefen Bahnhof pafjieren, überwiegend D-Züge eingeführt 
werden, jo daß das Hineinreichen von Eßkörben nicht mehr jtattfindet, 
oder daß die Reftauration in Bezug auf die Getränke durch Vorfchriften 
über deren Temperatur bejchränft wird, jo daß weniger getrunfen wird, jo 
wird doch die Pacht dadurch beeinflußt, und da können wir aljo gerade an 
dieſem Beifpiel die Wirkung adminiftrativer Ginmifchungen verfolgen und 
jehen, daß ſolche Beitimmungen derartig wirken können. Wenn Dr. Boigt 
fagt, durch administrative Maßregeln könne nichts erreicht werden, jo fann 
doch m. E. mindejtens jehr viel gejchadet werden, und darauf fommt es 
an bei der zukünftigen Entwicklung, daß eben dieſe fehler der biöherigen 
vermieden werden. Wir können nicht die beitehenden Zuftände um— 
frempeln, wir wollen auch nicht, wie Herr Minifterialdireftor Thiel auch 
nur im Scherz gemeint bat, Berlin wieder in ein= oder zweiftödige Häufer 
auflöfen — niemand bejtreitet die Notwendigkeit des hohen Haufes im 
Stadtinnen —, aber es fommt auf die jet noch ländlichen oder niedrig 
bebauten Außengebiete an. Und da wollen wir auch nicht verkennen, 
daß, wenn wir heute in folchen Außenbezirfen diefe hohen Gebäude ver- 
bieten, wir das auch da nicht in alle Ewigkeit werden aufrecht er- 
halten können; mit dem Wachstum der Städte wird von Zeit zu Zeit 
ein Stockwerk zugegeben werden müfjen. Nur das befämpfen wir, daß nach 
Berliner Vorbild jet überall aus dem Kartoffelader mit einem Male ein 
fünfftödiges Etagenhaus emporwächſt, und nur diefer Kampf Liegt im Reiche 
der Möglichkeit. Im diefen Außenbezirken jcheint mir aber die Bedeutung 
der Spekulation doch vorhanden zu fein, da fann ich nicht zugeben, daß 
mir Herr Profeffor v. Philippovich „Illufionen“ zerftört habe. Eberftadt hat 
dem gegenüber m. E. überzeugend betont, daß es nicht beim Bauen des Haufes 
bleibt, fondern daß es weiter verfauft wird, und daß dies auf die Mieten 
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auf einem großen fehler: der generellen Identifizierung des Hausbefigers mit 
dem Bodenjpekulanten. Die beiden find aber jedenfalls bei uns in Deutjchland 
keineswegs identifch. Wenn das in Öfterreich noch nicht der Fall ift, dann 
haben wir darin eben nur den Beweis, daß die öfterreichifche Entwidlung 
der deutfchen noch nicht gleich iſt. Diefe Unterfcheidung zwiſchen Haus— 
befiger und Bodenfpefulant muß jchärfer betont werden, und in diefer Be— 
ziehung find auch die theoretifchen Ausführungen des heutigen Tages nicht 
unnötig und nutzlos gewejen, indem fie die Aufmerkfamkeit auf die funda- 
mentale Bedeutung des ſtädtiſchen Hypothefenwejens für die Wohnungs» 
frage gelenkt haben. 

Nun noch ein Punkt, in dem ich, wie ich erwartet hatte, die meijten 
Angriffe erfahren Habe: die Forderung der Megelung des Wohnungs— 
wejens durch das Reich. Diefe Forderung hat beſonders von Herrn weigert 
Miderjpruch erfahren, und ich verfenne auch nicht die Schwierigkeiten 
und will auch gern zugeftehen, daß, wenn e& wirklich in Preußen zu einem 
jo weitgehenden Wohnungsgejeg kommt, wie es bier angekündigt worden 
ift, dann die Notwendigkeit einer Reichsgejeßgebung geringer if. Aber 
ich glaube vielmehr im Gegenteil, daß es in Preußen nicht jo bald 
dazu fommen wird, denn gerade in den jüngiten minifteriellen Erlaffen der 
preußifchen Regierung, auf die ich aus Mangel an Zeit heute Morgen 
nicht eingegangen bin, ift zu viel der freiwilligen Thätigfeit, insbeſondere 
der Gemeinden, überlafien. Allein jelbft wenn wir ein ſolches preußijches 
MWohnungsgefeß befommen, jo möchte ich doch eim Fragezeichen hinter die 
Bemerkung des Herrn Regierungsrat Bingner machen, daß dann note 
gedrungen die andern Staaten raſch nachtolgen müßten. Das jcheint 
mir gar nicht fo ficher zu fein. Gerade wenn ein folches Wohnungsgeſetz 
zu Stande fommt und weitgehende Beftimmungen enthält, dann ift es nicht 
undenkbar, daß die andern deutichen Staaten davon profitieren, daß fie es 
nicht nachmachen, indem Leute, denen es gleich ift, wo fie wohnen, in dieje 
anderen Staaten ziehen. Ich möchte da doch an die Erfahrungen der Ver— 
einigten Staaten in Sachen des Arbeiterfchußes erinnern, wo es nicht mög» 
lich war, die Bekämpfung des sweating system in einem Staate durchzu- 
führen, weil die andern Staaten nicht mitmachten. Ich glaube, daß hier 
in der Arbeiterfchuggeießgebung und in der Fabrikinſpektion eine wichtige 
Analogie liegt, die uns eine Reichsgeſetzgebung ala Notwendigkeit erfcheinen 
läßt. Denken Sie doh an die Art und Weife, wie unjere Landesgrenzen 
verlaufen, da iſt es doch ganz undenkbar und wäre ein ganz unbaltbarer 
Zuftand, daß hier eine jcharfe, wirklich erfolgreiche Wohnungsinſpektion be= 
fteht und eine Halbe Stunde davon im Nachbarjtaat nicht! Und darum 
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möchte ich doch bei der Forderung bleiben, daß über die Einzelgefeggebung 
eine Reichagefeßgebung gefügt werden möge, wie die Reichsverfaſſung über 
die der einzelnen Staaten gefügt worden ift. 

Mit diefer Forderung möchte ich jchließen und mit der im Anjchluß 
an den dritten Referenten gerade durch die Heutige Verhandlung gewonnenen 
Überzeugung, daß die Wohnungsfrage eine befriedigende Löfung nicht finden 
wird, wenn wir nicht der ganzen Frage der Organifation des ſtädtiſchen 
Realkredits näher treten. 


Vorſitzender: Das Wort hat Herr Dr. Eberftadt zu einer perfün- 
lichen Bemerkung. 


Dr. Eberftadt (Berlin): Das Wejentliche, was ich jagen wollte, hat 
Herr Prof. Fuch® vorweggenommen. Herrn Prof. dv. Philippovich gegenüber 
muß ich betonen, daß wir gefagt haben, die Mietsfajerne erzwingt allgemein 
ein gewifjes Baufyitem mit beftimmten Folgen. Niemals haben wir gejagt, 
fie fei ein Hemmnis; wir haben gejagt, fie ift eine Zwangsjchablone. Auch 
ift von unferer Seite nie verfprochen worden, billiger zu wohnen. Bezüglich 
der Rapitalifierung habe ich gejagt: wenn der Zinsfuß fteigt, und da ber 
Zinsfuß von Einfluß ift — wie Herr Prof. v. Philippovich felber ala feine 
Meinung ausgeführt hat —, jo müßten mit dem Steigen des Zinsfußes 
die Grundſtückswerte entjprechend fallen. Dies tritt aber im ftädtifchen 
Wohnungsweſen nicht ein, jondern die Mieten werden entfprechend gefteigert, 
und die Grimdjtüdspreife bleiben unverändert; aljo feine Kapitalifierung 
nach dem Zinsfuß, fondern Anderung der Mieten. Ich Hoffe, daß damit 
die Sache volljtändig Elargeftellt ift. 


Borfigender Dr. Brentano: Wir find am Schluß unferer heutigen 
Tagesordnung. Ich glaube, wir können mit Befriedigung auf eine inhalt- 
reiche und belehrende Diskuffion zurüdbliden. Unſere Referenten haben fich 
überboten im Beibringen und in durchfichtiger Darftellung von Material, 
wie in der Darlegung der fich daraus ergebenden Probleme. Wenn ich auf 
das Gehörte zurüdblide, jo ift es zunächſt meine Aufgabe, das hervor— 
zubeben, worin die heutigen Redner übereinftimmten, und dann, worin fie 
auseinandergingen. Ich bin jo glüdlich, mehr Übereinftimmen ala Aus- 
einandergehen Eonjtatieren zu können. Bor allem — und e& ift wichtig, dies 
zu fonftatieren — ift von feiner Seite beftritten worden, daß eine Wohnungs» 
frage bejteht, jowohl eine allgemeine wie auch eine fpecielle Wohnungsfrage, 
nämlich der Wohnungsmangel der unteren KHlaffen und der mangelhafte 
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Zuftand ihrer Behaufungen. Daß folche Wohnungsfrage beſteht, ift von 
feiner Seite verneint worden; im Gegenteil, e8 find noch weitere Belege 
für ihr Beftehen beigebracht worden. Worin man auseinanderging, das 
war die theoretifche Begründung der Wohnungsteuerung und des Wohnungs- 
mangeld. Hier hat Herr Prof. v. Philippovich einen Apfel der Zwietracht 
in die Reihen der Redner geworfen, indem er eine weit verbreitete An— 
ihauung beftritten hat. Philippovich geht von der Anjchauung aus, daß 
die Mietjteigerung ihre Urjachen hat im Innern der Stadt, und daß 
diefe Mietfteigerung im Innern, wie fie Herborgerufen wird durch die Zu— 
nahme der fih um die Wohnungen Bewerbenden, die Urjache des Steigens 
der Preife an der Peripherie ift. Diejes führe zur Spekulation; nicht alfo 
die Spekulation jei die Urfache der Preiöfteigerungen, fondern umgekehrt 
die Mietjteigerungen im Innern feien die Urfache der Spekulation. Darin 
ftet viel Wahres. Hinfichtlih des hiſtoriſchen Vorgangs Hat er wohl 
recht. Die Mietjteigerungen im Innern der Städte find das erjte, und 
fie rufen dann die Spekulation an der Peripherie hervor; aber es geht 
nicht an, dabei ftehen zu bleiben und nicht zu fragen, wie die jo hervor- 
gerufene Spekulation an der Peripherie wieder zuriidwirkt auf die Mieten 
im Innern der Stadt. Man blide nur auf die Wirkung der Bildung 
großer Terraingejellichaften, in denen alle möglichen Spekulanten fich 
zufammenthun, um alles Land im Umkreis großer. Städte aufzufaufen. 
Sie bieten das Aufgefaufte dann wieder zu ſehr gejteigerten Preifen an, 
und die Form der Aftiengejellichaft ermöglicht ihnen, jehr lange zugumarten, 
bis fie, durch Zinsverluft genötigt, fich entjchließen, mit den Preiſen Herunter- 
zugehen. Nun Hat Herr v. Philippovich jelbjt hervorgehoben, daß der 
Mann, der im Innern der Stadt wohnt, fih nur jehr ungern entjchließt, 
an die Peripherie zu ziehen, weil es ſich in jehr vielen Beziehungen 
draußen viel unbequemer wohnt al im Innern. Es muß der Mietpreis 
im Innern aljd jehr hoch fteigen, bis er fich zum Hinausziehen entſchließt. 
Steigert aber die Spekulation durch Auffaufen des Landes an der Beri- 
pherie den Preis auch der an der Peripherie gelegenen Wohnungen, jo 
fommt zu den mannigfachen Beichwerlichkeiten de Draußenwohnens noch 
die Berteuerung der an der Peripherie gelegenen Wohnung Hinzu, und der 
Preis der im Innern der Stadt gelegenen Wohnung kann viel höher 
fteigen, bis man fich zum Hinausziehen an die Peripherie entjchließt. Die 
Spekulation Hat alfo die Wirkung, durch Verteuerung des Preifes der an 
ber Peripherie Tiegenden Grundftüde und Wohnungen den Punkt Yinauß- 
zujchieben, bei dem der Stadtbewohner jagt, lieber nehme ich die Un— 
annehmlichkeiten des Draußenwohnens auf mich, ala weiter höhere Mieten 
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zu zahlen, und auf diefe Weife trägt fie, die durch die Mietfteigerung im 
Innern Hervorgerufen ift, dann zur weiteren Mietfteigerung im Innern 
bei. Wir haben es alſo mit Wirkung und Gegenwirkung zu thun. Es ift 
aber jehr verdienftvoll, daß Prof. dv. Philippovich hervorgehoben hat, daß 
die prima causa der Mietjteigerung nicht, wie jo häufig gejagt wird, in 
der Spekulation zu juchen ift, daß die Spekulation e8 vielmehr ift, die 
umgefehrt durch die Meietfteigerung im Innern der Stadt hervorgerufen 
wird, wenn auch die Rüdwirkung der jo Hervorgerufenen Spekulation auf 
die abermalige Mietjteigerung im Innern nicht überjehen werden darf. 
Über diefer Meinungsverjchiedenheit bezüglich der Rolle, welche die Speku— 
lation in der Verurſachung der Wohnungsverteuerungen fpielt, find wir 
nun vollftändig um die Diskuffion des wichtigen Problems gefommen, was 
für Mittel zu ergreifen wären, wo die Spekulation bei der Mietjteigerung 
mitwirkt. Das ift jehr zu bedauern. Andererfeit mindert fich wieder dieſes 
Bedauern, wenn wir erwägen, daß Profeffor Fuchs, der jo lebhaft den dem 
zweiten Referenten entgegenitehenden Standpunkt vertreten bat, von den gegen 
die Spekulation gerichteten Maßnahmen nicht allzuviel zu halten jchien. YWenig- 
jtens habe ich feinen Ausführungen entnommen, daß er von den gegen die 
Spekulation gerichteten Steuermaßregeln fi) nicht zu viel Eriolg verjpricht 
(Prof. Fuchs: Doch etwas mehr!), und infofern käme er aladann auch mit 
dem zweiten Referenten wieder praftifch zufammen, der diefen Heilmitteln gleich- 
ſalls kein Gewicht beilegt, weil er ja eben die Spekulation als ftarf wirkende 
Urfache der Wohnungsnot leugnet. Somit ſcheint mir die Differenz zwifchen 
dem erſten und zweiten Referenten nicht von allzugroßer praktischer Bedeutung 
zu fein. Hinfichtlich der fonftigen Maßnahmen, welche zur Steuerung der 
MWohnungsnot in Angriff zu nehmen find, war eine erfreuliche Übereinftim- 
mung vorhanden. Da ift eigentlich kaum ein Diffens hervorgetreten. Hine 
fichtlich aller der Maßnahmen, die Prof. Fuchs vorgetragen und Landesrat 
Brandt? dann ergänzt Hat, ift bloß von einer Seite ein Widerfpruch er- 
folgt, infofern einer der Redner meinte, daß ein Reichsgeſetz weder möglich 
noch notwendig jei, da man mit den bejtehenden Gefeßen jchon vollftändig 
ausfommen könne; alle anderen Redner vertraten die Forderung weitgehender 
gejeglicher Maßnahmen. Eine DVleinungsverjchiedenheit beftand noch hin— 
fichtlich des Wertes der Mietskaſerne und des Einzelhaufes; aber auch in 
diejer Beziehung läßt fi) wohl eine Verſöhnung der verjchiedenen Mei— 
nungen finden, injofern ala die Verteidiger des Einzelhauſes nicht bejtritten 
haben, daß die Mietskajerne unentbehrlich ift, wo in der Stadt oder im 
nächiten Umkreiſe derjelben gebaut wird, und injofern auch von den Ver— 
teidigern der Mietöfaferne nicht die großen Vorzüge des Einzelhauſes be- 


118 Debatte. 


jtritten wurden. Ich glaube, die Meinungsverfchiedenheit beruht wejentlich 
darauf, daß die Vertreter der verjchiedenen Anfchauungen Ortichaften von 
verjchiedener Größe bei ihrer Erörterung im Auge Hatten, und jo glaube 
ich in der angenehmen Lage zu fein, im großen und ganzen eine ganz er» 
ftaunliche und erfreuliche Übereinftimmung der Anjchauungen jeftitellen zu 
fönnen (Heiterkeit), denn wo Differenzpunfte waren, handelte es fich mehr 
um tbeoretifche Meinungsverjchiedenheiten, als um ſolche von praftifcher 
Bedeutung, und ſomit glaube ich die Hoffnung ausfprechen zu dürfen, daß 
aus diefen Berhandlungen allen Städten und auch dem platten Lande 
großer Nuben erwachfen möge, ganz jpeciell auch unferer Stadt München, 
und ich hoffe insbefondere, daß auch die Gejeßgebung in den verjchiedenen 
deutfchen Staaten fruchtbringende Anregung erfahren wird durch das, was 
wir bier verhandelt haben. 

Bevor ich Sie nun entlaffe, muß ich noch eines hervorheben: daß 
unfere morgige Verhandlung ftattfinden wird im Mathildenjaal, Dtathilden- 
ftraße 4/5. Wir werden morgen um 9 Uhr unjere Verhandlungen über 
Handelspolitit in dem eben genannten Zofale fortjegen. 


(Schluß 6 Uhr 19 Minuten abends.) 


Zweiter Verhandlungstag. 


Dienstag, den 24. September 1901. 
(Beginn vormittags 9 Uhr.) 





Vorſitzender Sektionschef Prof. Dr. v. Inama-Sternegg (Wien): 
Bei Beginn der heutigen Sitzung geftatten Sie mir dor allem einige fors 
melle Bemerlungen. Wir haben die Abficht, den ganzen Vormittag jo zu 
verwenden, daß wir die drei Referenten zu Worte kommen laſſen. Nach dem 
erften Referate wird Herr Prof. Schmoller Ihnen eine kurze Mitteilung in 
Bezug auf die Wahlen machen. Nach dem zweiten Referate follen die 
Stimmzettel eingefammelt und das Gkrutinium gemacht werden. Die 
Mittagapaufe wird zwifchen 1 und 2 Uhr fein, und dann treten wir in 
die Diskuffion ein. 


Wirkung der gegenwärtigen und Biele der 
künftigen Handelspolitik, insbefondere in forial- 
politifcher Bezichung. 


J. 
Referat 


von 


Profeſſor Dr. Walther Lot (München). 


Das neue Jahrhundert hat Deutichland vor eine Enticheidung geftellt, 
von der nicht mehr und nicht weniger ala Deutichlands zukünftige Welt- 
jtellung, vielleicht auch das wirtjchaftliche und politische Gleichgewicht zwiſchen 
den Völkern des europäischen Feitlandes und Nordamerifad abhängt. 

Der Gang der Wirtichaftsgefchichte zeigt, daß die Führende Rolle Hin- 
fihtlih Macht und Wohlftand gewechielt hat. Veränderungen der Welthandeld» 
wege, Groberungen und Zufammenfchluß Eleinerer zu größeren Wirtichafts- 
gebieten ſcheinen zunächſt allein den Ausſchlag zu geben, welche Völker 
emporfommen und welche zu Grunde gehen follen. Und doch, fobald wir 
genauer nachforſchen, jehen wir, daß die Völker jelbft — im Augenblid, 
da fie im Höhepunkte ftehen — durch eigene Berblendung das ihrige zur 
Beichleunigung des MNiederganges beitragen: teil® durch Unter» 
lajjungen, alfo durch die Politik der verfäumten Gelegen- 
beiten, teil3 durch pofitive Maßnahmen, die von einflußreichen, 
aber furzfichtigen Sonderintereffenten zum Schaden der Gejamtheit durch— 
gefegt werden. Es ift, ala ob ein Verhängnis walte, welches die Völker 
zwingt, wenn der Gipfel erklommen ift, ſelbſt die Urfachen zu eben, die 
den Niedergang beichleunigen. Stehen wir Deutiche wirklich jet an 
ſolchem Wendepuntte? 

Es jchien bis vor kurzem, ala ob unſer deutfches Vaterland fi in 
einer fortwährend aufftrebenden Entwidlung befinde. Drei Länder ringen 
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vor allem Heute um die führende Stellung in Ausdehnung des wirt- 
ichaftlichen und politifchen Einfluffes; fie wetteifern in finanzieller Macht, 
in Hebung des Kulturniveaus der unteren Klafjen, ferner in Fortjchritten 
auf den Gebieten des Seehandeld und der Zandtransportmittel, endlich in 
der wohlfeilften Herjtellung induftrieller Maſſenartikel: es find dies Groß- 
britannien, Deutjchland und die Vereinigten Staaten. 

Deutichland Hatte zwifchen 1894 und 1900 fich zum wirtjchaftlichen 
Mittelpunkt des feſtländiſchen Europa entwidelt.e Berlin war bis Ende 
1896 der Stapelplaß für die Getreidefendungen und Getreidebezüge wichtiger 
Gebiete der Welt, Magdeburg und Hamburg waren bis dahin die Gentren und 
Preisbeitimmungspläße des internationalen Zuckerhandels. Die deutjchen 
Banken begannen den Zahlungsverkehr zwiſchen Rußland und Aſien einer- 
jeitö und Amerika andrerjeitß zu vermitteln. Über Deutfchlande Häfen 
juchte der Verkehr zwijchen überſeeiſchen Gebieten und Rußland, Schweden, 
Dfterreich - Ungarn feinen Weg. 

Deutichland durfte hoffen, — durch Handeläverträge mit Rußland, 
Öfterreich Ungarn, Italien, den Balkanftaaten und der Türkei innig 
verbunden —, in der Zukunft für den Verkehr mach dem Orient, zu 
deſſen Auffchließung durch Eiſenbahnen auch die deutjchen Kapitaliften 
beitrugen, eine der Haupthandelamächte zu werden. Der Deutjche begann 
der Kaufmann Gentraleuropaß zu werden, jo wie einſt der Holländer der 
Kaufmann Deutjchlands gewejen war. Und zur Blüte des Verkehrs und 
Handels fam zweierlei Hinzu: der Befiß einer achtunggebietenden Militär: 
macht und eine Induſtrie, die nicht nur das Inland verforgte, jondern 
jteigende Ausfuhrziffern aufwies. Für unfere Induftrie- Ausfuhr taufchten 
wir in fteigendem Maße Güter der verjchiedenften Zonen und Völker— 
gebiete ein. 

Die Lage der indbuftriellen und der Ländlichen Arbeiter befferte fich, 
und zwar jo augenjcheinlih, daß die principiellen Gegner der heutigen 
MWirtjchaftsordnung anfingen, ihr Dogma von der Verelendung der Maſſen 
preiözugeben. Die Spareinlagen und die Steuererträgniffe wuchſen; und 
nicht bloß in den oberen Zehntaufenden, jondern fpeciell in den Einkommen— 
ftufen zwijchen 900 und 3000 ME. zeigte fich erfreuliche Zunahme. 

Die Zahl der auf Eifenbahnen und Wafferftraßen 1894 bi8 1900 
bejörderten Güter nahm zu; keineswegs aber fehrte Dankbarkeit und 
Zufriedenheit überall ein. 

Die große Sorge, welche die Gemüter bewegte, galt der deutſchen 
Landwirtſchaft. Bieliach fchien ed, als ob diefer wirtichaftlich, focial 
und politifch fo bedeutjane Erwerbszweig keineswegs am Aufſchwunge und 
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der Blüte des übrigen deutjchen Wirtſchaftslebens teilnehme. In den 
Jahren 1893/94 kamen die Nachwirkungen von Biebjeuchen, jowie ber 
Futternot — mit niedrigen Getreidepreifen zuſammenfallend — einer 
agrarijchen Bewegung zu Gute, die immer mehr an Macht gewann. 

Viele glaubten, der Untergang der gefamten deutjchen Landwirtichaft 
ftehe geradezu bevor. Jedenfalls ftieg von Jahr zu Jahr die Unzufrieden- 
heit der landwirtfchaftlichen Bevölkerung, obwohl die Preife Ende der 
90er Jahre fich befjerten. Die Führer der Landwirte verlangten eine 
veränderte Handelspolitit. Vornehmlich durch erhöhte Zölle auf lands» 
wirtjchaftliche Produkte, erklären fie, müſſe fchleunigft ihrer Notlage 
abgebolfen werden. 

In der That beobachten wir, daß keineswegs bloß Männer, die 
Sonderinterefjen der Großgrundbefiger verfechten, ſondern ſogar gelegentlich 
Gigenbrötler auß dem Lager der principiell freihändlerifchen Linken fich 
der Forderung nach höheren Getreidezöllen in gewiffem Maße geneigt 
gezeigt haben. Wir fehen, daß die Regierungen im neuen BZolltarif aus— 
giebig, wenn auch nicht zur Befriedigung aller Landwirte, die Zollwünfche 
berücfichtigen. Der jetige Reichskanzler Hat fich für höhere Getreidezölle 
erflärt. Die verfchiedenen Parteien, die überhaupt dem Schubzoll geneigt 
find, unterfcheiden fih nur dadurch don einander, daß die Einen eine 
jogenannte mäßige Erhöhung der Getreidezölle unter Wahrung des 
Principe Langfriftiger Tarifverträge, die Anderen mehr oder weniger eine 
Verdoppelung der heute im Vertragstarif feitgelegten Zolljäße und zwar 
als Mindeftzölle in einem Doppeltarif fejtgelegt verlangen. 

An fich erfcheint der Teßtgenannte von den beiden Standpunften, wenn 
überhaupt erhöhte Getreidezölle etwas Gutes find, ungleich konſequenter 
und verſtändlicher. 

Mir haben ed uns vorher jagen müſſen, daß wir mit unferem ſchutz⸗ 
zöllnerifchen Tarif in der ganzen Welt eine uns feindliche Schutzzollſtrömung 
entfeffeln würden. An. Warnern Hat e8 nicht gefehlt. Bloß die Zölle zu 
‘erhöhen, um fich die Zollerhöhung nachher in Tarifverträgen abhandeln 
zu laſſen, mag ja Manchem im Intereffe neuer Bertragsverhandlungen recht 
Eug jcheinen. Daß aber unjeren Landwirten, wenn es wahr ift, daß fie 
ohne Höhere Zölle wirklich zu Grunde gehen, durch bloß papierene Zölle, 
die man durch Handeläverträge wieder ermäßigt, nicht Befriedigung gebracht 
wird, ift fonnenflar. Erkennt man aber da8 Verlangen, daß ein ala 
nüglich und notwendig erwiejener Schußzoll nicht ermäßigt werden jollte, 
als folgerichtig an, jo müßte man freilich konfequenterweife noch weiter 
gehen. Man müßte erklären: unfer Zolltarifentwirf und das Verlangen 
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unferer Landwirte nach einem Minimal» und Marimaltarii für Getreide 
ift noch nicht einmal eine ganz zielbewußte Nachahmung des ſchutz- 
zöllnerischen Ideals, nämlich des Tarifs des franzöfifchen Kabinetts Moline 
bon 1892, 

Die Mehrheit der Franzoſen war damals — ich weiß nicht, ob fie 
es noch heute it — völlig davon überzeugt, daß ein hoher Getreidezoll 
überaus nützlich ſei. Daher jtellte man aber nur einen einzigen Zarifjaß, 
nicht zwei Tarife, für Getreide auf und vermied es jchlechtweg, diefen 
Getreideminimalzoll durch Berträge zu binden. Die Franzoſen jchufen 
zwar einen Doppeltarif für andere Dinge, für Getreide jedoch einen Ein- 
heitstarif. Die deutichen Nachahmer dagegen jchaften einen Doppeltarif 
nur für Getreide. Der franzöfiiche Standpunkt ift leichter zu verftehen 
als der deutjche. Denn beim Nebeneinanderbeftehen des Zolld von 7Ve und 
3 ME. hat es fich im bdeutfcheruffiichen Zollfrieg gezeigt, daß nur der 
niedrigere don zwei nebeneinander beitehenden Getreidezöllen gegenüber dem 
Weltmarkt verteuernd wirft, daß aber für die Müllerei differenzierte 
Getreidezölle große Schädigungen bringen können, fofern nicht ein Mehlzoll 
eriftiert, deffen Minimum dem höchiten jeweils gültigen Getreidezoll entipricht. 
Ich bin jo jehr geneigt anzuerkennen, daß ein erhöhter Getreidezoll, 
wenn er nötig und nüglich it, vor jeder Möglichkeit der Ermäßigung 
bewahrt bleiben muß, daß ich nur erftaunt darüber bin, daß in dem vor- 
liegenden Zolltarifentwurf, der Minimalzölle für Getreide vorfieht, nicht 
fonfequenterweife auch der Mehlzoll davor bewahrt wird, durch Verträge 
unter ein bejtimmtes Minimum herabgeſetzt zu werden. 

63 würde in der That vom jchußzöllneriichen Standpunkte aus eine 
jehr ernite Gefahr bedeuten, wenn die Wohlthat, einen nicht zu ver- 
mindernden Zollſchutz zu genießen, nur auf das Nohmaterial Getreide 
bejchränft werden würde und die Möglichkeit bliebe, durch vertragamäßige 
Herabjegung des Mehlzolles die Ginfuhr verarbeiteten Brotgetreides zu 
begünitigen. 

Wenn zum Wohle Deutichlands erhöhte Getreidezölle unentbehrlich find, 
dann dürfen fie nicht zum Kompenſationsobjekt bei Handeläverträgen gebraucht 
werden. Die Frage lautet demgemäß: Iſt eine Erhöhung der Getreides 
zölle mit dem Wohle Deutjchlands verträglih? Ich will mir bei Erörte- 
rung dieſer Frage eine heilfame Beichränkung auferlegen. Die jehr beachtens- 
werten Gefichtspunfte, welche Brentano, Conrad, Diegel, Gothein, Helfferich 
und neuerdings Schäffle gegenüber der Schußzollbewegung geltend gemacht 
haben, will ich vor Zuhörern, die wohl alle von diefen Beröffentlichungen 
Kenntnis genommen haben, nicht nochmals hervorheben. Vielmehr will ich 
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lediglich 1. einige neuere Beobachtungen über die Beziehungen zwiſchen 
Zandwirtichaft und induftrieller Entwidlung ohne Anspruch auf erichöpfende 
Behandlung der Trage Ihnen vorlegen, 2. dann jpeciell die Frage erörtern, 
ob eine Erhöhung der. Getreidezölle mit dem Gejamtinterefje Deutſchlands 
vereinbar, insbeſondere auch zur Gefundung landwirtjchaftlicher Zuftände 
geeignet jei, endlich möchte ich noch 3. auf die internationale Lage und 
beſonders auf unfere Handelspolitifchen Interefjen gegenüber dem amerikaniſchen 
Kontinent Ihre Aufmerkſamkeit lenken. 

M. H.! Wenn wir jehen, daß viele nicht felbft an der Getreide: 
produktion intereffierte Perfönlichkeiten für Getreidezölle eintreten, jo ift bei 
den meiften diefe Sympathie für höhere Agrarſchutzzölle nicht Ergebnis 
ökonomiſcher Forſchung, fondern einer Stimmung. Der Grundzug der 
Stimmung ift, daß die Landwirtichaft für die Nation, auch bei großer 
induftrieller Blüte, unentbehrlich fe. Es ift mehr die fehr begründete 
Überzeugung von Wert und Unentbehrlichkeit einer blühenden Landwirtſchaft, 
als etwa eine ebenfo begründete Erkenntnis von der Gemeinnüßigfeit hoher 
Agrarzölle, welche bewirkt, daß gerade unter der ſtädtiſchen Bevölkerung — 
namentlich der wohlhabenderen Klaſſen — eine Anzahl Anhänger erhöhter 
Getreidezölle fich finden. Die meiften Vertreter dieſer Stimmung find 
eigentlich nur über zwei Dinge fiher: daß eine durchaus großjtädtijche 
Entwidlung nicht wünjchenswert und jehr unbefriedigend fein würde und 
außerdem, daß es bon rechtäwegen den Landwirten beffer gehen müſſe, ala 
heute der Fall ift. 

In wiefern fteht diefe Stimmung nun in Zufammenhang mit höheren 
3öllen? 

Das Streben der neueften deutjchen Zollpofitik ift von einem Grund» 
gedanken beherricht: man wünſcht am Inlandsmarkte lohnende Preiſe. 
Thatjächlih Handelt es fich dabei um nicht? Geringered, ala um eine 
Umtehr von dem Wege, der jeit 1892, ja von dem Wege, der im ganzen 
19. Jahrhundert befchritten worden ijt. 

Wollen wir erportfähig bleiben und erportfähiger werden, — und 
wir wünfchten dies bisher —, jo brauchen wir billige Produktionskoſten. 
Unfer neuer Zolltarif bafiert aber auf dem Grundgedanken, der größte 
Segen ſeien höhere Preije. 

Viele glauben, es ſei möglich, die Zollerhöhungen zu bewilligen 
und dennoch den Erport dank neuen Handelsverträgen aufrecht zu er— 
halten. 

Vorübergehend kann dies möglich fein, mit Raubbau 
an der nationalen Arbeitskraft. Dauernd nie. Am menigiten 


126 Referat von Profefior Dr. Walther Loß. 


bei verteuerter Ernährung. Gerade auf diefe Wirkung zielen aber die 
neuen Agrarzölle ab. 

Ohne auf Beitrebungen zu verzichten, welche den Verkäufern von Vieh, 
Butter, Eiern u. ſ. w. höhere Preife jchaffen jollen, erklären ſeit 1893/94 
die Führer der landwirtfchaftlichen Bewegung es ala jelbjtverftändlich und 
ala unentbehrliche Vorausſetzung für Befferung der landwirtichaftlichen 
Verhältniſſe, daß Höhere Getreidepreife erreicht werden müſſen. 

63 iſt nach der heutigen Gruppierung der Parteien fiher, daß Hohe 
oder überhaupt erhöhte Getreidezölle ohne gleichzeitige Steigerung der Zölle 
auf die anderen landwirtjchaftlichen und auf forftwirtichaftliche Produkte 
nicht durchgejeßt werden können. Noch gemwifjer ift, daß die erhöhten 
Getreidezölle nicht ohne Erfüllung der Wünjche der fchußzöllnerifchen 
Gruppe der Induſtriellen, und zwar der Ffartellierten Induſtrien, ver— 
wirklicht werden. Der Zolltarifentwurf trägt in der That diefem Gedanken 
der gegenfeitigen DVerficherung auf Schußzoll Rechnung. Teureres Getreide 
muß aljo das Streben nach teurerem Fleiſch, Futter, teuren Eiern, teurem 
Obſt und Gemüfe, jedenjall® aber auch nach möglichjt teurem Eijen, 
teurem Leder, teurem Glas, teurem Baumaterial — und dadurch auch 
teuren Wohnungen — zur Folge haben. Die Ermäßigungen im neuen 
Zolltarif 3. B. für Soda, Eiſen für Flußſchiffbau u. ſ. w. und einige andere 
Erleichterungen treten weit zurüd, 1. neben der Aufrechterhaltung beitehender 
bober, durch Kartelle ausgenüßter Induſtriezölle, 2. neben Erhöhungen, die 
teild direkt, teild durch Specialifierung des Tarifs bewirkt find. Den 
industriellen Teil des neuen Tarifs fann man in vielem geradezu als jtaat- 
liche Unterjtügung der Kartellbildung bezeichnen. Hierzu tragen die Getreide- 
zollagrarier, ohne e& zu wollen, durch die Sammlungspolitif bei. 

Wenn wir trogdem die Getreidezölle zunächit einzeln herausgreifen, fo 
geihieht es aus zwei Gründen: Erſtens wird die ganze Politik der 
Sammlung der Hochjchußzöllner zufammenbrechen, wenn die Erhöhung der 
Getreidezölle nicht verwirklicht wird. Es ift aljo bier der Schlüfjel der 
Pofition. 

Zweitens iſt mit ziemlicher Sicherheit auf Grund wiſſenſchaftlicher 
Vorarbeiten die Wirkung erhöhter Getreidezölle auf die arbeitenden Hlafjen 
und die Stellung Deutjchlande am Weltmarkt voraus zu beftimmen, 
während allerdings zugeftanden werden muß, daß über die möglichen 
Wirkungen der übrigen Zollerhöhungen mindeitens fehr geitritten werden fann. 

In einer Verfammlung don Socialpolitifern wird man mit dem 
größten Ernſte es beachten müffen, wenn die politifch einflußreichiten 
Zandwirte — wie es geichieht — erklären: Uns felbjt erfcheint in erfter 
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Linie eine Steigerung der Getreidepreife ald nötig und geeignet, bie 
agrarifchen Zuftände zu befjern. So gut man bei Beratung eines Gejches 
über Roalitiongfreiheit ala Socialpolitifer auf die Anfichten der organifierten 
Arbeiter über Schuß der Arbeitswilligen Rüdficht nehmen follte, fo jehr 
jcheint es naheliegend, in einem Augenblide, in welchem auch viele Kleinere 
Bauern jet als Anhänger erhöhter Getreidezölle auftreten, diefer Stellung- 
nahme der ntereffenten Gewicht beizulegen. 

Und doch würde es höchſt verfehlt und unlogijch fein, folgenden 
häufig verfochtenen Schluß aufzuftellen: Dem Arbeiter fuchen wir volle 
Koalitionsfreiheit zu jchaffen, die er wünjcht: dem Bauern gebühren daher 
nach dem Grundfage: „Leben und leben Laffen“, die höheren Getreidezölle, 
die er wünjcht. 

Die Führer der Landwirte erftreben durch höheren Zollſchutz, deffen 
Motivierung heute genau jo wie beim Antrag Kanitz entwidelt wird, die 
Garantie auskömmlicher Preije für ihre Waren, aljo 1. durch 
Staatseingriff, 2. durch Opfer der Gejamtheit. 

Eine Analogie Hiermit haben nur diejenigen NArbeiterforderungen, 
welche auf jtaatlihe Garantie eines Minimallohnes und gefehliche Er- 
zwingung des Achtjtundentags ausgehen. 

Die Forderung des gejeglichen Minimallohns und des allgemeinen geje- 
lichen Achtitundentags iſt in Europa nirgends bisher gewährt worden. Man 
hat die Erfüllung verfagt, weil man glaubte, daß die Durchführung nicht 
im Intereſſe der Arbeiter jelbjt Liege, weil man ferner zweifelte, ob die 
Konkfurrenziähigfeit der Unternehmer auf dem Weltmarfte nach Durch» 
führung dieſer Staatseingriffe aufrecht zu erhalten ſei. Grit wenn lediglich 
unter der Motivierung, daß die Arbeiter es verlangen und daher erhalten 
müffen, ohne weitere Prüfung ein gejeglicher Minimallohn und achtftündige 
Arbeitszeit gewährt worden wäre, hätten wir einen Präcedenzfall, welcher 
Zwänge — nad dem Grundfaße „Leben und Leben laſſen“ — unbejehen 
die Forderung höherer Agrarzölle zu Eongedieren. 

Man wird möglicherweife einwenden, daß die Beichränfung der Frauen— 
und Kinderarbeit durch die Arbeiterſchutzgeſetzgebung und die deutſche 
Zwangäverficherung Eingriffe zu Gunften der Arbeiter auf Koften der 
Gejfamtheit bedeuteten, die ſich mit der Gewährung höherer Getreidezölle 
an die Landwirte vergleichen ließen. Es wäre jedoch wenig jcharffinnig, 
diefe Analogie verwerten zu wollen. orderungen der Arbeiterfchußgejeh- 
gebung, deren Verwirklichung die Erportinduftrie ruinieren oder nur ernftlich 
gefährden, find bisher in Deutichland nicht verwirklicht — ja nicht einmal 
ernjtlich verteidigt worden. Ja jehr viele, nichts weniger als radikale 
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Forderungen find abgewiefen worden, weil nur von den Unternehmern 
glaubhaft gemacht wurde, daß fie dabei an Konkurrenzfähigkeit etwas ein» 
büßen könnten. Und die deutjche Arbeiterverficherung ift überhaupt nicht 
zum Bergleiche heranzuziehen. Sie entjprang nicht den forderungen der 
Arbeiterbewegung; fie wurde im MWiderfpruch zur Arbeiterbewegung durch- 
geführt, während bei der eben gejchilderten Argumentation zu Gunften der 
Agrarzölle ja gerade das Hauptgewicht darauf gelegt wird, daß die Bauern 
jelbft die Maßregel verlangen. 

Sieht man fich nach der fonftigen Motivierung der Umkehr in unferer 
Zollpolitif um, jo weit fie bisher befannt geworden ift, jo fünnte man 
meinen, wir Deutjche wären die größten Gemütsmenjchen der Welt. 

Es überwiegen weitaus die Gefühlsargumente, und es fehlt ganz 
merkwürdig an Klaren, verjtandesmäßigen ökonomischen Beweifen. 

Da begegnet ung zunächſt das nationalpolitifche Argument. 
Eine pofitive Politik mit einer jchaffensfreudigen Reichstagamehrheit ſei 
ohne Unterftühung der Yandwirte nicht zu treiben. Die Landwirte aber 
würden ohne höhere Getreidezölle verzweifeln müffen, infolgedeifen auch ohne 
Schußzoll außer ftande fein, Marine- und Militärausgaben zu bewilligen. 
68 iſt die Formel: „SKHein Kanitz, feine Kähne“, in einen Lehrſatz gebracht. 

So ſchwer und unangenehm es für eine Regierung fein mag, eine im 
Intereſſe des Ganzen für notwendig erachtete Wirtichaftspolitil gegen den 
MWiderftand national gefinnter und patriotifcher Männer durchzuführen, jo 
ift doch eine ſolche Führung der Reichögeichäfte unendlich viel leichter, ver— 
glichen mit dem anderen Fall, daß zwar Militär- und Marineausgaben 
bewilligt find, eine Wirtjchaftspolitit und Socialpolitif aber dafür auf- 
genötigt wird, bei der die Steuerfähigkeit des Volkes zurüdgeht, die Aus— 
wanderung und vielleicht auch die Sterblichkeit zunimmt, bei jtaatlich ver— 
urjachter Teuerung fortwährende Streitigkeiten zwijchen den privaten Unter: 
nehmern und ihren Arbeitern drohen, endlich Unzufriedenheit der jtaatlichen 
und fommunalen Beamten in Ausficht jteht. 

Und wie fehr würde vollends das Anjehen der verantwortlichen 
Staatsmänner einbüßen, wenn angefichts einer Abſatzſtockung, einer z0ll- 
politijchen BVerfeindung mit dem Auslande, endlich einer ftarken Steigerung 
der Lebensmittelpreife bei Mißernten die Macht der Dinge zum Wieder- 
abbau des jest geplanten Zolltarifs zwingen würde! 

Wer fih an die getreidezollfeindliche Strömung von 1891 erinnert, 
angefichts deren Graf Kanitz für zeitweilige Suspenfion des Fünfmarkzolls, 
Herr dv. Manteuffel für einen dauernden niedrigeren Dreieinhalbmarkzoll 
eintrat und angefichts deren das Gentrum und ein großer Teil der 
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Nationalliberalen und Konfervativen die Zölle von 1887 abbauen halfen, 
wird — jofern man aus der Gejchichte überhaupt lernen will — vielleicht 
einiges für die Zukunft entnehmen können. 

Ein anderes nichtöfonomifches Argument lautet: Die landwirtichaft- 
liche Beichäftigung, befonder8 aber der Befit der eigenen Scholle biete für 
die Volfsentwidlung, für die Entfaltung von zahlreichen trefflichen Eigen» 
ichaften des Körper und der Seele jo ausgezeichnete VBorausjegungen, daß 
jede Gefahr des Rückgangs der Landwirtichaft auch unter Opfern ber 
Gejamtheit abgewendet werden müſſe. Deshalb ſei ein höherer Getreidezoli 
und eine Erhöhung der Viehzölle erforderlih. Gerade die Wertſchätzung 
der landwirtjchaftlichen Bevölkerung in dieſer Hinficht ift für fehr viele 
Politiker und Nichtpolitiker — wenn ich richtig empfinde — außjchlag- 
gebend Hinfichtlich ihrer Stellungnahme zu dem Problem: AInduftrieftaat 
und Agrarftaat, erportfreundliche und freiheitliche oder hochſchutzzöllneriſche 
Politik, 

IH kann über dies Argument Hier jehr raſch weggehen. Nicht 
deshalb, weil ich die förperlichen oder ſeeliſchen Wirkungen des Landlebens 
gering ſchätzte. Im Gegenteil, ich ſtimme von vollftem Innern allen 
Darlegungen über Notwendigkeit und Unentbehrlichkeit des Bauernjtandes, 
ja auch in bejtimmten Fällen des landwirtjchaftlichen Großbetriebes zu: 
Aber es Handelt ich bei dieſen Argumenten für Agrarzölle um eine 
petitio prineipii, der ich nicht zuftimmen kann. Die ökonomiſch ausfchlag- 
gebende Trage, ob bei Deutjchlands heutigem Zuftande ohne erhöhte Agrar: 
zölle die Landwirtjchaft zu Grunde gehen muß, ferner ob erhöhte Agrarzölle 
haltbar und zur dauernden Förderung der arbeitenden Landwirte in heutiger 
Zeit möglich und geeignet find, wird nicht im mindejten Elar gelegt durch 
afademifche Betrachtungen über die nüßlichen körperlichen und feelifchen 
Wirkungen des Aderbaues an ſich. 

Getreidezölle müffen als ein geeignetes Mittel zur Wörderung der 
Zandwirtichaft und ala vereinbar mit dem heutigen Gejamtintereffe der 
Nation erwiefen werden. Gelingt diefer ökonomiſche Beweis nicht, dann 
zerfallen alle Folgerungen, die zu Gunjten der Getreidezölle vom Standpunft 
der Gefühle gezogen werden, als unlogiſch, und nichts Schlüffiges bleibt übrig. 

Ehe die Kernfrage num beantwortet wird, ob volfswirtichaftlich die 
Erhöhung der Agrarzölle im Heutigen Stadium ein geeignetes und 
mögliches Mittel zur Förderung der Landwirtjchaft jet, bleibt doch nod) 
ein anderes, nicht rein ökonomiſches, aber meines Erachtens jehr wichtiges 
jocialpolitifches Argument gegen die Induftrieftaatsentwidlung zu erörtern. 


Das Bedenken, welches ich meine, lautet: Führt nicht die induftrielle 
Schriften XCVIII. — Berhandlungen 1901. 9 
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Entwicklung jhließlich zu einer ungefunden Konzentration der Bevölkerung 
in wenigen großen Riefenftädten? Wächft nicht fchließlich ein überreiztes, 
nervöſes, frühreifes, aber jchwächliches Gejchleht heran, eine unruhige 
proletarifche Bevölkerung? Gerade Leute, die in Großjtädten ſelbſt Leben, 
pflegen die Bedenken zu äußern. 

Hier it auf einige Verwechälungen und Irrtümer, die insbejondere 
bei geichichtlichen populären Berallgemeinerungen begegnen, hinzuweiſen. 
Zu diejen Irrtümern rechne ich insbejondere den Hinweis auf Athen und 
Rom u. ſ. w. Dr. 2% M. Hartmann bat fi kürzlich in der „Nation“ 
der verdienjtlichen Thätigkeit unterzogen, den großen Unterfchied zwischen 
dem von öffentlichen Spenden ernährten proletariichen Pöbel des antiken 
Rom und der produftiven Arbeiterbevölferung unferer Induftrieftädte der 
Gegenwart mit Entjchiedenheit Elarzulegen. 

Außerdem iſt es aber voreilig, für die Gegenwart das Zuſammen— 
drängen der gejfamten Bevölkerung in wenige riefige Städte ala die einzig 
mögliche Lebensform einer überwiegend induftriellen Bevölkerung anzujehen. 

Zunächſt it ja bekannt, daß bis jet nach unjeren Berufszählungen 
die Ynduftriebevölkerung Deutjchlande am meijten in den mittleren und 
fleinen Orten, nur zu Vs dagegen in den größten Städten mit 
über 100 000 Einwohnern zu finden ift!. Sch gebe aber zu, daß fich 
die ändern fann und daß für manche, mern auch nicht alle Zweige der 
industriellen und kaufmännischen Thätigkeit die Konzentration an einigen 
volfreichen Mittelpunften jo viel Vorzüge bietet, daß es unmirtichaftlich 
wäre, bei diejen Gejchäftszweigen dem entgegenzumirfen. 

AUrbeitsgelegenheit in großen Städten braucht aber bei unferen 
modernen Verkehrsmitteln keineswegs notwendig Wohnungsfonzen- 
tration in den Geichäftspläßen zu bedeuten. 

Eines der großen Probleme, die unbedingt der Löſung harren, wenn 
bewiejen werden jollte, daß wir dem Schidjal als Induſtrieſtaat nicht 
entrinnen können, Heißt: decentralifierte Wohngelegenheit mit Ausnüßung 
der modernen Verkehrsmittel. 

Mie um die belgischen Jnduftriecentren herum vielfach auf Ländlichen 
Parzellen die Arbeiterbevölferung wohnt, jo ließe fich bei Herftellung von 
Perjonene und Trachttarifen, welche den Umfreis von 30 und mehr 





ı Nah Bd. 111 der Statiftit des Deutichen Reichs, Neue Folge, ©. 48, ent— 
fielen 1895 von 1000 Grmwerbäthätigen der Gruppe B (Gewerbe und Bergbau) auf 
Städte mit 100000 und mehr Einwohnern 194,1, auf Städte mit 20000 bis 100000 
Einwohnern 146,0, auf Städte mit 5000 bis 20000 Einwohnern 196,5, auf Stäbte 
mit 2000 bis 5000 Einwohnern 152,4, auf Gemeinden unter 2000 Einwohnern 310,7. 
Die induftrielle Großftadtbevölferung hat ſich aber 1595 gegen 1882 jehr vergrößert. 
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Kilometern der Verkehrsmittelpunkte zum gleichen billigen Satze wie die 
erjten Kilometer bedienen, und bei entjprechender Grundeigentumsreform 
eine janitär und jocial befriedigendere Neuanfiedlung der für die Arbeitszeit 
nach den Großjtädten zujammenjtrömenden Bevölkerung jehr wohl in die 
Wege leiten. Gerade den Staatsbahnen bietet fich hier noch eine focial- 
politifche Aufgabe, zu deren Löſung der Heutige Vorortsverkehr erft die 
bejcheidenen Anfänge bedeutet. Statt fchlecht ventierender, Getreide ver« 
faufender Fideifommißgüter in der Nähe der Großitadt würden uns mit 
grünem Laub umrankte Arbeiterhäuschen inmitten eines Gemüfe- und 
Dbitgärtchens, vielleiht mit einem Stüdchen Sartoffelland verbunden, 
begegnen, wenn die Eijenbahnen die jtädtiiche Grundrente in Weiterbildung 
des Vorortverkehrs unter Ausgleihung der Entfernung bis auf 30, ja 
100 km, energijch befämpfen würden. 

Weit entfernt, die nichtölonomischen Bedenken gegen die Induſtrieſtaats— 
entwicklung gering zu ſchätzen, kommen wir demnach zu folgendem Ergebnis: 

Wenn die Entwidlung zum übenviegenden Induftrieftaat auf natür= 
lichen Grundlagen beruht, dann liegt eine Gefahr für die Nation vor, ſofern 
nicht die Ernährung, Wohnungsweife, Erziehung, Gefittung der induftriellen 
Arbeiterbevölferung die denkbar befte it. Wenn anders die Induſtrie— 
ftaatsentwidlung nicht aufgehalten werden kann, jo beiteht die Löſung des 
Zukunftsproblems keineswegs darin, daß wir lamentieren, es ſei vieles 
anders geworden wie im der guten alten Zeit, jondern daß wir uns ent— 
Iprechend den neuen Anforderungen und unter Vermeidung der klar erfannten 
Gefahren jo verftändig wie möglich im unferer Kulturpflege, Verwaltung, 
Mohnungspolitif, VBolksernährung, Armeeorganijation, Steuer: und Verkehrs— 
politit der Veränderung anpajjen. 

Den Beweis, daß wir in fjolcher Umformung, die fich naturgemäß erft 
allmählich anbahnt, mitten drin find, daß die Hauptfteuerlaft von der länd— 
lihen zur ftädtifchen Bevölkerung Hinübergeglitten ift, daß ein Rückgang 
unſeres Exports einen Rüdgang der Steuerfähigkeit und damit der Finanzen 
und der deutichen Großmachtitellung zur Folge haben muß: diefen Beweis 
brauche ich vor Kennern der deutjchen Finanz und Volkswirtſchaft nicht 
zu führen. 

Aber auf ein bisher weniger ald die Steuerverteilung und Berufögliede- 
rung beachtetes Symptom der Jnduftrialifierung Deutſchlands möchte ich aller- 
dings hinmweijen: dies ift die Anpaſſung der deutichen Landwirt— 
ſchaft an die überwiegend induftrielle Entwidlung, die 
Verſchiebung des Schwergewichts von den Einnahmen aus 


Getreidebau auf andere Einnahmequellen. 
9* 
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Gerade heute, wo behauptet wird, nur mit Erhöhung der Getreidezölle 
ſei der Fortbeitand der deutjchen Landiwirtfchaft zu garantieren, wird zu— 
nächſt meine Behauptung manchem parador erfcheinen. 

Zur Beweisführung wäre es mir lieber, wenn ich ganz darauf ver— 
zichten könnte, die Schägung der Reichskanzler Graf Gaprivi und Fürſt 
Hohenlohe zu verwerten. Dieſe Schäßung nimmt an, daß Betriebe unter 
5 ha wenigiten® aus Erhöhung der Preife des Brotgetreides, weil fie zu 
wenig zu verkaufen haben, feinen Nußen ziehen. Es wird dann gejchägt, 
daß höchſtens */s bis ®ıo der Landbwirtjchaftsbetriebe am Verkauf von Brot» 
getreide intereffiert feien. Diefer Schäßung wird dur Dr. Dades Be- 
rechnungen in den Nachrichten des deutjchen Landwirtſchaftsrats Widerjpruch 
entgegengejegt. Es wäre mir unendlich viel Lieber, jtatt der Schäßungen 
auf Grundlage der Betriebsſtatiſtik und der entgegengejegten Aufftellungen 
von Getreidezollanhängern eine Reichsenquete beſter Technik ver- 
werten zu fönnen. Es ift für einen wiflenfchaftlichen Vertreter der Handels— 
politif allerdingg äußerft deprimierend, daß nicht einmal bei einem 
folchen Wendepuntt der deutfchen Entwidlung, wie heute, die anerkannt befte 
Technik der Aufhellung dfonomifcher Fragen, die öffentliche Enquete mit 
fontradiktorifchem Verfahren, der Anwendung würdig befunden worden ift. 

Trotzdem fann die von mir aufgejtellte Behauptung jo belegt werben, 
daß gerade die Anhänger erhöhter Getreidezölle die Richtigkeit anerkennen 
müffen. 

Der Deutſche Landwirtſchaftsrat iſt jeit einigen Jahren jo 
eifrig, als nur irgend denkbar, bemüht, Beweife für die Notwendigfeit 
höherer Getreidezölle beizubringen. Er hat in 1524 Landwirtichaftsbetrieben 
Deutjchlande mit 207 443,51 ha Erhebungen vorgenommen. Es ift dieg 
eine Gejamtfläche, größer ala das ganze Herzogtum Sachſen-Koburg-Gotha 
(195 800 ha). Aus den Einzelheiten ift erfichtlich, daß es fich keinesfalls 
um eine getreidezollfeindliche, im freihändlerifchen Sinne tendenziöfe Erhebung 
handelt. Die heutigen Leiter des Deutjchen Landwirtſchaftsrats find über folchen 
Verdacht der Getreidezollfeindlichkeit durchaus erhaben. Ob die Eleinften 
Betriebe im Verhältnis zu ihrer Häufigkeit genügend berüdfichtigt wurden und 
ob die Fiktion, daß die feitgeftellten Ergebniffe typifch jeien, zutrifft, kann 
bier leider nicht eingehend erörtert werden. Was ergiebt fich aber, wenn man 
die Erhebungen einmal entiprechend der Annahme des Landwirtichaftsrats 
ohne weiteres als zutreffend und typiich annimmt? Bon den Ergebnifjen 
ift am meiften bejprochen, daß die durchjchnittliche Rente der 1524 Betriebe 
nur 2,1 % betrage. Genauer ift zu jagen, daß ein Reinertrag von 
6201599 ME. berechnet wurde, von dem 2427199 ME. für eine 5 Poige 
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Berzinfung des beweglichen Betriebafapitala (auf 48 543 983 ME. berechnet), 
fowie 2571094 ME. für eine 3 Yoige VBerzinfung des Gebäubelapitals (auf 
85 708148 ME. berechnet) abgezogen wurden. 

Da dann nur 1203306 ME. übrig bleiben, der Wert der Grundftüde 
ausjchlieklich der Gebäude aber auf 167209 843 Mi. (806 Mi. pro Hektar) 
gejchäßt wurde, jo käme dann, wenn die Schäßung des Reinertragd von Mängeln 
frei fein follte, eine reine Grundrente von durchfchnittlich nur 0,7 %/o, aljo 
ein Deficit bei allen einigermaßen mit Schuldzinfen belafteten Betrieben 
heraus. ch laſſe Hier umerörtert, ob die fchwierige Aufgabe der Schäßung 
des Werts der eigenen Wohnung und des Verbrauchs jelbfterzeugter Produkte 
im Haushalte des Befiters, jowie die Aufgabe der Koftenberechnung völlig 
zutreffend gelöft ift, was fich bezweifeln Täßt. 

Zur Aufbefferung der Grundrente werden jedenfall vom Landwirt— 
ſchaftsrat höhere Lebensmittelpreife, und zur Herbeiführung derjelben namente 
{ih höhere und zwar nahezu verdoppelte Getreidezölle verlangt. 

Prüfen wir jedoch dad von den Schußzollintereffenten jelbft befchaffte 
Material näher, jo zeigt fich, daR es keineswegs zur Motivierung erhöhter 
Getreidezölle brauchbar if. Das Material beweift vielmehr, daß durch- 
fchnittlich der Schwerpunft der ala typifch erklärten 1524 Betriebe nicht 
im Produzieren von Getreide zum Verkauf ruht. 

Die Bruttoveinnahmen der vom Landwirtichaftsrat unterfuchten 1524 
Betriebe betrugen 34063 772 Marl. Da e8 fih um durchichnittlich mehr 
ala 20 000 ME. Bruttoeinnahmen pro Betrieb Handelt, jo ift jchon Hieraus 
erfichtlich, daß die großen Betriebe bei der Erhebung recht reichlich berüd- 
fichtigt worden find. 

Bon den Bruttoeinnahmen lieferten im Durchſchnitt Deutichlands Ge- 
treide 26,4 %/o — 8984991 ME., jonjtige Adererträgniffe, insbefondere 
Zuderrüben und Kartoffeln 16,3 /o = 5557 717 ME., Tiere und tierijche 
Erzeugniffe 40,6 Yo = 13826515 Mi., ferner landwirtfchaftliche Neben» 
gewerbe 8,9 %/o = 3043 762 ME., Waldbau 1,1 %/o — 366 246 ME., Wein» 
bau 0,4 %/o = 125805 Mk., fonjtige Einnahmequellen 6,3 %/o = 2158 736 
Mt.; Summa 100 io = 34063 772 Mt. 

Biel ſchärfer als im Durchſchnitt Deutfchlands tritt die Ericheinung, 
welche hier zu erörtern ift, gerade bei den 48 vom Landwirtjchaitsrat im 
rechtsrheinischen Bayern unterjuchten Betrieben (mit insgeſamt 3788,46 ha) 
hervor. Die Betrachtung des rechtörheinifchen Bayerns ift um fo not» 
wendiger, als hier gegenwärtig die Bewegung für höhere Getreidezölle wohl 
am leidenjchaftlichiten auftritt. ferner hat allerdings gerade im rechts— 
rheinifchen Bayern früher einmal die Getreideproduftion als Hauptquelle 
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des Mohljtandes gegolten. In Bayern wurde 1828 bei Veranlagung der 
Grundſteuer überhaupt nur der bei der Dreifelderwirtichaft erzielbare Kornertrag 
veranlagt. Wiejen- und Waldertrag wurde in Korn umgerechnet. Der 
Biehbeitand erſchien ala Zubehör, ala notwendig zur Getreideproduftion, im 
übrigen jo wenig ala Symptom des Reichtums und Haupteinnahmequelle, 
daß man, genau wie anderwärts, auch in Bayern dieſen Bermögensteil bei 
der Einſchätzung der bäuerlichen Steuerfähigkeit damals ignorierte. 

Gegenwärtig find nach den Erhebungen des Landwirtichaftgrats im 
rechtärheinifchen Bayern dem Getreideverfauf in den typifchen Betrieben nur 
15,5 /o der Bruttoeinnahmen verdankt gegen 38,6 %o, die die Tiere und 
tierischen Produkte bringen, woneben 25,2 %o aus landwirtichaftlichen Neben- 
erwerben (Brennerei u. j. mw.) noch eine Hauptrolle jpielen. Die bayerischen 
Getreidepreije gehören, nebenbei gejagt, zu den Höchiten der Welt. 

Don indgefamt 824407 Mi. Bruttoeinnahmen Liefert hier das Ge— 
treide aller Art 127491 Mi. Gelingt es durch zollpolitiiche Maßnahmen die 
Getreidepreife um ein Drittel des bisherigen Standes zu fteigern, was eine 
enorme Belaftung des Volkes bedeutete, jo wäre allenfalls eine Einnahme 
von 170000 ftatt 127491 ME. aus Getreide zu erwarten. Beiläufig jet 
bemerkt, daß eine Erhöhung des Münchner Getreidepreifes von Mitte Sep- 
tember 1901 um ein Drittel MWeizenpreife von 243, Roggenpreife von 
205 Mi. pro Tonne bedeuten würde. Dafür ftände ficher ein Rüdgang 
des Abſatzes von Erzeugniffen der Biehhaltung in Ausficht, alfo der Ein- 
nahmequellen, die bisher allein zufammen 318454 ME. einbradhten. 

In den unterfuchten Betrieben des rechtörheinifchen Bayerns ift der 
Anteil des Getreideerlöjese an den Gefamteinnahmen befonders gering. 
Ammerhin bleibt auch in aahlreichen anderen Zeilen Deutfchlands der Ge— 
treideerlös Hinter dem Durchichnittsjag don 26,4 %o der Bruttoeinnahmen 
zurüd, nämlich in den preußischen Provinzen Weftpreußen (23,5), Branden— 
burg (25,4), Schleswig. Holftein (21,1), Weftialen (22,5), Hannover (21,0), 
Rheinland (20,4), jowie im Regierungsbezirt Wiesbaden; ferner außerhalb 
Preußens überall ſüdlich des Main außer in Heflen und Hohenzollern; 
außerdem in Oldenburg, Braunfchweig und Lippe, Sachjen- Meiningen, 
Reuß, in Hamburg und Bremen, Eljaß-Lothringen und der Pfalz. Die 
Gebiete, in welchen die Einnahmen aus Getreide für die Wirtfchaft die 
größte Rolle jpielen, find nach den Erhebungen des Landwirtſchaftsrats 
vor allem die Latifundiengebiete des oftelbijchen Preußen und Medlenburgs, 
demnächjt einige Fleinjtaatliche Gebiete mit bejonder guten Getreideböden. 

Innerhalb der Gebiete, die aus Getreideverfauf weniger ala 26,4 %/o 
der Bruttoeinnahmen ziehen, find zwei Gruppen zu jcheiden: diejenigen, 
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welche aus Vieh und tierifchen Produkten bejonders große Einnahmen er- 
zielen, jo Oldenburg mit 63,5, Württemberg mit 55,8, Schleswig-Holftein 
mit 64,3, Hannover, Weftfalen, Rheinland, Heffen-Naffau mit 45,8 bis 
58,7 0/0 der Einnahmen; andererfeits die Gegenden hochentwidelten Hadfrucht- 
baud, vor allem die Zuderrübendiftrifte. 

Es ift angeficht? des Umftandes, daß etwa zwei Drittel der preußifchen 
Haushaltungsvorftände und Einzeliteuernden nur bis 900 ME. Einfommen 
haben, ferner angefichts der Unterfuchungen von Mombert über Haushaltungs« 
budgets beſſer und jchlechter bezahlter Arbeiter Har, daß Erhöhung der Ges 
treidezölle verringerte Kaufkraft der Maffen für diejenigen Artikel zur Folge 
haben muß, aus denen gerade nach den Erhebungen de 
getreidezollfreundlihen Landwirtichaftsrats die Land» 
wirte heute die Haupteinnahmen beziehen. 

ch erwarte einen Einwand. Allerdings liefere heute der Getreideverkauf 
nicht mehr die Haupteinnahmen der Iandwirtichaftlichen Betriebe. Das fei 
aber fein Wunder, wenn Getreide nicht rentiere und der Getreidebau ala 
unlohnend aufgegeben werden müſſe und immer mehr Getreidebauern zur 
Viehwirtſchaft übergingen. 

Zur Widerlegung dieſes Einwands haben wir glücklicherweiſe eine — 
wirtſchaftliche Statiſtik. Es kann, wenn man die geſamte mit Winter- und 
Sommergetreide aller Art beftellte Fläche 1890 und 1900 vergleicht, auch 
nicht mit einer Spur von Berechtigung von Einſchränkung des Getreide- 
baues geiprochen werden. Speciell der Anbau von Weizen und Roggen 
hat 1900 gegen 1890 beträchtlich zugenommen. Es wird jogar noch immer 
Roggen in gewiflen Fällen gebaut, in denen man viel befjer thäte, auf— 
zuforſten. 

Nicht durch Zurückdrängung des Getreidebaues, ſondern infolge fort— 
währender Zunahme der zahlungsfähigen Nachfrage nach Fleiſch, Milch, Butter 
und Käſe, welche die Induſtrieſtaatsentwicklung brachte, iſt der Umſtand zu 
erklären, daß die Tiere und tieriſchen Produkte mehr Bruttoeinnahmen?als der 
Getreideverfauf liefern. Und weit entfernt, daß eine nationale Überproduftion 
in Tieren bei niedrigen Getreidepreifen eingetreten wäre, produziert zur Zeit 
die deutiche Landwirtichaft von allen Vieharten außer Schafen noch nicht 
ernmal fo viel, als Deutjchland konſumiert. Allerdings wäre nun die tierische 
Produktion Deutichlands noch ſtark fteigerungsfähig. Nicht aber bloß die 
Produktion, jondern auch der Verbrauch. Diefer Verbrauch an tieriichen 
Produkten und Tieren, dem jpeciell die bäuerliche Zandwirtichaft die Haupt— 
einnahmen vielfach verdankt, ift aber der Gefahr des Niedergang aus— 
gefeßt, wenn die induftrielle Blüte verfällt oder auch fchon dann, wenn 
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die ärmeren Klaffen, welche die zahlreicheren find, mehr für Brot und 
Mehl aufgeben müffen. Es handelt fich bei Fleisch, Mitch, Butter u. f. w. 
endlich um einen Verbrauch, der bei fteigendem Preife diefer Nahrungsmittel 
in den geringeren Sorten ſoſort fich mindert. 

In einer Hinficht offenbart fich allerdings auch in der politijchen 
Agrarbewegung die Erkenntnis, daß inabejondere für die Bauern die Ein- 
nahmen aus Getreideverfauf durchjchnittlich nicht das Wichtigite find. Die 
Getreidezollanhänger vertreten den Tüdenlofen Zolltarif, fie fordern 
Zölle und Zollerhöhungen auf alle landwirtichaftlichen Artikel, insbeſondere 
auch Feſtlegung diefer fonftigen Zölle auf Vieh, Fleiſch und Obſt u. ſ. w. 
durch Minimaltarif, 

Es iſt dies jedoch nur ſymptomatiſch, nicht Hingegen praftifch be= 
deutfjam. Wenn man einer Familie, die höchſtens 2— 21/4 ME. täglich für 
Nahrung ausgeben kann, ftatt 50 Pf. nur einige Pfennige mehr täglich für 
Brot abnimmt, fo fann man nicht denjelben Leuten noch höhere Preife für 
alle übrigen Verbrauchgartifel ohne Rüdgang ihres Verbrauchs aufzwingen. 
Wenn die Tajchen einmal Leer find, lann man auch mit Aufrechterhaltung 
höchſter Preife nicht noch etwas aus Ieeren Tafchen herausziehen. 

Daß aber höhere Getreidepreife ohne Brotpreiserhöhung nur mit Ruin 
der Eleineren Bäder und Müller möglich find und daß vollends höhere 
Getreidepreife für den Landwirt ohne PVerteuerung des Getreide für den 
Konjumenten — abgejehen vielleicht von Konfumvereinen — nicht zu er- 
reichen find, ift in diefem fachverjtändigen Kreiſe nicht erft nötig, zu er- 
drtern. Die Landwirte, welche mit Umgehung des angefeindeten Zwiſchen— 
bandels, 3. B. direft an den Militärfisfus liefern, verkaufen übrigens 
nicht einen Pfennig billiger als die Händler. 

Überblickt man die Entjtehung der Bewegung, der wir den gegenwärtigen 
Solltarifentwurf verdanken, jo waren die Entjtehungsgründe 1. die durch 
andere Urjachen als Caprivis Handelöverträge verurfachte ſchwierige Lage 
und dementfprechende Unzufriedenheit vieler Landwirte, bejonder 1893/94, 
2. der Glaube der politijchen Führer der landwirtfchaftlichen Bewegung, 
daß in erjter Linie durch Steigerung der Produftenpreife die Lage der Land» 
wirtichaft zu beffern ſei. 

Gegenüber diefen Strömungen war die Induſtrie nicht einig. Ein 
Zeil der Induſtriellen, nämlich diejenigen, welche nicht fartelliert find, war 
thatjächlich Freihändlerifch intereffiert, ging aber zweds Bekämpfung der 
Arbeiterbewegung 3. B. in Sachſen troßdem gerne mit den Agrariern. Ein 
anderer Zeil, die fartellierte Jnduftrie, war auf die Praxis eingeübt, dank 
dem Zollihug am Inland Ertrapreife zu verdienen, daneben mit oder ohne 
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Ausfuhrvergätung niedrigere Preife am Weltmarkte mitzunehmen. Man 
fann im allgemeinen nicht jagen, daß die Arbeiter der durch Kartelle den 
Zollſchutz ausbeutenden Unternehmungen jchlechter geftellt jeien, als die der 
natürlich erportfähigen Gewerbe. Im Gegenteil, in den fächfiichen und 
thüringifchen Erportinduftrien herrſchen entiprechend dem hausinduftriellen 
Urfprung vieler Gewerbözweige und entjprechend der erbitterten Konkurrenz 
Heiner, vielfach ſtark mit Kredit arbeitender Fabrikanten ſtellenweiſe un— 
günftigere Arbeitsbedingungen, als in Sartellinduftrien. Allerdings ijt es 
in vielen der durch Schußzölle wirklich bereicherten und außerdem bei 
Staatsbeſtellungen reichlich bezahlten Betriebe ungleich viel leichter, aus— 
fömmliche Arbeitsbedingungen zu gewähren, als in den vorwiegend für den 
Erport arbeitenden Unternehmungen. Die fartellierten Schußzöllner empfangen 
Zufchüffe von der Gefamtheit, von denen fie um jo eher etwas für die Ar- 
beiter verausgaben können, als bei den betreffenden Induſtrien der Kapital- 
faftor oft jo jehr überwiegt, daß die Speſen für Löhne überhaupt nur ein 
Nebenpoften find. Teuerungszulagen bei fteigendem Lebensmittelpreis ſpielen 
bei Hochofenwerfen 3. B. eine geringe Rolle, während die freihändlerifch 
intereffierte Spielwareninduftrie, Korbinduftrie u. ſ. w. fie oft nicht er- 
Ichwingen könnte. 

Ein Zufammenarbeiten der freihändlerifch intereffierten Arbeitgeber mit 
ihren Arbeitern in Sachen der Politik kam außerdem aber in jo entfchieden 
am Grport intereffierten Gegenden wie dem Königreich) Sachjen infolge 
gegenfeitiger, Teineswegs bloß aus Lohnkämpfen herrührender Verbitterung, 
zu der auch die befitenden Klaſſen manche Urfache gaben, bisher nicht zu ſtande. 

Der freihändlerifch interejfierte Teil der Induftrie trat zurüd an Macht 
hinter dem Einfluffe derjenigen Großinduftriellen, für die der Zollſchutz nicht 
mehr ein Erziehungsmittel, jondern ein dauerndes Bereicherungsmittel ge- 
worden war. 

Wenn neue Handelöverträge zu ftande fommen jollten, jo war zu er— 
warten, daß man leidliche Bedingungen befommen würde, wenn ungefähr 
der bisherige Stand der Agrarzölle konferviert wurde, im übrigen Herab— 
feßungen deutjcher Induftriezölle angeboten worden wären. Dem kam bie 
ſchutzzöllneriſche Gruppe der Anduftriellen dur die Sammlungspolitik, 
durch das Bündnis aller Leute, die hohe Zölle aufrecht erhalten und höhere 
Zölle erlangen wollen, zuvor. 

Die Erkenntnis, daß wir troß alledem langfriftige Tarifverträge haben 
müſſen, ift fo verbreitet, daß viele Leute meinen: ein Zolltarif mit recht 
hohen Sätzen zum Abhandeln fei gar fein Übel. Im Gegenteil, es fei dies 
der befte Ausgangspunkt für günftige neue Handelöverträge. Es wird ſogar 
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berichtet, daß manche Industrielle im wirtichaftlichen Ausſchuſſe nur dadurch 
für höhere Getreidezölle fich beftimmen ließen, weil von den damals einfluß- 
reichiten Staatsmännern erklärt wurde: ohne höhere Agrarzölle gebe es 
feine neuen Handelsverträge. 

Hierauf ijt dreierlei zu erwidern. Erſtens wer von Anfang die Zoll— 
agitation der Agrarier unterftüßt bat, indem er für mäßige oder unmäßige 
Erhöhung der Getreidezölle einzutreten fich verpflichtete, ſoll nicht glauben, 
daß die Führer der Agrarbewegung es mit Engelögeduld hinnehmen werben, 
wenn die höheren Agrarzölle als Verhandlungsobjekt benußt werden und 
nur dazu dienen, der Anduftrie den Vorſpann für günftige neue Verträge 
zu liefern. 

Zweitens find wir 1879 durch einen hohen autonomen Tarif ganz und 
gar nicht zu langfriftigen Tarifverträgen mit den Nachbarftaaten gekommen. 
Ich habe verfucht, im erften Kapitel meiner handeläpolitifchen Darftellung 
(in Bd. 92 d. Schr. d. DB. f. Socialpolitif) nachzuweifen, daß nur eine 
außergewöhnliche nie wiederkehrende Konftellation 1879—1891 es Deutjch- 
land ermöglicht hat, bei Erhöhung der eigenen Zölle feinen Erport zu 
erhalten und zu ſteigern. 

Drittens find wir als ein Volk, von deffen Gefamthandel der aus— 
wärtige Verkehr eine beſonders große Duote ausmacht, höchſt wahricheinlich 
nicht bejonders flug geweſen, das Princip zuerft zu vertreten und zur Nach« 
ahmung vorzuführen, daß neue Tarifverträge von einem Hochſchutzzolltarif 
aus zu vereinbaren feier. Schon rüftet ſich Öfterreich-Ungarn, unfer Bei- 
ipiel durch Ausarbeitung eines noch mehr jchußzöllneriichen Tarifs zu über- 
trumpfen, Italien fcheint allerdings vorläufig mehr Mäßigung zu bee 
wahren. 

Deutſchlands Fortjchritte unter Caprivis Verträgen wurden allgemein 
bewundert. Wenn wir erklärt hätten: dieſe Fyortichritte veranlaffen uns im 
eigenen Intereſſe, von der Schubzollitrömung ung abzuwenden, jo ift fein 
Grund abzujehen, weshalb wir dann mehr Derwidlungen al® bei dem 
jegigen Vorgehen zu fürchten gehabt Hätten. Unſer jetziges Vorgehen birgt 
aber noch eine beiondere Gefahr. In dem Zolltarifentwurt find eine An— 
zahl Pofitionen geradezu zum Abhandeln eingejett. Das größte Unglüd 
wäre, wenn dieſe Robjtoffbelaftungen u. ſ. w. nicht durch Verträge reduziert 
würden. Wie ftehen wir nun da, wenn Verträge, in welchen die für unjer 
Intereſſe ſchädlichen Zölle herabgefegt und bejeitigt werden, nicht zu ſtande 
. kommen, und wir autonom die Erhöhungen bejeitigen müffen, die wir ala 
Kompenfationsobjeft gar zu gen verwertet hätten? 
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Wenn wir das offene Geheimnis aller Handelsvertragsverhandlungen 
ausfprechen, jo ift es ja nur diefes, daß jchliehlich jedes Volt nur dann 
auch im Austauſch gegen ausländifche Zollherabjegungen feine Zölle er- 
mäßigt, wenn es jelbjt vom Nußen oder der Unjchädlichkeit der Ermäßigung 
der eigenen Zölle überzeugt ift. 

Nicht weil jonft keine Handelöverträge zu ftande kommen, jondern weil 
wir uns ſelbſt durch erhöhte Agrarzölle jchädigen, trete ich gegen die— 
jelben ein. 

Ich geitehe aber, daß dann fonfequenterweife auch Herabjegungen zahl» 
reicher Snduftriezölle gefordert und gewährt werden müffen. 

Im Augenblid fcheint diefer Standpunkt wenig Ausficht zu haben. 
Man jpricht davon, daß alles vorbereitet jei, durch politifche Majoritäten 
höhere Agrarzölle und hohe Induſtriezölle bewilligt zu befommen. Indes 
glaube ich durch meine gefchichtliche Darftellung der Handelspolitifchen Lage 
1891 den zwingenden Beweis erbracht zu haben, daß es nicht möglich fein 
wird, die beichloffenen Hochſchutzzöͤlle, wenn eine Mißernte und eine in— 
duftrielle jchlechte Konjunktur zuſammenkommen, aufrecht zu erhalten. 

Im übrigen bin ich fpeciell auf Grund der Beobachtung der Wirkung 
der Teuerung von 1891 auf die Getreidezollanhänger ziemlich ficher, daß 
der neue Zolltarifentwurf, wenn er Geſetz würde, nur ein Übergang zu 
radifalem Umſchwung werden würde. Wenn dieje Anfchauung richtig ift, 
jo brauche ich Hier nur die fociale Bedeutung der Kämpfe und Schwierig- 
feiten einer folchen Übergangszeit zu ſtizzieren. Allerdings habe ich die 
Überzeugung, daß dieje Gefahren gar nicht ernft genug genommen werden 
fönnen. 

Die Erwartung, daß bei erhöhtem Agrarſchutz die Landwirte von der 
Kalamität, über die fie noch mehr als über die Produftenpreife lagen, 
von dem Arbeitermangel, befreit werden würden, wird vielfach aus— 
geiprochen. 

Man erwartet Rüdgang in der Induſtrie, was wohl bei entjprechender 
Zollpolitik zeitweilig erreicht werden kann, und beim Rüdgang der Induftrie 
ein Hinausftrömen jtädtifcher Arbeiter aufs Land, 

Es iſt Hier nötig, diefe Erjcheinung auf ihre focialpolitifche Seite hin 
zu prüfen. 

In den bäuerlichen Gegenden Süddeutſchlands iſt man durchweg auf 
unvderheiratete Knechte und Mägde, nicht aber auf Behaufung und Bezahlung 
von Arbeiterfamilien eingerichtet. Die Induſtrie bietet dagegen der großen 
Mehrzahl verheirateter Arbeiter Beichäftigungsgelegenheit. In den höheren 
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Altersklaffen überwiegen unter den deutjchen Induftriearbeitern die ver- 
heirateten weitauß!. 

Nur mit Auflöfung des Haushalts und Zerrüttung de Yamilien- 
lebend wäre aljo hier die Rückkehr zum landwirtjchaftlichen Beruf für die 
Verheirateten zu erfaufen. Den ledigen ftädtijchen Arbeitern aber bleibt 
außer der Beichäftigung beim deutfchen Bauern die Auswanderung in die 
neue Welt offen, und e8 ift nicht zu leugnen, daß fie dort vielfach beſſere 
Arbeitebedingungen finden fönnen, ala fie der deutſche Bauer auch bei 
höherem Getreidezoll gewähren kann. 

Was aber die norddeutſchen und fpeciell die ojtelbifchen Gebiete be— 
trifft, jo ift man dort allerdings auf Beichäftigung von verheirateten Leuten 
beim Inſtenverhältnis eingerichtet. Im Augenblick ftrömen auch einzelne 
Arbeitergruppen angefichts der ungünftigeren induftriellen Konjunktur in die 
Landwirtichaft zurüd. Es darf aber keineswegs hieraus jchon zu viel ver- 
allgemeinert werden. Daß 3. B. für Metallarbeiter, Majchinenarbeiter, 
Arbeiter der chemifchen Induſtrie u. f. w., die dank der neuen Zollpolitif 
brotlos würden, die Verwandlung in oftelbiiche Landarbeiter focialpolitifch 
eine Berbefjerung bedeuten könnte, wäre etwas viel behauptet. Daß anderer: 
ſeits diefe Induftriearbeiter, nachdem fie die politifche Arbeiterbewegung in 
der Großjtadt kennen und das Koalitionsrecht ſchätzen gelernt haben, billige 
und willige Zandarbeiter, wie die Gutsbeſitzer fie wünjchen, in den Ge- 
bieten der preußiichen Gefindeordnung fowie in den Gutsbezirken Medlen- 
burgs werden würden, zu bdiefer Annahme gehört ein Optimismus, deffen 
ich mich nicht rühmen kann. 

Im übrigen ift ficher, daß die focialen Unruhen bei einer Verteuerung 
der Lebenshaltung der Maffen, wie fie fünftlich herbeigeführt werden foll, 
befonderd wenn noch ein Rüdgang der Induftrie dazu fommt, jo heftige 
Gärungen und Streiks entieffeln müflen, daß höchitwahrfcheinlich Die 
Majorität, die erhöhte Lebenamittelzölle verjchuldet Hat, auch eines Tages 
zu dem weiteren Schritt gedrängt wird, das Koalitiongrecht oder font die 
Bewegungsfreiheit den Arbeitern zu verkürzen, 


! Bon den männlichen Arbeitern von 30 bis unter 50 Jahren waren 1895 ver: 
heiratet: c) Perfonen: in Bergbau, Inbuftrie u. f. w. (Abteilung B) 1355945 von 
insgeſamt 1610946, dagegen in Land: und Forſtwirtſchaft (Abteilung A) 540932 
von insgefamt 795900; im Alter von 50 Jahren und darüber wurden verheiratete 
männliche Arbeiter gezählt: in Gruppe B 392983 von insgefamt 482650, in Gruppe A 
352265 von insgeſamt 5222832. Unter ben verheirateten männlichen Arbeitern aller 
Alterällafjen fanden 2239575 in Induftrie u. ſ. w, dagegen nur 1061 793 in Landwirt: 
ſchaft u. j. w. Stellung. Vgl. Bd. 111 d. Stat. des Deutjchen Reiche N. F. ©. 224* ff. 
Hierbei find bie a fr) Perſonen (gewerbl. Heimarbeiter) noch nicht miteinbezogen. 
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War doch auch die Zollpolitit 1879—1890 begleitet von der Politik 
des Socialiſtengeſetzes. 

Und rufen doch ſchon ſeit geraumer Zeit einzelne Befürworter höherer 
Agrarzölle nach Geſetzen zur Erſchwerung der Freizügigkeit! 

Aber, wendet man ein, es iſt doch gar nicht nötig, den ſchlimmſten 
Fall ſich vorzuſtellen. 

Zunächſt ſei denkbar, daß das Ausland die Zollerhöhungen ganz oder teil— 
weife übernehme. Hierauf ift zu erwidern, 1. daß im Entwurf des neuen 
Bolltariigefeßes jene Ausfuhrvergütung für Getreide u. j. w., die unter dem 
Namen Aufhebung des Ydentitätsnachweijes bekannt ift, ausdrüdlich bei- 
behalten und weitergebildet ift und daB gegenüber dem Weltmarktspreis jeit 
diefer Maßregel Deutfchland um den Zollbetrag höhere Preife für vergleichbare 
Qualitäten hat; 2. daß alle Motivierungen für höhere Getreidezölle gerade 
vorausſetzen, daß der Getreidebau durch um ben Zoll erhöhte “Preije 
rentabel gemacht werden fol. Wenn da8 Ausland den Zoll trüge, 
wäre das Streben der Agrarier nach 6 oder 7 Mi. Minimalzoll vom 
Schußftandpunft aus unbegreiflih. Es würde nur darauf ankommen, daß 
überhaupt ein Zoll zur Abwehr von fpefulativer Einfuhr beſtehe. Die 
Höhe müßte gerade den Schußzöllnern gleichgültig fein. 

Der zweite Einwand lautet: 1873 ſeien doch auch die Getreidepreife 
höher ala Heute geweien, und doch jei fein Menſch verhungert, und an— 
geblich hätten jogar damals die Steinträger Champagner getrunfen. 

Es iſt jedoch zumächit vecht unklug, eine Wiederkehr der Zuftände 
der Gründerjahre anzuftreben. Denn gerade die damals angefichts der 
hohen Getreidepreife bewirkte ungefunde Steigerung der Giüterpreife ift 
nah dem Urteil ernfter preußifcher Sachverftändiger eine der Haupturfachen 
der noch heute nachwirkenden agrarifchen Kriſis geworden. 

Aber hiervon abgejehen paßt auch fonft der Sag: „rüber ging es 
doch mit höheren Getreidepreifen” in feiner Weife für die jegige Situation. 
Meshalb ? 

Wenn früher Deutjchland einmal abfolut hohe Nahrungsmittelpreife 
hatte, jo waren doch in der FFreihandeläperiode die Preife der Lebensmittel 
in Deutjchland niedriger ala in den fonfurrierenden Ländern. Deutjchland 
war ein wohlfeiles Land. Heute lebt, dank der Zollpolitif, der deutjche 
Arbeiter in Deutjchland teurer und zwar bei gleichem Geldlohn und 
gleicher Lebenshaltung erheblich teurer, als der Arbeiter in England, 
Holland und Belgien. Weshalb haben bisher die ärmeren Leute an der 
Grenze jo maſſenhaft von dem Rechte Gebrauch gemacht, Eleine Duanti- 
täten Nahrungsmittel von jenſeits der deutjchen Zollgrenze für den eigenen 
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Bedarf zollirei einzuführen? Soll ein Arbeiter an die nicht verteuernde 
Wirkung deutjcher Zölle glauben, wenn bderjelbe Wochenbedarf, wie bie 
Handelskammer Ruhrort nachweift, dank der verichiedenen Zoll- und 
Steuergefeggebung in Ruhrort 28,19, im nahen Holländijchen Arnheim 
21,01 Mt. koftet? Aber nicht nur der englische und holländiſche Arbeiter 
lebt billiger. Trotz der amerikanischen Schußzölle Hat der amerikanijche 
AInduftriearbeiter bei weit höheren Geldlöhnen erft recht billigere Nahrungs- 
mittel ala der deutjche, dank dem in Amerika herrichenden Überfluß land» 
wirtjchaftlicher Produkte. 

Wozu alle Socialpolitit und Arbeiterverficherung und deren Be— 
wunderung, wenn wir nicht bei der induftriellen Entwidlung alles daran 
jeen, die denkbar günftigften Arbeitsbedingungen den denkbar Leiftungs- 
jähigften und beftgejchulten Arbeitern zu gewähren ? 

Den industriellen Arbeitern! Weshalb reden wir von ihnen und 
nicht den Bauern? Wird nicht die Landwirtichaft preisgegeben, wenn 
rüdhaltlos die Jnduftrieftaatsentwidlung anerfannt wird? 

63 war mein Bejtreben, an der Hand der Erhebungen des getreide- 
zollfreundlichen Landwirtichaftsrats zu zeigen, daß unfere Landwirtfchaft 
längjt angefangen bat, fich dem Induftrieftaate anzupaflen. Sch möchte 
hinzufügen, daß es den Landwirten um fo eher leidlich geht, je mehr fie 
diefen Anpaffungsprogeß befchleunigen. 

Zwei Typen landwirtichaitlicher Entwidlung find beim überwiegenden 
Induftrieftaat — allerdings nur unter voller Verwertung der modernen 
Hortjchritte, insbeſondere auch des Verkehrsweſens — biäher verwirklicht 
worden: der englijche und der niederrheinijch:belgiiche. 

Der Zuftand, zu welchem Großbritannien übrigens längft vor der 
Abſchaffung der Getreidezölle gefommen ift, heißt Konzentration 
des Bodens in den Händen jehr weniger, der Konjunktur gegenüber wider— 
itandsfähiger reicher Leute, die verpachten und bei veränderter Konjunktur 
mit niedrigeren Pachten fich zufrieden geben müfjen. 

Eine andere mögliche Entwidlungsform der Landwirtjchaft bei ſtark 
induftriellem Zuftande ift diejenige, welche wir in Belgien im den dichteft 
bevölferten Induſtriediſtrikten beobachten, eine Entwidlung , zu der mancherlei 
Anſätze auch im Rheinland, ferner im Elfaß, in Baden, Pfalz u. ſ. w. vor= 
handen find. Diejer Typus lautet: Durchaus überwiegender Kleinbetrieb, 
der ala Eigentümerbetrieb jowohl, wie alö Pachtbetrieb begegnet. 

Außer Handelsgewächfen fpielt hier der Verkauf tierifcher Produfte, 
auh Schweinezucht und Nubviehhaltung aller Art eine weit größere Rolle 
ald der Bau von Getreide für den Verkauf. Em Zeil der allerkleinften Bes 
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triebe — vor allem in Belgien, wie es auch die Wohnungsenquete des 
Bereind für Socialpolitit nachweift — ift in Händen von Induftriearbeitern 
und bietet Gelegenheit zur Ernährung der eigenen Familie — unabhängig 
vom Stande der Preife landwirtjchaftlicher Produkte. Andere mittlere und 
kleinere rein landwirtichaftliche Betriebe, die für den Verkauf produzieren, 
blühen gerade ohne fünftliche Steigerung der Getreidepreife und in volljter 
Abhängigkeit von der Erportinduftrie diefer dicht bevölterten Gebiete, indem 
fie den Städtern Milch, Schlachtvieh, auch Obſt, Geflügel, Gemüfe u. ſ. w. 
zu gewinnreichen Preifen liefern. 

Ich erinnere an jenen pfälziſchen Betrieb, deſſen Ergebniffe ich im 
Auguftheft 1901 der Gonradichen Jahrbücher geichildert habe, der bei 
211 ha Umjang nach gehörigen Abjchreibungen und 4 /oiger Verzinſung des 
beweglichen und unbeweglichen Inventars im legten Jahre über 21000 Mt. 
Reinertrag abwarf. Es war dies übrigens einer der niedrigiten Reinerträge 
des legten Jahrzehnte. Hier wurden zwar 22825 ME. durch Getreide- 
verfauf erlöjt, denen aber wiederum 13800 ME. Ausgabe für Maisantauf 
gegenüberftanden. Aber 40 000 ME. brachte allein der Milchverkauf, der 
bei jtodendem Verdienſt der Städter fi) notwendig unrentabler gejtalten 
würde. Im bdichtbevölferten Anduftriecentrum erhält dort der Landwirt 
17—20 Bi. für den Liter Milch, die er ins Haus liefert, während in Oft- 
preußen bei mangelnder Indujtrie man bei Lieferung ins Haus nicht Leicht 
mehr ala 12—14 Pr. erlölt. 

Es bleibt außer den Landwirtichaftsbetrieben inmitten dichtbenölferter 
Induſtriebezirke, welche durch Agrarjchußpolitif ficher verlieren müffen, jedoch 
unmerbin eine weite Region entjernter gelegener mittlerer bäuerlicher und 
großbäuerlicher Höfe, endlich der Nittergutsbefig im indujtriearmen Oſten 
Deutichlands, für welchen dieſer belgijch » vheinländiihe Typus der Land» 
wirtichait in Kleinbetrieben nicht hoffnungsreich fein dürfte. 

Wenn hier zur Erhaltung der Landwirtichaft Opfer gebracht werden 
müffen, jo find allerdings erceifive Vieh und Getreidezölle das unzweck— 
mäßigite, ja das unmöglichite Mittel Hierfür bei Deutjchlands heutiger 
Entwidlung. 

Diefe auf Verteuerung Hinzielenden Maßnahmen werden durch den 
Unmillen des Volkes hinweggefegt, jobald die erjirebte Preiserhöhung bei 
ſchlechtem Ausfall der Welternte oder jonjtiger Preisfteigerungsurfache voll 
zu wirken anfängt. Es wäre ein Kunftftüd für ein oder zwei Jahre, und 
dann wäre der Zolltarifbau auf Nimmeriwiederjehen vernichtet. Damit 
fann denjenigen Landwirten, die Not leiden, vor allem den dauernden 
Intereffen der Landwirtjchaft nicht geholfen werden. 
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Ich wiederhole deshalb in erfter Linie die Forderung nach einer 
Öffentlichen kontradiktoriſchen Enquete über die Urfachen der Not diefer 
Betriebe. 

Sollte e8 aber heute fich rächen, daß diefe Enquete, ala die Zeit da 
war, verfäumt wurde, und follte fjchleunigftes Gingreifen lediglich auf 
Grund der unvolllommenen, bisher veröffentlichten Unterfuchungen nötig 
erfcheinen, jo ergiebt fich, meines Grachtens, die Direktive für eine pofitive 
Agrarpolitit, wenn die Jnduftrieftaatsentwidlung anerkannt ift, in folgender 
Richtung: 

1. Wenn die Gefamtintereffen eine Verteuerung der Lebensmittel nicht zu— 
lafjen, jo muß vor allem dafür gejorgt werden, daß der rehte Mann 
am rechten Orte mwirtichaften kann. Es fehlt nicht an Männern, die 
das Zeug hätten, billig eine Mafjenverforgung des deutjchen Volkes durch 
Anwendung aller landwirtichaitlichen Fortichritte, die Heute in Deutjchland 
keineswegs überall verwirklicht find, in die Wege zu leiten. Unfere Heutige 
Agrarverfafjung verjperrt ihnen aber häufig genug das Feld und zwingt fie, 
die Wirtichaft unter Verhältniffen zu beginnen, die von vornherein einen 
Erfolg und die Möglichkeit technifcher Vervolltommnung in Trage ftellen. 

Ein typifcher Fall im Oſten ift folgender: A befißt ein ererbtes 
Rittergut, er hat feine genügende landwirtichaftliche Vorſchulung, Fein Be— 
triebäfapital, aber viele Schulden. 

B hat alles Zeug in fih, ein Rittergut erfolgreich zu bewirtichaften, 
aber nur ein bejcheidenes Vermögen. Gr möchte jedoch jelbitändig eine 
Wirtſchaft leiten. 

Der Ausweg, daß der für die nationale Nahrungsmittelverforgung 
wünfchenswertere Wirt B von A pachtet, ift — wenn wir von Fidei— 
fommißgütern abjehen — in den meiften Fällen aus einem jehr einfachen 
Grunde ausgejchloffen. Die Pacht, welche B rationell zahlen könnte, genügt 
niht, um A in den Stand zu feßen, feine Schulden zu verzinfen und 
zugleich ftandesgemäß zu leben. 

A möchte fein Gut jehr gern [os fein, aber er wählt unter den 
gegebenen Berhältniffen regelmäßig den Weg des Verkaufs. B fauft, aber 
viel zu teuer. Jedenfalls ift durch die Anzahlung fein Geld aufgezehrt, 
und troß feiner fchönen Kenntniſſe haujt er nun ohne genügendes Betriebs- 
fapital auf dem Rittergute, welches eigentlich nur nominell fein Eigentum 
ift. Daher das Ergebnis unjerer Statijtit, daß durchichnittlich per ha um 
jo weniger Stück Rindvieh auf einem Gute gehalten werden, je größer 
es iſt. 

Wäre nun nicht folgende Löſung, aber nur bei mehr freiheitlicher 
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Zollpolitif, die vernünftigfte Notjtandsaktion: Der Staat kauft, und zwar 
mit Reichgunterftügung, denjenigen Befigern, die jehnlichit verlaufen möchten, 
und deren giebt es im Oſten heute fehr viele, ihr Gut ab und findet fie 
mit einer Rente ab, die nach meinem Wunjche in Goldwährung zu ftipulieren 
wäre — aus Gründen, die ich nicht ausführlich aufzuzählen brauche. Das 
Reich Liefert m. a. W. den Einzelftaaten die Mittel, um unter befriedigenden 
Bedingungen diejenigen Beier, welche nicht zu Halten find und zu ver- 
faufen wünjchen, von ihrem Befige zu erlöfen. Zwang wäre auögejchloffen. 
Andrerjeit3 würden die Regierungen in den Dijtrikten, in welchen thatfächlich 
der Großbetrieb klimatiſch und dÖkonomish das Zwedmäßigfte ift, an 
tüchtige ftrebfame Ökonomen, deren Mittel jedoch nicht zum intenfiven 
Betrieb eines eigenen NRittergutes ausreichen, in Zeitpacht die Güter 
austhun. 

Wir haben in den Rentengütern eine preußiſche Notſtandsaktion, 
die zum Zeil mit germaniſierenden, zum Zeil mit Parzellierungsbeſtrebungen 
vermiſcht ift. 

Bon diejer Rotjtandsaktion find gewiſſe rein deutjche Gegenden recht 
wenig erbaut, in welchen der Großbetrieb das Natürliche und öfonomifch 
Rationelle ift. 

Wenn eine Milliarde vom Reich ala Dotierung der Einzelftaaten zum 
Auskauf notleidender Landwirte geopfert und auf jede Verzinfung diejeg 
Hilfefonds bei der Maßregel verzichtet würde, wäre das zur Verzinſung 
der Mittel für die Rettungsaktion aus Steuern aufzubringende Quantum 
jährlih 35 Millionen. 

Allein durch die im neuen Zolltarif vorgejchlagenen Minimalzölle auf 
Weizen und Roggen wird dagegen das importierte und das einheimifche 
zum Verkauf gelangende Getreide um jährlich mehr ald das neunfache 
hiervon, um mindejtend 315 Millionen Mark jährlich für die nichtland- 
wirtfchaftliche Bevölkerung verteuert!. Die Rettungsaktion auf direktem 
Wege lommt alfo der Volkswirtſchaft neunmal billiger. Wenn durch eine 
Reichserbichaitsfteuer die Mittel der Verzinfung der Koften der Notjtanda- 
aktion aufgebracht werden, kann allerdings nicht der wundervolle Plan 


ı Eigentlich wird ber Gefamtlonfum von Getreide verteuert. Hätten alle Land— 
wirte rationelle Buchführung, jo würben fie auch für das jelbftlonfumierte und ver: 
fütterte Getreide die Wirkung der Zölle kontrollieren können. Hier ift jedoch bloß 
angenommen, daß 6 Millionen Tonnen Brotgetreidbe gegen Geld jährlid in Umſatz 
fommen und das arithmetifche Mittel zwifchen dem vorgeichlagenen Minimalzoll für 
Roggen (5 Mt.) und Weizen (5. ME.) mit 574 Mi. pro Doppelcentner ala zu er: 
wartende Verteuerung berüdfichtigt. 

Schriften XCVIII. — Verhandlungen 1901. 10 
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verwirklicht werden, den dem Reiche aus erhöhten Getreidezöllen zufließenden 
Anteil zur Witwen: und Waifenverficherung zu verwenden. Indes die 
Arbeiter und viele, denen an einer friedlichen Entwidlung der focialen 
Berhältniffe und an Erhaltung unferes Exports gelegen ift, werden ſich 
über dag Hinaußfchieben einer mit Gefährdung von Deutjchlands Ernährung 
und Weltjtellung zu erfaufenden Witwen: und Waifenverficherung zunächit 
zu tröften willen. 

2. Auf meinen anderwärt® bereit3 vertretenen Vorſchlag, zu Gunijten 
insbejondere de8 mittleren Bauernjtandes eventuell bei mehr jreihänbdlerifcher 
Politit in den Übergangszeiten bare Produktionsprämien für Schlachtvieh 
zu gewähren, fomme ich nur zurüd, um zu betonen, daß ich ihn feines- 
wegs fallen laſſe. 

Meine Herren! Mein Hauptbemühen war, nachzuweiſen, 1. daß der 
Landwirtſchaft mit den vorgeſchlagenen Agrarzöllen nicht dauernd genützt 
werden kann, 2. daß die Agrarzölle höhere Induſtriezölle und damit eine 
Begünſtigung ungeſunder Kartellpolitik im Gefolge haben, 3. daß der neue 
Zolltarif einen Verzicht auf friedliche Socialpolitit möglicherweije zur Folge 
haben wird, 4. daß jehr wohl im Zujammenhang mit freiheitlicher Zoll- 
politik ein pofitives Agrarprogramm zur Überwindung der Landwirtjchaftlichen 
Schwierigkeiten, die ohne Getreidezölle Dänemark, Belgien, Holland beffer 
als wir überwunden haben, forınuliert werden könnte. 

63 bleibt mir noch übrig, eines nachzuweifen, nämlich daß die Politik 
der Sammlung der Hochjichußzöllner fchließlich nicht nur zum Verzicht auf 
friedliche jociale Entwidlung und zum Verzicht auf gründliche Beilegung 
der landwirtichaftlichen Schwierigkeiten, jondern in letzter Linie auch zum Ver— 
zicht auf die jet jo eindringlich dverfündeten Beftrebungen einer Weltpolitik 
führen muß. 

Man hört von einflußreichen Leuten Heute vielfach folgende Erwägung 
entmwideln: 

Langfriftige Tarifverträge mit Rußland, fterreich - Ungarn, Italien, 
Schweiz, Belgien jeien allerdingd eine Notwendigkeit. Nicht nur wirt— 
ſchaftlich, da z. B. ein neuer Zollfrieg mit Rußland Oberſchleſien und 
Dftpreußen, ebenjo aber auch die deutjche Oftjeefchiffahrt geradezu vernichten 
könnte; jondern auch politifch, da 3. B. ein unfreundliches zollpolitifches 
Verhalten gegen Italien dieſes Land unmiderftehlich dazu drängen müßte, 
den franzöfiichen Liebeswerbungen jchließlich nachzugeben und aus dem 
Dreibunde auszuſcheiden. 

Nachdem die Idee eines Zollanschluffes der Schweiz, Hollands oder 
gar Belgiens an Deutjchland Heute recht ausſichtslos ift — und zwar jeit 


Wirkung ber gegenwärtigen und Ziele der künftigen Handelspolitik ꝛc. 147 


dem neuen Zoltarif noch mehr ausfichtelos ala je früher —, fieht man 
auch ein, daß ein lebhaftes Intereſſe Deutfchlands befteht, nicht durch 
zollpolitifche Mißgriffe die zwifchen Deutfchland und Frankreich Tiegenden 
Länder zu engeren Beziehungen mit Frankreich zu drängen. 

Don den Gefichtöpuntten vollends, die für Erhaltung freundlicher 
bandelspolitijcher Beziehungen zu Ofterreich-Ungarn und Rumänien fprechen, 
brauchen wir nicht erft zu reden. Jeder kennt diefe Dinge. 

Ganz anders wird aber Deutjchlands Intereſſe gegenüber Nord» und 
Südamerika von vielen betrachtet. 

Da ift Argentinien, welches die fchlechte Charaktereigenfchaft befikt, 
nicht nur billiges Getreide, jondern auch das ſehr verwerfliche Quebrachoholz 
una zu fohiden. Da iſt Nordamerifa, mit dem ein Zollfrieg doch über 
fur; oder lang drohe. Die übliche Begründung für diefe Anficht ift derart, 
daß man erröten muß, fie 125 Jahre nach Adam Smith in Deutichland 
noch vorgebracht zu ſehen. Es ift der Hinmweiß auf die Handelsbilanz. 
Die Vereinigten Staaten hätten — ausfchließlich der Edelmetallumfäge — 
im Jahre 1900 für 1003,6 Millionen Markt an Deutichland verkauft und 
nur für 439,6 Millionen Mark bezogen. So könne die Sache nicht weiter 
gehen, ſonſt verarmten wir Deutjche. 

Ih will mich nicht dabei aufhalten, daß es höchſt unmwahrfcheinlich 
ift, daß unfere Handeläftatiftit für Nachweis des deutjch = amerilanifchen 
Warenverkehrs genau fein fann. Ich will nur zum Trofte der Handels» 
bilanzanhänger erwähnen, daß troß der gegen Amerifa und andere 
Länder ftarf paffiven Handelsbilanz Deutjchland in jedem Jahre zwiſchen 
1889—1900 — wenn die Statiftif ſtimmen jollte — mehr Edelmetall 
vom Auslande empfangen ala dorthin abgegeben hat. 

Allerdingd müflen wir aber, wenn Amerifas gefamter Handel mit 
allen Ländern der Welt betrachtet wird, ein beachtenäwerte®, wenn auch 
nichts weniger als bedrohliches Phänomen feftftellen. Der Überſchuß des 
Wertes der Ausfuhr über die Einfuhr der PBereinigten Staaten bat 
1898—1900 Summen erreicht (620,4 bezw. 476,5 bezw. 648,9 Millionen 
Dollars), die weit über die Summe der Zindverpflichtungen Amerikas 
gegenüber Europa Hinausgehen. Die Theorie, daß Gläubigerländer regel- 
mäßig eine paffive, Schuldnerländer eine aktive Handelsbilanz haben müſſen, 
reicht für das Verftändnis der legten Jahre fcheinbar nicht völlig aus, 

Die Erklärung ift troßdem nicht ſchwer. Einer der eriten Sach— 
veritändigen der Geldmarktsvorgänge (vgl. A. Raffalovich, Le marche 
financier en 1900—1901, Paris 1901, ©. 678, 679, Anm. und ©. 673, 


Anm.) macht e8 glaubhaft, daß von den Guthaben Amerikas durch Mehr- 
10* 
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ausfubr, welche 648,9 Millionen Dollars im Jahre 1900 betrugen, etwa 
100 Millionen für Zahlung von Dividenden und Zinjen an Europa ver- 
wendet wurden, ferner 100 Millionen für Begleichung der Ausgaben in 
Europa reifender Amerikaner. Zu diefen Poften, die wir unter Hinzu» 
rechnung der Frachtzahlungen Amerikas an europätfche Schiffer das Ordi— 
narium nennen können, famen aber außerordentliche Umſätze Hinzu. 

Man ſchätzt, daß Amerika 1900 für 200 Millionen Dollars 
amerifanifche Papiere aus Europa zurüdgefauft Hat. Insbeſondere foll 
der englifche Kapitalmarkt, welcher durch den Südafrikakrieg ſtark in An— 
ſpruch genommen war, gewaltige Mengen von amerifanifchen Papieren 
abgeftoßen haben, um den heimifchen Kreditbedarf aufzubringen. Jedoch 
auch Deutjchland Hat die KHursfteigerungen amerikanischer Papiere benützt, 
um fie mit Gewinn ind Urſprungsland zurüdzugeben. 

Aber Amerika ift außerdem in beträchtlihen Maße ala Geldgeber 
Europas — man jchäßt im Betrage don mindeftens 100 Millionen 
Dollars allein im Jahre 1900 — aufgetreten. Bon englifchen 3 %o igen 
Schagbonds wurden 1900 für 28 Millionen Dollars in Amerika unter: 
gebracht. Deutjchland brachte Reichsſchatzanweiſungen, ferner Hamburger 
und Kölner Anleihe in New- Mork unter. Nicht minder beteiligte fich der 
amerifanifche Markt am Erwerb ruffiicher und merifanifcher Papiere. 

Es iſt klar, daß diefe Kapitalverfchtebungen in einem oder zwei 
Jahren außerordentlichen Einfluß üben mußten, daß aber die damit 
zu erflärenden Anjchwellungen des amerikanischen Ausfuhrüberichuffes an 
Maren ganz vorübergehende Erfcheinungen find. Fa gerade je mehr Nord» 
amerika aus einem Schuldnerftaat ein Gläubigerftaat wird, um jo mehr 
jchwinden die dauernden Vorbedingungen für eine jehr ſtark aktive Handels— 
bilanz. Freilich ſolange mehr Amerikaner nach) Europa als umgekehrt 
reifen und amerifanijche Millionäre wie Carnegie und andere ihre Renten 
in Europa verzehren, wird immer ein Teil unjerer Mehreinfuhr mit Aus— 
gaben amerikanischer Reifender und der dauernd in Europa Lebenden 
Amerikaner bezahlt werden. Es ijt aber diefe Erledigung für uns Europäer 
viel bequemer, ala der Erport. Die Fremden fommen zu und, um land- 
wirtjchaftliche und gewerbliche Produkte zu konſumieren. Wir exportieren 
ſozuſagen in den Magen der hier durchreifenden oder hier lebenden Ameri— 
faner binein. Was würde e8 uns aber nüßen, wenn nach einem Zollfrieg 
unfere Handelsbilanz aktiv, aber auf beiden Seiten um viele Millionen 
vermindert erjcheint ! 

In Wirklichkeit ftedt Hinter der Argumentation, daß wir einen Zoll— 
frieg mit Amerika wegen der jortgejeßt für uns ungünftigen Handelsbilanz 
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doch führen müßten, etwas ganz anderes ala die ſehr Haltlofe Handela- 
bilanztheorie, 

Es ftedt dahinter die Angft, daß Amerika uns nicht nur in land» 
wirtjchaftlichen, fondern auch in inbuftriellen Produkten Konkurrenz mache. 
Die induftrielle Ausfuhr der Bereinigten Staaten hat in der That 
erftaunlich zugenommen. 


Das Problem lautet: kann es überhaupt uns heute Vorteil bringen, 
billige und gute amerifanifche Eifenwaren gerade vom deutfchen Markte fern» 
aubalten? 

Ein Zuſammenſchluß der europäifchen Völker zu gejchloffenem Zoll- 
fampf mit Amerika jcheidet aus. Die Einigkeit Europas, bejonderd wenn 
Handeldeiferfucht in Betracht kommt, verträgt recht wenig Belaftungsproben, 
wie die Vorgänge in China zeigen. | 

Sufl aber Deutjchland allein vorgehen und durch niedrigere Zölle 
Europa begünstigen, anderfeit® durch höhere Zölle Amerika mürbe zu machen 
fuchen ? 

Gejegt den Fall, wir könnten die Retorfionen, die dann unjerer 
Handelsflotte, unjerem Erport nach Amerika u. j. w. drohen, ertragen, was 
wäre im übrigen erreicht? 


Soweit die Amerikaner einen Vorſprung vor und haben, mwirden fie 
auf allen übrigen Märkten der Welt, insbefondere in Südamerifa und 
Oftafien, wohin wir dann ihren Export drängen würden, diefe ihre Über- 
legenheit erft recht geltend machen; nicht minder aber auch in England, 
unferem Heute vorteilhafteften Abjabgebiet; und zwar all’ dies um fo 
leichter, je mehr wir uns ſelbſt mit Agrarzöllen und Rohmaterialzöllen die 
Produktion in Deutjchland verteuern. 

Deutichland würde die gewinnbringendften Yrachtgelegenheiten für feine 
mühevoll geichaffene Handeläflotte, ficher da8 nordamerifanifche und höchſt 
wahrjcheinlich auch das füdamerikanifche und oftafiatifche, wohl auch zum 
Zeil das englifche Geſchäft verlieren. Laffen wir ung aber vollends dazu 
treiben], zugleich mit Argentinien und mit Nordamerika einen Zollkrieg zu 
provozieren, dann können wir ficher fein, daß die panamerifanifchen Pläne, 
die ein Blaine nicht zu verwirklichen vermochte, endlih dankt Deutſch— 
lands Vorgehen verwirklicht werden, mindeſtens daß im Süboften 
Südamerifa® für immer die mühevoll errungene Pofition Deutjchlands 
endgültig den Nordamerifanern geräumt werden muß. 

Aber ein großer Zeil des nordamerilanifchen Induſtrieexports jei 
fünftlich forciert — wirft man ein. Die amerikanifchen Truſts verdienen 
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an hohen Preifen, die fie im Inlande dank Zollſchutz fordern können — 
und erportieren nun zu Schleuderpreifen. Dies können wir Deutjche uns 
allerdings anjchaulich vorjtellen. Denn bei uns ift e8 in gewiſſen deutſchen 
Anduftrien ebenfo — nur daß wir beim Truſtweſen etwas mehr ſozuſagen 
im SKleinbetrieb arbeiten. Gerade die Engländer machen unferem durch 
Öffentliche und geheime Erportprämien in vielen Fällen unterjtügten Erport 
genau diejelben Borwürfe, wie wir den Amerikanern! 

Es wäre Deutjchland, wenn es die Politik, an längſt konkurrenzfähige 
fartellierte Induftrien Bereicherungszölle zu gewähren und damit Ausfuhr- 
jubventionen zu züchten, felbft aufgäbe, allerdings vielleicht möglich, den 
Amerikanern gegenüber die Idee des Dingley- Tarif? vom Standpunkte 
freundfchaftlicher Neciprocität zu verwirklichen, d. 5. Ausgleichszuſchläge 
auf die Einfuhr aller durch Öffentliche oder private Ausfuhrprämien ſub— 
ventionierten Produkte — auch amerifanifcher Herkunft — zu erheben. 

Wie die Dinge jet in Deutjchland Liegen, verjagt allerdings eine 
ſolche Waffe. Der Pfeil würde auf ung jelbft zurüdprallen. 

Es bleibt uns dann aber nichts übrig, ald eingujehen, daß wir jeden- 
falls nicht durch differenzielle Behandlung Amerikas einen Bollfrieg 
provozieren follten, da wir hiermit nur 1. den Engländern einen großen 
Vorſprung dor uns gewähren, 2. eine Menge Märkte außerhalb Nord— 
amerifad an die Amerikaner und Engländer verlieren würden. 

Und wie wenig entjpricht e8 deuticher Thatkraft, wenn wir eine Über- 
legenheit amerifanifcher Induftrie vor allem in den Fortichritten der ameri— 
fanifchen Transportmittel begründet finden, nun nicht die amerifanifchen 
Berkehrsfortichritte nachzuahmen, vielmehr jofort nad) höheren Schußzöllen zu 
rufen, wobei wir zugleich die beftehenden Waflerftraßen durch Abgaben be= 
laften wollen, Kanäle ablehnen und aus regionalen Gefichtspunften heraus 
Ermäßigungen der Eifenbahntarife vereiteln, ferner durch Ertrabefteuerung 
leiftungsfähige Formen des Großbetriebs erfchweren, endlich die früher jo 
machtvolle Organifation des deutſchen Geldmarktes durch ein Börjengejeß 
zeritören, welches ſchon im fünften Jahre feines Beltehens ala unhaltbar ge= 
ändert werden muß! 

Was mit Wehmut und Sorge erfüllt bei Deutſchlands Entwidlung 
am Beginn des 20. Jahrhunderts, find nicht die Symptome der gegen— 
wärtigen wirtjchaftlichen Depreffion anläßlich einer Hoffentlich vorübergehen- 
den Kriſis, fondem die Symptome eines Geiftes der Verzagtheit, Außerungen 
des Glauben? an die allein fördernde Macht fonkurrenzfernhaltender Staats— 


Wirkung der gegenwärtigen unb Ziele ber künftigen Handelspolitik x. 151 


eingriffe, dies alles im jelben Augenblid, wo wir meinen, mit an ber 
Spite in Socialpolitif und Weltpolitit zu marjchieren. 

Möge der Kampf um den Zolltarif eine Iuftreinigende, die Seelen 
befreiende Wirkung üben. 

Denn wir jtehen thatfächlih an einem Wendepunkt, bei dem es fidh 
entjcheidet, ob die Generation des 20. Jahrhunderts für Sonderinterefien 
preißgeben will, wa® die Männer des 19. Jahrhunderts im Ringen um 
Deutjchlands Einigkeit und Größe geichaffen haben. 


Vorjigender: Bevor wir weiter gehen, erteile ich da8 Wort Herrn 
Profeffor Schmoller, um gejchäftliche Angelegenheiten zu beiprechen. 


Dr. Shmoller: Wir müffen jet das erfte Stadium der Wahl 
vornehmen. Ich bitte, daß die jämtlichen Herren, die Mitglieder des 
Vereins find — nicht aber die Gäfte natürlich —, fich in den Befik eines 
Stimmzetteld ſetzen. Der Zettel wird, nachdem Profeffor Schumacher ge- 
iprochen Hat, wieder eingefammelt werden. Zur Erläuterung diefeg Stimm— 
zettel3 muß ich einige Bemerkungen machen. Ich will damit aber zögern, 
bis die Mehrzahl der Herren in dem Befite der Zettel find. (Paufe.) Ich 
darf wohl vorausfegen, daß der Stimmzettel nunmehr in den Händen der 
Herren ift. Der Zettel ift jo angeordnet, daß zunächft bemerkt ijt, welche 
Herren aus dem Ausschuß ausfcheiden. Dazu kommen die Herren, bie 
durch den Tod ausgeſchieden find. Es find 9 Herren diesmal neu zu 
wählen. Da e8 nun unendlich fchwierig fein würde, 9 Herren aufs 
zufchreiben, jo ift die Gefamtheit der Herren, die bisher im Außfchuffe 
waren und jet außfcheiden, von denen die Minorität gewählt und bie 
Majorität fooptiert ift, einfach alphabetifch aufgefchrieben. Es kann jeder 
natürlich 9 andere auf einen Zettel aufjchreiben und Hier einreichen, weil 
e8 aber vielen unbequem ift, jo haben wir die Beitimmung getroffen, daß 
von der Gejamtheit derer, die auf dem gedrudten Stimmzettel ftehen, die 
nicht Ausgeftrichenen, und wenn feiner auägeftrichen ift, die 9 erften ala 
gewählt gelten. Alſo werden die Herren gebeten, von der Gejamtheit, die 
in Betracht fommt, diejenigen nicht auszuftreichen, die fie wählen wollen. 
Gewöhnlich geichieht das nun in der naheliegenden vereinfachten Weife, daß 
die oberen neun ftehen bleiben und die andern außgeftrichen werden. Aber 
das ift im ganzen nicht von praftifcher Bedeutung, weil die Herren, die 
früher im Ausſchuß waren und jet nicht durch Wahl wieder hereinkommen, 
nachher wieder fooptiert werden. So undvolllommen das BVerfahren ift, jo 
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würde jede Abänderung jo viel Komplikationen verurfahhen und das Wahl- 
gejchäft noch jchwieriger machen, daß wir e8 immer befolgt haben. ch 
darf aljo bitten, den Bleiftift in Bewegung zu fegen und den Zettel zur 
Einfammlung bereit zu halten. Sobald das Referat von Herrn Profeflor 
Schumacher beendet ift, werden die Zettel eingefammelt werden. 


Vorſitzender: Wir jahren in den Verhandlungen fort. Ich erteile 
dad Wort Herrn Prof. Schumacher. 


II. 
Referat 


von 
Profeſſor Dr. Hermann Schumacher (Köln). 


Wenn man die Argumente überjchaut, die die handeläpolitifche Dis- 
fuffton in Deutfchland gegenwärtig faſt ausfchließlich beherrichen, jo könnte 
man zur Anficht fommen, es handle fich genau um diejelben fragen, 
bie ſeit Jahrzehnten von Zeit zu Zeit in den verjchiedenjten Ländern 
zur Entjcheidung ftanden; nicht nur im Ausland — wie noch kürzlich vom 
amerifanifchen Staatsſekretär Wilfon — jondern auch im Inland, wo nicht 
immer ein Intereſſe daran jo Har zu erkennen ift, hört man die Behauptung 
oft wiederholen, die Heutige, jo wichtige Entjcheidungen erfordernde wirt— 
ichaftliche Lage Deutſchlands finde ihr Vorbild, ihr genaue® „Simile” in 
jener Entwidlungsphaje Englands, die Robert Peel zur Aufhebung der Korn= 
gejege und zum jcharfen Einlenten in die Bahn des Freihandels veranlaßte. 
Nun läßt fich natürlich nicht leugnen, daß Vergleichspunkte vorhanden find. 
Aus dem Gegenjaß der von der Einfuhr bedrängten und der auf die Aus— 
fuhr angewiejenen Erwerbszweige erwächit jtets ein Widerjtreit der Intereſſen 
und verfochtenen Anfichten, der in allgemeinen Zügen fich gleich bleibt; 
auch erinnert natürlich vielfach an das Emporfteigen Englands zur indu= 
ftriellen Suprematie der ftarke Auffchwung des gewerblichen Schaffens, der 
jüngft Deutichland auf dem Weltmarkte Frankreich überflügeln und die zweite 
Stelle in weit geringerem Abjtand Hinter England, ala bisher, gewinnen 
ließ, der aber auch die deutjche Bevölkerung, bei einer allgemeinen Zus 
nahme von 15 u, in der Induſtrie um 250 anwachfen, in der Lande 
wirtichaft um 70 abnehmen ließ. Es fragt fich jedoch, ob derartige 
Vergleichspunkte nicht aufgewogen werden durch tiefere Unterjchiede.. Es 
drängt fi daher die Unterfuchung auf, worin fich die Heutige handels— 
politifche Situation Deutjchlande von ähnlichen früheren Situationen im 
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Inland und Ausland, insbeſondere von den Zeiten des fieghaften Vordringens 
der Anticornlaw-Agitation in England, unterjcheidet. Dieje dem Simile— 
Suchen entgegengejegte Methode dürfte fi) um jo mehr empfehlen, ala dag 
Neue und Gigenartige einer Situation, wenn es micht jchnell vorüber- 
gehender Art ift, für die Praxis meift ald Wegweiſer zum richtigen Ziel, 
für die Theorie als nützlicher Prüfftein ihrer Lehrſätze fich erweiit. 

Als elementarfter Unterfchied zwiſchen der handelspolitiſchen Xage 
Deutichlands in der Gegenwart und der Englands vor 50 Jahren tritt der 
oft charakterifierte geographifch-politiiche Umftand hervor, daß England — 
im Gegenſatz zum fkontinentalen Nachbarreihtum und zur unentwidelten 
Kolonialwirtichait unfere® Vaterlandes — durch feine Inſelnatur einer 
„splendid isolation“ in Guropa und doch zugleich durch feine Kolonien 
einer gewiffen Univerfalität feines Wirtfchaftslebens, eines ſtets verfügbaren 
Vorrat? don Nahrungsmitteln, wie auch an Menfchenkräften im ficheren 
Schutze feiner jchiffreichen Kriegäflotte fich erfreut. Nötigt diefer Umftand 
una, etwa 400000 Dann mehr ala England, auch ala die Vereinigten 
Staaten, zum Schuß unferer Landesgrenzen dem Erwerbäleben zu entziehen, 
jo giebt er dem zuerjt zur wirtichaftlichen Weltmacht emporgewachtenen 
europäischen Inſelſtaat eine gewiffe militärifche und woirtjchaftliche Selb- 
ftändigfeit, wie fie unſer erft fpät zur Weltmacht fich weitender Kontinental» 
ftaat nie gewinnen fann, am wenigjten in einer Zeit, wo jelbjt in England 
immer zahlreicher und ſtärker und in immer weiteren Kreifen Zweifel auf- 
tauchen, ob es richtig war, politifch und wirtfchaftlich auf die Doppelte 
Borzugäftellung fich jo jehr zu verlaffen. 

Wichtiger noch in Handelöpolitifcher Beziehung ala dieſer Unterfchied 
in den geographifch-politifchen Verhältniffen ift der Unterfchied in den Zeit— 
verhältniffen, der Unterfchied im Grade der weltwirtjchaftlichen Entwidlung. 
Als England um die Mitte des vorigen Jahrhunderts, da die ftaaten- 
ichaffende Kraft des Nationalismus kaum fich zu regen begann, fich ent- 
ihloß, zum Freihandel überzugehen, war bekanntlich nicht nur feine 
durch extreme Schußzollmafregeln groß gezogene Industrie der aller anderen 
Nationen weit überlegen; es fand auch auf dem Weltmarkt, zumal außer- 
halb Europas, feinen Rivalen, den es zu fürchten hatte. Bor einer In— 
vafion fremder Waren ebenjo ficher wie vor einer Anvafion fremder Truppen, 
wünjchte e8, die Thüren fich überall möglichjt zu öffnen und offen zu er- 
halten. Die Erfüllung dieſes Wunjches, joweit fie nicht bereits vorlag, 
hoffte das Volk, das den politischen Kosmopolitismus gerade feine höchiten 
Triumphe erleben und die Lehren eines Adam Smith die Wiffenjchaft aller 
Länder erobern jah, in Verbindung mit einer internationalen Agitation zu 
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erreichen durch ein gutes Beijpiel, durch das Vorbild des Freihandels; ges 
bot doch auch das eigene Intereſſe e8, auf diefe Weife die Erportjähigkeit 
und damit Kaufkraft feiner Abnehmer zu fördern, jo lange man einer wirt« 
ichaftlichen Überlegenheit, die feinen Stärferen oder auch nur gleich Starten 
zu fürchten hatte, fich erfreuen konnte. Gerade diejer Überlegenheit wegen 
fonnte man aber auch nicht nur auf dem Inlandsmarkt, jondern auch auf 
dem Auslandsmarkt auf eine Borzugäftellung verzichten, fich damit begnügen, 
nicht jchlechter geftellt zu fein als ein Anderer. Dieje Gleichjtellung, die 
England daheim durch den Übergang zum Freihandel berjtellte, errang es 
außerhalb feiner Grenzen durch die Meiftbegünftigungsverträge, die ed mit 
faft allen Ländern abzujchließen wußte. In bdiefer allgemeinen handels— 
politifchen Meijtbegünftigung fand es für die Dauer feiner Überlegenheit 
einen vollwertigen Erjag für die Enttäufchung, daß feine Hoffnung auf 
internationale Nahahmung feiner freihändlerischen Maßnahmen fich nicht 
erfüllte. 

Heute ift die wirtjchaftliche Lage, insbejondere für Deutſchland, faft 
in jeder Beziehung ander. Statt daß der Treihandel, in deſſen rauher 
Luft die jungen Keime einer der englifchen gleichartigen Jnduftrieentwidlung 
ſchwer gedeihen fönnen, den erhofften internationalen Siegeszug angetreten 
und die Entfaltung der gewerblichen Kräfte in den anderen Ländern ges 
hemmt bat, haben vielmehr technifches Können und Kapitalwirtichaft über 
Englands Grenzen hinaus die weitefte Verbreitung gefunden; und ebenfo= 
wenig, wie es England gelang, die „Werkftatt der Welt“ zu bleiben, 
ebenjowenig kann heute von einer Alleinherrfchaft auf dem Weltmarkt, 
jelbjt in feinen entlegenjten Zeilen, die Rede fein. Gin weitgehender inter: 
nationaler Ausgleich hat im Können und Streben ftattgefunden. Die ein- 
fachen dünnen Fäden des vor einem halben Jahrhundert erſt beginnenden 
modernen Welthandel® haben, unter dem Einfluß des überall Hindringenden 
Dampfverkehrs, zu einem engen, vielfach fich freuzenden, ſchwer zu über- 
blidenden Netz fich verdichtet. Die Gefamtziffer des Weltverkehrs ift dadurch 
gewaltig gejchwellt worden; aber gleichzeitig ift auch jedes Land dem Ein» 
dringen der Erzeugniffe gleich gefchickter und gleich ftarfer Rivalen auf dem 
eigenen Markt und dem Wettbewerb. mit ihnen auf allen fremden Märkten 
ausgeſetzt. Immer jtärker und heftiger ift daraus ein Kampf aller gegen 
alle entbrannt. Im ſchärfſten Gegenjaß zu derauc in England ala Jllufion 
erkannten Hoffnung auf eine allgemeine Freihandels-Harmonie herrſcht feit 
faſt einem Pierteljahrhundert eine Ara des Schutzzolls in faſt allen 
Staaten, felbft in faſt allen größeren englifchen Kolonien; umd jogar im 
englifchen Mutterlande wächſt, einerſeits unter der imperialiftifchen Zolls 
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vereins⸗Fahne, andererfeits unter der Fahne mit der bezeichnenden Aufichrift: 
„fair trade“ das Streben nah Schubzoll beitändig. Statt ferner als 
großmütiger Vorkämpfer der Humanität fich zu brüften und zu bertrauen 
auf die Wirkung des Beiſpiels, war es der jegige Premierminifter Englands, 
der klagend audrief, es kümmere fi) niemand um das Wohlwollen Groß- 
britannien®, und ala Erklärung binzufügte: „Weil inmitten diefeg Streites 
England freiwillig die zu folchem Kampfe nötigen Rüftungen und Waffen 
von fich geworfen Hat. Man kann in diefem Jammerthal nicht nadend 
gehen; man muß Geld in der Tafche haben, wenn man den Markt befucht; 
und man muß die Gegner mit gleichen Waffen befämpien. Was nützt es, 
da8 Schlachtield mit den Worten zu betreten: Ich bin Quäker und fämpfe 
nicht, ich habe feine Rüftung, ich habe feine Waffen!” 

Diefe Rüftung und diefe Waffen bat die Handelspolitif einem Volke 
zu liefern. War fie früher mehr gewiffermaßen nach innen gefehrt, in der 
Hauptjache das Mittel, einzelne Zweige des inländischen Wirtſchaftslebens 
zur Entwidlung zu bringen und in ihrer Entwidlung zu ſchützen, jo muß 
fie Heute in erfter Linie die gebührende Stellung auf dem Weltmarfte 
und erftreiten und fichern helfen. In ihrem Charakter als „äußere“ 
Handelspolitik tritt fie daher heute in viel ftärferem Grade in den Vorder— 
grund, als zur Zeit eines Gobden und Peel, als in den fiebziger und acht» 
iger Jahren, ja jelbft ala zu Beginn des letzten Jahrzehnts des 19. Jahr: 
hunderts. Die bandelspolitiichen Enticheidungen find durch diefe Wandlung, 
die vielfach als ein Übergang aus der Defenfive in die Aggreffive charat- 
terifiert werden fann, viel mehr als früher abhängig geworden von inter- 
nationalen Berhältnifien; die für fie maßgebenden Gründe liegen zu einem 
weit größeren Teile außerhalb der politifchen Grenze unferes Vaterlandes ; 
fie find dadurch unendlich viel komplizierter geworden, wie allein fchon die 
praftiiche Umwandlung des Begriffs der Meiftbegünftigung, die die Ver— 
einigten Staaten vorgenommen haben, und die begonnene gänzliche Los— 
löſung der englischen Kolonien aus dem handelapolitiichen Zufammenhange 
mit dem Mutterlande beweifen. Durch alles das find die innerpolitifchen 
Erwägungen an die zweite Stelle gedrängt worden. Sie follen gewiß nicht 
unterbleiben ; fie können und dürfen aber nicht ausichlaggebend fein für die 
viel fomplizierter gewordenen Entſcheidungen, jo fehr fie auch ſtets in der 
Agitation in den Vordergrund fich zu drängen trachten, weil ihre altbefannte 
und leicht faßliche Melodie des gewünſchten Refonanzbodens in der eines 
umfafjenden internationalen Überblids wohl nie fähigen Mafje der Bevöl- 
ferung gewiß ift. Es dürfte faum im Intereſſe des deutichen Ausfuhrhandels 
liegen, daß bisher eine zwar wichtige Detailfrage, deren Erörterung vor— 
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wiegend mit innerpolitifchen Gründen geführt wird, die handelöpolitifche 
Diskuffion der Gegenwart in Deutjchland faſt ausschließlich beherricht. 
Die Handelöpolitif, ala Glied der auswärtigen Politit überhaupt, hat, wie 
diefe, die Hauptaufgabe, den Frieden zu vermitteln und zu wahren im 
wirtjchaftlichen Wettjtreit der Völker, damit die Kräfte des heimifchen Wirt- 
ſchaftslebens fich voll entjalten können, weit über die engen Grenzen bes 
Baterlandes Hinaud. Das Mittel zur Erfüllung diefer Aufgabe ift der 
Handelävertrag, vor allem ber die Zölle auf längere Zeit bindende Handels— 
vertrag, der langfriftige Tarifvertrag. 

Im engen Zufammenhang damit fteht ein zweite. Wie in der aus— 
wärtigen Politik nicht ein Frieden unter allen Umftänden erftrebt wird, 
fo können auch in der Handelspolitik nicht Handelsverträge an fich, nicht 
Handelsverträge unter allen Umſtänden das Ziel fein, jondern nur Handeld- 
verträge, die Zugeftändniffe erringen, die dem Kaufpreis voll entiprechen. 

Um folche allein erjtrebenswerte Handeläverträge zu erzielen, gilt es, 
erſtens fich in die Lage zu verjeßen, wertvolle Zugejtändniffe überhaupt er- 
faufen zu können, und zweiten auch für den fall gerüftet zu fein, daß die 
Abficht, einen Handelävertrag zu fchließen, am jtarren Sinn des Gegners 
fcheitert. 

Beide Vorausfeßungen fönnen nur durch einen autonomen, d. h. ohne 
Mitwirkung des Auslandes feſtgeſetzten Tarif gejchaffen werden. Der heute 
nod) geltende Tarif vom 15. Juli 1879 reicht dazu nicht aus. Wohl 
dachte Bismard bei feiner Schaffung auch daran, durch ihn die in der 
Greihandelsära verloren gegangene Grundlage für jpätere Handelävertragd- 
verhandlungen wieder zu gewinnen, um die Wiederholung jolcher Erfahrungen, 
wie fie zur Zeit der Aufhebung der deutjchen Eifenzölle mit den franzöfifchen 
acquits-A-caution gemacht worden waren, zu vermeiden; aber dieſe Möglich» 
feit von Zarifvertrags-Verhandlungen war doch zu fern, um praftiichen 
Einfluß auf die Geftaltung des Tarifs, zumal in Einzelheiten, zu gewinnen. 
Der Tarif vom Jahre 1879 iſt vielmehr ausſchließlich als autonomer 
Zarif gedacht, gejchaffen Für die bejondere Aufgabe, vom freihandel zum 
Schutzzoll überzuleiten, zugejchnitten auf wirtjchaftliche VBerhältniffe, die 
heute bereit3 ein Biertel-Jahrhundert Hinter uns liegen. Und iſt er auch 
in den Getreidezöllen auf den fünffachen Betrag erhöht worden, in allen 
anderen Zöllen ift er doch nur wenig verändert. 

Reicht er in feinen Zollfägen fchon weit zurüd, jo noch mehr in feiner 
foftematifchen Anordnung. Sein Tarifſchema ftammt aus den Zeiten des 
Bollvereind. In alphabetifcher Reihenfolge unter 43 nur hiſtoriſch zu er- 
Härenden Tarifnummern angeordnet, reicht er jchon technisch nicht aus für 
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den immerhin möglichen Fall, daß das Zollweſen durh Einjchränkung 
der Meiftbegüinftigung und ftärkere Differenzierungen mit ihrem unbequemen 
Gefolge von Urfprungsatteiten in Zukunft ſehr viel fomplizierter wird. 
Nur auf die Anfänge der modernen Induftrieentwidlung berechnet, wies 
er immer mehr Lüden auf, die vielfach um jo empfindlicher wurden, weil 
fie hauptfächlich bei den für Deutſchlands Ausfuhr an Bedeutung ſtets 
getwinnenden höherwertigen, in Zollvereinszeiten noch nicht bergeftellten 
Maren hervortraten; folche Lüden nötigten zu aushilfsweiſer Klaffifizierung 
zahlreicher Waren und führten damit natürlich zu vielen Umftändlichkeiten, 
Ungerechtigkeiten und Zollmerfwürdigfeiten. Diefer Mangel hatte aber noch 
weitere Bedeutung. Die der Mannigfaltigkeit unferer heutigen Produktion 
nicht entiprechende Differenzierung der Zollfäge ift mit Recht „eine Schwäche 
in der handeläpolitifchen Stellung” genannt worden; denn fie veranlaßt bei 
Sandelsvertragsverhandlungen Leicht umfaſſendere Zugeftändniffe, ala uns 
bedingt geboten ift; das war um jo mehr der Fall, als dem 394 Zoll» 
fäge aufweijenden deutichen Zolltarif in anderen Ländern jehr viel mehr 
detaillierte gegenübergeftellt wurden; Hatte doch 3. B. der ſchweizeriſche Tarif 
vom Jahre 1891 723 Zolljäge, und die Tarife von anderen Ländern, wie 
von Frankreich, Rußland, Italien, gingen noch mehr ins einzelne, 

Das Bedürfnis nach ftärferer Differenzierung der Zolljähe zeitigte jo 
zunächft in weiten reifen die Forderung einer Reviſion des Tarifſchemas, 
deren Erfüllung um jo mehr Zollpladereien bejeitigen konnte, je mehr eine 
gewiſſe internationale Annäherung in der Zarifiyftematifierung angebahnt 
wurde. Die Revifion des Tarifſchemas, die bekanntlich unter Vermehrung 
der ZTarifnummern auf mehr ala das Doppelte, auf 946, und unter 
Annäherung insbejondere an den öfterreichiichen und franzöfifchen Zarif 
vorgenommen worden tft, — dieſe formelle Zarifrevifion mußte eine 
materielle nach fich ziehen. Eine ſolche auch auf die Zolljäße fich beziehende 
allgemeine Zarifrevifion foll Bismard jchon gegen Ende feiner Regierung 
befanntlich geplant haben, um eine neue, den veränderten Zeitverhältniffen 
angepaßte Grundlage für Handelsvertragäverhandlungen zu ſchaffen. Ob— 
wohl die wichtigjten Staaten, wie die nordamerifanifche Union, Rußland, 
Frankreich, ſterreich- Ungarn, die ſtärkſten Zollerhöhungen — zum Teil zu 
dieſem ausdrücklichen Zweck — vornahmen, iſt eine ſolche Tarifreviſion von 
Deutſchland damals unterlaſſen worden. Alle Zugeſtändniſſe mußten des— 
halb durch Ermäßigungen des in der Hauptſache aus dem Jahre 1879 
ſtammenden Tarifs erkauft werden. Darin, in dieſer taktiſchen Ungleichheit, 
die noch verſtärkt wurde durch die verbreitete Anſicht, in der Regierung 
habe umgekehrt, wie im Jahre 1879, ein Umſchwung vom Schutzzoll zum 
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Treihandel fich vollzogen, wurzelt ein Hauptgrund für die Unzufriedenheit 
mit den Gaprivifchen Handelsverträgen., 


Wenn aber die damals unterlaffene Neufchaffung eine? antonomen 
Zariis Heute geboten erjcheint, welche Grundſätze müſſen für fie maß- 
gebend fein ? 

Bei der Beantwortung drängt fich zunächft die vielerörterte Frage auf, 
ob man an einem Ginheitstarif feithalten oder zum Syftem eines Doppel- 
tarifs übergehen folle. 

Einen weitgehenden Marimal-e und Minimaltarif Hat befanntlich 
Frankreich — eine Reihe anderer Staaten find ihm dann gefolgt — auf 
Anraten feine Oberhandelsrat® und in Übereinftimmung mit fajt allen 
Handelsfammern und wirtichaftlichen Verbänden des Landes im Jahre 1892 
eingeführt. Im letzten Grunde war diefer Wechjel im handelspolitiſchen 
Syſtem gegen Deutjchland gerichtet. Denn da Frankreich bisher mehr oder 
minder die Führung in der Handelävertragspolitit gehabt Hatte, Deutich- 
land aber feine Tarifverträge, jondern nur Meiftbegünjtigungsverträge ein— 
gegangen war, jo war der die ewige Meiftbegünftigung ausfprechende Artikel 11 
des Frankfurter riedensvertrages bisher in weit höherem Maße ung als 
unferen Nachbarn, auf deren Vorſchlag er,geichaffen worden war, zu gute 
gelommen. In einer aufs wirtjchaftliche Gebiet übergreifenden Revanche— 
ftimmung wünſchte man dieſe unliebjame Thatfache zu ändern. Radikal, 
wie es das franzöfiiche Temperament liebt, beichlog man, Tarifverträge 
überhaupt nicht mehr abzufchließen; dann konnten auch durch fie errungene 
Zugeftändniffe nicht mehr Deutjchland zu gute fommen. Ya, man ging 
in feinen Hoffnungen vereinzelt noch weiter. Man wollte an Stelle der 
Tarifverträge zwei autonome Tarife ſetzen, von denen der niedrigere allen 
Ländern, die genügend erjcheinende Konzejfionen gewährten, eingeräumt, der 
höhere gegen alle Länder, die das nicht thaten, im Kraft gejeßt werden 
jollte. Durch ſolche autonome Zollgefeggebung vermeinte man jogar den 
Artikel 11 überhaupt unwirkſam machen zu können. Wie man diefe Hoffnung 
jedoch bald aus Rechtögründen ala Illuſion erkannte, jo fand man aud) 
jonft Schwierigkeiten, jeine Abneigung gegen Tarifverträge mit Hilfe des 
Doppeltarif3 in die That umzuſetzen. Man jah fich jchließlich vereinzelt 
doch — wie Meline ſagte — zur „Negation“ des anfänglich erjtrebten 
Werkes genötigt; man mußte vereinzelte Handelöverträge mit Bindung don 
allerdings nur wenigen Zollfägen abichließen und fonnte nur äußerlich den 
Charakter der autonomen Zollgejeßgebung wahren. 

In diefem kurz ſtizzierten Sinne, als principieller Gegenja zu Zarif- 
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verträgen, hat das Doppeltarifſyſtem fich nicht bewährt. Neben diejer auf 
eine Entſcheidung für bloße Meiftbegünftigungsverträge hinauslaufenden 
Art des Doppeltariffgftems giebt es aber noch eine zweite. Sie fteht jo 
wenig mit Tarifverträgen in principiellem Gegenfaß, daß fie ohne fie jogar 
nicht denkbar ift. Sie will nur beim Abjchluß der Tarifverträge die Kom— 
petenz der Unterhändler befchränfen, dieſen eine Grenze ziehen, bis zu der 
fie nur mit ihren Zugeftändniffen zu gehen ermächtigt find. In diefem 
den ZTarifverträgen nicht principiell entgegengejeßten Sinne ift das Doppel- 
tarifiyftem in Deutichland allein ernftlich in Betracht gezogen, von den Or— 
ganen der Landwirtfchaft gefordert und im Zarifentwurf mit der Beſchränkung 
auf Getreide in Vorfchlag gebracht worden. 

Menn behauptet wird — wie 3. B. in der Bueckſchen Denkſchrift des 
Gentralverbandes deutfcher Induſtrieller —, das Doppeltarifigften habe 
auch in diefem Sinne fich nicht bewährt, nicht durchführen laſſen, jo kann 
dem nicht zugeftimmt werden. In diefer zweiten Auffaffung — und mit 
ihr begnügte man fich jchließlich auch jenfeits der Vogeſen — ift der Um— 
ftand, daß Frankreich in verfchiedenen Verträgen, fo in dem mit Stalien 
(vom 27. November 1898) und den beiden mit den Bereinigten Staaten 
von Amerifa (vom 28.30. Mai 1898 und 24. Juli 1899), die Säte 
feines Minimaltarifs bloß zum Zeil bewilligt hat, nur als ein Erfolg zu 
bezeichnen, ein Erfolg, der zugleich die Behauptung nicht beftätigt, daß der 
Minimaltarif tet? die Grundlage der Verhandlungen abgeben werde; und 
wenn Frankreich für den Vertrag vom 25. Juli 1895, durch den es feinen 
Zollrieg mit der Schweiz beendigte, feinen Minimaltarif in etwa 30 Zolls 
fäßen autonom herabſetzte, jo beweiſt diefe Thatjache noch nicht das Gegen 
teil; fie ift nicht anders zu beurteilen als jede Tarifänderung, d. h. nach 
ihren Gründen. Iſt fie mit Nüdficht auf mindeften® gleichwertige Gegen- 
fonzejfionen erfolgt, jo kann fie auch nicht ein Mikerfolg genannt werben. 
Jedenfalls ijt beim Doppeltarifiyftem der angedeuteten zweiten Art eine 
Anderung eines Minimaltarif3 jo wenig eine „Durchlöcherung des Principe”, 
daß fich im Gegenteil Fälle denken laffen, wo gerade ein erjtrebtes Haupt— 
ziel der Handelöpolitif am leichteften auf dem Umwege einer gejeßlichen 
Anderung eines Minimaltarifs fich erreichen Läßt. 

Auch die franzöſiſche Handelspolitik kann nicht zum Beweis eines une 
bedingten Miklingens des Doppeltarifigitems herangezogen werden. Wenn 
Granfreih in feiner Ausfuhr im Jahre 1894, dem Jahre des größten 
Tiefitandes jeineg Außenhandels, um 13,8 %o Hinter dem Jahre 1891 zurück— 
blieb, jo war das auch um 11%o in England der Yall, und wenn es erft 
im Jahre 1899 den Stand feiner Ausfuhr im Jahre vor Erlaß feines 
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Doppeltarifeg wieder erreichte, fo trifft es auch in diefer Beziehung mit 
jenem Freihandelälande zufammen. Wie jchon diefer Vergleich Bedenken 
wedt, die Entwidlung des franzöſiſchen Handels im lebten Jahrzehnt mit 
der Tranzöfiichen Zollpolitif in unmittelbaren Zufammenhang zu bringen, 
jo würde e8 in noch höherem Maße willkürlich fein, den in England und 
in Frankreich nicht ganz gleichen Grad des Niederganges und des Auf- 
ſchwungs aus der Handelapolitif zu erflären; es ift das um jo mehr der 
Fall, als bekanntlich gerade in dem zu einer gewifjen Selbjtgenügjamteit 
neigenden Frankreich zahlreiche andere Erflärungsgrände für derartige Unter- 
jchiede vorhanden find. Zugleich darf aber nicht überjehen werden, daß 
ein Hauptziel, das mit der neuen Zollpolitif in Frankreich verfolgt wurde, 
erreicht worden ift: im Gegenfag zu England und Deutjchland ift die Ein- 
fuhr in Frankreich, und zwar vor allem die an Lebensmitteln und Fabrifaten, 
ſtark zurüdgegangen, von 3814 Millionen Mark im Fahre 1891 auf 3374 
Millionen Markt im Jahre 1899, und durch dieje auf reichlich 12 %0 ſich 
belaufende Einfuhrabnahme in Berbindung mit dem zwar fpäten und 
langjamen Anwachfen der Ausfuhr ift der Einfuhrüberfchuß, der zu gleicher 
Zeit in England von 2,3 auf 4,7 Milliarden Mark, in Deutjchland don 
faft 1 Milliarde auf jaft 1" Milliarden anfchwoll, in Frankreich auf ein 
Viertel, von 1 Milliarde Marl im Jahre 1891 auf "/s Milliarde Mark 
im Jahre 1899 herabgegangen; mögen auch die Ziffern einer ſog. paifiven 
Handelsbilanz an fich geringen Wert befißen, e8 darf doch diefer erhebliche 
Unterfchied in der Handelsentwidlung, der in der Vorliebe der Franzoſen, 
Kapital wie Menjchenkraft im Inlande zu verwerten, wurzeln dürfte, nicht 
ganz unberüdfichtigt bleiben, zumal da er erftrebt wurde. 

Wenn aber auch die in Deutfchland allein zur Erörterung ftehende 
Art des Doppeltarifigftems auf Grund der oft herangezogenen franzöſiſchen 
Erfahrungen fchwerlich mit Recht verdammt werden kann, jo dürfte ihr doch 
andererjeit? faum die Bedeutung zukommen, die ihr in jo weiten Kreiſen zu= 
gemefjen wird. Handelt es fich doch nur um eine frage taftifcher Art, um eine 
Frage, die nicht das Ziel betrifft, jondern nur die Wege, die zum Ziele führen. 

Als unbeftritten kann e8 wohl angenommen werden, daß ein autonomer 
Doppeltarif die parlamentarische Behandlung eines Tarifvertrages, der die 
Mindeitjäge nicht Überfchreitet, erleichtert. Bisher, ohne Doppeltarif, war bei 
Handelöverträgen die Lage eine mißliche für Regierung und Reichdtag. Der 
Reichstag kann, da jede, auch die Eleinfte Anderung, den fremden Staat feiner 
Bertragäverpflichtung entbindet, einen Handelsvertrag nur im ganzen annehmen 
oder im ganzen ablehnen. Macht er von feinem Ablehnungsrecht Gebrauch, jo wird 
damit die Regierung in eine unangenehme Lage gebracht; es wird ihr nicht nur 
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durch eine mühjame, langwierige Arbeit, die vielleicht in ihren Hauptteilen 
dem deutjchen Volke unbeftrittene Vorteile gebracht Hätte, ein Strich gemacht; 
fie wird dadurch zugleich auch Leicht in internationale, in ihrer Tragweite 
ſchwer zu überblidende Komplikationen verwidelt, um fo leichter, als der 
gleichzeitige Ablauf vieler Handelöverträge in Verbindung mit den aus den 
Meiftbegünftigungsverhältniffen erwachjenden zahlreichen Wechjelbeziehungen 
jeden einzelnen Handelävertrag zum Gliede eines größeren Ganzen macht. 
Die Aufftellung eines Minimaltarii® würde beide Teile aus dieſer Zwangs— 
lage befreien, dem Reichstag einen ihm bisher fehlenden Einfluß auf die 
Feftfegung der einzelnen Zollfäge einräumen, die Regierung erlöſen vom 
Damoklesſchwert einer Vertragsablehnung. Und auch eine Anderung des 
Minimaltarifs würde vielfach Leichter fein, ald die Durchbringung eines ume 
fangreichen, jchwer in feinen Kredit- und Debet-Poften abzuwägenden Vertrags» 
werfes, da fie fich ftet3, wie in Frankreich, nur auf wenige Pofitionen be— 
ziehen wird, denen eine leicht zu überjehende Anzahl ganz bejtimmter Gegen- 
fonzeffionen gegenüberfteht, und da dieſe Gegenkonzeffionen ſtets auch be= 
trächtlich fein werden, weil font die Regierung zu einem Berfuch der Ab: 
änderung des Minimaltarif3 faum fich veranlaßt jehen dürfte, Damit ift 
zugleich angedeutet, wie ein Minimaltarif dazu dienen fann, die Kaufkraft 
der eigenen Zugeftändniffe zu erhöhen, ftatt fie au mindern. 

Es wird ein größere® Maß von Zugeftändniffen eines fremden Staates 
nötig fein, eine Regierung zu bewegen, einen beftimmten, vielleicht Schwierig 
feiten in der inneren Politik bietenden Punkt in ihren eigenen Zugeftändnifien 
zu überjchreiten, wenn damit die Notwendigkeit einer Gejegesänderung ver- 
bunden ijt, ala wenn das nicht der Fall iſt; und der Volfsvertretung gegen- 
über wird die Stellung der Regierung dadurch erleichtert, daß fich ihr, 
wie gejagt, Harer und genauer veranjchaulichen läßt, was für endgültige 
Vorteile oder Nachteile von der Gewährung oder Nichtgewährung weniger 
verhältnismäßig geringfügiger Zollermäßigungen abhängen; die Volks— 
vertretung kann jo dor eine Alternative gejtellt werden, die das Gefühl 
der Verantwortlichkeit bedeutend erhöhen muß. 

Sit es jo unzweifelhaft ein gewifler Mangel gegenjeitigen Vertrauens, 
der das Doppeltarifiyftem für die parlamentariiche Behandlung eines Handels— 
vertrages eine taktische Bedeutung gewinnen läßt, die vielfach unterfchäßt 
werden dürfte, jo ift diefer Mangel an Vertrauen befanntlich auch der 
Hauptgrund, der die ntereffenten zur Forderung eines Minimaltarifs ver— 
anlaßt Hat. Diejer Mangel an Bertrauen trat nicht nur in der Land— 
wirtjchaft, jondern auch in der Induſtrie hervor. Beide wollten fich für 
künftige Fälle fichern vor unliebjamen Überrafchungen, vor Vereinbarungen, 
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die fie für eine fchwere Schädigung ihrer berechtigten Intereſſen halten. 
Zu diefem Präventivgwed haben Landwirtichaft und Induſtrie aber nicht 
ganz die gleichen Wege eingefchlagen. Die Induftrie jucht dor allem die 
erwünſchte Sicherung in einer engen und dauernden Berbindung mit der 
Regierung dor und während den Verhandlungen; die Landwirtſchaft da= 
gegen Hat dem „Wirtichaftlichen Ausſchuß“ Kein befonderes Vertrauen ent« 
gegengebracht und ſucht vielmehr die erwünſchte Sicherung im Minimal- 
tarif, für den die Induſtrie nur vereinzelt eingetreten iſt. Diejer 
Stellungnahme entiprechend ift im vorliegenden Tarifentwurf nur die Land— 
wirtfchaft mit Mindeftzollfägen bedacht worden. Wie aber von vornherein 
anzunehmen war, und zahlreiche Hundgebungen bereits beweijen, fann ein 
einfeitiger Minimaltarif für Getreidezölle auf Annahme kaum rechnen; denn 
die Induſtrie wird ihm nicht zuftimmen, weil er nur die für die Induſtrie 
vom Auslande zu erlangenden Zollermäßigungen jchmälern kann, ohne ihr da= 
durch einen Erſatz zu bieten, daß er die von ihr gewünschten Zölle auch garantiert. 
Das von der Regierung den Wünfchen der Interefjenten ſcheinbar angepaßte Kom— 
promiß muß daher der Induftrie den alternativen Wunfch aufdrängen, entweder 
— wie die Eifen- und Stahlinduftriellen — auch für fi) Mindeftzollfäge und 
damit einen allgemeineren Doppeltarif zu erftreben, oder nach einer gänzlichen 
Befeitigung der Mindeitzollfäge zu trachten. So wird man in Induftrie 
und Landwirtjchait zur Yortfegung der Sammlungapolitif auf eines der 
beiden Sicherungsmittel vor Überrafchungen fih einigen müffen. Es ift 
wahrjcheinlih, daß man beiderſeits auf eine einmalige, mehr auf ein 
Machtwort als auf Gründe fich ftüende Einwirkung auf die Regierung 
durch Aufftellung eined Minimaltarif8 verzichten und beiderſeits fich be— 
gnügen wird mit einer dauernden vertraulichen Beeinfluffung derſelben 
durch jachverftändige DVertrauengmänner. Es ift das wahrjcheinlich, nicht 
nur darum, weil ein weit über das Ziel hinausſchießender Widerſpruch fich 
gegen den befchränkten Minimaltarif erhoben Hat, jondern Hhauptjächlich 
auch darum, weil die Mindeftjäge für die Getreidezölle bereits jetzt gewiſſer— 
maßen ihren Zwed erfüllt Haben; fie haben aller Welt gezeigt, bei welcher 
Grenze ein verftärkter Widerftand bei den Verhandlungen fich geltend machen 
wird; und es ift in diefem Zufammenhange nur zu bedauern, daß der Ente 
wurf an bie Öffentlichfeit gezogen ift, wo er noch nicht als Anficht der 
Regierung, ſondern nur als Anficht einzelner ihrer einflußreichen Organe 
angejehen werden darf. Mit diefer Anficht wird aber vorausfichtlich zu 
rechnen fein, ob die Minimaljäße bejtehen bleiben oder gejtrichen werden. 

Ob aber die Enticheidung in der einen oder anderen Richtung aus— 
fällt, ob ein allgemeiner oder bejchräntter Doppeltarif feſtgeſetzt wird, 
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oder ob ein Minimaltarii — wie man fich ausgedrüdt hat — nur in den 
Akten gehalten und öffentlich allein ein Einheitstarif aufgeftellt wird, dürfte 
nicht von der Bedeutung fein, wie in fo vielen Grörterungen angenommen 
wird. Wie ein Minimaltarif ebenſowenig wie jeder andere autonome Tarif 
unabänderlich ift, jo bleiben andererjeits bei der Öffentlichkeit, in der das 
Mirtichaftsleben mit feinen Kämpfen fich heute abipielt, und bei der großen 
Zahl der bei der Vorbereitung der Handeläverträge Mitwirkenden und In— 
tereffierten,, die für die wichtigjten Handelsartikel erreichbaren Mindeſtzölle, 
auch wenn fie nicht geſetzlich firiert werden, fachverftändigen Unterhändlern 
nicht lange unbelannt. Höchſtens Zeitpunkt und Umfang ihres Belannt- 
werdend find etwaß verjchieden, ob aber die Mindeſtſätze über den Kreis 
der Unterhändler hinaus im Publikum bekannt werden und ob fie den 
Unterhändlern kürzere oder längere Zeit vor oder gar erit während der Ver— 
Handlungen näher befannt werden, ift nicht von ausfchlaggebender Wichtig- 
feit. Weit wichtiger ift das fachliche Moment, daß ein beträchtlicher Spiel- 
raum fich ergiebt zwifchen den durch einen Vertrag zu erreichenden Mindeft- 
ſätzen und den drohenden Höchſtſätzen des autonomen Tarife. Bei gleich 
geſchickten Mandvrieren wird die Ausficht auf vorteilhafte Handelsverträge 
weit mehr gejcehmälert durch die Verringerung der Spannweite zwijchen den 
ohne Konzeffionen und den nur durch Konzeſſionen erreichbaren Zolljägen, 
als durch ein’etwas früheres oder jpäteres Bekanntwerden der erreichbaren 
Mindeitjäße. 

Die Spannweite aber wird in höherem Maße ala durch den Minimale 
tarif, ob diefer num in den Akten bleibt oder veröffentlicht wird, beftimmt 
durch den die Höchitjäge enthaltenden Tarif. Diefer Tarif — in einem 
Falle General», im anderen Marimaltarif — hat die Doppelauigabe zu 
erfüllen, nicht nur als Grundlage für Verhandlungen, fondern auch für den 
Fall geeignet zu fein, daß die Verhandlungen dem einen oder anderen 
Staate gegenüber nicht zu einem beiriedigenden Abſchluß Führen, er darf 
daher weder jo niedrige Sätze enthalten, daß er vom Auslande überhaupt 
nicht zu fürchten ift, jondern bereits gewiffermaßen die Quinteffenz der er- 
reihbaren wertvollen und kaufkräftigen Zugeftändniffe vorweg nimmt, noch 
jo Hohe Zollfäße, daß fie ala in den Produftionsverhältnifjen der be— 
treffenden Erwerbözweige nicht bedingte Zölle, ala Kampfzölle aufgejaßt werden 
müffen, wie es beim franzöfifchen Marimaltarif der Fall war, der gegen- 
über den bisherigen Süßen eine durchfchnittliche Zollfteigerung von 70 %/o 
aufwies. Gr muß daher eine gewiſſe Mittellinie innehalten und mög— 
lichjt genau den konkreten Produftionsverhältniffen jedes einzelnen Produf- 
tionszweiges angepaßt werden, mit dem Zweck, möglichft einen Ausgleich 
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zu Schaffen Für die Unterfchiede, die in den Produftionsbedingungen zu Un— 
gunften des Inlands gegenüber den Hauptlonkurrenzländern beftehen. 

Die Feitftellung ſolcher Produftionskoftendifferenzen kaun nur auf 
Grund eingehendfter Betrachtung jedes einzelnen Produktionszweiges erfolgen, 
niemal® ganz einwandäfrei, jtets nur annäherungsweiſe. Es ift daher auch 
faſt ebenfo unmöglich, über die Säbe des Entwurf allgemein zu urteilen, 
wie im Rahmen eines kurzen Referat? auf Einzelheiten fich einzulaffen. Es 
ſoll jedoch eine Ginzelheit nicht unerwähnt gelaffen bleiben, obwohl auf 
ihre Begründung Hier nicht näher eingegangen werden fann: es jcheinen 
mir die im Zarifentwurf eingejegten Zölle von 6 Mark für Roggen und 
61/8 Mark für Weizen im Hinblid auf die fligzierte Doppelaufgabe diejes 
Tarifs — indbefondere den Vereinigten Staaten gegenüber — nicht zu hoch zu 
fein; ift doch Hinter dem Durchſchnittspreis aus einer bis zur Gegenwart 
reichenden Periode, die ebenfoviel Jahre vor wie nad) dem plößlichen 
Einfegen der überſeeiſchen Getreidefonkurrenz enthält und in der die Be— 
wertung des Grund und Bodens für den weitaus größten Zeil der land— 
wirtfchaftlich beſtellten Fläche in Deutichland erfolgt ift, der MWeizenpreis 
um 7a Mark, der Roggenpreis um 6 Mark für den Gentner in den Jahren 
1892/93—1899/1900 unter der Herrichaft der ermäßigten Getreidezölle 
zurüdgeblieben. 

Wenn aber doch über den vorliegenden Entwurf ein allgemeines Urteil, 
das nicht nur den Auafluß einer allgemeinen politifchen Stimmung bildet, 
gefällt werben foll, jo müflen den Maßſtab die Zarife des Auslandes 
bilden. Im DBergleich zu ihnen fann das Urteil nur das fein, daß 
die Erhöhungen der Zolljähe fich in mäßigen Grenzen halten, find doch 
fehr viele Zollſätze diefelben geblieben, ja ftehen doch den Zollerhöhungen 
auch Zollermäßigungen gegenüber, wenn fie fich auch zu jenen etwa verhalten 
wie 1 zu 6. Gewiß tft der Tarifentwurf vielfach verbefferungsfähig und ver» 
befferung3bedürftig. Insbeſondere werden mancherlei Anderungen infolge des 
Sntereffengegenfaßes der Produzenten von Rohſtoffen, Halb» und Ganzfabri- 
faten nötig werden. Im allgemeinen wird man auch jagen können, daß mög» 
Lichft die Ausfuhr von Ganziabrifaten gegenüber der von Robftoffen und Halb» 
Tabrifaten zu begünftigen, alfo eine Entwidlung zu fördern fei, wie fie fich 
bereit3 angebahnt hat; ift doch die Fabrifatenausfuhr Deutſchlands von 1670 
Millionen Mark im Jahre 1880 auf 2982 Millionen Mark im Jahre 
1900 geftiegen, während gleichzeitig die Ausfuhr von Rohitoffen, Nahrungs- 
und Genußmitteln von 43,3% auf 35,1% der Gefamtausfuhr berab- 
gefunten ift. Aber auch hier ift mit einer ftarren Formel nicht? gemüßt. 
Kann das Halbfabrifat die Konkurrenz des Auslandes nicht aushalten, jo 
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hat auch die Begünftigung des Tyertigiabrifates nur geringen Wert. Die 
wirtjchaftliche Entwidlung des Auslands ift aber zum großen Teil gerade 
auf der Stufe angelangt, daß bei den Halbjabrifaten die Konkurrenz viel— 
fach bejonders empfindlich hervortritt. Es kommt daher auch in dieſer 
Hinfiht auf Einzelunterfuhungn an. Mögen fie auch manche Er— 
mäßigungen und manche Erhöhungen von Zollfäßen noch rechtfertigen, im 
ganzen erblide ich doch im Entwurf einen Tarif, der der ffiszierten 
Doppelaufgabe gerecht wird. 

Gin folder auf den Inlandsmarkt berechneter, den Inlandsmarkt 
der heimiſchen Produktion möglichſt umfaffend fichernder Tarif, wie ich 
ihn im wejentlichen im Entwurfe erblide, bildet nun die Grundlage für 
die auf den Auslandsmarkt fi) beziehenden Verhandlungen zum Ab— 
ihluß von Zarifverträgen. Das Ziel diefer Verhandlungen muß natürlich 
fein, nicht etwa, wie man früher annahm und auch Heute noch oft glaubt, 
den Mitkontrahenten möglichft zu übervorteilen, jondern auf der Grundlage 
noller Billigkeit und Gegenfeitigfeit wertvolle Zugeftändniffe durch gleich- 
wertige zu erwerben; denn auch im Leben der Völker trägt nur die Ge- 
ichäftsverbindung, die beide Zeile befriedigt, die Garantie der Dauer in fich, 
die hier noch wertvoller ift ala in der engeren Privatwirtichaft. 

Daß es bei folcher Auffaffung überhaupt unmöglich fein fol, auf Grund 
des vorliegenden Zarifentwurfe® zum Abjchluß irgend welcher Handels— 
verträge zu gelangen, läßt fich bei dem MWiderftreit der Intereſſen der 
Länder, mit denen der Abjchluß von Berträgen in Trage kommt, nicht 
annehmen. Das Intereſſe am Abſchluß von Handeläverträgen ift — wie 
wir noch fehen werden — keineswegs ein einfeitig deutiches; und wo die 
Meiftbegünftigung nicht ftörend eingreift, verftärkt ein jeder Vertragsabſchluß 
das Aintereffe der anderen Staaten an Erneuerung der Handeläverträge be= 
deutend. So iſt die Gefahr, daß der die Höchftfäge enthaltende Tarif 
allein in Kraft tritt, nicht groß. Nur eine allgemeine, ausnahmsloſe prin= 
cipielle Abneigung, neue Handelsverträge abzufchließen, könnte fie herbei» 
führen. Sie anzunehmen, liegt ein Grund nicht vor. Sit fie aber vor— 
handen, dann ift die Forderung neuer Handelsverträge überhaupt vergeblich. 
Sit fie nicht vorhanden, fo ift bisher nicht zu erfennen, warum der Ab— 
ſchluß neuer Verträge praftijch dadurch vereitelt werden ſoll, daß an Ges 
treidezöllen feftgehalten wird, wie fie in gleicher Höhe in Frankreich, Stalien, 
Spanien und Portugal ohne große Schwierigkeiten aufrecht erhalten worden 
find und wie fie in Deutichland in den Jahren 1887—1892 beftanden 
haben, ohne die furchtbaren Wirkungen zu zeitigen, die auszumalen man 
heute nicht müde wird. Zumal da es noch keineswegs bewieſen ift, daß 
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die durch Getreidezoll-Erhöhungen verurjachte VBerteuerung der Lebenshaltung 
nicht aufgewogen wird durch die Belebung des Arbeitsmarktes, die jede 
Minderung oder gar Befeitigung des Niedergang eines großen Erwerbs— 
zweiges zur Folge hat, verdienen vom Standpunkte der allgemeinen Inter— 
eſſen unzweifelhaft Handelsverträge, die durch mäßige Erhöhungen der 
Getreidezölle die heute faum noch geleugnete landwirtichaftliche Notlage 
lindern, den Vorzug vor ſolchen Handelsverträgen, die auf die Bedrängnis 
des größten Erwerbszweiges des Landes keine Rüdficht nehmen. Sie 
würden diefen Vorzug fogar dann verdienen, wenn fie im Auslande nicht 
ganz diejelben Zollermäßigungen erreichten, denn — von einzelnen Aus» 
nahmejällen abgejehen — find Eleine Unterfchiede in der Zollhöhe für bie 
Ausfuhr von geringer Bedeutung, wenn nur Stabilität erzielt und eine 
nachteilige Differenzierung vermieden wird. 

Wie man dem ftärkjten Gegner möglichft zu Anfang, in voller Rüſtung 
und in ungejchwächter Kraft, entgegentritt, jo gilt es auch in der Handelä- 
politif zuerft dort, wo es am fchwerften ift, die Entjcheidung herbeizuführen. 
Sp hat e3 jeinerzeit auch England gemacht; mit dem einzigen an Leiſtungs- 
fähigkeit ihm damals nahe kommenden Rivalen, mit Frankreich, ſchloß es 
im Jahre 1854 den erjten modernen Handelsvertrag ab, der vorbildlich 
war für alle fpäteren, und es begnügte fi) aladann im Bewußtſein feiner 
Überlegenheit allen anderen Ländern gegenüber mit bloßer Meiftbegünftigung. 
Nicht ebenſo ift Deutjchland vor zehn Jahren vorgegangen. Es begann 
vielmehr die Handelsvertragsverhandlungen mit dem politiih ihm am 
nächiten ftehenden Staate, mit Djterreich-Ungarn, von dem es jedenfalls 
im internationalen Wettftreit nicht allzuviel zu fürchten hatte, wenn es auch 
mit ihm nicht leicht zu einer Einigung gelangte. In langwierigen Ver— 
bandlungen wurde ſorgſamſt Zugeftändnis gegen Zugeſtändnis abgewogen. 
Uber nachher wurde doch ein Strich durch die Rechnung gemacht; alle 
Mühe war vergeblich, alles Schadhern umſonſt. Denn die don beiden 
Seiten teuer erlauften Zollermäßigungen wurden auf Grund der Meift- 
begünftigungsflaufel alsbald verallgemeinert, hier Ofterreich-Ungarns, dort 
Deutichlands Rivalen — meift ohne Berhandlung und ohne Entgelt — 
eingeräumt. So hat Öfterreich- Ungarn von der Getreidezgollermäßigung 
von 5 auf 3Y/e Mark, die Deutjchland zu feinen Gunften vornahm, über« 
haupt jo gut wie feinen Vorteil gehabt, jondern nur feine überlegenen Kon— 
furrenten, die Vereinigten Staaten, Argentinien und Rußland. Und ähnlich 
ift es in vielen Artikeln Deutjchland ergangen. Ein unbedeutendes, doch 
ihlagendes, von Dr. dv. Peez angeführtes Beifpiel bietet der Gierhandel. 
Die Bindung des Eierzolls in Öfterreich-Ungarn ift nicht Deutfchland, das 
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fie mühſam durchjegte, jondern Rußland, dem fie mühelos durch die Meift- 
begünftigung in den Schoß fiel, zu gute gefommen; hat doch Djterreich- 
Ungarn im Jahre 1899 nur 444 Doppelcentner Eier aus unjerem Vaterland 
bezogen, faft den taufendfachen Betrag aus dem Zarenreih,. Die Ehre der 
Priorität beim Abjchluß von Handelsverträgen ift jo beiden Staaten etwas 
toftjpielig zu Stehen gefommen; fie bringt leicht für den Schwachen und 
Unvorfichtigen — wie man vor einem Jahrzehnt bereit in frankreich 
empfand — das jchwere Rifito mit fich, die Saat, die man fäet, nicht 
jelbft zu ernten, jondern einem müßig bdreinfchauenden Dritten lachend 
davontragen zu jehen. Bisher „fuhr am beften“ — wie v. Peez gejagt 
hat — „jener Staat, der entweder zuletzt verhandelte oder gar feinen Ver— 
trag abichloß: er Hatte alle Unterhändler der andern Staaten für fich 
arbeiten laffen und gleichjam zu feinen Agenten gemacht; er hatte, ohne 
jelbjt da8 Geringfte zu opfern, die Ergebniffe und gegenfeitigen Zugeftänd- 
nifje aller andern vertragichließenden Länder eingeheimit.“ 

Soldhe Erfahrungen, in denen neben dem bereits erwähnten Grunde 
die Unzufriedenheit mit dem deutſch-öſterreichiſchen Vertrage im lebten 
Grunde wurzelt, Haben mit Recht in Deutjchland wie in Öfterreih-Ungarn 
die Forderung laut werden laffen, die Regierung möchte Borforge treffen 
gegen eine Wiederholung ähnlicher Enttäufchungen. Das kann — zum Teil 
wenigſtens — dadurch gejchehen, daß die Handelsvertragsverhandlungen 
zunächit mit dem wirtſchaftlich Stärferen eingeleitet werden, d. 5. daß, 
ehe die Tarifverträge mit den mitteleuropäifchen Staaten erneuert werden, 
Klarheit geichaffen wird in den handelöpolitifchen Beziehungen zu dem 
Lande, da& in der deutichen Einfuhr die erſte Stelle einnimmt. Cine 
jolche Regelung unſerer Handelöpolitiichen Beziehungen zu den Vereinigten 
Staaten, bie, aller Freihandelötheorie zum Trotz, feit dem vorigen Jahre 
nicht mehr allein im Hochſchutzzoll, jondern zugleih au im Ausfuhr- 
handel an der Spike aller Völker marjchieren, ift darum noch befonders 
geboten, weil die handelspolitifchen Beziehungen zwifchen Deutjchland und 
den Vereinigten Staaten im le&ten Jahrzehnt nicht nur thatfächlich vielfach 
unbefriedigend gewejen find, jondern bekanntlich auch rechtlich) mannig— 
jacher Klärung bedürftig, wa® nur zum Zeil und mur vorläufig ge- 
ändert worden ift durch das jüngite deutfch-amerilanifche Abfommen vom 
10. Juli 1900. 

Entjchließen fich die Vereinigten Staaten — und das hängt nicht in 
erfter Linie vom Präfidenten ab, deffen Jnitiative in ragen der Handels— 
politik jehr beſchränkt iſt — den vertragsfeindlichen Standpunkt des Dingley- 
Geſetzes, das nur in dem engften Grenzen Zugejtändniffe für ſog. Gegen- 
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feitigfeitäverträge ermöglicht, zu verlaffen, jo wird der Erfolg der Verhand- 
lungen über einen Tarifvertrag hauptjächlic) davon abhängen, inwieweit fie 
die don ihnen jo gepriefene Reciprocität nicht nur.zu ihren Gunften, jondern 
auch zu ihren Laften anerkennen. Was BZollermäßigungen anlangt, jo ift 
die Ausfiht nur gering. Wenn die Bereinigten Staaten auch vielleicht 
dazu zu bewegen find, einige der höchſten Zollfäge, die 50—100 %/o des 
Marenwertes betragen, berabzujegen; an die Herftellung einer gewiſſen 
Gleihmäßigkeit im beiderfeitigen Durchſchnittsniveau der Zollſätze, die dort 
nach verfchiedenen Berechnungen 4—7 mal jo hoch find, wie bei uns, ift 
einftweilen faum zu denken; dazu ift die Schußzollbewegung, die von fo 
außerordentlichen Erfolgen begleitet gewejen ift, noch viel zu kräftig, dazu 
find auch die jaft nur aus Zöllen zu dedenden Bundesausgaben in zu 
ichnellem Wachstum begriffen. 

Bleibt aber ein ftarfes Mikverhältnis im Niveau der beiderfeitigen 
Zölle beftehen, jo find wir um fo mehr berechtigt zu vereinzelten Zoll- 
erhöhungen. Ein Land, das ſelbſt innerhalb eines Jahrzehnts zweimal 
feine Zölle im ftärkjten Maße erhöht hat, ohne daß wir Reprefjalien er- 
griffen haben, kann unmöglich beanjpruchen, daß wir feinetiwegen davon ab- 
jehen, aus fachlichen Gründen etwa unſere Getreidezölle zurüdzuführen auf 
die Höhe, die fie vor dem Abichluß der Gaprivifchen Handeläverträge ein- 
nahmen. Das Mißverhältnig im Zollniveau ſtärkt unjere Stellung aber 
noch in anderer Hinfiht. Begnügen wir ung mit jeiner bloßen Mtilderung, 
fo können wir um jo mehr jormelle Reciprocität verlangen. 

Um fie Handelt es fich in dreifacher Hinficht. Eritens ift e8 von 
wejentlicher Bedeutung, daß auf beiden Seiten annähernd gleichmäßig auf 
das Selbſtbeſtimmungsrecht in Zollfachen verzichtet wird. Bindet die eine 
Seite ihre Zollfäge, jo muß das auch einigermaßen entiprechend auf der 
anderen Seite geichehen, dürfte doch Hjalmar Schacht zuzuſtimmen jein, 
daß das große Zurüdbleiben unferer Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten 
hinter unferer Einfuhr aus ihnen in den legten zehn Jahren zum Zeil 
darauf zurüdzuführen ift, -daß die deutfchen Zollverhältnifje jtabil blieben, 
während die amerifanifchen in beftändiger Änderung — vom Mac Kinley- 
zum Wilfon- und vom Wilfon- zum Dingley-Tarif — begriffen waren. 
Zweitens ift die Hauptquelle der Verſtimmungen zwijchen beiden Nationen 
zu verſtopfen. Es find Vorkehrungen zu treffen gegen die befannten Härten 
und Willfürlichkeiten im amerikaniſchen Zollverfahren. Gelingt «8 nicht, es 
durchzufegen, daß fie durch gejeßliche Anderungen gemildert werden, jo wird 
man es doch wohl ernjtlich in Erwägung ziehen müflen, die Reciprocität 
dadurch herzuftellen und dadurch fich in einer Kompenfationsmöglichkeit einen 
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gewiſſen Shut zu ſchaffen, daß man wenigfteng für einige für die Vereinigten 
Staaten bejonders wichtige Artikel dasjelbe Zollverfahren mit detaillierten 
Urjprungsatteften einführt. Am wichtigiten ift aber drittens die Frage der 
Meiftbegünftigung. 

Am Güterverkehr ift die Meiftbegünftigung bekanntlich längſt nicht 
mehr ein jeft und einheitlich geprägter Begriff. Zum Gegenftand der Ber- 
bandlungen geworden, ift fie vielmehr mannigfachen Modifikationen unter» 
zogen worden. Schon in deutjchen Verträgen ift fie verfchieden umgrenzt. 
Bekanntlich bezieht fie fih im Frankfurter Frieden nur auf beitimmte 
Länder; in verjchiedenen Verträgen mit mittel» und ſüdamerikaniſchen Staaten 
eritredt fie fich nicht auf ihre unmittelbaren Nachbarländer. Andere Staaten 
find weiter gegangen, am weiteiten bekanntlich die Vereinigten Staaten. Sie 
Ichließen die Dleiftbegünftigung aus bei allen Zugeitändniffen, „granted 
conditionally and for a consideration“, und gewähren den Mitgenuß 
von Zollermäßigungen, die fie einem Staate gegen Entgelt einräumen, 
anderen Staaten nur unter der Bedingung gleichartiger Zugeftändniffe; fie 
fichern dadurch jedem ihrer Zugeftändniffe jedem Staate gegenüber volle 
Kaufkraft, die ihm die in Europa übliche allgemeine Meiftbegünftigung 
nach Gebrauh einem Staate gegenüber raubt. So vielfach haben fie 
auh jonft noch die Meiftbegünftigung eingefchränft, daß fie bei ben 
Amerifanern — mie Borgius mit Recht jagt — zur einfachen Phraje 
geworden ift, zur bloßen jelbftverftändlichen Bereitwilligkeit, günftige 
Handelöverträge nach einem einmal gelungenen Worbilde auch jerner ab— 
zuſchließen. 

Zumal da die rechtliche Grundlage äußerſt zweifelhaft iſt, haben auch 
wir unter den gegenwärtigen Verhältniſſen feine Veranlaſſung, über die von 
den Bereinigten Staaten durchgeführte Auffaffung hinauszugehen; um fo 
weniger jollten wir uns veranlaßt jehen, den Bereinigten Staaten, wie bis 
vor furzem, einfeitig allgemeine bedingungsloje Meiftbegünftigung zu ges 
währen, als diefe — wie das Beifpiel Englands deutlich bewiejen hat — 
zum großen Vorteil ausjchlägt für den Starken, den Überlegenen. Das 
eigene Intereſſe wie der gerechte Grundfaß der Reciprocität gebietet eine 
Einſchnürung. 

Eine ſolche Einſchnürung iſt Hauptfächlich auf zweierlei Art möglich. 
Ein Weg, der den großen Vorzug bat, von den Bereinigten Staaten 
bereits in gewiffer Weile janftioniert zu fein, ift von Frankreich und Por— 
tugal gewiejen worden. In den Verträgen, die dieſe beiden Länder mit 
den Vereinigten Staaten in den Jahren 1898 und 1899 vereinbart haben, 
iſt die Meijtbegünftigung bekanntlich auf einzelne Artikel beſchränkt worden. 
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Ein zweiter Weg führt nicht zu einer fachlichen, jondern geographijchen 
Einſchränkung. Er befteht in der allgemeinen Ausſcheidung der Meift- 
begünftigung für den Güterverkehr mit unmittelbar angrenzenden Nachbar- 
ländern. Diefer im Princip jehr viel einfachere Weg ift zwar auch — wie 
erwähnt — jchon bejchritten worden, die Vereinigten Staaten aber haben 
fi bisher noch nicht mit ihm einverftanden erflärt, und es ift auch frag» 
lich, ob fie das je thun werden, weil der in allen anderen Beziehungen den 
Bereinigten Staaten zu gute kommende Unterfchied im Nachbarreichtum 
bier Deutichland einen Vorteil gegenüber allen anderen Ländern gewähren 
würde. Aber jei es, daß die Meiftbegüinftigung beiderjeitig pofitiv auf be» 
ftimmte Artikel, ſei es, daß fie beiderjeitig negativ durch Ausfcheidung ber 
ftimmter Gebiete beſchränkt wird — in beiden Fällen wird fie ihres für 
andere Länder verhängnisvollen Charakters entkleidet, in ihrer die Kaufe 
frait aller Zugeftändnifje anderen Ländern gegenüber mindernden oder gar 
aufhebenden Wirkung gemildert werden können. 

Don einer derartigen Beichränkung der Meiftbegünftigung wird nur 
dann abgejehen werden dürfen, wenn auch die Vereinigten Staaten ihre 
bisherige principielle Auffaffung der Meiftbegünftigung aufgeben und auch 
ung eine allgemeine bedingungsloſe Meiftbegünftigung zugeitehen wollen; 
in diefem Falle, der nach dem bisherigen Vorgehen der Vereinigten Staaten, 
3- DB. der Schweiz gegenüber, allerdings nicht wahrjcheinlich ift, dürfte die 
unberechenbare Sprunghaftigkeit der amerikanischen Entwidlung und bie 
gewaltige Konzentration der wirtfchaftlichen Macht in den großen Trufts, 
die ſtets, geftüßt auf die große Konſumkraft des Hochbezollten Inlands— 
markts, die Ausfuhr zu Schleuderpreifen auf die ſchwachen Punkte der aus— 
ländifchen Konkurrenten zu konzentrieren geftatten, Vorſicht in anderer Hin» 
ficht gebieten, nämlich eine Bindung der Zollfäße allgemein oder in einzelnen 
wichtigen Fällen nur auf kürzere Friſten, etwa auf fünf Jahre. 

So wünjchenswert e8 aber auch wäre, daß der Handelsverkehr zwijchen 
den beiden großen Bölkern, deren Warenaustaufch ſich auf etwa Y/s fomohl 
des gejamten Handels der Vereinigten Staaten, als auch beinahe des ge— 
famten deutfchen Handels beläuft, feſt geregelt würde, jo läßt fich doch nicht 
verhehlen,, daß die Ausfichten nicht groß find, durch einen Handelsvertrag 
eine gejunde Grundlage für diefen ausgedehnten Handel, der in den lebten 
zwanzig Jahren fich verdreifacht Hat, zu gewinnen. Es ift vielmehr zu be» 
fürchten, daß die Vereinigten Staaten nach wie vor aus der fie vor allen 
anderen Völkern auözeichnenden wirtjchaftlichen Univerfalität, die neuerdings 
mit faft gleicher Wucht in der Ausfuhr gewerblicher wie Iandwirtjchaftlicher 
Erzeugniſſe fich äußert, die Berechtigung ableiten, auf größere Zugeſtänd— 
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niffe irgendwelcher Art fich nicht einzulaffen. So iſt es wenig wahrſchein— 
ih, daß die Vereinigten Staaten, wenn fie heute überhaupt auf Berhand- 
{ungen über einen Tarifvertrag eingehen, Zugeftändniffe gewähren, die als 
vollwertiger Entgelt für die uns abverlangten Zugejtändniffe gelten Eönnen. 
MWahricheinlicher ift leider, daß die Vereinigten Staaten im jungen Gefühle 
der Überlegenheit, das Rückſichten nicht zu nehmen heißt, zu der in Zarif- 
bindungen liegenden Selbſtbeſchränkung — don den unmefentlichen bis— 
herigen Ausnahmen abgeſehen — fich überhaupt nicht bereit finden laffen 
werden. Dann wird nichts anderes übrig bleiben, als den Generaltarif und 
im Falle eined Doppeltarifiyjtems den ihm im wefentlichen entiprechenden 
Marimaltarif ihnen gegenübergur Anwendung zu bringen, und das jet natürlich 
voraus, daß gleichzeitig Deutfchland von der Anwendung unbeſchränkter Meift- 
begünjtigung auf den deutjch-amerifanifchen Güterverkehr abfieht. 

Es fragt fih, ob das als feindliches Vorgehen von den Bereinigten 
Staaten aufgefaßt werden könnte. Rechtlich ficherlich nicht. Nach Ablauf 
des zeitlich begrenzten jüngjten Abkommens ift Deutichland auch nach der 
amerifanifchen Rechtiprechung durchaus berechtigt, von der Anwendung un— 
beichränfter Meiftbegünftigung auf den deutich-amerifanischen Güterverkehr 
abzufehen; denn nach den Erklärungen verantwortlicher Bertreter der Ver— 
einigten Staaten befteht ein Meiftbegünftigungsverhältnis, und zwar ein 
ftarf verflaufulierte®, nur zwiſchen den Vereinigten Staaten und Preußen, 
nicht dem gefamten Deutjchen Reich, ift alfo jchon wegen der thatjächlichen 
Unmöglichkeit der zollpolitifchen Ausjonderung Preußens praktiſch jo gut 
wie unwirkſam. Zumal da Deutichland von den Vereinigten Staaten jo 
manche Ginjchränkungen der Meiftbegünftigung über fich hat ergehen Lafien, 
würde unter den obmwaltenden Berhältniffen eine ſtarke Ginjchnürung der 
Meiftbegünjtigung im Güterverkehr nur dem von den Vereinigten Staaten 
fo nachdrüdlic; und beharrlich verjochtenen Grundſatz der Reciprocität 
entiprechen. Ebenſowenig fann es als ein feindlicher handelapolitifcher Akt 
auögelegt werden, wenn nach einem Mißlingen der in befter Abficht ge— 
führten Handelövertragsverhandlungen den Vereinigten Staaten gegenüber 
ein nad) den erörterten Gefichtspunften aufgeftellter deutfcher Generaltarif 
in Kraft gejegt würde, deſſen Durchſchnittsſätze ſtets weit zurüdbleiben werden 
hinter den Zollfägen des Dingley-Tarifes. Es würde das auch den Vor— 
teil zur Folge haben, daß in der Einführung zwar unbequemer Urſprungs— 
zeugniffe fich ein bisher jehlendes Mittel darbieten würde, den bis zur 
Unerträglichkeit gejteigerten Schifanen der ameritanifchen Zollverwaltung 
entgegenzuwirfen, falls auf dem Wege von Verhandlungen und Borftellungen 
die nötige Abhilfe fich nicht erzielen ließe. 
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Aber wenn auch fachlich ein jolches Vorgehen Deutjchlands Verletzendes 
und Heraußforderndes nicht haben fünnte, weil es nur veranlaßt werden 
würde durch die Weigerung der Vereinigten Staaten, einen annehmbaren 
Handelövertrag abzuſchließen, und nur beftehen würde in der Annahme von 
Srundjäßen, die von den Vereinigten Staaten feit Jahren angewendet und 
als gerecht gepriefen worden find? — man befürchtet doch, e8 werde zu einem 
Zolllriege führen. Diefe Befürchtung ift entweder übertrieben, oder der 
Gefahr ift nicht zu entgehen. Ein Zolltrieg bringt ſtets — wie die Er- 
fahrung immer wieder gelehrt hat — beiden Zeilen die ſchwerſten Schädi- 
gungen; das würde hier in um jo höherem Maße der all jein, ala die 
Einfuhr der DVereinigten Staaten nach Deutjchland mehr ala doppelt jo 
groß ift, wie die Ausfuhr Deutichlands dorthin, diefe aber andererſeits zu 
einem nicht umerheblichen Zeile aus für unfere deutjche Volkswirtſchaft un- 
entbehrlichen und jchwer zu erjegenden Rohſtoffen beſteht, wie Rohbaum- 
wolle und Kupfer. Durch einen fo wenig im feiner Tragmweite zu über» 
Ichauenden Schritt die weiteften Kreife des Volkes — ohne Ausſicht auf 
entfprechende Kompenjationen — gegen fich aufzubringen, das wird ohne 
triftigften Grund feine Parteiregierung der Vereinigten Staaten wagen, 
jelbjt nicht wenn ihr ein Jingo als Berater zur Seite jtände, wie ber 
Senator Lodge, der am 7. Januar d. %. die bekannten Worte jprach: 
„Der Handeläfrieg mit Europa Hat bereit? begonnen; er faun nur mit der 
fommerziellen und wirtjchaftlichen Suprematie der Bereinigten Staaten 
enden.“ 

Sollte aber troß aller rechtlichen und taftifchen Bedenken und troß 
aller deutjchen Bemühungen um Berftändigung doch ein Zollkrieg die Folge 
des vorgefchlagenen deutjchen Vorgehens fein, dann bleibt nur der trübe 
Troft, daß der Gefahr nicht zu entrinnen war. Es fann eben der Beite 
nicht in Frieden leben, wenn e& dem böfen Nachbar nicht gefällt. Ringt 
fich die unfinnige Abficht durch, e8 zum Außerjten zu treiben, dann wäre 
dieſes traurige Ziel auch auf andere Weife erreicht worden; denn unmöglich 
könnte Deutjchland auf jedes Anfinnen der Vereinigten Staaten bedingungs— 
[08 eingehen; das ließe fich nicht mit der Ehre des deutjchen Namens und 
der Stellung ald Weltmacht vereinen; das wäre auch thöricht, denn nur 
der Geiſt unerjchrodenen Selbjtbewußtfeins, der ausfchließlich durch jachliche 
Gründe fich bejtimmen läßt, kann Eindrud machen auf echtes amerikaniſches 
Jingotum. Gin fachlicher Troſt aber bleibt darin beftehen, daß bie 
Reaktion nicht lange au&bleiben wird; dafür bürgt die Berfafjung der Ber: 
einigten Staaten. 

Wenn in ähnlicher Weile zunächft vollftändige Klarheit in den 
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Handelöbeziehungen zwiſchen dem Deutfchen Reiche und den Wereinigten 
Staaten gefchaffen würde, dann würden jpäter die Verhandlungen mit den 
anderen, inöbefondere den mitteleuropäifchen Staaten, ſehr viel leichter und 
wirkſamer geführt werden fönnen. Ob nun ein Handelövertrag zwiſchen 
Deutichland und den-BVereinigten Staaten zuftande käme oder ob der deutſche 
Generaltarif der großen nordamerifaniichen Republik gegenüber in Wirkſamkeit 
träte — in beiden Fällen würden die folgen weiterer vertragsmäßiger 
Zollermäßigungen deutlicher fich überfehen laſſen, ala e& bei den vielfach 
ungeflärten Verhältniſſen in den letten Jahren möglich war. Wirkt jchon eine 
folche Ausjchaltung unbeftimmter Faktoren werterhöhend auf die deutichen Zus 
geftändniffe, jo wird ihre Kaufkraft weiter erhöht durch jede Beſchränkung, die 
die allgemeine Meiftbegünftigung den Bereinigten Staaten gegenüber nad 
amerikanifchem Vorbilde vorausfichtlich in beiden Fällen erfahren würde. Auch 
it die Lage, auf die im einzelmen nicht eingegangen werden kann, Hier in allen 
diefen Staaten der alten Welt einfacher, weil das Wirtjchaitsleben in ihnen 
viel gleichartiger fich entwidelt und jchon mehr fich gefeftigt hat, als in der 
weiten neuen Welt jenſeits des Oceans. Im allgemeinen droht daher unferem 
MWirtjchaftsleben von dieſen Ländern feine wirkliche Gefahr. Bis auf ein- 
zelne befondere Ausnahmen ift deshalb auch ihnen gegenüber ein größeres 
Entgegenfommen möglich. Die Gewährung der vollen Meijtbegünjtigung, 
wie bisher, ftößt bier auf Feine Bedenken. Sogar die Beichränfung auf 
bloße Meijtbegünftigung könnte in Frage fommen. Ausschließlich ihnen 
gegenüber wäre auch eine Herabjegung der Getreidezölle unter die im Zarif- 
entwurf in Ausficht genommenen Mindeftfäge unbedenklich, denn dieſe 
Mindeftfäge jollen Unterjchtede in den Produftionsbedingungen ausgleichen, 
die nicht den mitteleuropäifchen Staaten gegenüber vorhanden find. 

Aus der weitgehenden Gleichartigkeit der Kultur und MWirtjchafts- 
entwidlung Mitteleuropas erwächſt aber vielleicht noch ein weiterer Vorteil. 
Es müſſen fi” von jelbft eine Reihe von Zöllen ausfondern, deren Er— 
mäßigung unter beftimmte Grenzen mit Rüdficht auf die Überlegenheit und 
Unberechenbarkeit der Vereinigten Staaten nicht geraten erjcheint. Wenn 
auch nicht alle, jo haben doch mehrere mitteleuropäifche Staaten ein ges 
meinjames, im Grade höchitens verjchiedenes Intereſſe, fich dor der Einfuhr 
von amerikaniſchem Getreide oder Vieh und Biehproduften, von amerifa= 
nifchen Sohlen, Eifen oder Stahl, von amerikanischen Majchinen, amerifa= 
nischem Leder, amerikaniſchem Papier ıc. zu fchüßen. Aus dem gemein 
famen Kern eines jolchen Intereffes erwächft auch das weitere, Vorkehrungen 
zu treffen gegen etwaige aggreifive Maßregeln der amerikanischen Handels— 
politi. Ob diefe nah Umfang und Grad allerdings nicht gleiche Inter: 
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effengemeinschaft durch fefte Vereinbarungen auch völferrechtlich fich zum 
Ausdrud bringen läßt, hängt in der Hauptfache von den politifchen Kon— 
ftellationen ab. Jedenfalls könnte nur aus folchen bejcheidenen, aus un« 
mittelbar vorliegenden gleichartigen Eingzelbebürfniffen entipringenden Keimen 
der Gedanke einer mitteleuropäifchen Zollunion zur praftifchen Verwirk— 
lihung langjam bHeranreifen, der in feinem Ziel fo verlodende, in feiner 
Durchſührung jo jchwierige Gedanke, den Bismard bereit? im Jahre 1880 
„das ideale Ziel, daß unferen handelspolitiſchen Transaktionen die Richtung 
anweiſt“, genannt bat, zu dem ein Jahrzehnt darauf nicht nur Gaprivi, 
fondern DBertreter fajt aller Parteien fich befannt haben, der heute vor 
allem in unjeren Nachbarländern erwogen wird und im Inland, wo man 
fonft vor den Schwierigkeiten feiner Verwirklichung mehr zurüdichredt, jüngſt 
fogar in einem ſocialdemokratiſchen Abgeordneten einen Verfechter ge— 
funden bat. 

Mas die Übrigen Länder außerhalb Amerifa und Mitteleuropa an» 
langt, jo muß zunähft Rußland Hier kurz hervorgehoben werden. Zwar 
fteht es nicht in einer gleichartigen Phaſe jeiner Kultur- und MWirtjchafte- 
entwidlung, wie Deutjchland, Ofterreich- Ungarn, Ztalien, Frankreich, Bel- 
gien, Holland und die Schweiz; Bildung und Bedbürfniffe des Volks find 
noch unentwidelt, weite Gebietöteile harren noch der Nutzbarmachung, das 
Verkehrsweſen liegt vielfah im argen ꝛc. Trotzdem möchte ich unferen 
größten Nachbarjtaat handelapolitisch den mitteleuropäifchen Staaten und 
insbefondere unferen anderen Nachbarjtaaten anreihen. Denn Momente, 
wie die Kapitalarmut des Landes, die mangelhafte Organijation feines 
MWirtjchaftälebens, die Indolenz und bis zu fogenannter Unterfonfumtion 
gehende Bebürfnislofigfeit feiner Bevölkerung, der vielfach ſchon verhängnis- 
voll werdende Raubbau — fie geben Rußland nicht jene Schwungfraft und 
Wucht der Initiative, die die Plöglichkeiten in der Entwidlung des ameri- 
fanifchen Feſtlandsreiches verurfachen. Auch die „Erfchließung Sibiriens“, 
die don agrarifcher Seite jo gefürchtet wird, ändert daran nichts; von 
größerer politifcher, ala wirtjchaftlicher Bedeutung, ijt fie für ung nicht be— 
drohlich. Die Ausdehnungsmöglichleit des fibirifchen Getreidebaues it weit 
überjchägt worden; der Mangel an Arbeitskräften wird zum vielleicht noch 
ftärferen Hemmnis als die Ungunjt der Natur, tritt doch bereits in den 
legten Zahren eine Rüdwanderung nach Rußland ftart hervor; noch mehr 
aber macht die Größe der Entfernungen, die fein Entgegenfommen der 
Eifenbahnverwaltungen je wird ausgleichen können, fich geltend; das Wich- 
tigfte aber ift, daß in dem auf Getreideeinfuhr angewieſenen weiten Amur« 
und Uffurigebiet, auch in Mittelafien, deffen Eifenbahnverbindung mit 
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Sibirien in Ausficht fteht, vielleicht ſogar dereinft in China, das jeine dichte 
Bevölkerung nicht ſelbſt zu ernähren vermag, günftigere Märkte fich dar- 
bieten ala im Weiten. Ich kann daher nur Wiedenfelds Meinung zu— 
ftimmen, „daß Sibirien in regelmäßigen Jahren vom wefteuropäifchen 
Markt ganz abgejchloffen ijt“; nur in den feltenen Ausnahmejällen ganz 
ungewöhnlich hoher Weltmarftäpreije für Getreide kann es hier überhaupt 
fonfurrieren, und dann ift eine vermehrte Konkurrenz nur fegengreich, nicht 
ſchädlich. 

Wie ſo — trotz Sibirien — eine der amerikaniſchen vergleichbare 
wirtſchaftliche Gefahr von Rußland nicht zu drohen ſcheint, ſo hat 
andererſeits Rußland ein mindeſtens ebenſo großes Intereſſe, wie wir, 
mit dem Hauptnachbarn zu einer feſten handelspolitiſchen Regelung zu 
kommen; denn iſt Rußlands Einfuhr in Deutſchland ähnlich, wie bei 
den Vereinigten Staaten, auch mehr als doppelt ſo groß, wie unſere Aus— 
fuhr dorthin, ſo iſt ſie doch nicht in gleicher Weiſe unerſetzlich und macht 
fie rund 45/0 des geſamten ruffiichen Außenhandels aus, jo Deutſchlands 
Ausfuhr nad) Rußland noch nicht ganz 10/0 des gefamten deutjchen Aus— 
fuhrhandeld. Dieſe wirtfchaftliche Lage verleiht Rußland ein beträchtliches 
Intereſſe am Abſchluß eines neuen Handelövertrages, 

Die Hauptichtwierigkeit liegt daher faum Rußland gegenüber, deſſen 
Hauptfunde wir find, und das jelbjt jo oft und gegenüber Zolljähe erhöht 
hat, noch jüngjt im Jahre 1900. 

Sehr viel verwidelter, al3 gegenüber Rußland, ijt die handelspolitiſche 
Lage Deutichlands gegenüber dem Europa vorgelagerten Eleinen Inſelſtaat, 
der — verflochten in alle Händel der Welt — nur mühſam feinen über 
alle Erdteile verftreuten reichen Befig zufammenhält. Bisher war die Lage 
einfah. War das engliiche Mutterland auch ſeit Jahrzehnten dor dem 
wachjenden Selbjtändigkeitsdrang feiner Kolonien Schritt für Schritt zurüd- 
gewichen, ein Gebiet Hatte es fich biöher ftreng vorbehalten: wie es für 
die Verteidigung des ganzen Reichs allein einjtand, jo war auch der fried- 
liche völferrechtliche Verkehr mit anderen Staaten ausjchließlich feine Do— 
mäne; dazu gehörte natürlich auch der Abjchluß von Handeläverträgen. 
England jchloß deshalb Handelöverträge nicht nur im eigenen Namen, jon- 
dern auch in dem feiner jämtlichen Kolonien und rüttelte ungern an einem 
einmal abgeichloffenen Bertrage, verlängerte ihn vielmehr ſtillſchweigend 
immer von neuem; jo hat befanntlich der im Jahre 1862 auf zehn Jahre 
abgeichlofjene Vertrag mehr ala ein Menfchenalter hindurch die Handels— 
beziehungen zwifchen den beiden Ländern, die den größten Auslandshandel 
haben, auf dem Fuße der Meiftbegünftigung geregelt. 
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63 läßt fich aber nicht verfennen, daß eine Anomalie darin liegt, 
wenn ein Land zwar in der autonomen, nicht aber in ber vertraglichen 
Regelung feiner Handelsverhältniſſe volle Freiheit hat. Daraus müfjen 
Gegenjäße erwachjen, zumal wenn die Handelävertragspolitif in ausgeſprochen 
freihändlerifchem, die autonome Zollpofitit in immer ftärferem jchubzöll- 
nerifchen Geifte gehandhabt wird. Diefe Gegenfäte konnten durch die Be— 
folgung des Grundfaßes: quieta non movere, nicht auf die Dauer zurück— 
gehalten werden. Die englifchen Kolonien ftrebten jchließlich offen nach 
ihrer Befeitigung, d. 5. nach Ausdehnung ihrer Selbftändigfeit vom Gebiet 
der autonomen Zollpolitit auf das der Handelöverträge. Dem Streben 
gab das Mutterland nach; wie Belgien kündigte e8 Deutfchland den Han- 
delsvertrag, als eine ſolche Maßregel fich gerade politifch gegen uns ver— 
werten ließ. 

Die dadurch gewonnene Aktionsfreiheit benubte bekanntlich der fran— 
zöfiiche Kanadier Sir Wilfried Laurier, der im Jahre 1896 zur Regierung 
gelangte Führer der freihändlerijchen Xiberalen Kanadas, der früher, im 
ichärfiten Gegenfaß zum Imperialiften Macdonald, den Zollanihluß an die 
große Nachbarrepublif verfocht, zu der in erfter Linie gegen die Vereinigten 
Staaten gerichteten, wenig freihändlerifchen Maßregel, VBertragszölle zu 
Gunsten des Mutterlandes einzuführen, fei e8 um ein Verhandlungsobjekt zu 
gewinnen gegenüber dem rüdfichtslofen Nachbarn, fei e8 in der wenig aus— 
fichtäreichen Erwartung auf fompenfierende Begünftigungen im Mutterlande. 
Diejes Vorgehen Kanadas, dem noch nicht ganz jo auögereifte Beitrebungen 
in anderen Kolonien entjprechen, bedeutet aber nichts anderes, als den Ans 
fang zur handelapolitifchen Auflöfung des britischen Reiches in eine Staaten 
gruppe. Diefer drohenden und bereit begonnenen Auflöfung zunächit auf 
bandelspolitifchem Gebiet entgegenzumwirfen durch Schaffung eines Binde— 
gliedes zwijchen dem Mutterlande und feinen Kolonien, vor allem den drei 
großen Siedelungskolonien, in der Zollpolitif, in der Reichöverwaltung, im 
Neichäheer und in der Reichsmarine — dieje Konfolidierung des durch die 
biöherige „policy of drift“ in feinem Gefüge geloderten britijchen MWelt- 
reiche ift bekanntlich das Hauptziel des englischen Imperialismus. Die 
zur Verfolgung diejes Zieles eingefchlagene Taktik ift Har: größtes Ent» 
gegenfommen da, wo die englifche Bevölkerung weit überwiegt, rückſichtsloſes 
Einfchreiten dort, wo es fich nicht mehr durch Berwaltungsmaßregeln ver- 
hindern ließ, daß die englifche Bevölkerung nicht nur zahlenmäßig, ſon— 
dern auch politiich im Parlament und Miniſterium immer weiter verdrängt 
wurde durch eine fremde Bevölkerung, die noch dazu an feindlic) gefinnte 


fremde Staaten fi) anlehnt. Darum die jonft wohl faum im Intereſſe 
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des Mutterlandes gelegene Erfüllung des kanadiſchen Wunjches auf Kün— 
digung der Meiftbegünftigungsverträge mit Deutfchland und Belgien; darum 
die fast Ichwächliche Nachgiebigkeit gegenüber den auftraliichen Kolonien bei 
ihrem endlich eriolgten Zufammenfchluß zum „Commonwealth of Australian“, 
bei dem auch die Hoffnung nicht unbeteiligt war, „that federation would 
prove to be a step to separation“ ; darum auch der beflagenswerte Krieg 
gegen die beiden Burenrepublifen, yon denen eine bereit® unter dem Einfluß 
des Afrikander-Regiments durch einen gegen England durch hohe Schußzölle 
abgeichlofjenen Zollverein zu einer handelspolitiſchen Einheit mit den benach- 
barten englifchen Kolonien verjchmolzen war. 

Alle diefe Ereigniffe find jchon deshalb von größter handelspolitiſcher 
Bedeutung, zunächſt für England, dann aber auch für Deutjchland, weil 
die Initiative zur Bildung eines britifchen Zollvereins, wie Chamberlain 
mit Recht jtetö betont, bei den Kolonien liegt. Wie die wichtigjten Kolo— 
nien in nächiter Zukunft ihre Handelspolitif geſtalten, das wird entjcheidend 
werden für den englischen Imperialismus. Darauf hat das Mutterland 
nur wenig Einfluß. In Südafrika allerdings wird es vorausfichtlich die 
Zollfragen einjtweilen regeln können, wie es ihm gefällt; feiner unmittel- 
baren Beeinfluffung entrüdt nnd ſchwer vorauszufehen ift aber, wie Kanada 
jeine erweiterte handeläpolitifche Selbftändigfeit ausnußt, wenn es einjehen 
follte, daß es mit der Begünftigung des Mutterlandes nicht auf feine Rech— 
nung fommt und daß in größerer Nähe fich viel beſſere Gejchäftsausfichten 
bieten; und ebenſo fraglich ift e8 noch, welche handelspolitiſchen Wege das 
geeinte Auftralien einjchlagen wird mit dem Bundeszolltarif, den es in den 
eriten zwei Jahren feines Beſtehens zu erlaſſen Hat. 

So nicht in der Lage, die Zukunft far zu überfehen oder gar ent» 
jcheidend zu beeinfluffen, wünjcht England einen neuen Vertrag mit Deutjch- 
land nur in der Art abzujchließen, daß es nicht, wie bisher, feine Kolo— 
nien bindet, jondern jeder einzelnen von ihnen es frei läßt, dem Vertrage 
beizutreten oder nicht. Auf ein jo unficheres Geichäft kann fich Deutjchland 
aber nicht einlafien. Man Hat fich daher zunächſt auf eine proviſoriſche 
Regelung geeinigt. Unter Ausschluß von Kanada und zeitweife auch von 
Barbados ift ein Meiftbegünftigungsvertrag auf ganz furze Friften, anfangs 
auf ein Jahr, neuerdings auf zwei Jahre bekanntlich erneuert worden. 

Ein folches kurzfriſtiges Proviforium, das den Vorteil hat, im weſent— 
lichen eine Verlängerung des beiriedigenden früheren Zuftandes zu fein, 
dürfte jo lange den beiten Ausweg darbieten, ala die Lage noch jo ungeklärt 
ift und weitere territoriale Bejchränkungen ung nicht zugemutet werden. 
Die endgültige Regelung wird jedoch wahrjcheinlich dahin gehen, dak an 
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die Stelle des bisherigen einheitlichen Vertrages — der handelöpolitifchen 
Auflöfung des britifchen Weltreichs in einen Staatenbund entjprechend — 
eine Mehrheit von Verträgen tritt. Das bedeutet aber eine Vermehrung 
unferer jchußzöllnerifchen Gegner. Und da diefe unfere Gegner zum Zeil 
deutſchfeindliche Stimmungen, die in unferen Erfolgen auf dem Weltmarkt 
wurzeln, mit ihren hochſchutzzöllneriſchen Beitrebungen verquiden, fo 
wird ed wahrfcheinlich nicht immer ganz leicht fein, zu einer endgültigen 
Regelung zu gelangen, durch die wir gegen früher nicht ſtark benachteiligt 
werden. Unbejchräntte Meiftbegünftigungäverträge werden faum den ein- 
zelnen Kolonien gegenüber fich erzielen laſſen; beichränkte, die auf England 
fich nicht mitbeziehen, haben aber für uns nur geringen Wert. Man wird 
daher wahrjcheinlich einen Ausgleich zwifchen den wibderjtreitenden Inter— 
effen juchen müſſen in Zarifverträgen. Um aber Tarifverträge befriedigend 
abjchließen zu fönnen, muß man rechtzeitig gerüftet fein. 

So ift felbit dem einzigen großen Freihandelsland der Gegenwart 
gegenüber mit einer freihändlerifchen Politik Heute wenig auszurichten. 
Wie das britifche Weltreich, jo weift die ganze Weltlage, die wir flüchtig 
zu ſtizzieren juchten, joweit die Kürze eines Referats es geftattet, darauf 
bin, daß auch in der Handelapolitif das Geſetz Fortjchreitender Entwidlung, 
das Geje der Differenzierung fi) durchringt. Schablonifierende Map- 
nahmen, wie die allgemeine Meijtbegünftigung, werden in Zukunft voraus— 
fichtlich eine jehr viel geringere Rolle jpielen, als es bisher der all war. 
In einer wachjenden Zahl jpecialifierter Tarifverträge mit mannigfachen 
Einſchränkungen der Meijtbegünftigung wird wahrjcheinlich der internatio- 
nale Wettjtreit der Völker zum Nusdrud fommen. Und aus diefem inter- 
nationalen Ringen wird eine fortfchreitende internationale Arbeitsteilung 
fih herausgeſtalten. Dieſe Arbeitsteilung aber wird ſelbſt beftändig im 
Fluß der GEntwidlung fein. Vorgänge in den verjchiedenjten Zeilen 
der Erde haben auf fie Einfluß; und bei der DOrganifation des Ver- 
kehrs und Kapitals können Wandlungen, wie jet die Vereinigten Staaten 
im großen, kürzlich) Japan im kleinen bewiefen haben, mit größter Plöß- 
lichkeit auftreten. Diefer Plöglichkeit wegen würden ſolche Wandlungen 
ftet3 große Opfer verlangen. Dieſe Plöglichkeit verlangjamen und die 
Opfer wachjender volfswirtjchaftlicher Entwidlung vermindern, ift eine 
Hauptaufgabe der heutigen Handelspolitif. Noch wichtiger aber ift die, 
darüber zu wachen, daß die volföäwirtichaftliche Arbeitsteilung nicht zu 
unjerem dauernden Nachteil ausjchlägt; ift doch Feine natürliche Garantie 
vorhanden, daB fie unbeeinflußt ſtets zu unferem Vorteil gereicht, ftets 


einen vollen Anteil uns gewährt. Diejen auf eine Verlangſamung der 
12" 


180 Referat von Profeffor Dr. Hermann Schumader. 


internationalen Arbeitsteilung gerichteten Aufgaben auf der einen Geite 
fteht auf der anderen Seite die Aufgabe gegenüber, fremde Märkte uns 
offen zu Halten und dadurch die internationale Arbeitsteilung zu fördern. 
Ein Princip kann diefem Gegenſatz der Ziele praktiſch nicht gerecht werden. 
Nur von Fal zu Fall läßt fi ein Ausgleich finden durch ein Kom— 
promiß. Dieſes Kompromiß heißt: fpecialifierte Tarifverträge auf Grund 
eine den Inlandsmarkt der heimifchen Produktion umfaflend fichernden 
autonomen Tarife. 


Vorſitzender: Es ift jebt 1 Uhr, und da wird allgemein der Wunſch 
ausgeiprochen, daß wir die Verhandlungen jet abbrechen, 


Dr. Schmoller: Die Zettel find ja wohl fchon alle eingefammelt; 
ich bitte die Herren, die noch Wahlzettel abzugeben haben, dies ſofort zu 
thun. 

(Schluß 1 Uhr mittags.) 


(24. September, 2 Uhr nachmittags.) 


Vorſitzender Dr. v. Jnama-Sternegg (Wien): Ich Habe mit— 
zuteilen, daß zur Gejchäftsordnung ein Antrag Quidde vorliegt; die Rede— 
zeit werde von Anfang an auf 15 Minuten beſchränkt. Jch bitte, wer zu 
dem Antrage fprechen will, dies zu tun. 


Dr. Shmoller: ch bitte, für Heute 20 Minuten feftzufegen, für 
morgen aber 15 Minuten. 


? Ich glaube wohl, bei dem umfafjenden Thema ift es wünſchens— 
wert für jeden, 20 Minuten zu haben. Wir haben noch viel Zeit dor 
und und wollen die Redner nicht bejchränfen. 


Dr. Brentano: ch glaube, das ift ungerecht, wenn die morgigen 
Herren fchlechter behandelt werden ala die heutigen. Ich glaube, daß das, 
was heute recht ift, morgen billig jein muß. Wir müfjen allen Rednern 
gleichen Spielraum gewähren. 


Dr. Thiel: 63 Hat feinen Zwed, heute über morgen zu bejchließen, 
denn die Verſammlung ift morgen fouverain. Es ift ja möglich, daß wir 
morgen nur 5 Minuten bewilligen können. 
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Dldenberg: Ich beantrage, daß die erſten Diskuffionzredner des 
heutigen Tages nicht mehr bejchränft werden ala die erften des geftrigen, 
und fände e8 billig, wenn wenigjtend die Redner, welche fich ſchon geftern 
zum Worte gemeldet haben, die aljo ohne Rüdficht auf den Inhalt der 
Referate etwas zu jagen Haben, in ihrer Redezeit nicht verkürzt würden. 
Ah könnte mit der beichränkten Zeit nicht auskommen, fondern brauche 
3/4 Stunden. 


Borfigender: Wer für 20 Minuten ift, möge die Hand erheben. 
(Gejchieht.) Ich bitte jegt um die Gegenprobe. (Geichieht.) Das letztere 
ift die Minderheit, e8 wird alſo 20 Minuten geiprochen werden. ch er- 
teile da8 Wort dem dritten Referenten, Herrn Profeffor Dr. Pohle. 


II. 
Referat 


von 


Profeſſor Dr. £, Pohle (Frankfurt a./M.). 


Meine Herren! Es ift nicht ohne Intereffe, fi den Unterfchied zu 
vergegenwärtigen, der zwifchen den heutigen Verhandlungen des Vereins für 
Sorialpolitit und den Verhandlungen befteht, die der Verein im Jahre 1879 
auf feiner Generalverfammlung in Frankfurt über den gleichen Gegenftand 
gepflogen hat. In einer Hinficht befindet fi) die diesjährige General- 
verfammlung mit der damaligen allerdings glüdlicherweife in der gleichen 
Lage, und zwar betrifft das einen Punkt, der mir bei den Verhandlungen 
des Vereins mehrfach als ein Mangel erjchienen ift. Unfer verehrter 
Bereinsvorfigender, Herr Profeffor Schmoller, hat die Rolle, die der Verein 
für Socialpolitif im öffentlichen Leben des Deutichen Reich fpielen fol, 
einmal mit der Aufgabe verglichen, die dem Chor in der griechifchen 
Tragddie zufiel, nämlich die Handlungen, die auf der Bühne vor fich gehen, 
leidenfchaftslos mit feinem Urteil zu begleiten. Diefer Vergleich Hat Leider 
wiederholt infofern nur zu ſehr zugetroffen, als der’Verein fein Urteil erft 
fällte, nach dem die gejeßgebenden Faktoren ihre Entjchließung über die 
auf der Tagesordnung der Generalverfammlung ftehende Frage bereits 
gefaßt Hatten. In diefer Hinficht befindet fich die diesjährige General— 
verfammlung ebenjo wie die vor 22 Jahren in einer günftigeren Pofition: 
fie braucht nicht bloß „Leichenreden“ zu haften. Noch fteht vielmehr die 
Enticheidung des Bundesrat? und des Reichstags über die zulünftige 
Richtung der deutfchen Handelspolitif aus, noch befteht alſo die Möglichkeit, 
daß die Verhandlungen des Vereins einen gewiffen Einfluß auf diefe Ent- 
fcheidung ausüben. Über das Maß diejes Einfluſſes wollen wir uns 
freilich nicht allzu ſanguiniſchen Hoffnungen Hingeben; es muß, abgejehen 
davon, daß der Verein nicht das Schwergewicht großer von ihm vertretener 
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Sintereffen in die Wagichale zu werfen hat, was zugleich feine Stärke und 
feine Schwäche ausmacht, fchon deshalb gering fein, weil in der heute zur 
Erörterung jtehenden Frage wohl auch im Berein die Anfichten ſehr aus— 
einander gehen werden, jodaß das eine Urteil das andere aufheben dürfte. 
Stimmen in diefem Punkte die heutigen Verhandlungen mit denen 
vom Jahre 1879 überein, jo weichen fie dafür in anderen Punkten um— 
fomehr von ihnen ab. Damals ftanden im Mittelpunfte der Grörterungen 
die induftrielen Schubzölle, während jebt die Trage nach Art und Höhe 
der künftigen Agrarzölle im Bordergrunde der Diskuffion jteht. In diejer 
veränderten Situation fpiegelt fi die Wandlung wieder, welche in der 
Zwiſchenzeit das deutſche Wirtichaftsleben durchgemacht Hat. Der größte 
Zeil unferer Induftrie befindet fich jet zweifellos auf einer Entwidlungs« 
ftufe, auf der er Erziehungsſchutzzölle nicht mehr braucht. Wenn dennoch 
bei uns für alle wichtigeren Halb» und Ganzfabrikate Schußzölle beftehen 
und, wie e3 fcheint, auch in Zukunft beibehalten werden jollen, fo iſt das fo 
zu erklären, daß man der Induſtrie durch die induftriellen Schußzölle einen 
Erſatz, eine Art Ausgleich für die ihr durch die Agrarzölle auferlegten 
Laſten gewähren will. Die Induſtrie, oder wenigjtens der bei uns doch 
immer noch ausfchlaggebende Teil der Induſtrie, der für den inneren Markt 
arbeitet, vermag fi dann für die DVerteuerung der Produktionskoſten, 
welche die höheren Getreidepreife des Inlandes bedeuten, durch entiprechend 
höhere Inlandspreiſe ſchadlos zu halten. Die foviel angefeindete Praris 
der Kartelle, nach dem Ausland billiger zu verlaufen al® nach dem 
Inlande, findet auf diefe Weife eine gewiſſe Rechtfertigung, wenigſtens dann, 
wenn der Nußen der Höheren Inlandspreiſe auch den Arbeitern in Geftalt 
höherer Löhne zu Gute fommt. Und diefe Vorausſetzung trifft auch zu 
einem Zeile zu. Das fönnen wir einmal und in erfter Linie aus den 
relativ günftigen Lohnverhältniffen in verjchiedenen fartellierten Induſtrien 
erfennen, zumal wenn wir an die befonders niedrigen Löhne denken, die, wie 
auch don Herrn Profeffor Lot vorhin zugeftanden wurde, in einigen unferer 
ſozuſagen blühendjten Erportinduftrien gezahlt werden, worauf ich fpäter noch 
zurückkommen werde, und das wird und weiter von einem in Bezug auf die 
Lohnpolitik der Kartelle jo einwandfreien Zeugen wie dem focialdemofratifchen 
Reichstagsabgeordnneten Calwer beftätigt, der in jeiner kürzlich erſchienenen 
Broſchüre „Arbeitsmarkt und Handeläverträge” jchreibt: „Wo es den Fabri— 
fanten eines Gewerbes nicht möglich ijt, durch KHartelle und Syndikate den 
Inlandspreis zu regulieren, da liegt die Gefahr einer ungünftigen Beein- 
fluffung des Lohnniveaus noch viel mehr im Bereich der Möglichkeit, ala in 
Gewerben, wo die Inlandskonkurrenz einigermaßen bejeitigt ift.“ 
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Gegen die eben vorgetragene Auffafjung kann man freilich einwenden, 
daß dann die ganze Schußzollpolitif feinen rechten Zwed und Sinn mehr 
babe. Denn da die SKoften des Agrarſchutzes hauptſächlich von der 
induftriellen und die des Induftriefchußes vorwiegend von der landwirt— 
ichaftlichen Bevölkerung getragen werden, jo müſſe jede der beiden großen 
Abteilungen des MWirtjchaftslebend mit der einen Hand ebenfoviel wieder 
geben als fie mit der anderen empfangen habe. 

Das Solidarſchutzſyſtem, das Landwirtichaft und Induftrie gleichmäßig 
berüdfichtigt, ift aber troßdem und zumal unter den heutigen Berhältniffen 
des MWeltmarktes nicht ohne volfäwirtichaftliche Bedeutung. Seine Haupt: 
wirkung befteht darin, daß es die Preisbildung des Inlandes innerhalb 
beftimmter Grenzen unabhängig macht von der des Auslandes und dadurch 
eine reichere Entfaltung der produftiven Kräfte des Inlandes ermöglicht. Und 
diejes Ziel wird, wenn die landwirtjchaftlichen und die induftriellen Schußzölle 
der Höhe ihrer Sätze nach in dem richtigen Verhältnis zu einander ftehen, 
erreicht, ohne daß ein Zeil des MWirtjchaftslebens einjeitig belaftet wird. 
Insbeſondere kann man nicht jagen, daß der inländifche Arbeiter die 
Kojten dieſes Syſtems notwendig aus jeiner Tafche bezahlen müſſe. Er 
zahlt zwar Höhere Preife für feine Lebengbebürfniffe, dafür kann er aber 
auch höhere Löhne erhalten. Die Lage der Dinge bleibt alfo im großen 
und ganzen unverändert. Es wird im Inlande ganz diefelbe Melodie ge> 
ipielt wie im Auslande, nur in einer anderen Tonart. Und ſoweit die 
durchichnittliche Ergiebigkeit der Arbeit im Auslande wirklich größer fein 
jollte ala im Inlande, wird der Verluſt, der fich durch den Verzicht er= 
giebt, an den Früchten der größeren Produktivität der ausländifchen Arbeit 
teilzunehmen, gemeinfam von den beiden großen Berufsabteilungen getragen. 
Hieraus ergiebt ſich, daß es principiell verehrt ift, bei der Betrachtung 
der gegenwärtig in Deutjchland und anderen wejteuropäifchen Staaten 
herrſchenden Schußzollpolitif immer nur einjeitig von der Belaftung ber 
Bevölkerung durch die Agrarzölle zu jprechen, die Belaftung durch die 
Induſtriezölle dagegen, durch welche die erjtere zum großen Zeil wieder 
aufgehoben wird — wenn natürlich auch nicht in jedem Falle eine voll- 
fommene Ausgleichung ftattfindet — ganz außer acht zu laſſen. 

In dem modernen Solidarfchußiyiten, das, nachdem fich Frankreich 
ihon in der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu ihm befannt Hatte, 
jeit dem Ende der 70er Jahre unter dem Drud der überjeeifchen Konkurrenz 
auf dem Getreidemarft auch in anderen Staaten und vor allem in Deutfch- 
land Schule gemacht Hat, kommt aljo den Agrarzöllen die primäre und den 
Induſtriezöllen nur eine ſelundäre Bedeutung zu. Die letzteren find in der 
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Hauptjache nur eine von der ausgleichenden Gerechtigkeit geforderte Kon— 
fequenz der erfteren. allen einmal die Agrarzölle, jo müffen auch die In— 
duftriezölle fallen, und werden die erjteren berabgejegt, jo müſſen auch die 
leßteren ermäßigt werden. Gegen den eben verfündeten Grundjag hat man 
bei dem Abjchluß der Hanbdeläverträge des Jahres 1891 und der folgenden 
Jahre freilich verftoßen. Denn während man die Zeit für gelommen hielt, 
eine Herabjegung der Agrarzölle vorzunehmen, vergaß man, die Zölle auch 
für den Teil des Wirtſchaftslebens Herabzufegen, der fich wirtjchaftlich ent— 
fchieden in einer günftigeren Pofition befand als der Zeil, dem man ein 
großes Stüd des bis dahin gewährten Schußes nahm. Inſofern hat bie 
agrarische Behauptung eine gewiffe Berechtigung, daß die Gaprivifchen 
Hanbdelöverträge auf Kojten der Landwirtichaft abgejchloffen worden feien. 

Gemäß der centralen Bedeutung, welche die Agrarzölle in dem Syitem 
unferer Handelapolitit gegenwärtig befigen, werde auch ich jpäter die Frage 
der Erhöhung der Getreidezölle in den Mittelpunkt meines Referats ftellen. 
63 handelt fich dabei indefjen nicht um die Frage der Erhöhung der Ge— 
treidezölle an fich, fondern Hinter der Frage nach der Grhöhung der 
Getreidezölle verbirgt fih die Frage nach der Struktur der deut- 
ſchen Volkswirtſchaft, d. h. die frage, ob es zu empfehlen ift, 
die deutfche Handelspolitik jo zu geftalten, daß die Struktur der deutjchen 
Volkswirtſchaft notwendig immer einfeitiger eine vorwiegend induftrielle 
wird, oder aber ob die Handelspolitif ala ein Mittel dienen ſoll, in Deutjch- 
land die rechte Miſchung von Agrarftaat und Induftrieftaat 
zu erhalten. 

Darin liegt ein weiterer jehr bedeutjamer Unterfchied der heutigen 
Verhandlungen von denen vor mehr ald 22 Jahren in Frankfurt a. M. 
Damals dachte noch niemand an das Problem der induftrieftaatlichen Ent— 
wicklung, das jet im Vordergrunde der Diskuffion fteht. Damals drehte 
fi der Streit einfach um die Frage, ob Freihandel oder Schußzoll, und 
der Kampf gegen die Schußzölle und für den Freihandel wurde Hauptjächlich 
mit dem Hinweis auf die Verteuerung der Waren durch die Zölle geführt. 
Seht hat der Kampf, ob Freihandel oder Schußzoll, eine ganz andere, unver- 
gleichlich größere Bedeutung gewonnen. Der Ausgang dieſes Kampfes ent- 
fcheidet jeßt zugleich darüber, ob Deutjchland in feiner wirtfchaftlichen Ent- 
widlung fich künftig willenlos von dem Winde treiben laffen will, der 
jeweilig auf dem Weltmarkte weht, oder ob Deutjchland es in feiner Hand 
behalten foll, bei der Beſtimmung feines wirtfchaftlichen Schiefals ſelbſt ein 
gewichtigeg Wort mitzufprechen. Zu diefem größten Problem der deutfchen 
MWirtfchaftspolitif der Gegenwart Stellung zu nehmen, das ift die eine Auf- 
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gabe, die den Referenten über Handelspolitik vom Ausfchuß des Vereins ge- 
ftellt worden ift. Die andere, zuerjt in Angriff zu nehmende Aufgabe ift 
die Unterfuchung der Wirkungen der bisherigen deutſchen Han- 
del8politil. 

63 fragt ſich da zunächit, welchen Zeitraum umfaßt die letzte Periode der 
deutichen Handelapolitit? Iſt die deutjche Handelapolitif von 1879 bis 
jeßt als eine Einheit aufzufafjen, oder bedeuten die feit 1891 abgejchloffenen 
Handeläverträge eine principielle Abkehr von der Handelspolitik, zu der 
fi das Deutjche Reich dur die Bismarckſche Zolltarifreform von 1879 
befannt hatte? Die in der Öffentlichkeit herrfchende Meinung neigt dazu, 
fih für die letztere Auffaffung zu entfcheiden und derigemäß die deutjche 
Handelöpolitit von 1879 bis zur Gegenwart in zwei grundjählich ver- 
jchiedene Perioden zerfallen zu laffen, wobei das Jahr 1891 den Einfchnitt 
zwifchen der erften, hochſchutzzöllneriſchen und der zweiten, mehr dem fyrei- 
handel zuftrebenden Periode bildet. Es ijt zuzugeben, daß fich für diefe 
Scheidung jehr beachtenswerte Gründe anführen laffen. Auch fügt fie 
fi zwanglos in dad Schema ein, das einer der Referenten auf der General- 
verfammlung ded Verein? im Jahre 1879 von der preußijch = beutichen 
Handelspolitif des 19. Jahrhunderts entworjen hat. Profeſſor Schmoller 
führte damals aus, in der deutjchen Handelapolitif hätten im 19. Jahr⸗ 
hundert immer zwei enigegengejegte Syiteme abwechjelnd die Herrjchaft ge— 
habt. In der einen Beriode jei jtärfer das Princip betont worden, für die 
Gegenwart, im Moment, dad Volk möglichjt billig und gut mit den Waren 
zu verforgen, die ed braucht; in der nächiten Periode wieder habe man dann 
mehr Nachdrud darauf gelegt, für die Zukunft die volfswirtjchaftliche 
Drganifation möglichjt vollendet und harmoniſch einzurichten, produktive 
Kräfte zu erziehen, die technifchen und fonjtigen Eigenfchaften der Unter- 
nehmer und Arbeiter auf ein höheres Niveau zu erheben, wenn auch da= 
durch zeitweife einzelne Produkte verteuert würden. Dementiprechend habe 
man zeitweife die auswärtige Konkurrenz verjtärkt, zeitweife aber auch wieder 
etwas mehr abgehalten. Die ganze Gejchichte des preußifchen und des 
Zollvereinstarifs ift nah Schmoller nur eine Jlluftration diefer Wahrheit: 
nach Beendigung der napoleonifchen Wirren von 1818—1833 nimmt die 
Ichußzöllnerifche Richtung zu, von 1833—1842 umgekehrt die freihändterifche 
Richtung auf Ermäßigung der Zölle, 1842—1855 ſiegt wieder die ſchutz— 
zöllnerifche Strömung, von 1860 endlich bis zur Mitte der 70er Jahre 
berricht in Theorie und Praris jo gut wie unbejchränft der Freihandel. 

Diefe Betrachtungsweife läßt fich, wenn man auf dem zweiten der 
vorhin unterfchiedenen Standpunkte fteht, ohne Mühe auch auf die deutfche 


188 Referat von Profeffor Dr. 2. Pohle. 


Handelapolitit der legten Jahrzehnte anwenden. Bon 1879—1891 hätte 
dann, dem bisherigen Rhythmus der Bewegung entjprechend, wieder die ſchutz- 
zöllnerifche Bewegung gefiegt, während fie von 1891 bis zur Gegenwart von 
einer mehr dem Freihandel zugeneigten Richtung abgelöit worden wäre. 

Mer auf dem Standpunfte fteht, daß der fortwährende Wechſel zwiſchen 
entgegengefegten Syitemen der Handelapolitif in fich ein Moment der Not» 
wendigfeit und Zweckmäßigkeit birgt, der darf fich dann freilich auch nicht 
wundern, wenn von 1904 an wieder eine Politik zur Herrichaft gelangt, 
welche die auswärtige Konkurrenz mehr abzuhalten jucht. 

Mir fcheinen indefien doch überwiegende Gründe dafür zu ſprechen, die 
deutiche Handelöpolitit von 1879 bis zur Gegenwart al don einem ein» 
heitlichen Grundgedanken geleitet anzujehen. Zu diejer Erkenntnis gelangt 
man allerdings nur, wenn man fich Har darüber ift, welches das eigent- 
liche Ziel des 1879 mit zunächft noch jehr niedrigen, dann erhöhten Ge- 
treibezöllen inaugurierten agrariſchen Schutzſyſtems geweſen ift und im 
Grunde einzig und allein jein Ziel hat fein können. 

Als Zwede, die mit der Einführung der Getreidezölle verfolgt wurden, 
bezeichnet man entweder den, daß die Landwirtſchaft in den Stand gefeßt 
werden jollte, die Verſorgung des deutſchen Volks mit Brotgetreide in 
vollem Umfang wieder felbit zu übernehmen, oder aber den, daß die Land— 
wirtſchaft Gelegenheit erhalten follte, in Ruhe den Übergang von dem durch 
dag Auftreten der überjeeifchen Konkurrenz plößlich unrentabel gewordenen 
Getreidebau zu anderen, beſſer lohnenden Zweigen der landwirtichaftlichen 
Produktion zu vollziehen. . Weder dag eine noch das andere fcheint mir 
aber in Wahrheit der Zweck der Getreidezölle gewejen zu fein, wenigſtens 
hätte man dann, wenn man exrnjtlich den angegebenen Zielen nachitrebte, 
ganz andere Mittel wählen müfjen, als man fie thatjächlich gewählt Hat. 

Wollte man Deutjchland, das feit Anfang der 70er Jahre aus einem 
getreideerportierenden zu einem getreideimportierenden Staate geworden war, 
bei der Dedung feines Bedarfs an Brotgetreide wieder volllommen unab— 
hängig vom Auslande machen, jo hätte man der deutichen Landwirtjchaft 
viel höhere Zölle gewähren müſſen, als man fie wirklich eingeführt hat, 
nämlich Zolljäße von einer Höhe, die ein Steigen der Getreidepreife noch 
über das Niveau ermöglicht hätten, auf dem fich die Getreidepreife in 
Deutichland von der Mitte des Jahrhunderts big Ende der 70er Jahre 
durchjchnittlich gehalten haben. Nur dann wäre diejes Ziel ficher zu erreichen 
geweſen, weil nur dann die deutiche Landwirtichait in dem Maße die In— 
tenfität des Betriebs hätte erhöhen fünnen, wie es nötig ift, wenn die in— 
ländijche Produktion allein zur Dedung des Bedarfs an Brotgetreide be- 
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fähigi fein fol. An die Einführung von Zöllen von einer jolchen erorbitanten 
Höhe, wie fie hiezu erforderlich gewejen wäre, hat aber niemand im Ernfte 
gedacht. Die Befeitigung der Abhängigkeit Deutichlande vom Auslande 
bei der Berforgung feiner Bevölkerung mit Brot fann alſo nicht ernjthaft 
ala wirkliches Biel der deutjchen Getreidezollpolitit in Betracht kommen, 
wobei ich allerdings nicht leugnen will, daß thörichterweife von vielen und 
zwar auch von Herborragender politifcher Seite gerade das als der erfte 
Zwed der deutjchen Getreidezölle Hingeftellt worden ift. Darum ift e8 aber 
auch verkehrt, zu fchließen, die deutjchen Getreidezölle hätten ihr Ziel, das 
Deutihe Reich vom Auslande bei der Dedung des Brotbedarfs wieder un- 
abhängig zu machen, doch nicht erreicht, folglich jei e8 am beiten, fie ganz 
aufzuheben. 

Ebenjowenig wie auf die Befeitigung der in der angedeuteten 
Hinficht beftehenden Abhängigkeit vom Auslande konnten die Getreidezölle 
darauf gerichtet fein, die deutfchen Landwirte zum Übergang vom Getreide 
bau zu anderen, weniger von der Konkurrenz des Auslandes bedrohten 
Zweigen des Zandwirtichaftsbetrieb zu veranlaffen. Ich meine, wenn man 
diefem Ziel nachftrebte, dann konnte man gar fein Mittel wählen, das 
ungeeigneter gewejen wäre, das Ziel wirklich zu erreichen, als die Ein- 
führung von Getreidezöllen auf unbeftimmte Zeit. Getreidezölle, welche die 
Wirkung haben, den Getreidebau in einem Lande im allgemeinen gerade 
noch rentabel zu machen, wie es der Effekt der deutjchen Getreidezölle im 
großen und ganzen gewejen ift, werden umgefehrt vielmehr gerade darauf hin— 
wirken, den Getreidebau in feinem früheren Umfange zu erhalten. Und 
das ift meines Erachtens auch der Zwed gewejen, der mit der Einführung 
der Getreide- und der übrigen Agrarzölle verfolgt worden ift und vernünftiger- 
weiſe einzig und allein verfolgt werden konnte. 

Auh die „rettende That“ der Capriviſchen Handeläverträge bedeutet 
noch feine grundfäßliche Abweichung von dem Ziele: Erhaltung der deutjchen 
Landwirtſchaft in dem einmal erreichten Umfange.. Darauf will ich zwar 
feinen Wert legen, daß zur Begründung der Handeläverträge von den Ver— 
tretern der Regierung mehrfach gejagt worden ift, daß man an dem jchub« 
zöllnerischen Standpuntte von 1879 feithalte. Denn andere Außerungen 
der Regierungsvertreter laffen erkennen, daß man fich bewußt war, mit der 
Politik der Handelöverträge nicht in den Bahnen zu bleiben, die Fürſt 
Bismarck eingejchlagen hatte. Allein bei dem anderen Faktor der Gejeh- 
gebung, dem Neichätag, beitand zweifellos in den maßgebenden Parteien 
die Überzeugung, daß die mit den Handelsverträgen verbundene Herab— 
jegung der Getreidezölle die Erhaltung der Landwirtichaft in ihrem bis— 
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herigen Umfange noch nicht gefährde. Sonft ift es gar nicht zu erklären, 
wie die erften Handeläverträge cine jo große Mehrheit im Reichstage haben 
finden können. Die Beratung der erften Serie der Handelöverträge erfolgte 
unter dem Gindrud der abnorm hohen Getreidepreife des Jahres 1891. Da 
ed nun einmal allgemein menjchlich ift, die Zufunft nach dem Maßſtabe 
der Gegenwart und lebten Vergangenheit zu beurteilen, jo glaubten damals 
auch viele Landwirte, daß die Landwirtichaft künftig unter dem ermäßigten 
Zollfag von 81/3 ME. das gleiche Maß von Zollichug genießen werde wie 
bisher unter dem 5 Mk.Zoll. Das geht 3. B. aus den Reden, die am 
18. Dezember 1891 bei der dritten Beratung der Handeläverträge von den 
Herren don Helldorf und von Kardorff im Reichstage gehalten wurden, 
deutlich hervor. Das Felihalten an dem Prineip: Verhütung eines Rüd- 
gangs der landwirtjchaftlichen Produktion, bedingt ja nicht ein fortwährendes 
GSleichbleiben der einmal eingeführten Zolljäße, fondern geftattet oder viel» 
mehr verlangt ein Anpafjen der Zolljäge an die wechſelnden Berhältnifie 
des Meltgetreidemarktes, wenn auch nicht von Monat zu Monat, oder von 
Jahr zu Jahr, jo doch für längere Zeiträume, 

Hat nun die deutfche Handelapolitit der legten Jahrzehnte das eben 
angegebene Hauptziel, das fie fich gejtedt Hatte, wirklich erreicht? Diefe 
Frage ift, wie Sie wiffen, ohne weiteres zu bejahen. Die Anbaufläche der 
vier Hauptgetreidearten hat von 1878 bis zur Gegenwart feine wefentliche 
Veränderung erfahren. Sie betrug 1878 rund 13,52 Millionen Heltar, 
1896/99 im Durchſchnitt 13,86 Millionen Hektar. Die Zunahme entfällt 
in der Hauptſache auf Hafer, bei den übrigen Hauptgetreidearten find die 
Veränderungen ganz unbedeutend, wenn wir von den Eleinen Schwankungen 
abjehen, die naturgemäß von Jahr zu Jahr eintreten. Dabei hat auch 
der Kartoffelbau feine Einfchräntung, jondern im Gegenteil eine ſehr be= 
trächtliche Ausdehnung erfahren. Das nötige Land für die Erweiterung des 
Kartoffele und des Haferbaus wurde namentlich) durch Einfchränfung der 
Brache gewonnen, die von 1878—1893 von 8,9 auf 5,9 %o der Aderfläche 
zurüdgegangen ift. Etwas abgenommen zwijchen 1878 und 1893 Hat auch 
der Handelsgewächsbau. 

Daß die deutiche Handeläpolitit der letzten Jahrzehnte die drohende 
Gefahr einer direften Abnahme des Getreidebaus und überhaupt der land» 
wirtjchaftlichen Produktion befeitigt hat, das betrachte ich als einen großen 
und bedeutjamen Erfolg — weshalb, werde ich nachher noch näher be= 
gründen. Daß aber diejer Erfolg wirklich auf das Konto der deutjchen 
Handelspolitik zu ſetzen ift und ohne die viel befehdeten Agrarzölfe nicht 
erreicht worden wäre, das erkennen wir fofort, wenn wir die Entwidlung, 
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welche die dem Anprall der billigeren überfeeifchen Konkurrenz ſchutzlos 
preiggegebene englifche Landwirtſchaft in der gleichen Periode durchgemacht 
bat, mit der der deutſchen Landwirtfchaft vergleichen. Ich werde Ihnen 
die betreffenden Zahlen jpäter in anderem Zufammenhange mitteilen. 

Der deutfche Getreidebau hat von 1878 bis jeßt aber nicht nur feine 
Abnahme der bejtellten Fläche erfahren, auch die AIntenfität de8 Anbaus 
bat nicht etwa abgenommen, fondern im Gegenteil noch zugenommen, und 
zwar bat, wenn wir die durchſchnittlichen Ernteerträge 1880/87 und 1888/97 
miteinander vergleichen, der Ernteertrag pro Hektar zugenommen bei Roggen 
um 102, bei Weizen um 108, bei Gerjte um 49 und bei Hafer um 67 kg. 
Wenn diefe Zahlen auch an ſich nicht gerade zuverläffig find, fo find fie 
doch Für Vergleichungen untereinander brauchbar. Die mitgeteilte Zunahme 
der Intenſität ift zwar viel geringer alö die, welche, wie wir annehmen 
müſſen, in den früheren Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts in Deutjchland 
vor ſich gegangen ift, fie erjcheint aber deshalb bejonders bedeutfam, weil 
fie in einer Periode finfender oder doch anhaltend niedriger Getreidepreife fich 
vollzogen hat, während jonjt fteigende Getreidepreife die erfte Vorausſetzung 
für wachjende Intenfität des Landwirtichaitlichen Betriebs find. 

Durch die Zunahme der Jntenfität des deutjchen Getreidebaus ift nach 
den Berechnungen von Profeffor von Rümker das erfreuliche Ergebnis erzielt 
worden, daß in der Periode 1888/97 pro Kopf der Bevölkerung faſt genau 
das gleiche Quantum Brotgetreide zur Verfügung ſtand, wie in der Periode 
1880/88, obwohl die Bevölkerung Deutſchlands in der fpäteren Periode im 
Mittel um ca. 4l/e Millionen mehr betrug ala in der früheren. Bei 
Roggen zeigt fich jogar eine Kleine Zunahme des Quantums, bei Weizen 
eine etwas jtärfere Abnahme. Bei Roggen ift infolgedefen der Einfuhr— 
überihuß pro Kopf der Bevölkerung zurüdgegangen, bei Weizen dagegen hat 
er fich ziemlich genau verdoppelt. Die Zunahme der Getreideeinfuhr nach 
Deutichland pro Kopf der Bevölkerung hat aljo ihre Urſache nicht etwa in einer 
Abnahıne der relativen Leiftungsiähigkeit der deutichen Landwirtſchaft, ſondern 
in einer an fich durchaus erfreulichen Thatjache, nämlich der Steigerung des 
Getreideverbrauche, und zwar bejonders des Weizenkonſums, in Deutichland. 
Diefe Erfcheinung hängt ihrerfeits wieder damit zufammen, daß die lebten 
Sahrzehnte durch jteigende Löhne und finkende Getreidepreife charakterifiert waren. 

Wenn auch das Ziel der unverminderten Erhaltung des bdeutjchen 
Getreidebaus in der ganzen Periode 1879—1900 erreicht worden ift, jo 
it dies in den beiden Unterabjchnitten, in welche diefe Periode zertällt, 
doch im wejentlich verjchiedener Weife geſchehen. Bon 1879—1891 wurde 
das Ziel mit ziemlicher Sicherheit, von 1892 bis zur Gegenwart dagegen, 
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wenn ich mich fo außdrüden darf, nur mit Ad und Krach erreicht. In 
der erften Hälfte der Periode jtanden die Weizenpreife im Durchichnitt um 
mehr als 30 ME. und die Roggenpreife um mehr als 25 ME. pro Tonne 
höher als in der Periode von 1892 bis jetzt. Dabei waren aber auch in der 
Periode 1879/1891 die Weizen: und Roggenpreife jchon erheblich niedriger 
als im Durchichnitt der vorhergehenden 30 Jahre. 

Ich hebe das beſonders hervor, weil man aus der Thatjache, daß 
auch unter der Herrſchaft der Gaprivijchen Handelsverträge der Getreidebau 
in Deutfchland nicht zurüdgegangen ift, den Schluß gezogen hat, daß die 
deutiche Landwirtjchaft dauernd mit einem Zoll von 3U/e ME. auskommen 
fünne, ohne zu einer Einſchränkung der mit Getreide beftellten Fläche oder 
der Intenfität des Anbaus genötigt zu fein. Daß troß der meine Erachtens 
ungenügenden Zollhöhe der Getreidebau in Deutjchland im letzten Jahrzehnt 
nicht abgenommen hat, it auf folgende Weiſe zu erklären: Der Rüdgang 
des Getreidebaus bei nichtlohnenden Getreidepreifen tritt nicht ſofort ein, 
nachdem die Getreidepreife gefunfen find, jondern die Landwirte find im all- 
gemeinen zunächft in der Lage, einige Jahre hindurch auch bei ungenügenden 
Preifen noch zu exiſtieren, gerade jo wie fie unter Umftänden auch mehrere 
auf einander folgende Mißernten ertragen müſſen. Die Landwirtichaft ift 
eben ein Gewerbe, bei dem der Mißerfolg der einen Periode feine Aus— 
gleichung fucht in dem befjeren Erträgnis einer ſpäteren Periode. Bleibt 
freilich diefer Ausgleich dauernd aus, fo muß jchließlich einmal unfehlbar 
der wirtichaftliche Zujammenbruch erfolgen. ine Reihe von mageren 
Jahren auszuhalten ift der Landwirt dabei um fo eher im ftande, wenn 
einige fette oder doch wenigitens befriedigende Jahre vorhergegangen find, 
und wenn er ferner begründete Hoffnung haben darf, daß den jchlechten 
„Jahren bald beifere folgen werden. 

Diefe beiden Vorausfetzungen trafen aber in dem vorliegenden Falle 
in Deutjchland zu. Einmal waren in den Jahren unmittelbar vor Ab- 
ſchluß der Handeläverträge die Getreidepreife jo hoch geweſen, daß fie bei 
Weizen dem 32jährigen Durchfchnitt der Erntejahre 1868/1900 gerade 
entipradhen und bei Roggen ihn fogar erheblich übertrafen. Sodann aber 
durften die Landwirte jehr bald fchon, nachdem in den eriten Jahren nad 
Abſchluß der Handelsverträge die große Depreffion auf dem Getreidemarkte 
eingetreten war, aus den Ausſprachen, die im verjchiedenen deutjchen 
Parlamenten hierüber fiattfanden, die Zuverficht fchöpfen, daß die Land- 
wirtjchaft nach Ablauf der Verträge wieder höhere Zolljäße erhalten werde. 
Dieje beiden Momente und fpeciell das letztere haben den Rückgang des 
Getreidebaus unter dem Syſtem Gaprivi verhütet, ebenjo wie fie, nebenbei 
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bemerkt, ein Sinken der Güterpreife entiprechend dem Sturz der Getreide- 
preife verhindert Haben. Ich möchte aber nicht die Verantwortung dafür 
übernehmen, daß bei den jebigen Agrarzöllen auch auf die Dauer feine 
Verminderung der landwirtichaftlichen Produktion in Deutſchland eintritt. 
Denn dem Rüdgang der Rentabilität muß jchließlich eine Abnahme des 
Getreidebaus felbit folgen. Im welchem bis dahin unerhörten Maße aber 
die Rentabilität der deutſchen und zwar fpeciell der preußifchen, bez. 
oftelbifchen Landwirtichaft in letzter Zeit zurüdgegangen ift, fann man aus 
den Angaben Conrads über den Rüdgang der bei der Neuverpacdhtung der 
preußifchen Domänen erzielten Pachtpreife erſchließen. Setzt man die bis 
dahin gezahlte Pacht = 100, jo betrugen die bei der Neuverpachtung der 
Domänen in den fieben öftlichen Provinzen Preußens erzielten Preije: 

1875/79 . . . 172,5 

1880/84 . . . 124,2 

1885/89 . . . 98,8 

1890/94 . . . 89,9 

1895/9 . . . 854. 

Alfo ein bejtändiger Rüdgang. Als ein weiteres ungünſtiges Symptom 
ift dabei hervorzuheben, daß troß der Pachtermäßigung die Pachtrüdftände 
bis in die neuefte Zeit geitiegen find. Die bedrängte Lage der Landwirt: 
ichaft findet ferner ihren Ausdrud darin, daß in den Jahren 1886—1897 
die Hypothekenſchuld auf den ländlichen Grundftüden Preußens um 
2416 Millionen ME. geftiegen it. Nach Conrad bleibt nur übrig an— 
junehmen, daß ein bedeutender Zeil diefer Schulden auf ein wirtjchaftliches 
Deficit zurüdzuführen if. Die aus der Unzulänglichfeit der Einnahmen 
entjtandenen Perfonalichulden hatten ſich allmählich derartig angehäuft, daß 
ichließlich die Hypothelariiche Eintragung erforderlich wurde. 

Zu einer bedenklichen Zunahme der Zmwangäverfteigerungen hat die 
Agrarkrifis in Deutfchland bisher glücklicherweiſe aber noch nicht geführt. In 
Bayern hat zwar in den letten Jahren wieder eine Zunahme der Zahl und 
des Trlächeninhalts der verganteten landwirtichaftlichen Anweſen ftattgefunden, 
in Preußen dagegen hat, nachdem 1892 die Zahl und die Gejamtfläche der 
von der Zwangsverſteigerung betroffenen Grundjtüde noch einmal bejonders 
groß war, jeitdem fowohl die Zahl der Zwangsverfteigerungen ala die da= 
bei in Betracht kommende Gejamtfläche faft ununterbrochen abgenommen. 

Die wichtigjte Wirkung, welche der durch die Ermäßigung der Getreide- 
zölle im Jahre 1892 noch verfchärfte Rüdgang der Rentabilität der Land» 
wirtfchaft gehabt hat, beftand aber darin, daß der gefamte, jehr beträdht- 
liche Bevölkerungszuwachs, der Deutichland in den letzten sn. zu 
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Zeil wurde, ausſchließlich den nicht Landwirtichaftlichen Berufen zu gute 
gefommen ift. Die Menfchen und die Kapitalien ftrömen ja immer den 
Produktionszweigen zu, in denen ihnen die Höchften Löhne und die größten 
Gewinne winken. Statiftifch belegen läßt fich das allerdings nur für die 
Periode von 1882—1895 ; zweifellos hat aber auch in den Jahren nad) 
1895 die Entwidlung in der gleichen Richtung fich bewegt. In der 
Periode 1882/95 betrug der geſamte Bevölkerungszuwachs 6,5 Millionen 
oder 14,48 Po. Davon Haben fih +2 Millionen in die induftriellen und 
1,4 Millionen in die fommerziellen Berufe ergoffen. 

Wäre die Landwirtichaft ebenſo rentabel geblieben wie früher, jo 
hätte fich der Bevölkerungszuwachs in irgend einem Verhältnis, und zwar 
ungefähr in gleichem Verhältnis, auf Landwirtfchaft und Induſtrie ver- 
teilen müffen. Denn darüber kann nad den Unterfuchungen fo ſachver— 
ftändiger Männer wie Geheimrat Thiel, Profeffor von der Golg, Pro— 
feſſor von Rümfer u. a. zum Glüd fein Zweifel jein, daß die deutfche 
Landwirtſchaft noch längſt nicht an der Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit 
in Bezug auf die Steigerung der Nahrungsmittelproduftion angelangt tft. 
Die technifche Möglichkeit dazu ift fowohl durch Erweiterung der Anbau— 
fläche ala durch Steigerung der Erträge von der gleichen Fläche gegeben, 
e8 fehlt nur die wirtjchaftliche Vorausſetzung: genügende Rentabilität des 
Getreidebaus. Auch kann nach den Unterfuchungen der genannten Männer 
feine Rede davon fein, daß nur zu wahrhaft unerjchwinglichen Koſten die 
Produktion der deutſchen Landwirtichaft gejteigert werden könnte. Nicht 
aljo die „eherne Notwendigkeit einer Bevölferungsvermehrung, wie fie die 
MWeltgeichichte noch niemals gejehen hat”, nicht der Umſtand, daß Deutfch- 
land nad Gaprivis Wort nur noch die Wahl Hatte, entweder Mtenjchen 
zu erportieren oder Waren, Hat unſere Erportinduftrie gefchaffen und 
trachtet fie weiter augzudehnen, fondern das Sinken der Reinerträge 
in der Landwirtichaft bei gleichbleibendem oder gar fteigendem induftriellen 
Gewinn. Das ift die eigentliche Urfache dafür, daß die Verteilung des 
Bevölkerungszuwachſes in Deutjchland in letter Zeit jo reguliert worden ift, 
daß die Landwirtichaft nichts und die Induftrie alles befommen Hat. 

Wenn nun aber ein Staat eine ſtark wachjende Bevölkerung beſitzt, ohne 
daß gleichzeitig die ökonomischen Bedingungen für eine entiprechende Aus— 
dehnung der inländischen Nahrungsmittel- und Rohſtoffproduktion gegeben find, 
fo bleibt der neu hinzugefommenen Bevölkerung, wenn fie nicht auswandern 
will, gar nicht® anderes übrig, als Induſtrieprodukte herzuftellen und dafür 
Lebensmittel und Robjtoffe im Auslande einzutaufchen. Die gewaltige Zunahme 
des deutjchen Außenhandels im legten Jahrzehnt ift alfo die naturgemäße 
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Folge, einmal der Wirtjchaftspolitif, welche Deutjchland in diefem Zeitraum 
getrieben Hat und dann vor allem der ftarfen Vermehrung feiner 
Bevölkerung. Einen befonderen Erfolg der deutjchen Handelspolitif etwa 
gegenüber der franzöfiichen, weil Frankreich im legten Jahrzehnt nicht die 
gleiche Steigerung feines Außenhandels aufzuweiſen bat wie dad Deutjche 
Reich, vermag ich in dieſer Thatjache aber noch nicht zu erbliden. Denn 
Frankreich Hatte nicht eine jo ftarfe Bevölferungavermehrung wie Deutich- 
land, war alſo auch nicht darauf angewiejen, feinen Außenhandel in 
dem Maße zu fteigern, wie dies im Deutjchland bei der gegebenen Lage 
der Dinge notwendig war. Und die ftärfere Bevölferungsvermehrung, 
welche Deutfchland im Vergleich mit Frankreich befigt, kann man doch nicht 
erit als die Folge der Gaprivifchen Handelöverträge anjehen. Denn die 
Rate. des Bevölkerungszuwachſes ift in Deutichland ſchon lange beftändig 
größer gewefen als in Frankreich, gleichviel ob nun Deutfchland eine auf 
Erhöhung oder aber eine auf Herabjegung feiner Zölle gerichtete Handels— 
politik verfolgte. 

Allerdings iſt im legten Jahrzehnt die Bevölkerungszunahme in 
Deutichland wieder einmal ganz bejonders jtarf geweien. Das fjcheint mir 
indeffen mehr eine Folge des allgemeinen gejchäftlichen Aufſchwungs zu 
jein, welchen wir von 1895/1900 erlebt Haben, als der Gaprivifchen 
Handelöverträge, wenn die Urfachen dafür nicht jogar zum Zeil nod) 
viel weiter zurüd zu juchen find, da die ftarfe Bevölferungsvermehrung 
der letzten Jahre intereffanterweife nicht etwa auf einer Zunahme der 
Geburtenziffer beruht, fondern im Gegenteil durch einen Rüdgang der 
Sterblichkeit zu jtande gekommen iſt. Man ftellt nun freilich den wirt- 
Ichaftlichen Auffchwung der legten Jahre vielfach ſelbſt erft wieder ald eine 
Folge der Politit der Handelöverträge Hin, allein das Recht, mit dem man 
das thut, Scheint mir doch jehr zweifelhaft zu fein. Nicht einmal mit der 
Logik: post hoc, ergo propter hoc, läßt fich das begründen. Denn die 
drei erjten Jahre der neuen Handelspolitik brachten feine Zunahme, fondern 
im Gegenteil eine Abnahme der deutichen Ausfuhr und Einfuhr. 

Menn man den Aufichwung der lebten Jahre durchaus ala eine 
Folgeerſcheinung der Gaprivifchen Handelspolitit anjehen will, dann muß 
man gerechterweife auch die Periode des allgemeinen gefchäitlichen Nieder- 
gang, der wir, wenn nicht alle Anzeichen trügen, jet entgegengehen, mit 
in diefen Kaufalzufammenhang einbeziehen. Erſt der Durchichnitt aus den 
fetten Jahren, die wir bereits Hinter ung haben, und den mageren Jahren, 
die und noch bevorftehen, giebt dann das richtige Bild. Ich meine aber, 
es ift überhaupt nicht richtig, die Urſachen des Wechſels zwiſchen Perioden 
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bes wirtichaftlichen Aufſchwungs und der gejchäftlichen Depreffion auf eim 
beliebig herausgegriffenes einzelnes Moment zurüdzuführen. Wenn eine 
Periode des gefchäftlichen Aufſchwungs kommen foll, müfjen eine ganze 
Reihe von Urfachen zufammenmwirken, von denen wir viele wahrjcheinlich 
noch gar nicht kennen. Die Wiſſenſchaft muß in diefer Frage ein vor— 
läufige® „Ignoramus“, wenn auch nicht ein „Ignorabimus“ befennen. Wir 
wiffen nicht, von wannen folche Perioden, in denen die Lebhaftigfeit des 
ganzen Wirtſchaftslebens wie mit einem Schlage beträchtlich ſich fteigert, 
fommen — fie fommen ja oft wie der Dieb in der Naht — und wiſſen 
auch nicht, wohin fie gehen. Sie fommen fowohl nad Zollermäßigungen 
ala nach Zollerhöhungen. Gerade unter der Herrichaft der höchſten Ge- 
treidezölle, die Deutjchland überhaupt bisher gehabt hat, hat e8 auch eine 
Zeit des geichäftlichen Auffchwungs erlebt. Der Auffhwung der Jahre 
1888/90 fann fi) allerdingg an Dauer und Umfang mit dem der Jahre 
1895/1900 nicht vergleichen. Wer weiß aber, ob dafür nicht auch der Ab- 
ſchwung, der dem Auffchwung der lebten Jahre unmeigerlich folgen wird, 
viel größere Dimenfionen annehmen wird ala in der erjteren Periode! 

Ganz kurz nur will ich darauf Hinweifen, welchen deutichen Induftries 
zweigen die durch die Lage der Dinge auf dem Weltmarkte Hervorgerufene 
und durch die deutjche Handelspolitif janktionierte Vermehrung des Exports 
von nduftrieproduften vorzugsweiſe zu gute gelommen if. Da ift es 
intereffant, Teitzuftellen, daß die Zertilinduftrie an dem Wachstum der 
Fabrikaten-Mehrausfuhr um 616,3 Millionen Mark, das von 1890 big 
1900 flattgefunden hat, feinen Anteil hatte. Der Überfhuß der Ausfuhr 
über die Einfuhr bei Fabrikaten der Textil- und Filginduftrie ſowie bei 
Kleidern betrug 1900 nur nocd 478 Millionen gegen 500 Millionen im 
Sabre 1890. Welche Induftrien ſich Hauptfächlih in die Beute geteilt 
haben, geht aus folgenden Zahlen hervor. Bon 1890 bis 1900 ftieg die 
Fabrikaten-Mehrausfuhr — alle Zahlen beziehen fich auf den deutjchen 
Specialhandel —: 


bei der chemifchen Indufrie . . .  . von 130 auf 238 Mill. ME,, 
„ Majchinen, Inftrumenten und Apparaten „ 68 „ 206 „ n 
„ einfach bearbeiteten Gegenftänden ber 

Metallinduftre . . » 2... u. Mr DE * 
„Fabrikaten der Metallinduftrie „. 167 „ 829 - 
„ der Stein, Thon: und Glasinduftrie . „ 68 „ 109 , 2 
„Kurzwaren, Schmud und Spielzeug „.60 „136 „ i 
„ Gegenjtänden der Litteratur und bilden= 

Den ul. : 5 are ie he; 2 
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Diefe Induftrien Haben den Löwenanteil davongetragen. Etwas 
wenigjtens ift auch für die Papier-Fnduftrie (Steigerung: 23 /s Millionen) 
und die Kautſchuk-Induſtrie abgejallen. Leer ausgegangen find dagegen 
die Leder- und Wachstuch-Induftrie jowie die Holz-, Schnig- und Flecht— 
induftrie, bei Teßterer hat Hinfichtlich der einfach bearbeiteten Gegenftände 
fogar eine gewaltige Steigerung der Mehreinfuhr ftattgefunden. Auf die 
einzelnen Waren, welche zu der Steigerung der deutichen Einfuhr an 
Lebensmitteln und Robitoffen im letzten Jahrzehnt in befonderem Maße 
beigetragen haben, näher einzugeben, halte ich durch die mir geftellte Auf- 
gabe nicht unbedingt für geboten. Dagegen möchte ich noch mit einigen 
Morten auf eine allgemeine Erjcheinung eingehen, welche die Entwidlung 
des deutjchen Außenhandels im letzten Jahrzehnt zeigt. 

Trogdem in den lebten Jahren unfere Mehrausfuhr an Fabrikaten 
von 1156 auf 1674 Millionen Mark geftiegen ift, wenn wir die Durch- 
icnitte der Jahre 1890/91 und 1899/1900 mit einander vergleichen, fo 
ift doch der Betrag unferer Mehreinfuhr an Rodftoffen für induftrielle 
Zwede jowie an Nahrungs- und Genußmitteln nebjt Vieh, der nicht durch 
die Mehrausfuhr von Induſtrieprodukten gededt werden kann, dadurch nicht 
geringer geworden. Er ift im Gegenteil ebenfalld noch gewachjen, nämlich 
von 897 auf 1215 Millionen Mark. Ich möchte das jo ausdrüden, daß 
ih jage: Ebenſo fchnell, ja bei Bergleichung längerer Perioden noch 
ichneller als der erportinduftrielle Teil unſeres Wirtſchaftslebens wächſt 
der erportfapitaliftiiche, wie ich ihn nenne. Die volkswirtichaftliche Ver— 
faffung Deutjchlande ift ja ebenjo wie die der meiften anderen weit 
europäifchen Staaten ſchon längſt keine einheitliche mehr, jondern fie zeigt 
eine Mifchung dreier verſchiedener MWirtjchaftefyfteme, und zwar find diefe 
drei Syſteme in Deutjchland gegenwärtig ungefähr in folgendem Umfang 
vertreten: Zunächſt it die deutjche Volfawirtichaft in ihrem bei weiten 
größten Zeile noch immer ein Agrikultur-Manufaktur-Handelaftaat im Sinne 
Friedrich Liſts. Hierher gehört die ganze inländijche Landwirtichaft und 
der Teil der nichtlandwirtichaftlichen Bevölkerung, deffen Exiſtenz auf der 
Überjchußproduftion der einheimischen Landwirtſchaft an Nahrungsmitteln 
und Robjtoffen beruht. Es ijt durchaus verkehrt, anzunehmen, daß diejer 
Zeil des deutjchen MWirtfchaftslebens, den matürlih nur die theoretifche 
Betrachtung aus feiner untrennbaren Verbindung mit den übrigen Zeilen 
berauszulöjen vermag, zugleich ein gejchloffener Handelsſtaat, d. h. ein wirt» 
Ichaftlich ſich volltommen ſelbſt genügender Staat jein müßte Bielmehr 
fann auch ein jolcher Staat, bei dem die Grundlagen der wirtichaftlichen 
Eriftenz der Bevölkerung ausfchließlih im Inlande fich befinden, dabei 
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doch einen ſehr regen und von Jahr zu Jahr jteigenden Handelsverkehr 
mit dem Auslande unterhalten. Wenn z.B. ein Staat, deſſen Landwirt- 
ſchaft Nahrungsmittel genug für eine gewerbliche Bevölkerung von 
10 Millionen Menſchen produziert, gerade auch eine nichtlandwirtichaftliche 
Bevölkerung don dem angegebenen Umfange befigt, jo ift man in jedem 
Falle zu jagen berechtigt, daß Hier die Wurzeln der wirtjchaftlichen 
Thätigkeit der Nation ausfchließlih im Inlande Liegen, gleichviel ob die 
gewerbliche Bevölkerung ausjchließlich für den Inlandsmarkt arbeitet oder 
ob fie einen Zeil ihrer Produkte ausführt, um damit jolche Yabrifate im 
Auslande zu kaufen, die im Inlande nicht jo gut Hergeftellt werden können. 

Nach meiner Schägung entfallen auf diefen Alteften und urfprünglichiten 
Teil der deutjchen Volkswirtſchaft etwa 42 Millionen unjerer Gejamt- 
bevölferung don rund 56 Millionen, da wir zwifchen Ya und Vs unferes 
Gejamtbedarfs an Nahrungsmitteln und Rohſtoffen einführen müſſen; zu 
ihm gehört einmal die geſamte Landbwirtichaft mit 18%: Millionen 
Menjchen und 23 !/s Millionen der gewerblichen und ſonſtigen Bevölkerung. 

Zu dem deutfchen Agrikultur- Manufaktur» Handelsftaat, der troß 
feiner Handelöbeziehungen zum Auslande doch ökonomiſch vom Aus— 
lande unabhängig ift, geſellen fich nun zwei weitere Zeile der deutſchen 
Bolkswirtichaft, die beide ihre Fundamente nicht auf deutſchem Boden, 
jondern im Auslande haben. Hierher gehört einmal der erportinduftrielle 
Teil. Darunter dürfen wir aber nicht jede beliebige exrportierende Jnduftrie 
verstehen, fondern nur die eigentliche Erportinduftrie, bei der inländifche 
Fabrifate gegen ausländifche Lebensmittel und Rohftoffe umgetaujcht werden. 
Die Größe des erportinduftriellen Teils Deutjchlands berechne ich in fol« 
gender Weiſe. Unfere Fabrikaten-Mehr- Ausfuhr, die zur Bezahlung der 
Mehr-Einfuhr an Lebensmitteln und Rohitoffen zur Verfügung fteht, betrug 
im Durchſchnitt der lebten beiden Jahre 1674 Millionen Mark. Aber nicht 
diefer ganze Ausfuhrwert ift in Deutfchland ſelbſt erzeugt worden. Die 
deutjche Exrportinduftrie arbeitet ja meift ala „Lohnwerker“ für dag Aus— 
land, d. 5. fie befommt von leßterem den Rohſtoff geliefert. Ein Zeil 
des Wertes der mehrauägeführten Fabrikate ift daher für den Material- 
wert der in den FFabrifaten ftedenden Rohſtoffe, die erſt vom Aus— 
lande importiert worden find, abzuziehen. Dieſen Teil genau zu berechnen 
find wir natürlich nicht im ftande; ich ſchätze ihn in Übereinftimmung 
mit Ballod auf ca. 400 Millionen Mark. Ber in Deutjchland ſelbſt ere 
zeugte Wert der Fabrifaten-Mehr- Ausfuhr beträgt aljo gegen 1300 Mil- 
lionen Mark, Wir dürfen ſchätzungsweiſe annehmen, daß zur Herftellung 
dieſes Wertes eine Arbeiter- und Unternehmerbevölferung don etwa 
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1200000 Menjchen nötig war. Mit den Tyamilienangehörigen erhöht ſich 
diefe Zahl auf 2%’: bis 3I/e Millionen. Das ift die Zahl der in der 
Erportinduftrie beſchäftigten Bevölkerung. Erheblich größer iſt die 
Zahl der von der Erportinduftrie ernährten, oder wir jagen vielleicht befier, 
wirtichaftlih abhängigen Bevölkerung. Denn die in der Erportinduftrie 
thätigen Unternehmer und Arbeiter wollen doch auch jelbjt wieder Erzeug— 
niffe des einheimifchen Gewerbfleißes fonjumieren. Wenn wir annehmen, 
daß ihre Nachfrage im großen Durchichnitt fich zur Hälfte auf die Nahrungs 
mittel und Rohitoffe richtet, die als Gegenwert für die mehrausgerührten 
Fabrikate importiert werden fünnen, zur anderen Hälfte aber auf Gewerbe: 
produkte, jo fommen wir zu dem Ergebnis, daß durch die Erportinduftrie 
zugleich die Eriftenz einer weiteren induftriellen Bevölkerung ermöglicht 
wird, die ebenfo groß ift, wie die direft in der Erportinduftrie bejchäftigte. 
Im ganzen entjallen aljo auf den erportinduftriellen Zeil Deutſchlands 
51/3 —6!/s Millionen Menſchen, deren Eriftenz jeßt lediglich von der Erport- 
industrie abhängt. 

Faſt genau ebenfo groß wie der exrportinduftrielle ift auch der vieliacdh 
ganz überſehene und einiacd der Grportinduftrie zugerechnete erport« 
fapitaliftifche Zeil Deutjchlands. Denn faſt ebenfo groß wie der in 
Deutichland felbit Hergeitellte Teil des Wertes unferes Ausfuhrüberichuffes 
an Fabrikaten ift der nach Abzug der Fabrikaten-Mehr-Ausfuhr übrigblei- 
bende Teil unferes Mehrimports an Rahrungsmitteln und Robjtoffen. Über 
1200 Millionen Dark mehreingeführte Nahrungsmittel und Rohftoffe werden 
nicht mit Fabrikaten bezahlt, jondern müffen auf andere Weife beglichen 
werden, und zwar erfolgt dieſe Begleichung befanntlic) vor allem auf drei 
Wegen: einmal durch die Einnahmen, die Deutfchland aus der Berfrachtung 
fremder Waren bezieht, weiter durch die Zinfen, welche deutiche Kapitaliften 
als Gläubiger fremder Nationen erhalten, und endlich durch die Summen, 
welche deutjche Unternehmer ala Gewinn von ihrem in überfeeifchen Handels- 
und Induſtrieunternehmungen angelegten Kapital erzielen. 

Die Konſtruktion dieſes Teils der deutfchen Volkswirtſchaft jtellen wir 
una am beiten in folgender Weile vor: Die PBerfonen, denen die genannten 
Einnahmen von zufammen erheblich mehr ala 1 Milliarde jährlich aus dem 
Auslande zufließen, verwenden ihr Einfommen in der Weile, daß fie damit 
ausländiſche Nahrungsmittel und Rohftoffe kaufen, einen Teil der Nahrungs— 
mittel jelbft verzehren, den bei weitem größeren aber dazu benußen, in— 
ländifche Induftriearbeiter zu bejchäftigen, welche für fie wie für [ihren 
eigenen Bedarf Gewerbeprodufte heritellen. Durch die jo gegebene Möglich» 
feit, mit den Nahrungsmitteln und Robitoffen, welche das Ausland zur 
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Begleichung feiner Verbindlichkeiten nach Deutſchland jchidt, eine Nachfrage 
nach inländifchen Induftrieerzeugnifjen zu entfalten, findet das Rätjel zum 
größten Teil feine Erklärung, auf das vor einiger Zeit Profeffor Sombart 
in einem Aufſatze der „Sozialen Praxis“ die öffentliche Aufmerkſamkeit 
hingelentt hat, das Rätſel nämlich, daß unfere induftrielle Produktion viel 
fchneller wächſt als unfer Export an Fabrifaten. Ein großer Zeil der in» 
duftriellen Produktion für den inneren Markt wird aber nach dem Gefagten 
doch erſt durch die wirtfchaftlichen Beziehungen Deutjchlands zum Auslande 
ermöglicht, und bricht zufammen, wenn man ihm diefe Grundlage weg— 
nimmt. 

Der Teil der deutjchen Bevölkerung, der auf den Erportfapitalismus 
angewiejen iſt, ift alfo ebenfalls auf ca. 5Y/s—6!/s Millionen zu berechnen. 
Ich will in Bezug auf diefen Teil nur noch kurz hervorheben, daß er zwar 
auch Gegenintereffent einer Erhöhung der Agrarzölle ift, daß er an der 
Bejeitigung der letzteren aber nicht ein fo vitales Intereſſe befigt wie der 
erportinduftrielle. Werden die Getreidezölle erhöht, jo brauchen deshalb 
die Einnahmen Deutichlands aus den vorhin erwähnten, im Auslande Lie- 
genden Quellen nicht um einen Pfennig zurüdzugehen. Deutſchland fann 
vielmehr mit Rüdficht hierauf nach wie vor im Auslande die gleiche Geſamt— 
nachfrage entfalten, nur wird es jeßt für diefelbe Geldfumme weniger Waren 
vom Auglande befommen, da e8 den Zoll im allgemeinen aus der eigenen 
Taſche wird bezahlen müſſen. 

Sch komme nun zu dem zweiten, ſchwierigeren Teil meiner Aufgabe, 
zu der Trage, welche Ziele foll die zufünftige deutſche 
Handelspolitif verfolgen? Zwifchen drei an ſich möglichen Wegen 
bat Deutjchland jeht die Wahl. Einmal wird ihm von ertrem agrarijcher 
Seite geraten, eine Politit der wirtjchaftlihen Abſchließung zu treiben, 
d. h. durch erorbitant hohe Zölle es dahin zu bringen, daß die Wurzeln 
des deutſchen Wirtſchaftslebens wieder ausschließlich im Inlande Liegen. 
Don der entgegengejeßten Seite ertönt der Ruf: Auf der Stufe der 
wirtfchaftlichen Entwidlung, auf der ſich Deutjchland gegenwärtig befindet, 
ift der bedingungsloje Übergang zum Freihandel die für Deutjchland einzig 
zwedmäßige Handelspolitif, ift der Freihandel der einzig wahre Schuß der 
nationalen Arbeit. Welchem diejer beiden Ratgeber foll das Deutjche Reich 
nun folgen? Leder verfichert ihm auch noch auf das eindringlichfte, daß 
es unfehlbar zu Grunde gehen müffe, wenn es nicht gerade jeinen Rat— 
ichlägen folge, was mir hüben wie drüben eine kraſſe Übertreibung zu 
fein jcheint. Ich meine, Deutjchland foll feinem von beiden folgen — 
wenn ich dafür auch gefaßt bin, von recht? und von Links Angriffe zu er- 
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fahren —, jondern es thut am beten, einen mittleren Weg einzufchlagen. Es 
fol fih auf das wahre Ziel feiner bisherigen Handelöpolitif befinnen und 
dieſe dann konſequent fortjeßen. Es joll alfo weder danach ftreben, ein 
wirtjchaftlich fich jelbft genügender Staat zu werden — was doch ein ganz 
utopiftifches Ziel wäre —, es foll aber auch nicht ohne jede Einſchränkung 
den Anſchluß an die MWeltwirtichaft vollziehen, ſondern ſoll ihm fuchen: 
einmal nur unter der fchon bisher befolgten Bedingung, daß der Beltand 
der einheimifchen Landwirtfchaft dabei nicht gefährdet, und weiter unter 
der Bedingung, die ich neu Hinzufüge, daß die Entftehung und weitere Aus- 
breitung von Erportinduftrien verhütet wird, die ihre herrfchende Stellung auf 
dem MWeltmarkte nur der Minderwertigkeit ihrer Arbeitöbedingungen verdanten. 

Indem ich nun zur näheren Begründung des eben aufgeftellten Zieles 
übergehe, bemerfe ich vorweg, daß ich dasjelbe fpeciell gegenüber dem 
Vorſchlage verteidigen werde, Deutjchland ſolle entweder gleich eine ganz 
freihändlerifche oder doch eine Handelspolitik treiben, welche die Vorberei— 
tung des Überganges zum völligen Freihandel bedeutet. Denn nur von 
diefer, auch in der Wiſſenſchaft ftark vertretenen, Richtung drohen ernfte 
Gejahren. Die Träume der Abjchließungspolitifer dagegen vermag ich 
nicht ernit zu nehmen. Für die praftifche Politik fommen fie jedenfalls nicht 
in Betracht. 

Ich bemerfe weiter gleich jet, von welchen Argumenten ich bei der 
Begründung meines Standpunftes feinen Gebrauch machen werde. Ich 
werde weder mit dem Argumente operieren, daß im Kriegsfalle die Ver— 
forgung Deutſchlands mit Brotgetreide zu Bedenken Anlaß gebe, wenn die 
einheimifche Nahrungsmittelproduftion weiter eingefchränft wird, noch werde 
ich finanzielle Gefichtöpuntte ins Treffen führen, noch auch werde ich Er— 
mwägungen der politifchen Taktik Raum geben, obwohl allein dieje jchon, wie 
fogar die „Hilfe” anerkannt Hat, Hinreichen, die Erhöhung der Agrarzölle 
zu rechtfertigen. Auch werde ich das „äfthetifche" Moment nicht betonen, 
daß eine aus Agrarftaat und Induftrieftaat gleichmäßig gemiſchte Volks: 
wirtjchaft ein harmonifcheres Bild biete als ein reiner Induſtrieſtaat, end» 
lich werde ich nicht die frage unterfuchen, ob für militärische Zwecke land» 
wirtfchaftliche und induftrielle Bevölkerung gleichwertig find. Ich bemerke zu 
leßterem Punkte nur, daß wir zwar wiſſen, was wir in diefer Hinficht an der 
ländlichen Bevölkerung befiten, daß es dagegen noch nicht ficher nachgewiejen 
ift, ob die induſtrielle Bevölkerung das Gleiche zu leiften vermag wie die 
landwirtjchaftliche. Doch lege ich darauf, wie gejagt, feinen Nachdrud, 
fondern bejchränfe mich im folgenden auf vollswirtichaftliche ſowie politifch- 
wirtfchaftliche Erwägungen. 
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Wenn Deutjchland jeht zum Freihandel überginge, jo würde das zu— 
aleich eine noch ftärfere Verjchiebung des Schwerpunftes der deutichen 
Volkswirtſchaft von der Urproduftion zur Induſtrie Hin bedeuten. Deutjch- 
land würde dann in die gleiche Entwidlung eintreten, die Großbritannien 
im lebten Jahrhundert durchlaufen hat, der erportinduftrielle und der 
erporifapitaliftiiche Teil der Volkswirtſchaft würden immer mehr in den 
Vordergrund, die Landwirtfchaft und die für den felbftändigen inneren 
Markt arbeitende Induſtrie dagegen in den Hintergrund treten. Export-In— 
duſtrialismus und Erport-Rapitaliamus find nun aber nicht die Fundamente, 
auf denen man mit ruhigem Gewiſſen die Zukunft der deutichen Volkswirt— 
ichaft aufbauen kann. 

Mas zunächft den Übergang zum Erportinduftriefyitem betrifft, fo 
darf ihn eine Nation, wenn ihre wirtjchaftliche Entwidlung ohne ſchwere 
Störungen und Krifen verlaufen foll, nur dann vornehmen, wenn fie über 
folgende zwei Punkte Gewißheit hat, wenn fie ficher fein kann, 

1. daß e8 überhaupt dauernd Staaten geben wird, welche bereit find, 
Nahrungsmittel und Robitoffe gegen Induſtrieprodukte herzugeben, und 

2. daß gerade fie derjenige Staat fein wird, von dem die Nahrungs— 
ftaaten dauernd einen für die Ernährung ihrer Bevölkerung genügend 
großen Zeil ihres Bedaris an Fabrikaten im Austausch für Lebensmittel 
und Rohſtoffe beziehen werden. 

Wir wollen einmal die erſte Vorausſetzung zunächſt ala gegeben betrachten 
und prüfen, wie für Deutfchland die Ausſichten bezüglich des zweiten Punktes 
ftehen. Ich möchte da mit dem Satze beginnen: Nichts ift vergänglicher 
und mwandelbarer ala die induftrielle Vorherrichaft. Wer denkt Heute noch 
daran, um an ein von Ballod in den Vereinsſchriften angeführtes Beiſpiel 
zu erinnern, daß die engliiche Eifeninduftrie, die das letzte Jahrhundert 
hindurch die erjte der Welt war — jetzt ift fie freilich von”der nord— 
amerifanijchen bereits überholt worden —, im ganzen 18. Jahrhundert fich 
mit der Eifenerzeugung Rußlands nicht meſſen konnte, und daß infolgedeffen 
ruſſiſches Eifen damald nach England und . Holland ausgeführt wurde? 
Da liegt es nahe, zu fragen: Wer garantiert ung, daß unfere Eijen- 
induftrie immer auf der jebigen Höhe bleibt? Die Gefahr, daß fie den 
inneren Markt Deutichlauds verlieren könnte, ift zwar, wenn eine ent— 
jprechende Handelspolitif getrieben wird, nicht jehr groß. Aber ob fie auch 
auf dritten Märkten der amerikanischen Konkurrenz, die zum Zeil unter 
günstigeren Produftionsbedingungen arbeitet, immer gewachien fein wird, 
ericheint mir doch höchft ungewiß. Und zu der mächtig aufblühenden nord- 
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amerikaniſchen Eifeninduftrie gefellt fich ganz neuerdings ala vielleicht noch 
gefährlicherer Gegner die junge Eifenproduftion Canadas. 

Noch mehr gefährdet ala der Export von Fabrifaten der deutjchen 
Metallinduftrie wollen mir andere wichtige Zeile der deutfchen Ausfuhr 
ericheinen. Zu einem großen Zeile, ja faft zur Hälfte, beſteht ja die deutiche 
Fabrikaten-Mehrausfuhr aus den Erzeugniffen folcher Induſtrien, die fich 
durch überdurchfchnittlich ungünstige Arbeitsbebingungen, niedrige Löhne bei 
langer Arbeitszeit, wenig vorteilhaft auszeichnen. Als Beijpiele jolcher 
Erportinduftrien nenne ich nur die Spielwarenfabrifation des Erzgebirge 
und des Thüringer Waldes, die Porzellanfabritation und die Kleiderkonfektion, 
die ja zu unferen blühendften Erportinduftrien gehören. Das ift aber 
durchaus nicht etwa Zufall, jondern die überlegene Stellung, die fich 
Deutjchland in diefen Artikeln auf dem Weltmarkte erobert hat, beruht 
ganz wejentlich mit auf den niedrigen Löhnen, mit denen der deutjche Ar- 
beiter fich begnügt. Das ift 3. B. der Grund, warum Nordamerifa über: 
wiegend gerade ſolche Waren, bei denen der „Vorzug“ der niedrigeren 
Löhne Deutichlands recht deutlich zum Ausdrud kommt, weil bei ihrer An- 
fertigung die Mafchinenarbeit nur eine unbedeutende, die Handarbeit da— 
gegen eine um jo wichtigere Rolle fpielt, in Deutjchland kauft, wie ein 
Blid in die Lifte der Gegenftände zeigt, aus denen die deutfche Ausfuhr 
nach den Bereinigten Staaten befteht. Daß es der niedrige Stand der 
Arbeitslöhne ift, was Deutjchland Hier eine bevorzugte Stellung vor anderen 
Nationen gewährt, das Hat jchon Friedrich Lift vor einem halben Yahr- 
hundert ausgeſprochen. Es gilt aber in gleicher Weije noch heutigentags. 
Inzwiſchen find num aber auch andere Staaten in die Konkurrenz auf dem 
MWeltmarkte eingetreten, deren Arbeiter noch bedürfnislofer und daher noch 
billiger zu haben find als die deutichen. Durch fie kann Deutjchland Leicht 
einmal aus dem Sattel gehoben werden. Denn bei diefen Artikeln be— 
herrfcht in der That der den Weltmarkt, der über die billigſten Arbeits⸗ 
kräfte verfügt. Daß ich hier nicht etwa nur Geſpenſter an die Wand male, 
ſondern daß der Prozeß der Zerſtörung der vorhin charakteriſierten deutſchen 
Induſtrien bereits begonnen bat, beweiſt folgendes Beiſpiel, das Alfred 
Weber angeführt hat: 1893 waren in Deutſchland noch etwa 20000 
hausinduftrielle Strohflechterinnen beichäitigt. Heute find fie durch die 
hinefishe Konkurrenz auf weniger ald 6000 zuſammengeſchmolzen. Der 
Chineſe jtellt dasjelbe Geflecht für 10 Piennige Tagelohn Her, für das 
die beicheidenjte deutjche Frau, um das blanke Leben zu friften, immerhin 
1 ME. braucht. Die gleiche Entwiclung werden wir nach Alfred Weber, 
und ich ftimme ihm darin zu, eine® Tages in der Korbflechterei, der Her— 
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ftellung billiger Kleider und den meiften übrigen heutigen Hausinduftrien 
erleben. 

Die Zukunftsausfichten großer und ausfchlaggebender Teile des deutichen 
Exports erfcheinen alfo bereits, wenn wir nur die Frage der Konkurrenz» 
fähigkeit Deutichlande mit anderen Staaten in Betracht ziehen, höchſt un- 
ficher. Deutſchland fteht in diefer Hinficht ungünftiger da als z. B. Frank— 
reich, das nicht Maffentonfumartifel ausführt, bei denen alles auf die 
Billigkeit der Herftellung ankommt, fondern mehr Gegenftände, die den An— 
fprüchen eines feiner enttwidelten Gejchmads genügen jollen oder zur Ber 
friedigung von Qurusbedürfniffen beftimmt find. Ein leidlich geficherter Beſitz 
ift für Deutfchland m. E. nur der Export in Fabrikaten der chemiſchen In— 
duftrie fomwie in Büchern und Gegenftänden der bildenden Kunſt. Ob ſich 
aber auf den Befit diefer beiden Induſtriezweige der bedingungsloſe Übergang 
zum Erport-$nduftrieigftem gründen läßt, das möchte ich billig bezweifeln, 

Iſt denn nun aber, jo müfjen wir weiter fragen, überhaupt mit Ge- 
wißheit darauf zu rechnen, daß beitändig Staaten vorhanden fein werden, 
welche in der Lage find, Lebensmittel und Rohitoffe im Austaufch für Fa- 
brifate herzugeben? ch meine, daß die Ausfichten des Erport-Fnduftrie- 
ſyſtems, das auf dem Austaufh von Nahrungsmitteln und Robftoffen 
gegen Erzeugniſſe des Gewerbfleißes beruht, ganz anders zu beurteilen find 
als die Ausfichten der anderen Arten der internationalen Arbeitsteilung. 
Während im übrigen in Zukunft die Arbeitsteilung zwiſchen den Völkern 
der Erde wahrjcheinlich immer größere Fortjchritte machen wird, fcheint 
mir die internationale Arbeitsteilung nach der Formel: Induſtrieprodukte 
gegen Bodenprodufte, nur eine vorübergehende Erjcheinung in der Entwid- 
lung der Weltwirtichaft zu fein, die nach kurzer Zeit bis auf geringe Reſte 
wieder völlig verichwinden wird. 

Die ungünftige Prognofe, die ich dem Export-Induſtrieſyſtem jtelle, 
findet in folgendem ihre Begründung. Wir können drei, oder wenn wir 
die zweite Hauptiorm in ihre beiden Unterarten zerlegen, auch vier Haupt« 
formen der internationalen Arbeitsteilung unterjcheiden: 

Bei der erften Art erzielen die an ihr beteiligten Länder nur Fracht» 
erjparniffe. Dieſe Art Liegt 3. B. vor, wenn dad Land A nach dem 
Lande B ebenjoviel von einer Ware ausführt, als es von da einführt. Ob« 
wohl hier die inländifche Produktion an fich zur Dedung des inländijchen 
Bedaris außreicht, findet doch Erport und Import ftatt, weil die 
Produftionsorte jo gelegen find, daß einzelne Zeile des Inlandes mit 
geringeren Transportkoſten vom Auslande verjorgt werden können. Das 
gleiche gilt umgekehrt für das Ausland. 
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Bei der zweiten Hauptart der internationalen Arbeitsteilung befteht 
der Gewinn der beteiligten Länder in der Erzielung von Produftionskoften- 
erſparniſſen. Diefer zweiten Art ift wejentli, daß Bodenprodufte gegen 
Bodenprodufte und Induſtrieprodukte gegen Induſtrieprodukte getaufcht 
werden. Und zwar jtellt jede Nation diejenigen Bodenprodufte bezw. Fa— 
brifate in einem ihren eigenen Bedarf überjteigenden Maße her, für deren 
Produktion fie beſonders günftige Bedingungen befitt, und fauft mit den 
überſchüſſig produzierten Waren diejenigen Bodenprodukte und Fabrikate, 
welche das Ausland billiger Herzuftellen vermag. Diefer Fall liegt z. B. 
vor, wenn und joweit die Mehreinfjuhr an Braugerfie mit einer Mehr: 
ausfuhr von Hopfen, oder die Mehraugsfuhr von Weizen mit einer Mehr: 
einfuhr von Roggen bezahlt wird, oder wenn Kaffee und Rohbaumwolle 
gegeneinander außgetaufcht werden. Als Beifpiel für den gegenfeitigen Aus— 
taufch von Induſtrieprodukten mag der deutjch-öfterreichifche Handelsverkehr 
auf diefem Gebiete dienen. Deutjchland kauft von Öfterreich Gablonzer Glas» 
waren, gebogene Holzmöbel, Handſchuhe und feine Lederwaren, Porzellan- 
waren u.j.w. Dafür ſchickt e8 nach Öfterreich Anilin- und andere Teerjarb- 
jtoffe, überhaupt Chemikalien, Mafchinen, Inftrumente, Bücher, Karten u. ſ. w. 

Solange ſich der Handelöverfehr zwifchen zwei Ländern in der Weife 
abjpielt, daß Bodenprodufte gegen Bodenprodufte und Jnduftrieprodufte 
gegen Induſtrieprodukte getaufcht werden, kann man nicht jagen, daß das 
eine Land dabei mehr gewinne als dad andere. Beide profitieren viel- 
mehr gleichmäßig bei diefem Syſtem, indem die Produktivität der in- 
ländiichen Arbeit dadurch erhöht wird. Für diefe Art der internationalen 
Arbeitsteilung ift die Ricardoſche Freihandelstheorie vollkommen richtig. 
Falſch wird fie erſt, wenn man fie auch auf die von den bisher betrachteten 
Arten grumdjäglich verfchiedene dritte Art der internationalen Arbeits— 
teilung, den internationalen Taufchverfehr nach der Formel Bodenprodufte 
gegen Fabrifate anwenden will. 

Wenn ein Staat Fabrikate an das Ausland liefert und dalür Lebens— 
mittel und Robjtoffe empfängt, jo befteht der dabei erzielte Gewinn nicht 
in eriter Linie in einer Erhöhung der Produktivität der Arbeit, jondern 
darin, daß er auf diefe Weiſe eine größere Bevölkerung zu ernähren ver— 
mag, als fie auf Grund der Überjchußproduftion der eigenen Landwirtſchaft 
eriftteren könnte. Umgekehrt aber nußt der Rohſtoffſtaat bei diefem Syitem 
des Taufchverkehrs den Bevölferungsfpielraum, den ihm die einheimijche 
Nahrungsmittel- und Rohſtoffproduktion gewährt, nicht voll aus. Die 
Arbeitsteilung zwiſchen Erportinduftriee und Robjftoffftaaten ift alfo nicht 
jowohl eine Reichtumafrage, als vielmehr eine Bevölkerungsfrage. 
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Privatwirtfchaftlich kommen bei dem Export-Induſtrieſyſtem die betei« 
ligten Länder natürlich ebenjogut auf ihre Rechnung, wie bei den übrigen 
Arten der internationalen Arbeitsteilung. Allein die Sache wird jotort 
anders, wenn man fie vom Standpunkte der nationalen Wirtjchaftseinheiten, 
vom Standpunkte der wirtichaftöpolitifchen Antereffen der einzelnen Völker 
aus betrachtet. Da erzielen die Erport-nduftriejtaaten noch einen Extra— 
gewinn, und die Rohitoffitaaten haben einen entfprechenden Berluft. Wenn 
diefer Verluft auch nicht rein wirtjchaftlicher, fondern mehr machtpolitifcher 
Natur ift, fo Fällt er darum doch nicht weniger ind Gewicht. Denn eine 
größere umd dichtere Bevölkerung ftellt nicht nur die Vorbedingung Tür 
eine höhere Stufe der allgemeinen kulturellen Entwidlung dar, jondern fie 
bedeutet zugleich größere Macht in politifcher und wirtjchaftlicher Hinficht. 
Aus diejen einfachen und naheliegenden Erwägungen haben die Rohſtoff— 
Staaten das alleritärfite Antereffe, und ihre Regierungen nicht nur das 
Recht, fondern die Pflicht, dem Zuftande des Austaufchs von Nahrungs- 
mitteln gegen Fabrifate, bei dem fie die benachteiligten find, jo bald als 
möglich ein Ende zu machen. Das gejchieht, indem durch Schußzölle, die 
für Länder auf der geichilderten Entwicklungsſtufe zugleich vom finanziellen 
Standpunkte von größter Bedeutung find, eine einheimifche Jnduftrie ins 
Leben gerufen wird. Und das haben ja faſt alle diefe Länder gethan, oder 
find im Begriff, es zu thun. Sie alle haben Schußzollmauern um fich er: 
richtet. Die Politif des Induſtrieſchutzes, welche fie befolgen, liegt tief in 
der Natur der Dinge begründet. Gine kindlich naive Auffaffung ift es, 
wenn man die von ihnen eingeführten Schußzölle ala die Vergeltung dafür 
anfehen will, daß Deutfchland in den letzten Jahrzehnten feine Zölle er- 
höht Hat. Das Princip, von dem fich die Handelspolitif diejer Länder im 
ftaatlichen Machtintereife gleichjam inftinktiv leiten läßt, verlangt dabei 
nicht, daß alle Gewerbeprodufte, die e8 überhaupt nur giebt, im Lande 
jelbjt hergeftellt werden, und daß der einzelne Staat fich wirtichaftlich ſelbſt 
zu genügen juche, ſondern es fordert nur, daß die Möglichkeit, welche die 
Überſchußproduktion der Landwirtichait Für die Eriftenz einer mehr oder 
minder großen gewerblichen Bevölkerung gewährt, jo volltommen ala mög» 
lich ausgenußt werde. Und das durchzufeßen, wird den betreffenden Län— 
dern auch ohne Zweifel gelingen, denn es gehört dazu nach dem „Frei— 
bandelsargument” nur, daß fie nicht in allen Induſtriezweigen gleichmäßig 
ungünftigere Produftionsbedingungen aufweifen ala das Ausland. Alfo 
nicht völliges Aufhören der internationalen Arbeitsteilung ift die Parole 
der Zukunft, aber Umwandlung des Export-Induſtrieſyſtems in den Taufch- 
verkehr nach dem Motto: Bodenprodufte gegen Bodenprodufte und Fabri— 
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fate gegen Fabrikate, weil erft dann bei dem Gejchäft fein Teil über: 
vorteilt wird. 

Das find die Gründe, die mich zu einer pejfimiftifchen Beurteilung der 
Zufunftsausfichten des Grportinduftrialismus geführt Haben und mid) 
glauben Laffen, daß der Güteraustaufch nach der Formel „Bodenprodufte 
gegen Fabrifate”, jolange die Völker der Erde uoch nicht eine Herde unter 
einem Hirten bilden, dem inneren Verkehr der einzelnen Länder vor— 
behalten bleiben wird, 

Auf dieſe peifimiftiiche Theorie Hat man mit dem Hinweis auf die 
großen, noch unangebauten Streden Eulturfähigen Bodens in Nord- und 
Südamerika, in Auftralien, Sibirien u. ſ. w. geantwortet. Abgejehen da— 
von, daß hier die Schäßungen fehr augeinandergehen und wir vor allem 
nicht wiffen, wie groß die Flächen find, auf welchen der Getreidebau noch 
zu gleihbleibenden Kojten ausgedehnt werden kann — darauf 
aber fommt e8 gerade an —, erhebe ich Hiergegen den principiellen Ein— 
wand: E3 giebt fein Gejeß und feine Gewalt, die den Nahrungaftaaten be- 
fehlen könnte, erſt den ganzen hiefür geeigneten Boden ihres Landes unter 
den Pflug zu nehmen, ehe fie daran denfen dürften, eine einheimifche In— 
duftrie ind Leben zu ıufen. Vielmehr werden fie ſämtlich vorausfichtlich 
längſt, ehe fie vollitändig beftedelt find, dazu übergehen, fich zu induftriali= 
fieren, einfach weil der „Induſtrieſtaat“ gegenüber dem bloßen „Agrarſtaat“ 
die höhere Stufe der Macht und Kultur bedeutet. Aus diefem Grunde 
haben die DBereinigten Staaten mit der Entfaltung ihrer induftriellen 
Kräfte nicht gewartet, bis ihr Boden volljtändig in Kultur genommen 
war, und Die anderen Länder werden ed ebenjowenig thun. Die nord» 
amerikanische Induftrie Hat ſich in den lebten Jahren mit geradezu be= 
ängjtigender Gejchwindigfeit entwidelt, jpeciell auf dem Gebiete der Textil— 
und GEijeninduftrie. Dadurch wird es fchließlich dahin fommen, daß, ob— 
wohl vielleicht noch unangebauter Boden genug zur Verfügung fteht, doch 
zwar nicht der Erport von Bodenproduften jchlechthin, aber der Erport 
von Bodenproduften gegen Fabrifate fo gut wie ganz aufhört, 
weil die inländifche Induftrie dann groß genug jein wird, um die Überfchuß- 
produktion der Landwirtichaft an Lebensmitteln und Rohſtoffen ganz für 
fh in Anjpruch zu nehmen, jo daß für die eigentlichen Erportinduftrien 
des Auslandes nichts mehr übrig bleibt. 

Dasjelbe, was von den Zufunftsausfichten des Export-Induſtrialismus 
gejagt werden muß, gilt auch von denen des Erport- Kapitalismus. Der 
Grport- Kapitalismus zieht, wie wir willen, feine Nahrung aus drei Haupt» 
quellen, aber alle drei können leicht einmal verfiegen. Die jehr beträcht- 
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lichen Einnahmen, welche Deutjchland aus dem Seetransport ausländifcher 
Waren und Reifender bezieht, können ſofort erheblich abnehmen, wenn bie 
betreffenden fremden Staaten fich anſchicken, ihre protektioniftiiche Politik 
auch auf den Schiffsbau und den Schifföverfehr auszudehnen. In den 
Vereinigten Staaten Hat der neue Präfident das bereit ala eine der 
nächiten Aufgaben der amerikanischen Politik bezeichnet. Was das für die 
deutjche Reederei bedeuten würde, werden die Hamburger und Bremer Kauf: 
leute am beften zu beurteilen in der Lage jein. 

Die Zinfeneinnahmen weiter, welche deutjchen Kapitaliften dafür zur 
fließen, daß fie fremden Staaten Geld geliehen haben, können durch Rüd- 
zahlung oder auch durch Bankrott eine jchönen Tages aufhören. Mit 
welcher „affenartigen” Geſchwindigkeit ein kapitalarmes Land fich in ein 
fapitalreiche® verwandeln und dadurch aus einem Schuldner ein Gläubiger- 
ftaat werden kann, das haben wir ja am Beifpiel verjchiedener Länder im 
legten Jahrhundert fchon erlebt. Namentlich Nordamerika macht auch in 
diefer Beziehung jett Riefenfortichritte. 

Bei der dritten, nach und nach immer wichtiger werdenden Hauptquelle 
des Export⸗Kapitalismus endlich, den Einnahmen aus den im Auslande mit 
inländiihem Kapital gegründeten Induftriee und Handelöunternehmungen, 
muß immer die Befürchtung beftehen, daß dem Kapital jchlieklich einmal 
auch die Menfchen jelbit folgen, wenn nicht in der eriten oder zweiten, fo 
doch in der dritten oder vierten Generation, und damit dem Heimatlande 
die betreffenden Einnahmen definitiv verloren gehen. Je mehr fich die Zus 
ftände in den überfeeifchen Ländern Eonfolidieren und beffern, um jo mehr 
muß man darauf gefaßt jein, daß dem dahin ausgewanderten Kapital auch 
die Menfchen nachiolgen, denen es gehört. 

Erport-Induftrialiamus und Erport- Kapitalismus find aljo, das iſt das 
Facit der bisherigen Erörterungen, nicht Wirtſchaftsſyſteme, auf welche man 
die mwirtichaftliche Zukunft Deutfchlands dauernd gründen kann. Aber jelbft 
der, der das zugiebt, könnte doch fragen: Warum joll Deutjchland die jeßt 
vorhandene Gunft der Berhältniffe nicht fo weit, ala es irgend kann, außnußen, 
jelbft wenn fie nur dorübergehender Natur ift? Macht doch auch ein Kauf- 
mann gelegentlich einmal ein Geſchäft außerhalb feines regulären Handels— 
zweiges, wenn fich irgendivo eine befonders große Gewinnchance bietet. Gleicht 
Deutjchland, wenn es im Hinblick auf die unficheren Ausfichten der Erport« 
induftrie ablehnt, zum Freihandel überzugehen, nicht dem Manne, der aus 
Furcht vor dem Tode zur Piftole greift ? 

Sch meine, die Sache liegt doch wejentlich andere. Bei dem un— 
eingejchränften Übergang zum Freihandel handelt es fich nicht Tediglich 
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darum, daß Deutjchland fo gefällig fein foll, einen ficheren Gewinn ein- 
zubeimfen, jondern einmal ift die Höhe des Gewinns, der eventuell gemacht 
werden kann, höchſt unficher, und dem unficheren Gewinn ftehen anderer: 
ſeits ganz fichere privat» und volföwirtjchaftliche Verlufte gegenüber. 

Wenn fi) nämlich bei der jeßigen Lage der Dinge auf dem Weltmarkte 
Deutjchland ohne jede Einfchräntung, d. h. ohne jede Zoflbarriere, an die 
MWeltwirtichaft anjchließt, jo bedeutet das zugleich den Eintritt in einen 
Abſchnitt feiner wirtjchaftlichen Entwidlung, der mit einer großen Krifis 
beginnt und einer ebenjolchen endet. Im Anfang wird die Landwirtichaft 
ſchwer heimgefucht werden durch die allgemeine Bodenentwertung, die mit 
dem Zwang, die jeßige intenfive Bewirtfchaftung großenteild aufzugeben, 
notwendig verbunden jein wird, und die landwirtfchaftliche Bevölkerung 
wird durch die Abwanderung der infolge der Einjchränfung des Getreidebaues 
überflüffig werdenden Arbeitskräfte fich decimieren. Am Schluß der Periode 
dagegen, wenn der Export-Induſtrieſtaat feine hypertrophiſch entwidelte 
Anduftrie wieder auf den normalen Umfang zurüdbilden muß, wird eine 
ähnliche Not über die ftädtijche gewerbliche Bevölkerung hereinbrechen. Mit 
dem Zurüdjtrömen der arbeitslos gewordenen Induftriearbeiter auf das 
platte Land wird der jtädtifche Grundbeſitz entwertet und die gefamte Volks— 
wirtfchaft in ihrer ruhigen Weiterentwidlung aufs jchwerfte gejtört werden. 

Daß der Übergang Deutjchlands zum Erport-Induftrialiamus, d. h. 
daß die Aufhebung oder Herabfegung oder auch nur die nicht genügende Er— 
höhung der bisherigen deutichen Agrarzölle gleichbedeutend jei mit der 
Preisgabe eines wejentlichen Teils der deutſchen Landwirtjchaft, das wollen 
die Freihändler vielfach allerdings nicht gelten laffen. Sie haben Hier das 
Argument bereit, die deutjche Landwirtjchaft werde fich den neuen Verhält- 
niffen jehr einfach dadurch anpaffen, daß ein allgemeiner Rüdgang der 
Güterpreife eintreten werde. Sowie die Güterpreife entiprechend herabgejeßt 
jeien, werde die Landwirtjchaft wieder rentabel und die gegenwärtige Agrar- 
kriſis überwunden fein. Es Handle ſich bei Iehterer überhaupt nicht um 
eine Kriſis des landwirtfchaftlichen Gewerbes, fondern nur um eine folce 
des Grundbefibes. Seien die jebigen Befiger, die ihre Güter zu teuer be= 
zahlt hätten, durch andere erjegt, jo werde alles ausgeglichen fein, 

Iſt diefe Auffaffung nun aber richtig? Ihre theoretiiche Begründung 
bat fie in der Anfchauung, daß es der Unterjchied in der Höhe der Boden- 
preife, und zwar lediglich diefer Umſtand, jei, der die Landwirtſchaft der 
Hauptkonkurrenzländer befähige, das Getreide jo jehr viel billiger zu er 
zeugen, als es die deutjche Landwirtichaft Herftellen könne. Gewiß ift es 
richtig, daß in den wichtigften überfeeifchen Getreideproduftionsgebieten 
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und ebenfo in Rußland die Arbeit teurer ift und ebenſo der Kapitalzinsfuß 
höher fteht ala in Deutſchland. Daraus folgt aber noch nicht, daß es die 
Differenz der Bodenpreife allein fein müſſe, was die geringeren Pro— 
duktionskoſten des Getreidebaues in den Konkurrenzländern erklärt. Wenn 
auch die Löhne und der Zinsfuß in Deutjchland an fich niedriger find als 
in den Konfurrenzländern, jo produziert die deutjche Landwirtichaft doch 
troßdem teurer, weil fie durch die landwirtichaftliche ſowohl ala die all» 
gemein wirtjchaftliche Entwicklung Deutjchlands ökonomiſch gezwungen ift, 
mit einem größeren Arbeits- und KHapitalaufwand auf die 
gleiche Bodenfläche zu produzieren als der überjeeifche Getreidebau. 
Die moderne Agrarkrifis ift überhaupt nur zu verftehen, wenn man fie 
auffaßt als hervorgerufen durch das Aufeinanderprallen zweier ganz ver— 
ichiedenen Entwidlungsitufen angehöriger landwirtichaftlicher Betriebs- 
iyfteme, eines noch äußerſt ertenfiven und eines jchon hoch entwidelten ins 
tenfiven, das von der gegebenen fläche überhaupt nur dann ein beftimmtes 
Minimum an Reinertrag erzielen fann, wenn es ihr einen relativ großen 
Rohertrag abgewinnt, was aber eben auf Land von mittlerer Fruchtbarkeit 
nach dem Geſetz des finkenden Bodenertrage® nur mit relativ großem 
Arbeit: und Kapitalaufiwande gejchehen fann. 

Mag man nun das ausgezeichnete Buch von Profeffor Sering über 
die Konkurrenz des nordamerifaniichen Getreidebaues oder die volkswirt— 
Ichaftlichen Studien über Rußland von Profefjor von Schulze-Gävernit, 
oder endlich die Mitteilungen unſeres landwirtichaftlichen Sachverjtändigen 
in Argentinien, Dr. Kaerger, über die ſüdamerikaniſche Getreideproduftion 
einfehen, immer wird man finden, daß der Landwirtichaftsbetrieb diefer drei 
Hauptlonfurrenzländer zu charafterifieren ift al Raubbau, bei dem der 
Boden nicht dad wiedererhält, was ihm an Pflanzennähritoffen genommen 
wird. Ein folches Wirtſchaftsſyſtem, bei dem der Boden nur höchſt ober- 
flächlich bearbeitet und entweder gar nicht oder nur ganz ungenügend ge— 
düngt wird, kann aber aus natürlichen Gründen nicht lange dauern, ſon— 
dern muß notwendig früher oder jpäter rationelleren Formen des Aderbaus 
betriebes weichen, die zugleich auch ein Aniteigen der Produftionstoften im 
Gefolge haben werden. 

Sch vermag hier auf die Urfachen der modernen Agrarkrifis nicht 
näher einzugehen und ziehe aus dem Gefagten nur den Schluß, dab es 
nicht allein und nicht einmal in erjter Linie der Unterfchied in der Höhe 
der Bodenpreije ift, was der überjeeifchen,, ruffifchen, rumänifchen u. ſ. w. 
Landwirtſchaft ihre Überlegenheit über die weiteuropäifche und deutfche ver- 
leiht. Dazu iſt die Differenz in den Produktionskoſten hüben und drüben 
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viel zu groß. ch fchließe daraus dann weiter, daß die Herabſetzung der 
Güterpreife die Notlage der weſteuropäiſchen und fpeciell der deutjchen Land» 
wirtjchaft nicht zu befeitigen vermag. Diefer wichtige Schluß wird durch 
die Entwidlung, welche die englifche Landwirtichaft genommen bat, ſeitdem 
fie dem Anfturm der überjeeifchen Konkurrenz ſchutzlos preißgegeben iſt, 
vollauf bejtätigt. 

In Großbritannien ift in diefer Periode allerdings zunächft eine Ent» 
wertung des Landwirtchaftlichen Grund und Bodens vor fich gegangen. 
Aus den vergleichenden Berechnungen der Kommiffion, welche im Jahre 
1893 zur Unterfuchung des Iandwirtjchaftlichen Notftandes in England ein« 
gejeßt wurde, ergab fich, daß der Kapitalwert des landwirtjchaftlich be— 
nußten Grund und Bodens von 1875—1894 um nicht weniger als rund 
20 Milliarden Mark, d. h. um ca. 50 %o feines früheren Wertes ab- 
genommen hatte. 

Damit war aber die Sache noch nicht abgethfan. Und das zeigt 
eben, daß es fich bei der modernen Agrarkrijis nicht bloß um eine Krifig 
der Landwirte, jondern um eine folche der Landwirtſchaft ſelbſt handelt. 
Neben der Entwertung des Grund und Bodens Hat in England auch der 
landwirtfchaftliche Betrieb eine Abnahme feiner ntenfität erfahren, indem 
fih der Getreidebau eine ſtarke Einſchränkung gefallen Laffen mußte. 

Der Rüdgang, der in diejer Beziehung eingetreten ift, ift ganz ge= 
waltig. Allein in den 20 Jahren von 1875—1895 Hat das Nederland 
von 18,1 auf 15,96 Millionen Acres abgenommen, das Weideland dagegen 
it von 13,3 auf 16,6 Millionen Acres gewachſen. Der Rüdgang des 
Aderlandes hat beſonders die Weizenanbaufläche betroffen. 1866/70 betrug 
dieje noch 3,8, 1900 nur noch 1,8 Millionen Acres. 

Hand in Hand mit der Verſchiebung der relativen Anteile von Ader- 
und Weideland an der landwirtichaftlichen Gefamtflähe Hat in Groß» 
britannien eine ſtarke Abnahme der landwirtjchaitlichen Bevölkerung jtatte 
gefunden, die ihre Urjache darin Hat, daß die ertenfive Weidewirtſchaft 
weniger Arbeitskräfte ala der intenfive Feldbau braudt. Die Zahl der 
erwerböthätigen Perfonen ift in der englischen Landwirtjchaft von 1861 bis 
1881 von rund 2 Millionen auf 1383000 zurüdgegangen. Won 1881 bis 
1891 Hat dann die Zahl der landwirtichaftlichen Arbeiter in Großbritannien 
wieder um diber 120000 abgenommen. In den leßten Jahrzehnten 
bat dann auch die Fleifchproduftion in England feine Zunahme mehr erfahren. 
Die inländische Fleifchproduftion ift nach den Unterfuchungen der vorer— 
wähnten Kommiſſion von 1877 bis Mitte der 90er Jahre in England unver» 
ändert geblieben; dagegen Hat fich die Fleiſcheinfuhr mehr als verdoppelt. 

14* 
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Ebenfo ift die englifche Butter in großem Umfange durch die ausländijche 
verdrängt worden. Der Konfum fremder Butter in England hat fi) von 
1876—1895 pro Kopf faft genau verdoppelt. Nichts daher verfehrter ala 
die Behauptung, daß die englifche Landwirtfchaft für den Berluft, den fie 
im Getreidebau erlitten habe, in der Pflege anderer Landwirtſchaftszweige 
vollen Erſatz gefunden habe. Es hat vielmehr im Gefolge der Agrarkrifis 
ein Rüdgang der landwirtjchaftlichen Gejamtproduftion ftattgefunden. 

Läßt man die deutjche Landwirtfchaft ohne genügende Agrarzölle, jo 
wird ihr zweifellos das Schickſal der englifchen Landwirtfchaft nicht erfpart 
bleiben. Zunächſt würde wieder das der Behandlungsmethode des Dr. Eifen- 
bart entftammende „Heilmittel“ des Rückgangs der Güterpreife einjeßen. 
An Deutichland würde dieſes Heilmittel wohl noch viel fchlimmere Wir- 
tungen nach fich ziehen als in Großbritannien. Was jonft ein Borzug 
der deutfchen Landwirtſchaft ift, das Vorherrſchen des bäuerlichen Befites 
bei gleichzeitig noch ftärkerem Überwiegen der Eigenbewirtfchaftung des 
Boden? an Stelle des Pachtſyſtems, das würde ihr dann zum größten 
Nachteil gereichen. Eine allgemeine Entwertung des landwirtichaftlichen 
Boden? würde übrigens auch andere Kreife als die landwirtichaftlichen 
höchſt empfindlich treffen wegen de& durch die hypothekariſche Verſchuldung 
des Grundbeſitzes vermittelten Zuſammenhangs zwifchen ftädtifcher und 
ländlicher Bevölkerung. 

Mit dem Rüdgang der Bodenpreife allein würde es aber in Deutjch- 
land jo wenig gethan fein wie in England. Im Anſchluß daran würde 
weiter ebenſo wie in England eine Abnahme des Getreidebaues eintreten. 
ch fürchte, daB der Rüdgang des Getreidebaues in Deutjchland jogar viel 
größere Dimenfionen annehmen würde als jenfeit? des Kanals, wegen der 
geringen natürlichen Fruchtbarkeit, um nicht zu jagen Armut, welche der 
Boden in großen Gebieten Deutſchlands befikt. 

Dazu kommt, daß das Ausfunftsmittel, defjen fich die englifche und 
ebenfo auch die holländische, belgiiche und dänifche Landwirtichaft in der 
gleichen Lage in großem Umfange bedienen konnte, nämlich der Übergang 
zur MWeidewirtichaft und zur Biehzucht, in Deutichland ſchon aus natür= 
lichen Gründen niemals in dem Maße wie in England angewendet werden 
fann. „Deutichland kann,“ wie Proieffor dv. Rümker im Anſchluß an die 
Unterfuchhungen von Julius Kühn ausführt, „aus rein phyfichen Gründen 
England niemals den Übergang vom Aderbau zum intenfivften Viehzucht- 
betriebe nachmachen, denn es fehlt in dem fontinentalen Klima des über- 
wiegend größten Teils unſeres Vaterlands die Grasmüchfigfeit des Bodens 
und die gleichmäßige Feuchtigkeit der Atmofphäre, welche die Grund: 
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bedingungen für gute Weiden und damit für eine bejonders ausgedehnte 
und hervorragend leiftungsfähige Viehzucht find.” Außerdem liegt in 
Deutichland auch gar fein Bedürfnis zu einer befonders ftarfen weiteren 
Ausdehnung der Viehzucht vor, da die deutiche Landwirtichaft ſchon bei 
dem jeßigen Viehſtande nach der Berechnung von Lichtenfelt in der Lage 
ift, ungefähr 95 9/0 des einheimifchen Fleiſchbedarfs zu deden. 

Da auch der Anbau von Handelögewächien, ber 1893 in Deutjchland 
nicht einmal ganz 1/0 der gefamten Ader- und Gartenfläche beanfpruchte, 
niemals ausreichenden Erſatz für den Rüdgang des Getreibebaueß bieten 
fann, wenn man nicht mit ganz unmöglichen Zahlen in Bezug auf die 
Steigerung der Nachfrage nad) Produkten des Handelsgewächsbaues rechnet, 
jo wird in dem angenommenen Falle gar nichts anderes übrig bleiben, 
ala große Teile des jet mit Getreide bejtellten Areals 
wieder in Wald zu verwandeln. Damit würde aber naturgemäß 
eine noch viel ftärfere Abnahme der landwirtichaftlichen Bevölkerung und 
eine bedeutendere Entvölferung des platten Landes verbunden fein, ala fie 
England Hat durchmachen müſſen. Denn wenn jchon die Weidewirtichaft 
erheblich weniger menfjchliche Arbeitskräfte erfordert ala der intenfive Ader- 
bau, jo benötigt die Forſtwirtſchaft noch um ein Vielfaches weniger an 
Arbeit auf die gleiche Bodenfläche ala die Weidewirtfchaft. 

Zu dieſen aus der Agrarkrifis erwachjenden privat= und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Verluſten gejellen fi) dann in fpäterer Zeit die Erfchütterungen des 
deutſchen Wirtſchaftskörpers, die mit der Nüdbildung der übermäßig ent- 
widelten Induftrie zufammenhängen. Sobald die Stunde des Erport- 
Induſtrieſyſtems jchlägt, find die Gebäude, in denen, und die Mafchinen, 
mit denen bisher Induftrieprodufte hergeftellt wurden, um damit im Aus- 
ande Robjtoffe und Nahrungsmittel zu kaufen, jo gut wie wertlos, und 
niemand wird fie kaufen wollen. Gin Zeil der induftriellen Produktion 
findet dann feine Abnehmer mehr, weder im Inlande noch im Auslande, 
und es wird dann feine andere Wahl geben, ala den Weg, den man eben 
nach vorwärt3 durchmeffen Hat, nun wieder rüdwärtö zu machen, d. h. die 
Bevölkerung, die man vor furzem der Landwirtichaft entfremdet und in 
die Induſtrie getrieben Hat, zu einem großen Teil wieder aus der in— 
duftriellen Beichäftigung zurückzuziehen und erneut in der Landwirtſchaft 
unterzubringen. Das iſt die zweite große Krifis, welche der uneingejchräntte 
Übergang zum Greihandel über das deutſche Wirtfchaftsleben herauf. 
beſchwört. Ihre üblen Wirkungen find dabei im Grunde diefelben, mögen 
fie nun in der Geftalt einer plößlichen heftigen Kataftrophe oder, was mir 
dad Wahrfcheinlichere jcheint, in der einer langſam verlaufenden, jchleichen- 
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den Krankheit auftreten. Dieje zweite Kriſis wird ebenjo überwiegend die 
industrielle Bevölkerung der Städte treffen, wie die erjte vorzugsweiſe die 
landwirtjchaftliche Bevölkerung des platten Landes trifft. Wie die erjte 
eine Entvölferung des platten Landes und eine Entwertung des lanbwirt- 
Ichaftlich benußten Grund und Bodens bewirkt, jo hat die zweite umgefehrt 
eine Abnahme der jtädtifchen Bevölkerung und eine Entwertung des ftädti- 
ſchen Grundbefites zur Folge. 

Sch will diefen zweiten „Anpafjungsprozeß“ der deutjchen Volkswirt— 
ichaft an die Konjunkturen des MWeltmarktes nicht weiter im einzelnen aus— 
malen. Anpaffungsprogeß ift übrigens ein milder Name für eine jehr 
harte Sache. ch ziehe aus dem Gefagten nur den Schluß, daß die Ge- 
winne auß dem Betrieb der Erport-Induftrien, die an Stelle des rui— 
nierten Teils der Landwirtichaft treten, ſchon ſehr, jehr groß fein müſſen, 
wenn dadurch ein Außgleich für die ſchweren Erjchütterungen geichaffen 
werden joll, denen die deutſche VBolkswirtfchaft durch den Übergang zum 
Freihandel ausgeſetzt würde. Wollte man im gegenwärtigen Moment 
oder in den nächiten Jahren den Übergang zum Freihandel voll- 
ziehen, fo würde das Experiment, die in der Landmwirtichaft überflüjfig 
werbende Bevölkerung in der Export-Induſtrie unterzubringen, wohl über- 
haupt fehlichlagen. Jet oder in nächſter Zeit zum Freihandel übergehen, 
bieße nur einmal die fchon vorhandene induftrielle Kriſis noch verichärfen, 
indem der Industrie ein großer Zeil des Abſatzes im Inlande, auf den fie 
fonft ficher rechnen kann, entzogen wird, und weiter zu der induftriellen die 
ichon erwähnte Iandwirtfchaftliche Krifis Hinzufügen. Der Übergang zum 
Freihandel wäre daher das Thörichtefte, was Deutfchland gerade unter den 
gegenwärtigen wirtjchaftlichen Verhältniſſen thun könnte, 

Wird der Zeitpunkt für die Anderung der Handelspolitit beſſer ge— 
wählt, jo mag es jchon eher gelingen, die aus der Landwirtichaft verdrängte 
Bevölkerung in der Induftrie unterzubringen, obwohl eine abjolute Sicher: 
heit dafür auch nicht befteht. Ob das aber notwendig wachjende Über: 
ichüffe für die deutſche Volfswirtichaft im ganzen bebeutet, das will mir 
jehr fraglich erjcheinen. Wir müfjen da unterfcheiden zwifchen der Lage 
der Arbeiter und dem Gewinn der Unternehmer. Ob die Arbeiter bet 
dieſem Tauſch ſich verbeflern, da8 wird in erfter Linie davon abhängen, 
welche Zweige der deutjchen Export-Induſtrie fich ausdehnen. Richtet 
fih die Nachfrage des Auslandes vorwiegend auf folche Ausfuhrgegenjtände, 
wie fertige Kleider, Spielwaren, Porzellanwaren u.f. iw., in denen Deutjch- 
land jeine überlegene Stellung auf dem Weltmarkte in der Hauptſache den 
geringen Lohnanfprüchen feiner Arbeiter verdankt, fo kann feine Rede davon 
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fein, daß die durchichnittliche wirtjchaftliche Lage der Arbeiterbevölferung 
durch den Übergang von der Landwirtſchaft zur Induftrie wirklich gebeifert 
wird; vielmehr bejteht ſogar die Gefahr, daß manche Gruppen fich bei 
einem folchen Wechiel in ihrer Ernährung verjchlechtern. Ach möchte da 
einen Sa umkehren, der vorhin von Herren Profeſſor Lob ausgeſprochen 
wurde. Sch möchte jagen, ich bin meinerjeits nicht Optimift genug, um 
in der Verwandlung eines oftpreußijchen Inftmannes in einen Heimarbeiter 
der großftädtiichen Kleiderkonfeltion oder der thüringifchen Spielwaren» 
induftrie einen jocialpolitifchen Fortſchritt zu erbliden. 

Auch den Gewinn, den die Unternehmer der neu entjtehenden, zum 
großen Zeil für den Export arbeitenden Betriebe erzielen werden, darf 
man nicht überjchägen. Große Gewinne werden ja, wie ung die Fabri— 
fanten immer wieder verfichern, im Exrportgejchäft überhaupt nicht gemacht, 
und man darf ihnen diefe Verficherung wohl glauben. Denn fie findet 
ihre Beftätigung einmal darin, daß dem Auslande oft beſonders niedrige 
Preife bewilligt werden müflen, obwohl die Fabrikanten doch auch nach 
dem Auslande lieber zu höheren Preifen verlaufen würden, wenn e8 nur 
ginge, jodann aber auch in dem jchon früher erwähnten Umftande, daß der 
erportfapitaliftiiche Teil Deutjchlands jo jchnell fich vergrößert, wozu be= 
ſonders die Anlage deutjchen Kapitals in ausländifchen Unternehmungen 
beiträgt. Wenn aber das Kapital troß der großen Überwindung, die ed das— 
jelbe nach der Lehre Ricardos koſtet auszuwandern, ed vorzieht, im Aus— 
lande Anlage zu fuchen anftatt in der heimifchen Erportinduftrie, fo läßt 
das darauf jchließen, daß eben durch die Begründung von Unternehmungen 
im Auslande mehr zu verdienen iſt als durch die Erweiterung der in» 
ländifchen Fabrikation für das Ausfuhrgejchäft. 

Ich faſſe das zuleßt Gejagte dahin zujammen: Die Ausfichten, daß 
fih bei bedingungslojfem Anſchluß au die Weltwirtichaft für die deutjche 
Volkswirtſchaft im ganzen große Gewinne ergeben, find durchaus nicht 
fiher. Jedenfalls ift es fraglich, ob diefe Gewinne einen vollkommenen 
Erfag für die ungeheuren Ummälzungen zu bieten im jtande find, welche 
die deutjche Volkswirtſchaft im alle der Annahme des Freihandels über 
fich ergehen laſſen muß. In Übereinftimmung mit Profeffor Diegel bin ich 
in dieſer Hinficht der Meinung, daß es zu der oberften Aufgabe der ftaat- 
lichen Wirtjchaitspolitif gehört, dafür zu forgen, „daß das wirtfchaftliche 
Leben des Volkes jo ftetig als möglich verlaufe”. Dieſes Ziel jcheint mir 
jogar jo hoch zu ftehen, daß man, um eine Entwidlung zu verhüten, die 
von einer Wirtjchaftskrifis zur andern führt, auch einmal eine vorüber— 
gehende Einjchränkung der Lebenshaltung in Kauf nehmen muß. Der An- 
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ſpruch des Konfumenten auf billiges Brot, jo wichtig und berechtigt er an 
fich ift, ift doch feine abfolut und unter allen Umftänden zu berüdfichtigende 
Forderung. Wenn die gefunde MWeiterentwidlung des ganzen Wirtjchafte- 
organismus auf dem Spiele jteht, dann muß diefer Anfpruch zurüdtreten 
vor den dauernden Sutereffen der Nation, die andere find ala die In— 
tereffen der zeitweiligen Konſumenten. Hiernach ſcheint e8 mir unftatthaft, 
Deutichland, wenn es im Hinblid auf die ungünftigen Zufunftsausfichten 
des Erport-Induftrieiyftems ablehnt, in die Fußftapfen Englands zu treten, 
mit einem Manne zu vergleichen, der aus Furcht vor dem Tode zum 
Selbitmörder wird. ch meine vielmehr, Deutjchland Handelt, wenn es in 
feiner jebigen Lage an der bisherigen Politik eines gemäßigten Schutzſyſtems 
jefthält, genau fo vernünftig, wie ein’ Beamter, der eine jtändige, penſions— 
berechtigte Stellung, wenn fie auch nur 3000 ME. jährlich bringt, nicht 
deshalb auigiebt, weil er irgendivo einmal ein Yahr lang 3600 ME. ver- 
dienen fann. 

Meine Herren! Geftatten Sie mir nun zum Schluß noch einige 
Morte über die beiden Mittel, welche anzumenden find, wenn die deutjche 
Handelspolitif die ihr vorhin geitedten Ziele: Erhaltung der inländifchen 
Landwirtſchaft in ihrem jetzigen Befigftande und Bekämpfung der para= 
fitifchen Erportinduftrien — Sie wiffen, was diefer Ausdrud des Ehepaars 
Webb befagt — erreichen will. Dieſe beiden Mittel heißen: Agrarzölle 
von genügender Höhe und Yortführung der Socialreform. 

Zunächft einige Bemerkungen darüber, weshalb ich e8 für notwendig 
halte, die Getreidezölle etwas über die jebt geltenden Sätze zu erhöhen. 
Ich begründe dies damit, daß mir das Mißverhältnis zwiſchen den Getreide- 
preifen, wie wir fie feit der Ermäßigung der Zollfähe gehabt haben — 
wobei der eingetretene Preisrüdgang natürlich aber nicht allein auf Rech— 
nung der Handeläverträge gefchrieben werden darf —, und den Produktions» 
koſten des deutjchen Getreidebaues zu groß erjcheint, um hoffen zu können, daß 
auch bei dauernd jo niedrigen Preifen eine Einjchränkung des Getreidebaueg 
in Deutjchland vermieden werden würde. Gewiß giebt es Landwirtichafts- 
betriebe, die auch bei Weizenpreifen von 155 ME. und Roggenpreijen von 
131 ME. für die Tonne — das war die durchjchuittliche Höhe der Getreide- 
preife in Preußen während der Erntejahre 1892/93 bis 1899/1900 — noch 
bejtehen und ſogar eine Rente abwerten können, allein daß der ganze 
deutjche Getreidebau bei dauernd jo niedrigen Preifen underjehrt bleiben 
könnte, diefe Hoffnung erfcheint mir mehr ala fühn. Darauf aber fommt 
e8 bier an. Deshalb Haben Berechnungen über die Höhe der Produktions 
foften des Getreides auf einzelnen Gütern, fo intereffant derartige Mit- 
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teilungen an fich find, für die Zwecke unferer Betrachtungen keinen großen 
Wert. Man kommt dabei nur immer twieder zu dem Ergebnis, daß es 
wegen der in der deutjchen Landwirtichaft berrfchenden engen Verbindung 
des Getreidebaues mit anderen Zweigen der landwirtfchaftlichen Erzeugung 
ungemein jchiwierig, wenn nicht unmöglich ift, die gerade auf den Getreide- 
bau entfallenden Produktionskoſten erakt zu berechnen, und daß, joweit eine 
folche Berechnung gelingt, die Produktiongkoften in den einzelnen Gegenden 
und ebenjo wieder innerhalb derjelben Gegend in den einzelnen Betrieben 
je nach Lage, Bodenbeichaffenheit u. ſ. w. jedes Gutes höchſt verſchieden find. 

Statt von den durchichnittlichen Produktionskoſten einer größeren An— 
zahl von Gütern auszugehen, wobei man doch immer nur zu einem mehr 
oder minder willfürlichen Refultat kommt, thut man befler, die Getreide- 
preife für längere Perioden zur Grundlage der Berechnung zu nehmen. In 
den Getreidepreifen, wie fie fi in einem Lande in längeren Zeiträumen 
durchjchnittlich geftellt haben, hat man meines Erachtens einen ziemlich zu= 
verläjfigen Anhaltspunkt zur Schäßung der durchjchnittlichen Produftions- 
foften des Getreidebaues oder, genauer gefprochen, zur Beurteilung der Höbe 
der Getreidepreife, die nötig ift, um den einmal erreichten Umfang des 
Getreidebaues zu erhalten. Wenn man da8 nicht gelten Laffen will, dann 
muß man entweder annehmen, daß lange Perioden Hindurch in der Land 
wirtjchaft ganz allgemein eine ungerechtfertigt Hohe Spannung zwifchen 
Getreidepreifen und Produktionskoſten bejtanden, daß die gefamte Landwirt- 
ſchaft den denkbar ungeheuerlichiten Brotwucher getrieben habe, oder man 
muß nachweijen, daß in der Zwijchenzeit wichtige Beftandteile der Pro» 
duktionstojten des Landwirt billiger geworden find und dadurch auch die 
gefamten Produftionskoften eine Ermäßigung erfahren haben. Diejer Nach« 
weis ift bisher aber für die Entwidlung der deutjchen Landwirtichait in 
den legten Jahrzehnten nicht erbracht worden. Wenn auch die Preife der 
Düngemittel erheblich gefallen find, jo find dafür die Ausgaben für andere 
Zwede und ganz bejonders die Arbeitslöhne noch viel mehr geftiegen. Die 
fieben Güter, für melche Profeffor Conrad die Entwidlung der Produftiong- 
foften pro 100 Hektar in den Vereinsſchriften mitteilt, zeigen fajt jämtlich 
ein beträchtliches Anwachlen der Produktionskoſten, wenn man die Jahre 
1880/94 der Periode 1850/80 gegenüberftellt. 

Ich Halte es hiernach für methodifch richtig, wenn Dr. Dade bei 
feiner Unterfuchung über die erforderliche Höhe des Weizen- und Roggen- 
zolla von den Durchichnitts-Getreidepreifen einer längeren Periode ausgeht. 
Auch der 40jährige Zeitraum 1860/99, den Dade dafür gewählt bat, er- 
ſcheint mir richtig. Der Roggenpreis® von 150 Mi., der ſich dann er- 
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giebt, dürfte den Sab bezeichnen, unter den nicht wefentlich herunter» 
gegangen werden darf, wenn der Roggenbau feine Einſchränkung erfahren 
ſoll; der MWeizenpreis von 195 ME dagegen, der den Durchichnitt 
der 40 jährigen Periode 1860/99 darftellt, kann meines Erachtens fehr wohl 
eine Herabjegung bis auf 180—185 Mi. vertragen, ohne daß eine Ab- 
nahme des MWeizenbaued zu befürchten fteht. 

Geht man don der eben angegebenen Grundlage aus und berüdfichtigt 
weiter, daß in der Periode 1892/93 big 1899/1900 der Preis für die Tonne 
unverzollten Weizen 120 ME. und für die Tonne unverzollten Roggen 
96 Mi. betrug, fo fommt man zu der Forderung, daß Getreidezölle von 
5—6 ME. erforderlih find, wenn eine Abnahme des Getreidebaues in 
Deutichland vermieden werden joll. 

Man wird hiernach nicht jagen können, daß die Zollfäge für Brote 
getreide zu hoch gegriffen find, welche in dem Entwurf eines neuen Zolltarif- 
gejeßes ala Minimaljäße auftreten, unter die nicht heruntergegangen werden 
darf. Gegenüber den Angriffen, welche diefer Entwurf gerade wegen der vor= 
geichlagenen Erhöhung der Getreidezölle jchon erfahren hat und wohl auch 
bier noch erfahren wird, möchte ich nicht unterlaffen, recht laut und deut— 
lich zu erklären, daß ich den Weg, den die Regierung in der Handelapolitif 
einzufchlagen gewillt fcheint, durchaus für den für Deutichland im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt richtigen halte. 

Gegen die Erhöhung der Getreidezölle hat man nun eine Reihe von 
Einwänden von jcheinbar jo großer Beweiskraft erhoben, daß ich fie eigentlich 
bier nicht ganz mit Stillfehweigen übergehen darf. Mit Rüdficht auf die 
ſtark vorgerüdte Zeit will ich aber doch darauf verzichten, ſchon jest zu 
den betreffenden Einwänden Stellung zu nehmen. Sch behalte mir aber 
vor, dies im Schlußwort nachzubolen. 

Ich möchte, ehe ich das Thema der Getreidezölle verlafle, nur ganz 
kurz noch die allgemeine Aufgabe kennzeichnen, welche die Getreidezölle in 
der Situation, in der fich das deutjche Wirtichaftäleben jetzt befindet, zu 
erfüllen Haben. Die deutjchen Getreidezölle der Gegenwart find zwar nicht 
direft Erziehungszölle, wie die der Induſtrie früher gewährten Schußzölle, 
aber fie find ein genaues Analogon zu den induftriellen Erziehungszöllen. 
Direkt ala Erziehungszölle kann man die Agrarzölle in Deutichland, Frank— 
reich, Stalien u. ſ. w. höchſtens infofern bezeichnen, als durch fie nicht die 
inländifche, jondern die überſeeiſche, ruffiiche u. ſ. w. Landwirtſchaft zu etwas 
erzogen werden joll. Und zwar joll die Landwirtichaft der letztgenannten 
Länder zu der gleichen durchichnittlichen Stufe der Betriebsintenfität er- 
zogen werden, die heute jchon in der weiteuropäifchen Landwirtſchaft Herricht. 
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Das aber ift ja im allen diefen Ländern auch nur eine Frage der Zeit, 
wann die Landwirte durch die Bodenerjchöpfung und die Zunahme der 
Bevöllerung gezwungen fein werden, ebenjo intenfiv zu wirtjchajten wie 
ihre Kollegen in Weft-Europa. Sobald diefer Zuftand erreicht if, was 
freilich noch einige Jahrzehnte dauern kann, können die Agrarzölle wieder 
fallen, und fie fönnen ſchon in dem Maße herabgejeßt werden, wie die 
überjeeifche Landwirtichaft fich dem vorhin charakterifierten Zuftand nähert. 
Auch nach der Auffaſſung, die ich vertrete, jollen die Getreidezölle alfo 
nur eine borübergehende Einrichtung fein. Allein fie jollen auch nicht eher 
wieder bejeitigt werden, ala bis die Urfachen aufgehört haben zu wirken, 
welche die zwingende Beranlaffung ihrer Einführung waren. Wie lange es 
nötig fein wird, an den Getreidezöllen feftzuhalten, das vermag natürlich 
heute noch niemand zu fagen. Ich möchte Hier au an das Wort von 
Friedrich Liſt erinnern, durch dad er davor warnt, die Dauer der in 
duftriellen Grziehungsfchubzölle nach der Länge des Zeitraums zu bemeffen, 
den ein Schubmachermeifter zur Ausbildung eines Lehrlinge braucht. Was 
aber den induftriellen GErziehungszöllen recht war, das ifl den landwirt- 
ichaftlichen Erhaltungszöllen billig, und zwar gilt dabei für die fonftigen 
Agrarzölle das gleiche wie für die bisher allein ins Auge gefaßten Ge— 
treidezölle. Ich bin zwar fein Anhänger des von den Agrariern verlangten 
„Lüdenlofen Zolltarif8”, aber ich erfenne an, daß Agrarzölle nicht bloß 
für den Getreidebau, jondern für alle diejenigen Zweige der Landwirtjchaft 
erforderlich find, bei denen ebenjo wie im Getreidebau eine ruinöfe aus— 
ländifche Konkurrenz fich geltend macht, zugleich aber zu erwarten fteht, 
daß dieje Konkurrenz über kurz oder lang ihre Gefahr wieder verlieren und 
die einheimifche Landwirtichait dann wieder mit der auswärtigen konkurrenz⸗ 
fähig jein wird. Wo dagegen die letztere Vorausſetzung nicht zutrifft, wo 
vielmehr anzunehmen ift, daß das Ausland dauernd in einem Probuktiong- 
zweig feine Überlegenheit behalten wird, da halte ich es für zwecklos, auch 
dieſem Produktionszweig Zollihug zu gewähren. Auf jolche Betriebszmweige, 
wie 3. B. auf die Schafwollproduftion, muß die einheimifche Landwirtfchaft 
verzichten lernen. Denn bier Tiegt die Sache jo, daß die Schaj- und 
Ziegenhaltung für weite Gebiete Auftraliens, Südafrikas u. ſ. w. wegen der 
klimatiſchen Verhältniſſe der betreffenden Gegenden die einzige Form der 
Bodennußung bleiben wird. Für den Getreidebau find diefe Gebiete im 
allgemeinen verloren; dagegen eignen fie fich jehr gut dazu, für die ganze 
Welt dort die nötige Wolle zu gewinnen. Daß fie in diefer Weije genußt 
werden, liegt durchaus auch im Intereſſe der deutſchen Landwirtſchaft, die 
dadurch die Möglichkeit erhält, ihren Boden intenfiver zu bewirtjchaften, 
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als wenn fie einen großen Teil desſelben für die extenfive Schafzucht ver- 
wenden müßte, um den MWollbedarf Deutjchlande im Inlande zu deden. 
Alſo nicht alle Agrarprodufte dürfen Zollſchutz erhalten, fondern nur ein— 
mal die wirklich jchugbedürftigen, und auch von diefen wieder nur die, deren 
Beitand nur vorübergehend durch die auswärtige Konkurrenz bedroht er— 
fcheint. Diefen muß man aber auch fjämtlich je nad) dem Maße ihrer 
Gefährdung Zollihug gewähren. Wollte man nur den Getreidebau jchüßen, 
fo würde man da8 Gleichgewicht zwiſchen den verjchiedenen Zweigen ber 
Landwirtichaft ftören und ihr eine ungefundeeinfeitige Richtung auf die 
Getreideproduftion geben, was auch den Yntereffen der Getreibeproduzenten 
ſelbſt gar nicht entiprechen würde. 

Meine Herren! Ach wende mich nun zu dem zweiten Ziele, das ih 
vorhin für die deutſche Handeld- und MWirtjchaftspolitit aufgeitellt Habe, 
Belämpfung parafitifcher GErportinduftrien durch Fortführung der 
Socialreform. In Bezug auf diefen Punkt kann ich mich jehr kurz fafjen. 
Ich brauche hier im Verein für Socialpolitit nicht alle die Punkte einzeln 
zu bezeichnen, in denen unfere Arbeiterfchußgejeggebung noch lückenhaft ift 
und des Ausbaues bedarf. Nur einen Punkt möchte ich herauögreifen. 
Das Problem der Belämpfung parafitifcher Erportinduftrien ift zu einem 
großen Zeil identifch mit der Frage der gejeglichen Regelung der Haus— 
induftrie.e Denn unfere Hausinduftrien, und zwar ſowohl die, die fich in 
den großen Städten niedergelaffen haben, als auch die, die in den Thälern 
und auf den Höhen der deutichen Mittelgebirge haufen, arbeiten zu einem 
großen Zeil für den GErport. Sie find es, die dem Deutfchen Reich zu 
einem erheblichen Teil die Mittel zur Bezahlung feiner Mehreinfuhr an 
Rohitoffen liefern. Daß die Arbeitöbedingungen in ihnen aber vielfach 
unter dem fonftigen deutjchen Durchjchnitt ftehen, ift ja befannt genug. 
Wenn auch das Elend nicht überall fo kraß iſt wie in der Konfeltions— 
induftrie, jo find doch auch in manchen anderen hausinbuftriell betriebenen 
Gewerbazweigen die Löhne jo, daß fie gerade nur ausreichen, um Leib und 
Seele zujammenzubalten, und die Arbeitszeit iſt faft jo lang, als ber Liebe 
Gott dem Tag Stunden gegeben hat. Dazu fommt ala weitere häßliche 
Seite die von den Eltern felbft unter dem Zwange der Not betriebene 
Ausbeutung der Kinderarbeit. 

Daß aber gerade diefe focialpolitifch verrufenen Gewerbszweige mit zu 
unjeren blühendſten GErportinduftrien gehören, das fcheint mir fein Zur 
fall zu fein. Ein Exrport-Induftrieftaat gleicht nach dem treffenden Wort 
eines engliichen Nationalöfonomen einem Laden, in dem ein fremder ficher 
für eine bejtimmte Summe Waren kaufen wird. Wie er aber feine Käufe 


Wirkung ber gegenwärtigen und Ziele ber künftigen Hanbeläpolitit «. 221 


unter die verjchiedenen im Laden auögeftellten Warengattungen verteilen 
wird, das hängt davon ab, welche von ihnen ihm den größten Vorteil 
gegenüber den in feiner Heimat Hergeftellten Waren zu bieten fcheinen. 
Diefer Vorteil kann beftehen in der größeren technijchen Leiftungsfähigkeit 
der Arbeit, die bei der Anfertigung der Waren tätig gewejen ift, in der 
befferen Qualität oder den geringeren Geftehungsfoften der Robftoffe u. ſ. w.; 
er kann aber leider auch bejtehen in den geringeren Anfprüchen der Ar- 
beiter an die Arbeitöbedingungen. Dieſes Moment hat dazu geführt, daß 
gerade einige der Induſtrien, auf die wir jocialpolitifch nicht jehr ftolz fein 
fönnen, mit zu unjeren wichtigiten Erportinduftrien gehören. 

Wie können nun diefe Hausinduftrien Hinfichtlic ihrer Arbeits» 
bedingungen auf das bdurchichnittliche Niveau der fabrikmäßigen Groß- 
induftrie gehoben werden? ch meine, wenn dieſes Ziel erreicht werben 
joll, dann muß die Arbeiterfchußgefeßgebung zunächft mit dem Grundjaß 
breden, daß die Höhe des Lohnes für fie ein Noli me tangere ift. Ich 
möchte geradezu behaupten: Lohnregulierung ift die fpecifiiche Form des 
Arbeiterjchuges in der Hausinduftrie. Auf dem Wege der Feſtſetzung einer 
Marimalarbeitszeit dagegen wird man den Mißſtänden, die in der Haus— 
induftrie beftehen, niemals wirkſam beikommen. Das Hatten jchon die 
fchweizerifchen Gefeßgeber des 17. und 18. Jahrhunderts erfannt. Den 
Mittelpunkt der in jener Zeit in Zürich und Bajel zum Schuße der Heim— 
arbeiter getroffenen Maßnahmen bildete die Feſtſetzung von Minimallöhnen, 
unter denen fein Verleger Heimarbeiter befchäftigen durfte. Staatliche Feit- 
jegung von Minimallöhnen fcheint mir auch heute noch das einzige Mittel 
zu jein, das hier helfen fann. Denn die Heimarbeiter find unfähig, fich 
an ihrem eigenen Schopfe aus dem Gumpfe zu ziehen, in dem fie jeßt 
ftefen. Bei der Forderung von Minimallöhnen für die Heimarbeiter be— 
finde ich mich übrigens in Übereinftimmung mit einem der Referenten, die 
vor zwei Jahren in Breslau die Frage der gejehlichen Regelung der Haus— 
industrie zu behandeln Hatten. Und die Vorausfegung für die Anwendung 
dieſes Mittels ift dadurch gegeben, daß in der Hausinduftrie ausnahmslos 
das Stücklohnſyſtem Herrfcht. Über die Art und Weife,. wie ich mir die 
Durchführung der Lohnregulierung in der Hausinduftrie denke, kann ich 
mich hier natürlich nicht weiter auslaſſen. 

Ich habe vielmehr nur noch die Frage zu berühren: Werden die Haus» 
induftrien einen folchen gejeßgeberifchen Eingriff aushalten können, ohne in 
ihrer Eriftenz gefährdet zu werden? Auf diejen Einwand möchte ich mit 
der Frage antworten, die mein verehrter Lehrer, Herr Profefjor v. Philippo= 
dich, dor zwei Jahren ala Referent in Breslau ftellte: „Hat eine Indujtrie, 
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welche äußerlich Waren, thatjächlich aber vermöge der Bedingungen, unter 
denen fie Waren herjtellen ließ, Arbeitskraft, Gefundheit, Stärke, Volks— 
Eraft exportiert, Anſpruch auf Schonung?” Ich meine, diefe Jnduftrien 
bieten oft den Schein für die Wirklichkeit, d. 5. fie bedeuten feinen wirk— 
lichen Zuwachs an Macht und Volkskraft für ein Land, Darum gilt 
auch für fie: beſſer ein Ende mit Schreden, als ein Schreden ohne Ende. 
Durch entiprechende Mafregeln zur Hebung des inneren Marktes wird es 
auch ſtets möglich fein, die betreffende Bevölkerung mit der Herftellung von 
Produkten für das Inland zu beichäftigen, falls es nicht gelingt, fie in 
Erportinduftrien unterzubringen, die ihren Abſatz nicht bloß der Er— 
bärmlichkeit ihrer Arbeitsbedingungen jchulden. 

Meine Herren! Ich bin am Ende. Mit meinen Betrachtungen bin 
ich, fo fcheint es, fchließlich bei einem ganz anderen Endpunkte angelangt 
al® dem, zu dem fie zuerft hinzuführen fchienen. Won der Handelspolitif bin 
ich auf die Socialpolitit gefommen. Allein ich meine, ich habe mich da— 
mit bon meinem eigentlichen Thema gar nicht entfernt. Zwiſchen ber 
Forderung nach landwirtichaftlichen Erhaltungszöllen und der nach Fort— 
führung der Socialgejeßgebung befteht ein notwendiger innerer Zuſammen— 
bang. Dean hat dieſen Zuſammenhang geleugnet, man bat fogar gejagt: 
Kornzoll und Socialreform pafjen zu einander wie die Fauſt aufs Auge, 
oder mit einer franzöfiichen Wendung, dieje beiden Worte würden, wenn 
fie fprechen könnten, darüber jchreien, daß fie fich zufammenfinden. ch 
möchte im jchärfiten Gegenjage hierzu die Grundauffaffung, von der mein 
ganzes Referat getragen war, nod einmal zufammenfaflen in den Worten, 
und mit dem Ausdruck diejer Überzeugung lafien Sie mich jchließen: So 
parador es zunächſt auch Elingt, jo bedingen fich Socialreform und Getreide: 
zölle bei der gegenwärtigen Geftaltung der Verhältniffe auf dem Weltmarkte 
doch gegenfeitig. Socialreform und Getreidezölle find die beiden Endglieder 
einer zufammenhängenden Kette von Mafßregeln, fie find die Früchte 
eines und desſelben Baumes, allerdings eine® Baumes, der nicht auf 
dem Boden des Mancheftertums gewachjen ift. 


Vorſitzender: Jch glaube im Namen aller Anweſenden zu fprechen, 
wenn ich den Herren Referenten den Dank aller Anmwejenden ausſpreche. 
Ich eröffne nun die Diskuſſion. 


Dr. Shmoller: ch möchte über das Wahlergebnis berichten. Es 
find 105 Stimmzettel abgegeben worden. Die meiften Stimmen haben 
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erhalten die Herren Adides, Albrecht, Bücher, Frhr. dv. Berlepſch, Delbrüd, 
Kalle, Knapp, Ludwig-Wolf, Neumann; fie find alſo gewählt. ch bitte 
die Herren, die heute davon bier find, nach Schluß der Sitzung zufammen- 
auftreten, damit wir die Kooptation vornehmen können. Auch die Herren, 
die aus unſeren früheren Wahlen noch im Ausſchuß find, bitte ich dabei 
mitzuwirfen. 


Dr. v. Berlepſch (zur Geichäftsordnung): Ich Habe die Erlaubnis 
befommen, über einen Gegenftand kurz zu berichten, der nicht mit unferer 
Zagung zufammenhängt. Es findet am Donnerstag die Konjtituierung der 
internationalen Bereinigung für Arbeiterſchutz in Baſel ſtatt. Dan Hat 
dort den dringenden Wunjch, daß alle Mitglieder der internationalen Ver— 
einigung fich in Bafel einfinden mögen. Sollte eine oder daß andere ber 
bier vorhandenen Mitglieder die Neigung haben, nach Bafel zu gehen, jo 
bin ich in der Lage, ihm eine Einladung auszuhändigen. Ferner bitte ich 
diefe Herren, Heute Nachmittag nah Schluß der Diskuffion fich hier 
aufammenzufinden, um eine Beiprechung über unfere Haltung in Bafel zu 
haben. Sollte da® aber nicht möglich werden, jo würde ich bitten, fih in 
Bafel zufammenzufinden, im Zunfthaufe zum Sclüffel, am Donnerftag- 
abend, Schlag 8 Uhr. 


Profeffjor Dr. Grunzel (Wien): Meine Herren! Zunächſt muß ich 
um Entichuldigung bitten für die aphoriftiiche Form meiner Bemerkungen, 
denn die den Rednern zugemefjene Redezeit von 20 Minuten ermöglicht es 
mir natürlich nicht, auf alles zu reagieren, was ung in den fiebenjtündigen 
Referaten vorgeführt worden ift. 

Sp ausgezeichnet viele der Ausführungen in den Berichten waren, jo 
haben mir die leßteren doch den Eindrud gemacht, ala ob fie gar zu ſehr 
unter dem Einfluß jener erregten und leidenfchaftlichen Debatten gejtanden 
wären, die fich in der deutjchen Tages- und Fachpreſſe an die Publikation 
des deutſchen Zolltarifentwurfs geknüpft Haben. Nachdem ich aber aus 
einem Lande komme, in welchem die „Leidenjchaftslofigkeit" Regierungs— 
prineip geworden iſt (Heiterkeit), jo werden Sie mir wohl verzeihen, wenn 
ich mir über diejes letzte handelspolitiſche Ereignis eine fühlere Auffaffung 
aneigne. 

Wenn ich zunächft vom ſpecifiſch Öfterreihifchen Standpunkte 
meine Meinung abgebe, jo muß ich wohl jagen, daß ung die Höhe einiger 
deutichen Zollvorfchläge, namentlich die der Agrarzölle, überrafcht Hat. Man 
wird fich num vielleicht in Deutjchland gewundert Haben, warum anläßlich 


224 Debatte. 


der Publikation des Tarifentwurfs nicht eine größere Erregung bei uns 
plaßgegriffen hat. Was Sie vielleicht bemerkt haben, war nur ein leijes 
Raufchen in dem Blätterwald der Prefje, tiefer ift die Bewegung nicht 
gegangen. (Sehr gut!) Wer fich darüber wundert, vergißt, daß fich die 
wirtſchaſtliche Konfiguration Öfterreich-Ungarns feit den lebten Handels—- 
verträgen jehr geändert hat. Vor zehn Jahren Hatten wir noch mit einem 
jehr großen Erport von agrarifchen Produkten zu rechnen. Die Zeit ift 
aber vorüber. Die ungarijche Landwirtichait findet jet ihren Hauptmarft 
in Öfterreih, in jchlechten Jahren müſſen wir jogar Getreide impor« 
tieren. 

Der Vorteil, den uns feinerzeit Deutfchland durch Ermäßigung der 
Setreidezölle gegeben hat, ift raſch verflogen und ich behaupte nicht zu viel, 
wenn ich ſage, daß das ntereffe Deutichlandg an dem Zuftandeflommen 
eines Vertrages mit Öfterreih um nichts geringer ift, als das Anterefje 
Oſterreichs, fich mit Deutjchland zu vertragen. Es fommt dabei befannt« 
lich nicht auf den Gejamtwert, fondern auf die Zufammenjegung der Aus— 
fuhr an. Wenn Herr Profeſſor Log gejagt, daß der deutſche Zolltarif- 
entwurf unjere handeläpolitijche Situation gegenüber Ungarn geitärkt Hat, 
jo gebe ich das zu. ch füge nur bei, daß unſere handelspolitiſche 
Situation auch gegenüber Deutjchland eine viel ftärkere if 
al vor zehn Jahren, allerdings nicht erſt infolge des deutichen Tarif- 
entwurfs, jondern infolge der inneren wirtjchaftlichen Veränderungen. 

Wenn ic) nun von diefem öÖfterreichifchen Standpunft abitrahiere und 
den deutjchen Zolltarifentwurf als ein Ganzes betrachte, wenn ich bedenke, 
daß er nicht ein vollendetes Werk ift und daß er auch nach jeiner defini— 
tiven Feſtſtellung nur ein Gerippe ift, das erft durch die Handeläverträge 
Fleisch und Blut befommt, jo muß ich fagen, daß diefer Entwurf 
nur die richtige Konjequenz gezogen bat auß der gegen— 
wärtigen hbandelöpolitifhen Situation. (Sehr richtig!) 

Man Hat bisher zur Erklärung des deutjchen Tarifentwurf3 immer 
nur die innere wirtjchaitliche Lage herangezogen, meiner Meinung nach 
aber war auch die internationale Lage in hohem Grade mitbeitimmend. 
Wie ift nun die internationale handelspolitiſche Lage be— 
ihaffen? Sie wird gegenwärtig am ftärkiten von zwei Strömungen beein- 
flußt, die fich bi zu einem gewifjen Grade entgegenwirken, aber nicht aus— 
ichließen. Die eine Strömung hat ihren Ausgangspunft in dem all— 
gemeinen Gieg der Schußzollidee, die andere in der rapiden 
Steigerung des Weltverfehres. 

Wenn Herr Profeffor Log gemeint hat, daß der deutjche Tarifentwurf 
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eine allgemeine Schußzollbewegung entfefjeln werde, jo ſage ich im Gegen- 
teil, der Entwurf hat die Schußzollbewegung bereit vorgejunden. An dem 
allgemeinen jiegreihen Vordringen der Schußzollidbee kann 
heute nicht mehr gezweifelt werden. Daß Frankreich, Spanien, Rußland 
und die Vereinigten Staaten fi mit enorm hohen Schußzöllen umgeben 
haben, iſt befannt. Aber auch in anderen Ländern, in Stalien, der 
Schweiz u. ſ. w. fehen wir eine jtarfe Bewegung zu Gunften einer Ver— 
jtärfung des Schußzolled. Belgien Hat fi im Laufe des lekten Decenniums 
von den früheren freihändlerifchen Grundjägen ganz abgemwendet, und Däne- 
mark und Holland ftehen im Begriffe, dies zu thun. Vor allem muß aber 
fonftatiert werden, daß auch England, das Mutterland des Freihandels, 
dieje Doktrin endgültig begraben hat. Der erfte, aber noch verdedte Vorftoß 
gegen die fremde Konkurrenz war die Merchandise Marks Act, dann fam 
die Differentialzollpolitit der englifchen Kolonien, welche den englischen 
Maren indirekt zu einem Zollſchutze in den wichtigjten Abjaßgebieten ver- 
helfen jollte, und jchließlich warf man den Dedinantel ganz ab und führte 
im April dieſes Jahres die Einjuhrzölle auf Zuder und den Ausfuhrzoll 
auf Kohle ein. Ych weiß jehr wohl, daß diefe Maßnahme mit den 
finanziellen Anforderungen des füdafrikanischen Krieges gerechtfertigt wurde, 
aber es iſt ja micht das erjtemal, daß uns England nicht alle Motive 
feiner Handlungsweile aufdedt. Die Sade fpricht für fi. Wenn der 
Zoll auf Zuder je nach dem Grade der Verarbeitung jo ftarf differenziert 
wird, wie dies in England geſchieht — Rohzuder zahlt bei 76° Polari- 
fation 2 sh, Raffinade bei 98° Polarifation bereit? 4 sh 2 d — fo ilt 
damit entjchieden ein jchußzöllnerifcher Gedanke verwirklicht worden. Dabei 
muß man noch bedenken, daß jpeciell die englifche Zuckerraffinerie-Induſtrie 
durch die europäische Konkurrenz ganz heruntergebradht wurde und feit 
Jahren der Regierung in den Ohren liegt. Und wenn jchließlich der 
englifche Schaßfanzler den Ausfuhrzoll auf Kohle auch damit gerechtfertigt 
hat, daß ein folcher Zoll den Kohlenpreis für die inländifche Induſtrie 
verbilligen oder doch wenigſtens dem Lande einen wertvollen Rohſtoff für’ 
die Zukunft auffparen werde, fo war das ebenfalls ein Argument aus der 
Bibliothek der Schußzöllner. 

Wohin führt uns nun diefe allgemeine Schußzollbewegung? 
Es giebt Leute, welche der Anficht find, daß dieſe Schußwälle der einzelnen 
Staaten immer mehr wachfen und e8 fchließlich dahin bringen werden, daß 
man aus den Erport zu Gunjten der Entwidlung des inne- 
ren Marktes verzichten wird, daß die großen Länder ala „geichlojjene 
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werden. Bei uns in Öfterreich kann man ähnliche Betrachtungen jetzt alle 
Tage. hören. Nichts ift irriger als diefe Argumentation, denn fie verfennt 
von Grund aus das Weſen des Grported. Ein moderner Staat erportiert 
nicht deshalb, weil er in einigen Artikeln einen überſchuß produziert und 
diefen Überſchuß los werden will, jondern Hauptfächlich deshalb, weil er 
damit die Importgüter bezahlen muß. Der Import jelbit aber dient 
nur zu einem geringen Teile einem vielleicht entbehrlichen Luxus, denn der 
Champagner, die teueren Kleider u. f. w., die wir dem Auslande abfaufen, 
machen in dem Gejamtbilde jehr wenig aus. Der Import bafiert viel— 
mehr auf einem effektiven Bedürfnis der breiteften Schichten des Volkes, 
und fein Staat ift fo reich, um die großen und notwendigen Bezüge an 
Kohle, Holz, Baummolle, Jute, Kautſchuk, Farb- und Gerbitoffen, Kaffee u. . w. 
mit Gold zu bezahlen. Eben deshalb iſt der Warenerport eine unumgäng= 
liche Notwendigkeit, und ihn in einer dem eigenen Lande günftigen Weije 
auszugeitalten, ift die Aufgabe der Handelspolitik. Zudem find durch die 
Ausdehnung des Weltverkehrs, welcher die entjernteiten Wirtjchaftsgebiete 
einander in ungeahnter Weiſe näher gebracht hat, auch die Bedürfniffe, die 
nur durch Import befriedigt werden fünnen, in einer ganz enormen Steige 
rung begriffen. 

Menn man nun angefichts des jcharfen Konfurrenzlampfes der euro» 
päifchen Kaufleute in überfeeifchen Abfatgebieten und angefichts der zur 
nehmenden Induftrialifierung der Aderbauftaaten mit Bangen fragt, ob 
denn die europätiche Anduftrie nicht fchließlich in ihrem eigenen Fett er— 
jtifen wird, jo fage ich nein! Vielleicht — ich bezweifle es noch — hat 
der Welthandel fih alle Gegenden dienftbar gemacht, die von Menjchen 
bewohnt find, aber der ertenjiven Bearbeitung muß nod die 
intenfive folgen, und welches Feld diefer offen fteht, beweiſen mir 
einige dürre Ziffern. England, Belgien und die Schweiz haben heute ein 
Importbedürfnis don 2—300 ME. pro Kopf der Bevölkerung, das euro= 
päifche Rußland ein jolcheg von nur 18 Mk., Japan von 10 Mi. und 
China ein folches von etwa 2 Mi. Ach glaube, daß da der Welt» 
handel niht am Ende, fondern erit am Beginne feiner Ent- 
widlung steht. 

Wir befinden ung nun mitten in der Brandung zweier Er- 
treme. Auf der einen Seite die Schubzollanjprühe der Volkswirt— 
haft, auf der anderen Seite die Grpanfion der Weltwirtichaft. 
Sollen wir auf eine Art wirtjchaftlicher Weltverbrüderung binarbeiten, 
oder jollen wir an unjerer Grenze eine chinefiiche Mauer bauen? Weder 
eines noch das andere. Das Richtige Liegt, wie fo ojt, in der Mitte, näm« 
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ih in dem Abſchluſſe von Handelsverträgen, welche den gegen» 
wärtigen Berhältniffen entfprechen, und in der Schaffung großer 
Wirtſchaftsgebiete. 

Wenn ich von Handelsverträgen ſpreche, auf deren Abſchluß wir 
hinarbeiten ſollen, ſo meine ich darunter nicht Verträge von der Art, wie ſie ſeit 
den ſechziger Jahren zumeiſt üblich geworden find. Der bisherige 
Durhichnittsvertrag war eine Schablone, eine Drudjorte, 
auf der nur die Namen der jeweiligen Souveräne und Delegierten ein« 
getragen ‚zu werden brauchten; die von Liebe, Fyreundichaft und Fyreiheit 
triefenden Paragraphen blieben fich immer gleich und waren oft nicht mehr 
als fodifizierte Phrajen. Sch Hoffe, daß wir einer neuen Ara von 
Handelöverträgen entgegenjehen, in denen jeder Satz durchgearbeitet 
und den beſonderen Bedürfniffen der vertragichließenden Teile angepaßt fein 
wird. (Sehr. richtig!) Den Gedanken im Detail auszuführen, dazu mangelt 
mir hier die Zeit. Eine der eriten Beitimmungen aber, an welche die Art 
wird angelegt werden müflen, dürfte die fchranfenlofe und be— 
dingungslofe Meiſtbegünſtigung jein, wie fie derzeit noch ziemlich 
allgemein iſt. Durch eine entiprechende Beihhränfung der Meift- 
begünftigung, in der und ja einige große Staaten bereits voran— 
gegangen find, würde e8 erjt möglich fein, die Handelsverträge auszugeftalten 
und zu fpecialifieren. 

In diefer Hinficht ftimme ich mit dem zweiten Referenten, Herrn Pro» 
feſſor Schumacher, überein. Dagegen vermag ich feine Begeifterung für 
den Doppeltarif nicht zu teilen, weil ich überzeugt bin, daß er die Ver— 
träge erſchweren, wenn nicht unmöglich machen wird. Herr Proiefjor Schu— 
macher hat auf Frankreich hingewieſen und als einen Erfolg des Doppel- 
tarifeg den Umstand Hingeitellt, daß frankreich mit Jtalien einen Vertrag 
ichloß, ohne von feinem Minimaltarif etwas opfern zu müſſen. Das war 
aber nicht ein Erfolg des Doppeltarifs, fondern der jtärferen, wirtichaft- 
fichen und beſonders finanziellen Stellung Frankreichs. Italien ift im 
Zolltriege mit Frankreich wegen feines Anſchluſſes an die Dreibundftaaten 
geradezu gezüchtigt worden; die endliche Berjtändigung war nichts als eine 
handelspolitifche Kapitulation Italiens. Daß der franzöſiſche Doppeltarif 
die Probe nicht beitanden hat, das zeigte fich jehr deutlich bei den Ver— 
handlungen mit einem anderen Staate, nämlich mit der Schweiz. Herr Pro- 
feſſor Schumacher hat uns allerdings einen Rat gegeben. Gr meinte, der 
Minimaltarif könne im gegebenen alle wieder geändert werden, denn eine 
Anderung jet feine Durchbrechung des Principe. Meiner Auffaffung nach 


beiteht das Weſen des Doppeltarif3 darin, daß er eine untere Grenze für 
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alle jpäteren Konzeffionen feftlegt und diefe Grenze nicht durch) Verhand— 
lungen mit einem anderen Staate, fondern einfeitig bejtimmt. Wenn nun 
neben dem Minimaltarife durch die fpäteren Verhandlungen mit fremden 
Staaten noch ein Bertragstarif entjteht, wie dies der Herr Referent an- 
gedeutet hat, jo wird damit das Princip fallen gelafjen, denn ein Princip, 
von dem man bereit vorausfieht, daB es jede Weile gebrochen werden fann, 
ift doch fein Princip mehr. (Bravo!) ch behaupte ſchließlich, daB der 
Minimaltarif eben deshalb, weil er einfeitig fejtgeitellt wird, immer zu 
hoch jein wird, um den Abjchluß von Berträgen zu ermöglichen. Deshalb 
kann ich denjelben unter den gegenwärtigen Berhältniffen nicht empfehlen. 

Durch den don mir angedeuteten Ausbau der Handeläverträge wird 
die ohnehin angebahnte Bildung großer Wirtfchaftägebiete ge= 
fördert. Derartige große Wirtjchaftsgebiete bieten der Allgemeinheit analoge 
Vorteile, wie fie der Großbetrieb dem einzelnen Unternehmer gewährt. Die 
riefigen Unternehmungen, wie wir fie jet entjtehen jehen, find überhaupt 
nur möglich, wenn ihnen ein ausgedehnter innerer Markt die nötige Rücken— 
deckung giebt. In einem einzelnen Lande, fagen wir in Öjterreich, können 
gewiſſe Artikel mit der Ausficht auf eine vom allgemeinen Standpuntte 
gerechtfertigte Rentabilität gar nicht erzeugt werden, weil da& innere Abjah- 
gebiet zu Klein if. Nur bei einer entjprechenden Ausweitung der Wirt- 
ſchaftsgrenzen läßt fich das wünſchenswerte Gleichgewicht der ökonomischen 
Kräfte heritellen. 

63 ift natürlich, wenn ich bei der Schaffung großer Wirtjchaftägebiete 
an eine handelspolitiſche Annäherung Deutſchlands und 
Öfterreih-Ungarns denke, jo wie ich fie in den vom Vereine für 
Socialpolitit herausgegebenen Schriften jfizziert habe. Ich meine durchaus 
nicht, daß beide Staaten ihre wirtfchaftliche Selbftändigkeit aufgeben und 
eine Zollunion eingehen. Die Zollbarrieren fonnten feinerzeit zwiſchen den 
einzelnen Teilen eines Reiches fallen, das in politifcher, nationaler und 
wirtichaftlicher Hinficht homogen war, aber fie fönnen nicht vollitändig 
fallen zwiſchen jelbjtändigen umd ungleichartigen Staaten, die durch Jahr- 
zehnte oder gar Jahrhunderte ihren eigenen Weg gegangen find. Wenn 
aber Deutjhland und Öfterreih-Ungarn auch handels— 
politijch der Thatjahe Rehnung tragen, daß fie ein jo 
intenfiver Handelsverfehr verbindet, wie ihn nicht zwei 
andere Staaten aufzumweijen haben, jo werden fie zum 
Kryftallifationgpunfte für die künftige Handelspolitik 
aller europäijchen Staaten. Ein großer Markt mit mehr ala 100 
Millionen Konfumenten würde entjtehen, der dem amerikanischen mit 76 
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und dem ruffifchen mit 103 Millionen mehr gewachjen wäre ala jeder 
Zeil für fich, weil er zu Elein ift, um innerhalb der einzelnen Produktions— 
zweige die nötige Specialifierung und Arbeitsteilung eintreten zu laſſen. 
Ich will nicht, daß fich Deutjchland und Öfterreichelingarn in blinder Ber 
geifterung in die Arme fallen, ich will auch nicht, daß fie ſich in einem 
felbftmörderifchen Zollfriege aufreiben, jondern ich will nur, daß fie han— 
deln, wie zwei vernünftige Kaufleute, die ein Geſchäft ab- 
fchließen, bei dem jeder Teil etwas gewinnt. (Beifall.) 

Das heutige Thema berührt auch die focialpolitifche Seite; ich 
will diejelbe Hier ganz kurz ſtreiſen. Bor allem möchte ich betonen, daß 
immer, wenn in der Handelspolitik von Produktion, von Induſtrie ges 
fprochen wird, nicht bloß der Unternehmer, jondern immer auch der Arbeiter 
mitverftanden ift, weil in diefer Hinficht die Interejfen der Arbeit- 
geber und Arbeiter parallel gehen. Der Zolltarif bezmedt ja 
feinem Wefen nach nicht einen Schub des Kapitals, jondern einen Schuß 
der Arbeit. 

MWenn Herr Profeffor Lob und andere ausgeführt Haben, daß nicht 
bloß die Agrarzölle, jondern auch die Induftriezölle den Arbeitern Lediglich 
die Lebenshaltung verteuern, jo fcheint mir das eine ſehr einjeitige Be— 
urteilung zu fein. Es darf nicht überjehen werden, daß der Arbeiter 
von den Schußzöllen auch profitiert. Belanntlich ift e8 die 
größte Sorge des Unternehmers in der Großindujtrie, eine kontinuierliche 
Beihäftigung für feinen Betrieb zu finden, und ebenjo hat auch der Ar- 
beiter das größte Intereſſe daran, fortdauernde Arbeitögelegenheit zu finden. 
Diefe Kontinuität der Arbeit ift jogar wichtiger als die montentane 
Preislage für den Artikel und die Höhe der Arbeitälöhne. Sie wird big 
zu einem gewiflen Grade gewährleiftet durch den Schußzoll, welcher die 
inländifchen Unternehmungen gegen die unberechenbaren Konjunfturen bes 
wahrt, welche zeitweife ein Gindringen der ausländiichen Konkurrenz und 
eine momentane Arbeitslofigkeit im Inlande herbeiführen könnten. 

Auch die von mir befürmortete Erweiterung des Wirtjchaitägebietes 
käme den Arbeitern zugute, weil fich im großen Raum fleine Störungen 
viel leichter ausgleichen und weil durch die Förderung mächtiger Special« 
induftrien der Arbeitämarft für die einzelnen Branchen der geichulten 
Arbeiter beträchtlih vergrößert wird. 

Auf Grund der realen Thatfachen dürften fich ſomit die großen Han 
delspolitiichen Probleme, die uns jetzt bejchäftigen, fehr einfach Löfen, wenn 
auch vorübergehende Verwidlungen nicht ausgeichloffen find. Weltwirt- 
Ihaft und Volkswirtſchaft find nur in der Theorie ſcharfe 
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Gegenjäße, in der Praris jind fie bloß verſchieden wir» 
fende Kräfte Kein Bolt kann fich feiner nationalen Bejonderheiten 
auch in wirtjchaftlicher Hinficht entäußern, es fann fich aber ebenjowenig 
von der Berührung mit der Außenwelt abjperren. Der Angelpunfkt 
der weiteren Entwidlung fann und foll aber der Handels— 
vertrag zwiſchen Deutſchland und Öfterreih-Ungarn jein. 
Der Weg hierzu jteht troß der Publikation des deutjchen Zolltarifentwuris 
noch offen und ich hoffe, daß er wird betreten werden. 
(Lebhafter Beifall.) 


Profeffor Dr. Oldenberg (Marburg): 20 Minuten find nichts, aber 
ich will verfuchen, ob aus Nichts eine Plugmacherei möglich ift. Nachdem 
ih vor 4 Jahren mich gegen Induftriejtaatspolitit ausgejprochen Habe, 
halte ich e8 für meine Pflicht, nachdem ich in der Zwifchenzeit umfangreiche 
Studien gemacht, heute auszufprechen, daß ich meine damalige Auffaffung in 
vollem Umfange aufrecht Halte, daß ich die Entwidlung Deutſchlands zu 
einem Induſtrieſtaat, welcher Lebensmittel einführt, für unheilvoll halte. 
Ich muß dabei freilich betonen, daß ich die Gewähr für mancherlei Aus— 
legungen ablehne, welche von andrer Seite mir untergelegt worden find, 
auch dann, wenn fie mit wörtlicher Citierung von Ausſprüchen, welche in 
Wirklichkeit nicht von mir, jondern von anderen Autoren jtammen, belegt 
worden find. Meine Forderung iſt nichts weiter, als daß Deutichland 
jeine Ernährung jelbit in der Hand behalten müſſe. Dieſe Auffaffung zu 
vertreten, wird mir dadurch erjchivert, daß ich das Indianergeheul voraus— 
höre, mit dem von feiten der agrarifchen Preffe das Eintreten irgend eines 
afademijchen Nationalölonomen für höhere Zölle begrüßt werden wird; ich 
halte e8 aber doch für meine Pflicht, meine Meinung zu jagen. 

Zunächſt muß ich proteftieren gegen eine Auffaffung, die in der Yitte- 
rariſchen Bordiskujfion des heutigen Tages aufgetreten ift und die auch 
heute wieder anklang in dem maliziöfen Vorfchlage von Lob: Auskauf der 
unrentablen Zandwirtichaft durch den Staat, als ob der Zollſchutz und alles, 
was dahin jchlägt, den Charakter eines Almoſens trage. Hiergegen muß 
ich proteftieren,; e8 Handelt fich nicht um ein Almofen, denn dag Motiv 
iſt nicht Barmherzigkeit, jondern eine nationale Zwedmäßigkeit. Es it ein 
Almojen ebenjfowenig wie die Prämien, die das Reich der Seefiicherei im 
Intereſſe der Kriegsmarine zahlt, oder wie die Gehälter, die der Staat den Ge— 
lehrten zahlt, deren Arbeit vom Verleger nicht ausreichend honoriert werden kann, 
Es iſt eine unhaltbare manchejterliche Auffaffung, ala ob die freie Konkurrenz 
der providentielle Verteilungsichlüffel zur Verteilung des Volkseinkommens ei, 
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ala ob irgend jemand ein ius quaesitum bejäße auf die Weltmarktäfonjunttur, 
die er doch nicht geichaffen hat. Vielmehr kommt es dem Staate zu, dieſe 
unperfönliche Macht, die Konjunktur, zu korrigieren, corriger la fortune, 
in jeinem Intereſſe, nach der Staatsraifon, und die einzelnen Berufsgruppen 
haben das Reſultat diefer Korrektur ebenjo jchweigend hinzunehmen, wie fie 
andernfalls die freie Konjunktur hinnehmen; fie müßten denn auf Staat 
und Reich überhaupt verzichten wollen. 

Die Frage ift nun, ob im fonfreten alle die Verſtärkung des Agrar: 
ſchutzes im Staatsintereffe liegt; ob die deutſche Nation die bisherige Ent- 
widlung, bei der die deutjche Landwirtjchaft zur Dedung ihres Nahrungs» 
bedarfes in immer geringerer Quote zureicht, weiter dulden will, ob fie der 
Entwidlung Englands folgen will, das jeine Ernährung mit Getreide bereits 
zu %a und mehr durch das Ausland vollziehen läßt, bei jchnell fteigender 
Einfuhr auch des Fleifches und ähnlicher Produkte, oder ob Deutfchland 
fih erlauben ſoll, fich von der Weltwirtſchaftskonjunktur abzufchließen. 
Vorfrage ift aber die Bevölferungspolitif, und ich glaube, daß es politiich ein 
abjolutes Postulat ift, die Bevölkerung Deutichlands zu vermehren jo jchnell 
als möglich unter allen Umftänden. Ob die Bermehrung in dem Tempo 
möglich ift, wie man jet gewöhnlich annimmt, das ift eine andere Trage, 
und ich bin der Meinung, daß die Statiftif unferer Bevölkerungszunahme 
ſelbſt von den fachmännifchen Statiftifern in jehr erheblichem Umfange miß- 
veritanden wird. Aber in 20 Minuten kann ich darauf nicht eingehen 
und auch nicht auf die Konjequenz daraus in Bezug auf Kolonijations- 
politif. So geftatten Sie mir, gleich zu der Frage überzugehen, ob Deutjch- 
land die Dedfung feines immerhin jchnell fteigenden Nahrungsbedarfes dem 
Auslande überlafjen darf. Zunächſt ift Ear, daß, wenn wir die Dinge 
gehen laffen, wir in fteigendem Maße vom Auslande abhängig werden 
beim gegenwärtigen Zoll und ſelbſt bei einem etwas höheren Zolle, wie 
wir ihn vor kurzer Zeit gehabt haben. Solange «8 fih um 10%, 15 
oder 20 %/o handelt, die wir vom Auslande beziehen, hat das wenig auf 
fih. Im Bedarfsfalle fünnten wir unfere eigene Produktion fteigern, das 
beweilt das Beiſpiel Englands zur Zeit der Kontinentaliperre, das unter 
dem Drud der Sperre feine Produktion ſogar über den Bedarf hinaus in 
furzer Zeit zu fteigern vermochte. Je weiter wir aber auf der Bahn vor— 
dringen, fremde Nahrung einzuführen, um jo jchwieriger wird die Rückkehr. 
Wenn die Weltkonjunktur dahin ginge, den Getreidepreis Schon in wenigen Jahren 
wieder zu jteigern, jo würde es ein Induſtrieſtaatsproblem in diefem Sinne 
nicht geben, jo würde der fteigende Getreidepreis unfere Getreideproduftion 
in dem Maße des Bedarfs fteigern können. Diefer Wendepunkt der Preis- 
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kurve wird nun zwar ficher einmal fommen, aber erſt nach einigen Jahr— 
zehnten, und darin liegt die politijche Gefahr. Wenn wir nach 4 oder 5 Jahr: 
zehnten auf den heutigen Standpunkt Englands geflommen find, wenn wir den 
Dingen freien Lauf laffen, jo würden wir bei wieder jteigendem Preiſe in 
die Notwendigkeit gejeßt fein, unjere Produktion zu vermehren nicht um 
15 °;o, fondern wie England, welches ®/s des Bedarfes einführen muß, um 
300 oder 400 ®o und mehr. Und es ift jehr eigentümlich, daß dieſelben 
MWirtfchaitspolitifer, von denen wir heute in Profeffor Lob einen Vertreter 
gehört haben, welche die Steigerung unferer Getreideproduftion gegenwärtig 
um 15 ®o für zwar möglich, aber bedenklich erklären, fich von diefem Stand» 
punkt des Peſſimismus mit einem Male zum Optimismus wenden und be- 
haupten, daß wir nad) 50 Jahren unfere Getreideproduftion oder Nahrungs: 
produktion jteigern fünnten, wenn die Konjunktur es fordert, um 300 ®o. 

Gejtatten Sie mir, diefen Ausblick mit einigen kurzen jpringenden Bes 
merkungen zu begründen. Daß zunächſt die agrarifche Konkurrenz auf dem 
MWeltmarkte nicht zu Ende gebt, jondern fich eher verichärfen wird, das wird 
in allen Lagern zugegeben. Daß die Beitedlung Meſopotamiens, Klein: 
aſiens, Nordafrikas, Auftraliens und namentlich Argentiniens imſtande ift, 
die Getreidezufuhr noch außerordentlich zu fleigern, darüber ift eine Meinungs— 
verichiedenheit faum zu erwarten. Fraglich ift nur, wie die Sache fich geitaltet, 
wenn in einigen Jahrzehnten durch Neubefiedlung die verfügbare Fläche er- 
Ihöpft fein wird, und darüber find allerdings die verfehrteiten Vorftellungen 
verbreitet, auch in wiffenichaftlichen Kreifen und in Schriften neueften 
Datums. Zunächſt die Begrenzung der fläche. Noch vor wenig Jahren 
ſchätzte man die weizenfähige fläche Argentiniens auf 96 Millionen Hektar; 
nach der viel zuverläffigeren Schägung Kärgers aus den leßten Jahren find 
es höchiteng einige 40 Millionen, und Kärger fügt hinzu, es fei für alle 
Zukunft ausgeihloffen, daß dieje jemals nur mit Weizen bebaut würden, 
weil andere rentablere Kulturen den Vorrang haben, insbeſondere Viehzucht. 
1888 waren mit Weizen angebaut 0,8 Millionen, 1895 etwa 2 Millionen 
Heftar; jeitdem aber iſt die MWeizenfläche nicht, wie noch fürzlich Kärger, 
der die neuelten Daten noch nicht kannte, in feinem Werk meinte, infolge 
der Heufchredenplage auf 11/e Millionen Hektar eingejchränft, jondern troß 
der Heuſchreckenplage auf weit über 3 Millionen Hektar ausgedehnt worden, 
aljo ein bejchleunigtes Tempo, jo daß der Zeitpunkt der Vollbefiedlung 
fich abjehen läßt. Für Nordamerifa verweife ich auf Profeffor Ramms 
Werk von 1895, welches den dortigen Spielraum fehr niedrig einjchät. 
Mas Indien betrifft, das einzige große Tropengebiet, das wenigſtens im 
Norden für Weizen fulturfähig ilt, jo hat man fich über frühere Jllufionen 
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wohl bejonnen. In Rußland find höchitens im Südoſten noch ganz fchmale 
Gebiete zur Verfügung. Sibirien — da find nach den neuejten amtlichen 
Feftitellungen, wie wohl ziemlich bekannt, geradezu erftaunlich geringe Be— 
träge zur Neubefieblung geeignet, ein paar Dafen in einer Wüfte Andere 
neue Gebiete giebt e8 faum noch. Von China ift bekannt, daß eine Über 
fultur für den größten Zeil der fläche befteht und daß die mögliche Kolo— 
nijation fi) auf eine verhältnismäßig geringe Fläche beichränft. 

Nun jtellen Sie fih vor, daß in einigen Jahrzehnten diefe Flächen 
befiedelt find. Was würde fich ergeben? Es würde fich ergeben zunächft eine 
induftrielle Hauffe, denn die guten Arbeitskräfte, welche jet von der Land» 
wirtichaft, von den unbefiedelten Gebieten angezogen werden, würden dann der 
Induſtrie zur Verfügung ftehen, die heute vielfach nur wartet auf die Arbeits- 
fräfte. In diefem Zeitpunkt, jagen wir 1930 oder 1950, d. h. um die Zeit, 
wo nach der Schäßung mehrerer Agrarpolitifer die Ara der finkenden Ge- 
treidepreife abgefchloffen ift, würde gleichzeitig eine Steigerung der induftriellen 
Profite eintreten. Stellen Sie fi vor, was das für die Chancen des 
Lebensmittelmarkts der biöherigen Einfuhrländer, die inzwijchen zu ®/a ihres 
Bedarfs Einfuhrländer geworden find, bedeuten würde. Beachten Sie dabei 
den gewaltig gefteigerten Bedarf der Bevölkerung. Es handelt fich nicht 
nur um die 4 oder 5 Millionen Köpfe, die in Weſteuropa und Amerika 
alljährlich zumachien und eine Steigerung der Nachfrage nach Getreide be= 
dingen, fondern auch um Rußland und Afien, um die phantaftiichen Zahlen 
aus Indien und China, wenn dort nicht mehr dur) Hungerönot und Un— 
ruhen eine fünftliche Herabdrüdung der Bevölferungsziffer ftattfindet. Dieſer 
Zuwachs der Bevölkerung würde bedeuten nicht mehr eine Steigerung des An— 
gebots, nachdem die Befiedlung vollendet it, fondern eine Steigerung der 
Nachirage nach Lebensmitteln und jpeciell, da e8 fi) um eine indujtrialifti= 
che Entwidlung Handelt, eine jteigende Nachfrage nach Fleiſchnahrung, und 
Sie werden mir zugeben, daß die Ernährung einer gleichen Bevölkerung mit 
Fleiſch erheblich mehr Bodenfläche beaniprudt. Dieſe Entwidlung würde 
ihren Ausdruf darin gefunden haben, daß in der Reihe der bisherigen 
Länder, welche Nahrung liefern, eine Verfchiebung eintritt, indem ein Teil 
diejer Länder hinübertritt in die Schar derjenigen, welche Nahrung verlangen. 
Wir haben in der legten Zeit den Anfang diefer Bewegung bereitö erlebt. 
Wir haben erlebt, dab Polen, welches vor nicht langer Zeit die Korn— 
fammer für die Nachbarn war, ausgeſchieden ift aus den Ländern, welche 
Korn liefern. Wir haben erlebt, daß Agypten, in alter Zeit Roms Korn« 
fammer, auägejchieden ijt aus der Zahl der Nahrung liefernden Länder und 
eingetreten ijt in die Zahl der Nahrung verlangenden. Sch bemerfe dabei, 
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daß die Zahlen in den Schriften des Vereins für Socialpolitit über Agyp- 
tens Getreideerport injofern mißverſtändlich find, als Dr. Dade nicht er- 
wähnt, daß weit mehr Nahrungsmittel, namentlich Mehl, nach Ägypten 
eingeführt werden. Schon ift auch dad ganze Südafrika zu den Nahrung ein- 
führenden Ländern übergetreten. Es ift zu erwarten, daß Indien und viel» 
leicht Auftralien ihm folgen werden, ja aus einem noch jpäter anzuführenden 
Grunde auch Rußland, das jekt gegen alle Vernunft Nahrung erportiert .. 


Vorſitzender: ch möchte die Herren fragen, ob Sie den Redner 
noch weiter hören wollen. Sch bitte zu bedenken, daß wir noch eine Aus— 
ihußfigung Halten müffen und daß wir deshalb etwas früher jchließen müffen. 

(Zurufe: MWeiterreden!) 


Dr. Oldenberg: Unter den künftigen Einfuhrſtaaten ift insbejondere 
hervorzuheben China, welches jchon jeßt in erheblichem Umfang Nahrung 
einführt, mehr als es ausführt, und welches verjpricht, der größte Nahrungs: 
eintuhritaat der Welt zu werden und Wejteuropas Bedarf in den Schatten 
zu jtellen. Ich mache ferner darauf aufmerkſam, daß die Getreidefläche 
wejentlich beeinträchtigt wird durch die fteigende Beanipruchung von indu= 
jtrieller Seite. Die Beanipruchung der Produftionsfläche z. B. für Baumes 
wolle, wie jet in Ägypten, wie in Mittelafien, wo der Getreidebau jogar 
abjolut zurüdgedrängt wird, wird auch in den Bereinigten Staaten ſich 
fühlbar machen. Es wird ähnlich fein mit dem Holzbedari, mit dem Bes 
darf der Genußmittelinduftrie. Jch erwähne die Opiumfultur und die Reis- 
£ultur zum Zwecke der Alkoholgewinnung, die jchon jett die Nahrungsfläche 
in China empfindlich einjchränfen joll. 

Der jteigende Getreidepreis würde aber vorläufig nicht imftande jein, 
dad Angebot zu fteigern, zumal bei induftrieller Haufe. Denn erſtens 
haben wir jet eine jtändige Überproduftion in Getreide. Es ift notoriſch, 
daß jetzt der Getreidepreis nicht beſtimmt wird durch die Höchiten Produk— 
tionskoſten, ſondern eher durch die nmiedrigiten. Daraus folgt für jeden, 
der nationalöfonomifch gejchult ift, daß Überproduktion beiteht. Es wird 
aljo zunächft diefe aufgefaugt werden. Aber der geitiegene Preis wird auch 
nicht genügen, um die Produzenten zu einer Mehrproduftion zu veranlafien, 
denn zunächſt werden fie nun jelbft mehr fonjumieren. Sch verweiſe auf 
ein Zeugnis von Schulze-Gävernig in feinem Werke über Rußland: Bei 
einer erjten günftigen Roggenernte ijt die Folge, daß der Bauer mehr ver: 
fauft, weil er Geld braucht, aber im zweiten günftigen Jahre verfauft er 
weniger, weil er felbjt mehr fonjumieren muß und will, weil er big- 
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her unterfonfumiert bat, und der Ausgleich diefer Unterfonfumption wird 
überall ftattfinden, denn die gegenwärtige Konjunktur der Landwirtichaft 
gilt für die ganze Weltwirtichaft und hat international die Konſumption 
der agrarijch produzierenden Bevölkerung Heruntergedrüdt. Es würden aljo 
die verlaufenden Landwirte in allen Ländern zunächit ihr Angebot mindern, 
und erſt dann würden fie anfangen, ihre Produktion zu fteigern. Sie 
werden zunächit auch noch die Verfchuldung, der die Landwirtfchaft inters 
national verfallen ift, teilweife abtragen wollen, ehe fie zu einer fapitalifti= 
ichen Intenfivierung des Betrieb kommen. Sie werden auch dann erft 
allmählich und langſam auf die fteigenden Preife reagieren, einmal aus 
piychologifchen Gründen, wo es fi um fleine Bauern handelt, die jehr 
fonfervativ find, die ſehr ſchwer zu technifchen Fortfchritten zu bewegen find; 
beſonders aber auch aus technifchen Gründen. ine jchnelle Steigerung der 
Ernte ift ja auch technifch nicht möglich. Erſt eine während vieler Jahre 
fonjequent fortgefeßte Behandlung befähigt den Boden, wie v. d. Golt ſich 
ausdrückt, zu weientlichen Mebhrerträgen. Es tritt jo ein Stadium ein der 
dauernd fteigenden Preife, und jchon dieſes würde für die Bewegungßfreiheit 
der Importjtaaten fritijch fein, und auf diefe politifche Konfequenz möchte 
ich Hauptfächlich die Aufmerkfamfeit lenken. In diefer Zeit dauernd ſtark 
überwiegender Nachfrage wird es den biäher die Nahrung Liefernden Ländern 
— dann wahrjcheinlich in erfter Linie Amerika, nachdem Rußland in die 
Reihe der Nahrung einführenden Länder eingetreten ift — möglich fein, die 
bisher einführenden Länder beliebig zu chifanieren, mit ihnen zu fpielen, fie 
zu jchrauben. Sie find ja in der Lage, ihren Überihuß abzufegen, wohin 
fie wollen. Es wird dann die Abhängigkeit von den Nahrungsjtaaten zur 
MWirklichfeit werden, welche jegt nur in der Phantafte von Yankees beiteht. 
63 würde eine panamerifanifche Regierung dann in der Lage fein, Aus- 
tuhrzölle für Getreide einzuführen, um Weſteuropa zu chilanieren, vielleicht 
auch differenzielle Ausfuhrzölle zu Gunften Aſiens. Es würde vor allem 
möglich fein, alle denkbaren jchimpflichen Zugeftändniffe von den Nahrung 
einführenden Ländern zu erpreſſen, und dieſes neue Machtverhältnis würde 
bald jeinen politischen Ausdrud finden. Deutjchland würde, um diefer 
Zwangslage zu entgehen, gezwungen fein, bei fteigenden Preifen feine eigene 
Produktion zu vermehren. Dazu wäre e8 aber zu jpät. Um 300, 400 %/o 
die Ernte zu fteigern, außer dem Bedarf des Bevölkerungszuwachſes, wäre 
ausgeſchloſſen, insbejondere, weil die Frage der Düngerbeichaffung dann ein 
abjolutes Hindernis wäre, Wir führen jchon jet in ungeheuren Mengen 
Dünger ein. Nach der gewöhnlichen Vorausſetzung wird Ehilifalpeter 
in 30 Jahren nicht mehr zum heutigen Preife eingeführt werden können. 
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Bon den Phosphaten erheben bereit3 jet Rußland und Algier Ausfuhr: 
zölle. Es ift geradezu unmöglich, daß wir nach ein bis zwei Mtenfchen- 
altern durch Intenfivierung der Landwirtichait die heute preisgegebene Nah: 
rungdautarfie wiedergewinnen: wir fommen in eine Sadgaffe. 


Borfitender: Sie haben 100 %o Ihrer Zeit überjchritten, und die 
Herren müſſen noch eine Ausfhußfigung Halten. Ich ſchließe daher hier— 
mit die Situng. Morgen beginnen wir die Sigung um 9 Uhr. 


(Schluß 5 Uhr 38 Minuten nachmittags.) 


Dritter VDerhandlungstag. 


Mittwoch, den 25. September 1901. 
(Beginn vormittags 9 Ahr.) 





BVorfigender Staatöminifter Dr. Freiherr dv. Berlepſch, Exc. (See 
bad): Ich gebe das Wort Herrn Profeffor Brentano zu einem Antrage 
zur Geſchäftsordnung. 


Dr. Brentano: Unfere bisherigen Erfahrungen zeigen, daß in der 
Diskuffion regelmäßig die erjten Redner eine halbe Stunde, die fpäteren 
20 Minuten, die dritte Reihe 10 und die lebten 5 Minuten Redezeit zu- 
gebilligt erhalten. Es ift dies ſtets als eine Ungerechtigkeit für die jpäteren 
Redner empfunden worden, und im Intereſſe der Gleichjtellung der ver- 
ichiedenen Redner und insbejondere angefichts der Thatſache, daß ja die 
jpäteren Redner auf mehr zu erwidern Haben, jtelle ich den Antrag, die 
Redezeit für alle Redner auf 15 Minuten zu bejchränfen. 


Dr. Sering: Ich habe den Vorzug, an eriter Stelle jprechen zu 
jollen. Da ich beabfichtige, über die Refultate meiner ad hoc unter- 
nommenen Studienreife zu berichten, wäre mir die Beichränfung nicht gerade 
angenehm. Ich würde es aber wohl auch in 15 Minuten machen — das 
ift, denke ich, dann jo zu verftehen, daß mir, wenn es 17"a Minuten 
werden, nicht dad Wort abgefchnitten wird, 


Vorſitzender: Was die letzten Bemerkungen betrifft, bin ich bereit, 
in Heinen Differenzen dem Wunfche nachzugeben. Aber über die Grenze 
der kleinſten Ausdehnung bin ich entjchloffen nicht Hinauszugehen, ſonſt ift 
es in der That ausgeſchloſſen, daß wir Heute zu einer Zeit zum Schluffe 
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fommen, wo unſere geiltigen Kräfte noch leidlicy auf dem Damm find. Es 
haben fich 30 Herren gemeldet. Es ift nicht ausgeichloflen, daß fich noch 
mehrere Herren, provoziert durch Bemerkungen, zum Worte melden. Wenn 
jeder die volle Redezeit auänugt, werden wir ſchon 7%/s Stunden brauchen. 
Es kommt dazu die nötige Pauſe und das Schlußwort der Referenten und 
das furze Reſums. Wir find aljo jchon bei der äußerjten Begrenzung in 
der Lage, bis in die Puppen tagen zu müflen. Sie werden eö daher be- 
greiflich finden, wenn ich ftreng nach den gefaßten Beſchlüſſen verfahre, 
Nur ganz Heine Überjchreitungen können paffieren. Ich darf alſo an« 
nehmen, daß der Antrag Brentano angenommen ift? (Allgemeine Zus 
jtimmung.) 


Projeffor Dr. M. Sering (Berlin): Meine Herren! ch beabfichtige, 
mich ſtreng an das Thema zu Halten. Es wurde bekanntlich jo formuliert, 
daß wir die Wirkungen der bisherigen und die Ziele der künftigen Handels— 
politif, befonders in jocialpolitifcher Beziehung, beiprechen follten. Und 
zwar will ich das Thema unter Begrenzung desfelben auf die Getreidezölle 


: erörtern. Ich gehe von der Anficht aus, daß die fociale Verfaſſung eines 
“ Landes einen einheitlichen Organismus bildet, derart, daß die Agrarverfaſſung 


die Grundlage alles übrigen iſt. Deutjchland ift ein Bauernland, denn 
34 feiner landwirtjchaftlich benugten Fläche werden von mittleren und 
fleineren Befigern bewirtichaftet. Und ich ftimme darin mit Herrn Kollegen 
Log ganz überein, daß Getreidezölle jocialpolitiich gerechtfertigt werden 
fönnen, nur wenn die Erhaltung des Bauernjtandes fie fordert. Ich bin 


“ aber der Meinung, daß ohne den Zollihuß in der That große Zeile der 


Bauernichaft gefährdet fein würden. 

Wie e8 um unfer Land ftände, wenn wir uns die englifche Frei— 
bandelspolitit zum Mufter genommen hätten, läßt ein Blid auf England 
jelbit erkennen. In der lebten britifchen Agrarenquete, die in den Jahren 
1893 —1895 jtattgefunden hat, wird allerdings jeftgejtellt, daß fih in 
großem Umfange, nämlich im ganzen Weiten von Großbritannien durch 
Ausdehnung der BViehhaltung jene Anpaffung an die weltwirtjchaftliche 
Kultur vollzogen hat, welche man auch unſern Landwirten immer wieder 
anrät. „Wir Halten es daher,“ jo Heißt es im Schlußbericht der Enquete— 
fommiffion, „nicht für unfinnig, zu glauben, daß der durch jeine Natur 
und wirtfchaftliche Lage fo jehr bevorzugte Boden Großbritanniens ala 
Grasland wenn nicht ala Aderland auch in Zukunft bebaut bleiben wird. 
Er wird einen Grtrag gewähren, der zwar niedrig und nur mit größter 
Anftrengung zu erarbeiten jein wird, aber fich doch mit dem in anderen 
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Gewerben vergleichen läßt.” Im Oſten Englands dagegen, in den „Korn— 
baudiſtrikten“, fieht e& traurig aus. Dort „muß,“ — jo fährt der Schluß- 
bericht fort — „mit den fallenden Preifen eine Zeit fommen, wo nicht allein 
die Entrichtung der Rente, jondern die Kultur an fich aufhört. Das ijt 
ihon zum Zeil, bejonders in den ſüdöſtlichen Bezirken von Efjer” — einer 
Grafichaft, die an das Weichbild don London grenzt! — „eingetreten, und 
es würde in noch größerem Umfange gejchehen fein, wenn nicht Grundherren 
und Pächter unter großen Opfern die abgewandt hätten. Wit der Er- 
ihöpfung ihrer Kapitalmittel wird mehr Land ganz wüſt bleiben oder fich 
in eine jraufe Weide von geringem Wert verwandeln“. Am jchwerften 
wurden die Reſte des freien Bauernjtandes getroffen, weil für fie nicht der 
Zinsnachlaß in Frage kommen fonnte, welcher den Pächtern ihre Lage 
wejentlich erleichterte. 

Warum ift dem Weiten Englands die Anpaffung an die Konjunktur 
gelungen und dem Oſten nicht? Aus Elimatifchen Gründen. Der Weſten 
des Landes gehört zu den regenreichiten Gebieten Europas, an manchen 
Stellen fallen 300—400 em im Jahr; aber im Dften werden, namentlich 
auf der Leejeite der Gebirge viel weniger, etwa 60—80 cm Kiederichläge 
erreicht. Hier jehten demnach unabänderliche Bedingungen der Viehzucht 
engere Grenzen und nötigten die Farmer, in ihrem Wirtſchaftsſyſtem dem 
unrentablen Körnerbau einen größeren Raum zu laffen, 

In Deutichland find mit den weftlichen Bezirken Großbritanniens nur 
beichränfte Gebiete an Reichtum und günftiger Verteilung der Niederjchläge 
einigermaßen vergleichbar: es find dies die Nordfeefüfte und die bayerijchen 
Alpen. Hier wie dort find denn auch die Wiejen und Weiden von 
größerem Umfang als das Nderland. Diejfen Gebieten find nach ihren 
Niederichlagsverhältniffen weite Dijtrifte im Nordweiten und Südoſten an— 
zugliedern, außerdem manche mittel-- und füddeutjchen Gebirgsgegenden und 
geringe Zeile der Oftjeefülte, namentlich in Dftpreußen. Es berrfcht dort 
zwar überall jchon, wegen des geringeren Regenfalld, der Aderbau, und im 
Aderbau die Getreideproduftion vor, jo daß der Rückgang der Getreide: 
preije ſchwer empfunden werden mußte. Aber das Klima geitattet doch 
eine jo ausgedehnte Viehhaltung, daß bei den gegenwärtigen Preifen — 
durch die Grenziperre gejteigerten Viehpreifen und geringen Kornpreiſen — 
unter den Roheinnahmen die aus der Viehwirtſchaft überwiegen, Eine 
Sonderftellung nehmen das Rhein», Main- und Nedarthal ein, die man 
furz ala Weinbaubezirke bezeichnen fann, und die Gentralmärkte der deutſchen 
Induſtrie, welche fih um die Fundftätten von Eifen und Kohle gruppieren. 
Aber das gejamte übrige Deutjchland, etwa die Hälfte des ganzen, iſt in 


Y 
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noch viel höherem Maße ein Kornbaugebiet ala der großbritannifche Often, 
weil der Regenfall noch wefentlich geringer ift als dort; er beträgt da 
meift nicht mehr ala 45—55 cm im Jahr. Dieje Bezirfe müſſen in 
erfter Linie Getreide bauen, weil feine andere Kulturpflanze fo leicht die 
ZTrodenheit verträgt. Die Viehzucht aber ift befchränkt, weil auch der 
Futterbau weniger ficher iſt als in Gegenden mit ergiebigeren Nieder— 
ſchlägen. Gewiß hat man auch in unſeren Getreidegebieten die Viehzucht 


Naußgedehnt, aber fie iſt mit großem Riſfiko verknüpft; haben doch die 


beiden letzten beſonders trodenen Jahre viele Wirte gezwungen, ihren Vieh— 
ftand auszuverfaufen. 
Ich rede der Kürze halber weiterhin nur von diefen, durch die Natur 


SV zum ganz überwiegenden Kornbau bejtimmten Diftrikten. Zu ihnen gehört 


bejonder8 der größte Teil des deutjchen Oſtens. Es ift aber unrichtig, 
‚wenn Herr Kollege Lob den Oſten ala Latifundiengebiet bezeichnet hat. 
Satifundien giebt e8 dort wenige, wohl Rittergüter, aber auch diefe herrſchen 
nur in einigen Gegenden vor. 56 %o der landwirtjchaftlich benußten Fläche 
des öſtlichen Deutjchland find in den Händen von Bauern. 

Wenn nun für die englischen Kornbaubezirke feititeht, daß die Getreide- 
preife dort zur Zeit der Enquete nicht ausreichten, um die Koften zu deden, 


v und die Kultur aus diefem Grunde jtellenweife aufgegeben werden mußte, 


jo ift von vornherein wahrjcheinlich, daß in Deutichland noch viel größere 
Gebiete der Verödung ausgeſetzt gewejen wären, hätten wir die Preisbildung 
ganz dem internationalen Verkehr überlaſſen. Allerdings find die Getreide- 
preife in der zweiten Hälfte der 90er Jahre etwas geitiegen, und hat dies 
in England auch wieder eine Zunahme des Weizenareals zur Folge gehabt. 
Aber im öftlichen Deutjchland ftehen die Preife nach Abzug des Zolles 
wejentlich niedriger ala in England. Jener Schluß Hat um fo mehr 
MWahricheinlichkeit Tür fi), als die ertremen Bodenarten bei und von 
größerer Ausdehnung find als in England; fie aber find, wie der Bericht 
der dortigen Enquetekommiſſion Hervorhebt, durch die Krifis am meisten 
gefährdet. Im Königreich Preußen machen nach dem Ergebnis der Ein— 
Ihäßungen zur Grumdjteuer die ungünjtigen Thonböden auf der Höhe, bie 
Moor= und Sandböden 44,2 %o der Gejamtfläche aus. Wir haben zweifel- 
los weite Flächen unter dem Pfluge, welche weltwirtichaftlich nicht mehr 
als anbaumürdig anzufehen find. Wir wohnen, was man jo oft vergißt, 
in einem wenig fruchtbaren Yande, wir find, wie mein Freund Fuchs ein» 
mal treffend bemerkte, auch bei der Befiedlung Europas zu ſpät gefommen, 
und wir müſſen unjere Zebensweife und Wirtjchaftspolitit der Befchaffenheit 
unjeres Landes anpaflen. 
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Sch würde indeffen nicht wagen, lediglich mit Analogiefchlüffen vor 
Sie Hinzutreten; ich babe vielmehr verfucht, eine fichere Grundlage für 
mein Urteil auf Studienreifen durch unfere Kornbaugebiete durch eigene 
Beobachtungen zu gewinnen. ch Habe bejonders einige niederjchlefifche 
Dörfer nahe der pofenfchen Grenze wiederholt unterfucht, deren Boden- und 
Klimavderhältnifje typisch find für weite Teile des deutjchen Dftene. Sie 
haben Sand- und Iehmigen Sandboden, ihr Grundfteuerreinertrag entipricht 
dem Staatsdurchſchnitt, Roggen» und Kartoffelbau herrſchen vor. Der 
Grundbeſitz ift zwijchen Bauern- und Rittergütern ziemlich gleichmäßig ge— 
teilt. Die Bauern leben in äußerit einfacher Weife. Fleiſch giebt es, und 
zwar dreimal in der Woche, nur dann, wenn man fremde Leute beichäftigt. 
Es würde bei der bejchränften Redezeit zu weit führen, Ihnen eine genauere 
Berechnung der Produftionskoften jener Getreidebauern aufzumachen. Ich 
kann nur verfichern, daß ich die Verhältniſſe möglichit jorgfältig feſtgeſtellt, 
an der Hand der Steuerliften die Verhältniffe der einzelnen Bauer: und 
Gärtnerftellen mit den Befigern und anderen Sachverftändigen eingehend be— 
iprochen habe. 

Das Refultat ift im Kürze, daß bei den durchichnittlichen Roggen— 
preifen, wie fie don 1892—1900 erzielt wurden, unter Abzug des jeht 
gültigen Zolles, fich gerade noch eine Dedung der Produktionskoſten ergeben 
würde. 5 Jahre lang aber, von 1893—97, jtanden die Preife unter 
jenem Durchfchnitt, und für diefe Zeit ergiebt. fich allerdings ein beträcht- 
liches Deficit. Ich verftehe dabei unter Produftionskoften Lediglich die baren 
Ausgaben, welche Wirtjchaft und Haushalt verurfachen, unter Einrechnung 
eines mäßigen Betrages für Abnugung und Verficherung. Den Hauptpojten 
machen die Arbeitslöhne aus, und zwar fee ich für die Arbeit der Beſitzer 
auf einem Hof von 100 Morgen Land, Mann und Frau zufammen, die 
fih hart zu plagen und drei unerwachjene Kinder zu ernähren haben, nur 
400 ME. bar ein, während fie für Knecht und Magd, mit Einjchluß aller 
Nebentoften, insgefamt 350 ME. bar bezahlen müſſen. Es ergiebt fich alfo, 
daß die Preife von 1893—97 ohne den Zollihuß nicht einmal mehr einen 
elenden Arbeitslohn abgeworfen haben würden. Es genügt eben nicht, wenn 
die Durchichnittäpreife in größeren Perioden eben nur die Deckung der eigent- 
lichen Erzeugungsfoften gewähren. Ein Produktionszweig, der keinerlei Rein- 
ertrag abwirft, ift auf die Dauer jchon deshalb nicht zu Halten, weil alle tedh- 
nischen Fortichritte, die Geld often, unmöglich werden, und fremdes Kapital 
in die Wirtjchait nicht herangezogen werden fann. Die Sache fteht auch nicht 
jo, daß die Verluſte in Zeiten gedrüdter Preife durch die Mehreinnahmen 
aus den höheren Preifen einzelner Jahre mit Sicherheit gededt werden 
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fönnten, weil durch den Einfluß der internationalen Konkurrenz der ört— 
lihe Zufammenhang zwiſchen Ernte und Preis zerriffen iſt. 

Tach den englifchen Erhebungen und eigenen Beobachtungen betrachte 
ich e8 ala erwiejen, daß, hätten wir feine Getreidezölle gehabt, nicht bloß 
in größter Ausdehnung eine gänzliche Entwertung der im Boden firierten 
Kapitalien, fondern auch die Verödung weiter heut befiedelter Bezirke er- 
folgt wäre. An die Stelle von Zehntaufenden von Bauern wären wenige 
Waldarbeiter und vielleiht Schafhirten getreten. Eine ungeheure Krifis 
hätte nicht nur die Landwirtichaft, fondern den ganzen Bau unjerer vollks— 
wirtfchaftlichen und jocialen Berfaffung erfchüttert. Die Induftrie und ihre 
Arbeiterichaft wären durch eingefchränkten Abſatz und ſtark vermehrtes 
Arbeitsangebot unmittelbar in Mitleidenfchaft gezogen worden. Schon 
hieraus ergiebt fich, daß es Faljch ift, wenn man bei der Erörterung der 
Getreidezollfrage meift von der Vorftellung eines unüberbrückbaren Intereffen- 
gegenfates der Getreide-Honfumenten und =-Produzenten ausgeht. Es Liegt 
dem eine ganz anorganifche Betrachtungsweife der Volkswirtſchaft zu Grunde, 

ı In den großen Fragen der nationalen Erijtenz, und dazu gehört die Er— 
| haltung der landwirtichaftlichen Kultur und des Bauernftandes, find die 
Intereſſen aller Klaſſen identisch. 

Mie aber it die geforderte Erhöhung der Getreidezölle zu be— 
urteilen? Zweifellos werden die eigentlichen Produftionskoften heute mit 
Hilfe der Zölle gededt. In unſeren jchlefifchen Dörfern ift der Neinertrag 
für die befjeren Stellen auf etwa 1,6 o des Geſamtwertes derjelben zu 
berechnen. Diefer NReinertrag ift übrigens nicht, wie man gewöhnlich an— 
nimmt, als „Grundrente“ anzuſehen; denn Gebäude und Inventar machen 
wenigjtens die Hälfte des Gefamtwertes bei den jelbftändigen Bauerngütern 
aus. Das in der Landwirtjchaft thätige Produktivfapital erzielt alſo ledig— 
fih eine Berzinfung von ungefähr 3 %o. Für eine reine Grundrente ift 
da jchlechterdings fein Raum. 

Nun bleibt aber diejer geringe Neinertrag nur ausnahmaweije under: 
kürzt in den Händen der Befiter. Denn die meisten haben Schulden und 
müflen den Ertrag ganz oder teilweife an den Gläubiger abführen. Die 
Schulden find nicht etwa aus Ankauf entjtanden. Unjere Bauern find feine 
Bodenſpekulanten, denen der Staat die erwartete Bodenrente garantieren 
fol. Die Schulden ftammen vielmehr ganz überwiegend aus dem Erb— 
gange. Die Bauern haben ja fein Monopol auf ihren Befit. Ihre Stellen 
find mit der rechtlichen und moralifchen BVBerpflichtung belaftet, eine Gene— 
ration nach der andern auszuftatten und allen anderen Volksklaſſen frische 
Kräfte immer wieder zuzuführen. Die Schulden find auch nicht beſonders 
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hoch; denn es herrſcht, wie in vier Fünfteln des Deutjchen Reiches, die 
Anerbenfitte, und fie bewirkt, daß den Annehmern der Grundbeſitz zu einem 
jehr mäßigen Preife, nicht viel teurer, al8 ihn heute auch der Einwanderer 
in den Vereinigten Staaten allerdings für befferen Boden anlegen muß, 
zufällt.e Aber auch eine mäßige Schuld ift durch den fortdauernden Rück— 
gang der Getreidepreife drüdend und oſt ruinds geworden. Gin Reinertrag 
von 1,6 %o des Gejamtwertes einer Bauernjtelle wird durch eine 4 P/oige 
Schuld volljtändig abjorbiert, die */s des Bodenwertes, oder, was dasſelbe 
heißt, das 24= bis 28fache des Grumdfleuerreinertrages ausmadt. Nun 
betrug aber die hypothekariſche Verfchuldung der mittleren Bauerngüter in 
allen preußifchen Erhebungsbezirfen 1896 im Durchichnitt das 29fache de 
Grundjteuerreinertragede. Es ergiebt fi) alfo, daß ſchon die Durchſchnitts— 
belaftung in den Kormbaudiftritten ala überaus gefährlich anzuſehen ift. 
Ich will damit nicht jagen, daß der ganze dortige Bauernjtand in feiner 
GEriftenz bedroht wäre. In den unterjuchten Dörfern find 32 %o der Bes 
fiter gar nicht oder gering verjchuldet, und unter den 68 0, welche an« 
nähernd mit dem genannten Durchfchnitt oder Höher belaftet find, betrachte 
ich noch 26 90 ala vorläufig durch individuelle Verhältniffe gefichert, wie 
Mithilfe erwachlener Kinder, befondere Milde der in der Verwandtichaft 
fißenden Gläubiger u. ſ. w. Aber der Reit, einige 40 %o, hat auf das 
äußerfte zu kämpfen. Jedes Unglüd mit dem Vieh, jede Mikernte bringt 
fie in die Gefahr des wirtjchaftlichen Zufammenbruche. Nicht wenige zahlen 
die Zinfen, wenn überhaupt, jo aus der Subftanz des Gutes, indem fie 
notwendige Berbeiferungen und Reparaturen unterlafjen. 

So fieht e& im Dften bei jehr vielen Bauern aus. In meinen Dorf- 
ichaften find 12 %0 der Befiger im Laufe der letzten 6 Jahre thatjächlich 
zufammengebrochen, objchon es nur ausnahmsweiſe zur Subhaftation fam. 
Das Land der ruinierten Bauern fällt entweder an einen EFapitalfräftigen 
Großgrundbefiger, wie jolche befonders in Schlefien noch vorkommen, oder 
es treten, und das iſt häufiger der Fall, Eleine Leute ala Käufer auf. 
Sofern fie ſich bei folcher Gelegenheit zur Selbjtändigfeit erheben, it ihr 
Auflommen an fi ja nur freudig zu begrüßen; aber fie find aus dem 
Ankauf höher verjchuldet als die mittleren Befiker, und ala Getreideverfäufer 
haben fie ganz dasſelbe Intereſſe wie diefe. Obwohl fie alle Arbeit jelbit 
verrichten und jchlechter leben ala die Bauern, werden auch fie fich nicht 
auf die Dauer halten fünnen, wenn die Preife nicht befiere werden. Am 
meiften haben indeflen die unjelbjtändigen Stellen an Zahl zugenommen, 
und deren Inhaber fuchen fich ala Yandarbeiter, Zimmerleute, Maurer ıc., 
meiſt weit in der Ferne, ihr Brot. Kurz, an die Stelle unabhängiger 
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Befiger treten Leute, die überwiegend ala SLandproletarier zu bezeich— 
nen find. 

Den jhlimmften Ausblid in die Zukunft eröffnet der Umftand, daß 
unter dem Preisdrud die Anerbenfitte ſchwindet. Die Erbichaftsfchulden 
können nicht mehr abgetragen werden. Und wenn ein verfchuldeter Hof 
zur Vererbung kommt, jo wird er Hoch veranjchlagt, überwertet, damit Die 
weichenden Erben doch etwas befommen. Das enorme Anwachjen der 
ländlichen Schuldenlaft in letter Zeit ift zum großen Teil eine durch die 
Not bedingte Zunahme der Erbegelber. 

Hat die deutfche Nation, Haben die Induftriearbeiter ein Intereſſe 
daran, den Zujammenbruch der jelbjtändigen Landwirte, großer Teile des 
bäuerlichen Mittelftandes zu verhindern ? 

Die Bedeutung des Bauernftandes für die Gejamtheit fommt in den 

“üblichen ſtatiſtiſchen Zujammenjtellungen nur ungenügend zum Ausdrud. 
Die in der MWirtichaft des Beſitzers mitarbeitenden Yamilienangehörigen 
werden Fäljchlich den Arbeitern zugerechnet, während doch die Söhne und 
Töchter der Bauern an allen VBorzügen der familienhaften Arbeitsverfaffung, 
des geieftigten und gefitteten Dajeins unabhängiger Befiger teilnehmen. 
Rechnet man die fämtlihen Angehörigen den Unternehmern Hinzu, fo 
umfaßt die Schicht der Selbftändigen in den drei großen wirtfchaftlichen 
Berufögruppen unjeres Landes 19’. Millionen Menſchen, und davon ent- 
iallen nicht weniger ala 57 0 auf die Landwirtichaft, d. h. überwiegend 
"auf die Bauernfamilien. Annähernd ®s unſeres Mittelftandes figen alfo 
auf den Bauernhöfen, 

Ih kann mir unfer Volk ohne diefe unabhängigen, kraftvollen und 
wehrhaften Menfchen nicht vorftellen. Die ganze Charakterbildung der 
Nation würde ohne fie eine andere fein. Die fociale Verfaſſung des 
platten Landes fpiegelt fich überall auch in derjenigen der Städte wieder, 
weil die jtädtifche Bevölkerung fich fortgefeßt vom Lande her ergänzt und 

‚ erneuert. Wo ein Fräftiger Bauernftand befteht, da blüht auch das Hand— 
. werk in den noch lebensfähigen Zweigen, weil ihm der erforderliche, gut er= 
jogene und außgeftattete Nachwuchs vom Lande Her zuftrömt. Und wo der 
Grundbefiß vorwiegend in Händen von felbftarbeitenden, aber wirtjchaftlich 
unabhängigen Landwirten ruht, da fteht auch die ftädtifche Arbeiterjchaft 
hoch und ift weniger jchroff von, den andern Schichten getrennt. Ver— 
gleichen Sie die fociale Entwidlung der Induftrie in England einerjeits, 
in Mittel» und MWeftdeutjchland andererjeits. In England ein riefenhaftes 
Zumpenproletariat, hervorgegangen aus den britifchen und namentlich iriſchen 
Zandarbeitern und Kleinpächtern. Nur eine Oberjchicht von gelernten Ar— 
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beitern bat fich in heftigen Kämpfen von anderthalb Zahrhunderten mit 
Hilfe der Gewerfvereine aus jenem Elend emporgearbeitet. In den Haupt- 
centren der deutjchen Induftrie hatten fich die Arbeiter von vornherein und 
ohne daß es fo jchwerer Kämpfe bedurft hätte, einer höheren Lebenshaltung zu 
erfreuen, weil die Induftrie ihre Mannjchaft aus den Bauernföhnen und 
denjenigen Zandarbeitern zu refrutieren hatte, die ala Knechte und Mägde 
an dem geordneten Yyamilienleben der Bauern teilgenommen hatten. (Wir 
"haben eine hochftehende Arbeiterklaffe, weil wir einen großen —— 
beſitzen. Laſſen Sie deſſen Proletarifierung zu, jo zerſtören Sie das Fun— 
dament unſerer ganzen ſocialen Verfaſſung und gefährden damit auch den /1 
Dberbau, die gejellichaftliche Stellung und Lebenshaltung der Arbeiterſchaft. 

Ich komme zum Schluß. Eine weitfichtige Socialpolitit beginnt da= 
mit, den Bauernjtand zu erhalten. Wir können ihn gegen die Gefahren, 
die ihn jet bedrohen, jchügen durch eine mäßige Erhöhung der Zölle, jo 
wie fie der Minimaltarif des Regierungsentwurfs vorfieht. Die Erhöhung 
des Roggenzolla um 75 Pfennige pro Gentner würde in unferen jchlefifchen 
Dorfichaiten einer Entlaftung von bis Us der durchjchnittlichen Zins— 
verpflichtungen gleichlommen. Es ijt auch faljch, wenn man behauptet, 
daß die Förderung, die der Grundbefig auf diefe Weile erfährt, in kurzem 
hinfällig werden müſſe durch das entjprechende Steigen der Bodenpreife und 
Befigfchulden ; denn die Anerbenfitte, welche gerade in den Getreide bauen- 
den Bezirken befteht, verhindert, daß der Grundbefi zum Handelsobjekt ge= 
macht wird, und bewirkt, daß die Erhöhung der Erträge nur mit ftarker 
Abſchwächung in den Übernahmepreifen zum Ausdruck gelangt. Im Gegen- 
teil wird die wieder gewährte Möglichkeit von Anfparung und Schulden- 
tilgung dazu führen, daß der Gutsnachfolger jeweils günſtiger geſtellt wird, 
ala es in letzter Zeit üblich und möglich geweſen ift. Die Theoretifer, 
welche dieß leugnen, verfennen, daß fi) die Wertbildung innerhalb der 
Familie nach anderen Grundjägen vollzieht ala im Handel. 

Aber ich wünfche zwei Kompenfationen für die Zollerhöhung, die eine 
zu Gunften der mehrbelafteten Konjumenten, die andere zu Zaften der meiftv 
begünftigten Produzenten. Wenn der gefteigerte Zollfag auf |Brotgetreide 
im Preiſe voll zum Ausdrud gelangt, ergiebt fich eine Mehrbelaftung der 
Berbrauder um 3 ME. pro Kopf. Das ift gewiß ein ſchweres Opfer für 
die Armten unter ihnen. Es möge deshalb an anderer Stelle, nämlich 
durch Aufhebung reiner Finanzabgaben, wie des Kaffee, des Petroleum 
zolles u. j. w. eine entfprechende Entlaftung eintreten. Damit würde auch = 
der Induſtrie jedes Bedenken, welches fie aus der Verteuerung der Lebens⸗ 
haltung der Arbeiter ableiten könnte, benommen werden. 
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Die zweite Kompenfation betrifft den öftlichen Großgrundbefit. Er 
hat den Hauptnußen von den Getreidezöllen. Soll ihnen an diejer Stelle 
die Bedeutung der Sonderbegünftigung einer Eleineren Oberjchicht genommen 
und der Charakter einer focialen Maßregel gewahrt bleiben, jo it dafür zu 
jorgen, daß auch der großen Maſſe der Landbewohner in den Großgüter- 
diftrikten, der Landarbeiterichait, ihrer Lebenshaltung und Arbeitsverfaflung 
zu gute fomme, was durch Opfer der Gefamtheit erfauft wird. Heute fehlt 
e8 dafür an jeder Garantie. Im Gegenteil ift zu beobachten, daß fich troß 
der Tendenz auf Steigerung drr Geldlöhne eine fortjchreitende Proletarifie= 
rung der Öftlichen Zandarbeiterichafit vollzieht, weil immer mehr eine Unter- 
ſchicht tiefftehender flavifcher Wanderarbeiter an die Stelle der jeßhaften, 
beſſer genährten und tüchtigeren deutſchen Gutstagelöhner tritt. Die all: 

/ mäbliche fociale Herabdrüdung, welche fich in dem großen Menjchenrejervoir 
der induftrielojen Aderbaugebiete des Oſtens vollzieht, muß aber jchließlich 
auch die Anduftriebevölferung mit ergreifen, und die fociale verknüpft fich 
mit einer jchweren wirtfchaftlichen und politifchen Gefahr. Denn in dem 
Maße, ala der ſlaviſche Zuftrom anfchwillt, wird unfere Volkswirtſchaft 
von dem guten Willen einer ausländiſchen Regierung abhängig, und werden 
immer größere Teile des Reiches aus dem geficherten Beſitzſtande deutjcher 
Kultur und Macht ausgeichaltet. 

Aus diefen Gründen find Maßnahmen vorzufehen, welche den Groß— 
grundbefi nötigen, feine vermehrten Ginnahmen zur Herftellung einer 
Arbeitsverfaffung zu verwenden, welche fich jenen Gefahren gewachjen zeigt, 
indem fie der erhöhten Lebenshaltung der deutjchen Arbeiter gerecht wird. 
Dazu bedarf e8 1. der jchrittweifen Zurückdämmung des Zuzuges ſlaviſcher 

Arbeiter, und als Borbedingung dafür 2. einer energifchen förderung der 

inneren Kolonifation, d. h. der Beichaffung von Staatsmitteln zum Ankauf 
großer Güter und ihrer Umwandlung in Bauerndörfer.; So entjtehen dann 
zahlreiche neue Gentren eines geficherten deutjchen Volkslebens im Oſten, 
und durch die gejteigerte Ausficht auf DVerfelbftändigung wird der deutiche 

Arbeiter auch bei günftigen induftriellen Konjunkturen dort fejtgehalten. 

Dhne Staatsmittel aber giebt es feine gedeihliche Kolonifation. Iſt fie 

doch außerhalb des Wirkungskfreifes der Anfiedlungsfommiffion für Weit» 
preußen und Pofen faſt ganz zum Stilljtand gelommen. Durch die big- 
herigen Erfahrungen ift zur Evidenz erwiefen, daß die fapitaliftiiche Unter- 
nehmung allein nicht im jtande ift, die große nationale Aufgabe in dem 
erforderlichen Umfang und Grade zu Löjen. 

Ich bin alfo ein Anhänger der erhöhten Getreidezölle, wenn ich fie 
betrachten darf als Teil eines großen focialen Programms, andernfall3 bin 
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ih ein Gegner. Denn der Vorteil, den fie für unſere Volkswirtſchaft 
bringen, wird reichlich wettgemacht durch die Schädigungen unjerer focialen 
Berfafjung und politischen Exiſtenz, welche die Fortdauer der heutigen Zu— 
ftände im Oſten mit fich bringt. Sie zu bejeitigen geben erft die Getreide- 
zölle die wirtjchaftliche und politifche Möglichkeit. Jetzt oder nie hat es 
eine energiiche und zielbewußte Regierung in der Hand, auf diefem Gebiete 
für unfer Land und Volk einen großen und dauernden Gewinn zu, erzielen. 
(Lebhafteſter, anhaltender Beifall.) 


Profefior Dr. Dietzel (Bonn): Ich will dem Vorredner darin folgen, 
daß ich mich nur auf die Getreidezölle bejchränfe. Es ift zwar gejtern ge— 
jagt worden, die Getreidezölle feien eine Einzelfrage neben anderen Einzel— 
fragen; thatjächlich handelt es ſich aber um die einzige, praftifch in Be— 
tracht fommende Frage. Wenn wir für Getreide hohe Minimaljähe feitlegen, 
jo ift auch unfere Handelspolitik in dem Sinne feftgelegt, daß wir Handels— 
verträge nicht wieder jchließen werden. Wir können das zwar nicht mit 
Beitimmtheit jagen, wir können ed aber ala größte Wahrjcheinlichkeit hin— 
jtellen. 

Was würde die jociale Bedeutung einer Erhöhung der Getreidezölle 
jein® Mir fcheint, zunächit eine Grichütterung des focialen Friedens 
ichlimmfter Art. Die eine fichere Folge der Erhöhung der Getreidezölle 
wäre eine Erhöhung der Zahl der Socialdemofraten in unferen Parla= 
menten. Es dürfte fein wirkſameres Stimulans der Socialdemofratie geben 
‘ala höhere Getreidezölle. Wenn der Erfolg einträte, den Lot geftern an— 
deutete — nämlich daß man, um ein Wachjen der Socialdemofratie zu 
paralyfieren, zu Umjturzgefeßen u. ſ. w. griffe —, jo müßte dieſes Wachs— 
tum ja nur noch befchleunigt werden. 

Und ferner würde die Agitation, die jegt — ich muß fagen: zu 
meiner großen Freude — in induftriellen und kommerziellen Kreiſen 
endlich begonnen hat, fich fortjeßen. Denn darüber kann wohl fein Zweifel 
fein: wenn wir Getreidezölle von 5 oder 6 ME, errichten und demzufolge 
feine Handeläverträge, oder nur weit ungünftigere wie die jeßigen, abzu— 
ichließen vermögen, jo wird der Handelävertragäverein zu einer dauernden 
Anftitution werden! Ja: er wird fich erweitern zu einem Bunde aller Nicht- 
landwirte. Wir werden dann Deutichland getrennt jehen in drei Heerlager: 
Socialdemofraten, Landwirte, Nichtlandwirte. 

Merden aber die Landwirte etwa zufrieden fein mit der Erhöhung der 
Zölle? Ich glaube, man fann mit abjoluter Sicherheit das Gegenteil 
vorauzfagen. Nach kurzer Zeit wird in ihren Kreiſen wieder das gleiche 


248 Debatte. 


Maß von Unzufriedenheit Herrjchen. Denn höherer Kornzoll nützt ja nur 
denen, die heute im Belit find. Höherer Kornzoll bedeutet höheren Korn— 
preis, und diefer wieder entjprechend höheren Preis der Kornländereien; haben 
fih die Güterpreife den Kornpreifen angepaßt, jo ftehen die Käufer, bezüglich 
Erben fich nicht beffer wie bei dem niedrigeren Zoll von heute. 

Der Borredner will dies leugnen; er hat gejagt: die Bauern feien 
feine Spekulanten. Profeſſor Sering iſt ein großer Agrarier — ich nicht. 
Uber ich würde mir nicht getrauen, dem deutſchen Bauernjtande ein fo 
Ichlechtes Kompliment zu machen. Wenn man mit ihm annimmt, die 
Bauern würden die Getreidepreife beim Berechnen des MWertes der Güter 
nicht veranſchlagen, dann muß ich befennen: dann find fie wert, daß fie 
zu Grunde gehen. (Beifall und Widerſpruch.) Ich glaube, daß das feine 
falſche Schlußfolgerung ift, wenn fie nicht fo viel rechnen können, daß fie 
bei Kalkulation des Gutswertes den Preis der Produkte in Anſatz bringen. 

Daß Berichiebungen Hinfichtli der Grundjteuerhöhe ſich auf den 
Gutswert übertragen, ift vom Fürſten Bismarck mehrfach betont worden. 
Was von den Ausgabepojten, 3. B. Steuer, gilt, muß aber auch für die 
Einnahmepojten zutreffen, z. B. Kornpreis. Drüdt eine Erhöhung der Grund— 
fteuer den Gutöwert, jo muß ihn eine Erhöhung des Kornpreijes zufolge 
Kornzolls ſteigen laffen. Daher wird nur während gewiſſer Friſt nad) der 
Kornzollerhöhung fi ein Schein Fünjtlicher Blüte für die Landwirte er- 
geben, dann aber ijt wieder alle beim alten, und es beginnt eine neue 
Agitation für Zölle von 8 oder 9 Mi. Die Kornzollpolitit ift, wie 
Brentano e8 nannte, eine Schraube ohne Ende. Darüber muß man 
ſich klar jein. 

Ebenſowenig wie die Landwirte werden aber auch die Kathederagrarier 
zufrieden ſein, welche, wie Oldenberg, Pohle u. ſ. w. meinen, daß man 
mittels des Kornzolls eine Vermehrung des Kornbaues bewirken werde und 
bewirken ſolle, um die induſtrieſtaatliche Entwicklung zu retardieren. Wenn 
ich gejagt habe, daß ſich die Erhöhung des Kornpreiſes überträgt auf den 
Gutswert — daß das Produftionskoftenelement, VBerzinfung des Gutäwertes, 
ebenfo ſtark fteigt wie der Preis des Kornes, jo bedeutet die ja, daß auf 
die Dauer fein Vorteil für den Kornproduzenten herausfpringt, fein Im— 
puls zur Ausdehnung des Kornbaues für ihn vorliegt. Denn, jobald die 
Güterpreife ficd den Kornpreifen angepaßt Haben, dringt die auswärtige 
Konkurrenz genau jo wieder herein wie vorher. Es kann daher auf die 
Dauer ein Steigen des Kornbaues durch höhere Zölle nicht bewirkt werden. 
Das wird durch die Erfahrungen aller Länder beftätigt, wo man dies Ziel 
anftrebte, wie einft in England, jegt in Frankreich und auch bei ung. 
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Nicht in der Zeit der hohen Kornzölle ift bei uns der KHornbau in die 
Höhe gegangen, jondern erft in den letzten Jahren. 

Geftatten Sie mir noch eine kurze Bemerkung über das Intereſſe der 
Arbeiter an diefer Frage. Die materielle Lage des vierten Standes muß 
nach zwei Seiten hin ungünftig beeinflußt werben, wenn man den Kornzoll 
emporichraubt, Einmal würde — wie ich in meiner fleinen Schrift „Korn» 
zoll und Socialreform“ ausgeführt habe — die Kornzollerhöhung, bezw. 
Kornpreiserhöhung, die Tendenz zur Lohnbaiſſe nach fich ziehen. Die 
Tendenz: ich ſage nicht, daß, falls der Zoll erhöht würde, das Lohnniveau 
in Deutjchland herabgehen müſſe; es fann vielmehr trotzdem weiter 
hinaufgehen, wenn Berhältniffe eintreten, welche in der Richtung auf Lohn 
hauffe wirken, wenn 3. B. eine günftige Jnduftriefonjunftur fommt, welche 
den Lohn fteigert. Ich ſage nur, daß höherer Kornpreis zu den den Lohn 
niederziehenden Momenten gehört, niedrigerer Kornpreis zu den den Lohn 
erhöhenden. Und damit befinde ich mich in Übereinftimmung mit Allen, die 
neuerdings über die Theorie der Lohnbewegung gejchrieben Haben. Mit 
ihnen vertrete ich den Satz: Der Stand des Lohnniveaus ift bedingt durch 
die Produktivität der nationalen Arbeit; wenn lettere fteigt (wenn 3. B. 
die für die Dedung des Kornbedaris eines Volkes aufgewandte Arbeit pro- 
duftiver wird, und damit der Kornpreis niedriger), jo ſteigt das Lohn— 
niveau; wenn leßtere fällt (wenn 3. B. die für die Dedung des Korn— 
bedaris aufgewandte Arbeit unproduftiver wird, und damit der Kornpreis 
höher — m. a. W. wenn der Fall vorliegt, welcher zufolge der Kornzoll- 
erhöhung in Deutjchland ſich einftellen würde), jo fällt das Lohnniveau. 
Daß im Bereich der Induftrie die Produktivitätsbewegung die Lohnbewe— 
gung reguliert, ift bei uns (Brentano, Schulze-Gävernik) wie in England, 
Nordamerika, Frankreich fchon nahezu Herrfchende Meinung; ich habe nur 
die Konſequenz für das Gebiet der Landwirtſchaft gezogen. 

Zmweitend würde — wie gleichialls in jener Schrift des näheren dar— 
gelegt — der Arbeitsmarkt ſchwankender werden, wenn man den 
Kornzoll emporjchraubt: je höher der Kornzoll, deſto ftärfer die Schwankungen 
des Kornpreifes, und je jtärfer diefe, deito größer die Schwankungen des 
Brotpreijes, und dieje übertragen ſich auf den Arbeitsmarkt. 

Der Kornzoll wirkt, wie auch jeder andere Schubzoll, der Stetigung 
ded Arbeitsmarktes entgegen. Worgeftern ift allerdings das Gegenteil be- 
hauptet worden; ein Herr, deffen Namen mir entfallen, meinte: heute könne 
man doch die Notwendigkeit Eräftigeren Zollſchutzes nicht mehr bezweifeln; 
die Hochlonjunftur habe fich in Tiefkonjunktur verwandelt — das Proteftiong- 
princip müfje künftig rigorofer gehandhabt werden, um der Gefahr ber 
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Wiederkehr folchen Wechield vorzubeugen, um den Verlauf des Wirtſchafts- 
lebens ebener zu geftalten. Auch Herr Prof. Pohle fcheint jo zu denken. 

Diefe Theorie — die Theorie, daß der Freihandel eine der Haupt 
urfachen der Krifen bilde, der Schubzoll ein Präventivmittel — it durch» 
aus irrig. Se freier und weiter der Markt, an dem ein Volk teil Hat, 
deſto ficherer ijt, daß in Zeiten der Ülberproduftion das, was im Lande zu 
viel ift, raſch nach allen Seiten ablaufen kann. Wenn Sie jet unfere 
Börjenblätter Iefen, werden Sie überall erörtert finden, daß zwar das In— 
(and jet lange nicht mehr jo fauffähig fei, daß dafür aber dad Ausland 
das Überjchüffige abnehme. Wir würden, wenn wir una mit höheren 
Schußzöllen umgeben, Kriſen nicht vermeiden, fondern nur bewirken, daB 
Kriſen, die unter jedem Handelsſyſtem fich einftellen können, künftig 
jchiwerer und länger auf der Volkswirtſchaft Laften. Blicken Sie nur auf 
Rußland, auf Nordamerika; dort jpielen weit jchlimmere Kriſen wie bei 
uns oder in England — nicht troß des Schußzolles, jondern wegen bes 
Schutzzolles. 

(Lebhafter Beifall.) 


Dr. Jollos (Berlin): Es iſt fein leichter Stand für einen Aus— 
länder, jelbft wenn er vom deutſchen Weſen imprägniert ift, nach zwei jo- 
hervorragenden Rednern durch die Tücke der Rednerlifte and Wort zu ge— 
langen. Ich bitte Sie daher vorher um Nachficht in jormeller Beziehung, 
hoffe mir auch die Situation etwas dadurch zu verbejlern, daß ich auf die 
allgemeine Frage des Zufammenhangs zwiſchen Induftrieftaat und Agrar— 
ſtaat und die großen theoretiichen Probleme verzichte. Ich tröfte mich da- 
bei mit der Hoffnung, daß es immer Berufenere geben wird, die in der 
Debatte diefe Frage berühren werden. Und wenn fich Prof. Sering 
Deutjchland nicht vorftellen kann ohne Bauernftand, jo kann ich e8 mir 
nicht vorjtellen ohne diejenigen Gelehrten, die, wie Oldenberg es geitern 
bewies, weite Perjpeftiven zu fehen im ftande find, wo nächjtliegende prak— 
tijche Fragen zu erörtern find. ch werde mich auf einen einzigen Punkt 
bejchränfen, und zwar auf die Beziehungen zwifchen Deutichland und Ruß— 
land. 63 ift einer der größten Vorzüge des Vereins für Socialpolitif, der 
ihm die Achtung des Auslandes in hohem Maße erworben Hat, daß er 
allen Verhandlungen Unterjuchungen vorausſchickt, in denen die Fragen, die 
hier erörtert werden, gründlich dargeftellt find. Das war auch der Fall 
mit den Handelsverträgen; aber gerade die Beziehungen zwiſchen Deutjch- 
land und Rußland find in den Schriften unjeres Vereins lückenhaft und 
jEizzenhaft behandelt. Es iſt dies fein Worwurf für die Bearbeiter des 
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Themas. Dr. Arndt hat fich mit anerfennenswerter Gewifjenhaftigfeit der Auf⸗ 
gabe unterzogen; er hatte aber nach feinem eigenen Gejtändnig feine Spracdh- 
fenntniffe und mußte darum auf ruffiiche Quellen verzichten. Dr. Ballod, 
der im vorteilhafterer Lage war, mußte feine Zeit anderen Arbeiten widmen. 
In einigen Fällen hat er auch die nötige wiffenfchaftliche Objektivität aus 
dem Auge gelaffen. Ich will nur ein Beifpiel anführen. Es wird gejagt, 
Deutjchland Hätte bei weitem nicht den Borteil aus dem Handelävertrag 
mit Rußland, den umgekehrt Rußland aus dem DBertrage mit Deutjchland 
bat, das beweije jchon die Handelsbilanz. Nun ift e8 eine jehr mißliche 
Sade, auf Grund der Ziffern der Handelsbilanz die Vorteile und Nachteile 
abzumägen, da man immer mit ganz verjchiedenen Zahlen operiert. Wäh— 
rend die Handeläftatiftit Rußlands die Einfuhr Deutjchlands Höher dar— 
jtellt, die Ausfuhr nach Deutichland niedriger, iſt es in der deutſchen Sta— 
tiſtik umgekehrt. Sehen wir und die Ziffern an. Während 1889 bis 1892 
vor dem Handelsvertrag der Anteil Deutjchlands an der Einfuhr nach Ruß— 
land 27 °/o betrug, ift der Anteil 1900 auf 38 %o geftiegen, und während 
Englands Ausfuhr nad Rußland um 22 %0 gejtiegen ift, ftieg die deutſche 
um 79—81%o. Nach einer eben aufgeitellten Berechnung des Peterßburger 
Börſenkomitees ift in den Jahren 1897/1899 Deutichlands Einfuhr nach 
Rußland gegen 1889/1891 um 90 Mill. Rubel gejtiegen, oder um 80 °/o, 
während in demjelben Zeitraum Rußlands Ausfuhr nur um 36 %o ges 
jtiegen ift. Sch will mich in die KHrämermanier nicht einlaffen, ich will 
daraus nicht fchließen, daß Deutjchland im Vorteil und Rußland im Nach» 
teil war, ich will Ihnen nur beweifen, wie wenig objektiv von den Gegnern 
der Handeldverträge die Zahlen beurteilt werden. Nun fommt Ballod und 
behauptet, was jonderbarer Weile in allen biäherigen Arbeiten gar nicht bes 
merkt worden jei, daß eine Reihe von Waren ganz unmöglich deutjche 
Produkte darjtellen könnten, wie 3.8. Indigo, Baummolle u. ſ. w. Ballod 
glaubt deshalb, die Durchgangsware — wie er dieſen Teil des Exports 
nennt — außfcheiden zu müſſen, nur jo fönne man zu einem Elaren Bilde 
der wirklichen Vorteile des deutfchen Auslandhandels nah Rußland ge- 
langen. Allerdings fügt er Hinzu, daß ja ein beträchtlicher Zeil der 
ruffifchen Einfuhr nach Deutichland ebenfalls zur Wiederausfuhr beftimmt 
jei, aber er jet umbebdeutender als die Quote der deutjchen Durchfuhr. 
Wenn man derartiges undorbereitet und ohne don Kenntnis der Thatfachen 
bejchwert zu fein, Lieft, macht e8 den gewünjchten Eindrud. Apfelfinen, 
Baumwolle führen wir nah Rußland aus, das wird alles regijtriert — 
ein jchöner Gewinn für die deutjche Arbeit! Wenn Sie aber die Zahlen 
näher anjehen, bemerken Sie, daß diejer Knalleffeft nicht mit wiſſenſchaft— 
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lichen Mitteln erzielt ift. Es wird nämlich nicht gefagt, wie die Verhält— 
niffe vor Abſchluß des Handelävertrages waren; ferner, wenn auch bie 
Durchgangswaren quantitativ immer größer werden, relativ ift der Anteil 
von 1892—99 von 25 %o auf 16 %o geſunken. In einem anderen Lichte 
aber erfcheint die Thatfache, wenn Sie fich vergegenwärtigen, daß in der 
Einfuhr jämtlicher Kolonialprodufte, Südfrüchte, Baumwolle, Reis, Farb— 
jtdffe, Kaffee u. f. w. der Anteil Deutfchlande vor dem Handelövertrag 
13 %o, der Englands aber 18 %0 betrug, wogegen jet das Verhältnis ift: 
England 13 %0, Deutichland 20 %o. Während England diefen Handel nur 
von 3,6 Mill. auf 3,8 Mill. Pud vergrößert bat, vermehrte fich der 
deutiche Abſatz von 2,8 Mill. auf 5,8 Mill. Bud. Er Hat fi alſo mehr 
als verdoppelt. London und Liverpool find von Hamburg und Bremen 
glänzend geichlagen. Es find gewiß nicht durchweg deutjche Produkte, die 
eingeführt werden, aber ich brauche mich nicht näher darüber auszulaffen, was 
für einen Vorteil e8 für Deutjchland bedeutet, wenn Deutjchland den Tranfit- 
verfehr mit Rußland an fich gezogen hat und England, das diefen Verkehr 
faft monopolifiert hatte, aus dem Felde geichlagen if. Hier haben wir 
ein Beijpiel dafür, wie Fenntnisreiche Männer, wenn fie durch die agra— 
riiche Brille jehen, die Verhältniffe auf den Kopf ftellen! Nun wird ferner 
behauptet, die Zollreduftionen im Handelsvertrag wären bei weitem nicht 
ausreichend gewejen. Darüber ließe fich reden. ch Halte es für eine 
Fabel, wenn behauptet wird, die ruffiichen Unterhändler beim Handels— 
vertrag wären mit einem Sad voll Zugeftändniffen nach Rußland zurüd- 
gekehrt. Das ift höchftwahrfcheinlich nicht richtig. Aber wenn wir jeßt 
von einem zukünftigen Handelövertrage fprechen, jo geitehe ich, daß weſent— 
liche Vorteile für die deutjche Anduftrie zu erzielen wären, wenn man einen 
Handelsvertrag ernjtlich Haben will, nicht aber eine Auffafjung vertritt, die 
ſchnurſtracks gegen eine folche Politik it. Will man eine folche Politik, jo 
verlange man fo viel wie möglich, und ich verrate Ihnen, Sie fünnen für 
die deutjche Induftrie noch größere Vorteile erzielen. Wenn in Rukland 
von der hochjchußzöllneriichen Partei ich wie viele andere zu denjenigen 
gezählt werden, die das Vaterland and Ausland verraten, weil fie für 
niedrige Induſtriezölle find, jo tröften wir uns damit, daß befjere Männer 
in Deutſchland demjelben Schidjal verfallen. Berlangen Sie Zugeftänd- 
niffe für Ihre Induftrie, aber in der Vorausſetzung, daß Sie Ihrerſeits 
der ruffifchen Volkswirtſchaft etwas bieten. Sch werde darauf aufmerffam 
gemacht, daß mir nur noch wenige Minuten zur Berfügung ftehen. ch ver— 
zichte darım auf die Aufzählung, was für einen enormen Vorteil jchon der 
Abſchluß eines Handelävertrages mit einem Schubßzollitaat, wie Rußland 
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ift, bedeutet. Ich will nur noch auf eines aufmerffam machen. Es giebt 
eine mittlere Richtung in Deutjchland, die einen gemäßigten Schubzoll 
gegen Rußland fich jo vorftellt, daß man die Roggenzölle differenziert und 
fie niedriger Hält als die Meizenzölle. Davor möchte ih Sie warnen. 
Man operiert in Unfenntnis der Thatjachen. Man überjchäßt die Roggen- 
ausfuhr Rußlands. Thatfächlich bildet diefe Roggenausfuhr nur 15 bis 
17 %0 der Getreideausfuhr, dem Werte nach aber nur 13 90, Die ganze 
Roggenausfuhr nach Deutichland repräfentiert 45 Mill. Bud, aljo, wenn 
man die Preije in den Häfen zu Grunde legt, 20 Mill. Rubel. Sich 
darauf zu konzentrieren und mit einer derartigen Konzeifion günftige Chancen 
zu erlangen, das ift nicht möglich. Bergeffen Sie nicht, daß der ganze 
Großgrundbefig Rußlands, der dort einen jehr wejentlichen Faktor darftellt, 
ebenjo freihändleriich ift, wie bei Ihnen noch big in die Mitte der 70er 
Jahre. Wenn Sie den in feinen Intereſſen verlehen, jo treiben Sie dieje 
ganze mächtige Hlaffe in das Lager der Schubzöllner, und kommt es zu 
Konflitten — ich will keinen Zollkrieg malen —, höchitwahrfcheinlich werden 
wir und dann auf die alte Linie vor den Handelsverträgen zurädziehen. 
Aber Getreidezollerhögung und Handelsvertrag find Gegenjäße, und in diefer 
Beziehung macht fi) Prof. Sering die Trage leicht, er betrachtet fie fo, 
ala ob Deutjchland einen ifolierten Staat darftelle. Herr Profeſſor Sering, 
Sie haben Heute mit demjelben jchönen Pathos gefprochen, mit dem Gie 
vor 11 Jahren in diefer Berfammlung auch die Arbeiterloalitionen vertei= 
digt Haben. In dem heutigen alle halte ich aber dafür, daß Sie eine 
Sache der Vergangenheit vertreten haben! 
(Lebhafter Beifall und Zifchen.) 


Borjigender: Herr Prof. Sering bittet mich ums Wort zu einer 
perfönlichen Bemerkung. ch bitte, jeßt darauf zu verzichten und dies am 
Schluß anzubringen, ſonſt fommen wir in die große Gefahr, die Verband» 
(ungen übermäßig auszudehnen, und ich folge wohl allen parlamentarifchen 
Sitten, wenn ich dies am Schluß machen Laffe. 


Dr. 8. Helfferich (Berlin): Es entjpricht einem inneren Bedürfnis 
meinerſeits und vielleicht auch einem gewiflen Bedürfnis diefer Berfamm- 
lung, wenn ich verjuche, die Debatte auf die focial wejentlichen Punkte zu 
konzentrieren. Wir haben joeben einen Vortrag gehört über die handels— 
politischen Beziehungen zwijchen Deutjchland und Rußland; wir haben 
vorher von Herrn Proſeſſor Sering einen glänzenden Vortrag gehört über 
die Notlage der Landwirtichaft und über die Notwendigkeit, Hier Ab» 
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hilfe zu treffen. Geſtern haben wir vom zweiten Herrn Referenten eine 
Auseinanderjegung darüber gehört, wie die Staatöregierung, wenn fie 
Handelöverträge will, fich gegen das Parlament und gegen die ausländijchen 
Staaten zu verhalten hat und wie fie das Schiff der Handelöverträge mit 
möglichit hohen Schubzöllen beladen kann. Was jpeciell dieſes zweite Re— 
ferat betrifft, jo glaube ich, daß die in ihm Hauptjächlich behandelte Frage 
aus unferer Debatte ausjcheiden kann; denn für uns kommt es nicht auf 
die Mittel an, fondern auf den Endzuſtand, der herbeizuführen ift. 
63 kommt für und darauf an, zu präcifieren, was an dem erftrebten End» 
zuſtand ſocialpolitiſch wünjchenswert und nicht wünjchenswert erfcheint. Ich 
will mich deshalb bemühen, von diefem Gefichtspunft aus die Wirkungen 
des vorgelegten Zolltarii3 zu unterfuchen, der vielleicht nicht in allen feinen 
Grundzügen erhalten bleibt, der aber als einziges greifbares Gegenjtüd dem 
jetigen Zuftande der Handelsverträge gegenüberjteht und von den Herren 
Referenten diefem Zuftand gegenübergeftellt worden ift. ch will ver- 
furhen, darzuftellen, welche jocialen Wirkungen ein nach der Richtung des 
Entwurfs liegender Tarif haben würde. Dabei muß ich eines voraus 
ihiden: Sch ſtelle mich voll und ganz auf den Boden der 
deutijhen nationalen Arbeit und der deutſchen Volkswirt— 
ſchaft, ebenfogut wie die Herren auf der andern Seite. Es ift nicht 
ganz überflüffig, das zu betonen, denn es ift leider Sitte geworden bei 
uns, daß die Anhänger der Richtung, die ich hier vertrete, von der andern 
Seite den Vorwurf des „abjoluten Mangel an Heimatsfinn und Natio- 
nalitätsbewußtfein“ hören müſſen. Ein folcher Vorwurf entjpricht nicht den 
guten Sitten der deutichen Wiflenfchaft und den vornehmen Traditionen des 
Vereins für Socialpolitit (Sehr richtig!), und deshalb habe ich hier in 
diefem Saale den Vorwurf nicht zu gewärtigen. Aber ich halte e8 aus 
bejtimmten Gründen troßdem für flug, vorzubauen. 

Meine Herren, die jociale Trage ift nun nicht ansjchließlich eine 
Arbeiterfrage; aber bei einem Problem, bei dem die breiten Maſſen ber 
Bevölkerung in ihrer ganzen Lebenshaltung auf das allerftärkite beteiligt 
find, — bei einer folchen Frage jcheint e8 mir, daß für den Verein für 
Socialpofitif der naturgemäße Ausgangspunkt der ift, zu fragen: wie wirft 
die geplante und auch Hier biöher von den meilten Rednern empfohlene 
Erhöhung der Agrar: und Anduftriezölle auf die arbeitenden Klaſſen? In 
diefer Trage herricht nach meiner Meinung in einem Punkte völlige 
Übereinftimmung, nämlich darin, daß mindeſtens durch die Agrar- 
zölle eine Berteuerung der Lebenshaltung der arbeitenden 
Klajfen eintritt. ch glaube, darüber herrſcht wenigftens in dieſer 
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Berfammlung volle Übereinftimmung; auch Herr Profeffor Pohle, der fonft 
in den meiften Punkten auf einem entgegengejegten Standpunkt jteht, Hat 
diefe Thatjache ausdrüdlich konzediert. Ich glaube deshalb, daß ich mich 
bei einem Nachweis über diefen Punkt gar nicht weiter aufzuhalten brauche, 
jondern daß ich diefen Punkt ala feftftehend annehmen kann. 

Wenn nun die empfohlenen Wege der Handelapolitif eine Verteuerung 
der Lebenshaltung der Arbeiter bewirken, dann ift die weitere Frage, die 
fi) mit Notwendigkeit aufdrängt: Sind mit der Zollreform an fi Wir- 
fungen verbunden, die geeignet find, die Beeinträchtigung der Lebenshaltung 
der arbeitenden KHlafjen aufzuheben und auszugleichen, oder laſſen fich mit 
der Zollreform andere Reformen verbinden, welche eine jolche ausgleichende 
Wirkung erzielen können? Was Herr Profeflor Sering nach der leßteren 
Richtung Hin empfiehlt, ift ja ſehr ſchön; aber e& wird bei der gegenwärtigen 
Lage der politiichen und wirtjchaftspolitiichen Machtverhältniffe nicht möge» 
lich fein, eine jo weitgehende Socialreform, wie fie Herr Profeffor Sering 
ald Bedingung für die Erhöhung der Getreidezölle aufgeftellt hat, durch» 
zuführen. Ich glaube deshalb, daß diejer Vorjchlag praktiſch nicht zu dis— 
futieren ift. Wir ftehen damit dor der anderen Frage, ob die geplanten 
Zollerhöhungen aus fich jelbit Heraus nach irgend einer Richtung hin Be— 
dingungen jchaffen, die die Verteuerung der Lebensmittel wieder ausgleichen. 
Eine ſolche Wirkung wird in der That behauptet. Pohle hat geſagt: Wir 
geben zu, die Erhöhung der Agrarzölle belajtet die induftrielle Bevölkerung 
zu Gunſten der Landwirtſchaft; aber wir jchaffen einen Ausgleich, wir ge 
ftehen euch erhöhte Anduftriezölle zu, dieſe belaften die Landwirtichaft zu 
Gunften der Induftrie und ihrer Arbeiter, und jo ift diefe zweite Reform 
geeignet, die jchlimmen Wirkungen der erjten für die Arbeiterjchait wieder 
aufzuheben. Er stellt ſich das offenbar jo vor: auf die eine Wagſchale, 
die Induſtrie, kommt das Gentnergewicht der Agrarzölle; wenn dann auf 
die andere Wagſchale, die Landwirtſchaft, das Certnergewicht der Induftrie= 
zölle gelegt wird, dann ift alles wieder in jchönfter Ordnung, und das 
Zünglein der Wage zeigt wieder fenkrecht nach oben. Ich glaube jedoch, 
das jchöne Bild ift falſch. Ich ftelle mir den Vorgang lebendiger vor. 
Ich jehe die Induſtrie vor mir in der Gejtalt eines wirklichen, lebendigen 
nduftriearbeitere, dem das Gentnergewicht der Lebensmittelzölle auf den 
Rüden gelegt wird. Was Hilft e& dem Manne, wenn ein anderer Rüden 
die Laft der Induſtriezölle tragen mühte? Aber in Wirklichkeit fteht es 
für ihn noch jchlimmer, das Gewicht der Anduftriezölle fommt zu einem 
guten Zeil noch auf feinen eigenen, durch) die Agrarzölle belafteten Rüden. 
Es beiteht nämlich zwifchen der Wirkung der landwirtichaftlichen und der 
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Anduftriezölle der grumdlegende Unterfchied, daß die landwirtichaftliche Be— 
völferung jehr wenig landwirtfchaftliche Produkte zuzufaufen hat: in der 
Hauptjache Futtermittel, das find aber fließende Kapitalien für den Betrieb, 
feine Artifel für den eigenen Konjum; für den eigenen Bedarf kauft die 
landwirtjchaitliche Bevölkerung nur jehr wenig zu. Dagegen muß die in« 
duftrielle, namentlich die arbeitende Bevölkerung in großem Umfang in— 
duftrielle Produkte kaufen; ja, die Verteuerung diefer Produkte trifft die 
Arbeiter mehr als die Bauern, weil die induftrielle Bevölkerung durch ihre 
ganzen Lebensbedingungen darauf angewiefen ift, mehr Jnduftrieerzeugniffe 
zu fonfumieren. Es ift alfo durchaus nicht richtig, daß dieſes zweite Ge— 
wicht der Induſtriezölle auf den Landwirt gelegt wird, fondern die gute 
Hälfte kommt noch auf den Rüden des Induftriearbeiters. 

Nun kann man einwenden: das mag fein, aber es handelt fich hier nicht 
um einen direkten, jondern um einen mittelbaren Ausgleich zu Gunjten der 
Arbeiter, nämlich darum, daß wir in wirtjchaftlicher Beziehung unabhängig . 
vom Auslande werden; wenn wir das durch Zollerhöhungen erreichen, 
dann gejtalten wir das ganze wirtfchaftliche Leben ftetiger und gleich- 
mäßiger, und auf diefe Weife wird der Induſtriearbeiter eine dauernd ge- 
ficherte Beichäftigung finden und eine Beichäftigung zu günftigeren Löhnen 
als ſonſt. Geficherte Beihäftigung und hohe Löhne aber, jo hat man ge— 
jagt, haben für den Arbeiter eine viel größere Bedeutung ala die Lebens— 
mittelpreife. — Auch dieſes Argument jcheint mir unhaltbar zu fein. Ich 
fann nicht jehen, wie die Gejamtmenge, welche dem Nationalwohljtand an 
Gütern zugeführt wird, dadurch vermehrt werden joll, daß Produfte im Inland 
hergeitellt werben, die billiger vom Auslande zu beziehen find. Im Gegen- 
teil, daß Gejamtergebnig muß dadurch geringer werden. Wenn ich num 
weiter jehe, daß beitimmten Kreifen der Bevölkerung, jo namentlich den 
landwirtjchaftlichen Grundbefitern und den fartellierten Induſtriellen, durch 
die Zollerhöhungen ein größerer Anteil an dem kleineren Gejamtertrag der 
nationalen Arbeit zugeteilt wird, dann weiß ich nicht, wie eine beträcht- 
liche Verringerung des Anteils der arbeitenden Klafjen vermieden werden 
jol. Daraus geht hervor, daß ed mit der Kompenjation der Verteuerung 
der Lebenshaltung durch geficherte Arbeitögelegenheit und hohe Löhne nicht 
jeine Richtigkeit haben kann. Das Argument kann aber jchon deshalb 
nicht jtimmen, weil es durchaus nicht zutreffend ift, daß die ijolierte 
Volkswirtſchaft fich einer größeren Stetigfeit erfreut, ala die an den Welt— 
markt angejchloffene. Das ijt, wie bereits Herr Profeffor Diebei näher 
ausgeführt hat, eine ganz verfehrte VBorftelung. Gerade durch den Ans 
ſchluß an die Weltwirtſchaft, durch die Verteilung des Rifitos auf eine 
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größere und breitere Fläche, wird eine größere Stetigfeit des MWirtjchaits- 
lebens bewirkt. Das können Sie auf allen Gebieten der Volkswirtſchaft 
beobachten. Die Welternte weift von Jahr zu Jahr wejentlich geringere 
Schwankungen auf ala die Ernte irgend eines einzelnen Lande. Das 
gleiche ift der Fall auf dem Geldmarkt; Hier tritt durch die internationale 
Berfnüpfung der Märkte eine Ausgleihung der Zinsſchwankungen ein. 
Das gleiche ijt jchließlich auch der Fall bei dem Warenabjag und mithin 
auch bei der von diefem Abſatz abhängigen Arbeitögelegenheit. Das ſehen 
Sie bejonder& deutlich bei unferer jegigen Krifis. Dieje ift hervorgegangen 
aus einem Rüdgang der Aufnahmefähigkeit des Inlandsmarktes, und fie 
hat bereits im 2. Quartal 1900 begonnen; der Erport aber ijt weiter ge— 
ſtiegen bis in das laufende Jahr Hinein, und er Hat fich jeither nahezu 
auf feiner vorjährigen Höhe und wmejentlich höher ala in irgend einem 
früheren Jahre gehalten. Der Export hat alfo bisher unferer Induſtrie 
geradezu als Fallſchirm gedient gegenüber dem auf den Berhältnifien des 
Inlandsmarktes beruhenden Niedergang. 

Wenn Sie das alles zujammennehmen, dann jtehen wir vor der That« 
jache, daß wir mit dem neuen Zolltarif der Arbeiterjchaft eine jchwere Laft 
auferlegen, der feine entjprechende Erleichterung gegenüberfteht. 

Nun kann man freilich jagen: die Arbeiter find nicht allein auf der 
Welt; es giebt außerdem noch eine Landwirtſchaft, und es giebt ge- 
wife Ausblide in die Zukunft, die uns vielleicht zu einer Politik 
zwingen fönnen, die gegenwärtig die Arbeiter etwas beeinträchtigt. 

Was nun die Landwirtichaft anlangt, jo bin auch ich der Anficht, 
daß diefer wichtige Berufszweig fich teilweife in einer betrübenden Lage be- 
findet. Aber ich möchte jchon meine Zweifel nach der Richtung hin an— 
deuten, ob der Landwirtichaft mit den geplanten Zollerhöhungen überhaupt 
wirffam geholfen werden fann. Bor allem jedoch muß gerade hier im 
Verein für Socialpolitif die Frage aufgeworfen werden, ob die Erfolge, die 
mit den Agrarzöllen für die Landwirtichaft vielleicht zu erzielen find, mit 
der Benachteiligung der Arbeiterfchait nicht zu ſchwer erfauft wären, und 
ob es, nachdem einmal eine jchwere Belaftung der arbeitenden Klaſſen, wie 
allgemein zugejtanden wird, mit diefem Mittel verbunden iſt, nicht doc) 
vielleicht andere Mittel giebt, um der Landwirtichaft zu helfen. Ich glaube, 
nur nach diefer Richtung Hin kann eine für die Gejamtheit unjeres Vater— 
landes befriedigende Löſung gefunden werden, 

Und nun der Induftrieftaat! Sie können nicht verlangen, daß 
ich in der kurzen Zeit, die mir Hier zur Verfügung fteht, dieſes jchwierige 
Problem ausführlich beipreche. Aber nach den Zahlen, die Herr Profefjor 
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Dldenberg genannt hat — er hat vom Jahre 1950 geiprochen —, brennt 
uns diefe Frage doch nicht fo auf den Sohlen, wie andere Verhältniffe. 
Didenberg hat uns eine förmliche Wirtfchaftögefchichte der Zukunft vor— 
getragen und er hat zu zeigen verjucht, daß es unſern Enkeln und Urenkeln 
einmal ſehr jchlecht gehen könnte. Gewiß, die Möglichkeit bejteht, aber 
nicht erſt feit heute oder geftern. Die Möglichkeit der Erjchwerung der 
ausreichenden Nahrungsmittelproduftion für eine fortgeſetzt wachſende Ber 
völferung hat jchon zu Adams Zeiten beitanden; aber troßdem iſt es bis- 
her der Menfchheit gelungen, durch Berbefferungen der wirtjchaftlichen 
Technik und der wirtjchaftlichen Organijation die Schwierigkeiten, welche 
uns die Natur entgegenftellte, zu überwinden, jo daß wir troß großer Be— 
völferungszunahme nicht zur Verelendung, fondern zu einer erheblichen 
Berbefjerung der Lebenshaltung gelommen find. Ich möchte in dieſem 
bisher im großen Ganzen fiegreich durchgeführten Kampf mit der Sprödig- 
feit der Natur geradezu den Hauptinhalt unferer ganzen materiellen und 
die Vorausſetzung unſerer ganzen geiftigen Kultur exbliden, und ich 
glaube, was bisher möglich war, das wird auch in Zukunft möglich 
jein. Der Vorwurf des Optimismus rührt mich nicht; wir haben die 
höchſten Höhen der Kulturentwidlung noch nicht erflommen, und ich glaube, 
es ift nur gerecht und bejcheiden gegenüber den nach uns kommenden Ge— 
ichlechtern, wenn wir in diefer Beziehung optimiftifch denfen. Und es ift 
auch eine Pflicht gegenüber uns jelbjt, wenn wir der Nachwelt ihre Sorgen 
überlaffen. Wenn man jeine Straße geht und richtet feine Blicke fortgeſetzt 
auf einen Punkt am fernen Horizont, kann es einem paffieren, daß man 
über die allernächiten Bflafterjteine jtolpert.e So könnte e8 den Herren 
gehen, die fi von den plaufiblen Argumenten der Gegner des Induſtrie— 
ſtaates hHinreißen laffen. Die Mafregeln, die Hier empfohlen werben, 
würden verhängnisvoll wirken nicht in einer fernen Zukunft, jondern im 
gegenwärtigen Augenblid. Das überjehen die Herren, weil fie fich nicht 
auf den Boden der gegebenen thatjächlichen Verhältniſſe ftellen. Pohle 
| jagt, wenn Deutjchland zum Induſtrieſtaat übergehen will, dann ſoll es 
fih dad genau überlegen, dann müßten erjt diefe und jene Garantien 
gegeben jein. Was foll das heißen? ch glaube nicht, daß ein Land fich 
jemals überlegt hat oder in Zukunft überlegen wird, ob es den Schritt 
zum Induftrieftaat thun joll, jo wenig wie die Iſar es fich überlegt, ob fie 
durch München fließen will. Hier liegen hiſtoriſche Gründe und Not— 
wendigfeiten vor, die mit ummwiderjtehlicher Gewalt. nach einer beftimmten 
Richtung drängen, und ich glaube, in dieſer Beziehung müſſen wir uns 
beicheiden, Hier fönnen wir mit der Geſetzgebung und anderen Eingriffen 
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nicht viel ausrichten. Hier bin ich Peifimift. Der Übergang zum In— 
duftrieftaat fteht aber aus einem viel einfacheren und bdurchichlagenden 
Grunde überhaupt nicht mehr zur Diskuffion. Pohle Hat gut fagen: 
1879 hat noch niemand vom Anduftrieftaatsproblem geiprochen, heut be— 
herricht es die Debatten. Die Welt, die damals noch nicht vom In— 
duftrieftaat jprach und heute vor feinen Gefahren zittert, diefe Welt ift ent— 
jchieden zu ſpät aufgejtanden; denn während diefe Herren fich die Augen 
reiben und darüber philojophieren, ob fie den Schritt zum Induftrieftaat wagen -» 
dürfen, ift Deutichland längſt ein Induftrieftaat geworden. Deutichland 
ift Induftrieftaat, mag es Ihnen gefallen oder nicht. Wir find jebt 
bereitö in großem Umfang auf den Erport angewiefen, und wenn wir ung 
die Konkurrenz auf dem Weltmarkt erjchweren, indem wir durch Verteuerung 
der Lebenshaltung der Arbeiter unferer Induftrie die Produktionskoſten er 
höhen, oder gar indem wir den Abjchluß von Handeläverträgen unmöglich 
machen und uns dadurd große Abjahgebiete verſcherzen — dann fürchte ich, 
daß die Krifen, die Oldenberg für 1950 prophezeit, in der allernächjten 
Zukunft Heraufbejchworen werden. (Lebhafter Beifall.) Da wir nun ein- 
mal Induftrieftaat find, da die Landwirte jet jchon an Zahl, Steuerkraft 
u. ſ. w. hinter der Jnduftriebevölferung nicht unbeträchtlich zurüdbleiben, jo 
müſſen wir auch unjere wirtjchaftspolitifchen Maßregeln dementiprechend ein- 
richten. Ich jehe die größte Gejahr nicht im Induftrieftaat an fich, fondern 
darin, daß wir im Imduftrieftaat eine agrariſche Politik 
treiben; eine Politik, die den Eleineren Pfeiler des Gebäudes, die Landiwirt- 
Schaft, erhalten will durch Maßregeln, die den andern, größeren Pfeiler, näm— 
lich die Induſtrie und ihre Arbeiterfchaft, zu Grunde richten. Die Zukunft 
unſeres Vaterlandes beruht nicht nur auf der Landwirtjchaft, jondern eben- 
fojegr auf dem guten Stand und der Zufriedenheit der breiten Maffen des 
Volkes, der indujtriellen Arbeiterfchaft. Deshalb jcheint mir die große 
nationalwirtichaftliche Aufgabe unferer Zeit nicht in der Bekämpfung des 
Anduftrieftaates und einer ertremen Zollpolitif zu liegen, jondern darin, 
daß wir nach Mitteln fuchen, die den einen Pfeiler ftügen, ohne den ans 
dern zu zerjtören, nach Mitteln, die der Landwirtichaft aufhelfen, ohne die 
Arbeiter in ihrer Lebenshaltung und ihrem gejamten Kulturjtand herab— 
zudrüden und fie gegen die beftehende Ordnung zu erbittern und aufzureizen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Hainiſch: Hochverehrte Verfammlung! Mit Rüdficht auf die furze 
Zeit verzichte ich auf eine lange Einleitung und erlaube mir, mich als An— 


bänger von Sering und Pohle vorzuftellen. Bon Pohle habe ich das jchöne 
17” 
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Wort empfangen: Die Stellungnahme zur zukünftigen Handelspolitik ift 
Sache ded Optimismus und Peſſimismus. Das macht eben die Verftändi- 
gung jo ungeheuer jchwer, weil Optimismus oder Peifimismus nicht zu bes 
weijen find, fondern in der Grundjtimmung der Menfchen bafieren. Dan 
fann Optimift oder PBeifimift fein für die Zukunft, aber auch für die 
Gegenwart. Ich bin Pelfimift für Gegenwart und Zukunft. Würden mir 
die Dinge gefallen, jo würde ich nicht hier fein im Verein für Socialpolitif. 
- Deines Erachtens begeht man in der Regel den Fehler, daß man die Frage 
der Organijation der Volkswirtſchaft nicht genug würdigt. Man prägt 
das Schlagwort: die Brotverteuerer und ftellt die Konfumenten den Pro- 
duzenten gegenüber. Beide find aber nicht gleichwertig. Die Konjumenten 
find Individuen, die Produzenten jtellen eine Organijation dar, vielleicht 
eine jehlerhaite, aber immerhin eine Organifation. Die Organifation darf 
man nicht opfern, denn wer je organifiert bat, nicht bloß auf dem Papier, 
der weiß, wie jchwer das geht. Es wundert mich daher, daß die jocialen 
Parteien, die Socialdemokraten und die Nationalfocialen, die „Brotverteue= 
rung“ bekämpfen, ohne anzugeben, wie man an Stelle der landwirtichaft- 
lichen Organifation fofort eine andere ftellen könnte. Ich bedauere aber 
auch vom Standpunkte der Organijation die Entwidlung zum Induſtrie— 
ftaate. Ye mehr ein Staat wie Deutichland in den Weltverkehr verflochten 
wird, defto mehr gleiten die Zügel der Regierung, der Wirtjchaftspolitif 
und der Socialpolitif aus den Händen der Nation. Pohle hat das jehr 
ihön ausgeführt bezüglich der Hausinduftrie, und ich könnte das Gejagte 
leicht auf Grund meiner öfterreichiichen Erfahrungen ergänzen. Jedes Zeit- 
alter bat gewiſſe Schlagworte und vboreingenommene Meinungen. Wir 
jtehen unter dem Zeichen des Entwicklungsgedankens, und da macht man 
den Fehler, die Darwinjche Theorie auf das fociale Leben zu übertragen ; 
aber auch den zweiten, daß man glaubt, die Entwidlung müfje fi) natur= 
notwendig in der Zukunft jo fortjegen, wie fie bisher verlaufen it. Dan 
argumentiert, daß, weil die Bevölkerung von da bis da jo gewachſen ift, 
fie auch bis zum Oldenbergſchen Zufammenbruch ebenjo wachjen müſſe; 
deögleichen argumentiert man, im leßten Jahrhundert find die und die 
Vortjchritte gemacht worden, alfo wird es jo weiter gehen. Ich bin nicht 
der Meinung, und möchte auf Profeffor Schmoller hinweiſen, der in feiner 
Grundlegung davon ausgeht, daß man die Heutige Periode der raſchen 
wirtichaftlichen Entwidlung für eine vorübergehende zu halten hat. Mo— 
mentan fönnen wir eine ftetige Wirtſchaftsordnung allerdings nicht machen, 
und fo jehr ich es bedaure, jo glaube auch ich, daß die Entwidlung zum 
Erportinduftrieftaate drängt. Nur lautet die Frage praktiſch nicht jo: 
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Agrarftaat oder Induftrieftaat, jondern Induſtrieſtaat mit oder ohne 
lebensfähige Landwirtſchaft. Ich bitte um Entjchuldigung, wenn ich das 
wegen der Kürze der Zeit nicht näher ausführen kann. Wir müffen nach 
Garantien fuchen, die Zandwirtichaft zu erhalten, obwohl die Exrportinduftrie 
zunimmt, und da bin ich durch Lotz' Rede mutig geworden. Lob wirft 
der Landwirtſchaft eine Milliarde bin. ch Hoffe, ich mache es billiger 
und vielleicht befier. Mein VBorfchlag ift ein von focialen Rüdfichten ge— 
leitete8 Getreidehandeldamonopol. Das Heißt: der Antrag Kanitz, dem die 
agrarifchen Giftzähne ausgeriffen wurden. Ich würde in allen Zeilen 
Deutichlands, wo Korn produziert wird, die Produftionskoften bejtimmen, 
für jeden Diftrift gejondert, mit höheren Löhnen ala Sering; würde dag 
Getreide von Staat? wegen übernehmen, den Fehlbetrag auf ausländischen 
Märkten billig dazu kaufen und daraus den Durchjchnittspreis für den 
Konfumenten machen. Dann würden die Lebensmittel immer billiger, weil 
die Quote, die man importieren muß, bejtändig wächjt; ferner hätte man 
den Borteil, daß das Deutfche Reich beim Abjchluß von Handelsverträgen 
und im Handelsverkehr ganz andere Machtmittel hätte ala heute, wo jeder 
Konfument jelbitändig kauft. Es find jet 18 Jahre her, daß ich an dem 
Seminar des Profeffor Schmoller teilzunehmen das Glüd Hatte. Vieles von 
damals hat fi mir eingeprägt, darunter ein Wort des Tadeld. Schmoller 
fagte mir einmal: Ihnen fehlt die Fähigkeit, konkret zu denken, Sie jahren 
mit der Stange im Nebel herum. Und wenn ich im Nebel fpazieren gebe, 
fällt mir immer diefes fatale Wort ein. Ich gewärtige, daß mir auch 
heute derjelbe Tadel zu teil wird. Nun bin ich in der glüdfichen Lage, 
meinen Standpunkt bier zu vertreten, zwar nicht ausgerüftet mit der Bil- 
dung zweier Jahrtaufende, wie Laffalle fjagte, aber ausgerüſtet mit der 
genauen Kenntnis des Inhalts von 130 Fascikeln des Wiener Hoflammer- 
archive. Das, was ich vorfchlage, eriftiert in Öfterreich feit langen Jahren 
bei dem Ankauf des Rohtabaks, ſowie auch in Frankreich. Es wird bei 
und Tabak gebaut, in Ungarn etwa in der Ausdehnung des Herzogtums 
Koburg, außerdem in Galizien, Dalmatien und in Südtirol. Nun kauft 
die Regie zu Preien, die auf 3 Jahre im voraus fejtgefeßt find. Dabei 
find die Preife in den’ einzelnen Ländern außerordentlich verfchieden. Ya 
noch mehr, die Regie berüdfichtigt fogar biß zu einem gewiffen Grade die 
individuellen Produftionskoften, indem fie den Zabakpflangern nach der 
Entfernung vom Einlöfungsamte eine gewiſſe Frachtloftenvergütung gewährt. 
Ih muß jchließen, meine Zeit ift abgelaufen. Ich begnüge mich, das, was 
ih einmal jehr genau ausführen zu können hoffe, in die Diskuſſion zu 
werfen, und jchließe mit einem Bilde aus meiner Waldmenfcheneriftenz. 
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Ich bin immer wieder entzüct über unjern Eichenwald. Schlägt man ihn 
auch ab, fo ift e8 mit der Herrlichkeit nicht zu Ende. Immer wieder 
fommen grüne Schoffe, weil die Wurzelftöde in dem Boden geblieben find. 
So verhält es fich auch mit der Landwirtſchaft. Sie ift immer noch der 
Wurzelſtock der Volkswirtſchaft, ob jetzt auch noch jo viel Induſtrie be— 
trieben wird. Laſſen Sie mich hoffen, daß diefer Wurzelſtock der deutjchen 
Nation für alle Zukunft erhalten werde. 
(Beifall.) 


Dr. Heckſcher (Hamburg): Die Abficht, die mich Hierher geführt 
bat, war nicht zu reden, fondern zu hören, und ich wage im Gegenjag zu 
den geiftvollen Rednern des Feſtmahles zu behaupten, daß ich mehr gelernt 
babe als den Unterfchied zwiſchen Minimal» und Marimaltarif, Falls ich 
die Aufgaben des Vereins für Socialpolitif richtig veritanden Habe, jo hat 
er fich ala Ziel gejeßt, durch feine Beröffentlichungen und Referate dor 
einer Entfcheidung, die für das geſamte deutjche Wirtjchaftsleben von jo 
einfchneidender Bedeutung ift, ein Material zu ſchaffen, nicht wie der ein- 
jeitig verbohrte Parteimann, jondern wie freie unabhängige Männer der 
Wiſſenſchaft. Wenn ich recht habe, jo fcheint e8 mir auch natürlich, daß 
ich mich einfach bei den reinen Thatſachen beicheide und mich in 
demjelben Fahrwaſſer bewege, wie es fich meiner Überzeugung nach der 
Verein für Socialpolitif ala das allein Richtige gedacht hat. 

Bon den Ausführungen des Herrn Profeſſor Schumacher hat mich vor 
allen Dingen befremdet und überrafcht die ftolze Sicherheit, mit der Schu— 
macher die Möglichkeit eines Zolltrieges mit den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa ins Auge faßt. Ich glaube, daß gerade augenblidlich der aller- 
geeignetfte Zeitpunkt ift, um bei einem Entgegenfommen auch von unjerer 
Seite zu einem vernünftigen, beide Parteien förderlichen und nützlichen Ein» 
vernehmen zu gelangen. Darüber, daß wir nicht unter Aufgebung unſerer 
nationalen Selbjtahtung und unferes nationalen Selbjtbewußtjeind vor 
Amerika im Staube liegen follen, find wir uns alle einig. Aber ich 
glaube, die Vorgänge in der lebten Zeit und beionders die letzte Nede des 
ermordeten PBräfidenten Mc KHinley, die ich als fein handelspolitiſches 
Zejtament bezeichnen möchte, haben bewiefen, daß in Amerika fih eine 
Umwandlung vollzogen hat, und daß das kraſſe Schubzoll-Jingotum, was 
übrigend mehr in Deutjchlands Preſſe lebt als in Amerika, wejentlich 
zahmer geworden iſt. Geftatten Sie mir, ala Hamburger, ald Hanjeat, 
nur mit wenigen Worten auf die große Gefahr eines Zollkrieges hin— 
zuweilen. Wenn ich nicht die Gewißheit Hätte, daß das, was ich als 
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Hanfeat ausfpreche, gleichzeitig auch eine wichtige Lebensader unſeres ge= 
jamten Baterlandes berührt, würde ich mich jchämen, Hier vor Ihnen zu 
ftehen. Ich bin feſt überzeugt, daß, kommen wir zu einem Zolltrieg mit 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika, wir eine weit breitere Angriffs- 
fläche bieten al3 die Vereinigten Staaten: unfere blühende Schiffahrt fteht 
vor allem auf dem Spiele. Den Amerikanern wird e8 ein leichtes jein, 
durch einfache Inftruftion der Zollbehörden, durch Erhöhung der Koften 
auf Tonnengeld, den Perfonenverfehr zwifchen Deutfchland und Amerika auf 
deutjchen Schiffen fchlechtweg zu unterbinden. Der Anichaffungswert der 
Dampfer, die den Verkehr zwijchen Hamburg und Amerika vermitteln, be= 
trägt allein 94,5 Mil. Mi. mit 282000 Regijtertons Gehalt. Diejes 
Kapital würde mit einem Schlage brach gelegt, und ung würden fich zu 
Repreflalien nicht die geringften Möglichkeiten bieten; denn der Verkehr von 
Amerika zu uns auf amerikanischen Schiffen ift gleich null. Soweit der 
Perſonenverkehr. Was nun den Güterverkehr betrifft, jo handelt es ſich 
von Deutjchland aus im wefentlichen um Sendung don Induftrieproduften, 
von Nordamerika aus zu und um Rohprodufte. Wenn wir nun beifpiels- 
weife, um auf Amerika einen Drud auszuüben, den Zoll auf amerikaniſches 
Petroleum weſentlich erhöhten, jo würden wir gleichwohl nicht in der Lage 
fein, das amerikanische Petroleum zu entbehren, die Koften würden alfo 
einfach unfere Konfumenten zu tragen haben. Was aber den Getreide- 
import angeht, jo werden wir nur dann in der Lage fein, ihn zu ber 
hindern, wenn wir die allerichärfiten Maßregeln ergreifen, um den Urfprung 
des Getreides feitzuftellen. Wie leicht diefe tro alledem umgangen werden 
können, lehrte der Zollfrieg mit Rußland. Auch auf diefem Wege werden 
wir die Amerifaner nur fragen können. Und nun achten Sie, bitte, auf 
unfere Vettern jenjeit3 des Kanals, die bereit3 auf der Lauer liegen, um 
unfer Erbe anzutreten. Es wird für fie leicht fein, den Perjonenverkehr, 
die Verforgung Nordamerikas mit Induftrieproduften, an unferer Stelle zu 
übernehmen. Wir haben daher allen Grund, uns vor einem Zollfrieg mit 
den Vereinigten Staaten in acht zu nehmen. 

Zum Schluß komme ich noch auf eind. Ich Habe Herrn Pohle hoffent- 
fi nicht ganz veritanden, ich habe ein Wort gehört von der para= 
jitifhen Erportinduftrie, durch welches zugleich, meine ich, ein 
Dieb gegen den Handel und gegen die hanſeatiſche Schiffahrt ausgeteilt 
werden ſollte. (Zuruf: Kausinduftrie!) Ich freue mich, wenn ich Herrn 
Profeffor Pohle mißverftanden habe. 

Jedenfalls jollte man ſich wohl hüten, die Bedeutung des deutjchen 
Handels zu unterfchägen und fich hüten, einen der wichtigften Nerven uns 
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ferer Volkswirtſchaft abzufchneiden. Es mag immerhin übertrieben fein, wenn 

man jagte, unfere Zukunft liegt auf dem Waſſer, es ift aber ficher eine Über- 

treibung, wenn es jet Heißt, unfere Zukunft liegt in den Getreidefeldern. 
(Beifall.) 


Borfigender: Ich mache darauf aufmerkjam, daß der Vorredner 
der erſte ift, der die Zeit nicht voll innegehalten hat, nicht voll beaniprucht 
hat. Sch empfehle fein Beijpiel zur Nachahmung. 


Dr. Shmofler: Da ich weder mit den Verehrern des Induſtrie— 
ſtaates und Freihandels, noch mit ihren Gegnern ganz übereinjtimme, jo 
erlauben Sie wohl auch mir, ganz furz meinen Standpunkt Ihnen dar= 
zulegen, wobei ich freilich wegen der Beſchränkung auf 15 Minuten auf 
dad Detail nicht eingehen Tann. 

Ich habe mein Leben handelöpolitifch begonnen ala Kämpfer für Frei— 
handel in den 60er Jahren. ch bin damals mit großer Energie für den 
franzöfifchen Handelsvertrag in Württemberg eingetreten und habe dadurch 
meine Griftenz in meiner engeren Heimat aufs Spiel gejeßt. Als ich aber 
in den 70er Jahren ſah, daß die Freihandelsbewegung ihr Ziel nicht er= 
reichte, daß die Vereinigten Staaten und Rußland uns fo ziemlich ver- 
ichloffen bleiben, daß wir 186973 in überftürgter Weiſe unfere Zölle 
herabjegten und jo bei allen VBertragsverhandlungen mit andern Staaten 
nichts mehr zu bieten hatten, da wurde ich zweifelhaft, ob wir auf dem 
rechten Wege feien, Noch mehr aber wirkten meine hiftorifchen Studien 
darauf Hin, mich an der Allgemeingültigkeit der - Freihandelsargumente 
zweifeln zu laffen. ch ſah, daß die meiften Staaten mit Schußzöllen 
groß, mächtig und reich geworden, daß die liberale jchroffe Verurteilung 
des Merkantiliamus falſch war; ich Jah, daß Schugzölle, Schiifahrtägejeße 
und Ähnliches Machtmittel im internationalen Konkurrenzkampf feien, die 
man gewiß oft falfch anmwandte, die aber gejchidt, maßvoll, am rechten 
Platze verwendet, die Volkswirtichaft doch mehr fördern, als hindern. Ich 
bemerkte, daß im internationalen, wie in allem Handel ſehr häufig ungleiche 
Kräfte fich gegenüberftehen, Starfe und Schwache, Mächtige und Ohnmäch— 
tige, daß dieſe Verfchiedenheit auf alle Preisbildung und Gewinnverteilung, 
auf alle wirtichaftliche Entwidlung einen fundamentalen Einfluß augübe. 

Ich Tand, daß der Handel zwar vielfach beiden Zeilen gleich viel 
nüße, daß aber, je größer die Ungleichheit der Teile ſei, deſto leichter der 
eine den Löwenanteil davon trage, der andere fogar Verluft habe, aus— 
gebeutet werde. ch glaubte annehmen zu dürfen, daß dies bis auf einen 
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gewiffen Grad auch für den internationalen Handel gelte, und daß deshalb 
der ſchwächere Teil, die wirtfchaftlich unentwidelte Nation, das Recht und 
die Pflicht habe, fich dagegen zu ſchützen — durch Maßregeln, wie Schutz— 
zölle und Ähnliches. Ich glaube aus der Gejchichte entnehmen zu dürfen, 
dab alle Schußzollbewegungen mit nationalen Inftinkten, Machtbeftrebungen, 
Gleichgewichtstendengen zufammenhängen und daher nicht verfchwinden 
werben, jolange ed wirtjchaftlich aufftrebende Staaten neben den gefättigten, 
auf der Höhe ftehenden gebe, folange die Völker auch wirtjchaftlih alle 
Machtmittel gebrauchen, die ihnen zu Gebote ftehen. 

Indem ich fo die zeitweife und Hiftorifche Berechtigung des Schutzzolls 
begriff, konnte ich mich mit gutem Gewiſſen entjchließen, 1879 auf unferer 
Generalverfammlung in Frankfurt als ſchutzzöllneriſcher Referent aufzutreten, 
damals maßvolle Getreide: und Induſtriezölle zu verteidigen. Sowohl die 
agrarifche, wie die lange induftrielle damalige Krifis fchien mir Grund 
genug, und etwas gegen das Übermaß der Konkurrenz der uns damals 
überlegenen Staaten zu ſchützen; hauptjächlich aber wollte ich eine mäßige 
Zariferhöhung, um durch fie wieder zu günjtigen Handelsverträgen zu fommen. 
Aber ich habe gleich damals vor der Übertreibung derfelben gewarnt. 

Ich war mir damals wie Heute bewußt, daß der Schutzzoll ein fchwer- 
fälliges Injtrument iſt, daß er nur mit großer Sachkenntnig, mit Diskretion 
und Vorficht angelegt werden darf, daß ihn ftets die Intereſſenten zu über» 
treiben juchen, daß faſt alle Parlamente der Welt, um Majoritäten zu er» 
halten, Schußzölle in größerer Zahl und höherem Maß bdefretieren, ala 
richtig ift, ala die Regierungen verlangen. Aber ich hoffte, daß eine jtarfe, 
die Parteien führende und beherrfchende Regierung, wie die deutfche damals 
war, nicht in diefe Gefahren, denen man in Frankreich, in den Vereinigten 
Staaten, früher in England und anderwärts unterlag, verfallen werde. 

freilich Hatte ich mit diefer Erwartung nicht ganz recht; der Tarif 
von 1879 ging mir jchon im einzelnen zu weit, und noch mehr thaten es 
die Erhöhungen der 80er Jahre. Ich befinde mich da in Übereinftimmung 
mit dem Vater des Tarifs don 1879, mit Freiherrn von Varnbüler, der 
einmal in der Pot — zum Entjeßen feiner fchubzöllnerifchen Freunde — 
dringend davor warnte, die Schubzölle jo maßlos zu übertreiben. Immer— 
bin jcheint mir die Politik Bismards in jenen Jahren bei dem Grund— 
gedanken jtehen geblieben zu jein, hauptſächlich nur die Zölle zu erhöhen, 
die man fpäter zum Drude bei Verhandlungen verwenden könne. Wenigſtens 
das auf offiziellen Quellen berubende Buch von Dr. Zimmermann über die 
damalige deutjche Handelspolitik betont das immer wieder. Und auch der 
Staatzfefretär Marſchall erklärte noch 1894 (26. Febr.) im Reichstag, der 
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5 Marfzoll für Getreide von 1887 Habe Rußland ein Paroli bieten jollen 
für die Erhöhung der Eijenzölle vom Frühjahr 1887 und für die Einfüh- 
rung der Differentialzölle auf Kohlen und Eifen. Ohne diefe Erhöhung hätten 
wir wahrfcheinlich den ruffiichen Handelävertrag von 1894 nicht befommen. 

Ich jelbft war in Bezug auf die Erhöhung der Getreidezölle auf 3,50 
und 5 ME. ſehr zweifelhajt geworden; ich habe von da an meine warnende 
Stimme erhoben, betont, daß wir nicht das teuerjte Induftrieland der Welt 
werden dürfen, daß die Rüdficht auf die Konſumenten, hauptjächlich die 
Urbeiter, uns Hier jefte Grenzen auferlege, daß es zur Abhilfe der wirf- 
lich notleidenden landwirtichaftlichen Betriebe noch andere Mittel gebe, daß 
wir nicht durch Schußzölle eine Garantie hoher Grundrente übernehmen 
dürfen. Der erſte Herr Referent ift ja näher auf meine Vorjchläge, die not— 
leidenden Befiter durch den Staat auszukaufen, eingegangen. 

Die Eaprivifchen Handelaverträge habe ich von diefem meinem Stand- 
punkt aus vollem Herzen gutgeheißen, weil ich in ihnen den Verſuch Deutjch- 
lands jah, zwar die notwendigen Schubzölle Deutſchlands beizubehalten, 
foweit fie als Ausgleichs-, als Notſtandszölle oder ala Verhandlungszölle not= 
wendig feien, aber zugleich uns einen geficherten Abſatz draußen in der 
Melt zu garantieren; ich ſah in ihnen die richtige Abkehr von dem falſchen 
Gedanken, in jedem Schußzoll und in jeder Erhöhung eines folchen einen 
nationalen Gewinn zu jehen; ich jah in ihnen die Anerkennung, daß die 
internationale Zeilung der Arbeit ihr Recht und ihren Vorteil haben. Ich 
will aber hinzufügen, ich würde in den Jahren 1890/1892, wenn ich Ein— 
fluß gehabt hätte, geraten haben, mit einem ad hoc etwas erhöhten Tarif, 
ähnlich wie die Schweiz, in die Verhandlungen einzutreten. Ich glaube, 
dann würden wir in denjelben etwas befjer jortgefommen fein; es waren, 
wie ich glaube, einfeitige freihändlerifche Traditionen, welche diefen auch 
damals erörterten Gedanken verhindert haben. Es ift der Bismardijche 
Gedanke, den man auch jet wieder aufnimmt. Aber ich würde mit einem 
jo erhöhten Verhandlungstarif fein Moline'ſches Schutzzollſyſtem Herbeigeführt 
haben ; das würde ich damals wie heute für ein namenlofes Unglüd halten ; 
jondern ich wäre nur dafür gewefen, uns durch einen folchen Tarif eine 
befjere Pofition bei den Verhandlungen zu fjchaffen. Und ich füge Hinzu: 
die Gefahr, daß wir damals durch eine vorhergehende Erhöhung des Tarifs 
vor allem im Sinne von Berhandlungszöllen in ein extreme Schubzoll- 
ſyſtem Hineingefommen wären, war viel geringer, als fie heute if. Und 
deöwegen hätte ich es für ein Glüd gehalten, wenn wir damals dieſe Kor— 
reftur, die wir jet vornehmen, jchon vollzogen hätten. 

Bin ich fo nicht principiell gegen eine Zolltarifsrevifion ala Vorberei— 
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tung für die neuen Handelöverträge, jo kann ich doch nicht leugnen, daß 
ich die praktiſche Vorbereitung auf dieje Revifion mit einer fteigenden Sorge 
beobachtet habe. Seit Fahren haben die amtlichen Organe des Reiches 
fih nicht bloß ſtark ſchutzzöllneriſch ausgeſprochen, jondern auch eine jehr 
geichikt von den großen Intereffenverbänden geleitete, weitgehende Schußzoll- 
agitation gutgeheißen, begünftigt, mit ihr verhandelt, fie hauptjächlich in 
den ſog. wirtjchaftlichen Ausſchuß berufen, von dem andererjeit? eine aus— 
giebige Vertretung derjenigen Induftrien und praftifchen Kreife jerngehalten 
wurde, die für eine liberale Handelapolitif find; noch weniger hat man in 
‚ihm die Millionen Konſumenten, die Arbeiter, geichweige die unpartetifche 
Wiflenjchaft zum Wort verftattet. Die Thätigkeit dieſes ſchroff ſchutzzöll— 
nerifchen Ausfchuffes hat doch wohl den Haupteinfluß auf den neuen Tarif 
gehabt; ich bin förmlich erfchroden, wenn ich gelegentlich Fabrifanten, die 
Schutzzölle für ſich in Berlin durchjegen wollten, die Geheimen Räte, die den 
Tarif machten, aus allen Tonarten rühmen hörte, wie gelehrig und folgjam 
fie jeien. Da alle diefe Vorgänge in das Dunkel büreaufratifcher Heimlich- 
feit gehüllt find, ift ein ficheres Urteil ja nicht möglich. Aber ich habe 
die Empfindung, daß die Regierung doch wohl gegenüber den Haupt« 
interffenten an jolchen Zöllen zu nachgiebig gewefen fei, daß fie beſſer 
manches von der Vorbereitung in öffentliche Enqueten, wie 1879, verlegt 
hätte, daß fie zu ausschließlich den ganz großen Eifeninduftriellen und 
Großgrundbefiern gefolgt ift, und vor allem habe ich die Empfindung, daß 
ein großer Teil der eigentlichen leitenden Beamten in eine blinde Verherr- 
lihung des gleichmäßigen Schußzolles für alle Zweige der nationalen Pro- 
duftion hineingefommen fei, den Schubzoll ala jolchen für ein Glüd betrachtet 
und die entgegengejeßten Vorteile internationaler Arbeitsteilung, die Not- 
wendigfeit der Handeläverträge verkannt Habe. 

Die Vermehrung der Tarifpofitionen war wohl nötig; ob aber die 
Steigerung bis auf fajt 1000 einzelne Säße nötig war, ift mir zweifelhaft. 
So viele Hatten die preußifchen Zarife vor 1806; man bat dann eine 
möglichit geringe Zahl Sammelpofitionen gemacht, weil das die Voraus— 
jegung einer einfachen, glatten, rafchen, liberalen Zollverwaltung ift. Bis— 
her konnte der Bundesrat nur die Waren von 3 Tarifpofitionen auf die 
Abfertigung an den großen Zollſtraßen und =jtellen beſchränken; jeßt kann 
er dieſe außerordentliche Beichränfung für alle Waren, wo er es nötig 
findet, ausſprechen; das ift die Folge eines jo komplizierten Tarif. Das 
Zollverjahren wird auch ſonſt viel jchwieriger und zeitraubender; eine Ochjen» 
berde von 100 Stüd war bisher an der Grenze in zwei Minuten gezählt, 
pro Stüd zahlte man 25,50 oder 30 Mk.; jebt müflen die 100 Ochſen ge- 
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wogen werden, der Zoll bemikt fich nach dem lebenden Gewicht; das fordert 
ein ganz anderes Perjonal, einen andern Apparat, jehr viel längere Zeit. 

Einen befonderen Minimaltarif für alle Waren oder für einige halte 
ich ftaatsrechtlich, politifch-diplomatifh und volkswirtſchaftlich Für einen 
Fehler. Es Liegt in demfelben ein Mißtrauensvotum des Parlaments und 
der Schußzollführer gegen die Bundesregierungen, eine Feſſel für unfere 
Unterhändler, ein falſches Aufdeden unferer Karten bei den Verhandlungen. 
Es ift die schlechte Nahahmung einer fchlechten franzöfifchen Einrichtung. 
Man hat auch in Frankreich bei den Verhandlungen doch immer wieder 
unter den Minimaltarif gehen müſſen. Die Abfichten Frankreich bei dem 
Minimaltarif waren, überhaupt möglichft wenig Verträge zu jchließen. 
Unjere Abficht muß die entgegengejeßte jein; um jo falfcher ift ber 
Minimaltarif bei uns. 

Immerhin, ein feites, fundamentiertes Urteil über die publizierte Vor— 
lage ift nicht recht möglih. ch Habe verjucht, fie genau zu ftudieren, fie 
blieb mir ein Buch mit 7 Siegeln. (Heiterkeit.) Ich weiß nichts über die 
Motive; ich weiß nur, daß es in Berlin ala offenes Geheimnis gilt, die 
drei Reichaämter feien über die ganze Zollvorlage recht verfchiedener Mei— 
nung und Abficht. Ich weiß alſo nicht ficher, wer fie und zu welchem 
Zwede er fie gebrauchen wird. ch jage mir: diefer Tarif kann troß der 
Fehler, die ich im ihm jehe, in den Händen eines großen, weitblidenden 
Staatömannes und eine jehr gefchieten Diplomaten uns ebenjfogut eine 
neue Ara der Gaprivifchen Handelöverträge bringen, und zwar eine ber: 
beijerte Auflage, wie er in andern Händen, in denen eines einjeitigen 
Schutzöllners, uns in ein Melinefches, überjpanntes, unglückliches Schuß- 
ſyſtem hineinführen kann. Der erjtere würde die Mehrzahl der übermäßig 
erhöhten Süße, von denen man ja manchen anfieht, daß fie nur zum Ver— 
handeln mit diefem oder jenem Staat eingefügt find, durch die Verträge 
korrigieren; der letere würde das nicht thun. Und dann haben wir einen 
Hochſchutzzoll, von dem man vielleicht hoffen kann, daß eine ftarfe entgegen- 
geſetzte Agitation ihn bald wieder ftürzen wird, der uns aber auch für 
Jahre jehr viel Schaden thun würde. Bleiben die vorgejchlagenen Zölle 
im wejentlichen unverändert, bleiben die jämtlichen agrarifchen Zölle des 
Marimaltarifs, jo Halte ich dies für ein großes Unglüd, während ich 
Getreidezölle im Betrage etwa des Minimaltarifs immer- 
bin für disfutabel Halte, wenn ich einzelne derjelben auch noch gern 
herabſetzte, jedenjalld die Gleichmäßigfeit der Erhöhung aller agrarifchen 
Zölle für falſch Halte. Will man 3. B. die deutjche Viehzucht heben, fo 
darf man nicht zu den erhöhten Viehzöllen hohe Zölle auf die Futtermittel 
legen, die wir aus dem Auslande beziehen müfjen. 
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Ich fürchte, die ganze Gleichmäßigkeit der Erhöhungen im Tarif hat 
ihre Urfachen nicht in der Einficht, daß diefe gut und vernünftig fei, ſon— 
dern in der Abficht, damit möglichit alle Stimmen außer und im Reichs— 
tag zu gewinnen. 

Nun zum Schluß noch ein allgemeines Wort, dad mir nicht unange— 
bracht fcheint gegenüber den Übertreibungen von beiden Seiten. Die An- 
hänger des Tarife, des wirtichaftlichen Auafchuffes, des Grafen Poſadowsky, 
der Bund der Landwirte und die Großinduftriellen der Stapelinduftrien ge- 
bärden fih, als ob wir unfere Schußzölle für alle Zweige des nationalen 
MWirtichaftslebens nicht genug erhöhen könnten. Die Gegner des Tarife 
bringen die alten Freihandelsargumente von Mill und Baftiat vor, ala ob 
vom ertremjten Freihandel ftet® nur Segen gelommen wäre. Gegenüber 
beiden möchte ich mein Hiftorifches Urteil jo begründen. 

Als vom 16. bis 18. Jahrhundert die relativ Fleinen weſteuropäiſchen 
Staaten ihre nationalen Volkswirtſchaften im Kampfe untereinander be= 
gründeten, waren für fie 100—200 Jahre lang Schubzölle und Ähnliches 
heilfame und notwendige Mittel des Emporfommens, der Gewerbe: und 
Handeläbeförderung, der innern Arbeitsteilung und wirtichaitlichen Erziehung ; 
fie wurden ein Unglüd, als man fie (3. B. in England von 1676—1740 
an) übertried, ald man jtatt Zöllen von 10—40 %0 des Warenwertes 
folche von 100—200 0 einführte, zahllofe Aus- und Einfuhrverbote er- 
ließ, damit einen ungeheuren Schmuggel erzeugte, die Schubzoll- und 
Prämienmafchine zu Monopolen und Beftechungen verwandte. Bon 1750 
bis 1850 war das Merkantilſyſtem durch feine Übertreibungen entartet. 
Die Frreihandelälehre bewies dies, die Freihandelsära von 1818—75 zeigte 
die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung; man glaubte num freilich 
zu unbedingt, daß bei ganz freiem Handel alle gleichmäßig gewinnen und 
vorwärts fommen, daß die Natur jedem Lande feine ganz befonderen Vor— 
teile zugewiejen habe, durch deren einjeitige Ausnüßung es fich und den 
andern Ländern am meiſten nütze. 

Die Einfeitigkeiten der Freihandelälehre und die Übertreibung, mit der 
auch ſchwächere Staaten ihren Tarif 1866—75 reduziert hatten, erzeugten 
die neue fchußzöllneriiche Ara. Aber nicht fie allein. Es kam Hinzu, daß 
die neue Staatenbildung einige riefenhafte Großſtaaten und zahlreiche Kleine 
Staaten und Kolonien geichaffen Hatte, welche nun ähnliche Intereſſen 
hatten refp. erhielten, wie fie England, Frankreich, Preußen und Öfterreich 
im 17. und 18. Jahrhundert gehabt. Dieje Neubildungen wollten fich in 
ihrer Macht und in ihrer Volkswirtſchaft konfolidieren die letztere alljeitig 
entwiceln, fich von der wirtjchaftlichen Abhängigkeit von den älteren in- 
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duftriellen, fapitalkräftigen Staaten befreien. Es iſt natürlich, daß fie 
wieder zu Schußzöllen und Ähnlichem griffen. 

So ift die neue Schubzollära, der Neomerfantiligmus, entjtanden, 
nicht weil die Theoretifer und Staatsmänner unfähig waren, die jchönen 
Argumente des Freihandels zn verjtehen, nicht weil überall einige Mono: 
poliften und Großfabrifanten die Regierung beherrfchten, jondern fie ift aus 
natürlichen Volksinſtinkten Heraus entjtanden, gerade auch in den Ländern 
mit freiefter demofratifcher Verfaſſung. Sie ftüßt fich nicht bloß, vieljach nicht 
in erfter Linie, auf die Liſtſche Lehre der Erziehungszölle, fondern fie ent» 
fpringt aus dem mehr inftinktiv gefühlten, als flar verftandenen Motive, 
daß in den Zöllen ein internationales Machtmittel liege, das, geſchickt be- 
nüßt, dem eigenen Lande nützen könne. 

Freilich überfieht diefer Neomerfantilismus nun vieliach, wie jede der— 
artige, auf populäre Schlagworte bafierte Bewegung, daß diefe Mittel auch 
ebenſo oft falſch und ungeichidt gebraucht werden können als richtig. Die 
Agitation der Intereſſenten fieht meiſt nicht, daß die übertriebenen Schutz— 
zölle im ganzen mehr jchaden als nüßen. Und jo find Rußland, die Ver: 
einigten Staaten und Frankreich in ein Hochichußzolliyften, ja teilweife in 
eine auf Macht und Gewalt pochende Handelspolitit der jchlimmiten Art 
zurücgefallen, welche dieje Länder jelbjt wirtfchaitlich viel mehr in ihrer 
Gntwidlung hindert, als fördert, und was noch Schlimmer, welche Schule macht, 
zur Nahahmung und Entgeltung reizt. Der Vorgang nötigt alle Staaten zu 
gewifien handelspolitiſchen Gegenmaßregeln, zu einem gewiſſen Schutzſyſtem. 
Gegen die aggreifiven Maßregeln diejer Staaten müſſen auch wir ung eine 
gewiſſe Rüftung anfchaffen, können wir nicht ſchutzlos ung zum Freihandel 
befennen. Ohne eine gewilfe Zollrüftung fommen wir auch, wie ich jchon 
ausführte, nicht zu Handelöverträgen, Ein erhöhter Verhandlungstarif ift 
heute die umerläßliche Brüde zu jolchen. Und deshalb hat auch Profefjor 
Schumacher nicht vom Thema abgeirrt, fondern den fpringenden Punkt ges 
troffen, wenn er die Bedeutung von Verhandlungszöllen erörtert. Wer 
diefe Dinge ignoriert, der bleibt mit der Stange im Nebel und Wolten- 
fududsheim, ohne auf diefe reale Erde mit ihren Intereſſengegenſätzen und 
Kämpfen hinabzufteigen. 

Uber die Rolle Deutjchlands darf und joll nicht fein, nun die maß— 
[ofen neomerfantiliftifchen Übertreibungen Rußlands, Frankreichs und der 
Vereinigten Staaten nachzuahmen, fondern unjere Aufgabe geht dahin, 
diefen Neomerkantilismus auf dem Ummege von Handelsverträgen zu be- 
kämpfen und ein vernünftige® Maß billiger und gerechter Handelapolitit 
im ganzen internationalen Verkehr der civilifierten Welt herbeizuführen. 
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Bon diefem Standpunkte aus fann ich die Idee eines erhöhten VBerhand- 
lungstarifs billigen, wenn er richtig benußt wird, wenn er ung gute Han— 
delöverträge bringt, wenn er uns nicht zu hohe Lebensmittelpreife jchafft. 
Die landwirtichaftliche Kriſis Leugne ich nicht; ich will auch feine Auf- 
bebung der bisherigen Getreidezölle, ich laſſe über einige Erhöhungen mit 
mir handeln. Im übrigen jagte ich Schon: es giebt neben der Handels» 
dertragspolitit noch andere und erhebliche Mittel, die man zu Gunften der 
Landwirte ergreifen kann, welche in Not find und gerettet zu werden ver- 
dienen. Aber freilich, da kommt die Frage: werden fie von den Regie- 
rungen ergriffen werden? Diejenigen, die Freihändler find, jagen, die Re— 
gierung folle doch dieſe Mittel ergreifen. Dagegen jeien fie nicht. Um— 
gelehrt jagt Sering, er jei Tür die höheren Getreidezölle, aber nur, wenn 
die Regierung eine richtige Socialpolitif fonft treibe.. Die Gegner der Ge- 
treidezölle antworten ihm, das werde und könne nicht geichehen, dafür ſei 
unfere Regierung im Augenblid nicht zu Haben. 

Ich verfolge diefe praftifchen Möglichkeiten nicht weiter. Ich ſchließe 
mit dem Wunfche, daß die deutjchen Bundesregierungen das im Geſamt⸗ 
interefje Richtige finden mögen, daß fie von der übermäßigen Beeinfluffung 
durch die Kapitalmagnaten der Jnduftrie und des Grundbefites fich frei» 
halten. Ich Hoffe, daß fie dann auch wieder den Weg finden werden, der 
zu den notwendigen und beilfamen inneren focialen Reformen Hinführt. 

(Beifall.) 


Profeffor Dr. Huber (Stuttgart): Die trodene Wiſſenſchaft der 
Rationaldötonomie hat Hier und da auch einige erfrifchende Lichtblide, und 
dazu gehört, ein Urteil zu Hören, wie wir es foeben von Prof. Schmoller gehört 
haben, und ferner auch, wenn wir Anfichten mit Begeifterung vorgetragen 
hören, wie es etwa gejtern gejchehen ift. In diefem Lichte erfcheinen mir 
die vieljtündigen Korreierate; Herr Hedjcher- Hamburg bat einige Aus— 
führungen des Prof. Schumacher doch wohl zu tragifch genommen: die Art, 
wie 3. B. diefer Herr darlegte, man folle einen Differentialfrieg mit Nord» 
amerifa einleiten, machte ebenjo, wie das fchöne Wort von der „para= 
fitifchen Exportinduftrie” einen erfrijchenden Eindruck; der Schlachtruf zum 
Differentialtrieg mit Amerika wurde jchon 1894 jehr kräftig gehandhabt: 
man folle, hieß es damals, auf die Menfur, e& gehöre bloß Courage dazu, 
das andere werde ſich von ſelbſt ergeben! Und doch find wir auf einen jo 
ſchweren Zolltrieg durch die unumgänglich erforderlichen Allianzen auch nicht 
im geringften vorbereitet; ich brauche das nicht weiter darzulegen. — 
Prüfen wir näher den Aufbau der Beweisführung der Korreferenten, jo fällt 
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jofort in die Augen: die Herren nehmen verfchiedene unbewiejene Behaup- 
tungen zum Ausgangspuntt; fie behaupten: erjtens, daß wir auf einem 
Wirtſchaftsſyſtem, wie dem heutigen, nicht weiter bauen fünnen. Ich möchte 
Herrn Prof. Pohle bitten, aueinanderzufeßen: wer bat denn darauf ge— 
baut? — die Reichöverwaltung? und in welchem Moment hätte fie ab— 
bauen follen? Gin zweiter Einwand geht dahin, Frankreichs Erportinduftrie 
ſei lebengkräftiger ala die deutiche: dem wird fein Sachverſtändiger bei— 
ftimmen können. Sodann wurde drittens geiprochen von Englands früherer 
Borherrichait, aber das paßt nicht mehr für heute. Viertens wurde be= 
behauptet, Englands Landwirtichaft jei zu bedauern, weil der Getreidebau 
zurüdgegangen jet: diefe ganze Darlegung wird noch in fünitigen Zeiten 
viel zur Erheiterung des Reichstags beitragen. — Nicht viel ernfter fann ich 
Serings Darlegungen nehmen. Mit Recht hat er für feine formelle Dar: 
jtellung allgemeinen Beifall erlangt, aber an der Begründung habe ich den 
gleichen Mangel gehunden. Gr rief aus: „Laflen Sie die Landwirtichaft zu 
Grunde gehen!” — die Landwirtichaft geht jeit 20 Jahren zu Grunde; Peter 
Reichenfperger hat jchon 1887 dargelegt, das Centrum ſolle ſich nicht durch 
derartige Übertreibungen fangen Iaffen, und dadurch bewirkt, daß der Zoll ftatt 
auf 6 ME. auf nur 5 ME. bemefjen wurde. Heute würde e8 Dr. Serings 
Aufgabe jein, zu beweifen, wiefo die Landwirtichaft zu Grunde gehen würde, 
‚wenn wir den 3,5-Mark-Zoll beibehielten. Woran hat ferner Sering einen 
Anhalt dafür, daß der Großgrundbefig — wenn einmal feine Macht durch 
den Hochzoll noch gejteigert worden iſt — fich ſocial bethätigen wird, der 
gleiche Großgrundbefiß, der jeder Socialreform den erbittertften Widerjtand 
entgegenjet? Das it ein Wechfel, den niemand honorieren wird. — Gehe 
ich auf Dr. Pohles Beweistührung näher ein, jo dreht fie fih um die Anti- 
theſe: „vollftändiger Freihandel oder 5-Marf: Zoll.“ Das ift wohl ver: 
fehrt; ich Eenne faum jemand, der an die Aufhebung der Zollbarriere heute 
ernitlich denken würde, das will auch nicht der ertremite Freihändler; 
Dr. Pohle bejchwört einen Kampf gegen Windmühlen herauf. Selbjt was 
den 5-Mark-Zoll betrifft, ftößt er offene Thüren ein; auch über den 
5: Marf-Zoll läßt man auf freihändlerifcher Seite die Frage offen, ob man 
nämlich nicht 3. B. gegen Rußland einen 5-Mark-Zoll ala VBerhandlungszoll 
haben joll. Der Streit dreht fich, wie Prof. Schmoller richtig andeutet, nicht 
um Mark und Ptennige, jondern um den dahinterjtehenden Willen 
und um den Grundcharakter des Geſetzentwurſs, um die Ausführung: der 
Zarif fann, je nach dem Geift, in dem er gehandhabt wird, eine Chamade 
oder eine Fanfare werden. Allerdings meint Dr. Schumacher, der Tarif 
jtellt nicht die Anficht der Regierung, ſondern nur einiger ihrer Organe 
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dar; aber das find doch die Organe des Reichskanzlers, welche die Sache aus— 
zuführen haben. Solange diefe Organe ihre Tendenz dem Tarif aufdrüden, 
fann ich zu der ausführenden Hand fein Bertrauen haben. Es iſt ja ein 
befanntes Wort, daß der Reichäfanzler von den Geheimräten abhängig ift, 
und gerade im Hinblid auf diefe Herren glaube ich, daß der nunmehr vor- 
liegende Tarif nicht ala Borjpann für die Wiederanfnüpfung günftiger 
Handelsverträge dienen fann. — Das find die Ausgangspunfte. Wie jteht 
es nun mit den Folgerungen? Herr Dr. Pohle hat zu viel bewiejen und 
jchießt damit über das Ziel hinaus; in aftündiger Ausführung bat er den 
Acheron, Himmel und Hölle dafür bejchworen, daß das heutige Induſtrie— 
ſyſtem derart jei, daß man jagen müßte: „Eecrasez l’infame!*“ Statt defjen 
fommt er darauf hinaus, es jei ein 5 bis 6-Marf-Zoll zu nehmen. Da 
frage ih: warum zieht er denn nicht die logijche Konfequenz? Er thut 
dad nicht und kann es auch nicht; deshalb können auch die Voraus— 
jegungen nicht richtig fein. Es ift dann von ihm auf Dr. Eifenbart 
eremplifiziert worden: der Vergleich hinkt mehr als irgend einer. Sch gebe 
davon aus: noch immer hat die naturgemäße Entwidlung des Groß— 
verkehr und der Großinduftrie — wenn auch vorübergehend Wunden ge— 
ſchlagen — doch jchließlich und indireft alles immer wieder ausgeglichen. Und 
umgekehrt hat jeder Eingriff — irgend welcher Art — in eine naturgemäße 
Entwidlung wohl einigen Begüterten Sondervorteile gebracht, jchließlich 
aber immer wieder den nichtbefigenden Klaſſen gefchadet. Von Dr. Pohle 
wird num verlangt, man folle einen fünftlichen Eingriff machen, und zus 
gleich behauptet: die andere Richtung, die eine naturgemäße Entwidlung 
will, die jei die Kur à la Dr. Eifenbart. Aber wenn man den Weltmarkt 
im Intereſſe der Staatsraifon einschränken joll: ift denn eine ſolche Maß— 
regel nicht ein Eingriff A la Dr. Eifenbart? — Liegt e8 denn ferner über- 
haupt im Intereſſe des Deutjchen Reiches, wenn Nordamerika fein Hoc): 
ſchutzzollſyſtem aufgiebt? Ich glaube, die amerikanische Jnduftrie ift dann 
noch viel gefährlicher. Und ift es denn vorteilhaft, daß fich die Landwirte 
dem Kornbau wieder mehr zumenden? Alle Fachlundigen jagen feit vier 
Jahrzehnten das Gegenteil. — Seine Beweisiührung fucht Dr. Pohle mit 
einigen Begriffen allgemeiner Art zu fügen; 3. B. die Induſtrie zahle die 
Agrarzölle und die Landwirtjchaft die Induſtriezölle. Darin liegt kaum 
der Bruchteil einer Wahrheit. Mit dem gleichen Rechte läßt fich anr 
nehmen, daß die Induſtrie ihre Zölle jelbjt trägt (nämlich die Qualitäts» 
induftrie die Begünftigungen der fartellierten). Dr. Pohles Sat hätte 
u. a. zur Vorausjegung, daß die Kornzölle ſofort im Brotpreis zum Aus- 
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nicht eine allgemeine Erfahrung oder eine allgemein anerkannte Wahrheit ; 
der Sat aber, ala ob die Induftrie die landwirtſchaftlichen Zölle trage, iſt 
der Ausgangspunkt des Profeffor Pohle, jeine ganzen Ausführungen ruhen 
deshalb auf einer jalfchen Grundlage. Woraus befteht denn die Konſu— 
mentenmaffe, die „misera contribuens plebs“? Zwijchen „Landwirtſchaft“ 
und Kornbauern ift doch ein Unterfchied, nur 15 Vo der Landwirte hängen 
in ihrer Griftenz von dem Kornbau ab; es ift z. DB. fein Nachteil für 
Englande Volkswirtſchaft im allgemeinen gewejen, daß die 
MWeizenfelder etwa in Wieſen und Parks umgewandelt wurden. Weiter 
imputiert Dr. Pohle dem Zollgefeg von 1879 die Abficht, den Kornbau 
zu ftärfen. Sch bitte um Auskunft: wer war derjenige, der 1879 den 
Kornbau ftärken wollte? Ich habe mir in das Getriebe jener Tage einen 
Einblik verihafft, weiß aber nicht, wer diefer Mann war — SKarborff? 
oder Bismarck? oder Bued? ch beitreite, daß gerade der Schub das 
maßgebende Motiv war. Damals war die Annahme, das Ausland 
trage den Zoll, die allgemein Herrjchende, und das Wort von der Förder 
rung des Getreidebaues wurde nur verſchämt und nur gelegentlich, um die 
Abfichten des Finanzminiſters zu verdeden, gebraudht. So entjtehen, wir 
können das Hier mit eigenen Augen verfolgen, allmählich nationalöfonomifche 
Syiteme. Denken wir uns, in hundert Jahren gräbt ein fleißiger Mann uns 
jere Verhandlungen aus und liejt dann die Motive für den 1879er Tarif 
bei Dr. Pohle nad, dann wird mit einem Male in der Gefchichte eine ganz 
andere Politik hineingeheimnißt, als thatjächlich der Fall geweſen iſt. — 
Die Herren Schumacher und Pohle haben endlich die Äquivalent— 
und Kompenfationstheorie hervorgezogen; fie haben aber in feiner 
Weiſe nachgewiejen, 1) inwiefern die Induſtrie 1892 einen Voraus empfangen 
bat, und 2) inwiefern die hHunderterlei Eleinen Zollerhöhungen dem Vertrags: 
abſchluß vorarbeiten tönnten. Heute allerdings bejteht ein Zufammenhang 
zwifchen dem Eifen- und Roggenzoll, und zwar durch den „Kuhhandel“ 
(große Heiterkeit) und die „Sammlungspolitif” von Miquel. Aber ein 
innerer Zufammenhang, wie Pohle und Schumacher angenommen haben, 
befteht nicht. Die induftrielle Aufwärtsbewegung, die 1896 einjeßte, und 
der jeit 1885 hervortretende Niedergang der Landwirtichaft find zwei inter: 
nationale, allen MWeltmarktjtaaten gemeinfame Gricheinungen; ihre 
Haupturfachen fallen räumlich nicht mit dem Deutjchen Reiche und zeitlich 
nicht mit den GaprivisVerträgen, Hinter denen fie um Jahre zurüdreichen, 
zufammen. Diefe jahrelang früher vorbereitete Entwidlung hätte fih 1896 
für die Industrie in der Richtung nach aufwärts, und für die Yandwirt- 
Ichaft in der Richtung nach abwärts fortgejegt, auch wenn der 5 Mark: Zoll 
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aufrecht erhalten worden wäre. Es wiberjtreitet der nationaldfonomijchen 
Logik wie den Thatjachen, wenn man jagt, die Induftrie ſei auf Koften der 
Landwirtfchaft in die Höhe gegangen. Pohle zählte unter die Induſtrien, 
die an dem Auffchwung teilgenommen haben, 3. B. auch das chemifche und 
die graphijchen Gewerbe auf. ch Trage: welche Vorteile überhaupt haben 
denn diefe Induftriezweige von den Zöllen gehabt? — Meine Herren! Der 
Vorſitzende mahnt mi, zum Scluffe zu eilen: ich kann deshalb den 
Schluß aus diefer gedrängten Kritik, ſowie die Wirkungslofigkeit des „Lüden- 
loſen“ Tarifs, den Kampf und Kompenfationgzoll nicht mehr näher be— 
leuchten und jchließe damit: Neben dem Brot begehrt heute unfer Volk vor 
allem auch die Freiheit, und nun will man dem Volke und dem ganzen 
Erwerböleben jpanifche Stiefel anziehen. Wohin das führen kann, dafür 
haben wir Thatfachen: die Bier- und Brotfrawalle 3. B. der 40er Jahre — 
wir jtehen damit bier in München auf Hiftorifhem Boden. Statt der 
Thatjachen verfuchen e8 die Herren DDr. Schumader und Pohle mit ſchwarz— 
gefärbten Prophezeiungen,, obgleich ſolche in England ſchon ſeit Ricardos 
Zeiten allen Kredit verloren haben; prophezeien aber, das ift ein undank— 
bares Handwerk: es follte damit doch auch bei uns endlich ein Ende 
nehmen. Gin Beifpiel anderer Art haben wir an den agrarifchen Rezepten 
in der Gefeßgebung: damit iſt Schon die Probe gemacht worden, was ver— 
ſprachen fich die agrarifchen Führer nicht alles von der Doppelmährung ? 
was von dem Antrag Kanig? was wurde mit der Börfenreform erreicht? 
was mit dem Warenhausgeſetz? Es bejtätigte fich, was die Agrarier auch 
im privaten Haushalt gezeigt Haben: fie Haben den Anſchluß an den Fort— 
jchritt der Zeit verfäumt und Jahrzehnte verträumt. In gleicher Weife 
wäre es auch für unfere Socialpolitif verhängnisvoll, wollte fie fich mit 
diejer reaktionären Politik identifizieren. 
(Beifall.) 


Unterftaatsfefretär 5. D. Profeffor Dr. v. Mayı (Münden): Wenn 
wir eine politische Verfammlung wären, würde ich Ihnen die Freude machen, 
auf das Wort zu verzichten, denn nach der Gejtaltung der Referate und 
nad dem Gange der Diskuffion könnte ich mich vom Schutzzollſtandpunkt 
für befriedigt erflären. Aber für eine wiflenfchaftliche Verſammlung jcheint 
c8 mir richtig, daß von möglichit vielen Seiten der wiffenjchaftlichen 
Stellungnahme Ausdrud gegeben wird im Sinne wiffenichaftlicher Analyfe, 
nicht focialpolitifcher Agitation. Ich werde deshalb auch nicht die Stö- 
rung des focialen Friedens an die Wand malen, obwohl man meinen 
könnte, daß die Herren, die dieje. Störung behaupten, fie doch wohl felber 
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nicht fo ſehr glauben befürchten zu müfjen; denn diefe Störung ift ſchon 
da in der Art der Schilderung der vermeintlichen Wirkungen der Getreide: 
zölle. (Lebhafter Widerſpruch. Jawohl! — Alle Punkte der vorwürfigen 
Frage in ihren Einzelheiten zu berühren, ift nicht möglih. Ich knüpfe 
nur im allgemeinen an das Ergebnis der Referate an, und geftatte mir 
für weitere Einzelheiten auf meine joeben erjchienene Schrift „Zolltarif- 
entwurf und Wiſſenſchaft“ Bezug zu nehmen. In den Referaten von 
Schumacher und Pohle ift nach meiner Überzeugung der richtige volfawirt- 
ichaftliche Gefichtspunft in der Hauptſache zum Ausdrud gelangt. Nicht 
mit allen Einzelheiten bin ich einverftanden, aber mit dem Grundton und 
den Grundzügen. Gin ganz anderes Bild bietet das Referat des Kollegen 
Lotz. Diefes Referat ift ein eigenartiges Mifchgebilde einer ertrem weltwirt- 
ſchaftlichen Auffaffung auf der einen Seite und einer ertrem privatwirt— 
ſchaftlichen Auffaffung auf der andern Seite, inöbejondere joweit die darin 
behandelte Kornzollfrage in Betracht kommt. Weltwirtſchaftlich ift der 
Grundgedanke: die Landwirtichaft muß heraus aus ihrem Arbeitöfelde, fie 
muß, wie man da8 ja ehr fein und jchön außdrüdte, die Anpaffung an 
die überwiegenden Induftrieftaaten vollziehen. Wie das geichehen fol, 
ift nur ganz flüchtig behandelt, aber mit einem wichtigen Zufaß, mit 
dem Zufa „nach großen Abfchreibungen“ — wenn die großen Abjchreibungen 
gemacht find, dann wird die neue Landwirtfchaft der Zukunft fi ganz gut 
befinden. Das ift ein jehr wichtiger Punkt, der hier kurz berührt wurde, 
diefe „großen Abjchreibungen”“, oder nach der Faflung eines andern Kollegen 
die direkte Accentuierung der Bodenentwertung, um der Landwirtichaft auf 
die Beine zu helfen. Unjere Bauern werden es gut begreifen, dieſes Re— 
zept für eine Kur nach Dr. Eifenbart: laßt eure Grundftüde nur zuerit 
entwerten, danach werdet ihr ganz famoje Gejchäfte machen! Es tft aber 
auch nad einer andern Richtung Hin ſehr wichtig, dieſes Geſtändnis. Wir 
brauchen nicht mehr die Unterfuchungen darüber, wie weit der Getreidezoll 
dem fleinen Bauer noch nüßt; er jpürt e& ja am beiten am Grundwerte. 
Sagen Sie dem Bauern, nun kommt eine neue Politif, und die Folge 
wird fein, daß dein Grund und Boden fo viel weniger wert ift und fpäter 
vielleicht gar nicht? mehr. Das genügt. Die Bauern werben fich wohl 
merken, was fie zu erwarten haben, wenn man fie ungefchüßt in das Ge— 
triebe der Weltwirtſchaft ftürzen will. 

Nicht minder intereffant ift das, was ich die ertrem privatwirtichait- 
liche Seite genannt habe. Das findet feinen Ausdrud darin — und das 
zieht fich wie ein roter (Faden durch die Antilornzollerörterungen hindurch —, 
daß man die Folgen der BVerteuerung des Brote an der Geftaltung des 
Budgets des Arbeiters in der einfeitigften, elementarjten Hausfrauenweije 
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behandelt. Man ſieht in der ganzen Sache nichts anderes als die Er— 
böhung des Poſtens im Ausgabebudget, und fingiert dabei, der ganze Reſt 
des Budgets, der ftehe feit, und nun komme die Erhöhung des Brotpreifes 
und bringe den Haushalt in Berwirrung. Als ob e8 jo zuginge im Haus- 
halt. Der ganze Haushalt bewegt fich fortwährend, es ift das die Glafti- 
eität, wie ich es nennen möchte, der Haushaltungsgeftaltung. Es bleiben 
die Ausgaben nicht gleich, auch nicht auf allen andern Gebieten, Wohnung, 
Kleidung, Alkoholverbrauch u.j.w. Das Entfcheidende aber ift die Einnahme 
feite, und davon ift bei der üblichen Betrachtungsweife nicht die Rede. Es 
wird fingiert, e8 ändere fich nichts auf der Einnahmefeite, man fieht nur 
die größere Ausgabe für Brot. So anorganiſch darf man aber die in 
Frage ftehende Erjcheinung nicht auffaffen. Gerade Kollege Lo hätte nach 
dem Ergebnis jeiner fonftigen Erörterungen jelbjt auf den Gedanken fommen 
müſſen, daß das nicht zuläffig ift. Bayern Hat die höchiten Getreidepreife ; 
bat man deshalb irgendwo von einer Kalamität der bayerifchen Arbeiter 
gegenüber den Arbeitern in billigeren Getreidepreiögegenden gehört? Nein! 
Hier haben Sie daB Schlußergebnis all der Berfchiebungen und Ab— 
wälzungen, die für die endgültige Haushaltägeitaltung eine große Rolle 
fpielen. Wer auf dem Standpunft fteht: Um Gotteswillen nicht einen 
Posten der Ausgabe erhöhen! der Mann, der das vertritt, muß auch die 
niedrigften Löhne verlangen. (Widerſpruch.) Gewiß! natürlich nicht der 
eigenen Löhne des Haushalters, wohl aber aller jener, deren Arbeit der 
Haushalter unmittelbar oder in verzehrten Produkten nut! Alfo mit 
diefer mechanischen Auffafjung, mit dieſer Hausfrauenart der Haushalts- 
beurteilung fommen wir nationalöfonomifch nicht durch. Ich bin nicht 
Dertreter der niedrigit möglichen Preife, weil ich darin eine Berelendung 
der nationalen Bolfswirtichaft ſehe. Das Entfcheidende ift nicht die ein— 
feitige Frage, wie fich ein Poften im Ausgabebudget verhält, fondern wie 
dad Gegengewicht der Einnahme dazu fteht, und wir werden jagen dürfen: 
es ift erfreulich, wenn die Ausgaben wachjen, wenn nur die Einnahmen 
noch jtärfer wachen. Und wie foll nun im großen und ganzen in der 
gefamten Volkswirtſchaft die Ginnahmefeite wachen? Diefe kann nur 
mwachjen, wenn alle probuftiven Kräfte des Landes volllommen in den 
Dienjt der Volkswirtſchaft gejtellt werden, wenn nicht etwa neben reicher 
Entfaltung der einen Grundkraft eine andere entiwertet wird, jondern wenn 
beide und überhaupt alle produftiven Kräfte der Volkswirtſchaft in reichen 
Maße entwicelt werden. Das ift nicht möglich nach der freihändlerifchen 
Auffaſſung. Man verjpricht uns zwar, wir würden immer noch genug 
unter günftigen Bedingungen zu produzieren in der Lage fein; aber das ift 
ein Berfprechen und nichts weiter. Die weltwirtichaftliche Geftaltung ift jo, 
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daß wir feine Garantie dafür befiben, daß für unfere Landwirtſchaft eine 
hinreichende Produftionsmöglichkeit verbleibt. Mit den Specialitäten, die 
der Vorredner angeführt Hat — er hat fie aber nicht näher genannt —, 
aljo etwa mit Stachelbeeren, Gemüfen, Milcherzeugniffen u. ſ. w, mit den 
Specialitäten allein fommen Sie der deutjchen Landwirtſchaft nicht zu Hilfe, die 
braucht vor allem Erhaltung des Getreidebaued. Den aber muß der Welt- 
wirtjchaftler opfern, und das wollen wir nicht, und darum brauchen wir 
gegen die fremde Konkurrenz die Zölle. Andere Mittel können das nicht 
beichaffen, daß nette Almojen von 1 Milliarde nicht und auch das empfoh— 
lene Monopol nicht. Wenn Sie die freie Thätigkeit der Landwirtjchaft 
aufrecht erhalten wollen, dann bleibt nichts übrig ala der Weg des Zoll— 
ſchutzes. Das Almofen kann die Landwirtfchait nicht annehmen, dag Mo— 
nopol auch nicht. Und was die befonderen Mittel des Kollegen Helfferich 
anlangt, jo hat er zwar von ſolchen gefprochen, aber genannt hat er fie 
nicht, ich kann alfo meinerjeits nicht darüber fprechen. Der Solidarſchutz 
von Induſtrie und Landwirtichaft ift die Rüftung für die neuen Handels— 
verträge, und in diefer Hinficht bildet der neue Entwurf eine befriedigende 
Grundlage. ch bin der Anficht, daß der Umstand, ob ein Minimalzoll 
eingeführt wird, von ſekundärer Bedeutung ift. Es ift allerdings fable con- 
venue: Der Minimalfag macht Handelsverträge unmöglih. Ich muß aller: 
dings zugeben, der Spielraum zwifchen den Marimal- und Minimalſätzen 
fönnte etwas größer fein. Ob ich aber den Minimalfaß gejeglich feititelle, 
oder ob ich ihn in petto als einen Saß, unter den ich bei Verhandlungen 
nicht heruntergehe, feftfege, ift für den Abjchluß der Handelöverträge ſelber 
indifferent. 

Ich Halte alfo im großen und ganzen, und habe das in meiner Schrift 
audgeführt, den vorliegenden Entwurf als mwohlgeeignet, die Grundlage der 
weiteren Ausgeftaltung unferer Sandelöpolitit zu bilden. Für den Fall 
eintretender Vertragsloſigkeit befigen wir darin Mittel, um bis auf weiteres 
die Selbſtändigkeit unferer Volkswirtſchaft zu wahren und zugleich dafür 
zu jorgen, daß in erfolgverjprechender Weiſe in VBertragsverhandlungen ein= 
getreten werden fann. Der Tarif ift eine wejentliche Ausgeſtaltung unjeres 
Rüftzeuges, ſei es für Verhandlungen, fei e8 für den Zollfrieg. Lob Hat 
unferer Auffaffung DVerzagtheit vorgeworfen. Es kommt fehr darauf an, 
wer als verzagt anzufehen ift, insbeſondere ob es der ijt, der im Momente 
der Neufhaffung einer Handelspolitit ausruft: Ihr lieben Freunde, ich 
baue meine Induſtriezölle ab und erhöhe meine landwirtichaftlichen Zölle 
nicht — nun werdet ihr mich lieben und mir einen guten Handelsvertrag 
geben! Das ift meines Erachtens nicht der tapfere Mann, das ift die 
Politik der Verzagtheit. Wir fagen, wir rüften uns, weil wir auf alle 
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Fälle gerüftet fein wollen, wir rüften uns nicht zum Kriege, jondern um 
den Krieg zu verhindern. So jafle ich den Zolltarif auf, in diefem Sinne 
billige ich ihn. 

(Beifall) 


Gothein: Im großen Ganzen hat fich bisher in der Diskuffion die 
Trage dahin zugeipigt, wie wir den organischen Aufbau unferes Volkes, 
bezw. unjerer Vollkswirtſchaft erhalten fünnen. Die Herren, die für höhere 
Agrarzölle hier eintreten, motivieren das damit, daß auf dieje Weije allein 
der feſteſte Grunmdpfeiler unferer Volkswirtſchaft, der Bauernjtand, zu er- 
halten jei. Andererfeit3 wird die Induftrie damit getröftet, daß der Welt- 
markt ein ſehr unficherer ſei, daß fie das größte Intereffe daran Habe, im 
Inlande eine fauflräftige Bevölkerung zu befigen; man tröftet fie mit dem 
Schlagwort: wenn man die Landwirtſchaft kaufkräftig macht, jo fauft fie 
der Induſtrie mehr ab, kann fie ihr den auswärtigen Markt erjehen. 

Ich glaube, wenn man die Erhöhung der Kaufkraft der Landwirtichaft 
dadurch Herbeiführt, daß man ihre Produkte künftlich verteuert, jo ftärkt 
man zwar ihre Kaufkraft, ſchwächt aber um genau denjelben Betrag die 
aller anderen Konſumenten, hilft alfo der Induſtrie nicht das geringite. 
Nun wäre es ja möglich, daß höhere Getreidezölle eine wejentliche Ber- 
mehrung der landwirtichaftlichen Bevölkerung Herbeiführten. Haben denn 
aber die Zeiten hoher Getreidepreife dazu geführt, die Landwirtfchaftliche 
Bevölkerung zu vermehren? Die Zeit der allerhöchiten Getreidepreife im 
abgelaufenen Yahrhundert war die von Mitte der 60er bis Mitte der 70er 
Jahre. Wir haben in diefer Zeit 1867 und 1875 je eine intereflante Volks— 
zählung, können alfo vergleichen, ob die Vermehrung der landwirtjchaftlichen 
Bevölkerung eingetreten ift. Ich habe mich dem unterzogen — die Sachen 
find in meinem Buche „Der deutjche Außenhandel” veröffentlicht — zu konſta— 
tieren, wie dieſe hohen Getreidepreife auf die ländliche Bevölkerung im Dften 
der Monarchie gewirkt haben. Da ergiebt fich denn, daß die Landflucht zu 
feiner Zeit jo folofjal war wie bei den höchſten Getreidepreifen. Darf ich 
Ihnen einige Zahlen Hier verlefen? In allen rein landwirtjchaftlichen Kreiſen 
Sclefiend verminderte fich in dieſer Zeit die Ländliche Bevölkerung und 
zwar um jo mehr, je ftärfer der Großgrundbefit darin vertreten it, jo im 
Kreife Trebnig um 4,5, Militih 1,9, Guhrau 7,4, Wohlau 6,9, Trei« 
itadt 5,1, Sprottau 2,8, Glogau 4,5, Bunzlau 4,9, Goldberg, Haynau 
und Sauer je 4,1, Schönau 6,3, Löwenberg 7,2, Falkenberg 5 Yo u. ſ. w. 
Ebenfo ging in Brandenburg die Bevölkerung der Ländlichen Bezirke zurüd, 
3. B. in Arnswalde um 2,9, Soldin 3,3, Templin 4,6, Prenzlau 6,8, 
Ruppin 5, Oftpriegnig 5, Weftpriegnig gar um 110 u. ſ. w. 
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In ganz Pommern wiejen gleichzeitig nur 6 Kreife eine Bevölferungs- 
zunahme auf, darunter Stettin, Ujedom-Wollin (mit Smwinemünde) und 
Belgard, dagegen verminderte fich die Bevölkerung der ländlichen Bezirke 
u.a. in den Kreiſen Anklam um 2,3, Demmin 5,7, Pyritz 4,2, Saazig 4,2, 
Naugard 4,6, Greifenberg 5, Regenwalde 3,5, Schivelbein 3,7, Dramburg 6, 
Zauenburg 4,5, Bütom 5, Rügen 3,8, Franzburg 6,7, Greifswald 2,7 und 
Grimmen 9,2 Yo u. ſ. f. Nun haben wir ferner die merkwürdige Thatfache, 
daß ein weiterer Rüdgang der landwirtjchaftlichen Bevölkernng ftattgefunden 
bat in der Zeit der jteigenden Getreidezölle, und die noch merkwürdigere, 
daß der Rüdgang aufgehört Hat in der Zeit der Handelöverträge. Ein 
Land mit fo überwiegendem Großgrundbefit wie Medlenburg » Strelig bat 
in der Zeit des fteigenden Zollihutes don 1880—1891 um 3,3 %/o ab- 
genommen, und es ninamt wieder zu feit der Zeit, jeitdem wir die Handels- 
verträge haben, fo von 1891—95 um 3,6 %o, und ganz ähnlich ift das 
Berhältnis bei Pommern. Worauf beruht das? Darauf, was auch Herr 
Profeſſor Sering zugegeben hat, daß der Großgrundbefii den Hauptvorteil 
von den Getreidezöllen hat. Dem bleibt verhältniamäßig viel mehr zu 
verfaufen übrig ala den mittleren Befitern, und die Keinen haben ja 
meijt überhaupt nichts zu verkaufen, jondern müfjen zukaufen. 

Ich Habe in diefem Frühjahr die VBerhältniffe in Vorpommern, in den 
Kreifen Greifswald und Grimmen, näher kennen gelernt, wo die landwirt- 
ichaftliche Bevölkerung auch fo enorm zurüdgegangen tft, und da wurde 
mir gezeigt: bier, daS und das große Gut, das der Stadt oder der Uni— 
verfität gehört, das waren früher an Bauern verpachtete Einzelgüter, aber 
in der Zeit der hohen Getreidepreife, in der zweiten Hälfte des 19. Jahr— 
hunderts, hat man Rittergüter daraus gemacht, weil der Großgrundbefit bei 
hohen Getreidepreijen jehr viel lufrativer war, man aljo höhere Bachten von 
ihm erzielte als von den früheren Pächtern ; diefe, aber auch viele früheren 
Befiber mittlerer und Eleinerer Güter, find ausgewandert. Gerade von agrari- 
jcher Seite wurde mir gegenüber der Einwand gemacht, daß damals nicht die 
armen Leute ausgewandert feien, ſondern jolche, die Geld hatten. Natürlich, 
zur Auswanderung mußte ein gewiffer Geldbefig vorhanden fein; die Aus» 
wanderer waren aber Leute, die vom Großgrundbefik ausgekauft waren. 
Wir haben eben gerade in der Zeit der hohen Getreidepreife im ganzen 
Diten eine koloſſale Auffaugung des bäuerlichen und Eleinen Befites durch 
den Großgrundbefit, und dieſe auögefauiten Bauern find nach Amerika aus» 
gewandert; die haben dort den Getreidebau groß gemacht, der uns jekt 
Konkurrenz macht, und dieje jelben Leute find ung als Arbeitskräfte ver— 
loren gegangen, und deshalb Haben wir jet in diefen Gegenden Arbeiter: 
mangel, unter dem der Großgrundbefiß mehr als unter allem andern leidet. 
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Überall dort finden wir die Landflucht, wo der Großgrundbefig vor- 
berricht. 

Ich kann alſo nicht zugeben, daß eine Steigerung der Getreidezölle 
unferen Bauernjtand vermehren würde, jondern im Gegenteile, fie würde 
dazu führen, daß die noch vorhandenen Reſte weiter aufgefaugt würden. 
Wir find deshalb feine Feinde der Landwirtfchaft, wenn wir dad Mittel 
einer weiteren Zollfteigerung nicht gewähren wollen, und viele Landwirte 
find derjelben Anficht. Die meiften Bauern in Pommern wollen von erhöhten 
Getreidezöllen nichts wiffen. Selbit bei 100 Morgen Beſiz find fie oft noch 
nicht in der Lage, mehr Getreide zu verkaufen, als fie jelbft in Geftalt von 
Mehl, Brot ꝛc. kaufen müſſen. In Schlefien mögen in einzelnen Teilen 
die Verhältniffe für die Großbauern ungünjtig fein; ich gebe zu, gerade 
dieje wirtichaften am allerungünftigiten. Ich gehöre aber jelbft zum mittleren 
Grundbefig, ich habe mein Land verpachtet und befomme immer noch durch— 
fchnittlich 23—24 Mi. pro Morgen, 92—96 ME. pro Hektar, in Oberjchlefien, 
in überwiegend landwirtfchaftlicher Gegend. Das habe ich nicht verlangt, das 
ift mir freiwillig angeboten worden, und meine Pächter fommen dabei gut 
fort. In manchen Gegenden liegen die Berbältniffe freilich ungünftiger, 
aber man darf nicht, wie dies Herr Profeſſor Sering gethan Hat, aus 
jolchen vereinzelten Fällen Schlüffe auf die Gefamtheit der bäuerlichen Be— 
völferung ziehen. Die weitaus größte Zahl der felbftändigen Landwirte 
hat eben gar fein Intereſſe am Getreidezoll, fie hat ein zwingendes Inter⸗ 
effe an der Viehzucht. 

Und jo unglüdlih ift es doch auch nicht mit der Landwirtichait be= 
jtellt, wie hier behauptet worden ift. Der Getreidebau ijt nicht zurüd- 
gegangen, die Fläche hat etwas, der Ertrag jehr erheblich zugenommen; 
andererjeit3 haben wir eine Vermehrung der Viehzucht gehabt, wie fie noch 
nie dageweſen ift. Der Kleinbetrieb ift aber der hauptjächlichite Träger der 
Biehhaltung. Gerade wer die fleinen Bauern erhalten will, muß gegen 
die Begünftigung der Bildung von großen Gütern, d. 5. gegen Getreide- 
zölle eintreten. Es ift von Herrn Sering angeregt worden, auch den land— 
wirtfchaftlichen Arbeitern einen Anteil an den Höheren Zöllen zu fichern. 
Nun gerade aus Großgrundbefigerkreifen in Borpommern ijt bejtätigt 
worden, daß ausſchließlich die geringe Zahl der Drejcher, die Naturallohn und 
mehr Deputat empfangen, als fie mit ihrer Familie verbrauchen, ein 
Kleines Intereſſe an hohen Getreidepreifen Haben. Auch die dortige Arbeiter- 
bevölferung Hat diefer Auskunft völlig zugeftimmt. 

Ich jehe aber geradezu eine Gefahr für die Erhaltung des mittleren 
Grundbeſitzes, jpeciell auch unferer jogen. Rittergüter, wenn eine fortwährende 
Steigerung der Getreidezölle vorgenommen wird, denn dad muß ja zweifel- 
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[08 dazu Führen, daß der nächite Erwerber, wenn er das Gut durch Erb» 
gang oder durch Kauf erwirbt, das Gut zu viel höheren Preifen übernehmen 
muß, da der höhere Preis des Getreides jchließlich im Preife des Gutes 
zum Ausdrud fommen muß. Dann ift der neue Befißer gegen Unbilden, 
wie fie im landwirtichaftlichen Betriebe immer vorlommen — Mißernten, 
Biehfeuchen ꝛc. —, noch viel weniger widerftandafähig, und dag führt dann 
dazu, daß die neuen Erwerber fommen und fagen: wir fünnen nicht mehr 
die Produktionskoſten herauswirtichaften, die Zölle müſſen erhöht werden. 

Der Abgeordnete Gamp, welcher Güter im Often und Welten befitt, 
hat ausgeführt, daß die Produftionzkoften im Weſten wefentlich niedriger 
find, die Verzinfung des Kapitals eine günftigere ift al8 im Often. Zweifel 
(08 find die klimatiſchen Verhältniſſe im Weiten beffer und ebenjo der 
Boden, und troßdem finden wir diefelben Klagen im Weiten und Gilden, 
daß die Produktionskoſten nicht herauszumwirtichaften jeien, obwohl bort 
die Getreidepreife mwefentlich höher find. Das liegt eben daran, daß, ent: 
iprechend den höheren Erträgniffen, der Preis des Bodens höher, d. 5. zu 
hoch ift und dadurch wird die Widerſtandskraft der Grundbeſitzer wieder 
geſchwächt. 

Ich darf leider nicht näher auf die Frage der Induſtriezölle eingehen. 
Ich ſtehe ja der Induſtrie ſehr nahe und habe die Produktionskoſten, ſpeciell 
auch der Eiſeninduſtrie, aufs genaueſte ſtudiert; dieſelbe arbeitet keineswegs 
mit höheren Koſten als die engliſche; ganze Induſtriegebiete in Deutich- 
land — Saar, Luxemburg, Peine-Ilſede — ſogar billiger als die Ameri— 
kaner; wir brauchen alſo dieſe Konkurrenz nicht ſo ängſtlich zu fürchten. 
Wir können mit Dr. Pohle ſagen, die Induſtrie braucht heute einen Schutz 
nicht mehr. Was wir brauchen, das iſt einmal keine Verteuerung der 
Produktionskoſten, ſodann günſtige Handelsverträge. Da möchte ich aber 
zur Ewägung ſtellen: iſt es denn, um die letzteren zu erlangen, der richtige 
Weg, daß man Anderen das Beiſpiel giebt, ſeine Zölle erſt mächtig zu 
erhöhen, um dann auf dieſer Baſis zu verhandeln? Das ſchlechte Beiſpiel 
wird allſeits nachgeahmt, und das werden andere Staaten noch beſſer thun 
als wir. Deutſchland iſt ein Land, das auf die Ausfuhr von Fabrikaten mehr 
angewieſen iſt, als außer England irgend ein anderes Land. Der wahrſte 
Schuß der nationalen Arbeit ift nach meiner Überzeugung der Schuß des 
deutichen Außenhandels; diefen müflen wir fördern. Wir können nicht er- 
warten, daß, wenn wir andern Staaten feine Vorteile bieten, uns dieje jolche ge— 
währen. Laffen Sie mich jchließen mit einem Worte Goethes: „Mann 
mit zugelnöpiten Tafchen, dir thut niemand was zu lieb; Hand wird nur 
von Hand gewajchen — wenn du nehmen willjt, jo gieb.“ Aber das ift 
lein Geben, wenn man vorher die Zölle gewaltig erhöht, um nachher etwas 
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abzulafjen, denn dann hat die Gabe, die wir bieten, feinen Wert für den 
Empfänger. (Lebhafter Beifall.) 


Plarrr F. Naumann (Schöneberg): (Mit lebhaftem Beifall be- 
grüßt.) Was mich in diefen Minuten beichäftigen joll, ift das Verhältnis 
zwiſchen Getreidezollerhöhung und Socialreform. Man Hat verfucht, beides 
zugleich zu machen, indem man jagt: wir wollen eine Erhöhung der Ge- 
treidezölle und wollen da8 vor unferem Gewiffen rechtfertigen, wollen eine 
wirtjchaftliche Ausgleichung herbeiführen, indem wir gleichzeitig die Hand 
öffnen zu neuen jocialreformatorischen Gaben. Das ift eine Unmöglichkeit, 
das ift ein Gedanke, der theoretiich ausführbar erfcheint, aber in der Praxis 
ficher verfagt. Ich will verfuchen, auszuführen, daß die Zollerhöhung das 
Ende aller Socialreform fein muß. Das liegt nicht in der Sache jelber, 
in dem Sinne, ala ob nicht unter anderen Verhältniffen beides gemeinſam 
gemacht werden könnte; in einem Staate mit abjolutem Regiment läßt fich 
ganz gut ein Gedanfengang ermöglichen, wie Sering ihn ausführte, daß 
man jagt, heute befommt ihr etwas und morgen die anderen! Die Politik 
des Eonftitutionellen Staate® aber, die wir ja alle kennen, arbeitet mit 
ganz anderen Faktoren. Bigmard hat zwar in den 80er Jahren das einmal 
fertig gebracht, daß er beginnende Getreidezölle mit ftaatsfocialiftifchen Re— 
formen unter Schwierigkeiten, aber doch wirklich gemeinfam unter Dad 
und Fach gebracht hat. Bismards Einfluß grenzte aber in diefer Zeit an 
den der abfjoluten Monarchie Er hatte nichts zu thun mit einer ausge— 
bildeten Agrarierpartei, die entjtand erft jpäter, und er hatte noch zu thun 
mit einer unausgebildeten Socialdemofratie, die er durch das Socialiften- 
gejeh um dieſe Zeit mundtot machte. Das war zum lebten Male in der 
deutjchen Gejchichte, wo man Zölle und Gocialreformen mit denjelben 
Händen betreiben fonnte. Inzwiſchen ift der Bund der Landwirte ein 
ftarfer politischer Yaktor geworden. In dem Bunde der Landwirte ift das 
allerwejentlichfte in meinen Augen, daß er den Willen der landwirtfchait- 
lichen Bevölkerung, politifch etwas zu fein, repräjentiert. Dieſer Wille ift 
das Konſtante, dag, was wechjelt, find die Formen, in denen biefer Wille 
fih auäleben will. Der Bund der Landwirte Hatte den Bimetallismus 
auf feiner Fahne, den Antrag Kanitz und jebt die Zölle. Wir können 
nach jeiner Gefchichte noch nicht fagen, in was fich in Zukunft der agrarifche 
Mille manifeftieren wird, aber wir müffen mit diefem Willen an fih ala 
einem abjoluten Faktor rechnen, und diefer Wille hat fich begriffen ala 
innerpolitiiche Kampfkraft, und darum ift der Gedankengang, ed könnte auf 
jeiten der agrarischen Bewegung focialreformatoriiche Weisheit einziehen, 
ein politiich durchaus außgefchloffener Gedanke. Es beginnt die deutjche 
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Sandwirtfchaft, indem fie dad Zollproblem jetzt jo überaus jcharf in die 
Mitte jtellt, für fich felber einen jehr gewagten Gang. Als der Antrag 
Kani vor ſechs Jahren oben war und man in feiner landwirtichaftlichen 
Berfammlung mit gefunden Knochen reden konnte, wenn man nicht für den 
Antrag Kanitz war, in jener Zeit fagte ich zu einem agrarifchen Führer in 
privatem Geipräh: Wenn ich ein radifaler Berliner Arbeiter wäre, ber 
vergefien hat, daß feine Bäter Bauern waren, und der nichts andere ver— 
tritt, als die Intereſſen jeiner Klaffe, würde ich für den Antrag Kanitz fein 
fönnen, indem ich dabei dächte: „Der Antrag Kanitz Liefert die Landwirt: 
fchaft in die Hände der Parlamentsmajchine! Heute macht ihr hohe Preife, 
ruiniert aber eure Selbitändigfeit und gebt die Landwirtfchaft in die Hände 
der Parteien. Da wir num ziffernmäßig mehr wachien als ihr, jo tft es 
für und eine Frage des Wartenkönnens, warn das Inſtrument der Preis— 
bildung, das ihr Heute für euch herftellt, in unjere Hände kommt.“ Das 
ift auch von agrarifcher Seite als zutreffend anerfannt worden. Ähnlich 
ſteht es mit dem Zollproblem. Indem die Landwirtſchaft ſich auf höhere 
Zölle einrichtet und einen Teil ihrer Betriebsmittel direkt auf Staatsgarantie 
gründet, defto mehr Hängt der landwirtjchaftliche Betrieb als Gejamt- 
erfcheinung davon ab, wer die Geſetzgebungsmaſchine zukünftig in der Hand 
hat. Die Landwirtichaft begiebt fich, je nach Höhe der Zölle, mit ihrem 
ganzen Lebensglüf in die Hände ded Parlamentarismus Hinein und hat 
dann alle Gründe dafür, fich in diejer Poſition zu ftärfen und ihre Gegner 
politisch tot zu machen. Wer heute erhöhte Zölle will, der muß fie wollen 
auf eine lange Periode. Heute erhöhte Zölle zu befchließen und zugleich 
die Möglichkeit ind Auge zu faffen, daß fie in 12 Jahren befeitigt werben 
tönnten, würde ein direfte® va banque-Spiel mit der Landwirtfchaft fein, 
denn jeder ijt überzeugt, daß die Faktoren, die heute die Not der Land— 
wirtjchaft hervorrufen, mindeſtens, jagen wir mit Oldenberg, ein halbes 
Jahrhundert hindurch fo bleiben. Ob fie dann befeitigt jein werden, darüber 
können wir Zweifel haben, aber es wird niemand jagen: bei Ablauf der 
nächſten Handelövertragäperiode find die Dinge des Weltmarktes zu Gunften 
unferer Getreidepreife verändert. Ich berufe mich dabei fpeciell auf Ruß— 
land. Infolgedeſſen: wer jet Zölle will, muß fie jpäter ebenfalla wollen. 
Nun weiß man aus der englifchen Geichichte, daß ein Zeitpunft kommt, 
wo bei allgemeinem Wahlrecht ganz unbedingt die Zölle nicht mehr parla- 
mentarifch gehalten werden fünnen. In England, wo damals fein fo all: 
gemeine Wahlrecht war wie bei und, trat der Punkt ziemlich genau ein, 
ala die Jändliche Bevölkerung 25°%o der Gejamtbevölferung ausmadhte. 
Nehmen wir an, wiewohl wir alſo ein nicht jo jehr der Landwirtichaft 
günftiges Wahlrecht haben, daß das englifche Vorbild für Deutjchland 
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maßgebend fei, daß aljo bei der gleichbleibenden Zahl der landwirtſchaft⸗ 
lien Bevölkerung der Umſchwung fpäteftend dann eintritt, wenn 18 Mill. 
Sandwirte in einem Volle von 72 Millionen vorhanden find, jo ergiebt fich 
unter Fortdauer des jehigen Zuwachſes der Bevölkerung und unter Beibe— 
haltung des jeßigen Wahlrecht? mäßig gerechnet zwijchen 1920 und 1925 
der Fall aller landwirtichaftlichen Zölle. Von da an ift nach aller parla- 
mentarifch-pofitifcher Erfahrung das Halten der Getreidezölle abjolut un« 
möglich, wenn nicht inzwiſchen die Verfafjung binfichtlich des Wahlrechts 
geändert iſt. Und der Eluge Mann — das iſt der Agrarier — der baut 
vor. Deshalb ift es eine innere Notwendigkeit, daß der politifch denkende 
Ugrarier bereit? Heute in Bezug auf das verfaffungsmäßige Wahlreht — 
das ijt fein moralifcher Vorwurf — auf einen Umfturz finnt, der zur poli= 
tiſchen Herabdrüdung der Arbeiterklaffe führen fol. Er muß jo Handeln, 
wenn fein heutige @intreten für den Zoll politifch durchdacht iſt. Man 
fönnte nun denken, e8 gäbe eine Möglichkeit, dem auszumeichen, die auch 
leife von einem der Herren Vorredner abmildernd geftreift wurde: ed könnte 
der Arbeiter einjehen, daß er tür Getreidezölle fein muß! Nun giebt es 
ja Gentrumsarbeiter, die das noch einjehen (große Heiterkeit), aber darauf 
zu rechnen, daß im Zeitalter des Bundes der Landwirte die Arbeiter» 
bevölferung fich von jelbjt in ihrer Mafje günftig zu den Getreidezöllen 
jtellen könnte, dazu reicht das, was etwa Galwer jagt, längſt nicht aus. 
Auch Calwer hat in feinen zollireundlichen Aufſätzen übrigens nur von 
Induſtriezöllen geiprochen, nicht von Getreidezöllen. Es ift eine abjolute 
Undenkbarkeit, daß unfere Arbeiter fich ſelbſt aufgeben in ihrer Politik, in- 
dem fie für Getreidezölle eintreten, denn erſtens werden fie direkt belajtet, 
ein Punkt, den ich etwas breiter ausführen würde, wenn ich nicht die Uhr 
vor mir fähe; zweitens würden die Gewerkſchaften der Arbeiter durch die 
Getreidezölle jo mitgenommen, daß geradezu die Organifation der Arbeiter 
davon abhängig if. Denn die Organifation der arbeitenden Maſſe läßt 
fich durd; feine andere Weiſe aufbauen, als durch freie Gewerkſchaften. Staats— 
gewerkichaften find eine totgeborene Sache. Die jegigen Anfänge der Arbeiter- 
organijation gleichen den Anſätzen der Eifentechnif, aus denen wir ahnen, wie 
man im nächſten Jahrhundert bauen wird. Sie find das erfreulichite Gewächs 
der Zukunft entgegen, das wir haben, und fie leiden unter den Zöllen jchon 
dadurch, daß der teurere Brotpreis dort gejpart wird, wo der Gewerf- 
ichaftsbeitrag gezahlt wird, mehr aber noch dadurch, daß das Syitem ber 
industriellen Syndikate mit den Komzöllen ſteht und fällt. Wir wifjen 
alle, daß dieſes Syitem der Syndikate eine Folge jener Solidaritätspolitif 
ift, die in diefen Tagen öfters dargejtellt wurde, und diefe Syndifate be= 
deuten gegenüber der Arbeiterbewegung die Lahmlegung der Gewerkſchafts— 
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organifationen. Wir haben jchon in den legten Jahren feinen gewonnenen 
Lohntampf mehr, und wo Syndikate find, werden auch feine großen Lohne 
kämpfe mehr gewonnen werden, denn jobald wir die Abrechnungen der 
Syndifate jo offen hätten wie die vom Zuderigndifat, dann würden wir 
jagen: Hier lafjet jede Hoffnung jahren! Das Zuderfyndifat läßt 37 Mill. 
Mark jährlich ala Kartellprofit durch feine Hände gehen. Da ift es nicht 
jchwer, zur Beeinfluffung der öffentlichen Meinung eine Million bei Seite 
zu legen, und es treten in der Organijation der Unternehmer gegenüber 
Lohntämpfen neue Finanzkräfte auf, welchen gegenüber die mühjamen 
Grojchen - Sammlungen der Arbeiter wie ein Tropfen auf einem heißen 
Stein find. Wer diefe Entwidlung mit fördert, nimmt der Arbeiter 
bewegung das einzige Stüd, wo fie hoffen fann, innerhalb der jegigen Ge: 
jellichaft vorwärts zu kommen. Drüdt man die Gewerkichaften, indem 
man die Syndilatsgedanfen mit dem Brotwuchergedanten verbindet, zu 
einer Art Fürforgevereinigung für die Mitglieder herab, dann joll man 
wohl an den Arbeiter beranfommen und ſoll ihm jagen: Lieber Freund, 
das ijt dein Vaterland und du ſtimmſt für die Flotte! (Lang anhaltender 
Beifall.) 


Dr. Dade (Berlin): Meine Herren, fürchten Sie nicht und erwarten 
Sie noch viel weniger, daß ich Ihnen ein Schauergemälde von der deutjchen 
Zandwirtichaft entwerfen werde. So jehr ich perfönlich zum Peſſimismus 
neige, bin ich auf dem Gebiete der Landwirtſchaft ein Optimiſt. Ich be: 
haupte auf Grund meiner Studien und Beobachtungen nichts weniger, als 
daß die technifche Leiftungstfähigkeit der deutjchen Landwirtſchaft auf derjelben 
Höhe und Stufe fteht wie die Technik unferer Induſtrie, und es ijt für 
mich ſtets eine jchmerzliche Beobachtung geweſen, daß jowohl in der Wiffen- 
Ichaft wie in der Praris nur von der technifchen Entwidlung der Induſtrie 
geiprochen wird, während über die gewaltige und für Deutjchland auf die 
Dauer vielleicht noch wichtigere Entwidlung der Tandiwirtichaftlichen Bes 
triebötechnif in der Regel des Sängers Höflichkeit jchweigt. Die landwirt— 
ſchaftliche Wiſſenſchaft ift im-Begriffe, von der rein empirischen Lehre zur 
reinen Wiffenichaft, die nicht nur für die Praris arbeitet, empor zu fteigen 
und ſich ebenbürtig an die Seite der anderen eraften Wiffenjchaften zu 
ſtellen. Diefe Entwidlung der landwirtichaftlichen Technit Hat aber zur 
Folge, daß die Noherträge des deutichen Grund und Bodens nach dem 
Stande der heutigen Technik in ihrer Gefamtheit noch um mindeftens 50 %o 
gefteigert werden fünnen und zwar, und das tft das Entjcheidende, 
ohne wefentliche oder nur durch vorübergehende Erhöhung 
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der Preije für die landwirtichaftlichen Produkte. Hiermit ift aber auch 
die Möglichkeit gegeben, auf dem Grund und Boden in Deutjchland ohne 
erhebliche Berteuerung der Lebensmittel eine Bevölkerung zu er— 
nähren, die um 50 %o und mehr die heutige übertrifft. Die Agrarzölle find 
für mich in erfter Linie Erziehungszölle und erft in zweiter Linie reine 
Schut- und Erhaltungszölle Auch ftehe ich nicht auf dem Stand» 
punkte, daß die Agrarzölle von dem Inlande in ihrem vollen Betrage ge= 
tragen werden, vielmehr wird je nach dem Ausfall der Ernte und dem 
dadurch bedingten Import- und Erportbedürinis der Anteil des In— 
landes oder des Auslandes an der Belaftung des Zolles überwiegen. Für 
mich Liegt der Schwerpunkt der Zollfrage nicht in den Agrarzöllen, fondern 
vielmehr bei den induftriellen Zöllen. Wenn Sie die Jnduftriezölle erhöhen, 
jo it e8 nach meiner Anficht eine unabweisbare Notwendigkeit, mit Rück— 
ficht auf die landwirtichaftlichen Arbeiterverhältniffe und mit Rüdficht auf 
die künstliche Berteuerung des landwirtjchaftlichen Maſchinen- und jonftigen 
Betriebsfapitald auch die Agrarzölle zu erhöhen. Sind Sie aber bereit, 
die Jnduftriezölle, die nicht mehr Erziehungszölle, fondern nur noch Er- 
haltungszölle und zum Teil reine Spelulationszölle find, zu 
jtreichen, erjt dann könnte man darüber diskutieren, ob die Agrarzölle noch 
nötig find. 

Durch die gejchilderte Entwidlung der landwirtichaftlichen Betriebs- 
technit erhält aber das fogenannte Gejeh von dem abnehmenden Boden— 
ertrage einen ganz anderen Sinn, als ihm bisher beigelegt worden iſt. 
Diejes Gefe gewinnt nämlich erſt dann eine praftiiche Bedeutung für 
Deutjchland, wenn das Marimum des Ertrages dom deutjchen Grund und 
Boden bei den jeßigen oder bei nur unerheblich oder vorübergehend erhöhten 
Preifen erreicht worden ift. Nun wird aber in Wirklichkeit erſt etwa auf 
einem Drittel des landwirtjchaftlichen Bodens in Deutjchland das Marimum 
des bei dem gegenwärtigen Stande der Technif möglichen Rohertrages er- 
zeugt, ein weitere® Drittel des Kulturbodens befindet fich in dem Über— 
gange don der extenſiven zur intenfiven Betriebsweife, während wohl ein 
Drittel der landwirtichaftlichen Fläche noch in fajt extenfiver Betrieböweije 
verhartt. Das Maximum des Bodenertrages fann aber im Laufe der Zeit 
durch weitere Erfindungen auf dem Gebiete der Agrikultur, Chemie und 
Bakteriologie ohne Erhöhung der Marktpreife noch bedeutend gefteigert 
werden. Sch erinnere nur an das Problem, den Stidjtoif der Luft 
auf bakteriologifchem Wege mehr ala biöher für die Landwirtjchaft nußbar 
zu machen. Die heutige Landwirtjchaft ift, wenn fie richtig betrieben wird, 
nicht mehr eine extenfive Landwirtichaft im alten Sinne des Wortes, fondern 
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fie ift eine Induftrie geworden, in welcher dad Betriebsfapital die 
herrſchende Rolle jpielt. Die Entwidlung der Viehzucht iſt ſogar faſt unbegrenzt, 
wenn man die Ginfuhr des Rohſtoffes, alfo der Futtermittel, Treigiebt 
oder nur mit einem geringeren fyinanzzolle belegt. Jede Tonne Kraft: 
futtermittel, die zu Futterzweden eingeführt wird, hebt nicht nur die 
Viehzucht, jondern fteigert auch durch Vermehrung des Düngers die Ertrag: 
fähigkeit des deutjchen Kulturbodens. 

Aber nicht nur das fogenannte Gejeg der abnehmenden Produktivität 
ded Grunde und Bodens bedarf nad) diefer meiner Auffaffung einer ver— 
änderten Geftaltung, ſondern auch die Lehre Brentanos über den 
wichtigften Unterfchied zwiſchen Landwirtſchaft und Induſtrie. Nach 
Brentano ſoll dieſer Unterſchied darin beſtehen, daß die Induſtrie im 
ſtande iſt, ihre Produktion faſt unbegrenzt zu ſteigern, während die land— 
wirtſchaftliche Produktion bald ihre Grenze erreicht haben ſoll. Sollte 
wirklich dies der tiefere Unterſchied zwiſchen der Landwirtſchaft und der 
Induſtrie ſein? Ich glaube es nicht und befinde mich mit dieſem Glauben 
in der beiten Geſellſchaft. Der tiefere Unterſchied zwiſchen der Landwirt— 
ichaft und der Induſtrie bejteht vielmehr darin, daß die landwirtjchaftliche 
Produktion neue Werte fchafft, ohne Werte zu vernichten, während die 
Induſtrie Werte ummandelt, dabei aber die benußten Werte und Robitoffe 
ganz oder zum Zeil vernichtet. ch beziehe mich bei dieſer Auffafjung 
auf die dvorzügliche Darftellung von Eduard Hahn im feiner Weltwirt- 
ſchaft und anf die vortrefflichen Ausführungen von Traugott Müller im 
landwirtjchaftlichen Katalog für die Parifer Weltausftellung. Wo bleibt 
aber die Entwidlung der Induftrie, wenn nach etwa 500—600 Jahren 
die Steinkohle verbraucht ift oder wenn fie wegen zu großer Tiefe oder 
zu großer Unkoſten nicht mehr abgebaut werden kann, während umgelehrt 
die landwirtichaftliche Produktion durch Fortgejegte Hebung der Bodenkultur 
den Boden jelbit immer ertragreicher macht, jo daß die deutiche Nation 
aus ihm wie aus einer Sparbüchfe immer höhere Erträge ziehen ann, und 
außerdem die deutichen Kalilager nad fachmänniſchen Schäßungen nod) 
auf unabjehbare Zeiten ausreichen werden, um den deutichen Hulturboden, 
troßdem er von der Natur nur färglich bedacht ift, allmählich zur 
höchſten Stufe feiner Ertragstähigkeit zu bringen. 

Weiter ift gefagt worden, der Beurteilung volfswirtichaftlicher Probleme 
babe nur der Profit zu gelten, das Einkommen aus der Landwirtichaft 
fönne aber nicht mehr Schritt halten mit dem Einfommen aus Handel und 
Industrie, und es find, um dies flar zu legen, die Ergebnifje vor allem 
der Einkomntenfteuerveranlagung in Preußen benußt worden. Ich möchte 
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demgegenüber doch darauf Hinmweifen, daß nicht nur das Einkommen, 
jondern wohl in noch höherem Grade die dem Einfommen zu Grunde 
liegenden Werte, das geſamte Nationalvermögen und die Qualität der 
einzelnen Wertgruppen für die volfswirtjchaftliche Bedeutung der einzelnen 
Erwerbözweige in Betracht kommen. Und da ift doch nach ziemlich ein« 
wandäfreien Schäßungen fejtgeftellt, daß der Werth der jährlichen Er— 
zeugung in der Landwirtjchaft mindeftens ebenfo groß ift wie der Wert 
der jährlichen induftriellen Produktion. Die Ziffern bewegen fich für jede 
der beiden Schägungen etwa um 8 Milliarden Marl. Dean darf an— 
nehmen, daß diefe Werte der landwirtjchaftlichen und induftriellen Produktion 
auh in Zukunft annähernd gleichen Schritt halten werden. Das ver- 
jchiedene Einfommen nun aus der landwirtichaftlichen Produktion einerjeits 
und der induftriellen Produktion andererfeitö hat neben der jchlechten Kon- 
junktur für die Landwirtichaft feine Urſache darin, daß die Verzinjung des 
Grundkapitals wegen feiner größeren Sicherheit in der Regel 
niedriger ift als die Berzinfung des in Handel und Induftrie angelegten 
Kapitald. Das ift immer fo gewejen und wird auch fo bleiben. 


Borfißender: ch muß bitten, etwas weniger Lärm zu machen, 
namentlich auch Habe ich zu bitten, die Thür des Saales nicht immer offen 


jtehen zu laſſen. 


Dr. Dade: Die agrariche Notlage Liegt nach diefen Ausführungen 
hauptſächlich darin, daß bei gleichzeitigem Sinken der Preife für verjchiedene 
landwirtjchaftliche Produfte und bei gleichzeitigem Steigen der Arbeiterlöhne 
die Berzinjung des gefamten Anlagefapitals in der Landwirtichaft einen fo 
niedrigen Stand erreicht hat, daß die Weiterentwidlung eines großen Teiles 
der Landwirtichaft in Frage gejtellt wird, und daß beſonders viele Land— 
wirte infolge diefer Entwidlung, abgejehen von der fachmännijchen Aus— 
bildung, nicht genügend Betriebsfapital haben, um fich die Errungen- 
ichaften der modernen landwirtfchaftlichen Kultur zu eigen zu machen. 

Im Berein für Socialpolitif darf man wohl auch etwas politijch 
iprechen. Glauben Sie wirklich im Ernſt, m. H., daß unfere 1'/2 big 
2 Millionen Bauern, die wir Gott jet Dank no in Deutichland Haben, 
gejonnen find, etwa durch einen Tyederitrich des Herrn Geheimrat Brentano 
von der Bildfläche des deutjchen Wirtjchaitslebens zu verſchwinden? Diefe 
Bauern werden dank der ihnen glüclicherweife noch innewohnenden Energie 
und Zähigkeit fi mit allen Kräften gegen eine Handelspolitif ftemmen, 
welche zu Gunften einer einjeitigen induftrieftaatlichen ar den 
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Bauernftand wie eine ausgepreßte Gitrone bei Seite werfen will. (Wider: 
ſpruch.) Nicht deſtruktiv fol die MWirtjchaftspolitit in Deutjchland 
fein, jondern fie ſoll erhalten, was gut ift und fich bewährt hat, und diefes 
weiter fördern, und zwar in gleicher Weife für die beiden Säulen unſeres 
gefamten Staatögebäudes, Für die Landwirtfchaft und Induſtrie. Auch ih 
bin für Fortjchritte im deutſchen Wirtjchaftsleben, aber nicht ohne die 
Landwirtichaft, jondern mit derjelben. Ich möchte meine kurzen Aus: 
‚ führungen mit den Worten Bismards jchließen, mit welchen er in feinen 
Gedanken und Erinnerungen die deutfche Politik gelennzeichnet hat. Bismard 
fagte: „Durch Liebenswürdigfeiten und wirtjchaftlicde Zrinkgelder für be 
freundete Mächte werden wir den Gefahren, die im Schoße der Zukunft 
liegen, nicht vorbeugen, fondern die Begehrlichkeit unferer einftweiligen 
Freunde und ihre Rechnung auf unfer Gerühl jorgenvoller Bedürftigkeit 
jteigern.. Meine Befürchtung ift, daß auf dem eingeichlagenen Wege 
unfere Zufunft Heinen und vorübergehenden Stimmungen der Gegen: 
wart geopfert wird.“ 
(Beifall und Widerſpruch.) 


Vorfigender: Eine kurze gejchäftliche Mitteilung. Es haben fid 
nur 32 Perfonen zum Ausflug gemeldet, der Ausflug findet alfo nicht ftatt, 
der Zug wird abbeitellt. Man erfucht, die Karten zurüdzugeben und fi 
den Betrag an der Kaffe zurüdzahlen zu Laffen. 


Dr. Alfred Weber (Charlottenburg): Meine Herren! Ich möchte 
meine Bemerkungen mit dem Ausfpruch beginnen, mit dem mein Her 
Vorredner die feinen gejchloffen Hat. Auch ich bin der Anficht, daß mit 
Liebensmwürdigkeiten, wie überhaupt feine Politif, jo auch feine Handels— 
politit gemacht werden fann. ch Itimme darin völlig mit meinem hoch— 
verehrten Lehrer Schmoller überein: Handelöpolitifche Fragen find Macht: 
fragen. Aber ich glaube, wir müſſen fragen, nicht bloß: Müſſen wir den 
Staat mit Machtmitteln ausrüften, um Handelspolitif zu treiben? Sondern, 
find die Machtmittel, die uns zur Zeit geboten werden bon dieſem 
Staate, geeignet, eine jolche Politit zu treiben? Mit anderen Worten, 
ift das, was wir da dor uns Haben, ein Negociationstarif oder ift es ein 
Produkt großer Intereſſenüberſpannung von verjchiedenen Seiten her? 
Das ijt die eine Frage, auf die ich eingehen möchte, und die andere Frage 
it die, daß wir doch unabhängig davon, welcher Art die Machtmittel find, 
die wir brauchen, fragen müffen: Was find denn num eigentlich unjere realen 
Snterefjien? Nach welcher Richtung Liegen die Lebensintereffen unſeres Volta ? 
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Alfo zunächſt einmal: Iſt das ein Negociationstarif, den wir da vor 
ung haben? ch fage nein, das ift er nicht! fondern er ift ein Hochſchutz- 
tarif; er ift ein folcher, einmal, weil das wichtigfte Verhandlungsobjekt, 
auf dad wir einzig und allein Handeläverträge aufbauen können, nämlich 
die großen Nahrungsmittelzölle, in ihm fejtgelegt werden, weil diefe bei den farnofen 
Minimal: und Marimalfägen, die man uns vorjchlägt, gar fein wejent- 
licher Verhandlungsgegenitand bleiben. Ich jedenfalls weiß nicht, wie man 
es anfangen will, unjerer Induftrie für eine Mark Zollabjchlag die großen 
Gebiete von Rußland und den Bereinigten Staaten offen zu halten. Ich 
fann daran nicht glauben, und ich fürchte, man Lodt mit diefer einen Mark 
feinen Hund Hinter dem Dfen hervor. Das zweite find die induſtrie— 
Ihußzöllnerifchen Beltimmungen in dem Tarif, die gar nicht ala Nego— 
eiationsſätze aufgefaßt werden können. Oder was haben denn die darin ent= 
baltenen Erhöhungen der Papier-, Eifen- und Majchinenzölle für einen 
Berhandlungszwei? Mit welchen Staaten jollen wir durch fie zu Handels- 
verträgen gelangen? Bon unjern 4 großen Abfapitaaten können wir mit 
Rußland und Nordamerifa doch nur mit Hilfe unferer Agrarzölle zu einer 
Verftändigung kommen. Gegen England mit feinem Freihandel brauchen 
wir nicht zu rüften. Bleibt Öfterreih. Ich kann nicht glauben, daß 
unfere Regierung ihren Negociationstarif darauf einrichtet, gerade Öflerreich 
zu chicanieren. Muß fie doch den Wunfch haben, Ofterreich in der engiten 
Form an uns zu binden. — Aljo der Tarif ift von hochſchutzzöllneriſchen 
Sintereffen diktiert. Soviel von ihm. 

Wohin aber führen nun unfere materiellen Intereffen? Ich will Hier 
nicht noch einmal über die Agrarzölle reden, über die heute hier ſchon jo 
ausgezeichnet — auch don meinem Standpunkt — gefprochen worden ift. 

Ich will fragen: Welche Jnduftriepolitit müfjen wir treiben, wenn wir 
unfere industriellen Interefjen richtig verftehen? Und da muß ich anknüpfen 
an den dritten Herrn Referenten. Diefer ging aus von dem Standpunkte, daß 
unjer gegenwärtiges Induſtriegebäude ein wackliges Haus ift, das jchon 
zufammenzuftürzen anfängt, und er hat diefe Behauptung gejtügt mit einem 
eigenartigen Argument, für das er auch mich citiert Hat; er hat gejagt: 
Was iſt denn eigentlich unjer Export, unjere Ausfuhr? Unfer Erport ift 
zum größten Zeil eine Ausfuhr von Waren, die mit niedrigen Löhnen 
unter miferablen Arbeitsbedingungen bergeftellt find; er ift eine parafi- 
täre Grjcheinung. Demgegenüber frage ich ihn, ob er nicht weiß, daß die 
piece de resistance unſeres Exports die Eijeninduftrie ift, die Mafchinen- 
induftrie, die eleftrifche Induftrie, die chemifche Induftrie, die graphijche 
Snduftrie, die in vielen Zeilen bis zur höchſten Stufe entwidelte Tertil- 
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induftrie® Ob er nicht weiß, daß dieſe alle bafieren auf fteigenden Löhnen 
und abnehmender Arbeitszeit? Ob er nicht weiß, daß die exrportierenden 
anderen Induſtrien nur in einzelnen Zeilen Hausinduftrien find und ges 
rade in ihrem erportierenden Zeile größtenteils nicht in der Wohnung, 
ſondern in Werfjtätten ausgeübt werden. Und warum er nicht das Ber: 
hältnis außrechnet zwifchen den 150000 Menſchen, die von der Hausinduftrie 
vielleicht für den Erport arbeiten, und den anderthalb Millionen, von denen 
er jelber als Grportarbeiter gefprochen Hat? (Stürmifcher Beifall.) Ich 
frage ihn, warum er nicht daran gedacht, daß er hier nicht zu deem kleinen 
Saal redet vor 4 Wänden, fondern zu der Öffentlichkeit, und was «8 vor 
dem Auslande Heißt, wenn er ohne genügende Grundlage jagt, unfere 
Induſtrie ſei eine ſolche, die mit Schundlöhnen hergejtellte Waren, das 
beißt Schundwaren, in die Welt Hinauswirft? 

(Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender: Ich bitte den Redner, in feinen Ausführungen die 
perjönlichen Schärfen zu vermeiden. 


Dr. Weber: Ich werde das jehr gern thun, joweit e8 mir möglich 
it. Meine Herren! Ich bin nicht der Anficht, daß der Herr Referent 
in der allgemeinen Theſe, daß unſer wefteuropäifches Induftriegebiet bedroht 
ift, unrecht hat. ch Für meine Perfon glaube an diefe Geiahr. ch glaube 
daran, weil ich jehe, daß unfere ältefte Großinduitrie, die Zertilinduftrie, 
und in ihr vor allem ihr am frühften entwidelter Zweig, die Baumwoll— 
industrie, fchwer bedroht ift durch auffommende Induftrien in der ganzen 
Melt. Der Export an Textilwaren ift in der letzten Hauffe bei uns faum 
merklich gejtiegen, in England ift er im Sinken begriffen. In der Zertil- 
induftrie ift die Technik bereits am ftabiljten, in ihr treten die Erfcheinungen 
bon einer Anderung der Lage am frühften zu Tage. — Daß ich an die 
Gefahr glaube, ift ja jeßt nur eine perfönliche Anficht, aber da von der 
Gegenjeite an die gleiche Anficht die weitgehenditen Folgerungen geknüpft 
werden, jo gehe ich einmal von dieſer Vorausſetzung aus. 

Und da frage ih: „Was find die KHonjequenzen für unfere Politik, 
die daraus folgen?" Es folgt daraus — da wir unfere wachjende Be— 
völferung ohne den Verluſt unferer gefunden Moral und der Kultur nicht 
einichränfen fünnen — daß wir vor eine Alternative gejtellt find, vor die: 
entweder Verbreiterung unferer agrariichen Baſis, oder eine Jnduftriepolitif, 
die dieſer Gefahr ind Geficht fehen kann. Werbreiterung der 
agrariihen Baſis — das heißt Kolonifation in Deutichland oder 
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draußen. Ich glaube, es ift wohl niemand hier im Saal, der behaupten 
wird, eine Kolonijation in Deutſchland, die unferen Bevölkerungszuwachs, 
die 800— 900000 Menfchen jährlich, aufnehmen könne, fei denkbar. — 
Kolonifation außerhalb; auch da ift wohl niemand Hier, der fich eine jolche 
Politit in dem Umfange vorftellen kann, daß wir fagen könnten, wir 
wiffen, wo wir den Überſchuß unferer Geburten binzufeßen haben. Das 
wiffen wir nicht, und wir werden es wahrſcheinlich auch noch auf fange 
nicht wiſſen. Ich jedenfalls jehe den Mann noch nicht, der uns daß nötige 
Land beichafft: möglich, hoffen wir, daß noch einmal die Situation kommt. 
Unfere Generation hat jedenfalls die Mittel noch nicht, diefe Aufgabe zu 
löfen. Und jede Generation follte, denfe ich, nur die Aufgabe zur Grund» 
lage ihrer Politit nehmen, die fie zu löſen vermag. 

Es bleibt uns alfo nichts übrig, ala Anduftriepolitif zu treiben, und da 
frage ih: Was follen wir hier tun? Offenbar eins; wir können und müffen 
uns fragen: Welche Teile unferer Erportinduftrie find lebensfähig, welche 
fönnen wir halten? Diefe Frage iſt identisch mit der anderen: Welches 
find die Lokalen Entwidlungsgefehe der Induftrie? Welche Anduftrien 
wandern nach diefen Entwidlungsgejeßen weg von uns, und welche haben 
die Neigung, bei uns zu bleiben? Auf diefem Gebiet ift noch nicht genug 
gearbeitet worden, aber joviel läßt fich da jagen: eine Induſtrie geht, je 
näher fie in ihrem Produkt noch der Stufe des Rohſtoffs jteht, deſto mehr 
den Rohftoffplägen zu, und je weiter fie fich in ihrem Produkt von ben 
Anfangsftufen der Produktion entfernt, je mehr Arbeitswert in ihr ent= 
faltet wird, deſto mehr geht fie der ausgebildeten alten Arbeitskraft nach. 

Daraus folgt für unfere Zukunft: da wir ein Kulturland find, deffen 
Stärke in hochitehenden Arbeitskräften beruht, und deffen Induſtrie ihre 
Robitoffe zu einem Drittel aus dem Ausland bezieht, die Zukunft unferer 
Induſtrie kann nur in der Fertigiabrifation liegen. (Zuftimmung.) In die 
Tertigfabrifate können wir unſere Eigentümlichkeiten, unjeren Geichmad, 
unfere Bildung hineinarbeiten, alle die Dinge, die ung niemand zu ent= 
reißen vermag; auf ihr müfjen wir fußen: Und was folgt daraus für die 
Handelspolitit? Ich glaube, e3 folgt daraus, daß wir notwendigerweife 
eine Liberale Induftriezollpolitit treiben müſſen. Aus folgenden Gründen: 
Wir find auf der Stufe, daß Induſtriezölle feine Erziehungszölle mehr 
find, ſondern daß fie Schußzölle find, die dazu dienen, Erportprämien dem 
Induftriellen zu geben. Eine Erportprämienpolitif aber fommt zu gute 
im Erport nur dem Teile der Induſtrie, der in der Lage ift, die Schutz— 
zölle für Erportprämien zu verwerten, und dies find, da dazu Verabredung 
unter den Produzenten gehört, ausſchließlich die kartellierten Induſtrien. 
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Kartelliert aber find der Natur der Sache nach nicht die Fertigfabriken, 
fondern vor allem die Robjtofffabrifen oder die Fabriken für Halbfabrikate, 
Dieje Induſtrien wollen ja auch Heute die Schubzölle; fie werden die 
Schutzölle dazu verwerten, um unfere Robftoffe und Halbiabrifate mit 
Hilfe hoher Inlandspreiſe billig auf den Weltmarkt zu liefern. Was heißt 
dag für unfere Fertigfabrilation? Dies, daß wir ihr mit eigener Hand die 
Gurgel zuſchnüren. Wir liefern unferen Gegnern das billigere Eifen für 
die zahllofen Zweige der Gifenwarenheritellung, wir das billigere Papier 
für die Berarbeitungsinduftrien, den billigeren Zuder für die Süßwaren: 
berjtellung, die billigeren Garne für die Gewebe: und Konfektionsinduſtrien. 
Mit unferen eigenen Robftoffen und Halbfabrifaten ziehen wir die Kon— 
furrenzinduftrien in die Höhe, die die Zukunftschancen unferer heimijchen 
Produktion ruinieren! Das heißt den Aſt abjägen, auf dem man fit. Schub: 
zölle, die das bejördern, find feine. Es find Machtmittel gegen dag Ausland, 
Kanonen, die wir gegen uns ſelber auffahren. (Lebhafte Zuftimmung.) 

Nun wird man fagen: Ya aber, fiehft du denn nicht, daß wir da einen 
großen Konkurrenten haben über dem Wafler, der uns dazu zwingt? Bift 
dur nicht auch der Anficht, daß der eigentliche Gegner der Zukunft die Union 
mit ihrer Erportprämienpolitit it? In der That! Aber folgt daraus, 
daß wir dagegen das thun follen, was wir auf die Dauer in der Politif 
den Vereinigten Staaten gegenüber nicht werden aufrecht erhalten können? 
Sollen wir verfuchen, durch unfere Politit die Amerikaner zu erziehen, daß 
fie von der Ausfuhr von Rohſtoffen und Halbfabrifaten mehr und mehr 
zur Fertigiabrifation übergehen? Nein, was unſere Stärke ijt, darauf 
jollen wir uns befinnen. Wir follen jagen: Yankees, macht ihr das, was 
ihr könnt, wir machen died. Ihr Habt ein großes Rohſtoffland, wir nicht. 
Mögt ihr die Welt mit Eifenbahnjchienen verforgen, wir machen fertig: 
fabrifate (Majchinen, Initrumente, Meffer, Uhren u. ſ. w.). Alfo wir wollen 
nicht verfuchen, Euch mit Erportprämien zu befämpfen. Vielleicht haut ihr 
Euch jchließlih mit Eurer Politik in die eigenen Beine. Und jedenfalle: 
weil Ihr auf dem Holzwege jeid, wollen wir uns nicht auf den Holzweg 
begeben. Das ift unfere Anficht. 

(Lebhafter Beifall). 


Borjigender: Dad Wort Hat Herr Dr. Mar Hirſch. (Zunf: 
Es iſt 1 Uhr — Schluß.) 


Vorſitzender: Es iſt noch nicht 1 Uhr, ich bitte dringend, bis 
1 Uhr zu tagen. (Paufe.) Ya, ich jehe doch, es ift 6 Minuten vor 1 Uhr, 
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aber einen Redner können wir noch hören. (Pauſe.) Der Redner, dem ich 
das Wort geben wollte, ift nicht anmejend. Auf diefe Weife fommen Gie 
zur Erfüllung Ihres Wunſches. Ich ſchließe jetzt die Sitzung und bitte 
Sie, um nach 2 Uhr wieder hier zu ſein. 


Schluß 3 Minuten vor 1 Uhr. 


25. September 1901, 2 Uhr 15 Minuten nachmittags. 


Vorſitzender Dr. Frhr. von Berlepih: Darf ich bitten, Plab 
zu nehmen. Deine Herren, ich habe die Mitteilung zu machen, daß die gedrudte 
Präfenzlifte am Eingange des Saales ausliegt. Am Schlufje der Diskuſſion 
hatte Dr. Mar Hirſch dad Wort. Er hat mir mitgeteilt, daß völlige 
Erſchöpfung ihn dazu veranlaßt hatte, das Lokal zu verlaffen, er bittet, ihn 
jegt zu Hören, find Sie damit einverftanden? (Zuftimmung.) Herr 
Dr. Hirjch Hat das Wort. 


Dr. Mar Hirsch (Berlin): Hochgeehrte Herren! Ich würde gern auf 
das Mort verzichtet Haben, wenn ich ala Privatmann erfchienen wäre. Da 
. ich aber als Bertreter der einzigen Arbeiterberufsorganifation Deutjchlands, 
die hier überhaupt repräfentiert ift, vor Ihnen ftehe, jo glaube ich eine 
Pflicht zu erfüllen, indem ich wejentlich die Stellung diefer Organifation 
zu der vorliegenden Frage zur Kenntnis bringe. Die Deutfchen Gewerf- 
vereine, die bekanntlich nicht auf ſocialdemokratiſchem Boden ftehen, find von 
jeher mit aller Entjchiedenheit gegen die Erhöhung der Getreidezölle, und 
was damit zufammenhängt, eingetreten. Schon auf dem BVerbandätage zu 
Magdeburg 1898 Haben die Gewerkvereine durch ihre Abgeordneten ein= 
ſtimmig eine Refolution in diefem Sinne gefaßt. Und als troß aller Be- 
mübhungen, eine andere Richtung der Handelspolitif herbeizuführen, die 
Dinge immer mehr fich zuſpitzten, befonders feit etwa Jahresfriſt, find dieſe 
Gewerkvereine, die über ganz Deutjchland verbreitet find, in unzähligen 
Berfammlungen mit Proteftrefolutionen dagegen aufgetreten. Die Gewerk— 
vereine, die keineswegs nur den Arbeiterftand vertreten, wenn fie auch 
vorzugäweife aus Arbeitern beftehen, find weit davon entfernt, die Ein« 
wirfung der Getreidezölle auf die Arbeiterverhältniffe nur mechanisch aufs 
zufaſſen, nein, durchaus organisch ift die Prüfung erfolgt und find die 
Refultate gezogen worden. Man bat die Arbeiter bezüglich der Getreide- 
zölle und der Handelöverträge ala Volksgenoſſen nach allen Seiten, nicht 
nur als Konfumenten, deren Verbrauch wefentlich verteuert werden würde, 
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ſondern zugleich ala Produzenten, ala volle Mitglieder der ftaatlichen und 
bürgerlichen Gejellichait, ins Auge gefaßt. 

63 wird nicht jchwer fein, den Gedanken meiner Genofjen, wie er ein— 
mütig überall zum Ausdrude gefommen ift, vor Ihnen darzulegen. Zus 
nächſt wird es niemand bejtreiten, und ijt es auch nicht betritten, daß die 
Getreidezölle den Konfum verteuern. Sie find eine Steuer, welche auf alle 
Konfumenten und, da die Arbeiter einen fehr großen Zeil der Bevölkerung 
ausmachen, in erjter Linie auf die Arbeiter fallen, eine Steuer, die nach 
den Forderungen bis 10 %/o des durchichnittlichen Einkommens gehen kann. 
Eine jo hohe Belaftung ift an fich ſchon etwas ſehr jchweres, was jonft wohl 
nirgends beſteht und nach dem Grundſatz der Gerechtigkeit am wenigften 
bejtehen follte gegenüber den Hlaffen, die nur das nadte Auskommen für 
das Leben Haben. Da kann man nicht jagen, fie mögen fich anderswo 
Ihadlos halten, fie find auf den Ertrag ihrer Arbeit angewiejen, und don 
dem knappen, wechjelnden Ertrage diefer Arbeit müſſen fie auch noch die 
bedeutende Steuer zahlen. E3 ift ja fchon eine große Belajtung, in Deutjch- 
land größer ala anderswo, die auf die Arbeiter drüdt; zwar die direkten 
Steuern find den Arbeitern größtenteil® abgenommen, um fo mehr aber laften 
die indirekten auf ihnen. Übrigens ift e8 auch nicht wahr, daß wir, die wir 
gegen die Getreidezölle find, deswegen abjtrafte und abfolute Freihändler 
wären. Das ift gewiß jchon während meiner Abwejenheit von anderer 
Seite ausgejprochen worden. Wir, die wir bier das Wort nehmen, find 
Anhänger der Handeläverträge von 1893; das find doch feine Alte des 
Freihandels, das find Derträge, die auf der Belaftung einer großen Zahl 
Waren durch Zölle beruhen, da kann man doch nicht den Gegenfaß Frei— 
händler und Schubtzöllner Hinftellen. Wenn viele auch hoffen, daß einmal 
die Zeit fommt, wo durch allgemeine Vereinbarung zum Freihandel über: 
gegangen wird, auf abjehbare Zeit denkt niemand daran, alle Zölle abzu= 
Ihaffen. Nein, die fchon recht hohen Zölle, die Hunderte von Millionen 
dem Staate einbringen, die follen zunächſt beftehen bleiben, aber wir wollen 
feine Erhöhung, weil diefe die Lebenshaltung aller weniger Bemittelten und 
jelbit eined Teils der Mittelflaffen immer mehr herunterdrüdt. Daß dies 
insbejondere bei den Arbeitern zutrifft, ergiebt fich Klar aus ihrer Lebens— 
lage. Ein großer Zeil ihres Einfommens muß für die Nahrung verwendet 
werden. Es handelt fich nicht allein um Brotzölle, fondern um Zölle auf 
alle Gerealien, auf Fleiſch, Eier u. j. w. Es würde eine erhebliche Teuerung 
eintreten, und die foll der Arbeiter tragen. Wie kann er da8? Unſere 
Gewerkvereine geben alle drei Jahre eine allgemeine Arbeiterftatiftif heraus, 
da finden wir 3. T. recht hohe Löhne verzeichnet, aber ganz überwiegend ftehen 
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die Löhne noch jeßt keineswegs jo, daß man beliebig von ihnen wegnehmen 
fann, ſondern fie reichen faum zu einer menſchenwürdigen Lebenshaltung 
aus. Und wodurch wird dieſe Lebenshaltung ermöglicht? Nicht durch die 
Arbeit des Mannes allein, wie es fein jollte, denn die Frau gehört ins 
Haus und für die Familie, fondern durch die Arbeit der verheirateten 
Frauen — ein jchlimmes Manko unferer Kultur im 20. Yahrhundert, 
deffen Befeitigung ernit ind Auge zu faffen wäre. Nur mit Hinzunahme 
der weiblichen Arbeitskraft, die der Familie entzogen wird, ift e8 möglich, 
daß die nötige Nahrung, Kleidung, Wohnung u. f. w. herausfommt. Und 
da foll nun eine folche ſtarke Erhöhung eintreten, daß vor allem die Nah- 
rung verfchlechtert werden müßte, und die darf nicht leiden, denn die Ge— 
fundheit der Arbeiter ift auf genügende und kräftige Nahrung angewiefen zur 
Erhaltung ihrer Arbeitsfraft und ihres Verdienſtes; ohne auskömmliche 
Ernährung der Arbeiter geht aber die nationale Produktion und der natio- 
nafe Wohlftand rückwärts, denn nur ein körperlich und geiftig kräftiger 
Arbeiterftand kann dafür eintreten. Davon abgejehen, würde es nötig 
werden, daß auch andere Bebürfniffe, die weniger dringend erjcheinen, 
weniger oder gar nicht befriedigt werden, und das find großenteils die 
eigentlichen Kulturbedürfniffe.e Auf die Wohnung brauche ich nicht hin- 
zuweifen, auch für dieje ift ein erheblicher Aufwand nötig, um das zu be 
ichaffen, was dem Bedarf genügt und was der Gejundheit förderlich ift; 
und die übrigen Bedürfniffe, zumal die leibliche und geiftige Kindererziehung, 
das wird dadurch mehr oder minder preißgegeben, und der große Yortjchritt, 
den wir im Begriffe find zu erringen, daß die Arbeiter mehr und mehr an 
der Kultur teilnehmen, wird dadurch einfach befeitigt, daß man ihnen die 
dazu erforderlichen Mittel nimmt, indem fie teil dem Staate, teild anderen 
Pivaten überliefert werden. 

Sch gehe zu der Rolle der Arbeiter als Produzenten über. Man hat 
faum geleugnet, daß der Export durch die Getreidezölle abnehmen würde, 
während doch bekanntlich viele Hunderttaufende von Arbeitern durch die 
Erportinduftrie bejchäftigt find, alfo die Erportinduftrie nicht entbehren können. 
Für die foll nun Rat geichafft werden und auch für die jedes Jahr neu 
zumwachjende Bevölkerung, die bisher ganz überwiegend in dieſer Beſchäfti— 
gung ihren Plaß gefunden hat. Die ſchwerſte Verantwortung tritt 
an uns heran, wenn wir uns fragen: Was foll aus diefen Millionen 
werden, wie find diejenigen, die jet eine folche Zollerhöhung vorjchlagen, 
wie find fie imjtande Garantie zu übernehmen, daß die Millionen anderswo 
und anderöwie bejchäftigt werden? Man weilt auf die Zandwirtichaft Hin. 
Ih will zugeben, daß durch eine Reihe von Reformen, durch Parzellierung 
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und Anfiedlung noch recht viel Menfchen in der Landwirtſchaft beichäftigt 
werden fönnten, aber glauben Sie, daß das fo jchnell gebt? Dazu ge 
hören Jahrzehnte. Und was wird inzwifchen aus unfern Volksgenoſſen? 
Sie verlieren ihr Brot, fie müfjen auswandern, fie müfjen von ihren Ge: 
nofjen unterjtüßt werden, die dadurch jelbft in Not geraten; denn gerabe 
weil jene arbeitslos find, drüden fie noch auf den Lohn der Beichäftigten, 
jo daß die Löhne alle Herabgehen werden. Die Landwirtichaft kann viel» 
leicht etwas aufnehmen, aber weitaus nicht alle die Arbeiter, die durch die 
Zahmlegung der Erportinduftrie brotlos werden, mitfamt dem großen jähr: 
lichen Zuwachs. Ich meine, daß diefe Anficht nicht erträumt, jondern 
wirkliche Erkenntnis der Thatſachen iſt, jo pofitiv wie vieles nicht, was 
von den Gegnern vorgebracht wird, die vielmehr recht oft in Utopien ſich 
bewegen zu jcheinen. 

Meine Herren! Die Dinge Tiegen in der That jo, daß die Arbeiter 
alles Recht haben, zu denken, die Erhöhung der Getreidezölle ift ein Übel, 
ift eine Kalamität ohnegleihen. Man kann e8 ihnen nicht derargen, wenn 
fie in unjerer Zeit, wo die Verteilung des Nationaleinfommens alle Tage 
beiprochen wird, fich fragen: was wird denn aus den Millionen, die durch 
Berteuerung de Konſums aus unferer Taſche genommen werden? wird 
denn wenigſtens das Geld vom Staate vereinnahmt, wird es zu gemein- 
nüßigen Zweden, zu Bebürfniffen der Arbeiterklafje verwendet? Auf diefe 
Frage muß doch geantwortet werden: nein, jo ift es nicht, der weitaus 
größte Teil diefer Summe fällt in die Hände von Privaten, und wenn 
auch dabei eine Anzahl don Kleinen Grundbefitern find, der große Gewinn 
fallt doch dem Großgrundbefi zu, und jo ſtehen wir vor der um— 
gefebrten Löſung der focialen Frage! Statt die Arbeit in 
ihrem Ertrage zu ſchützen, wird Hier der Befih immer weiter begünftigt, 
außer den vielfachen Liebesgaben, außer den jetzigen Zöllen werden noch 
die erhöhten Zölle im Betrage von vielen Millionen in die Taſchen der 
Großgrundbefier gelenft — und da erwarten Sie eine wachjende Befriedi- 
gung der Arbeiter? Hm Gegenteil, ich kann Sie verfichern, nichts hat jo 
verbitternd gewirkt als die Ausficht auf die neue Bollpolitil. Ich habe 
alles Mitgefühl mit den Landwirten, ich verfenne nicht, daß da mancher 
Notjtand vorhanden ift, aber die 12 Millionen Arbeiter, die größtenteils 
am Rande deſſen ftehen, was zum Leben gehört, die durch die jetzige Krifis 
fih ſchon in fchlechtefter Lage befinden, daß die noch weiter herabgedrückt 
werden, das eröffnet eine Perſpektive, die erjchredend ift und die zu ener— 
gifchiter Gegenwehr mahnt. Es ift ſchon erwähnt worden: wie die legten 
Sabre mit ihrem relativ zunehmenden Wohlftand, mit dem Außreichen des 
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Lohnes, mit dem Abnehmen der Arbeitszeit und manchen anderen Ver— 
bejjerungen auf die Gemüter der Arbeiter hinwirken, das erjehen Sie daraus, 
daß unter den Socialdemofraten eine offenbare Mauferung und Befinnung 
zu pofitiver Betrachtung der Dinge, zum Berlaffen des utopijchen und 
radikalen Standpunktes geführt hat. Dieje Bewegung mit der Ausficht 
auf inneren Frieden und Gedeihen wird durch die drohenden Nahrungsmittel- 
zölle im höchiten Grade gefchädigt, deshalb muß es jeder Volksfreund ala 
jeine Aufgabe erachten, Front zu machen gegen diefe Pläne, die ſchweres 
Undeil für das deutjche Volk bedeuten. 


Freiherr von Cetto (München): Es ift ferne von mir, in einer Ver- 
ſammlung von Fachgelehrten das ganze Problem der fünftigen Handels— 
vertragspolitif, oder die Frage, ob wir zum Jnduftrieftaat oder zum Agrar- 
ftaat gelangen follen, zu erörtern, ſondern ich möchte nichts weiter ala 
die Motive beleuchten, welche die landwirtichaftliche Bevölkerung zwingt, 
für den Moment in der Erhöhung der Getreidezölle ihr Heil zu fuchen. 
Es ift angeführt worden, daß neben den Getreidezöllen und vielleicht auch 
an Stelle der Getreidezölle ftaatsfeitig andere Maßregeln gejeßt werden 
fönnten, welche vielleicht noch einen befferen Effekt erzielen würben als die 
Getreidezölle für die Landwirtichait. Diefe Hoffnung zugegeben, hat bereits 
einer der vorhergehenden Redner hervorgehoben, daß e8 doch jehr ungewiß iſt, 
ob ſolche Maßnahmen ergriffen werden und es ift deshalb wohl erflärlich, 
daß nach manchen trüben Erfahrungen, welche die Landwirtjchaft feit einem 
Vierteljahrhundert nach Wiedereinführung der Getreidezölle gemacht Hat, fie 
lieber fich mit gewiſſen Vorausſichten anftatt mit unficheren Projekten begnügt, 
nad dem alten trivialen Sprichwort: Ein Sperling in der Hand ift beffer 
ala die Taube auf dem Dache. Ich möchte weiter eingehen auf den Vortrag, 
welchen der erſte Referent Herr Profeffor Lob gehalten Hat. Nach ihm 
beruht die Forderung der Agrarzölle nicht auf wiffenjchaftlicher Begründung, 
jondern mehr auf Stimmung. Eines wie das andere ift der Fall. Ich 
glaube, an einer wifjenfchaftlichen Begründung der Ngrarzölle hat e8 niemals 
gefehlt, und ich möchte Sie u. a. nur erinnern an die Publikationen, welche 
der Verein für Socialpolitif fchon vor Jahren unter dem Titel „Bäuerliche 
Zuftände in Deutſchland“ erlaffen Hat, an die eingehende Erörterung, welche 
jeinerzeit in der Agrarkonferenz in Berlin darüber gepflogen worden ift. 
Es iſt erwähnt worden, daß es zu bedauern fei, daß nicht eine Enquete 
mit Eontradiktoriichem Verfahren eingeleitet worden ſei, daß an deren Stelle 
nur die Rentabilitätsermittelungen des deutjchen Landwirtichaftsrates dienen 
fönnen. Da möchte ich vor allem darauf aufmerfjam machen, daß dieſe 
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_ Erhebungen keineswegs etwa von privater Seite des Deutfchen Landwirtjchafte- 
rates gepflogen worden find, fondern daß dieſer im Auftrage des Reiche: 
amtes des Innern diefe Enquete veranlaßt hat, deren Refultat mithin amt» 
tihen Charakter trägt. Ich gehe nun zunächft auf einen Punkt ein, den 
ih den Mitteilungen de8 Herren Dr. Dade verdante.e Was nach dem 
Rezept des Dr, Brentano und feiner Anhänger uns gefunden foll, das ift 
die Theorie des Abſchreibens des Wertes des Grundbeſitzes. Aus den Er- 
bebungen , die in dieien typifchen Betrieben gepflogen worden find, gehen 
folgende Ziffern der Höhe der Berzinfung der landwirtichaftlichen Betriebs: 
anlagen hervor, die ich Ihnen vorzulefen mir erlaube. Bei den 1524 Be- 
trieben, deren Rentabilität feitgeftellt, entjallen von allen Ausgaben auf 
die Berzinfung ded Grundkapitals nur 15 °/o, wobei für Gebäubdelapital 3 %o, 
für Betrieböfapital 5 /o und für Bodenkfapital 3a %/o gerechnet find. Die 
Grundrente dieſer Betriebe betrug im Durchfchnitt aber nur 0,7 9/0. — 
Soll fi) das Bodenkapital diejer Betriebe mit 3/a %/o verzinjen und joll 
died durch entiprechende MWertabjchreibung bewirkt werden, jo würde das 
geſamte Bodenfapital dieſer 1524 Betriebe ftatt 167209843 ME. nur 
34380170 ME., alfo um 133 Millionen weniger als der gegenwärtige 
Berfehräwert betragen, ober pro Hektar ftatt 800 ME. nur 160 ME., fo 
daß mach diefer Rechnung volle 80 °%o des Grundvermögens ausfallen, da— 
mit für jämtliche in der erjten Hälfte des Gutswerts gelegenen Hypotheken 
nur 20% bezw. 10 0/0 de8 urfprünglichen Werts ala Sicherheit verbleiben 
und im Berfaufsfall aller Aufwand, welcher im Lauf der Jahre für In— 
ventar, Gebäude, Bodenkulturen u. |. w. gemacht wurde, dem Käufer unent- 
geltlih in den Schoß fallen würde. Leider ift der landwirtichaftliche Grund: 
befiß vielfach dem Kapital verpfändet und zwar in jehr bedeutender Weife, 
in Preußen nach einer Berechnung, joweit ich fie im Kopfe habe, betragen 
allein die Forderungen der preußifchen Landfchaften über 2 Milliarden ME. 
In Bayern ijt die Verſchuldung verhältnismäßig ähnlih!. Nun nehmen Sie 
mal an, wo fommt die Sicherung der Hypothefengläubiger, der Wert des 
in Hypothefenpfandbriefen inveitierten Kapital® Hin, wenn der Wert des 
Grundbefites jo jehr abgemindert würde? Das Moment gebe ich Ahrer 
praftiichen Erwägung anheim. Ich gehe zu einem anderen Gefichtspunfte 
über, der auch von Lot angeführt worden ift und ebenfo von anderen Vor— 
rednern. Es ift gejagt worden, die Landwirtichaft faſſe ihre Aufgabe jchlecht 
auf, indem fie fortgefeßt den Getreidebau forciere, anftatt fich auf andere 
Betriebdarten zu verlegen. In diefem Saale laſſen fich diefe Dinge leicht 


! Die hypothekariſche Verſchuldung des Ländlichen Grundbeſihes wird in Preußen 
auf über 10 Milliarden, in Bayern auf 1 Milliarde geichägt. 
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ausſprechen, aber e8 wird vielleicht von Intereſſe fein, gerade von einem 
praktiſchen Landwirte. die Sache bargeftellt zu Hören, und ich bin in der 
Lage, aus genauer Kenntnis der Regierungsbezirte Oberbayern und Nieder- 
bayern Ihnen zu jchildern, welchen Schwierigkeiten eine folche Betriebg- 
änderung ımterliegt. Wir Haben BVBiehzuchtgegenden im Gebirge und im 
Alpenvorland, dagegen andere Gegenden im Flachland, wo Körnerbau vor- 
berrfcht. Nun Liegt die Sache fo: in ganz Oberbayern, im angrenzenden 
Niederbayern, aber auch in den meiften anderen bayrifchen Provinzen find 
die Preife, ſowohl bei Kauf, wie bei Pacht für MWiefengründe fehr hoch, 
weit höher als die für Nderland, mit Ausnahme der Gegenden, wo bor= 
wiegend Viehzucht getrieben wird. Daraus folgt, daß ein großer Mangel 
an Wiejengründen vorhanden fein muß, daß im Verhältnis zu den Ader- 
gründen die Wiejengründe jeltener find, und daraus folgt weiter, daß die 
Vermehrung der Wiefengründe äußerſt fchwierig, wo nicht unmöglich ift. 
Könnte das lehtere geichehen, dann würde diefem Mikverhältnis fehr Leicht 
vorzubeugen jein, der Grundbefiter könnte leicht größere Werte und Erträge 
erzielen. Ich will etwas fpecialifieren, was die Zucht verfchiebener Gattungen 
von Tieren angeht. Die Pferde, was brauchen die? die brauchen weite Weide: 
flächen, welche feinen befonderen Grundwert haben, und wie die Erfahrung zeigt, 
fönnen in Getreidegegenden Pferde nicht mit Vorteil im großen gezüchtet 
werden, fie werben aber gezüchtet in Oftpreußen, bei uns an der Donau, wo 
der Grund und Boden billig ift, wo Weiden und Tummelpläße ohne große 
Koſten herzuftellen find. Die Landwirtichaft muß übrigen® nicht nur das 
Futter zuliefern für die Pferde, die auf dem Lande aufgezogen und gehalten 
werden, ſondern auch für die Pferde in der Stadt und beim Militär. Nun 
fommen wir aber aufs Hornvieh. Deſſen Zucht und Haltung gehört num 
nach dem Urteile aller Sachverftändigen vorwiegend entweder in die Gebirgd- 
gegenden oder in die Niederungsebenen, in die Marichen am Meere, und 
wenn in Holland und Belgien die Viehhaltung in größerem Umfang und 
mit mehr Erfolg betrieben wird, ala anderswo, jo entgegne ich, daß diefe 
Länder eben durchgehende ala Niederungslandichaften fich naturgemäß be- 
ſonders für BViehhaltung eignen. Die Streden aber zwifchen dem ‘Meere 
und den Alpen, welche die größte Fläche des Deutjchen Reich ausmachen — 
da verhindern die natürlichen Boden- und Klimaverhältniffe, daß fie vom 
Kornbau zur Viehwirtichait übergehen. So fieht e8 mit dem Rezept für 
zeitgemäßen Landwirtſchaftsbetrieb aus, welches uns von freihändlerifcher 
Seite gegeben wird. Ganz ähnlich ift e& mit dem Projekt der Aufforftung 
entlegener Gründe. Ya, das läßt fich den einzelnen gut reflommandieren, 
aber ziehen Sie einmal die große Bilanz, verbreiten Sie diefe Wirtſchafts— 
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methode! — Sie können ja Kleinere parzellierte Grundſtücke aufforiten, aber 
das giebt noch feinen Wald, Sie müßten dazu zufammenhängende Flächen 
zu MWaldungen aufrichten und dann kommen Sie eben auf die oft be— 
iprochenen englischen Zuftände, wo Jagd» und Weidegründe an Stelle des 
früheren Aderlandes getreten find. Sie wollen nicht zugeben, daß es da— 
hin fommt, aber dahin muß e8 kommen, wenn wir Ihre Vorſchläge be— 
folgen. Lotz hat uns den Vorwurf gemacht, daß die Landwirtichaft ſpeku— 
fiere auf den Rüdgang der Induſtrie und damit auf den Rüdzug der 
Anduftriearbeiter zur Abhilfe der Leutenotd. Das ift vollitändig Taljch, 
denn zur Abhilfe der Arbeiternot ift uns damit nicht gedient, daß die ent- 
laſſenen Induftriearbeiter verfuchen, eine Zeit lang auf dem Lande Unter- 
kunft zu finden, mit jolchen Leuten, die durch jahrelange Thätigkeit in der 
Induſtrie der anftrengenden Zandarbeit entfremdet wurden, die verwöhnt 
worden find in der Stadt, ift uns nicht gedient, fie werden auch nicht aus: 
halten auf dem Lande, fie werden im Gegenteil uns die Arbeiterverhältnifie 
noch mehr erfchweren. Wonach wir trachten jollen, das ift ganz einfach, daß 
wir die auf dem Lande geborenen Arbeitskräfte verhindern, in die Stadt 
des größeren Erwerbes wegen abzuziehen, und das Rezept dafür liegt darin, 
daß Sie die Landwirtichait rentabler machen, damit der Arbeiter nicht des 
größeren Erwerbes wegen in die Stadt zieht, jondern einen ebenſo lohnen— 
den Erwerb auf dem Lande findet und das Gewerbe feiner Väter dort Tort- 
jeßt. Nun fomme ich noch auf etwas, was aber nicht neu ift, was wir 
ſchon jo oft gehört haben, das it das große Wort: Der rechte Mann am 
rechten Ort! Die Landwirtfchait des einzelnen kann zu Grunde geben, 
aber es wird noch genug andere Landwirte geben, welche in der Lage find, 
die Landwirtichait mit Erfolg zu betreiben. Das fann ich vielleicht auf 
einzelne Großgrundbefiter anwenden, aber wollen Sie mir fagen, wie fie 
die Taufende von Bauern erfeen jollen, welche von ihrer Scholle durch die 
Ungunft der Zeit vertrieben werden? Da ift es nicht möglih, daß Eie 
an Stelle der jegigen, angeblich ungebildeten Landwirte lauter ökonomiſch 
ftudierte Landwirte jegen. ch will noch in ganz wenigen Worten den 
Standpunkt darlegen, auf dem fich der deutfche Yandwirtichaftsrat gegenüber 
den Handelöverträgen befindet. Wir fagten im Jahre 1891: Der Abichluß 
von Handelöverträgen fann nur dann für die Landwirtfchaft gedeihlich fein, 
wenn unter Aufrechterhaltung des Schußes der nationalen Arbeit an der 
Gegenfeitigleit der Intereffen der gefamten Nation feitgehalten und jede Be— 
dorzugung der Induſtrie vor dem landwirtichaftlichen Gewerbe ſorgfältig 
vermieden wird. Auf diefem Standpunkt ftehen die Vertreter der Land» 
wirtichaft noch heute. Wir gönnen den Schub der Induſtrie, wir wollen 
aber keineswegs das Kompenfationsobjelt bei den KHandelävertragsverhand- 
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ungen abgeben, und wenn nun Lob am Schluß feines Vortrages mit 
Emphaſe gejagt Hat, daß wir nicht preißgeben follen im 20. Jahrhundert, 
was die Männer des 19. Jahrhunderts geichaffen Haben, fo erinnere ich 
daran, daß die deutfche Handelövertragspolitif in der Schubzollpolitif Bis— 
marcks wurzelt. Als der 1 Mark-Zoll für Getreide eingeführt wurde, jagte 
Bismarck, ein 3 Mark: Zoll ſei unmöglich, aber nach den gemachten Er— 
fahrungen trat er alsbald für einen Getreidezoll mit 6 ME. ein. Mit 
Recht Hat Minifter Möller gejagt, die Feſtſetzung der Zölle iit eine Frage 
des richtigen Gefühls Tür die Intereſſen der arbeitenden Klaſſen, für die 
Intereffen der nationalen Arbeit. 


Dr. von Bhilippovich (Wien): Zu der eigentlichen Streitirage, 
weiche in der Disfuffion gejtern und heute erörtert wird, fann ich ala 
Ausländer ‚nicht wohl Stellung nehmen. Die Frage nach Geftaltung der 
Setreidezölle iſt eine jolche, die wohl wifjenjchaftlich erörtert und vorbereitet 
werden kann bis zu einer beitimmten Beichlußiaffung, allein dieje jelbjt ift 
dann eine Willensentichließung, zu Gunſten welcher der betreffenden Be— 
völferungaflaffen man eintreten will. ine jolche Willensentjchließung hier 
zum Ausdrud zu bringen, ift nicht meine Sache. Ich habe mich zum 
Worte gemeldet infolge einiger Bemerkungen Webers und Schmollers, 
welche auf einen Punkt hingewiejen haben, der wohl zu ſtark zurüdgetreten 
ift in der Erörterung auch von Ihrem Standpunkte aus. Schmoller Hat 
den Bolltarifentwurf vor allem unter dem Gefichtspunft der handelädiplo- 
matifchen Berhandlungen betrachtet, der zum Segen oder Unheil ausfallen 
fönne, je nach der Hand, die damit operiert, und Weber hat gejagt, er 
müſſe glauben, daß ein folcher Tarif auf das Verhältnis zu Öfterreich 
nicht günjtig einwirken könne, daß er die Verhandlungen mit Öfterreich er: 
jchwert, und daß man ihn dort nicht mit Freundlichkeit anſehe. Sch bin 
überzeugt, daß die deutjche Regierung das Verhältnis zu Öfterreich auf: 
richtig als ein gefeftigtes wird erhalten wollen, und ich bin überzeugt, daB 
bier und im ganzen deutjchen Volke niemand ift. der wünſchte, daß es ſich 
je zu einer Sprengung geitalte. In der Frage der Wirtjchaftspolitil, der 
internationalen Handelspolitik, wie der internationalen Wirtjchaftspolitif 
überhaupt haben wir aber noch nie bemerken können, daß die Staatämänner 
in Deutichland Augenblicksintereſſen des Meiches zurüdgedrängt hätten, um 
Öfterreich wirtjchaftliche Vorteile zufommen zu laffen, die Öjterreich® innerer 
Konfolidation und feinen dauernden Beziehungen zu Deutichland hätten zu 
gute fommen können. In der Wirtichaftspolitif jcheint, wie in Geldfragen 
überhaupt, die Gemütlichkeit aufzuhören, und der deutiche Zolltarifentwurf, 
den wir heute vorliegen haben, ein Entwurf, der, wie wir hören, der Aus— 
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drud der Intereffen der landwirtichaftlichen und der Induſtrieſchutzzöllner 
in Deutichland ift, der macht mir den Eindrud einer jehr fühlen Berechnung 
der beiden Sintereffentengruppen, die fich gegenfeitig jagen: Du greift in die 
rechte und ich in die Linke Taſche unferer Nachbarn, und dabei werden wir 
una beide jehr wohl fühlen. Das ift wohl etwas zu flug. Ich glaube nicht 
an einen Erfolg — ich Äpreche nur vom öfterreichifchen Standpunkte aus. 
Der deutfche Michel ift fchon Lange nicht mehr Wahrheit, aber auch der 
gemütliche Öfterreicher ift nicht mehr jo gemütlich, daß er nicht einfehen könnte, 
daß dieje wirtfchaftlichen Gefchäite für Öfterreich feinen Vorteil bringen könnten. 
Die Wirkung. des Zolltariis in Ofterreich war zunächſt einige Verblüffung. 
Dann kam eine Beruhigung. Die Landwirte fagten fi) — ich fpreche nur 
von Dfterreich, nicht von Ungarn —, am Weizenzoll find wir nicht in 
terejfiert, wir erportieren davon nichts, Gerjte und Malz find hart getroffen, 
aber das werden die Deutjchen wohl bei uns kaufen müfjen, da haben wir 
Qualitätsprodufte. Gier und Vieh find jchlecht behandelt, und ich wundere 
mich darum, daß man hier gar nicht von der Berteuerung des Fleiſches 
ipricht. In Verbindung mit der Handhabung der Viehlonventionen kann 
der Zoll die öjterreichiichen Landwirte jehr jchädigen. Dennoch haben fie 
ihn in Ruhe, ja fcheinbar mit Freuden begrüßt, weil fie fich jagen: wenn 
dad Deutiche Reich ſolche Hohen Schubzölle durchführt, dann machen mir 
das in Oſterreich nach. Und ebenjo haben ſich bald jehr bemerkenswerte 
Anzeichen in der Industrie gezeigt. Die Induſtrie Hatte eigentlich den 
öfterreichifchen Zolltarif bereit? gemacht. Verſchiedene Herren, die daran 
beteiligt waren, fien ja bier und könnten ung noch mehr erzählen. Unjere 
Regierung ift in jehr Eluger Weife gefangen genommen worden von den 
Sntereffentengruppen. Aber jet jagt man fich: der beabfichtigt geweſene 
Zolltarif ift viel zu niedrig. Wenn das Deutjche Reich, das ſeit 20 Jahren 
an der Spite der Induſtrie des Kontinents marjchiert, einen folchen 
Induſtrieſchutz einführt, dann müſſen wir doch noch viel mehr verlangen, 
und einige ſehr beachtenswerte Stimmen fommen zum Ausdrud, die ver- 
langen: Haben wir endlich einmal den Mut, zu jagen, wir machen uns 
unabhängig don Deutjchland, richten wir den Zoll jo ein, wie es unjeren 
Bedürfniffen entjpriht. Wir haben Ungarn und Südojt-Europa, wenn wir 
nur erjt einmal die Indujtriefräfte des Landes entwideln, und dazu brauchen 
wir ein ſtarkes Schußzollgejeg. Diefe Kräftigung der Hochſchutzzöllner in 
Öfterreich Hat die Bewegung zu einer Macht emporgehoben , der die ent- 
gegenjtehenden Parteien vielleicht nicht werden Widerſtand leiſten können, 
weil fie fich jagen, daß in diefen Argumenten ein fehr berechtigter Kern ift. 
Ih Habe zu denen gehört, welche bei Vorbereitung der neuen Handela- 
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verträge fich bemüht Haben, Stimmung zu machen für einen Handelsvertrag, 
der eine Annäherung bildet an eine zukünftige engere wirtjchaftliche Ver— 
einigung ſterreichs und Deutfchlande. Ich fehe hier ab von allen Gefühls— 
intereffen und von allen Hiftorifchen Traditionen, rein vom ökonomiſchen 
Standpuntt aus glaube ich, daß eine jolche Verbindung in beiderjeitigem 
Antereffe gelegen wäre, und unter diefem Gefichtöpunfte habe ich die Be— 
wegung gefördert. Heute muß ich jagen: jene Herren Haben auch nicht 
unrecht. Wenn wir jeitend Deutichlands nur das nadte landwirtichaftliche 
und induftrielle Intereſſe gewahrt jehen, wenn jeder weitere Gefichtäpunft 
fehlt, nun, dann ftellen wir und auf den Standpunkt: wir. wollen auch 
jehen, was wir herausfchlagen können, und ift e& vielleicht nicht ohne Vorteil, 
wenn wir einen Zoll haben, der uns abfperrt von Deutjchland. Daß wir 
dann vielleicht etiwad weniger üppig leben werden, daB unfere Entwidlung 
in kultureller Beziehung etwas gehemmt wird, das jchadet vielleicht nicht. 
Nicht alle Begleiterjcheinungen der raſchen induftriellen Entwidlung Deutjch- 
lands find erfreulich. Wir werden uns langjfamer entwideln, aber Sie 
werden uns dazu jelbft das Kapital geben, um die Entwidlung kräftig zu 
machen, wenn Hinter Hochichußzöllen die Profite bei uns wachſen. Sie 
werden uns Ihre Intelligenz geben, Ihre Ingenieure, Ihre qualifizierten 
Arbeiter, und wir werden in 20 Jahren eine induftrielle Entwidlung er- 
reicht haben, welche unſere Konkurrenzfähigkeit zu einer viel jchärferen ge- 
ftaltet, als es vielleicht jet der Fall ift. Das ift ein Entwidlungsgang, 
den wir zu wählen gezwungen werden, wenn der andere Entwidlungsgang, 
den ich für wünjchenswert halte, uns unmöglich gemacht wird. So jcheint 
mir die Lage zu fein, und diefe Wirkung wird bisher nicht beachtet in 
Deutjchland, und das Halte ich für einen Fehler von Ihrem Standpuntte 
aus. Friedrich Lift hat einmal in einer großen Bereinigung, die von der 
Nordjee bis zum Schwarzen Meere reicht, dad große Kaufhaus Mittel- 
europas erblidt. Dieſe große Entwidlungsidee hat niemanden gefunden, 
der fie wieder aufnimmt. Deutjchland wäre heute in der Lage, der Handels— 
politit Europas die Direftive zu geben. Es wird fie auch bejtimmen, weil 
Deutjchland zu groß ift, wirtjchaftlich zu mächtig, feiner Lage nach zu be= 
deutjam für Mitteleuropa, als daß fich nicht die anderen Staaten nach ihm 
richten müßten. Aber es könnte die Entwidlung jo beftimmen, daß fie in 
der Zukunft zu eimer wirtjchaftlichen Annäherung in Mitteleuropa geführt 
hätte. Ob das bei den jehigen Iſolierungstendenzen praktiſch verwirklicht 
werden wird, das ijt eine Entjcheidung, welche ich Ihnen ſelbſt überlafjen 


möchte. 
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Profefior Dr. Sieveking (Freiburg i. B.): Auch ich kann nur ala 
Theoretifer zu Ihnen jprechen, aber ich glaube, daß es doch von Bedeutung 
ift, wenn wir einmal zu den Principien, von denen die verjchiedenen For: 
derungen ausgehen, zurüdgehen. Häufig — und bebauerlicherweife ift das 
auch hier geſchehen — werden diejenigen, welche die Fortſetzung der Handels. 
vertragspolitif oder einen Abbau unjerer Schußzölle verlangen, ala Manchefter: 
leute bezeichnet. Diefer Verein ift gegründet worden im Gegenſatz zum 
Mancheitertum, und wir betrachten es als den Vorzug der deutjchen Wifjen- 
ſchaft, daß fie im Gegenſatz zu dem individualitifchen Naturrecht der 
Klaffiter nah der hiſtoriſchen Methode arbeitet und eine Auffaffung 
der societas vertritt, die die Intereſſen des Einzelnen der Gejamtheit 
unterordnet. Haben nun die Verfechter des Zolltarifentwurfs das Recht, 
ihren Plan als Ergebnis dieſer wiffenfchaftlichen Anfchauungen aufs 
zufaſſen? 

Es mag auf den erſten Blick ſo ſcheinen: der Zolltarif will die Zeiten 
des Merkantilismus zurückführen. Aber was iſt denn der Grundgedanke 
der hiſtoriſchen Betrachtungsweiſe? Sie lehrt uns die Relativität der Ent: 
wicklung. Nicht nach einem Schema vollzieht fich der Fortſchritt, jondern 
in jedem Volk und zu jeder Zeit find andere Keime beſonders entwidlungs- 
fähig, andere Widerftände zu überwinden. Sollen wir nun ala Hiftorifer 
alles, was ift und gewejen ift, als gleichberechtigt anerfennen und für eine 
neu auffommende Bewegung, wenn fie Ausficht hat, verwirklicht zu werden, 
deswegen eintreten? Ich jage nein! Die Hijtorifche Betrachtungsweiſe ent: 
bindet una nicht von der Pflicht, Werturteile zu fällen, fie nötigt fie uns 
geradezu auf. Sie zeigt und, wo der Punkt ift, auf dem wir augenblid- 
lich ftehen, und welche Wege wir einjchlagen müſſen. Gerade beim Zoll: 
tarifentwurf vermiffe ich die Begründung aus der Hijtorifchen Lage. Es 
wäre intereffant, wenn die ausführliche Begründung, die bei der Tylotten- 
vorlage gegeben iſt, dem Zolltarif beigegeben worden wäre. Wie hätten 
feine Säße zu diefer Begründung geftimmt ? 

Niemand hat die Bedeutung der Gejchichte für die Gegenwart befier 
gewürdigt als der Vorkämpfer der hiftorifchen Schule, unjer größter National— 
öfonom, Friedrich Lift. Er wird ja auch angeführt ala Verfechter der 
Schutzzölle. Aber er Hat diefe Forderung für das Deutichland der 40er 
Jahre begründet, und es iſt fraglich, ob er Heute die gleiche Stellung ein- 
nehmen würde. 

Im 19. Jahrhundert war für Deutichland wohl am wichtigiten der 
Gegenjah zu Frankreih. Und. wenn wir im legten Jahrzehnt zum wirt: 
Ichaftlich führenden Volke Mitteleuropas geworden find, jo beruht das doch 
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wohl auch auf dem Umftande, daß wir mit den Handelsverträgen Eaprivis 
gearbeitet haben, Frankreich aber mit dem Schugzolligftem Melines. 

Gerade weil diejer Zufammenhang zwifchen wirtfchaftlicher Entwidlung 
und Handelapolitif von dem zweiten Herrn Referenten in frage gezogen 
ift, bedauere ich e&, daß der Verein diesmal feine genauere Darftellung der 
franzöfifchen Berhältniffe des letzten Jahrzehnts hat bieten können, (Zus 
ftimmung.) Herr Kollege Pohle hat gejagt, es fei nicht erwieſen, daß der 
wirtichaftliche Auffhwung der 90er Jahre fi auf Gaprivis Handelsver- 
träge zurüdführen ließe. Wir hätten unter ihnen im Anfang eine Des 
preffion gehabt und ftünden jet wieder unter einer Depreffion. Nun frage 
ih den Herrn Kollegen von der Handelshochjchule, was erwartet er eigent- 
ih von unferen Kaufleuten? Wie können fih nah Abſchluß eines Ver— 
trages ſofort die Beziehungen befjern? Der Kaufmann muß doch erjt neue 
Beziehungen anknüpfen, und die Folgen der Handelöverträge können fich 
erft in einigen Jahren zeigen. Und wenn der Herr Referent meint, wir 
müßten der heutigen Krifis gegenüber jagen ignoramus, jo ift das wohl 
nicht nötig. In gejchäftlichen Kreifen weiß man es anders, und ich glaube, 
einer ihrer Gründe ift die Unficherheit unferer Handeläpolitif; der Kauf— 
mann kann nicht mit ficheren Daten rechnen, weil man nicht weiß, wie 
unfere Handelöbeziehungen in Zukunft fein werden. (Sehr richtig!) 

Ich glaube, wenn Lift Heute unter uns weilte, würde er jagen: Ihr 
macht denjelben Fehler, den die Engländer 1815—42 machten, nur ift die 
DVerantwortlichkeit bei euch größer, weil ihr mehr Lehren der Gejchichte zur 
Berfügung habt, und die Folgen werden jchwerer fein, weil ihr unter 
Ichwierigeren Konkurrenzverhältniffen arbeitet. 

Und läßt fi) der neue Zolltarif vom focialen Standpunkt aus 
rechtfertigen? Unter focialer Politik verftehe ich eine jolche, die da8 Wohl 
des Einzelnen und auch der einzelnen Stände dem des Ganzen, der so- 
cietas, unterordnet. Ich Tann mir eine Politit der societas heute nur 
vorjtellen als nationale Politik, die für die Maſſe des deutfchen Volkes, 
vor allem für die auch in der Zukunft wichtigjten probuftiven Stände die 
günftigften Griftenzbedingungen ſchafft. Und das thut eine Politit der 
Handelsverträge. Oder hat eine Politit Anfpruch darauf, fich focial zu 
nennen, die dem Arbeiter das Brot verteuert und — das möchte ich gegen 
Herrn dv. Mayr betonen — auch die andere Seite ſeines Budgets beein- 
flußt, indem fie durch Abjahftodung ihm die Arbeitögelegenheit nimmt ? 

Hier ftoße ich aber auf eine Auffaffung des Wortes focial, die wir 
etwas näher ins Auge faffen müſſen. Social wird nämlich nicht nur ges 
braucht im Gegenfag zu „individuell“, jondern auch zu „wirtichaftlich”. 

— 20* 
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Man jagt: Euch Produftionsfanatifern muß man entgegenhalten, daß der 
wirtfchaftliche Fortfchritt nicht wünſchenswert ift, wenn er verbunden ift 
mit einer Verfchiebung der jocialen Verhältniffe, der Gemütlichkeit des Be— 
ftehenden.. So werden bei uns die leiftungsfähigen Großbetriebe bekämpft. 
Man jagt: ja, die großen find leiftungsfähiger, aber die Kleinen — Zuder- 
fabrifanten 3. B. müffen „aus jocialen Gründen” geſchützt werden. 

Nun bin ich nicht der Meinung, daß der wirtjchaftliche Fortfchritt 
ohne weiteres den jocialen und politischen zur Folge hat. Der wirtfchaft- 
liche Fortichritt kann bloß zerjegend wirken, und ein Bolt muß kämpfen, 
wenn es will, daß jeine wirtjchaftlichen Errungenfchaften allen Klaſſen der 
Bevölkerung zu gute fommen und in politifche Macht umgemünzt werden. 
In folchen Kämpfen hat unſer Verein geftanden und die Flottenbewegung. 
Aber auf der andern Seite bin ich der Meinung, daß ohne wirtjchaftlichen 
Fortſchritt kein focialer und politifcher möglich ift. Wir wollen das größere 
Deutjchland ala focialen Mufterftaat, der neue Zolltarif will das kleine 
Deutichland, das gar nicht die Koften der Socialreform tragen kann. Die 
geliebten Kleinbetriebe find nicht imftande, fie durchzuführen. 

Mag wird eigentlich bezwedt durch die Geießgebung unjerer letzten 
Jahre, die ihren Gipfel in dem vorliegenden Entwurf findet? Der Schuß 
der nationalen Arbeit? Nein! Den beati possidentes, den Landwirten 
und Eartellierten Anduftriellen foll ihre Rente garantiert werden. Das ift 
an fich nichts Ungeheuerliches. ch erinnere daran, daB der Staat 3.2. 
einer Gifenbahngejellichait ihre Zinfen garantiert. Es iſt im Grunde das» 
jelbe, ob das direkt geichieht oder, wenn auch weniger ficher, durch die 
Zölle. 

Gerade die eifrigiten Verfechter focialer Wirtfchaftspolitif find Gegner 
des Syſtems der Zinsgarantien. Sie führen meine Grachtend mit Recht 
aus, daß der Staat bei Gewährung der Garantien wenigjtens feine Tarii- 
hoheit wahren müfle, befjer aber übernähme er ſelbſt die Eifenbahnen. 
Menn wir das anwenden auf unfer Gebiet, jo hieße ed: Ja, wir geben 
dies Geſchenk an die fartellierte Großinduftrie und an die Landwirte, aber 
dafür verlangen wir eine Kontrolle ihrer Betriebe, die dafür forgt, daß die 
Landwirte ihren Betrieb verbeſſern, und eine Kontrolle der Kartelle, die 
dafür ſorgt, daß fie ihre Macht nicht dazu benußen, der Gejamtheit zu 
jchaden. Aber das find, wie Hier ſchon ausgeführt wurde, Utopien. Es 
wird bei dem Gejchenk bleiben, und die Kontrolle wird nicht durchgeführt 
werden. 

63 diente der Vertiefung unferer Wiffenfchaft, wenn wir, einer An- 
regung Dietzels folgend, ſcharf unterfchieden, was wir ala ethiſches Poftulat 
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aufftellen, und welche im ganzen auch nur zu glaubende Auffaffung der 
Zage wir haben, und was auf der andern Seite die Konfequenzen find, bie 
fih mit Denknotwendigfeit aus diejen Vorausfegungen ergeben. Dann 
würde man auf diefem Kongreß nicht von Stimmungen reden können, und 
der Wiſſenſchaft bliebe ihr Recht gewahrt. 

Der neue Zolltarif ift nur verftändlich als ein Gefchent an eine 
Minderheit, weil man meint, diefe Minderheit ſei allein imftande, die In— 
terefjen der Gejamtheit fraitvoll zu vertreten. Opfer der Gejamtheit an die 
herrſchende Minderheit find in jeder Hinficht gerechtiertigt, wenn die Minder- 
heit ihre Aufgabe jo faßt, daß fie fich dem Ganzen opfert. Aber e8 ift 
ein Zeichen der beginnenden Unfähigkeit der Herrfchenden, wenn fie ihre 
politifche Macht in erfter Linie dazu benugen, fich wirtfchaftliche Sonder- 
vorteile zu verſchaffen. Dann verlieren folche Opfer der Gejfamtheit ihre 
Bedeutung. Nur der kann jolche fordern, der die herrſchende Klaſſe ala 
allein imftande betrachtet, die Intereſſen der Gejfamtheit zu wahren. 

Ich geftehe, daß die Politik der Handelöverträge unb der Ermäßigung 
der Schutzölle den Glauben zur Vorausfegung Hat, daß wir Deutiche und 
durch die Güte unferer Arbeit behaupten können. ch verweife auf bie 
techniſchen Fortſchritte unferer Induftrie, die und die Herrſchaft gewähr- 
leiſten müfjen. Treten wir ein für eine Politik, die nicht den Befigenden, 
fondern den Arbeitenden zu gute fommt! Das jet freilich voraus, daß 
diejenigen, die einmal an die Stelle der jetzt Herrichenden treten, imftande 
fein werden, die Intereffen der Gejamtheit zu vertreten. Wir müfjen diefe 
Hoffnung haben, wenn anders wir an die Zukunft unferes Volkes glauben 
wollen. 

Dom Hiftorifchen wie vom focialen Standpunft läßt fich für ung 
ebenjomwenig eine Politik der Abgeſchloſſenheit wie des abfoluten Frei— 
handels rechtiertigen, fondern nur eine Politif der Handelsverträge. Gegen- 
über dem Herrn Kollegen von der Handelshochichule möchte ich e& betonen, 
daß wir und unſerer Rüftung nicht entkleiden wollen, aber wir wollen 
feine Rüftung, die uns erdrüdt, wie e& der neue Zolltarif thun würde. 

Ich kann mir einen Vertreter der deutjchen Wiſſenſchaft Heute nicht 
anderd denken, ald nach der Hiftorifchen Methode arbeitend und für eine 
fociale Politik eintretend. Aber gerade dann kommt man, meine ich, zu 
dem Standpunkt des erften Herrn Referenten und nicht der anderen. 

(Beifall.) 


Profeſſor Dr. Quidde: Grlauben Sie, daß ich zunächft noch einmal 
mit der Frage fomme, wie es mit der Wirkung der bisherigen Handels 
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verträge ausſieht, weil ich meine, die Beitimmung der Ziele der künftigen 
Handelspolitik ergiebt fih aus der Betrachtung der Wirkung der biäherigen. 
Nun bat Herr Pohle bejtritten, daß die wichtigjten Erjcheinungen in der 
neueren Entwicklung unſeres Wirtſchaftslebens, inäbefondere der außer: 
ordentliche Auffhwung unferer Induftrie und unferes Außenhandels auf die 
Handelöverträge zurädzuführen feien. ch gebe zu, daß die Handeläverträge 
nicht die alleinige Urfache find. Die wirtfchaftlichen Erjcheinungen find viel 
zu verwidelt, ald daß man eine folche Entwidlung jo einfach aus einer 
Urfache allein begründen könnte; aber auf der anderen Geite fcheint e8 mir 
unbeftreitbar, daß die Handeläverträge einer der wichtigsten Faktoren ge 
weſen find, mindejtens für die außerordentliche Steigerung unjerer Ausfuhr, 
da diefe Verträge eben vielfach erft die Thore geöffnet haben für unſere 
Induſtrie. Es kann daher, meine ich, niemand ernſthaft bejtreiten, daß 
dieje hervorftechende Erjcheinung der legtjährigen Entwidlung in Zuſammen— 
bang zu bringen ift mit den Handelöverträgen. Wenn Pohle jagt: dann 
hätte fie fofort eintreten müfjen, jo hat das fchon mein Vorredner widerlegt. 
Eben eine ſolche Wirkung der Handeläverträge wird ja anerfannt don den 
Freunden der biäherigen Handeläpolitif, und darum eben verlangen wir ja 
gerade langfriftige Verträge, weil es eine Zeitlang dauert, ehe die be 
treffenden Beziehungen angefnüpft werden können und die Induſtrie fich auf 
den neuen Markt eingerichtet Hat. Welches find nun die horvorftechenden 
Erſcheinungen unter den Handeläverträgen gewejen? Die kolofſale Ent: 
wicklung der Ausfuhr, weiter damit zufammenhängend eine außerordentliche 
Berbefierung der Lage der Arbeiterichaft, zufammenhängend damit eine 
Beſſerung der focialen Beziehungen zwifchen den Arbeitern und anderen 
Kreifen der Bevölkerung, weiter im Zujammenhange damit eine außer: 
ordentliche Berftärfung des inneren Marktes, d. h. nicht nur beffere Lebens: 
haltung jener Sreije, die direkt von der Erportfähigfeit der Induſtrie ab» 
hängen, jondern eine Steigerung der Aufnahmefähigfeit der ganzen inländijchen 
Bevölkerung, eine Stärkung des inneren Marktes in feiner Gejamtheit, troß- 
dem behauptet wird, daß die Landwirtichaft weniger fonfumfähig geworden 
it. Und im Zufammenhang mit all’ diefen Erjcheinungen haben wir es 
vermocht, den außerordentlichen Bevölkerungszuwachs wie in feiner anderen 
Periode aufzunehmen in unferer Induftrie und in unjerem Handel. Die 
Auswanderung ift zurüdgegangen. Wir haben troß der Bevölferungszunahme 
nicht nötig gehabt, Menjchen zu erportieren, fondern Eonnten für alle Arbeit 
und Brot finden. Eine ungünftige Ericheinung haben wir daneben als 
Wirkung der Handelapolitit: das Aufkommen der Kartelle mit den preis» 
treibenden Wirkungen im Inlande und Preisjchleuderei im Auslande. Wie 
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bat nun die Landwirtichaft unter dieſer Handelöpolitif geftanden? Es wird 
ung gejagt, fie fei im Begriffe zu Grunde zu gehen und es fönne ins— 
bejondere der Getreidebau nicht mehr eriftieren. Die Ihatfache jpricht für 
eine andere Auffaſſung. Wir können zunächft beobachten eine außerordents 
liche Hebung der Viehzucht, ein ſtarkes Anwachſen des Viehbeſtandes in 
Deutjchland, ein unverkennbare® Symptom für das Proſperieren dieſes 
Zweiges der Landwirtichaft. Daneben zeigt der Getreidebau, der nicht mehr 
konkurrenzfähig fein ſoll, und doch eine Erjcheinung, auf die ich nochmals 
hinweifen möchte; wir haben feinen Rüdgang in der Anbaufläche zu ver- 
zeichnen. Nun jagen unfere Gegner, ja diefe Anbaufläche fei nicht zurüd- 
gegangen unter dem Ginfluffe der vorbergegangenen günftigen Jahre, in 
Hoffnung auf die Hebung der Preife durch künftige Zölle und wegen der 
technifchen Schwierigkeiten eines Überganges zu anderer Betriebsweife. Das 
willen wir wohl; aber ich behaupte, wenn e8 wahr wäre, daß der 
Getreidebau nicht mehr die Produktionskoſten aufbringen kann, dann würde 
in der Gejamterfcheinung doch die Wirkung zu beobachten fein. Bei der 
langen Zeit, die diefer angebliche Ruin nun fchon dauert, müßte doch, 
wenn die Schilderung richtig wäre, in der Summe aller Betriebe ein 
Rückgang in der Anbaufläche eingetreten fein. Dieſe Erjcheinung ift nicht 
eingetreten, die Anbaufläche hat fich ſogar bejcheiden vermehrt. Wenn alfo 
auch der Getreidebau in bedrängten Berhältniffen iſt, fo ift er doch noch 
eriftenzfähig, und es liegt fein Grund vor, die Flinte ins Korn zu werfen. 
Aber wir beobachten in diejen jchwierigen Zeiten zugleich höchit wünſchens— 
werte Fortjchritte in der DVerbefferung des landwirtichaftlichen Betriebes, 
rationellere Bewirtichaftung, die große Entwidlung des Genofjenjchafts- 
weſens, die Berbefferung der Organijationen zum Einkauf und zum Ber- 
fauf. Alles das ift gejchehen unter dem Einfluß der jchweren Konkurrenz 
von außen, und das fcheint mir gerade der wünjchenäwerte Zuftand zu fein. 
Wenn wir Schußzölle zugeftehen, dürfen wir nicht mehr geben als unbedingt 
nötig ift, um den zu fchüßenden Erwerbszweig eriftenzfähig zu machen. 
Die Konkurrenz, die erzieherifche Einwirkung derjelben, muß bleiben. Gewiß 
wäünfchen wir jedem Stande, daß er ein behäbiges Dafein habe, aber wir 
dürfen nicht allgemein einen Schußzoll geben, der die auswärtige Konkurrenz 
unmöglich macht. Gehen Sie über das nötige Maß hinaus, jo handeln 
Sie nit einmal im Intereſſe des gejchügten Standes. Im Intereſſe der 
Zandwirtichaft Liegt es alfo nach meiner Meinung, daß wir ihr denfelben 
Schuß geben wie bisher. Gemwähren wir ihr größeren Schuß, jo wird fie 
auf falſchen Weg geleitet, und da die Zölle doch nicht dauernd aufrecht 
erhalten werden können, jo würde jpäter mit Naturnotwendigfeit eine um 
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jo jchlimmere Krifis fommen. Damit ift auch das Ziel für die künftige 
Handelapolitif gegeben. Im wejentlichen Haben wir fortzufahren wie biäher, 
nur follen wir die Schäden zu bejeitigen fuchen, die fich gezeigt haben: die 
Kartellbildung in der Induſtrie. Wir haben Induſtrien, für die die Zölle 
bloße Bereicherungszölle geworden find, denen müſſen wir diefen Schub 
entziehen, wir müflen das im Intereſſe der Induſtrie felber, im Intereſſe 
ihrer Organifation, im focialpolitifchen Intereſſe, weil alle dieje Zölle in 
der Richtung wirken, in der betreffenden Induſtrie die ganz großen Ber 
triebe zu begünftigen und die Hleineren zurüdzudrängen. Die Alternative 
für die künftige Politik fteht nicht zwiſchen Freihandel einerjeits und 
Hortiührung der agrarischen Maßnahmen andererfeits, die Forderung des 
Freihandels, die Abjchaffung der Getreidezölle ift von feiner Seite geftellt 
worden. Es handelt ſich um etwas anderes: Weiterführung der bisherigen 
Handelöpolitif, mit Abbruch der nicht mehr gerechtfertigten Induſtriezölle 
und mit Beibehaltung der jegigen landwirtichaftlichen Zölle, oder aber Aus: 
bildung eines Schußiyitens, das feine größten Gefahren hat. Pohle hat 
gefagt, er werde jebt feine Gründe für Erhöhung der Getreidezölle nicht 
borbringen, ex werde fie aber im Schlußwort vorbringen. Das jcheint mir 
bedenflih, da dann in der Debatte nicht mehr geantwortet werden kann. 
Nun find ja Gründe vorgeführt worden. Der Hauptgrund ift die Er: 
haltung des Bauernjtandes. ch beftreite aber, daß der Bauernjtand nur 
durch Getreidezölle gehalten werden kann oder überhaupt in feiner Eriftenz 
wefentlich davon abhängt. ch erkenne an, daß nicht nur die 25000 
Großgrumdbefiter, fondern auch viele Bauern ein Intereſſe an den Zöllen 
haben. Ich gebe jogar zu, daß ein gewiſſes Intereſſe des Bauern bejteht 
auch da, wo es rechnungsmäßig vielleicht nicht der Fall ift, weil er im 
Augenblid des Verkaufes ein größeres Stüd Geld in die Hand befommt. 
Aber die Eriftenz des Bauernitandes hängt nicht davon ab, ſondern viel- 
mehr davon, daß er fich anpaßt den Bedingungen, die für die Dauer für 
die Landwirtichaft gegeben find. Für unfere Entfcheidung aber bleiben 
neben dieſen Erwägungen alle gefährlichen Begleiterfcheinungen der Getreide 
zölle in voller Kraft: daß der Zoll die Kleinen um jo mehr drüdt, je weniger 
fie haben, daß er den Größeren um fo mehr in den Schoß wirft, je mehr fie 
haben, er ift, wie Naumann fagte, die größte Gefahr für den focialen 
Ausgleih. Deshalb Haben wir im focialen Intereffe ung entgegenzuftellen 
den Forderungen eines Abſchließungsſyſtems auf agrarifchem wie industriellen 
Gebiete. 
(Lebhafter Beifall.) 
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P. Mombert (Münden): Meine Herren! Genau wie Profeffor 
Dietzel Haben mir die Ausführungen der Herren, die für höheren Zollihuß 
eingetreten find, den Gindrud Hinterlaffen, als ob von diefer Seite den 
Wirkungen der Lebensmittelzölle auf die Lage der arbeitenden Klaſſen nicht 
die Beachtung zuteil geworden ift, wie fie diefen Wirkungen zulommt. Die 
Belaftung des Arbeitereinfommens durch die Zölle ift ja von der größten 
Mehrzahl aller Herren, die fich darüber geäußert haben, auch von den An— 
bängern einer Zollerhöhung, zugegeben worden; es fei nur auf Proieffor 
Sering und Profefjor Pohle Hingewiefen. 

Nun hat aber Profeffor Dr. von Mayr verfucht, bis zu einem ge— 
wiffen Grade zu beftreiten, daß die Benußung von Arbeiterbudget? zu 
brauchbaren Rejultaten führe. Drei Gründe Hat er für jeine Anffafjung 
angeführt. IDa er in feinen Ausführungen auf feine neu erfchienene Schrift 
„Zolltarifentwurf und Wiſſenſchaft“ ausdrücklich verwiefen Hat, fo iſt es 
wohl erlaubt, auch meinerſeits darauf zurückzukommen. Zunächſt iſt Profeſſor 
von Mayr der Anſicht, daß Einnahmen und Ausgaben im Arbeiterbudget 
elaſtiſch ſeien; auf der Ausgabenſeite ſei keine bleibende feſte Geſtaltung 
vorhanden, das Maß des Aufwands, das für die Beſchaffung der einzelnen 
Gütergruppen zu machen iſt, ſo führt er in ſeiner Schrift aus, zeigt 
ſtändige Schwankungen; eine gelegentliche Brotpreiserhöhung, der wiederum 
Preiserniedrigungen folgen, iſt keine abnorme Erſcheinung, ſondern ein 
Vorgang, wie auch auf dem Gebiete anderer Haushaltsfragen, z. B. der 
Wohnungsfrage. Solche Schwankungen, jo fährt er ſort, hat der durch— 
ſchnittliche Arbeiter immer bewältigt, er wird fie auch weiter bewältigen. 

AM’ dieſes ift in der Hauptjache zugugeben. Ich glaube nur, daß die 
von Profefjor von Mayr geäußerte Anficht in feiner Weile im Widerſpruch 
fteht mit der Auffafjung, die ich an anderer Stelle vertreten habe, und die 
ih dahin zufammenfafje, daß die Lebensmittelzölle einen ungünftigen Einfluß 
auf Lebenshaltung und Löhne der gefamten Arbeiterichaft ausüben. Ge— 
rade, weil die Ausgaben im NArbeiterbudget celaftifch find, wie Herr von 
Mayr betont, — und hier hat er unbedingt recht —, gerade deshalb ijt 
e8 eben möglih, daß höhere Ausgaben für Lebensmittel durch Erfparniffe 
an anderen Bedürfnisgegenftänden, 3. B. Kleidern, Schuhen, aufgebracht 
werden und nach diefen Dingen auf diefe Weile die Nachfrage zurüdgeht, 
eine Hinfende Konjunktur in der Induftrie eintritt und der Lohn fällt. 
Gerade die Ausführungen Profeſſor von Mayrs haben mir beftätigt, — 
denn das Arbeiterbudget ijt elaftiich, wie er jagt — daß höhere Lebens— 
mittelpreife infolge diefer Elafticität fich in einem geringen Konſum an 
anderen Dingen, feien es Fleiſch oder Belleidungsgegenftände, Luft machen. 
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Genau ebenfo ift es auch auf der Ginnahmenfeite, auch fie ift elaftiich; 
auch Hier jtimme ich Herrn von Mayr bei, mit einem Unterjchied nur. 

Gr Hat bei feinen Ausführungen nur an die Elafticität des Lohnes 
nach oben gedacht, während eine folche auch ficher nach unten möglich ift. 

Ih kann alfo in feiner Weiſe einjehen, inwiefern die Clafticität des 
Arbeiterbudgets gegen die Folgerungen fpricht, die ich oben angedeutet 
habe. Im Gegenteil, gerade weil das Arbeiterbudget elaftifch ift, treten 
diefe Konfequenzen ein. 

Auch darin kann ich mich den Ausführungen Profeffor von Mayrs 
nur anjchließen, daß der durchichnittliche Arbeiter jolhe Schwankungen 
bisher immer bewältigt hat und auch weiterhin bewältigen wird. Dieſes ift 
aber, ſoweit ich überjehe, noch von feiner Seite beftritten worden. Der 
ipringende Punkt ift aber auch ein ganz anderer. Wer, und ich ftehe auf 
diefem Standpunkte, in dem Auffteigen der Arbeiterflaffen das wichtigjte 
Symptom einer fortfchreitenden und gefunden Volkswirtſchaft fiehft, muß 
eine derartige Belaftung des Arbeitereinfommens, ein Zurückgehen der 

Lebenshaltung jo vieler Millionen, felbft wenn fie phyſiſch erträglich ift, 
als einen focialen Rüdjchritt betrachten. 

Wenn im übrigen den Ausführungen Profeffor von Mayrs fiher darin 
zuzuftimmen ijt, daß jtändig Preisſchwankungen ftattfinden, die auch ihren 
Ausgleich im Arbeiterhaushalt finden, jo ift doch diefer Vergleich nicht ganz 
zutreffend für die Verhältniffe, um die es fich hier Handelt. In unferem 
ipeciellen Yall handelt es fi nämlich um eine künftlich herbeigeführte Ver— 
teuerung, ein Punkt, der jchon deshalb zu beachten ift, weil er in jehr 
hohem Grade die Auffaffung von der jocialen Thätigkeit des Staates und 
die Zufriedenheit der Mehrzahl des deutjchen Volkes — nicht nur der 
Arbeiter — erheblich zu mobdificieren imftande ift. ferner haben wir e3 
bier, im Gegenfaß zu jenen gewöhnlichen von Herrn von Mayr heran— 
gezogenen Preisfchwankungen, mit einer dauernden Erhöhung der Preife zu 
thun, und fchließlich werden jene Preisfchwantungen nach Einführung des 
höheren Zolles nicht aufhören, nur daß das Preisniveau, auf dem dies 
geichieht, um die Zollerhöhung Höher fein wird. Ich bin aljo ganz einer 
Anficht mit, Profeffor von Mayr, daß das Arbeiterbudget nach feiner Ein- 
nahmene und Ausgabenfeite hin elaftifch ift; aber die Konfequenzen jcheinen 
gerade die entgegengejeten zu fein, als die find, welche er gezogen hat. 

Denn ficher wird zum Ausgleich im Budget einer Mehrausgabe für 
Brot eine Minderausgabe an anderen Gegenjtänden gegenüberjtehen. Auch 
ift eine Veränderung de8 Einkommens jehr wohl denkbar; nur fcheint fie 
ala Folge der „Pflege des inneren Marktes“ eher nach unten ala nach oben 
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zu tendieren. Darin befteht gerade das Weſen der Glafticität der Ein- 
nahmen und Ausgaben im Arbeiterhaushalt.e Meine Herren! Wir find 
bier im Verein für Socialpolitif und die Pflicht des Eocialpolitifers jcheint 
mir darin zu beftehen — und von dieſer Grundauffaffung ift der Verein 
auch getragen — die arbeitenden Klaſſen in möglichit hohem Maße an 
allen Errungenjchaften der Kultur und Technik teilnehmen zu laffen. Aber 
deshalb kann und darf der Socialpolitifer nicht eine Politik billigen, die 
eine Herabdrüdung der Lebenshaltung der arbeitenden Klaſſen zur not= 
wenbdigen folge haben muß. 
(Lebhaiter Beifall.) 


Dr. Brentano: 68 ijt urjprünglich nicht meine Abficht geweſen, in 
diefer Debatte dad Wort zu ergreifen. Die Gründe dafür find einfach. 
Mein Standpunft in der hier behandelten Frage ift allgemein bekannt, 
und es jchien mir unbejcheiden, denen, die, wie heute gejagt worden ift, 
ihr Bekenntnis noch nicht abgelegt Haben und e8 ablegen wollen, die Zeit 
wegzunehmen. Außerdem aber hat der bisherige Verlauf der Berhand- 
(ungen mich von meinem Standpunkt aus jehr befriedigt. Auch deshalb 
hätte ich mich daher mit Schweigen begnügen können. Wenn ich nun 
troßdem entgegen meiner urjpränglichen Abficht dag Wort nehme, fo Liegt 
der Grund in den Angriffen, die im Laufe der Verhandlung gegen mich 
erfolgt find. Eine große Anzahl meiner Gegner war zwar fo liebens— 
würdig, wo fie gegen mich fprachen, mich nicht zu nennen; e8 war dies 
fehr rückſichtsvoll; aber ich Habe fie doch verftanden, und nur Dr. Dade hat, 
wozu er ja auch völlig berechtigt gewejen, gegen mich namentlich als gegen 
den Hauptjünder geeifert. Nun möchte ich aber zunächjt nicht bei dem 
verweilen, worin ich anderer Meinung ala meine gedachten Vorredner bin. 
Ich ſtehe zwar im Augenblick im Rufe, ein ganz böfer, ftreitjlichtiger 
Menſch zu jein; aber wer die Beranlafjung meiner in legter Zeit geführten 
Fehden im einzelnen fennt, weiß, daß ich nie von ſelbſt, fondern ſtets 
durch außerordentliche Beranlaffung gezwungen zu der Feder gegriffen habe, 
und fo ift eg mir auch heute viel lieber, bei dem zu verweilen, worin ich 
mich in Übereinftimmung mit denen befinde, die gerade in diefer Frage fich 
jonjt von mir trennen. Insbeſondere hat mich da der Ausgang der Rebe 
meines Kollegen Sering erfreut. Ich kann nicht anders fagen, ala daß ich 
genau jo wie alle Hier Anmwejenden mit großem äfthetiichen Genuß den 
überaus beredten Ausführungen, mit denen er feine Erörterung begonnen 
hat, gejolgt bin; aber troß feiner Beredſamkeit konnte ich meine fachlichen 
Bedenken gegen den Inhalt feiner Ausführungen nicht aufgeben; fein Schluß 
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dagegen bat und zufammengebradht. „Aber das muß ich jagen,” jo un— 
geiähr ſchloß er, „wenn ich auch für Getreidezölle eintrete, jo werde ich 
doch von dem Augenblide ein Gegner der Getreidezölle fein, da nicht 
gleichzeitig mit deren Erhöhung gewiſſe Reformen befchloffen werden.” Und 
als diefe Reformen hat er die Beſeitigung gewiſſer Finanzzölle, nämlich 
des Kaffeezolls und des Petroleumzolld® und die Sperrung der Oftgrenze 
gegen die Einwanderung von ruffiich-polnifchen Arbeitern bezeichnet. Da 
nun gar feine Ausficht vorhanden tft, daß diefe Reformen, die er als con- 
ditio sine qua non für feine Zuftimmung zur Erhöhung der Getreidezölle 
bezeichnet hat, verwirklicht werden, jehe ich mit Freuden den Augenblid 
nahen, wo wir ung wieder verjöhnt die Hand drüden. Sodann hat mein 
verehrter Freund Dr. Hainiſch ung ein fehr originelles Projekt vorgeführt, 
wie er der Landwirtichaft zu Helfen fich denkt, ohne unfer gefamtes übriges 
Mirtjchaftsleben zu jchädigen. Ganz Elar und einwandsfrei hat er ung 
jein Projeft noch nicht gemacht. Man erhielt nur ungefähr eine Ahnung 
von dem, was er dachte, und danach muß ich befennen, daß ich über das 
Projekt jehr mit mir reden laffen würde. Aber allerdings müßte Dr. Hai- 
nifch mir garantieren, daß fein Projeft in der von ihm gedachten Weiſe 
verwirklicht würde. Er hat aber wohl jelbft nicht unerhebliche Zweifel — 
ich glaube, er hat fie jogar geäußert —, daß dies der Tall fein würde. 
Und wie ich ihn jonft kenne, pflegt er in der That unsere bejtehende poli- 
tifche und fociale Ordnung nicht als fo vortrefflich anzufehen, daß ich an— 
nehmen könnte, er glaube jelbit, daß fein Projekt in der von ihm gedachten 
Weiſe realifiert werde. Solange es fi) aber um ideale Zufunftsmufit 
handelt, fürchte ich, daß wir noch länger warten müfjen ala bis 1950 
(Heiterkeit), ehe an eine Verwirklichung feiner Gedanken gedacht werden 
fönnte. So muß ich alfo, jo jehr ich mich freue, den Weg zu jehen, auf 
dem ich mit Perfonen, mit denen ich ungern bifferiere, doch wiederum 
wenigjten® theoretifch zufammenfommen kann, einftweilen bei dem verweilen, 
was ung zur Zeit noch trennt. Der Hauptpunft nun, der und zu trennen 
jcheint, und zwar ein Punkt, in dem ich mich nicht bloß von den beiden 
genannten Herren, jondern auch von vielen anderen, die hier und draußen 
das Wort ergriffen haben, trenne, diefer Hauptpunkt ift, daß wir uns eine 
jehr verjchiedene Borftellung machen von dem, was eigentlich die Aufgabe 
konkreter praktiſcher Wirtjchaftzpolitik ift umd fein kann. Gigentlich ift es 
ichon Nriftoteles gewejen, der das ganze Unglüd in die Welt gebracht hat, 
indem er, ftatt zu fragen: Was ift? immer nach dem beiten Regimente 
und nad dem an fi guten Zuftande gefucht hat, und diejes Streben nad 
dem an fich guten Zuftand ift uns troß Machiavelli, der zuerſt die Frage: 
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ftellung geändert und ftatt nach dem Seinfollenden nach dem Seienden ge= 
fragt hat, immer noch geblieben. Ich dagegen bin ebenjo wie Machiavelli 
der Meinung, daß die Frage nach dem an fich Seinfollenden gänzlich über» 
flüffig ift, weil e8 uns gänzlich verjagt ift, diefen Zuftand beliebig herbei— 
zuführen. Die Grundbedingungen unjerer wirtjchaftlichen und gejelljchaft- 
lichen Eriftenz find doch immer gegebene, und wo dem Staate und der 
Geſellſchaft Probleme geftellt find, fönnen wir daher nie fragen, welches 
wäre die an fich idealjte Löfung, jondern nur, wie können wir unter den 
gegebenen Berhältniffen die uns zunächſt geitellten Aufgaben Löfen, und wie 
fönnen wir, während wir diejer Löſung zuftreben, das Los der Menfchen, 
mit denen wir es dabei zu thun Haben, am günftigften geftalten? Hierauf 
fönnen wir etwas einwirken; die Grundbebingungen unferer jeweiligen ge- 
ſellſchaftlichen Eriftenz dagegen können wir nie auf den Kopf ftellen. Wie 
dies gilt gegenüber revolutionären Tendenzen, jo gilt e& ebenjogut gegen= 
über reaftionären,. Und eben deshalb fünnen wir nicht die Zeiten des 
überwiegenden Agrarjtaats zurüdtühren. Welches aber ift denn die grund» 
legende Thatjache, von der wir ausgehen müſſen, und die dies unmöglich 
macht? Diefe Thatjache tft die große Zunahme der deutfchen Bevölkerung, 
jene große Bevölkerung, die Deutjchland zu ernähren hat, und zwar nicht 
bloß jo zu ernähren Hat, daß Leib und Seele notdürftig zufammengehalten 
werden, jfondern jo, daß auch unſere unteren Klafſen Anteil erhalten an den 
Gütern der Kultur, und es für fie möglich ift, eine fittliche Exiſtenz zu 
führen. Gewiß wird niemand jagen, daß das Zunahmeverhältniß diefer 
Bevölkerung dasjelbe bleiben müſſe, wie es etwa im lebten Decennium ges 
weien ift. Um 1,50 %0 Haben wir jeit 1895 zugenommen. Sch verlange 
nicht, daß dies fortdauere. Aber dad, worum es fich Handelt, ift zu verhindern, 
daß dieſes Zunahmeverhältnis durch Vermehrung der Sterblichkeit ein geringeres 
werde! (Bewegung.) Bisher hat unfere große Zunahme wefentlich beruht auf 
Verminderung der Sterblichkeit. Denn unfere Geburtenziffer hat abgenommen, 
aber in noch höherem Maße unjere Sterbeziffer. Damit ift jchon implicite 
gejagt, daß unjere Zunahme auf die Dauer nicht eine gleich große fein 
fünne, und damit müfjen jchon eine Anzahl der Bedenken jchwinden, die 
an unjer großes Zunahmeverhältnis anknüpfen; aber dagegen wollen wir 
und wehren, daß es ungünftiger werde durch Vermehrung der Sterblichkeit. 
Dies zu verhindern aber jcheint mir unmöglich, wenn wir alles Getreide, 
das wir zur Ernährung unferer Bevölkerung brauchen, im Inland erzeugen 
wollen. Es erjcheint mir ganz unmöglich, alles Getreide, das wir brauchen, 
zu erſchwingbaren Koften auf heimifchem Boden zu erzeugen. Dabei be- 
finde ich mich nun allerdings im Widerfpruch mit Herrn Dr. Dade. Ich 
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will nicht auf das eingehen, worin Herr Dr. Dade im Gegenjag zu mir 
den Unterfchied zwiſchen Aderbau und Induſtrie fieht. Ich glaube, daß 
jeinen diesbezüglichen Ausführungen ein Rechenfehler zu Grunde liegt, und 
will e8 einem nach mir folgenden Redner, der, wie ich glaube, hierauf zu 
iprechen fommen wird, überlaflen, diefen Rechenfehler richtig zu ftellen. Ich 
will nur bei dem verweilen, was er mir zum bejonderen Borwurf gemacht 
bat. Herr Dr. Dade hat hervorgehoben, ich ginge aus von dem Gefehe 
des abnehmenden Bodenertrages. Nebenbei gejagt, ich thue das mit Adolph 
Magner, der im übrigen in der frage der Getreidezölle ja jo weit von 
mir abweicht, und auch Herr Prof. Pohle Hat fich geitern dazu befannt. 
Nun wird uns entgegengehalten: dieſes Gejeg gelte keinesfalls für Die 
Gegenwart; denn die Iandwirtjchaftliche Technik habe in unferer Zeit jolche 
Fortjchritte gemacht, daß wir noch fange nicht an der Grenze der Steige 
rung des Rohertraged angelangt feien; Steigerungen um 50 bi& 100 ®o 
jeien möglich ; und nach Herrn Dr. Dade ſoll e8 noch möglich fein, eine 
um 100 %o größere Bevölkerung durch ausjchließlich auf deutichem Hoden 
erzeugtes Getreide zu ernähren. ch Habe, ala ich diefe Ausführungen des 
Herrn Dr. Dade hörte, den Eindrud gehabt, dak wir beide, d. 5. er umd 
ih, nicht ganz dasſelbe unter dem Gejeße des abnehmenden Bodenertrages 
derjtehen. Er meinte, mit der Betonung des Gefehes vom abnehmenden 
Bodenertrage behaupte man, daß wir in Deutjchland bereits an der ab— 
foluten Grenze der Steigerung des Rohertrages angelangt feien. Das hat 
aber fein Menſch behauptet. Was mit dem Gejeh des abnehmenden 
Bodenertrages behauptet wird, it, daß zwar eine abjolute Mehrung dei 
Ertrages jtattfinden kann, aber jedes Mehr, das erzeugt wird, nur erzeugt 
werden kann zu fteigenden Koiten, und dabei wird zugegeben, daß aud 
diefes Geſetz durch technifche VBerbefferungen vorübergehend fufpendiert werden 
fann. Aber dann tritt es wieder in Kraft, und abgejehen davon find bie 
Bedingungen für die Durchführung diejer verbeflerten Technik nicht überall 
phyſikaliſch gegeben, insbejondere fehlen fie auch dann, wenn wir, wie Baron 
Getto ung in feiner Argumentation vorgeführt Hat, bei der- Behandlung 
diefer Frage ſtets von dem Durchfchnittsbauer ausgehen müſſen mit feiner 
Durchſchnittstechnik, und nicht allzuviel technische Berbefjerungen von ihm 
fordern fjollen. Damit iſt eigentlich ſchon gefagt, daß diefer Sufpenfion 
des Geſetzes des abnehmenden Bodenertrages ſehr enge Grenzen gezogen 
find. Im übrigen aber möchte ich Sie auf eines aufmerfjam machen: 
Angenommen, das Geje des abnehmenden Bodenertrages wäre nicht richtig, 
was würde dies heißen? Es hieße dies: Jede Mehrverwendung von Kapital 
in den Boden giebt nicht nur abjolut, fondern auch relativ größere Er- 
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träge, d. 5. größere Roherträge bei abnehmenden Koften, größere Rein- 
erträge. Warum brauchen Sie dann aber höhere Kornzölle? Dann ver- 
wenden Sie doch mehr Kapital in den Boden, dann erhalten Sie ja ohne 
Zölle von jeder Mehrverwendung immer fteigende Überjchüffe. (Zuruf: Die 
Zölle follen das Kapital anloden!) Wenn der Gewinn von jelbit auf 
natürliche Weife als Folge jeder Mehrverwendung von Kapital fteigt, fo 
ift dies doch ein weit wirkſameres Zodmittel ala alle Zölle. Alſo ent- 
weder das Geſetz des abnehmenden Bodenertrages ift richtig, dann ift die 
Erhöhung der Getreidezölle verwerflich, weil feine Erhöhung derfelben be— 
wirken kann, daß unjere Bevölkerung mit deutſchem Getreide zu erſchwing— 
baren Koften ernährt werden kann; oder es ift nicht richtig, dann ift die 
Erhöhung der Getreidezölle erſt recht verwerflich, da auch ohne die durch 
fie bewirkte fünftliche WVerteuerung des Lebens jede Mehrverwendung von 
Kapital in den Boden fteigende Überſchüſſe abwirit. Nun foll ich von der 
Induſtrie gejagt Haben, daß fie ihren Ertrag ins unendliche zu jteigern 
vernöge. Derartiges habe ich aber weder gejagt, noch entipricht dies 
meiner Meinung. Dagegen bleibe ich bei der Behauptung, daß, abgefehen 
von anormalen Berhältniffen, deren Herbeiführung nicht in unjere Macht 
gegeben ijt, eine Steigerung der Iandwirtjchaftlichen Produktion nur möglich 
ift mit fteigenden Kojten, und eben deshalb muß nach meiner Meinung als 
Folge des Strebend, den gejamten deutjchen Getreidebedarf auf deutſchem 
Boden zu erzeugen, eine dreifache Wirkung eintreten: eine Erſchwerung des 
Daſeins unjerer Bevölkerung, die Verlangſamung und jchließlich der Still- 
ſtand unſerer Bevölferungszunahme und damit naturgemäß eine bedeutende 
Minderung der Machtitellung unferes VBaterlandes. Aber noch mehr. Ent» 
Iprechend dem finkenden Ertrage unjerer nationalen Produktion müſſen auch 
die finanziellen Mittel des Staates für Erreichung feiner Zwecke geringer 
werden. Es iſt mir fehr leid, daß Herr Profeffor Pohle diefen finanziellen 
Gefichtspunft gar nicht in Betracht ziehen wollte. Es wäre ſehr wichtig 
gewejen, darüber zu hören, wie fich die Herren von der entgegenftehenden 
Anſchauung das vorftellen, wie die fteigenden Anfprüche des Staates und 
des Reiches an die Steuerkraft des Volkes, wie die gedeckt werden jollen bei 
einer Wirtfchaftspolitif, als deren Folge der Überjchuß der Produktion über 
die Koften fortwährend in Abnahme begriffen iſt. Don den weiten Zielen 
der Weltpolitik, die und neuerdings geſteckt find, von diejen will ich dabei 
gar nicht reden, denn es liegt auf der Hand,’ daß wir auf diefe bei einer 
ſolchen Wirtjchaftspolitit gezwungen verzichten müßten. (Sehr richtig.) 
Dies um jo mehr, wenn die Bedingung verwirklicht würde, welche Herr 
Profeſſor Sering al® conditio sine qua non jeiner Zuftimmung zur Er— 
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höhung der Getreidezölle bezeichnet hat, und den Arbeitern als Kompen- 
fation für die durch diefe Erhöhung verurfachte Erfcehwerung ihres Dafeins 
die reinen Finanzzölle auf Kaffee und Petroleum befeitigt würden. Gin fo 
aufrichtiger und eifriger Verfechter der Erhöhung der Getreidezölle unfer 
verftorbene® Mitglied Herr von Miquel gewejen ift, ich glaube, mit dem 
Vorſchlage hätten Sie ihm nicht nahe treten dürfen. (Heiterkeit) Dieje 
Rüdfiht auf die Zukunft unferes Waterlandes ift e8, die mich zum Gegner 
der Getreidezölle macht. Unfer verehrter Herr Vorfigender macht mid) 
darauf aufmerkffam, daß ich das weitere, was ich Ihnen gern jagen möchte, 
Ahnen wegen fehlender Zeit nicht mehr vorführen darf. Nur eine Aus- 
führung bitte ich mir noch zu geftatten. Herr Dr. Dade hat heute morgen 
von mir gejagt, daß ich im ſtande fei, mit einem Federſtrich den deutjchen 
Bauernftand zu vernichten. Es war dies fehr wirkſam! ch kann dies 
nicht anders jagen! (Heiterfeit.) Aber es entjpricht jo wenig meiner Ab» 
fiht, daß ich erflären fann, niemand könnte eine Vernichtung des deutjchen 
Bauernftandes lebhafter beklagen als ich. Aber eines muß ich fagen: 
Der Bauernftand ift viel. Es ift dies heute fo oft und fo beredt gejagt 
worden, daß ich nichts hinzuzufügen Habe. Aber er ift nicht alles; er üft 
nur ein Teil und nicht da® Ganze; er ift nur eine KHlaffe und nicht das 
Daterland. Bon Jugend auf aber haben wir gelernt, daß wir alles hin- 
zugeben haben für unfer Baterland. Und — mein Gott! — wenn das 
"Baterland eine Politik forderte, welche die Vernichtung des Bauernitandes 
mit fich brächte, jo gilt das, was allgemeine Bürgerpflicht ift, auch für 
den Bauern. Aber fo fteht es nit. Die Politit, die wir fordern, zieht 
feine folche Folgen nach ſich. Profeffor Log Hat Ahnen geftern von land» 
wirtichaftlichen Betrieben gejprochen, welche auch unter den heutigen Ver: 
bältniffen vecht bedeutende Überſchüſſe abwerfen, und er hat Ihnen auf 
Grund der Erhebungen des Landwirtichaftsrates vorgeführt, ein wie 
geringer Zeil der landwirtichaftlichen Einnahmen heute aus dem Getreide 
verkauf fließt, ein wie viel größerer aus dem Verkauf animalijcher Pro- 
dufte. Nun jagt man, es gebe Gegenden, wo ein jolches Verhältnis nicht 
möglich wäre, und Herr Profeffor Sering hat uns diesbezüglich auf die uns 
fruchtbaren Sandböden des Nordoſtens vertiefen. Spitzt ſich die Sadıe 
aber jo zu, daß wir etwa vor der frage Stehen, ob mir die Befier der 
Sandböden retten wollen oder das Vaterland, dann ift mir nicht zweifel— 
haft, auf welche Seite ich gehe. Die Zeit habe ich Schon überjchritten; ich 
bitte deshalb um Verzeihung, wenn ich nicht auf mehr eingebe, was hier 
vorgebracht worden ift. Es lag wirklih nur im Mangel an Zeit, wenn 
ich nicht darauf erwidert habe. 
(Lebhafter, ſtürmiſch wiederholter Beifall.) 
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Borfigender: Herr Dr. Brentano Hat ſelbſt geftanden, daß er 
die Redezeit nicht unerheblich überfchritten habe. Ich Habe das zugelaffen, 
erſtens weil ich angenommen habe, daß die Verfammlung wünjcht, ihn zu 
hören (Zuftimmung), und zweitens, weil er der verdienjtvolle Antragjteller 
der Beichränfung der Redezeit auf 15 Minuten war. Der Herr, der nad) 
ihm jprechen wird, wird nicht Anjpruch auf gleiche Berüdfichtigung haben 
fönnen. Im Gegenteil, nach Lage der Dinge ift die Redezeit von 15 
Minuten noch zu lang. Ich unterbreite daher der VBerfammlung den Vor— 
ichlag, fie auf 10 Minuten Herabzufegen. Es ftehen noch 9 Perjonen auf 
der Lifte, außerdem Haben wir die Herren Referenten zu hören, und ich 
möchte betonen, daß ihnen eine ausreichende Zeit gelaffen werden muß. 


Dr. Shmoller (Berlin): Wenn Sie jeden von den 9 Herren noch 
15 Minuten reden laſſen, und dann jeder Referent noch 20 Minuten fpricht, 
hätten wir noch über 3 Stunden nötig, ich glaube, dann kann feiner mehr 
von Ihnen zuhören. (Zuftimmung.) Ich fchlage daher 5 Minuten vor. 


Vorſitzender: Ich Laffe abjtimmen. Sind Sie einverjtanden mit 
10 Minuten? (Paufe.) Das ift die Minderheit. Ich laffe über Herab- 
jegung auf 5 Minuten ftimmen. (Pauſe.) Das ift die Majorität. Die 
Redezeit ift aljo auf 5 Minuten bejchränft. 


Dr. Bingner (Berlin): Wenn ih auch in diefer Frage das Wort er= 
greife, wie zur Wohnungsfrage, jo glaube ich hierfür ebenfalls eine gewiſſe Legiti- 
mation zu Haben. Sch habe im Auswärtigen Amt an der Vorbereitung der 
Hanbdelverträge mitgearbeitet und dabei allerlei praktische Kenntniſſe erlangt, 
deren Mitteilung nütlich fein wird für die Beurteilung der jegigen Lage. 
Ich glaube, troß des allgemeinen Widerſpruchs, der Hier in einzelnen Punkten 
hervorgetreten ift, find doch die Redner darüber einig: wir wollen wieder 
Handelsverträge haben. Nur behaupten einige bier, auf Grund des neuen 
Entwurje würden wir nicht in der Lage fein, brauchbare Handelöverträge 
zu erreichen. Diefe Behauptung wurde ohne thatjächliche Begründung auf- 
geftellt und iſt geeignet, unjere Stellung bei den künftigen Handelsvertrags— 
verhandlungen zu erjchweren. (MWiderjprud.) Es iſt bedauerlich, daß die 
Empfindung für die im nationalen Intereffe gebotene Zurüdhaltung noch 
jo wenig bei ung ausgebildet ift. Eine der lehten Bemerkungen Miquels 
darüber war: Wenn in England eine derartige Aktion in Vorbereitung 
wäre und der Minifter würde nur einen Zeitungsjungen berüberjchiden und 
jagen lafjen: „Ich bitte, daß diefe Dinge nicht in die öffentliche Debatte 

Schriften XCVIII. — Verhandlungen 1901. 21 


322 Debatte. 


gezogen werben“, wäre jegliche Kritik vorläufig unterblieben. (Widerſpruch 
und Heiterkeit.) Wir find auf diefen Standpunkt noch nicht gekommen. 
Don diefem Standpunkte eine® gefunden nationalen Egoismuffes aus aber 
behaupte ich ferner, daß wir für unfere damaligen Handelövertragsverhand- 
lungen ungenügend vorbereitet gewejen find. (Widerſpruch.) Laſſen Sie 
mich ein Bild von der Marine entnehmen. Wenn wir heute fchnellfeuernde 
Kreuzer bauen mit einer ficheren Artillerie, jo werden wir ihnen doch aud 
einigen Panzerſchutz geben, weil die Feinde ihn auch Haben. Diefen Schuß 
hatten wir damals nicht. Cine Großmacht xten Ranges wie die Schweiz 
hatte fich damals mit einem folchen umgürtet. Welche Wirkungen das für 
die Erfchwerung unferer Stellung bei den Verhandlungen mit ihr und für 
das endliche Ergebnis Hatte, habe ich mit Betrübnig erlebt. Auch jett find 
vielfach in der Debatte die beiden Geſichtspunkte nicht auseinander gehalten 
worden, daß der Zolltarif zum Schuß unſerer Produktion in erfter Reihe, 
in zweiter erft durch die Möglichkeit der Herabfegung zu Handelsvertrags— 
verhandlungen dienen fol, die ihrerjeit3 die Ausdehnung unſeres Erportes 
bezweden. Meines Erachtens ift e8 daher Pflicht der Reichsregierung ge: 
wejen, über die zum Schuß unbedingt nötigen einzelnen Säfte hinaus etwas 
zum Abhandeln zu bieten, denn wenn wir nichts zum Abhandeln zu bieten 
haben, können wir auch nichts erwarten. Deshalb war ed nur vorfichtig, 
wenn ein möglichft lüdenlofer Tarif aufgeftellt wurde. Hier find nun ſehr 
viele Herren aufgetreten, die fich bloß mit der Frage der landwirtichaftlichen, 
insbeſondere Getreidezölle befaßt Haben, dieje find aber doch nicht das allein 
Mafgebende, jondern der Tarif muß in feiner Geſamtheit aufgefaßt werden. 
Die Frage des Minimaltarifes werde ich jpäter noch berühren, obwohl die 
Zeit mir fehr bejchränkt ift. Der einzige Herr, der auf die Michtigfeit der 
Geftaltung des Gejamttarifes Hinwies außer dem Referenten Profeſſor Schu: 
macher, da& war Profeſſor Schmoller, der dargelegt hat, wie ein gejchidt 
aufgeftellter Zolltarif in der Hand eines gewandten Diplomaten die beite 
Bafis für Vertragsverhandlungen ſei. Nun ift der leitende Gedanke bei der 
Aufitellung unjere® neuen Tarife geweien, die nationale Arbeit in ihrer 
Gejamtheit zu ſchützen. Dazu find Produktionsſtatiſtiken nötig gewefen. 
Diefe in kontradiktorifchem Verfahren aufzuftellen, war aber nicht möglich), 
weil wir durch Einblid in unfere gefamten Produftionsverhältniffe wieder 
dem Auslande Waffen in die Hände gegeben hätten. Nicht ohne Grund 
verſuchen 3. B. die amerikanischen Konſuln wieder und wieder bei Prüfung 
der GErportfafturen Kenntni® don dem gejamten Betrieb der betreffenden 
Induftrien zu erlangen. Wenn wir auf Grund diejer Produktionsftatiftil 
jo verfahren wollen, daß alles, was bei ung gemacht wird, auch fünftighin 
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bergeftellt werden fann und dabei auch die unter ungünftigeren Bedingungen 
arbeitenden Betriebe gejchügt werden ſollen, jo bedingt das allerdings für 
die beifer geftellten Betriebe eine Prämie — das ift richtig. Der Tarif 
ift ferner felbjtverftändlich jo aufgeftellt, daß er überall über den jchlecht« 
hin nötigen Mindeſtſchutzſatz einen äußerlich nicht erfichtlichen Zufchlag ent— 
hält, der nachher abgehandelt werden kann. (Lachen) Dieſen Zufchlag 
fann man eben nicht äußerlich erfichtlich machen; wie Hoch die Spannung 
ift, kann man ohne weiteres nicht jehen, daher manche unnötig ſcharfe 
Kritil. Die Me Kinley-Bill hat das Syitem des Schutzes der gejamten 
nationalen Produktion zuerft aufgeitellt. Diefes Syftem drängt aber ferner 
von ſelbſt auf eine immer weitere Specialifierung der Sätze, damit muß 
fallen gelaffen werden das Syſtem der allgemeinen bedingungslojen Meift- 
begünftigung ; die veränderte Auffaffung, daß Tarifbegünftigungen nur gegen 
gleichwertige gewährt werden jollen, haben ebenfalls die Vereinigten Staaten 
zuerft bei ihrem Handelsvertrag mit Brafilien geltend gemacht und durch 
beide Grundjäge ihre nationale Wirtjchaft auf eine größere Höhe geführt 
ala wir. Mit derjelben Einfchränktung werden wir daher, wenn wir in 
neue Verhandlungen eintreten, nur noch die allgemeine Meiftbegünftigung 
zu gewähren haben. Der landwirtjchaftliche Minimaltarif ift hervorgerufen 
durch die Furcht — vestigia terrent. Die Landwirte glauben nicht ohne 
Grund, daß man aus ihrer Haut ala Preis der andern Kontrahenten in 
den Gaprivifchen Handelöverträgen das Fell geichnitten hat. (Widerfpruch.) 
Die Landwirtichaft ſoll künftig nicht wieder allein die Koften tragen. Ich 
bin übrigens jelber fein Anhänger der Getreibezölle.. Ich bin behufs Hebung 
und Stabilifierung der Preife für Beichränfung der Einfuhr mit gewiffen 
FKautelen und in Verbindung mit focialen Reformen, folche find auf dem 
Lande nur denkbar bei günftigen Preisverhältniffen, nicht aber bei finkenden. 
Wir müflen alfo zuerjt die Grundlagen jchaffen, um folche Reformen ein— 
zuführen ; das Geld muß vorhanden jein, dann kann die Reform damit verbunden 
werden. Ein Wort noch zur Bevölferungsfrage. Dan jagt fich, die Landwirt» 
ichaftliche ift ftabil geblieben, die andre geitiegen. Da fragt es fich, ilt es 
wünfchenswert, daß das Wachstum der Bevölkerung überhaupt in dem Maße 
weiter geht? Ich fage: nein. Wachstum ift wünfchenswert, aber nicht in 
diefer Progreifion; es jollte daher eingebämmt werden. Die Gründe dafür fann 
ich hier nicht mehr entwideln. Dann erwägen Sie au: ift e8 bei unjeren 
Verhältniſſen unabweisbar, dab die induftrielle Bevölkerung künftig allein 
wächſt und die landwirtfchaftliche jtabil bleibt? Da fage ich: das iſt auch nicht 
nötig ; wenn wir den auf dem Lande unentbehrlichen Handwerkern den nötigen 
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innere Rolonijation durch Bildung fleiner Rentengüter für Landarbeiter und 
durch Seßhaftmachung industrieller Arbeiter auf dem Lande in fleinen 
Häuschen mit Garten betreiben, werden wir in der Lage fein, zumal die 
ftädtifche Bevölkerung ja im wefentlichen durch Zuzug der fräftigiten Ele— 
mente vom Lande wächit, dag Anmwachjen der Gejamtbevölferung gleihmäßig 
auf Stadt und Land zu verteilen. (Gelächter) Wir werden außerdem der 
gefamten Volkswirtſchaft durch Mräftigung des Handwerf3 nüßen, da bie 
Induſtriellen fich ſchon bellagen über die Zunahme der ungelernten Arbeiter ; 
das find doch keine Zuftände, die erfreulich find und deren Yortjeßung wir 
weiterhin wünfchen dürfen. Allerdings können wir nicht durch den Zoll: 
tarif allein eine derartige Weiterentwidlung in andere Bahnen lenken; ich 
glaube aber, es wird zum Heile des Vaterlandes dienen, wenn die von mir 
gekennzeichnete auch innerpolitijche Gefamtrichtung eingefchlagen wird. ch 
wiederhole: wir können mit dem neuen Bolltarif zu Handelsverträgen 
fommen, wenn er nur in die gefchidte Hand gelangt (Zuruf: Bülow ?); es 
find darin eine Reihe von Pofitionen, die durchaus geeignete Handhaben 
zur Abhandlung bieten, 3. B. in der Lederinduftrie, in der manches von 
Öfterreich eingeführt wird, was wir überhaupt nicht herſtellen. Alfo ich 
glaube, jo pejtfimiftiich, wie von vielen Seiten gejchieht, darf man nicht die 
Sache anfehen, jondern man fann dad Vertrauen haben, daß, wenn diejer 
Zolltarif Gefeg wird, durch Handelävertragsverhandlungen jchon die Abs 
minderung erreicht wird, die im Intereſſe des Baterlandes wünſchenswert ift. 


Dr.v. Schulzje-Gäverniß (Freiburg i. B.): Die Gegner einer ver— 
fehröfreundlichen Handelspolitit prophezeien in mehr oder minder ferner Zus 
kunft den Verluft unferer fremden Märkte, die Empörung unjerer außländifchen 
Schuldner, kurz eine große wirtjchaftliche Krifis, „ein Ende mit Schreden“. Ihre 
Schilderungen gehen zum Zeil fo jehr in Einzelheiten, daß man ſich wundern 
muß, warum in unferem jchreibjeligen Vaterlande nicht jchon ein dickleibiges 
Buch geichrieben ift: „Die Wirtjchaftsfrifis des Jahres 1970” vder einer 
ähnlichen Jahresziffer. 

Als wiſſenſchaftlicher Menſch proteftiere ich gegen diefe „Wirtjchafte- 
geichichte der Zukunft“. Iſt es doch eine der beiten Errungenjchaiten unferer 
hiſtoriſchen Schule, die Wirtichaftsgejchichte ala einen unablöslichen Teil der 
allgemeinen Geſchichte, der politiichen wie der geiftigen, erfannt zu 
haben — mit beiden in engjten Wechjelbeziehungen verflochten. Ein barer 
Unfinn aber wäre, dies wird ein jeder zugeben, eine allgemeine „Geſchichte 
der Zukunft”. Diejelbe hängt ab von den Männern, welche fie machen 
werden. Insbeſondere wird das Auf und Nieder unjerer wirtjchaftlichen 
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Entwicklung abhängen von der Gewiffenhaftigfeit und der Meitficht der— 
jenigen Männer, welche die politifche Gejchichte Deutfchlands lenken; 
fie wird davon abhängen, ob es ihnen gelingen wird, das Kleindeutſchland 
von Heute, ohne Überftürzung aber mit ficherer Hand, zum „Größeren 
Deutichland” zu erweitern. Noch wichtiger für unfere wirtjchaftliche Zukunft 
aber find die fittlichen und intellektuellen Gigenfchaften der breiten Maſſe 
unferer Nachfahren; das eigentlich Entjcheidende fcheint mir zu fein, inwie— 
weit fie an fittlicher Willengenergie und pflichtmäßiger Lebensauffaffung 
ihren Mitbewerbern einft überlegen fein werden. 

Die Wirtfchaftspolitif bejchäftigt fich demgegenüber praktiſcherweiſe 
mit der Gegenwart und den für diefe allein in Betracht fommenden 
Jahren der nächften Zukunft. Für die Gegenwartöfrage unjerer Handels» 
politif aber möchte ich auf einen Punkt hinweiſen, der in den vielfachen 
Auseinanderfegungen über diefen Gegenjtand bisher zu kurz Fam. 

Es war das wichtigjte Ereignis der neunziger Jahre für Deutichland, 
daß Kaifer Wilhelm II. den maritimen Gedanken in unfer Volk Hineinwarf. 
Diefer Gedanke, erjt widerwillig aufgenommen, hat im DBerlauf weniger 
Sabre tiefe Wurzeln gejchlagen. Die Flottenpolitit des Kaiſers er- 
fcheint breiten Schichten des gebildeten Deutjchlands heute bereits ala 
ein Verdienft, das der Armee-Organifation Wilhelms I. an die Seite zu 
jeßen ift. 

Unter diefem Gefichtspunfte freilich ift e8 klar, daß das bisher auf 
dem Gebiete der Flotte Erreichte Lediglih al® ein Anfang zukünftiger, 
größerer Entwidlung anzufehen ift; eine Eleine oder jelbjt eine Mittelflotte 
it für uns die gebrachten Opfer nicht wert, wenn fie nicht den Keim der 
Großmachtflotte bedeutet. Auch in maritimen Fragen muß Deutichland 
einmal auf eigenen Füßen ftehen, um jo mehr als Koalitionen jtets — ine 
befondere aber zur See — äußerſt unficher find. 

Kriegsichiife aber find Maſchinen, Eoftijpielige Ma— 
Ihinen, und Mafchinen befißt der allein, der das Kapital 
befigt. Nur kapitalkräftigſte Nationen können eine Großmachtflotte be= 
fiten. Wir aber find ein bis vor furzem armes Land mit beichränftemn 
Areal. Wenn anders die Entwidlung unferer Seemacht nicht zu vorzeitigem 
Abfterben verdammt fein foll, jo brauchen wir eine ganz außerordentliche Zu— 
nahme des nationalen Kapitald — und zwar bald, in den nächften Jahre 
zehnten. Dieje jchnelle Vermehrung des nationalen Kapitald aber können 
wir nur von einer Blüte des Gewerbileißes und des Handels 
erwarten. Nur auf Grund einer folchen Blüteperiode war es möglich, die 
lottenvorlage der neunziger Jahre zu verwirklichen; nur in einer gleichen 
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Blüteperiode wird e8 möglich fein, das Wachstum unjerer Flotte weiter zu 
fördern. 

Neben vielen anderen Gründen ift es alfo auch die Rückſicht auf die 
Entwidlung unferer Seemacht, welche unfere Reichöregierung dazu führen 
muß, die jchwere MWirtjchaitäkrifis, in der wir und zur Zeit befinden, 
nach Kräften zu heilen. Sollte die Krifis zur jchleichenden Krankheit aus- 
arten oder gar infolge von Zollfriegen in furchibarer Kataftrophe gipfeln — 
jo war Deutjchlands Größe zur See ein kurzer, wejenlojfer Traum, und jtatt 
für die Flotte zu agitieren, wären wir befler jpazieren gegangen, 

Noch aber hat es die NReichöregierung in der Hand, der Kriſis von 
heute die Spite abzubrechen und das Mißtrauen, welches immer weiter 
um fich frißt, wirkſam zu bekämpfen. Das Mittel heißt: Handels: 
verträge, günftige Handelsverträge, Handeläverträge unter allen 
Umjftänden, Sandelöverträge auch dann, wenn fich eine Erhöhung der 
Getreidezölle mit ihnen ala unverträglich erweifen ſollte. Der Kaiſer be 
zeichnete die Handeläverträge Gaprivis ala eine „rettende That“; dieſe Be: 
zeichnung wird von den Handelöverträgen, deren wir Heute bedürfen, in 
erhöhten Maße gelten. 

Daß man durch Erhöhung der Getreidezölle die Agrarier für ihre 
Haltung in der Flottenabftimmung belohnen, jowie für fünftige Flotten- 
fragen günftig ftimmen jolle, jällt dann wenig ins Gewicht, wenn man durch 
eine folche Politit die ganze wirtjchaftliche Grundlage unferer Flottenent: 
wicklung zeritören würde. Die Agrarier wifjen übrigens fehr wohl, daß 
jede künftige Flottenvorlage, in welcher fie mit Nein flimmen würden, in 
Deutſchland dadurch nur um jo populärer werden würde; würde doch z. #. 
auch die Kanalvorlage, wenn man fie, etwa mit bayriſchen Kanälen ver 
foppelt, dem Reichötage vorlegen könnte, gerade wegen des agrarifchen 
MWiderjpruches vorausfichtlich glatt durchgehen. 

Agrarpolitijche Gefichtspunfte ernjterer Art aber führen, meiner Meinung 
nach, keineswegs zur Erhöhung der Getreidezölle, wie ich wegen der auf fünf 
Minuten bejchränkten Redezeit bier leider nicht mehr ausführen fann. Nur 
foviel ſei bemerft: 

Für denjenigen, der fein Auge nicht den Thatjachen verſchließt und 
der ganz Deutjchland ala agrarpolitifches Beobachtungsfeld überfieht, iſt 
es klar, daß der Fortſchritt des ländlichen Sleinbetriebes von dem Fort— 
fchritt des deutſchen Induftrieftaates geradezu abhängig ift. Der Bauer 
flammert ſich ſozuſagen an die Rodichöße des auffteigenden Induſtrieſtaates 
und wird von ihm in die Höhe gezogen. 

Der dentende Volkswirt weiß, daß man die Landwirtichaft durch Er- 
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höhung der Getreidezölle an dem toten Punkte feftnagelt, von dem fie fich 
joeben vielfach in hoffnungsvoller Weiſe loslöſt. 
(Stürmijcher Beifall.) 


Greuzgbauer: AL vorhin Profeffor Brentano feine Theorie vom 
abnehmenden Bodenertrag außeinanderjegte, wurde ihm aus dem Zuhörer— 
raum zugerufen: „Die höheren Getreidezölle jollen ja das Kapital liefern, 
mitteld deſſen ein höheres Bodenerträgnis erzielt werden kann.” Meine 
Wiſſens haben wir bisher ſtets gehört, die höheren Getreidezölle jollten nur 
die Eriftenzfähigkeit der Landwirte ermöglichen. Wenn Sie aber die Zölle 
jo firieren wollen, daß fie ausreichen nicht nur um die Lebensbedürfniſſe 
der Landwirte zu beftreiten — und hierzu follen ja die von den Agrariern 
geforderten Sätze eben ausreichen — Sondern wenn fie auch noch das 
Kapital zur Ameliorifation für das Land liefern jollen, dann frage ich: 
„Wie hoch wollen Sie denn eigentlich die Zölle fchrauben?” Nunniehr 
wende ich mich gegen Profefjor Schumacher. Ich Habe mich darüber be- 
fonnen, wie der Tarif wohl ausſehen wird, den er im Auge hat. Schumacher 
jagt, für einzelne Zollpofitionen empfieht fich eine Bindung für fürzere Zeit, 
etwa für 5 Jahre, und ſpäter wieder fagt derfelbe Profeſſor Schumacher, 
er habe perjönlich auch nicht? dagegen, wenn man für einzelne PBofitionen 
auch unter die Mindeſtſätze heruntergeht. Stellen Sie ſich nun vor, meine 
Herren, wir haben einen lüdenlofen Doppeltarif und wollen Handelsverträge. 
Wo bleibt da die Konfequenz, wenn wir für einige Pofitionen die Zeit der 
Bindung auf die Seite fchieben und für andere Pofitionen wieder die 
Mindeftfäge? Und nun nur noch eine furze Bemerkung. Es ift nur ein= 
mal darauf bHingewiefen worden, daß gerade in der fyrage der Handels— 
verträge ein Parallelismus zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern beiteht, 
wie er fi) wohl nie mehr finden wird, und ich möchte betonen, daß ge— 
ade jet in dem Kampf um die Handeläverträge nicht oft und nicht 
energifch genug auf diefen Punkt Hingewiefen werden kann und muß. 


Dr. Borgius (Berlin): Herr Dr. Pohle hat und Hier die „Politik der 
goldenen Mittelſtraße“ angepriefen und der Regierung empfohlen, zwijchen 
den Forderungen des Bundes der Landwirte und des Handelävertragävereing 
eine jchöne Mitte inne zu Halten. Meine Herren, mir jcheint, dies iſt der 
ichlechtefte Rat, den man der Regierung in der vorliegenden Trage geben 
fann. Daran franft ja unfere ganze Volkswirtſchaft ſeit langen Jahren, 
daß die Regierung anfcheinend ohne Klare und fejtes eigenes Programm 
fih von den Parteien hin und her ziehen läßt und viel zu jehr die bloßen 
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Refultate aus dem woirtjchaftlichen Parallelogramm der Kräfte daritellt. 
Daher der leidige Zickzackkurs, je nach dem Überwiegen des Einfluffes der 
einen oder anderen Gruppe. Aber e& giebt in diejer Frage meines Gr: 
achtend gar feine „Mittelftraße“. Es handelt fich ja Hier nicht um ein 
Eleines Mehr oder Weniger der Zollhöhe, fondern es jchlägt, um mit Marz 
zu reden, die Quantität und die Qualität um. Die Zölle find ja mur ein 
Mittel zum Endzweck, über diefen müſſen wir uns Elar fein: Entweder wir 
jtreben dahin, Deutſchlands Wirtſchaft zu ifolieren und aus dem Auslande 
nur noch „Kaffee und Snadmandeln“ zu beziehen, wie auf der letzten 
Generalverfammlung des Bundes der Landwirte offen ausgeſprochen wurde, 
oder wir eritreben einen Zuftand, in dem wir zum Austaujch mit dem Aus« 
lande alles das produzieren, was wir befjer oder billiger ala das Ausland 
herftellen können, und importieren alles das, was dad Ausland befjer und 
billiger herftellt al8 wir. Sfolierungspolitif oder Weltmarkts— 
politif, ein drittes giebt es nicht. 

Herr Profefjor Sering fagte zwar, wir brauchten die Getreibeölke, 
weil der Bauernftand als folder — aus Gründen der Bevölkerungs— 
politit — erhalten werden müfje; er jelber gab aber zu, daß der Bauer 
am Getreidebau nur relativ wenig interejfiert jei und der Großgrund: 
befiger bei weitem den Rahm von den Getreidezöllen abjchöpite. Er 
meinte, diefe unfreiwillige Bereicherung des Großgrundbefigerd müßte man 
in Rüdfiht auf die Bauern mit in Kauf nehmen. Aber, meine Herren, 
was würde man etwa don der Armenverwaltung einer Stadt jagen, welche, 
um den Armen zu helfen, das ihr zur Verfügung ftehende Geld einfach auf 
die Straße ftreute, wohl bewußt, daß es dabei zu neun Zehnteln an 
Nicht-Unterftügungsbebürftige gelangt, aber in der Hoffnung, daß die wirf- 
lichen Armen dabei auch ein Zehntel abbefommen würden. Ich glaube, 
wenn man dem Bauern beljen will, jo giebt es Hierfür andere Mittel, 
ale Zölle und vor allen Dingen andere Mittel als Getreidezölle. Es 
fann doch nicht bejtritten werden, daß letztere in mancher Binficht dem 
Bauern jogar zum Schaden gereichen. Nicht nur, daß fie ihm, der haupt: 
jächlich Viehzüchter iſt, das Viehfutter verteuern, dor allen Dingen führen 
fie dazu, den an fich weniger rentablen Getreidebau auf Koſten anderer 
Zweige des landwirtjchaftlichen Betriebes aufrecht zu erhalten und jogar 
auszudehnen. 

Nun noch eine kurze Ermwiderung auf die Ausführung des Herrn 
Regierungsrats Bingner. Derjelbe Hat gejagt, man jchädige die deutjche 
Handelspolitif, wenn man immer darüber Grörterungen pflege, ob das 
Ausland geneigt fein würde, auf Grund des neuen Entwurfes Handels— 
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verträge mit ung abzufchließen. Ya, meine Herren, der neue Zolltarif ift 
doch aber in erfter Linie ein Mittel zum Zweck der Handel3verträge, und 
es nut doch nicht, eine Ware zu produzieren, wenn man fich nicht vorher 
darüber klar ift, ob fie Käufer findet. Und wenn wir den Zolltarif in der 
Dffentlichkeit nicht unter diefem Gefichtepunft behandeln follen, jo möchte 
ich fragen, wen jollen wir die endgültige Geftaltung desjelben anvertrauen ? 
etwa den geheimen Berhandlungen des Wirtjchaftlichen Ausfchuffes? Nun, 
meine Herren, ich glaube gerade dieje können uns ein warnendes Beifpiel 
fein. Sie fennen zur Genüge die Zufammenfjegung dieſes Gremiums, mir 
felber ijt mehr als einmal von Herren, die dort ald Sachverftändige ver— 
nommen find, verfichert worden, daß man den Induſtriellen dort Zoll« 
erhöhungswünjche förmlich aus dem Leibe herausgefragt Hat. Sehr 
erflärlich, denn das Agrariertum und die ihm Freundlich gefinnten Regierungs« 
ftellen und indujtriellen Gruppen brauchten ja eine möglichft weitgehende 
Zollſucht der Induftrie, um das Ertreme ihrer eigenen Zollerhöhungs- 
Beitrebungen möglichjt wenig hHervortreten zu laſſen. Und wenn Kerr 
Regierungsrat Bingner weiter gejagt hat, er habe das Vertrauen zu dem 
diplomatijchen Gejhid der Regierung, daß fie auch auf Grund des im 
Entwurf vorliegenden Zolliarifes Handeläverträge zu flande bringen werde, 
fo. fann ich nur jagen: Bor ſolchen Handeläverträgen bewahre und ber 
liebe Himmel. Denn wie würden fie ausjehen? Die Landwirtichaft würde 
durch die Weindejtzölle fich gegen die wichtigften Zugejtändniffe gefichert 
haben. Die Lajt der von deutjcher Seite zu leiftenden Konzeifionen würde 
alſo mit voller Wucht auf die Induftrie fallen. Die Gegenleiftungen aber, 
welche diejelbe vom Auslande erhielte, würden faum der Rede wert jein; 
denn die Sache liegt doch nun einmal fo, daß die für unfere Induſtrie— 
einfuhr Hauptjächlich in Betracht fommenden Staaten zu uns in der Haupt— 
fache landwirtſchaftliche Produkte einführen, von inbduftrielln Boll 
ermäßigungen Deutſchlands alfo wenig Vorteil haben und demgemäß für 
jolhe auch wenig Gegenleiftungen gewähren werden. Was wir brauchen, 
ift nicht die Form der. Handeläverträge, fondern ihr Inhalt; der aber 
fönnte bei Bertragsichluß auf Grund des neuen Bolltarifentwurfes nur ein 
höchſt dürftiger jein. 
(Beifall.) 


Prof. Anſchütz (Sonneberg): Seitens des dritten Referenten wurden 
geitern über die Hausinduftrie und insbejondere über die thüringifche Spiel- 
wareninduftrie Außerungen gethan, die nicht unwiderjprochen bleiben dürfen. 
Ich weiß, daß der Herr Referent jeine Auffaffung litterarijch belegen kann, daß 
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e8 Schriften giebt, die auf denfelben dunklen „Grundton des Elends ab- 
geftimmt find“, aber dadurch bleibt diefe Auffaflung nicht weniger unrichtig, 
und es find auch neuerdings wieder Erhebungen angeftellt worden, die zu 
einem ganz anderen Ergebnis geführt haben. Mir jcheint es, ala ob dieſe 
Unterfuchungen nicht immer genügend in die Tiefe gehen. Um in eine 
Induſtrie fich volljtändig einzuarbeiten, um die innerfte Struktur namentlich 
eine® jo fomplizierten Organismus, wie e8 die Spielwaren: Hausinduftrie ift, 
icharf zu beleuchten, dazu gehört ein Aufenthalt von Monaten an Ort und 
Stelle, jonft entfteht ein Zerrbild, und die betreffenden Darftellungen ent- 
behren teilweije eines ſolchen zerrbildartigen Charakter nicht. Man ſpricht 
von einer Belämpfung und Überwindung der Hausinduftrie und begründet 
dies u. a. dadurch, daß die Waren minderwertig find. Sch erinnere daran, 
daß vor zwei Jahren bier im Verein für Socialpolitif, ich glaube von 
Herrn Profeffor dv. Philippovich, gejagt wurde, daß das Gegenteil der Fall 
it. 68 iſt damals auf die Wiener Konfektion, auf die Balinger Fein- 
mechanit und auf die Solinger Stahlwareninduftrie hingewieſen worden. 
Hinfichtlich der Leßteren wurde hervorgehoben, daß da, wo e8 fi) um Ans 
paffung an den jeweiligen Geſchmack, um technifche Gejchidlichkeit, um 
funftvolle Formgebung Handelt, die Hausinduftrie obenan fteht, und das 
gilt auch Wort für Wort für die Spielwaren: Hausinduftrie. Bon diefer Induſtrie 
und ihren Leiftungen fich ein eigenes Bild zu fchaffen, dazu hat man in 
Chicago und in Paris Hinlänglich Gelegenheit gehabt. Man jagt, daß die 
Hausinduftrie im Abjterben begriffen fei. Die Berufs: und Gewerbezählung 
von 1895 Hat das Gegenteil erwiefen, ein Rüdgang ift meines Wiſſens nur 
in der Zertilinduftrie feitgeftellt worden. Sodann wurde von erbärmlichen 
Löhnen gejprochen, die eben noch notdürftig zur fümmerlichen Eriftenz aus— 
reichen. Ich lade Herrn Pohle ein, an den Gib diefer „verelendenden” Haus— 
induftrie, diefer „parafitifchen Erportinduftrie” zu gehen, um fich zu über: 
zeugen, zu welchen Übertreibungen man in den erjchienenen Schriften ſich 
teilweife bat bHinreißen laffen. Dr. Raufh hat auf Grund eingehender 
Unterjuchungen nachgewiejen, daß Elend und Hunger ganz vereinzelte Er— 
jcheinungen find, und daß fleißige und geſchickte Arbeiter noch immer ihr 
Ausfommen gefunden Haben. ch erinnere daran, daß erjt neuerdings in 
einzelnen Branchen die Löhne um 15, 20 %o erhöht worden find. Übel 
ftände find, das foll nicht geleugnet werden, in Bezug auf die Wohnung 
vorhanden, aber da befinden wir ung bereit mitten in der Arbeit, eine 
Befferung der Verhältniffe herbeizuführen. Auch den Übelftänden der über 
mäßigen Sinderarbeit wird gejehlich abgeholfen werden müfjen. Wenn 
Sie aber von folchen Schäden, deren Bejeitigung möglich ift, abfehen, dann 
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bleibt eine Betriebsform, die eine berechtigte voltswirtjchaftliche Aufgabe zu 
löſen bat, zu deren Gedeihen aber diejenige Wirtſchaftspolitik erforderlich 
ift, in welcher gegenwärtig die ftarfen Wurzeln unferer Kraft überhaupt ruhen, 
eine Wirtjchaftspolitif, gerichtet auf die kräftige Förderung unſeres Außen» 
handels. 


Dr. Kuntze (Dresden): Ich hatte die Abſicht, vom Standpunkte der 
Zertilinduftrie aus die Notwendigkeit der Fortführung der Handelsvertrags— 
politit Hier zu begründen; bei der Beichränfung der Redezeit auf 5 Mi» 
nuten iſt dies jedoch ganz unmöglich, und ich befcheide mich, nur einige 
Ausführungen de Herm Dr. Pohle vom Standpunkte der Zertilinduftrie 
aus zu beleuchten. Herr Dr. Pohle Hat wiederholt in jeinem Referat da— 
hin fi ausgeſprochen, als ſeien die augenblidlichen, zollpolitifchen Kämpfe 
wie ein Kampf zwiſchen Schußzoll und Freihandel anzufehen. Ich glaube, 
ed wird unter den Induftriellen heute jehr wenig Vertreter des unbedingten 
Freihandels geben, und ich möchte ala Bertreter eine® Verbandes der 
deutichen Baummollweberei, die ja jo gern als freihändlerifch angegriffen 
wird, diefe Darftellungen nicht unwiderfprochen laſſen. Nach der Herbei— 
führung des unbebingten Freihandels jehnt fich auch jelbft in dieſer In— 
duftrie, die jonjt wirtſchaftspolitiſch Liberal gefinnt ift, kaum jemand, 
und zwar weder bezüglich der Halbiabrifate, noch bezüglich der Ganz- 
fabrifate. Man wird zugeben müffen, daß die Induſtriellen in ihren 
Außerungen binfichtlich ihrer Zollwünfche vielfach überſpannte Schußzoll- 
forderungen gejtellt Haben. Ich glaube aber, daR dieje Forderungen groß» 
gezüchtet worden find durch die Forderungen der Landwirtjchaft, deren In— 
tereffenvertretungen ſeit 1893 nicht müde geworben find, eine wefentliche 
Erhöhung der Agrarzölle zu verlangen. Die Induftriellen find einerfeits 
angeftachelt worden durch diefe Forderungen, und mußten fich andererfeits 
logifcher Weife jagen, daß, wenn die Forderungen des Bundes der Land— 
wirte und anderer Vertretungen der Landwirtjchait auch nur zu einem 
Zeil im künftigen Zolltarif Erfüllung finden, eine Erhöhung aller Pro- 
duktionskoſten eintreten muß, und daß fie daher beftrebt fein müſſen, 
auf dem inneren Markte möglichit hohe Preife durchzudrüden, was ihnen 
eben nur unter Schußzöllen möglich fein wird. Ich muß auch einem 
der Borredner recht geben, der da ausgeführt hat, daß die VBernehmungen 
vor dem MWirtjchaftlichen Ausſchuß angeregt haben, mit Zollwünfchen nicht 
hinter dem Berge zu halten. ch kenne die VBerhältniffe in einer Special» 
branche der Tertilinduftrie, wo unter den Intereſſenten die Abficht beitanden 
hat, der Reichäregierung eine Ermäßigung der betreffenden Fabrikatzölle an— 
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heim zu geben; es ift aber davon fchließlich Abjtand genommen worden, 
weil dieje Kreife fich jagten, daß wirklich fein Grund vorläge, wo auf allen 
Geiten eine Erhöhung gefordert werde, für eine Ermäßigung zu plaidieren, 
Man hat e8 der Reicharegierung ruhig überlaffen und weder für Ermäßi— 
gung, noch für Erhöhung Anträge eingebracht, und der Bolltarifentiwurf 
weilt eine Erhöhung der Zölle diejer Fabrifate auf, worüber 
denn die betreffenden Induſtriellen einigermaßen erftaunt waren, da ein 
wirtfchaftliches Bedürfnis abfolut nicht vorliegt. Herr Dr. Pohle Hat in 
feinen weiteren Ausführungen eine Berechnung aufgeftellt, wieviel Arbeiter 
für den Erport thätig ſeien; ich jehe ganz ab von der Nichtigkeit diejes 
Berechnungsſyſtems und gehe von der Zahl aus, die er angiebt, nämlich 
daß etwa 1200000 Arbeiter im Export follen bejchäftigt fein. ch Halte 
diefe Zahl entjchieden für zu gering und weiſe nur darauf hin, daß Mi— 
nijter Möller diefe Zahl befanntlih auf 10—12 Millionen Arbeiter ge: 
ſchätzt Hat; vielleicht ift aber auch dieſe Zahl noch zu niedrig gegriffen, 
denn man wird zugeben müfjen, daß für das Zuftandefommen vorteilhafter 
Handeläverträge und für die Aufrechterhaltung unfere® Erports bei weitem 
nicht allein die Zahl der für den Erport bejchäftigten Perfonen belangreich 
ift, fondern überhaupt alle Bejchäftigten in einer Induftrie, die mehr oder 
weniger am GErport intereffiert ift. Die Wirkwareninduftrie z. B. erportiert 
nach den produftionaftatiftiichen Erhebungen von 1897 beiläufig 60 %o 
ihrer gejamten Erzeugniffe; mir ijt fein einziger Betrieb befannt, der Ledig- 
lich für das Ausland arbeite und auf den Weltmarkt angemwiefen ift; in 
allen Betrieben bildet die Beichäftigung für den nationalen Markt einen 
größeren oder geringeren Beftandteil. Wenn nun durch ungünftige Handels— 
verträge der Erport geftört wird und Arbeiterentlaffungen nötig werden, 
fo wird der Unternehmer jelbjtveritändlich nicht etwa die Arbeiter entlafjen, 
die zulegt für den Erport gearbeitet haben, jondern er wird den Beſchäf— 
tigten kündigen, die für ihn am wenigjten wert find, die ſchlechteren 
Arbeitskräfte, für welche er leicht genügend wieder Erſatz finden kann. 
Er wird einen Stamm guter Arbeiter fich zu halten fuchen, um mit diefen 
die Arbeit alsbald wieder aufzunehmen, wenn die Abjatverhältnifje fich 
bejjern. Die jo entlaffenen, wenig leiltungsjähigen Arbeiter werden aber 
auch unter ungünftigeren Bedingungen wieder Arbeit annehmen, nur um 
nicht arbeitslos zu bleiben, und fie müjjen daher notgedrungener Weiſe die 
ganzen Lohnverhältniffe drüden und auch fchließlich die Löhne der noch be— 
chäftigten Arbeiter beeinfluffen, da gerade in ſolchen Zeiten der Unter: 
nehmer verfuchen wird, Lohnreduktionen vorzunehmen. Die noch beichäf: 
tigten Arbeitskräfte werden in jolche Lohnherabfegungen einwilligen, da der 
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Unternehmer auf dem Arbeitsmarkt fchnell Erſatz finden kann, falls fie fich 
etwa jträuben. Gine Berechnung der Zahl der Arbeiter, die von Handels— 
verträgen Borteil, oder vom Nichtzuftandeflommen jolcher Nachteil haben, 
halte ich für durchaus irrelevant. Dan wird im allgemeinen jagen können, 
daß eben alle Kreiſe einer Induſtrie, die auch nur zum Teil Weltmarkts- 
beziehungen befitt, ein lebhaftes Intereſſe daran Haben, daß dieje nicht ge— 
ftört werden. Dr. Pohle hat fpeciell gejagt, daß die größte deutjche Erport- 
induftrie, und dies ift die Tertilinduftrie, feinen Anteil an dem Segen 
der Handelaverträge gehabt habe. In der Allgemeinheit trifft dies aber 
keineswegs zu. Es ift freilich zugugeben, daß der Erport der Tertilindujtrie 
unter der Ara der Handelsverträge zurücgegangen ift; während nämlich im 
Jahre 1890 die Ausfuhr von Fabrifaten der Zertil- und Filzinduftrie, 
ſowie Kleidern 42 %o der gefamten deutjchen Ausfuhr war, bemaß fich im 
Sabre 1900 die Ausfuhr von Fabrikaten der Tertilinduftrie nur noch auf 
31 %/o des gejamten deutjchen Exports in Ganzjabrifaten. Man kann hier- 
für aber keineswegs der Handelsvertragspolitit allein jchuld geben; man 
könnte höchitens die Handelsverträge eben ald noch nicht günstig 
genug für unjere deutjche Tertilinduftrie anfprechen. Der Rüdgang der 
Ausfuhr deutfcher Textilerzeugniſſe ift wejentlich darauf zurüdzuführen, daß 
die fremdländifchen Staaten mehr und mehr vom Bezuge von Maffen- 
artifeln der deutſchen Zextilinduftrie fi” emancipiert und eine eigene 
Zertilinduftrie bei fich herangebildet haben. Die Heranziehung einer eigenen 
Industrie iſt vielfach auf rein wirtjchaftliche Urfachen zurüdzuführen. Es 
it befannt, daß in den Gübdjtaaten der Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa eine außerordentlich leiftungsfähige Tertilinduftrie für Mafjenartifel 
fih gebildet hat. Dabei betone ich, daß die Anfänge vor der Zeit der 
Hochſchutzzollpolitik der Vereinigten Staaten liegen. Die Nordamerikaner 
jagten fih, daß fie doch wahrlich feinen Anlaß Haben, die in den Ver: 
einigten Staaten produzierte Rohbaumwolle nach dem europäijchen Kontinent 
auszuführen, in England und Deutjchland Garn Herftellen zu laffen, daraus 
wieder Gewebe, und diefe mit Frachtraten und Unternehmergewinn belajteten 
Erzeugniffe wieder nach Amerifa einzuführen, um bier einen hohen Zoll zu 
bezahlen. Man fagte fich, daß es praftifcher ſei, dieſe Maſſenartikel im 
eigenen Lande zu produzieren. Ganz ähnlich Hat fich auch eine Baummwoll- 
induftrie als Stapelinduftrie in Mexiko und Texas herangebildet, ferner in 
Stalien, in Südamerika, in Japan, in Rußland, in Rumänien, in den 
Donauländern und in einer Reihe anderer Staaten, hier allerdings vielfach 
aus anderen Urjachen (durch ftaatliche Unterftügungen, Steuernachlaß, Zur- 
Berfügungftellung von Grund und Boden, Rüdvergütung u. ſ. w.), die den 
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eigenen Maffenbedarf ſchon Heute zum großen Zeil jelbft zu befriedigen im— 
ftande ift. Gerade dieje Entwidlung aber macht e8 nötig, daß wir zu ge- 
ficherten und ruhigen, langfriftigen Handelsverträgen und freundlichen zoll— 
politifchen Beziehungen, nicht mehr allein zu einer bejchränkten Zahl von 
Bertragsländern, jondern gleichſam möglichſt zur ganzen Welt gelangen, 
denn unfere Zertilinduftrie muß nun bejtrebt jein, den Übergang von 
der Mafjeninduftrie zur Herftellung von Specialitäten 
von Modeartifeln zu vollziehen. Will fie aber dafür einen genügenden 
Abſatz befigen, jo braucht fie ein weit größeres Gebiet als Heute, da in 
allen diejen Ländern, die mehr oder weniger noch auf einer niederen ſtultur— 
jtufe jtehen, der Bedarf an Modeartifeln ein geringer ift. In jedem diejer 
Länder ift ein außerordentlich viel geringerer Kreis für Modewaren vor= 
handen als für die gewöhnlichen Maffenartifel, und außerdem muß der 
Vertrieb der Modeartikel fchnell erfolgen, der Name jagt es ja fchon, daß 
fie nicht auf lange Zeit Hin aufgeftapelt werden können, weil fie eben 
Schnell der wechjelnden Mode unterliegen. Unfere Tertilinduftriellen brauchen 
darum ein größeres Gebiet als bisher, wo vielfach der Markt weniger 
Länder genügte, die gejamte Produktion gewöhnlicher Maffenartifel auf: 
zunehmen. — Es find dann jchließlich die Getreidezölle und die Social» 
politif als die beiden Endglieder einer gemeinfamen Kette dargeftellt worden. 
Ich möchte die Handelöverträge und die Socialreform ala folche Glieder 
einer Kette bezeichnen; denn darüber dürfen wir nicht im Zweifel fein, daß 
die Industrie Schließlich nur dann imftande ift, weitere Laſten jocialpolitifcher 
Art zu tragen, wenn fie leiftungsfähig iſt; leiſtungsfähig kann fie aber 
nur dann fein, wenn die Arbeiter gut ſich nähren können, und dafür 
wieder ift die Hauptbedingung gute Löhne, die endlich nur dann gewährt 
werden können, wenn die Induſtrie voll beichäftigt ift und der Arbeite- 
markt durch Arbeitsloſe nicht gedrüdt wird. Helfen Sie darum mit, Lang» 
frijtige und günftige Handeläverträge zu ftande zu brinaen, Sie werden 
dann gleichzeitig die bejte Unterlage jchaffen für eine glüdliche Fortführung 
und für einen weiteren Ausbau unferer Socialreform. 
(Beifall.) 


Dr. Bonn (Frankfurt a. M.): Es dreht fih darum, ob Deutihland ein 
ifolierter Staat jein wird, oder ob es fich in die Weltwirtichaft einreihen ſoll. 
Was Amerika betrifft, jo will der zweite Referent und zu einem Zollfriege auf- 
reizen, auch, wenn ich recht verftanden Habe, mit dem britischen Weltreiche. 
Seinen Ausführungen gegenüber möchte ich nicht glauben, daß England, felbit 
wenn es eine Föderation mit feinen Kolonien vollzieht, ganz aus dem Weltmarkt 
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ausjcheiden wird. Selbſt wenn das wirklich geichähe, was, wie ich glaube, 
grundlos befürchtet wird, jo wären immer noch ca. 140 Mill. Pfund eng» 
liſche Ausfuhrreite für den Weltmarkt übrig, und 290 Mill. Pfund der 
Einfuhr Englands blieben übrig, die aus andern Ländern gededt werben 
müſſen. Die englifchen Kolonien können nicht die ganze englifche Ausfuhr 
aufnehmen, und für England genügt nicht, was die Kolonien produzieren. 
England wird alfo noch geraume Zeit an den Weltmarkt gebunden fein. 
Es wird dort nicht jo günftig daftehen wie heute, denn feine Produktions» 
foften für den Weltmarkt werden durch Differentialzölle zu Gunften ber Ko— 
lonien erhöht werden. ine gleiche Konjequenz werden auch die Rüftungen 
haben, die fich bereits jet ala notwendig erweilen. Der amerifanijchen 
Konkurrenz auf dem’ MWeltmarkte können wir dagegen nur widerftehen, wenn 
wir ung nicht die Arbeitsbedingungen erfchweren. Man hat in England 
vor 50 Fahren erfannt, daß die gefährlichite Konkurrenz auf dem Welt- 
marft Amerifa werden würde. Um dieje zu bekämpfen, hat man die 
Lebensmittelzölle abgeſchafft. Das war erfolgreich, denn 50 Jahre noch 
hat England mit Amerifa um die wirtjchaftliche Suprematie gerungen. 
50 Jahre wirtfchaftlicher Blüte fann ein Volk fih jchon gefallen Laffen. 
Zur wirtfchaftlichen Selbjtverftümmelung, wie Dldenberg fie empfiehlt, 
fönnen wir in 50 Jahren ja auch noch kommen. Daß diefe Entwidlung 
Englands zu einem Untergange des Bauernftandes® wie zur Zandflucht ge— 
führt haben foll, ift micht richtig. Wenn die Entwidlung des flachen 
Landes fich nicht der induftriellen Entwidlung hat anpafjen können. jo war 
das eine Folge der jeudalen englischen Agrarverfaffung. Die Freihandels— 
partei hat verfucht, diefe Verfaffung abzufchaffen. Daß dies nicht gelungen 
it, das ift der wahre Grund für die Verödung ded plaiten Landes in 
England. 


Dr. Goldſtein (Zürich): Ich will nicht — ala Ausländer — partei- 
politiiche Schlußfolgerungen ausſprechen, jondern einige Fehler berichtigen, 
die in dem Meferate des Herm Prof. Pohle vorfommen und deren Be- 
richtigung von Vorteil fein könnte. Pohle hat gejagt, daß die landwirt— 
Ihaftliche Kultur in England ertenfiv geworden jei. Es ift nun zwar 
richtig, daß infolge des Rückganges des Getreidebaues die arbeits-intenfive 
Kultur in manchen Gegenden zurüdgegangen ift, aber die Fapitalsintenfive 
Kultur Hat zugenommen. Es gelangen mehr Dungftoffe, mehr Drainage ıc. 
zur Verwendung. Das bedeutet aber nur, daß ein Zeil der früher direkt 
in der Landwirtſchaft verwandten Arbeitskräfte jet mit andern Arbeiten, 
3. B. Drainage, beichäftigt ift. Auf diefe Weiſe hat die engliſche Volks— 
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wirtfchajt erreicht, daß die Leute in England jelber beichäftigt werden, wenn 
fie auch nicht alle Landarbeiter geblieben find. Was den andern irrigen 
Gefihtspunft Dr. Pohles betrifft, jo geht er dahin, daß infolge der Ab: 
weſenheit hoher Getreidezölle und daraus refultierenden Abnahme des Getreides 
baues in England die ländliche Bevölkerung abgenommen babe. Diele 
Schlußfolgerung iſt aber nicht richtig. Denn in franfreich, wo 7-Franken⸗ 
MWeizenzoll vorhanden ift, da läßt ſich die gleiche Thatjache Zonftatieren. 
Ya noch mehr! Man kann für Frankreich nachweiien, daß die Abnahme 
der ländlichen Bevölkerung gerade dort am größten war, wo der Getreide 
bau aufrecht erhalten oder ſogar erweitert wurde. Biel geringer war ba: 
gegen die Bevölkferungsabnahme dort, wo die Weidewirtjchaft ſtark verbreitet 
war. Daran iſt u. a. ſchuld, daß die Milchwirtichaft höhere Löhne zu 
zahlen geitattet, und darum wandern von dort weniger Zeute ab. Auf die 
Beiprechung einer Reihe anderer Fehler in dem Referate von Prof. Pohle 
muß ich wegen Mangel an Zeit verzichten und will zum Schluß nur nod 
die folgende Bemerkung hinzufügen. Pohle behauptet, die Getreidezölle und 
die Socialreforn jeien Früchte eines und desjelben Baumes. Demgegenüber 
ſcheint e8 mir doch klar zu fein, daß der Bund der Landwirte und bie 
fartellierten Induſtrien, wenn fie einmal ihr Bündnis in Elingende Münze 
umgejegt haben werden, ihre Bereinigung faum dazu benußen werden, um 
Socialreform zu treiben. Das haben übrigens Lotz und Naumann jchon 
genügend erörtert. Es ift meiner Anficht nach viel wahrjcheinlicher, daR 
gerade der Verzicht auf Erhöhung der Getreidezölle oder deren Herabjeßung 
viel eher Anlaß dazu geben fönnte, in Deutjchland wirkſame Social— 
reform durchzuführen, weil die Großgrundbefiger in Deutjchland fich viel- 
leicht für diefe Herabſetzung der Getreidezölle werden rächen wollen, indem 
- fie die Gocialreform im Gegenjat zu ihrem bisherigen Verhalten — ähn- 
lich dem englifchen Großgrundbefig — fördern. 


Borjißender: Das Wort hat Herr Prof. Fuchs; er ift nicht an— 
wejend. Dann ijt die Nednerlifte erſchöpft. Es liegt ein Antrag vor, bie 
Redezeit der Referenten auf 20 Minuten zu beichränten. (Zuruf: 15 Minuten!) 


Dr. W. Lot (Münden): Ich möchte bitten, beichliegen Sie eine 
Marimalredezeit von 30 Minuten. Ich bitte deshalb darum, weil von 
uns drei Referenten zwei im wejentlichen übereinftimmen und mir ala dem 
einzigen Gegner von Zollerhöhungen bei 20 Minuten Redezeit vielleicht die 
Dertretung meines Standpunftes unverhältnismäßig erſchwert würde. Des- 
halb bitte ih um 30 Minuten. 
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Sombart (Magdeburg): Wenn die betreffenden Herren alles wider— 
legen wollen, dann reicht auch eine Halbe Stunde nicht aus. Ich bitte, 
daß die Herren ihre Anfichten fomprimieren, dann fommen wir mit 15 Mi— 
nuten aus. 


Vorſitzender: ch laffe abjtimmen über den Antrag auf 20 Mi: 
nuten Redezeit. (Paufe.) Das ift die Mehrheit. 


Dr. Pohle (Frankfurt a. M.): Meine Herren! Durch die bes 
ſchloſſene Verkürzung der Redezeit auch für die Referenten Haben Sie es 
mir unmöglich gemacht, jedem der Herren, die mich im Laufe der Debatte 
angegriffen haben, einzeln zu antworten. Ich bin Ihnen indefjen bei ber 
ſtarken Abjpannung, unter der ich ebenjo wie Sie alle wohl nach der drei« 
tägigen Redeſchlacht leide, nicht böje darüber. 

Nach dem Goetheſchen Worte: nur Lumpe find bejcheiden, möchte ich 
mein Schlußwort mit einem Selbjtlob beginnen. Ich möchte ein gewiſſes 
Berdienft für mich in Anſpruch nehmen, einmal daran, daß fich der Verein 
für Socialpolitit überhaupt rechtzeitig mit der Frage der Neuregelung unferer 
Handelspolitik befchäftigt Hat — denn von mir ift dor zwei Jahren in 
Breslau der Antrag, diefe Frage auf die Tagesordnung der nächiten 
Generalverfammlung zu fegen, angeregt und eingebracht worden, — fodann 
aber auch daran, daß die Debatte an den lebten beiden Tagen unferer Ver— 
handlungen jo lebhaft geworden ift. Die Referenten haben ja gerade die entgegen= 
geſetzte Aufgabe wie das Lokalkomitee! Während dag lebtere den Vereins— 
mitgliedern den Aufenthalt im Kongreßort jo angenehm ala möglich machen 
Toll, ift es umgekehrt Pflicht der Referenten, den Berfammlungsteilnehmern 
den Aufenthalt in der Beziehung ungemütlich zu machen, daß fie diejelben 
zum MWiderjpruch reizen und zur Beteiligung an der Diskuſſion veranlaffen. 
Das ijt mir in vollitem Maße gelungen, teilweife — ich denfe dabei an 
das Auftreten des Herrn Dr. Alfred Weber — ſogar mehr, ald es meinen 
Münfchen entſprach. Herrn Dr. Weber ermwidere ich auf feine Frage, daß 
mir die Zahlen über die volfswirtfchaftliche Bedeutung der einzelnen deutjchen 
Erportinduftrien jehr wohl befannt find. Seine Zweifel hieran waren ums 
ſomehr deplaciert, ala ich gejtern in meinem Referat ſelbſt Zaglenangaben 
darüber gemacht Hatte, in welchem Maße die Ausfuhrüberſchüſſe der ein- 
zelnen Induſtriezweige im lebten Jahrzehnt gewachſen find. ch habe die 
betreffenden Zahlen auch noch hier und jtelle fie Herrn Dr. Weber zur Ber- 
fügung, damit er daraus erkenne, daß meine Behauptung richtig ift, daß 
faſt die Hälfte unferer Fabrifaten-Mehrausfuhr aus Gewerben ftammt, auf 
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welche die ſocialpolitiſche Charakteriſtik zutrifft, die ich geſtern entworfen 
habe. Man hat von verſchiedenen Seiten — namentlich Herr Dr. Heckſcher 
ereiferte ich hierüber — an dem von mir dabei gebrauchten Ausdrud 
„parafitifche Erportinduftrien” Anftoß genommen. Dieſer Ausdruf rührt 
indefjen gar nicht von mir her, wie don jenen Herren angenommen wurde, 
fondern ftammt, wie ich glaube ebenfalls gejtern jchon erwähnt zu Haben, 
von dem engliichen Ehepaar Webb. Es wundert mich eigentlih, daß ich 
in diefer Verſammlung nötig habe zu jagen, daß die Bezeichnung nicht von 
mir geprägt ift. Auch das Ehepaar Webb hat Übrigens nicht zum erſten Male 
den Zufammendang zwijchen niedrigen Arbeitälöhnen und hohen Erport: 
ziffern hervorgehoben. Hinweiſe hierauf finden fich vielmehr jchon bei viel 
älteren nationalöfonomifchen Autoren, jo bei Malthus und ſpeciell mit 
Bezug auf Deutjchland bei Friedrich Lift. 

Bei dem großen Aufwand von Entrüftung, mit dem Herr Dr. Weber 
gegen mich polemifierte, fiel mir der Ausspruch eines deutichen hHumoriftiichen 
Dichters ein, den manche ſogar zu den deutjchen Klaſſikern zählen wollen, näm- 
lich der Sat von Wilhelm Buſch, daß Entrüftung ein Zuftand der Seele it, 
der fich gewöhnlich dann einftellt, wenn man erwifcht wird. Erwiſcht fchien 
fih Dr. Weber infofern zu fühlen, als er bisher eine auf unzureichende 
Argumente fich ſtützende Theorie des auswärtigen Handels vertreten hatte. 

Nicht recht Klar geworden ift mir weiter, was Herr Dr. Weber mit 
der Trage bezwedte, die er ebenfalla mit großem Pathos an mich richtete, 
der Trage nämlich, ob ich mir überlegt hätte, daß ich Hier auch vor dem 
Auslande jpreche. Ich glaube, daß es dem Auslande Herzlich gleichgültig iſt, 
ob die Waren, die ed aus Deutjchland bezieht, aus Induftriegweigen mit 
günftigen oder aber aus jolchen mit fchlechten Arbeitsbedingungen herrühren, 
wenn nur die Waren jelbjt preiswert find. Zur Entjchuldigung des Herrn 
Kollegen Weber will ich annehmen, daß er in dem Augenblid, ala er mich in 
jo erregten Tone apojtrophierte, jelbit nicht recht überlegt hatte, was er fagte. 

Damit verlafje ich Herrn Dr. Weber und wende mich zu Herrn Pfarrer 
Naumann. Gerade ihm möchte ich einige Worte der Erwiderung widmen. 
So leid e8 mir thut, an dem Meiſterwerk der Rhetorik, das er uns ge 
liefert hat, Kritik üben zu müſſen, jo fordert der Inhalt jeiner Ausführungen 
doch zu jehr meinen Widerfpruch Heraus. Herr Pfarrer Naumann juchte 
in feiner Rede die Theſe zu begründen: Getreidezölle und Socialreform 
find einmal, unter Fürft Bismard, zufammen vorgefommen in der deutfchen 
Geichichte. Aber diefe Gelegenheit wird nie wiederfehren. Wer für Er- 
höhung der Getreidezölle eintritt, der unterftüßt in der Politik die Parteien, 
die nicht® don der Fortführung der Socialpolitif wiſſen wollen. Selbft 
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wenn an fich Getreidezölle und Socialreiorm nebeneinander beitehen könnten, 
der politifche Wille, die Arbeiterfchußgefeßgebung zu fördern, wird in einem 
Deutichland, in dem die agrarifchen Parteien noch etwas zu jagen haben, 
fehlen. Er jchilderte dann gleich einem Propheten des Alten Teftaments 
die politische Lage Deutfchlands, wie fie fih um das Jahr 1925 herum 
gejtalten wird, und reihte fih damit den übrigen Propheten an, die geftern 
und heute Hier aufgetreten find und ung zum Zeil jchon bis zum Jahre 
1950 einen Blid in die zukünftige deutsche Wirtfchaftsgefchichte Haben thun 
laffen. Die Bevölkerung Deutjchlands wird nah ihm 1925 etwa 70 
Millionen betragen. Der landwirtfchaftlichen Bevölkerung von nicht ganz 
20 Millionen werden 50 Millionen, die in Handel und Induſtrie beichäf- 
tigt find, gegenüberjtehen. In diefem Moment wird feine Majorität im 
Parlament mehr für Getreidezölle zu haben fein. 

Herr Pfarrer Naumann überfieht hierbei vor allem eins: Es kommt 
nicht bloß darauf an, daß der politiiche Wille, Socialpolitif zu treiben, 
vorhanden ift, es muß auch die ökonomiſche Möglichkeit, die gewollten 
Reformen in der Praxis durchzufegen, gegeben fein. Mag jelbit in einem 
Deutichland, das die Bahnen des Erportinduftrialiamus ohne jede Ein- 
ſchränkung einjchlägt, der jubjektive Wille zur Socialreform ſtärker fein als 
in einem] Deutjchland, in dem Landwirtichaft und Induftrie einander die Wage 
halten, — obwohl dies nicht dauernd jo zu fein braucht —, nicht immer 
trifft da8 Sprichwort zu, daß, wo ein Wille ift, fich ftet# auch ein Weg 
findet. Der Erportinduftrieftaat befigt nur noch in geringem Umfange die 
objektive Möglichkeit, ernithafte jociale Reformen einzuführen. Der Erport- 
induftrieftaat giebt das fojtbare Gut der jocialpolitifchen Selbjtändigfeit 
preis, er muß bejtändig darauf bedacht fein, daß feine Induſtrie durch 
jocialpolitifche Gejege nicht mehr belaftet wird als die irgend eines aus— 
ländiſchen Staates. 

Das iſt das eine, was ich Herrn Pfarrer Naumann entgegenhalten 
möchte. Einen anderen Einwand gegen die Theorie, die er uns hier vor— 
getragen hat, verdanke ich ihm. ſelbſt, feiner glänzend geſchriebenen Broſchüre: 
„Demokratie und Kaifertum”. Er führt darin überzeugend aus, welche 
große politische Macht im neuen Deutjchen Reich das Kaifertum beſitzt und 
wie eine Partei, die fich nicht auf den Boden diefer Thatfache ftellt, nie 
mals zu maßgebendem politifchen Einfluß bei uns gelangen fann. Daraus 
folgt, daß, felbit wenn das Parlament einmal einfeitig die Agrarzölle aufheben 
wollte, die Regierung diefe Schwenkung nicht mitzumachen brauchte, wenn fie 
fie innerlich nicht für notwendig hält. 


Endlich aber bin ich ſchon volltommen zufrieden, wenn wir nur bis 
22* 
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1925 Getreidezölle behalten, wie es Herr Pfarrer Naumann in Ausficht 
jtellte. Dann wird vermutlich der größte Teil der Gefahr, der jeßt der 
deutfchen Landwirtfchaft von der überfeeifchen Getreideproduftion droht, ſchon 
vorüber fein. Darin ftimme ich volltommen mit Herrn Profeſſor Sering 
überein. Dann wird die Befichlung der Konfurrenzländer ſoweit vor: 
geichritten fein, daß ihre Landwirtfchaft ebenfalls intenfiver, infolge deſſen 
aber auch teurer wirtſchaften muß. Dem entfprechend können dann auch 
die Getreidezölle, wenn auch nicht ganz aufgehoben, fo doch wefentlich herab- 
gefeßt werden. Auch von dem Standpunkte, den ich vertrete, ſollen ja, 
wie ich geftern bereit? ſagte, die Getreidezölle nur eine vorübergehende Ein- 
richtung fein. Kein Nationaldlonom verlangt doch Getreidezölle, weil er 
an fich für fie begeiftert ift, fondern er wird fie jtet3 vom Standpunkte des 
notwendigen Übels betrachten. 

Herr Piarrer Naumann ging dann weiter auf die Sartellbewegung 
ein, Er jtellte die induftriellen Kartelle ala eine notwendige Begleiterfchei- 
nung unferer Schußzollpolitif Hin. Ich Halte e8 aber für ganz verkehrt, 
die Kartelle Lediglich ala eine Frucht des Schutzſyſtems anzufehen. Das 
zeigt jchon der Umstand, daß es auch Kartelle für Artikel giebt, die feinen 
Zollfchuß genießen. Das größte deutjche Kartell ift das rheiniſch-weſtfäliſche 
Kohleniyndilat, auf Kohlen Liegt ja bekanntlich in Deutfchland aber fein 
Einfuhrzoll. Ebenſo ſtimmt die Thatfache, daß e8 internationale Kartelle 
giebt, jchlecht mit der Theorie überein, daß Kartelle lediglich eine Folge: 
ericheinung der Schußzölle feien. Auch Herr Geheimrat Brentano, der ja 
fonft Herrn Pfarrer Naumann in feinen Anfchauungen fehr nahe fteht, iſt 
weit davon entfernt, in der Kartellbewegung weiter nichts ald die Wirkung 
unferer Schußzollpolitit zu ſehen. Er fieht in den Sartellen, wie er ums 
1894 auf der Generalverfammlung in Wien auseinandergefeßt hat, ein Pro- 
duft der Notwendigkeit, und zwar wurzelt die Notwendigkeit der Kartell- 
bildung nach ihm heutzutage in dem fortichreitenden Zunehmen des firen 
Kapitals im Gegenjag zu dem früheren Vorherrſchen des umlaufenden 
Kapitale. Ich ftimme in diefer Auffaffung zwar nicht ganz mit ihm überein, 
aber ich pflichte ihm darin bei, daß es verkehrt ift, die Schußzölle für Die 
Entitehung der Kartelle verantwortlich zu machen. Und es ijt mir wert: 
voll, daß die einfeitige Auffaffung de Herrn Pfarrer Naumann ſomit auch 
von derjenigen wifjenfchaftlichen Seite abgelehnt wird, die ihm im feiner 
bandeläpolitifchen Stellungnahme ſekundiert. 

Herr Plarrer Naumann mies in feinen Ausführungen auch noch auf 
die Haltung der deutichen Arbeiterfchaft Hin. Der deutjche Arbeiter werde 
fih nie für Getreidezölle begeijtern können. Das gebe ich ohne weiteres 
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zu. Allein wer trägt hieran die Schuld? Fällt fie nicht zum großen 
Zeil auf die Nationalfocialen jelbft, die durch ihre Agitationsreden in dem 
Arbeiter die Vorftellung erweden, ala ob die fomplizierte Frage nach der 
Einwirkung des Getreidezolld auf den Stand der Löhne und die Lage der 
Arbeiter einfach mit dem Schlagworte vom „Brotwucher” abgethan werden 
könne? Wohl jelten ift der Ausdrud „Wucher” fo grundlos in die Mafjen 
gefchleudert worden. Von Wucher follte man nur dann fprechen, wenn der 
erzielte Gewinn in feinem Verhältnis zu den aufgewandten Koſten jteht. 
Glaubt im Ernfte jemand, daß die deutjche Landwirtichaft, wenn fie die 
vorgefchlagene Erhöhung der Getreidezölle erhält, ſchon in der Lage ift, wuche⸗ 
riiche Gewinne zu machen? Ahr Gewinn wird vorausfichtlih auch dann 
noch längft nicht dem in der Induſtrie üblichen entiprechen. — 

Auf die gegen mich gerichteten Ausführungen der Herren Dr. Helfferich 
und Profeſſor Huber einzugehen, verfage ich mir an dieſer Stelle im Hinblid 
auf die vorgerüdte Zeit, — worauf leterer eigentlich hinaus wollte, ift mir 
überhaupt nicht ganz Elar geworden. ch werde aber Gelegenheit nehmen, 
ihnen in einer demmächft erjcheinenden Schrift zu antworten, die das gleiche 
Thema, da3 ich gejtern in meinem Referat behandelt habe, etwas ausführ- 
licher erörtert. Ich will nun noch etwas nachholen, was mir befonders am 
Herzen Liegt. Ich möchte zum Schluß noch ganz kurz auf die wichtigften 
Gründe, die in der Debatte gegen jede Erhöhung der Getreidezölle vorgebracht 
worden find, eingehen. Ich will gern zugeben, daß diefen Einwänden zum 
großen Teile eine gewiffe Berechtigung nicht abzujprechen ift, den entjcheiden- 
den Einfluß bei der Beantwortung der frage der Getreidezollerhöhung kann 
ich ihnen aber allen zufammen nicht zuerfennen. 

Da iſt zunächit das Argument, daß der Nuben der Getreidezölle nur 
einem Eleinen Zeil der landwirtjchaftlichen Bevölkerung zu gute kommt, 
und dem Großgrundbefiger mehr Vorteil zumwendet als dem Kleinbeſitzer. 
Das letztere ift gewiß richtig, ift aber eine Folge der Heutigen Grundbefih- 
vertetlung, die gewiß, namentlich in Dftelbien, noch ftark der Korrektur 
bedarf, ehe fie eine wirklich gefunde it. Wollen wir aber etwa die Be— 
willigung höherer Getreidezölle davon abhängig machen, daß zuvor eine 
umfaffende Bodenbefigreform durchgeführt wird?! Wenn ich einen Garten 
befie, in deffen Anlage mir vieles noch nicht gefällt, und diefer Garten fteht 
in Gefahr, durch das Übertreten eines Fluffes verwüſtet zu werden, jo mache 
ih die Errichtung einer Schugmauer doch auch nicht davon abhängig, daß 
vorher die Gartenanlage meinen Wünſchen entjprechend geändert wird. 

Allerdings wäre es jehr erwünjcht, wenn gerade die Einnahmen aus 
der Erhöhung der Getreidezölle dazu benußt würden, um in ftärferem Maße 
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da, wo es nötig ijt, innere Kolonifation zu treiben. ine derartige Ber: 
wendung der Einnahmen aus der Erhöhung der Zölle erjcheint mir viel 
richtiger und dem Charakter der Getreidezölle ala einer vorübergehenden 
Einrichtung beffer angemeffen, als ihre Verwendung zur Begründung einer 
Arbeiter-Witwen- und Waifen-VBerficherung, jo notwendig an fich die Er- 
gänzung unferer focialen Verficherungsgejeggebung nach der letzteren Rich— 
tung ift. Denn man foll nicht dauernde Ausgaben auf Einnahmen nicht 
dauernder Natur jtüßen. Diejenigen Bundesftaaten, in denen fein Be- 
bürfnis bejteht, die jetzige Grunmdbefitverteilung durch innere Kolonijation 
zu korrigieren, könnten die ihnen aus den erhöhten Getreidezöllen zufließen- 
den Einnahmen dazu verwenden, läftige indirefte Abgaben zu bejeitigen, jo 
3. B. Sachſen feine Schlachtjteuer. Ich kann auf diefen Vorſchlag Hier 
nicht weiter eingehen, — er jtammt übrigens nicht von mir, fondern gebt 
auf eine Anregung von Profefjor Fuchs: Treiburg zurüd —, und bemerfe 
nur noch, daß ich feine Erfüllung, jo dringend ich fie wünfche aus den 
vorhin dargelegten Gründen, doch nicht zur conditio sine qua non der 
Getreidegollerhöhung machen möchte. In diefem Punkte unterfcheide ich 
mich alfo von Herrn Profeffor Sering. 

Bei der Berechnung des Teils der landwirtichaftlichen Bevölkerung 
ferner, der Intereffe an hohen Getreidepreifen hat, darf man folgendes nicht 
überjehen: Gleichviel, ob man den Getreideverfauf erjt bei einer Betriebe- 
größe von mehr ala 5 Hektar oder ſchon unter diefer Grenze allgemein be— 
ginnen läßt, jo find dann doch nicht Lediglich die Beſitzer der betreffenden 
Familien und ihre Yamilienangehörigen an hohen Getreidepreijen intereffiert, 
jondern das gleiche gilt, wenn auch in vermindertem Maße, für die in den 
größeren Betrieben bejchäftigten Iandwirtjchaftlichen Arbeiter, Gewiß Haben 
(eßtere, falls fie ihr Brot fich ſelbſt kaufen müſſen, fein Intereſſe an über: 
mäßig hohen Getreidepreifen, aber fie Haben allerdings ein Intereſſe daran, 
daß die Getreidepreife wenigſtens jo hoch bleiben, daß fein Rüdgang des 
Getreidebauß eintritt und fie dadurch ihre Beichäftigung verlieren. Wenn 
man das nicht gelten Laffen will, dann darf man auch nicht behaupten, 
daß die Arbeiter der Erportinduftrie ein Intereſſe am Gedeihen der [eßteren 
haben. Denn ebenjo gut wie es angeblich möglich ift, die landwirtichaft- 
lichen Arbeiter in der Induſtrie unterzubringen, kann dies umgekehrt bei 
entjprechender Wirtjchaftpolitif auch mit den induftriellen Arbeitern in der 
Landwirtſchaft gejchehen. 

Weiter darf man nicht überfehen, darin jtimme ich ganz mit Buchen- 
berger überein, daß auch der Kleine und Eleinjte Landwirt, der ſelbſt gar 
fein Getreide baut oder verkauft, doch ebenfalld daran interefftert ift, daß 
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der Getreidebau rentabel bleibt, weil ihm fonft bei der Erzeugung der 
Bodenprodufte, die er baut, bald eine fcharfe Konkurrenz erwachjen wird, 
die auch die Preife feiner Erzeugniffe herunterdrüdt. 

Ein zweiter Einwand gegen jede Erhöhung der Getreidezölle ift die 
gefteigerte Belaftung der brotlaufenden Bevölkerung, welche dadurch herbei- 
geführt wird, daß das Inland den Zoll doch zum größten Teil tragen 
muß. Gerade hier im Verein für Socialpolitit haben wir ja alle Ber- 
anlafjung,, dieſes Argument befonder® genau zu prüfen. Indeſſen dürfen 
andererjeit? in einer Verſammlung wiſſenſchaftlich gebildeter National- 
dfonomen doch auch die verjchiedenen Umftände nicht ignoriert werden, 
welche die Belaftung der brotfonfumierenden Bevölkerung in einem 
mejentlich milderen Lichte erjcheinen laffen und daher in einem Zeil der 
Prefje gefliffentlich totgefchwiegen werden. Als folche mildernde Umjtände 
nenne ich: 

1. Auch unter der Herrichait der erhöhten Getreidezölle werden die 
Setreidepreife in Deutſchland vorausfichtlich durchichnittlich immer noch 
erheblich niedriger fein ald in der ganzen dreißigjährigen Periode vor ber 
Einführung der Zölle, gerade fo wie bisher troß der Zölle die Preife immer 
niedriger geweſen find ala in den Jahrzehnten 1850/80. Den Konfumenten 
wird aljo fein eigentliche® Opfer auferlegt, jondern eö entgeht ihnen nur 
ein Geminn, 

2. Diefer Gewinnentgang verliert weiter dadurch an Bedeutung, daß 
in den lebten Jahrzehnten der Volkswohlſtand erheblich geftiegen ift und 
hoffentlich auch weiter fteigen wird. Speciell die Arbeitälöhne haben ja 
eine jo unverkennbar anjteigende Entwidlung genommen, daß die Social- 
demofratie ihr Dogma von der zunehmenden Berelendung der Maffen zum 
alten Eifen zu werfen fich genötigt jah, wie auch Herr Profeffor Lotz geftern 
hervorhob. Das Steigen der Löhne in den letzten Jahrzehnten kommt vor 
allem auch darin zum Ausdruck, daß bei der Alters- und Anvaliditäts- 
verficherung der relative Anteil der niedrigeren Lohnklaſſen abnimmt, der 
der oberen dagegen wächſt. 

3. 63 beiteht für den größeren Teil der indbuftriellen Arbeiterichaft 
die Möglichkeit, die Belaftung, welche die erhöhten Getreidezölle für fie 
bedeuten, dadurch von fich abzumwälzgen, daß fie entiprechende Lohn 
erhöhungen durcchjegen. (Widerſpruch.) Ohne das jtete Drängen der Ge- 
werfvereine wird diefe Möglichkeit freilich nicht Wirklichkeit werden. Mehr 
ober weniger ausgeſchloſſen von diefer Möglichkeit ift nur der Teil der 
induftriellen Arbeiterfchaft, der in denjenigen Zweigen der eigentlichen Export— 
industrie bejchäftigt ift, die ihre herrfchende Stellung auf dem Weltmartte 


344 Debatte. 


vorwiegend ihrer focialpolitijchen Rüdjtändigfeit verdanken. Gegenüber der 
gefamten übrigen Induſtrie erjcheint diefer Teil nach dem früher Gefagten 
aber nur klein. 


Daß jede Steigerung der Lebensmittelpreife bei den Arbeitern das Ber 
jtreben, eine Erhöhung der Löhne durchzufegen, auslöft, das hat bereits 
Adam Smith gelegrt. Die gewöhnlichen Gründe, welche die Arbeiter ver- 
anlaffen, höhere Löhne zu fordern, find nach ihm „entweder der hohe Preis 
der Nahrungsmittel oder der große Gewinn, welchen die Arbeitgeber aus 
ihrer Arbeit erzielen“. Und die Möglichkeit, ihnen auch wirklich Höhere 
Löhne zu bewilligen, ijt in Deutjchland durch den der Induftrie gewährten 
Zollſchutz gegeben. 

4. Die Befürchtung, daß die Konkurrenzfähigkeit der deutjchen Induſtrie 
durch die vorgejchlagene Erhöhung der Agrarzölle ernitlich gefährdet werden 
könnte, teile ich nicht. Von Ländern wie Frankreich, Stalien u. j. w. droht 
Deutjchland hier deshalb feine Gefahr, weil letztere noch höhere Getreide: 
zölle befigen, als fie Deutjchland einzuführen beabfichtigt. Und auch im 
Verhältnis zu England erjcheint Deutjchland nicht viel ungünftiger gejtellt. 
Wenn man freilih die Weizenpreife in Deutichland denen in England 
gegenüberitellt, dann ıft es leicht, zu beweijen, daß Deutjchland in den 
legten Jahren jchlehter daran war als England, Wenn man richtig ver— 
gleichen will, muß man aber die deutfchen Roggenpreije den englischen 
MWeizenpreifen gegenüberjtellen, weil in Deutjchland Roggen die Hauptbrot- 
frucht ijt, welche die Arbeiterbevölferung fonjumiert. Selbjt wenn unter 
der Herrichaft der erhöhten Zölle die NRoggenpreife in Deutichland höher 
fein follten als die Weizenpreife in Großbritannien, fo fann die doch kaum 
joviel ausmachen, daß die Konfurrenziähigkeit Deutjchlands auf dem Welt- 
marfte Lediglich hierdurch ernitlich gefährdet wird. 


Endlich noch einige Bemerkungen über zwei jcheinbar bejonders ge= 
wichtige Einwände, die im Laufe der Debatte gegen die Erhöhung der Ge— 
treidezöfle geltend gemacht worden find. Da Hat zunächſt Herr Profeffor 
Diebel das befannte Argument ind Treffen geführt, das überhaupt in der 
Agitation gegen die Getreidezölle, bejonders bei den Nationalfocialen, eine 
jo große Rolle jpielt, das Argument nämlich, daß jede Erhöhung der 
Kornzölle nur ein Stapitalgefchent für den augenblidlichen Befiter des 
Grund und Bodens bedeute, an der wirtichaitlichen Lage de Ge: 
treidebaues jelbft aber im Grunde nichts ändere. Der theoretiiche Lehr: 
ſatz, daß das Steigen der Getreidepreije ein Anziehen der Bodenpreife im 
Gefolge Hat, it matürlich im allgemeinen vollfommen richtig, allein 
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wenn man ihn ohne weitere® auf die jet in Deutichland herrichenden 
Berhältniffe anwenden will, fo jtedt darin eine petitio prineipi. Das 
Recht Hierzu Hätte man erft dann, wenn im lebten Jahrzehnt die Güter- 
preife allgemein entfprechend dem Sinken der Getreidepreife zurüdgegangen 
und viele Güter zu niedrigeren Preifen verfauft worden wären. Da 
beitände allerdings die Gefahr, daß nach Inkrafttreten der Boll 
erhöhung die betreffenden Gitter mit einem Kapitalgewinn wieder ver- 
äußert würden. Allein dem jteht entgegen, daß bisher die Güterpreije in 
Deutichland gar nicht dem Rüdgang der Getreidepreife entfprechend geſunken 
find. Das ift ja die beftändige Klage der Treihändler, daß die Güter— 
preife in Deutfchland fi immer noch auf der in den 70er Jahren er— 
reichten Höhe behaupten. Daraus folgt aber auch, daß von der vor— 
gejchlagenen Erhöhung der Getreidezölle fein weiteres Steigen der Bodenpreije 
zu erwarten ift, zumal auch unter der Herrichaft der erhöhten Zölle die 
Getreidepreife vorausfichtlich erheblich niedriger im Durchfchnitt fein werden, 
ala in der Periode, in der die Güterpreife in Deutfchland ihre jegige Höhe 
erreichten. Die Wirkung der Zollerhöhung wird aljo nur in der Erhaltung 
der Güterpreife auf ihrem bisherigen Niveau, aber nicht in einer weiteren 
Erhöhung derielben beſtehen. Wenn meine Zeit nicht jchon faſt abgelaufen 
wäre, jo würde ich Ihnen gern noch die Sätze mitteilen, in denen ein jo 
hervorragender Agrarpolitiler wie Buchenberger fein Urteil über die Halt: 
lofigkeit diejes Arguments, das in der Agitation gegen die Kornzölle in 
ſehr übertriebener Weiſe in den Vordergrund gejtellt wird, zufammengefaßt 
hat. So muß ich indeffen darauf verzichten, da ich zum Schluß noch her— 
vorheben möchte, daß ich auch dem mehrfach wiederholten Argument feinen 
großen Wert beilegen fann, daß wir feine Ausficht hätten, bei einem Ge— 
treidezoll von 5 bezw. 5" ME. neue Handelsverträge zu befommen. Von 
verfchiedenen Rednern ift diefe Behauptung aufgejtellt worden, aber feiner 
hat fie bewiejen. (Lebhafter Widerfpruch.) Ich muß allerdings zugeftehen, 
daß ich auf dem Gebiete der hohen Politit vielleicht nicht jo bewandert 
bin wie Herr Profefjor Log und andere Redner, die ja ganz genau darüber 
unterrichtet zu fein fchienen, ob und unter welchen Bedingungen Deutichland 
wieder zu Handelöverträgen mit dem Auslande gelangen werde. (Heiter— 
keit.) Ich meine, die Frage, wie wir unferen Zolltarif gejtalten müſſen, 
wenn wir neue Dandeläverträge Haben wollen, gehört überhaupt weniger 
vor das Forum des Nationalöfonomen als vielmehr das des Diplomaten. 
Die Nationalökonomie hat zunächſt nur zu unterfuchen, welchen Zolltarif 
wir vom Standpunkt der Bedüriniffe unferer eigenen Volkswirtſchaft aus 
brauchen. Ich habe indeffen auch in der erjteren Beziehung das Zutrauen 
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zu unferer Regierung, daß fie nicht Zollfäße vorjchlägt, die den Abſchluß 
neuer Handelsverträge von vornherein unmöglich machen. 

Da man mir die Nichtberüdfichtigung der finanziellen Seite der Trage 
zum Vorwurfe gemacht hat, jo will ich mit dem Ausdrud der Überzeugung 
jchließen, daß auch die finanzielle Leiftungsfähigkeit der deutichen Volks— 
wirtjchaft durch Kornzölle von der vorgeichlagenen Höhe durchaus nicht be— 
einträchtigt werden wird. So wenig in den Jahren 1887 bis 1891 die 
auffteigende Entwidlung der deutfchen Volkswirtſchaft durch den Getreidezoll 
von 5 ME. gehemmt worden ift, jo wenig braucht das auch in Zukunft 
der Fall zu fein. Die Befürchtungen, daß die deutiche Volkswirtſchaft bei 
Getreidezöllen von 5 bis 5a ME. nicht mehr in der Lage fein werde, die 
finanziellen Mittel aufzubringen, welche dem Deutichen Reiche die Behaup: 
tung feiner Weltftellung ermöglichen, vermag ich, offen gejtanden, nicht ganz 
ernſt zu nehmen. 

(Beifall bei einem Zeile der Verfammlung.) 


Dr. Shumader (Köln): Jh bin mehr mißverftanden als ans 
gegriffen worden und erjtaunt darüber, was ich alles befürwortet haben 
fol. Ich kann mir diefe Mißverftändniffe bloß dadurch erflären, daß 
einerjeitd mein Referat an der technifchen Unvollfommendeit zu jchnellen 
Sprechens litt, und daB andererjeits zu Anfang desjelben und auch jpäter 
bei Einholung der Stimmzettel erhebliche Unruhe herrſchte. Ich komme 
daher nochmals auf den Grundgedanken meiner Ausführungen zurüd. Es 
follte natürlich unter den Referenten eine gewifje Arbeitsteilung durch- 
geführt werden. Herr Profefjor Lob — jo wurde mir mitgeteilt — werde 
gegen die Erhöhung der Getreidezölle, ſowie gegen den Doppeltarif fprechen ; 
Herr Proiefjor Pohle werde in ganzer Schlachtlinie ihm entgegentreten. 
Ich jollte die internationalen Tragen behandeln, was ich um fo bereit» 
williger gethan habe, ala ich der Anficht bin, daß wichtige, auf dem Ge— 
biete der internationalen Weltwirtichait liegende Gefichtspunfte zum Schaden 
unferer Ausfuhrinterefien in der öffentlichen Diskuffion zurüdgedrängt werden 
durch die Frage der Getreidezölle, die doch immer nur eine Specialfrage 
it, mag fie auch eine noch jo wichtige Specialfrage fein. 

Seit den früheften Zeiten ift e8 — wie Herr Profeffor Brentano aus: 
führte — ein Beitreben der Menjchen, fich klar zu machen, nach welchen 
idealen Zielen hin fich die Entwidlung vollziehen wird. Es handelt fich 
aber Hier nicht darum, was für Wünſche zu hegen find; Handelspolitik ift 
Politik, und Politik ift die Kunft des Erreichbaren. Es Handelt fich darum, 
was fich erreichen läßt. Wer daher, wie ich, eintritt für Handeläverträge, 
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der darf nicht überfehen, daß ein Handelsvertrag, wie jeder andere Vertrag, 
nicht zu ſtande fommt durch einen einfeitigen Willen, jondern nur durd) 
Willenzeinigung beider Kontrahenten. Eine Erörterung der Handelsvertrags- 
politik, die bei der Frage Stehen bleibt, was man ſelbſt wollen joll, behält einen 
rein theoretifchen Charakter, bleibt ein Spiel mehr oder minder geiftreicher 
Gedanken. Es gilt fich Klar zu werden nicht nur über das, was man jelbft 
will, jondern auch über das, was die Gegenfontrahenten wollen. Es ift 
dad um fo wichtiger, als diefe Einficht, die fich am beften gewinnen läßt 
aus einer Erforfchung der biöher im Ausland verfolgten Ziele und an— 
gewandten Maßregeln, auch beftimmenden Einfluß gewinnen muß auf die 
Feſtſetzung der eigenen Ziele. 

Da aber die Handelöpolitif mehr eine Frage der Macht ala der Logik 
ijt, jo wird ihre Erörterung nur fruchtbringend im engen Anfchluß an eine 
Betrachtung der thatjächlichen Verhältniſſe. Dieſe thatjächlichen Verhält— 
nifje find in allen Ländern, mit denen Handelsverträge abzufchließen find, 
verjchieden. Gerade in den letzten Jahren ift eine viel erheblichere wirt— 
Ichaftliche Differenzierung vor fi gegangen ala bisher. Mit dieſer ge- 
jteigerten Berjchiedenartigkeit muß auch die Handeläpolitif rechnen. Es ift 
deshalb nötig, Mittel zu ergreifen, mit denen man dieſer Differenzierung 
gerecht werden kann. Bisher fonnte man das nicht wegen der Meift- 
begünjtigungs Klauſel, die überall, wo fie einjeßt, zur Igmorierung von 
Derichiedenheiten nötige. Die Erörterung der Vorteile und Nachteile der 
Meiftbegünftigung erjcheint mir deshalb Tür die Frage der Erneuerung der 
Handelsverträge ganz bejondere Bedeutung gewonnen zu haben. Daneben 
gilt es Hauptjächlich, Mittel zu jchaffen, durch die man fremde Staaten zur 
Berüdfichtigung unferes Willens bewegen fann. Solche Mittel muß der 
autonome Zarif fchaffen. Es fragt ſich, ob der vorliegende Tarifentwurf 
dazu geeignet ijt, fremde Staaten zu bewegen, auf einen Vertragstarif ein— 
zugehen, der nicht in allen Punkten ihren Wünfchen völlig entjpricht. Ein 
jolcher Tarif darf Fein Hochjchußzolltarif fein; das ift der jet vorliegende 
Zarif jedoch auch nicht, wenn man ihn mißt am Maßſtabe des Auslandes; 
insbejondere bleibt er erheblich zurück Hinter den Zolljäßen in den Ver— 
einigten Staaten, in Rußland und in frankreich, Er bezeichnet ferner auch 
fein Beichreiten einer neuen Bahn; es handelt fich nur darum, das Beifpiel 
zu befolgen, dad und andere Staaten jchon vor Jahren gegeben haben. 
Weil wir nicht rechtzeitig den rechten Weg eingejchlagen haben, darım 
brauchen wir ihn nicht immer zu meiden. 

Gewiß find noch viele Säbe im Tarifentwurf abzuändern; aber wenn 
Srrationelles in ihm fich vorfindet, dann jollte das nicht außfchließlich unter 
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innerpolitifchen Gefichtapunften beurteilt werden, fondern in Bergleich ge— 
bracht werden zu irrationellen Zollfägen anderer Länder. Die Zollfäße des 
Entwuris find nicht ausjchliehlich zu betrachten als Zolljäße eines autonomen 
Tarife, ſondern auch ala Kompenſationsobjekte. Thut man das, jo wird 
man jparfamer werden mit Verdammungsurteilen. 

Bor allem ift der neue Zolltarifentwurf verbefferung&bedürftig infofern, als 
eine Reihe von Zolljägen für Robftoffe, Halbfabrifate und Ganzfabrifate jorg- 
jamer gegeneinander abgewogen werden müffen. ch ftimme Herrn Dr. Weber 
bei, daß für uns Hauptfächlich die Ausfuhr von Ganzfabrifaten Berüd- 
fichtigung verdient. Ich bin aber der Anficht, daß wir bereits längſt auf 
dem von ihm empfohlenen Wege uns befinden, denn unfere Fabrikaten— 
ausfuhr hat 1880 1670 Millionen Mark betragen, 1900 aber beinahe 
3 Milliarden Marl. Mit der Weberjchen Formel, daß wir unjeren Zoll— 
tarif zujchneiden jollen auf die Ausiuhr von Fertigfabrikaten, iſt jedoch die 
fchwierige Frage noch nicht gelöft. Ich will ein Beifpiel herausgreifen, 
ein beſonders verpöntes: das Papier. Dem deutjchen Papier erwachjen für 
verjchiedene Qualitäten neuerdings jchwere Gefahren von feiten der Ver— 
einigten Staaten. Etwa 20 PBapierfabrifen Nordamerikas Haben fich be» 
tanntlich zufammengethan zu der mit einem Kapital von jaft 300 Millionen 
Mark arbeitenden International Paper Company, die die Papierausfuhr 
— mie ihr Name fjchon zeigt — mit allen Mitteln fördern wird. Es 
würde wenig nüßen, Papierfabrifate zu jchüßen, wenn unfere Induftrie mit 
dem von ihr Hergeitellten Papier im Inland jelbjt nicht fonkurrenzfähig 
bleibt. Statt einer allgemeinen jchematifchen Differenzierung nad) den 
Stufen des Produftionsprozefje ift eine forgfam angepaßte Differenzierung 
nach der eigenen Leiftungsfähigkeit und der anderer Staaten nötig. 

Don jolchen allgemeinen Anfichten aus bin ich etwas näher eingegangen 
auf amerifanifche und englijche Verhältniffe. 

Was die erfteren anlangt, jo Halte ich e8 für wünſchenswert, daß ein 
Handelövertrag mit den Vereinigten Staaten abgeichloffen werde. Not— 
wendig aber erjcheint es mir, daß mit diefem ſtärkſten Gegner zuerjt in 
Verhandlungen getreten werde und unmöglich, daß wir mit einer be= 
ſchränkten Meiftbegünftigung uns begnügen, dagegen jelbit eine unbejchräntte 
gewähren. Wenn die Vereinigten Staaten auf folche „Reciprocität” nicht 
eingehen, wenn es nicht möglich iſt, einen Tarifvertrag mit allgemeiner oder 
auf beiden Seiten gleichmäßig bejchränfter Meijtbegünftigung zu ftande zu 
bringen, dann wird es nicht zu dermeiden fein, den Generaltarif den Ber- 
einigten Staaten gegenüber zur Anerkennung zu bringen. Ich bin aber der 
Anfiht, daß die bloße Thatjache, daß der Generaltarif den Vereinigten 
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Staaten gegenüber zur Anwendung kommt, noch feinen Grund für einen 
Zollkrieg bietet; denn die Vereinigten Staaten Haben erjtend das größte 
Intereſſe daran, die Freiheit autonomer Handelspolitik fich ſelbſt zu er- 
halten, und zweiten? wird auch in den Vereinigten Staaten der Zolltarif 
keineswegs fo pejfimiftifch beurteilt, wie e& oft in Deutjchland gefchieht. 
Sie werden, meine Herren, alle gelefen haben, daß nach dem Bericht des 
amerikanischen Generalfonful® in Berlin die Vereinigten Staaten im wejent« 
lichen nur getroffen werden durch die Zolljäße über Lolomobilen, Fahr: 
räder, Nähmajchinen, Schuhe; auch in diejen Artikeln foll durch fie die 
Ausfuhr nach Deutichland nicht ganz unterbunden werden. Andererjeits 
dürfte es ſehr optimiftiich fein, anzunehmen, daß die Vereinigten Staaten 
jeßt bereit3 vom Hochſchutzzollſyſtem ablafjen und langſam einlenken werden 
in die Bahn des Freihandels. Das wird nicht eher eintreten, ale bis 
Schwierigkeiten entftehen, den Amerikanern ihre Mebrausfuhr au bezahlen. 
Solde Schwierigkeiten werden entjtehen, jobald die Amerikaner ihre Wert: 
papiere, wie fie ja bereits in großem Maßftab begonnen haben, aus 
Deutihland und ganz Europa zurüdgezogen haben. Dann werden fie, wie 
einſt England, zur Politif übergehen, durch Freihandel die Kaufkraft ihrer 
Abnehmer zu ftärken. So fchnell aber auch die Entwidlung in den leßten 
Jahren vorangeichritten ift, e8 dauert noch einige Zeit, biß die Vereinigten 
Staaten den Übergang vom Schuldnerjtaat zum Gläubigerftaat ganz aus— 
geführt Haben. In Verbindung damit möchte ich erwähnen, daß die 
Amerikaner nicht, wie Herr Profeffor Log meint, größere Mengen an Waren 
und zugeihidt haben, weil fie deutjche Anleihen aufgenommen und in 
Deutſchland Unternehmungen begründet haben, fondern daß umgekehrt die 
Amerikaner mit Hilfe der großen Trufte die Ausfuhr von Induſtrie— 
erzeugniflen bewußt und planmäßig forciert, die daraus erwachfene Forderung 
nicht eingezogen, fondern als Schuld des Auslands im Ausland ftehen ge- 
laſſen haben in der Form von ftaatlichen und privaten Anleihen, Anteilen 
an Unternehmungen, Krediten an deutjche Banken ıc. Wenn einzelne 
Mäpigung empfehlende Worte jenſeits des Ozeans gefallen find, fo find fie 
noch nicht maßgebend für die Gefamthaltung der Regierung, insbeſondere 
die Haltung des Kongreſſes; wenn fie nicht gar im wejentlichen nur taktische 
Bedeutung haben, dürften fie in ihrer Tragweite überfchäßt werden; jcheinen 
fie fih doch in der Hauptjache auf folche extreme Fälle zu beziehen, wie 
die Nichtgenehmigung des mit Frankreich abgejchloffenen Handelsvertrages, 
und fagte doch noch kurz vor der Ermordung Mac Kinleys der einfluß- 
reiche Senator Cullom: „Ach Habe das Gefühl, dak ich die Gedanken des 
Präfidenten wiedergebe, wenn ich annehme, daß feine, wenigitens feine all» 
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gemeine BDurchficht des Tarifs ftattfinden wird.“ Solange nicht That» 
fachen, die ummiderleglich das Gegenteil beweifen, vorliegen, wird man an— 
nehmen müflen, daß die Vereinigten Staaten in der Hauptjache feſthalten 
werden an einer Politik, unter der fie einen fchneflen wirtichaftlichen Auf— 
ſchwung genommen haben, wie noch fein Land zuvor. 

Sehe ich daher den Vereinigten Staaten gegenüber nicht jo optimiftifch, 
wie einige der anweſenden Herren, jo bin ich dagegen von viel größerem 
Optimismus einem anderen Lande gegenüber: Rußland. Unfer öjtlicher 
Nachbar Hat jelbit das größte Intereſſe an dem Abichluß eines neuen 
Handelövertraged mit uns. Erſtens ift er im Bezuge zahlreicher Induſtrie— 
erzeugniffe auf Deutichland angewiejen. Zweitens wird Rußland durch die 
vorgejchlagenen Zölle auf Weizen und Roggen keineswegs jehr ſchwer ge- 
troffen. Den proteinreichen ruffischen Weizen kann Deutichland nicht ent— 
behren; zum Miſchen mit der einheimifchen Ernte werden wir ihn ein- 
führen, auch wenn der Zoll erhöht wird. Und was die Roggenausfuhr 
anlangt, die im wejentlichen allerdings darauf beruht, dat durch fie der 
jchlecht genährte ruffiiche Bauer die Geldmittel zur Zahlung feiner Steuern 
beichaffen muß — jo fommt die durch die heimischen Verhältniffe gebotene 
Differenzirung des Roggen- und Weizenzolles zu Gunften des Roggens in 
erjter Linie Rußland ala dem Haupt-RoggensErzeugungslande zu gute, 

Zum Schluß möchte ich nochmals auf die amerikanischen Verhältniſſe 
zurüdtommen und die Frage stellen: Auf welche Gründe geht denn ber 
plögliche erftaunliche Aufichwung der amerikanischen Fabrikatenausfuhr, der 
mit den Freihandelslehren jo jchwer in Einklang zu bringen ift, zurüd? 
Verſchiedene Gründe find zu nennen. Voran fteht der große Reichtum an 
Rohitoffen. Von faum geringerer Wichtigkeit ift jedoch der Umftand, daß 
die Vereinigten Staaten heute den größten Inlandsmarkt bilden, der über- 
haupt eriftiert. Es it aber wohl zu beachten, daß in diefer Beziehung 
gleih nach den Bereinigten Staaten Deutjchland kommt. Deutjchland ge— 
nießt den Vorteil, den zweitgrößten Inlandsmarkt zu befißen, der an Kopt: 
zahl der Stonfumenten jeden dritten mit Ausnahme des ruffiichen, an 
Konfumfraft auch diefen übertrifft. Dieſer Umstand macht aber auch für 
Deutichland jedes Ginlenten auf die Bahn des Freihandels jo viel ſchwieriger 
und verantwortungsvoller, als jeinerzeit für England, das vor 50 Jahren 
wenig mehr ala halb jo viel Einwohner zählte, wie wir heute zu ernähren 
haben. 

Zu den Gründen des amerikanischen Ausfuhr-Aufſchwungs, die im 
Robjtoffreihtum und in der Größe des Inlandsmarkts wurzeln, gejellt fich 
noch ein dritter Vorteil, ein Vorteil des Betriebes. Es ift die größere 
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Specialifierung der Fabrikation, die in den Bereinigten Staaten durch- 
geführt worden it. Sie ift hauptjächlich durchgeführt worden in Verbindung 
mit jenem gewaltigen Kapitalifierungsprozeß, den wir Truftbildung nennen. 

Im Gegenſatz zu den amerikanifchen Truſts, die die minder leiſtungs— 
fähigen Betriebe ausfchalten, die leiſtungsfähigſten am meijten fortbilden, 
haben bei uns die Sartelle bekanntlich die Aufgabe und die Wirkung, auch 
die minderleiftungstähigen Fabriken im Betriebe zu erhalten. Dieje fonjervative 
Zendenz der Kartelle hindert die Entwidlung zu jortjchreitender Specialifierung 
des Fabrikationsprozeſſes, die in vielen Branchen allein die Verringerung 
der Produftionslojten geitattet, die jchließlih auf die Dauer entjcheidend 
werden wird für die Stellung auf neutralen Märkten. Dieſer Übergang 
zur weiteren Specialifierung wird fi) nur durchführen laffen im Schuße 
von Zöllen, die den Inlandsmarkt jichern und dadurch weitere Betriebs— 
fonzentrationen und Betrieböverbefferungen erleichtern. In diefem Sinne 
halte auch ich einen weiteren Kapitalifationsprozeß für nötig und glaube 
mich in dieſem Punkte mit Herren Profeffor von Schulze-Gävernif zu bes 
rühren. Ein folcher Kapitalifationsprozeß hat focialpolitiich manche Nach— 
teile; aber wo es um die Griftenzbedingungen einer Induſtrie fich handelt, 
tritt die Socialpolitif an zweite Stelle, es iſt ihre Aufgabe, jolche Nach» 
teile zu Heben und zu mildern, nicht unerwünfchter Begleiterjcheinungen 
wegen eine im übrigen mwünfchenswerte oder doch notwendige Entwidlung 
zu hemmen. 

Endlich jei noch ein Wort über Getreidezölle Hinzugefügt. Inwieweit 
eine durch die Lage unferer Landwirtichaft geboten erjcheinende mäßige Er: 
höhung der Getreidezölle die Lebenshaltung der Arbeiter beeinflußt, das 
erjcheint mir ala ein rechnerifches Problem, das noch nicht gelöft it. Es 
handelt fich ja nicht nur darum, zu ermitteln, inwieweit die Erhöhung der 
Getreidezölle die Ausgaben des Arbeiters fteigert; e& müßte vielmehr ebenjo 
tejtgeitellt werden, welchen Einfluß höhere Getreidezölle auf den Arbeitsmarkt 
haben. Ein befjernder Einfluß auf die Arbeitsgelegenheit Liegt aber ſchon 
dann dor, wenn es verhindert wird, daß weitere Kreiſe unferer Bevölkerung 
in größere wirtjchaitliche Not geraten als bisher. Zeigt doch die jüngjte 
Krifis wieder fo deutlich die noch vielfach rätſelhafte Konnerität unferes 
ganzen wirtjchaftlichen Lebens. Ich kann das nicht weiter ausführen; ic) 
werde zum Schluß gemahnt. ch beichränfe mich daher auf die Be— 
merfung, daß bei der Beurteilung der deutjchen Getreidezölle und ihrer Er- 
höhung nicht außer acht zu lafjen ift, daß wir in der Hauptfache ein Roggen 
verzehrendes Volk find und daß — troß des im wejentlichen gleichen Nähr- 
wert? von Roggen und Weizenbrot — die Roggenpreife im zollgejchüßten 
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Deutichland kaum Höher find, ala im freihändlerifchen England die Preife 
des dort die Volksnahrung bildenden Weizens. Die Roggennahrung Deutich- 
lands ala Volksnahrung zu erhalten, ift deshalb von größter Wichtigkeit. 
Dazu dient die im Zolltarif vorgejehene Differenzierung des Roggen- und 
MWeizenzolle. Sie mildert die Wirkungen der Getreidezollerhöhung, indem 
fie die bereit® begonnene Ausbreitung der Weizennahrung hemmt. 

Unter allen dieſen Gefichtöpuntten erjcheint mir der vorliegende Tarif: 
entwurf nicht ungeeignet ald Grundlage zu den bevorftehenden bedeutungs— 
vollen Verhandlungen zur Erneuerung der Handeläverträge. Wie diefe Ver- 
handlungen geführt werden, davon wird es jchlieklich abhängen, ob ein 
Ergebnis erzielt wird, wie es Deutichland bedarf: Sicherung feiner Stellung 
auf dem Auslandsmarkt ohne ernite Gefährdung feines wichtigjten heimiſchen 
Erwerbszweiges. 

(Lebhafter Beifall bei einem Zeile der Verſammlung.) 


Dr. ®. Lot (München): Verehrte Anmwefende! Ich muß zunächit 
angeben, was ich der Kürze der Zeit wegen unerörtert laffen muß. Wenn 
ein Redner einen Überblid über die Zölle anderer Länder gab und hinzu— 
fügte, wir hätten feinen Hochſchutzzoll, weil wir nicht jo hohe Zölle wie 
gewijle andere Länder haben, jo will ich die unerörtert laffen, weil fich 
jeder ſelber darüber ein Urteil gebildet haben wird. Ich beginne deshalb 
jofort mit den in der That jehr belehrenden Ausführungen des Herin Pro» 
feffor Sering und ſpreche meinen Dank und meine Freude auß, daB er 
unterfchted und nicht alles im allgemeinen behandelte; daß er zugab, ein 
Ruin der ganzen Landwirtichaft ftehe nicht bevor, fondern nur gewiſſe Zeile 
jeien bejonders an den Getreidezöllen intereffiert; auch von bdiefen würde 
ein Zeil forterijtieren können, ein anderer aber fcheine bedroht. Wenn wir 
fo unterfcheiden, werden wir eine Reihe von Schwierigkeiten und Miß— 
verftändniffen vermeiden, Ebenſo jchulde ich Herrn Profeffor v. Mayr 
Dank, aber aus einem anderen Grunde. Ich muß dabei auf das von Herrn 
Profeffor v. Mayr heute angeführte Buch „Zolltarifentwurf und Willen: 
ſchaft“ bezugnehmen. Auf ©. 20 diejer Schrift führt Herr Kollege v. Mayr 
gegenüber einem Seren, der einen ähnlichen Standpunkt wie ich vertritt, 
wörtlih aus: „Klaffifcher ala in einem ſolchen Sabe konnte der abjolute 
Mangel an Heimatfinn und Nationalbewußtfein, welcher mit orthodor 
jreihändlerischem Denken fich verbindet, nicht zum Ausdruck kommen.“ Ach 
erfenne es an, daß mir gegenüber weder in dem Buche noch in der heuti- 
gen Diskuſſion vom Herrn Kollegen v. Mayr diefer Vorwurf mangelnder 
nationaler Gefinnung vertreten worden ift. Ich würde mich auch energijch 
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dagegen verwahrt haben und bebauere, daß folches an der angeführten 
Stelle gegen meinen Freund Helfferich gejagt worden ift. 

Im übrigen hat mein Hhochverehrter Herr Kollege v. Mayr in feinem 
heutigen Angriffe mich jehr eingehend bedacht; indes hat er im Eifer mich 
wegen einer Außerung angegriffen, die ich nicht in meinem Referate gemacht 
habe. Es wurde mir von ihm vorgehalten, ich empföhle den Landwirten 
Rettung durch ein ſpecielles Mittel, nämlich durch große Abjchreibungen. 
Thatfächlich Habe ich ein einziges Mal das Wort Abjchreibungen gebraucht. 
Aber, wie mir wohl die Herren bezeugen werden, in einem ganz anderen 
Zufammenhang. Ich erzählte von einem Betriebe in der Pfalz, der nad) 
einer angemefjenen Abjchreibung aufs Inventar und nach vierprozentiger 
Verzinfung des Gebäude» und Betriebsfapital® noch mehr ald 21000 Mt. 
Reinertrag erzielte. Das ift doch etwas ganz andere. Es muß aljo hier 
ein Irrtum in den Notizen des Herrn Profeffor dv. Mayr vorliegen (Zuruf: 
Nein!), ih habe Über das, was Sie berühren, nichts gejagt und kann 
mich auch Hier nicht darauf einlaffen, mitzuteilen, ob ich Abjchreibungen 
vom Bodenwert für nötig erachte oder nicht. Dann Hat mein verehrter 
Herr Kollege gejagt: mit Ziffern der Ausgaben nach Haugfrauenart wollen 
wir hier nicht operieren. Diefe Abneigung gegen Ziffernbeweife hat mich 
vom ftatiftifchen Standpunkte aus etwas überraſcht. Statt daß die Ziffern 
durch ftatiftifche Kritit widerlegt wurden, hat mein verehrter Herr Kollege 
auf die Glajtizität der Ausgaben und Einnahmen im Budget der Arbeiter 
verwieſen. Zu dem, was von anderer Seite gegenüber Herrn v. Mayr 
über Glaftizität des Ausgabebudget? bemerkt worden iſt, will ich nichts 
hinzufügen. Dagegen möchte ich die Trage der Elaftizität der Einnahme- 
poften, d. 5. im wejentlichen der Löhne, im Arbeiterhaushalte kurz berühren. 
Die Elaftizität kann fich im Steigen oder im Sinken des Geldlohns äußern. 
Mir ift vom Herrn Profeffor v. Mayr nahegelegt worden, ich müßte doch 
eigentlich konjequenterweife jagen: ich will möglichjt niedrige Löhne. Gegen: 
über diefer Vermutung fann ich mit ruhigem Gewifjen erflären, daß ich 
— wenn e8 auf meine Wünfche anfäme — möglichft hohe Reallöhne, nicht 
bloß Nominallöhne wünfchen würde. Die Beftimmungsgründe der Löhne 
find in der Wirklichkeit aber bekanntlich ziemlich zahlreich, und nur auf 
zwei Vorausjegungen höherer Löhne, die mit. unjerem Thema zujammen- 
hängen, will ich Hier eingehen. Cine Vorbedingung Hoher Löhne ift, daB 
mit der Produktion etwas verdient wird, und daß die Konjumenten über 
genügendes Einkommen verfügen, kurz, wirtjchaftlicher Wohljtand, der nur 
bei Anwendung der volllommenften Produftionsmethoden und export: 
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freundlicher Handelspolitif erzielt werden kann. Bielleicht ift e8 dasſelbe, 
was mein Freund v. Schulze-Gaevernik unter dem leicht mißzuverftehenden 
Ausdruck „Kapitalismus“ verftand. Wir brauchen deshalb nicht unfer 
Ideal darin zu fuchen, ein Volk von lauter Börjenmännern und Gelb: 
proßen zu werden; aber wir müſſen mit Verdienſt arbeiten, um gute 
Arbeitsbedingungen gewähren zu können. Cine zweite wichtige Voraus: 
jegung aber, daß dann wirklich die Arbeiter hohe Löhne erlangen, Liegt 
nach meiner Meinung in der vollen Koalitionsfreiheit, namentlich in der 
Bewegungöfreiheit im Vereinsweſen und bei Lohnkämpfen. Unglüclicher- 
weije variieren aber gerade in diefem Punkte die Anfchauungen von mir 
und einigen Getreidezollfreunden,, fo auch Herrn Profeffor v. Mayr. Ich 
war 3. B. der Anfiht und Habe dieſe vertreten, daß die Annahme der 
Zuchthausvorlage eine wejentliche Schädigung der Lohnbewegung der Arbeiter 
bedeutet haben würde. ch gehörte zu den Gegnern der Vorlage, Leider 
"erfreute ich mich nicht dabei der Zuftimmung des Herrn Kollegen v. Mayr. 
Wir werden daher, jo fürchte ich, auch in der Zukunft bezüglich der Frage 
der Vorausfeßungen hoher Löhne, die wir wohl beide für wünjchenswert 
anjehen, erheblich don einander differieren. 

Nun wende ich mich zu der Rede des Herrn Dr. Dade, deſſen Schriften 
ich immer mit großem Nußen und mit freude über die darin befundete 
Würdigung der landwirtfchaftlichen technischen Fortſchritte gelefen Habe. 
Herr Dr. Dade hat eine anderwärt® publizierte Berechnung des Herrn 
Geh. Regierungsrat Dr. Traugott Müller reproduziert, wonach der Wert 
der Iandwirtjchaftlichen Produktion jährlich 8 Milliarden und der der ge- 
werblichen Produktion jährlich ebenfalls 8 Milliarden betrage. Dieſe Be- 
rechnung, welche in der ſonſt au@gezeichneten Denkfchrift über die deutjche 
Landwirtichaft für die Parifer Weltausftellung 1900 gegeben ift, babe ich 
bereit an anderer Stelle widerlegt. Sie finden in Bd. 92 der Schriften 
d. Ber. f. Socialpolitit S. 184 Anm. 2 den Aufſatz citiert, in welchem 
ih nachwies, daß es unzuläffig ift, die ziemlich vollftändigen Ziffern der 
landwirtjchaftlichen Produktion der durchaus unvollitändig publizierten ge- 
werblichen Produktionsſtatiſtik gegenüberzuftellen. In den 8 Milliarden 
gewerblicher Produktion find jehr wichtige Großinduftrien, deren Produktion 
Ttatiftifch nicht publiziert iſt, ferner die Erzeugniffe des Handwerks gar nicht 
eingerechnet. Der Bergleich ift alfo irreführend. Wenn übrigens die 
Ziffern richtig wären und die Verfaufswerte der Produkte der Landwirt: 
ihaft, die nur 35,74 %o der Nation zu ernähren hat, ſchon Heute ohne 
Zollerhöhung foviel brutto einbringen würden, wie die Verkaufswerte der 
Induftrie, in deren Unkoften noch der Aufwand für gekaufte Rohſtoffe drin- 
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fte£t, dann Hätten die Landwirte überhaupt feinen Anlaß zu lagen und bes 
fonders nicht zu Forderungen erhöhter Zölle. Sie würden ja dann mindeſtens 
jo viel brutto einnehmen wie die Induſtrie und doch nicht fo viel Leute 
ernähren müffen. (Bemwegung.) 

Nun muß ich noch meine freude über einige Zugejtändniffe meiner 
Gegner außfprechen. Zunächſt darüber, daß don Profeffor Sering zugegeben 
wurde, es liege die Gefahr vor, daß die Großgrundbefiger den Hauptvorteil 
der Getreidezölle haben werden. Ferner ift von den verſchiedenſten Rednern 
äjugegeben worden, daß höhere Getreidezölle bei heutiger Konjtellation die 
Aufrechterhaltung hoher Induſtriezölle in kartellierten Induftrien zur Folge 
haben müffen. Dies wurde fo ſehr als jelbitverftändlich erkannt, daß ſogar 
Herr Dr. Dade davon ſprach: wenn die Induftriezölle bejeitigt würden, 
dann könne auch die Landwirtichaft darüber mit fich reden lafjen, daß mit den 
Ugrarzöllen aufgeräumt werde. Es ift das eine Reminiscenz an die Zeit 
vor 1879. Auch ich betonte in meinem Referat, daß die höheren Getreide- 
zölle nur durchgejegt werden, wenn wir zugleich den Gewinn der fartellierten 
Induſtrien ficherftellen.. Der Hinweis eine® meiner Herren Korreferenten 
auf das Kohlenkartell widerlegt mich nicht im geringfien, obwohl hier ein 
Kartell vorliegt in einem Produktionszweig, der feinen Zollihuß genießt. 
Es giebt — wie Sie alle wiſſen — auch Möglichkeiten, durch die Eifen- 
babnpolitif ganz ähnliche Effekte wie durch Zölle zu verwirklichen. Aller» 
dings bin ich immer dafür eingetreten, daß eine Bekämpfung der ſchutz- 
zöllnerifchen Eifenbahnpolitit durch Pflege der Waflerftraßen herbeigeführt 
werde. (Beijall.) 

Mas mich am meisten überrafcht hat, muß ich nun noch außfprechen. 
Ich Habe in der Diskuffion aufmerkſam gelaufcht, ala gegen mich Herr 
Dr. Dade und Freiherr dv. Getto, berufene Vertreter der Agrarzölle und mit 
der Technik der Erhebungen des Landwirtichaftärates vertraute Männer, dag 
Mort ergriffen. Ich erwartete, die Herren würden das, was ich ausſprach, 
daß nur ein relativ geringer Bruchteil der Bruttveinnahmen der Land— 
wirtichaft auf den Körnerbau entfalle, zu widerlegen fuchen. Dies ift jedoch 
nicht einmal verfucht worden. Ach muß nun jagen, daß hier der Plaß ge- 
wejen wäre, mich zu widerlegen. Sollte es fpäter an anderer Etelle ver- 
fucht werden, jo ftelle ich heute feft, daß bei der Gelegenheit, bei welcher 
man mir hat entgegentreten können, und bei welcher ich vor wiflenjchaft- 
lihem Kreiſe antworten konnte, man es nicht gethan hat. Aber es kann 
fich ja troßdem fpäter einmal herausftellen, daß die Ziffern unzuverläffig 
find. Dann fordere ich eine Enquete, und zwar eine Öffentliche kontra— 
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deutfchen Landwirte in diejen Dingen übereinjtimmen. Denn vor allem 
muß die Frage, ob die Landwirte durch Zollmaßregeln gefördert oder ge— 
ihädigt werden, befriedigend vor Inanſpruchnahme der Geſetzgebung Elar- 
geftellt werden. Ginjtweilen möchte ich aber noch auf einen Widerfpruch 
in den Ausführungen meiner Gegner Hinweifen. Da heißt es: eine Er— 
höhung der Kornzölle wird nicht eine Erhöhung der Bodenpreije herbei- 
führen. Aber es wird auch gejagt: beim Sinken der Preije tritt eine Ent- 
wertung des Grundes und Bodens ein. Ich kann diefe beiden Ausjprüche 
nicht vereinen. Sch bin ſelbſt keineswegs der Meinung, daß in allen 
Fällen eine Entwertung des Bodens bei den jebigen Preijen gegen früher 
eingetreten ift. Jedenfalls müßten aber, wenn finfende Getreidepreije den 
Bodenwert beeinfluffen, auch fteigende dies thun. 

Jetzt bleibt noch ein ganz anderer Standpunkt zu erörtern. Es ift gelagt 
worden: ala Rüjtzeug ift ein Zollſyſtem, wie e8 hier vorliegt, in der Hand jehr 
geſchickter Männer vielleicht wertvoll. Ich bin nicht Fompetent, dieſe Be- 
hauptung unbedingt zu verneinen. Wenn ein Staatsmann ung jchließlich reich- 
liche Beichaffung von Arbeitsgelegenheit, niedrige Lebensmittelpreife und 
günftige Zolltariffäße des Auslands durch langfriftige Verträge garantierte, das 
wäre gewiß jehr erfreulich. Wir wollen annehmen, e8 kämen neue Verträge zu 
ftande — und ed war ein Triumph für den viel verfannten Grafen Eaprivi, 
daß eigentlich von allen Seiten der Abjchluß von Handelöverträgen als nötig 
anerfannt worden tft. Ich jtelle nun die Frage: wenn wir ung denn wirklich 
mit den Rufjen einigen, befommen wir dann bei einem Zollja von 5 Mi. auf 
Roggen ebenjo viele oder noch mehr Konzejfionen wie bisher bei 3/z ME. Zoll? 
Vielleicht jagen Sie: wir müfjen eben den Rufjen dann einen Gefallen thun auf 
einem anderen Gebiete, vielleicht ihnen einige Dienſte in der äußeren Politik oder 
auf dem Gebiete des Kapitalmarktes erweijen. Ich würde bedauern, wenn unfer 
Konto noch belaftet würde mit Dingen, die nicht zur Handeläpolitif gehören. 
Ich bin jo ketzeriſch, zu jagen: es ift befjer, wir haben fein Rüftzeug, das uns 
lähmt und hemmt beim internationalen Wettbewerbe. ch Halte es für 
das flügere, wenn wir beim Nichtzuftandefommen von Zarifverträgen ſogar 
autonom die Zölle herabjegen und des unbrauchbaren Rüftzeugs ung ent— 
ledigen. Ich will auf diefe diplomatifchen Subtilitäten hier nicht näher 
eingeben, dafür aber erwähnen, daß mich eines jehr betrübt Hat. Es handelt 
fih um meinen Vorſchlag, daß man neben der inneren Kolonifation, welche 
die Parzellierung der großen Güter anftrebt, auch da ein Rettungswerf 
verjucht, wo der Großbetrieb das rationelle ift. Ich empfahl Hiefür die 
Verpachtung und riet, dies durch Verftaatlichung eines Teils des Bodens 
unter Opfern von einer Milliarde zu erleichtern. Das hat man als 
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Almofen bezeichnet oder als malitiöfen Vorſchlag. Ich bedauere, daß man 
heute meinem wohlmeinenden Vorſchlag nicht mehr, ala eö geſchah, entgegenkam. 
Es wird vielleicht noch die Zeit fommen, in der man einfieht, daß die 
Macht der Berhältniffe in vielen Fällen zu dem fpäter zwingen wird, was 
ich rechtzeitig anbahnen wollte. Auch meine fonftigen Vorſchläge betreffend 
Produftionsprämien Haben die Zuftimmung der Schußzöllner Heute nicht 
gefunden. Freilich, ich will die Mittel zur Heilung anerfannter Notjtände 
nicht vorwiegend von den ärmeren Klaſſen, fondern durch eine Reichserb- 
ſchaftsſteuer oder durch andere Steuern bejchafft willen, die von den be— 
figenden Klafjen aufzubringen wären. 


Zum Schluß muß ich geftehen, daß es mich befonders befremdete, von 
einem Redner zu hören, daß nicht etwa meine Vorausficht, wir könnten 
jociale Unruhen bei der neuen Zollpolitif befommen, als Warnung auj- 
gefaßt wurde; man Hat jtatt deſſen gejagt, wir hätten beigetragen zur Er— 
regung der Öffentlichkeit, indem wir den Zolltarifentwurf Eritifieren. Erſtens 
beichränft man Hiermit unzuläffig die Kritil. Zweitens überſchätzt man 
feider den Einfluß der Gegner des Zolltarifs. Ich muß jagen, ich achte e8 an 
den Landwirten, daß fie eintreten für ihre Angelegenheiten und daß fie 
auftreten und rege find. Das ijt ein gejunder Zug. Wie Herr Piarrer 
Naumann fagte, der Wille it bei den Landwirten ſtark entwidelt. Dem— 
gegenüber habe ich nur jeftzuftellen, daß die Erziehung des deutichen Bürger: 
tums zu gleichem Willen, über wirtichaftspolitifche Dinge nachzudenken und ſich 
zu regen, noch nicht jo weit Heute vorgejchritten ift, wie es vielleicht fommen 
wird nach Inkrafttreten des neuen Zolltariis. Ich Habe es für meine 
Pflicht gehalten, zu warnen. Mehr kann ich nicht thun. Es ift ein trüb- 
jeliger, pejfimiftifcher Schluß. Aber wenn ich vor dem neuen Wege nach- 
drüdlich warne, jo bleibt es doch meine Überzeugung: es kann fich nur um eine 
Übergangszeit handeln, dann wird die Entwidlung weitergehen, und zwar 
gegen hohe Agrar- und Induſtriezölle. Ich Hatte es als wünfchenswert 
erflärt, wenn diefe Übergangszeit erſpart und ein radifaler Umſchwung nach— 
ber vermieden würde. Wenn wir aber jchließlich diefen ganzen Tarif nur 
als Rüftzeug, jo zu jagen als hölzernen Säbel gebrauchen, mit dem wir 
einen furchtbaren Eindrud machen wollen, ohne es ernjt zu meinen, und 
wenn wir dann die hohen Agrarzölle, das angebliche Rüftzeug, bei Ver— 
trägen preisgeben, ohne jet ſchon unfere Landwirte darauf zu erziehen, 
daß fie fich bereitö im voraus mit dem Charakter der hohen Agrarzölle ala 
eines bloßen Kompenfationgobjeft3 vertraut machen, dann werden die Lande 
wirte den Eugen Diplomaten gegenüber allerdingg, wenn dieſe fie ent= 
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täuschen, da8 volle Recht haben zu jagen: Ihr Habt uns vielleicht fchlau, 
aber nicht ſchön behandelt! 
(Stürmijcher Beifall.) 


Sering (perfönliche Bemerkung): Nachdem Dr. Jollos mir gewifje 
Erklärungen perjönlih gemacht hat, bin ich in der Lage, meinerjeit® auf 
die perfönliche Bemerkung zu verzichten. 


Dr. v. Mayr (perjönliche Bemerkung): Ich Habe die Bezugnahme 
auf Abjchreibungen nicht bloß gehört, jondern mir ſolche auch ſofort notiert, 
und zwar bei der Gelegenheit, ald Herr Profeffor Lo von der Thatfache 
ſprach, daß eine Anpafjung der rheinischen, belgischen u. ſ.w. Landwirtjchait 
an die veränderten weltwirtjchaftlichen Verhältniffe jtattgefunden hätte. Ich 
Habe jerner zu den Ausführungen des Herrn Mombert zu bemerken, daß 
ich nicht bloß von einer Glajtizität der Ausgaben einerfeit3 und der Ein- 
nahmen andererſeits beim Haushalt geiprochen habe, jondern auch) von den 
Mechjelbeziehungen beider Seiten des Haushalts im Sinne der günjtigen 
Beeinfluffung der Einnahmefeite durch eine gegebenen Falles auch die Aus— 
gabejeite beeinfluffende günstige Entwidlung der Wirtjchaftspolitik. 


Lotz: Herrn Profeffor v. Mayr antworte ich, daß ich genau nad 
meinem Manuffript die betreffenden Stellen meines Bortrages gejprochen 
babe. Bei mir ift daher ein Irrtum ausgeſchloſſen. Selbitverjtändlich 
zweifle ich nicht im mindejten an der bona fides meines bochverehrten 
Kollegen v. Mayr, jondern nehme nur an, daß ihm ein Irrtum bei feinen 
Notizen untergelaufen ift. 


Borfigender Dr. Frhr. dv. Berlepſch: Es Liegt mir ob, Ihnen ein 
furzes Reſümee der Diskuffion zu geben. Hierbei ift es meine Aufgabe, 
zunächft nach den Punkten zu juchen, die ala Ausdruck gemeinfamer Ans 
ihauung der Berfammelten zu Tage getreten find, jo wie e8 dem Vor— 
figenden bei der Frage der Wohnungsreform gelang, allerdings unter Ans 
wendung eined ungewöhnlichen Maßes von Liebenswürdigkeit, zu konſta— 
tieren, daß über die wejentlichiten Punkte Übereinftimmung geherrſcht habe. 
Das wird mir num nicht möglich werden. Indeſſen einige Punkte giebt es 
doch, die ich al gemeinfame Überzeugung der Redner Zonjtatieren kann: 
zunächit das Bewußtfein, daß mit der Veröffentlichung des Zolltarifentwuris 
und bezüglich feiner weiteren Behandlung das deutſche Volk, feine Regie 
rung und fein Parlament vor eine Entjcheidung von außerordentlicher Trag- 
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weite geftellt find. Dieſes Bewußtſein ruft nicht nur Heitige Erregung und 
erbitterte Kämpfe in weiten Kreiſen hervor, fondern e& hat auch auf die 
Diskuffionen in diefem Saale eingewirkt, allerdings in gemilderter Weiſe, 
in den formen, die in dem Verein für Socialpolitif die üblichen find, und 
die auch heute doch nur hin und wieder infolge beſonders Lebhafter Tem- 
peramentsanlagen eine Kleine Berjchiebung erfuhren. Sodann glaube ich 
als gemeinfame Überzeugung feftftellen zu können, daß es doch immerhin 
große Teile der heimiſchen LZandwirtjchaft find, die unter dem Drud einer 
außerordentlich fchweren Lage leben, und daß e3 eine Aufgabe der Staats— 
regierung ift, diefem Zeile unferer Landwirtſchaft, der von der einen Seite 
höher, von der anderen niedriger eingefchäßt wird, durch geeignete Mittel 
zu Hilfe zu kommen. ch darf drittend ala Rejultat der heutigen Ver— 
handlung das Anerfenntnis fonftatieren, daR durch die Erhöhung der Zölle 
eine höchft ungünftige Verſchiebung in der Zage der Arbeiter eintreten wird, 
über deren Maß aber die Anjchauungen verjchiedene waren. Und endlich 
glaube ich hervorheben zu dürfen, daß von jämtlichen Rednern die Not— 
wendigfeit langfriftiger Handelsverträge anerfannt worden ift. (Hört, hört!) 
Damit hört num aber die Übereinftimmung auf, und der Gegenſatz der An- 
ſchauungen tritt in lebhafteſter Weiſe in die Erfcheinung, und zwar jchon 
bei den Herren Referenten. Diefe Differenzen der Anfchauungen betreffen 
wejentlich die Frage der Erhöhung der Getreidezölle und ihre Wirkung, 
und die Frage, ob die Landwirtſchaft der Erhöhung der Zölle bebürfe, und 
ob fie ihr den gehofften Nuben bringen würden, und wenn diefe Trage zu 
bejahen wäre, ob die Erhöhung der Getreidezölle zu vereinen wäre mit ben 
Intereſſen der Gejamtheit, ob nicht dadurch die Intereſſen anderer Berufs- 
gruppen in unzuläffiger Weiſe gejchädigt würden, insbeſondere die der Ars 
beiter. Diefe Fragen find in verjchiedeniter Weife beantwortet worden. 
Profeſſor Log gelangte zu den Säßen: 1. Der Landwirtichaft kann durch 
Zölle nie dauernd geholfen werden; 2. Hohe Agrarzölle Haben ganz ohne 
weiteres hohe Induſtriezölle zur Konfequenz, und die erhöhten Induſtrie— 
zölle haben ala Bereicherungszölle einen bedenflichen Einfluß auf unfere 
Gefamtwirtichait; 3. die Erhöhung der Agrarzölle führt zu einem Berzicht 
auf friedliche Socialreform, die VBerteuerung der Lebensmittel muß zu einer 
Grbitterung der Arbeiterklaffe führen, die zur Folge haben würde, daß von 
den Regierungen möglicherweife den wichtigſten Rechten der Arbeiter, 
namentlih dem SKoalitionsrechte, entgegengetreten werden würde; 4. ben 
notleidenden Landwirten muß durch andere Mittel geholfen werden. Die 
beiden andern Herren Referenten kamen zu erheblich anderen Schlußfolge- 
tungen. Sie jtellten voran, daß die deutjche Landwirtichaft in ihrem 
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jeßigen Umfange notwendigerweije erhalten werden müfle, damit Deutich- 
land nicht auf den Bezug von Nahrungsmitteln aus fremden Ländern ans» 
gewiefen ſei. Deshalb halten fie eine Erhöhung der Getreidezölle für nötig. 
Die beiden Referenten, die dieſen Standpunkt vertraten, unterfcheiden fich 
in der Betonung der Notwendigkeit der Fortſetzung unferer Handelspolitik. 
Sie war wejentlich in dem Referat Profeſſor Schumacher? zu finden, wäh 
rend der dritte Herr Referent das Wünſchenswerte langfrijtiger Handels— 
verträge nicht in Abrede ftelltee Während Herr Lot meinte, daß die Ent» 
widlung des Daterlandes zu einem Induſtrieſtaate eine undermeidliche 
TIhatjache fei, und daraus folgerte, daß die Beteiligung Deutſchlands an 
einer Weltpolitit unbedingt nötig jei, daß hohe Agrarzölle dieje Beteiligung 
verhinderten, waren die andern Herren Weferenten anderer Auffaffung. 
Namentlich der dritte Referent ift der Anficht, daß man vor allen Dingen 
dahin zu ftreben Habe, Deutjchland nicht einfeitig zu einem Induſtrieſtaat 
werden zu lafjen, jondern daß ein richtiges Gleichgewicht zwiſchen Land— 
wirtichaft und Induſtrie erhalten werde. Auch über die Wirkungen der 
geltenden Handelsverträge war jchon in den Ausführungen der Referenten 
eine Berjchiedenheit der Auffafiungen bemerkbar. Während der erite Re- 
jerent den Handelsverträgen von 1892 unbedingt wohlthätige Wirkung zu- 
fprach, meinte der zweite Referent, es jei der Nachweis nicht geführt, daß 
die Gaprivifche Handelspolitif der wejentlichite Faktor bei dem Aufſchwung 
der wirtſchaftlichen Lage gemejen jei. 

Damit habe ich im wejentlichen an der Hand der Referate die Diffe- 
renzen dargejtellt, die auch die Verhandlungen beherricht haben. Don den 
Rednern haben die Fragen, ob Induſtrieſtaat oder nicht, ob Weltpolitik 
oder nicht, ob Erhöhung der landwirtichaftlichen Zölle oder nicht, die ver: 
ichiedenfte Behandlung erfahren. Mir jcheint, als ob Profeffor Sering am 
eingehenditen die Frage behandelt habe, ob für die Landwirtjchait eine Er- 
höhung der Zölle unerläßlich ei. Die Bejahung der Frage hat er mit 
dem Nachweis zu begründen verfucht, daß, wenn in der abgelaufenen Pe— 
riode Zölle nicht erhoben worden wären, die Koſten der Getreideerzeugung 
nicht mehr gededt gewejen fein würden. Ihm trat zur Seite ein Praktiker, 
Baron v. Getto, dem der Verein für Socialpolitit befonders zu danken 
Urfache Hat, daß er als einziger Praktiker fi) an den Verhandlungen be= 
teiligte. Ferner Dr. Dade und von wiſſenſchaftlicher Seite Prof. v. Mayr. 
Den Gegenpol finde ich in den Ausführungen des Herrn Piarrer Naumann, 
daß mit der Bolitif der Erhöhung der Getreidezölle eine Politik der Social: 
reform abjolut unvereinbar ſei. Er tft der Dleinung, daß die Vereinbarung 
einer Politit der Erhöhung der Getreidezölle und der Socialreform möglich 
jei in einem autokratiſchen Staate, daß fie möglich fei unter außergewöhn- 
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lichen Verhältniffen und von außergewöhnlichen Perfonen ausgeführt, wie 
Fürſt Bismarck e8 war, daß aber ein folcher Zeitpunkt niemals wieder- 
fehren würde. Gr meint, daß die Erhöhung der Zölle ähnlich wirken 
würde, wie der befannte Antrag Kanit gewirkt haben würde. Die Land- 
wirtſchaft Liefere fi dem Parlamente aus, da fie ihr Schidfal abhängig 
mache vom Parlamente; fie müſſe alſo notwendigerweije dafür forgen, daß 
fie zum gegebenen Zeitpunfte auch die Macht in den Händen habe, um ein 
etwwaiges Wiederaufgeben der landwirtfchaftlichen Zölle, die fie dauernd ver- 
langen müſſe, zu verhindern. Der praftifch denfende Agrarier müßte die 
politische Macht der Arbeiter unterdrüden wollen. Er führte weiter auß, 
daß die Syndikate und Truſts mit der Trage der Erhaltung der Zölle, 
mit dem Schußzolliyftem ftehen und fallen; durch die Verſtärkung des Zoll: 
ſyſtems würde die Macht der Syndikate ganz notwendiger Weife erhöht 
werden, namentlich ihre finanzielle Kraft würde eine außerordentliche Aus— 
dehnung gewinnen, und das bedeute die Lahmlegung der Arbeiterorganis 
fationen. Auf dem Wege der Darftellung der Schädigung der arbeitenden 
Bevölkerung find ihm viele Redner gefolgt, jo Profeſſor Brentano, der als 
das zwingende Moment für die Entwidlung Deutjchlands zum Induſtrie— 
ftaat die Zunahme feiner Bevölkerung hervorhob, und viele andere alte 
Säulen der national-ökonomiſchen Wiffenjchait, wie der junge Nachwuchs 
national-öfonomifcher Gelehrter. Bei den Berhandlungen über das ge- 
ftellte Thema hat die Frage nach der Wirkung der bisherigen Handels— 
politif den kürzeren Zeil gezogen; weil das Wichtigere die Zukunft, nicht 
die Vergangenheit ift, ſind die Ziele der künftigen Politik eingehender be= 
handelt worden. ch wiederhole: ich war nicht in der Lage, weder bezüg- 
lich der Wirkung der gegenwärtigen, noch bezüglich der Ziele der künftigen 
Handelapolitit in wefentlichen Punkten eine Übereinftimmung der Anfichten 
fejtftellen zu können. In gewiffem Sinne ift das zu beflagen, aber nicht 
durchaus. ch meine, der Verein für Socialpolitif hat bewiejen, was am 
Eingang unferer Tagung Profeffjor Brentano ausgeführt bat, daß im Verein 
von jeher die verſchiedenſten Richtungen vertreten gewejen find und fich ge— 
duldet Haben. Unter diefem Zeichen ift der Verlauf der heutigen Verband 
lung ein glänzender gewejen. Es wurde bon einem der Herren Referenten 
bemerkt, es ſei ein glüdlicher Umjtand, daß der Berein für Socialpolitif 
diegmal zu einer Zeit fpreche, wo er nicht post festum fomme. Wenn 
man fich vergegenwärtigt, daß die Meinungsäußerungen, die heute laut ge= 
worden find, fich nicht als eine gemeinfame Außerung des Vereins zujamen= 
fafjen Lafien, jo könnte man meinen, daß auf diefen glüdlichen Umſtand 
fein Wert zu legen ſei. Sch würde das nicht für richtig halten. ch 
meine, die eingehenden Darlegungen in den borbereitenden Arbeiten haben 
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heute eine Ergänzung, eine Klarftellung gefunden, die ganz bejonders lebendig 
gewirkt Hat durch die Abwechslung der Redner, die gemwifjenhaft und 
meifterlich ihrer Überzeugung Außdrud gaben. Der Band der Beröffent- 
lihungen des Vereins, welcher die heutigen Verhandlungen enthalten wird, 
wird an Bedeutung nicht zurüdftehen hinter den BVeröffentlichungen, welche 
der Vorbereitung unferer Verhandlung gelten. (Beifall.) 


Dr. Brentano (München): Entiprechend Ihrem Botum, das mich 
an die Stelle des erſten Vorſitzenden der Verhandlungen geitellt hat, iſt es 
nun meine Aufgabe, die Leitung unferer nur noch kurzen Verhandlung zu 
übernehmen. Es iſt ein Antrag eingelaufen: 

„Die Unterzeichneten beantragen, daß der Berein für Socialpolitif 
das Gebiet der kommunalen Socialpolitif zum Gegenftande von Unter— 
ſuchungen mache und Hierbei zunächit die Bedeutung der ftädtifchen Gemeinde 
verfafjung, in&bejondere des ſtädtiſchen Gemeindewahlrechts, berüdfichtige. 

Dr, 8. Sinzheimer.“ 

Es Liegen Präcedenzfälle vor, daß derartige Anträge aus der Mitte der 
Berfammlung geftellt worden find. Einem derartigen Antrage in Breslau vor 
2 Jahren verdanken wir die heutigen Verhandlungen. Ich glaube aber nicht, 
daß ed angemefjen wäre, über diefen Antrag abftimmen zu laffen. Abjtimmungen 
find bei uns überhaupt nicht üblich. Ich glaube Ihnen verfichern zu können, 
daß der Ausſchuß, der die von unferem Vereine vorzunehmenden Arbeiten feit- 
ftellt, diefem Antrage die eingehendjte Erwägung zuteil werden lafjen wird. 


Dr. Shmoller (Berlin): Wir werden wahrſcheinlich ſchon Ende 
Dezember eine Ausfchußfigung Haben und da über die weiteren Schritte 
beraten, und ich zweifle nicht, daß viel Stimmung für diefen Antrag vor: 
handen fein wird. ch füge nur Hinzu, daß für die nächlte General» 
verfammlung bereit eine Enquete in Ausficht ſteht über die Lage der in der 
Seeſchiffahrt beichäftigten Arbeiter. Außerdem wird wahrfcheinlich im Dezember 
eine allgemeine Enquete über die Krifen beſchloſſen, jodaß eine rajche Erledi— 
gung von umfangreichen Schriften über dieſen Gegenitand nicht in Augficht ſteht. 
Aber es ift gut, wenn derartige Themata immer rechtzeitig angeregt werden. 


Borfigender: Ferner möchte ich an diefer Stelle den Danl dee 
Vereins Für Socialpolitif und insbefondere feiner diesjährigen Generals 
verjammlung ausfprechen an die Gemeindebehörde und an die Vorſtände 
privater Wohlfahrtsanftalten für die Geftattung der Befichtigung aller ihrer 
Einrichtungen. Insbeſondere aber möchte ich nochmals der Gemeindebehörde 
unferen Dank ausjprechen für die Überlaffung der Räume des Rathaufes 
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für die Ausfchußfigung, wie auch für die Verhandlungen am Montag. Es 
ftand uns der Saal im Rathauſe auch noch für geftern und Heute zur 
Verfügung; «8 lag nur an ung, daß wir nicht davon Gebrauch gemacht 
haben. Außerdem hat die Gemeindeverwaltung das Größtmögliche gethan, 
um den projeftierten Ausflug, wenn er zu ftande gefommen wäre, angenehm 
und inftruftiv zu geftalten. Ich glaube, Sie auffordern zu dürfen, ala 
Zeichen Ihres Dankes aufzujtehen. (Gefchieht.) Ich Eonftatiere, daß die 
Generalverfammlung den Gemeindebehörden der Stadt München ihren Dank 
ausgeiprochen hat. 


Dberbürgermeifter Bed (Mannheim): Trotz der langen Verhandlungen 
und fortjchreitenden Ermüdung der Berfammlung möchte ich, da ein anderer, 
mehr Berufener fich nicht zum Worte meldet, mir erlauben, noch mit einem 
Sate dem Danfe der Verſammlung Ausdrud zu geben gegenüber den 
Leitern der Verſammlungen, welche die Verhandlungen, obgleich die Auf- 
gabe eine nicht Leichte geweſen ift, zu einem guten Ende geführt haben, 
mit unermüdlicher Ausdauer, mit voller Beherrfchung des Stoffe und mit 
jener liebenswürdigen Bonhommie, die feinen Redner verlegt und doch mit 
Klugheit und Energie auf prompte und zugleich erjchöpfende Erledigung 
der Tagesordnung drängt, und welche jchließlich in fo geiftvoller, überficht- 
licher Weile die Ergebniffe der dreitägigen männermordenden Redejchlacht 
jufammenfaßten. ch bitte Sie, fich zum Ausdrude dankbarer Anerkennung 
von Ihren Pläßen erheben zu mwollen. 


Dr. Brentano (München): Ach nehme Ihren Dank ala Zeichen 
Ihrer freundlichen Gefinnung entgegen. Vor allem aber glaube ich in den» 
jelben meine Nifitenten im Präfidium, Herrn Freiherrn von Berlepih und 
Herrn don Inama-Sternegg einschließen zu follen und außerdem unjere 
Herren Schriftführer, an welche unfere Verhandlungen feine geringeren Ans 
forderungen geftellt Haben, als an die Präftdenten. Indem ich für Ihre 
Anerkennung unfer Aller Dank ausfpreche, glaube ich weiter mit Genug— 
thuung ausfprechen zu dürfen, daß wir auf die diesjährige Generalverfamm- 
lung, was die Anregungen betrifft, die fie gegeben, und ihre geiftige 
Regjamkeit angeht, ala eine der erfreulichiten des Vereins für Socialpolitif 
zurücdbliden können. Ihnen gehört dafür unfer Dank; Sie haben alle 
dazu beigetragen. Hiermit fchließe ich die diesjährigen Verhandlungen mit 
dem Wunfche auf Wiederfehen aller hier Anweſenden auf der nächiten 
Berfammlung! 

Schluß 6 Uhr 54 Minuten abends. 
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Die Wohnungsttatiftif von Wien und 
Budapedft. 
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Dr. 8. Tindemann (C. Bugo), Pegerlod. 


Schriften XCVIII. — Berhanblungen 191. 24 


Wien und Budapeft find ihrem Charakter nad zwei fehr verfchiedene 
Städte; Wien ift eine im mefentlichen deutfche Stabt, die durch ihre ganze 
Geſchichte aufs engfte mit den weſtlich gelegenen. deutſchen Kulturländern 
verbunden ift, während Budapeſt bereit3 in dem Ländergebiete belegen ift, 
dad man nicht unzutreffend Halbajien genannt hat. Diefer verfchiedene 
Charakter prägt fih aud in den Bau- und MWohnungsverhältnifjen der beiden 
Städte aus. Um nur furz vorgreifend einen einzigen Zug zu nennen: das alte 
Wien ohne die 1890 einverleibten Gemeinden ift die Stadt der großen 
Mietlafernen, in Budapeſt herrſcht wie in der ungarifchen und galizifchen 
Tiefebene überhaupt dad nur mit Erdgefchoß verfehene Haus. Ein Ber- 
gleich der MWohnverhältniffe der beiden Städte ift daher ſchon aus diefem 
Grunde interefjant. Er wird es um fo mehr, wenn mir finden, daß troß 
diefer Verfchiedenheit in der Anlage ſich die gleichen Entwidlungstendenzen 
bemerkbar machen, jobald einmal das Großſtadtſtadium erreicht ift. 

Ehe wir zu der Darftellung der Bau- und Wohnungsverhältnifje an 
der Hand der von den beiden Städten bearbeiteten Bevölferungsaufnahmen 
fchreiten, mögen zunächſt einige Worte über die Entwidlung der Gemeinde- 
gebiete in den beiden Hauptitädten Budapeft und Wien folgen. In Wien 
wurde durch das Gemeindegefeg vom 6. März 1850 die „Innere Stadt“ 
und die „Vorſtädte“ zu einer Gemeinde verbunden und das gejamte Ge: 
meindegebiet in acht Verwaltungs- oder Gemeindebezirfe geteilt. In den 
Jahren 1861 und 1874 entitanden durch Teilung zwei neue Bezirke. Dieſes 
aus zehn Bezirken beſtehende Gebiet der Stadt Wien ift der Gegenjtand ber 
Volkszählung vom 31. Dezember 18801. Durch Gefet vom 19. Dezember 
1890 murde wiederum eine ganze Reihe von Gemeinden und Gemeinde- 
teilen einverleibt und das neue Gebiet in neunzehn Gemeindebezirfe eingeteilt. 
Mit diefem größeren Wien hat es die Volkszählung von 1890 zu thun?. 





I Die k. k. Reichshaupt- und NRefidenzitadt Wien. Ergebnifie der Volkszählung 
vom 31. Dezember 1880, Bearbeitet von Dr. 3. Sedlaczef, I. Teil, Wien 1834. 
? Die MWohnverhältniffe in Wien. Ergebniffe der Bolfszählung vom 31. De- 
zember 1890. Bearbeitet von Dr. J. Sedlaczel, Wien 1893. 
24* 
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Der Charakter diefer neunzehn Gemeinvebezirfe ift ein außerordentlich 
verfchiedener, wie wir dies allein ſchon aus der folgenden Tabelle erjehen 
fönnen: 








Auf einen Hektar 


Wien der Gefamtflädhe |der verbauten Grundfläde 
Gemeindebezirfe 


entfallen Eivilbemohner 


I. Innere Stadt. . 246,06 
II. Leopoldſtadt . - 40,33 
III. Landitraße . . . 149,64 
IV. ®ieden . . . - 323,96 
V. Margarethen F 263,69 
VI Mariahilf ... 460,87 
VI. Neubau . . . » 506,27 
VI. Joſephſtadt. .. 478,36 
IX. Alfergrund. . - 255,92 


X, Favoriten . . - 73,11 
XI. Simmering. - 
XI, Meidling . 

XI. Hiegin er 
XIV. —XX F 
XV. Fünfhaus ... 
XVI. Ottakring ; 
XVII Hernalö . . . » 
XVIII. Mähring- . - - 
XIX, Döbling . - - - 


EIN 





Um einen ®ergleih der beiden Aufnahmen von 1880 und 1890 zu 
ermöglichen, führen wir die Zahlen für das ehemalige Gemeindegebiet und 
das neu zugewachjene jedesmal getrennt an. 

Auh Budapeſt iſt aus mehreren Orten zuſammengewachſen, die nad 
Bebauung und Bevölkerung große Verfchiedenheiten zeigen. Im Jahre 1873 
murden die Städte Ofen und Pet mit dem Marftfleden Altofen zu einer 
Stadt Budapeft vereinigt. Die Dfener Bezirke liegen am rechtsfeitigen Ufer. 
Zwei von ihnen (der II. und III. Bezirk) find in der Hauptfadhe von 
Meinbauern und Arbeitern bewohnt, die in Fleinen, ebenerdigen Häufern 
wohnen, während der I. Bezirf eine reichere Bevöferung umfaßt und die 
Sommerfrifchen der Budapefter enthält. Peſt liegt auf dem linfen Ufer der 
Donau und zeigt in feinen fieben Bezirken die Gliederung und Verjchieden- 
heit der MWohnquartiere, wie fie Großftädten eigen zu fein pflegen. Die 
MWohnverhältnifje der ungarifhen Hauptftadt find im Jahre 1881 und 1891 
bei Gelegenheit der allgemeinen Volfszählung zur Aufnahme gefommen. Ein 
ſehr fchägbares Material für die Gebäubeftatiftif Tiefert noch die Kon— 
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ffription von 1896 und für die eigentliche Wohnungsftatiftit die Aufnahme 
der übervölferten Wohnungen vom Jahre 18931, 

Wien und Budapeſt machen troß ihres verfchiedenen Charakters feine 
Ausnahme von dem Entwidlungsgange, den der Häuferbau in den deutſchen 
Großftäbten feit einigen Jahrzehnten verfolgt. Auch hier fönnen wir den 
Siegeszug des großen Zinshaufes, der Mietfaferne nicht weniger deutlich 
beobachten. Über die Zeit von 1880 haben wir für Wien feine ziffern- 
mäßigen Daten zur Verfügung ; e8 genügt aber, die Angaben Pizzalas ? hier 
anzuführen. Er jchreibt: „Das alternde Europa dürfte wenige Städte 
zählen, welde in unferen Tagen, gefchweige denn in früheren Zeiten, in einer 
Periode von 15 Jahren einen Zuwachs um 6900 neue, meift drei und 
vier Stockwerke hohe Häufer bei gleichzeitiger Erweiterung von 9761 
beftehenden Häufern erfahren haben.“ Und kurz vorher: „.. . wohin fonft 
unjer Auge ſchweift, überall erbliden wir riefige Zinsfafernen, viele gleichen 
Paläften, und ihre Bewohner find — Arbeiter.“ Die Entwidlung von 
1880 an fommt in der folgenden Tabelle recht deutlich zum Ausdrud: 








Bewohnte Gebäude mit ? Stodmwerlen 














ı XV, Bublifation des Statiftifhen Bureaud der Haupt- und Refidenzitabt 
Budapeft: Die Hauptitadt Budapeft im Jahre 1881; XXV. Bubl.: Die Hauptitadt 
Budapeſt im Jahre 1891; XXVII. Bubl.: Nefultate der am 15. November 1896 
durchgeführten Konfkription der Bevölkerung Budapefts; J. Köröſi, Bericht über die 
überfüllten Wohnungen (nur in ungarifher Sprache) 1893; ferner XX. Publ.: Die 
Bauthätigfeit in den Jahren 1875—1884; XXVIII. Publ.: Die Bauthätigfeit in 
den Jahren 1885—1895. Statiftifche Monatshefte September 1897, November 1899, 
Juli und Ditober 10. 

2 J. Pizzala, Die Bauthätigkeit in und um Wien in den Jahren 1843—1881, 
Wien 1882, S. 10. 

2. G. — vormaliged Gemeindegebiet; N. G. — neu zugewachſenes Gemeinde- 
gebiet. Bei N. ©. gelten die Zahlen für bewohnte und unbewohnte Gebäude. 
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Die Gebäude nur mit Erdgefhoß, fowie die mit 1 Stodwerf haben 
abjolut und relativ abgenommen; am ſtärkſten die leßteren um nicht weniger 
als 63,3 oo, die erjteren um 25,8 "oo. Relativ haben auch die Gebäude 
mit zwei Stodwerfen an Zahl verloren; die mit drei Stodwerfen find faft 
fonftant geblieben. Dagegen weifen die Mietfafernen mit 4 und 5 Stod- 
werfen eine Verdoppelung bezw. Verdreifahung ihrer abjoluten Zahl auf. 
Recht fcharf hebt fi der Baucharakter des neu zugewacjenen Gemeinde- 
gebietes von dem des vormaligen Gemeindegebietes ab. Dort find noch 
375,4 %oo aller Gebäude nur mit Erdgeſchoß verfehen, und die Klaſſe der 
von uns als normal bezeichneten umfaßt nicht weniger als 874,7 ®/oo gegen 
474,9 ®/oo im alten Wien. | 

Die große Anzahl der nur mit Erdgefchoß verjehenen Häufer bildet 
eine charakteriſtiſche Eigentümlichfeit der Städte des ungarifhen Tieflandes. 
Auch Budapejft hat diefen Charakter erft in geringer Ausdehnung abgelegt, 
wie die folgende Tabelle beweiſt: 

Bon 1000 Mohnhäufern | Von 1000 Gebäuden 

waren 
1855 | 1870 | 1881 | 1891 | 1881 | 1891 | 1896 











ebenerdig » >: 222200. 790 | 775 | 714 | 654 | 700 | 661 | 561 
einſtöckig....... . .. 143 | 145 | 177 | 186 | 178 189 | 208 
zweiftölig - : 20... 3a ae 72 88 | 1m 
dreiftödig - - 2000. sl 19 89 91 #8 | 60 | 106 
vierſtöckig........ 6 71 711838 





Die Häuſer nur mit Erdgeſchoß überwiegen noch immer in Budapeſt, 
obſchon ihre Abnahme eine ſtetige iſt. 1855 gehörten faſt *s der Wohn— 
häufer zu diefer Klafje, 1891 waren es kaum ?/s. Die Zahl der eben- 
erdigen Gebäude betrug 1896 nur noch 561 oo. Diefer Prozeß und fein 
Gegenftüd, der der Zunahme der mehrftödigen Gebäude und auch fpeciell 
der Wohnhäufer, gewinnt in dem letzten Jahrzehnt an Intenſität. Die Zahl 
der ebenerdigen Mohnhäufer ift von 1855—1881 um 76 oo, dagegen von 
1881—1891 um 60 ®%oo gefunfen; die Zahl der ebenerdigen Gebäude fant 
von 700 %/oo im Jahre 1881 auf 661 "oo im Jahre 1891, d. h. um 39 %'oo, 
von 1891 —1896, oder in der Hälfte der Zeit von 661 auf 561 "/oo oder 
um 100 0. Diefer Prozeß hat auch nad) 1896 weiter angebauert. Ziehen 
wir zur weiteren Slluftrierung desjelben noch einige Daten der Baugeichichte 
heran. Die relative Verteilung der Neubauten (oo) in den beiden Jahr: 
zehnten 1875— 1884 und 1885— 1895, fodann in den Jahren 1896, 1897, 
1898, 1899 war die folgende: 
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1875—1884 | 18851895 | 1896 | 1897 | 1898 | 1899 














i 
ebenerdig. - - -» » + - 629 535 439 | 408 | 363 | 356 
einfölig- + > - 155 139 | 94 o| 5 
zweiftödig - = - 84 137 127 | 120 | 134 | 100 
breiftölig - 2 - - - 123 | 169 277 | 339 | 360 | 396 
vierftödig. - .... 9 20 | 4 68 7 


Die dreiftödigen Neubauten wurden alfo von der Bauunternehmung 
am meiften bevorzugt; ihre Zahl hat die noch 1898 in erfter Reihe ftehenden 
Parterrebauten im folgenden Sahre bereit? überholt. Dann fommen die 
zwei: und einftödigen Gebäude, denen ſich die vierftöcdigen ganz beträchtlich 
genähert haben. Und diefe Tendenz zur Herftellung höherer Häufer herrfcht 
gleihmäßig in fait allen Bezirten der Stadt. 

Über die hygieiniſche Bedeutung diefer Tendenz fchreibt Köröfy (Die 
Bauthätigfeit in B. in den Jahren 1885—1895 ©. 11): „Was fpeciell 
die Verhältniſſe unferer Stadt betrifft, jo ift diesbezüglich zu beachten, daß 
hier dem Bau fogenannter Zinskaſernen zumeift die Demolierung alter, enger 
Minkelgafien und die Eröffnung breiter, lichter und luftiger Straßenzüge 
vorangeht, daß ferner dur ſolche Regulierungen eine -große Menge über- 
füllter, ungefunder Häufer verfchwindet und an deren Stelle den Anforbe- 
rungen der Hygieine und des modernen Komforts entſprechende, mit Wafjer- 
leitung, Badezimmer u. f. mw. verfehene, reine, lichte und Iuftige Wohnungen 
treten. Dabei muß noch in Betracht gezogen werden, daß mit dem Umſich— 
greifen folcher bequemerer, demnad auch foftfpieligerer Gebäude die ärmeren 
Schichten immer mehr in die äußeren Teile der Stadt gedrängt werden, mo 
die Anhäufung der Bevölkerung — ſchon infolge der Fleineren Dimenftonen 
der Gebäude — feine ſolche Gefahr wie in den inneren Teilen der Stabt 
mit fih führt. Mit Hinfiht auf die lofalen Verhältniffe unferer Stadt 
fann daher nicht behauptet werden, daß die oben hervorgehobene Neigung 
zur SHerftellung größerer bezw. höherer Häufer eine Verfchlimmerung der 
bygieinifchen Zuftände involvierte.” Keine VBerfchlimmerung, wie Köröft fi 
vorfihtig ausdrüdt, aber auch wohl feine Verbefjerung ! 

Mir verfuhen nunmehr, von anderen Gejihtspunften aus über das 
Anwachſen der Häufergröße zu Nefultaten zu fommen, und lafjen zunädft 
zwei Tabellen folgen, die die Höhenlage der Wohnungen und die Verteilung 
der Bewohner nad der Höhenlage der Wohnungen zur Darjtellung bringen. 
Mir befhränfen uns dabei auf die relativen Zahlen. 
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Die Wohnungen nad der Stockwerklage (oo) 





















5. bez. 
n. 1. | 2.18. | 4. | höhe * 
Jahr | Sou— mr 





ter: 
rain 





Stod 








Wien?.@.|1869:| 6_| 408 | 10_|277 176 “| 8 — 15 
1880°2| 3,7 | 317,9| 17,7 [268,9.203,61139,4,30,9| 2,2 | 13,8 | 1,9 
1890 | 11,6 | 257,8] — jess,1l212,5l1642le1ı| 148 | 194 | 1,5 
Budapeft .[1881ı | 6 Js — [er wi 15 | — | — fı 
1891 | 50 155 | -— po Is 14|s | — | — Jı 





Die Verteilung der Bevöllerung nad der Stodwerflage 
der Wohnungen (Po) 


Bien2.o.lıso | - I —- | - | 








1890 | 98 | 2393| — leso,1211,81673/680| 147 | 438 | 1,2 
„.R.8.|1890 | 172 | 359,1] — 189741953] 86,81 1231| 0656| 39,1 | 22 
Bubdapeft .|ı8sı | 8839 | 5822] — [1955| 857 408 59 — | — lıo 
1891 | 53,6. | 5711| — [816,81103,0 490, 59 — | — | 06 





Die Wiener, Ziffern zeigen uns recht deutlih den aud bei den 
deutfchen Städten beobachteten Entwidlungsgang. Die Zahl der Wohnungen 
im Parterre und 1. Stod hat abgenommen, die erjteren ganz beträchtlich um 
150,2 %/oo,, die leteren nur um 12,9 %oo, während die im 2., 3. und Den 
höheren Stodwerfen fich ftarf vermehrt haben. Den größten Zuwachs haben 
das 3. und 4. Stockwerk aufzumeifen. Die Urſachen find die gleichen: die 
Verwandlung der Wohnungen im Parterre und erften Stod in Geſchäfts— 
räume auf der einen Seite und das Wachstum der Häufer auf der anderen 
Seite. Die bedeutende Zunahme der Souterrainwohnungen jeit 1880 er- 
flärt ſich dadurch, daß in neuerer Zeit das Erdgeſchoß untergeteilt und ein 
für Gejchäftslofalitäten oder Wohnungen beftimmtes Souterrain eingefügt wird. 

Aud in Budapejt find die relativen Zahlen der höheren Stodwerfe ge- 
wachen, während die Zahlen der Erdgeſchoßwohnungen und ihrer Bevölkerung 
abgenommen haben; aber dieſe bilden doch immer noch fait *ıo der Woh— 
nungen bezw. der Bevölkerung. Ebenfalls abgenommen haben die Keller: 
wohnungen, die in der Periode von 1871—1881 eine ganz bedeutende Zu- 
nahme erfahren hatten. Die energifhen Maßnahmen der ſtädtiſchen Ver— 
waltung gegen diefelben find alfo nit ohne Wirkung geblieben. 





I Bewohnte Wohnungen. 
2 1880 und 1890 bewohnte und unbemohnte Wohnungen, ebenfo in Budapeſt. 
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Dies ſtete Anwachſen der Häufergröße muß fih natürlih aud darin 
ausbrüden, daß die Zahl der in den Häufern vorhandenen Wohnungen bezw. 
Zimmer entfprechend größer wird. Es werden alfo die Häufer, die nur 
wenige Wohnungen zählen, in fteter Abnahme begriffen fein. Das zeigt 
auch die folgende Tabelle jehr deutlich: 

Bewohnte Gebäude nad der Zahl der Wohnungen 

bezw. Zimmer (Po): 


| | | | 
1-5 6-10, 11—20 | 21-30 | über 30 | 31—40 | 41-50 | über 50 








Wohnungen bezw. Zimmer 








Wien DB. ©. | | 





} | 

| 
1880... ..| 2605 250 356,7 | 108,5 | 39,8 —— F 
180... . 2408 2135| 3664 | 178 | 315 | - | - | - 
Wien N. ©. | 
1890 . 1579| 2110 | 75,1 | 896 = — 
Budapeſt! 
1881....6627 1786 | 728 | = 341 | 187 | 46 
1891 ....| 6057 1836 | 28 | — | 40 | 298 | 496 


Wir fchließen hieran glei eine weitere Überfiht, die uns über das 
Anwachſen der Bewohnerzahl in den MWohnhäufern belehrt und alfo gleich— 
falls das Größerwerben derfelben nachzuweiſen vermag. 


Bemwohnte Gebäude nah der Bemwohnerzahl (Po): 












ra T U — 
1-10 , 11-20 | 21—30 | 31-50 | 51—10% | über 100 





——— 
Bewohner 
Wien V. G 
1580... 5.04% 146,9 
1890 2.4.2.5 146.3 
Wien N. G 
112, 74,5 
Budapeſt 
1870 5. 2.5 2% 68 
1881 43 u 04 64 
1891...... 80 
1896... 109 
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Die Budapefter Zahlen find ſehr interefjant; fie zeigen uns eine 
doppelte Tendenz, einesteild zur Erbauung großer Mietlafernen, andernteils 
zur Errichtung Kleiner Familienhäuſer, während die Herftellung fleiner oder 
mittelgroßer Zinshäufer auffallend ftagniert. Damit ftimmen die Daten 
der Baugefchichte überein. Es wurden in den Jahren 1892—1894 944 
Gebäude erbaut, deren Koften unter 10 000 Gulden betrugen, 83 mit 
30—40 000, 97 mit 40—50 000 Gulden Koften; dagegen 163 mit 
50—75 000 Gulden, 127 mit 75—100000 und 111 mit 100 bis 
150 000 Gulden Kojten. 

Nah diefen einleitenden Bemerkfungen über die Gebäude wenden mir 
und nunmehr zu einer etwas eingehenderen Darftellung der Verhältniſſe der 
Wohnungen. Die Wiener Wohnungsftatiftif Elaffifiziert die Wohnungen 
nah der Zahl der Wohnräume und unterfcheidet bei den legteren Zimmer, 
Kammern (Kabinette), Borzimmer und Küche. Wir erhalten auf dieſe Weiſe 
eine genauere Kenntnis über die Größe der Wohnungen, ald wenn die 
Mohnungen nur nach der Zahl der heizbaren Zimmer flaffifiziert werben. 
Andererjeits bietet gerade das Merkmal der Heizbarfeit der Räume ein 
wichtiges Anzeichen des Komfortgrades, den die einzelnen Mohnungen er- 
reihen. Bmifchen einer Wohnung, die nur aus einem nicht heizbaren 
Zimmer bejteht, und einer foldhen, die allerdings auh nur ein Zimmer, 
aber doch ein heizbares Zimmer beſitzt, ift ein gewaltiger Unterfchied. Ein 
weiterer Nachteil der Wiener Klaffifizierung ıft es, daß der Unterfchied 
zwiſchen Zimmer und Kammer fein fcharfer, durch irgend ein Merfmal be- 
jtimmter ift. Die Unterfcheidung blieb außerdem den Mietern überlafien, 
die wohl in den meiſten Fällen dem Sprachgebrauch gefolgt fein und unter 
Kammer einen bewohnten Raum von geringerer Größe verjtanden haben werden. 

Die Wohnräume verteilen fih nun in folgender Weife auf die 4 Arten 
Räumlichkeiten. Bon je 1000 Wohnräumen waren: 














1869 180 | 18% 2. ©. | 1890 N. 6. 
| 
——— — N ee 451 447,5 | 425,7 | 432,6 
ammern (Sabinette) . . 214 2163 | 225,7 199,2 
Vorzimmer. . . 2... 64 70,4 | 85,4 28,8 
Küchen3 271 2658 2632 | 3394 


Die Zahlen zeigen eine relative Abnahme der Zimmer (um 25,3 % co) 
und Küchen (um 7,8 %00), dagegen eine relative Zunahme der Vorzimmer 
(um 21,40) und der Kammern (um 11,7 °/oo). In der größeren Zahl 
der Vorzimmer fommt das wachſende Bedürfnis nad größerem Wohnungs: 
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fomfort zum Ausdrud, injofern durch das Vorhandenfein von Vorzimmern 
das Pafjieren der Küche bei dem Betreten der eigentlichen Wohnräume ver- 
mieden wird. Dagegen muß die Abnahme der Küchen als eine Ber- 
ſchlechterung der Wohnverhältniffe bezeichnet werden. Die Zahl der küche— 
lofen Wohnungen ift für V. G. von 9562 im Jahre 1880 auf 12 347 im 
Jahre 1890, d. 5. von 65,5 auf 67,5 P/uo gewachfen, während im N. ©. 
diefelbe faft das Doppelte, 128,7 %/oo, beträgt. Leider fünnen wir die Ver- 
teilung der bewohnten füchelofen Wohnungen nad; Wohngemeinfchaften nur 
für die Zählung von 1890 zur Darftellung bringen, da 1880 eine ſolche 
Auszählung nicht vorgenommen wurde. Im V. G. waren nun von 100 
füchelofen Wohnungen bewohnt mit 1 Perfon 222,7, mit 2 Perfonen 296,8, 
mit 3—5 Perſonen 385,4, mit 6—10 Perfonen 82,7, mit 11—20 Ber- 
fonen 9,4, mit über 20 Berfonen 3,0 oo. Mehr als ein Fünftel der 
füchelofen Wohnungen war mit 1 Bewohner bejegt, während die entjprechende 
Zahl für alle bewohnten Wohnungen nur 46,2 %/oo betrug; ebenfo bei den 
Mohngemeinfhaften mit 2 Bewohnern 296,8 P/oo gegen 139,2 Voo. Da— 
gegen dreht fich bei den größeren MWohngemeinfchaften das Verhältnis um, 
alfo bei 3—5 Bewohnern 385,4 oo gegen 500,9 %oo u. f. f. In diefen 
Zahlen fommt fehr deutlih zum Ausdrude, daß für die kleinſten Wohn- 
gemeinjchaften mit 1 und 2 Bewohnern das Hauptbebürfnis eines Haushalts, 
die Küche, feine Rolle fpielt. 

Die Budapefter Wohnungsaufnahmen unterfcheiven Zimmer, wobei 
die Heizbarfeit derjelben nicht in Betracht gezogen wurde, Alfoven, fenfterlofe 
Kammern, PVorzimmer und Küchen. Die Grenze zwiſchen Zimmern und 
Borzimmern läßt fich fehr fchwer ziehen. Es gab nun: 





abiolut relativ %o 






1881 | 1891 1881 | 1891 
net 2 ... 136 246 189 753 | 615 
Alloven . - : 2 =» 20. 7498 7918 5] 
fenfterlofe Nammern . . 7108 8 039 
Borzimmer 2 2 2... 14 564 18 4583 60 
0 64 928 84 491 274 





230344 | 308654 


Faſſen wir die Kammern und Alfoven zufammen, jo waren von 1000 
Wohnräumen im Jahre 1891 in: 


Budapeft (1891)615 oo Zimmer 51%00o Kammern 60900 Borzimmer 274% Küchen 
Wien (1890) 426 „ 2 r 35 „ 5 264 „ » 
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Die auffallende Differenz in den Verhältniszahlen der Zimmer und 
Kammern wird von Köröfy wohl mit Recht auf eine verſchiedene Abgrenzung 
der Begriffe zurüdgeführt. In Wien heißt Kammer, was in Budapejt als 
Zimmer erfheint. Auf jeden Fall beweifen die Wiener und Budapefter 
Mohnungsaufnahmen, wie ſchwankend die Refultate fein müfjen, wenn man 
von fo wenig feitumgrenzten, ineinanderfließenden Begriffen wie Zimmer und 
Kammer ausgeht. Es muß daher als ein Yorzug der deutfchen Wohnungs- 
ftatiftif bezeichnet werden, daß fie in dem Moment der Heizbarfeit der Räume 
ein fejtes Klaffififationsmerfmal in Anwendung gebracht hat. 

Wenden wir uns nun zu einer Darftellung der Wohnungsgröße. 
Wir geben zunächft eine Überficht über die Verteilung der Wohnungen, 
laffifiziert nach der Zahl der Wohnräume. 


Die Wohnungen nad der Zahl der Wohnräume: 








3 | 4 J über 5 5 101-2 über 20 





abjolut 

Bien V. .| 1830| 7943| 37342] 51 098] 17590 — | — !28726| 2478 | 297 
— — 

1890| 9323 50 100 80743 — | — 380042 2886 | 404 

Budapeft . | 1831| 42 508 — 





14188 6037 — 4349 1453 | — — 
1891 | 58 207 19591| 82360 — 6213 208 — | — — 
l | 


relativ Noo 
| 








— u | nn | | | 
Wien 2.9.|1880| 3104 | 408 — — 1969| 170 | 2,0 
1890| 50,9) 2739| 414 — — — 158 2,2 
Budapeft . [1881| 620 88 — 68 21 | 
woilerr Im | 07 = 0 m | — = 
l | 





Die Tabelle zeigt ung deutlich den großen Unterfchied in den Wohnungs: 
verhältniffen der beiden Städte Wien und Budapeſt. Während in Wien 
1890 nur 50,9 °/oo der Wohnungen aus einem Wohnraum beftehen, entfallen 
in Budapeft auf diefe Klafje 1891 617 oo. In Budapeft find in Diefer 
Zahl allerdings aud die Wohnungen einbegriffen, die aus 1 Zimmer und 
Küche beftehen. Selbſt wenn wir aber für Wien die beiden erften Klafjen 
der Wohnungen mit 1 und 2 Wohnräumen zufammenfaffen, ftehen immer 
noch 324,8 9/00 hier gegen 617 oo dort. Wir thun daher am beten, wenn 
wir jede Stadt für fi) behandeln. 

Wir beginnen mit Wien. In der Mohnungsklaffe: 1 Wohnraum 
find die Wohnungen am zahlreichften vertreten, die aus 1 Zimmer (1880: 4533, 


Lindemann, Die Wohnungsftatiftif von Wien und Bubdapeft. 381 


1890: 4398) bez. aus 1 Kammer (1880: 3302, 1890: 4780) beftehen. Das 
neben verfchwindet die Zahl der Wohnungen, die nur Küche find (1880: 108, 
1890: 145). In der Klafje der zweiräumigen Wohnungen liegt der Schwer- 
punkt auf den Wohnungen, die aus 1 Zimmer und 1 Küche (1880: 32 803, 
1890: 43 302) beftehen; die Anzahl der aus 1 Kammer und 1 Küche be 
ftehenden Wohnungen beziffert fi 1880 auf 3033, 1890 auf 5056. Dies 
ift die zweitftärffte Unterklaſſe. Neben den beiden erſcheinen die übrigen 
Kombinationen als unbedeutend. In der Klafje der drei Wohnräume um— 
faffenden Wohnungen find am zahlreidjiten die aus 1 Zimmer, 1 Kammer 
und 1 Küche beftehenden Wohnungen (1880: 38 940, 1890: 44 350), dann 
folgen die aus 2 Zimmern und Küche beftehenden (1880: 10 064, 
1890: 10 047). Bei der Klafje der vierräumigen Wohnungen hat fi in 
den 10 Jahren von 1880-—1890 eine Reihe von Verſchiebungen vollzogen, 
die wir furz zufammenftellen. Es wurden nämlich gezählt: 








Wohnungen, beftehend aus: 1880 | 1890 
2 Zimmern, 1 Kammer, 1 Rüde... .. - 5 054 | 4 564 
2 Zimmern, 1 Borzimmer, 1 Küde. . . . -» 3 862 6 316 
1 Zimmer, 1 Kammer, 1 Borzimmer, 1 Küde 3622 | 6 055 
1 Bimmer, 2 Kammern, 1 Rüde... . - - 2915 3226 
3 Zimmern, 1 Rüde . . -. 22 1387 | 1 026 


E3 haben fih alfo am ftärfften die Kombinationen mit Vorzimmern 
vermehrt, während die anderen Kombinationen nur jehr wenig gewachjen 
find oder geradezu abgenommen haben. 

Ganz diefelbe Rangordnung gilt auch im neu zugewachſenen Gebiete 
für die Klaſſen mit 1—3 Wohnräumen; nur in der Klafje mit 4 Wohn— 
räumen tritt an die Stelle der Unterflafje 2 Zimmer, 1 Borzimmer, 1 BR 
die andere bejtehend aus 2 Zimmern, 1 Kammer und Küde. 

Die Entwidlung der Wohnungsverhältniffe im alten Wien zeigt — 
eine Verſchlechterung derſelben. Die kleinſten, nur 1-2 Wohnräume auf- 
weifenden Wohnungen haben eine nicht jehr beträchtliche Zunahme von 310,4 
auf 324,8 P/oo erfahren, während die Klafje der Wohnungen mit 3—4 Wohn- 
räumen von 470,8 auf 441,4 oo, d. h. um 29,4 900 abgenommen hat. 
Relativ vermehrt hat fih nur noch die Klaffe der größeren Wohnungen 
(5—10 Wohnräume). Damit hängt zufammen, daß die durdhfchnittliche 
Zahl der Wohnräume pro Wohnung von 3,64 im Jahre 1880 auf 3,59 
im Jahre 1890 zurüdgegangen ilt. 
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Aud wenn wir das ganze Gebiet der Stadt Wien ins Auge faflen, 
müflen die Wohnungsverhältnifje als fehr fchlecht bezeichnet werden. 44 ®o 
aller Wohnungen gehören zu den beiden Klaſſen der ein: und zweiräumigen 
Wohnungen und umfaffen 35 %o aller Bewohner. Eine nicht viel höhere 
Stufe der Wohnungsbefriedigung bezeichnen die dreiräumigen Wohnungen, in 
denen 69025 auf die Unterflafje: 1 Zimmer, 1 Kammer, 1 Küde und 
16 732 auf die Unterflafje: 2 Zimmer, 1 Küche entfallen. Alle 3 Klaſſen 
umfafien 73,6 Yo aller Wohnungen und find von rund zwei Drittel der 
gefamten Einwohnerſchaft bewohnt. 

Wir kommen zu Budapeft. Die Ergebniffe der beiden Zählungen 
weiſen überrafchend gleiche Verhältnifje auf; die Differenzen find jo gering, 
daß man die Verhältniffe als ftabil bezeichnen fann. Die große Mehrheit 
aller Wohnungen (617 oo) beiteht aus folden mit nur einem Zimmer, 
dann folgen die zweizimmrigen Wohnungen mit 208 %oo. Die einzimmrigen 
Wohnungen find nicht ausschließlich von den ärmjten Volksklaffen bewohnt, 
aber fie enthalten die gefamte ärmere Bevölkerung. In den zweizimmrigen 
Wohnungen wohnen bereits die unterjten Schichten der wohlhabenderen Be- 
völferung. Dem entſprechend iſt auch die Verteilung der Wohnungen über 
die Stodwerfe. Die Kellerwohnungen beftehen faſt durchgehends (930 °. co) 
aus nur 1 Zimmer; diefe Wohnungsklaffe nimmt auch bei den Parterre- 
wohnungen 750 P/oo in Beſchlag und behauptet auch noch bei den Wohnungen 
im 1. Stod mit 453,3 %oo die Mehrheit. Für 1891 laffen wir die folgende 
interefjante Prozentualtafel folgen und überlafjen ihr Studium dem Leſer: 








Bon 1000 Wohnungen der voritehenden Stodwerf- 
lage gehören zur Klafjfe der Wohnungen mit 


2 Zim— | 3 Bime | 





1 Zimmer | > Game 








mern mern | Zimmern ; Zimmern 
| | 
Br 4% ac 9856| 53 | 22 | 0,4 
Cıhaefboß - 2222. 1454 1708 | 507 3 | 68 
1 .... 2.1 4588 | 2656 | 1265 | 1068 , 489 
DB ea 2594 | 322,6 | 184,7 169,3 63,1 
1 0 79° BE 1518 33098 | Bd | 227,6 39,0 
IV. Stod. ....... 179° 2918 | 879 | 354,9 17,5 
auf dem Dachboden . . . .| 9247 75,3 - | - Iı —- 


Ganz ähnlih wie die Wohnungen auf die Wohnungsflaffen verteilt ſich 
die auf diefelbe entfallende Bevölkerung. Yon 1000 Berfonen wohnten in 
Wohnungen mit: - 
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1 Bimmer. - - 2 2.2... 56l | 557 
2 Simmern - . : 2 2... 219 ( 224 
3 Simmern . . . 2... 102 100 
4—5 Zimmern. . .... “82 83 
6 und mehr Zimmern . . 36 36 


Alfo auch hier find die Verfchiebungen fo geringe, daß ſich die Ver— 
hältniſſe faſt als fonftante darjtelen. Mehr als die Hälfte der Be- 
völferung wohnt in einzimmrigen Wohnungen, mehr als ein Fünftel in zwei- 
zimmrigen Wohnungen, rund 780 P/oo derfelben in diefen beiden Wohnungs» 
Haffen. Die Zahlen zeigen, wie außerordentlich niedrig der Wohlhabenheitägrad 
der Budapefter Bevölferung ift. 

Mir wenden uns nunmehr zu einer Darftellung der Belegungsverhältnifje 
der Wohnungen, vor allem der fleinen Wohnungen, und beginnen mit dem 
allgemeinen Bilde, das ung die Durfchnittsziffern gewähren. Es entfielen 
alfo Bewohner: 


auf eine bewohnte 
Wohnung 





auf eine gewöhnlich 
bewohnte Wohnung 
d.t. erfl. Anftalten ac. 





Wien? 8.183830 ....:. 220. 4,97 4,86 
re 4,77 4,67 
EEIEN nenn 4,54 4,49 

Ganz Wien 180 . . .»: 2 22... 4,68 4,60 

4,99 


Budapeſt 188.5 2% 00er 
” 1891........ 4,97 





Die Zahlen zeigen alſo für Wien eine ſehr unbedeutende Beſſerung der 
durchfchnittlichen Belegungsverhältniffe, während in Budapejt feine Änderung 
zu verzeichnen iſt. Genaueren Auffhluß über die Dichtigfeitsverhältniffe der 
Miener Wohnungen giebt uns die folgende Tabelle, deren Ziffern für das 
gefamte Gebiet 1890 gelten: 





Von je 1000 Wohnungen der nachſtehenden Wohnungsklaſſen waren 


Zahl mit vorſtehender Zahl von Bewohnern belegt: 
ia | be⸗ 
der Perſonen I Wohn- 2 | 3—5 | 6-10 11-20 über % | yannter Bas 
raum Wohnräume 
| | 
FOREN 1830 | 507 | 306 | 141: 199 | 114 | 179,0 
en 319,8 | 1938 | 1081, 476, 198 | 229 175,1 
35. 20 | 550,3 | 4915 | 4253 | 2133 | 123,6 | 208,5 
6-10. 622 | 200,5 | 3418 | 433,6 | 5145 | W014 | 155,6 
11—20 29 | 46 | 276 | 734 | 192,3 | 302,1 73.9 
über 20 01 0,1 04 60 a2 | 338,6 | 147.9 
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Die Klaſſe der einräumigen Wohnungen hat alſo den größten Prozent- 
fat von ſolchen Wohnungen aufzumeifen, die nur mit 1 und 2 Bewohnern 
belegt find. Sie fteht mit 183,0 bez. 319,8 %/oo allen anderen weit voran. 
Bei den Mohngenofjenfhaften von 3—5 Bewohnern räumt fie ihre Stelle 
der Klafje der zmweiräumigen Wohnungen ein. Innerhalb der Wohnungs- 
klaſſen entfällt bei den einräumigen Wohnungen der Marimalanteil auf die 
Mohngenofjenihaften von 2 Bewohnern (319,8 oo). Leider find die Wohn- 
genofjenfhaften von mehr als 2 Bewohnern in Gruppen zufammengefaßt, 
fo daß mir unfere Vergleiche nicht weiter führen fönnen. Nur fo vie 
läßt ſich aud aus der vorliegenden Tabelle erfehen, daß die größeren 
Wohngenoſſenſchaften relativ zahlreiher in den größeren Wohnungen er- 
feinen. Auch die Reduktion der einzelnen Wohngenoſſenklaſſen auf die 
Räumlichkeitsklaſſen der Mohnungen fönnen wir nidht vornehmen und find 
daher nicht im ftande, feitzuftellen, in welche Räumlicjfeitsflajjen jeweils 
die Marimalanteile der verfchiedenen Wohngenoſſenſchaftsklaſſen entfallen. 

Einer weiteren Unterfuchung hat die Wiener Wohnungsftatiftil, wenigſtens 
in ber Bearbeitung der Aufnahme von 1880, einen Teil der Wohnungen 
unterworfen, den fie als übervölfert anfah. Als Merkmal einer übervölferten 
Wohnung bezeichnete fie eine Belegung von 4 und mehr Bewohnern für 
den Wohnraum, wobei aud Küchen und DVorzimmer ald Wohnräume ge 
rechnet wurden. Es wurde alfo, wie die Bearbeitung ſelbſt zugiebt, eine 
ziemlich hohe Durchfchnittsziffer zur Firierung der Übervölferung angenommen. 
1880 murden nun 4597 — 32,5 oo aller bewohnten Wohnungen als 
übervölfert angetroffen; 1890 betrug die Zahl im vormaligen Gemeinde 
gebiete 4928 — 28,8 "oo, alfo eine Eleine Abnahme gegen 1880, und 
7507 == 65,1 oo im zugewadjfenen Gebiete. Leider hat die Bearbeitung 
der 1890er Aufnahme die übervölferten Wohnungen nicht nach der Größe 
der Wohnungen Haffifiziert, wir fünnen deshalb in diefem Punkte nur die 
Refultate der 1880er Aufnahme furz darftellen. Es entfielen von den über- 
völferten Wohnungen auf ſolche mit 


1 Wohnraum...» ... 2426 = 528 800 
2 Wohnräumen... .. .» 1638 — 356 „ 
3 474 = 108 „ 
4 —— 50 — 11, 
mehr als 4 Mohnräumen. . — 2 „ 


Bon den übervölferten Wohnungen entfielen aljo allein 884 900 auf 
die beiden Klafjen der ein und zweiräumigen Mohnungen, während die 
größeren Wohnungen mit dem minzigen Sa von 13 oo daran beteiligt 
find. Im einzelnen bejtanden von den 4597 übervölferten Wohnungen 1566 
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aus 1 Zimmer, 830 aus 1 Kammer, 1425 aus 1 Zimmer und 1 Küche 
und 314 aus 1 Zimmer, 1 Kammer und Küde. Die Haupturfache der 
Übervölferung ift auch hier die Aufnahme von Aftermietern. Nicht weniger 
ale 2555 — 556 oo der übervölferten Wohnungen waren mit Aftermietern 
oder beim Arbeitgeber wohnenden Gehilfen belegt. 

Um genaueren Auffchluß über die Übervölterung der Wohnungen zu 
erhalten, als ihn die angeführten Unterfuchungen gewähren, hat v. Philippovich 
in mehreren Bezirfen Wiens, in Favoriten, Meidling, Dttafring und in der 
Leopoldftadt eine Anzahl von Arbeiterwohnungen nad den wichtigften Raum— 
beziehungen unterfuht und das Ergebnis feiner Erhebung in dem Archiv 
für Sociale Gefeßgebung und Statiſtik 1894 veröffentliht. Als Mindeft- 
maßjtab legte er dabei die Beitimmungen zu Grunde, melde der Oberſte 
Sanitütsrat und die Gefellfhaft der Ärzte in Wien bei einer Reform ver 
Wiener Bauordnung aufgejtellt hatten. In denjelben wurde für jede über 
10 Jahre alte Perfon ein Luftraum von mindeftens 10 cbm und eine 
Grundflähe von mindejtend 4 qm gefordert. Die Mindefthöhe der Räume 
fol 2,5 m betragen. In Wohnungen, die nur aus Zimmer und Küche be- 
jtehen, fol das Zimmer mindeſtens 24 qm, die Küche mindeſtens 6 qm 
Grundflähe haben. Es famen nur 101 Mohnungen zur Unterfuchung 
(48 einräumige, 49 zmweiräumige, 4 dreiräumige). Nur drei, wovon zwei 
dreiräumige, hatten den Mindeftluftraum und eine genügende Bodenfläche; 
fünf weitere mwiejen den Mindeitluftraum auf, wenn man den Rauminhalt 
der Küchen in den Wohnraum hineinrechnete, dagegen nit die Mindeft- 
bodenfläche, eine wies die erforderliche Grundfläche, aber nicht den genügenden 
Luftraum auf — alle übrigen erfüllten feine der aufgejtellten Forderungen! 
Nah dem Maße der Miener Wohnungsitatiftit galten nur 53 der Woh— 
nungen als überfüllt, während mit Ausnahme der drei erjtgenannten alle 
übrigen ohne Zweifel als übervölfert bezeichnet werden mußten. Auf Grund 
der Ausmefjung der Wohnungen nad Luftraum, Bodenfläche, Fenſterfläche u. ſ. f. 
würde fih alfo das Bild der Wiener MWohnungsverhältnifje ganz anders 
darstellen, die fcheußlichen Zuftände fih in ihrer ganzen, geradezu Grauen 
erregenden Nadtheit enthüllen. 

In der Tabelle auf Seite 383 iſt die durchichnittliche Belegungsziffer 
einer Wohnung in Budapejt im Jahre 1881 mit 4,99 und 1891 mit 
4,97 angegeben. Diefe Zahl giebt uns nur recht ungenügende Auskunft 
über die thatfächliche Belegung der Wohnungen. Die Budapeiter Wohnungs- 
ſtatiſtik hat fie daher fo zu ergänzen gefucht, daß fie die Belegung der einzelnen 
Zimmer befonderen Unterfuhungen unterworfen hat. Wir erhalten auf 
diefe Weiſe jehr intereffante Refultate, die einer etwas ausführlicheren Dar— 
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jtellung wert find, müfjen aber zugleich auf einen Übelftand bei diefer Art 
der Unterfuhung hinmeifen. Die Zimmer erfcheinen fat ganz Iosgelöft von 
der Wohnung, deren Beftandteile fie doch find, und jtehen als jelbftändige 
Größen da. Die Verbindung von Haushaltungs- und MWohnungsftatijtif wird 
dabei unmöglich. Es entfielen nun durchſchnittlich auf ein Zimmer in Beft allein: 
1870 3,06, 1881 2,95, 1891 2,87 Bewohner und in Budapejt 1881 2,89, 
1891 2,84 Bewohner, fo daß aljo eine fleine Abnahme der Wohndichtigfeit 
— in Veit im Zeitraum von 21 Jahren um 60 — zu verzeichnen ift. 
In den einzelnen Bezirken ſchwankt natürlih die Mohndichtigfeit ganz be- 
trächtlih, 1891 zwifchen 1,77 und 3,42, und folgt dabei eng den Mohl- 
ftandsverhältniffen derfelben. Mit der Höhe der Stodwerfe nimmt die 
Mohndichtigkeit der Zimmer ab. Am dichtejten bevölfert find die Seller- 
wohnungen, in denen 1881: 5,47, 1891: 4,98 Bewohner auf das Zimmer 
entfielen. Über die übrigen Stodwerke giebt die folgende Überficht Aufſchluß: 








Es entfielen Bewohner 
auf 1 Zimmer 





18831 | 1891 

ERBE: 5... 05 5,47 4,98 
Erdgeihoß . - - - 3.41 ‚40 
BEE na 2,22 2,32 
El er. 1,37 2,02 
IL: ; 1,92 1,92 
IV. FRE 1.97 1,90 
Dachboden re 3,14 2,76 


1 

Die Abnahme in den höheren Stodwerfen erklärt fih daraus, daß die 
in ihnen gelegenen Wohnungen aus mehr, wenn auch Eeineren Zimmern 
beitehen. Infolgedeſſen wird die Belegungsziffer der Zimmer eine fleinere, 
während die der Wohnungen wächſt. 

Wir jtellen nun in der folgenden Tabelle die wichtigiten Refultate zu- 
fammen: 








| Bahr 2. Wohnungen | — ahl d. Bewo ner in 
Wohndichtigkeit mit vorſtehender Sad! — I * vor⸗ 
er Zimmer JWohndichtigkeit per ftehender Wohndich · 
p nm — — tiafeit 
Bewohner __  öimmer 1 __ 1 tigleit per Zimmer 
ıssı | 1891 1881 | 1891 










ee 7595 12 367 21466 | 38706 18 937 | 36 455 
223... ... 31094 40 304 61423 | 76864 | 129309 | 163 198 
4-5... 2... 17 145 23 439 21 339 29 867 93067 | 126 623 
6—10 ..... 11 752 16 961 12 502 18 500 88 253 | 126 195 
1-15. .... 827 1140 369 1121 10 369 13 320 


16 und mehr — 122 148 143 156 2491 2 968 
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Wohndichtigt Zahl d. — 
ohndichtigkeit mit vorſtehender 
per Zimmer Wohndichtigkeit per en ftehender Wohndid- 

Bewohner immer tigteit per Zimmer 


1881 | 1891 | 1881 | 1891 | ıssı | 181 


Zahl der Zimmer ge! d. Bewohner in 


ohnungen mit vor- 











relativ 9% 


J 112 131 182 | 234 55 | 78 
ER RB 454 427 519 465 378 348 
ER —— 250 948 15 | 181 272 | 270 
TE 172 180 106 | 1m 5 | 269 
ee Re 12 12 7 7 08 
16 und mehr . . 2 2 I 1 7 ' 6 


In günftigen MWohnungsverhältnifien, d. 5. in Wohnungen, in denen 
auf 1 Zimmer höchſtens 1 Bewohner entfällt, Iebten 1891 nur 78 %/o0 aller 
Bewohner. Sie befegten 131 %0o der Wohnungen. Als erträglich be- 
zeichnet Köröjy in der Budapefter Wohnungsftatiftif die Wohnverhältnifje in 
den Wohnungen mit 2-3 Perfonen per Zimmer (1891: 163 198 Bewohner 
in 40 304 Wohnungen), als bebenflich die Wohndichtigfeit von 4—5 Per- 
fonen per Zimmer, und als unbedingt ungünftig oder gefundheitsgefährlich 
die Zimmer mit einer noch größeren Belegung. Danach waren alfo 1891 
ca. 200 /oo aller Wohnungen mit 303 %/00 der Bevölkerung als überfüllt 
anzufehen. Gegen 1881 haben fich die Belegungsverhältniffe etwas ver: 
ſchlechtert. „Im Laufe des verflofjenen Decenniums — das ift das Refultat, 
zu dem Köröſy kommt — haben fi daher die MWohnverhältniffe nur in 
jenen Wohnungen gebefjert, mo diefelben ohnedies leidlich waren; die ganze 
Verbeſſerung fommt den wohlhabenderen Klafjen zu gute, die jet bequemer 
und gejünder wohnen als vor 10 Jahren, während die ärmlihen Wohnungen 
heute mehr zu mwünfchen übrig laffen, ald im Jahre 1881.“ Die Zahl der 
nur von einer Perſon bewohnten Zimmer hat fi) vermehrt, während die mit 
2—3 Berjonen belegten Zimmer relativ ganz beträdtlih (um 54 9/00) an 
Zahl abgenommen haben: das beweiſt eine Verbefjerung in den günftigeren 
Wohnungsverhältniffen. In der Gruppe der MWohndichtigfeit von d4—5 
Bewohnern hat die Zahl der Wohnungen um 2 "oo, die Zahl der Zimmer 
um 4 °/oo, die Zahl der Bewohner um 2 %/oo abgenommen, während in ber 
folgenden Gruppe (6—10 Bewohner per Zimmer) die Zunahme eine ftärfere 
it (um 8 00 bei den Wohnungen, um 600 bei den Zimmern und um 
14 %/o0o bei den Bewohnern). 

Bejondere Aufmerkſamkeit hat die Budapeſter Kommunalftatiftif den 


überfüllten Wohnungen geſchenkt. Sie bezeichnete in dem Zählungswerk von 
25 * 
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1870 als überfüllt alle die Wohnungen, in denen fünf oder mehr Bewohner 
auf ein Zimmer entfallen. Im Jahre 1870 betrug die Zahl der in Peſt 
in überfüllten Wohnungen lebenden PBerfonen 78 727 — 393 9/00 der Ge: 
jfamtbevölferung. Diefe erfchredenden Wohnungsverhältniffe wurden von dem 
Direktor des ftatiftifchen Bureaus der Stadt, Köröfy, freimütig aufgededt. 
Seine Enthüllungen lenkten die Aufmerkfamfeit der Nerwaltungsbehörde 
auf diefe Mipftände und zwangen diefelbe zum Einfcreiten. Die Erfolge 
ihrer Thätigfeit blieben nicht aus. Im Jahre 1881 betrug auf der Peſter 
Seite die Zahl der in überfüllten Wohnungen lebenden Bewohner zwar 
86 054, aber nur mehr 318 °/oo der Gefamtbevölferung. Die Befjerung hat 
aber in dem folgenden Sahrzehnt nicht angehalten. Die Zahl ver über: 
füllten Wohnungen ift abfolut gewachſen und der Prozentfag der in ihnen 
haufenden Bevölkerung iſt faſt der gleiche geblieben (316 %o0o). Und wenn 
wir auf die einzelnen Bezirke zurüdgehen, fo finden wir, daß mit wenigen 
Ausnahmen geradezu eine Verfchlechterung eingetreten ift. Das zeigt Die 
folgende Überſicht: 


Es betrug die in überfüllten Wohnungen lebende Be- 
völferung %o der Bezirfsbevölferung: 





ma), 07 — . - — _ _ - — — 





| 
| 1870 | 1881 | 1891 

| 
Innere Stadt -» 2» 2: 2 2 en 161,2 93,3 96,1 
Leopoldſtadt. 201,4 | 181,5 192,8 
Therefienftadt. - - » 2 2 > 2000. 466,7 | 369,3 310,5 
WORTE 2 u a en 482,1 359,4 371,6 
Seansfladt - > > 202er 39 | 350,5 401,5 
Steinbruch und gefamtes Ertravillan . 443,3 367,5 380,9 





Ganz Beit 392,7 318,7 | 316,0 


| 

Bereitö bei der Bearbeitung des Genfus von 1881 hat die Budapefter 
Statiftif einen anderen Maßſtab der Übervölterung aufgeftellt. Sie be- 
rüdfichtigt nunmehr nicht nur die Zimmer, fondern auch die mit den Zimmern 
als Wohnungsbeitandteile verbundenen Nebenräume, die Vorzimmer, die 
Alkoven, die Küchen, und bezeichnet als überfüllt die Wohnungen, in denen 
vier und mehr Perfonen auf den Wohnraum entfallen. Dadurch wird nicht 
nur eine Verſchiebung der Grenzen der Übervölferung, fondern vor allem 
aud; eine Beichränfung ihres Gebietes verurfaht, wie die folgende Über: 
ſicht zeigt: 
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fünf und mehr Bewohner | vier und on Bewohner 





per Zimmer per Wohnraum 
1881 | 1891 18831 | 181 
abfolut 
Zahl der überfüllten Woh— 
nungen..... =; 0% 16 164 16 214 4 785 7178 
Zahl der Bewohner darin 86 054 120 618 43 815 64 106 











relation oo 


Zahl der überfüllten Woh- 
2 ... 


65,8 73,9 
Zahl der Bewohner darin 


316 | 120.2 131.8 








319 


Auch bei diefer Beſtimmung der Überfüllung tritt die Verfchlechterung 
der Wohnverhältnifje gerade der ärmften Klafjen deutlich genug hervor. Die 
überfüllten Wohnungen haben nicht nur abfolut, fondern auch relativ zu- 
genommen; ein größerer Bruchteil der Berölferung muß fi” mit ben 
ſchlechteren Wohnungen behelfen. Die geringe Abnahme der durchſchnittlichen 
Wohndichtigkeit diefer Gelaffe von 9,15 auf 8,93 fällt dagegen wenig ing 
Gewicht. Die Haupturfahe diefer Verfchärfung der MWohnungsnot der 
ärmften Klafjen tft in den großen Demolierungen des Jahrzehnts von 
1880— 1890 zu ſuchen, durch die zahlreiche fleinere Häufer niedergerifjen 
wurden. An ihre Stelle traten die großen Zinshäufer an den neugefchaffenen 
Boulevards. 

Genauer über die Zuftände in den übervölferten Wohnungen unter- 
richten und die Belegungsziffern der einzelnen Wohnräume: 





R — Zahl Zahl der Zahl der Bewohner in 
Wohndichtigkeit der Gelaſſe Wohnräume | Wohnungen mit vorſtehender 
ver Wohnraum mit vorftehender Wohn» QWohndichtigkeit per Wohn- 

Bewohner dichtigfeit per Wohnraum | Tau 
1881 1891 1881 | 1891 
4 360 3825 2 424 18 155 
5 2126 3929 17485 ' 21997 
6 1005 | 1739 8 796 10 549 
7 501 | 776 4.889 5.473 
8 276 381 2846 3132 
9 148 156 1558 1412 
10 118 | 88 1390 902 
11—15 170 | 119 2382 1454 
16—20 46 25 345 | 508 
über 20 35 18 1 202 324 





43 815 
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Leider ift ein Vergleich zwiſchen den beiden Zählungen nur möglid, 
fomweit die Zahl der Bewohner in Betradht fommt, da die Zählung von 
1881 die Zahl der Gelaffe, die von 1891 die Zahl der Wohnräume ausweiſt. 
Gegen 1881 ift vor allem die Zahl der Perfonen gewachſen, die in Wohnungen 
mit einer Wohnungsdichtigfeit von 4—8 Perfonen per Wohnraum haufen; an 
Zahl abgenommen haben dagegen die Bewohner von Wohnungen mit einer 
Wohnungsdichtigkeit von 9 und mehr Perfonen per Wohnraum. Trotz diejer 
Heinen Beflerung enthüllen au die Zahlen der Aufnahme von 1891 ein 
Bild geradezu entfegliher Wohnungsverhältniffe, das noch dunkler wird, 
wenn wir die Zufammenfegung der Haushaltungen in den überfüllten Ge 
laffen ins Auge faflen. Diefe Haushaltungen nehmen nämlid in viel 
größerer Ausdehnung als die nicht überfüllten fremde Beftandteile, in erfter 
Linie Aftermieter und Sclafleute auf. Bon 1000 Bewohnern find: 





in den in den nicht 
überfüllten | überfüllten 
Wohnungen | Wohnungen 





——— 537 744 
ienftboten. . . . 28 97 
Gewerbegehilfen . . 36 26 
Aftermieter . . - . 206 60 
Schlafleute . . . . 163 51 
EORRME ... 30 22 


In diefen Zahlen tritt die Not der Bewohner der überfüllten Woh— 
nungen, der Vermieter wie der Mieter, recht deutlich hervor. Je ärmlicher 
die Wohnung, je unzureichender für die Familie des Haushaltungsvorftandes, 
in deſto höherem Grade muß fie zur Beherbergung von Aftermietern und 
Schlafgängern dienen. In buntem Durdeinander haufen in den überfüllten 
Mohnungen, die zum größten Teil nur aus einem Zimmer bejtehen, die 
Familien (Eltern mit Kindern aller Altersjtufen) und die von ihnen auf: 
genommenen Fremden ohne Trennung nad Alter und Gejchledt. 

Die Choleraepidemie 1892 wurde der Anlaß zu einer noch eingehenderen 
Unterfuhung der überfüllten Wohnungen; ihre Refultate find in einem be 
jonderen nur ungarifch veröffentlichten Berichte niedergelegt, der mir durd 
die Güte des Herrn J. Köröfy zugänglich gemacht wurde. Bei diefer 
Enquete, die im März 1893 ftattfand, wurden die NRaumverhältnifje von 
5615 Wohnungen ausgemefjen und aud die übrigen hygienifhen Verhält- 
nifje, wie Belichtung, Feuchtigkeit u. f. f. einer genauen Aufnahme unter- 
zogen. Bon diefen Wohnungen wieſen 2749 und 79 Nadhtquartiere mit 
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21 723 Bewohnern weniger ala 10 cbm pro Kopf der Bewohner auf. 
Diefe Gruppe der überfüllten Wohnungen wird von Köröfy als übervölfert 
bezeichnet und bildet den Gegenftand feiner Specialftudie. Nach der Zimmer- 
zahl verteilen fi die Wohnungen in folgender Weife: 











2 Bimmer 
mit | ohne 
Küche | Küche | Küche | Küche 


3 immer 4 Zimmer 
mit | ohne | mit | ohne 
Küche | Küche | Küche -Küche 






















a 
Zahl der Bewohner darin 14.209) 5286 | 444 | 117 

Es handelt fich alfo in der überwiegenden Mehrheit der Fälle um ein- 
zimmrige Wohnungen, von denen etwa ?/s mit Küche verjehen, s ohne Küche 
iſt. »s der Wohnungen waren zugleich überfüllt im Sinne der Budapefter 
Wohnungsſtatiſtik, d. h. es entfielen in ihnen auf jeden Wohnraum 4 und 
mehr Bewohner. Über den Kubifraum pro Kopf giebt die folgende Über- 
ſicht Aufſchluß: 


Kubikmeter pro Kopf der Bewohner: 


| i | | | 
=] a 34 4515-8107 7-8|8-0lo- 
| | | 





| | | 
— 2| 01 us| mm 
| 10 um 000 J1m48 


325 
2371 


418 
3102 


496 
3674 


600 
4503 


592 
4597 


Zahl der Wohnungen . 
Zahl der Bewohner . . 

















Wenn man bedenkt, daß unter Annahme der fehr geringen Zimmer- 
höhe von 2,5 m bei einem Kubifraum von 10 cbm die winzige Fußboden- 
flähe von 4 qm auf ben Bewohner entfällt, jo fann man ſich ein un- 
aefähres Bild davon maden, in melden Löchern die 20 485 Bemohner 
haufen. So miferabel ihre Mohnverhältniffe, fo miferabel find aud ihre 
Schlafverhältniffe. 5948 Perſonen haben fein Bett zur Verfügung und müſſen 
fih mit irgend einer Art Lagerftatt behelfen. Auf dem bloßen Fußboden 
follen nad) den wenig zuverläffigen Angaben der Pächter nur 244 Perfonen 
ſchlafen. Aber auch die Glüdlihen, die in einem Bett fchlafen fönnen, 
haben dasſelbe in den mwenigften Fällen zur ausfchließlichen Benugung. Das 
waren nur 746 Perſonen, während 5462 zu zweien, 778 zu dritt und 82 
zu mehr als zu dreien in einem Bette jchliefen. 

Die Mietpreife, die von den Bewohnern der überfüllten Wohnungen 
erhoben werben, find relativ ſehr hohe, wie die folgende Überficht zeigt: 
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Minimal» 
preis je nad 
Bezirken 






Durdicnitts- 


Zahl der 
preis 


Wohnungen 












fl. fl. 

. et RE . .. 54 26—93 87 

1 Zimmer ohne Rüde, Parterre . . . 596 10-120 84 
— ee 38 119 
Zimmer mit Rüde. [ en 1004 100 123 
, i ” keller . . . . 11 120—140 | 177 

2 Zimmer mit Rüde. | Barterre . . - 11 2-12 | 172 


In überrafchender Weife bezeugt die Überficht ferner die Teuerfeit der 
Kellerwohnungen, deren Durchfchnittspreife für alle drei Wohnungsklafjen 
größer find als die der Parterremohnungen. Ein großer Teil der Miete 
muß nun von den Aftermietern beigetragen werden, um es den Familien 
überhaupt möglich zu machen, auch nur die Mieten ihrer elenden Wohnungen 
aufzubringen. Die Beifteuer ſchwankt zwiſchen 10 und mehr ald 100 ®%o 
der Mieten: 








Zahl der Wohnungen, in denen bie Aftermiete ? % —* 
ber Hauptmiete beträgt 




















- lejelels l87817 
T | | | [A 7 — zahl 
zı8s|jej)2|s|S® 
1 immer ohne [ Meer. „| U | 
Küche Barterre.| 106 
1 Zimmer mit { Keller. .| 82 | 
Küche Barterre.| 189 | 
2 Zimmer mit — Keller. . 1| 
Küche Parterre. 6 








Nur in 389 Fällen bringen die Aftermieter weniger als die Hälfte der 
Miete bei, während in den übrigen 1038 Fällen der Prozentſatz der Aftermieter 
darüber hinaus, in 345 Fällen ſogar über 100 %/o hinausgeht. Wir begegnen 
aljo in einem guten Teil der überfüllten Wohnungen einem Wohnungs- 
wucher, der von ihren Inhabern gegenüber ihren wirtfchaftlich noch ſchwächeren 
Aftermietern getrieben wird. 


IL 


Die Wohnungsfrage in Sranfreich. 


Ergänzungen! zu dem Referat von Profefjor Dr. 5. Albrecht, im 
XCVI. Bande der Schriften des Dereins für Socialpolitit (Neue 
Unterfuhungen über die Wohnungsfrage, dritter Band). 


Don 


Dr. Franz Bijek (Wien). 


1 Herr Profeffior Dr. Albrecht Hatte die Güte gehabt, für den dritten Band 
der „Neuen Unterfuhungen über die Wohnungsfrage“ im legten Augenblid das 
Referat über Frankreich zu übernehmen. Herr Dr. Zijef bot dem Verein nach den 
Münchener Verhandlungen die vorliegenden Ergänzungen an, die in Ülbereinftim- 
mung mit Herrn Prof. Dr. Albrecht hier zum Abdrud kommen. 


Das Geſetz vom Jahre 14... 2: 2 an nen 
Die für die Wohnungsreform aufgemwendeten Mittel S. 396. — 
Übernahme von Wohnungsaktien durch Gemeinden oder von Zins- 
garantien durch den Staat S. 397. — Verfiherung bed Befigers 
auf den Todesfall S. 397. — — . 399. — Erbrechts⸗ 
vorſchriften im belgiſchen Wohnungsgeſetz S. 401. — Über Un— 
pfändbarkeit des Familienhauſes S. 402. 

Die Pariſer Hötels garnis - - : 2 2 2m une 
MWohnungspolizei S. 402. — Mieten S. 402. — Hebeiterouartiere 
©. 402. — Fehlen der Wohnungsgelegenbeit für alleinftehende Frauen 
S. 4083. 

Wohnungsnachweis und Wohnungsenqueten, Wohnungsgeſellſchaften 
Sociôté philanthropique ©. 403. — Limitierung der Dividenden 
S. 404. 

Diverfe Mietserleichterungennn.. 
Gewinnbeteiligung S. 404. — Eigentum an einzelnen Stockwerken 
S. 405. — Fallender Mietszins S. 405. 

Baugenoſſeuſchaften ..— 
La ruche roubaisienne S. 406. — Familistère in Guise S. 406. 

Ban geſunder Arbeiterhänfer durch Bauunternehmer - . - .. . . 
Preisausfchreiben de Comit& des habitations A bon marche 
©. 407. — Baulicher Zuftand der Arbeiterhäufer S. 407. 


402 408 


Die legislatorifche Behandlung der Wohnungsfrage in Frankreich jtellt 
feine neue Richtung ftaatliher Reformarbeit dar, und aud die private 
Initiative bedient fich in Frankreich größtenteils befannter Formen. Nid)ts- 
deſtoweniger müfjen wir Herrn Prof. Dr. H. Albrecht für feine außerorbent» 
lich flare und überfichtlihe Darftellung der MWohnungsreform in Frankreich 
in hohem Grabe dankbar fein. Hat nämlich die Wohnungsreform in Frank: 
reich auch nicht neue grundlegende Principien gezeitigt, fo bietet fie doch 
eine Fülle intereffanter Einzelheiten. E3 wird der Zweck diefer Zeilen fein, 
im Anfchluffe an die Arbeit des Herrn Prof. Dr. Albrecht auf einige weitere 
lehrreihe Details Hinzumeifen. Auch iſt es ſehr inftruftiv, die franzöfifche 
Wohnungsgefeggebung und ihre Refultate mit den auf Grund des belgischen 
Wohnungsgefeges erzielten Refultaten zu vergleichen. 

Das franzöfifhe Gefe vom 30. November 1894 ging nämlih aus 
dem im Schoße der franzöfifchen Société des habitations & bon march& 
von Jules Siegfried angeregten Studium des belgifhen Wohnungsgefeges 
hervor — man bezeichnet e8 auch nach feinem geiftigen Vater meift furz als 
loi Siegfried —, es unterfcheidet fich aber immerhin in mehr als einer Hin- 
ſicht wejentlih von feinem belgifchen Vorbilde. Worin es zu feinem Nach— 
teile vom belgifchen Geſetze abweicht, hat Prof. Albrecht auseinandergelegt. 
In einigen Punkten bedeutet es aber immerhin dem belgifchen Geſetze gegen- 
über einen gewiſſen Fortſchritt. Das franzöfifche Geſetz ftellt für die 
Steuerbefreiungen nicht die Vorausfegung auf, daß der ſonſt Steuerpflid- 
tige „Arbeiter“ fein müſſe — dies verlangt nämlich das belgische Geſetz 
und jchafft mit diefer Beftimmung ein ſociales Klaſſenrecht mit der Schwierig- 
feit, den „Arbeiter“ im Sinne des belgifhen Gejeges zu definieren. Doc 
dürfen nad Art. 1 des franzöfifhen Gejeges die billigen Wohnungen nit 
PVerfonen zu gute fommen, die anderwärts ein Haus befiten. Zweitens 
findet das franzöſiſche Geſetz nicht bloß auf Kleine Familienhäufer Anwendung, 
fondern aud auf Mietsfafernen, maisons collectives & &tages, wenn deren 
einzelne Mietsobjekte nicht den im Geſetze zur Beſtimmung des Begriffes 
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einer billigen Wohnung vorgefchriebenen Mietsmwert überfteigen ; der artito- 
fratifche Charakter des belgiſchen Geſetzes ift hierdurch gemildert. 

Der leitende Gedanke beider Gefege ift allerdings derfelbe: es follen 
die in öffentlichen Anftalten angefammelten Kapitalien zur Förderung der 
Mohnungsreform zur Nutzung gebradht werden. Daß die belgiſche Caisse 
generale d’&pargne et de retraites bereitö viel bedeutendere Summen dieſem 
Zmwede gewidmet hat ald in Franfreid die Caisse de depöts et consigna- 
tions, fowie die bureaux de bienfaisance, hospices et hopitaux und 
fämtlihe Sparlaffen, ift gewiß fehr richtig; allein die Société de credit 
des habitations a bon marche, welche den Kreditverfehr zwifchen der Caisse 
des depöts et consignations und den Wohnungsgefellihaften vermitteln 
fol, hat ihre Thätigfeit erft im Jahre 1899 — von Jules Siegfried ge: 
gründet — begonnen, und es ift abzuwarten, ob fich diefe nicht als ent- 
widlungsfähig erweifen mird. 

Das Geſetz vom 20. Juli 1895 trägt an der geringen Bethätigung 
der franzöſiſchen Sparfafjen feine Schuld. Wie man einem im „Journal 
officiel* vom 10. Mai 1900 veröffentlichten, vom franzöfifhen Handels: 
minifter an den Präfiventen der Republif gerichteten Berichte über die 
Thätigfeit der franzöfifhen Sparkaſſen entnehmen kann, hatten dieſe 
125 000 000 Frs. „fortune personnelle* mit einem Jahresertrage von 
3220000 Frs. Sie hätten daher 25 000000 (ein Fünftel ihrer fortune 
personnelle) plus 3220000 (deren Zinfen) zum Baue billiger Wohnungen 
fowie zu Darlehen an Wohnungsgejellichaften und zum Kaufe von Aktien 
ſolcher Gejellfhaften verwenden fünnen. Statt deſſen widmeten fie der 
Wohnungsreform 379516 Fri. Allerdings werden aus dieſer Thatfache, 
je nad) dem Standpunkte des Beobachters, verſchiedene Schlüffe gezogen 
werden. Der eine wird folgern, daß auch das befte Geſetz, welches, wie 
das franzöfifche, die private Initiative ermutigen und fügen will, erfolglos 
bleibt, wenn die notwendige Einfiht in der Bevölkerung fehlt, und er wird 
daher in erjter Linie die private Initiative anzuregen tradhten; der andere 
wird gerade aus der gegenwärtigen Unzulänglichkeit der privaten Initiative 
die Notwendigkeit gejeglichen, eventuell foercitiven Eingreifens ableiten. 

Derzeit verhält man fih aber in Frankreich gegen die Vorfchläge eines 
intenfiveren Eingreifen® der öffentlihen Gewalt ablehnend. Es baute weder 
der Staat nod irgend eine Gemeinde Arbeiterhäufer aus öffentlihen Mitteln 
außer für eigene Angeſtellte. Man fürdtet, wenn Staat oder Gemeinden 
als Vermieter auftreten würden, Mißbräuche zu Wahlzweden und weiter 
auch, daß die jtaatlihen oder fommunalen Wohnungen durch zu niedrige 
Mietpreife den auf Verzinfung des imveftierten Kapitales angemwiejenen 
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privaten Bauunternehmungen eine ruineufe Konkurrenz bereiten würden. 
Unter dem zweiten Kaijerreihe, ald Napoleon III. eine Zeit lang ſtark von 
jocialiftifchen Ideen angehaucht ſchien, wurden 10 Millionen für den Bau 
von Arbeiterhäufern bewilligt; 17 foldhe wurden am Boulevard Mazas er- 
baut. Die Mietpreife waren aber zu hoch, die Wohnungen zu weit von den 
Arbeitsftätten; die Häufer wurden nur von Privatierd bezogen und wieder 
verfauft. Ein zweiter Verſuch, die Cité Napoleon in der oberen Rue 
Rochechouart, jcheiterte am Mißtrauen der Arbeiter, welche die ihnen be- 
ftimmten Wohnungen nicht bezogen. 

Daß Gemeinden einen Teil der Aktien von Wohnungsgeſellſchaften 
übernahmen, ift befanntlih in Belgien oft vorgefommen, nicht aber in 
Frankreich. 

Hingegen giebt es in Frankreich einzelne Wohnungsgeſellſchaften, die 
ſtaatliche Zinſengarantien genießen, ſo jene in Lille; doch iſt Zinsgarantie 
wohl ein Mittel ſtaatlicher Begünſtigung von fraglichem Werte. 

Die im Art. 7 des franzöſiſchen Geſetzes vorgeſehene Verſicherung — 
assurance temporaire — unterjcheidet ſich wejentlid” von der assurance 
mixte des belgifhen Geſetzes. Es iſt dies auch leicht erflärlih: die bel- 
giſche Generalſparkaſſe ift Darleiherin und Verſicherin zugleich; die Verfiche- 
rung garantiert in Belgien die Tilgung der Baufhuld zum Fälligleitstermin 
oder früher im ‘Falle des Abfterbens des Berfiherten. Die franzöſiſche 
Caisse d’assurance en cas de deces ift bloß Berficherin — jedoch ohne 
Berfiherungsmonopol — für den Fall des Abjterbens des Familienvaters 
vor gänzlicher Abtragung feiner Schuld. Hatte diefer ein Familienhaus 
einer Baugejellihaft avec promesse de vente gemietet und zur Amorti= 
fierung des Kaufihillings bis zu feinem Tode auch bereits eine Reihe von 
Annuitäten bezahlt, jo iſt doch faft gewiß, daß ohne Berficherung die Witwe 
und die Kinder nicht imftande fein werden, die noch ausſtehenden Annui— 
täten abzuzahlen. Hierzu ijt zu bemerfen, daß der Eigentumsübergang am 
Arbeiterhaufe fih in Frankreich in der Regel erft nach gänzlicher Abzahlung 
des Kaufſchillings vollzieht, während in Belgien der fofortige Eigentums: 
übergang die Regel bildet. Allein au wenn das Eigentum am Häuschen 
vor Bezahlung des Kaufichillings auf den Arbeiter übergegangen ift, oder 
wenn ſich diefer mit dem Darlehen einer Kreditgejellfhaft ein Häuschen 
jelbft gebaut hat, jo wird im Falle feines Todes vor Berichtigung des 
Kaufſchillings oder Tilgung des Darlehns das Haus ohne Verficherung feiner 
Familie faum erhalten werden fünnen. Der Gläubiger wird es verlaufen 
lafjen, und der Erlös wird noch durd die Koften des Verfteigerungsverfahrens 
gejchmälert werben. So ift denn die Verficherung in jedem falle zur 
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Sicherung des Eigentumserwerbes durch den Arbeiter geradezu eine Not- 
wenbigfeit. 

Die verfiherte Summe fann nit höher fein als der zu 4,27% 
Tapitalifierte Mietöwert des zu ermwerbenden Immobiles. Da fih nun ge 
mäß Art. 5 des Geſetzes bezw. Art. 50 des röglement d’administration 
publique vom 21. September 1895 der für die Anwendbarkeit des Geſetzes 
maßgebende Marimalmietswert nad) der Bevölkerungszahl des betreffenden 
Ortes richtet, variiert au das Marimum der Verfiherungsfumme. Es 
beträgt in Orten mit weniger ald 1000 Einwohnern 2300 Frs., in Paris 
9700 Frs. Der Antragfteller muß ſich den gemöhnlihen Affefuranzbedin- 
gungen, darunter der ärztlihen Unterfuhung, unterwerfen. Die Prämie 
wird nad den Regeln der Schadenäverficherung berechnet, es wird alfo be- 
achtet, daß der verficherte Schaden infolge der Annuitätenzahlungen immer 
fleiner wird, die Verficherungsanftalt daher eine leiner werdende Summe 
verfichert. Diefe Thatſache wird nur teilmeife dur die mit den Jahren 
wachſende Sterblichkeit aufgemogen. Die Verficherungsprämie wird alfo 
auch von dem Alter des DVerficherten und von der Dauer der Verjicherung 
abhängen. 

E3 wurden drei Arten der Prämienzahlung eingeführt: eine einmalige 
Zahlung, eine Eleiner werdende Prämie durch die ganze Berfiherungsdauer 
und eine fonftante Prämie in jenem Betrage, welchen die abnehmende Prämie 
anfänglich ausmachen würde, aber nur durch einen Teil der VBerfiherungsdauer. 
Beträgt 3. B. der in 20 Fahren zu amortifierende Kaufſchilling oder Dar- 
lehnsbetrag 5000 Frs., und ift der zu verfichernde Arbeiter 35 Jahre alt, fo 
fann er die PVerfiherung der caisse nationale d’assurance en cas de 
déeès erlangen entweder, indem er eine einmalige Prämie im Betrage von 
578 Frs. 15 Ets. oder eine durch Die ganze Verfiherungsdauer abnehmende 
Prämie bezahlt, die das erfte Jahr 62 Frs., das fünfte Jahr 48 Fre. 
75 Ets., das fünfzehnte Jahr 33 Frs. 50 Ets. und das zwanzigite Jahr 
8 Frs. 50 Ets. beträgt, oder aber er fann eine fonftante Prämie von 
62 Frs. durch 11 Jahre entrichten. 

Keine der drei Arten Prämienzahlung ift angenehm. Alle drei erfor- 
dern die größten Opfer gleih zu Beginn der Verficherungszeit. Am be- 
quemiten wäre für den Verſicherten die Entrihtung einer gleihmäßigen 
Durdfchnittsprämie durch Die ganze Verfiherungsvauer. Allein die caisse 
d’assurance en cas de décès geht auf eine ſolche Prämienzahlung nid 
ein, da fie bei derjelben im Anfange der Verficherungszeit nicht gedeckt 
wäre, Die Entrihtung einer fonjtanten Prämie wird jedoch möglich, wenn 
eine Wohnungsgeſellſchaft zwifchen den Verſicherten und die Verſicherungs— 
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fafje vermittelnd eintritt, wie es der Artikel 11 der Ausführungsverorunung 
vom 21. September 1895 vorfieht. Die Bau- oder Kreditgefellfchaft kann 
nämlich die ihr gefchuldete Amortifationsrente anfänglid) verringern und 
almählih in jenem Verhältniſſe wachſen laſſen, in welchem die Verfiche- 
rungsprämie abnimmt. Amortifationsrente und Verficherungsprämie werden 
dann zujfammen als eine fonjtante Annuität vom Schuldner an die Woh— 
nungögejellfchaft entrichtet, und die Verſicherungskaſſe befommt von diefer 
doh ihre fallende Prämie. In dem obenerwähnten Beifpiele würde die 
fonftante Amortifationsrate ohne Verſicherung oder bei direkter Verficherung 
bei der Verſicherungskaſſe 367,91 Frs. jährlich betragen. Vermittelt die 
Wohnungsgeſellſchaft die Verficherung, fo hat ihr der Verfiherte an fallender 
Berfiherungsprämie und fteigender Mmortifationsrente zufammen einen Be- 
trag von 412 Frs. 55 Ets. jährlich zu bezahlen, was einer fonftanten 
BVerficherungsprämie von 44,64 Frs. — 0,89 9/0 des Hauspreifes gleichkommt. 

Die BVerfiherungsprämie erhöht die jährliche, Mietzins, Amortifierung, 
Generalunfoften und Berwaltungsauslagen umfafjende Rente faum um ein 
Zehntel (vgl. Emil Cheyfjon und Leon Marie, Muse social serie B, eir- 
eulaire Nr. 6). 

Sehr interejjant ift der Art. 8 des franzöfifhen Wohnungsgejetes. 
Prof. Cheyfjon nannte ihn die bedeutendſte Thatfache der franzöfifchen Civil— 
rechtsgeſetzgebung jeit dem Beginne des Jahrhunderts. Dur diefen Ar- 
tifel wird für die mit Rüdjiht auf ihren Mietswert unter das Geſetz fallen- 
den Familienhäufer (maisons individuelles) das Erbfolgereht de8 Code 
Napoléon außer Kraft gefeßt und ein Sonderrecht in Anfehung der Heinen 
Familienhäuſer gefchaffen. Der Art. 3 des Gefehes vom 31. März 1896 
hat erklärt, daß der erwähnte Art. 8 des franzöfifhen Wohnungsgeſetzes 
auch auf die vor feiner Erlafjung gebauten Häufer Anwendung finden folle, 
fo daß jest von 10 Millionen Häufern in Frankreich vielleiht 6 Millionen 
unter die Erbfolgeorbnung des Art. 8 fallen. Die Kühnheit der neuen 
Rechtsnorm fucht nit einmal, wie fonft meiftens, durch Selbſtbeſchränkung 
auf ein kleines Anwendungsgebiet zu beſchwichtigen. 

Das gemeine Recht des Code civil ftellt das Princip auf, daß nie- 
mand gezwungen werben fünne, in ungeteilter Gemeinfchaft des Eigentums 
zu verbleiben, ferner daß die Erbteilung in natura durchgeführt werden 
folle, und daß Immobilien, die nit in natura geteilt werben fünnten, 
verfteigert werden müßten. 

Ganz anders der Artikel 8 des Gejetes vom 30. November 1894. 
Diefer Artikel kennt im Falle des Vorhandenfeinsg von Defcendenten Auf- 
rechterhaltung der ungeteilten Gemeinſchaft (indivision) am Haufe durd) 
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fünf Jahre nad) dem Tode des Befigerd. Sind minderjährige Kinder da, 
fo fann das Haus bis 5 Jahre nad) erreichter Großjährigfeit des älteften 
Kindes ungeteilt bleiben, doch, abgefehen vom Falle eines einftimmigen Be- 
jchlufjes der Erben, höchſtens durch 10 Jahre im ganzen. Sind feine 
Kinder da, und war der überlebende Gatte Mitbefiger des Haufes wenig— 
ftens zur Hälfte, fo kann das Haus ebenfalld durh 5 Jahre im gemein- 
Ichaftlihen Eigentum belafjen werden. Der Friedensrichter ift berufen, nad 
Anhörung des Familienrates über Anfuchen des überlebenven Ehegatten 
oder eines der erblafjerifchen Kinder auch gegen den Willen der anderen 
Erben auf Auffhub der Teilung des gemeinfchaftliden Eigentums zu erfennen. 

Gemäß dem gemeinen Rechte, dem Code eivil, genügte hingegen der 
bloße Wille oder die bloße Caprice eines einzigen, um jeden Auffchub der 
Teilung, das ift in der Regel jeden Aufſchub der Eoftjpieligen öffentlichen 
Verfteigerung unmöglich zu machen. 

Aber die loi Siegfried geht noch weiter: Nicht nur gemeinjchaftliches 
Eigentum ift auch gegen den Willen einzelner Miteigentümer durch eine be 
ftimmte Zeit hindurch möglih, es kann das Familienhaus auch einem der 
Kinder oder dem überlebenden Ehegatten, wenn er Mitbefiter war, defimitiv 
zum Schägmwerte zugefprochen werden. Für den Fall, daß von mehreren 
Seiten der Alleinbefit des Hauſes angeftrebt wird, beftimmt das Geſetz, 
daß derjenige, den der Erblaffer bezeichnet hat, dann der Ehegatte den 
anderen Bewerbern vorangehe. Andernfalls entjcheidvet die Mehrheit der 
Sintereffenten, eventuell das Los — nicht aber wie über die Frage der in- 
division der Friedensrichter; diefer führt jedoch den Vorfig bei der Ab- 
ſtimmung. 

Das Haus wird im Falle Streites durch das lokale Komitee des 
habitations à bon marche gejhäßt. Der Erbe, dem der Alleinbefit des 
Haufes zufällt — wir würden ihn Anerbe nennen —, iſt jedoch nad) fran- 
zöſiſchem Nechte bei der Auszahlung der Miterben nit, wie in manchen 
deutichen Geſetzen, privilegiert. Es wurde vorgefchlagen, die lofalen Komitees 
des habitations à bon marche follten diefen Anerben behufs Abfertigung 
ihrer Miterben Darlehen gewähren. — Der vieldisfutierte Art. 8 der loi 
Siegfried begründet eine Art von Anerbenreht, aber nicht für Ländlichen 
Grundbeſitz, fondern für kleine Familienhäufer. Nicht bloß den Erwerb 
eines Häuschens will das Geſetz dem Arbeiter erleichtern; es will wahre 
Familienheimftätten jchaffen, die mit den Erfparnifien des Vaters und der 
Diutter gekauft, nad) deren Tode auf die Kinder übergehen. Einzelne Be- 
ftimmungen dieſes Art. 8 murden auf dem internationalen Kongrefje für 
billige Wohnungen, der vom 18. bis 21. Juni 1900 in Paris verfammelt 
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war, als reformbebürftig bezeichnet, aber das Princip felbft wurde accla- 
miert. a, ed wurde in Frankreich bereit3 verlangt, daß die Sondererbfolge 
des Art. 8 unter Verdrängung der Beftimmungen des Code civil zum ge- 
meinen Rechte werde: wohl ein bedeutender Umſchwung der Seen, nachdem 
man bisher das Erbfolgereht des Code civil als allein dem demofratifchen 
Principe entfprechend hingejtellt hatte. 

Das gleiche Erbfolgereht der Kinder mit Naturalerbteilung ift aber 
nicht eine Neuerung der franzöfifchen Revolution, fondern war fon vor 
derfelben das Recht der bürgerlichen Klafje; die Revolution hat diefes Recht 
bloß auch auf den adeligen Beſitz erweitert. Die Reception diefer Erbredts- 
ordnung in den Code civil wurde auch von Napoleon I. felbft befürwortet. 
Der Zwed, der ihm dabei vorfchwebte, fommt in einem Briefe Napoleons 
an feinen Bruder Joſef, den König von Neapel, dat. 3. Juni 1806 klar 
zum Ausdrude. Napoleon rät in diefem Briefe feinem Bruder, gleichfalls 
das franzöfifche Erbfolgerecht einzuführen. Bei diefer Erbfolge fünne er die 
ihm ergebenen Familien durch Verleihung von Fideilommifjen ftarf erhalten, 
alle übrigen Familien würden fih durch die Zmangserbteilungen von felbjt 
aufreiben. Später allerdings foll Napoleon wieder die Erhaltung einheit- 
lihen Familienbefiges für die unteren Klafjen ins Auge gefaßt haben: 
Aber erjt der Art. 8 des 94er Geſetzes geht direft auf dieſes Ziel los. 
Während alfo für den Grundbejig in Frankreich fein „Höferecht“ eriftiert, 
giebt es etwas Ühnliches für den Familienhausbefis. Die Zonfervativen 
franzöfifhen Agrarpolitifer, welche etwas unferem Höferechte Entfprechendes 
anjtreben, berufen jich denn auch bei ihren Neformplänen immer auf den 
Art. 8 der loi Siegfried gewiſſermaßen ala auf einen Präcevdenzfall. 

Der Geſetzesvorſchlag des Abbe Lemire vom Jahre 1894, betreffend 
die Errichtung von „Familiengütern (biens de famille)“ in Frankreich, 
enthielt in jeinen Artifeln 25, 23 und 24 eine ähnlihe Aufhebung der 
Principien des gemeinen Erbrechtes zu Gunften der „Samiliengüter” — 
wir würden fagen der „gejchlofienen Höfe" —, wie die loi Siegfried zu 
Gunften der Heinen Familienhäuſer. Jules Siegfried jelbjt bradte am 
11. März 1897 in der franzöfifchen Kammer einen Geſetzesvorſchlag ein, 
welcher die Begünftigungen des Wohnungsgejetes auf den Kleinen Grund» 
befig — bis zu 5 ha oder bis zum Werte von 5000 Frs. — ermeitern 
wollte. Mit den übrigen Privilegien des Familienhausbefiges jollte auch 
die demfelben eingeräumte Sondererbfolge auf den fleinen Grunbbejig über- 
tragen werben. 

Belgien hatte urfprünglid in feinem Wohnungsgeſetze nichts dem 
Art. 8 des franzöſiſchen Geſetzes Ähnliches. Erſt in letzter 8* wurden 
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durch das Geſetz van der Bruggen die Principien des Art. 8 des franzöftjchen 
Geſetzes auch in Belgien eingeführt, und zwar für die Erbfolge bei Immo— 
bilien, deren Katajtralertrag 300 Fre. nicht überfteigt. 

Mährend fih, wie erwähnt, der legte internationale Kongreß für billige 
Wohnungen für die ungeteilte Vererbung des Familienhauſes ausgeſprochen 
bat, hat er über die vielfach mit Berufung auf die homestead exemption 
in Amerifa angeregte Unpfändbarfeit des Arbeiterfamilienhaufes feinen Be 
ſchluß gefaßt, da die Parteien für und gegen diefes Jnftitut auf Dem Kon- 
greſſe gleich itarf vertreten waren. Übrigens ſcheint es wohl, daß die Un- 
entziehbarfeit von Hausbeſitz fi) weder aus dem Principe des Eriften;- 
minimums noch aus dem Grundfage der Belafjung der Arbeitsmwerkzeug: 
ableiten ließe. — 

Hier fei einer für die Bewertung des franzöfifhen Wohnungsgeſetzes 
nicht unintereffanten Thatfahe Erwähnung gethan. Die Soeiété de loge- 
ments &conomiques et d’alimentation in yon — ein Drudfehler in 
der Publikation des Vereins für Soctalpolitif ©. 175 verfeßt fie nad 
Lille — entftand durch eine Fuſion der Société des habitations &conomiques 
mit der Sociétéè des restaurants populaires. Erjtere Gefelihaft hat hier: 
dur freiwillig auf alle aus dem franzöfifhen Wohnungsgefege refultieren- 
den Begünftigungen verzichtet, da diefe nach einer engherzigen Beftimmuna 
der Ausführungsverordnung nur Geſellſchaften, die ausfchließlih Wohnunas- 
reform betreiben, zu teil werden. — 

Mit der Wohnungspolizet ift e8, wie Prof. Albredt ausführt, in 
Paris ſchlecht beftellt. Das Geſetz vom 22, April 1850 blieb nahezu toter 
Buchſtabe. Es giebt nur eine regelmäßige Inſpektion der Hötels garnis, 
denen gegenüber die Polizei diskretionäre Gewalt hat. Daher fommt es, 
daß diefe Gamis, in denen ein großer Teil der ärmeren Bevölkerung wohnt, 
nämlih jene, die feine eigene Zimmereinrichtung befigt, hygienisch in der 
Regel bedeutend befjer gehalten find, als fonft die Wohnungen der arbei- 
tenden Klaſſe. In den Pariſer Garnis wird auch die Beitimmung, wonach 
14 m? Luftraum auf jeve Perſon entfallen follen, beobadtet. Die Preiſe 
in den Pariſer Garnis variieren für Zimmer von 50—80 Et3., für Kabinette 
von 40—50 Ct8., ein Bett koſtet meift 30 Et3. die Nacht. Es giebt große Gamis 
mit 50 bi8 100, ja 150 Betten, und eine große Zahl kleiner mit ca. 20 Betten. 
Troß der polizeilichen Inſpektion ift mit den Hötels garnis eine Reihe von Miß— 
ftänden verbunden. Georges Picot, Secretaire perpetuel der Acad&mie 
des sciences morales et politiques, hat voriges Jahr eine fehr intereffante 
Enquete über die PVarifer Garnis gemadt und in der „Reforme sociale“, 
dem Organe der Anhänger Ze Plays, veröffentliht. Die Schüler Le Plans 
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haben fpeciell für die MWohnungsreform viel gethan; find fie doc durch 
das Programm Le Plays, das die Patronagepflichten der Arbeitgeber und 
der befigenden Klaſſe an erjte Stelle jet, gemwifjermaßen hierzu prädeftiniert. 
Georges Picot befuchte 110 Hötels garnis und betrat in denjelben 5080 
Zimmer. In neun Behnteln der Hötels garnis fand er einen Ausſchank 
geiftiger Getränfe, welchen die Mieter befuchen müfjen, um die Gunſt des 
Vermieters nicht zu verfcherzgen — eine traurige Begleiterfcheinung der fran= 
zöfifchen Gewerbefreiheit. Bon einigen Maffenquartieren, die Picot befuchte, 
entwirft er uns geradezu jchredliche Bilder. Nur ein ſolches fei erwähnt: 
es zeigt uns einige große Säle mit langen Tifchen, wo die Armften, all- 
abendlich ca. 600, meiſt Träger in der Centralmarfthalle, für 20 CEts. eine 
Schale Kaffee oder Suppe befommen und ihre Nachtruhe darin juchen dürfen, 
indem fie bi8 !/e4 Uhr morgens ihren Kopf mit den Ellbögen auf den 
Tiſch ſtützen. Aber das Traurigfte, was die Enquete Picots nachmwies, 
war, daß es für alleinjtehende Frauensperfonen in den Pariſer Garnis feine 
Unterkunft giebt. Circa 1000 Mädchen fönnen in meijtens von religiöfen 
Vereinen errichteten „Heimen“ unterfommen. Dies ift eine verfchwindende 
Zahl. In den Garnis werden alleinftehende Mädchen nicht aufgenommen. 
„Ein Mädchen muß in Paris einen Mann haben, der fie verteidigt”, war 
die ftereotype Antwort, die Picot von den Inhabern und Inhaberinnen der 
Garnis erhielt. „Wenn mir ein alleinftehendes Mädchen aufnehmen würden, 
jo würden die Männer ihr Zimmer belagern, es gäbe feine Ruhe mehr im 
Haufe.“ In den 10000 Garnis von Paris, in denen der ärmere Teil der 
arbeitenden Klaſſe zu wohnen genötigt ift, ift fein Platz für ein alleinftehen- 
des Mädchen, das nicht im Konfubinate leben will. Georges Picot arbeitet 
denn auch gegenwärtig in Paris an der Gründung von Ledigenheimen für 
Frauen. — 

Wohlthätig wirft der im Frühjahr 1900 bei verfchiedenen Pariſer 
Bezirfsämtern (mairies) eingeführte unentgeltlihe Wohnungsnadhweis für 
billige Wohnungen. — Die öffentlihe Gewalt hat die Pflicht, eventuell 
durh Enqueten bei der Feititellung der thatfächlihen Wohnungsverhält- 
nifje mitzumirfen, auf daß eine verläßliche Baſis für alle Reformen ge- 
ſchaffen werde. Das franzöfiihe Wohnungsgefeg anerkennt diefe Pflicht, 
indem es die offiziellen Comitös des habitations & bon march& zur Ver: 
anftaltung von Wohnungsenqueten ermächtigt und ihnen Subventionen 
feiten3 des Staates, der Departements und Gemeinden in Ausficht ftellt. 

Unter den Wohnungsgefellihaften nimmt die Parifer Sociéèté philan- 
thropique eine Sonderjtellung ein. Durd Gründung von Volksküchen, 
Nachtaſylen, Kranfenanitalten, eines Afyles für ſchwangere Frauen ꝛc. 

26 * 
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hat fie außerordentlih viel Wohlthätiges geleiftet — feit 1880 Hat fie 
jährlich durchſchnittlich 600 000 Frs. auf verſchiedenen Wegen der Linderung 
der Armut zugeführt. Im neuerer Zeit festen fie zwei mohlthätige Stif- 
tungen in den Stand, fih aud an der Wohnungsreform zu beteiligen. Die 
Brüder Michel und Armand Heine ftifteten ein Kapital von 750 000 Fre— 
zum Baue von Häufern mit billigen Wohnungen. Hiermit erbaute die 
Soci&t philanthropique vier Ffolleftive Arbeiterhäufer, deren Ertrag — 
ähnlich wie bei der befannten Peabody-Stiftung in London — zum Baur 
von immer neuen Käufern verwendet werden foll. Bereit3 das vierte Haus 
ift zum Teile mit dem Ertrage der drei erften Häufer erbaut. Eine zmeite 
Stiftung des Herrn Jules Gouin fette die Gejellfhaft in den Stand, drei 
weitere Mietsfafernen zu erbauen. Die Wohnungen in den fieben Häuſern 
der Geſellſchaft beftehen aus je zwei Zimmern mit Kücde. Die Mietpreiie 
bewegen fi zwiſchen 320 und 210 Frs. Das in den Häufern angeleate 
Kapital verzinft fi mit 3,21. 

Die meijten übrigen Wohnungsgeſellſchaften beftreben fi, eine mäßige 
Dividende an ihre Aktionäre zu verteilen. 

Auf dem legten Kongreſſe für billige Wohnungen fam auch die Frage 
der Limitierung der Dividenden in den franzöfiiden Wohnungsgefellfchaiten 
zur Sprade. Georges Picot, wohl eine Autorität auf diefem Gebiete — 
man vergleiche auch fein bahnbrehendes Bud „Un devoir social et les 
logements d’ouvriers“ — beantragte, die Wohnungsgeſellſchaften follten 
für ihre Mietsfafernen die im betreffenden Bezirfe allgemeine Verzinſung 
anftreben ; bei philanthropifcher Befchränfung der Dividenden fönne man nidt 
genug Kapital finden und werde höchſtens vereinzelte vorbildliche Typen 
Ichaffen fünnen. Demgegenüber wurde hervorgehoben, daß gerade die elen- 
deften Mafjenquartiere fih am höchſten verzinfen, und daf gerade in jenen 
Bezirken, wo die Mietpreife die drüdendften feien, Abhilfe durch Baugejell- 
haften am notwendigjten fei; wenn diefe nun von ihren Häufern denfelben 
Ertrag verlangen wollten, den Private erzielen, fo würden fie, anftatt Hilfe 
zu bringen, den Mißbrauch fanktionieren. Die Refolution des Kongreffes 
juchte, wie in anderen Fällen, beiden fich gegenüberjtehenden Anfichten rect 
zu geben. Thatſächlich verzinfen die halbphilanthropifhen Wohnungsgeſell— 
haften ihre Kapitalien durchſchnittlich um "/e%/o unter dem üblichen Zins- 
fuße des Immobiliarbeſitzes. Georges Picot fieht hierin ein Hindernis für 
ihre Entwidlung; die Lyonefer Gefellfchaft, die ihre Aktien mit 400 ver- 
zinfe, habe auch am meisten geleiftet. 

Einen intereffanten Vorfchlag hat Profeſſor Cheyfion gemadt. Cr 
fagt: Wenn die Baugejellfchaften am Ende des Jahres ihr Kapital ent- 


Zizek, Die Wohnungäfrage in Frankreich. 405 


ſprechend verzinft und Reſerven zurüdgelegt haben, jo foll der noch ver- 
bleibende Überfhuß dazu verwendet werben, die Mieter der Geſellſchaft im 
Verhältnis zu ihrem Mietzinfe gegen Krankheit, Unfall, Alter 2c. zu ver- 
fihern und gemeinfame Wohlfahrtsanftalten (Bibliothefen, Bäder zc.) für 
diefelben zu gründen und auszuftatten. Prof. Cheyſſon affimiliert die Miets— 
faferne einer Konſumgenoſſenſchaft. Nun tritt Prof. Cheyſſon dafür ein, 
daß bei Konjumgenofjenihaften, die nicht zum Selbftfoftenpreife, fondern 
zum Detailpreife verkaufen, die Rüdvergütungsquoten den Mitgliedern nicht 
ausbezahlt werden follen, fondern die Mitglieder damit gegen Krankheit, 
Alter 2c. verfichert, eventuell bei dem Erwerbe eines Haufes unterftüßt 
werden follen. Prof. Cheyffon ftellt fih da in Gegenfaß zu den Koopera- 
tiviften, der Schule von Nimes, die mit den Nüdvergütungsquoten (bonis 
coop6ratifs) Produktivgenofjenfhaften gründen oder fommanditieren möchten. 
Prof. Cheyfjon fonftruiert nun in weiterer Berfolgung feines Ideenganges 
für die Mieter eines folleftiven Haujes auch Rüdvergütungsanfprüdhe im 
Verhältnis zu ihrem Mietzinfe. Die Unternehmung joll diefe Quoten 
der Verficherung ihrer Mieter und gemeinfamen Wohlfahrtsanjtalten zu— 
menden. Durch eine Art „Gemwinnbeteiligung” der Mieter follen die Inter: 
eſſen der Gefellihaft und jene der Mieter folidarifiert werden (man ver- 
gleiche auch Emil Cheyfjon: La question des habitations ouvriöres en 
France et à l’&tranger). — 

Da Art. 644 Code eivil das Eigentum an einem einzelnen Stod- 
werfe anerkennt, iſt es auch bei Häufern mit mehreren Stodwerfen möglich, 
dem Mieter die allmähliche Erwerbung des Eigentums an feinem Stodwerte 
einzuräumen. Dies wurde in manchen Gegenden Frankreichs mit Erfolg verfudht. 

Neu iſt das Syſtem des fallenden, abnehmenden Mietzinfes, das Herr 
Verberdmoes, Präſident der Wohnungsgeſellſchaft von Clichy bei Baris, ein- 
geführt hat. Herr Berberdmoes ſchließt nur drei-, ſechs-, neun- oder zwölf: 
jährige Mietverträge, aber nad) jeder dreijährigen Mietsperiode nimmt der 
Mietzind um 4o ab. Durch diefes Syitem foll im beiderfeitigen Inter— 
eſſe des PVermieterd und der Mieter der Wohnungswechſel eingevämmt 
werden, und es foll der alte Arbeiter, der langjährige Mieter, ſchließlich faft 
unentgeltlih wohnen, ohne die Unannehmlichfeiten des Eigentümers zu über- 
nehmen. Auch verfichert Herr Berberdmoes feine Mieter gegen eine Monats— 
prämie von 2 Fr3. für den Fall des Ableben des Familienvater; die des 
Ernährers beraubte Familie fann, wenn diefer verfihert war, ohne Miet- 
zins zu zahlen, noch drei Jahre ihre Wohnung inne haben. 

Zangjam entwideln fih die franzöfiihen Baugenofjenihaften. Sie 
find nicht Baufreditgenofjenjchaften, wie die Building societies, fondern 
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bauen in der Regel ſelbſt. Die Entwidlung der Genofjenfchaften ift nicht 
allein eine frage der Kapitalabefhaffung, fie ift ebenfofehr eine ſocial— 
pfychologifhe Frage. Findet fi unter den Arbeitern der nötige Unter: 
nehmungsgeift und das nötige Solidaritätsgefühl, fo werben fich meiſt 
Mittel und Wege finden laffen, das nötige Kapital zu beſchaffen. Ver— 
ſchiedene franzöfifche Arbeitgeber ftredten den Baugenofjenfchaften ihrer 
Arbeiter Kapitalien vor, Prof. Albrecht citiert und mehrere Fälle; aber auf 
das übrige Publitum hat Obligationen von Baugenofjenfchaften zur Kapital: 
anlage benugt. Als Beifpiel fei die Baugenofjenihaft von Roubair, „La 
ruche roubaisienne“, angeführt. Sie wurde im Jahre 1895 mit 510 Ans, 
teilfcheinen A 100 Frs., auf die jedoch nur ein Viertel eingezahlt wurde, 
‚gegründet und emittierte 2500 Obligationen à 100 Frs., verzinsbar zu 
3%. Sie konnte diefe Obligationen fowie eine zweite Emiffion in der: 
felben Höhe unfhwer im Publifum placieren. Die Befiser der Obligationen 
wählten ein Kontrollfomitee, dem feitens der Genoſſenſchaft unter anderem 
das Net, Hypothefardarlehen der Genofjenfhaft zu genehmigen, eingeräumt 
wurde. . Der rein genofjenfchaftlihe Charakter ift vielleicht alteriert. Ber- 
fonen, die an dem Zwecke der Genofjenihaft, der Mohnungsreform , nidt 
perfönlich intereffiert find, nehmen lediglich vermöge ihres Kapital- id est 
Dbligationenbefiges Einfluß auf die Entwidlung der Genofjenfchaft; abe 
den Arbeitern ift geholfen. Will die Genofjenfhaft nur mit den Erfpar: 
niſſen ihrer Mitglieder arbeiten, jo fommt es leicht vor, daß ein Mitalie 
20, 25 Jahre beiträgt, feinen Genofjen Häufer zu bauen, ohne jelbft an die 
Reihe zu kommen. 

. Als intereffantes Beifpiel genofjenfchaftlider Wohnungsfürforge hat 
man auch das befannte Familistere in Guiſe citiert. Das Familistere 
ift feine MWohnungsgenofjenfhaft, fondern in erfter Linie eine Produftir- 
genofjenjchaft, die durch jteigende Beteiligung der Arbeiter an Leitung und 
Eigentum des Unternehmens allmählih an die Stelle des früheren indi— 
viduellen Eigentümers, des Herrn Godin, getreten if. Die Mitglieder des 
Familistere find in fünf großen, modern eingerichteten Gebäuden unter: 
gebradht, und zwar Hilfsarbeiter, Werfmeifter, Beamte und Direktor in 
gleicher Weife, im ganzen gegen 1900 Perfonen. Allein die Arbeiterwohn— 
gebäude und teilweiſe auch deren jegige Einrichtung ftammen noch aus der 
Zeit, da Godin Eigentümer der Fabrik war; fie find daher richtiger ein 
Beijpiel von Arbeitgeberfürforge. 

Intereſſant ift aber, zu fonftatieren, daß die Zahl jener individuellen 
Bauunternehmer wächſt, welche gejunde und fomfortable Arbeiterhäufer ohne 
philanthropifche Tendenzen ausfchließlih wegen der Verzinfung, die fie ge 
währen, bauen. 
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Die lebte Preisausfchreibung des Comit& des habitations A bon 
march& für das Seine-Departement bradte eine Reihe von Geld- und 
Ehrenpreifen an private Erbauer von muftergültigen Arbeiterhäufern — 
Hausbefiter und Arditeften — zur Verteilung. Die Eigentümer der aus- 
gezeichneten Realitäten fünnen ermächtigt werben, auf denfelben eine Plaque, 
melde den errungenen Preis beurfundet, äußerlich fichtbar anzubringen. 

Die anläßlich der erwähnten Preisausfchreibung eingereichten Projekte, 
Pläne, Zeichnungen, Bilder 2c. waren durch eine Woche im Barifer Rat- 
hauſe zur öffentlichen Befichtigung ausgejtellt und erregten das allgemeine 
Intereſſe der Preſſe und der Bevölkerung. Der Beriht der Ausjhuß- 
fommiffion zur Beftimmung der Preife! ſprach die Anfiht aus, daß Die 
Mertsmarima, welche das 1894er Wohnungsgeſetz aufitellt, und deren Über- 
ſchreitung von den Vorteilen diefes Geſetzes ausfchließt (nad der Ausfüh- 
rungöverordnung nunmehr 550 Frs. für Paris und 323 Frs. in den Parifer 
Vororten), bedeutend zu niedrig bemefjen feien; auch hebt der erwähnte Be- 
richt hervor, daß im Gegenfage zu den folid gebauten Mietöfafernen die 
Heinen Familienhäufer meift unzulänglid, mit zu dünnen Mauern und aus 
ſchlechtem Materiale gebaut feten; die heutigen Mieter würden vom Tage 
des Eigentumserwerbes an große Erhaltungstoften zu beftreiten haben. 

Manche Arbeiterhäufer entſprachen den Anforderungen der Kommiffion 
nicht, obzwar deren Erbauer ihr Möglichftes gethan hatten; allein die be— 
treffenden Umgebungsgemeinden hatten nicht genügend für Herftelung von 
Straßen, für Wafjerleitung und. unterirdifhe Kanalifierung geforgt: ein 
weiteres Beifpiel, wie jehr öffentlihe Verwaltungsthätigfeit und private 
Initiative in der Mohnungsreform ineinander greifen müflen. 

Auh die MWohnungsreform kann fih der wachſenden internationalen 
Verkettung des focialen Lebens nicht entziehen; Beweis für diefe allgemeine 
Erfenntnis ift die Gründung de Comit& permanent international des 
habitations à bon march& auf dem letzten Kongreſſe für billige Wohnungen. 
Beim vergleihenden Studium der Wohnungsfrage in den verfchiedenen 
Ländern giebt uns Franfreih manche wertvolle Anregung. Es ruft ung 
vor allem in Erinnerung, daß fi ein modernes Wohnungsgeſetz nicht auf 
Steuer- und Gebührenbefreiungen befchränfen darf. Möge dieſe Thatjache 
den Gefegebern ftet3 vor Augen fein, wenn fie — wie e3 in Oſterreich, 
der engeren Heimat des Schreibers diefer Zeilen, eben jetzt der Fall ift — 
an die legislatorifche Behandlung der Wohnungsreform herantreten. 


I Concours des habitations A bon march& de 1900, verfaßt vom Architekten 
Charles Lucas; vergleiche von demſelben Autor: Etudes sur les habitations & 
bon march& en France et & l’etranger. 
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Borbemerkung. 


Eine abſchließende Unterfuhung, wie fich der deutfch-öjterreich-ungarifche 
Warenhandel ſeit Abſchluß des Handelsvertrages vom 6. Dezember 1891 
entwidelt hat, giebt diefe Arbeit nit. Sie follte im Frühling erfcheinen; 
leider ließ fich infolge einer Reihe widriger Umftände diefer Termin nit ein- 
halten. Seitdem find die „Beiträge zur neueften Handelspolitif ſterreichs“ 
und die umfafjende Arbeit von Lob über die Handelöpolitif des Deutſchen 
Reichs unter Graf Caprivi und Fürft Hohenlohe in den Schriften des Vereins 
für Socialpolitif erfchienen. Meine Aufgabe wurde mir dadurch erleichtert, ich 
fonnte, um nicht ſchon Gefagtes zu wiederholen, den Stoff mehrfach fürzen, aber 
auch ſonſt war ich, um den vorgefchriebenen Raum nicht zu überjchreiten, ge- 
nötigt, viel Material beifeite zu legen. Die Unterfuhung, mie ſich die Zoll- 
füge des Handelövertrages zu denen der autonomen Tarife, ferner wie Zoll- 
ermäßigung oder Zollbindung auf den Warenabjat eingewirft haben, ift ſehr 
umfangreich gewejen; das meifte habe ich ſchließlich zurüdgeftellt, nur für 
einige wichtige Erwerbszweige habe ich verfucht, ein allgemeines Bild ihrer 
Lage zu entwerfen. 

Dresden, November 1901. 

Robert Wuttfe. 


Die handelspoliti che Tage des Dentichen Reichs umd 
ſterreich⸗Ungarns. 


Die handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
Oſterreich- Ungarn ſind ganz eigenartiger Natur, ſie laſſen ſich nicht aus 
der Verfolgung rein wirtſchaftlicher Intereſſen erklären, ſie beruhen vielmehr 
auf der Nachwirkung der früheren gemeinſamen ſtaatlichen und volklichen 
Entwicklung. Ein öſterreichiſcher Monarch trug am Anfang des 19. Jahr— 
hundert3 die deutſche Kaiferfrone und bis in die fechziger Jahre ſuchte 
Öfterreich feine Vormadhtsftellung unter den deutfchen Staaten zu behaupten. 
Innerhalb der öfterreichifch-ungarifchen Monarchie aber nahm der Deutjche 
gegen die flavifhen und magyarifchen Volksſtämme eine beherrfchende 
Stellung ein; die bevorzugten Stellungen in der Diplomatie und dem 
Heere, wie in der Verwaltung und Juftiz, wurden zumeijt von Deutſchen 
oder von deutfchredenden und deutfchdenfenden Männern bejegt; allgemein 
wurde die deutfche Kultur als die höherjtehende anerfannt und für die ver- 
ſchiedenen, fpradhlich getrennten Volksſtämme war die deutſche Sprache das 
vermittelnde und einigende Band. Diefe PVerhältniffe find es geweſen, 
die bis auf die Gegenwart hinab auf die Beziehungen des Deutſchen Reichs 
zur öfterreihifch-ungarifhen Monarchie nachhaltig eingewirft haben. 

In den legten Jahrzehnten hat ſich das Bild völlig verfhoben. Die 
Monarchie zerfällt in zwei Staaten, deren Bevölferung beftrebt ift, das fie 
Trennende zu betonen, das fie PVereinigende zu befämpfen. Die deutfche 
Kultur, die deutfhe Sprache, der deutſche jtaatliche Einfluß werden auf das 
beftigfte befämpft, und es gelingt ihren Gegnern, fie zurückzudrängen, oft 
völlig zu breden. Die gegenfeitige Verhetzung unter den verjchiedenen 
Volksſtämmen iſt fo groß, daß jeit Jahren die Staatögewalt fajt gelähmt 
erfcheint, und über dem Parteien- und Nationalitätenhader wird ſelbſt die 
Hebung der mirtfchaftlichen Kultur vergeffen und die Verwertung der großen, 
faft unerſchöpflichen natürlihen Hilfsquellen vernachläſſigt. 

Heute ift es vom reichsdeutſchen Standpunkt aus jehr jchwierig ge- 
worden, Ofterreih-Ungarn richtig und gerecht zu beurteilen. Einige glauben 
immer noch, ſterreich fei das alte kaiſerliche Ofterreih unter Leitung und 
Führerſchaft der Deutfchen geblieben. Anderen dagegen wallt das Blut auf, 
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wenn jie fehen, wie die Deutſchen in Ofterreih und Ungarn an ihrer hifto- 
rifhen Stellung Einbuße erleiden, mie überall die verfchievenen Völker— 
ftämme — und das iſt das Einzige, was fie einigt — die deutiche Kultur zu 
brechen juchen, um ihre Sonderinterefjen pflegen zu fünnen. Es ift faum 
möglich, ein klares Bild über die ſich widerſtrebenden Kräfte in Oſterreich— 
Ungarn zu gewinnen, und doc ift dies die notwendige Vorausſetzung bei 
einer Beurteilung unferer jegigen und unferer zufünftigen deutfchen Handels- 
politif. Wird die deutfche Kultur zu Gunften der Magyaren und Slaven 
verdrängt, dann tritt an uns Neichsdeutiche die Frage heran, ob wir bei 
Regelung unferes handelspolitifchen Verhältnifjes zu Oſterreich- Ungarn auch 
ferner noch andere, als ausschließlich wirtſchaftliche Intereſſen berüdjichtigen 
jollen. Man hat in der öfterreihifch-ungarifhen Monarchie noch lange nicht 
die wirtfchaftlihe Vormachtsſtellung des Deutfchen Reichs, weil fie nie 
Scharf hervorgehoben murde, voll anerkannt. Drängen die öfterreichiid- 
ungarischen Verhältniſſe das Deutfhe Reich auf Betonung der rein mate- 
riellen Beziehungen, fo würde ficherlih die Folge eine Handelspolitif fein, 
in der die Abhängigkeit des öfterreihifch-ungarifhen Marktes von dem 
reihsdeutfchen die Grundlage des Vertrages bilden würde. 

Während alfo in Öfterreih-Ungarn, je mehr wir uns der Gegenwart 
nähern, die Beurteilung der Handelspolitif fchwieriger und verwidelter wird 
und die Zukunft wie ein ungelöftes Rätſel vor uns liegt, läßt fich der 
Entwidlungsgang der deutſchen Handelspolitik in feinen Grundzügen klar 
überjehen. Preußen brady dur das Handels- und Zollgefeg vom 26. Mai 
1818 zuerft unter allen deutſchen Staaten und, wie man wohl ohne Über- 
treibung hinzufügen darf, auch unter allen europäifchen Staaten, mit der 
merfantiliftifhen Handels: und Wirtfchaftspolitif des 18. Jahrhunderts. 
Damals fielen die trennenden Zollſchranken zwiſchen Stadt und Land, 
zwifchen Provinz und Provinz; der gefamte Staat wurde wirtſchaftlich in 
ein Gebiet zufammengefaßt und nur ein Grenzwall bildete die trennende 
Linie nah dem Auslande. Die Zollfäge fiherten einen nur mäßigen Schub 
der einheimifchen Induſtrie. Auf diefen mwirtfchaftlichen Grundlagen baute 
eine weitausfchauende Politik ein jtolzes Gebäude auf. 

Den entjcheidenden Wendepunkt in der deutfchen Gefhichte bildet dann 
die Gründung des Zollvereins am 1. Januar 1834. Die Einigung der 
wirtfhaftlihen Produktionskräfte ging fo der politifchen Einigung vor- 
aus, Nur ein großer Staat, Ofterreich, fehlte im Zollverein; feine Staats- 
männer mafen den mirtfchaftlihen Fragen im Vergleich zu den politifchen 
eine untergeordnete Bedeutung bei, und erſt ald es zu fpät war, erkannten 
fie, melde Stärfung Preußen in feiner politifchen Stellung durd die 
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Beherrichung des Zollvereins errungen hatte. Als Ofterreich verfuchte, dem 
Zollverein beizutreten, jeßte ihm Preußen hartnädigen Widerftand entgegen ; 
die Thätigkeit von Bismard, ſowohl als Bundestagsgefandter in Frankfurt 
a/M., wie als preußifher Minifterpräfident, war darauf gerichtet, Diter: 
reihe Eintritt in den Zollverein zu verhindern; die mäßige Schußzollpolitit 
des Zollvereing wurde deshalb aufgegeben und Anſchluß an das enalifd- 
franzöfifche Handelövertragsiyftem geſucht, in der richtigen Erfenntnis, daß 
Öfterreih auf diefem Weg nicht folgen werde. So vollzog ſich in den fechziger 
Jahren der Übergang vom Schußzoll zum Freihandel in Deutſchland nidt 
aus rein mwirtfchaftlihen Urfachen. Der Krieg von 1866 vollendete end- 
gültig die Trennung zwifchen Ofterreich- Ungarn und dem Deutſchen Neid. 
Auf die deutfche Handelspolitif blieben dann die weiteren friegerifchen Er- 
eigniffe und politifhen Wandlungen ohne Einfluß. Erſt Ende der fiebziger 
Jahre erfolgte die letzte entfcheivende Wendung in der Wirtfchaftspolitit. 
Dem induftriellen Schußzoll von 1879 folgte 1885 der agrarifche. Auf 
den damals gefchaffenen wirtſchaftlichen Grundlagen jtehen wir im weſem— 
Iihen auch heute nod). 

Die vom Grafen Caprivi eingeleitete Handelspolitif: Übergang vom 
autonomen Tarif zu langfriftigen Handelsverträgen und Minderung des 
Agrarſchutzes, bedeutet eine wejentliche Abweichung der vom Fürſten Bis- 
mard eingefchlagenen Bolitif. Es ift die Aufgabe der vom Verein für 
Socialpolitit herausgegebenen handelspolitifhen Abhandlungen, die Vor— 
teile und Nachteile diefer Politik zu unterfuchen. 


Ehe wir auf die Verhandlungen, die zum Abſchluß des Handels— 
vertrages von 1891 führten, näher eingehen, wird ed angemefjen fein, die 
allgemeine wirtjchaftliche Lage der beiden vertragfchließenden Staaten kurz zu 
berüdfichtigen. Zwiſchen Öfterreih-Ungarn und dem Deutfhen Reich beſteht 
ein jehr reger Warenaustauſch. 


Anteil Ofterreih-Ungarns am Specialhandel des deutſchen 
Zollgebiets. 
1886 1887 1888 1889 1890 
Einfuhr 13,990 13,4 9/0 13,10% 13,1°/o 14,00 
Ausfuhr 96, 95 96. 10,5 „ 103 „ 


Bei der Einfuhr nahm Ofterrei-Ungarn in den fiebziger Jahren 
die erite Stelle ein, bis es feit 1884 durch den wachſenden Handeläverfeh: 
mit England auf die zweite Stelle herabgevrüdt wurde; aber auch auf 
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diefer Stufe konnte es ſich nicht behaupten, die Einfuhr aus Rußland über- 
traf die öfterreich-ungarifche in den jahren 1888 und 1889. 

Der relativ größte Teil der deutfhen Ausfuhr geht nah England; 
an zweiter Stelle folgte bis 1889 Öfterreih-Ungarn, feitvem fteht es an 
dritter, die Vereinigten Staaten aber an zweiter Stelle. 

Wir fehen alfo, wie in den Jahren, die dem Abſchluß des Handels- 
vertragd von 1891 vorausgingen, ein weſentlicher Wechfel in der Rang- 
ftelung der Haupthandelsftaaten in dem deutfchen Außenhandel ſich geltend 
madt, wie Öfterreih-Ungam bei der deutfchen Ausfuhr hinter den Ver- 
einigten Staaten, bei der deutfchen Einfuhr dagegen hinter Rußland zurüd- 
tritt. Bei der Beurteilung des relativen Warenumfates können wir alfo 
ein Zurüdgehen des öfterreich-ungarifhen Handels feftitellen. 

Mefentli anders liegen die Verhältnifje, wenn man fie vom öfterreich- 
ungarischen Standpunft aus betrachtet. 


Anteil des Warenhandels (ohne Metalle und Münzen) über 
die Grenzen gegen Deutjhland am Specialhbandel des 
öſterreich-ungariſchen Zollgebietes. 

1886 1887 1888 1889 1890 
Einfuhr 61,6% 57,1 00 56,9 %/0 56,1°/0 56,2 %/0 
Ausfuhr 75,8, 67,6, 649, 622, 76,9, 


Die hier mitgeteilten Zahlen dürften etwas höher fein als die that- 
fählihe Ausfuhr und Einfuhr Ofterreih-Ungams nah und von dem 
Deutfhen Reich ergiebt. Das Bild aber, das wir aus diefen Zahlen ge- 
mwinnen, wird nicht wefentlid durch dieſen Mangel beeinflußt werben. 
Während die deutfche Ausfuhr nah Üfterreih-Ungarn nur 9,500 bis 
10,5 %o der gejamten Ausfuhr ausmadt, ſchwankt die Hjterreich - ungarische 
Ausfuhr nad Deutfhland um die Hälfte bis zu zwei Drittel der ge 
famten Ausfuhr. Und beträgt die deutiche Einfuhr aus Öfterreich - Ungarn 
13,0 %/o bis 14,0 /o, fo ſehen mir die öfterreich-ungarifhe auf 50 
und mehr Prozent anfteigen. Diefe Zahlen geben uns ein Bild der 
wirtfhaftlihen Kraft, die beide Staaten einfegen fonnten. Wenn in 
Ofterreih-Ungarn faft drei Viertel der gefamten Ausfuhr nah Deutſch— 
land ging, in Deutfchland aber nur ein Zehntel feiner Ausfuhr nad 
Öfterreih, fo ift ohne weiteres Mar, daß Deutſchland, wenn aud) 
fiher unter großen Nachteilen, auf feine Ausfuhr verzichten könnte, 
ohne den wirtfchaftlichen Beftand des Reichs zu gefährden; nicht das Gleiche 
läßt fi von ſterreich- Ungarn behaupten. Die ganze äußere und innere 
Handelspolitif ift vom Abfate und dem Bezuge auf den deutfchen Märkten 
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abhängig; fiele plößlich diefer ganze Warenumfat weg, fo ftände Ofterreid; 
Ungarn vor einer ſchweren Krifis. Cine große Handeld- und Induſtrie— 
nation fann im äußerften Fall wohl für 10 %o, aber nicht für gegen zwei Drittel 
feines Ausfuhrhandels fih Erfag verſchaffen. Wägt man die Stellung beider 
Nationen gegenfeitig ab, fo fieht man, daß Ofterreih-Ungarn größere Inter: 
efien ala Deutfhland an einer feiten Regelung feiner auswärtigen Handels— 
beziehungen hatte, 

Noch ein anderes Moment trat Ausgang der achtziger Jahre in Oſterreich- 
Ungarn hinzu, das Interefje an dem ungeftörten Fortgang feines Warenumjates 
mit Deutfchland zu erhöhen: die Gefährbung feines Orienthandels. in den 
Balkanftaaten ging der Warenumfat Ofterreih-Ungams immer mehr umd 
mehr zurüd, und dod wies das natürliche wirtſchaftliche Schwergewicht ber 
Monarchie gerade auf die Pflege diefes Handels hin. Eine einzig großartige 
Verkehrsſtraße, die Donau, durchzieht die nörblihe Balfanhälfte, und nidt 
wie in anderen europäifhen Staaten, bildet die politifhe Grenze die 
Trennung zweier Kulturvölfer; Rumänen und Serben wohnen auch in den 
Ländern der öfterreih-ungarifchen Krone, und unmerkbar für das Auge des 
Reifenden fließt die ungarifche Grenze mit der der Balfanjtaaten zuſammen. 
Hier madten fih die Vorteile des vielfpradjigen Reiches geltend, und lange 
hat es Ofterreich verftanden, die Gunſt feiner ethnographiſchen Lage aus— 
zunugen. Gegen Mitte der achtziger Jahre erlitt dagegen fein Handel in 
diefer Richtung eine merflihe Einbuße. 


Warenverfehr (ohne Edelmetalle) über die öjterreid: 
ungarifhe Grenze nad: 


Rumänien. Serbien. 
Einfuhr Ausfuhr Gefamter Einfuhr Ausfuhr Gefamter 
Warenumſatz Warenumſaß 
in 1000 Gulden in 1000 Gulden 
1884 33 367 45 355 18 722 13 531 17445 30 976 
1885 40 047 39 157 79 204 14 162 13 991 28 158 
1386 10 094 34 370 44 464 15 698 18 373 34 071 
1887 4 322 23 727 28 049 14 167 12 727 26 894 
1888 2816 25 650 28 466 14 297 13 634 27 931 
1889 2891 24 925 27816 15 893 17 747 33 640 
1890 3813 30 035 33 848 20 074 16 617 36 691 


Die Zahlen laſſen nicht die volle Größe des Verluftes erfennen ; fie fpiegeln 
nur den Stillſtand refp. Rückgang des öfterreich-ungarifhen Handels wieder. 
In den genannten Jahren gelang es anderen Nationen, vor allem dem Deutichen 
Reihe, auf dem Balkan feiten Fuß zu faflen und an dem jteigenden 
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Marenverfehr einen immer größer werdenden Anteil zu erringen. Mit banger 
Sorge fah die öfterreihifche Induſtrie, die an der Ausfuhr nad) diefen 
Ländern am meiften intereffiert war, diefer Entwidlung zu; ein ihr feit 
Sahrhunderten jzuftehendes, früher von ihr völlig beherrſchtes Abſatzgebiet 
ging ihr langfam verloren und, mie die öfterreichifchen Induſtriellen 
glaubten, nicht etwa infolge einer Minderung ihrer Leiftungsfähigfeit, fon- 
dern durch die Nachgiebigteit des öfterreichifchen Staates gegen die handels- 
politifhen Wünfche Ungarns. Die Erhaltung und Erweiterung ihres Ab- 
faßgebietes in den Balfanftaaten ſchien ihnen wichtiger als ihr Abjat auf 
dem deutſchen Markte. Und wenn fie trogdem für die Aufgabe der autos 
nomen Tarifpolitif und für Abſchluß eines Handelsvertrags mit dem 
Deutfhen Reiche eintraten, jo war es, weil fie hofften, daß das Deutſche 
Neih in einem Handelsvertrag für die Einfuhr an landwirtfchaftlichen Er- 
zeugnifien gewiſſe Zugeftändnifje zu Gunften Ungarns machen werde, und 
daß dann die Ungarn fich der öfterreichifchen Induſtrie bei einem mit Rumänien 
abzufchließenden Handelsvertrag erfenntlih ermeifen würden. Ihre For: 
derung lautete demnach: gleichzeitiger Abſchluß eines rumänifchen und 
deutſchen Handelsvertrags. 

Früher hatten die Forderungen der öſterreichiſchen Induſtriellen anders 
gelautet; weſentlich auf ihr Betreiben hin hatte 1876 die öfterreich- 
ungariſche Regierung den Handelövertrag mit dem Deutfchen Reich gefündigt 
und 1878 einen autonomen Solltarif aufgeftellt. An die Stelle lang- 
jähriger vertragmäßig geregelter Handelsbeziehungen trat jeit dem 16. Sep: 
tember 1878 ein einfacher, zunädft auf ein Jahr gültiger, Meift- 
begünftigungsvertrag.. In den folgenden Jahren verjchärfte fih das han- 
delspolitifhe Verhältnis zu Deutſchland; der Meiftbegünftigungsvertrag 
wurde wohl zweimal auf je ein Jahr verlängert, aber eine Reihe faſt feit 
Sahrhunderten bejtehender Erleichterungen im gegenfeitigen Verkehr fielen 
weg; der Grenzverfehr wurde erfchwert und der PVeredelungsverfehr auf- 
gehoben (23. Dezember 1882). Der am 23. Mai 1881 abgejchlofjene 
Handelsvertrag ließ im mefentlihen alles beim alten; es traten feine Boll- 
ermäßigungen ein und es wurden feine Verfehrserleichterungen gewährt. In 
feinem inneren Kerne war diefer Handelövertrag nur die Umfchreibung eines 
reinen Meiftbegünftigungsvertrages. 

Ende der fiebziger Jahre war das Deutfche Reich vom Freihandel zum 
Schutzzoll übergegangen. Zuerſt wurden Induftriezölle erlaffen, ſpäter au 
hohe Agrarzölle. Diefe deutſche Wirtſchaftspolitik beeinflußte die öfterreid- 
ungarifche Handelspolitif; man ahmte die Agrarzölle zunächſt in dem auto— 
nomen Tarif von 1882, dann in der Zollnovelle von 1887 nad). So hatte 
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die Echußzollpolitit die beiden Staaten, die früher in einem jo engen 
handelspolitifchen Verkehr miteinander ftanden, ernſtlich entzweit. In Ofter- 
reih war Ende der achtziger Jahre eine jtarfe Strömung für den Abſchluß 
eined Handelövertrages mit dem Deutſchen Reiche vorhanden; man glaubte 
zudem in dem mehrfach umgearbeiteten Zolltarife für die Zollverhandlungen 
eine befjere Waffe, ald die Deutfchen in ihrem Bolltarif befaßen, zu haben. 
In diefer Hoffnung hat man fi nicht getäuſcht. 

Auch in Ungarn ftrebte man den Abſchluß eines Handelsvertrages mit 
Deutfhland an. Mit Mißgunft fahen die ungarischen Landwirte, wie die 
fteigende deutfche Kaufkraft in agrarifhen Produkten von anderen Staaten 
ausgenußt wurde, und mie der eigene Abjat mehr und mehr zurüdging. 

Alles in allem verlangten in Öfterreih wie in Ungarn Induftrie und 
Landmwirtfchaft die Aufgabe der autonomen Tarifpolitif und ihren Erfat 
durh Abſchluß von Handelöverträgen. Weite und mächtige Intereſſenkreiſe 
drängten daher feit Ausgang der achtziger Jahre darauf, die feit 1878 ein- 
gefchlagenen Wege der Handelöpolitif zu verlaffen. 

Mefentlih anders als in Öfterreih-Ungarn lagen die Verhältnifie im 
Deutfhen Reiche. Aus Urſachen, die bier nicht beſprochen zu werden 
brauchen, war in Deutfchland Ende der fiebziger Jahre eine Handelsvertrag:- 
feindlide Strömung ſowohl in der Jnduftrie ald auch in der Landwirtſchaft 
entjtanden, und als Fürft Bismard diefe Beitrebungen feinen Intereſſen 
dienftbar madte, ſchwenkte in furzer Zeit die deutſche Handelspolitik vom 
Freihandel ab und dem Schußzoll zu: an die Stelle des Vertragshandelsfyitems 
trat ein autonomer Tarif. Das Deutſche Reich erlangte zunächft einen 
mwefentlihen Vorteil — volle Freiheit. Ohne Berüdfihtigung etwaiger ent: 
gegenftehender Intereſſen anderer Staaten, fonnte Deutihland 1879 eigen- 
mächtig feine Zollfäge feitfegen, und doch fiherte ihm die Meiftbegünftigumas: 
Haufel gleichzeitig den Zugang zu dem europäifchen Handelövertragsfyitem; 
während der autonome deutſche Tarif die Einfuhr erfhwerte, genoß die 
deutſche Ausfuhr die Vorteile, die in dem gebundenen Zollfabe der Ber: 
tragshandelsftaaten lagen. 

War diefe Politif auf die Dauer haltbar? Ende 1892 liefen die 
meiften Handelöverträge, die das europätfche Bertragsfyftem ausmachten, ab, 
und beizeiten mußte man fih die Frage vorlegen, ob ed auch nad 1892 
no für das Deutſche Reich angezeigt fei, an ber autonomen Tarifpolitit 
feitzubalten. Die zunehmende Bevölferung,, das rafhe Machstum der In— 
duftrie drängte auf eine gewiſſe Sicherung der deutfchen Ausfuhr. Nur in 
den Handelsverträgen erhalte das Deutſche Reih die Möglichkeit, wie in 
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induftriellen Kreifen behauptet wurde, auf die Zollpolitif anderer Staaten 
einzuwirfen und die Ermäßigung oder zum mindeften die Bindung wichtiger 
Zolfäge zu fordern; beharre man dagegen bei der autonomen Tarifpolitil, 
fo beitände die Gefahr, daß im Ausland oft von heute zu morgen, ohne 
jede Berüdfichtigung der Intereſſen der deutſchen Ausfuhrinduftrie, die Zoll- 
füge erhöht werden fünnten und daß dann alle wirtichaftliche Berechnung in 
den internationalen Handelöbeziehungen vereitelt werde. 

Mir wiffen, daß Fürft Bismard diefen Gründen fein Gewicht bei- 
gemefjen hat: ihm erſchien es auch nad 1892 für die deutfche Volfswirt- 
fchaft vorteilhaft, die autonome Tarifpolitik fortzufegen !, 

Bei einer Beurteilung der deutſchen Verhältniſſe fann die agrarifche 
Bewegung nicht übergangen werden. Der agrariſche Schußzol, der 1880 
einfegte, dann fi in den Zollnovellen von 1885 und 1887 verfchärfte, 
war völlig überrafhend gefommen; er brachte eine tiefgehende Trennung der 
einzelnen Produftivftände, der politiichen Parteien und Wirtſchaftspolitiker. 
Die agrarifchen Kreije glaubten, da ihnen der autonome Tarif den Schuß: 
zoll gebracht hatte, an der beitehenden Handelspolitif fefthalten zu müfjen; 
fie waren gegen jede Vertragshandelspolitif. Umgekehrt hofften die anti- 
agrarifchen Kreife von einer Vertragshandelspolitif eine Aufhebung oder 
doch zum mindeſten eine Ermäßigung der Agrarzölle und in weiterer Folge 
dann eine Schwädung der agrariihen Partei. Politifche Motive verbanden 
fih fo mit wirtſchaftlichen. 

Die Entwidlung der internationalen handelspolitifhen Zage trug ferner 
dazu bei, die Sorge für die Zukunft des deutſchen Handels zu erhöhen. 
Der Warenumfa mit Rußland war beftändig im Steigen begriffen; aber 
nur einfeitig, die ruffiiche Einfuhr wuchs erheblicher als die Ausfuhr, die 
Handeldwarenbilanz wurde für das Deutfhe Reih immer ungünftiger. 


Specialbandel des Deutfhen Reis mit Rußland: 


1886 1887 1888 1889 1890 
in 1000 Mart 
Einfuhr 264 334 362250 456499 551797 541887 
Ausfuhr 148 354 131596 199633 196899 206 457 


Mehreinfuhr 115 980 230684 256866 354898 335 430 
Mo follte das enden! Rußland erfchwerte durch eine feindliche Zoll- 
politif Die deutſche Einfuhr und ſchien dem Abjchluß eines Handeldvertrags 
mehr als je abgeneigt zu fein. 
I 20%, Die Handelepolitif des Deutichen Reih8 unter Graf Caprivi und 
Fürſt Hohenlohe; in Beiträgen zur neueften Handelspolitif. 3. Bd., S. 66. 
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An den Vereinigten Staaten hatte ferner eine hochſchutzzöllneriſche 
Strömung den Sieg errungen. Die Mac Kinley-Bill trat 1890 in Kraft; 
fie enthielt faft prohibitiv wirkende Zölle für die Einfuhr von Tertilwaren. 
Ein wichtiges und zum Teil altes Abjatgebiet der deutfchen Induftrie ward 
damit auf das äußerte bedroht. Und dann traten in Norbamerifa wie in 
England Beftrebungen auf Abſchluß eines großen Wirtſchaftsgebietes auf. 
Noch waren es Sturmvögel, fie verfündeten das Herannahen eines ſchweren 
Ungewitters. Wie follte Mitteleuropa, wie vor allem Deutſchland, mwirt- 
Ichaftlich gegen diefe großen gefchlofjenen Wirtfchaftskörper beitehen ? 

Unter diefer veränderten Wirtfchaftslage trugen Induſtrie und Handel 
Bedenken, ob fih die alte Wirtfchaftspolitif zum Vorteile des Deutfchen 
Reichs werde länger behaupten können; es begann eine fräftige Bewegung 
zu Gunften einer Handelövertragspolitif einzujeßen. 

Am 20. März 1890 legte Fürſt Bismard fein Amt nieder. Die Ur- 
ſachen, die zu feinem plöglichen Sturz führten, entziehen ſich der allgemeinen 
Kenntnis. Wenige Monate nad dem Abgange des Fürften Bismard — 
faum hatte ſich fein Nachfolger in die laufenden Geſchäfte eingearbeitet — 
fönnen wir eine völlige Abfchwenfung in unferer Handelspolitif beobachten. 
An leitender Stelle entihied man fih, mit der autonomen Tarifpolitif zu 
breden und zur Handelövertragspolitif überzugehen. War diefe Wendung 
ſchon früher beabfichtigt gewejen? Hat der MWiderjtand, den Fürſt Bismard 
gegen diefe Handelspolitif hegte, mit zu feinem Sturze beigetragen? 

Am 17. September 1890 irafen fih auf dem Schloß Rohnſtock der 
deutſche und öfterreihifhe Monarch mit ihren Staatsmännern. Bei den 
dort gepflogenen Unterredungen wurde aud die frage des Abjchluffes eines 
Handelövertrages erörtert. Es pflegt nicht diplomatifcher Brauch zu fein, 
in die Beiprehung folcher wichtiger Fragen plößlich unvermittelt einzutreten ; 
wir dürfen daher wohl annehmen, daß die führenden Staatsmänner ſchon 
vorher ihre Abjichten über die Geftaltung der zufünftigen Hanvelsverhält- 
niffe ausgetaufcht haben. Alles dies geſchah knapp ein halbes Jahr nad) 
dem Rücktritte des Fürften Bismard! 

Anläßlih des Befuches Kaifer Wilhelms II. in Wien — am 1. Dftober 
1890 — murbe eine principielle Einigung über den Abſchluß eines Han- 
delsvertrags erzielt. Wenige Wochen fpäter forderte die deutſche Reichs— 
regierung die Bundesftaaten auf, Vertreter zu einer Beſprechung der 
deutfcheöfterreiheungarifchen Handelsverhältnifje nah Berlin zu fenden. 
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Der öſterreich-ungariſche Tarif und Die deutſche Aus- 
| fuhr nad) Ofterreich-Ungarn. 


Der Beihluß, in vertragsmäßige Hanbelsbeziehungen zu ſterreich— 
Ungarn zu treten, war mit Ausjendung diefer Einladungen offiziell von der 
deutfhen Reichsregierung gefaßt. Jedem Abſchluß eines Handelsvertrages 
follten eingehende Unterfuhungen über die allgemeine wirtfchaftlihe Lage 
und über den Verlauf der mechjelfeitigen Handelsbeziehungen vorausgehen. 

Die Stellung, die damald Deutfchland im europäischen Wirtichafts- 
fyftem einnahm, und melde Schlüffe jih daraus in feinem fünftigen Ver— 
halten gegen Üfterreich-Ungarn ableiten laſſen, jollen bier nicht erörtert 
werden; dagegen erjcheint es notwendig, wenn aud nur in einem furzen 
Überblid, den öfterreich-deutihen Warenhandel prüfend zu betrachten. 

Menn man die mweitfhichtige neuere Handelslitteratur überblidt, wird 
man die Beobadhtung machen, daß fait immer alles Gewicht ausſchließlich 
auf die wirtfchaftlihe Gejamtlage gelegt wird; dagegen aber, ausgenommen 
bei hochpolitiſchen Zöllen, dem Tarif, dem Zollſyſtem und dem Umfang 
des Warenabſatzes nah den einzelnen Zollpofitionen nicht der gebührende 
Wert zuerkannt wird. Man kann fogar behaupten, daß bis heute 
weder in der Praris noch in der Theorie, diejenigen Punkte, auf deren Feit- 
ftellung und Erkenntnis es bei einem Abſchluß eines Handeldvertrages 
wejentlih anfommt, genügend geklärt find. 

Man pflegt, wenn man die Wirkungen eines Handelövertrageö unter- 
ſuchen will, ausfchließlih Gewicht auf die abjolut großen Warenumfäge zu 
legen — die bedeutendjten Einfuhr und Ausfuhrartifel werden aufgezählt ! —, 
und doch handelt es ich bei Abſchluß von Tarifverträgen auch um Feſt— 
jegung von Zöllen auf Waren, in denen nur ein relativ geringer Wert- 
umſatz ftattfindet. Die kleinen Summen addieren fi und bedeuten fchließ- 
lih in ihrer Gejamtheit mehr als die großen Einzelpoften. 

Verfuhen mir es daher in Umrifjen anzudeuten, worauf ſich eine 
Prüfung der Zollartifel zu erjtreden hat. 

Um den handelspolitifchen Wert eines Artikels zu bemejjen, wird es 
fih darum handeln, zunädjft für das Ausfuhrland folgende Punkte }feft- 
zuftellen: wie groß ijt die Gefamtausfuhr und welchen relativen Teil nimmt 
daran die Ausfuhr nah dem betreffenden in Frage fommenden Staate ein. 
Nah dem Verhältnis der Sonderausfuhr zur Gejamtausfuhr richtet fich 

I Dgl. z. B. Statiftif des Deutſchen Reichs, Bd. 135 III: ausmwärtiger Handel 
des deutſchen Zollgebietes: Vjterreih-Ungarn. 
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ein Teil des Widerftandes, der gegen eine etwaige Zollerhöhung erhoben 
werden kann. Führt 3. B. Öfterreich einen Artikel ausfhlieklih nad dem 
Deutſchen Reihe aus, fo liegt die Gefahr nahe, bei etwaigen Forderungen, 
die Deutfchland ftellt, den ganzen ausländifhen Abſatzmarkt mit einem 
Schlage zu verlieren. Zumeiſt eine ſchwere Gefahr für die betreffende In— 
duftrie. Man wird deshalb geneigt fein, zur Erhaltung der Ausfuhrpforte, 
weitgehende Zugeftändniffe feinem ausländifhen Abnehmer zu maden. 
MWefentlih anders liegen die Verhältnifje, wenn fich der Abſatz ins Ausland 
gleihmäßig unter mehreren Staaten verteilt; da hier der Ausfuhr verfchie- 
dene Kanäle offenftehen, fann der Verluft eines ausländifchen Abſatzmarktes 
eher verfchmerzt werden. Die innere wirtfchaftliche Kraft ift deshalb größer 
und mit ihr der zu leiftende Widerjtand gegen ausländifche Forderungen. 

Die öfterreich-ungarifche Ausfuhrftatiftif, mie fie bi8 1890 geführt 
wurde, läßt nicht für jeden Artikel annähernd genau feine ausländijchen 
Abſatzmärkte feftitellen. Aber aus den fchon mitgeteilten Gejamtziffern des 
Außenhandels ergiebt fih, daß Vfterreih-Ungarn eine fehr große Anzahl 
von Artikeln ausfchließlih nah dem Deutfchen Reiche ausführt, mit an- 
deren Worten: daß die öfterreich-ungarifche Induſtrie und Landmwirtfchaft 
auf den deutfhen Markt angewiefen und von ihm abhängig ift; ein 
wefentlier Ausfall in dem Abſatz nah dem Deutfchen Reih muß zu einer 
ſchweren Schädigung der Ausfuhrinduftrien führen, es ftehen für den ver: 
minderten Abfat zunächſt feine neuen Wege ing Ausland offen. 

Für den Einfuhrftaat fteht die Frage im Vordergrunde: im welcher 
Abhängigkeit fteht fein nationaler Markt von der Zufuhr eines Artifels aus dem 
betreffenden Staat? Die Unterfuhung fann fich hier nicht damit begnügen, 
die Gejamteinfuhr und die relative Einfuhr feftzuftelen, man muß weiter: 
gehen und aud die Größe der nationalen Produktion und des eignen Aus- 
fuhrhandel3 berückſichtigen. Erft wenn dies gefchehen ift, fann man das 
nationale Intereſſe an der betreffenden Einfuhr voll ermefjen, davon hängt 
dann aber ab, wie weit man in den Forderungen gehen darf, wie ftraff 
man den Bogen jpannen fann. 

Für die Unterfuhung der Handelsbeziehungen zu Ofterreih-Ungam 
fehlten 1890 alle Unterlagen über die Größe des nationalen Marktes, feiner 
Bedürftigfeit einer ausländifchen Zufuhr, man fannte nur aus der unver: 
gleichlich befjer geführten deutfchen Handelsftatiftift den Umfang der öſterreich— 
ungarifhen Ein- und Ausfuhr. Inwieweit 1890 bei den Vorbereitungen 
zu den SHandelsverträgen eine eingehende ftatijtifhe Unterfuhung des 
bandelspolitifhen Wertes der einzelnen zollpflichtigen Artikel ftattgefunden 
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bat, entzieht fi unferer Beurteilung, es ift aber anzunehmen, daß man 
auf dieſe Frage feinen großen Wert gelegt hat. 

Die vom Deutfchen Reich wie von Dfterreih-Ungarn erlaffenen auto: 
nomen Bolltarife hatten faft durchgängig die Zollfähe erhöht; auf die Er- 
mäßigung derjelben in einem neuen abzufchließenden Handelsvertrag hoffen 
die beteiligten Kreife. Wie hoch war nun der beftehende Zollfhug und mie 
hatte fih unter den geltenden Tarifen der deutſche Warenhandel mit 
Ofterreich-Ungarn geftaltet? 

Der öfterreich-ungarifche autonome Zolltarif hatte die Ausfuhr deutfcher 
Induftriewaren ſchwer geſchädigt; der Zollſchutz, den die im weſentlichen 
öfterreichifche Induftrie genoß, war außerordentlich hoch bemefjen. Die deutfche 
Induftrie hoffte, daß bei einem Handelsvertrag zum mindeſten die drüdenditen 
und härteſten Zollſätze fallen würden, damit fie den durd) den autonomen Tarif 
verloren gegangenen Abſatzmarkt ſich wieder erobern könnte. Wenn wir 
nach der Höhe des öfterreich-ungarifhen Zollſchutzes fragen, fo läßt fi nur 
eine bedingte Antwort geben. Der Zollfaß fteht feit, die Warenwerte find 
beftändigen Schwanfungen unterworfen, und ferner giebt es wohl im Boll: 
tarif feine Poſition, die nicht Waren fehr verfchiedener Qualität umfaßte. 
Eine Berehnung des Verhältnifjeg vom Zol zum Warenwert hat deshalb 
immer etwas mißlihes. Die im Anhang angeführten Zahlen über die 
Höhe des Zollſchutzes erftreden fih auf den Zeitraum kurz vor 1890. Gie 
geben aber einen Anhalt zu Beurteilung des damals geltenden Zollſchutzes. 
An die Frage nad der Höhe des Zolls fnüpft fih die nad der Größe der 
deutfhen Ausfuhr. Die öfterreih-ungarifhe Statiftif ift für die Jahre 
vor 1890 zur Beantwortung diefer Frage unbraudbar. Sie giebt nur 
Zahlen an für die „Grenze über Deutſchland'. Wir müfjen deshalb die 
Ausfuhrziffern nad der deutſchen Handelsftatiftit geben; leider entjprechen 
jedod die deutjchen Zollpofitionen den öfterreih-ungarifhen nit. Erſt feit 
der Reform der öjterreih-ungarifchen Handelsftatiftift haben wir Zahlen er: 
halten, die fich für die Beurteilung der deutfchen Einfuhr verwerten laffen. 

Im folgenden geben wir in tabellarifcher Überfiht eine Neihe der 
wichtigeren Zollfäge, wie fie bis 1892 beftanden, und fügen Angaben über 
die Höhe des Zollſchutzes hinzu (vgl. Anhang). 

Bei Erörterung zollpolitifcher Fragen pflegt man auch heute nod) ſich 
meiſt mit Angabe des Zollſatzes zu begnügen, ohne auf das Verhältnis 
des Zolles zum Warenwert näher einzugehen, und doch iſt es durchaus 
notwendig, die Unterſuchung darauf auszudehnen; wenn im öſterreich— 
ungariſchen Tarif für 100 kg Cement der Zoll 0,50 Goldgulden, für 
Spitzen 300 Goldgulden beträgt, jo wird der Leſer beim Leſen der Zahlen 
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glauben, daß Gement gegen Spigen verhältnismäßig niedrig verzollt würde; 
erft die Belaſtung des Zolles auf den Warenwert zeigt ung, daß bei 
Spigen der Zoll nur 13%, bei Cement 25 %0 beträgt. Die Tabelle I 
zeigt, daß die öfterreihifche Induftrie einen außerordentlichen Zollſchutz ge: 
noß. Wie diefer wirkte, wollen wir noch eingehender an einigen deutjchen 
Ausfuhrinduftrien zeigen. 

An erfter Stelle fteht Hinfichtlih des Abſatzes nah Ofterreih-Ungarn 
die deutſche Eifeninduftrie, an zweiter die Tertilinduftrie.e Nach der 
öfterreich-ungarifchen Statiftif ergiebt fih, daß weit mehr als die Hälfte 
der öfterreich-ungarifchen Gefamteinfuhr an Waren in diefer Induſtrie auf 
die deutſche Einfuhr fommt. 


1891 daraus, Maſchinen, Apparaten. . » 2.2... —= 61549 000 Gld. 


Einfuhr | A Eijen, Eifenwaren, unedlen Metallen u. Waren 
Fahrzeugen, Inftrumenten, Uhren, Kurzwaren . . 


Davon vom Deutichen Reich bezogen = 38251 000 , 
| an Baumwolle, Sarnen, Baummwollmaren, Flach, 


Einfuhr Hanf und Waren darauß . . . . 22.200 — 197 387 000 
1891 | Wolle, Sarnen und Wollwaren, Kleidung, Wäſche, 


Puswaren, Seide und Seidenwaren . .». . . » 
Davon vom Deutichen Reid) bezogen = 61393 000 


Bei der Tertilinduftrie erfcheint die deutfhe Einfuhr im Verhältnis 
zur Gefamteinfuhr nicht jo bedeutend als wie die der Eiſeninduſtrie. Trennt 
man dagegen die Einfuhr in Waren und Garne, jo ändert jih das Verhältnis. 
Die deutfche Ausfuhr an Garnen aus Baummolle, Leinen, Wolle; Seide 
ift nicht belangreich; ferner ftammt fie wohl zum größten Teil aus dem 
Durchfuhrhandel her, dagegen ijt die Ausfuhr an Waren aus Baummolle, 
Leinen und Wolle bedeutend. 

Auf diefen beiden Induftriegebieten befist Ofterreich für feine zum Teil 
mit Deutichland fonfurrierenden Induftrien einen hohen Zollſchutz. In der 
Tertilinduftrie finden wir für Baummollmaren einen Zoll, der 25>—30° o 
des Warenwertes ausmacht, für Xeinenwaren einen etwas mäßigeren Zollſchutz; 
er beträgt nur 10—14 oe, für Pofamentierwaren jteigt er mieber auf 
210 des Warenwertes; für Jutegewebe beträgt er durchſchnittlich 20 %/o, 
für Wollmaren 13—30 %/o, für Seidenwaren 10—18 0. Bei dem fort: 
ſchreitenden fchärferen Wettbewerb auf den internationalen Märkten fonnte 
Deutfchland fein durch Jahrzehnte behauptetes Abſatzgebiet in Oſterreich⸗ 
Ungarn nicht erhalten. Wir faſſen die Ergebniſſe der Tabelle IT hier kurz 
zuſammen. 
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Deutfhe Ausfuhr nad Öfterreih- Ungarn. 
Im Durchſchnitt In 1000 Mart 


Baumwollwmarn . : 2.2.2... 1880/85 "5669 

1889/91 4469 | Abnahme: 1200 
Wollwaren.. 1880/85 15 401 

1889/91 10 845 2 4 556 
Halbjeidene und Seidenwaren . . 1880/85 6 320 

1889/91 4 632 ; 1 688 
Kleider, Leibwäſche, Putzwaren . . 1880/85 2451 

1889/91 1871 r 580 


Bei jämtlichen angeführten Waren zeigen die Jahre 1889/91 im Ber- 
gleiche zu denen 1880/85 einen Rüdgang der deutfchen Ausfuhr, der bei 
Wollwaren beforgniserregend groß war. Die Wirfung des öfterreich- 
ungarifchen autonomen Tarif3 auf den deutfchen Handel kommt in dieſen 
Zahlen klar zum Ausdrud. 

Trübe war auch die Lage für die Ausfuhr der deutſchen Eifeninduftrie. 
Der Zollſchutz war hier noch höher als der für die Tertilinduftrie. Für 
Eifen und Stahl betrug der Zoll über 40% des Warenwertes, allein 
für Eifenbahnfhienen 42 %o, für dreffierte Blehe und Mlatten über 
30°%0, für einfahe Blehe und Platten ftieg er auf 41—50°/o und 
für vernidelte je nah der Stärke fogar auf 50 und 650; bei ver- 
zinktem, vernideltem Draht betrug der Zoll gegen 500 des Warenwertes, 
Ahnlich Lagen die Zolverhältniffe für die Einfuhr von Halb- und Ganz- 
fabrifaten der Eifeninduftrie; für Eifen- und, Stahlwaren ftieg der Zoll, 
je nachdem es gemeine, grob verarbeitete oder fein verarbeitete Artifel waren, 
von 2290 des Warenwertes auf 42%0; für Drahtftifte betrug er 670; 
für feine Blechwaren betrug er 52%o, für Meſſerſchmiedwaren ftieg er auf 
14200 des Wertes an. Und da beflagten fich die öfterreichifchen In— 
duftriellen über ungenügenden Zolfhug und glaubten in eine Ermäßigung 
der bejtehenden Zollſätze nicht einwilligen zu fönnen! Es ift nicht unfere 
Aufgabe, hier zu unterfuhen, ob und inwieweit der der öfterreichifchen 
Eifeninduftrie gewährte Hochſchutz die gefamte übrige öfterreihifhe und 
ungarifhe Induftrie in ihrer Entwidlung, Kaufkraft und Ausfuhrfähigfeit 
gefhädigt und behindert hat. Damit haben fi die öfterreihifchen Wirt— 
Ichaftspolitifer zu befafjen. Die deutfche Eifeninduftrie jah ihren Abjat 
nad) Ofterreich-Ungarn langfam aber unaufhaltfam zurüdgehen ; dafür fprechen 
die folgenden Zahlen eine berevte Sprade. 


426 Anhang II. 


Deutſche Ausfuhr nad Öfterreih- Ungarn. 
Im Durdidnitt In 1000 Marf 


Roheiſen. Wera 1880/85 2689 
1889/91 ' 486 
Schmiebbares Eifen . » .....- 1880/85 1199 
1889/91 “1208 
Grobe und ganz arobe Eifenwaren 1880/85 13 302 
1889/91 7477 
Feine Eifenwaren - . » 22... 1880/85 3272 
1889/91 2974 
Mafchinen und Mafchinenteile. . . 1880/85 10 006 
1889/91 9212 


Wenn wir von ſchmiedbarem Eifen abjehen, in dem ſich die Ausfuhr 
auf gleicher Höhe gehalten hat, fünnen wir bei fämtlihen übrigen Gruppen 
eine Abnahme der deutichen Ausfuhr bemerken, die bei Noheifen fajt einer 
Aufgabe des Artikels als Ausfuhrware gleichkommt; bei groben und ganz 
groben Eifenwaren fehen wir einen Rüdgang der Ausfuhr um fajt die Hälfte. 

Auch in der hemifchen, Lever-, Papier-, Kautſchuk- 2c. Induſtrie be 
gegnen wir ähnlichen Werhältniffen; überall, mit wenigen Ausnahmen, 
finden wir einen hohen öfterreihifhen Zolfhug und einen Rüdgang oder 
Stilftand der Ausfuhr in deutfchen Fabrikaten. 

Waren das haltbare Zujtände? Mußte hier nicht mit energifcher Hand 
eingegriffen und Vfterreich vor die Forderung geftellt werden, feinen Zoll— 
Shut mwejentlih zu ermäßigen. Und war es ungerecht, wenn die deutſchen 
Ausfuhrinduftrien hofften, daß durch die Handelövertragsverhandlungen 
wenigſtens die alten Zollfäge mwiederhergeftellt werden würden ? 

Bei Beurteilung des öfterreihifchen Zollſchutzes ſehen wir ganz ab, 
in die weitgehende Gliederung der einzelnen Zollpofitionen, die geeignet 
war, den Zollſchutz noch viel wirfungsvoller zu geitalten, näher einzugehen 
und einen Vergleich zmwifchen dem deutfchen und öjterreich-ungarifchen Tarif 
in diefer Hinficht zu ziehen. 


Ser deutſche Tarif und die Einfuhr aus Öfterreid; 
Ungarn. 


Es wird angemefjen fein, aud auf den deutfchen Tarif, mie er bis 
1891 bejtand, näher einzugehen. Auch hier fann es fich nicht darum 
handeln, alle einzelnen Zollfäge auf den Zollihuß, den fie gewähren, näher 
zu prüfen und auf den ganzen Umfang des Warenhandeld einzugehen. 
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Nur eine Reihe wichtiger, für die Einfuhr aus Öfterreih-Ungarn in Betracht 
fommender Zollfäge feien angeführt. 

Mährend die deutſche Einfuhr nad Dfterreih-Ungarn vorwiegend aus 
Halb- und Ganzfabrifaten beftand, verfah uns Öfterreih-Ungarn mit Roh— 
ftoffen und Nahrungsmitteln; nur ein geringer Teil der Einfuhr beftand 
in Halb- und Ganzfabrifaten. Daraus ergeben fih, da dies Verhältnis 
auch in der Gegenwart ſich nicht geändert hat, wichtige Unterfchiede in der 
Zollbehandlung. Betrachten mir bie einzelnen Warengruppen gefondert, 
zuerft die Rohſtoffe, die zollfrei einzugehen pflegen. 


Rohftoffe aus Öfterreih-Ungarn eingeführt im Durd- 
jhnitt der Jahre 1889/91. 


In 1000 Mark zollfreie Waren 


1 AMRDE: 3: & 8er: 10 015 
2. Baummolle u. Baummollabfälle 10070 
7. Erben, Er. - - 2.2.0 33 424 
96:19. > GNOE RN REN Ze 3559 
12. Häute, Felle. - - - 0.00 13 619 
18. Rune 2 ee ae 2876 
30. Seide und Seidenabfäle . . . 6258 
BB: Steine. Eu 4 507 zollpflitig 1682 
34. Kohle, I 2 2.2. 31 246 
41. Wolle und Wollabfäle . . . . 12216 
Zu 42. Blei, Bin! .... 2... 484 


Die Ziffern zeigen, wie bedeutend die Einfuhr von Rohſtoffen ift. 
Nur zum Ffleineren Teil — wie etwa bei Braunfohle — tft der deutſche 
Markt ausschließlich abhängig von der öfterreih-ungarifhen Zufuhr, zumeift 
fann er Erſatz aus anderen Staaten, wie Rußland, Vereinigte Staaten 2c., 
bejchaffen. 

Der Zollſchutz für Halb- und Ganzfabrifate ift in Deutihland im Ver— 
gleich zu dem öfterreich-ungarifchen mäßig zu nennen; es iſt ferner zu be— 
rüdfihtigen, daß viele Halbfabrifate freien Eingang genießen, während im 
Öfterreich - ungarifchen autonomen Tarif durchgängig alle Fabrikate zoll- 
pflichtig find, 

Auch hier zeigt fih, wenn wir die Einfuhrzahlen zufammenftellen, wie 
groß die zollfreie öfterreih-ungarifhe Einfuhr war; betrug fie doch fait 
zwei Fünftel der zollpflichtigen Einfuhr. 
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Halb- und Ganzfabrifate aus Öfterreih-Ungarn eingeführt 
im Durchſchnitt der Jahre 1889/91. 


In 1000 Mark zollfreie zollpflichtige Waren 
2. Baummollgarne und »waren.. . . . » — 583 
5. Droguerie-, Apothelerwaren . . - - -» 11423 1572 
6. Eifen und Eifenwaren . » » .... — 12 9121 
10: Glaswaren. ee — 4330 
11. Haare, Borſten, Federn. » .» . 8223 5 866 
15. Mufifal. u. aftronom. Inftrumente. . — 2461 
17. Kautjchuffäden und »gewebe . . . . - — 204 
18. Kleider, BPugmwaren. - » » 2 2... — 2278 
19. Kupferwarenn. — 2557 
20. Kurzwaren, Quincaillerie..... — 7490 
21. Leder und Lederwaren . » ..... — 16 216 
22. LZeinengarn und «waren. . .» 2»... — 13 110 
24. Litteraturgegenftände . . x»... - 10 938 — 
2: NER u te are 1447 1 716 
27. Papier und Papierwaren . . x...» — 2708 
28. BENDER 4:5... ee — 181 
30. Seide und Seidenwaren . »... = 1 284 
35. Stroh: und Baftwaren . . .» .... — 148 
38. Thonwaren, Mauerſteine, Porzellan.. 409 880 
41. Wollwaren. - - » 2 2 2 2 2 2 nn _ 4 640 


Die Einfuhr erreiht nur in wenigen Warengruppen einen größeren 
Umfang, 3.8. in Zeder und Lederwaren (Leder, Handſchuhleder, grobe und feine 
Lederwaren, lederne Handfhuhe), Leinengarn und Leinenwaren, Kurzwaren 
(Waren aus uneblen Metallen, aus Bernftein, Celluloid, Elfenbein, Fächern, 
Gefpinften), Haare, ſowie Waren daraus (gereinigte und rohe Bettfedern, 
Schmudfedern, Boriten, Pferde und Menfchenhaar), Wollengarn und Wollen- 
waren, Glaswaren (rohes ungejchliffenes Spiegelglas, Glasbehänge, Wafler- 
glas, Glasplätthen, Glasperlen, farbiges Glas, Glasfliefe, Glas- und 
Emailwaren), Papier und Papierwaren (Holzftoff und Gellulofe, Bappen, 
Löfchpapier, Schreib-, Drud-, Zeichenpapier, Papierwaren). 

Ganz anders liegen die Verhältniffe bei den Nahrungs- und Genuf- 
mitteln; bier war durch die Zollgefege vom 24. Mai 1885 und vom 
21. Dez. 1887 ein erheblicher Zolihu eingeführt worden. Der Zoll be 
trug bei Gerfte gegen 16/0 des Warenwertes, bei Weizen gegen 26° o, 
bei Roggen gegen 3790; das Verhältnis des Zolles zum Warenwert ift 





1 Gewehre wurden 1890/91 aus Öfterreich eingeführt, fonft pflegt die Einfuhr 
2—2,6 Mil. Mark zu betragen. 
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jedoch bei dem Getreide erheblichen Schwankungen ausgeſetzt, ſodaß die mit- 
geteilten Zahlen nur ein Spiegelbild der Jahre 1888/89 geben. Unter dem 
deutihen Agrarſchutz hatte die öfterreich-ungarifche Ausfuhr ſtark gelitten. 
Einfuhr aus Öfterreih-Ungarn!. 
Roggen Weizen 
im Durchſchnitt 1880/84 1885/89 1880/84 1885/89 
dz dz dz dz 
552 136 92 298 1 440 226 900 240 
Von der Gefamteinfuhr famen auf Öfterreich-Ungarn 
7,1200 1,25 %/o 26,93 %0 20,0 %/0 
Früher hatte Öfterreich-Ungarn auf dem deutſchen Markt feine ganze Über- 
produktion abfeten fünnen, jeßt war es mit feiner Ausfuhr bebrängt; neben 
ihm ftanden andere glüdlichere Konkurrenten; nur in der Zufuhr von Braus- 
gerfte behauptete es feine alte Stellung. Bon öfterreich-ungarifcher Seite 
aus hoffte man durch einen Differentialtarif fich eine bevorzugte Stellung 
gegen Rußland und wohl aud gegen die Vereinigten Staaten zu ſichern. 
Auch die öfterreih-ungariihe Viehausfuhr war infolge der deutfchen 
Zollpolitif zurüdgegangen, die Höhe des Zolles, der 5—15 %/o des Wertes 
ausmachte, war hier wohl nicht allein ausjchlaggebend, 


Vieheinfuhr aus Öfterreih-Ungarn in das deutſche Zollgebiet. 


Pferde » 2.2... 0. 1878 10062 Stüd 1888 6680 Stüd 
1879 16310 „ 1889 9300 „ 
1880 132831 , 1890 10641 „ 
durchſchnittlich 13218 „ 8874 5 
Stiere und Odfen „ . 1878 57911 „ 1888 8013 „ 
1879 26121 „ 1889 9891 „ 
1880 14693 „ 1890 12864 , 
durchſchnittlich 32908 1036 , 
Kühe». 2.0000. 1878 578 „ 1888 12165 „ 
1879 1015 „ 1889 19089 „ 
1880 11878 „ 1890 28491 „ 
durchſchnittlich 158897 5, 199155 „ 
Sungvieh, Kälber . . 1878 22069 „ 1888 8226 „ 
1879 12222 „ 1889 11171 „ 
1880 8295 „ 1890 16097 „ 
durchſchnittlich 14195 „ 1181 „ 
Schweine » » -» » » . 1878 34374 , 1888 169483 „ 
1879 418057 „ 1889 123920 „ 
1880 313390 _ 1890 161628 , 
durhfchnittlih 358397 „ 151677 , 


1 Dade, Die Agrarzölle, in Beitr. zur neueften Handelspolitik Deutſchlands 
2. Bd. ©. 66. 
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Spanferkel. . . .. 18738 383213 Stüd 1883 15602 Stüd 
1879 21843 „ 1889 7704 „ 
1880 52751 „ 1890 306 „ 
durchſchnittlich 37602 „ 7870 „ 
Schafvieh ...... 1878 537316 „ 1888 32 „ 
1879 182609 „ 1889 Ey 
1880 35012 „ 1890 E; 
durchſchnittlich 251645 „ 18: .; 


Sieht man von der geringfügigen Mehrzufuhr von Kühen ab, fo zeigen 
die verglihenen Jahre durchgängig eine zum Teil fehr erheblihe Abnahme 
der Vieheinfuhr. An der Hebung der Viehausfuhr waren aber fomohl 
Öfterreih wie Ungarn beteiligt, und da nicht allein die Zollgeſetzgebung, 
fondern faft noch mehr die von Deutfchland aus fanitären Gründen erlafjenen 
Vieheinfuhrverbote die Ausfuhr unterbunden hatten, jo war zu erwarten, 
daß man von öfterreich-ungarifcher Seite auf Ermäßigung der Viehzölle und auf 
Sicherftellung des Viehhandel3 gegen eine, wie man in Oſterreich annahm, 
willfürlich geübte Sanitätsfontrolle dringen würde. 

Unter der öfterreich-ungarifhen Ausfuhr nehmen ferner eine ins Ge- 
wicht fallende Stellung Hopfen und Hopfenmehl, Mehl und Eier von Ge 
flügel ein. Der Zoll für Mehl war außerorbentlih hoch, er betrug genen 
40 %/o des Warenwertes, überragt alfo alle anderen Agrarzölle weientlid; 
für Hopfen betrug er 8°%o und für Eier 4/0 des Warenwertes. Bei den 
großen Beträgen, um bie es fich bei diefen Waren handelte, mußte ſchon 
eine geringe Ermäßigung des Zolles in das Gewicht fallen. 

Schließlich märe diefer Gruppe zuzuzählen: Bau: und Nutzholz; 
Öfterreih-Ungarn führte nach Deutſchland hauptſächlich Holzborfe und Gerber- 
Iohe aus; der Zollfa betrug gegen 40 des Wertes. 

Die folgende Tabelle giebt eine Überfiht über den Umfang des Handels 
in Diefer Grupppe 


Nahrungsmittel: und Holzeinfuhr aus Öfterreih-Ungarn 
im Durchſchnitt der Jahre 1889/91 eingeführt. 


In 1000 Mark zollfreie zollpflichtige Waren 
9. Getreide und Erzeugniffe ded Landbaues 25416 108 107 
13. Holz und Holzwaren . » » 2 261 71483 
14. Dose 22 u ans — 5613 
25. Materialwaren. so 0 00.“ 1050 46 029 
37. Tiere und tieriſche Produklte...... 7068 30 288 
BU: BI 0 a a — 48 009 


In diefer Gruppe handelt es fi bei der Einfuhr um ganz ander 
Beträge als bei der zweiten: Halb- und Ganzfabrifate. Die zollfrei ein- 


= 
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gehende Waren jind, bei Getreide und den Erzeugnifien des Landbaues: 
Blumen, Futtergewächſe, Kartoffeln, Kleeſaat, Ejparjettefaat, frifche Küchen— 
gewächſe, friiches Obſt, Stroh und Hädfel, Sämereien, — bei Holz; und 
Holzwaren: Brennholz und Scleifholz;, Bernitein, Tierhörner, — bei 
den Materialwaren : frifche Fiſche, — bei den Tieren und tierifchen Broduften : 
lebendes Federvieh, animaliihe Waſchſchwämme, friſche Milh, Flußkrebſe, 
Eier von Geflügel (allein zollpflictig). 

Überblidt man die angeführten Tabellen, jo ergiebt ſich, daß die 
deutſche Ausfuhr nad Ofterreih-Ungarn, weil fie zumeift aus Halb: und 
Ganzfabritaten beſtand, mehr als die öſterreich-ungariſche Einfuhr nad 
Deutſchland, mit Zöllen belaftet war; ging doc von legterer fajt ein Drittel 
zollfrei ein. Bei Abſchluß eines Handelsvertrags mit Ofterreich-Ungarn 
hatte Deutfchland die Ermäßigung des öfterreihiihen Induſtrieſchutzes zu 
fordern, der in einigen Induſtrien eine ganz außerordentliche Höhe, die ſich 
mit der Höhe des deutſchen Agrarfchuges nicht vergleichen läßt, erreicht 
hatte. Anderſeits mußte es den öfterreich-ungarifchen Unterhändlern daran 
liegen, beſſere Ausfuhrbedingungen für die Erzeugnifje der Landwirtichaft 
zu erlangen. 


Sie Handelövertragsverhandlungen und die Stimmung 
in Deutſchland 189091. 


Unter dem PVorfite des Staatsminifters von Bötticher fanden vom 
18.—31. Ditober 1890 in Berlin Verhandlungen der von den größeren deutjchen 
Bundesftaaten bevollmädtigten Vertreter ftatt. Es handelte fich bei dieſen 
Beratungen in erjter Linie darum, Stellung zu dem öjterreich-ungarifchen 
autonomen Tarife zu nehmen und die allgemeinen Grundſätze feitzufeßen, 
nad denen jpäter die deutfchen Vertreter mit den öfterreich-ungarifchen ver: 
handeln wollten. Es wurden demgemäß die öfterreich-ungarifchen Tarif: 
pofitionen durchberaten und bejchlofien, für welche Zölle man Bindung reſp. 
Ermäßigung fordern ſolle. Ferner unterlag der deutfche Tarif in Hinficht der 
von Ofterreih-Ungarn zu erwartenden Forderungen einer eingehenden Prü- 
fung, für einzelne zollpolitifch bejonders wichtige Artifel wurde Die Grenze, 
bis zu der die deutfhen Zölle eventuell zu ermäßigen wären, feitgeftellt. 
Eine Neihe anderer zollpolitiiher Fragen wurden daran anfchließend be- 
fprohen, jo die von Vfterreih-Ungarn gewünſchte Wiedereinführung des 
Veredelungsverfehrse und Erweiterung des Grenzverkehrs. Die VBerhand- 
lungen wurden geheim gehalten und ift über die damals gefaßten Bejchlüffe 
nichts in die Öffentlichkeit gedrungen. 
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Anfang November 1890 trafen fih in Monza in Begleitung ihrer 
Monarchen Caprivi und Crispi. Aus fpäteren Veröffentlihungen der ita- 
lienifhen Preſſe wiſſen wir, daß man über den Abjchluß eines deutſch— 
italienifchen Handelsvertrages unterhandelte und den Gedanken, unter den 
Dreibundftaaten einen SZollvereinsbund zu errichten, einer Erörterung 
unterzog. 

Innerhalb eines verhältnismäßig Ffurzen Zeitraumes trat ein weiterer 
Wechſel in der deutfchen Handelspolitif ein. Im Dftober hatte es fih in 
den Beiprehungen innerhalb der deutfchen Regierungen und ebenfo auf den 
Berliner Zollberatungen nur um den Abſchluß eines Handelövertrages mit 
Öfterreich-Ungarn gehandelt. Im November wurde das Ziel weiter geftedt; 
die deutfche Handelspolitif ftrebte von jet ab eine engere wirtſchaftliche 
Gemeinschaft mit Ofterreih-Ungarn und Stalien, der Schweiz und den 
Niederlanden an. Es handelt jih in der Folge nicht mehr allein darum, 
die wirtſchaftlichen Gegenfäge zwifchen dem Deutfchen Reich und Dfterreid: 
Ungarn auszugleichen, es galt vielmehr ein mitteleuropäifches Handels— 
vertragsfyftem aufzuftellen. Der in Ausfiht genommene deutſch⸗öſterreich— 
ungarifhe Handelävertrag darf, jtreng genommen, nicht für fih allein 
betrachtet und unterfudht werden; er iſt nur ein Glied in der Kette der 
allgemeinen Handelsvertragspolitif des Grafen Gaprivi. 

Ende November 1890, einen Monat nad den Berliner Verhandlungen, 
begann man in Öfterreih-Ungarn fih auf die fommenden Handelvertrags- 
verhandlungen ernfthaft vorzubereiten. Es galt zunächſt in den wichtigſten 
Punkten eine Übereinftimmung zwifchen den beiven Reichshälften zu erzielen; 
in Wien traten die öfterreichifchen und ungarischen Staatsmänner zufammen. 
Über den Verlauf ihrer Beratungen ift nichts in die Öffentlichkeit ge 
drungen. 

Auf beiden Seiten hatte man ſich nun auf den Abſchluß eines Handels: 
vertrag® vorbereitet. Schon am 2. Dezember wurden die gemeinfamen 
Verhandlungen in Wien eröffnet‘; fie erftredten fi mit zum Teil längeren 
Unterbredungen über den Winter 1890/91 und fanden ihren Abſchluß erft 
Ende März. Über den Gang der Unterhandlungen berichteten fortlaufend 
die öſterreichiſchen Zeitungen, während von deutfcher Seite das Geheimnis, 
das über den Verhandlungen lagerte und das zu lüften die deutfche In— 
duftrie wie Landwirtſchaft ein erhebliches Intereſſe hatte, ftreng bewahrt 
wurde. Die öfterreichifche öffentlihe Meinung wurde alfo über den Fort: 
gang der Unterhandlungen unterrichtet, die öfterreihifchen Induſtriellen 
wurden befragt, wenn die ihre Induftrie betreffenden Zollpofitionen zur Be 
ratung ftanden. Die ungarifchen Blätter Elagten, daß die öfterreichiice 
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Regierung mittelbar immer die deutſchen Forderungen, die im Laufe der 
Verhandlungen auftaudten, verrate; in der Regel berufe fie fofort die Ver- 
treter der betreffenden Jnduftriezweige!. Wenn man die in den Blättern 
vorhandenen Nachrichten zufammenfaßt, jo erhält man nur ein unvoll- 
fommenes Bild, denn die ganze mühjame Arbeit, die in Wien geleiftet 
wurde: Zollpofition gegen Zollpofition abzumägen, die verfchiedenen wirt- 
ſchaftlichen Interefjen auszugleichen, allgemeine zollpolitifche Fragen, wie 
Veredelungs- und Grenzverfehr, Biehfeuchentonvention und Meiftbegün- 
ftigungsflaufel zu erörtern, läßt ſich nicht in einzelnen Zeitungsartifeln 
wiedergeben. 

Beim Lefen der öjterreihifchen Stimmen erhält man den Eindrud, 
daß man glaubte, al conditio sine qua non eines Handelävertrages an 
Deutfhland eine erhebliche Ermäßigung der deutſchen Agrarzölle, Schuß 
gegen die wegen Seuchengefahr zeitweilig erlafienen Bieheinfuhrverbote fordern 
zu müfjen. Eine Forderung, der, wie man behauptete, Deutjchland ohne jede 
Gegenrehnung nachzukommen habe, weil fie von der deutjchen Bevöllerung 
ftürmifch gefordert werde. Man mar aber geneigt, Deutfchland eine Er- 
mäßigung des öfterreichifchen Induſtrieſchutzes zu Gunften der deutjchen Ein- 
fuhr einzuräumen. Man verftieg fih zu der Behauptung, Deutfchland und 
Oſterreich würden ihren beiderfeitigen Vorteil darin ſuchen, die wichtigſten 
Zollfäge zu binden, wenig Wert aber darauf legen, die einzelnen Zollſätze 
umauftoßen?. Und die befragten öfterreichifchen nduftriellen hatten von 
den öfterreihifchen Unterhändlern den Eindrud befommen, daß es fich bei 
den Handelsvertragsverhandlungen nirgends um einfchneidende Zollermäßigungen 
handele, jondern daß man die Abficht habe, teil auf der Baſis der alten, 
teild auf Grund mäßig gemilderter Zollfäse den Vertrag abzufchließen®. 

Nach dem Standpunkte, den Ofterreih-Ungarn einnahm, jollte ver Zoll- 
frieg mit dem Deutſchen Reich dur den neuen Handelsvertrag fein Ende 
finden, die Tarifjäge des deutfchen, mit Ausnahme der Agrarzölle, und des 
Öfterreich = ungarifchen Tarifs gebunden‘, und fo gegen die einfeitigen Pro- 
duftionsverfchiebungen ein Riegel vorgefchoben werden. 

Es braucht feines Nachweiſes, daß die deutichen Vertreter diefen Stand- 
punft nicht teilen konnten. Der öfterreichifche Induftriefhug war übermäßig 
hoch, der deutſche Abja in ſterreich- Ungarn ſchwer geſchädigt. Bei 
jeder Ermäßigung des Agrarzolles war mit ſchweren politifchen Kämpfen in 
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Deutichland zu rechnen; die Spannung zwiſchen den einzelnen probuftiven 
Ständen mußte fi verfhärfen. Dagegen erhielt Öfterreih-Ungarn für feine 
beveutendften Ausfuhrartifel gegen die Mitbewerber auf dem deutſchen 
Markt einen mejentlihen, wenn nicht entjcheidenden Vorteil. Gab man 
Dfterreih-Ungarn in den Getreide-, Vieh- und Holzzöllen nad, jo mußte 
man erwarten, auf ein mweitgehendes Entgegenfommen für die bdeutfchen 
Forderungen rechnen zu können. Die Verhandlungen mit den öfterreichifchen 
Unterhändlern geftalteten ſich recht ſchwierig; fie waren einmal dem Abbrud 
nahe. Die öfterreihifhen Unterhändler wollten, wie fie es nannten, einen 
paritätifch-reciprofen Tarif, d. h. fie machten jede Bindung oder Ermäßigung 
eines öfterreihifchen Induſtriezolles von der entjprechenden Bindung ober 
Ermäßigung eines deutſchen Zolles abhängig. Hartnädig verweigerten fie zu: 
nächſt die von Deutſchland befonvers betriebenen Zollermäßigungen für die 
Tertil: und Eifeninduftrie. 

Gleih nad) Beginn der Wiener Verhandlungen, Mitte Dezember 1890, 
brachte die Freifinnige Zeitung einen, wie ſich jpäter zeigte, wohl unter- 
richteten Artikel, in dem fie meldete, daß die Verhandlungen mit Öfterreich- 
Ungarn unter Zugrundelegung eines deutjchen Getreidezolles von 3,50 Mt. 
geführt würden. Diefe Nachricht erregte in Deutſchland großes Auffehen. 
Im Januar 1891 jtellte Eugen Richter im Reichstag den Antrag auf Er- 
mäßigung der Getreidezölle. Der Reichskanzler vermied es, eine offene Cr: 
klärung abzugeben. Der Antrag Richter wurde aber am 26. Januar 1891 
mit zwei Drittel Mehrheit abgelehnt. Mit dem Gang diefer Reichstags: 
verhandlung konnte der Neichsfanzler jehr zufrieden fein. In Wien er 
fannte man nun, daß der Reichslanzler nicht auf Annahme eines Handelsver- 
trags rechnen fönne, in dem Deutfhland wohl Öfterreih-Ungamn Zugeftändnifie 
mache, aber feinerfeit3 feine erhielte.e Man begann nachgiebiger zu werben, 
und fo gelang es am 10. April 1891, über die in Betracht kommenden 
Zollpofitionen in beiden Tarifen eine Einigung zu erzielen. Die eigentlichen 
Handelävertragsunterhandlungen famen damit zum Abſchluß. Später find 
dann nod einige Bindungen und Ermäßigungen von Zollfäben, die für den 
gegenjeitigen Warenverkehr nicht von großem Einfluß waren, beiderfeitia 
zugejtanden worden. In den meiften Fällen handelte es fih nur darum, 
in gewiffen Punkten eine Übereinftimmung mit den übrigen 1801 ab: 
geichlofjenen Handeläverträgen zu erreichen. 

Es ift notwendig, ſich die einzelnen Stadien der Handelävertrags- 
verhandlungen zurüdzurufen, denn aus ihnen geht hervor, daß die Ver— 
handlungen von jeiten des Deutjchen Reichs ohne vorangegangene Ver- 
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ftändigung mit der Imduftrie, dem Handel und der Landwirtſchaft geführt 
worden find. 

Erit aus den Blättermeldungen erfuhren Ende Dftober und Anfang 
November 1890 die gewerblichen Kreife, daß jolche Verhandlungen bevorftänden. 
Einzelne Ermwerbsgruppen haben fofort ihre Bejchwerden wie ihre Wünjche 
bei der Neichöregierung oder ihrer Yandesregierung eingereicht, aber erjt im 
Laufe des Jahres 1891 fam diefe Bewegung in Fluß. Vom bdeutjchen 
Handelötag aus wurde durch Umfrage bei den Handelsfammern ein um 
fangreiher Bericht über den bisherigen Gang des Warenhandel mit 
Öfterreih-Ungarn ausgearbeitet. Zu fpät! Die Verhandlungen maren 
längjt beendigt. Und mährend die öfterreichifche Regierung im Laufe der 
Wiener Unterhandlungen Vertreter der wichtigiten Induſtrien einberief, 
lehnten die deutſchen Regierungen, um das Geheimnis zu wahren, jede Ver— 
ftändigung mit der Induſtrie und dem Handelsſtand ab. Später, als ber 
Handelsvertrag zur Beihlußfaffung dem Reichstag zuging, beitand die 
Neichsregierung darauf, daß der Vertrag als ein Ganzes behandelt werde, und 
widerſetzte ſich erfolgreich jeder Beratung der einzelnen Zollſätze. Die Ver- 
antwortung für den Inhalt des Handelövertrages fällt deshalb allein der 
deuten Beamtenfhaft zu. Mit ſcharfen Worten hat Fürſt Bismard dies 
Vorgehen verurteilt: „Wer hat denn alle diefe Änderungen und Beftimmungen 
entworfen? Geheimräte, ausjchließlih Konfumenten, auf die das Bibelmort 
paßt: Sie ſäen nicht, fie ernten nicht und ſammeln nicht in die Scheunen ; 
Herren, die der Schuh nicht drüdt, den fie für den Fuß der Induſtrie 
zurechtfchneiden. Die Büreaufratie ift ed, an der wir überall franfen.“ 

Im Reichstag dagegen, als der öjterreich-ungarifhe Handelsvertrag 
Dezember 1891 zur Beratung ftand, war die Mehrheit auf feiten ber 
Regierung; fie fühlte fih nicht beſchwert über die Art, wie die Handels— 
vertragsverhandlungen geheimnisvoll geführt worden waren, fie tadelte nicht 
den Ausfhluß von Induftrie und Handel. Aud die Gegnerichaft gegen den 
Handelsvertrag ging auf die Frage nicht ein; fie fämpfte für den auto- 
nomen Tarif, jie war gegen jeden Handelsvertrag, jie trat für die Erhal- 
tung des Agrarſchutzes ein; der Gegenfag zwiſchen den Parteien war grund- 
fäglicher Natur. Die Mehrheit im Reichstag jtrebte unter der Führung des 
Grafen Caprivi die Entwidlung Deutfhlands zur wirtfhafliden Großmacht 
an; ihr ſchwebte allein das Ziel vor. Auf dem Wege dazu wollte er ſich 
nit mit läftigen Einzelheiten, mit trodnen Tariffragen aufhalten; die 
Minderheit aber fämpfte für Abſchluß des nationalen Marktes, für Sicherung 


der nationalen Produktion. 
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Der Berlauf der NReichstagsverhandlungen und die Stellungen der 
politifhen Parteien zu den SHandelsverträgen hat ausführlih W. Lob ge- 
ſchildert; auf die von ihm gegebene vorzüglihe Darftelung fann hier nur 
verwiefen werben. 

Bei weitem nicht fo leidenfchaftlih wie im Deutſchen Reichstag waren 
die parlamentarifchen Kämpfe in Öfterreich-Ungarn. In beiden Ländern 
wurde der Handelävertrag mit Freuden, ja mit Begeifterung begrüßt. Die 
Ungarn hatten das erhalten, wonach fie jeit langem geftrebt hatten: mäßigere 
deutiche Zölle auf Getreide und Hol. Und in Oſterreich hatte die Negie- 
rung den induftriellen Hochſchutzzoll in vollem Umfang gegen die Anfor- 
derungen der beutfchen Unterhänbler verteidigt. Mit verhältnismäßig 
wenigen Zugeftändniffen im eignen Tarif waren für die Ausfuhr öfterreichiicher 
Specialitäten günftige Bedingungen im deutfchen Tarif erlangt worden. Die 
öfterreichifche Induſtrie war mit diefem Vertrage zufrieden. 

Es erübrigt noch auf einen wichtigen Punkt hinzuweifen. In Dfter- 
reih war man bei Abſchluß des Vertrages nicht jtet3 von rein wirtſchaft— 
lihen Erwägungen ausgegangen; men mußte, daß die Annahme des 
Handelövertrage® im Parlament nur dann glatt durchgehen werde, wenn 
den maßgebenden Parteien im KHandelsvertrag gewiſſe wirtfchaftspolitifche 
Zugeftändniffe eingeräumt würden. Der Handeldvertrag enthält folglich 
eine Reihe von Beitimmungen, die nur unter diefem politifchen Geſichts— 
punkt verftändlic find. So hat Öfterreih nur nad langem Miderftreben 
— es drohte mehrmals der Abbruch der Verhandlungen — durchgeſetzt, 
daß es bei dem Differentialzoll für ſeewärts eingehende Güter blieb. 

In Deutfchland lagen die Verhältniffe anders, mochte der eine oder 
andere Staat noch jo jchwerwiegende Bedenken gehabt haben, — Bayern 
willigte in die Ermäßigung der Holzzölle, Preußen in die der Getreidezölle, 
Sadjen in die der Tertilzjöle — fie wurden alle zurüdgeftellt. Geſchloſſen 
einheitlih trat Deutjchland in die Unterhandlungen ein und hat jie im 
diefem Geiſte durchgeführt. 


Der öfterreicheungarifche Tarif im Handelöpertran. 


Bei dem für diefe Arbeit beſchränkt bemefjenen Raume muß ich ver: 
zihten, die einzelnen Artifel des Handels- und Zollvertrags, wie der Vieh— 
feuchenfonvention zu beſprechen; wichtiger ift es, die im Handelsvertrag 
feitgefegten Zollfäge in ihrer Bedeutung für einige wichtige Induſtriezweige 
zu prüfen. Wer zolltariflihen Fragen fremd gegenüberfteht, wird glauben, 
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die Höhe des Zolles fei von maßgebendem Einfluß auf die Bewegungen des 
Warenhandels; zu diefer Anfiht muß er fommen gegenüber dem in der 
Preffe, im Parlament und in einzelnen Tagungen geführten Streit der 
Snterefjenkreife. Ihnen liegt daran, die öffentlihe Meinung für die An- 
fiht zu gewinnen, daß jede Zollerhöhung ein für ihr Gewerbe vernichtender 
Schlag fei, jede Zollermäßigung dagegen der einzige Weg, ihren befonderen 
Artikel ausfuhrfähig zu geftalten. Zu ganz anderem Ergebnis jedoch fommt 
man, wenn man an der Hand der MWarenftatiftif die Einfuhr mit den 
Zollſätzen vergleiht. Da ergiebt fi, daß der Zollſatz nicht ſtets auf die 
Warenbewegung von Einfluß fein muß; in einigen Fällen fann eine mäßige 
Erhöhung desfelben die Einfuhr unterbinden, in anderen bewirkt jelbjt eine 
erheblihe Ermäßigung feine Steigerung der Einfuhr. Es ift ein fehr 
trodnes Gebiet, das wir hier betreten, und das mag es mit fidh bringen, 
daß dieſen Fragen feine genügende Aufmerfjamkeit gefchenft wird. Wir 
ftehen vor einem wifjenfhaftlid noch völlig undurchforſchten Gebiete. 

Sn folgendem wollen wir eingehender, wenn auch nicht abjchließend, 
prüfen, wie die im Handelsvertrag feitgefegten Zollfäe auf den Maren- 
umfaß eingewirkt haben. 

Im deutfchen wie im öfterreih-ungarifchen Tarife treffen wir zahlreiche 
Zollfäge, die im Handelsvertrage gebunden wurden. Für den Handel be- 
deutet das einen Stillftand des handelspolitifchen Kampfes; er fann für 
eine gegebene Anzahl von Jahren mit einer gewiſſen Stetigfeit der Ver— 
hältnifje rechnen. Weitaus wichtiger find für ihn jedoch die Fälle, in denen 
der mwareneinführende Staat den Zollſatz ermäßigt; der damit ausgefprochene 
Zwed ift ja der, die Einfuhr in dem betreffenden Artikel zu erleichtern. Wir 
werben deshalb zu fragen haben: wie hat fi unter den gebundenen und 
wie unter den ermäßigten Zollfägen nad Abſchluß des Handelsvertrags 
der Marenhandel gejtaltet ? Cine derartige Unterfuhung aber, die fi auf 
alle hier in Betracht fommenden Fälle erftredte, würde viel zu umfangreich 
werden. Suden mir deshalb für einige wichtige Ausfuhrinduftrien die 
durch den Handelövertrag veränderte Zage zu befpreden. 

Die deutfhe Tertilinduftrie befigt in Oſterreich- Ungarn ein wid) 
tiges Abfaggebiet. Sie hatte auf den Abſchluß des Handelsvertrags mit 
Öfterreih-Ungarn große Hoffnung gefegt und erwartet, daß es den deutjchen 
Unterhändlern gelingen würde, die in einzelnen Fällen faft prohibitiv 
wirkenden Zolljäge des autonomen Tarifd zu ermäßigen, damit wenigſtens 
die deutſche Ausfuhr ihren früheren Abſatz wieder erringen fünne. Der 
Handelävertrag aber hat diefen Kreifen eine arge Enttäufhung gebradt. 
Die Zollermäßigungen waren jelten und betrafen zum Teil Waren, deren 
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Abſatz in Üfterreich- Ungam ohnehin weder erheblih noch fteigerungs- 

fähig war. 

Aus dem Deutfhen Reid in das öfterreih-ungarifde Zoll: 
gebiet eingeführt in Millionen Kronen: 


Durdignitt der Jahre 1892/94 1897/99 
Wolle, Mollgarne und Wollwaren. . 72,4 16,5 
Flachs, Hanf, Jutegarne und »waren 13,9 10,1 


Seide und Seidewarn . » ... .- 13,1 16,6 
Kleidung, Wäſche, Bugmwaren. . . . 89 8,9 
Baummollegarne und waren. . . . 20,2 25,5 


Das Bild, das diefe Zahlen zeichnen‘, ift zunächſt nicht unerfreulid; 
nur in einer Warengruppe: Flachs, Hanf ꝛc., ein Rüdgang der Einfuhr, 
in einer anderen: Kleidung, Wäſche u. f. w., ein Stillftand, in fämtlichen 
anderen eine Zunahme. Trennt man dagegen die Warengruppen in Rob: 
ftoffe, Halbfabrifate und Ganzfabrifate, jo iſt das Ergebnis ein für bie 
deutfche Ausfuhr fehr ungünftiges. Die Zunahme ift allein auf die größere 
Ausfuhr an Rohſtoffen zurüdzuführen. 


Rohſtoffe aus dem Deutſchen Reich in das öſterreich-ungariſche 
Zollgebiet eingeführt in Millionen Kronen: 


Durchſchnitt der Jahre 1892/94 1897/99 


Wolle. 3; 36,5 48,7 
Seide . » ...». 6,3 7,6 
Flache, Hanf, Jute 10,3 71,6 
Baummolle. . .. 11,6 17,4 


64,7 13 = + 166 


Die vermehrte Zufuhr von Tertilrohjtoffen nad Öfterreich-Ungarn be 
deutet ein Erftarfen der dortigen Induſtrie. Sie kann jekt den Bedarf 
des einheimischen Marktes an Fabrikaten beſſer als früher deden; das hat 
zur weiteren Folge einen Nüdgang der Fabrikatseinfuhr. 


Halbfabrifate aus dem Deutfhen Reid in Öfterreid- Ungarn 
eingeführt in Taufenden von Kronen: 


Durchſchnitt der Jahre 1892/94 1897/99 


Garne aus Wolle . . . . 21684 17 066 
Garne aus Jute . . . . 18662 638 
Garne auß Leinen. . . . 981 1036 
Garne aus Baummolle. . 2630 2390 


26 907 2110 = —5717 
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Fabrifate aus dem Deutfhen Reich in Ofterreih-Ungarn 
eingeführt in Taufenden von Kronen: 


Durchſchnitt der Jahre 1892/94 1897/99 


MWollenwaren . . . 2». 14 225 10 738 
Seidenwaren . . .»... 6 824 5034 
Zeinenwaren . » . 2... 434 376 
Jutegemebe. . . .... 70 3 
Baummollwaren. . . . » 5844 5613 
Damenlleider -. . . ... 5546 4430 
Herrenkleider . ... . 563 301 
Wäſche... a 320 361 


33 826 30 788 


Von den Halbfabrifaten zeigen nur die Zeinengarne, von den Fabrikaten 
nur zwei, Seidenwaren eine bedeutende, Wäſche eine unbedeutende Zunahme, 

Was zunächſt die Einfuhr in Garnen betrifft, fo zeigt fi in den 
verglihenen Jahren eine Abnahme der deutfhen Ausfuhr von gegen acht 
Millionen Kronen. Sehr erheblih ift der Rüdgang in der Ausfuhr von 
Wollen: und Jutegamen. Die deutfche Induſtrie ift heute noch auf den 
Bezug von Garnen aus dem Auslande angewiefen. Die Ausfuhr fteht zur 
Einfuhr in einem argen Mißverhältnis. Trogdem ift die Bedeutung des 
öfterreich-ungarifhen Marktes nicht zu unterfhägen. Die deutihe Woll— 
fpinnerei fieht in Öfterreih für ihr Garn ihr hauptſächlichſtes Abfaggebiet ; 
die Ausfuhr von Jutegarn nad ſterreich macht allein faft drei Viertel 
der gejamten Ausfuhr aus. Leinengarn bezieht Deutfchland in großen 
Mengen aus Böhmen und Mähren. Die deutiche Ausfuhr ift dagegen un- 
bedeutend. In Baummollengam hat UOfterreich feine Ausfuhr nah Deutfc- 
land ; nur 1897 machte ein öfterreichifches Verkaufsſyndikat den Verfuch, unter 
Erſtattung des deutfchen Eingangszolles auf gemeinfame Koften den deutjchen 
Markt zu gewinnen. Die deutfche Ausfuhr nach Ofterreich hat fi während 
der legten Jahrzehnte in befcheidenen Grenzen gehalten. 

Eine befondere Stellung nimmt unter den Garnen Vigognegarn ein. 
Es wird aus Baummolle, mit oder ohne Gehalt von Wolle, wie Streid)- 
garn gejponnen und unterfcheidet fi von dem gewöhnlichen Baummollgarn 
durch fein wolliges Anjehen. Der deutſche Zolltarif rechnet Vigognegam 
zu den Baummollgamen, der öfterreich-ungariihe Tarif dagegen zu den 
Wollgarnen. 

Die öfterreih-ungarifhen Zolltarife, wie fie in den Jahren 1870, 
1882 und 1887 erlafjen wurden, zeigen einen fteigenven Zollſchutz für 
Gare; nur in SJutegarn find die Zollſätze feit 1878 nicht verändert 
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worden; felbft in Leinengarnen, in denen Ofterreih eine die Einfuhr weit 
überfteigende Ausfuhr bat, find die Zollſätze von Tarif zu Tarif erhöht 
worden. In der richtigen Erwägung, daß Ofterreih feinen Bedarf an den 
feineren Garnforten in abjehbarer Zeit ftet3 im Ausland zu deden haben 
werde, iſt der Zollſchutz für die feinen und groben Garne geringer, für die 
mittleren, am meiften begehrten Sorten aber höher. 

Den deutſchen Unterhändlern ift es nicht gelungen, eine weſentliche 
Abſchwächung des öfterreihifhen Zolfchuges für Garne durchzuſetzen. Für 
Leinen, Baummolle- und Jutegarne bleiben die alten Zolljäge beftehen, 
nur ihre Bindung wurde im KHandelsvertrag ausgeſprochen; dagegen gelang 
es den ſchweizer Unterhändlern, von ſterreich eine Ermäßigung der Zölle 
auf Baummollgarne über Nr. 50 engliid — von 14 auf 12 Ggld. — 
zu erhalten; eine Ermäßigung, die infolge der Meiftbegünftigung auch der 
deutfchen Ausfuhr zugute fam, aber der deutfchen Induſtrie, da fie folche 
feine Garnnummern nicht ausführt, nichts nützte. 


Die dem Deutjhen Reihe auf Wollgarne zugejtandenen 
Zollermäßigungen find folgende: 
In Goldgulden 
autonomer vertraggmäßige Zolltarif von 


Tarif Zölle 1878 u. 1882 
Über Nr. 45 metrifche Garne roh u. einfah 12 10 8 
Nr. 45 metriſche Garne gebleicht, gefärbt ꝛc. 16 14 12 
Nr. 45 metrifche Garne doubliert od. mehr- 
drähtig, gebleicht, gefärbt ıc. ». -» .» . 20 16 12 


Bei einer deutfchen Gefamtausfuhr von gegen 30 Millionen Kronen 
gelang es den deutfchen Unterhändlern nur für drei Zollpofitionen,, eine 
verhältnismäßig befcheidene Zollermäßigung durchzuſetzen. Der Zoll wurde 
nit einmal bis auf die in den Tarifen von 1878—1882 feſtgeſetzten 
Sätze herabgedrüdt. Auch bei der Beitimmung des öjterreichifchen Tarifs: 
Vigognegarn zu den Wollengarnen und nicht zu den niedriger zu verzollenden 
Baummollengarnen zu rechnen, blieb es im Handelsvertrag. 

Der fteinenden Rohftoffeinfuhr nad) Öfterreich-Ungarn entfpricht die Ab- 
nahme rejp. der Stillftand in der Fabrifateinfuhr. Das deutſche Abſatz— 
gebiet für Textilwaren in Ofterreih-Ungarn hat unter dem Handelsvertrage 
weiter an feiner Bedeutung verloren und der deutſche Handel hat andere aus— 
ländifhe Märkte auffuchen müfjen. Die auf den Handelövertrag gejetten 
Hoffnungen haben fi als trügerifch erwiefen. Die öfterreihifhe Induſtrie 
iſt fett den neunziger Jahren weiter erjtarkt, jo daß wohl auch für die Zu: 
funft der deutfche Handel mit einem fich verringernden Abſatz wird rechnen 
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müffen. Eigentlihe Stapelartifel werden in immer fleineren Mengen ab— 
gejegt; nur für jogenannte Neuheiten und Phantafiegewebe erweiſt fich der 
öfterreihifche Markt ald aufnahmefähig. Die deutjche Tertilinduftrie wird 
fih auf die Ausbildung fog. Specialitäten meiter legen müffen, wenn fie 
ihren Abja nach ſterreich erhalten will. 

Die in Deutfchland geführte Statiftif über die Ausfuhr an Tertil- 
waren jtimmt mit ihren Ergebniffen mit der in Ofterreich-Ungarn geführten 
Statiftif nicht überein. Da der Zolltarif in beiden Ländern anders ge- 
ftaltet ift, jo fönnen fi die von Deutihland ermittelten Zahlen nicht genau 
mit den in Ofterreich-Ungarn ermittelten deden; aber die Differenz zwifchen 
den beiden Statijtifen ift zu beveutend, als daß fie ihre Erklärung allein 
in den Unterfchieden beider Tarife finden fünnte. Als Beifpiel diene die 
Seibeneinfuhr,; bei den hier in Betracht fommenden Waren zeigen beide 
Tarife die weitgehendſte Übereinftimmung. 

Einfuhr von Seidenwaren nad) der öfterreich-ungariichen Waren- 

ftatiftil. Durdfanittlih in den Jahren 1892/94. . . .— 6,3 Mill. Kronen 
Ausfuhr von Seidenwaren nah Dfterreih- Ungarn nad) der 

deutſchen Warenftatiftit. Durchſchnittlich in den Jahren 

DERBIOE. 42 u: ac nee 837 „ Mark 


Bei den von fterreich-Ungarn zur Einfuhr aus Deutfchland an- 
gejchriebenen Seidenwaren dürfen wir wohl annehmen, daß es fi außer 
der deutſchen Ausfuhr noch um Durchfuhr franzöfifcher Seidenwaren handelt. 

Frankreih führte nad feiner Statiftit nach Üfterreich - Ungarn aus 
1893: 15,0, 1894: 14,4, 1895: 17,2 Mil. Franken; Ofterreih-Ungarn da- 
gegen von Frankreich ein, 1893: 16,6, 1894: 51,2, 1895: 54,4 Mill. 
Kronen. ‚Ferner weiſt die franzöfiiche Statiftil eine größere Ausfuhr nad) 
dem Deutſchen Reiche auf, als diejes eine Einfuhr von Frankreich. Danad) 
fcheint ein großer Teil franzöfifher Ware über Deutfhland nad Ofterreich 
zu gehen. Aber jelbjt wenn man annimmt, daß unter der deutſchen Ausfuhr 
in Öfterreich fi eine Durchfuhr verftedt, fo läßt fich der Unterfchied in 
den Ergebnifjen beider Statijtifen nicht völlig aufflären. Er findet fih aud 
bei anderen Warengruppen, bei denen es fih nicht um Durdfuhrwaren 
handeln fann. jedenfalls ift die Statiftif in der Form, in der fie ung 
vorliegt, ein wenig zuverläjfiger Wegweiſer. » 

In jedem der Holltarife von 1878, 1882 und 1887 waren die Zoll: 
fäbe auf Seidenwaren erhöht worden. Der Handelövertrag brachte nur für 
die Zollgruppe: ganzjeivene Waren, Zollermäßigung. Der Zoll wurde zum 
Teil auf die Sätze des 1878er Tarifs herabgeſetzt. Aus den geftidten oder 
mit Metallfäden verarbeiteten Seidenwaren wurde nur für eine Specialität: 
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fonfeftionierte Befagartifel, der Zoll von 500 auf 400 Goldgulden herab- 
geſetzt. Auch für eine andere Specialität: halbſeidne Samte und Samt- 
bänder, wurde ein Zollabfchlag von 100 Goldgulden von Dfterreich-Ungarn 
bewilligt. Die übrigen Zollſätze wurden gebunden. 

Die deutſche Seidenindujtrie ift in den legten 10 Jahren zu einem 
Stillftande gefommen. Während Ende der achtziger und Anfang der neun- 
ziger Jahre jährlich ein Ausfuhrüberfhuß von gegen 20—30 Mill. Mark ſich 
ergab, ftanden fi Mitte der neunziger Jahre Einfuhr und Ausfuhr gleich. 
Ende der neunziger Jahre trat dann ein Einfuhrüberfhuß von 10—20 Mill. 
ein. In diefem Stillftand iſt nicht ein Nachlaſſen des Unternehmungsgeiftes 
zu fehen. Die deutſchen Unternehmer haben die in den Handelöverträgen 
feftgelegten, die deutfhe Ausfuhr hemmenden Zollichranfen dadurch zu über- 
winden gefucht, daß fie im Ausland Fabrifen einrichteten. Zahlreihe — man 
fpriht von 10—12 — Fabriken find in Öfterreih-Ungarn angelegt worden. 
Die hohen, im Handelsvertrag nicht wefentlich geminderten Zölle auf Seiden- 
waren haben aljo dazu geführt, daß die deutfche Seideninduftrie im Aus— 
land Zweiganſtalten errichtete. 

Seit den achtziger Jahren Hat fih in Deutfchland die Konfeftions- 
induftrie kräftig entwidelt. Der öfterreih-ungarifche Zoll war fo hoch, daß er 
jede größere Ausfuhr dorthin verhinderte. Es beſtand fein einheitlicher Zoll für 
fie, fie unterlagen einer doppelten Verzollung: einmal wurden fie nach ihrem 
Hauptbejtandteil — als folder galt ſtets der höchjtbelegte Beſtandteil — 
verzollt und fodann murde noch ein Auffchlag von 40 °%o erhoben. Diefe 
Beitimmungen blieben auh nad dem Handelövertrage beftehen; nur zu 
Gunften von Damenmänteln und Damenumbängen wurde ein Zollfag von 
250 Goldgulden feitgefegt; aber auch diefer Zollſatz iſt, mie die öſter— 
reichiſche Einfuhrftatiftif nachmeift, immer no zu hoch. In den eriten 
Jahren nad Abſchluß des Handelsvertrags hat die Berliner Damenfonfel: 
tion große Anftrengungen gemadt, ihre Waren auf dem öfterreich-ungarifchen 
Markt einzuführen; aber fie hat bald das Bergeblihe ihrer Bemühungen 
eingefehen und die Ausfuhr ift wieder zurüdgegangen. 

In Leinenwaren, als Leinwand, leinener Zwillih und Drillich, leinener 
Damaft, Stidereien, Zmwirnfpigen ꝛc. befigt Öfterreich eine Ausfuhrinduftrie; 
auch das Deutfhe Neih ift ein ftarfer Abnehmer. Die deutfhe Ausfuhr 
nad Hſterreich- Ungarn ift daher belanglos. Im Handelövertrage wurden die 
Zollſätze gebunden. 

In Wollmaren, in denen Deutſchland nad der öfterreih-ungarifcen 
Warenftatiftif eine bedeutende Ausfuhr befaß, blieb es auch im Handels- 
vertrag bei den alten Zollfägen. Nur in einer Zollgruppe: famtene und 
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famtartige Gewebe, Band-, Pofamentier-, Knopf: und Wirkwaren, wurde 
der Zoll von 100 Goldgulden auf 85 Goldgulden berabgejegt. Er war 
damit immer noch höher, als er nad) dem Tarif von 1878 und 1882 ge— 
golten hatte. Die unter dieſe Zollpofition fallende Einfuhr an Wollwaren 
beträgt faft ein Drittel der Gefamteinfuhr an Wollwaren. Die Zoll- 
ermäßigung fällt deshalb in das Gewicht. Die deutſche Ausfuhr nad 
Öfterreih-Ungarn ift im Rückgang begriffen. 

Auh an dem der öfterreihiihen Baummollinduftrie gewährten Hoch— 
Ihußzolle hat der Handelsvertrag nichts geändert. Die meiften Zölle wurden 
gebunden und nur eine Zollermäßigung auf geftidte Webmaren — Zoll von 
300 auf 200 Ggld. ermäßigt — wurde von Öfterreich zugeftanden. Von 
einer Gefamteinfuhr von 5,8 Millionen Kronen 1892/94 madte die Ein- 
fuhr von geftidten Webmwaren nur 40 000 Kronen aus. 

Etwas erfreulicher ald in der Tertilinduftrie haben ſich die Verhältniffe 
in der Eifeninduftrie feit dem Abſchluß des Handeldvertrages geftaltet. 
Aus dem Deutfhen Reiche in das öfterreih-ungarifhe Zoll» 

gebiet eingeführt: 
Im Durdfchnitt der Jahre 1892/94 1897/99 in 1000 Kronen 


Unedle Metalle und Waren daraus... . » 26,1 32,2 
Maſchinen, Apparate u. Beftandteile derjelben 22,2 25,7 
Eifen und Eiſenwaren. 18,4 22,9 
Sabrzeuge - - - - 0 een en ee 0,7 0,8 


674 81,6 = Zunahme 14,2 
Die Zufuhr an Rohftoffen, Erzen, Eifen, Metallen zc. ift ſeit 1892 
geftiegen. Die Einfuhr an Eifen, Blei, Zink, Zinn ift im Zolltarife nicht 
durchgängig freigegeben. Es beitand z. B. ein Zoll für altes, rohes Blei: 
3 Gald., und für rohes altes Zink: 1 Ggld., für Roheifen: 0,80 Ggld. Nur 
die Einfuhr von Kupfer und Zinn mar frei. Im Handelävertrag wurde 
der Zoll auf Zink freigegeben, der auf NRoheifen auf 0,65 Gglv. ermäßigt. 
Die Einfuhr geftaltete fich folgendermaßen: 
Im Durchſchnitt der Jahre 1892/94 1897/99 in 1000 Kronen 


robes Kupfer . . . . 6668 7736 
robes Zint .... . 6 585 8031 
rohe Zinn... . . 3 788 3 163 
Robeiien .... . .» 1914 2 997 
rohes Meffing. . . . 1348 1752 
rohes Blei... . . 1360 1517 


21663 25196 — mehr 3533 
An Halbfabrifaten weift die Handelsftatiftif in dem verglichenen Zeit- 
raume nur eine unbedeutende Steigerung der Einfuhr auf. Sie kommt 
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allein auf Rechnung der geftiegenen Einfuhr an Stangen, Tafeln, Drähten 
aus uneblen Metallen hergejtellt, während die Einfuhr an Bleh und Lupp— 
eifen einen, freilih geringfügigen, Rüdgang aufmweift. 

Weſentliche Zollerleihterungen wurden von Öfterreih für die Einfuhr 
von Halbfabrifaten der Eifeninduftrie nicht zugeftanden ; die ermäßigten Zoll- 
ſätze des Handelsvertragd find immer nod höher als die de autonomen 
Zolltarif3 von 1882. Die Zollermäßigung wurde aber nur für foldhe Halb- 
fabrifate bewilligt, bei denen es ſich um eine belangloje Einfuhr handelte. 

autonom. im H.⸗V. durchſchn. jährl. 
Tarif feftgefegt inf. 1892/99 
Geld. Gald. Kronen 


274c. Zink in Dräbten und Röhren . . . - - 3 5 000 


276e. verfild. Blehe und Tafeln, Platten aus 
Kupfer und Meffing - - - - 220... 30 20 6 000 
276d. Bleche u. Drähte 0,5mm u. darunter ftarf 10 9 120 000 
Bei den Ganzfabrifaten ift e8 der deutſchen Eifeninduftrie gelungen, 
unter dem Handelsvertrage die Ausfuhr nah Ofterreich-Ungarn zu fteigern. 


Ausdem Deutfhen Reihe in das öſterreich-ungariſche Zoll- 
gebiet eingeführt: 


Im Durdfchnitt der Jahre 1892/94 1897/99 in 1000 Kronen 


GBR 2 ee 13 698 17749 + 4051 
Metallwaren ... 4737 6755 + 2018 
Maſchinen und Apparate, 

darunter Mafchinen für die Tertilinduftrie 4210 3378 — 832 
Maſchinen der Papierfabrifation . . . . - 7178 1037 + 259 
fonftige Mafchinen und Apparate. . . . - 11118 13 738 + 2620 
Mafchinenbeftandteile (977/84) . .....- 2636 2795 + 159 
Tochter. ns ana 786 802 + 16 


Bon welchem Einfluß es ift, bei Handelsvertragsverhandlangen als 
Unterlage einen Tarif mit hohen Negotionszöllen zu haben, zeigt fi in 
dem Erfolge, den die öfterreichiichen Unterhändler bei Abſchluß des Handels- 
vertrags erzielten. Öfterreich hat wohl dem deutfchen Andringen nachgegeben 
und zahlreihe Zollnachläſſe für Fabrifate bewilligt; aber es hat entichieden 
widerfprochen, die Zölle au nur auf die Süße des 1882er Tarifs, der 
meift noch niedrigeren des 1878er Tarifs gar nicht zu gedenken, herabzufegen. 
Deutſchland hat nur einen geringfügigen Zollabfchlag erhalten; für zahlreiche 
fonft ausfuhrfähige Waren wirkten die vertragsmäßigen Zollfäße immer 
noch für die deutfche Ausfuhr prohibitiv, wie 3. B. für Schienen, Schwellen, 
Lafchen. Nur in verhältnismäßig wenigen Fällen hat die Zollermäßigung 
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zu einer Steigerung ber deutſchen Einfuhr geführt, wie 3. B. bei den ge- 
lochten und vertieften Schwarzblehen und den Waren aus Schwarzbled;; 
bei den gejchmiebeten Kefjeln; bei den verzinnten und verfupferten 2c. Blech— 
waren; bei Kunft- und leichtem Ornamentguß und bei Nähnadeln, 

Saft bei allen den genannten Waren, mit Ausnahme von Nähnadeln 
(Zoll von 100 auf 50 Gald. geſetzt), ift feine erhebliche Minderung des 
Zollſchutzes eingetreten. 

Wie wenig Verlaß auf die beiberfeitige Warenftatiftif iſt, mag folgen- 
des Beifpiel zeigen. 

Für Schreibfevern aus Eifen wurde im Handelövertrage der Zoll von 
50 auf 30 Ggld. ermäßigt. Die deutſche Gejamtausfuhr an Schreibfedern 


aus uneblen Metallen betrug: 
1897 1898 1899 in 1000 Mark 


240 250 70 
Davon nad Öfterreih-Ungarn ausgeführt 92 93 90 
Die öſterr. Warenftatiftil bezeichnet dagegen 
als Einfuhr aus dem Deutſchen Reich . . 172 172 160 in 1000 Kronen 

Dabei ijt zu berüdfichtigen, daß es fi bei der Einfuhr nur um 
Schreibfedern aus Eifen handelt. 

Die Beobachtung, die wir bei der Tertilmarenausfuhr machten, daß die 
Ausfuhr hoch qualifizierter Waren nach Dfterreih im Steigen begriffen fei, 
fann bier wiederholt werden; die Einfuhr aus Deutfchland an feinen Metall: 
waren, an Lurusgegenftänden und feiniten Metallwaren, an fertigen Ma— 
ſchinen, befonders Werkzeugmaſchinen, iſt feit Anfang der neunziger Jahre 
von Jahr zu Jahr gejtiegen. 

Die deutſche Eiſeninduſtrie hat fih im letten Jahrzehnt bejonders für 
bejjere wie ganz feine Maren zu einer mächtigen Ausfuhrinduftrie entwidelt. 
Der große und belebende Aufſchwung, der fich durd die ganze induftrielle 
Entwidlung zieht, ift auch der Ausfuhr nach Öfterreih-Ungarn zugute ge- 
fommen. Auf ihn, nicht auf den Handelsvertrag, werden wir die vermehrte 
Ausfuhr der Waren zu rechnen haben. Doch mie gering iſt diefe Mehre 
ausfuhr nad Dfterreih im Verhältnis zur Steigerung der deutſchen Ge- 
famtausfuhr ! 

Und fonnte e3 anders fommen, nachdem im Handelsvertrag der Zoll— 
Ihug im weſentlichen für die öfterreichifche Eifeninduftrie ungemindert be— 
ftehen geblieben war! Dagegen hat, gefihert unter den vertragsmäßigen 
Zollſätzen, die öfterreihifche Eifeninduftrie nicht nur den Bedarf des heimischen 
Marktes voll gevedt, fondern aud ihre Ausfuhr nad Deutjchland in fog. 
öfterreichifchen Specialitäten erweitert. Die Klagen über den hohen öjter- 
reihifchen Bertragszoll und ebenfo über die Zollbehandlung ſeitens der öſter— 
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reichifchen Behörden find unter den deutſchen Eifeninduftriellen ganz allgemein 
verbreitet. Die Lage wird feit den neunziger Nahren vielfah als hoff- 
nungslos beurteilt. Man gab e8 auf, unter diefen Zöllen zu erportieren 
und fuchte vielfach durd Errichtung von Zweigfabrifen in Öfterreich fich von 
den Zollfeſſeln zu befreien. 

Und was hier über die Eifeninduftrie gefagt ift, gilt ebenfo für eine 
Reihe anderer deutfcher Induſtrien; auch fie haben das vergebliche Bemühen, 
unter dem Handelsvertrag Waren nad Üfterreih auszuführen, eingefehen 
und längs der böhmijchen Grenze, von Bodenbad bis Teplig, ift feit dem 
Handelövertrag Fabrik auf Fabrik errichtet worden, fo daß diefe ganze Gegend 
einen induftriellen Charakter angenommen hat. Dieſer große induftrielle Auf- 
ſchwung aber iſt zum größten Teil auf deutfches ausgemandertes Kapital und 
deutfhe Unternehmungsfraft zurüdzuführen. Allein aus dem Handels: 
fammerbezirt Dresden find für folgende Waren: Kork, Metallfnöpje, Blech— 
emballagen, Kartonnagen, Holzwaren, Armaturen, Bleiwaren, Fahrräder, 
photographiiche Apparate, Kakao und Zuderwaren, Gummimaren, Tinte, Näh- 
mafchinenzwirn, Parfümerien, Hohlglas, Ofen und Porzellan, ätherifche Ole, 
Liköre, Maſchinen, Fabriken errichtet worden. 

Unſere handelspolitifhen Beziehungen haben dadurd einen weſentlich 
veränderten Charakter befommen. In Öfterreih und unter dem von Öfter- 
reih gewährten Hochſchutz blüht jest eine von Deutfchland genährte und 
geleitete Induſtrie auf; ihr Beſtand erfcheint bei einer Minderung des 
öfterreihifchen Hochſchutzes gefährdet. Galt es 1890 der deutichen Induſtrie 
neue Ausfuhrjtraßen zu gewähren, fo ift jegt auch der Beſtand der deutſch— 
öfterreihifchen Induſtrie bei Abjchluß neuer Handeldverträge in Erwägung 
zu ziehen. 

Wenn man bei der Beurteilung diefer durch den Handelsvertrag von 1892 
geihaffenen Lage nur von dem gegenfeitigen Warenhandel ausgeht, jo wird 
man vom deutfchen Standpunft aus zu einer Verurteilung des Handels: 
vertrags fommen. Doch anders wird das Urteil lauten, wenn man die 
gegenfeitigen volflichen Beziehungen ins Auge faßt. Die in Böhmen, zu: 
meift an den Hängen des Erzgebirges, angefiedelte deutſche Induſtrie iſt 
wohl dem Deutjchen Reich, aber nicht dem deutfchen Volk verloren gegangen. 
Sie fräftigt das Deutfhtum in Ofterreih und knüpft das ſich Lodernde 
Band feiter. Unſer Volksſtamm erleidet feine Einbuße, fondern eine Stärkung. 

Schlieglih fei noch darauf hingewieſen, daß feit 1892 die deutjche 
Ausfuhr nad) Oſterreich⸗ Ungarn in Kautſchuk und Papierwaren, in muſi— 
kaliſchen Inſtrumenten, in feinen und feinſten Kurzwaren, ferner in 
chemiſchen Hilfsſtoffen und Produkten eine Steigerung aufweiſt. 
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Der deutſche Tarif und die Einfuhr aus Öfterreich- 
Ungarn. 


Der wirtſchaftliche Gegenjas, in den das Deutfche Reich zu Öfterreich- 
Ungarn jteht, prägt ſich ſcharf in den gegenjeitigen Handelöbeziehungen aus. 
Oſterreich- Ungarn befigt eine wirtfhaftlihe Doppelnatur. Das Königreich 
Ungarn ift, troß aller Anftrengungen, feine natürlide Entwidlung zu be- 
Ichleunigen, auch im legten Jahrzehnt ein Agrarftaat geblieben, der über 
den einheimifchen Markt hinaus landwirtfchaftliche Produkte erzeugt und auf 
auswärtigen Abſatz angemiejen ift. Das Kaifertum Öfterreich hat im legten 
Menjchenalter fih mehr und mehr in der Richtung vom Agrar- zum In— 
duftrieftaat entwidelt. Es fucht an feinem Hochſchutzſyſtem feftzuhalten, weil 
es befürchtet, font von der wirtſchaftlichen Übermacht Deutfchlands erdrüdt zu 
werden. Es denkt nicht — abgefehen von der Ausfuhr einzelner Spe- 
cialitäten — an einen MWettfampf auf dem deutſchen Marfte mit der deutfchen 
Snduftrie. Die öfterreihifche Induſtrie will ſich zunächſt ficherftellen,, fie 
will nicht, wie die deutſche, den europäifchen oder gar den Weltmarkt 
erobern. 

Anders liegen die Verhältniffe in Deutſchland; wir find ein hoch— 
jtehender Induſtrieſtaat, wir bedürfen der Einfuhr von Rohftoffen für unfere 
Induftrie und von Nahrungsmitteln für unfere Arbeiterbevölferung. Diefer 
Sachlage entiprechend befteht unfere Einfuhr aus Öfterreih-Ungarn über- 
wiegend aus Rohſtoffen und Nahrungsmitteln; nur ein verhältnismäßig 
geringer Anteil — fnapp ein Stebentel — nehmen die Halb: und Ganz: 
fabrifate ein. j 

Der deutiche autonome Tarif hatte die Einfuhr von Rohſtoffen zollfrei 
belafjen; außerdem gingen eine Neihe wichtiger Halbfabrifate noch zollfrei 
ein. Der Handelävertrag hat in diefer Hinfiht nichts geändert. Faſt ein 
Drittel aus der Gefamteinfuhr Öfterreih-Ungarn befteht in zollfrei eingehenden 
Maren. E3 fommen jeht für die Einfuhr folgende Rohſtoffe und Halbfabrifate 
in Betradt: Braun: und Steinfohlen, Eifen und rohe mineralifhe Stoffe, wie 
Gement, Kalt, Kaolin und Feldfpat, — Erze (Kupfer-, Blei-, Eifenerze 2c.), — 
edle Metalle, — Häute und Felle, wie Kalbfelle, Schaf: und FZiegenfelle, 
Nindshäute, Häute von Welztieren, Hafen: und Staninchenfelle, — Haare, 
Borften und Bettfevern, — Abfälle von der Leverfabrifation, — ferner Kleie, 
Malz, kleine NReisabfälle, Futtergewächfe, Kleefaat, Eſparſetteſaat, Küchen— 
gewächſe, frifhes Obft 2c., — friſche Fiſche, — Dlivenvöl und Olkuchen, — 
lebende Federvieh, Waſchſchwämme, Mil, Blafen, Därme, Magen, — Krebfe, 
— roher Ozokonit, Terpentin, Harz, Beh, — Brenn- und Scleifholz, Gerber: 
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lohe und Holzborfe, — Tierhörner, Hufen, — Alabafter, Marmor, Mühl- 
fteine, Mauerfteine, — rohes Kupfer, Bruchkupfer, Duedfilber, Legierungen 
aus Kupfer, — rohes Blei und Zink, — eine Reihe von rohen Erzeug- 
nifjen aus chemiſchen Fabrifaten für den Gewerbe: und Medizinalgebraud 
hergeftellt, — Baummolle und Baummollabfälle, — Schaf- und Kunftwolle, 
Molabfäle, Kämmling, Tierhaare, — Flachs, Hanf, Hede (Werg), — 
ungefärbte Rohſeide, Floretfeive, Seidenabfälle, — litterarifhe und Kunft- 
gegenjtände. 

Seit Abjchluß des Handelsvertrags ift die Zufuhr aus ſterreich— 
Ungarn an zollfreien Waren erheblich geftiegen, fo 3. B. in der Waren- 
gruppe Häute und Felle von 11 auf 19 Mill. Mark; bei tierifchen Pro— 
duften von 8 auf 13 Mill. Mark, bei Haaren und Borften von 9 auf 
15 Mil. Mark, bei Holz von 2 auf 13 Mil. Mark, bei Droguen, Apo- 
thefer- und Farbwaren von 9 auf faſt 17 Mil. Mark, bei Flachs von 
3 auf 6 Mil. Mark, bei Kupfer von 3 auf 6 Mil. Mark; nur bei Erden 
und Steinen ift ein ftarfer Rüdgang — von 110 auf 46 Mill. Mart — 
und bei Materialmaren ein ſchwacher Nüdgang der Ausfuhr zu beobadten. 

Der deutfhe Zolihug für Halb- und Ganzfabrifate der Induſtrie iſt 
im Handelövertrage faft ungemindert aufrecht erhalten worden. In feiner 
einzigen Warengruppe hat eine durchgehende Zollermäßigung, wie wir es bei 
den lanbmwirtichaftlihen Produften jehen, ftattgefunden ; zumeijt wurde nur 
für einzelne, befonders bezeichnete Waren ein herabgefegter Zollfag an Ofterreich 
zugeitanden. ' 

Dem Werte nah fteht an erfter Stelle die zollpflichtige Einfuhr von 
„Leder und Lederwaren“. Cie iſt bedeutend’ geitiegen ; im legten Jahrzehnt 
von 12—13 Mil. Mark auf 14-15 Mill. Mark. Kalt die Hälfte der 
Einfuhr befteht in feinen Lederwaren — in der Hauptſache feine Schuhe. 
Im Handelsvertrag wurde der Zoll von 70 auf 65 Mark gejest, im Ver: 
bältnis zu dem hohen Warenwerte ein geringer Zollabſchlag. Außer den 
feinen Lederwaren fommt die Einfuhr von Handſchuhen (6 —8 Mill. Marf) 
und von Roh: wie halbbearbeitetem Leder in Betradt. Für alle Diefe 
wichtigen Ausfuhrartifel feiner Induftrie erlangte Dfterreich feine Zu: 
geitändniffe im Handelsvertrage. Nur eine Ausnahme wurde zu Guniten 
der Einfuhr von Ziegenfellen gemadt. Der Zoll wurde nun von drei auf 
eine Mark geſetzt. Die deutihe Warenſtatiſtik unterjcheivet bei der Einfuhr 
nicht zwiſchen Schaf- und Ziegenfellen; aber die Einfuhr diefer Felle aus 
Ofterreih-Ungarn ift im Vergleich zur Gefamteinfuhr unbedeutend, Deutid- 
land dedt jeinen Bedarf zum großen Teil in Großbritannien. 

An zweiter Stelle fteht die Einfuhr von Leinengarn, Leinwand und 
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andern Leinenwaren; ſie hat im letzten Jahrzehnt zwiſchen 7 und 14. Mill. 
Mark geſchwankt. Die deutſchen Unterhändler haben jede Zollermäßigung 
abgelehnt; nur für Zwirnſpitzen wurde der Zoll von 800 auf 600 Mark 
herabgeſetzt; aber die Einfuhr an Zwirnſpitzen aus Oſterreich⸗ Ungarn erreicht 
nicht einmal die Summe von 200 000 Mark. 

Die Einfuhr von Kurz: und Uuincailleriewaren ijt von 8 Mill. Mark 
(1892) auf 5,3 Mil. Marf (1896) gejunfen. In den darauf folgenden 
Jahren hat ſich die Einfuhr wieder etwas gehoben; aber fie erreicht nicht Die Höhe, 
die fie in den erjten Jahren nah Abſchluß des Handelövertrages behauptet 
bat. Für eine größere Warenpofition: feine Galanterie- und Quincaillerie— 
waren, wurde der Zoll von 200 auf 175 Marf gejegt; die Einfuhr ift 
geftiegen; dennoch ift faum anzunehmen, daß der Zollabſchlag die vermehrte 
Einfuhr verurfaht Habe. Sonſt wurde noch für einzelne Specialitäten 
der Zoll ermäßigt; 3. B. für Korallen und Perlen (zum Zweck der Ver— 
padung auf Schnüren gereiht) wurde der Zoll von 600 auf 60 Marf ge- 
fegt. Die öfterreichifche Einfuhr an Korallen ift aber jo unbedeutend, da 
die deutſche Warenftatiftif fie nicht einmal nachweiſt. Für Waren aus Bern- 
jtein, Gagat, Jet, Meerſchaum und Perlmutter — 200 auf 150 Mark —, 
ferner für Herren- und Damenfhmud aus unedlen Metallen ꝛc. wurde 
— von 200 auf 100 Marf — der Zoll ermäßigt. Die Einfuhr an diefen 
Waren ift ganz geringfügig. 

Die öfterreihifhe Ausfuhr nah Deutjchland in Textilrohftoffen und 
waren ift zum weitaus größten Teil zollfrei. In Wolle und Wollenwaren 
beträgt die zollfreie Einfuhr 6—10 Mil. Mark, dagegen die zollpflichtige 
nur 2,4—4 Mil, Marl. In Seide und Seidenwaren war für 3,8—5 
Mill. Mark zollfrei und nur für 0,8—1,9 der Einfuhr zollpflictig. In Baum: 
wolle und Baummollenwaren ſtellt fih das Berhältnis der zollfreien Ein- 
fuhr zur zollpflichtigen noch günjtiger: zollfrei gehen durchſchnittlich für 
2—3 Mil. Mark, zollpflidtige für 0,5—1,1 Mill. Mark ein. Der Wert- 
umfat in der Einfuhr zollpflichtiger Tertilmaren ift demnach nicht groß. 
Der Handelövertrag brachte, wenn wir von der Bindung einiger Zölle ab- 
fehen, feine Änderung der geltenden deutſchen Zollfäge. 

Die Einfuhr an fertigen Kleidern und Leibwäſche, auch Belzwaren, ift 
von gegen 2 Mill. Marf Anfang der neunziger Jahr auf über 3,5 Mil. 
Marf in den Jahren 1899—1900 geitiegen. Die vermehrte öfterreihifche 
Ausfuhr nach Deutihland ift aber nicht auf Rechnung des Handelsvertrages 
zu fegen; denn mit Ausnahme einer Zollermäßigung auf garnierte Damen- 
hüte aus Filz — auf 0,80 Pf. für das Stüd — find alle Zollſätze un- 
verändert geblieben. 

Säriften XCVIII. — Verhandlungen 1901. 29 
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In feiner Glas- und Papierfabrifation beſitzt Öfterreich zwei große, in 
hoher Blüte ftehende Jnduftrien und feit alter her beherricht es mit 
feinen Gläfern, Glasperlen zc. den Weltmarlt. Die Einfuhr von Glas: 
und Glaswaren aus Ofterreih ift feit Abſchluß des Handelsvertrages bis 
1895 ftetig geftiegen und beträgt jet über 6 Mill. Mark. Nicht einen 
gleihen Auffhwung nahm die Einfuhr von Papier und Bapierwaren ; aber 
während fie in den Jahren 1892—1896 zwiſchen einem Cinfuhrwert von 
3—4 Mil. Mark ſchwankte, beträgt fie feitvem 5 Mill. Mark und mehr. 

Die Zollſätze erfuhren nur für einige von ſterreichs Vertretern beſonders 
begünftigte Waren eine Ermäßigung. Für Busenfcheiben wurde der Zoll um 
die Hälfte — von 24 auf 12 Mark — herabgeſetzt; aber ohne eine Ein: 
fuhr nad fi zu ziehen. Eine gleihe Ermäßigung erfuhr der Zoll für ge- 
ſchliffene und gepreßte Uhrgläfer, für Gläfer aus weißem Glas, für gepreßtes 
und gefchliffenes Glas. In bedeutenden Mengen kamen aus Oſterreich far- 
biges Glas und Cmaillewaren; aud hier wurden Ofterreih Zugeftändnifje 
gemacht. Der Zoll von 30 Mark wurde auf 24, 20 und 15 Mark ermäßigt, 
und für Glasplätthen und Glasperlen von 4 auf 2 Marf. 

Nicht fo erfolgreih waren die öjterreihifhen Unterhändler bei den 
Papierzöllen. Für ungeglättetes und geglättetes PBadpapier wurde im 
Handelövertrag ein Zollabichlag von 6 auf 4 und 3 Marf vorgejehen. Die 
Ausfuhr an Padpapier bewegt fi durchſchnittlich jährlih unter 100000 
Mark. Eine weitere Zollermäßigung fand für Drud-, Löfh:, Schreib: und 
Seidenpapier, ferner für zu Rechnungen, etifettierte Frachtbriefe 2c. vor 
gerichtete Papier — von 10 auf 6 Marf — ftatt. Bon diefen Papieren 
wird nicht viel eingeführt. Nur von Löſch- und Eeidenpapier ift ſeit Ab- 
ſchluß des Handelsvertraged die Einfuhr erheblid gejtiegen. 1892 betrua 
fie gegen 250 000 Mark, dagegen 1900: 1240 000 Marf. 

Das Schwergewicht der öfterreihifchen Ausfuhr nad dem Deutſchen 
Keiche liegt in den Halbfabrifaten, in der Ausfuhr von Gellulofe, Stroh: 
und anderen Faferitoffen, nicht befonders benannten Papieren. In Rüd— 
ſicht auf die Holzzölle mußte an dem Zolle von 1 Mark im Handelsvertrage 
feitgehalten werben. 

An Eifen- und NKupferwaren beträgt unfere Einfuhr aus Oſterreich— 
Ungarn gegen 5 Mil. Marl. Die Zollfäte blieben unverändert. Für 
Inftrumente, Maſchinen, Fahrzeuge beziehen wir für 2—3 Mill. Marl. 
Hier fand für einen wichtigen öfterreichifchen Ausfuhrartifel: muſibkaliſche 
Snftrumente, eine Zollermäßigung von 30 auf 20 Mark ſtatt. 

Vergleiht man die übrigen Warengruppen, ergiebt ſich ein ähnliches 
Bild. In jeder einzelnen finden wir wohl zwei bis drei Zollermäßigungen 
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zu Gunften befonderer öfterreichifcher Specialitäten; durchwegs wird aber am 
beftehenden Zollſchutz feitgehalten. 

Die Vorteile, die Ofterreih-Ungarn für die Ausfuhr feiner Halb- und 
Ganzfabrifate im Handelövertrag erlangte, können wir nicht hoch veranfchlagen. 
Eine erhebliche Steigerung der öjterreihifchen Ausfuhr nah dem Deutfchen 
Reich haben fie feinenfall3 nad} jich gezogen. Und wenn wir allenthalben eine 
Steigerung unferer öfterreihifchen Einfuhr beobachten, fo liegt dies an dem ver- 
mehrten Bedarfe von Rohftoffen und Halbfabrifaten, den die mächtige induftrielle 
Entwidlung des legten Jahrzehnts mit fih bradte, nicht aber in einer 
Erleichterung der öfterreih-ungarifchen Zufuhr infolge des Handelövertrages. 

Ganz anders liegen die Verhältniffe, wie fie der Handelävertrag ge: 
Schaffen hat, in der Landwirtſchaft und den ihr verwandten Gemwerben. 
Die deutfchen Unterhändler in Wien waren beftrebt, den Zolihug der 
deutſchen Induſtrie ungemindert zu erhalten. Nur bei verhältnismäßig 
wenig Waren, bei denen e3 fi um größere Einfuhrmengen handelte, haben 
fie Zugeftändniffe gemadt. Dagegen wurde der Zoll für Weizen, Roggen, 
Hafer und für Mübhlenfabrifate (Mehl) um 30%o, für Hülfenfrüdhte um 
25/0, für Mais um 20/0, für Gerſte und für gemalzte Gerfte um 10 %o 
ermäßigt. Ferner wurden die Zölle für Buchweizen, für nicht befonders 
genannte Getreidearten, für Raps, Nübjaat, Mohn, Sefam, Erbnüffe und 
anderweit nicht genannte Ölfrüchte, dann für Anis, Coriander, — und 
Kümmel gebunden. 

Die Vorteile, die der öſterreich-ungariſchen Landwirtſchaft in der Waren— 
gruppe: Getreide und andere Erzeugniſſe des Landbaues, eingeräumt wurden, 
waren groß. Sie betrafen ſogar eine Reihe von landwirtſchaftlichen Er— 
zeugniſſen, in denen feit Jahren Öfterreich-Ungarn nur ganz geringfügige 
oder gar feine Mengen nad Deutfhland ausführte. Der Handelsvertrag 
erfüllte die Hoffnungen, die man in Ofterreih und Ungarn auf die Thätig- 
feit feiner Unterhändler gejegt hatte! 

ı In der Warengruppe für Kautſchuk und Guttaperha bradte der Handels— 
vertrag feine Zollermäßigung. Bei Haaren von Menſchen und Pferden, Federn und 
Borften eine foldhe für gereinigte wie zugerichtete Bettfedern; die Einfuhr ift feit 
1892 nicht geftiegen. Bei Drogerien, Apotheler- und Farbewaren fand eine, bei 
Strob- und Baftwaren zwei Zollermäßigungen ftatt; für die davon betroffenen Waren 
verzeichnet die amtliche Statiftif feine Ausfuhr über 1000 Marf. Trotzdem bei 
Ölen und Fetten, wie bei Steinen und Steinwaren ſich fünf Zollermäßigungen 
finden, ift die Einfuhr an Öfen feit 1892 zurüdgegangen und die von Steinen hat 
fi nicht gehoben. Allein bei Thonmwaren ift die Einfuhr von einer Million auf 
zwei Millionen Mark gejtiegen; der Handeldvertrag brachte drei Zollermäßigungen, 
die zum Teil von Einfluß auf die Steigerung der Öfterreich-ungariichen Ausfuhr waren. 
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Bald zeigte ſich aber, daß troß der Zollermäßigung die öſterreich— 
ungarifche Ausfuhr an Getreide nicht fteigen wollte. Und als das Deutſche 
Reich mit Rußland einen Handelövertrag ſchloß, der die Öfterreih-Ungarn 
zugeftandenen Zollſätze enthielt, ging die öfterreih-ungarifhe Ausfuhr von 
Kahr zu Jahr zurüd. An Roggen, Weizen, Hafer und Mais führt jet 
Öfterreih-Ungarn nur noch unbedeutende Mengen nah Deutſchland aus; 
nur in Gerfte und Malz hat es, doch nicht im Verhältnis zu der geftiegenen 
deutfhen Gefamteinfuhr, feine Ausfuhr erhalten, in Malz feine be- 


herrſchende Stellung behauptet. 


Deutfhe Einfuhr an landwirtfhaftliden Produkten. 
In 1000 Tonnen 


Im Durchſchnitt ber Jahre 
Gelamteinfuhr an Weizen 
davon Einfuhr aus Öfterreih:Uingarn . 
Gefamteinfuhr an Roggen 
davon Einfuhr aus Ofterreih-Ungarn . 
Gefamteinfuhr an Hafer 
davon Einfuhr aus Öfterreih-Ungarn . 
Sefamteinfuhr an Mehlaus Getreide ıc. 
davon Einfuhr aus OfterreichUingarn . 
Gefamteinfuhr an Gerfte 
davon aus Üfterreih- Ungarn. . .» » - 
Gefamteinfuhr an Maid... .... - 
davon Einfuhr aus Ofterreich-Ingarn . 
Gejamteinfuhr an Malz 
davon Einfuhr aus Ofterreih-Ungarn . 
Gefamteinfuhr an Hopfen 
davon Einfuhr aus Dfterreich-Ungarn . 


. nr er 8 Fe 


Gejamteinfuhr an Eiern von Geflügel. 
davon Einfuhr aus Öfterreih-Ungarn . 


Gejamteinfuhr von Bau- u. Nugholz in der 
Richtung der Längsachſe befchlagen 
davon Einfuhr aus Ojterreich-Ungarn . 
Gefamteinfuhr von Bau⸗ u. Nutzholz in der 
Richtung der Längsachſe gefägt. - 
davon Einfuhr aus Öfterreich-Ungarn . 


Gefamteinf. an Solzborfeu. Gerberlohe 
, davon aus Öfterreih-Ungearn . 


1889/91 
698,2 
107,0 
929,4 

47,2 
188,5 
7,1 
14,0 
12,4 
704,0 
289,5 
428,2 
40,1 
12,9 
12,0 
1,8 
1,6 


52,7 
30,2 
37,7 


8,6 


37,7 
9,2 


100,1 
59,1 





1897/99 
1 342,6 Zunahme 644,4 
72 Abnahme 99,8 
770,6 Abnahme 158,8 
0,6 Abnahme 46,6 
421,0 Zunahme 232,2 
3,1 Abnahme 40 
40,8 Zunahme 26,8 
19,4 Bunahme 7,0 
1 106,9 Zunahme 502,9 
334,1 Zunahme 44,6 
1491,1 Zunahme 1062,9 
13,2 Abnahme 26,9 
98,4 Zunahme 235,5 
973 Zunahme 25,3 
2,7 Zunahme 0,9 
2,3 Bunahm 0,7 
In 1000 Marf 
82,9 
36,9 
58,7 
36,5 
105,6 
27.4 


Sn 1000 Tonnen 


110,7 
61,2 
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Der Handelsvertrag brachte zahlreihe Zollabjtriche für Kolonialwaren. 
Es handelt fi} bei diefen Zöllen nidt um Schuß-, fondern um fFinanzzölle; 
die gewährten Zollermäßigungen waren befonders weitgehende. Für Paprika 
von 50 auf 4 Mark, für Znaimer Gurken von 60 auf 4 Marl. Für 
Feigen, Korinthen, Rofinen von 28 auf 8 Mark. Für getrodnete Datteln, 
Mandeln, Pomeranzen von 30 auf 10 Marf, Für frifche Nüffe und reife 
Kaftanien von 4 auf 3 Marf. Eine völlige Umgeftaltung erfuhren die 
Zollſätze für Oliven und Dlivenöl. Es traten Zollermäßigungen von 60 
auf 30, 10 und 3 Mar ein. 

Diefes Entgegenlommen Deutfhlands iſt um fo auffälliger, als ver 
öfterreich-ungarifche Differentialtarif zu Gunften der Einfuhr über die See- 
bäfen, den ganzen ſüddeutſchen Handel in Kolonialmaren lahmgelegt hatte. 
Dfterreich beftand bei den Vertragsverhandlungen auf diefem Differentialzolle 
und feßte feine Beibehaltung durch. Es ſelbſt forderte und erhielt dagegen 
diefe weitgehende Grleichterung in der Ausfuhr feiner Kolonialmaren von 
Deutſchland bewilligt. Vorteile hat diefer handelspolitiſche Erfolg Ofterreid- 
Ungarn aber nicht gebradt. 


Durchſchnittlich deutſche Einfuhr aus Öfterreih-Ungarn: 1892/94 1897—1900 
An Kolonialwarenn. nn 2342 000 Mt. 632000 Mt. 


Während Ofterreih unter dem autonomen deutſchen Tarif einen be- 
deutenden Handel in KRolonialmaren nad Deutjchland befaß, ift er bald nad 
Abſchluß des Handelsvertrages zurüdgegangen. Anderen Staaten aber find 
die ermäßigten Zollfäte zu gute gefommen. 

Zwei wegen der großen Einfuhrwerte ſchwer in? Gewicht fallende 
Zugeftändniffe erhielt Ofterreih-Ungarn für die Ausfuhr von Hopfen, aud 
Hopfenmehl und Eiern von Geflügel. In erfterem Falle wurde der Zoll 
von 20 auf 14 Mark, in letterem von 3 auf 2 Mark herabgejegt. Die 
Differenz von 7 Mark beim Hopfenzoll fam Öfterreih-Ungarn allein zu gute. 
Es befitt auf dem deutfhen Markt feinen ausländifchen Wettbewerb. Etwas 
anders liegen die Berhältniffe bei der Eierausfuhr; hier teilt es ſich in den 
Einfuhrmengen mit Rußland. Durchſchnittlich bringen beide Staaten die 
gleihen Mengen auf den deutjhen Markt. Auch die Zollermäßigungen für 
Butter (20 auf 16 Mark), für nicht lebendes Federvieh (30 auf 12 Marf), 
für Wild aller Art, nicht lebend (30 auf 20 Mark), dann ausgejchlachtetes 
frifches Fleifh (20 auf 17 und 18 Marf) waren von größtem Wert. Ob- 
gleich Öfterreih nur in unbeveutenden Mengen Margarine ausführt, wurde 
der Zoll gleihmäßig für natürlide und Fünftlihe Butter feitgefegt. Die 
öfterreihifche Ausfuhr an Butter ift ſeit Abſchluß des Handelsvertrages ge- 
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ſtiegen; fie beläuft fih auf 4—6 Mil. jährlich und beträgt '/s bis "2 ber 
deutfchen Gefamteinfuhr; auch die Ausfuhr an nicht lebendem Federvieh und 
Wild aus Öfterreich ift bedeutend. Nach der deutfchen Statiftif läßt ſich 
die Einfuhr nit genau erfaffen, aber man fann annehmen, daß die Hälfte 
der deutfchen Gefamteinfuhr aus Ofterreih-Ungarn ftammt; nicht bedeutend 
ift im Verhältnis zur Gefamteinfuhr die öfterreih-ungarifhe Ausfuhr an 
geſchlachtetem Fleisch. 

Bei den Viehzöllen wurden die öfterreih-ungarifhen Wünſche nicht voll 
erfüllt; der Zoll auf Schweine und für Jungvieh wurde nur um 1 Marf 
(6 auf 5), der auf Ochfen um 4,50 Mark (30 auf 25,50) ermäßigt, für 
Pferde unter zwei Jahren wurde ein befonderer Zollſatz, jtatt 20 nur 
10 Mark, feſtgeſetzt, fonft blieb es bei den Zöllen für Pferde, Stiere und 
Kühe, Kälber unter ſechs Wochen, Schafvieh, Lämmer und Spanferfel. 


Deutfhe Einfuhr aus Öfterreih- Ungarn. 


Im Durdignitt 1889/91 1897/99 
DONE : 2.00 0 % 18 007 Stüd 47269 Stüd 
Jungvieh. ». .» . » - 146% „ 283825 „ 
Bdweine. .» .» +». 141998 „ 151 „ 


Die öfterreihifch - ungarische Viehausfuhr ift feit 1892, abgefehen von 
der Schweineausfuhr, durchgängig geitiegen, und Ochſen und Jungvieh, für 
deren Einfuhr die ermäßigten Zollſätze gelten, mweifen eine ftärfere Ausfuhr 
ala Pferde, Kühe und Stiere auf. 

Schließlich fei noch auf die Zollermäßigung und Zollbefreiungen, die 
der Handelsvertrag für Holz: und Holzwaren enthielt, hingewiefen. Unter 
dem autonomen deutfchen Tarif dedte Deutjchland bei einem Eingangszolle 
von 0,50 Marf feinen Einfuhrbevarf an Holzborfe und Gerberlohe zur 
Hälfte in Öfterreih-Ungam. Im Handelövertrag wurde die Einfuhr frei- 
gegeben, aber nicht, wie man erwarten follte, ift die öſterreichiſch- ungariſche Zu- 
fuhr gejtiegen; das alte Verhältnis ijt geblieben und nur entfprechend der 
Steigerung der deutfchen Gefamteinfuhr iſt die öfterreichifche Ausfuhr geitiegen. 

Ein größerer Vorteil erwuchs der öfterreihifch-ungarifchen Landwirtſchaft 
aus den auf Nutz- und Bauholz! zugejtandenen Zollermäßigungen. Die 
öfterreichifhe Ausfuhr nah Deutfchland ift von 17,8 Millionen Mark 
(1889/91) auf 63,9 Mil. Mark (1897/99) gejtiegen ; inwieweit auf diefe 


ı Auch für Holzwaren wurde die öfterreihifhe Einfuhr im Handelsvertrage 
begünftigt; nicht weniger als fieben Zollermäßigungen, mehr als in irgend einer 
anderen Warengruppe, wurden Ofterreich-Ingarn zugebilligt. 
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Zunahme der Ausfuhr der gefteigerte Bedarf des deutſchen Marktes oder 
die Zollermäßigungen eingewirkt haben, läßt ſich jchwer entfcheiden. 
Bergleiht man die im Handelsvertrag Öfterreih-Ungarn zugeftandenen 
Agrarzölle mit den Anduftriezöllen, fo ergiebt fih, daß die Neichäregierung 
1890/91 entfchlofjen war, jo weit e8 ging, an dem Induſtrieſchutzzolle feit- 
zuhalten, dagegen den Agrarfhußzol um ein Viertel bis ein Drittel zu er- 
mäßigen. Über die Zmedmäßigkeit diefer Politik gehen die Anfichten weit 
auseinander; nach unferer Auffafjung bat fie der deutichen Landwirtſchaft 
fchwere Opfer auferlegt, ohne der Induſtrie entfprechende Vorteile zu bringen. 
Auf ein weitered Moment fei noch aufmerffam gemadt. Die deutjchen 
Unterhändler haben den Ofterreichern eine ganze Reihe von Zollermäßigungen 
für Waren, in denen Ofterreich feinen Abſatz in Deutſchland hat, zugeftanden. 
Bei folgenden Waren hat nad der deutjchen Statiftif in den Jahren 1892 
bis 1900 feine Ausfuhr aus Ofterreih-Ungarn über 1000 Mark jtatt- 
gefunden: 


autonomer im Handelsvertrag 


Zollſatz feſtgeſetzter Zoll 

BR Er 50 Mark 4 Mart 
Butzenſcheiben.. ee a 24 „ 18:5 
Papri 50 „ 4 „ 
EEE a E.ı 30 „ 
Znaimer Gurten . . - - 22000. 60 „ 4 „ 
Dlivenöl in Flaſchen.... 2 „ 10 
Ricinusöl in Fäſſern.. .... Bi 2% 
Gereinigted Erdwah8 . .». . .» . aa |. 10 „ 
Marmor und Mabafterr » -» » » 2... 3.„ 2,50 „ 
Strohbänder? 2 2 2m 18 „ 10 „ 
Boden- und Wandbekleidungsplatten aus 

hemmen: 2 22 16 „ > 9 
Grobe unbedrudtes Wahstud . - » - » 1. z 10 


Es ließen fih ficherlih noch mehr Waren aufzählen, aber die Statiftif 
verfagt; fie faßt bei der Einfuhr mehrmals Warengruppen zufammen, unter 
denen fi im Handelsvertrag bevorzugte Waren finden. Wenn auch ber 
öfterreihifch-ungarifche Handel feine Vorteile aus dieſen Zugeſtändniſſen 
gezogen hat, fo doc; andere Staaten infolge der Meiftbegünftigung. 

Die öfterreihifche Politik verfolgte das ausgefprochene Ziel, nur einen 
Handelövertrag mit Deutfchland abzufhließen, bei dem dieſes einmilligte, 





ı 1897 Einfuhr 4000 Marf. 

2 Kleine Einfuhr bis 1897 und dann 1899, dagegen 1897 == 71000 und 1900 
—= 35000 Mar. 

3 Keine Einfuhr bis 18397; von da ab jährlih 1000 Marf. 
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feine Getreide- und Vieh-, wie feine Holzzölle erheblich herabzufegen. Yange 
ehe es zu den PVertragsverhandlungen fam', ift das klar und bündig in der 
Preſſe wie im Parlament ausgeſprochen worden. Bei der Erhöhung der 
Bollfäge von 1882 und 1887 hat man einmal den Schuß der öfterreichifchen 
Induftrie angeftrebt; andererfeit3 aber war der Gedanke maßgebend, daß 
Deutfhland in Ermäßigung feines Agrarjchußes nur gegen eine Minderung 
des öfterreichifchen Induftriefhuges einmwilligen werde. Die Zölle wurden 
folglich nicht nur im Intereſſe der öfterreihifchen Induſtrie fo hoch gejchraubt, 
Sondern auch, um als Negotionszölle zu dienen. Als es dann zu den Ver— 
tragsverhandlungen fam, mies die öfterreichifche Prefje auf die öffentliche 
Meinung in Deutjchland hin, die gegen die Beibehaltung des Agrarſchutzes 
wäre, und daß es im eigenen wirtfchaftlichen Intereſſe Deutſchlands Liege, 
fie fallen zu laflen, Ofterreich brauche deshalb zum Ausgleih feine Zu- 
geftändnifje zu machen. 

Die ölterreihifchen Unterhändler haben an diefem fchroffen Standpunfte 
nicht fejthalten können. Doc die Vorteile, die für die Ausfuhr der deutfchen 
Induſtrie fchlieflich eingeräumt wurden, waren nur mäßig, während Oſterreich— 
Ungarn für feine widtigjten landwirtſchaftlichen Ausfuhrartifel Zoll- 
ermäßigungen von 15—30 %o bemilligt erhielt. 

Der Erfolg hat gezeigt, daß man ſich in Ofterreich geirrt hat. Die 
Einfuhr von Roggen, Weizen und Mais tft ftetig zurüdgegangen, ja fait 
bedeutungslos geworden. Rußland und die Vereinigten Staaten haben 
Öfterreich von dem deutichen Markt verdrängt. In Malz, Hopfen, Holzborte 
und Gerberlohe, zum Teil auch in Gerſte, in Eiern und Geflügel behauptet 
Öfterreich noch heute feinen relativen Anteil an der Einfuhr in Deutfchland; 
nur in Nutzholz, Ochfen und Jungvieh hat es feine Ausfuhr gejteigert. 

Worauf tft diefer, troß der Zollermäßigung eingetretene Rüdgang der 
öfterreichifchen landwirtſchaftlichen Einfuhr zurüdzuführen ? 

Man pflegt als Erklärung auf dag Wachstum der öfterreichiich- 
ungarifhen Bevölferung hinzumeifen, deren Bedarf während der letzten 
Sahre fo erheblich geitiegen fei, daß die einheimifche Produktion nicht ein- 
mal der eignen Nachfrage zu genügen vermöge. 

Wäre diefer Einwand richtig, fo enthielte er die ſchärfſte Verurteilung 
der öjterreichifch-ungarifchen Handelspolitif. Da ſich 1891 eine Zunahme 
der Bevölkerung vorausfehen ließ, wäre es eine Flägliche, Furzfichtige Politik 
geweſen, auf die Minderung des deutfchen Agrarſchutzes jo großen Wert zu 
legen, als man gethan hat. Wir werden vielmehr nad anderen Urſachen, 
die diefen Nüdgang herbeigeführt haben, ſuchen müfjen. 

Seit Jahrzehnten hat die öfterreichifch-ungarifche Landwirtſchaft ihre 
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Erzeugnifje auf dem deutfchen Markte abgefegt. Erjt unter dem Handel3- 
vertrage hat fie ihre Stelle nicht mehr behaupten fönnen und da, weil ihre beiden 
Hauptfonfurrenten: Rußland und die Vereinigten Staaten, ungleich billiger 
produzieren fonnten. Die Produftionskoften pro Metercentner Weizen werden 
in Öfterreih! auf 9 fl. angenommen, während nad amerifanifcher Be- 
rechnung die Produftionzfoften des Weizens z. B. 1893 nur auf 3.50 fl. 
ſich ftellten. Verhältnismäßig noch nievriger find die Produftionstoften für 
Weizen in Rußland. 

Die öfterreihifh-ungarifche Landwirtſchaft ift mit durch die niederen 
deutfchen Getreidezölle des Handelsvertrages, die feinen Mitbewerbern einen - 
Vorſprung gaben, in eine jchwerbedrängte Lage gekommen. Sie hat ſich als 
Ausfuhrinduftrie entwidelt und mit dem auswärtigen Abſatz gerechnet. Jetzt 
fann fie bei den heutigen gedrüdten Preifen auf dem deutſchen Markte nicht 
mehr fonfurrieren. 

Suden wir uns ſchließlich noch einmal zu vergegenmwärtigen, welche 
Ziele Deutſchland beim Abſchluß des Handelsvertrages mit Öfterreich-Ungarn 
verfolgte. 

Unter Befürmortung des Fürften Bismard murden in Deutfchland die 
Aorarzöle eingeführt. Eine der erften Handlungen des Grafen Caprivi 
dagegen war es, in eine erhebliche Minderung des Agrarſchutzes einzumilligen. 
Was hat nun diefe Schwenfung der deutfchen Handels: und Wirtſchafts— 
politif veranlaßt ? 

Die Antwort wird je nach dem politifhen Standpunft des Einzelnen 
verfchieden lauten. Zu einer objektiven wiſſenſchaftlichen Beurteilung ftehen 
wir den Creigniffen nody zu nahe. Auch ruhen die Akten und Denkjchriften 
noch für längere Zeit verfchloffen in den Archiven. Wir können deshalb 
nur nad unferer fubjeftiven Auffaffung verfuhen, die Gründe, die diefen 
Wechſel bewirkten, darzulegen. 

Die Reichsregierung war zu dieſem Schritt nit durch eine Rüdficht- 
nahme auf die politifchen Parteien im Reichstage gezwungen; die Parteien 
für und mider hielten fih faft das Gleichgewiht. In der Reichstags- 
abftimmung vom Februar 1891 fiegten fogar die Vertreter der agrarifchen 
Intereſſen. Entjcheidend war es, welcher Seite ſich die Negierungspolitif 
zumendete. Sie allein gab in diefer wichtigen Frage den Ausſchlag. 

Innere politiihe Erwägungen — aud wenn fie nicht ohne Einfluß 
geblieben find — werben nicht allein die Regierung zu diefem Schritt ver- 





1 Grunzel in „Beitrag zur neueften Handelspolitif Öfterreihs“. Leipzig 
1901. ©. 76. 
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anlaßt haben. Man muß das Gejamtbild des deutſchen Außenhandels 
ind Auge faſſen, um zu erfennen, was die deutfche Politif damals bezwedte, 

Die Spannung zwifhen Ein- und Ausfuhr betrug in dem Handel 
mit Rußland zu Ungunften des Deutfchen Reiches in den Jahren 1888: 
250,8 Mil. Mark; 1889: 354,8 Mil. Mark; 1890: 355,4 Mill 
Marf; 1890: 355,4 Mil. Mark. Die ruffifhe Einfuhr ftieg; aber alle 
Bemühungen Deutfchlands, das eigene Abjatgebiet in Rußland zu erweitern, 
jtießen auf unüberwindliden Widerftand. Der Abſchluß des deutſch-öſter— 
reichifchen Handelävertrags bedeutet zunächſt einen Verſuch Deutfchlands, fi 
in der Zufuhr an Rohſtoffen und Getreide unabhängig von Rußland zu 
jtellen. 

Damit wurde Rußland vor die Wahl geftellt, entweder feine im Steigen 
begriffene Ausfuhr nah Deutſchland an Öfterreih-Ungarn zu verlieren oder, 
um unter den gleihen Bedingungen zu fonfurrieren, mit Deutfchland in ver- 
tragsmäßige Beziehung zu treten. 

Wie richtig diefe Politik geweſen ift, hat die Zeit gelehrt. Rußland 
beantwortete den öfterreihifch-ungarifchen Handelövertrag mit dem Zollkriege; 
gab aber dann fchlieglih im Handelävertrage von 1894 nad. Es war das 
ein großer diplomatifcher Sieg des Grafen Caprivi. Der Eintritt Rußlands 
in die vertragsjchließenden Staaten verfchiebt fofort das Bild der land- 
wirtfchaftlihen Zufuhr. Ofterreih wird zurüdgedrängt, Nufland erhält 
und vergrößert feinen Abſatz in Deutſchland. 

Die Politik des Grafen Caprivi, durch einen Handelsvertrag mit Ofterreich- 
Ungarn einen Drud auf Rußland auszuüben, tritt deshalb nicht jo klar hervor, 
weil im Laufe der Handelövertragsverhandlungen ‚mit Öfterreih von ihr 
abgewichen wurde. Ausgang des Jahres 1890 erweitert fi der Plan des 
Grafen Caprivi; an die Stelle eines Handelövertrags tritt der Gedante 
einer mitteleuropätfchen Zollunion, und als er fih als nicht durchführbar 
erweiſt, der eines mitteleuropäifchen Handelsvertragsfyitems. 

Sieht man von der allgemeinen Stellung des öfterreihifch-ungarifchen 
Handelsvertrags in der deutſchen Politif dagegen ab und prüft ihn nur auf 
feinen wirtfchaftspolitifchen Inhalt, jo kann unfer Urteil nicht günftig ausfallen. 
Er brachte der deutſchen Industrie feine wefentliche Erleichterung ihrer Aus- 
fuhr nad Öfterreih-Ungarn, er ſchädigte aber auf das ſchwerſte die Inter: 
eſſen der deutfchen Landwirtſchaft. 
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Tabelle 1. 
Öfterreih-ungarifher autonomer Tarif: Zollfäte, die für 
die Deutfhe Einfuhr galten. 

















Zollſatz Prozent Im Handels⸗ 
betrug des vertrag 1892 


nn Gold- | Waren» | feitgefegt 
gulden! | werte® | Goldgulden 
auf 100 kg: 
32b. ge und zubereitete Gemüſe — 5 52 2 
a 2 7 ee 10 Netto 9 7 Brutto 
—— und Zugvieh pro Stück: 
OB 2 520 15 12—17 12,75 
40. Stierre 4 4 gebunden 
BL BUBE So er a 3 2—5 & 
42. — DE a er RT 3 6 2,50 
Bi: ROIBER: 2-5: 00 ae 1,50 12 gebunden 
44. Safe, Widder, Sammel . .- .... 0,50 10—15 A 
7 Pe Er 0,25 15 A 
für 100 kg: 
Eßwaren. 
BB u ee 20 41 10 
DE a en 15 65 — 
Mineralien. 
108 bi. Farberden.. . ».- 2.0.0. 1 35 0,50 
Arznei und Parfümerieftoffe. 
> ätheriihe Die Ba hs Fade are ae 25 4 15 
08. parfümierte fie, ette, Öle...» - 10 2 gebunden 
Farb- und Gerbftoffe. 
109b. Farbhölzer verkleinert . . ».. 2... 1 12 0,75 
Gummen und Haren. 
115. gemeines Harz.. el 0,50 12 frei 
Baumwolle. Baummollgarne. 
124a. Garn roh, bis Nr. 12 enaliih . i 6 8 gebunden 
b. Garn roh, Nr. 12—29 englii . 8 10 R 
124 bis a. dasjelbe doubliert bie Nr. 12 engl. 8 10 . 
b. dasfelbe doubliert Nr. 12—29 eng! 10 12 > 
125.a. basjelbe gefärbt, bis Nr. 12 englifi 12 12—15 s 
b. dasjelbe gefärbt, Nr. 12—29 englifh . 14 13—16 2 
126. Garn drei» und mehrdrähtig. - » » - - 24 13 ” 
127. Garne für den Detailvertaut adjuftiert . 35 18 5 
Baummollwaren. 
128a. gemeine glatte Gewebe, roh . . . . -» 34 30 32 
b „ „ . gebleiht . . . | 45 27 40 
c . u . gefärbt. . . 55 22 50 
d. gewebt, bebrudt 70 24 60 
129a. gemeine gemufterte Gewebe, ar 1 45 29 gebunden 
b " R ei ge bleicht . 15 26 R 
c. ” " " gefärbt .. 65 25 v 
d. Re a ” — bedruckt | 80 28 70 


! Ein Goldgulden = 2 Kronen 38 Heller = 2 Mark 2 Pi. 
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Bollfag | Prozent [Im Handels» 
betrug des | vertrag 1892 
Gold: | Waren» | feitgeiegt 
gulden | wertes | Goldgulden 


Nummer 


für 100 kg: 


131a. feine Gewebe, roh. . » - 2.20. . 80 28 70 
I; 5 gebleicht, gefärbt x. . . 120 25 100 
132. feinite Gewebe -. - - 2 2200. 160 25 140 
133. geftidte Webmwaren, Spigen . . x... 300 22 225 
134. Samte und jamtartige Webmwaren . . - 90 18 85 
135. Dochte, Gurten, Treibriemen ꝛc. » » » 24 13 gebunden 
137e. LZeinengarn, gezwirntes... > 11 u 
138a. Jutegarn, einfad, 1Od. . » . 2... 1,50 6 - 
b. gezwirnt, gebleiht 10. c. 0... 5 12 : 
Zeinenwaren. 5 
139. graue Padleinwand. . » 22.2... 6 15—16 
140. ungemufterte, rohe . . » 2 2 2 20... 12 13 e 
141a. bis zu 10 Kettenfäden. . . 2.2... 20 14 — 
b. 11—20 SKettenfäden . » » 2 . 40 9 z 
142a. bis zu 20 Settenfäden . . » 2»... . 40 12 > 
b. -oebleiät, :Gefürdt 3: v4 44%: 80 14 
ec. Damaft aller Art......... 80 14 z 
48. über 20 SHettenfäden - » : 2» 2: 2 2.2. 80 7 
144. Battiſte, Geze. 120 11 2 
146. Spiten, Kanten, geftidte Webmwaren . . - 300 13 i 
147. Bofamentier-, Knopf», Band u. Wirkwaren 80 21 
Jutegewebe. 
148. Sack- und Packſtoffe..... 6 18-20 
149. Möbel» und Befleidungsftoffe ꝛc. . . - 40 20 > 
150. Zulsaewsbk = 2.5 24.008 oa wre 12 27 = 
MWollengarn. 
154 ca. Garne roh, einfach, über Nr. 45 metriſch 12 4 ’ 
de. Garne boubliert, re 14 4 
e2. Garne gebleicht, gefärbt, einfach, über 
Ef 16 5 14 
fo. Garne gebleicht, gefärbt, doubliert, über 
Nr. 45 MEI. 23: 2 ee 20 6 16 
Wollmaren. 
158. wollene Webwaren nad dem Gewicht . . 80u. 110120 u. 14 | gebunden 
mit Baummollfetten gewebt n. d. Gewicht 50 .30 — 
159. Samte und ſamtartige Gewebe . . . - - 10 13 85 
160. bedrudte wollene Webewaren. . . .» .» -» 80 9 gebunden 
Seidenwaren. 
168. geſtickte, Belaßartifel . . » » 22. 500 15 4 
169. ganzfeidene Knopf- u. Polanentierwaren 400 15 400 
b. andere ganzjeidene Waren . .» ... - 500 10 200 u. 400 
170a. halbfeidene Samte und Samtbänder. . 400 18 300 
b. andere halbjeidene Waren . . .... 250 11-18 225 
Künftlihe Blumen. 
171. fünftlide Blumen, Schmudfedern x. . . 450 3 — 
172. Beſtandteile künſtlicher Blumen. .... 200 10 — 


Papier und Papierwaren. 
186. Graues Löſchpapier u. rauhes Packpapier 
ungefärbt 3 22—4l 1,50 
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Zollfag | Prozent Im Handel3- 
betrug des vertrag 1892 


un Gold- | Waren-, | feftgefegt 
gulden | werte | Goldguldben 
für 100 kg: 
187. geglättetes, gefärbted 2c. Packpapier . .. 3 10 1,50 
188. Glanz» und Lederpappe . » » + 3 10 gebunden 
189. ungeleimte® ordinäres Papier . . .» +» - 5 17 3 
191. lithographiertes, bedrucktes ꝛc. Papier . . 7 8 5 
192a. Gold» und Silberpapier -. ». » . .. 15 8 10 
b. Tapetten nn en 25 22 18 
194. Bapierwaren. - » » een. 15 26 12 
195. Zuruspapeterien - » -» 2.0... 30 5 18 
Kautſchukwaren. 
200. Schläuche und Treibriemen . ... - » 20 8 gebunden 
203. Waren aus weihem Kautfduf. . . . » 30 8 25 
Wachstuch. 
210. Fußbodenbelege, Linoleum, Canyſtulikon 20 16 _ 
211. nicht befonder8 benannte Wahstuh . - 30 25 25 
Leder und Lederwaren. 
213. gemeines Leder. - nee. 9 3—6 — 
215. feines Leder. - - » een. 18 4 9 
218. Schuhwaren aller Art...» - 35 11 32,50 
Kürfchnermwaren. 
2208. zugerichteted Pelzwert, aus gemeinen 
J 10 6 6 
b. zugerichteted Pelzwerk, aus feinen Fellen 50 8 gebunden 
221a. Zonfeftioniertes Pelzwerk, auß gemeinen 
Selen. 2... - ERBEN 80 83 60 
b. fonfeftioniertes Pelzwerk, aus feinen Fellen 200 50 150 
Holz- und Beinwaren. 
2228. gemeinjte Holzwaren, nicht gefärbt und 
gebeizt 2 oe 0000. 1,50 7—10 gebunden 
b. gemeinite Holzwaren, roh und mit 
Metallbeihlägen - » » ne. 3 1 8—15 r 
c. gemeinfte Holzwaren, gefärbt u. gebeizt zc. 5 12 y 
224. feine Holzwaren . » » une 15 5—12 n 
225. Holzwaren mit fein eingelegter Arbeit. . 30 7—12 J 
225 bis feine Korbflechterarbeiten . . » - - - 50 31 25 
2968. rohe uneingelegte Fourniere 20... » - 1,50 5 gebunden 
b. gebeizte, aefärbte, polierte zc. Fourniere 3 2 5 
2298. grobes hölzernes Spielzeug. » » » + - 5 15 E 
b. anderes hölzerned Spielzeug - » » » - 20 14 15 
Glas und Glaswaren. 
2328. gemeines Hohlglas in natürlichen Farben 2 25 1,50 
b. — — —— weiß .. 4 41 3 
234. geſchliffenes, gemuſtertes, bearbeitetes 
nn 00. 8 13—50 6 
235. rohes ungeichliffenes Epiegelglas . - - - 1,50 9 gebunden 
236. Fenfterglad . » nennen 4 25 — 
237. Tafelglad » » - - een ne 12 21 j.T. gebunden 
240. Glasplättchen, Gladftängelden ꝛc. » » - 1,50 > gebunden 
242. farbiges Gla8 . . : rennen 12 15 6 
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Bollfag | Prozent |Im Hanbdels- 
Mn betrug des vertrag 1592 
MAT Gold- Waren⸗ feſtgeſetzt 
gulden | mwerted | Goldaulden 
für 100 kg: 
Stein» und Thonmwaren. 
245a. Schiefer in Platten -. . . » 2 2.2 .. 0,75 22 — 

b. Dachſchiefer, Tafelſchiefer . » » —1 18 0,25 
245 bis a. Cement.. 0,50 25 gebunden 
246. Brobier-, Schleif- und Wetzſteine . . - 0,50 426 frei 
246 bis künſtlich gefärbte Erden und Sieine, 

F— a 5 32—56 2 
247. feine Steinwaren (Lurusgegenftände) . . 15 7 gebunden 
250 a. Chamottewaren, Ziegel von gewöhn— 

licher DE: ee ern 0,50 35 0,25 

b. Gear. andere Ziegel . . .. 1 41 0,75 
251. Pflafterungsmaterial, Röhren . » . . . —1 25 45 0,50 
251 bis Retorten, Schmelztiegel. . . .'. .. 1 10 gebunden 
252 b. Töpfergefchirr aus gemeinjter Re: ge⸗ 

finterter Thonerde. - - » 2 2 22.2. 0,50 4 u 
253. Bauornamente - - » 2»: 2 nennen 3 9—16 0,50 
254. einfarbige oder weiße Thonmaren . . > 28 4 
b. zwei⸗ oder mehrfarbige Thonwaren . . 8 15 gebunden 
255b. farbiges, bemaltes, bedrucktes ꝛc. Porzellan 15 12 10 
Eiſen und Eifenwaren. 
257. Robeijen, alter Stahl und Eifen . . . - 0,80 32 0,65 
— nicht faconniertes Eiſen und Stahl .. 2,75 43 2, m 
b. fagonniertes Eifen und Stahl . . . 3,50 44 
260. Gifenbahnicienen a 2,75 42 2 50 
26la. Bleh und Platten, in der Stärfe von 
mm URD-WEBE 5 4 50 gebunden 
b. Blech und Platten, in der Stärke von 
weniger ald 1 mm bis 0,4 mm. . . 5 48 4,75 
c. Bleh und Platten, in der Stärke von 
unter O Te ae 6 41 5,25 
di. dreffierte Bleche und Platten, in ber 
Stärfe von 0,4 mm und mehr . . . 6 34 5 
d2. dreſſierte Bleche und Blatten, in der 
Stärfe von unter 04mm. ..... 7 32 5,75 
el. vernidelte, polierte x. Bleche und 
Platten, in der Stärfe von 0,4 mm. . 8 55—59 gebunden 
e2. vernidelte, polierte ꝛc. Bleche und 
Platten, in der Stärfe von unter 0,4 mm 10 50—65 9 
f. deffinierte, moirierte, ladierte Bleche 
und Platten unter 04mm. ..... 12 50 8 
261 bis e. Draht in der Stärke von weniger 
a8 03mm... . 2 22 ne. 6 17 > 
d. verzinkt, vernidelten ıc. Draht . . 8 50 6 
2628. ———— Eiſengew. roh, unverarbeitet . 2 31—35 gebunden 

b. R grob verarbeitet . 4 48 J 
263 a. gemeine Eiſen- u. Stahlwaren, rauh 4 22—27 — 

b 2 on „ grob verarbeitet 5 28—39 4 

c. „ RR. „ fein > 8,50 42 8 
264. daraus Drahtſtifte..... 6,50 67 gebunden 
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Zollſatz 
betrug 
Gold⸗ 


Im Handels⸗ 
vertrag 1892 
feſtgeſetzt 
Goldgulden 







Prozent 
des 
Waren⸗ 





Nummer 






für 100 kg: 
265. Waren aus Schwarzbleh ıc.. - .».. . 6 41-50 5,00 
265 bis gejchmiedete Dampfteflel - . . - » . 8,50 35 7,50 
265 ter * angeſtrichene ꝛc. Blechwaren. . . 15 52 12 
267. Charniere, Federn, Hauen, Schaufeln ꝛc. 7 26 6.50 
268. Drahlfeiie, grobe Drahtwaren NT 8 25—45 gebunden 
269. Werkzeuge, Schlöfler ıc. . -» » » .... 10 10-39 — 
269 bis Werkzeuge ıc.. - - 2 2 220 20. 20 12—45 15 
270. feine Eifen: und Stahlwaren, Kunftguß 15 9—69 12 
271. pr Waften, 
Schlittihuß ar EN 25 6-32 gebunden 
272. Mefferfchmiedwaren . -. . 2 2» 2 2... 50 11—142 45 
272 bis Nähnadeln unter 5 cm Länge 100 27 50 
Unedle Metalle und Waren daraus. 
273a. rohe, altes ac. Blei...» . 22.2... 2 14—17 | gebunden 
b. gegofienes, gemalztes zc. Blei... . . 5 ER , 
274a. robes, altes ac. Binf. . ı » 22... 1 6 frei 
. inf in Stangen, Platten, Blehen . . 3 12 1,50 
in? in Drähten und Röhren, Zinkguß. 5 12—18 3 
276. Kupfer, Nidel, Meffing ıc. 
2 in groben Gußftüden . .».. .... 6 8s—10 gebunden 
Sr in Stangen, Tafeln, Platten 8 4—11 — 
leche und Drähte..... 22.0. 10 5—13 1[9,3.7.gebund. 
e. plattierte, verjilberte Bleche, Platten. . 30 19—22 8 
279. feine Metallwaren . » 2 2 2 22202. 20 17—19 18 
280. feinjte Metallwaren . » . » » 2:20. . 50 20 40 u. 30 
281. feine Metalltüher - » : 2 2 222.0. 50 17 gebunden 
Maſchinen, Apparate. 
358. Sohomoblle . ..--» 2 0 una 8,50 16—26 8 
283 a. Näh- u. Strickmaſchinen, in Geſtelle zerlegt 8,50 62 6 
nr i Köpfe... . . 30 20 25 
z Beitandteile am Kopfe 20 22 12 
234. — —— Zwirnmaſchinen u. dergl. 
a. für Abfall der Streichgarnipinnerei . . 4,25 8 gebunden 
5 für alle andere Spinnerei . . ... .» 3 7 u 
284 bis MWebftühle, Stidmafdinen . . . . . 4,25 7—10 137. — 
u. z. T. 
284 ter Deſtillier- und Kühlapparate 10 14 gebunden 
284 quat Dreſchmaſchinen.. 2... 7 22 Pr 
286. Maſchinen, Apparate aus unedlen Metallen 15 22 12 
287. nicht beiond. benannte Maſchinen . . . - 8,50 11—35 > 
Fahrzeuge. 
290. Perſonenwagen en — pro Stück 75 9 gebunden 
für 8: 
291. Güterwagen.... 5 80 7 30 6,50 
Inſtrumente, Uhren, Kurzwaren. 
299 a. Dpernguder ic. - - 2: 2.000 200 18 125 
b. nit befonderd benannte me 
für den allgemeinen Gebraud) 50 3—7 gebunden 
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Zollfag | Prozent | 3m Handels- 
N betrug des vertrag 1892 
— Gold. JWaren⸗feſtgeſetzt 
gulden | wertes | Goldaulden 
für 100 kg: 
300a. Klaviere, Bianinos ı. . » » 2... 40 20—38 20 
b. andere mufifalifche Inftrumente. . . . 10 26 gebunden 
307. Gold» und Silberfiligranmaren, Korallen» 

WOREN ee 300 6 gebunden 
309. feine Kurzwaren - » » » >» 22020. 100 Rue 14] f. u. Anm.! 
310. Elfenbein-, Berlmutter- ıc. Waren . . . | 100 gebunden 
3lla. Kinderfpielmaren mit fünftlichen Blumen 

100 10 75 
b. Kinderfpielmaren mit anderen Webe- 
und Wirkwaren » » 2 2 2200. 50 21 gebunden 
314. unechtes Blattgold und Blattfilber . . - 50 10 40 
pro Stüd: 
3l6a. Regen- und Sonnenidirme aus Seide 
und Halbſeidee... 2°» 0,70 11 0,50 
b. Regen- und Sonnenihirme aus ans 
bern Shen -: : en 0,30 19 0,25 
für 100 kg 
Chemiſche Hilfgrtoffe. 
320. Salzläure, Eifenvitriol . ». .» 2.2... 0,50 bis geg. 21 |Salzfäure0.30 
Eiſenvitriol 
gebunden 
320 bis Schwefelfäure. . - : » 2 2 2 2... 0,75 31 0,50 
32la. rohe oder Fryftallifierte Soda, Pottaſche, 
0 0,80 333 gebunden 

b. kaleinierte Soda . » » 22.200. 1,20 25 n 

6 BOEEHBR ee 1,50 8 0,80 
322 bis Bleiglätte, Salpeter . . » 2... 2 10—13 gebunden 
323. Barytweit, fohlenfaures® Ammoniak ıc. . 3 6—41 2 

Chemiſche Produfte. 
325 bis Schuhwichſe... . 5 24—31 4 
328. Stärke, auh Stärfemehl. . ». .». ... - 6 31 gebunden 
330. Teerfarbftoffe, Alizarin . » » 2 2... 10 8 1,50 
331. nicht befond. ben. hem. Brodufteu. Fabritate 10 bisgeg.14| gebunden 
332. Siegellad, Tinten, Fabrikate aus Gallerten 10 24 " 
333. Blet-, Rot⸗, Farbitifte, Eifigfäure u. deral. | 24 15 18 
335. SEHHEniNe. » 4 0000000 nn 24 20 gebunden 
337. Barfümeriewaren -. -» » » 2 2 2 0 20. 75 31 — 
Seifen und Zündwaren. 
Al. Kerzen und Fettfabrilate - » 2.2... 11 22 9 
343. Zündhölzchen, Zündwaren . . .».... 7 31 5 
344. Feuerwerkskörper .... 24 49 gebunden 


Anſchließend an die öſterreich ungariſchen Zoll⸗Tarifſätze geben wir nach der 
Reichsſtatiſtik für eine Reihe der wichtigeren Artikel die deutſchen Ausfuhr— 
ziffern an. 





1Leoniſche Drähte 30, Faſſungen aus Stahl für Augengläſer 50 Gald., 
ſonſt gebunden. 
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Zabelle 11. 


Die veutfhe Ausfuhr nad Öfterreih- Ungarn betrug 
(in 1000 Rm.): 








Nummer I | 1835 1836 | 1887 | 1888 | 1889 | 1890 | 1808 





(19/37.) Baummwollgarn. . . » | 3338| 2065| 1969| 1909| 2016 1995 2018| 2451 
(38/52.) Baummollwaren . . . | 5669| 7443| 7318| 6592| 6112| 4494| 4302| 4611 


317. Jute . . I 5 5 1 a 
Kleider, Leibwäſche, Bußmwaren 

492/94. feidne ı . . — | 1476 1233) 1089 945) 846) 790) Sal 
en Bol en.\ — 1101| 1013) 1065| 1178| 1085 1008| 842 


497. aus Geweben mit Kaut- 
9* 


ſchuk überzogen ꝛc. ... — 25 62 53 71 74 93 34 
AUT > 2 2 220 0. 1 2451| 2 602) 2308) 2207| 21941 2005! 1891| 1717 


558/60. Jute, Manillahanfgarn — 3383| 627 740 1086 1615 1108 1164 
558 a. 561/63. Leinengarn .. — 374 264 310 408 373 383 331 
8387/96. Wollengarn..... | 8788! 8793 9766 10941 11236 13 286 112 377 13 884 


37. Vigognegarn.. 279 277 198 160, 286 226 165 200 
397/915. Mollenwaren . . . . [15 401:16 988/14 401 13634 13 179 10 737 10 765 |11 033 
7764. Nohfeide gefärbt. . . - — 3495| 4274. 3215| 2317| 2410| 2260| 3496 
715. Florettſeide gefärbt . . — 809 1380| 1257 728 1487| 1576 341 
T73/85. feidene Waren . . » . 1 2041| 1890 1738 1620 2003 2005| 1730 1589 
786/89. halbieidene Waren . . | 4279. 2957| 2634| 2540| 2402| 2862| 2783, 2926 
362. Bierde - » » 2 0. 0. 0. [23641 1420) 1283| 816) 1256| 1020| 1102| 920 
864, Kühe » - ©»... 0.0.74 1175| 1077 781! 538 317: 149) 221 
715. Balm- u. Kofoönußöl . . | 2781) 2929| 2421| 1946| 1809 2180) 2104 1957 


— 
.— 
vw 





2328, Robeifen. - » » = =» » 1 2689 7197| 989, 1032) 477 80 457 42] 
232. ſchmiedb. Eifen. . » - 1199 837 5831 6938| 486) 8834| 1075, 1665 
239/48. Eijenwaren, ganz grobe 3563| 2272| 1500: 998 1792; 1814 2058 2023 
249/55, ’ grobe . . | 9739) 6554| 5601, 5197) 5296. 5910 5110| 5516 
256/65. ’ feine . . 18272! 3374 3151) 2967| 3341| 3092| 2585| 3245 
469/75. Maſchinen in Teile. . [10006| 8121: 6452| 7097| 7188, 8396| 9257) 9982 
465. muſikal. Inftrumente . . 583| 1259| 1087| 1128| 940 73 893 77 
467. aftrom. Inftrumente . . | 2181| 1948| 1726| 1738| 1912| 1822| 1816, 2036 
441/450. Tifchlerarbeiten, grobe — | 1369| 1578| 1596! 1329| 1057! 1148| 984 
455. grobe Waren aus Kautſchuk - 1380, 1366 1 114| 437 544 998; 962 
421. Holgborten-&erberiohe . 106 78 98 263 195) 1501 126: 124 
462. Hopfen . » . 4332. 1216| 1544 2291| 2118 999) 2587| 1260 
5224 au. b. feine Waren a. "Kupfer 755, 1023| 1051: 1109: 1078 609 659 696 
526/27. feine vernidelte W.a. ft. 1199 1002 986 1249: 1671 127 566 639 
528au.b. Waren a. edl. Metalle | 3171| 3524| 3248 29551 3514| 3098| 3475| 9506 
BAG, Beber . 2 2 2 2 2 2 . . 14088 2828) 2986) 3455| 2974; 2665| 2469| 2 716 
547. Kaufchufleder - » » » 1 3934| 3465| 3927| 4394| 3630| 4574, 4969| 4 337 
992. feine Yederwaren . » . . — | 2120| 1928 2600| 2174| 1864 2513| 2956 
555, Handſchuhleder . . - -» . | 1250 2720| 3136: 4312| 4128| 4770| 4104| 3579 
40], Schaf- und Bieg enfelle s und 118° 53585051 409 1793| 1100 1080 
158, Sndigo » » = 2 0... 13581 3790| 2716 2218) 2144| 2592| 2792, 2315 


1 Im Durchſchnitt. 
Schriften XCVIII. — Verhandlungen 1901. 30 
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Tabelle IV. 
Deutſcher autonomer Tarif: Zollfäge, die für die Einfuhr 
galten, auf 100 kg berednet. 





















Mi Prozent | Im Handels- 
Solar des vertrag 1892 
Waren: feftgejegt 
wertes Mark 


Nummer 


A. Agrarſchutz. 
9. Getreide und andere Erzeugniſſe des Land— 


baues. 

ER na Ale 5 26 3,50 
IE. PR 5 37 3,50 

Da a 4 34 2,80 

01 Hülſenfrüchte.. ei 2 14 gebunden 
De ee a a eh 2,25 16 2 
EEE EEE 2 21 1,60 
f. gemalzte Gerſte.. 4 16 3,60 
13. Holz und andere vegetabiliihe und ani— 
maliſche Schnigitoffe. 

b. Holaborfe und Gerberlobe . . » .» ».. » 0,50 4 frei 
e. 1. Bau⸗ und Nußholz roh. - - »... . 0,20 6 gebunden 

eihene Faßdauben . » » » 2» 22... 0,20 6 & 
e. 2. vorgearbeitetes und zerfleinertes Bau- zu 0.40 5 0.30 

J a ee ! e r 
c. 3. gelägte, nicht gehobelte Bretter. . . . . 1 18 0,80 
d. grobe, rohe Böttcher:, Drechsler- und Tifchler- 

— 7 gebunden 
e. Holz in geſchnittenen Fournieren .. ... 6 6 5 
f. Deere töbel und Nöbelbeftandteile . F 10 9 gebunden 
g- feine Holzwaren.. a nn as 30 6 . 
14. Hopfen. 

Hopfen, auch Hopfenmehl (Brutto) . ... . 20 8 14 
25. Material- und Spezerei:, auch Konbditor- 

waren und andere Konfumtibilien. 
e. 1. Wein und Moft in Fäflern eingehend. . | 24 38 20 
f. Butter, auch ———— — ge 20 1: 16 
g. 1. ausgeſchlachtetes friſches Fleifh - 20 21 15 
g. 3. Geflügel, Wild aller Art, nicht lebend | 30 10 12 
p. 2. Dbft, Sämereien ıc. - ». » 2... 4 7—14 gebunden 
EL a a a a ee 10,50 40 7,30 

37. Tiere und tierifche Produkte. 
b. Eier von Geflügel -. ». - » 2 22200. 3 4 2 
39. Vieh (pro Stüd). 

Be Pereeee 20 2 gebunden 
b. GStiere und übe. - -. 2 22 000. 9 3—15 N 


Tab 
Einfuhr in das öfterreih-ungarifche Zollgeb 
















Pflanzenteile Fette. 


Gemilfe, Obſt, | Tieriſche Pro- 
bufte, 
Einfuhr aus dem Deutihen Neid . 


: 2 058 
Einfuhr aus allen anderen E.- Staaten 


| 7491 
5372 


27 522 





Summen und 


Farb⸗ und Gerbftoffe Harze q 








aus dem Deutihen Reih . 


Eu 
r aus allen anderen €. - Staaten 


Einfu 9113 ' 705 








Bürftenbinder- Stroh: und Bafl- | Papıı 
und Sieb⸗ waren 
macherwaren 









a — aus dem Deutſchen Reih . . 
Einfuhr aus allen anderen €. - Staaten 





olje und Glas und 
einwaren Glaöwaren 










Einfuhr aus dem Deutichen Reich 
Einfuhr aus allen anderen E.- Staaten 





anaten | Siimnihe | emiigeneer | ac 













Einfuhr aus dem Deutihen Reid . 


5 736 
Einfuhr aus allen anderen E.- Staaten 


268 | 4 776 1 353 | 


Einfuhr aus dem Deutſchen Neid . 


i 206 
Einfuhr aus allen anderen €. - Staaten 18 263 


: II. 
t im Specialhbandel 1891 (in 1000 Goldgulden): 






























; | Arjneleh 
Getränte | Eßwaren | gel, 50 ion, | —— Mineralien ——— 
€ 
1474 114 | 453 1932 460 | 316 
3348 6741 | 3287 4572 219, 500 
immolle, | Klads, Hanf Wolle, G | Seide und Kleidung, Wäſche, 
eg | — Bee ——— — | —— 
9817 | 6300 408 6.601 | 4487 
3 943 1440 | 33091 26 397 | 2223 
Nautſchuk, Guttas | u 
mn | een | Made | "mann | Aütanermare 
5 ee ee 7 a us 8658 | 2446 
764 | 301 | 306 8 601 | 541 
| | Nneble Metalle | | nftrumente, 
Thonwaren | Rdn | und Waren a | Fahrzeuge B Uhren, 
daraus | | Aurzwaren 
1145 2769 | msi | gs 21 | 7626 
583 3 446 4 494 | 7788 163 | 17407 
j £itteratur- — 
* | Zünbwaren | un) — Abfälle un Fourniere | Sübfrüdte Huder 























m | 15398 | 2890 108 | 58 9 7 
I 8, 189 | 2222 41463 | 1782 | 8826 58 
c | 
e | Schlacht- und Zugvieh | Andere Tiere | Die, Fette 
| 948 | 630 | 483 
| 6 947 


| 17 785 1510 
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Prozent | Im Handels- 
des vertrag 1892 
—n Waren- | feftgejegt 
wertes Mart 






%, DIE u 4 0a ee a 9—15 25 
 SURGDEER: 5. 1% 0: 2.5 0 ie 3—13 5 
BRD En an hE 5—15 gebunden 
SL Schweine»... 220er 5 5 
h. NSORTRIEB: = 4.2 u Eee ee 1 gebunden 
a, > a 5 J 
B. Induftriefhug. 
3. Droguerie- und Apothekerwaren. 
a. äthberifihe Dle - «20000. bis geg. 5 r 
d. Zündhölzer, Zündkerjen . . » » 2... 17 : 
e. gelbes und rotes blaufaures Kali. . . . - 2 z 
i. Falcinierte Soda . - » 0000. 29 5 
k. rohe, natürlihe ıc. Soda . » » +... 5 z 
6. Eifen- und Eijenmwaren. 
b. fhmiedbares Eifen . ». » 2... 0.0. 12 1,50 
e. 2, grobe Eifenwaren - » «0... 9 gebunden 
10. Glas und Gladwaren. 
a. Email: und Glafurmafie - .» » +...» 7 J 
b. weißes und —2366* Hohlglas — 26 
d. L rohes, ungeſchliffenes Spiegelglas ... 9 
d. 2. Tafel» und Fenſterglas... - 28 s 
e. Behänge, geichliffened Glad . . ..... 9 12 
zu £ Milchglas, Alabafterglad ıc.. .... - 17 gebunden 
20. Kurze Waren, Quincaillerien. 
b. 1. Waren aus Bernftein, Meerihaum . . . 10 150 
b. 2. feine Galanterie- u. Quincailleriearbeiten 16 175 
8. Fächer aller Art. ». oo 000000 12 gebunden 
22, Zeinengarn, Leinwand und andere Leinen- 
waren. 
a. L Garn bis Nr. Benglifid . . ---» - 5 4—9 ri 
2, Garn über Nr. 8 bi8 Nr. 20 ..... 6 4—9 J 
3, Garn über Nr. 20 bis Nr. 33 — 9 4—) ö 
4. Garn Über Nr. BB... 20000. 12 4—9 : 
b. 1. Garne gefärbt, bedrudt ꝛc. bis zu Nr. 20 
üb: ao nun nenn 12 78 gebunden 
2. Garne gefärbt, bedrudt ꝛc. über Nr. 20 
DIE RE Ba. 5 ae en 15 78 — 
8. Her AB... 20 200 000. 20 78 ü 
c. accommodierted Nähgarn. - » -» +. 36 12 - 
d. accommobdierter Nähjwirn - » » +... . 70 13 - 
f. Leinwand, a ıc. ungefärbt 
1. bis mit iden in der Kette . . . - 12 9—20 N 
2. mit 41—80 Fäden. -. » 2.0.0.0. 24 9-20 ii 
3. mit 81—120 Fäden . » .» 36 9—%0 N 
4, mit mehr ald 120 Fäden... .. +». 60 9—% : 


30 * 
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Prozent | Im Handels: 








Zollſatz 








des vertrag 1892 
Nummer betrug — feftgeiegt 
Mark wertes Mark 





g. Leinwand, Zwillich ꝛc. gefärbt 
1. Leiwand bis mit 120 Fäden in der Kette 60 14—16 | gebunden 

2, Leinwand mit mehr als 120 Fäden in 
1 A 120 
3. Damafte aller Art. . - » 2.202. . 150 


27. Papier und PBappmwaren. 
b. ungebleiter Halbftoff-. - -» » » +...» 
e. ungeglätteted Badpapier. - ». » 
d. — Packpapier...... 
e. Druck⸗, Schreib⸗, Löſch-Seidenpapier . - - —1 
38, Thonwaren. 
b. feuerfeſte Steine. 
alz⸗, Dachziegel, Thonfließen ꝛc. - - - 
. Schmelztiegel, Muffeln -. - -»- » »... 
1. weißes Porzellan. - » - 2 222. 
2. farbige Porzellan - » » » 222... 


41, Wolle fowie Waren daraus. 


c. Za. Garn . 
roh, einfach... 
roh, doubliet.. 8 1 


Spk 
a co wor 


ur 
8 


gebunden 


10 
20 


mmap 
Ekvmo 


gebunden 


wel Eusbbb SER“ =, 


Smon. 


Zabelle V. 
Deutihe Einfuhr aus Öfterreih-Ungarn, in 1000 Mark. 








1887 










Nummer 1888 1889 | 1890 1891 


1885 | 1886 














2730| 3831! 3431| 7857| 9102| 7065| 18879 
6702| 4613| 8807111603) 15955| 11168 | 4829 
202) 5931 56 6 5790| 524 
6000| 4030| 8244| 10 918 15a] 1059| 4305 
3721 2361 3511 264 9255| 1890| 157 
11 691| 9700 11577 12 171) 13 694| 13584 | 11 708 
1754| 1310| 2361| 2133| 2176| 1367| 1175 


1, Abfälle, zollfreie €. . . 

2. Baummollgarne,-waren . 
1) zollpflitige €. . . . 
2) zollfreie €&..... 

3. Blei, zollfreie E.. . . . 

5. Droguerie, Apothefen 
2) aolpkihtige Be % 

) 





zollfreie ©... . . 9937| 8390| 92216/10038) 11518| 12217 | 10583 
6. Eifen und Eifenwaren, | | | 
zollpflitige €. . . . . 1490| 2374 5 2762| 2611| 29574) 6551 


16 466 |17 246 |18 562 24565) 26585| 34348 | 49 341 
2982, 3789| 4222| 4567| 4198| 3242| 3236 
83 518|80 179/99 398|79 181|121 638121 360 | 137 7 
63 812 |55 23773631 55332] 98 706) 97240 | 1085 
29 
4 


7. Erden, Erze, zollfreie E. 

8. Fladhs, zollfreie €. 

9. Getreide . . 2.22 .. 
1) zollpflictige €... . . 
2) zollfreie ©... . . 

10. Glas, Glaswaren, zoll- 
pflidtige €. ! ... . 








19 706 24 942|25 767 23849| 22.932] 24 120 
| 
4484| 5305| 5462| 4345 Ei 4215 
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Nummer 





oki =: % — 
zollpflichtige E. 
2) zolffreie E..... 
12. Häute, Felle, 3ollfreie E. 
13. Do J 
— E.. 
zollfreie ©. . . 
nen zollpflichtige €. 
nftrumente, Fa 
autſchuk, zollpfl. E 
—7 Kleider, zollpflicht. E 
IE Kupfer. ... 
1) ollpflichtige & .. 
2) zollfreie €& . .. . 
20. Kurzwaren, zo0llpfl. € 
21. Xeder, zollpflichtige ©. : 
22. Zeinengarn, zollpfl. €. 
24, Litteraturgegenftände, 
ollfreie € 
25. Materialwaren 


—J— ee... 


.. 0. 3 8 8“ 


zollfreie 
RN — e €. 
zollfreie €. . . . . 
27. Bapier, zollpflidt. €. . 
28, Pelzmwerk, zollpflicht. — 
29. Petroleum, zollpfl. €. 
30. Seidewaren..... 
2 age E... 
zollfr ee & .... 
38. Steine . ...... 
1) zollpflichtige €. 
zollfreie € . . . 
oble ꝛc., jollfreie €. 
= Stroh» und Baftwaren, 
zollpflihtige €.. . . 
36. Teer, Pech, zollfreie ®. . 
37. Tierifhe Produkte 


1) zollpflitige €. . . 


2) zollfreie €. 
38, Thonwaren . .... 
1) zollvflidhtige E. 
ER - jolffreie €. .-. 
ieh, zollpflichtige €. 
Fon Wolle ic. 
2 zollpflichtige E. . . 
2) zollfreie E. . . 
42, Zink, zollfreie €. 


— — 
1885 — 1887 | 1888 | 1889 
| | 


12 567113483) 13.679 
4667| 5314| 6467 
7900| 8169| 7212 
10 21010 237| 9 792 
39 083|60 918| 70 164 
37 495 |59 458 |68 147 
1588 2017 


1460 

3816| 3531| 4415 
1715 
118 











5641 


—— 
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476 Anhang IH. 


Tabelle VIN. 


Mert ! 


Deutſche Ausfuhr. 











Eigenhandel ? Menge 












n. d. öiterr.- In. d. deutſch. 






umgerechnet 













Statiftit, 





in 10000 M. 


ung. Statiftit 


in 1000 Tonnen 


Statiftif 





1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1893 
1892 


1399 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1893 
1892 


in 1000 Kronen | in 1000 Nm. 


508 322 
479 398 
458 678 
436 340 
437 971 
437 954 
416 94:3 
390 333 


Tabelle IX. 
| 
596 951 762 408 
776 558 660 074 
742 408 631 046 
735 350 - 625 047 
700 220 595 187 
774 186 658 015 
754 240 641 104 
711644 604 897 
























449,9 
426,4 
405,5 
399,7 
373,9 
352,8 
339,0 
320,3 








6 837 
7086 
6613 
6 626 
5991 
5396 
4984 
4399 


Deutfdhe Einfuhr”. 


715,5 
627,1 
582,7 
546,8 
513,0 
572,4 
571,0 
563,0 


I Dibne edle Metalle und Münzen. 
2 Die Krone zu 8 Bf. gerechnet. 


° Ausmwärtiger Handel des deutfhen Zollgebiets im Jahre 1399. 1. 


Heft 3: ſterreich-Ungarn. Berlin 1900. 





14 236 
13 343 
12 564 
11 714 
10 613 
10 576 
10 545 
10 465 











6 870 
7343 
6684 
6 754 
6 083 
5342 
4921 
4353 


14 211 
13 549 
12 594 
11 872 
10 788 
10 729 
10 500 
10 537 
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on the date to which renewed. 
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